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Vorwort. 


Diese  GnmdsftUe  des  praktischen  Europftkeh* 
Amerikanischen  Seerechts  sind  nicht  aus  einer  müssigea 
Specolation  heraus»  f&r  mttosige  Speeulirer  geschrieben,  son- 
dern sollen  möglichst  dem  praktischen  Bedflrfoisse  der  Richter 
und  Advocaten,  der  Handels-  und  Seeleute  entspredien. 

Nichtsdestoweniger  macht  das  Weik  entschieden  einen 
Anspruch  darauf,  die  Wissenschaft  des  Seerechts  weiter 
SU  befördern. 

Zugleich  hat  das  Werk  noch  ein  patriotisches  Ziel, 
nftmlich  den  Umschwung  des  vaterlAndiBchen  Seelebens  in 
der  Gegenwart  durch  Aufdeckung  der  den  internationalen 
Seeverkehr  leitenden  Grunds&tse  zu  unterstatzen  und  viel- 
leicht zu  beschleunigen«  Indessen  ist  doch  der  Standpunkt 
des  Verfassers  und  zuversichtlich  auch  seines  Werkes  nicht 
ein  bloss  Deutscher,  Oberhaupt  kein  besdirinkt  nationaler. 
Der  Ver&sser  erkennt  zu  sehr  die  grosse  Weltbedeutung 
und  Weltstellung  des  internationalen  Seeverkehres,  ala 
dass  er  sich  in  die  Befiuigenheit  eines  spedfischen  Staats- 
und Yolksparticularismus  hAtte  verstricken  können.  Er  hat 
nur  als  ein  guter  Patriot  namentlich  dem  Norddeutschen 
Seeverkehre  zu  Diensten  sem  wollen.  Aber  er  weiss  sehr 
wohl,  dass  das  Norddeutsche  Seerecht  in  seiner  Vereinzelui^ 
kaum  zu  einem  organischen  Ganzen  verarbeitet  werden  kann» 
dass  dasselbe  forjtwAhrend  des  Seerechts  der  übrigen  Staaten 
Europa's  und  Apierika's  zu  seiner  Ergänzung  bedarf,  dass 
überhaupt  das  moderne  Seerecht  universeller,  internationaler 


IV  Vorwort 

d.  i.  Europ&isch-Amerikanischer  Natur  ist,  dass  mithin  selbst 
derjenige,  welcher  das  Particularseerecht  seines  Vaterlandes 
darstellen  wolle,  diese  universelle  Natur  des  Seerechts  fort- 
während im  Auge  behalten  müsse,  wenn  er  nicht  etwas 
völlig  Mangelhaftes,  Unvollständiges  und  Unbrauchbares  liefern 
wolle.  Nun  vollends  der  Verfasser  dieses  Werkes,  welches 
eben  vorzugsweise  das  internationale  8«erecht  darstellen  soll 
und  dabei  nur  besonders  auch  das  Norddeutsche  Handels- 
interessc  berücksichtigt!  Daher  hat  es  denn  der  Verfasser 
für  nothwendig  gehalten,  wie  das  Norddeutsche,  eben  so 
sehr  das  Holländische,  Englische,  Französische, 
Spanische,  Nordamerikanische,  Dänische,  Schwe- 
dische, Russische  etc.  Beerecht  in  allen  Details  in  die 
gehörige  Berücksichtigung  zu  ziehen,  ja  der  Ver&sser  hat 
vorzugsweise  seine  Grundsätze  des  Europäischen  See- 
reohts  aus  einer  Vergleichung  und  Combination  der  ein- 
zelnen Bestimmungen  aller  jener  Particularseerechte  con- 
struiren  und  schon  darum  sie  alle  gleichmässig  berück-* 
sichtigen  zu  müssen  geglaubt.  Doch  hat  er  einmal  die  Staaten 
des  Mittelmeeres  und  somit  auch  Süddeutschlands  nicht  so 
besonders  berücksichtigen  woUen.  Sodann  aber  ist  es  natür- 
lich, dass  er  die  neueren  vollständigeren  und  praktischen 
Seerechte  mehr  benutzt  hat,  als  die  älteren,  unvollständigen 
und  vielfadi  veralteten.  Demnach  hat  er  namentlich  das 
Holländische  und  Spanische  neueste  Handelsgesetzbuch  wegen 
ihrer  grossen  Vortrefflichkeit,  sodann  den  Französischen  Code, 
nicht  weniger  das  neueste  Preuss.  Recht,  besonders  wegen 
seiner  Vollständigkeit,  vorzügEch  aber  die  EngHscbe  und 
Nordamerikanisdie  Praxis  wegen  ihrer  grossen  Autorität  und 
Verbreitung  in  $3len  Ländern  benutzt,  und  konnte  ftlglidi 
weniger  benutzen  die  Schwedischen,  Dänischen,  Russischen, 
sowie  die  mittelalterlichen  Redite,  weil  deren  Bestimmungen 
warn  Theil  veraltet  imd  meist  «ehr  unvollständig  sind,  so  dass 
gerade  die  Seerechtspraxis  dieser  Länder  mehr  als  dies  in 
anderen  Staatm  der  Fall  ist,  deren  Seereditsgesetsgebung 
neuer  und  vollständiger  oder  deren  Praxis  wie   in  England 


Vorworl.  V 

mebreotwidiAltisty  unnütleHMr  «rfdieGnindsatBedMEiurop. 
8«er«chte  «beriunpt  sich.itatBen  nraas. 

Als  ein  Frevel  erscheint  es  aber  geradezu,  die  lebendigen 
Str&mnngen  des  modernen  Seeverkehrs  in  die  armseligen 
Bestimmangen  des  Römischen  Becbtes  tkber  Beerest  ein- 
awftngen  su  irollen,  obwohl  gewisse  Gerichtshöfe  anderer 
Meinung  su  sein  aehamen. 

Zur  Benutaung  des  Werices  in  Beang  auf  ein  amzehiea 
Land  wird  man  allerdings  noch  dessen  besondere  partiodar- 
rechdiche  BestimaiungeB  immer  au  Radie  aiehen  mOssen. 
Denn  nach  Umfeng  und  Anlage  des  Weri&es  war  es  nickt 
möglich,  jcf^liche  parttcularrechtliche  Besonderheit  au  notire% 
sondern  nur  die,  welche  fiOr  das  gemeine  Seerecht  von  Be» 
deutnng  zu  sein  schien. 

Auch  konnte  und  sollte  in  dem  Werke  nicht  ausdrück- 
lich eine  historische  Entwickelimg  und  Feststellung  der 
heutigen  Praxis  gegeben  werden.  Dasselbe  würde  sonst 
allzusehr  angeschwollen  sein.  Indessen  wird  hoffentlich  der 
Leser  merken,  dass  der  Ver&sser  auf  Grundlage  eines  histo- 
rischen Studiums  der  einzelnen  Seerechtssatzimgen  seine 
Grunds&tze  auferbaut  hat.  Blosse  antiquarische  Notizen  hat 
er  selten  angebracht. 

Zu  einer  völlig  abgerundeten,  geschlossenen  Systematik 
schien  dem  Ver&sser,  wegen  des  Mangels  an  bedeutenden 
Vorarbeiten,  der  Stoff  noch  nicht  genug  pr&parirt  zu  sein. 
Es  hat  sich  demnach  der  Verfasser  nur  einer  gewissen  Ueber* 
siditlichkeit  zu  praktischen  Zwecken  befleissigt  und  glaubt, 
bei  dem  gegenwärtigen  Standpunkte  der  Seerechtswissen- 
schaft, auch  in  dieser  Beziehung  den  wissenschaftlichen  An- 
forderungen Genüge  gethan  zu  haben.  Seine  Nachfolger 
mögen  hierin  Besseres  leisten.  Uebrigens  hat  der  Verfesser, 
bei  dem  ziemlich  bedeutenden  Umfange  des  Werkes,  nicht 
angestanden,  in  einzelnen  F&llen  kleine  Wiederholungen  su 
machen. 

Seine  Vorgänger  hat  der  Verfasser  gewisssenhaft  benutzt^ 
namentlich  Abbott,  Pardessus  und  Pohls.     Besonders   hat 


VI  Vorwort. 

Letsterer  ihm  ein  sehr  schAtzbares  und  ungemein  reicUud* 
tiges  Material  geboten,  welches  aber  der  Ver&aser  bedeutend 
vermehrt  hat. 

In  den  Details,  wo  es  namentlich  mehr  auf  Zahlenyer- 
hAltnisse  oder  ganz  oonerete  Bestimmungen  Ähnlicher  Art 
ankam,  hat  es  der  VerSssser  vorgezogen,  statt  vieler  ab- 
stracter  Redensarten  ein&ch  das  Princip  anzudeutm  und 
dafi!^  die  detaillirten  Bestimmungen  der  einzelnen  wichtigen 
Seerechte  zur  E2rl&uterung  hinzuzufiQgen. 

Schliesslich  erkennt  der  VerfE^er  mit  dem  herzlichsten 
Danke  die  freundliche  Aufoahme  und  literarische  Unter- 
stützung an,  welche  ihm  wfthrend  seines  siebenmonatüchen 
Aufenthaltes  in  Hamburg  von  vielen  Seiten  zu  Theil  ge- 
worden ist. 

Halle^  den  26.  November  1850. 

Der  Verftisser. 
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Kapitel  i. 
Grundbegriffe« 

$.  1.   Bedeutung  des  Seerechti. 

Das  Seerecht  umfasst  den  Kreis  derjenigen  Rechtsverb&lt'- 
nisae,  welche  sich  auf  Gruadlage  des  durch  die  See  vermiUelten 
Verkehres  bilden.  Es  ist  ein  eigenthOmlicher  Zweig  des  allge- 
meinen Verkehrs-  oder  Handelsrechts  und  hat,  in  seiner 
verschiedenen  Ausdehnung,  zugleich  einen  mehr  oder  weniger 
internationalen  Charakter,  stützt  sich  demnach  auf  dasVO  1  k  e  r- 
recht  (droit  des  gens)  im  modernen  Sinne  (siehe  $2.).  Das 
Schiffahrtsrecht  umfasst  noch  mehr  als  das  Seerechl,  indem 
es  sich  über  die  Rechtsverhältnisse  der  Schiffahrt  sowohl  cur 
See  als  auf  den  FlUssen  verbreitet;  das  Seerecht  ist  eben  nnr 
das  Seeschiflahrtsrecbt  Wir  Deutschen  sind  arm  an  Namen 
dafbr<);  franzdsischheisst  es  droit  maritime;  englisch  naval, 
maritime,  marine  law,  sea-law^  law  of  the  sea,  law  of  maritime 
commerce,  law  of  shipping  and  navigation;  lateinisch  ius 
maritimum. 


1.  In  technisther»  namentlich  juridiicher  Bexiehung  bedient  man  üch 
im  DeuUchen  nicht  des  Ausdrucks  Meer,  sondern  See,  also  See- 
lecht,  Seemann,  Seewesen,  Seebandlung  etc. 

V.  KalieDborn,  Seerecht  I.  1 
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S  2.  Eintheilongen  *)• 

Theils  nach  dem  inneren  oder  Äusseren  umfange^  theils  nach 
der  wissenschaftlichen  Auflassung  wird  das  Seerecht  verschieden 
eingethellt.  I.  Man  unterscheidet  wie  alles  Recht  so  auch  das 
Seerecht  als  positives  und  als  natürliches  (ideales,  phi- 
losophisches). Letzteres  hat  das  Ideal  (die  wahre  Natur) 
der  rechtlichen  Grunds&tze  für  den  Seeverkehr  darzustellen  und 
hat  dafür  keinen  höheren  oder  niedrigeren  Massstab  als  den  der 
höchsten  wissenschaftlichen  Auffassung  (Philosophie)  des 
jedesmaligen  Zeitalters,  so  dass  auch  diese  Art  des  Seerechts 
nichts  Absolutes,  Ewiges,  fttr  alle  Zeilen  Gleiches  sein  kann. 
Die  Darstellung  eines  solchen  philosophischen  Seerechts  ist  noch 
nicht  versucht  und  dürfte  wegen  der  Sprödigkeit  des  seerecht- 
lichen Stoffes  ihre  grossen  Schwierigkeiten  haben.  Das  positive 
Seerecht  ^at  dagegen  nur  die  Wirklichkeit  der  Praxis  des 
Seeverkehrs  vor  Augen  und  stellt  entweder  dar,  wie  sich  diese 
Praxis  im  Verlaufe  der  Geschichte  in  den  verschiedenen  Zeiten 
allmftlig  gestaltete  und  entfaltete  (positiv-historisches  See- 
recht, Geschichte  des  Seerechts),  oder  es  hält  irgend  ein 
Stadium  der  historischen  Entwicklung  des  seerechtlichen  Ver- 
kehres und  namentlich  in  seiner  jüngsten  Gestaltung  in  der 
unmittelbaren  Gegenwart,  fest  und  fasst  die  einzelnen 
Satzungen  zu  einem  systematischen  Ganzen  zusammen 
(positiv-dogmatisches  Seerecht,  positives  System  des 
Seerechts,  positives  oder  praktisches  Seerecht).  —  II.  Nach 
dem  ftusserlichen  umfange  des  Gebietes,  innerhalb  dessen  das 
positive  Seerecht  praktisch  gilt,  unterscheidet  man  dasselbe 
wiederum  in  universelles,  allgemeines  und  particulft- 
res,  locales,  statutarisches  Seerecht  Unter  dem  ersteren 
versteht  man  gewöhnlich  >)  das  praktische  Europäisch-Amerika- 


1  VergL  Pöhl't  Seeiecht  8.  1—3  mit  N au  VOlkeneeredit  $  4—15» 
welcher  letilere  sehr  detaülirt  ist,  aber  lebr  veraltete  Anaiebtea 
auftiacht. 

3.  Doch  Teratehen  Manche  unter  allgemeinem  Seerecht  auch  wohl 
dat  philosophitche  oder  natürliche.  —  Auch  nennt  man  das  See- 
recht eines  Reiches  (oder  Staatenbundes)  gemeines  oder  allgemeines 
im  Gegensatz  zu  dem  der  einzehien  Linder,  Provinzen  und  StSdte» 
z.B.  Gemeines  Deutsches  Seerecht,  im  Gegensatz  zum  parti- 
cttlftren  HamburgischeB  u.  s.  w.  --  ThOi's  (Handelsrecht  I.  S.  9) 
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nische  Seerecht,  welches  die  Grundsatze  enthalt,  welche  über- 
haupt unter  allen  ihren  Seeverkehr  auf  der  Basis  des  Rechts 
regulirenden  Völkern,  also  allgemein,  universell  gilt.  Das  par- 
ticullre  etc.  hat  ein  geringeres  Gültigkeitsgebiet,  n&mlich  einige 
Staaten  oder  ein  Reich,  eine  Provinz,  Stadt  etc.;  also  z.  B. 
Englisch-Nordamerikanisches,  Französisches,  Pommersches,  Dan- 
ziger  Seerecht.  —  III.  Nach  den  Quellen  unterscheidet  man 
sowohl  das  gemeine  als  das  particulare  Seerecht  in  Gewohn- 
beits-  und  in  Yertragsseerecht.  Für  das  allgemeine  Euro- 
päisch-Amerikanische Seerecht  sind  Gesetze  keine  (wenigstens 
keine  unmittelbare)  Rechtsquelle;  das  durch  Gesetze  unmittel- 
bar festgestellte  Seerecht  ist  immer  nur  particulftres  (Russisches, 
Englisches  etc.).  —  IV.  Die  Abtheilung  in  Friedensseerecht 
und  in  Kriegs  seerecht  ist  leicht  verstandlich.  Das  völkerrecht- 
liche Institut  des  Krieges  ^)  erzeugt  in  seinem  Einflüsse  auf  den 
Seeverkehr  einen  eigen thümlichen  Kreis  seerechtlicher  Verhält- 
nisse, welche  dasSeekriegsrecht  bilden.  — V.  In  der  Beschran- 
kung auf  den  Seeverkehr  der  Privatpersonen  untereinander  ist 
das  Seerecht  Privatseerecht;  auf  die  Beziehungen  seerecht- 
licher Art  zwischen  der  Staatsgewalt  und  den  Unterthanen  eines 
Landes  Staatsseerecht  und  dieses  ist  allemal  psrticularen  See- 
recht, indem  es  einen  Theil  des  positiven  Staatsrechts  jedes 
einzelnen  seehandeltreibenden  Volkes  bildet  und  sich  namentlich 
durch  finanzielle,    polizeiliche  und  militärische  Bestimmungen 


Eintheilnng  des  pontiven  HtndehrechtB  (und  conteqnent  des  See- 
rechts)  in  historisch  allgemeines  und  dogmutisch  allgemeines 
•eheint  mir  an  sich  nieht  viel  werth  und  ist  namentlich  im  Seereehte 
ohne  Bedeutung,  das  gemeine  Europliache  wie  das  gemeine  Deutsche, 
FransOiische,  Englische  etc.  Seerecht  ist  eben  so  sehr  ein  historisch 
wie  dogmatisch  allgemeines.  Der  Unterschied  konnte  nur  In  dem 
Grade  und  der  Art  der  wissenschaftlichen  Behandlung  liegen,  indem 
in  dem  einen  Falle  (historisch)  die  einzelnen  S&tze  nur  mechanisch 
losammenaddirt,  in  dem  anderen  (dogmatisch)  zu  einem  systemati- 
schen Ganzen  nach  den  leitenden  Principien  combinirt  werden 
mochten:  eine  Unterscheidung,  welche  ernstlich  durchzuführen  Nie- 
mand sich  herablassen  wird,  also  etwas  Unpraktisches.  Vergleiche 
Obrigena  meine  KriUk  des  VOlkerrechU.  S.  238  ff. 
Der  Krieg  ist  eins  von  den  internationalen  Rechtsmitteln  zur 
SdiUcbtung  von  Streitigkeiten  unter  Staaten. 

1* 
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charakterisirt*);  endlich  auf  die  Verkehrs verhältnisae  der  Staaten 
untereinander  Volkers eere cht*)  oder  internationales  Seerecht 
im  engeren  Sinne.  Das  Staats-  und  das  Völker-  (besser 
Staaten-)  Seerecht  zusammen  bilden  das  öffentliche  See- 
recht. Das  Privatseerecht  kann  entweder  particulUres  (z.  B. 
Preussisches,  LQbisches»  Pommersches  etc.)  oder  auch  allge- 
meines, nämlich  Europäisch  -  Amerikanisches  sein  und  hat  im 
letzteren  Falle  jedenfalls  einen  gewissen  internationalen,  öffent- 
lichen Charakter;  es  handelt  sich  dabei  namentlich  auch  um  den 
Seeverkehr  der  Privatleute  des  einen  Staats  mit  denen  des 
anderen  und  ein  solcher  Verkehr  steht  allemal  unter  den 
Satzungen  und  unter  dem  Schutze  des  Völkerrechts.  Wenn 
somit  das  allgemeine  Europäisch -Amerikanische  Privatseerecht 
wenigstens  indirect  in  den  Kreis  des  internationalen  Rechts  ge- 
hört, so  ist  dagegen  das  Völkerseerecht,  wie  das  auch  schon  der 
Name  andeutet,  unmittelbar  ein  Theil  des  Völkerrechts  und  wird 
auch  gewöhnlich  ziemlich  umfangreich  in  den  Systemen  und 
Handbüchern  des  Völkerrechts  abgehandelt  ^). 

S  3.   Dm  praktische  Europaisch-Amerikaniiche  Seerecht. 

Der  Kürze  wegen  bezeichnet  man  dasselbe  auch  wohl  nur 
als  Europäisches  ganz  so  wie  dies  beim  Völkerrechte  geschieht. 
Es  wird  vom  völkerrechtlichen  Standpunkte  aus  das  gemeine 
praktische  genannt,  well  behauptet  werden  darf,  dass  es  bei 
allen  ihren  Seeverkehr  nach  Rechtsgrundsätzen  normirenden 
Völkern  gilt.  Im  Allgemeinen  kann  das  nur  von  den  christlichen 
Europäischen  und  Amerikanischen  Staaten  nebst  ihren  Kolonieen 
in  den  anderen  Welttheilen  gesagt  werden.  Dasselbe  wird  den 
Gegenstand  unserer  Darstellung  bilden;  doch  werden  wir  uns 
dabei  auf  den  Kreis  des  Privat seerechts  beschränken,  indessen 


5.  Thöl  (Handelsrecht  I.  S.  9)  versteht  unter  öffentlichem  Seerecht 
nur  dieses  particuläre  staatsrechtliche  (mit  Ausschluss  des  völker- 
rechtlichen), 

6.  Die  beiden  Hamburger  BQsch  und  Pohls  wollen  es  lieber  See- 
völkerrecht nennen,  was  mir  zum  wenigsten  auch  zweideutig  klingt. 

7.  Am  besten  in  den  neuesten  Werken  der  Art:  Heffter,  Europlisches 
Völkerrecht  der  Gegenwart  (2.  Aufl.  Berlin  1848)  und  Wheaton's 
letztem  Werk:  ^I^ments  du  droit  international  (2  Bde.  Leipzig  1848), 
einer  Umarbeitung  seiner  Clements  of  international  law  (Lond.  1836). 
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indem  wir  aus  dem  Gebiete  des  öffentlichen  •),  namentlidi  des 
eigentlichen  Volkerseerechts  Alles  herbeiziehen,  was  von  ent- 
schiedenem Einflüsse  auf  den  Seeverkehr  der  Privaten  in 
rechtlicher  Beziehung  ist,  namentlich  auch  die  meisten  Ma- 
terien des  Seekriegsrechts.  Dabei  wird  es  uns  vor  Allem  auf 
die  Darlegung  der  leitenden  Grundsätze  im  Allgemeinen 
wie  in  jeder  einzelnen  Materie  ankommen;  indessen  wollen  wir 
doch  nicht  bloss  einige  abstracte  Satze  als  ein  dOrres  Gerippe 
hinstellen,  sondern  das  umfangreiche  Material  so  vollständig  als 
möglich  darzulegen  suchen.  Diese  leitenden  Grundsatze  sind 
dann  aber  nicht  durch  eine  leere  Abstraction,  aus  der  reinen 
Vernunft,  wie  man  sagt,  zu  gewinnen,  sondern  unmittelbar  aus 
der  lebendigen  Praxis  des  Seelebens  zu  entnehmen,  in- 
dem sie  den  Geist,  die  bewegenden  Elemente  der  wirklichen 
Facta  des  Europttisch- Amerikanischen  Seelebens  enthalten.  — 
Beispiele  als  Belege  werden  zwar,  wo  es  nOthig  erscheint,  an* 
geführt  werden,  doch  macht  das  Werk  am  wenigsten  einen  An- 
spruch auf  eine  blosse  Sammlung  von  seerechtlichen  Füllen,  und 
glauben  wir  um  so  mehr  der  Ansicht  sein  zu  dOrfen,  dass  gerade 
auch  durch  eine  Dar|)Bgung  der  Grundsatze  den  Praktikern 
gedient  sein  werde,  als  selbst  Lord  Truterden  (Abbott),  der 
berOhmte  englische  Praktiker  und  Schriftsteller,  dies  für  das 
Wesentliche  seines  Werkes  *),  im  Gegensatz  zu  der,  allerdings 
den  bei  weitem  grOssten  Theil  des  Werkes  in  Anspruch  nehmen- 
den Darstellung  von  einzelnen  SeerechtsfihUen,  erklärt.  Wir  htttten 
es  allerdings  gern  gesehen,  wenn  wir  ganz  tthnlich  wie  dies  in 
dem  untengenannten  Werke  und  Oberhaupt  bei  Englischen 
Werken  der  Art  der  Fall  ist,  eine  Fülle  von  einzelnen  Rechts- 
filUen  namentlich  mit  den  gerichtlichen  Entscheidungsgründen 
hatten  bei  allen  einzelnen  Materien  darbringen  können.  Indessen 

8.  Die  innige  Verbindung  und  ichwierige  Trennung  des  privaten  nnd 
Öffentlichen  Seereebti  deutet  an  POhU,  Seerecht  S.  4. 

9.  A  treatise  of  tbe  law  relative  to  merchant  thips  and  teamen  (zuerst 
London  180%  8  Aufl.  von  W.  6hee  1847)  in  der  Vorrede.  Und  die 
Bngllnder  verstehen  gewiss  die  Praxis  tu  wOrdigen.  Uebrigent  wird 
allerdings  ein  Deufsdier  nicht  leicht  an  dem  oben  im  Texte  Be- 
hanpleten  tweifebi,  und  Mancher  wird  lieh  eben  desthalb  Ober  das 
Gesagte  verwundern.  Im  Auslande  aber  ist  man  nicht  selten  anderer 
Meinung  und  mag  drum  obige  Auseinandersetsung  gerade  nur  für 
Ansllnder  gesehrieben  sein. 
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wollte  sich  dies  nach  Zeit  und  Umständen  nicht  recht  machen. 
Einmal  wäre  das  Werk  dadurch  zum  mindesten  noch  einmal  so 
stark  geworden  und  sodann  hätten  wir  füglich  nur  fremdlän- 
dische, namentlich  Englische  und  Nordamerikanische  Rechts- 
fälle vorlegen  können,  da  es  bis  jetzt  so  gut  als  gar  keinen 
Vorrath  von  Deutschen  Rechtsfällen  der  Art  gedruckt  gibt 
und  es  doch  durchaus  noth wendig  erscheint,  sich  auf  bereits 
durch  den  Druck  veröffentlichte  Fälle  zu  beziehen,  nicht  bloss 
der  Controle  halben,  sondern  auch  um  die  Darstellung  so  kurz 
als  möglich  machen  zu  können,  und  dies  wird  namentlich  durch 
Verweisungen  auf  die  ja  Jedem  leicht  zugängliche,  weil  gedruckte 
Quelle  erst  möglich  sein  ^^). 

i  4.   Entwicklung  der  Grandaätze. 

Da  es  an  aller  directen  gesetzgeberischen  Thätigkeit 
für  die  Hervorbringung  von  Rechtssatzungen  für  das  Europäisch- 
Amerikanische  Seerecht  fehlt,  also  die  gültigen  Rechtssätze  der 
Praxis  noch  nicht  durch  die  geistige  Macht  eines  Central- 
Organes  für  die  Europäischen  und  Amerikanischen  Staaten  mit 
Bewusstsein  zu  einem  lebendigen  Ganzen,  auch  nicht  einmal 
in  einzelnen  Materien,  haben  zusammengefasst  werden  können, 
lind  da  es  nicht  einmal  wahrhaft  allgemeine,  von  allen  oder 
auch  nur  von  vielen  Seevölkern  gemeinsam  geschlossene  Volk  er- 
yerträge  seerechtlicher  Art,  mit  Ausnahme  einiger  sehr 
bestrittener  Neutralitätsverträge,  gibt:  so  hat  es  allerdings  für  die 
Wissenschaft  besonders  grosse  Schwierigkeiten,  diese  Grund- 
sätze aufzufinden  und  darzulegen.  —  Ganz  anders  wo  die  be- 
wusste  centralisirende  Thätigkeit  der  Gesetzgebung  bereits  der 
Wissenschaft  vorgearbeitet  hat!  Hier  im  Europ.  Seerechte  hat 
die  Theorie  allein  und  so  zu  sagen  uranfänglich  es  zu  unter- 
nehmen, das  Bewusstsein  von  den  Rechtssätzen  der  Praxis  über- 


10.  Selbst  in  der  gedruckten  Sammlung  der  Entscheidungen  des  Ober- 
Appellationsgeric^ts  zu  Lfibeck  in  Hamburgisehen  Sachen  (Hamburg 
1849.  1.  Bd.)  stehen  nur  wenige  seerechtliche  FftUe.  Zu  meiner 
Freude  erfahre  ich,  dass  gegenwärtig  eine  Anzahl  junger  Hamburger 
Advocaten  eine  Sammlung  der  Entscheidungen  des  Hamburger 
Handelsgerichts  und  namentlich  darunter  viele  aeerechtlichcn  F&Ue 
zu  publidren  beabsichtigt.  Leider  fehlen  uns  Deutschen  Werke 
wie  die  reports  of  cases  of  admiralty  noch  ganz. 
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haopt  erst  zu  ermöglichen  und  zu  verbreiten,  sodann  nicht  weniger 
dieselben  zu  ordnen  und  zu  gh'edem»  endlich  zu  einem  organi- 
aehen  Ganzen  zu  verbinden.  Doch  scheinen  die  Schwierigkeiten 
nicht  unQberwindlich  und  im  Allgemeinen  dieselben  zu  sein, 
welche  sich  der  Construction  einer  Wissenschaft  des  sog.  (rein) 
Deutschen  Privatrechts  t«)  und  des  Völkerrechts  ent- 
g^enstellen,  indem  auch  hier  und  namentlich  fQr  das  Völker- 
recht bis  jetit  und  fUr  alle  Zeiten  die  Gesetzgebung  als  rechts- 
erzeugendes Element  fehlt.  Freilich  haben  sich  Manche  durch 
jene  Schwierigkeiten  zu  der  verzweifelten  Ansicht  hinreissen 
lassen,  dass  es  kein  Deutsches  Privatrecht,  dass  es  kein  Völker- 
recht, endlich  dass  es  kein  Gemeines  Seerecht")  gebe,  und  con- 
ae<tuent  haben  ye  denn  auch  die  Wissenschaft  des  Völkerrechts, 
Seerechts  etc.  Ilugnen  müssen. 

Es  müssen  aber,  ganz  analog  wie  dies  beim  Völkerrechte  i*) 
der  Fall  ist,  aus  den  allgemeinen  Gewohnheiten,  Sitten  und 
Gebrauchen  der  Völker  im  Seeverkehre,  also  aus  unmittelbaren 
Facti 8,  aus  denen  erst  durch  combinatorische  Thatigkelt  die 
Bechtssatzungen  zu  entwickeln  sind,  und  sodann  aus  dem 
particuUren  Rechte  entweder  der  einzelnen  Staaten,  was 
sidi  wiederum  in  Gesetzen  und  in  der  Gewohnheit  aus- 
spricht, oder  mehrerer  Staaten,  die  durch  Verträge  besondere 
seerechtliche  Bestimmungen  unter  sich  festgesetzt  haben,  die 
Grundsatze  des  gemeinen  Seerechts  entnommen  werden.  Aus 
den  Bestimmungen  des  particulftren  Rechts  wird  man  aber 


11.  Doch  können  und  wollen  wir  die  in  Deuttckland,  namentlich  noch 
in  dem  letzten  Decenninm  lebhmft  gefQkrten  Schulstreitigkeiten  über 
die  Gonstmction  des  sog.  Deutschen  Privatrechts  sowie  auch 
dea  Völkerrechts  hier  weder  berühren,  noch  am  allerwenigsten, 
wenn  auch  nur  analogisch,  sofort  auf  die  Construction  des  gemeinen 
Europäischen  Seererbts  übertragen.  Doch  rerkennen  wir  keines 
Wegs  die  Wichtigkeit  einer  niberen  Untersuchung  hierüber;  nur 
seheint  hier  nicht  der  Ort  dasu  su  sein. 

12.  Wenigstens  ISugnet  Busch  (Bestreben  der  Völker  einander  im 
Seerecht  recht  webe  sn  thun.  Hamburg  1800.  8.  47  und  10D.)  die 
Ezistens  eines  allgemeinen  Völkerseerecbts  und  Nau  (VOlkerseerecht 
S.  14  und  15)  stimmt  ihm  darin  bei.  Siehe  auch  Pohls  Seerecht 
8. 6.  Note  3. 

la  Ueber  die  QueDen  und  die  Wissenschaft  des  Volkerrechts  sieh« 
meine  Kritik  des  Volkerrechts  (Leipsi;  1847)  S.  231-21^. 
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allgemeine  Satzungen  dadurch  zu  Tage  fördern,  dass  man  das 
nationale»  locale  Element  der  einzelnen  Festsetzungen  abwirft 
und  sie  sodann  an  dem  allgemeinen  und  wesentlichen  Charakter 
des  Europäischen  Seeverkehrs  erprobt. 

Diese  ganze  theoretische  Thätigkeit  zur  Auffindung  der 
Satzungen  des  gemeinen  positiven  Seerechts  wird  sich  mithin 
Dach  unserer  Ansicht  vorzugsweise  auf  ein  Raisonnement  aus 
der  allgemeinen  Natur  des  Europäisch  -  Amerikanischen 
Seeverkehres  stützen  müssen  und  erst  durch  combinatorische 
Entwicklung  aus  allgemeinen  Gewohnheiten  und  particulären 
Bestimmungen  allgemeine  S&tze  auffinden  können.  Füglich  soll 
nun  zwar  alles  Recht  entwickelt»  nicht  durch  mechanische 
Zusammenaddirung  aufgestapelt  werden;  indessen  ist  es  beim 
Seerechte  nicht  einmal  möglich,  ein  Aggregat  von  Satzungen 
durch^  blosses  Zusammenrechnen  zu  erhalten.  Jedenfalls  ist  die 
Aufgabe  der  Doctrin  hier  eine  eigenthümliche  und  schwierige 
und  wird  sich  die  positive  Theorie  besonders  in  Acht  nehmen 
müssen,  bei  den  so  oft  nothwendigen  Deduetionen  aus  der 
Natur  der  Sache  und  des  Seeverkehrs  insbesondere,  die  posi- 
tive Wirklichkeit  des  Europäischen  Seeverkehrs  festzuhalten 
und  nicht  abstracten  Prinzipien  mit  Ihren  unpraktischen  Conse- 
quenzen  nachzujagen;  sie  wird  sich  hüten  müssen,  nicht  zu 
philosophischen,  naturrechtlichen  Theorien  sich  zu  verlaufen, 
indem  sie  festhält,  dass  zwar  das  Naturrecht  (hier  als  natür- 
liches Seerecht)  ein  H Ulfs  mittel  zur  Erforschung  der  positiven 
Satzungen  sein  dürfe  und  müsse,  aber  dass  dasselbe  nicht  den 
Beruf  haben  könne,  statt  der  positiven  Satzung  selbst  aufgetischt 
oder  gar  für  dieselbe  ausgerufen  zu  werden  ^*). 

Das  Römische  Recht  kann  für  das  gemeine  Europäische 
Seerecht  etwa  nur  als  sogen,  raison  ^crite  gelten  und  erscheint 
mehr  als  ein  Hülfsmittel  zur  Ergründung  der  eigenthümlichen 
Natur  der  seerechtlichen  Satzungen  i*)^  denn  als  eine  Quelle  des 

14.  Die  nicht  selten  bei  Praktikeni,  namentlich  bei  Dentsdien,  niemale 
bei  Englischen,  sich  findende  Aversion  vor  dem  Naturrechte  ist  aber 
abgeschmackt.  Es  findet  überhaupt  kein  absoluter  Gegensati  zwi- 
schen positivem  und  natürlidiem  Rechte  statt 

15.  Zu  dieser  Ansicht  bin  ich  namentlich  durch  das  Studium  englischer, 
nordamerikanischer  und  französischer  seerechtlicher  Entsdieidungen 
gelangt.  Für  das  Deutsche  gemeine  Seerecht  ist  allerdings  das 
Römische  Recht  eine  directe  Quelle. 
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beoligen  geneioen  Seerechts.  Höchstens  wird  man  et  ah  eine 
sobsidi&re  Quelle  ansehen  und  benutzen  können,  die  Obrigeos 
nicht  sehr  reichhaltig  fliesst,  indem  den  Römern  sehr  viele 
Institttte  des  modernen  Seerechts  unbekannt  waren. 

Bei  der  allgemeinen  handelsrechtlichen  sowohl  als  Völker« 
rechtlichen  Grundlage  des  Europäischen  Seerechts  ist  es  natQr« 
lieh«  dass  für  die  Auffindung  der  seerechtlichen  Satzungen  das 
Handelsrecht  sowie  das  Völkerrecht  und  deren  Normen 
Ton  Wichtigkeit  sind  und  als  die  Grundelemente  angesehen 
werden  müssen,  auf  welchen  sich  die  spedfisch  seerechtlichen 
Sitze  auferbauen. 

Die  weiteren  Erörterungen  Ober  die  Quellen  des  Seerechts 
werden  im  zweiten  Kapitel  dieses  Abschnittes  gegeben  werden. 
Hier  mussten  wir  nur  zur  Charakteristik  unserer  Methode  auf 
das  Wesen  und  das  gegenseitige  Verhftltniw  der  Quellen  ein- 
gehen. 

I  S.  BerOckttchtiguig  der  Psrticiilamehte,  besondsn  Nord- 
dentschlaadi. 

Da  wir  zum  grossen  Theil  das  gemeine  Europftisch- Ameri- 
kanische Seerecht  aus  den  gemeinsamen  Charakteren  ^*)  der 
einzelnen  particulftren  Seerechte  der  yerschiedenen  Europaischen 
und  Amerikanischen  Staaten  construiren  zu  mQssen  glauben  (S  4.)f 
so  versteht  es  sich  schon  von  selbst »  dass  wir  fortwährend  auf 
die  Particularrechte  werden  Rücksicht  nehmen  müssen.  Es  wird 
aber  ausserdem  unser  Bestreben  sein,  in  allen  wichtigeren  Ma- 
terien die  übereinstimmenden  oder  abweichenden,  die  krank- 
haften wie  die  gesunden  Satzungen  in  den  Seerechten  der  ein« 
zelnen   wichtigeren   Staaten    und   St&dte   überall    anzumerkeni 

16.  Diese  Gemeinsamkeit  zeigt  sich  Sasierlich  sllerdingt  in  einer  Ueber- 
einstimmung  der  Tertchiedenen  particulSren  Satzungen  des  Seereehts 
in  allen  Details;  aber  lie  beruht  nicht  in  dieser  Aeusserlichkeit, 
•ondem  tiefer  ni  der  verwandten  Natur  des  Seeverkehrs,  aberhanpt 
in  der  culturlichcn,  rechtlichen,  politischen  Verwandtschaft  der  nach 
Seerecht  lebenden  Völker,  und  dass  das  Meer  und  seine  Gefahren« 
wie  Bravard-Vey  ri^res  sagt,  immer  dieselben  sind.  Gerade  im  See- 
recht zeigt  sich  die  Wahrheit  des  Satzes:  non  opinione,  sed  natura 
ins  eonstitutum  est  (Cicero  de  leg.];  es  ist  im  Ganzen  wegen  der  ge- 
mcinsamen  natürlichen  Grundlage  Oberall  dasselbe:  non  alia  lex 
Athenh^  alia  Romae,  sed  ins  unmn  idemqa«  uhicuu^ue  infctütar. 
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BOweK  dies  uns^  mdglich  ist  und  soTiel  es  der  Raum  irgend 
gestattet. 

Wir  werden  dann  als  Deutsche  gerade  das  vaterlän- 
dische Seerecht  ganz  besonders  einer  Prüfung  und  Feststellung 
in  den  einzelnen  Materien  unterwerfen,  indem  es  vor  Allem 
unser  aufrichtiger  Wunsch  und  unser  eifrigstes  Bestreben  ist, 
durch  unsere  Arbeit  wie  der  Deutschen  Wissenschaft,  so  vorzüglich 
der  Praxis  des  Deutschen  Seerechts  in  ihrem  gegenwärtigen 
boflentlich  nachhaltigen  Umschwünge  zu  Diensten  zu  sein.  Doch 
werden  wir,  bei  der  geringen  theoretischen  Ausbildung  des  ge- 
meinen Deutschen  Seerechts  ^'),  es  vorziehen,  weniger  den 
allgemeinen  Charakter  des  Deutschen  Seerechts  zu  berOck- 
sichtigen  und  in  den  einzelnen  Instituten  nachzuweisen,  obgleich 
auch  dies  nicht  ganz  ausgeschlossen  werden  soll,  als  vielmehr 
die  einzelnen  wichtigeren  particularrechtlichen  Bestimmungen 
möglichst  genau  aufzeichnen.  Dnd  da  uns  ferner  das  Deutsche 
Seewesen  durch  alle  Jahrhunderte  der  Deutschen  Geschichte 
hindurch  und  namentlich  auch  in  der  Gegenwart  vornttmlich, 
wenn  nicht  ausschliesslich  als  ein  Norddeutsches  erschein^ 
so  werden  wir  auch  hauptsachlich  nur  die  Norddeutschen 
Particularrechte,  namentlich  Preussen's  und  der  Hanse- 
städte zu  berücksichtigen  haben.  Das  sogen.  Süddeutsche 
Seerecht  ist  entweder  mehr  allgemein  Europäischer  Art  oder  hat 
einen  zu  specifisch  Dniversal-Oesterreichischen  und  Italienischen 
Charakter,  als  dass  es  im  Interesse  des  vaterlandischen  Deutschen 
Seelebens  so  nothwendig  erschiene,  dasselbe  ganz  besonders  zu 
berücksichtigen,  doch  soll  es  keineswegs  völlig  vernachlässigt 
werden.  Auch  bildet  es  nicht  etwa  einen  Gegensatz  zu  dem 
Norddeutschen,  sondern  ruht,  freilich  wohl  nicht  mehr  und  nicht 
weniger  als  das  aller  übrigen  Europaischen  Staaten,  mit  ihm 
auf  gemeinsamer  Grundlage. 

$  6.   Fundtmentale  Ansicht  vom  seerechtlichen  Verkehre. 

Deber  die  Nothwendigkeit,  Nützlichkeit  und  Zweckmassigkeit 
des  Seerechts  zu  sprechen,  um  etwa  dadurch  unsere  unternom- 
mene Ausarbeitung  zu  rechtfertigen,  scheint  uns  dermalen  bei 
dem  gegenwartigen  Standpunkte  des  Deutschen  Lebens  und  der 


17.  Die  Literatur  des  gem.  D.  Seerechti  ist  arm  fs  38.  Note);  es  ist  eigent- 
lich nur  eine  Combination  des  Hanseatischen  u.  Preussisehen. 
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Deutsdien  Wissenschaft  unnöihig»  Wohl  aber  wird  es  ange- 
messen sein,  unsere  fundamentale  Ansicht  vom  Seerecht,  das 
oberste  bewegende  Princip  als  den  leitenden  Factor  fQr  die 
Auffassung  und  Behandlung  aller  Details  anzudeuten.  Wenn 
man  nur  erst  Ober  die  steile  und  triste  wie  verrottete  Ansicht 
Ton  der  Nichtexistenz  eines  gemeinen  Europlischen  Seerechts 
hinaus  ist,  so  wird  man  leicht  einräumen,  dass  namentlich  das 
Völkerrecht  dessen  Fundament  ist.  Der  rechtliche  Seeverkehr 
der  Europaischen  und  Amerikanischen  Staaten  erbaut  sich  auf 
den  Satzungen  des  Völkerrechts  auf  und  dieses  Seerecht  ist  so 
zu  sa^en  internationaler  Natur  und  bildet  wenigstens  mittelbar 
einen  Zweig  des  internationalen,  das  ist  des  Völkerrechts  (inter- 
national law,  droit  des  gens).  Aus  dem  Begriffe  aber  des  unter 
den  Völkern  und  Staaten  existirenden  Bandes  internationaler 
Geroeinschaft  und  Ordnung,  sowie  positiv  aus  dem  Wesen  des 
Europaisch-Amerikanischen  Staatensystems,  was  seit  den  letzten 
drei  Jahrhunderten  sich  mehr  und  mehr  zu  consolidiren  und  za 
organisiren  begonnen  hat,  folgt  nun  mit  Nothwendigkeit  der 
Grundsatz  von  einem  allgemeinen  Verkehrsrecht  der  Staaten 
unter  einander,  sowohl  direct  durch  die  unmittelbaren  Organe 
des  Staats  (Souveraine  und  Beamte),  als  auch  indirect  durch 
die  beiderseitigen  ünterthanen,  durch  die  Privaten  der  verschie«- 
denen  Staaten  unter  sich,  so  dass  von  Anfang  an  und  dem 
Principe  nach  jeder  Staat  berechtigt  ist,  einen  Verkehr  mit 
anderen  Staaten  zu  treiben,  und  zugleich  jeder  Staat  verpflichtet 
ist,  diesen  Verkehr  zu  gestatten.  Das  internationale  Verkehrs* 
leben  erscheint  hiemach  als  eine  höhere  Ordnung  über  den 
einzelnen  Staaten,  gegenüber  welcher  eine  ganzliche  Verkehrs- 
sperre, als  wider  das  Völkerrecht,  als  ein  Rechtsbruch  erscheint 
Doch  wie  Oberhaupt  durch  die  völkerrechtliche  Gemeinschaft 
unter  den  Staaten  die  Souverainet&t  derselben  nicht  aufge- 
hoben werden  soll  und  demnach  jede  politische  Organisation  auf 
völkerrechtlichem  Gebiete  in  der  SouverainetSt  ihren  Hassstab 
und  ihre  Schranke  hat,  so  darf  auch  durch  dieses  allgemeine 
Verkehrsrecht  jene  principielle  Souverainetat  der  Staaten  nicht 
vernichtet  werden  und  es  dürfen  demnach  schon  von  Anfang 
an  HodiGcationen  dieses  internationalen  Verkehres  durch  die 
Souverainet&t  als  gerechtfertigt  erscheinen.  Das  ist  denn  auch 
die  Praxis  des  positiven  Völkerrechts  in  der  Gegenwart. 
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Demnaeh  steht  aadi  der  Satz  fest,  dass  kein  Staat,  der  mit 
anderen  Staaten  In  internationaler  Rechtsgemeinschaft  steht,  das 
Recht  habe,  deih  anderen  Staate  und  dessen  Dnterthanen  den 
seerechtliehen  Verkehr  mit  ihm  völlig  zu  yerbieten.  Wohl  aber 
darf  jeder  Staat,  bei  der  von  ihm  principiell  anerkannten  recht- 
lichen Nolhwentffgkeit  des  Seeverkehres  unter  den  Europaisch- 
Amerikanischen  Staaten,  diesen  Verkehr  nach  seinen  individuellen 
Bedürfnissen  nfther  bestimmen,  modificiren  und  beschranken 
(z.  B.  durch  Finanz-  und  Polizeivorschriften  auch  wegen  kriege- 
rischer Hassregeln  etc.).  Aber  es  darf  auf  der  anderen  Seite 
diese  Hodificirung  und  Beschrankung  nicht  über  das  wirkliche 
Bedürfniss  des  Volks  und  Staats  hinausgehen,  sie  muss  vielmehr 
durch  die  vernünftige  Existenz  des  Volks  und  Staats  gefordert 
werden,  nnd  diese  kann  naturgemässer  Weise  niemals  eine 
völlige  Absperrung  und  Verschliessung  gegen  jeden  Seeverkehr 
verlangen,  denn  dies  würde  mit  dem  innersten  Berufe  eines 
jeden  Volkes  im  Widerspruche  stehen,  gerade  durch  die  Ge- 
meinschaft mit  anderen  Völkern  die  Beschranktheiten  der  Natio- 
nalitat abzustreifen  und  auf  Grundlage  der  Nationalitat  zu  einem 
allgemein  menschlichen  Typus  zu  gelangen. 

Es  rechtfertigt  sich  aber  die  Befugniss  jedes  Staates  zu 
solchen  Beschrankungen  wie  des  Verkehres  mit  anderen  Staaten 
überhaupt  so  namentlich  des  Seeverkehrs  nach  dem  Obigen  dadurch» 
dass  überhaupt  durch  die  internationale  Gemeinschaft  das  Recht 
der  freien  Persönlichkeit  des  Volks  und  Staats«  das  ist  eben 
dessen  Souverainetat,  nicht  aufgehoben  ist  Würde  also  z.  B. 
der  Seeverkehr  mit  einem  Staate  dem  anderen  Gefahr  drohen 
für  seine  selbststandige  und  eigenthümliche  naturgemasse  Ent- 
wicklung in  merkantiler,  gewerblicher,  culturlicher  Beziehung, 
so  hat  er  kraft  des  Princips  der  Souverainetat  und  zur  eigenen 
Selbsterhaltung  das  Recht,  diesen  Verkehr  zu  beschränken,  worin 
dann  in  höchster  Potenz  auch  eine^  wenigstens  zeitweilige 
Abschliessung  gegen  den  Seeverkehr  mit  jenem  Staat  liegen 
mag.  Die  Grenzen  sind  hier  allerdings  immer  sehr  schwer  zu 
bestimmen  und  finden  in  jedem  einzelnen  Falle  Collisionen  statt^*). 


18«  Nach  dem  Erörterten  wird  denn  im  einselnen  Falk  su  entscheiden 
sein,  in  wie  weit  s.  B.  die  Abapemmf  Ruailands  besonders  gegen 
die  Preussitchen  Ottlande  aich  rechtfertigen  lane;  femer  in 
wie  weit  Schutszölle  sn  Recht  bestandig  sind  etc. 
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Aoch  ist  aus  dem  Gesagten  TOllig  klar,  daM  die  Befagnias  zu 
einer  solchen»  namentlich  höchsten  Beschränkung  des  Seever- 
kehrs immer  als  Ausnahme  Ton  der  Regel  des  freien  Verkehres 
dasteht  und  erst  durdi  die  EigenthQmlichkeit  der  besonderen 
Verhältnisse  und  Zustande  ihre  Ausnahmeexistenz  erlangt.  Das 
Normale  ist  der  freie  Verkehr  und  es  ist  darnach  zu  streben, 
jene  Irregularitäten  zu  Oberwinden ,  indem  den  besonderen  Be- 
dürfnissen des  bestimmten  Staats  anderweitig  entsprochen  wird: 
wie  man  denn  namentlich  durch  die  besonderen  Bestimmungen 
der  Handels-  und  SchiffahrtsTertrSge  solcher  Staaten  dergleichen 
Collisiooen  möglichst  auszugleichen  gesucht  hat 

i  6a.    Anordnnng  des  Stoiftt. 

Dabei  befolgen  wir  weniger  einen  strengen  systematischen 
Gang,  als  dass  wir  uns  einer  gewissen  Uebersicbtiichkeit  be- 
fleisaigen.  Der  praktische  Gesichtspunkt  schien  uns  bei  einer 
so  praktischen  Materie  besonders  festgehalten  werden  zu  mOssen* 
Wir  enthalten  uns  demnaqh  auch  aller  weiteren  Erörterungen 
und  yerweisen  auf  die  genauere  Uebersicht  des  Inhalts  hinter 
der  Vorrede. 


Kapitel  \l 
QueUen  des  Seerechts. 

LMmiari  Historisch-kritische  Erörterungen  über  die  Quellen 
iteUen  an:  Groult,  discouis  suf  le  droit  maritime  anciei^  moderne  etc. 
et  rar  la  mani^re  de  F^tudier.  (Paris  1782,  auch. 1786,  nur  50  Seiten 
imd  ohne  Werth.)  —  Btyoi,  resum^  des  lois  anciennes  et  modernes  sur 
la  marine  (nur  d2  Seiten  und  ohne  grouen  Werth.  Paris  1841).  —  Asuni, 
origine  et  progr^  da  droit  et  de  la  legislation  maritime  avec  des  ob- 
servationa  sur  le  eonsolat  de  Ut  mer  (Paria  1810.  S.  1  —  289).  —  Auch 
Pardesans  in  der  sogleich  cu  nennenden  CoUection  gibt  nicht  bloM 
eiiM  Saaualang,  sondern  andi  eine  nnd  swar  die  beste  und  umfang- 
reidistie  hiatoriach-kritiadie  Entwickelang  der  Quellen,  sowie  bei  jedem 
Abschnitte  besonders  eine  geschichtliche  Uebersicht  der  strandreefatltchen 
Praxis.  Sodann  sind  hier  noch  su  citiren:  Baulay^Paiy  conrs  de 
droit  eonunerdal  maritime  (Renne»  und  Paris  182ir-4)3.  4  Thl«)  tarn.  J. 
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-^ Lange,  brevii  introdttctio  in  notitiun  legam  nauticamm  (Lfibeekt713)» 
worin  sich  auch  eine  Art  von  Literlrgetcbichte  des  Seeredits  findet  — 
£.  Meyer,  historia  leg.  marit  med.  aevi.  (Gott  1824.)  —  Jaeobsen, 
Seerecht  (Altona  18i^  8  XLI  fg.)  —  Pöhli,  Seerecht  S.  5-36,  eowie 
Mittermaier,  Grundsätze  des  Deutschen  Priratrechti  (6.  Ausg.  1842 
und  1843}  I.  §.  26.  (Quellen  des  Seerechts),  wo  sich  eine  Anhäufung  von 
vielen  sehr  gelehrten  Notizen  namentlich  in  den  Noten  findet 

Sammlungen:  Cleirac,  us  et  coutumes  de  la  mer,  zuerst  1647, 
dann  Bourdeaux  1661,  endlich  Ronen  1671  mit  den  Alteren  nördlichen 
und  westlichen  Seerechten  und  dem  Guidon  de  la  mer.  --  A  general 
treaiiee  of  the  dominion  of  the  sea  and  a  eompleat  hody  of  the  tea- 
lawi  (3.  Aufl.  London  s.  anno  etwa  1706),  namentlich  Kap,  III.,  wo 
man  Englische  Uebersetzungen  von  den  bei  Cleirac  abgedruckten  See- 
rechten (mit  Ausnahme  des  Guidon),  sowie  Kap.  VI.,  wo  man  eine 
Englische  Uebersetzung  der  Franz.  Ordonnanz  v.  1681  findet  Haupt- 
werk ist:  Pardeaui  oollection  de  lois  maritimes  anterieurs  au  XVIII. 
sa^de  (6  Quartbftnde,  Paris  1829—45).  Audi  sind  noch  zu  erw&hnen: 
Allgemeene  Verhandeling  van  de  Heerschappy  der  Zee,  en  een  complet 
lichnam  van  de  Zeerechten  (Amsterdam  1757),  zum  Theil  Uebersetzung 
des  genannten  General  treatise.  >—  Verufer,  Nederlands  Zeerechten 
(Amsterdam  1761).  —  Bibliotheca  di  gius  nautico  o  le  leggi  delle  piü  culte 
nazioni  (Florenz  1785).  —  Engelbrecht,  corpus  iuris  nautici  (1.  u.  eins. 
Band.  Lttbeck  1790),  wo  sich  aber  in  der  Regel  nur  Deutsche  Ueber* 
Setzungen  finden.  —  Capmany,  codigo  de  las  costumbres  maritimas 
(Madrid  1791),  sowie  ein  Appendice  k  las  coft  etc.  (Madrid  1791). 
Endlich  ist  zu  erw&hnen:  Antoine  de  Saint-Jo$ep[h,  concordance 
entre  les  codes  de  commerce  ^trangers  et  le  cod.  d.  c.  fran^.  (Parts  1844.) 
Eine  Znsammenstellung  der  Texte,  namentlich  auch  in  Bezug  auf  den 
seerechtlichen  Theil,  in  franz.  Uebersetzungen. 

S  7.    Quellen  im  Allgemeinen. 

Indem  wir  auf  das  in  $  4.  bereits  Erörterte  yerweisen,  müssen 
wir:  1)  die  Gewohnheiten  und  Usancen,  demgemäss  den 
Gerichtsgebrauch  als  eine  Hauptquelle  des  gemeinen  wie 
particul&ren  Seerechts  ansehen.  2)  Die  Völkerverträge,  so 
weit  sie  seerechtlicben  Inhaltes  sind ;  freilich  finden  sich  in  ihnen» 
da  sie  nie  von  allen  Seevölkern  gemeinsam  geschlossen  sind, 
dlrect  nur  particularrechtliche  Bestimmungen  für  die  abschliessen- 
den Staaten;  indessen  werden  sich  doch  leicht  aus  ihrem  Inhalte 
allgemeine  Sätze  entnehmen  lassen  (§  4).  3)  Die  einzelnen 
Landesgesetze»  von  deren  Queliennatur  dasselbe  gilt  wie  von 
dar  der  Völkerverträge.    4)  Die  Natur  der  Sache»  was  hier 
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Diehts  anderes  als  das  allgemeine  Wesen  der  See-  und  Ober- 
baopt  der  HandelsTerhftllnisse  bedeutet  5)  J)as  Römische 
Recht  in  der  $  4  naher  bezeichneten  Weise  ist  Quelle  oder 
besser  StQtze,  Autoritilt  und  Begründung  Ton  anderweitig  mehr 
oder  weniger  bereits  anerkannten  Satzungen  des  gemeinen 
Europaischen  Seerechts;  für  das  gemeine  Deutsche  Seerecht 
ist  das  Römische  Recht  Gesetzgebungsrecht.  6)  Die  yon  der 
Wissenadiaft  aufgestellten  Rechtss&tze  sind  an  sich  noch  nicht 
wirkliche  praktische  Satzungen  des  positiven  Rechts;  denn  der 
wesentliche  Charakter  alles  positiven  Rechts,  der  Süssere  Be- 
stand durch  die  Handlungen  der  Menschen  fehlt  noch;  sie  sind 
nur  eine  Anforderung  Recht  zu  werden,  sind  es  aber  noch  nicht 
selbst,  am  wenigsten  die  idealen  Postulate  des  sog.  Natur- 
rechts;  aber  sie  und  somit  das  was  man  wissenschaftliches 
Recht  nennt,  sind  doch  ein  hauptsächliches  HQlfsmittel,  um  in 
jedem  einzelnen  Falle  das  positive  Recht  zu  ergründen  und  zu  be- 
gründen >j.  Allenfalls  erhebt  sich  im  Gerichtsgebrauch  die 
Wissenschaft  zu  einer  mehr  unmittelbaren  Quelle  des  positiven 
Rechts,  wenn  man  diesen  nicht  lieber  zum  Gewohnheitsrechte 
zählt.  7)  Endlich  scheint  es  zweckmässig,  hier  noch  eine  be- 
sondere Art  von  Gewohnheitsrecht,  das  wenigstens  zum 
Theil  auch  den  Charakter  eines  sog.  wissenschaftlichen  Rechts 
in  der  Gegenwart  zu  haben  scheint,  recht  bezeichnend  unter 
einer  besonderen  Numer  als  Quelle  hervorzuheben. 

Es  sind  dies  die  mittelalterlichen  Seerechtsbücher, 
die  entweder  blosse  Privataufzeichnungen  von  Local-,  Provin- 
zial-  oder  Nationalseerechten  waren  (Seerecht  von  Oleron,  von 
Amsterdam,  von  Wisby,  Consulat  der  See,  Rhodisches  Seerecht) 
od»   eine   direkte   öffentliche   Spezialgesetzgebung   enthalten 


1.  Die  Natur  der  Sache  nad  das  Naturrecht,  deren  Begriffe  nicht 
völlig  susammenfiUeii,  venchmelzen,  wie  es  mir  vorkommt,  die  Eng- 
länder zu  einem  Ganzen,  bei  welchen  noch  eine  gewiiie  unbe- 
stimmte Rücksicht  «uf  Moral  und  Billigkeit  verlangt  wird 
nnd  dem  sie  zugleich  den  Charakter  des  Römischen  ins  gentium  als 
eines  Gemeinrechts  far  alle  Menschen  und  Völker  vindi- 
ciren,  in  ihrem  sog.  eommon-'law,  welches  im  See-  u.  Handels- 
rechte als  lex  mereatoria  figurirt  cf.  Blackstone  I.  2.  und 
IV.  5.  Es  ist  das  eine  wohlgemeinte,  doch  sehr  unklare  Auffasning, 
die  hoffentlich  in  Deatsehlaad  Überwunden  ist  Vergl.  auch  unten 
g  27.  in  den  Noten. 
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(BaoseätiBehes  Seerecht),  oder  endlich  als  eine  blosse  wissen- 
schartliche  Aasarbeitung  seerechtlicher  SatcuDgen  angesehen  wer- 
den dürfen  (Gnidon  de  la  mer,  nämlich  speciell  über  Assecurani« 
Wesen),  die  aber  sUmmtlich  sehr  bald  eine  mehr  oder  weniger 
allgemeine  praktische  Gültigkeit  bald  im  Norden,  bald  im 
Süden  Europas  erlangten  und  die  trotz  ihres  hohen  Alters  wenig- 
stens theilweis  noch  als  Quellen  in  der  Praxis  betrachtet  werden, 
als  eine  Art  von  traditionellem  Gewohnheitsrechte  oder  auch 
als  eine  Art  von  wissenschaftlichem  Rechte.  Dazu  steht  fest, 
dass  nicht  bloss  ihr  allgemeiner  Charakter,  sondern  vielfach  ihre 
detaillirten  Bestimmungen  ;in  die  neueren  Particularrechte  auf- 
genommen sind  und  sie  somit  geradewegs  die  Grundlage  aller 
heutigen  particuUren  Gesetzgebungen  und,  richtig  verstanden, 
damit  zugleich  wieder  des  heutigen  gemeinen  Seerecbts  von 
Europa  bilden  (§  4).  Allerdings  sind  die  Bestimmungen  dieser 
Rechtsbücher  in  den  neueren  Particularrechten  selten  pure  wieder- 
holt, sondern  meist  modificirt  und  nicht  selten  völlig  verändert; 
aber  es  sind  doch  überall  dieselben  Princlpien  geblieben.  Doch 
es  versteht  sich  von  selbst,  dass  jene  Aufzeichnungen  gegen- 
wärtig nur  noch  insofern  von  praktischer  Bedeutung  sein  können, 
als  ihr  Inhalt  nicht  durch  die  fortschreitende  Macht  der  Ent- 
wicklung des  Europäisch-Amerikanischen  Seelebens  überwunden 
ist  ^und  den  heutigen  Verhältnissen  zur  See  somit  nicht  wider- 
spricht 

Die  Concurrenzen  u.  Collisionen  dieser  verschiedenen 
seerechtlichen  Quellen  sind  nach  den  gewöhnlichen  Regeln  der 
Jurisprudenz  im  Allgemeinen  zu  entscheiden.  Natürlich  geht 
das  partIculSre  Recht  dem  gemeinen,  das  neuere  dem  llteren, 
das  spezielle  dem  generellen,  das  gesetzliche  in  der  Regel  dem 
vertragsmassigen  und  usuellen,  das  vertragsmassige  dem  usuellen 
Rechte  vor,  so  lange  nicht  nachgewiesen  werden  kann,  dass 
durch  das  Gewohnheitsrecht  gerade  die  gesetzlichen  und  con- 
tractllchen  Satzungen  aufgehoben  worden  seien,  was  denn  keines 
Wegs  so  selten  der  Fall  ist. 

Wir  werden  nun  im  Folgenden  noch  einiges  Specielle  über 
die  einzelnen  Quellen  hinzufügen,  und  dabei  der  Kürze  wegen, 
mit  Umgehung  der  Anführung  der  älteren  Literatur,  uns  meist 
nur  aufPardessus,  collection  beziehen,  die  freilich  nur  bis  zum 
Jahre  1700  reicht,  indessen  doch  auch  Manches  aus  der  späteren 
Zeit  beigebracht  hat,  etwas  was  wir  uns  um  so  mehr  erlauben 


Kap.  II.  QaelMi  des  Seeteeht«.  %  ft  6>.  10.  IT 

la  dirfen  glauben ,  ala  kei  Pardemaa  in  der  Regel  mit  der 
grötslen  AmfOhrliehkeit  alle  froheren  Bearbeiter  und  Sammler 
angeAhii  und  krilisirt  werden.  Siehe  indessen  auch  besonders 
Pohls  S.  7  ff.  und  wegen  der  neueren  um  1847  praktisch  gültigen 
Schiffahrtsgesetze  und  Vertrage:  Adolph  Soetbeer  SchiHahrts- 
Gesetze  so  wie  Handels-  und  Schiffahrts- Vertrage  verschiedener 
Staaten  im  Jahre  1847.  Eine  Debersidit  nnd  Zusammenstellung. 
Hambu^  1848. 

S  8.   Speziell  das  RO mische  Recht 

Das  in  den  Römischen  Rechtsquellen  enthaltene,  riemlich 
magere  Seerecht  stützt  sich  unzweifelhaft  auf  das  Griechische, 
namentlich  Rhodische  ($  9).  Pardessus  1. 138  hat  alle  wichtigeren 
Stellen  des  Römischen  Rechts  seerechtlicher  Art  zusammenge- 
stellt und  abgedruckt  *  lieber  die  Redeutung  des  Römischen 
Rechts  als  Quelle  des  Seerechts  haben  wir  uns  $  4  und  7  zur 
Genüge  Terbreitet. 

S  9.   Sog.  Rhodi»chs  Seegesetse. 

Diese  auf  uns  gekommene  Compilation  enthält,  was  man 
auch  sagen  mag,  nicht  die  echten  Seegesetze  von  Rhodus  und 
ist  erst  in  der  Zeit  nach  Justinian  und  vor  der  Edition  der 
Rasiliken,  etwa  im  7.  Jahrhundert  nach  Ch*  aus  drei  verschiedenen 
Stücken  und  nach  und  nach  zusammengesetzt.  Wenigstens 
machen  die  Verweisungen  auf  Justinian's  lateinisch  abgefasste 
Sammlung  des  Rom.  Rechts  und  nicht  auf  die  griechisch  abge- 
fassten  Basilikep,  da  doch  die  Compilation  selbst  in  griechischer 
Sprache  abgefasst  ist,  diese  Zeit  der  Entstehung  wahrscheinlich. 
Pardessus  I.  Kap.  6.,  der  diese  Gesetze  viel  vollständiger  als 
Eogelbrecht  abdruckt.  Sie  sind  für  das  gemeine  Europaische 
Seerecbt  von  sehr  geringer  Wichtigkeit. 

S  10.   Assissen  und  Gewohnheiten  des  Königreichs  Jerusslem. 

Diese  sehr  alte  Sammlang,  von  der  jedoch  nur  Kap.  40^40 
ins  Seereeht  geMftren,  rührt  von  Gottfried  von  Bouillon  circa  1000 


2.  Siehe  besonders  Petri  Peckii  in  tit  Dig.  et  Cod.  ad  rem  naulicam 
coBmeiiiBrti,  hesanden  in  der  Aiu^abe  von  Arnold  Vinniiu^  die 
dann  wieder  Johannes  Laurentina  (Amsterdam  1668)  besorgte. 
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her  9  hat  aber  spiter  Zua&Ue  erhalten  und  galt  audi  nach  der 
Eroberung  Jerusalem's  durch  Saladin  noch  unter  den  Christen, 
besonders  in  Gypern.  Diese  Satzungen  sind  jettt  flkr  die  Praik 
ohne  Werth.  Sie  wurden  ursprünglich  altfranzösisch  abgefasst, 
dann  auch  italienisch  und  Yulgftrgri^chisch.   Pardessus  I.  Kap.  7. 

(11.   Roolea  ou  iugemeiit  d'Ol^ran  * 

Deber  die  Entstehung  derselben  nach  Zeit,  Veranlassung 
und  Autorschaft  existiren  die  verschiedensten  Ansichten.  Nach 
den  Untersuchungen  des  Pardessus  I.  chap.  8.  scheint  diese 
Sammlung  aber  erstlich  unzweifelhaft  eine  blosse  Privatauf- 
zeichnung zu  sein;  sodann  muss  sie  sehr  alt  sein,  etwa  aus  der 
Zeit  um  1100  herrühren  und  documentirt  sich  nach  Form  und 
Inhalt  als  die  Grundlage  sowohl  der  deutschen  und  niederiftn- 
dischen,  als  auch  vielleicht  der  mittelländischen  Seerecbte  des 
Mittelalters,  wenigstens  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt.  Auch 
sind  die  rAles  keineswegs  als  das  Localrecht  der  Insel  Oleroa 
(an  der  Westküste  Frankreichs)  anzusehen,  denn  deren  Local- 
recht ezistirt  noch  und  enthftlt  auch  einige  Artikel  über  Seerecht, 
die  aber  mit  den  rAles  gar  nichts  gemein  haben,  und  sodann 
hat  überhaupt  der  Charakter  der  Sammlung  durchaus  nichts 
Locales,  sondern  erscheint  allgemeinerer  Art  und  angemessen 
den  Seeverh&ltnissen  der  ganzen  französischen  Westküste  über- 
haupt, wie  denn  namentlich  auf  die  verschiedenen  grossen 
Seehafen  dieser  Westküste  ausdrücklich  Rücksicht  genommen 
wird.  Jedenfalls  aber  charakterisirt  sich,  trotz  der  Prätensionen 
England's  und  Niederland's,  die  Sammlung  unverkennbar  als 
specißsch- französisch,  ja  dieser  Französische  Typus  ist  in  den 
Englischen  und  Niederländischen  Ueberarbeitungen  überall  bei- 
behalten. Der  Name  Seerecht  von  Oleron  rührt  vielleicht  daher, 
dass  dort  zuerst  ein  Notar  ein  Manuscript,  etwa  für  eine  fremde 
Seestadt  zur  Adoptirung,  legalisirte,  oder  hat  andere  zufikUige 
Gründe.  In  den  Ausgaben  variirt  die  Zahl  der  (kurzen)  Artikel, 
gewöhnlich  47,  die  namentlich  von  25  an  vielfach  auch  in  der 
Stellung  variiren.  Nach  Pardessus  waren  in  der  Sammlung,  wie 
sie  jetzt  vollständig  vorliegt,  vier  Haupttheile  zu  unterscheiden: 
1)  Artikel  1-25.  Sie  allein  (bisweilen  auch  nur  24)  finden  sich  in 

3.  Statt  rooles  auch  rölet,  statt  OMron  in  den  angUsehea  IfanuKripten 
Olyron*  auch  Leyran. 
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den  engUtchen  Manoscripien,  sowie  in  den  caalilianiadien  and 
flamlandiachen  Ueberaekungen  und  scheinen  sie  den  Grundstock 
des  Ganzen  zu  bilden.  Alles  übrige  sind  nacbtrftglicbe  ZusAUe 
aus  einer  Zeit,  nachdem  diese  ersten  Artikel  bereits  von  Frank- 
reich nach  Niederland  und  England  transplantirt  worden  waren, 
und  entstanden  aus  spateren  BedOrfhissen.  2)  Artikel  26  und  27 
bei  Pardessus  (bei  Engelbrecht  27  und  28)  sind  rein  französische 
Zusätze  und  finden  sich  in  den  englischen  Manuscripten  sowie 
in  den  niederländischen  und  castilianischen  Versionen  nicht. 
3)  Dazu  finden  sich  in  dem  Black  Book  der  Admiralität  Ton 
England  noch  acht  Artikel  als  Zusätze  zu  dem  englischen  Ma- 
nuscripte;  sie  sind  zuerst  von  Pardessus  publicirt,  sind  in  einer 
alterthUmlichen  Sprache  abgefasst  und  jedenfalls  bereits  im  14. 
Jahrhundert  in  England  hinzugekommen.  4)  Den  Schluss  bilden 
20  Artikel,  welche  von  Schifisschaden  aller  Art  handeln. 

In  England,  welches  sich  die  Autorschaft  yeigeblich  Tindl- 
cirt  *)f  bilden  die  Röles  seit  undenklichen  Zeiten  ein  aligemeines 
Gewohnheitsrecht  Yon  grosser  Autorität  ($  27).  Ueber  die  Be- 
deutung für  Niederland  und  Norddeutschland  siehe  die  folgenden 
Paragraphen. 

Da  an  der  französischen  Westküste  eher  als  in  allen  anderen 
nördlichen  Seestaaten  der  Seeverkehr  blühte,  so  Iftsst  sich  auch 
lur  Genüge  das  erste  Bedürfniss  und  die  erste  Befllihigung  zu 
einer  Aufzeichnung  der  seerechtliehen  Satzungen,  wie  sie  eben 
in  den  Rdles  d^Ol^ron  yorliegen,  erklären. 

S  12.   Seerecht  von  Damme  oder  von  Weitcapelle. 

Sie  sind  nichts  Anderes  als  eine  wörtliche  Uebersettung  der 
enten  24  Artikel  der  RAles  d'Ol^ron  für  die  Niederlande,  mit 
Beibehaltung  des  ganzen  französischen  Typus,  namentlich  der 
Locaiitaten,  nur  dass  noch  einige  and^e  Seestädte  in  den  Bei- 
q^ielen  hinzugefügt  werden.  Da  nun  auch  der  Niederländische 
Handel  zur  See  spater  als  der  westfranzösische  aufblühte,  so  ist 
auch  schon  desahalb  es  höchst  unwahrscheinlich,  dass  in  diesen 
Satzungen  von  Damme  und  nicht  vielmehr  in  den  RAles  d'Ol^ron 

4.  VergL  betonden  A  gencral  treatite  of  dominion  of  the  ms  (nament- 
lich S.  119)»  wo  auch  S.  120—173  eine  Englische  Uebersetzung  der 
Cleinc^acbcn  Auagsbe  der  SaBunlung,  nebst  Paraphrase  dea  Gleirac'- 
•ehen  Commentaia  steht.,   Siehe  Cleirac,  na  et  eontumea  de  la  mar. 

2* 
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iä9  Origkiri  ni  itiden  sei.  In  Flandern  hiess  die  Ssminlang 
Waterregteti  ten  Damme,  in  Seeland  von  Wesicapelie  nnd  beide 
sind  nur  dem  Sprachdialecie  naeh  Terscbieden.  Vergleicfie  Par- 
dessos  I.  chap.  9. 

i  13.    Gewohnheiten  von  AmtterdAm»  Enchuyeen,  SUiTem. 

Dies  ist  immer  dasselbe,  gleichviel  ob  der  eine  oder  andere 
SUdtename  dabei  steht  und  ist  Oberhaupt  eine  Arbeit  für  (das 
nördliche)  Rolland.  Sie  sind  keine  blosse  Nachahmung  der 
französischen  Satzungen,  sondern  haben  einmal  überhaupt  einen 
universellen  und  sodann  wieder  einen  specifisch -holländischen 
Charakter,  besonders  in  den  Localitaten,  Ob  sie,  wie  Verwer 
will,  in  Holland  oder  ob  in  Seeland  (Stavern)  abgefasst  sind, 
ist  zweifelhaft,  ebenso  die  Zeit  der  Abfassung,  die  aber  jeden- 
falls vor  1400  fällt—  Es  finden  sich  übrigens  die  Artikel  dieser 
Coutumes  auch  in  Artikel  40—63  (auch  37  —  70)  des  Seerechts 
von  Wisby  mit  Beibehaltung  derselben  Form  der  Üedaetion, 
derselben  Ausdrucksweise,  mit  gleicher  Bezeichnung  der  (hollän- 
dischen) Localitaten,  Umstände,  Ereignisse,  so  dass  es,  was 
schon  Verwer  und  Wagenaer  behaupteten,  nach  Pardessus 
(besonders  I.  S.  399  ff.)  keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  dass 
die  Holländische  Arbeit  das  Original  bilde. 

t  14.   Seeiecht  von  Wisby. 

Der  Titel  ist  eigentlich:  Wat  er  recht  tho  Wisby.  Die 
Sammlung  hat  in  den  letzen  400  Jahren  eine  ungemeine  Auto- 
rität in  Deutschland  wie  in  allen  anderen  nördlichen  Seestaaten 
gebabt  Lange  hielt  man  sie  sogar  fiir  die  Quelle  aller  Seerechte, 
namentlich  der  Röles  d'Ol^ron  *.  Sie  Ist  nicht  zu  verwediseln 
mit  dem  Wisby'schen  Stadtlag  päGotiand,  in  dessen  drittem 
Theile  auch  einige  Bestimmungen  über  Seerecbt  enthalten  sind, 
die  aber  mit  dem  eigentlich  sog.  Seerecht  von  Wisby  wenig 
gemein  haben;  nur  ein  sehr  kleiner  Theil  der  Bestimmnng6ii> 
des  letzteren  findet  sich  darin  und  doch  wollte  das  Stadtiag 
vollständig  sein  und  ist  es  auch  In  allen  anderen  liaterien ,  nur 
nicht  im  Seerecht:  woraus  es  denn  wohl  mehr  als  wahrschein- 


5.  So  Orotiut,  Conring,  Kurike,  Loccenins,  Lange,  MTesterween,  Brocket 
etc.  Ztt  Witby  anf  Oothland  coneentrirte  sich  ein  starker  Handel  der 
Hanse.  Das  Waterrecht  aollte  vielleicht  Ergänzung  des  Stadtlag  sein. 
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tieh  wird,  d«8s  d«a  sog.  Seerecht  von  Wisby  aus  einer  ^MlCeren 
Zeil  ftlamoit  als  das  SUdtlag»  welches  letsere  aber  bestimint  erst 
aus  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jabrbiuderts  herrfUirt,  Hiemach 
würde  das  Seerecht  Ton  Wisby  erst  in  die  zweite  Hftlfle  des 
]4w  lahrtiunderts  fallen  kdnnen  und  ftkr  eine  so  spftte  Ablassiu^ 
spricht  der  ganze  Inhalt  der  Gompilatioo.  Nämlich  1)  die  IS 
ersten  Artikel  sind  nichts  Anderes  als  wörtlich  xwdir  Artikel  aus 
einer  LOhisehen  Sateung  und  wenn  gerade  in  ihnen  Verwer 
daa  alte  ursprüngliche  Seerecht  von  Wisby  erkennen  will»  se 
steht  dem  entgegen ,  dass  der  ganze  Charakter  nur  auf  Lübeck 
passt  und  dass  ausdrücklich  auf  Localitat  und  Nachbarschaft  von 
Lübeck  Bezug  genommen  wird,  namentlich  in  hafenpolizeilicher 
Rücksicht  VergL  Pardessus  L  437  ff.  —  2)  Artikel  13-86  sind 
die  24  ersten  Artikel  der  RAles  d'Ol^ron  oder  was  denn  (nach 
$12)  ganz  dasselbe  ist,  des  Seerechts  y.  Damme,  in  wörtlicher 
üebertragung.  Da  aber  erst  im  14.  Jahrhundert  dauernde  See- 
Yerbipdungen  zwischen  der  französischen  und  flandrischen  See- 
küste und  den  Ostseegegenden  entstanden  sind,  so  kann  die 
Adoptirung  jener  Artikel  für  Wisby  erst  uul  die  Zeit  geschehen 
sein.  —  3)  Artikel  37^70  sind  nichts  als  die  Satzungen  v.  Amster* 
dam.  Die  ursprüngliche  Abfassung  auch  dieser  Artikel  in  Hol- 
land (und  nicht  in  Wisby)  erhellt  namentlich  aus  Artikel  51 
und  52  (Pardessua  L  S.  4^) ;  und  da  überhaupt  der  Handel  von 
Holland  und  namentiich  Amsterdam  hervorgehoben  wird  und  der 
letztere  jedenfalls  erst  im  14.  Jahrhundert  lebhaft  ist,  da  endlich 
von  der  Marsdiep  bereits  gesprochen  wird,  so  kann  die  Ab- 
fassung kaum  vor  1400  geschehen  sein.  —  4)  Artikel  71  und  72 
sind  wiederum  rein  Lübische  Satzungen. 

Nach  Artikel  36  steht  in  den  meisten  Ausgaben  eine  allge- 
meine Rubrik  für  alle  folgenden  Artikel:  „Hyr  na  volget  de 
„Ordinancie  de  de  Kiopman,  Schijpper  unde  Schijpmanne  uuder 
„anderen  hebben  vor  dem  Schijpprecht;''  da  die  ersten  36  Artikel 
überschrieben  sind:  „Her  beghynt  dat  Hogheste  Water-Recht." 

Schon  wegen  dieses  Auseinanderhaltens  der  einzelnen  Tbeile 
der  Sammlung  und  nun  vollends  nach  dem  ganzen  Inhalte  der- 
selben kann  man  sie  als  keine  officielle  Legislation,  sondern  nur 
als  eine  compilirende  Privatarbeit  zur  Refriedigung  unmittelbar 
praktischer  Zwecke  ansehen. 

Alte  Handschriften  existiren  nur  in  plattdeutscher  Sprache, 
die  übrigens  in  jenen  Zeiten,  besonders  wegen  der  grossen  Aus- 
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breitung  der  Hanseatischen  Kaufleute  und  ihres  Handels  eine 
Art  von  Gemeinsprache  an  den  nördlichen  SeekOsten  Europa*s 
war;  keine  einzige  in  Gothlandischer  (WIsby)  Sprache,  so  dass 
es  also,  wenn  die  Arbeit  in  Wisby  absolvirt  wurde,  wahrschein- 
lich ist,  dass  sie  Ton  den  dort  sehr  zahlreich  lebenden  Hansea- 
tisdien,  eben  plattdeutsch  redenden  Kaufleuten  abgefasst  ist  und 
zwar  gerade  um  den  Bedürfnissen  des  hanseatischen  Handels  zu 
entsprechen.  Demnach  scheint  es  eine  Deutsche  Sammlung  ge- 
nannt werden  zu  müssen,  wofür  denn  auch  die  gemeine  Meinunig 
YöUig  gestimmt  ist. 

Da  übrigens  die  Hauptblüthe  des  Wisbyschen  Handels  be- 
reits Im  15.  Jahrhundert  zu  welken  begann,  so  dürfte  die  Ab- 
fassung wohl  noch  vor  1400  zu  setzen  sein.  Trotzdem  besitzen 
wir  kein  Manuscript,  was  ftlter  als  die  erste  gedruckte  und  zwar 
plattdeutsche  Ausgabe  (Kopenhagen  1505)  w&re. 

Die  Artikelfolge  varllrt  in  den  verschiedenen  Ausgaben  sehr; 
sodann  sind  viele  Artikel  fast  gleichlautend,  so  dass  das  Ganze 
sich  etwa  auf  50  selbstständige  Artikel  reduciren  Hesse.  —  Es 
gibt  zahlreiche  Ausgaben,  die  theils  in  Deutschland,  theils  in 
Danemark  und  Schweden  gedruckt  sind.  Auch  gibt  es  eine 
altera  holländische  (1532,  1624. 1711)  und  dänische  (zuerst  1545) 
Uebersetzung;  auch  eine  alte  englische  (1536?)  soll  es  geben«). 
Gleirac  (us  et  coutumes)  gibt  mehr  eine  französische  Paraphrase 
als  eine  Uebersetzung.  B rocke s  gab  eine  lateinische  ueber- 
setzung heraus,  die  aber  nach  Pardessus  vielleicht  von  Lange 
herrührt  Eine  schwedische  Uebersetzung  publicirte  Hadorph 
1680.  Eine  italienische  Paraphrase  (nach  Gleirac)  steht  in  der 
biblioteca  dl  glus  nautico  tom.  I.  p.  154  und  im  5.  Bd.  von  Bal- 
dassaroni,  delle  assicurazioni  maritime.  Hochdeutsche  Ueber- 
setzungen  gibt  es  von  L'Estocq,  Marquardt  und  von  Engel- 
brecht (corpus  iuris  nautici). 

Das  Seerecht  von  Wisby  hat  namentlich  in  Holland  eine 
grosse  Autorität,  indem  es  nach  Pohls  (S.  24)  förmlich  als  sub- 
sidiäres Recht  recipirt  Ist. 

$  15.   Consolato  del  mare. 
Das  Consulat  der  See  wird  von  Pardessus  geradezu  als  die 


6.  In  dem  General  treatise  of  dommion  of  the  sea  S.  175  —  190  steht 
eine  englische  Uebetsetinng  in  70  Artikehi. 
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aller  gegenwartigen  Seerecbte  von  Boropa  beieichnet 
Weotgstens  enthalt  es  schon  in  den  HauptgrundzOgen  die  se^ 
rechtlichen  Bestimmungen  der  Gegenwart,  wenn  es  auch  einige 
wichtige  Materien  übergeht  v)  und  ohne  Ordnung  und  Geschmack 
ahgefaast  ist  Wie  das  Wisbysche  Seerecht  die  Gewohnheits- 
rechte der  nördlicheren  Seevölker  Europa's  zu  einem  compila- 
torisdien  Ganzen  zusammenstellte  und  zwar  in  der  plattdeutschen 
Sprache,  der  damaligen  Gemeinsprache  des  nordlichen  Seelebens, 
so  eombittirte  das  Consulat  die  seerechtlichen  Satzungen  der 
mlttellindischen  SeevOlker  und  zwar  in  der  Romanischen 
Sprache,  der  gemeinsamen  Mundart  des  südlichen  Europa's  in 
der  Zeit  Doch  war  das  Consulat  selbststandiger,  wissenschaft- 
licher in  Bezog  auf  die  C!ombinirung  seiner  Quellen ;  das  See* 
recht  von  Wisby  stellt  ja  seine  Vorarbeiten  bloss  mechanisch 
zusammen;  und  sodann  hat  das  Consolat,  da  das  Wisbysohe 
Seerecht  nur  im  Norden  und  Nordwesten  von  Bedeutung  war, 
aodi  über  den  Süden  hinaus  eine  allgemeine  Bedeotong  und 
eine  wahrhaft  Europaische  Autorität  in  der  Praxis  erhalten. 
Endlich  ist  das  Consulat  viel  umfangreidier  als  das  Seerecht 
von  Wisby. 

Auch  hier  ist  Zeit,  Ort,  specielle  Veranlassung,  Verfasser 
der  Compilation  unbekannt  und  auch  hier  sind  die  verschieden- 
sten Hypothesen  und  zugleich  wunderlichsten  Ansichten  in  dieser 
Beziehung  zUm  Vorschein  gekommen,  die  wir  aber  auch  hier 
wieder  übergehen,  indem  wir  vor  Allem  nur  die  Resultate  der 
Pardessus'schen  Forschungen,  so  weit  wir  sie  billigen  können,  vor- 
tragen.   Pardessus  II.  chap.  12. 

Man  muss  aber  in  der  umfangreichen  Compilation  mehrere 


7.  Z.  B.  fehlt  darin  der  Bodmereivertrag,  troUdem  dan  mehrere  Kap. 
ihn  voranüetxen  und  dan  er  in  den  Baroelonaischen  Statnten,  ja 
wenn  man  will  im  ROmiachen  Rechte  (peconia  traiectitia)  ateht 
Von  Anecnranien  konnte  dagegen  noch  nichti  im  Consulat  be« 
richtet  werden,  da  dieie  Oberhaupt  erst  aus  einer  spateren  Zeit 
datiren.  —  Uebrigena  sind,  wie  natürlich,  alle  Schriftsteller  des 
Lobes  toll  vom  Consnlat  Nnr  der  DSne  Hübner  (de  la  saiaie  des 
bStünens  nentrea,  p.  XI.)  und  der  Franzose  Oniehard  (eode  des 
priaes  p.  XVI.)  vergoMen  über  die  schledite  Form  so  sehr  den 
guten  Inhalt  des  Conunlats. 
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Haupttbeifey  welche  unprünglich  selbiUliadige  Gaue  waraa, 
iintenoheiden  *). 

Es  reihea  sich  aber  in  den  gewöhnlicben  Ausgaben  die 
llaterien  in  folgender  Weise  aneinander:  1)  Kap.  1—42 'be- 
ziehen sich  auf  die  Wahl  der  Richter--€onsuhi  zu  Valencia  und 
auf  das  gerichtliche  Verfahren  vor  ihnen.  Kraft  eines  Privilegs 
Peter's  UI.  von  1283  halte  ndmlich  Valencia  die  specieUe  Ge- 
richtsbarkeit in  Seekiandlungssachen  erhalten  und  es  muss  diese 
Valencianische  Verordnung  natürlich  spater  abgefasst  sein»  da 
cap.  1,  3.  10.  13  und  15.  auf  jenes  Privileg  Bezug  genommen 
wird.  —  2)  Kap.  43  (alii  42)  ist  ein  Statut  für  die  Insel  Majorka 
in  Bezug  auf  den  Eid,  welchen  die  Tribunalsadvocaten  dieser 
Insel  zu'jeisten  haben»  gegeben  von  Jakob  I.,  der  bereits  1275 
starb,  wesshalb  dieses  Statut  älter  sein  muss  als  jene  Verord- 
nung über  das  Consularverfahren,  zumal  da  dies  erst  1343  durch 
ein  Privileg  Peters  IV*  auf  der  Insel  Majorka  eingeführt  ist  — 
8)  Kap.  44.  bezieht  sich  auf  die  Berechnung  des  Masses  zn 
Aleiandrien. 

Ks  hieber  gehören  die  Kapitel  nun  eigentlich  gar  nicht  zum 
Consulat  Vielmehr  ist  Kap.  45  (44)  das  erste  und  steht  auch 
hier  in  den  Handschriften  und  Ausgaben  die  Ueberschrift:  Aci 
comencen  les  bones  costumes  de  la  mar.  und  in  dem  berühmten 
Manuscripte  der  Königl.  Bibliothek  zu  Paris  ist  auch  ganz  be- 
sonders ein  leeres  Blatt  zwischen  jenen  Verordnungen  und  dem 
sog.  Kap.  45.  gelassen. 

4)  Kap.  45^297  (204)  bilden  nun  das  eigentliche  Consulat  *) 
und  wird  am  Ende  von  Kapitel  297  ausdrücklich  gesagt:  Fins 
aci  havem  parlat  de  les  leys  h  ordonacions  de  actes  maritimes 
mercantivols  etc.  —  5)  Indessen  gemeiniglich  geben  die  ver- 
schiedenen Ausgaben  unter  Fortsetzung  der  Kapitelzahl  (298 
bis  334)  noch  eine  Barcelonische  Verordnung  über  die  bewaff- 
neten Schiffe. 

Es  scheint  nun  als  ob  das  Werk  ziemlich  spät  abgefasst  sei 
in  den  Ländern  der  Romanischen  Sprache  und  zwar  jedenfalls 


S.  Uebrigena  ist  die  Zshl  and  Folge  der  emielnen  Kapitel^  in  weldie 
dM  ConiBlat  zerfUlt,  in  den  vencbiedenen  Ansgaben  mid  Ueber- 
tetzungen  etwas  abwechselnd»  doch  nur  unbedeutend. 

9.  So  nimmt  es  wenigstens  Pardessns  nach  dem  Vorgange  von  Roocns 
and  Lttca  an. 
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unprOngKcb  im  Catalonischen  Dfeleete,  der  Obrigens  in  de« 
Zeiten  sowohl  io  Hafsellle  als  in  Barcelona  und  umliegendea 
Pnmnion  gesprochen  wurde.  Ferner  isl  es  wenigstens  sehr 
waKrMheinlich,  dass  die  Sammlung  in  Barcelona  (und  nieht  in 
Marseitle)  und  zwar  nach  und  nach  als  eine  eompilfrende  PHtat* 
arbeity  unter  Benutzung  von  alten  Usancen,  Gewohnheiten, 
UrtheilssprücheUy  Localstatuten,  namentlich  aber  auch  der  Rdles 
d'Ol^ron  entstand.  Gmnd  der  Entstehung  war  der  der  übrigen 
RechtsbOcher,  das  praktische  BedOrfnias.  Es  zeigt  sieh  im  Gon- 
sulat  eiue  grosse  Kenntniss  des  Rechts  der  Basiliken  sowie  der 
Legislation  der  Französischen  und  Spanischen, Städte,  welche 
damals  auf  dem  Miikelmeere  bedeutenden  Seehandel  trieben» 

Die  sog.  Annahme  des  Gonsulats  Yon  einer  grossen  Anzahl 
Ton  Republiken  und  Souveränen  von  1075—1279,  welche  in 
einem  den  Ausgaben  meist  angehängten  Kataloge  sieh  findet» 
ist  ein  von  einem  Ignoranten  (wahracheiaUch  einem  Katalonier) 
erfundenes  Märchen,  denn,  abgeaeben  von  vielen  anderen  Grikn-^ 
den,  die  gegen  jene  Behauptung  sprechen,  so  scheint  das  Gon«* 
sulaty  nach  seinem  ganzen  Inhalte,  erst  aiemlich  apU  nach  1270 
abgefassl  zu  sein.  Uebrigens  scheint  die  Abfassung  noch  vor 
1400  stattgefunden  zu  haben,  wenigstens  wird  darin  von  den 
Aaseeuranzgesetzen  noch  nichts  erwähnt  *«)• 

Die  erste  gedruckte  Ausgabe  in  der  Originalspraehe  ist  wohl 
die  von  1494,  sodann  erschienen  Abdrücke  1902,  1517,  1523^ 
1502  etc.  £ine  italieniacbe  (schlechte)  Uebersetzung  erschien 
1549;  eine  bessere  von  Casaregis  1737.  Lange  hielt  man 
jene  alte  italienische  Uebersetsung  für  das  Original.  Pardessus 
hat  wie  von  allen  anderen  Seerechtsbücbern  so  auch  vom  Con^ 
sulat  eine  französische  Uebersetzung  (besorgt  von  M.  Llobet)  in 
seiner  Collectiott  dem  Gatalonischen  Originaltexte  beigefOgI,  doch 
gibt  es  auch  andere  französische  üebertragungen  (Mayssooi  von 
1577  und  1635;  von  Boucher,  Paris  1808).  Auch  existirt  eine 
holländische  Version  von  Westerveen  (1704  und  1723)  und 
eine  hochdeutsche  von  Engelbrecht,  im  corpus  iuris  oaut 
188—382,  die  aber,  wenn  auch  nicht  einzig  (wie  Pardessus  sagt). 


10,  Namentlich  auch  nicht  gedacht  der  die  Assecurans  betrefTenden 
berühmten  Verordnung  von  Barcelona,  die  freihch  erst  1435  vom 
Magistrate  der  Stadt  erlassen  tmd  die  erste  bekitfmte  Verordnuag 
aber  Aasecuransen  ist 
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jedoch  Tonog8wetfle  nur  nach  der  holl&ndiicheii  üebeiinigiuig 
angefertigt  ist,  iodem  Dämlich  nur  noch  die  itaiieniecbe  üeber- 
eetzung  nebst  trefflichem  Gommentar  des  Casaregis  benutat  ist^*). 
In  Italien  und  Spanien  bat  noch  jetzt  das  Gonsulat  die 
Autorität  eines  recipirten  subsidiären  Redits  etwa  wie  in  Deutsch- 
land das  Romische  Recht. 

S  16.   Goidon  de  Is  mcr. 

Dies  Rechtsbuch  fallt  schon  in  eine  Zeit,  wo  bereits  das 
Privatseerecht  sich  fixirt  hatte  und  ist  Tielleicht,  es  lasst  sich 
darüber  nichts  Bestimmteres  sagen,  erst  zwischen  1556 — 84  ab- 
gefasst  Vergl.' Pardessus  II.  chap.  13**).  Er  erscheint  un- 
zweifelhaft als  eine  Privatarbeit  und  hat  mehr  einen  wissen- 
schaftlichen Typus  als  alle  froheren.  Der  Verfasser  ist  unbekannt, 
obwohl  Valin  den  Gleirac  dafür  halt,  der  aber  in  seinen  Us  et 
ooutumes  nur  eine  neue  Ausgabe  besorgte  und  sich  ausdrOcUich 
beklagt,  dass  der  Verfasser  unbekannt  ßeu  Die  erste  Ausgabe 
ist  bereits  von  J607,  eine  zweite  von  1645.  —  Die  Arbeit  be- 
schäftigt sich  vomamlich  mit  dem  Assecufanzcontracte,  dessen 
Gebrauch  damals  noch  ziemlich  neu  war,  indem  er  erst  (spater 
als  alle  seerechtlichen  Contracte)  seit  dem  Anfinge  des  15.  Jahr- 
hunderts datirt  Doch  wird  im  Guidon  de  la  mer  auch  von  fast 
allen  anderen  Seecontracten  gesprochen.  Das  Ganze  ist  ziemlich 
umfangreich  und  zerMlt  in  20  längere  Kapitel. 

Das  Land  der  Entstehung  des  Guldon  scheint  unstreitig  das 
westliche  Frankreich  und  erwarb  er  sich  sehr  bald  in  Frank- 
reich grosses  Ansehen,  ohne  im  Auslande,  was  ja  zum  Theil  in 
der  Zeit  selbst  schon  umfassendere  Seerechte  erhalten  hatte,  viel 
bekannt  zu  werden,  so  dass  es  denn  auch  keine  Uebersetzung 
desselben  gibt  Trotz  dieser  particularen  Beschrankung  auf 
Frankreich  ist  aber  der  Guidon  von  grosser  Wichtigkeit,  da  die 


11.  Meyer,  histor.  leg.  msrit  tadelt  mit  Recht  das  Dunkle  der  Engel* 
breehf  sehen  Uebenetzang.  Gapmany  gibt  in  seinem  Gadigo  de  laa 
costambcet  maritimas  tom  I.  (Ifadrid  1791)  eine  gekappte,  namlidl 
durch  eine  eigenthümliche  Systematiairung  verhunzte  ^aniaehe 
Jüebersetnmg.  Eine  altere  spanische  Version  ist  von  15^  von 
F*  Dias  de  Roman. 

13.  Nach  Bajot  reaum^  des  lois  aar  la  marine,  not.  17,  ist  der  Ovidon 
sogar  erst  1630  abge£Mst!l 
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fintMheidaiigeii  desselben  in  allen  wicUigeren  Fragen  der  See*- 
contracte  in  die  weltberühmle  Ordonaoz  Ludwigs  XIV.  von  1681 
aufgenommen  sind,  auf  welcher  ja  noch  jetzt  zum  grossen  Theile 
das  gemeine  Seerecht  von  Europa  beruht:  etwas  was  keines 
Wegs  als  eine  blosse  PrStension  des  Franzosen  Pardessus  (IL  372) 
erscheint,  sondern  namentlich  auch  in  England  und  in  anderen 
Ländern  vielfach  anerkannt  wird. 

S  17.   Hanseatiichei  Scerecht. 

Hier  begegnen  uns  schon  gesetzgeberische  Acte.  Es  sind 
das  <Ke  Recesse,  welche  auf  den  Bundestagen  der  Hanse  von 
den  vereinigten  Stftdten  abgeschlossen  wurden.  Lappenberg 
hat  dieselben  erst  wieder  zahlreich  an's  Tageslicht  gezogen«  so 
dass  Pardessns  IL  chap.  14.  S.  433—558»  deren  etwa  zwanzig, 
allerdings  von  mehr  oder  weniger  Wichtigkeit  hat  publiciren 
können.  Am  wichtigsten  ist  aber  das  alte  Hanseatische  Seerecht 
von  1591,  revidifft  1614,  nach  weldier  Revision  dasselbe  in  15 
grösseren  Titeln  abgehandelt  ist  und  die  Quelle  des  heutigen 
gemeinen  Hanseatischen  Seerechts  bildet,  zugleich  aber  auch  im 
Übrigen  Deutschland  sowie  im  Auslande  eine  grosse  Autorität 
geniessi  "),  namentlich  in  den  Staaten  der  Nord-  und  Ostsee. 

S  18.   Ucbergmng  zu  den  neueren  Particularrechten. 

Wir  haben  $9—17.  die  mittelalterlichen  RechtsbQcher  mit 
ihrem  mehr  oder  weniger  unmittelbar  gemeinrechtlichen  Charak- 
ter durchgesprochen.  Es  bilden  dieselben,  wenigstens  zum  Theil, 
in  ihren  Bestimmungen  das  heutige  Seerecht  Buropa's.  Doch 
bedarf  es  vor  Allem  des  Schöpfens  aus  den  neueren  Particular- 
rechten Europa's,  um  ein  voUstftndiges  Ganze  von  der  seerecht- 
liehen  Praxis  gewinnen  und  darlegen  zu  können  (sidie  S4u.7). 
Damm  geben  wir  in  den  folgenden  Paragraphen  eine  Ueber- 
sidil  der  Particularseerechte  der  Europaischen  und  Amerikani- 
schen Staaten. 

Zugleich  halte  ich  es  für  angemessen,  bei  Gelegenheit  der 
Angabe  der  seerechtlichen  Quellen  in  den  einzelnen  Staaten, 

12.  Uebrigens  ist  dM  Hameatitche  Seerecht  von  1614  zum  Theil  eehr 
mit  dem  Wisb^tefaen  verwnidt,  indeaMU  doeh  kefaie  bloiie  lieber- 
wbeituig  deewiben.  Einen  guten  Konuaentar  datflbtr  üeferta 
KufidEe  in:  ius  mariümum  HsMeatiannii 


9»  :  ^badm-J.  BiaMteBde  BröHefBng^n. 

das    iiileraatioittile  fiprtiMlili  bayte«   daa  «nuelMtt  Steala  im 
aeinea  Hauptgrundafigen  naher  zu  beieichBen. 

S  19«   Hansett&dte. 

Für  die  drei  ffansestädte  bildet  das  alte  Hanseatische  See- 
recht  auch  in  der  Gegenwart  noch  eine  subsidiäre  Quelle,  so 
weit  nämlich  nicht  statutarische  Gesetze  besondere  Bestimmun- 
gen festgesetzt  haben.    Was  dann  namentlich  anbelangt: 

I.  Bremen,  so  ist  hier,  abgesehen  von  alteren  Verord- 
«UDgen  YOB  J803,  1433 1«)  und  14M,  besondera  hervonolieben 
die  vcNi  1697,  wodurch  ia  nur  6  Artikehi  die  GQltigkeit  des 
Hanaeatiaohen  Seerechia  tob  W14  eingeschaHt  und  noch  einiges 
Besondere  festgeaetat  wird.  Wegen  der  Sohiffahrtsabgaben  ist 
auch  wichtig  die  Verordnung  yom  12.  Juni  I820|  revidirt  a  April 
1840. 

II.  Hamburg.  Seerecbtliche  Besümmungen  enIhalleB 
schon  die  Statuten  von  1270,  1278,  1292,  Seevererdnung  von 
1306,  sowie  50  Artikel  aus  dem  Codex  von  1407.  Doch  Ist  be* 
sonders  ala  praktisch  gOltig  herrorzufaeben  aus  dem  Statut  von 
1603,  Theil  IL  Titel  13—19,  mit  ziemlich  umfangreichen  aee- 
rechUichen  Bestimmungen  ««),  doch  ohne  BerQoksichtigang  der 
Assecuranzen,  worüber  1731  eine  besondere  Verordnung  er- 
lassen wurde.  FUr  Hamburgische  Schiffe  ist  auch  wichtig: 
KiiguMiv  über  die  Verhaltniase  des  Brunshauser  (Sfcader)  Zolles 
vom  13.  AprU  1844,  S  2.  Nr.  2. 

IIL  Lübeck.  Es  gehören  Ton  alteren  Statuten  hieher 
schon  zwei  Artikel  aus  dem  Codex  yon  1158,  mehrere  Artikel 
aus  dem  von  1240,  das  Seestatut  von  Lübeck  von  1290  (in  42 
Artikeln),  sowie  die  Verordnung  von  1542  (in  41  Artikeln). 
Praktischen  Werth  bat  aber  besonders  der  officielle  Coiex  von 


13.  Sog.  TAn  Rhedenfcber  Codex,  eine  Abtchtift,  besorgt  von  Rheden 
abrigens  aut  tpaterer  Zeit  (1533).  Bei  Engelbrecbt  steht  der- 
■elbe  sowie  die  Verordnung  von  16S7  abgedruckt,  Vergleiche  Psr- 
denus  III.  chap.  19« 

14.  Vergl.  ttbeiliaupt  Pardenui  111.   chap.  20.     Eine  neue  officielle 
Auigahe  des  Btatoli  tos  ie03  eisehien  1771.    Engelbnoht  hat  nur. 
das  Statut  1911)  abgedruckt.    Wegen  Hamburg  Tergl  tibriguns  daa 
fieUioh  etwas  aftulhamliche  Werk  Laagenbeek*s  AumerkuDgtn  Ober 
das  Hamb.  Schüft,  und  flemeht.   HsKb.  1727. 
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1586^  wom  bctflaöcrs  Boob  VI.  TiU  1--5  das  Setfreeht  Mthalt, 
doch  auch  aus  Buch  HI.  Tit.  4  und  13  und  aus  Buch  IV.  Tit.  f. 
heimzkheo  aiod.  Debfigcos  enthiellen  alle  diese  Löhecker  Be- 
stiuMiBgen  nichta  Ober  Asseaiiranzen  und  adopttrie  man  später 
m  LQbeek  die  Hamboiigiscbe  Aaseeuranaordnung  rem  1731  i». 

Verordnungen  über  die  Bedingungen  der  Nationalität  von 
Lobischen  Schiffen  vom  15.  Juni  1826  und  6.  Dec.  1845  sind  zu 
erwähnen. 

Handels-  und  Schiflahrtsverträge  haben  die  Bansestädte  mit 
den  meisten  Staaten  abgeschlossen,  jede  für  sich,  doch  keia 
einziger  eiistirt  mit  Toskana,  Neapel,  Kirchenstaat,  Spanien^ 
Portugal,  Oldenburg. 

In  Bezug  auf  Schiffsabgabeo  ist  au  bemerken»  dasa  in 
Hamburg  s&mmtliche  Nationen  in  Rücksicht  aller  und  jeder 
Handels-  oder  Schiffahrt^bgaben  gWicbmässig  behandelt  werden, 
ohne  irgend  eine  Bevorzugung  der  Hamburgischen  Flagge. 
Wegen  der  B«gQpstiguiig  Hamburgs  beim  Stader  Zoll,  S  21.  — 
In  Lübeck  unterliageo  freipde  (nicht  besjondera  ^riviiegirle) 
Flaggen  einer  Verdoppelung  des  Lastgeldes,  doch  aibd  simmt- 
liehe  Deutsche  und  fast  alle  £urop»  Ftaggea  privilegirt,  doch 
nicht  die  Schwediacl^  und  Nordamerikaniaebe.  Auch  sind  alle 
DampfschifTe,  welche  n^elmäaaige  direete  Fahrten  auf  Lübeck 
unterhalten,  vom  Last-  (Tonneii-)  Gßlde  ganz  befreit.  —  Bei 
Lootsengebübren  und  so^sUgeo  unerhebKoherea  Scbiffaangeldem 
und  Abgaben  an  die  H^ftnbeamlea  wird  swischen  Lübfscher 
und  fremder  Flagge  nicht  uatar$clue4ea  und  brauchea  die  oben 
n^er  beaeichaeiea  Pampfaebifle  mar  daan  Lootae«geld  zu  be- 
zahlen, wenn  sie  wirklich  einen  Lootsen  an  Bord  nehmen. 
Auch  bei  den  Waarenzöllea  lüt  ke»  Unterschied  awiseb^n  na- 
tionaler und  frem4ar  Flagge.  —  la  Breaten  findet  bei  Waaren- 
Zöllen  kein  Dnteisscbied  der  Flagge  atajtt  Dag^en  wird  durch 
Verordnung  vpm  8,  April  184|9  beatimaii,  dasa  fremde,  nicht 
durch  Vertrftgie  begiünstigte  Flamen  bei  der  Seeeiafubr  von 
Gülera  noch  einmal  ao  viel  (1^  Grote)  für  das  Schif&pfund 
Abgabe  zahlen  als  die  einheimische  und  privilegirte.    Sonst  sind 


1&.  Siehe  PardasMi  HI.  chap.  21.  Der  Codex  von  1586  «Hebte  1613. 
17SB  and  1889  iieae  Avflagan.  Bei  £agelbre<^  «teht  aar  laehVI. 
Titel  1--5  abgedruckt,  sowie  das  alte  Seerecht  von  1290. 
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die  übrigen  Sebifibttakosten,  als  Hafen-,  Loolsen-  etc.  Gelder 
fOr  alle  Flaggen  gleich. 

FQr  national  wird  in  Bremen  ein  Schiff  gehalten ^  welches 
das  ausschliessliche  Bigentbum  Yon  Bremischen  Staatsgenossen 
ist  und  von  einem  Bremer  Kapitain  gefbhrt  wird;  in  Lübeck 
(nach  Verordnung  vom  15.  Juli  1826  und  tf.  Decbr.  1845)  wird 
ausserdem  noch  verlangt»  dass  es  mit  zu  Lübeck  enroUirten 
Seeleuten  bemannt  sei;  in  Hamburg  ist  ausschliessliches  Eigen- 
thum  Hamburger  Bürger  oder  Staatsangehörigen  und  Bürgerthum 
des  Kapitains  nothwendig.  In  Hamburg  und  Lübeck  dient  der 
Seepass  zum  Beweis  der  Nationalität,  in  Lübeck  wird  das  Eigen- 
thumscertificat  auf  Grund  des  von  sammtlichen  Theiihabern  körper- 
lich zu  beschwörenden  Eigenthums  ertheilt  und  vertritt  die  Stelle 
des  Seepasses.    Vergl.  Soetbeer  I.  c. 

S  20.   Preusient«}. 

Es  sind  hier  viele  alten  Particnlarrechte  zu  erwähnen: 

1)  Ein  Artikel  des  (lateinischen)  Stadtrecbts  von  Stralsund 
von  1224. 

2)  SeesUtut  von  Stralsund  von  1278  (lateinisch). 

3)  Ein  Artikel  aus  dem  alten  (deutschen)  Rechte  von  Cuim. 

4)  Seerecht  von  Danzfg  aus  einer  Zeit  vor  1455  (Deutsch). 

5)  Ein  Artikel  aus  der  Willekür  für  das  polnische  Land, 
zu  weldiem  damals  Danzig  gehörte,  von  1455  (deutsch). 

6)  Willekür  von  Danzig  1455  mit  Zusatz  von  1457  (deuUch). 

7)  Statut  für  Danzig  von  1507  (deutsch). 

8)  Verordnung  für  das  Herzogtbum  Preossen  von  1540  (ein 
Artikel,  deutsch). 

9)  (]odex  fQr  das  Herzogtbum  Preussen  von  1620,  der  1685 
revidirt  wurde,  doch  so,  dass  das  Seerecht  (Buch  IV. 
Titel  18.  Art  3.,  Titel  10.  Art.  1—5.)  nur  sehr  geringe 
Veränderungen  erlitt  Es  scheint,  als  ob  sowohl  ein  deut- 
scher als  ein  lateinischer  Text  ursprünglich  1620  ofßciell 
erlassen  worden  sind.    Das  Seerecht  war  hier  immer  nur 


16.  Pardenoi  IIL  cbap.  22.  S.  449  —  488  und  Miruit,  das  Secrecht 
und  die  Flntnchiffahrt  nach  Preunischen  (auch  andaKs,  bcaoaden 
FnuKOMidien  und  OcalerreichlMhen)  Gesetsen«  (2  Binde.  Leiptig 
1838). 


Kap.D.  QorileA  d€6  Se^ffe<Atak  $381  81 

Ton  geringer  Antdehnaog.    Zur  VerroHitiiKligBDg  erlieit 
König  Friedrich  Wilhelm  I.  von  Preatten  lür  Preosseo 
ein  neues  Seerecht  1.  Decbr.  1727,  welches  von  TEstocq, 
Ton  Sahme  und  Bone  commenUrt  ist^O*  I^>^®  Gesetzgebung 
ist  von  Bone  abgefisst  und  wurde  sodann  1706  in  Besug 
•af  die  Assecuranzen  modificirt. 
üebrigens  galt  seit  alten  Zeiten  das  Hanseatische  oder  doch 
das  LObisehe  Seerecht  in  den  Ponunerschen  und  Preussischea 
Seelindem  des  Königreichs  als  ein  subsidiäres  Recht,  und  hatte 
eine  um  so  grössere  Autorität  und  praktische  Bedeutung,  als  die 
stalntarischen  Bestimmungen  bis  in  spftte  Zeiten  sehr  dürftig 
warea    In  Neuvorpommern,  so  lange  es  Schwedische  Prorini 
war  (1648— 1815),  galt  wohl  auch  in  subsidium  das  Schwedische 
Seerecht  von  1067;  doch  war  dies  früher  bestritten  *•),  bis  end- 
lich   die  Schwedische  Regierung    mit   Debereinstimmung   der 
Ponunerschen  Stände  ein  besonderes  Schwedisch-Pommer- 
sches  Seerecht  am  1&.  Febr.  1805  publicirte,  welches  aber 
unmittelbar  auf  dem  Schwedischen  Seerecht  Ton  1067  basirt  ist 
Diese  verschiedenen  particulären,  zum  Theil  längst  veralteten 
Gesetze  wurden  dann  durch  die  allgemeine  Gesetzgebung  des 
sog.  Allgemeinen  Landreohts  für  die  Preussischen 
Staaten  von  1794  nebst  Anhang  von  1803  ergänzt  oder  viel* 
mehr  verdrängt;  denn  wenn  auch  das  Allgemeine  Landrecht  die 
Provinzial-  und  Loc^lrechte  nicht  geradezu  aufhob,  so  ist  es 
doch  in  Bezug  auf  das  Seerecht  so  vollständig  und  stützt  sich 
so  sehr  auf  das  (von  allen  Preussischen  Particularseerechten 
einzig  umfassendere)  alte  Preussische  Provinzial- Seerecht,  dass 
fb^ch  kaum»  statutarische  und  provinziale  Bestimmungen  zur 
Anwendung  zu  bringen,  ein  Bedürfniss  sich  zeigt    Debrigens 
omCmst  das  Seerecht  Theil  IL  Titel  a  $  1^80-2451  und  ist 
eins  der  vollständigiten  Seerechte  Buropas,  dessen  praktischen 
Werth  und  überhaupt  dessen  Tüchtigkeit  im  Allgemeinen,  gegen- 


17.  Vcrgl.  T.  Sshms,  Einkitmig  zum  Seerecht  des  Königiciehs  Pienmen, 
Xtaifiberg  1747.  L'Eetocq,  Aunug  am  der  Historie  des  sllg.  mid 
PiawB.  Beevcchts,  ibid.  1748.  Bone,  KOn.  Prenis.  Seereeht  ete. 
Ibid.  1770).  —  Wegen  dei  neneren  Preusk  Seerechti  ksim  nar  auf 
die  aUg.  Lehrbücher  des  Pr.Rechti  (x.  B.  vonKoch,  Röime)  verwiesen 
werden,  denn  specielle  Werke  giebt  es  nicht. 

18.  V«gL  Hagsmeistsr»  Schwsdisehss  Seerecht   1796.  Vonads. 
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ab«r  VuiwtlMi|jfungqn  Einaelaer,  namenllioh  die  Franzosen 
(Pardesdut  «•)  HL  S.  457)  und  die  Praktiker  in  den  HameiUdten 
zu  w&rdigen  wissen  *«).  Die  spllitei«n  legislatiTeR  Brgänzcngen, 
welche  bekanntlich  in  vielen  anderen  Materien  des  Preoseischen 
AttgeniMnen  Laudrechts  so  sehr  omfangreieh  sind,  sind  in  Be- 
zug auf  das  Seerecht  sehr  unbedeutend  »^).  —  Bs  gibt  eine  im 
Auftrage  der  Preuss.  Oesetegebongs^OMnaBission  besOTgle  latei- 
nische üehetsetzung  des  Ailg.  Laodrechte,  von  Eisenberg  (Berlin 
1800),  sowie  eine  Polniscike  zufolge  der  Cabinetsordre  t.  30.  Juni 
1816  in  5  Blanden  (Posen  1833),  endlich  eine  Französische  (Paria 
1803,  in  5  Bänden),  die  aber  Pardessus  111.  &  457.  als  lieailich 
schwach  bezeichnet 

Bte  Grundlage  der  eigentlichen  Preosaisohen  SoUffahrts«^ 
geselzgebung  bildet  die  Gabineisordre  vom  20.  Juni  1822  (Ober 
Gabotage,  flafengebOhren  namentNoh  auslSodiscber  Schüft,  B&- 
gttnstigmg  Prensskcher  Bbeder)  mit  den  Taiübfestatellungcii  (M 
die  verschiedenen  iiifen  durch  verschiedene  (jsbtnetsordres^ 
Auch  sind  die  Terschiedenen  Hafen«-  und  LoolaenoidniMigen  sb 
erwilhnen. 

Dennaeh  siebt  fihr  Preoasea  fest,  1)  dasa  die  Gabotage  deo 
PreuBsisohen  Schiffen  torbehatten  ist,  2)  dasa  alle  beladenen 
ein-  und  ausgebenden  fremden  Sebiffe  in  allen  Preuaa.  Hitfett 
erböfate  Hafenabgaben  bezdilbn  nassen,  obgleich  es  (nach  dem 


19.  Pardettus  sagt,  die  Preun.  Octetzgebung  enthalte  zu  viel  ÜetaiTt, 
Beflnitionen,  Doctrinen,  docb  gehöre  tie  zn  den  beaehtenswerthetten 
und  für  den  Juristen  nützliehiten  der  modernen  Zeit. 

20.  Doch  bedarf  es  allerdingt  einer  Revision  und  gfefat  dai  Preuwscfae 
Mittiiterium  der  Justiz  damit  um,  eine  solohe  Tdrinaebmen.  lU 
«ti«  zu  wenabfam,  dasa  diaa  In  Utbercinatitettnig  mit  aUen  Nonlw 
dcntsehen  Sceataaten  geaefaeben  iEOanta»  damit  ein  Gedex  dca  Nocd- 
dantaobcn  Stereehta  (oder  vieUeiobt  aneh  aia  Oealeratiehitoh-Oeiitv 
scher)  zu  Stande  käme.  Ein  ich  weisi  nicht  ob  ganz  oder  halboffideller 
Entwurf  eines  neuen  Preusaischen  Seerechts  Ton  dem  Danziger 
^stitrath  Oroddeck  liegt  mir,  durch  die  besondefe  BftiCtheiiuag 
des  Preuuischen  Herrn  Justizmiraaters  TOf.  Dieser  Jbitwnrf  acbeint 
mir  nicht  bedeutend  zu  sein. 

21.  Z.  B.  Ckbinetsordre  10.  August  1806  und  Rescript  vom  15.  August 
1812  und  26.  Dee.  1821  geben  einige  Eri&uterungen;  das  Rescript 
▼om  25.  April  1816  gibt  eme  Dedaration  wegen  Ripgttlfnnig  in 
Hafarietach^ ctci  Wegen  anderer &och Ij  e.  I. TiOftia  dea^otea. 
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Gnindsatze  der  Reciprocitöt  und  durch  ;  besondere  YertrSge) 
privilegirter  Nationen.  Debrigens  fliesst  der  Mehrbetrag  nicht  in 
die  Staatskasse,  sondern  ist  Yom  Handelsminister  zum  Besten 
der  Preuss.  Rhederei  zu  verwenden;  3)  dass  der  Transport  der 
fOr  Rechnung  des  Staats  reisenden  GQter  vorzugsweise  durch 
Preuss.  Schiffe  besorgt  werden  soH;  4)  dass  keine  DifTerenziaU 
Bestimmungen  für  die  Waaren-Ein-,  Durch-  und  Ausfuhr  nach 
dem  Tarif  des  Preussisch-Deutschen  Zollvereins,  zu  Gunsten  der 
natjonaleu  oder  zur  Benachttieiligung  der  fremden  Flagge  oder 
in  Bezog  auf  directe  und  iodi#ecte  Einfehr  bestehen ;  5)  dass 
einzig  und  allein  ein  solches  Scfaiff,  welches  ausschliessliche^» 
£igeiKhum  Preussischer  Unlerthanen  ist,  als  ein  Preussisches 
und  zur  Führung  der  Preuss.  Flagge  berechtigtes  angesehen  wird, 
ohne  Unterschied,  ob  es  im  Inlande  erbaut  ist  oder  nicht,  und 
daea  der  Beweis  der  NationaliUtt  durch  den  Beilbrief  geführt 
wird  (Instmotion  f.  d.  Gerichte  18.  Msrz  1845);  6)  dass  ausser 
dem  sob  C.  genannten  dlgemein  angeordneten  sog.  extraordi- 
nären Flaggengelde  noch  in  den  Tarifen  für  die  Hafenge- 
bühren und  sonstigen  SohiAabgaben  der  einzelnen  Preussisehen 
Hifea  besonders  bestimmt  ist,  dass  die  Schiffer  derjenigen  Na«- 
tionen,  weiche  mit  Preussen  nicht  in  Vertragsverh&itnissen 
stehen  oder  Preuss.  Schifie  und  deren  Ladungen  nicht  gleich 
den  inl&ndiachen  behandeln,  die  sämmtlichen  tarlfmftssigen  Sehiffs- 
abgaben  überall  doppelt  zu  zahlen  haben ;  und  diese  verschiedenen 
Tarife  sind  zuletzt  festgestellt  für  den  Hafen  von  Memel  durch 
Gab.  Ord.  v.  19.  April  1844,  für  Pillau  durch  CO.  v.  18.  Octbr. 
1838,  für  Königsberg  und  Elbing  durch  CO.  v.  13.  Dec.  1844, 
ibr  Danzig  durch  C  O.  v.  18.  Oct.  1838  und  die  Pommerschen 
Hafen  durch  CO,  v.  24.  Oct  1840«'). 

Das  seerechtliche  Verhaltniss  Preussens  zu  anderen  Staaten 
namentlich  In  Bezug  auf  Handel  und  Schiffahrt  ist  bestimmt 
durch  viele  von  Preussen  abgeschlossene  Völkerverträge,  so 
Verträge  mit  Oesterreich,  Hannover,  Oldenburg,  Mecklenburg- 
Schwerin,  Hamburg,  Lübeck,  Bremen,  Dänemark,  Schweden  und 
Norwegen,   Niederlande,   Belgien,    Grossbritanien,   Frankreich, 


22.  Vcrgl.  bctonden  Soetbecr  1.  c.  und  Miruat,  Preun.  Seereefa«, 
der  aach  mancke  in'i  Detail  des  Seerechta  gehende  anderweitige 
VcrardnmigeB  aibgedniekt  bat.  ^ 
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Portugal,  Sardinien,  Neapel,  Griechenland,  Vereinigte  Staaten  el6. 
Siehe  Preuss.  Gesetzsammlung  und  Härtens  et  Cussy,  recueil 
de  trait^s  (Leipzig  1846-49,  5  Bde.) 


S  21.  Die  Übrigen  Norddeutochen  Kttttenliiider. 

I.  Mecklenburg. 

Zuvörderst  kommen  hier  statutarische  Bestimmungen  in 
Betracht;  doch  sind  diese  in  Bezug  auf  seerechtliche  Verhält- 
nisse unbedeutend.  Wie  Oberhaupt  das  Lfi bische  Redit, 
wenigstens  in  den  Städten**)  und  namentlich  in  den  beiden 
Seestädten  Rostock  und  Wismar  in  priTatrechtlicher  Hin- 
sicht eine  umfassende  subsidiäre  Autorität  hat,  so  gilt  diet 
namentlich  auch  vom  Privatseerechte,  doch  wird  auch  das  allgem. 
Hanseat.  Seerecht  zur  Anwendung  gebracht,  und  in  Rostock  auch 
die  Hamburgische  Assecuranzordnung  von  1731.  —  In  Wismar 
wird  bei  den  verschiedenen  Gebührentarifen  zwischen  einheimi- 
scher und  nationaler  Flagge  nicht  unterschieden,  wohl  ai>er  in 
Rostock  und  zwar  hier  in  Bezug  auf  WaarenzOlle  wie  auf 
SchifTsabgaben  sehr  detaillirt,  auch  mit  Unterscheidung  von  Ro- 
stocker und  anderen  Mecklenb.  Schiffen«  -*  Es  bestehen  zwisdien 
Mecklenburg  und  Oesterreich,  Preussen,  Hannover,  LObeck, 
Bremen,  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen,  Belgien;  Gross- 
britanien,  Frankreich,  Portugal,  Russiand,  Vereinigte  Staaten  Ton 
Nordamerika,  Schlffabrts-  und  Handelsverträge.  Oeber  Caboiage 
eiisUren  keine  Bestimmungen. 

II.  Holstein-Schleswig.  (Siehe  auch  $  22.) 

Vor  allem  sind  die  vielen  particularrechtlichen  Satzungen 
der  einzelnen  grösseren  und  kleineren  Landestheiie  in  jedem 
einzelnen  Falle  zu  berücksichtigen;  freilich  bin  ich  nicht  im 
Stande  anzugeben,  ob  in  Bezug  auf  das  Seerecht  die  particulären 
Satzungen  bedeutend  sind,  obgleich  ich  es  sehr  bezweifle.  Sodann 


23.  Wenigstens  in  den  Städten  von  Mecklenborg-Sehwerin.  Vei^ieiehe 
von  Kamptz,  Mecklenb.  CivUrecht  (1821)  I.  S  31.  S.  48;  anch 
I.  S  30  und  32,  welchem  Autor  ich  fiberhaupt  die  obiges  Notisen 
verdanke. 
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sind  die  gemeinrechtlichen  Satzungen  in  Bezug  auf  Seerecbt  in 
Schleswig  und  Holstein  durchaus  veitobieden  *«>    • 

1}  Holstein«  abgesehen  voi^  den  etwa  in  den  verschie- 
denen Stadtrechten  Torkomnienden  seerecbtiichen  Bestimmung^ 
galt  hier  früher  das  VVisbysche  und  gilt  jetzt  das  Lübiscbe 
und  überhaupt  das  Hanseatische  Recht 

2)  Schleswig.  Das  gemeine  Recht  in  Schleswig  bildet  das 
Jütische  Low'*),  also  Dänische  Satzung;  doch  sind  zu  kein  ex 
Zeil  die  das  Jütische  Low  modificirenden  Gesetze  im  Allge- 
meinen, als  fbr  Schleswig  verbindlich,  unbestritten  anerkannt 
worden  und  in  den  hetzten  Jahrhunderten  gar  nicht.  Dagegen 
speziell  in  Bezug  auf  das  Seerecht  gelangte  das  Seerecht 
Friedrichs  II.  von  Dänemark  aus  dem  Jahre  1961  zu  entschie- 
dener Geltung,  bis  in  den  Schleswigschen  Städten  das  vierte,  das 
Seerecht  enthaltende  Buch  der  Gesetzgebung  Christians  V.  von 
Dänemark  von  1683  adoptirt  worden  ist  als  das  heutige  prak- 
tische Seerecht  Schleswigs,  abgesehen  von  particularen  Bestim- 
mungen **).  Auch  wird  in  subsidium  das  Lübische  und  Ober- 
haupt Hanseatische  Seerechi  anzinmideB  sein^O* 


24.  Vergl.  Ober  Schleswig  -  Holstein  Faick,  Schleswig  -  Holsteinsches 
Privatrecht  (1825  —  1B40)  Theil  I.  S.  418,  auch  $125-127;  auch 
S.  414-496. 

25.  fiebrigem  gilt  das  Jiltische  Low  nicht  mehr  in  Dänemark,  sondern 
sat  bereits  dnrch  die  Geaettgebnng  Christians  V.  1683  yerdrängt. 

2B.  Siehe  Faiek  1. 1.  8.  436.  37.  —  Pardessas,  coUection  III.  chap.  18. 
(unter  der  Rubrik  des  Dänischen  Seerechts)  hat  die  seerechtlichen 
Bestimmungen  einiger  Stadtrechte  abdrndsen  lassen,  so  1}  Kap. 
118  —  125  der  plattdeutschen  oder  Kap.  103—112  der  lateinischen 
Ausgabe  der  Statuten  yon  Schleswig  von  circa  1150;  2)  Kap.  65-75 
des  (lateinischen)  (Statuts  von  Flensburg  von  1284,  womit  wörtlich 
cintge  Kapitel  in  einem  Statot  von  Appenrade  von  1284  Dberein- 
stimmen;  3)  zwei  Kapitel  aas  ehiem  Statut  von  Appenrade  T.  1335; 
4)  drei  Kapitel  ans  einem  Statut  von  Hadersieben  von  1292.  Nätüfr- 
lich  sind  alle  diese  Satzungen  veraltet  und  nur  als  historische 
Antiquitäten  merkwürdig. 

27.  Bis  tief  in  das  16.  Jahrhundert  hatte  namentlich  das  Wisbjsche 
Seerecbt  wie  in  Danemark  so  in  Schleswig  die  grOsste  Autorität, 
bis  ei  durch  die  Seegesetzgebnng  Friedrichs  II.  von  1501  bei  Seite 
geecholMn  wurde. 
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IIL  Hannover» 

Hier  gilt  das  gemeine  Deutsche  und  Europaische  Seerecbt 
fast  ausschliesslich,  da  die  das  Seerecht  betreffenden  Local-  und 
Landes-Gesetze  und  Statuten  nicht  von  Bedeutung  sind  und  die 
Ober  die  Verhältnisse  der  Schiffer,  des  Schiffsvolks,  des  Schiff- 
baus etc.  erlassenen  Verordnungen  mit  dem  gemeinen  Recht 
wesentlich  Obereinstimmen. 

Grosseren  Schiffsabgaben  als  den  nationalen  unterliegen  nur 
diejenigen  fremden  Flaggen,  in  deren  Häfen  die  Hannöverscbe 
Flagge  nicht  der  nationalen  in  dieser  Beziehung  gleichsteht,  nach 
der  Verordnung  vom  30.  Juni  1824.  Bei  WaarenzOilen  findet 
kein  Unterschied  zwischen  der  fremden  und  nationalen  Flagge 
statt  Cabotage  ist  zwar  im  Allgemeinen  nicht  der  nationalen 
Flagge  vorbehalten,  indessen  wird  sie  fremden  Flaggen  nur  nach 
dem  Princip  der  Reciprocität,  namentlich  in  neueren  Vertrigea, 
gestattet 

Der  Brunsbftuser  oder  Stader  Zoll  ist  duroh  die  Ver- 
ordnungen vom  8.  Sept  und  26.  Sepbr.  1844  auf  der  Grundlage 
des  Artikel  6  des  Britischen  Vertrages  vom  22.  Juli  1844  (um  >^) 
ermässigt  fOr  die  meisten  Waaren  Englischen  ^  Deutschen, 
Preussischen,  Dänischen  und  Belgischen  Ursprungs  auf  Preussi- 
sehen.  Danischen,  Schwedischen,  Norwegischen«  Deutschen, 
Englischen,  Belgischen  Schiffen  und  nach  neueren  Verlrigen  gilt 
dies  auch  für  Sardinien,  Griechenland,  Verein^te  Staaten  von 
Nordamerika  **)• 

Handels-  und  Schiffahrtsverträge  bestimmen  die  seerecht- 
lichen Beziehungen  Hannovers  näher  nur  mit  Oesterreich, 
Preussen,  Oldenburg,  Mecklenburg  -  Schwerin ,  LObeck,  Däne- 
mark, Schweden  und  Norwegen,  Niederlande,  Belgien,  Gross- 
britanien,  Sardinien,  Griechenland,  Ausslaod,  Vereinigte  Staaten 
von  Nordamerika»  Meiioo. 


28.  Haaburgcr  BOrgsigut  in  Hamburger  BOrgersobiffe»  isfe  M  TOm 
Suder  ZoU  auf  Grund  frtthcrer  RechtatiUl  und  das  von  den  Elb* 
tiferataaten  am  13.  April  1844  au  DreMien  abgftchkMWBrn  Staate- 
vertraget.  Vergl.  Soetbeer»  dei  Stader  ElbaoUa  Ui«|kriwg»  Fort- 
gang vüid  Bettand  (Hamb.  1839). 
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IV.   Oldenburg. 

Aach  hier  existiren  nur  unbedenlende,  das  Gemeine  SeereehC 
modifidrende  Verordnungen.  Nach  der  Regierungsbekannt- 
maehong  Yom  26.  Januar  1846  aind  für  den  wichtigsten  Olden- 
burgischen Freihafen  Brake  die  Schiffsunkosten  der  Terschie- 
denen  Art  in  eine  einzige  Abgabe  unter  den  Namen  Hafengeld 
umgewandelt  und  geniesst  die  nationale  Plagge  einen  Rahatt  ron 
25pGt  und  auch  in  anderen  Oldenb.  Hafen  ist  die  nationale 
Flagge  hierin  bevorzugt,  doch  nirgends  in  Bezog  auf  Lootsen« 
gelder. 

Der  reTidirte  Tarif  des  Steuervereins  (also  Hannover»  Olden-- 
barg  and  Lippe  *  Schaumbarg)  vom  Jahre  1845  kennt  keine 
Differenzialzölle  zu  Gunsten  gewisser  Flaggen.  Mit  der  Cabotage 
ist  es  wie  in  Hannover.  Commercielle  DebereinkOnfte  hat  Olden«* 
barg  geschlossen  mit  Oesterrelch,  Preussen,  Danemark,  Schwe«« 
den  und  Norwegen,  Grossbritaoien,  Beigten,  Portugal,  Sardinien, 
Griechenland,  Verein.  Staaten  von  Nordamerika. 

Uebrigens  besitzt  die  unter  Oldenburgischer  Hoheit  stehende 
Herrschaft  Kniphausen  (des  Grafen  von  Bentinck)  eine  be- 
sondere, von  den  fremden  Machten  langst  anerkannte  Flagge, 
vrelehe  in  Oldenburg  als  nationale  gilt,  indessen  in  Sohiflahrts- 
beciehungen  mit  fremden  Staaten  an  sich  nicht  schon  der  Olden- 
burgischen gleich  geachtet  wird,  so  dass  die  Oldenb.  Vertr&ge 
sich  an  sich  nicht  mit  auf  Kniphausische  Schiffe  erstr^e^  *•). 

S  22.   D&nemark. 

Wohl  schon  so  früh  als  in  Norwegen  (g  25)  eiialirten  hier 
Aafeeiehnangen  seerechtHeher  Satzangen,  doch  sind  keine  auf 
ans  gekommen  und  selbst  die  von  Pardessus  aus  ziemlich  spater 
Zeit,  nämlich  aus  dem  12.  und  13.  Jahrhundert  angeführten  aee- 
recbUichen  Abschnitte  von  gewissen  Stadtrechten  gehören  nieht 
hieher,  da  aie  ausschlieaslich  Schleswig  betreffen  •«)>  mithin  aia 
Deotsch  betrachtet  werden  dürfen. 

Vielmehr  ist  hier  nur  zuerst  zu  erwähnen:  1)  das  Seerecht 


29.   VeigL  Soetbeer,  BehiffAhrtigeietze  S.  4. 

90.   Ve^  Oberhaupt  wegen  Dänemark  Pardessot  ooUcetioii  III.  cbap.  18, 
p.  20^-306;  und  lieha  oben  S  21  «ab  IL  ^i^^  l^otfi». 
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von  1508,  welches  dem  König  Johann  zugeschrieben  wird  und 
den  Titel  führt:  f^Danemarckis  Walter -Raeih  fam  alminddisehe 
brugU  udi  Danmarek'',  in  18  Artikeln  »>)• 

2)  Das  Seerecht  Rdnigs  Friedrich  IL  vom  Jahre 
1561  **),  welches  1572  und  1642  verbessert  erschien  ••)  und 
nicht  sogleich  wie  spftter  in  78  Artikel  abgetheilt  war.  Es  wurde 
zugleich  für  Norwegen  ($  25.  sub  IL)»  welches  damals  zu  Däne* 
mark  gehörte,  publicirt  und  wusste  sich  auch  bald  in  Schleswig 
als  dort  gültiges  allgemeines  Seerecht  einzunisten  ({21)  >«).  Es 
wurde  nach  und  nach  durch  mehrere  Gesetze  im  Einzelnen  ver- 
ändert, z.  B.  durch  ein  Gesetz  von  1638,  bis  es  zur  Antiquität 
herabgesetzt  wurde  durch 

3)  das  noch  jetzt  in  Kraft  seiende  Gesetzbuch  von  König 
Christian  V.  aus  dem  Jahre  1683,  welches  auch  in  Norwegen 
publidrt  ist  und  auch  bald  in  Schleswig  zur  Geltung  gelangte, 
wenigstens  in  Bezug  auf  das  Seerecht  ($21  subll.  2)  wel- 
dies  im  vierten  Buche  in  9  Kap.  und  zwar  völlig  erschöpfend 
abgehandelt  wird  ">. 

Wichtig  für  den  Dänischen  Seehandel  und  die  Dänische 
Seeschiffahrt  ist  die  Zollgesetzvecordnung  vom  Jahre  1838,  die 
übrigens  wie  alle  derartigen  Gesetze  zugleich  für  Holstein- 
Schleswig  massgebend  ist  und  eine  vollständige  Zusammen- 
stellung der  WaarenzöUe  bei  der  Einfuhr,  dem  Durchgänge,  der 


31.  Der  Dänische  Gelehrte  Rosenvinge  behauptet,  da»  diet  Seerecht 
von  1506  wahrtcbeinliob  niemali  getetilicbe  Kraft  erhalten  habe. 
Also  wäre  et  etwa  eme  bloiae  Vorarbeit  gewesen.  £a  tchemt  ein 
•uppletoritebes  Sammelweric  zu  aein  lur  Ergänzung  dei  damals  in 
Dänemark  in  grossem  praktischen  Ansehen  stehenden  Wish/sche» 
Seerechts  im  besonderen  Interesse  Dänemarks.  Vergl.  Pardessus  1.  c. 

32.  Es  ist  auch  ins  Niedersächsisdie  (Rostock  1572)  Ubeisetet  worden. 
aSb  Siehe  Pohls  Seereeht  S.  31. 

34«  Dieses  Seegesetx  von  1561  hat  die  frikhemi  Satzungen  tftchtig  be» 
nutzt,  namentlich  das  Wisby^che  Seeredit,  die  verschiede9en  Han- 
seatischen Rezease  und  die  Niederländische  Verordnung  von  1551. 

35.  Es  ist  lateinisch  Übersetzt  von  Wegorst  1098  und  von  Hoyelsin 
1710.  Die  französische  Uebersetzung  bei  Pardessus  rOhrt  von.  einem 
Preussen  Ueus^cbel  her.  Einen  gründlichen  Commentar  lieferte 
Brorson,  forsOg  til  den  fierde  bogs  forsolknmg  i  Christian  Y. 
Dansk«  og  Norske  lov  (1797). 
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Ausfuhr  wie  auch  die  Bestiinniungen  wegen  der  die  ScUfe  be- 
treffenden Abgaben  und  Auflagen  etc.  enthalt;  auch  soll  darnach 
zwischen  priTUegirten  und  unprivilegirten  Staaten  unterschieden 
werden,  doch  sind  fast  alle  Nationen  nach  und  nach  privilegiri'*). 
Auch  in  Bezug  auf  die  Erfordernisse  in  Bezug  auf  Dänische 
Nationalitat  der  Schiffe  stehen  sich  Danen  und  Schleswig -Hol- 
steiner gleich.  Es  wird  aber  das  ausschliessliche  Danische  (im 
weiteren  Sinne  also)  Eigenthum  des  Schiffes  und  die  Erwerbung 
des  Bürgerrechts  yoh  Seiten  des  Kapitains  verlangt;  und  ist  das 
Schiff  im  Ausland  gebaut,  so  muss  zuvor  noch  eine  Abgabe  ent- 
richtet werden.  —  Der  Handel  mit  Grönland  und  den  .FarOren 
wird  ausschliesslich  fOr  Königliche  Rechnung  betrieben.  Von 
dem  Verkehre  mit  Island  sind  andere  Nationen  durch  bedeutende 
Differenziahölle  ausgeschlossen.  Altena  gilt  zwar  hinsichtlich 
der  Waarensendungen  nach  Island  fQr  inlandisch,  dagegen  hin- 
sichtlich der  Ausfuhr  von  Island  für  fremd.  Im  Danischen 
Westindien  ist  St  Thomas  ein  völliger  Freihafen;  auch  in  St 
Croix  sind  alle  fremde  Schiffe  und  Waaren  zugelassen  etc.  >'). 

Der  Sundzoll  soll  hier  noch  besonders  hervorgehoben 
werden,  obgleich  er  wie  manches  andere  hier  in  den  Angaben 
Ober  die  Quellen  des  Seerechtes  der  einzelnen  Staaten  Gesagte 
vor  Allem  in's  öffentliche  Seerecht  gehören  möchte;  indessen 
derselbe  wie  überhaupt  Zölle  und  Abgaben  haben  doch  einen 
so  wesentlichen  EinOuss  auf  den  Privathandelsverkehr  zur  See, 
dass  wir  hier  davon  schon  Erwähnung  tbun  durften  >*)• 

Es  beruht  aber  wesentlich  der  Sundzoll  noch  gegenwartig 
auf  der  am  13.  August  1645  zu  Cbristiaoopel  zwischen  Danemark 
und  den  Niederlanden  getroffenen  Vereinbarung,  nur  dass  auf 
seiner  Grundlage  eine  neue  Regulirung  des  Tarifs  stattgefunden 
hat  durch  einen  Vertrag  mit  Grossbritanien  vom  13.  Aug.  1841, 
sowie  durch  einen  anderen  mit  Schweden  und  Norwegen  vom 
23.  August  1841 ;   doch  sind  diese  Conventionen  nur  bis   zum 


36.  Wie  dies  >  aueh  in  anderen  Staaten  regelmiang  der  Fall  iit. 

37.  Dai  Nähere  in  Bezug  auf  St.  Croix  enthalt  die  Verordnung  von) 
6.  Jnni  1833. 

38.  In  der  Danteilung  der  Schifiabrtsgesetstt,  nameptlich  ab«r  in  def: 
Erörterung  über  den  Sundzoll  habe  ich  mich  ancfa  unmittelhar  an- 
geechlotcen  an  Soetbeer*«  Darlegungen  in  ^inem  Werks  Sdvffr 
fahrtogeictze  %\^.  ^JEM^^tg  1848.)  S.  b^l 
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15.  Jum  1651  geschlossen  und  daaern  ron  da  an  mit  dem  Vor^ 
behalte  einer  zwölfmonatlichen  Kündigung  fort  Es  ist  darin 
einige  Ermässigung  des  Tarifs  festgesetzt  und  noch  mehr  haben 
die  Im  Jahre  1846  zum  Schluss  gekommenen  Verhandlungen  wegen 
Erneuerung  des  Vertrages  mit  Preussen  eine  spStcre  Herab- 
setzung für  einige  wichtige  Artikel  (Brantwein,  Baumwolle,  Roh- 
Eucker)  herbeigeführt  Nach  dem  officiell  pnblicirten  Sund- 
tarif vom  23.  December  1841  werden  als  privilegirte  Staaten 
bezeichnet;  Belgien,  Brasilien,  Frankreich,  Grossbritanien,  die 
Hansestädte,  Holland,  Mexiko,  Norwegen,  Oldenburg, 
Oesterreich,  Preussen,  Russland,  Spanien,  Schweden,  Vene- 
zuela, Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika,  und  sind  später  noch 
dafür  erklärt:  Griechenland,  Hannover,  Mecklenburg- 
Schwerin,  Sardinien,  Neapel;  also  gehören  sämmtliche  Nord- 
deutsche Seestaaten  dazu.  Die  Nichtprivilegirten  müssen  noch 
U  Zollsatz  mehr  zahlen.  Rostock  und  die  Pommerschen 
Städte  Kolberg  und  Kamin  sind  nach  altem  Herkommen 
noch  besonders  begünstigt,  indem  Rostock  für  in  Rostocker 
Schiffen  verladenen  Walzen,  Roggen  und  Gerste  einen  geringeren 
Zofl  zahlt,  und  sogar  Kolberg  und  Kamin  nach  der  geheimen 
Declaration  Dänemarks  vom  17.  Juli  1818  völlig  vom  Sundzoll 
für  diejenigen  Schiffe  und  Ladungen  befreit  sind,  welche  das 
wirkliche  Eigenthum  in  Kolberg  und  Kamin  wohnender  Kauf- 
leute sind  *V« 

Die  von  Dtinemark  mit  anderen  Staaten  abgeschlossenen 
Volkerverträge  über  Handel  und  Schiffahrt  beziehen  sich  alle- 
mal auch  auf  Schleswig-Holstein««*).  Solche  Verträge  hat 
Dänemark  mit  allen  Europäischen  Staaten,  mit  Ausnahme  von 
Toskana,  abgeschlossen,  dagegen  von  den  Amerikanischen  nur 
mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  mit  Mexiko  und 
Venezuela  *»)• 


39.  Siehe  auch  Oberhaupt  Scher  er,  der  Sundsoll  (Berlin  1845). 

40.  Dafür  towie  daat  hinsichtlich  der  Cabotage  sowie  der  Nationalittt 
und  Bemannung  der  Schiffe  kein  Untersebied  stattfindet,  warde  ein 
gemeinsames  D&nenzeichen  den  Schleswig  -  Holsteiuschen  Schiffen 
eingebrannt:  DaaikEicudom;  wobei  allerdings  das  Wort  Eigenthum 
anstössig  ist. 

41.  Wir  haben  geglaubt,  gerade  Ober  die  D&nisch-Sdileswig -Holstein- 
sehen  Verhältnia«e  \m»  etwa«  weitUkufiger  aualaaaen  sn  ddrfen»  da 
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8  23.   HolUnd«*). 

Neben  Tielen  statutarischen  Satzangen  herrschen  allgemeine 
Recbtsgewohnheiten  sowie  das  Wisbysche  Recht  bis  auf  die 
neueste  Zeit  Dazu  kam  die  Verordnung  Karls  V.  vom  19.  Juli 
1591  und  von  Philipp  IL  vom  31.  Oetober  1563.  Zeitweilig  galt 
auch  das  Napoleonische  Recht  in  Holland »  bis  1826  ein  neues 
Handelsgesetzbuch  (Wetboek  van  Koophandel),  dessen  zweites 
Buch  das  Seerecht  bildet  und  eine  selbstständige  Deberarbeitung 
des  Code  de  commerce  ist»  erschien;  dasselbe  war  für  Holland 
und  Belgien  gemeinsdiaftlich  bestimmt,  ist  übrigens  nie  zur 
praktischen  Geltung  gekommen  und  wurde  nach  der  Trennung 
Belgiens  von  Holland  revidirt  fbr  Holland.  Diese  Revision 
ging  allmälig  vor  und  wurde  endlich  zusammengefasst  in  dem : 
Wetboek  van  Koophandel,  vom  1.  Oetober  1838  an  gültig  (nach 
dem  Bescbluss  vom  10.  April  1838),  deutsch  von  Schumacher 
(Hamburg  1840),  der  auch  das  ältere  Handelsgesetzbuch  (Altena 
1827)  Obertragen  hat  —  Das  Zollgesetz  vom  26.  August  1822 
stellt  auch  die  Verschiedenheit  in  Behandlung  Holländischer  und 
fremder  Schiffe  bei  Ein-  und  Ausfuhr  auf.  Handels-  u.  Schiff- 
fahrtsverträge bestehen  mit  Preussen,  Hannover,  Oldenburg, 
Hamburg,  Lübeck,  Bremen,  Dänemark,  Belgien,  Grossbritanien, 
Frankreich,  Sardinien,  Türkei,  Griechenland,  Russland,  Vereinigte 
Staaten  etc.;  sie  finden  sich  in  Martens  et  Cussy  recuell  de 
trait^y  wo  man  Überhaupt  alle  neueren  Verträge  der  Art  von 
1763  an  in  den  vortrefllichen  Registern  aufsuchen  mag. 


ne  jm  mit  dem  Norddeotieheii  Seeverkehir,  den  wir  beionden  sn 
berücksichtigen  habeiü«  in  so  enger  Verbindang  stehen. 

lieber  das  altere  Seerecbt  von  Island  siehe  Psrdessus  III. 
chap,  16.  S.  45  ft.  Schon  in  der  Aufzeichnung  des  alten  Isländi- 
schen Rechts,  gensnnt  Origis,  finden  sich  viele  Artikel  über  See- 
recht  (abgedruckt  bei  Psrdessos  1.  c.  8.  55—88). 
Vergl.  besondefk  wegen  de«  Utem  statntariscben  Reebta  den  hier 
QBgemcin  rticbkaitigett  Pardesstts  IV.  chap.  M.  8.  1-*188,  wo 
1)  alte  Gewohnheitsrechte,  2)  die  Gesetze  der  Regenten  aus  dem 
Oesterreichisehen  Hause  nnd  3)  Statuten  der  Magistiftta  der  ein- 
zelnen Städte,  die  biswellen  auch  von  den  Souverainen  promrtlgirt 
wurden,  sich  finden.  Siehe  auch  schon  Ter  wer  (Nederlandts  Zee- 
rechten.  Amsterdam  17S0),  der  fUacblich  die  Satrangen  von  Damom 
für  daa  alte  HoUtndiache  Reebt  hielt;  alehe  jedoeh  %  tS  oWn. 


4S  Absehii.1.  Eioleilende  Erörterung«. 


S  24.   RussUnd. 

Lange  Zeit  hat  in  den  Russischen  Ostseeprovinzen  das 
Hanseatische  Recht  eine  gewisse  Geltung  gehabt.  Ausser  eini- 
gen anderen  Particularrechten  ist  das  Riga*sche  Recht  «>)  be- 
sonders hervorzuheben;  es  hat  in  seerechtlicher  Beziehung  sich 
unmittelbar  an  die  Hanseatischen  Satzungen  angeschlossen  und 
ist  alt.  Schon  1)  Art.  156  —  168  aus  dem  Statut  von  Riga  von 
)270  (deutsch)  gehört  hieher;  sodann  2)  22  Kapitel  aus  dem  von 
Oelrichs  publicirten  Riga'schen  Statut  v.  1542  (auch  deutsch); 
3)  aus  dem  SUtut  von  Riga  von  1672  Tit.  1—6.  —  1720  erliess 
Peter  11.  die  erste  allgemeine  Verordnung.  Die  Kaiserin  Katha- 
rina, promulgirte  1782  einen  Seerechtscodex,  der  durch  spätere 
Ukase  in  Beziehung  auf  das  Privatseerecht  wenig  modificirt  ist 
und  in  der  officiellen  Deutschen  Uebersetzung  von  Arndt  den 
Titel  fi)hrt:  „Kaiserlich  Russische  Ordnung  der  Handelsschifiahrt 
auf  Flüssen,  Seen  und  Meeren.*'  Nach  Jacobsen  (Seerecht 
S.  XLVII.)  soll  in  subsidium,  wenn  der  Codex  nicht  ausreicht, 
das  Preussische  Seerecht  (im  Allg.  Landrechte  von  1704)  ange- 
wandt werden.  —  Von  Wichtigkeit  ist  der  Kaiserliche  Ukas  vom 
19.  Juni  (I.  Juli  a.  St)  1845  in  Betreff  der  Küstenschiffahrt  und 
der  Belastung  fremder  Schiffe.  Das  Seerecht  betreffende  Ver- 
trage hat  Russland  abgeschlossen  mit  Oesterreich,  Hannover, 
Mecklenburg-Schwerin,  Hamburg,  Bremen,  Lübeck,  Dänemark, 
Schweden  und  Norwegen,  Holland,  Grossbritanien ,  Frank- 
reich etc. 

S  25.   Schweden  und  Norwegen  ^^). 

Schweden  und  Norwegen  müssen  wir  hier  füglich  anter 
einer  gemeinsamen  Rubrik  darstellen,  weil  sie  ja  jetzt  zusammen 
ein  Reich  bilden;  indessen  ist  wie  ihre  anderweitige  Gesetzge- 
bung, so  namentlich  das  Seerecht  der  beiden  L&nder  von  ein- 
ander verschieden,  so  dass  wir  wieder  unterscheiden  -müsse«. 
Sogar  die  Seezollgesetzgebung  ist  noch  in  bdden  Landern  ver- 


43.  Siehe  die  Abdrücke  der  Ruwischen  alten  Particularseerechte,  beson- 
ders Riga't  bei  Pardems  III.  chap.  23.  S.  489-531. 

44.  Vergl.  besondecs  Pardmos  IIL  chap.  15.  S.  1  —  44  und  chap.  17. 

9.8B-aüi.     . 
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sdiieden  und  den  Norwegern  die  Gabotage  an  der  Schwedischen 
K&ste  and  umgekehrt  verboten. 

I.  Schweden.  Ausser  manchen  seerechtlichen  Kapiteln 
der  Stadtrechte  (von  BiarkOö  oder  fiirka,  von  Wisby  u.  s.  w.), 
sodann  dem  von  Gustav  Adolf  1618  publicirten  sog.  Stadt- 
Lagh  von  Schweden,  dessen  Formation  und  Gompilation, 
nach  Pardessus  (III.  S.  108  und  125),  aber  wohl  zum  grossen 
Theile  bereits  dem  14.  Jahrhundert  angehört  und  worin  wenig- 
stens Titel  7  ziemlich  ausgedehnt  vom  Seerechte  handelt,  Ist  hier 
die  umrässende  seerechtliche  Gesetzgebung  Karl'sXI.  von 
1667  zu  erwähnen,  welche  noch  jetzt  das  praktische  Seerecht 
Schweden*s  ausmacht,  mit  Ausnahme  des  ersten  Theiles,  der 
sich  auf  die  Schiflsmannschaft  und  Polizei  bezieht  und  der  durch 
ein  Gesetz  vom  30.  Mflrz  1748  modifidrt  ist,  und  dem  6.  Theile, 
der  durch  ein  Gesetz  vom  20.  October  1750  verändert  ist;  abge- 
sehen namllch  von  vielen  kleinen  Veränderungen,  die  man  bei 
Flintberg  sftmmtlich  in  der  3.  Ausgabe  von  1815  bis  zum 
Jahre  1815  notirt  findet^*)  und  wozu  J.  P.  Fredenberg  einen 
Nachtrag  bis' 1822  (Stockholm  1822)  geliefert  hat  Freilich  sind 
seit  der  Zeit  neue  Verordnungen  nnd  Gesetze  erlassen,  und 
davon  existirt,  so  viel  ich  weiss,  keine  besondere  Sammlung 4«). 
Die  Schiffahrtsordnung  von  1825  bezieht  sich  mehr  auf  Zölle. 

Die  Schwedische  Zolitaie  vom  33.  October  1841  stellt  fest, 
auf  Grund  schon  früherer  Anordnungen,  in  ihrem  Anhange  eine 
Begünstigung  der  nationalen  und  der  dieser  gleichgestellten 
Flaggen,  sowie  des  directen  Handels  mit  aussereuropftischen 
Plätzen  und  Aehnliches. 


'45.  Flintberg  lehrieb  ll%cr  Am  Seegetett  eineii  Commentar  in  Sefawe- 
diieher  Sprühe,  dw  zuent  1794,  dann  1802  und  endlich  1815  er- 
adiwtt  und  mit  dem  Texte  des  Geeetsbaehes  ielblt  in  Aiuiug« 
d«iitichabtne(itittfio»H«.gemeister  (GreiCiwald  1796)*  Loeoe» 
Biui  hat  dieees  Seerecht  inteiniicb  ObeneUt.  BereiUl670  erechien 
zu  Wifmar  eine  deutsche  Uebenetiung.  Pardessus  hat  diesen 
Seaeodez  wie  fifaerhavpt  aUe  nitbt  fransOsisehen  Seerechfee  vq?  1700 
im  Original  und  in  einer  französischen  Uebersetzung  geliefert  tom.  III. 
p.  184—204.    Das  Qeaetz  zerDUlt  in  acht. Hauptabschnitte. 

4K.  Verf^.  Pohls,  Seereeht  8.4d.  Diese  Neuerungen  betteSfen  Ckbrigens 
'  weniger  die  Jurisprudenz  als  die  Poliaci  und  Aiminnimtiott  des 
SeeivescBB»  sind  aMo  ftr  wukm  Zweeke  nittkt  m  wkMg.  > 


44  AMbn^  44  <iiiWte«(te  SiOrteropgM. 

Die  fikr  Sebwedeo  besteheadea  Handel«-  und  Söhiffriurli^ 
vertrage  haben  übrigens  sammtlich  auch  fbr  Norwegen  Gültig-* 
keit;  einseitig  von  Norwegen  ist  nur  eine  Reciprocititsdeclaration 
mit  Lübeck  ausgewechselt  worden.  SoJche  Vertrage  sind  abge- 
schlossen mit  Oesterreich»  Preussen,  Hannover»  Oldenburg, 
Mecklenburg-Schwerin,  Hamburg,  Lübeck»  Bremen,  Danemark, 
Niederlande,  Belgien,  Grossbritanien,  Sardinien,  Toskana,  Kirchen- 
staat, Türkei,  Griechenland,  Russland,  Vereinigte  Staaten,  Ve- 
nezuela. 

IL  Norwegen.  Das  altere  Seerecht  Norwegen*s  ist  un- 
bedeutend. Ausser  den  ganz  kurzen  aeerechUiohen  Stücken  des 
Gula  Thing  von  940,  des  Biarkeyar-Rett  aus  dem  12.  Jahr- 
hundert sind  einige  Kapitel*  aus  dem  Gula  Thing  von  1274 
sowie  23  Kapitel  aus  dem  Stadtrecht  von  Bergen  zii  nennen. 
—  Die  Seegesetzgebung  Friedrichs  U.  von  Ds^nemark  von 
1 56 1  wurde  auch  in  Norwegen^  welches  ja  damab  mit  Dänemark 
vereinigt  war,  publicirt  Ebenso  spater  die  Gesetzgebung  Chri«-» 
stian*s  V.  von  Danemark  von  1683  wurde  für  Norwegen 
und  namentlich  auch  der  seerecAtliche  Theil,  168T  erlassen^'). 

Der  Norwegische  Tarif  für  WaarenzOlle  und  Schiffsabgaben 
vom  23.  Sept.  1842  stellt  denn  doch  Norwegiact^e  u.  Schwedische 
Schiffe  gleich. 

S  26.    Frankreieli«»). 

Ausser  einigen  Localstatuten  (von  Arles  1150,  tfont- 
pelller  1223  und  spater,  von  Marseille  c  1255,  Oleron  von 
1380,  siehe  $  11)  sind  vom  alteren  Rechte  besonders  zu  erwäh- 
nen Guidon  de  la  mer  (s.  $  16)  und  die  Ds  et  coutumes 
d'Olonne,  eine  ahnliche,  doch  mehr  locale  und  weniger  theo- 
retisch werthvolle«  liemlich  umfangreiche  Sammlung,  wie  der 
Guidon.  Sodann  gab  es  in  Frankreich  seit  1313  Ordonnanzen 
tber  ieerechtlidie  Verhjkitniase;  sie  sind  in  der  bekannten  von 
16S4  sammtlich  znsammengehsst  und  wiederum  diese  von  1584 
sowie  eine  andere  schatzbare  von  1629  wurden  durch  die  gross- 


47.  Vergteiehe  anch  Botteak's  Staatdexieon  (SL  AdUgt  1847)  ^.  Band. 
Seite  763. 

48.  PardeMoi  IV.  <tep.  26  p,  221—418  ist  in  Beaug  auf  Frankreich 
augleieh  sehr  pnktiaeh,  indem  er  anf  die  nevatte  Oesetagebung 
Rgekiieht  nidunt,  uaaMntUch  in  den  Noten  an  seiner  Ausgabe  der 
OrdonnaMS  tob  1161.  Ym^mifk  FatdeamVI.  8.U4  wffsnOlDnoe. 


lip.JL  QoeHenteSeeredhU.  fM.  45 

irttg*  SehSpfwig  der  Ordonnanz  Ladwlg*s  XIV.  Ton  1081 
in  Antiqnittiton  henbgeietst  Diese  Ordonnance  de  la  marine 
du  moie  d'aoftft  1681  TOROglioh  dnroh  Colberts  Thiligkek  m 
Stande  gebracht,  zerfilUl  in  5  BQcber  und  dieae  In  Titel  nnd 
«mliaet  nicht  Uoaa  das  ganse  PriTatieerecht  (mit  Binschluss  det 
SeeaaacBimnz,  Prisen  und  Seefisehcrei) ,  sondern  erstreckt  sich 
auch  wenigstens  anf  einige  Punkte  der  8ee|M>liiei  und  Admini- 
stration, ohne  aber  in  letaterer  Beziehung  vollständig  zu  sein, 
wesshaib  und  da  Oberhaupt  sotehe  Dinge  einen  Terinderlichen' 
Ciunktef  an  sich  tragen  und  mit  jedem  Ifenschenaiter  zu 
▼ariircB  geneigt  sind,  Tiele  neqe  andere  Verordnungen  hterßter 
erschienen,  so  schon  24.  Octbr.  1081,  die  berühmte  Verordnung 
Ober  die  Kriegsmarine  Tom  15.  April  1680,  25.  März  1765, 
27.  Septbr.  1776,  31.  Octbr.  und  1.  Nov.  1784,  1.  Januar  1787, 
25.  OcL  1795,  31.  OcL  1827  und  viele  andere  unbedeutendere. 
Die  in  der  Ordonnanz  von  1681  aufgestellten  Rechtsgrundsütze 
blieboo  dagegen  das  ganze  17,  und  18.  Jahrhundert  hindurch  fast 
unverändert«*).  Den  schönsten  Denkstein  hat  Valin  durch 
seinen  Coasmentar  derselben  gesetzt  und  Jeder,  welcher  Nation 
er  aueh  angehöre,  wird  mit  Freuden  dessen  Worte  (commentaire 
tom.  I.  S.  25)  unterschreiben:  Et  c*est-lä  ce  qui  fait  le  m^rite 
distinctif  et  characteris^  de  notre  ordonnance.  On  y  trouve  un 
Corps  de  doetrine  admirabUf  une  collection  precieuse  de  d^cisions 
ciaires  et  profondes  en  mime  temps  (^ur  une  inGoit^  dejpomto 
cardinauXf  iusques-U  igoor^s  ou  mal  dävelopp^s»  Ce  sont 
aulant  de  principes  Kconds,  dont  un  esprit  attentif  et  eccooium^ 
k  la  pr^cision  est  en  ^tat  de  tirer  des  cons^uences  sAres,  pro- 
pres ä  r^udre  tous  les  css  qui  peo^ent  se  präsenter.  Enfin 
CS  qtd  mgt  U  eombU  k  f^lofs  d$  n^ire  ordonnance  c'est  k  quelques 
d^cisions  prfes,  eile  eH  detenuB  en  quelque  eart  In  M  gMrtäe  de 
feuies  les  noHons  de  fEurope  eommercantes  sur  mer.  In  privat- 
rechtlicher  Beziehung  nun  ist  die  Ordonnanz  verdrängt  worden 
durch   den    vom   Kaiser   Napoleon   veranstalteten  Code  de 


49.  Vergl.  datflber  betoadets  Valln  in  leinem  weltberQbmten  nonTetu 
commentaire  iur  ^ordonnance  de  la  marine  du  mois  d'aodt  1681 
(2Bde,  1760, 1766, 1770,  endlich  RocheUe  1776)  in  der  prjface  Bd.  I. 
p.  XIX.  und  26.  27,  wo  er  tagt:  die  changemena  betreiTen  nicht 
la  im  isprmüenee,  aondem  la  poilcf. 


40  äbmluhh  Einieitende  BrS/teroDfen. 

wmere$  «•)«  der  ttiii  detn  1.  ianair  I80B  in  Kraft  tral  und 
«ttoh  das  Seerechl  enthalt  Dteer  Ccnle  hebt  mm  twar  (d^crek 
du  15.  Sept  1807)  alle  früheren  Gesetae  auf,  doch  ^t  die  Or^ 
doananz  zum  grossen  Theü  noch  in  Besag  «uf  die  SeeverhaK^ 
nisae  dea  öffentlichen  Rechts  and  aubaidiar  überall»  wo  der  Code 
acbweigt;  endlich  sind  ja  aeind.aeerechtlichen  Grandsatae,  mit 
sehr  wenigen  Abänderungen »  unmittelbar  ans  der  Ordonnani 
Ludwigs  XIV.  entnommen»  aa  daaa  mehr  eine  Adoption. als  eine 
Verstossung  der  Ordonnana  atattgefMidea  hat  »<). 

Die  Ordonnanz  der  Marine  von  1681  bildet  aber  oder  apricfat 
doch  wenigstens,  nach  dem  unparteiiachen  Drtheile  alter  aee^ 
handeltreibenden  Völker»  zum  grossen  Theile  aas  die  noch  jetst 
gültigen  Satzungen  des  gemeinen  Europäisch  •  Amerikanischen 


50.  Durch  den  Code  de  commerce  wurde  ntmentlich  auch  die  berOhmte 
HandeUordonnuiz  Ludwig*  XIV.  von  1073  Terdrängt,  welche 
eine  ebreuTÖUe  Vortaaferin  ihtrer  Bchweitem  tod  1661  Aber  die 
Handels-  und  Ton  1080  Ober  die  Kriegimsrine  war. 

dl.  Von  Valiu'a  Commentar  entirea  die  m  der  obigen  Note  genannten 
Tier  alteren  Ausgaben  n>n  1760»  1766,  1770  und  1776;  im  Jabre 
1829  besorgte  K.  Bccane  eine  neue  Aufgabe  su  Paris:  A.  «/•  ValtH* 
commentaire  etc.  Avec  des  notes  coordonnant  l'ordonnance,  le 
commentaire  et  le  code  de  commerce  (in  I  Quartbande}.  —  Der 
altere  Commentar  der  Ordonnanz  von  1B81  heisst  Meryille  oder 
Marville,  denen  Arbeit  1714  und  1715,  1737,  1749  und  1756 
Auflagen  erlebte.  Ein  spaterer  Commentar  ist  von  einem  Advoca- 
len  zu  Marseille,  wahrscheinlich  Jusseau  oder  wie  Azuni  sagt 
J  ansäe  au  im  Jahtr  1760  (2  vol.  in  8.  oder  12).  Diese  Notizeii 
\erdsnk«  ich  Bajot,  reaun^  des  lois  sur  la  marine  (Paris  1841)»  der 
namentlich  auch  Über  die  Tevscfaiedenen  Ausgaben  des  Cleirac  mein 
Gewährsmann  ist.  Ich  benutzte  yon  Cleirac  und  Valin  nur  die 
beiden  neuesten  Auflagen  und  dazu  von  Valin  die  neue  l^dition  von 
Becane.  Nach  Groult,  diseours  sur  le  droit  maritime  S.  26  ist 
der  Marseiller  commentaire  (1780  in  2  Duodezbanden)  ein  Auszug 
aus  Merville  und  Valin. 

Auch  die  Ordonnanz  Über  die  Kriegsmarine  von  1689  erhielt 
durch  Richebourg  einen  commeptaire  ou  plat6t  des  annpfstioas 
qu'on  trou?e  a  la  fin  du  troisi^me  yolume  de  THistoire  g^ni6rale  de 
la  marine,  en  3  vol.  in  4.,  qui  ont  paru  suocessivement  dans  les 
ann^s  1^54,  1756  et  1758.  Richebourg  n'est  que  le  oontinuateur 
de  Boism^i^,  premier  auteur  de  Tottyrage.  Bajot  1.  c  Note  37,  der 
auch  S.  35—47  die  Franz.  Seegesetse  seit  1790  aufweist 


Beerechts;  and  durch  die  Teraohiedenen  NachbttdungeB  dee 
Napoleoniwhen  Code  de  eomnieroe  in  den  westlichen  ond  sttd- 
lidien  Staaten  Burope's  werden  tiigleieh  ihreGrondatie»  wem 
aoch  auf  mehr  Indirecte  Weise  und  wenn  auch  imdankbarer 
Weise  nicht  unter  ihrem  wahren  Namen  ah  partieniarrecbtUche 
Sationgen  in  den  einielnen  Seestaaten  aufgestellt  ■«). 

Das  System  der  Differenciaitölle  zur  Begünstigung  der  nali<H 
naien  Sehiffahrt  ist  in  Frankreich  am  strengsten  durchgeführt*^ 
sowohl  hinsichtlich  der  eigentlichen  Schiflbahgaben  (Tonnengeldef^ 


Ai.  Eine  Englische  Uebenetzong  der  Ordonnanz  tob  1661  steht  im 
General  trefttise  of  dominion  of  the  eea  mit  einer  eigenthQmlicben 
durchUafenden  Titelfolge  (54  Sectionpn)  S.  252-372.  —  Deutiche 
Uebenetzung  des  code  de  commerce  z.  B.  von  Erhard  1808.  — 
Von  den  Französischen  Commentaren  Ober  den  code  de  commerce 
erwÜiBe  ich  nur  den  von  Locr^  in  8  Theilen.  —  Der  berühmte  Ver- 
famer  der  coQection  de  lofs  maritimes  Pardessus  hat  auch  ein  nm- 
faasendcs  Werk  Ober  das  Französische  Handelsrecht  geschfitbcn« 
desien  dritter  Tlieii  das  Seereoht  umfasit  (oonn  de  droit  com- 
merdal  edit.  IIL  5  Bde.  Paria  1825-26.)  Das  ganze  Werk  ist  ins 
Deotsche  Obertragen  Ton  Schiebe»  namentlich  ancb  der  dritte 
Theil  als  selbttstSndiges  Werk:  das  FransOsiche  Seerecht 
(Bremen  1840).  —  Spedell  wegen  des  neuesten  Französischen  See- 
rechta  Terweise  ich  noch  auf:  Boncher,  Institution  au  droit  ma- 
ritime, ourrage  eomplet  sur  la  legialation  maritime,  ayant  pour  base 
Tordonnance  de  1681,  k  laquelle  sont  adopt^es  les  lois  de  Fanden 
et  du  nouveau  regime,  des  rMexions,  des  iogemeas  4tajr^  des 
antontds  lea  plus  respectabJes  etc.  (Paris  XII.  1803).  Le  nonveau 
Valin  ou  C^de  commercial  maritime  par  Sanfourche-Laporte, 
rern  et  approuv^  par  Boucher.  Paris  1800.  Boulay-Paty, 
cours  de  droit  eommerdal  maritime.  4  tomes.  Rennes  et  Paris 
1821  —  23.  Be aussen t,  eode  maritime  ou  lois  de.  la  marine  ete. 
2  tomes.  Paris  1839*40.  Brav  ard- Vejrri^res/  manuel  du 
droit  commercial,  ^ntenant  un  traiti  sur  chaque  lirre  du  code  de 
com.,  rindication  du  demier  itat  de  la  iurisprudence  etc.  le  texte 
des  ordon,  de  1673  et  1681  etc.  (Paris  1838,  3.  edit.  1846). 

5S.  Sic  and  sehr  hoch  (im  Ganzen  cirea  4  Fr.  I2\i  Cent  pr.  Tonn« 
von  dem  niehtlrnnzösischen  Schiffe,  sobald  es  in  einen  franzOibehen 
Hafen  einiiaft),  doch  sind  viele  Nationen  mehr  oder  weniger  ^riri- 
Icgirt,  dodi  weniger  Europlische  als  Anesikanische.  llanelUe  ist 
na  völliger  Frdhafea  in  Benig  auf  alle  SchiAebgaben.  cOrdonnaaz 
vom  10.  Bepl.  1617.) 


SspeditioQ»  Aequil,  Permis  und  Gertilicat),  ab  auch  des  Ttrili 
der  Waareiuölle.  ittdem  in  leizlerer  Bextehung  die  uoter  nalio* 
naier  Flagge  ebgehenden  Waaren  gmngete  Zölle  aahlen«  Oie 
Beatimmungeo  hierüber  sind  enlbaUen  namenUieh  im  ZoUlarif 
von  1844  sowie  in  den  Verordnungen  v.  3&  A|M>il  1817,  13«  Juni 
1845»  vom  &  Februar  1826  (Verbot  der  Einfuhr  vieler  Producle 
unter  Englischer  Flagge)  im  Zusammenhange  mil  Verordnung 
Tom  3.  Juli  1834  (die  einige  Ausnahmen  aubleUt).  Die  Gabotage 
an  der  Fraotösiscben  und  Algierischen  Kftsle».  sowie  nach  Ver- 
ordnung vom  16.  Dec.  1843,  auch  der  Verkehr  zwischen  Frank- 
reich und  Algier  steht  nur  Französischen  Schiffen  zu.  Das  Ge- 
setz vom  21.  Sept.  1793  wegen  der  Bedingungen  der  Nationalität 
Französischer  Schiffe  (1.  Erbauung  in  Frankreich  oder  Prisen- 
zusprechung  oder  Confiscation,  2.  Französisches  Eigenthumy 
3.  die  Officiere  und  Dreiviertel  der  Mannschaft  Franzosen)  ist 
durch  ein  Gesetz  vom  9.  Juli  1845  dahin  modificirt»  dass  ein 
Schiff  wenigstens  zur  Hälfte  Französisches  Eigenihum  sein 
müsse. 

Frankreich  hat  viele  Handels-  und  Sehiflahrtsvcrtrige  mit 
anderen  Staaten  abgeschlossen;  in  Europa  indessen  nicht  mit 
Hannover»  Oldenburg,  Schweden  und  Norwegen,  Kirchenstaat, 
Griechenland;  in  Amerika  nicht  mit  Central -Amerika,  Peru, 
Chili,  Buenos-Ayres. 

S  27.   England  •«}. 

Wie  in  anderen  Thellen  des  Rechts,  so  namentlich  im 
Handels-  u.  Seerecht  ist  in  England  das  Gewohnheitsrecht 
im  weiteren  Sinne  das  Wesentlichste  und  erscheint  dasselbe  den 


54.  Tergl.  Pardettus,  coIIectioB  IV.  chap.  25.  Wegen  der  in  neneren 
Zeiten  eriataenen  Parlamentaacten  über  See-  und  Schiffiüirtiverhalt* 
niste  verweise  ieh  auf  das  sehr  gangbare  Werk  von  Abbott  (Lord 
T^nterden)  treatise  of  Übe  law  relative  to  merchant  ships  and 
seamen,  8.  ed.  by  W.  Sbee  (Lond.  1847),  wo  die  hanptaehlidieren 
Im  Anbange  alle  abgedrackt  sindi  eben  ••  bei  Ed.  W.  Syaiona, 
The  law  relating  to  merchant  seamea,  3.  ed.  (London  1844).  ^ 
Sodann  finden  sieb  im  General  treatiae  of  tba  dominion  of 
the  aea  and  a  oomplctat  body  of  sea-lawa,  wovon  ich  die  (naeh 
der  Vorrede)  dritte  Auflage  (London  sine  anno»  doch  wohl  um 
1706  erschienen)   benutst   habe,    die  miltataltafUdken   aeaeechte, 
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BBgIftndern  bald  als  die  unmittelbare  praktische  Usance  der 
Handels*  und  Seeleote,  bald  als  das  sog.  common--]aw,  eine  Art 
Redit  der  Billigkeit  und  der  Moral,  was  jeder  Mensch  In  sich 
trage  und  verstehe,  also  eine  Art  von  Naturrecbt,  oder  ius  gen« 
tiom  im  Römischen  Sinne,  als  ein  von  allen  Menschen  und 
Völkern  gekanntes  und  anerkanntes  Billigkeitsrecht;  am  Ende 
ist  es  aber  nichts  Anderes  als  eine  Gonclusion  aus  der  Natur 
der  Sache,  aus  dem  wahren  Wesen  der  Verhaltnisse  nach  einem 
richtigen,  von  Moral  und  Billigkeit  geleiteten  Urthelle;  im  Han- 
dels- und  Seerecht  heisst  dieses  common-law  auch  wolil  speziell 
lex  mercatoria  **)•  ^  Von  den  mittelalterlichen  Seerechten 
haben  die  Röles  d'Ol^ron  als  ein  altes  Gewohnheitsrecht  eine 
grosse  Autorität  in  England  und  sind  auch  in  dem  Black  Book 
der  Admiralität  eingeschrieben.  Ueberhaupt  sind  die  gemein- 
rechtlichen Queilea  des  Europliscben  Seerecbts  in  den  Eng- 


weiche eine  Art  gemeinen  Httl&rechts  in  England  bilden,  in  Eng- 
lischen UebeneUungen,  so  das  Seerecht  von  Rbodus,  von  Oleron, 
von  Wisby,  der  Hansa,  sowie  Ludwig's  XIV.  Ordonnance  de  la 
marine  von  168!  in  Englischer  Version.  Dieser  General  treatise 
und  das  Werk  von  Abbott  geben  Überhaupt  eine  vortreifliche  Ein- 
sicht in  das  Altere  wie  neuere  Englische  Seerecht  (mit  Ausnahme 
der  Aswcuranz,  die  Abbott  nicht  abhandelt). 

53.  Blnckstone  sagt  darüber  (Buch  I.  Kap.  II.  seiner  Commentarien) : 
die  Handelsverbaitnisse  werden  durch  die  sog.  lex  mercatoria 
geregelt,  die  bei  allen  Völkern  anerkannt  wird  und  die  man  als 
einen  Theil  des  Englischen  Rechts  betrachten^  muss ;  und  weiter 
(Buch  IV.  Kapitel  V.):  In  allen  Seerechtsftllen,  wo  es  sich  um 
Fracht,  Havarie,  Bodmerei,  Versicherung  etc.  handelt,  wird  die  lex 
mercatoria  best&ndig  angewandt;  und  es  gibt  keine  andere  Ent- 
acheidungsrege],  als  dieses  universelle  Gesetz,  welchea  entnommen 
wird  ans  den  allgemein  anerkannten  Gewohnheiten  und  schrift* 
atellerisehen  Antoriaten  aller  Nationen.  Vergleiche  auch  besondera 
wegen  dieses  ganzen  eigenthOmlichen  Charakters  des  Englischen 
Rechts,  namentlich  des  Handek-  und  Seerechts,  Pardessns:  colleetion 
IV.  pag.  189  und  190,  wo  sich  eine  vortreffliche  Erörterung  findet. 
Siehe  noch  oben  S  7  in  der  Note.  —  Es  versteht  sich  aber  von 
selbst,  dasa  vor  dem  common  law,  vor  der  lex  mercatoria  die 
poritiven  Gesetze  des  Staates,  sei  es  nun  Englands  oder  im  betreffenden 
Falle  des  Auslandes,  zu  berOcksichtigen  sind. 
f.  Ksitcabora,  Seerechl  I.  ^ 
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Hscheii  Gerichten  von  grossem  Ansehen.  Indessen  scheint  man 
doch  selbst  das  Oleronsche  Seerecbt  mehr  als  ein  wissenschaft- 
liches HOlfsoiittel  denn  als  ein  eigentiiches  Gesetz,  wie  man  dies 
wohl  früher  that,  in  der  Gegenwart  anzusehen.  Vergl,  Pöbls 
S.  33  und  Blackstone's  commentaries  I.  410.  IV.  423. 

Namentlich  aber  spielt  vom  Gewohnheitsrecht  der  Gerichts-* 
gebrauch  (rerum  perpetuo  similiter  judicatarum  auctoritas)  eine 
grosse  Rolle,  indem  der  Englander  mit  allem  Nachdrucke  her- 
vorhebt, dass  die  Richter  als  die  legalen  Organe  des  natio- 
nalen Rechtsbewusstseins  vor  Allem  in  der  Lage  und 
berufen  sind,  die  wahren  Principien  des  Rechts  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  durch  ihr  ürtheil  auszusprechen.  Desshalb  sind 
die  sog.  precedents,  Prajudicien,  Oberhaupt  alle  bisher  erfolgten 
gerichtlichen  Entscheidungen,  namentlich  aber  wenn  sie  von  be- 
rühmten Richtern  **)  herrühren,  in  England  von  ungemeiner 
Autorität;  doch  ist  der  Richter  in  seiner  Entscheidung  nidht 
sklavisch  daran  gebunden,  und  fehlt  es  nicht  an  Beispielen,  dass 
in  späteren  Entscheidungen  das  Princip  einer  früheren  umge- 
stossen  (overruied)  worden  Ist  Auch  versteht  es  sich,  dass 
solche  Entscheidungen  (precedents)  als  Quelle  des  Englischen 
Seerechts  kein  absolutes  Recht  bilden,  sondern  auf  Grund  des 
bestehenden  Rechts  zu  erlassen  sind,  allenfalls  zur  Ergänzung 
der  Gesetze,  und  dass  neuere  Gesetze  ihnen  vorgehea  *'}. 


56.  Namentlich  sind  William  S  c  o  t  t*i  seerechtliche  Entscheidungen 
von  wahrhaft  Europäischer  Berahmtheit;  ich  muss  aber  offen  be- 
kennen, dass  ich  in  seinen  Prisenurtheilen  viel  Willkür,  wenn  auch 
auf  geistvolle  Weise  begrQndet  und  mit  einem  juridischen,  ja  mora- 
liichen  Nymbus  umkleidet,  finde. 

57.  Beühalb  sind  die  Sammlungen  seerechtlicher  Entachei.dungea  aehr 
wichtig,  namentlich:  Robinson,  report«  of  caaes  argued  and 
a^jodged  in  the  high  court  of  admiralty,  commencing  with  iudgm. 
of  W.  Scott  Michaelmas  term  1798  6  voJms.  London  1801  —  8. 
fortgesetzt  bis  1808  von  Edwards  (London  1812),  der  auch  eine 
andere  Sammlung  herausgab:  reports  of  the  leading  decisions  in 
the  high  court  of  admiralty,  in  cases  of  vesaels  sailing  under  british 
licences  (London  1812).  Eine  zweite  Fortsetzung  von  Robinson  bis 
1815  ist  von  Dodson  (vol.  l,  London  1815).  Zu  Robinson, 
Edwards  und  Dodson  lieferte  J.  Greene  (London  1818)  ein  Re- 
gister. —  Sodann  Acten  reports  of  cases  —  — -  in  prise  caaei. 


Kap-Ii  QoeUMdesSeereditt.  S«l.  M 

Was  sodann  die  Engliaehe  Gesetigebung  tle  Quell«  des 
Seerechts  belriffi,  so  ist  dieselbe  zwajr  seit  200  Jahren  nicht  ganz 
uothaiig  jedoch  von  nur  geringer  Bedeutung  für  diePriTstseerechtS'» 
Terhältnisse  gewesen,  bis  endlich  in  neuesten  Zeiten,  seit  etwa 
30  Jahren,  wenigstens  Ober  einige  Zweige  desselben,  sich  die  Ge«- 
setzgebung  ziemlich  umfiingreich  verbreitet  hat  **) 

Die  lütere  Gesetzgebung  steht  bei  Pardessus  (Siehe  unten  die 
Note).  Hier  ist  zu  erwfthnen  die  Acte  von  1646  über  den  Verkehr 
mit  den  Kolonien.  Sodann  ist  besonders  hervorzuheben  die  soge- 
nannte NaYigationsacte  vom  0.  October  1651,  zuerst  von 
Crom  well  in  der  Revolutionszeit  erlassen  und  13.  September 
1660  mit  geringen  Veränderungen  best&tigt  durdi  Stat.12  Charles  U. 
c.  18.  Sie  bildete  200  Jahre  lang  die  Grundlage  des  Englischen  See-> 
handelssystems,  dessen  Tendenz  ausschliessliche  Begründung  der 
nationalen  Sduflahrt,  Fabrikation  und  Handel,  unter  möglichster 
Ausschtiessung  aller  fremdländischen  Thltigkeit  ist**).  Durch  Par^ 


(London  1811).  Stewart  reports  6f  caset  in  tbe  court  of  vice» 
fldmiralty  at  Halifax  in  Nova  Scotta  from  1803—1813  in  tbe  time 
of  Alex.  Croke  (London  1814).  In  Abbott'i  treatise  steht  eine 
reiche  Auswahl  von  FUlen  ans  allen  diesen  Werken  und  dazu  eine 
groMe  Zahl  neoerer  Enfeicbeidungen.  Stehe  auch  (Jacobsen)  Ent* 
Scheidungen  der  Londoner  und  Pariser  Prisengerichte  (1802). 

56.  Bei  Pardesiuis  eoUeetion  IV.  ehap,  25  sind  abgedruckt:  1)  Kap.  38. 
aus  dem  Gesetz  Wilhelm's  I;  2)  Einiges  aus  den  LeUrei^PaUnUi 
von  Eduard  I  von  1285;  3)  aus  der  Enquite  von  1338;  4)  die  zu 
Quienhorough  1375  festgesetzten  Artikel;  5)  SUtut  aus  dem  43.  Jahre 
der  Königin  Elisabeth  von  1601;  6}  Acte  aus  dem  Jahre  1664,  dem 
16.  Jahre  des  K.  KarFs  U  etc. 

Sl^.  In  AnaehuDg  der  drei  Hansestädte  und  Dancig's  hob  Karl  II  1661 
die  Navigationsacte  auf,  entzog  aber,  vreil  LQbeck's  Handel  auf  der 
Ostsee  ihn  fikr  England  fitrehten  liess,  das  Privileghim  1662  Labeck. 
Die  Übrigen  drei  Städte  blieben  privilegirt  bis  zu  den  Zeiten  der 
fnmtOtisehen  Revolution.  Vergl.  BQsch  Welthandel  L  204.  — 
Uebrigens  waren  Malta,  GibraUar  und  Helgoland  von  den  Bestim-^ 
mungen  der  Navigationsacte  ausgenommen  und  galten  in  Besag  auf 
die  Einfuhr  nach  England  in  der  Regel  als  Ausland«  Sodann  steUte 
3  and  4  Vict.  95  eine  andere  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Dampf- 
schiff fahrt  auf,  indem  in  Bezug  auf  die  Dampfschiffe  einer  Na- 
tion auch  solche  Häfen  für  nationale  erklärt  wurden,  welche  zwar 
dieser  Nation  nicht  gehören,  aus  denen  aber  ihre  Dampfschiffe  ge« 
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Umentoaote  Tom  5.  Juli  1835  (von  G«org  IV.  e.  73)  warde  sie  ia 
eine  neue  Form  gebracht,  wobei  jedoch  ihr  weseotlioher  Chartkler 
unverändert  blieb;  durch  die  Parlamentoacle  Tom  28.  August  1833 
(3  und  4  William  IV.  c  54)  und  zuletzt  vom  4.  Aug.  1845  (8.  u.  9 
Victoria  c.  88)  erhielt  sie  eine  Revision  und  Bestätigung»  bis  sie 
durch  eine  Acte  vom  26.  Juni  1840  (12  u.  13  Victoria  c.  30)-), 
die  aber  erst  vom  1.  Januar  1850  in  Kraft  trat»  wesentlich  über 
den  Haufen  geworfen  ist,  besonders  in  Bezug  auf  den  Waarea- 
transport  durch  ausländische  Schiffe  nach  und  von  England. 

Sodann  ist  die  registry  act  von  1786  (Stat  26.  George  III. 
aap.  60)  als  die  Basis  vieler  spateren  Verordnungen  über  die 
Registrirung  der  Schiffe»  von  denen  die  neueste  sehr  ausführ- 
liche vom  4.  Aug.  1845  (8  u.  0  Victoria  c.  89)  ist;  sie  ist  nebal 
allen  folgenden  Parlaroentsaclen  «0  ^^  Abbott  im  Anhange 
abgedruckt,  nllmlich  1)  4.  August  1845  (8  und  9  Vict  c.  88)  aa 
act  for  encouragement  of  British  shipping  and  navigation;  2)  5 
und  6  Will.  IV.  c.  56  declared  by  5  und  6  Vict.  c  47  sec.  3Q» 
to  extend  to  the  British  possessions  abroad:  an  act  to  regulato 
the  admeasuremeot  of  the  tonnage  and  burthen  of  merchant 
shipping  of  the  United  Kingdom  (ganz  kurz);  3)  3  und  4  Vict 
c.  56.  an  act  further  to  regulate  the  trade  of  ships  buiit  and 
trading  within    the    limite    of  the   East  Gompany's   Charter; 


wohnlich  RUtlRnfen»  so  tn  Ounttea  Preunen^  HanaoTer^i»  Olden- 
burg'!, Mecklenburg*!  und  der  Hunseitadte,  gleichmlüig  !lnimt- 
liehe  HSfen  von  der  Maü  bu  Memel  (mit  Ausnahme  der  Danischen). 
Die  Navigationsacte  von  1660  enth&lt  19  Artikel  und  !tebt  ab- 
gedruckt in  dem  bereits  Öfter  genannten  General  treatlse  of  the 
dominion  of  the  lea  S.  670—79.  Daselbst  sind  auch  (S.  681  ff.) 
abgedruckt:  1.  Jacobi  II.  regi!  an  act  to  encourage  the  buUdmg 
of  ships  in  England,  und  5  und  6  William  and  Maria  c.  34,  an  act 
for  building  good  and  defenaible  !hip!;  leCstere  enthalt  yiele  kriege* 
ri!chen  Be!timmungen  für  den  Bau  grosser  Schiffe  und  wire  be- 
sonders  jetxt  in  manchen  Punkten  ftlr  Deutschland  zu  adoptiren. 

60.  Diese  Acte  vom  26.  Juni  1849  ist  ins  Deutsche  fibersetzt:  Englische 
Navigatiottsacte  vom  26.  Juni  1849  (Bremen  1849). 

61.  Freilich  beziehen  sie  sich  alle  dem  grOuten  Theile  ihres  Inhaltes 
nach  nicht  auf  die  Jurisprudenz «  sondern  die  Polizei  und  Admini- 
stration des  Seeverkehrs^  doch  ist  ein  Theil  ihres  Inhalts  für  das 
PriTatseerecht  yon  Wichtigkeit. 
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4)  8.  August  1845  (8  und  9  Viel,  c  116)  an  act  for  tbe  protec- 
tion of  seamen  entering  on  board  merchant  ships;  5)  4  und  5 
Will.  IV.  c  52.  an  act  to  amend  an  act  of  the  twentieth  year 
of  bis  m.  K.  George  II.  for  the  relief  and  support  of  sick,  mai- 
med  and  disabied  seamen,  and  the  widows  aud  chjidren  of  such 
as  riiall  be  killed,  slain  or  drowned  in  the  merchant  Service, 
and  for  other  purpose;  diese  Acte  ist  sehr  umfangreich  und 
nacbahmungswertb;  6)  6.  George  IV.  c.  125.  an  act  for  the 
amendment  of  the  law  respecting  pilots  and  pilotage,  and  also 
for  the  better  preservation  of  floating  lights,  buoys  and  beacons; 
auch  sie  ist  sehr  umfangreich;  7)  5  nnd  6  Vict  c.  167.  an  act 
for  regulattng  the  carriage  of  passengers  in  merchant  vessels; 
ist  gleichfalls  sehr  umfangreich;  8)  4.  George  IV.  c  88.  an  act 
for  regulating  vessels  carrying  passengers  between  Great  Britain 
and  Ireland;  0)  5Ü.  George  III.  c  150.  an  act  to  limit  the  res- 
ponsibility  of  ship  owners,  in  oertain  cases;  10)  6.  George  IV. 
c  04.  an  act  to  alter  and  amend  an  act  for  tbe  better  protection 
of  the  property  of  merchants  and  others,  who  may  hereafler 
enter  into  contracts  or  agreements  in  relation  to  goods,  wares 
or  merchandize,  intrusted  to  factors  or  agents;  II)  5  u.  6  Vict 
c.  39.  an  act  to  amend  the  law  relating  to  advances  bona  Gde 
made  to  agents  intrusted  with  goods}  12)  5  Vict.  sess.  2.  c.  17. 
an  act  for  preventing,  until  the  first  day  of  May  1845  ships 
Clearing  4>at  from  any  port  in  British  North  America  or  in  the 
settlement  of  Honduras»  from  loading  any  part  of  their  cargo  of 
timper  upon  deck;  13)  9  und  10  Vict.  c  100.  an  act  for  the 
regulation  of  steam  navigation  and  for  requiring  sea-going  vessels 
to  carry  boats  (vom  28.  August  1846)  •«);  14)  8  und  9  Vict 
c  99.  an  act  for  consolidating  and  amending  the  laws  relating 
to  wreck  and  salvage  (28.  August  1846);  Obrigens  eiistirt  schon 
eine  Sltere  salvage  act  von  1  und  2  George  IV.  c  76;  15)  8  u.  9 
Vict  c.  112.  an  act  to  amend  and  consolfdate  the  laws  relating 
to  merchant  seamen,  and  for  keepiog  a  register  of  seamen 
(5.  Sept  1844);  auch  sie  ist  sehr  umfangreich»  16)  3  u.  4  Vict 
c  65.  an  act  to  improve  the  practice  and  extend  the  iurisdictioa 
of  tbe  high  court  of  admiralty  of  England. 


62.  Sie  tat  gleichfalls  sehr  nmfangreich  nnd  geht  detaillirt  ein.    Jedaa 
Schür  von  190  Toanen  bereit«  mius  wenigstens  ein  Boot  haben. 


54  Ab9chn.L  Bifdeitende  Erörteiungea. 

Dazu,  dass  Schiffe  irgend  eines  Volkes  als  nationale  gelten, 
gehört  in  England  Erbauung  in  dem  Lande  der  Nation  oder  in 
England  oder  Zusprechung  durch  ein  Prisengericht  oder  wegen 
Sklavenhandels,  sowie  Unterthanenverhaltniss  des  Kapitains  nebst 
Dreiviertel  der  Mannschaft  Das  -^  und  für  Englische  Schiffe 
zugleich  noch  die  Einregistrirung  —  ist  in  der  Regel  n6thig, 
damit  in  England  ein  Schiff  als  nationales  (resp.  Englisches) 
betrachtet  werde  und  sind  diese  Erfordernisse  meist  in  den 
Schiffahrtsverträgen  mit  anderen  Staaten  festgestellt  Ein  Ge- 
heimratbsbefehl  vom  8.  August  1845  (auf  Grundlage  der  Pari.  A. 
2.  Juli  1818)  zahlt  die  Staaten  auf,  mit  denen  ahnliche  Vertrage 
abgeschlossen  seien:  Frankreich,  Oesterreidi,  Russland,  Schwe- 
den und  Norwegen,  Niederlande,  Preussen,  Hansestädte,  Han- 
nover, Mecklenburg-Schwerin  und  Strelitz,  Oldenburg,  Frankfurt, 
Portugal,  Sardinien,  beide  Sidlien,  Griechenland,  Türkei,  Ver- 
einigte Staaten  von  Nordamerika,  Mexiko,  Texas,  Uraguay,  Bo- 
livien, Venezuela,  Neugranada,  Ecuador,  Staaten  des  Rio  de  la 
Plata,  und  23.  Dec  1845  und  31.  März  1847  sind  noch  genannt; 
Peru  und  Toskana. 

Der  unmittelbare  Verkehr  zwischen  den  Britischen  Golo- 
nien  und  dem  Mutterlande  steht  nur  Englischen  Schiffen  zu.  — 
Die  Privilegien  der  Ostindischen  Compagnie  sind  durch  Paria- 
mentsacte  3  und  4  Will.  IV.  c.  85  beschränkt:  darnach  ist  der- 
selben vom  22.  April  1834  an  sowohl  das  Privilegium  des 
Chinesischen  und  Thee- Handels  entzogen,  als  auch  überhaupt 
die  fernere  Betreibung  kaufmännischer  Geschäfte  untersagt;  der 
Verkehr  mit  allen  Plätzen  in  den  Besitzungen  der  0.  C.,  Wo  sidi 
ein  Zollamt  beGndet,  ist  jedem  geborenen  Britten  gestattet» 
übrigens  ist  in  der  auf  Grund  der  East  India  Trade  Act  v.  1797 
(37  George  III.  c  117)  erlassenen  nenesten  Verordnung  v.  1830 
der  ostind.  Handel  auf  fremden  Schiffen  ziemlich  frei  gegeben. 

Es  existirt  in  England,  vollends  nach  Aufhebung  der  Navi- 
gationsacte  •>),  keine  eigentliche  Differenzialzollbevorzugung  der 

63.  £•  ist  eine  grosse  Ntivetät  tich  einzabüdea,  die  Englander  hatten 
die  wesentlichen  Beatimmangen  der  alten  Navigationsacte  tu  Gun- 
sten des  abstrscten  Principes  des  Freihandels  aufgehoben! 
sie,  die  grossen  Praktiker  und  noch  grösseren  Egoisten, 
£s  geschah  einzig  und  allein  aus  speeifisch  Englischem 
BedQrfniss.  Die  Engl.  Schifahrt  reicht  nicht  mehr  aus,  um  den 
ungeheuren  Verkehr  genügend  zu  versorgen. 
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Dationalenglischen  Flagge  in  Betreff  der  Schiffsabgaben  und  Ein«* 
gangazOlle»  sowie  der  Ausfuhr,  obgleich  indirect  durch  geringere 
Besteuerung  der  überseeischen  Erzeugnisse  aus  Britischen  Ko- 
lonien doch  ein  grosser  Vorzug  für  die  Englische  Flagge,  die  ja 
allein  den  Verkehr  mit  diesen  Kolonien  treiben  darf,  begründet 
wird.  Sodann  müssen  einige  fremde  Flaggen  •«)  bei  der  Aus- 
fuhr von  Steinkohlen  nach  nicht  eigenen  nationalen  Häfen 
4  Sh.  per  Tonne  Zoll  zahlen.  Ferner  ist  durch  verschiedene 
Parlamentsacten  (5  George  iV.  c  1;  7  und  8  George  IV.  c.  5; 
3  und  4  Will.  IV.  c.  56)  und  zuletzt  durch  die  allgemeine  Par- 
Jaraentsacte  über  das  Zollwesen  vom  4.  August  1845  (an  act  for 
granting  duties  of  customs»  8  und  9  Vict.  c  90)  ausdrücklich  die 
Ermächtigung  für  die  Regierung  ausgesprochen  zum  Zweck  der 
Retorsion  DifferenzialzöUe  anzuordnen  **). 

Handeis-  und  SchiffahrtsvertrSge  bestehen  zwischen  England 
und  fast  allen  Nationen  der  Welt«  doch  existirt  mit  Spanien 
wenigstens  kein  neuerer  Vertrag,  sowie  keiner  mit  dem  Kirchen- 
staate, Hayti,  Chili  ••). 


64.  Es  nnd  nämlich  dnrch  vertchiedene  Bekanntmachungen  des  Schtts- 
amts  (?on  1843 -- 1847)  Tide  Flaggen  ausgenommen»  namentlich 
AmmtUche  Norddeutuhe,  sowie  Dänemark,  Schweden  und  Norwe- 
gen, Niederlande,  Portugal,  Rnsaland,  Oesterreieh,  Toskana, 
Ufagoay« 

65.  Wir  haben  uns  hier  (bei  Gelegenheit  der  Angabe  der  Quellen  des 
Seerechts)  etwas  weitläufiger  über  die  Handels-  und  namentlich 
Seehandels -Politik  Englands  Terl^reitet,  weil  dieselbe,  nament- 
lich vom  Standpunkte  des  Norddeutschen  SeeTerkehres  ans  von 
entschiedener  Wichtigkeit  ist. 

66.  Von  Werken  über  EDgliiches  Recht  sind  ausser  dem  General  trea- 
üat  of  dominion  of  the  sea  und  Abbott  noch  zu  nennen: 
(Neale),  abitract  of  the  sea-laws  of  Europe  etc.  London  1704.  — 
A  general  treatise  of  na?al  trade  and  commerce,  as  founded  in  the 
laws  and  sUtutes  of  this  realm  etc.  (2  Theile.  London  1740).  — 
A  coUection  of  all  such  Statutes  and  parts  of  Statutes,  as  any  way 
reUte  to  the  admiralty  naty,  and  ships  of  war,  and  other  incidental 
matters  (London  1742).  —  The  laws,  ordinances  änd  institutions 
of  the  admiralty  of  Oreat  Britain.  (2  Thle.  Lond.  1767).  —  Parker, 
the  law  of  shipping  and  insnranoe  (London  17S5).  —  Maxwell» 
the  spirit  of  marine  law  or  oompendium  of  the  Statutes  relating  to 
the  admiralty  Aphabeticai  accanged  (London  1800).  —  Browne, 
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$  28.   Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika*'). 

In  Nordamerika  gilt  im  Ganzen  das  Englische  Seerecht  ••), 
nicht  wesentlich  modificirt  durch  seerechtliche  Bestimmungen 
einiger  Gongressacten,  namentlich  der  Registeracte  vom  31.  Dec 
1792  und  vom  18.  Februar  1793.  Die  Gesetzgebung  ist  für  das 
Seerecht  wenigstens  bis  jetzt  wenig  thatig  gewesen  und  ist  also 
keine  reichliche  Quelle.  Vielmehr  beruht  das  Nordamerikaniscbe 
Seerecht  vorzugsweise  auf  den  verschiedenen  Arten  des  Gewöhn-^ 
heitsrechts;  besonders  sind  die  Entscheidungen  der  Gerichte 
(Gerichtsgebrauch)  von  grossem  Ansehdh  und  müssen  letztere 
vorzugsweise  als  Quelle  angesehen  werden.  Die  wissenschaft- 
lichen Notabilitäten  des  Rechts  und  insbesondere  des  Seerechts 
stützen  sich  denn  auch  in  ihren  Entwickelungen  der  Theorie 
vorzugsweise,  ähnlich  wie  dies  die  Englischen  Autoren  thun»  auf 
Prftjudicien  und  vor  Allem  daraus  ist  ihre  grosse  Autorit&t  ea 
erklären;  die  communis  doctorum  opinio  ist  hier  eine  geachtete 
Rechtsquelle,  tkWi  aber  mit  dem  Geriditsgebrauch  fast  zusammen. 
Eben  weil  im  Grossen  und  Ganzen  das  Nordamerikanische  See* 
recht  das  Englische  ist,  so  haben  auch  die  Entscheidungen  der 
Englischen  Gerichte  und  haben  die  Ansichten  Englischer  Schrift- 
steller in  Nordamerika  einen  grossen  Einfluss  auf  Praxis  und 
Theorie.  Namentlich  geniesst  Abbott  (Lord  Tenterden)  mit  sei- 
nem treatise  of  the  law  of  merchant  ships  and  seamen  eine 


a  compendions  view  of  the  civil  lawi  and  of  the  law  of  the  admi- 
rmlty  (2  Theiie.  2.  edit.  London  1802).  —  Reeves,  the  law  of 
ihipping  and  navigation  from  the  time  of  Eduard  IIL  fto  the  end 
of  the  year  1806.  (2.  ed.  London  1807).  —  H  o  1 1,  a  tystem  of  the 
sbipping  and  uavigation,  law«  of  Great  Rritain  and  of  the  lawa 
relative  to  merchant  —  shipi  and  seamen,  and  maritime  contracts. 
(2Thle.  London  1820).—  Trollope,  a  treatise  on  the  mortgage 
of  ships  etc.  (London  1823).  —  Wilkinson,  the  law  shipping 
as  is  relates  to  the  building  registry«  sale,  transfer  and  mortgage 
of  British  ships  (1843).  —  Symons,  the  law  relating  to  merchant 
seamen  (3.  ed.  1844).—  Molloy,  ins  mar.  or  a  treat.  etc.  1744.      . 

67.  Vergl.  Pohls  S.  34. 

68.  NatQrlich  abgesehen  von  den  dnreh  die  Englische  Geieti- 
gebung  seit  der  Unabhingigkeitserkiarung  Nordamerika's  be- 
wirkten Neaeningen. 
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grosse  Autorität  und  gibt  es  von  seinem  Werke  mehrere  von 
J.  Story  mit  Tielen  Anmerkungen  (3.  american  edition:  Exeter 
1822)  besorgte  Nordamerikanische  Auflagen. 

Von  Mordamerikanern  selbst  erfreuen  sich  namentlich  James 
Kent  mit  seinen  commentaries  on  american  law  (Newyork  1820. 
4  Bände.  2.  Aufl.  1832)  •*)  und  der  oben  genannte  J.  Story  '•) 
eines  grossen  Ansehens.  Von  Sammlern  gerichtlicher  Entschei- 
dungen ist  besonders  zu  erwähnen  Cranch,  reports  of  cases 
argued  and  adjudjed  in  the  supreme  court  of  the  United -States 
1802—15.  0  Thie.  (Washington  1804--I7),  sowie  James  Hol- 
combe,  selection  of  Leading  Cases  upon  commercial  law, 
decided  by  the  supreme  court  of  the  United -States,  with  notes 
and  illustrations  (Newyork  1847),  in  welchem  trefflichen  Werke 
auch  viele  seerechtlichen  Fälle  sich  erörtert  finden;  endlich 
Henry  Wheaton's  (des  gefeierten  Völkerrechtslehrers)  reports. 

S  29.    Oestemich  '<) 

Die  Oesterreichischen  Seeländer  erhielten  erst  durch 
Maria  Theresia  ein  allgemeines  Seerecht  unter  dem  Titel: 
Editto  politico  di  navigazione  mercantile  austriaca  in  data  di 
Vienna  11  di  Aprile  1774  '*),  welches  durch  spätere  Reglements, 
Edicte  und  Verordnungen  ergänzt  wurde,  die  in  den  späteren 
Ausgaben  des  Edicts  (z.  B.  Trieste  1816,  auch  1818  und  1822) 
als  Anhang  (aggiunta)  von  S.  123—230  (Ausg.  von  1818)  mit^ 
publicirt  sind.  Darin  sind  die  Rechtsveriialtnisse  des  SchifTs- 
personals  recht  gut  entwickett,  dagegen  die  Lehre  von  Fracht- 


69.  Im  3.  Bude  iit  du  Seeraeht  (Part  V.  leet.  42  — flO)  abgehaiidelt. 

70.  J.  8tOTy,  eommentBrie«  on  the  Itw  of  ageney,  m  s  braneh  ot  eom- 
merdal  and  maritime  iurispnidence.  Boston  1839.  Er  hat  auch 
vöULerrechtiiche  vnd  politiadi«  Werke  geschriebeB. 

71.  Siehe  wegen  des  älteren  Seerechts  der  einzelnen  zu  Oesterreich  jetzt 
gehörenden  Seeländer,  namentlich  Venedig!,  Pardeisua,  eol- 
leetion  V.  chap.  29.  p.  1—98;  wegen  dei  neueren  aber  vor  AUem 
Miruss,  da  Seereeht  und  die  FIuMsehiiTabrt  Preussen«  etc.  I.  S.  55^ 
aUenfalls  auch  Pohls'  1.  e.  S.  30. 

72.  Man  bemerke  den  Italieniachen  Titel.  Das  Oesterreichiache  See- 
recht  ist  Überhaupt  kein  Deutsches,  sondern  hat  (siehe  oben  $  6) 
voROgsweise  einen  Italienischen  Charakter. 
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contraet  nur  beiläufig  erOrtert  und  ist  Ton  Havarie  und  Bodmerei 
gar  nichts  gesagt 

Doch  gilt  dieses  Editto  von  1774  unmittelbar  und  primär 
eigentlich  nur  in  den  zum  Königreich  Illyrien  gehörenden  Gou- 
Yernement  Ton  Tri  est,  wo  aber  dennoch  (schon  wegen  der 
CnyollsUlndigkeit  desselben)  in  subsidtum  der  Code  de  commerce 
zur  Anwendung  kommt.  —  Im  Gouvernement  Venedig  werden 
die  Handels-  und  seerechtlichen  Angelegenheiten  zwar  gleich^ 
falls  im  Allgemeinen  nach  dem  Editto  von  1774  beurtheilt,  doch 
gilt  in  subsidium  der  Codice  per  la  Veneta  mercantile  marina 
vom  21.  Sept  1786''>),  und  gilt  auch  hier  der  (1808  publicirte) 
französische  Code  de  commerce  als  subsidiäres  Recht  auch  noch 
in  der  Gegenwart  —  Das  Gouvernement  Hailand  hat  allein 
ein  besonderes  Handelsgesetzbuch,  welches  aber  nichts  Anderes 
als  eine  Italienische  Uebersetzung  des  Französischen  Handels- 
codex ist:  Codice  dl  commercio  di  terra  e  di  mare  pel  Regno 
d'Italia  (Milano  1808  della  stamperia  reale),  —  bereits  durch  das 
Decret  vom  17.  Juli  1808  unter  Französischer  Herrschaft  publi- 
clrt  wurde  und  in  Folge  des  Hofdecrets  vom  28.  Dec  1816  Ge- 
setzeskraft auch  unter  Oesterreichischer  Herrschaft  beibehalten 


73.  Es  ist  merkwQrdig,  dass  die  grossartige  Seemacht  Ton  Venedig 
erst  so  unmittelbar  vor  ihrem  Untergänge  zu  einem  umfassenden 
Seerecht  gelangte;  Übrigens  wurde  dieser  Codiee  noch  zu  allerletst 
1789  nnd  1791  mit  einigen  Zusätzen  bereichert,  dann  aber  wenig- 
itens  in  vielen  Bestimmungen  seit  1806  durch  den  Code  de  com- 
merce fran\;ais  verdrtngt^  der,  soviel  ich  weiss,  jetzt  umgekehrt 
wieder  nur  in  subsidium  gilt,  indem  zuerst  der  Codiee  von  1786  im 
Venetianisehen  zur  Anwendung  kommt 

Vom  alteren  Venetianisehen  Seereeht  finden  sich  bei  Par- 
dessus  1.  c.  abgedruckt:  1.  Passus  aus  dem  Criminalstatut  von  1232 
(lat);  2.  Seestatut  von  12d5  QatX  nmfangnich  in  129  kurzen  Ka- 
piteln; 3.  Passus  aus  dem  sechsten  Buche  der  Statuta  dvilia  von 
1346  oder  1347  (lat.);  4.  eine  grosse  Zahl  sp&terer  meist  nur  kurzer 
Verordnungen  Über  Seewesen  (in  Ital.  Sprache,  natQrlich  wie  immer 
bei  Pardessus  mit  Franz.  Uebersetzung]^  so  v.  2.  Juli  1468»  12.  Juli 
1527,  vom  8.  Juni  1569,  vom  4.  Aug.  1585^  28.  Juni  1586,  26.  Sept. 
1586,  4.  Nov.  1589,  18.  Juni  1598,  31.  August  1602,  16.  AprU  1605, 
3.  October  1608,  13.  Septbr.  1622,  12.  Man  1624,  30.  AprU  1632, 
1.  Mai  1632. 
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hat,  insofern  es  nicht  durch  die  besonderen  Verordnungen  der 
Kaiserlich  Oesterreichischen  Gesetzgebung  roodificirt  wor- 
den ist 

Von  neueren  allgemeinen  Oesterreichischen  Verordnungen, 
die  unter  Kaiser  Franz  I.  erlassen  wurden,  welcher  mit  beson- 
derer Vorliebe  das  Seerecht  auszubilden  suchte,  sind  zu  erwäh- 
nen: Regolamento  concernente  la  patentazione  dei  baslimenti 
mercantili  austriaci  a  lungo  corso  von  1823,  sowie  Regolamente 
pel  cabotaggio  austriaco  von  1825  '*).  In  neuesten  Zeiten  sind 
auch  das  Seeadministrationswesen  neu  organisirende  Verordnun- 
gen etc.  erlassen. 

Die  Verordnung  Yom  30.  Oct.  1845  (publiclrt  für  die  ver- 
schiedenen Seebezirke  später,  und  gQlttg  seit  1.  März  1846)  sucht 
die  bisher  In  den  Oesterreichischen  Häfen  des  Adriatischen 
Heeres  sehr  ungleichen  Schiffsabgaben  zu  regeln  und  zu  ver- 
einfachen, unter  Begünstigung  der  nationalen  Flagge,  doch  so 
dass  sAmmtlidie  Deutsche,  sowie  die  Dänische,  Norwegisch- 
Schwedische,  Belgische,  Britische,  Toskanische,  Amerika- 
nlsdie.  Päpstliche,  Jonische,  Griechische,  Türkische,  Rus- 
slsdie,  Mexicanische,  der  nationalen  wiederum  gleichgestellt  sind. 
Es  wurde  nämlich  für  die  bisher  sehr  zahlreichen  kleineren 
Schiffsabgaben,  welche  unter  den  verschiedensten  Namen,  »als 
Anker-,  Tonnen-»  Hasten-,  Geb&br-,  Abfertigungs-,  Abfahrts- 
oder Quittungs-Taxe,  Hannschaftsrolle-,  Kalfaterungs-  und  Be- 
theernngs-GebQhr  cireulirten,  eine  einzige  Hafengebahr  unter 
dem  Namen  TonnengebQhr  erhoben. 


74.  Seit  Ober  ein  Decennium  geht  man  in  Oetterreich  ernstlich  damit 
um,  ein  allgemeines  Oesterreichtiches  Seerecht  zu  TerOffentlichen. 
Der  £ntw;urf  des  Öffentlichen  Seerechts  (Deutsch  und 
Italienisch  Wien  1840)  ist  freilich  «ehr  unvollständig  und  der  Ent- 
wurf des  Privatsee  rechts  (nur  Deutach,  1848)  ist  gleichfalls 
nicht  bedeutend,  und  scheint  namentlich  da«  treffliche  Spanische 
Gesetzbuch  dabei  kaum  benutzt  worden  zu  sein. 

Die  Schriftsteller  Qber  Oesterreichisches  Handelsrecht  schliessen 
zum  Theil  gerade  das  Seerecht  aus.  Ton  seerechtlichen  Werken  in 
Betreff  Oesterreichs  führe  ich  an :  A.  R  e  a  1  e,  de  diritto  commer- 
dale  e  maritimo  secondo  le  leggi  austriache  ed  italiche  nella  parte 
in  cui  questa  sono  mantenutf  in  rigor«  nel  regno  lombardo-reneto 
dissertadoni.    Twm  1822. 


AD  AtodMtl.  Eifilriteade  Brörtenuigeo. 

Im  WaarenzoIIterif  findet  sieh  keine  differenzialzollmUssige 
BegOntitigoi^  der  nationalen  Flagge.  Die  Gabotage  ist  den  National- 
schiffen, deren  Charakter  eigenthümlich  bestimmt  ist,  Torbebalten. 

Das  Oesterreiehische  Seerecht  wird  durch  Vertrage  näher' 
bestimmt  mit  allen  Norddeutschen  Seestaaten,  allen  Europaischen 
Seemachten  (mit  Ausnahme  von  Spanien  und  Portugal),  endlich 
mit  den  Vereinigten  Staaten  ron  Nordamerika  und  Mexico. 

S  90.    Kirchenstaat 

Hier  gilt  im  Allgemeinen  jetzt  der  Französische  Code  de 
commerce  in  einer  Deberarbeitung,  welche  1.  Juni  1821  unter 
dem  Titel:  Regolamento  provisorio  dl  commercio,  in 
44  Artikeln  promulgirt  ist  und  wörnach  die  (namentlich  in  den 
einzelnen  Seestädten  ziemlich  zahlreichen)  Localrechte'*)  nur  so 
weit  gelten,  als  sie  nicht  dem  regolaipento  widersprechen'*). 

£ine  Verschiedenheit  der  Behandlung  einheimischer  und 
fremder  Schiffe  findet  in  Bezug  auf  den  WaarenzoIItarif  nicht 
statt  und  nur  modificirt  und  zwar  bloss  gegen  solche  Staaten, 
die  die  Gleichheit  ihrer  nationalen  und  der  Kirchenstaatlichen 
Flagge  in  dieser  Beziehung  nicht  anerkennen  ")f  nach  Edict  vom 
28.  Februar  1833  in  Bezug  auf  gewisse  (nicht  alle)  Schiffsabgaben« 
Es  ezisUrt  auch  kein  Gesetz,  wornach  die  Gabotage  nur  den  ein- 
heimischen Schiffen  reservirt  würde. 

Durch  specielle  Verträge  hat  der  Kirchenstaat  seine  See» 
und  Handelsverhaltnisse  |zu  reguliren  gesucht  mit  Oesterreich, 
Preussen,  Danemark,  Schweden  und  Norwegen,  Belgien,  Gross- 
britanien,  Sardinien,  Toskana,  Vereinigte  Staaten  von  Nord* 
Amerika. 


75.  Pardessns  collection  V.  chap.  30.  pag.  99—214  gibt  viele  alte  Local- 
reehte  des  Kirchenstaats,  so  Ton  Rimini,  Anoona.  Pesario  u.  s.  w. 

76.  Auf  dieses  regolamento  bezieht  lich  das  Werk  von  Cesarini, 
principii  del  diritto  commerciale  secondo  lo  apirito  delle  leggi 
pontif.  Born,  in  12  Bden  1830—36;  nene  Ausgabe  1840  in  einem 
Quartbande. 

77.  So  wurden  sogleich  anftnglich  filr  privilegirt  erklärt  Oesterreich, 
Dänemark,  Amerika,  England  (anfangs  nur  bedingt,  dann  völlig  frei) 
Toskana,  später  Preussen,  Sardinien,  Orieebenlsnd,  Belgien. 
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i  31.    Sardinien. 

Jetzt  gilt  der  Französische  Code  de  commerce,  den  die 
Kaiserliche  Regierung  hier  einführte  und  der  König  von  Sardinien 
beibehalten  hat  f).  Doch  sind  auch  die  Localrechte  wohl  noch 
▼on  Bedeutung  '•). 

Die  nationale  Schiffahrt  ist  sowohl  hinsichtlich  der  Schiffs- 
abgaben als  auch  der  Ein-  und  Ausfuhr  gewisser  Handelsartikel 
begünstigt  y  doch  findet  beim  Ankergelde  kein  Unterschied  statt 
und  sind  ausserdem  mehrere  Staaten  (Deutche  Zollvereinsstaaten, 
Hannover,  Oldenburg,  Danemark,  Schweden  und  Norwegen, 
Toskana  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika)  durch 
Vertrage  privilegirt,  wobei  aber  die  Sardinischen  Schiffe  bei  der 
directeu  Einfuhr  von  Getreide,  Olivenöl  und  Wein  aus  Hafen 
des  Schwarzen,  Adriatischen  und  Mittelmeeres  immer  bevorzugt 
bleiben  sollen;  doch  fällt  in  einigen  Vertragen  auch  wiederum 
dieser  Vorbehalt  weg,  nämlich  gegenüber  Russland,  Neapel  und 
Kirchenstaat  —  Der  Haupthafen  des  Landes  Genua  ist  ein 
Freihafen. 

Sardinien  hat  namentlich  mit  allen  einzelnen  Norddeutschen 
Seestaaten,  sowie  mit  allen  oben  erwähnten  Staaten  Handels- 
und Sdiiffahrtsvertrage  abgeschlossen. 


78.  A.Albertasai  e  M.S.Frasea,  comento  aDslitico  al  codiee  di  eommereio 
per  gli  sted  Sard.  (vola  1  bis  3.  Turin  1849—47).  £•  wird  hier 
das  SftrdiniBche  Recht  mit  dem  alteren  Italieniachen  sowie  mit  dem 
Spaaiacliea,  FnmsSiisehen  und  Holündiacben  Reehte  vei|^iefaen. 

79.  Weltlierflhmt  üad  die  alten  sahlrciehen  Seerecfate  vM  Genua» 
worflber  Pardeama  IV.  ebap.  87.  pag.  419—644  aich  verbreitet: 
1.  Mehrere  Pamua  aus  einem  Statut  von  c.  1316  (lateinisch)  ge- 
hören schon  hieher;  2.  ebenso  von  1330;  3.  gleichfalls  lat.  Statut 
von  1333.  22.  Januars  4.  laS.  Statut  vom  15.  Nav.  1339;  5.  latein. 
Statut  vom  6.  Sept  1341;  6.  das  sehr  amlingreiehe  latein .  olftcium 
Gasnriae  (104  Kapitel)  von  1441,  GeaaU  vom  26.  Min  1607  über 
die  Gerichtsbarkeit  der  eonservatori  di  mare  (ital.);  aneh  Geseti 
von  1610,  sowie  Gesets  v.  20.  Mai  1644  Ober  Bodmerei  (ital.)  ete. 
Aneh  in  Corsika  galt  sonst  das  Genueüschi  Scereeht  —  Von 
anderen  Loealaeereehten  Sardiniens  iat  tu  nennen  das  (ital.)  Breve 
portas  Kallaretani  von  1319  (nmfangreieh),  sowie  Fragmente  ana 
dem  Italien.  SUtut  von  Sasaari  von  1316;  beide  bei  Pardaaras  V. 
duip.  32.  pag.  267-320. 
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S  32.    Toskana. 

Jetzt  gilt  hier  der  Code  de  commerce  franfais,  der  während 
der  Kaiserh'chen  Eroberung  dort  eingeführt  war  und  in  Kraft 
geblieben  ist  zufolge  Artikel  2  eines  Gesetzes  vom  13.  November 
1814.    Doch  giebt  es  noch  Localrechte««). 

In  Bezug  auf  den  Zolltarif  herrscht  kein  Unterschied  zwischen 
nationaler  und  fremder  Flagge,  ja  Livorno,  welches  gegen- 
wärtig fast  den  ganzen  Seehandel  des  Landes  in  sich  concen- 
trirt*^),  ist  ein  Freihafen.  In  Bezug  auf  Schiflsabgaben  (wenig- 
stens fQr  Ankergeld  und  Ausgangspass )  sind  die  nationalen 
SchifTe  bevorzugt  durch  Verordnung  vom  27.  October  1846,  doch 
soll  zugleich  dieselbe  Begünstigung  den  Schiffen  aller  der  Natio- 
nen zugestanden  werden,  welche  die  Toskanische  Flagge  mit 
ihrer  nationalen  in  dieser  Hinsicht  auf  den  Fuss  der  Reciprocitat 
stellen  werden,  wie  denn  später  England,  Toskana,  Kirchen- 
staat und  Belgien  bereits  für  privilegirt  erklärt  wurden  (Ver- 
ordnung vom  23.  Febr.  und  29.  April  1847).     • 

SchifTahrts-  und  Handelsverträge  hat  Toskana  mit  keinem 
einzigen  Norddeutschen  Seestaate  abgeschlossen,  doch  bestehea 
solche  mit  Oesterreich,  Schweden  und  Norwegen,  Belgien,  Gross- 
brltanien,  Frankreich,  Sardinien,  Kirchenstaat,  Türkei,  Russland, 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 

i  33.   Neapel  und  Bidlien. 

Schon  im  vorigen  Jahrhundert  machte  die  Neapolitanische 
Regierung  den  Versuch,  sich  ein  eigenes  Seerecht  zu  verschaf-* 
fen«s),  indessen  blieb  man  bei  den  Versuchen  stehen  und  adop- 


80.  Besonders  ist  das  ältere  Seerecht  der  ehemaligen  Repnbixken  FIo- 
rens  und  Pisa  berühmt.  Pardessns  IV.  ehap.  29.  pag.  545  ff., 
wo  abgedruckt  sind:  1,  die  sehr  naifangreiehe  seerechtliehe  Abthei- 
lung  ans  dem  Constitatum  usus  von  Pisa  von  1100  O^t.);  2.  ebenso 
die  umfangreiche  'des  Breve  curiae  maris  von  Pisa  von  1298  (lat); 
3.  Reglement  von  Florenz  v.  e.  1457  (ital.)l  4.  Statut  von  Fioreni 
vom  28.  Januar  1523  (ital.)  in  11  Artikeln  eto. 

31.  Das  ehemals  so  stolse  Pisa  und  das  noch  stoliere  Florenz  muas  man 
'    gegenüber  L  i  v  o  r  n  o  unbedeutend  nennen. 

82.  Frühere  einzelne  Verordnungen  publidrte  und  vereinigte  in  72  Kap. 
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tirt«  ausdrücklich  den  acbon  m  Napolcoo'a  Zeiten  gangbaren 
Code  de  commerce  frantak  mit  einigen  zweckmaasigen  Modifi- 
cationen«»)  durch  ein  Gesetz  v.  29.  MSrz  18IQ  in  dner  italieni- 
schen Ueberarbeitang«  als  Anilen  Theil  des  sog.  Codice  per  lo 
regno  delle  due  Sicilie»  mit  dem  besonderen  Titel:  Leggi  di 
eccezione  per  gli  aibri  di  commercio,  gültig  aeit  dem  1.  Sep>* 
tember  1819. 

Uebrigens  mag  hier  bei  dem  letzten  Itelienisdien  Seeataate» 
den  wir  durchzusprechen  hatten,  noch  die  aligemeine  Bemerkung 
für  alle  Itelieuischen  Seestaaten  einOiessen»  dass  durch  die 
neueren,  meist  nach  französischem  Muster  veranstatteten  Geaeti* 
gebun^n  Ober  das  (Handels-  und)  Seerecht,  die  bis  zu  Bude 
des  vorigen  Jahrhunderte  uniTerselle  Autoriiat  des  Conaolato 
del  Mare  keineswegs  völlig  verdrängt  worden  ist,  sondern  daas. 
das  Gonsulat  auch  gegenwartig  noch  als  gemeines  subsidiäres 
Recht  für  alle  Itolienischen  Seestaaten  von  Bedeutung  ist  •«)• 


K.  Karl  III.  in  der  Pragmmtiea  14.  vom  81.  Janvar  1750,  darch 
welche  alle  frOheren  Verordnangen  abgewfaafft  wuideiL  Sodaim 
wurde  ■|>Iter  Jorio  vom  Ministerium  zur  Ausarbeitung  einet  Ent- 
wurfes des  Seereebts  beauftragt,  der  auch  erachien  (Diritto  marit, 
Neapel  178t),  aber  zu  theoretisch  befunden  und  demnach  nicht 
pubUcirt  wurde.  Azuni  hat  diese  Arbeit  des  Jorio,  namentlich 
in  Bezug  auf  die  historische  Entwicklung  fast  unverschämt  benutzt^ 
ohne  es  za  sagen  und  indem  er  von  Jorio  mit  Veraelitung  apridit 
Vid.  Azuni,  sistema  anivefsae  dd  prineipi  del  diritto. maritiBU)  dsV 
Europa. 

83.  Ueber  die  VerschiedenbetI  des  Neapel,  mid  Franz.  Handelsoodex 
siehe  Zeitschrift  von  Mittermaier  mid  ZacharÜ  Bd.  3.  1831.  Nr.  2. 
Seite  52-74. 

84.  Von  alten  Ssereebten  sbd  bd  Pardesans  abgedraekt  (coUeetion  V. 
chap.  31.  pag.  215—266):  1.  Seeverordnung  von  Trani  v.  1063 
(ital.);  2.  seerechtlicher  Pauus  aus  dem  Statut  von  Oaeta  (lat) 
aus  nnbestimmter  Zeit;  3.  GonaCitution  (des  ROmisefa  -  Deutschen 
Kaiaert)  Friedrichs  II.  als  KOnigs  von  Sieilien  von  1231  Qt^t,  und 
kriech.);  4.  Pauus  aus  einer  Constitution  von  12B2  (lat.);  5.  des- 
gleichen Ana  einer  Gonstüntion  v.  Karl  II.  1283  (lat);  6.  aua  einer 
Constitution  von  Jacob  I.  1286;  7.  Privilegium  dea  Ghrossadmirala 
von  Sieilien  von  1399  (lat.);  8.  Verordnung  von  den  Assecuranzen 
fon  1622  für  Neapel»  desgleichen  ron  1623.  Auch  die  Seegesetze 
▼on  Amalfi  aua  dem  Jahre  954  (nach  Bajot»  resum4  dea  loia 
sur  In  marine  Paris  1840»  Note  14)  sind  hier  zu  nennen* 


84  AlMdin«  I.  Binieiteäde  BrOrteroogen, 

Es  htmtheD  hier  tu  Gunsten  der  nationalen  Flagge  be-> 
deolende  DSffBrentialabgaben  sowohl  hIosichtKch  der  Tonnen- 
gelder als  im  Waarenzolltarif;  worüber  die  Bestimmungen  in 
der  Verordnung  vom  25.  Februar  1826  sowie,  abgesehen  von 
einigen  bereits  wieder  aufgehobenen »  in  der  den  Zoll  fQr  die 
Ausfuhr  von  OlivenOlv  Oelsatz  und  Oelkuchen  ermässigenden 
Verordnungen  vom  21.  Nov.  1846  stehen.  Doch  sind  durch  Ver- 
trage manche  Flaggen,  so  namentlidi  die  Grossbritanische  (durch 
Vertrag  vom  20.  April  1845)  und  Französische  (durch  Verord- 
nung vom  14.  Januar  1845)  und  zwar  für  beide  unter  Aufhebung 
froherer  grosserer  Bevorzugungen,  sodann  die  Russische,  Nord- 
amerikanische, Dänische I  Sardinische,  Oesterreichische  und  die 
des  Zollvereins  dahin  privilegirt,  dass  die  Erzeugnisse  der  be- 
treffenden Staaten,  bei  ihrer  Einfuhr  in  Neapolitanischen  Schiffen 
oder  unter  der  Flagge  des  Landes  (oder  sonst  dieserhalb  privi- 
legirter  Flaggen)  [Im  Königreiche  beider  Sicilien  einen  Rabatt 
von  10  pCt  auf  den  tarifmassigen  Zoll  gemessen  sollen. 

Messina  nach  Art.  82  des  Schiflafartsgesetzes  und  Brindisi 
nach  Verordnung  v.  28.  Juli  1847  sind  Freihafen  in  dem  Sinne, 
dass  in  Bezug  auf  Schfiffsabgaben  hier  nationale  und  fremde 
Flaggen  völlig  auf  gleichem  Fusse  stehen,  also  in  gewissen  Fällen 
auch  fremde  davon  befreit  sind.  —  Die  Cabotage  ist  ausschliess- 
lich den  nationalen  Schiffen  vorbehalten  *»)• 

Handels-  und  Schiffahrtsvertrage  hat  Neapel  nur .  mit  den 
oben  bereits  als  privilegirt  bezeidineten  Staaten  abgeaehlossen. 

g  34.    Spanien*«). 

Die  zahlreichen  Localseerechte  der  verschiedenen  Provinzen 
Spaniens  sind  durch  den  Godigo  de  ComerciOi  decretado 


85.  Vergl.  Soeftbeer  1.  c  S.  25^  den  wir,  wie  geugt,  in  Bezug  anf  aUe 
dieae  mehr  poliliachen  Angaben  in  dieser  Ueberaicfat  der  Qaellen 
vortrefflich  haben  benutzen  können. 

86.  Pardetnis  (collection  tom.:V.  chap.  33.  p.  321—654  und  tom  VI. 
cfaap.  34.  pag.  1-— 300)  ist  ungemein  umfangteieh  in  der  Darstellung 
des  alteren  Spanischen  Seerechts,  welches  sich  nadi  swei  Haupt- 
gmppen  gliedert,  die  Pardessus  auch  bestimmt  auseinanderhalt. 
Nlmlieh  1)  Band  V.  wird  das  Seerecht  der  Ostlichen,  mehr  roma- 
nischen (c ataionischen)  ProTiUzen  Catalonien,  Aragonien 
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sandonado  7  promulgado  en  30.  en  Htyo  1829»  doch  «nt  mH 
dem  1.  Januar  1830  gültig,  verdrangt,  gelten  aber  jedenfalls  noah 
in  sobaidium  und  dienen  zur  Interpretation  des  Gödigo.  Derselbe 
sUmmt  wie  in  der  formellen  Anordnung  so  auch  in  den  mate- 
riellen Bestimmungen  zum  grossen  Theile  mit  dem  Code  de 
commerce  fran^ais  überein,  ohne  dass  eine  völlige  AdopUrung 
stattgefunden  hatte.  £r  beruht  nämlich  zuvörderst,  wenigstens 
in  Bezug  auf  das  Seerecht,  welches  im  dritten  Buche  abge-. 
handelt  wird  in  418  Artikehi  unter  6  Titeln,  auf  der  berühmten 
Ordonnanz  von  Bilbao  von  1737  (ordenanzas  de  la  ilustre 
universidad  y  casa  de  oontratacion  de  Bilbao)  *'),  welche  bereits 
nach  dem  Muster  der  Marineverordnung  Ludwig's  XIV.  von 
Frankreich  ausgearbeitet  war,  deren  Elemente  wiedei^m  daa 
Wesen  des  Code  de  commerce  franfais  wenigstens  in  Bezug  auf 


Valencia  und  Migorka  dargestellt  und  werden  hier  etwa  25 
wichtige»  meist  umfangreiche  Monumente  abgedruckt,  die  ur- 
sprOnglich  meist  In  catalonischer  Sprache  abgefasst  wurden;  beson- 
der! hervorzuheben  sind  die  Verordnungen  des  Magistrats  von 
Barcelona  Ober  Seepolizei  v.  1435,  desgleichen  über  Assecuranzen 
von  1435  (die  erste  überhaupt  existlrende  Assecuranz  -  Ordnung), 
welche  letztere  revidirt  wurde  I4Ö8,  1461,  1484.  —  2.  Band  VI. 
wird  das  Seerecht  der  anderen,  südlichen  und  westlichen  am  Meere 
gelegenen  Provinzen,  das  mehr  cas  tili  an  is  che  Seerecht  (übrigens 
zngleieh  das  Seerecht  Ton  Sevilla  als  verwandt)  abgehandelt.  Von 
den  Tiekn  daselbst  abgedruckten  Piecen  erwlhne  ich  nur:  eine 
eastil.  Uebersetzung  der  R61es  d'Oi^ron  aus  dem  13.  Jahrhundert; 
Ordonnanz  des  Gerichtshofes  f&r  Ostindien  zu  Sevilla  von  1507; 
Ordonnanz  Kat4s  V.  von  1552;  Pauu«  aus  einer  Ordonnanz  des 
Oeriehtsbofes  von  Sevilla  von  1556;  Assecuranzverorduung  von 
1538;  Verordnung  des  Gerichtshofes  zu  Bilbao  von  1560  etc. 

87.  Biese  Ordonnanz  von  Bilbao  von  1737  ist  wiederum  1760,  1769  u* 
1787  revidirt  publicirt,  namentlich  aber  wurde  sie  1819  neu  ver- 
mehrt und  sodann  am  26.  August  1827  als  provisorisches  aligem. 
Handelsgesetzbuch  für  Spanien  erklart,  bis  sie  dann  durch  den 
C6digo  von  1829  verdrSngt  wurde ,  zu  dessen  Ausarbeitung  am 
11.  Januar  1828  eine  Commission  ernannt  wurde,  deren  Entwurf 
einem  Mitgiiede  derselben  zur  nochmaligen  Revision  vom  Könige 
Qbergeben  wurde,  nimlich  dem  damaligen  Generalprocnrator  der 
Pinanzkammer  Lainei  de  Andino* 
V.  Kalteabom,  Sesracht  L  & 
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das  Seerecht  bfld^n.  Auch  eiilhaH  der  Gddtgo,  selbst  nteh 
dem  Urtheile  französischer  Autoren»  viele  wesentliche  Ver- 
besserungen des  Code  frangais  **),  und  namentlteh  hat  er 
sich  des  grössten  Beifalles  einer  Autorität  wie  Pardessus  zu  er- 
fireuen  **). 

Es  gibt  eine  Französische  Uebersetzung  dieses  Cödigo*«) 
sowie  eine  Deutsche  von  Schumacher  (Hamburg  1832)  *i). 

Besonders  zu  erwähnen  ist  noöh  die  umfangreiche  Hafea- 
Ordnung  von  17M**).  Sodann  sind  von  grosser  Wichtigkett  fßr 
den  eommerciellen  Verkehr  Spanien's,  namentlich  auch  ftkr  den 
aoswartigen  Seeverkehr  und  für  die  fremden  Seestaaten  die 
Verordnungen  aus  dem  Jahre  1841:  Ley  de  aduanas»  aranceles 
i  instrucdony  que  rigen  en  la  Peninsula  6  islas  adyacentes,  des- 
de  l.NovIembre  de  1841,  sowie  Instruccion  de  aduanas,  regla- 


88.  Pardewus  (collect.  VI.  pag.  13)  Mgt  darOber:  Ce  lirre  (3.  Bueh  vom 
Seerecht)  offre  les  mömes  r^gles  que  le  titre  aecond  du  Code  de 
commerce  de  France,  parceque  rordonnance  de  Bilbao,  falle  aooa 
le  r^gne  de  Philipp  V.  1737  ^toit  elle-m^me  calquie  aur  a'ordonnanee 
de  1681  de  Louis  XIV.,  mala  un  grand  nombre  de  queation  qni 
divisea  nos  tribunaux,  telles  que  la  reaponaabilit^  dea  armateuxt  poar 
lea  engagemens  du  capitaine,  la  Subrogation  de  l'aaaureur  anz  droits 
de  rkssar6  etc.  y  sont  r^solues  d'une  mani<lre  conforme  k  T^qult^ 
et  k  la  jurisprudence  g^n^rale. 

80.  Pardeasus  L  e.  pag.  14:  II  n'y  a  rien  dana  le  code  espagnol  qui 
tienne  k  dea  pr^ug^s  nationaux,  k  des  habitudea  localea.  Tont 
paya  qni,  par  sa  position,  se  livre  au  commerce  de  terre 
et  de  mer,  pourroit  l'adopter  dans  aon  entier.  Lea  ^tata 
qui  n'ont  point  encore  de  legialation  commerciale, 
ceuz  qui  n'en  ont  qu'une  incompl^te,  trouveront  dana 
ce  code  un  modele  parfait. 

C'est  la  iustice  que  je  n'h^iterois  pas  k  rendre  k  un  livre  com- 
poi^  par  un  simple  iurisconsulte  qui  auroit  r^vni,  dans  an 
cadre  resserrd  et  complet,  les  notions  les  plus  usuelles  et  les  plua 
importantea;  seroit-il  iuste  de  la  refuser  k  Touvrage  d'un  goa- 
▼  ernement? 

00.  Von  1830,  die  aber  nach  Pardessus  1.  c.  ungenau  ist. 

91.  Alle  folgenden  Gitate  des  C^igo  beziehen  sich  auf  diese  Scbu- 
macher'sche  Uebersetzung. 

92.  Ordenanzas  de  la  armada  naval  et  ans  litefsas  en  la  mer.  P  0  h  1  s 
S.  26  nennt  sie  yortretnich. 
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mento  de  plazM,  y  Carifa  de  derechos  eonsulared  para  su  ob- 
seryancia,  aprobata  en  erdcmes  de  3«  y  9.  de  Abril  de  1843. 
Die  Beaiimieuiieen  dieser  Verordnungen  sind  sehr  mannigfaltig 
and  überall  triü  die  BegQnatigung  der  nationalen  Flagge,  freilich 
bei  den  einzelnen  VerhaltBiasen,  aehr  verschieden  henror^^. 
Debrigens  sind  die  Schiffsabgaben  in  Spanien  sehr  massig.  Die 
Cabotage  ist  der  nationalen  Flagge  vorbehalten  (mit  Ausnahme 
des  StetakohleotranspeHes  aus  Asturien  nach  anderen  Spanischen 
Provinsen)L  ^ 

Das  seerechtliche  Verhaltniss  Spanien*s  ist  durch  einige 
VdlkervertrSge  modificirt;  es  existiren  keine  Handels-  und 
SchiffahrtsvertrSge  zwischen  Spanien  und  Hollandy  Belgien, 
Schweden  und  Norwegen,  den  Hansestädten,  Oldenburg,  Han- 
nover, Oesterreich,  Griechenland,  Vereinigte  Staaten  von  Nord- 
amerika, Toskana,  Kirchenstaat,  Neapel,  Portugal,  Sardinien, 
Rossland. 

S  3&   Portugal  •«). 

Die  froheren  seerechUichen  Verordnungen  Ober  einzelne 
Materien  (von  1609,  1623,  1684,  1688,  1695  über  Bodmerei  und 
Versicherungen),  selbst  die  aus  dem  18.  Jahrhundert  sind  unbe- 
deutend. Die  Verordnung  Ludwigs  XIV.  von  Frankreich  von 
1681  galt  etwa  als  eine  Art  von  raison  ^crite  et  fondement  de 
la  iurisprudence  in  Seesacben  **),  so  dass  sogar  noch  in  diesem 
Jahrhundert  der  Portugise  Jos^  da  Silva  Lisboa  in  seinen 
principios  de  diretto  mercantil  e  leis  de  marinha  (Lissabon  1815) 


93.  Die  detaillirteften  Bestimmungen  gibt  wiederum  Soetbeer  1.  c. 
Sehe  19  ff. 

f^.  Pardessni,  collect.  VI.  chap.  35.  p.  301— 318  erklärt  das  altere 
Seerecht  Portugals  fdr  wenig  selbstständig  und  unbedeutend.  Ausser 
den  oben  im  Texte  genannten  Verordnungen  aus  dem  17.  Jahr- 
hundert ist  daselbst  noch  der  kurze  seerechtliche  Abschnitt  aus  dem 
Oesetsbncbe  des  Kfhiigs  Emanuel  von  1498  abgedruckt 

95.  Vergl.  Pardessus  I.  c.  —  Silva  Lisboa's  Werk  hat  7  (?)  Theil^,  die 
(siehe  Thöl,  S.  33)  auch  zwischen  1818^28  berausgeV^mmen  sein 
sollen;  ich  sah  nur  I.  u.  IL  (^beide  über  AssecuraozenJ  in  finer  älteren 
Auseabe  1798.    Lissabon. 

5* 
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jene  Französische  Ordonnanz  übersetzt  und  zur  Grundlage  seiner 
seerecbtiichen  Erörterungen  gemacht  hat. 

Auch  das  gegenwartig  geltende  Handeisgesetzbuch  Tom 
18.  September  1833»  weiches  Don  Pedro  als  Regent  publicirt 
hat  9  ist  nichts  SelbstsUndiges,  sondern  nur  eine  gelungene 
Gompilation  fremder  Satzungen  **)•  Der  Titel  ist  Codigo  com- 
mercial  Portuguez. 

Die  nationale  Flagge  ist  sowohl  in  Bezug  auf  Schiflsabgaben» 
indem  fremde  Schifle  das  Doppelte  in  der  Regel  zahlen»  als  auch 
in  Bezug  auf  die  Ladungsabgaben  und  zwar  zuletzt  durch  das 
die  bisherigen  Verhaltnisse,  nach  dem  Vorbilde  der  Englischen 
Navigationsaete,  sehr  modificirende  Dccret  vom  18.  Octbr.  1841 
begünstigt.    Die  Cabotage  steht  nur  den  Nationalschiffen  zu. 

Handels-  und  Schiffahrtsverträge  bestehen  mit  Grossbritanien» 
Verein.  Staaten  von  Nordamerika,  Türkei,  Oldenburg»  Mecklen- 
burg und  Preussen,  sowie  —  mit  einigen  Binnenstaaten  dea 
Deutschen  Zollvereins  (I)»  welche  letzteren  Vertrage  natürlich 
nicht  viel  mehr  denn  ein  eitel  Wortgepr&nge  sind. 

g36.    Brasilien*'). 

Brasilien  sowie  die  übrigen  südlichen  und  mittleren  Ameri- 
kanischen Reiche  haben  kein  besonderes  Seegesetz  und  selbst 
an  einzelnen  Verordnungen  über  seerecbtiiche  Verhältnisse  aind 


96.  T  h  tt  1  (Handelirecht  I.  8.  24)  erkUrt,  dan  es  durch  Vollständig- 
keit» Umsicht  nnd  Scharfe  alle  anderen  Handelsgesetzbacher  Uber^ 
treffe.  —  Uebrigens  ist  der  C6digo  (von  1860  Artikeln)  von  Jos^ 
Ferreira  Borges  redigirt  und  mit BerQcksichtigung  des  Preuss. 
Land  rechts,  des  Niederländischen,  Französischen,  Italienkchen» 
Spanischen  Handelsgesetzbuches,  des  Englischen,  Schottischen  nnd 
Russischen  Rechts,  der  Deutschen  Particularrechte,  sowie  insbeson- 
dere auch  der  alten  Seerechte  ausgearbeitet.  —  Der  C6digo  zerfiUlt 
in  2  Theile,  von  denen  der  zweite  das  Seerecht  von  Artikel  1287 
an  umfasst. 

97.  Vergl.  Pohls  S.  35.  —  Von  dem  Seerechte  der  Ubiigen  Staaten 
von  SQd-  und  Mittel -Amerika  weiss  ich  leider  nichts  zu  berichten, 
ebensowenig  wie  vom  Seerechte  des  jetzigen  Königreichs  Griechen- 
land. Wegen  der  Schiffahrts-  und  Handelsvertrftge,  sowie  wegen 
des  Zoll-  nnd  Schiffsabgabensystems  dieser  Staaten  siehe  übrigens 
Soetbeer  1.  e. 
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sie  noch  sehr  arm.  Doch  ist  in  Bezug  auf  Brasilien  zu  erwSfanen 
sein  Kaperreglement  vom  30.  December  18S2  (alvara  de  regi<- 
mento  dos  corsarios  contra  propiedades  e  pavilhSo  portuguez) 
und  Gesetz  über  die  wegen  Zulassung  in  Brasil.  Baten  noth- 
wendigen  Papiere  vom  20.  Juni  1811  und  ergänzt  durch  Decret 
Yom  18.  Juni  1818  und  Reglement  vom  18.  Februar  1842»  sowie 
namentlich  das  Zollgesetz  vom  12*  August  1844,  welches,  nach- 
dem, um  freie  Hand  zu  haben,  Brasilfen  zuvor  nach  und  nach 
sämmtliche  Handelsvertrage  mit  fremden  Machten  gekündigt  hatte, 
erlassen  wurde  und  durch  Decret  vom  1.  Octbr.  1847  geschärft 
ist;  doch  beruh!  die  Behandlung  der  fremden  Flagge  auf  dem 
Princip  der  Gegenseitigkeit.  —  Die  Cabotage  ist  fremden  Schiffen 
nicht  untersagt. 

Neue  Handels-  und  SchilTahrts vertrage  bestanden  1847  noch 
mit  keinem  Staate  wieder,  indessen  dauerten  die  alten  gewisser 
Massen  noch  factisch  fort 

Im  Allgemeinen  wird  übrigens  in  Brasilien  das  ältere  (vor 
dem  Codigo  von  1833  gültige)  Seerecht  Portugals  mehr  oder 
weniger  zur  Anwendung  kommen. 

%  37.    Türkei  ••). 

Jetzt  sollen  die  Handelssachen  daselbst  überhaupt  nach 
Europäischen  Handels-  (und  See-)  Gebräuchen  von  den  Türki- 
schen Richtern  beurtheilt  werden  ••).  Uebrigens  Gnden  sich 
einzelne  Türkische  Verordnungen,  welche  das  Handels-  und 
Seerecht  betreffen,  zerstreut  in  dem  allgemeinen  Gesetz- 
buche und  zwar  ist  von  den  verschiedenen  Türkischen  Gesetz- 
bQchern  das  neueste  gültige  der  Multeka-ul-ebbar,  ange- 
fertigt von  Scheikb  Ibrahim  auf  Befehl  Soliman's  H.  (1520 
bis  1566).  Es  ist  in  Arabischer  Sprache  ursprünglich  abgefasst, 
doch  von  Mahommed  Wewcoufaty  (1640—1649)  ins  Türkische 
übersetzt  <•«)• 


96.  Die  Haadelsmarine  der  Türkei  iat  sehr  unbedeutend.  Vergl.  wegen 
des  Seerechto  der  Türkei  die  Notizen  bei  Mirufti  I.  c.  I.  8.  d6. 

(im 

90.  So  sagt  Groult,  diicoun  rar  le  droit  maritime  S.  20.  21.  und 
Jacobten  Seerecbt  S.  21  unter  Beruf ang  anf  die  Autorität  Axuni't. 

100.  Eine  Frans.  Uebenetzung  ist  heratugegeben  v.  Mouradgea  d'Ohnon 
(tableau  g^n^ral  de  TEmpire  ottoman). 
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Eine  Berorzugung  der  TürkischeD  Flagge  gegenikber  der 
fremden  findet  nicht  statt,  auch  nicht  in  Bezug  aaf  Gabotage. 
Freilich  werden  eigentlich  die  Flaggen  derjenigen  Staaten»  welche 
mit  der  Türkei  nicht  besondere  Verträge  abgeschlossen  haben, 
von  der  Pforte  gar  nicht  anerkannt  und  bedürfen  erst  des  ver- 
mittelnden Schotzes  eines  Repräsentanten  einer  der  Pforte  be- 
freundeten Macht,  um  mit  der  Türkei  in  Verkehr  treten  zu 
dürfen :  woraus  man  schllessen  darf,  dass  überhaupt  die  Türken 
die  Grundsatze  des  Europäischen  Seerechts  nicht  prineipiell  an- 
erkennen, sondern  nnr  aus  gewissen  Rücksichten  und  nament- 
lich wohl  wegen  des  Gefühls  der  Unmöglichkeit,  ihr  specifisch 
Türkisches  Wesen  in  das  Europäische  Seeleben  hineinzutragen. 

Die  Basis  der  gegenwärtigen  Zollverfassung  Im  Türkischen 
Reiche  und  seiner  Handelsbeziehungen  zum  Auslande  bildet  die 
am  16.  August  1838  zwischen  der  Pforte  und  Grossbritanien 
abgeschlossene  Handels-  und  Schlflahrtsconvention ,  mit  welcher 
völlig  übereinstimmend  ist  der  Vertrag  zwischen  Frankreich  und 
der  Türkei  vom  25.  November  1838.  Dadurch  wird  eine  ziem- 
lich geringe  Abgabe  für  die  Ein-  und  Ausfuhr  festgesetzt.  Die 
späteren  Verträge  (mit  Preusscn,  den  Hansestädten,  Dänemark, 
Schweden  und  Norwegen,  Holland,  Spanien,  Portugal,  Sardinien, 
Neapel,  Russland)  sind  im  Allgemeinen  mit  jenen  beiden  von 
1838  übereinstimmend,  nur  dass  sie  meist  den  Grundsatz  der 
Reciprocität  mit  aufgenommen  haben,  wonach  auch  die  fremden 
Staaten  ihrerseits  der  Türkischen  Flagge  entsprechende  Zuge- 
ständnisse machen,  namentlich  die  Zusicherung  der  Behandlung 
auf  den  Fuss  der  meist  begünstigten  Nationen.  Mit  Oesterreich 
besteht  noch  der  alte  Vertrag  vom  24.  Februar  1784  und  mit 
den  Verein.  Staaten  von  Nordamerika  ein  Vertrag  von  1830,  mit 
Toskana  von  1833  »«»)• 


101. Vergleiche  8oetbeerLc,S.  25-27.  —  Da  et  dem  TQrkiseben 
Stoatsleben  im  Inneren  an  einer  eigenUichen  Rechts  bans  unter 
Anerkennung  der  Persönlichkeit  fehlt,  so  können  die  Türken 
auch  in  ihren  auswUrtigen  Beziehmigen  zu  anderen  Völkern  conie- 
quenter  Weise  nicht  das  Recht  als  Regulator  des  Internationalen 
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Kapitel  111. 
Iilteratur. 

S  38.    Litmtuf  des  Gemeinen  Kuropfttschen  Seeredito <). 

Gewöhnlich  haben  die  Autoren,  welche  das  Gern  ei  ae 
Seerecht  abhandeln,  nichtsdestoweniger  den  besonderen  Cha-* 
rakter  der  Seestaaten,  die  in  ihrer  nächsten  Nachbarschaft  lic^n^ 


Verkehn  nnter  Anerkennung  der  Sonverainetlt  wollen  noeb 
fetthftlten.  Die  Tflrken  stehen  daher  dem  Frineipe  nach  ausser* 
halb  des  Kreises  der  nach  Völkerrecht  lebenden  Völker  nnd 
können  demnach  scneh  ihre  Seehandtls-  und  Scbiffabrtsbciiehangen 
zum  Auslände  nicht  als  unter  dem  QeaeUe  des  Rechts  stehend  be- 
trachten; die  Türken  erkennen  principiell  auch  das  Europäische 
Seerecbt  nicht  an.  Nicht  das  Recbt,  sondern  die  Willkür  u.  Macht 
ist  ihnen  Regulator  für  alle  diese  Beziehungen.  Indesurn  fehlt  es 
ihnen  nn  Kraft,  ihr  eigenes  Princip  der  Willkür  und  Macht,  der 
despotischen  Herrschaft  und  Unlerj  ochnng  in  der  Gegcnwurt  durch 
»ifÜhren  i«d  so  aocommodiren  sie  sich  kluger  Weise  dem  Wesen 
der  Europaischen  internationalen  Verhaltnisse.  Doch  ist  dies  eben 
nur  ein  Accommodiren,  ein  Concediren  cum  reserratione  men- 
tali  und  wie  wenig  sie  sich  principiell  und  an  und  filr  sich  sur 
Anerkennung  eines  seerechtlichen  Verkehres  mit  anderen  Staaten 
rechtlich  für  verpflichtet  halten,  sieht  man  schon  daraus,  dass  sie 
eben  nur  deigenigen  einen  Verkehr  der  Art  gestatten,  die  mit  ihnen 
ansdrücklich  Vertrage  darüber  abgeschlossen  haben. 
1.  Im  Allgemeinen  verweise  ich  auf  die  bekannten  Verzeichnisse  der 
juristischen  Literatur  von  Brach,  von  Engel  mann,  auch  von 
Ompteda  Literatur  des  Völkerreebto,  1785.  2  Bünde,  fortgesetzt 
don^  V.  Kamptt  (Nene  Lit  des  Völkerrechts  1817),  sowie  zum 
Theil  in  Karl  von  Kaltenborn's  Kritik  des  Völkerrechts  (Leipzig 
1847)  Kap.  IL  S.  18-230  (eine  völkerrechUicbe  Literlrgeschiehte); 
sodann  besonders  auf  Pardessus,  cours  du  droit  commercial,  wo 
sieh  im  ersten  Bande  ein  reiches  Verzeichniss  handeis-  und  seerecht- 
licher Werke  findet;  lacobsen,  Seereeht  S.  LIV-LXIV;  Pohls, 
Seerecht,  S.  38—41,  sowie  Mittermaier  Deutsches  Privatrecht  L 
S44»  Note  3.  Auch  bei  Thöl,  Handelsrecht  $11.  finden  sich 
einige  Notizen« 
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Torzugsweise  in  ihren  Werken  ausgeprftgt,  und  haben  wiederum 
diejenigen  Schriftsteller»  welche  speziell  das  Seerecht  ihres 
Vaterlandes  abhandeln,  wegen  des  internationalen  Charakters 
auch  jedes  einzelnen  Particularseerechts  nicht  umhingekonnt» 
mehr  oder  weniger  auch  die  Satzungen  des  Gemeinen  See- 
rechts oder  doch  auch  anderer  Particularrechte  als  des  bloss 
yaterlftndischen  zu  berücksichtigen  und  darzustellen« 

Demnach  scheint  es  angemessen  in  der  folgenden  kurzen 
Debersicht  der  Literatur  des  Gemeinen  Seerechts  nicht  bloss  die 
Schriftsteller  nach  den  Nationalisten  möglichst  zu  unterscheiden, 
damit  neben  dem  allgemeinen  zugleich  der  besondere  Charakter 
des  Werkes  schon  auf  diese  Weise  ersichtlich  werde,  son- 
dern auch  manche  particularrechtliche  Werke,  falls  sie  einen 
gewissen  gemeinen  Charakter  an  sich  tragen,  unter  dieser 
Rubrik  mit  anzuführen. 

I.  Die  Quellen  Sammlungen  sind  bereits  oben  ($  7.  Ueber- 
schrift)  angeführt  Sie  sind  von  Männern  aller  Nationen  ange- 
stellt, und  triflt  das,  was  wir  oben  gesagt,  auch  hier  zu;  doch 
scheint  es  hier  nicht  so  wichtig,  die  Distinctiön  nach  der  Natio- 
nalität besonders  vorzunehmen. 

II.  Systeme,  Commentare,  sowie  historische  Uebersichten. 
A.  1 1  a  1  i  e  n  e  r.    Sie  sind  die  ersten,  welche  über  das  Seerecht 

wissenschaftliche  Werke  herausgaben  und  haben  sie  über- 
haupt die  meisten  grösseren  und  universelleren  Schriften  über 
das  Seerecht  bis  auf  die  neuesten  Zeiten  zu  Tage  gefördert. 
l)Ferrettus,  de  iure  et  re  navali  et  de  ipsius  rei  navalis 
et  belli  aquatici  praeceptis  legitimis  über  (Venedig  1579). 

2)  B.  Straccha  de  naulis  et  navigatione,  separat  gedruckt 
sowie  in  B.  Stracchae  aliorumque  iuris  consutorum  de 
mercatura  etc.  Amstelodami  1669.  Straccha  war  prakt 
Jurist  und  nachmals  Patrizier  in  Ancona.  Er  erörtert  die 
Verbindlichkeiten  der  Schifler,  die  Lehre  von  der  Befrach- 
tung etc.  vorzugsweise  nach  Rom.  Rechte. 

3)  Francisci  Rocci,  J.  C.  Neapolitani,  de  navibus  et  naulo; 
item  de  assecurationibus  notabilia.  Ultraiecti  1708*).  Zwar 
kurz  doch  nicht  unbedeutend.     In's   Holländische    1737 


2.  El  gibt  Utere  Ausgaben.    Ich  keime  nor  diese  von  dem  berOhmten 
Westerveen  besorgte  Ausgabe. 
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übefseltt  Yon  Feilaaa  mit  AameriuiDgeii  über  d«s  Hol- 
ländische Seereciit  und  Oberhaupt  lange  Zeit  von'  prakti- 
acher  Autorittt  in  allen  Seealaaten  Europa'a.  Er  entlehnt 
seine  Satze  ans  dem  Böoi.  Rechte»  dem  Consulate,  aus 
Entacheidttngen  ItaUenischer  GerichMiMe  und  aus  alteren 
Autoren. 

4)  Carlo  Targa,  Giurcoonaolto  Genoyese,  Ponderazioni 
sopra.la  eontrattazione  marittkna  ricavate  dalla  Legge 
ciTiley  e  canoniea,  dal  consolato  di  mare,  e  dagU 
usi  mariktimi  eta  (Genua  1750).  Das  Werk  ist  auch 
ins  Spanische  Oberaetit  von  Giron  (Madrid  1753).  Targa 
hat  auch  die  früheren  Autoren  benutzt  und  stützt  sich 
Yor  Allem  auf  das  Consulat  Er  verbreitet  sieh  fast  über 
alle  Materien  des  Seere^ts. 

5)  JosephlLaurentUMariaedeCasaregis  (J.G.Genuensis 
Ck^llegiatiy  Rotae  Florentinae  Anditoris  et  pro  S.  Reg,  Gels. 
Gonsiliarli  Justitiae)  Discursus  legales  de  commercio 
in  duos  tomos  distributiv  in  quibus  fusissime  tractantur 
materiae  concernentes  assecurationes,  naves,  naula,  iaetus, 
avariae  etc.  (Elorenz  1719.  2  Theile).  Er  war  geborener 
Genuenser,  anfangs  Advocat  in  Genua,  sodann  Auditor  in 
der  Rota  Florentina.  Opera  omnia  (4  Theile  in  Fol.)  sind 
zu  Venedig  1790  erschienen.  Er  nimnfit  hauptsachlich  auf 
die  Praxis  Rücksicht,  sowie  auf  die  früheren  Ital.  Autoren 
nebst  LocCeniuSy  Stjpmann,  Peckius  sowie  die  Genuesi- 
schen Gesetze.  —  Sein  vorzüglichstes  Werk  ist  sein  Ital. 
geschriebener  (Kommentar  über  das  Consulat:  11  consolato 
dal  mare,  coUa  spiegazione  di  Casaregi,  (schon  früher, 
dann  Bassano  1788,  auch  Venedig  1806),  der  ins  Hollan- 
dische (mit  Verbesserungen  nach  dem  catalonischen  Texte 
u.  8.  w.  von  A.  Westerveen  •),  Leyden  1704,  auch 
Amsterdam  1723)  und  zum  Theil  in's  Deutsche  (bei  Engel- 
brecht corpus  iuris  nautici)  übersetzt  ist. 

6)  D.  A.  Aa^unii  sistema  universale  dei  principi  de]  diritto 
maritimo  dell'  Europa.  Floren«  1750,  verbessert  Triest 
1790,  97  in  2  Thlen.)    Auch  Französisch  unter  dem  Titel: 


3.  Westerveen  hat  auch  den  Italienitchen  verbesserten  Text  mit 
abdrucken  Issten  tu  seiner  Uebersetzong  udd  fügt  letzterem  eigene 
Aamerkungen  hinzu. 


14  AbschikL  Birieileiiie  Bi'öiterungen. 

Dioit  mviliine  de  rBwope  (2  low.  Paris  Xill.  1805).  ?on  ihm 
ist  audl:  Origioe  cft  progrte  da  droit  et  de  I«  legislation 
maritime  aTec  des  observations  sur  le  Coosalat  de  la  mer. 
(Paris  1810).  Auch  schrieb  er  eto  grosses  Lexicon  iXber 
das  ganze  Handelsrecht  in  Itaiieo.  Sprache  (4  TMe.  Nizza 
1786  und  Livorno  1822). 

7)  L«  Piantanida,  Deib  g^rispnidenza  maritima  €ofnmer- 
eiale  antica  e  moderne.    (4  Thie  io  4.  Maiiaiid  IM6-8.)«) 

8)  Gonte  Lucchesi<-Palli,  princtpi  di  diritto  publico  ma- 
rittimo  (Neapel  1840),  Französisch  Übersetzt  von  J.  A. 
de  Galiani,  prineipes  du  droit  public  maritime  (Paris 
1842). 

ESnige  Italienische  Spezialirerke ,  die  naihehHich  auch  die 
yielen  Handelsgesetzbücher  (mit  ihren  seerechtfichen  AbschnKten) 
der  anderen  Europäischen  Staaten  mitberQcksichtigen,  sind  oben 
bei  der  Dflfrsteflung  der-  Quellen  des  Seerecfcts  der  einzelnen 
Italienischen  Staaten  bereits  angegeben. 

B.  Franzosen.  Sie  sind  in  Bezug  auf  das  allgemeine  See- 
recht nicht  bedeutend  und  sind  die  folgenden  Werke  meist 
nur  SpezialWerke  über  da^s  politische,  namentlich  Vöiker- 
seerecht  *).  ' 

1)  Pattyn,  le  commerce  maritime  fond^  sur  le  droit  de  la 
nature  et .  des  geus,  sur  Tautorit^  des  loix  civiies  et  des 
traitez  de  paiz  et  retabli  daos  sa  libertä  naturelle.  Traduit 
de  latin  (p.  O'Hermanville);  augmentö  et  enrichi  des 
notes  de  l'auteur  (Malines  1717). 


4.  Da»  Werk  ist  lebr  umfangreich.  Indenen  ist  es  entlich  splendid 
gedruckt  und  wena  man  sodami  die  antiquarischen,  historischen, 
philologischen  und  poetischen  Allotria,  sowie  Tiele  uimQtse  dem 
Texte  wdrtlich  eingefügte  Belegstellen  abzieht,  so  wird  die  eigent- 
liche seerechtttche  Erörterung  etwa  noch  die  HSlfte  des  Werkes 
ausmachen.  Uebrigens  wird  nicht  bloss  das  Privat«  sondern  audi 
das  öffentliche '  Seerecht  abgehandelt.  Sodann  ist  das  Wetk  beson- 
ders durch  die  detaiUirte  BerOcksicbtigung  früherer  Autoren  sehr 
brauchbar.  —  £s  ist  mit  vielem  Pompe  dem  Kaiser  Napoleon  ge- 
widmet. 

5«  Die  Autoren  des  Französischen  Seerechts  sind 
bereits  $  26  in  den  Noten  angeführt. 
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8)  G.  G.  Groulfc»  diftoom  8ur  \e  droü  maritime  Itncien, 
moderney  frau^ais  ei  ätranger,  civil  el  nililaire  (Braat  1782, 
erst  Paris  1786  unter  dem  Namen  des  Verfassers).  Nur 
50  Seiten  mit  einer  kurzen  historisch-kritischen  Uebersicht 
und  Anweisung  zQm  Studium  des  Seerechts. 

3)  Yaiin  *),  nouveau  commentaire  sur  Tordonance  de  1681, 
nimmt  io  diesem  classischen  Werke  vielfach  auch  auf  das 
Seerecht  anderer  Staaten  BQcksicht. 

4)  Jouffroy,  !e  droit  des  gens  maritime  universel  (Berlin 
1806). 

5)  Bravard -Veyrj^reSy  notions  pjr^Hminaires  ä  Texplica- 
tion  du  droit  maritime  (Paris  1838). 

6)  Ort  olan,  regies  internationales. et  diplomatie  de  la  mer. 
(2  Thle.  Paris  1845.) 

C.  Engländer.  Auch  die  Englander  sind  in  Bezug  auf  das 
gemeine  Seerecht  nicht  fruchtbar  gewesen,  doch  berücksich- 
tigen sie  in  ihren  Werken  über  das  Englische  Recht  meist 
das  Französische  und  Nordamerikanische,  z.B.  Abbott. 

1)  R.  Z(ouch),  descriptio  iuris  et  iudicii  milUairis  nee  non 
iuris  et  iudicii  maritimi,  ad  quam  quae  navigationem  et 
negotiationem  roaritimam  respidunt,  refemntur  (Oxford 
1640). 

2)  Charles  Molloy,  de  iure  maritime  et  navali,  oratreatise 
of  aflairs  maritime  and  of  commerce  (8.  edition.  London 
1744)  ')• 

3)  An  abstract  of  the  sea-laws  as  established  in  most  king- 
domes  of  Europe,  but  more  particulary  in  England  und 
Scotland  (London  1704).  Der  Verfasser  heisst  Neale. 

4)  J.  Red  die,  an  historical  view  of  the  law  of  maritim 
commerce  (Edinburg  und  London  1841). 


6.  Wegen  der  verschiedenen  Aui£;abeii  dieses  Commentan. siehe  obfn 
S  26  in  den  Noten. 

1.  Darin  wird  übrigens  vom  Stabtertcht,  Vöikatiechl  und  mehr  neben- 
her vom  Seereebt  in  einer  veralteten  Manier  gehandelt 


TO  Abschn.  L  Eialeitende  Brörterungen. 

5)  Derselbe«  rechearches  historical  and  oriüeal  la  maritime 
iotornational  law.  (2  Tble.  Edinborg  1844.  45.)  •) 

D.  D  ä  n  e  n. 

1)  Johannes  Loecenius  (ein  gebomer  Dane,  aber  spater 
Professor  zu  Upsala,  wess wegen  er  auch  häufig  für  einen 
Schweden  gehalten  wird):  De  iure  maritimo  et  navali 
(Amsterdam  1651)..  Vorzugsweise  jiach  den  nordischen 
Quellen  zusammengetragen  und  lange  Zeit  in  allen  nordi- 
schen Seehafen  von  grosser  Autorität  *). 

2)  Henning  Wedderkop,  introduetio  in  ius  nauticum  (Flens- 
burg 1757).  £s  ist  fleissig  aus  den  damals  bekannten  See- 
gesetzen zusammengetragen  und  genoss  gleichfalls  grosse 
Autorität  in  den  Nordseehafen.  Er  ist  eigentlich  ein 
Schleswiger  (Advocat  zu  Husum),  also  ein  Deutscher. 

E.  Holunder. 

1)  Petri  Peckii  (professoris  Lavaniensis)  in  tit  DIg.  et 
Cod.  ad  rem  nauticam  pertinentes  commentarii,  besonders 
in  der  die  nördlichen  Seerechte  berücksichtigenden  Aus- 
gabe des  berühmten  Holländischen  Rechtsgelehrten  Arnold 
Vinnius  von  1647;  neue  Ausgabe  besorgt  durch  Johann 
Laurentius,  Amsterdam  1668. 

2)  Cornelius  yan  Bynkershoeck,  besonders  in  seinen  Quaes- 
tiones  iuris  publici  (Leyden  1737),  sowie  auch  in  anderen 
Schriften,  .welche  in  den  verschiedenen  Ausgaben  seiner 
opera  omnia  stehen. 

3)  Wester veen,  II  consolato  del  mare  etd.  Het  consulaat 
van  de  zee  (Leyden  1704).  Italienischer  Text,  Holländische 
Uebersetzung  und  vortrefllicher  Commentar. 


8.  Die  Literatur  über  das  Particuiare  Englische  Recht  iit  berdti  S  27 
in  den  Noten  angegeben. 

9.  Dieses  Werk  nebst  dem  unten  noch  zu  nennenden  Ton  Stypmann 
sowie  dem  Spezialwerke  Kurikes  ius  marit.  Hanseaticum  hat 
Heineccius  unter  dem  Titel:  Seriptomm  de  iure  nautieo 
et  maritimo  faadculus  (Halle  1740)   susammen  wieder  abdrucken 
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F.  Deutsche. 


1)  F.  Stypoiann,  de  iure  maiitimo  et  nautico  partes  quatuor, 
suppl.  a  Fritiio  (der  das  Werk  Oberhaupt  erst  nach 
Stn>iiiann'8  Tode  herausgab),  Greifswald  l«52.  YdHig  un- 
geniessbar  für  die  Gegenwart 

2)  J.  J.  Surland»  Grnndsltie  des  Eurepftisehen  Seereehts. 
(HaanoYer  1750).    Sehr  unToHkommen. 

3)  Der  wohlinstruirte  Schiffer  (Hamburg  1727);  er  ist  von 
Engelbrecht  unter  dem  Titel:  der  wohlunterwiesene 
Schiffer  (Lübeck  1792)  neu  herausgegeben,  auch  in*s  Dä- 
nische in  einer  freaan  Nachbildung  und  mit  Rücksicht  auf 
das  besondere  DSnische  Bedürfniss  übertragen:  Den  yelin- 
straerede  Skipper  yon  Peter  Harsleb  Graab'(KopeRhagen 
1800).  Das  Buch  ist  jetat  veraltet,  war  aber  soti^  Ton 
entsdiiedener  praktischer  Bedeutung. 

4)  Nau,  Grundsatze  des  Yölkerseerechts  (Hamburg  1802). 

5)  Holst,  Versuch  einer  kritischen  Cebersicht  des  Yölker- 
seerechts, I.  (und  einziger)  Bd.  (Hamburg  1802.) 

6)  J.  G.  Busch,  le  droit  des  gens  maritime,  consider^  cooMne 
Tobjet  d*un  trait^  de  commerce  k  annexer  k  celui  de  pacifi- 
cation  entre  TAllemagne  et  la  Franoe  (Hamburg  1706), 
deutsch  (Hamburg  und  Altona  1801):  das  Völkersee- 
recht,  p.  1—100.    Eine  blosse  GelegfiiheitsschriftiO. 

7)  Friedr.  Johann  Jacobsen  (Obergeriehlsadvottat-In  Altona): 
Seerecht  des  Friedens  und  Krieges  in  Bezug  auf  Kau^ 
fahrteischiffahrt.  (Altona  1815.)  Ohne  selbstständiges  Urtheil, 
mit  starker  Benutzung  der  Engländer,  besonders  Abbott*s, 
doch  umfangreich  (S.  I-*LXIV  und  1—848  und  ausserdem 
umfangreiche  Register),  auch  im  fiinzeUwn  manehes  Gute 
bringend.  Es  Ist  Englisch  übersetzt  von  W«  Frick:  Laws 
of  tbe  sea  etc.  (Baltimore  1818). 


Id  Dimer  gefeierte  Hamburger  Borger  J.  O.  Bfltch  schrieb  auch  ein 
anderes  hier  einidilagendes  nnd^mit  vortreflUehen,  noch  jetit  nuts- 
baren Bemerkangen  gefülltes  Werk:  Bestreben  der  Völker 
aeoerer  Zeit,  einander  in  ihrem  Seehandel  reeht  wehe  in  thun, 
(Hamburg  1800.  8.  1-0000 
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8)  Meno   Pohls   (Hamburger  Advocat):    Darstellung   des 
Seerechts  nach  gemeinem  und  Hamburgischem  Rechte 
und  ntci^  den  Gesetzen  der  voraQglichsten  Staaten  Eoropa's 
und  AmerJka's.  (Hamburg  1830-33.  4  Thie  mit  fortlaufen- 
den Seitenkablen.  S.  1—1139.)  *>) 
Das  Werk  ist  das  umrangreichste  (wenigstens  ausser  dem 
Werke  Piantanida's)  uid  gelehrteste  von  allen  seerechllichen 
Handbüchern  bei  allen  Nationen  Euro|Mi*s  und  Amerika's,  doch 
ist  es  in  der  Entwicklung  und  Darlegung  der  Grundsätze  oft 
weitschweifig  und  seicht  abgefasst  «>). 

9  30.    Literatur  der  FastieiifatrMeHehte. 

Bei  Gelegenheit  der  Darstellung  der  Quellen  des  Seerechts 
in  den  einzeloen  Staaten  ist  bereits  die  partieuUrseerechtliche 
Literatur  jedes  einzelnen  Volkes  angeführt  und  genügt  es  dem- 
nach,  auf  die.  betreflenden  $$  19-737  und  besonders  auf  die 
literirischen  Angaben  in  den  Noten  daselbst  zu  verweisen« 

Die  Literatur  über  die  einzelnen  Materien  des  See- 
rechts wird  zweckmässiger  bei  jeder  einzelnen  Materie  ange- 
werden. 

i  40.   HQlftwiMenBchaften. 

Nach  dem  bereits  $  4  und  7  Erörterten  wird  natürlich  das 
Handelsreeht  auf  der  einen  und  das  Völkerrecht  auf  der 
anderen  Seite  dtis  vornehnste  wissensehaftliche  Hülfsmittel  zur 


IL  Dm  Werk  faüdet  sugleieh  den  vkxten  Theil  eines  grosseren  Werkes 
Ckber  das  getmnaite  fiandelirecht. 

12.  Auserdem  wird  in  allen  Lehrbücliem  des  sogen.  nDeuttchen 
Privfttreohtt*,  z.  B.  von  Runde,  Eichhorn,  Mittermaier, 
Hillebrand  etc.,  dem  gemeinen  Deutschen  Seerechte  ein 
mehr  oder  weniger  umfangreicher  Abschnitt  gewidmet.  Unter  ihnen 
ist  am  vollständigsten  Mittermaier,  der  aber  freilioh  die  Materien, 
des  Seerechts  auseinanderreisst  und  an  verschiedenen  Orten  des 
Systems  seines  Privatrechts  abhan4elt.  Vergl.  dessen  Deutsches 
Privatrecbt  (6.  Aufl.  Regensbuzg  JS42.  43  in  2  Banden.)  Bd.  II. 
S303-3ld  und  541-550. 
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ErgrOndang  des  Seereehtss  ein.  Ausserdem  werden  alle  juridi^- 
schen  und  politischen,  namentlich  auch  die  national- 
ökonomischen, kaufmännischen,  geographischen  und 
statistischen  Wissenschaften  zu  Rathe  gezogen  werden 
mQssen  <*). 


13.  St  lebeint  mir  nicht  nothw«ndig,  Aber  die  HllUiwiMeiitchaften  des 
Seerechli  und  namentlich  über  ihre  Literatnr  mich  hier  weiUaufig 
in  Tcrbrciteo«  Eiiüge  wichtigere  Notizen  in  Betreff  der  eigentlichen 
Fundamentalwifieiiichtftea  imB^ne^^m,  «Imlidi  det  Handels-  und 
des  Völkerrechts  sind  ohen  gelegentlich  eingestreut  worden  und  das 
mag  genügen. 


Absclmitt  n. 


Literatur:   Jacobsen,  S.  2  ff.   Pohls,  S.  43  f!. 

S  41.    Begriff  und  Name  der  Schiffe  «). 

Unter  Schirren  werden  hier  vorzugsweise  Seeschiffe,  also 
solche  Fahrzeuge  y  welche  zur  Fahrt  auf  der  See  bestimmt  sind, 
verstanden.  Man  unterscheidet  sodann  Kriegsschiffe  (vaisseaux), 
welche  vorzugsweise  einen  öffentlichen  Charakter  haben  und 
allemal  Staatseigenthum  sind,  von  Privat-  oder  Handels- 
oder  Kauffahrteischiffen  (navires),  auf  welche  vorzugsweise 
die  Grundsätze  des  Pri  vat seerech ts  ihre  Anwendung  finden  >). 


1.  Wir  sprechen  hier  nur  von  Seeschiffen  ur.d  schliessen  die  Fluss- 
scbiffe  aus;  doch  findet  überhaupt  cwischen  beiden  kein  Gegensatz 
statt  und  gelten  im  Allgemeinen,  mutatis  mutandis  und  im  ver- 
kleinerten Massstabe,  dieselben  Rechtsgrundsfttze  für  See-  wie  fUr 
Flusschiffahrt,  namentlich  in  Besug  auf  Schiffbau,  Schiffsfracht  etc. 

2.  Doch  gelten  die  Grundsätze  vom  Schiffbau,  Assecurana  etc.  unmittel- 
bar aach  für  Kriegsschiffe.  Das  VerhUtniss  zwischen  dem  Personal 
eines  Kriegsschiffes  ist  aber  mehr  ein  irreguläres,  nämlich  ein  mili- 
tärisches und  hemchen  darüber  in  allen  Seestaaten  besonders  strenge 
Bestimmungen,  die  von  den  fUr  die  Seeleute  der  Handelsmarine 
wenigstens  dem  Grade  nach  verschieden  sind;  Analogien  finden 
freilich  hier  überall  statt,  Uebrigens  ist  es  gleichgültig,  ob  Handels- 
schiffe dem  Staate  oder  wie  in  der  Regel  Privaten  eigenthümlich  an- 
gehören. 
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Die  Kaper  bilden  eine  HKtelUasse  zwischen  den  Kriegs-  und 
den  Kauffahrteischiffen;  sie  sind  eigentlich  Handelsschiffe  und 
zwar  Ton  Privatleuten,  die  aber  unter  besonderer  Genehmigung 
des  Staats  zeitweilig  zu  Kriegsexpeditionen  verwandt  werden  *;. 
Ke  Grösse,  Tragfähigkeit  und  Bauart  der  Schiffe  Ist  im 
Allgemeinen  für  die  rechtliche  Beurtheilung  gleichg&itig,  indem 
in  der  Regel  fOr  alle  Seeschiffe  dieselben  Rechtsgrundsfttze 
gelten «).  Die  Grösse  wird  gewöhnlich  nach  Tonnen  (zu  2000 
Pfuod}  oder  Lasten  (zu  4000  Pfund)  bestimmt  Nach  der  Bau-- 
art  uotersdieidet  man  zuerst  Dampfschiffe  von  Segelschiffen. 
Sodann  zerfallen  die  Seeschifle  aaeb  der  Yeischiedenbeit  der 
Takelage,  Maalenzahl  uad  Segelfübrung,  sowie  der  GrOese  und 
des  Baues  1)  in  Dreimaster^  wohin  (ausser  den  reinen 
Kriegsschiffen*),  nämlich  Linienschiffen)  gehören:  Fregatten, 
Corvetten,  Barkschiffe,  Fleuten,  Polacker,  Grönlandsfahrer; 
2)  in  Zweimaster,  als  Briggs,  Brigantinen,  Schooner,  Galeassen, 
und  3)  in  Einmaater,  als  Kutter,  Jachts,  Sloops.  Endlich  gibt 
es  Seeruderschiffe,  wie  Galeeren  *). 

Der  Haopttheil  des  Schiffes  ist  in  rechtlicher  Hinsicht  der 
Kiel  (carina)  und  der  Rumpf.  Doch  versteht  man  unter  Schiff 
and  betrachtet  als  dessen  nöthwendiges  Zubehör  zugleich  die 
Hasten,  daslnholz,  die  Barchliölzer,  das  Ruder  (Steuer), 


3.  Die  eigenthttmlichen  GruncUfttse  über  Kaperei  werden  im  letzten 
Abachnittc  abgehandelt  werden. 

4.  Doch  beatiflumein  ach  natürlich  die  Kaulpreiiei  die  Abgaben,  Zölle 
nad  andere  Ausgaben  verschieden  n.  s.  w. 

5.  Auch  Kriegstchiffe  (Linienschiffe,  Fregatten,  Corvetten,  Briggs, 
Schoner,  Kutter  etc.)  unterscheidet  man  nach  den  Masten,  doch 
torzogsweiae  nach  der  Zahl  der  Kanonen,  welche  sie  führen. 

6.  Anch  gibt  et  unregelmftsaig  gebaute  Schiffe  wie  drei  mastige 
Schooner  und  viele  bloss  nationale  Fahrzeuge,  wie  die  Franz. 
Lvgger  nad  Tartanen.  Die  Galeeren  sind  jetzt  selten  und  haben 
wie  die  Dampfschiffe  in  der  Regel  zugleich  Segel.  Gute  Beschrei- 
bungen und  anegemake  Abbildungen  von  Schiffen  findet  man  in: 
Cyelns  von  Schiffen  aller  seefahrenden  Nationen,  ent- 
worfen von  Möller  (Schiffbaumeister  und  Marinemaler).  Hamburg 
1839  in  4. 

V.  Kittcabom,  Sserechl  f.  ^ 
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die  Terschiedenen  Docke,  den  Raum«  die  Porten«  die  Dach- 
ten, die  Spille,  alle  Blöcke,  die  Wanten,  Takel,  Segel, 
Anker,  ferner  alles  wae  nied-  und  nagelfest  ist,  endlich  nach 
neuerem  Rechte  auch  das  Boot ')  und  in  der  Regel  die  Kano- 
nen, nicht  aber  ander  Gewehr,  auch  nicht  Mund-  und  Kriegs- 
irorrath,  noch  die  Frachtgelder  der  letzten  vollendeten  Reise, 
noch  YorschiUse  an  die  Schiffsleute  von  Seiten  des  Eigen- 
thümers  *}• 

Das  Schiff  bleibt  juridisch  dasselbe,  wenn  es  auch  darch 
verschiedene  Reparaturen  nach  und  nach  in  allen  seinen  Theilen 
ein  anderes  geworden;  bei  einer  einmaligen  Reparatur  nur, 
wenn  wenigstens  der  Hauptbestandtheil,  ako  namentlich  der 
Kiel  derselbe  bleibt.    Pohls  S.  44.  45. 

Die  Schiffe  gehören  zu  den  Mobllien,  obwohl  sie  Gegen- 
stand  einer  förmlichen  Verhypothecirung  sein  können*)   und 


7.  PöhU  S.  43  bestreitet  diet.  Doch  itt  jedenfalli  bei  allen  grösMren 
Sehiffen  der  Bestand  von  ein  oder  (t.  B.  bei  Gröahuidifabreni  ete.) 
mehreren  Böten  etwas  durchans  wesentlidies  and  auch  ein  kleiacres 
Seeadiiff  bedarf  dessen  immer  su  kleiner  Sicberheit  nicht  blosa  in 
Seegefabr»  sondern  auch  beim  Anlanden  etc.  Sodann  sind  die 
neueren  Particularrechte  meist  ausdrücklich  hier  unserer  Ansicht. 
Vergl.  Jacobsen  S.  54  und  Bravard-Veyri^res,  manud  du 
debit  commercial  (3.  edit  Paris  1846),  S.  286.  —  Von  den  Römi- 
schen Juristen  waren  wegen  des  Boots  Labeo  und  Paulus  verschie- 
dener Ansicht,  doch  zahlte  man  das  Boot  culetst  nicht  zum  noth- 
wendigen  Zubehör  des  Schiffes  und  Vinniua  ad  Peckiam  und  Styp» 
mann  adoptiren  diese  Ansicht,  wogegen  Loocenius  (npud  Heineccium 
p.  013)  und  Kuricke  (ibidem  S.  5ö6)  schwanken  und  die  neuere 
Praxis  anerkennen,  besonders  der  letztere. 

8.  Vergl.  Preuss.  Landrecht  I.  2.  S  91.  IL  8.  S  1307-1401.  Auch 
Spanisches  Gesetzbuch  Art.  595. 

9.  Vergl.  Franz.  Ordon.  de  la  m.  1681.  LIt.  IL  Tit.  X.  Art.  L  2. 
Siehe  auch  besonders  den  Abschnitt  von  der  Bodmerei,  sowie  die 
unmittelbar  folgenden  Sg*  In  Siteren  Zeiten  stritt  man  sich  viel 
darQber»  ob  Schiffe  zu  den  Mobilien  oder  Immobilien  gehörten. 
Jetzt  ist  man  kaum  noch  zweifelhaft.  Lange  stritten  sich  Ham- 
burger Gelehrte.  Vergl.  auch  Code  de  commerce  franc.  Art.  190. 
HoU.  Handelsgesetzbuch  von  1838  Art.  309.  Vergl.  Pteuss.  Land- 
recht IL  8.  i  1396  und  Koch,  Preuss.  Recht  i  414  und  f  88. 
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z.  B.  nach  Preuss.  Redile  die  Veriusserangen  and  BesilzQber- 
tragungen,  die  bei  uabewegticben  Sachen  Qbiieh  sind»  dabei  statt* 
fiodeo. 

Die  Kriegsschiffe  eines  Staates  anbedingt,  aber  in  gewisser 
Weise  auch  die  Kauffahrteischiffe  darf  man  nach  Europäischem 
Völkerrecht  als  die  wandelnden  Gebietstheile  des  Staats  in  frem- 
den Gewtesem  betrachten  ^<^) ,  ond  geniessen  sie  auch,  diesem 
Charakter  ^emiss,  viele  theils  günstige ,  theils  aber  auch  un«- 
gOnslige  (odiosa)  Privilegien  (in  Bezug  auf  ExterritorialiUit,  An-» 
landen  und  Einlaufen  bei  Kriegsschiffen,  sowie  in  Bezug  auf 
Hafen-  und  Zollabgaben  etc.  bei  Kauffahrteischiffen). 

Unter  Casco  (Corps)  versteht  man  das  Schiff  mit  seinen 
accessorischen  Theilen,  im  Gegensatz  von  Ladung  (facultös, 
cargo),  womit  man  ä^  eingeladenen  Güter  bezeichnet 

Jedes  Schiff  muss  einen  Namen  oder  doch  wenigstens  eine 
Nummer  zur  Bezeichnung  seiner  Identität  führen  und  ist  in 
mehreren  Landern  jede  spätere  Namens  Veränderung  verboten, 
wie  in  England;  in  Dänemark  ist  sie  nur  bei  der  ersten 
Einverleibung  (fremder  Schiffe)  in  die  Dänische  National- 
schiffahrt erlaubt;  in  Frankreich  ist  sie  überall  erlaubt,  nur 
muas  in  jedem  Falle  der  Rheder  eine  neue  Acte  de  Francisation 
sich  mssMIen  lassen.  Siehe  Jacobsen  S.  23  und  72;  Franz. 
Code  de  Donanes  Nr.  1004.   Abbott  (0)  S.  Ol.  628. 

i  42.    Vom  Schiflbaii. 

Nach  neuerem  Rechte  ist  Schiffe  bauen  zu  lassen  in  der 
R^el  Jeder  berechtigt  und  zwar  sowohl  für  Fremde  als  für 
Einheimische,  also  darf  jeder  Schiffsbauherr  (Bestäder)  werden, 
sowohl  eine  physische  als  eine  moralische  Person.  Doch  bedarf 
es  in  der  Regel  wenigstens  formell«  zur  Erbauung  eines  Schiffes 
allemal  einer  obrigkeitlichen  Erlaubniss;  auch  muss  sich  Jeder 
zur  Ausführung  des  Baues  kundiger  Werkleute  bedienen  und 
letztere  müssen  besonders  vom  Staate  zur  Ausführung  von 
Scbiffsbauten  speziell  zur  Erbauung  von  Seeschiffen  befugt  sein. 
Der  Contraet  über  Erbauung  eines  Schiffes  ist  der  Hiethcon- 
tract,  der  hier'  wie  bei'  anderen  Bauten  in  zwei  Formen  vor* 
kommeti  kann,  entweder  als  Verdingungscontract  (locatio 
condi/ctio  operis),   so   dass  der  Bau  im  Ganzen  accordirt  wird 

10.  Vergl.  Heffter;  Völkerrecht  (2.  Aufl.  1848)  S.  144. 

6* 
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und  der  Baumeister  (Annehmer)  allein  alle  Pflichten  gegen 
die  Werkleute  und  alle  Gefabren  bis  zur  Ablieferung  Qbemimmt; 
der  Bauherr  heisst  BestSder,  Besteller;  oder  als  einfache 
Dienstmietbe  (locatio  conductio  operarum)»  so  dass  der  Bau- 
herr (Bestader)  selbst  mit  den  Werkleuten  oder  Aoth  mit  den 
Hauptwerkführern  (Meistern)  absohliesst  und  der  Annehmer 
oder  auch  wer  sonst  vom  Bauherrn  dazu  bestimmt  wifd,  r  B« 
auch  der  Schiffscapitain«  bloss  den  Bau  leitet  und  alle  Gefahren 
den  Bauherrn  treffen  ^0-  In  beiden  Fallen  wird  der  Sdiiffsbau* 
oontract  nach  den  gewöhnlichen  Grundsätzen  des  Miethcontraets 
beurtheilt  Doch  soll  dieser  Contract  in  der  Regel  schriftlich 
abgeschlossen  werden.  Die  über  den  Contract  abgeschlossene 
Urkunde  heisst  Mahl b rief ,  in  welchem  wesentlich  zu  bestim- 
men ist  ausser  der  Bezeichnung  der  contrahirenden  Personen, 
die  Gattung,  Grösse,  Tragfilihigkeity  Bauart  des  Schiffes,  die  Lange 
des  Kieles,  die  Höhe  des  Bords,  die  Zeit  der  Vollendung,  die 
Höhe  des  Lohnes,  obwohl  auch  noch  andere  besondere  Besttei* 
mungen  (über  die  Art  des  Holzes  etc.)  darin  stehen  können. 
Ein  ähnlicher  Contract  wird  auch  bei  Hauptreparaturen  ge- 
schlossen. 

Die  Rechte  und  Pflichten  der  Bauinteressenten  bestimmen 
sich  nach  der  Natur  des  Contracts  und  allgemeinen  Rechtsregdn. 
Doch  sind  bei  Ueberscbreitungen  der  Grösse  des  Schiffes  bis- 
weilen noch  Strafen  für  den  Baumeister  festgesetzt^*),  obwohl 
in  der  Regel  nur  das  Interesse  zu  prSstiren  ist,  dessen  Berech* 
nung  im  einzelnen  Fall  meist  sehr  schwierig  sein  wird.  Siehe 
übrigens  $  48  wegen  privilegirter  Forderungen  der  beim  Schiffs- 
bau direct  oder  indirect  Betheiligten. 


11.  Vergl.  besonders  Koch,  Lehrbuch  det  Preuss.  Rechts  (1845)  Bd.  I. 
S.  706,  auch  Pohls  S.  48  ff.  Wenn  der  Baumeister  selbst  Bauherr 
oder  Bestader  ist,  also  für  sich  selbst  baut,  so  ist  einfach  der  Fall 
der  locatio  conductio  operantm  voibanden,  also  nichts  besonderes. 

12.  Die  Strafe  betragt  nach  dem  Sohwed.  Seerecht  fttr  jede  Last  au 
gross  oder  zu  klein  3  Thaler.  Das  Hanseatisdie  Seereeht  aetst 
eine  Strafe  von  2  Thlr.  für  jede  Last  lu  gross,  doch  nur  wenn 
die  Ueberschreitung  über  ö  Last  beträgt  Nach  dem  Conaulat 
braucht  für  jede  Last  grösser  nur  die  HSlfte  besahlt  zu  werden. 
Das  Preuss.  Recht  hat  die  Strafbestimmung  nicht  beibehalten.  £a 
wird  zweckmässig  sein,  durch  ConTentionalstrafen  hier  überall  sich 
gegen  Ueberscbreitungen  zu  aichsxn. 


S43.  DerBielbrief:  i4SiL44.  85 

Der  sehr  gewdbniiehe  Messbrief  ist  ein  Attest  derObrig« 
keit  über  die  Grösse  des  Schiffes  auf  Gruod  der  yon  yereideten 
Messern  geschehenen  Vermessung  nach  Tonnen  oder  Schiffs- 
lasten: eine  Berechnungy.die  immer  nur  approximativ  ist^»). 

S  43.    Der  Bielbriefi«} 

Der  Bielbrief  oder  Beylbrief,  welcher  besonders  in  den 
nordischen  Gewässern  üblich  ist,  ist  ein  von  der  zuständigen 
Behörde  auf  Grmid  einer  (eidlictien)  Erklärung  des  Bauherrn 
nnd  Baumeisters  und  nach  einer  vorherigen  anderweitig  genauen 
Untersoehung  ausgestelltes  Zengniss  darüber:  wie,  wann,  wo, 
von  wem,  für  wen,  wofür,  in  welcher  Grosse  und  Gattung,  mit 
weldiem  Namen  ein  Schiff  gebaut,  sowie  dass  es  vorschrifts- 
massig  gebaut  sei;  auch  wird  darin  die  Bezahlung  des  Lohns 
des  Baumeisters,  sowie  auch  wohl  der  Name  des  Schiffers  er- 
wSkhnt.  Da  wo  keine  Registrirung^n  der  nationalen  Handels- 
schiffe von  Staatswegen  stattfinden,  ist  der  Bielbrief  die  wichtigste 
Urkunde  zum  Beweise  nicht  bloss  des  Eigenthums,  sondeni  auch 
der  Nationalitat  des  Schiffes. 

Bisweilen  wird  der  Bielbrief  auch  als  ein  blosses  Privat- 
zeugniss  vom  Baumeister  ausgestellt  und  dann  nachträglich  ge- 
richtlich legalisirt,  und  wird  er  auch  wohl  bei  Hauptreparaturen 
ausgefertigt. 

S  44.    Nationalität  and  Regiitrirung  der  Schiffe  i*). 

Es  ist  nach  Europaisch -Amerikanischem  Seerecbte  In  der 
B^el  nicht  genug,  dass  ein  Schiff  Eigenthum  eines  nationalen 
Staatsangehörigen  sei,  um  ihm  den  Charakter  der  Nationalitat 
dieses  Staats  mit  allen  ihren  Rechten  und  Privilegien  innerhalb 
des  Staats  und  namentlich  gegenüber  fremden  Staaten,  besonders 
bei  Ausführung  von  Handelsverträgen  und  im  Kriege  zusprechen 


ia  JaoobasB,  S.  70.  71.  Pienn.  Kabinett -Ordre  vom  25.  Septbr.  1815, 
und  Engl.  Stat.  \3.  Qto.  IIL  c  74.  S  1. 

14.  Wegen  einer  anderen  Art  von  Bielbrief  siehe  S  48. 

15.  Oben  S  18—37  and  bereits  gelegentlich,  ^om  Behnfe  der  Charak- 
teristik der  Seepelifik  der  einzehien  Staaten  die  Festsetsongen  wegen 
des  J^atiiNMlofaarakters  in  den  vorsUglicbsten  Staaten  «ngegeben 
worden« 
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IQ  können.  £s  werden  vielmehr  gewisse  strengere  Anfordemngen 
in  dieser  Bexiehuog  gemacht,  n&mlich: 

1)  Dass  das  Schiff  innerhalb  unseres  nationalen 
Gebietes  gebaut  sei;  doch  ist  überall  (nur  jetzt  nicht  mehr 
in  den  Niederlanden)  eine  mehr  oder  weniger  beschrankte 
Natnralisirung  im  Auslande  erbauter  Schiffe  gestattet,  so  in 
Frankreich  wenigstens  in  Bexug  anf. Schiffe,  welche  von  der 
eompetenten  Franz*  Behörde  als  Prise  erklart  oder  wegen  Con«» 
travention  gegen  die  Landesgesetze  confiscirt  sind;  so  in  Eng- 
land, im  Fall  der  Gondemnirung  als  Prise,  sowie  im  Fall  der 
Wiedererwerbung  ehemals  national-englischer,  aber  an  Auslander 
verlorener  oder  verkaufter  Schiffe  von  Seiten  Englischer  Eigen«*^ 
thQmer**);  so  findet  in  anderen  Staaten  eine  Naturalisirung 
aller  fremden  Schiffe  gegen  Zahlung  einer  Abgabe  und  Erfül- 
lung gewisser  Förmlichkeiten  statt  wie  in  Oester reiche  Hannover, 
Oldenburg,  Dänemark,  Schweden,  Belgien,  Portugal,  Sardinien. 
In  Preussen  ist  es  völlig  gleichgültig,  ob  ein  Schiff  im  Inlande 
oder  im  Auslande  erbaut  sei.  In  Rnssland  findet  nur  der  Unter- 
schied statt,  dass  auf  Russischen  Werften  erbaute  Schiffe  wahrend 
der  ersten  drei  Jahre  von  Entrichtung  der  Lastgelder  in.Russ. 
H&fen  befreit  sind. 

2)  Dass  das  Schiff  ausschliessliches  Eigenthum  unserer 
Staatsangehörigen  (oder  auch  speciell  von  YoUbOrgem)  sei,  wie 
in  England  ^0,  Preussen,  Niederland,  Oesterreich,  Spanien, 
Schweden,  Hannover,  Oldenburg,  Mecklenburg,  Hansestädten, 
Dänemark,  Russland,  Portugal,  Vereinigte  Staaten  iron  Nord- 
amerika.   In  Griechenland  und  in  Frankreich  (nach  Gesetz  vom 


16.  VergL  Neueste  R^istrinmgsacte  vom  4.  Aug..  1845  (8  und  9  Viel, 
c.  89)  mit  der  Neuen  Navigationsacte  vom  26.  Juni  1849  (12  u.  13 
Viet  c.  29)  in  der  Einleitung. 

17.  In  England  werden  all  Eigenthttmer  solche  brit  Unterthanen  ver- 
langt, welche  auch  in  britisehen  Beaitrangen  ihren  daaemden  Wohn? 
•its  haben;  in  den  Niederlanden  wird  Antanigkeit  daselbrt  veriangt. 
Auch  in  Frankreich  und  Ocaterreicb  sind  die  Bestimmungen  darüber 
noch  eigenthümlich,  endlich  in  Schweden,  namentlich  wegen  der 
naturaliairten  Bttrger,  beMudeis  auch  in  Beaog  auf  den  Schiffer, 
der  in  Schweden  BQrger  emer  See-  oder  Bohiffibanstadt  aein  mus^ 
nach  Manifest  vom  23.  Jan.  1827  und  Ordre  vom  1.  MSta  1827. 
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0.  Juni  1845)  gettOgt,  dm  ein  Schiff  nittdestens  zur  Hilft« 
nalioiiales  Eigenlhum  sei. 

3)  DasB  der  Schiffer  (Rapitein)  Borger  des  Staats  sei,  so 
in  Preassen«  Hannover,  Mecklenburg,  Hansestädten,  Danemark, 
Sdiweden,  Niederlande,  Sardinien  und  England;  in  Schweden 
und  Spanien  mOssen  Kapitain  und  Steuermann,  in  Prankreich, 
Griechenland  und  Nordamerika  müssen  sammtliche  Offfeiere 
mlioiiale  ünterthanen  sein.  In  Rosslind,  wo  es  an  kuodigeo 
nationalen  Kapitainen  und  Steuerleolen  sehr  fehlt,  ist  man  la 
dieser  Beziehung  am  mildesten  f  •). 

4)  Dass  die  Bemannung  aus  nationalen  Cnterthaiien  be- 
stehe entweder  zu  Zweidrittel,  wie  in  Oesterreich,  Spanien 
und  Nordamerika,  oder  zu  Dreiviertel,  wie  in  Prankreich, 
Portugal,  Sardinien,  Griechenland  und  Engfand,  oder  über  die 
Hälfte,  wie  in  Schweden,  oder  ein  Viertel  wie  in  Russland. 
In  den  Hansestädten,  Dänemark,  Mecklenburg,  Oldenburg,  Han- 
nover und  Preussen  finden  sich  leider  bis  jetzt  hieitiber  keine 
Bestimmungen. 

5)  Dass  über  alle  diese  Merkmale  der  Natimalitit  ein  mehr 
oder  minder  feierliches  Document  angefertigt  werde.  In 
Preussen  genügt  der  obrigkeitlich  ausgefertigte  Bieftrief>  in 
Oesterreich  die  sog.  Sovrana  patente;  in  Schweden  werden  an 
Schiffsdocnmenten  verlangt  Bielbrief,  Messbrief,  Musterrolle  und 
Preibrief;  in  Nordamerika  ist  Einregistrining  noth wendig,  doch 
nur  Püt  Schiffe,  welche  im  auswärtigen  Handelsverkehre  be- 
schäftigt sind;  in  England  müssen  alle  nationalen  (oder  in  den 
wenigen  Fällen  wo  es  möglich  ist  naturalisirten)  SchifTe  registrirt 
werde«  zur  Erlangung  eines  olficiellen  certificate  of  registry  zum 
Beweise  der  Nationalität,  sobald  das  Schiff  ein  Deck  hat  oder 


18.  V«rgl.  Ru«.  Srnati-UkM  vom  1.  Juni  1846  wegen  Bemannnng  der 
Schiffe;  doeh  betrachtet  man  in  Ratsland«  wenigatcna  der  Form 
nach,  diea  Zagestaadaia»  in  Betreff  fremder  Schüler,  Steuerleute  und 
Matrosen  nur  als  Ausnahme,  die  fUr  die  nördlichen  Hafen  bis  1851, 
ffki  die  sOdlichen  bis  1849  gelten  solle,  die  aber  jedenfalla,  wegen 
dar  Nothwendigkeit  des  Bedürftiges,  weiter  ausgedehnt  werden 
mnaa»  Man  will  in  Russland  gradatim  emporsteigen  und  suletzt 
die  Englischen  BestiipmuBgen  in  Betreff  des  Kapitains  und  der 
Mannschaften  xur  Geltung  bringen. 
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IS  ToBnen  uad  darüber  mmi,  emem  Unterthan  von  Groasbr^ 
tanieo,  Guernsey,  Jersey,  der  Insel  Man  oder  den  Celoiuea  in 
Asien,  Afrika  oder  Amerika  gehört  und  seewärts  geht,  so  dass 
alle  Englischen  Küstenfahrer,  auch  in  den  Colonien,  ausgenom- 
men sind,  was  auch  von  KriegsschifTen  und  Schiffen  der  Königl. 
Familie  gilt**).  Aehnliches  gilt  in  Frankreich  über  Registrirung; 
siehe  weiter  unten. 

6)  Dass  das  SchifT  im  Auslände  keine  über  ein  gewisaea 
Mass  gehende  Reparatur  erhatten  habe;  doch  wird  dies  Erfor- 
derniss  selten  aufgestellt;  in  Frankreich  darf  die  auswärts  be» 
sorgte  Reparatur  nicht  sechs  Franken  per  Tonne  übersteigen, 
es  sei  denn  dass  die  Reparatur  als  durchaus  nothwendig  nach- 
gewiesen wird.  In  England  ist  das  Erfordemiss  durch  die 
neueste  Acte  vom  26.  Juni  1840  (im  Eingange,  wo  die  älteren 
Gesetze  aufigehoben  werden)  getilgt,  da  sonst  eine  Reparatur 
im  Auslande  im  Betrage  über  15  Schilling  per  Tonne  den  National,* 
Charakter  aufbobi  es  sei  denn  im  Falle  der  höchsten  Notb*«). 


19.  Die  Registrimng  stammt  aus  England  und  sind  hier  die  Formen 
dabei  feierlich  wid  beschwerlich.  Nordamerika  und  Frankreich 
ahmten  hierin  nach.  Wir  übergehen  hier  wohl  mit  Reoht  das 
Details  dieser  Formen.  Siehe  Pohls  S.  71—83  und  die  neueste 
Englifcbe  RegisterbiU  von  1845,  4.  August.  £s  können  aber  nur 
Tollnationale  Schiffe,  bei  denen  also  alle  obigen  Erfordernisse,  soweit 
sie  eben  in  England  postolirt  werden,  zusammentreffen,  registrirt 
werden.  Die  Registrirung  geschieht  in  dem  Hafen,  zu  dem  das 
Schiff  gehört,  also  im  Zweifel  von  wo  es  gewöhnlich  ausfährt,  und 
wird  jedes  so  einregistrirte  Schiff  auf  allen  seinen  Fahrten  von  den 
Englischen  Behörden  im  In-  und  Auslande  wegen  Beibehaltung 
seines  nationalen  Charakters  auf  das  strengste  eontrolirt 

20.  Ans  dieser  Uebersicht  wird  man  entnehmen,  dass  England  die 
strengsten  Anforderungen  wegen  des  Nationalcharakters  seiner  Schiffe 
macht.  Das  Englische  System  ist  ttbtigens  bereits  dnrch  CromwelTs 
Navigationsacte  eingef&hrt  und  sodann,  wenn  auch  modifidrt  und 
mehr  zur  Abwehr  und  Sicherung,  von  Frankreich  sowie  auch  einigen 
anderen  Staaten  adoptirt  worden.  Uebrigens  verhingt  England  auch 
von  Schiffen  fremder  Staaten,  abgesehen  von  der  Registrirung,  ganz 
dieselben  Erfordernisse  wie  von  den  seinigen,  um  sie  ah'  nationale 
eines  Staates  zu  betrachten  und  darnach  sind  alle  Englischen 
Handelsverträge  mit  fremden  Staaten  und  darin  der  Ausdruck 
»nationale**  Schiffe  zu  interpretlren. 
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Die  Franxösische  Acte  de  FrancieaHoa  (vom  18.  Oct  1793) 
und  die  BogTischen  Registercertificate  laufen  formell  «nd  materieti 
aof  dasselbe  hinaus.  Auch'  stnd  beide  bei  yerausaemngen, 
Namenareranderangen ,  Bauptreparaloren  des  Schiffes  In  mehr 
oder  minder  feierlicher  Form  zu  erneuern.  Dasselbe  giH  in 
Nordamerika  von  den  eigäntliohen  RegisterschUfcn ,  die  namlieh 
ein  Recht  (keine  POioht)  zur  Regisirirung  hal>en;  es  sind  dies 
die  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  gebauten  und 
Ton  Nordamerikanischen  Bfhrgem,  die  ihren  dan^rnden  Wohnsilfc 
in  Nordamerika  (wenigstens  der  Regel  nach)  haben  mOsscAy 
eigen thümitch  besessenen  Schiffe  im  Gegensatz  1)  der  daselbst 
erbauten  y  aber  ganz  oder  theilweis  im  fremden  Bigenthum  be- 
findlichen (ships  bullt  and  recorded),  und  2)  der  im  Ausland 
gebauten,  doch  im  Eigenthum  von  Nordamerikanern  stehenden; 
diese  erhalten  nur  ein  certificate  of  ownership ;  endlich  3)  der 
Fischerbote  und  Küstenfahrzeuge,  welche  dieselben  Onalltaten 
wie  die  Registerschiffe  haben  müssen  etc  **) 

Die  Verschiedenartigkeit  der  Postufate  über  den  National- 
charakter eines  Schiffes  in  tlen  verschiedenen  Staaten  ist  sehr 


Die  FransSaache  Navigationaacte  iat  Tom  Jakre  17^  and  die 
Nordamerikaniicfae  vom  1.  Sept.  1789,  31.  Dec.  1702,  18.  Februar 
17d3  etc.,  endlich  vom  24.  MSrz  1817.  Die  Beitimmangen  dieier 
beiden  Acten»  sowie  der  Engliachen«  nowie  dJe  betreffenden  geaeta* 
iichea  Bestimmungen  Spanien's,  PortugaFs,  Oesterrelch's,  Schweden'» 
und  Rusaland'a  finden  sich  abgedruckt  beiOrtolan  r^gles  intemat 
(2toms.  Paris  1845)  I.  191—200  in  den  Noten.  Ton  den  prakti- 
achen  Navigationsacten  der  Neuzeit  ist  die  Englische  die  älteste 
nnd  atrengste  (bis  1.  Jan.  1850)  geweaen.  Die  alten  und  nun  ver- 
alteten Hanseatiscben  Gesetze  waren  aber  noch  viel  strenger  und 
egoistischer. 
21.  Wegen  der  ^eziellen  Angaben  in  diesem  S  verweise  iqh  auf  Soet- 
beer  Schiffahrtsgesetze  und  Handels-  etc.  Vertrage  (Hamb.  1848). 
O  r  t  o  1  a  n ,  r^ea  internationales  et  diplomatie  de  la  mer  (2  toms. 
Paria  1845)  h  193-200,  wo  aber  nur  Frankreich,  Spanien,  Portugal, 
England,  Rusaland,  Schweden  und  Nordamerika  berücksichtigt  wer- 
den^ P5hls*,  Seerecht  S.  62-97  gibt  viele  Details  in  Bezug  auf 
die  Particularrecbte  aller  wichtigeren  Staaten;  freilich  ist  seit  dem 
Erscheinen  des  Pöhls'scfaen  Werkes  Manches  geändert,  namentlich 
in  England  and  Frankreich,  und  sind  viele  kleineren,  namentlich 
auch  Dentachen  Staaten  gar  nidit  berUekaichtigt. 


QO   AbsohD.  II«.  Von  Miiffen  Qberbaupt,  besonden  Tom  Schiflbau. 

geeignet,  Collisionen  zwischen  den  eifu^lnen  Staateo  in  ihrem 
gegeaeeitigeo  Haadelsverkehre  im  Kriege  wie  im  Frieden  her* 
yonurufeo.  Desswegen  ist  denn  auch  durch  labirpicbe  Vertrlge 
versucht  worden»  eine  ellgemeine  Ausgleichung  dieser  GegensUse 
zu  bewerkstelligen,  und  werden  darnach  nicht  selten  schon 
solche  Schiffe  unter  den  paciscirenden  Staaten  gegen- 
seitig für  nationale  gehalten,  welche  sieb  als  Eigenthum  des  be-^ 
treffenden  Landes  nadiwelseo»  die  Flagge  des  Landes  (Ohren 
und  an  deren  0ord  der  Kapitaia  und. der  gr<teaere.  (ii^»  )^,  %0 
Theil  der  Mannschaft  Nationale  des  Landes  sind ,  falls  nur  die 
wesentlichen  Papiere  und  Pässe  in  Ordnung  sind  (S  45).  Doch 
sind  die  Verträge  meist  nicht  geeignet,  alle  Collisionea  abzu- 
schneiden und  bestehen  derartige  Verträge  nicht  unter  allen 
Staaten  **>  Namentlich  sind  die  Englischen  Verträge  meist  noch 
streng  genug.  In  Art.  5.  des  Handels-  und  SchiffahrtsTertrages 
zwischen  Oesterceich  und  Griechenland  von  1835  und  in  Art.  13. 
des  Vertrags  zwischen  Frankreich  und  der  Republik  Venezuela 
Yon  1843  aoU  der  Natioaalcharakter  der  Schiffe  des  einen  Lan- 
des nach  den  Gesetzen  dieses  I^indes  auch  in  dem  anderen 
Lande  beurtheilt  werden. 

S  45.    Flaggen  und  ScbHftpapiere  *^. 

Diese  sind  namentlich  als  Kennzeichen  und  Beweise 
der  Nationalität  gegenüber  fremden  Staaten  und  deren  Kriegs- 
schiffen und  Behörden  von  Wichtigkeit  Die  Flagge  ist  das 
äusserlichste  Zeichen  der  Nationalität  des  Schiffes*^);  doch  wird 


22.  VergL  OrtoUn  1.  c.  L  208  und  ^,  sowie  die  Verträge  swischen 
Nordamerika  und  Spanien  vom  27.  Oct  1795,  Art.  17s  Dänemark 
und  Russland  von  1800,  Art  5;  Grossbritanien  und  Russland  von 
1801,  Art.  7;  GrossbriUnien  und  Portugal  von  1810,  Art  5;  Däne- 
mark und  Preussen  von  1818,  Artikel  17;  Grossbrituiien  und  den 
Hansestädten  von  1825,  Art.  5;  Frankreich  und  Mexico  von  1827, 
Art  6;   Franl^reich  und  Brasilien  von  1828,  Art.  13. 

23.  Vergl.  hierüber  besonders  Or  toi  an  1.  c.  I.  201  ff.,  sowie  Jacob - 
sen,  Seerecbt  S.  67  ff. 

24.  £s  gibt  viele  FUggenkartea.  Eine  gute  findet  sieh  in  dem  oben 
citirten  Seeschiffsbilderwerke  von  Möller,  eine  andere  bei  YoU- 
graff,  Moderne  PoUtik  (Qienen  1829). 
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die  BereehtjgUDg  zur  FOhrang  der  Flagge  immer  erst  zu  bewei-- 
seD  sein  und  dies  gesdiiebl  durch  die  Schiffspapiere  (papiers 
de  bord  ou  lettres  de  iner),  womit  jedes  Handebadiiff  versehen 
sein  muss. 

Die  Zahl»  Natur  und  FOrmliehkeit  dieser  Papiere  besthnmt 
sich  nach  den  Gesetzen  der  einzelnen  Lander  versehieden.  Nach 
dem  Franz.  Code  de  com.  art*  226  muss  der  Kapitain  am  Bord 
haben:  I)  Vacte  de  propriet^  du  navire,  2)  Tacte  de ffranofsaCion, 
3)  le  rAle  d'^quipage,  4)  les  conaissements  et  chartes-partiest 
5)  les  procte*verbaux  de  visite  (Protokoll  über  die  Schiffsb»*- 
sichtigung)»  6)  les  acquits  de  paiement  ou  a  caution  des  dou- 
anesy  zu  welchen  im  Code  verlangten  Documenten  man  noch 
hinzufügen  muss  (nach  Bravard-Veyriäres  S«  990);  7)  le 
manifeste  ou  la  facture,  8)  la  patente  de  sant^,  0)  les  conges 
(Seepässe).  Dieselben  Bestimmungen  des  Franz.  Code  wieder^ 
holen  sich  fast  wörtlich  in  dem  Belgischen,  Sicilianischeny  Sar*- 
dinischen,  Hayti'schen  (vom  28.  MSrz  1820,  doch  gQltig  erst  vom 
1.  Juli  1827),  Griechischen  (I.  Mai  1835)  und  ionischen  (1.  Mai 
1841)  Handelsgesetzbuche.  In  Nordamerika  ist  ausser  dem  Be* 
gister  noch  die  Musterrolle  und  der  Seepass  nothwendig  und  bei 
nicht  registrirten  Schiffen  genügt  die  Eigenthumsacte.  Das 
Portugisische  Gesetzbuch  Art  1370  verlangt  1)  die  Eigenthums- 
acte, 2)  den  Pass,  3)  Musterrolle,  4)  Connossements  und  Gerte- 
Partien,  5)  Zoll-,  Hafen-  und  Lootsenquittungen«  6)  ein  Ezem* 
plar  des  Portug.  Handelsgesetzbuches  und  mus^  hier  (nach  Art. 
1377),  eben  so  wie  nach  dem  Spanischen  (Art.  646)  Handels«^ 
gesetzbuche  der  Kapitain  3  SchiSsbücher  fijdirett,  1)  Ladungs- 
buch,  2)  ein  Ausgabe-  oder  Bechnungsbuch,  3)  Beisejournal. 
In  Preossen  ist  das  Schiff  mit  Beyl-,  See-  und  Kaufbriefen, 
sowie  mit  Passen  zn  verseben  (Allg.  L.B.  II.  8.  $  1424)  und 
dazQ  kommen  denn  noch  die  eigentlichen  Papiere  der  Beise. 

Hamburgische  Schiffe  müssen  haben  1)  Connossements  und 
Certepartien,  2)  Ladungaraanifest,  3)  Bielbrief,  4)  Seepass, 
5)  Musterrolle,  6)  Zollquittung:  Hollandische  (nach  Art.  357 
and  397  des  Codex  von  1838),  1)  Eigenthumsacte,  2)  Seepass, 
3)  Türkenpass  (eventuell),  4)  Musterrolle,  5)  Ladungsmanifest, 
0)  Connossements  und  Certepartien ,  7)  Exemplar  des  Handels- 
gesetzbuches. In  Dänemark  werden  gar  12  (nänilich,  1)  Rheder- 
brief  (Ursprungscertificat) ,  2)  Seepass,  3)  Algi^rpass,  4)  Zoll- 
quittungen,  5)  JEleisejournal,  6)  Inventivium»   7)  Musterrolle, 
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8)  Acte  Ober  die  NaIioDalilttt  des  Kepüaias,  9)  Gesundheitsattest, 
10)  Gonnossemenia  undCertepartien,  II)  Bielbrief,  sowie  etwanige 
Reoonatructionsbriefe  und  Namensveranderungs-^Document  des 
Schiffes,  12)  Messbrief),  und  in  Schweden  10  verschiedene  Pa- 
piere verlangt,  In  England  vertritt  das  Registeroertificat  viele 
Papiere^  in  anderen  Landern  dagegen  sind  besonders  die  Muster- 
rolle, die  Laduogsinstrnnente,  der  Seepass  und  das  Reisejoumal 
hervorzuheben. 

Jacobson  theilt  diese,  wie  man  sieht  in  den  verschiedenen 
Staaten  an  Zahl  und  Art  sehr  verschiedenen,  Papiere  ein  in 
1)  Stammpapiere,  2)  Reisepapiere  des  Schiffes,  3)  Reisepapiere 
der  Sdiiffsmannschaft  und  endlich  4)  der  Ladung,  und  mag  dies 
wenigstens,  obgleich  dabei  die  Reisepapiere  der  Passagiere  ver- 
gessen sind,  dazu  dienen,  das  Ganze  etwas  aufzuklaren.  Denn 
nicht  genug,  dass  die  Gesetze  der  einzelnen  Staaten  in  ihren 
Bestimmungen  über  die  Schiffspapiere  sehr  verschieden  sind; 
auch  in  den  Völkervertragen  findet  sich  diese  Verschiedenheit 
Doch  sieht  man  in  den  Gerichten  und  überhaupt  bei  den  Be- 
hörden der  grösseren  Seestaaten,  sobald  fremde  Schiffier  den 
Charakter  des  Schiffes,  der  Mannschaft  oder  der  Ladung 
zu  documentfren  haben,  nur  auf  die  überhaupt  zur  Reweisführung 
genogenden,  also  die  wesentlicHsten  Papiere,  so  dass  also 
nach  dem  Seerecht  Europas  im  Allgemeinen  folgende  Papiere 
zu  genügen  scheinen**):  1)  die  Passe,  2)  Eigenthums beweise, 
Kaufbriefe  und  etwanige  Drsprungscertificate  über  Schiffe  und 
Ladung,  3)  die  Gonnossements  und  Certepartien,  4)  das  Schiffs- 
mannschafts-Verzeichniss    und    5)   das   ReisejoumaM*).     Zum 


25.  VergL  Heffter,  Völkerrecht,  S;  207,  dtr  diese  Papiere  freilich 
nur  gerade  in  Being  auf  die  Feetttellung  de«  neutralen  Gharakten 
eines  Schiffet  verlangt. 

att.  Abbott  (Lord  Tenterden),  treatin  of  the  law  relative  to  merehaat 
ships  and  eeamen.  H.  ed.  by  W.  Ghee  (London  1840)  S.  302  Note, 
verlangt  folgende  Papiere  und  Docnmente  am  Bord  eiaee  neutra- 
len Schiffei  und  beruft  sich  dabei  auf  die  Autorität  Hart  hall, 
on  iniurance  (B.  I.  c  9,  5.  6.]:  1]  the  pass-port,  eea-brie^  or  aea* 
letter;  2)  the  proof«  oi  property,  bill  of  sale  etc.;  3}  the  muster- 
roU;  4)  the  charter-party;  5)  the  bJU  of  lading;  6)  the  invoice; 
7)  the  log-book;  8)  the  bill  of  health.  Doch  ist  das  nur  ichrift- 
stelleriflche  Anaicht,  die  aber  auf  die  wirkHehe  Praxis  der  Englischen 
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wenigsten  wmden  aber  diese  Papiere  vorbanden  sein  müssen, 
damit  der  Seeverkehr  der  einseinen  Staaten  unter  einander  ge- 
regelt und  geschätzt  werden  kOnne,  dass  namentlich  auch  die 
Bestimroongen  der  gegenseitigen  Handels-  und  Schiflbhrtsver- 
träge  unter  den  verschiedenen  Staaten,  besonders  die  darin  den 
Schiffen  bestimmter  Nationen  zugesicherten  Privilegien,  in  jedem 
einzelnen  Fslle,  für  jedes  bestimmte  Schiff  mit  Sicherheit  zur 
Anwendung  kommen  mögen,  endlich  damit  in  Krlegsi^llen  die 
Rechte  der  NeutrslitSt  gewahrt  und  die  Befugnisse  der  Kriegs- 
fuhrenden einander  gegenüber  nicht  illusorisch  gemacht  werden. 

Schliesslich  geben  wir  hier  noch  eine  kurze  Uebersicht 
aller  wichtigßren »  im  Europaischen  Seeverkehr  vorkommenden 
Schiffspapiere,  indem  wir  aber  wegen  deren  genaueren  Charak- 
teristik auf  die  folgenden  Abschnitte  verweisen  *'). 

L  Stammpapiere,  namentlich  Ober  das  Eigenthum  und 
die  Nationalitit  des  Schiffes:  1)  Bielbrief,  2)  Kaufbrief  oder 
CondenuMtionsacte  bei  aulgebrachten  fremden,  oder  Restitutions- 
acte  bei  aufgebrachten,  aber  wieder  reslituirten  Schiffen,  3)  der 
Rhederbrief,  4)  Namensverftnderungs  -  Document  des  Schiffes, 
5)  auch  etwanige  wichtige  gerichtliche  Erkenntnisse  Ober  den 
(bezweifelten)  Charakter  des  Schiffes,  6)  Registerbrief  (ftir  Eng- 
land, Nordamerika  und  Frankreich). 

II.  Papiere  hinsichtlich  der  Ladung:  I)  die  Frachtcon- 
tracte,  also  Certepartien  und  Connossements,  2)  Ladungsmanifest, 
3)  in  Knegszeiteh,  sowie  auch  wegen  Zolldeclarirung  und  Ein- 
fohrerlaubniss,  Ursprungscertificate  der  Ladung. 

lU.  Papiere  in  Betreff  der  Reise:  1)  Musterrolle,  2)  Bürger- 
brief des  Kapitains,  3)  Seepass,  durch  welchen  namentlich  auch 
die  Nationalität  von  Schiff  und  Mannschaft  bewiesen  werden 
soll,  4)   Gesundheitspass,  5)  Zollclarirungsdocumente,  6)   das 


PriKügerichte  tich  stQtzt,  obwohl  in  den  Englischen  Priienacten 
selbst  keine  beitimmte  Zahl  Ton  Papieren  verlangt  wird.  — 
Leider  mnaa  ich  Abbott  bald  nach  der  0.  bald  nach  der  8.  Auflage 
citiren,  da  mir  nicht  immer  die  neueste  (8.)  Auflage  für  Hand  ist 
"  Die  Dänen  verlangen  Übrigens  von  Dänischen  wie  von  fremden 
neatralen  Schiffen  (DSn.  KaperregL  von  1810)  sn  ihrer  Legithnation 
gans  ausdrttcklich  den  Bielbrief,  der  den  Engttndem  und  Fransosen 
nicht  so  weaentUch  scheint  Siehe  Jacobsen,  S.  17* 
27.  VergL  Pdhls,  S.  187*^190  und  Jasobsea  1.  c. 
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InTfloiariuPy  7)  Jouraal  uad  Schiftbucb,  8)  TOrkenpasd  (bei 
ReiseD  aach  dem  Mittelbundischen  lieere),  endiieh  9)  Reisepasse 
der  Passagiere. 

IV.  Von  anderen  mehr  zuAklligen  Papieren  finden  sich  bis- 
weilen noch  auf  Schiffen:  Correspondentenh'ste,  Facturen  Qber 
die  Ladang,  Verkaufsrechnnngen  der  Ausladung  etc.  •*) 

$46.    Sehtiftabgaben««). 

Es  scheint  angemessen,  dieselben  hier  wenigstens  kurz  auf- 
zuzahlen. Sie  beiasten  die  Schiffer  theils  vor,  theils  wahrend, 
theils  nach  Vollendung  der  Reise.    Es  gehören  dahin: 

1)  Tounengelder  (droit  de  tonnage),  eine  Abgabe,  die 
nach  der  Tragrahigkeit,  dem  Tonnengehalt  der  Fahrzeuge 
sich  bestimmt. 

2)  LootsejDgel der  (droit  de  lamanage  et  pilotage)*«).  Diese 
den  Lootsen  zu  zahlenden  Gelder  sind  an  den  einzelnen 
Küsten  sehr  verschieden  und  müssen  in  den  Fahrwassern 
der  Lootsen  meist  auch  dann  gezahlt  werden ,  wenn  man 
sich  auch  der  Lootsen  nicht  bedient 

.3)  Bugsier-  und  Ziehgelder  (droit  de  touage,  trainer  a  la 
remorque),  die  für  das  Weiterbefdrdern  eines  Schiffes  be- 
zahlt werden,  indem  dasselbe  entweder  von  einem  Dampf- 
schiffe ins  Schlepptau  genommen  oder  an  einem  Seile  von 
Menschen  oder  Pferden  gezogen  wird. 
4)  Baaken-  oder  Tonnen-  oder  Boiengelder  (droit  de 
balises,  de  tonnes  ou  de  bou^es),  Abgaben,  welche  für  die 


SB.  Eine  Vereinfachung  dieser  vielen»  meist  einander  imnttthig  machen- 
den Papiere  wSre  sehr  zn  wUnschen.  FUr  den  einzelnen  Staat  wird 
sich  dies  leicht  durch  ein  Gesetz  bewerkstelligen  lassen.  Sehr  zu 
wünschen  wSre  es  aber,  dass  auf  einem  Congresse  der  Seestaaten 
hierüber  allgemeine  Bestimmungen  für  Friedexm-  und  Kriegtzeiten 
festgesetzt  würden. 

29.  Vergl.  Bravard-Ve/ri^res  1.  c  S.  295-900.  FranzSaisch  heiasen 
sie:  droits  auquels  les  navirea  sont  soumis. 

90.  Lananeur  ist  eine  Art  von  LootM,  die  in  einer  kleinen  BariLe  vor 
den  em-  und  ausgehenden  Sehiffcn  berfllhrt,  um  deren  Lsuf  darnach 
tu  richten.  Die  anderen  Lootsen  (pilote)  befinden  aich  wahrend 
ihrer  Thatigkeit  am  Boid  des  Sehiffe«  selbst 
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Dulerkallung  diäter  Signale  aar  BeieidMiang  der  Bewhaflbn- 
heit  des  Fahrwassen  gezahlt  werden. 

5)  LeuchtthurBBgelder  (droit  de  feuxX  >ur  Ualarhallimg 
der  Leochttharoie« 

6)  Ankergelder  (droit  d'ancrage),  welche  dafOr  gexahltwer-* 
den,  daaa  man  in  eineni  Hafen  oder  auf  einer  Rhode  Anker 
werfen  darf, 

7)  Rapportgelder  (droita  de  rapporta),  für  die  Aoieige  bei 
der  Ankunft  und  beim  Abgange  einea  Schiffea  in  und  ana 
einen  Hafen. 

8)  Werften-  und  Hafengelder. 

Ausserdem  gibt  es  noch  manche  kleine  locale  Abgaben« 
Die  Schiiisabgaben  sind  meist  in  den  einzelnen  Staaten  fQr 
einbeimische  Schiffe  geringer  als  für  fremde,  doch  sind  wiederum 
die  meisten  Nationen  privilegirt,  so  dass  ihre  Flagge  der  natio- 
nalen unseres  Staates  mehr  oder  weniger  gleich  gestellt  ist*^). 

Die  eigentlichen  Zolle  sind  mehr  politischer  Natur  und 
trelTen  auch  yielmehr  die  Waaren  als  die  SchifTe.  Vom  Sund- 
zolle  sowie  Tom  Brunshauser  oder  Stader  Zolle  Ist  be- 
reits oben  S  21  und  22 ,  namentlich  wegen  der  Wichtigkeit  fQr 
die  Norddeutschen  Seestaaten  detaillirt  gehandelt  worden. 

i  47.    Prifileglen  segelfertiger  SehHfe. 

Zuvörderst  ist  hier  eines  eigenthümlichen  PrlTilegiums  zu 
erwähnen,  wonach  Schiffe,  welche  segelfertig  sind,  wegen  Schul- 
den nicht  mit  Arrest  belegt  werden  können.  Es  Issst  sieh  dies 
ans  der  Natur  des  SeoTerkehres,  namentlich  aus  seiner  Wichtig- 
keit, sowie  aus  der  Leichtigkeit,  oft  bei  einer  einzigen  glQck- 
lichen  Fahrt  einen  grossen  Verdienst  zu  erlangen  und  somit 
recht  bald  die  Schißsschulden  tilgen  zu  können,  rechtfertigen  ») 


31.  Oben  S  18-37  haben  wir  darOber  bei  den  einzelnen  Staaten  n&here 
Notizen  gegeben. 

3i  So  im  Prenss.  AUg.  L.  R.  II.  8.  |  1409-1419,  womach  statt  des 
Arreatea  der  Richter  ein  vorläufiges  Pfandrecht  auf  das  Schiff  be- 
stellen und  den  Schiffer  als  Sequester  vereiden  soll  Das  Preuas. 
Recht  sagt:  Schiffe,  die  zum  Aoalaafen  fertig  und  beladen  oder  im 
Laden  begriffen  sind.  Code  de  commerce  fran^ais  nimmt  die 
Sdioldcn  ans^  welche  zum  Behufe  der  eben  Torsanehmendni  Reise 


90   Abschn.  II.  Von  SdhUCea  QberliaapI»  besonders  vom  SehiflD>ta. 

und  wird  tfoeh  in  videa  Seeredileii  aosdröckUch  Merknmt  oder 
ist  Usance.  Nach  Preoss.  Rechte  (§  1411)  kann  auch  das  an 
Bord  geiirachte  Gut,  sowie  (und  ebenso  naeh  dem  Code  de  oom. 
231)  kein  SchlfTsmann  am  Bord  eines  segeifertigen  ScbUfts  wegen 
bloss  bürgerlicher  Ansprüche,  ohne  Genebmigang  des  Schiffers 
persönlich  mit  Arrest  belegt  werden,  es  sei  denn,  dass  ein  gleich 
tüchtiger  Schiflsmann  als  Ersatz  gestellt  werde.  Und  so  ahnlich 
schon,  wenigstens  zu  Gunsten  der  Schiflsleute  das  Cons.  dei  roare 
Kap.  275,  sowie  das  Wisb.  Seerecht  Art«  6,  auch  wohl  nach  L.  3. 
Cod.  de  navicul.,  endlich  Schwedisches  Seerecht  I.  0.  und  Kauf- 
fahrteiregl.  von  1748,  Art.  1.  S  1. 

Uebrigens  beziehen  sowohl  dasPreuss.  wie  das  Franz.  See- 
recht dieses  Privilegium  in  Bezug  auf  die  Seeleute  nur  auf  deren 
Person,  so  dass  also  deren  auf  dem  Sehifle  befindlichen  beweg- 
lichen Güter,  mit  Ausnahme  der  zur  Reise  nothwendigen  Effecten 
und  Kleidungsstücke,  allerdings  selbst  am  Bord  des  SchifTes, 
sowie  nach  Preuss.  Recht  §  1418  auch  die  rückständige  Heuer 
bis  zur  Hälfte,  mit  Beschlag  belegt  werden  dürfen,  und  das  Franz. 
Recht  privilegirt  überhaupt  den  Seemann  nur  gegen  solche 
Schulden,   die  er  nicht  zum  Behuf  der  Reise  selbst  contrahirte. 


gemacht  tind,  es  sei  denn,  Awm  ein  Bürge  gestdlt  Werde  und  nennt 
das  Schiff  segelfertig,  wenn  der  Kapitain  mit  den  lur  Reise  nOthigen 
Papieren  Tertehen  ist,  und  ebenso  das  Spanische  Handelsgeietxbach 
Art  604.  Das  PreaBisohe  Recht  gestattet  dies  Privileg  nur  wegen 
Schulden,  nicht  wegen  E igen thumsansprO che  oder  wegen 
anderer  Gründe.  Auch  das  Spanische  Handelsgesetzbneh  (Art«  604} 
erklärt*  dass  kein  beladenes  und  lur  Antretimg  der.  Reise  cxpediites 
Schiff  mit  Beschlag  belegt  oder  angehalten  werden  dürfe  wegen 
Schulden  seines  Eigenthümers  irgend  einer  Art,  ausser  wegen  solcher, 
die  Behufs  der  Zustandsetzung  und  Proviantirung  des  Schiffes  für 
dieselbe  Reise,  aber  nicht  vorher,  gemacht  worden  sind  und  selbst 
dann  nicht,  wenn  ein  bei  der  Unternehmung  Betfaeiligter  sich 
verbürgt.  —  Femer  darf  nach  Art.  60t)  für  die  Privatschulden  eines 
Mitinteressenten  im  Schiffe  selbiges  nicht  im  Ganzen  mit  Beschlag 
belegt  oder  executirt  werden,  sondern  das  ganze  Rechtsverfahren 
beschränkt  sich  auf  Auszahlung.  —  Nach  Art.  605  dütfen  selbst 
fremde,  in  Spanischen  Hftfen  liegende  Schiffe  nicht  mit  Beschlag 
belegt  werden  wegen  Schulden,  die  nicht  auf  Spanischem  Gebiete 
und  nicht  zum  Nutzen  des  Schiffes  selbst  gemacht  sind. 


S4&  PrivflCcMeFwieraiigMraSGiiiik  «T 

Dit  Preaas.  Seerechl  1.  e.  S  140>  eafhidt  sodami  nodi 
folgende  Beatiomaag:  Wcor  tod  eJDem  Boote-  oder  «öderen 
8ehifiMB«noe  Sdiiffiigeiithe  irgend  einer  Art  ohne  Vorwiesen  des 
Sfdii&rs  kauft  oder  aooet  an  flieh  bringt,  soll  nicht  allein 
Allee  ohne  Entgelt  wieder  berauageben»  aoadem  wird  auch 
ttberdiea  noch  bestimlL 

Alle  dieee  PriTUegien  aoheinen  mir  nun  ao  in  der  Nator  dea 
Seewrkehra  begrOodet  m  liegen  ^  daas  ich  voin  ratiOMilen 
Standpunkte  ans  in  ihnen  nichi  di»  Aoanahme,  sondern  die 
Regel  dea  geafteinen  Bechta  erblidien  möchte; 

S  48.   Privilegirte  Forderungen  an  Schiffen. 

Schon  nach  Römischem  Rechte  <*)  gehört  hieher  die  per- 
sönlich privilegirte  Forderung  desjenigen,  der  zur  Aus- 
Wstung  oder  Erbauung  oder  Ankauf  des  Schifles  credidirt  hat 
Veber  diesen  vereinzelten  Satz  sind  die  neueren  Seerechte  alle 
hinausgegangen,  Indem  sie  noch  mehrere  Fälle  privilegirter 
Forderungen  an  Schiffen  statairen,  doch  weichen  die  einzelnen 
Particnlarrechte  in  der  Zahl  und  Art  dieser  Pälle  sehr  von 
einander  ab,  so  dass  es  nicht  möglicb  scheint,  ein  geschlossenes 
System  des  gemeinen  Europ.  Seerechts  in  dieser  Materie  zn 
liefern  und  wir  unb  demnach  begn&gen  werden,  das  praktische 
Recht  der  einzelnen  Seestaaten  nach  gewissen  Hauptgruppen 
übersiditlich  darzustellen.  Nach  seerechtlichen  Gewohnheiten 
und  in  Confermität  mit  obigem  Römischen  Satze  hat  aber 
namentlich  auch  der  Baumeister  und  haben  die  urtter  ihm 
Arbeitende,  falls  nur  nicht  der  Baumeister  d^n  Bau  gegen  einä 
bestimmte  Summe  zu  liefern  Qbemomraen  hatte,  wo  letztere  nur 
einen  persönlichen  Anspruch  gegen  den  Baumeister  haben  S4), 
nach  Vollendung  des  Bauea  eine  gesetzliche  stillsc.hwei'- 
gende   Hypothek  an  dem  Schiffe  wegen  des  rückaiandigeA 


33.  OlQck,  Commentar  XVUI,  Seite  403.  L.  26n.45.  5.  Diese  Be- 
stimmung des  Rom.  Recfitf  ist  denn  Über »11  fast  in  d»  neuere 
Seerecbtea  praktisch  geworden.   In  England  nicht  Abbott  (6^  122. 

ZL  Doch  amsst«  dann  der  Bauherr  bei  Anfang  des  Baues  sie  davon  in 
setzen»    ConsoL  del  mare.  aap»  52. 
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Lolm«.  Neuere  Seeredh^  •  gefitatt^fl  ttter  4ie««  Hypblli^  nur 
90  lange,  als  das  Schfff  noch  keine  tlelse  gemacht'  hat,  was 
offenbar  die  Sicherung  dHtler  Personen  besweckt^i)]  Audi  wer 
Materialien  zum  Bau  oder  Ktir  Ausrüstung  des  Schiffes  vor« 
gesh*eckt  hat,  ist  mit  seiner  Forderung  nach  den  neueren  -See- 
rechten  zumeist  privilegiret. —  Ziemlich  verbreitel  M'^emi  auoh 
d^r  namentlich  sdioB  im  IkHerea  FFftn&  Raehle  (Gliai'racy  us 
et  ootitones  p.  72;  Ordcünnance  de  1681  liv.  IlL  liiik.Aii.  I) 
herraobeDde  Sata,  daas.daa.  S<thiff  fttr  die  Waare  und  die 
Waare  für  das  Schill  hafte»  d.  h.  dAsa  ftehiff  und  Ladung 
gegenseitig  —  bis  zur  Höhe  ihres  Werthes  —  für  die  Ausführung 
der  durch  die  Certepartie  übernommeDen  Verpflichtungen  haften 
und  zwar  gleichviel,  ob  der  JBefrachtüngscontract  von  dem 
Rhedei;  selbst  oder  (in  den  erlaubten  Fallen)  von  dem  Schiffer 
abgeschlossen  ist. 

Endlich  ist  hier  noch  eine  besoadere  Ar^  Ton  Biel-*  o^^ 
Bylbrief  ($43)  zu  erwibnpn,  der  auch  Bodmereicon.traci 
genannt  wird.  Wenn  pftmlich  ein  Rheder  zur  Ausrüstung  eines 
Schiffes  nicht  die  nötbigen  Mittel  besitzt,  so  nimmt  ^  daz« 
Gelder  auf  und  v^rpfilpdet  dafür,  d^m  Darleiber  das  Schiff  nebat 
Zubehör  ausdrücklich«  ,{n. Bioland  kommt  dieser  Bi«Ib rief 
gleichfalls  vor^  ut|d  heisst  derselbe,  wenn  er  auf  das  Schiff  ge* 
schlössen  wird,  bottomxy ,  dagegen,  woiin,  wa»  , gleichfalls 
angeht,  die  Güter  des  Schills  als  Pfandolyect  bestellt  werdeob 
respondentia.  Pohls,  Seite  57  uod  71.  t-. Forderungen  aus 
dem  eigentlichen .  Bodmerei  contracte ,  sowie  wegen  der 
Assecu ranzpramre  sind  gleichfalls  als  gemeinirecbktlicb 
für  {Nrivilegirt  zu  halten. 

I.-  Die  Seestaaten  des  Französischen  Code  de  commeroe 
jnH  seinen  Nachbildungen  in  den  'sQdäehen  und  westKehen 
Staaten  Europa's»«).  Wie  diese  Staaten' alle  insgesammt  i]kber*- 
haupt  auf  Grundlage  des  code  fran^als  und  somit  der  berühmten 
ordonnance  de  la  marine  Ludwigs  XIV.  v.  1681  in  allen  wesent- 


35.  Vergl.  Pohls,  Seerecht  S.  54  und  57. 

36.  Dahin  geboren  die  meisten  italienisclien  Staaten,  sowie  Holland  ond 
Spanien,  towie  auch  Portugal,  dessen  Codex  von  Wß^  Obrigctos 
sieh  wesentlich  als  eine  Ueberstbeftüng  deb  tlteren  Niederiindlichea 
Handelsgesetzbuches  CBntwurfes)  von  1828  offMibart.  fteha  6'i3/ 
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HeheR  Punkten  des  Scfi^echM  mit  dnander  überetetiimnieD/  so 
M  dies  such  In  B^zog  auf  die  Mateiie  dfesss  $  d^Fsil  und  ist 
es  demnach  nur  nothwendig,  die  Saltuagen  des.  Frans«  Codex 
Mer  micugeben,  sowie  die  widillgsterL  Modtt^tienen  der  be- 
deutenderen Seestaaten  '(naroeiiüloh  Spanien's  und  fioUand's) 
anzudeuten*^. 

Die  Sdiiüe  geliOren  swar  nach  Franzftsiseheni.Reebte  zu  den 
meubles,  doch  sind  sie  eine  gins  hesonddre  Art  dayon» 
glejehsam  maisons  flottantes,  wie  ür^yard  I.  &  sagt,  und 
da  namentlich  das  Eigenthum  von  Schiffen  so  wesentiicben  Ein* 
4uss  auf  den  Credit  Jemandes  hat,  sb  liat  das  Franz.  ftecht  (wie 
schon  tn  der  Ordonnance  so  im  Cqde)  gewisse  Massregaln  zUm 
Schutze  Dritter  GMiuMger  vorgetohrieben.  80  gilt  >  in  Befeug  auf 
SdiiflTe  nicht  der  allgemeine  Satt  dar  Ifobilieli:  pessessien itaut 
titre.  Ferner  schadet  den  Gläubigem  nach  Art  MM  des  frei- 
willige Verkauf  des  Sehiffbs  vm  Seilen  dcsSehuldnera  nicht 
und  sie  können  nicht  nur  (was  schon  naeh'  fenleinem  Franz. 
Reehte  ihnen  gestattet  ist)  den  Kauf  als  Betrug  anleohtdn  oder 
wegen  Nichtzahlung  auflOseiiy  sondern  sie  dürfen  anch^  nach  den 
besonderen  Satzungen  des  Seerachts»  ihre  Rechte,  auf  den  Preis 
aasMen  und  Jn  Ermangelung  -des  Preises  sich  selbst  an  das 
Sehiff  halten.  Endiich  sind  nbsrall »  onabhangig  vom  gemeinen 
Franz.  Rechte  gewisse  «filibbigar  eines  Schiffes  besonders,  privi- 
legirt  uodrangtran  in  einer  bestimmten  Ordnung»»).  Uebrigens 
ist  Produotion  und  in  einigen  Fallen  Deponirung  der-Dpoumente 
oothwendig.    Die  Ordnung  ist  folgende  7 


91.  Vc^gU  -irBgtn.dsr  fsigendan  UAfrsitbt  Code  de  qsm»  fr.  Art  IQO 
hM  lAdg  toMle  BA«M»«^li  Brsrsr^-VfyriArvf  L  c.  p.  302-308, 
der  auch  p.  306— 3U  neben  dei^  besQglichen  Artikeln  de«  Code  die 
corretpondirend^n  Stellen  der  ordonnsnee  de  la  marine  von  1681 
abgedruckt  hat,  wie  er  denn  diese  Parallele  im  ganzen  Werk  darch- 
ftÜirt  Siebe  auch  Pardesiua  Seerecht  (3.  Theil  der  coun  du 
droit  commercial,  auch  Qbersebst  von  Schiebe,  Bremen  1840] 
n.  942  it.,  besonders  n.  954.  Die  Grundlage  dei  neueren  Frani. 
Berrecbts  iit  denn  ancb  bei  dieser  Materie  in  der  Ordonnani  von 
1681  SU  turiien,  vergl.  bsa.  liv.  L  Iit.  14. 

38.  Welche  Ordnung  im  Ganzen  der  Code  so  festgestellt  hat,  wie 
.Falidi  io  ishieiil'Odnimeritar.tSvforgeseUagcli  halle.  Die  4jll«nibig«r 

■f  .     ,       * 
7* 
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1)  Frais  4»  laMce  ei  autres  liita  po«r  |»arveiiir  4  U  vettie  et 
k  )a  diilrJbDtkNi  du  prii,  nimlloh  auf  Grund  der  gericbi- 
liehen  Koateolabelle* 

2)  Droits  de  fuMage,  ^tonoage»  cale,  amarrage  et  baasia  om 
ayant-bassin,  auf  Grund  der  Zo)kcbeine. 

3)  Gages  du  gardien  (Wächters,  Schlffsliegers)  et  frais  de 
garde,  auf  Grund  emes  Ausspruehea  des  HandMagexIßbts- 
PrUidenten»  wab  auch  sub  4  und  5  gilt 

4)  Loyer  des  magasiis  oü  ae  trouvent  d<pos<s  ks  agrte  ^ 
apparfeux. 

5)  Frais  d'^tretien  da  bAtinent  et  de  See  aglis  6t  aniarans. 

6)  Gages  et  loyers  des  ^uipages;  die  Sumoieo  weide»  durdi 
das  Bureaux  der  Marineadministratioft  besttnuni 

7)  Emprua^  faits  pendant  le  dernier  voyage  et  prix  des 
marcbandistf  vendues  par  le  oapitaioe  pour  ks  beioias  du 
navire:  durch  Verklarung  des  Kapitains  und  der  Maniii- 
schaft  dargethan. 

8)  Les  sommes  dues  au  veodenrv  aux  fiNimisseurs  et  ouvrien 
employ^  k  la  eonstruotion,  si  le  navire  n*a  point  enoote 
fait  de  voyage,  et  les  sommes  dues  aux  creaadecs  pour 
fournitures,  travaux^  mdn^d'oeuvre  pour  radoub»  victuaÜIea, 
annement  et  ^nipement  avant  le  d^part  du  navire»  s'il  n 
d^jä  navign^;  auf  Grund  der  Reioknungen  etc. 

9)  Les  somn>es  prtläes  k  la  grosse  aur  le  corps»  qullle^  agrte» 
apparauxy  pour  radoub,  victuailles»  armement  et  ^uip»^ 
ment,  avant  le  d^art  de 'navire. 

10)  Le  montant  des  primes  d^assurances  faites  sur  le  corps  etc. 
du  navire,  dues  pour  le  dernier  voyage. 

11)  Les  doramages  et  int^rrMs  dna  aui  afireteum,  pour  le 
d^faut  de  d^livrance  des  tnarchandises  qu'ils  ont  cbargöes, 
ou  pour  remboursement  des  avaries  souflertes  par  les  dites 
marchandises  par  la  faute  du  capitaine  ou  de  T^quipage; 
nach  schiedsrichterlichem  Ausspruch. 

Das  Holländische  Handelsgesetzbuch  von  1838  lässt  Numer 
l.s*)  weg  uqd  führt  unter  Nn  1.  ausser  dem  Lootsgelde  noch 
das  Berg-  und  HOlfsgeld  auf;  sodann  specificirt  es  alle  folgenden 
Numern  viel  besser  und  genauer;  endlich  reiht  es  Art  315  noch 


39.  Doch  fliad  nach  Art  317  trotsdem  bei  IMfentlicfaen  VerkiAfea  des 
Schiffes  die  GerichtskosMi  vw  allen  «dtm  iSsiwdden  ptMiBirt 
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kwef  andere  pi< nHagiite  Fortteropgen  an:  1)  den  Betrag  der  noch 
unbeiahlten  Eaufgeldtr,  nebst  den  Ziase»  Ton  den  letsten  iwei 
lafaren,  sowie  2)  den  Inhalt  Ton  Pfartd*-  oder  Verbändbrfeieii 
a«f  das  SohiflT  Akr  gewöhnliche  SehoMen  mit  gleichen  Zinaen, 
doeh  aind  beide  Falle  mir  dann  pHvilegirt,  wenn  sie  sich  auf 
eine  mit  einem  bestimmten  Datum  Tersehene  Urkunde  atOtaen 
ond  in  die  6flfenlHehen  Register  (über  den  Verkauf  von  Schiffen) 
eingesebrieben  sind,  nnd  erktoehen,  wenn  das  Schiff  ohne  den 
Protest  der  bestimmten  priTÜegirten  Glaubiger  reriussert  und 
M  Tage  lang  auf  Namen  und  fttr  Rechnung  des  neuen  Eigners 
See  gehalten  hat. 

Das  Spanische  Seertcht  (Art.  M6  des  Handdsgeaetxbochea) 
halt  aHe  10  Falle  des  Franz.  C!ode  fest  und  setzt  nur  noch  an 
die  Spitze  aller  anderSn  als  zuerst  privilegirt:  die  atwanigen 
Fofdeningen  des  König!.  Schattes.  bn  Falle  eines  Concuraea 
sind  naeii  HoHSftd.  Hedbte  Art  318  die  SchiffsgUubiger  vor  den 
flfcrigeli  Gliubigern  aof  den  Ertrag  des  Schiübs  pvivilegirt;  doeh 
arslreckt  sich  dieser  Vorrang  nicht  auf  Asaedurenagelder. 

IL  Englisch-NordaDfieaikaniaolies  Rechte  In 
England  werden  dingliche  Rechte  .ftberbakit)i  schwer '  erworben 
Bod  ist  man  nainentlitti  def  üenaCituirüng  plandfoefatUch  privi- 
legirter  Forderungen  an  Schiffen  nicbl  ao  gffaistig-  als  in  anderen 
Landern.  Schiff  und  Ladung  haften  hier,  nicht  gegepsei^g  für 
die  Auafi^hrmig  dei  Qertepartien.  und  dient, also  das  Schiff» 
namentlich  in  dem  Falle»  wo  der  Schiffer  ohne  die  ausdrückliche 
(lenehaugUDg  des  Rheders  ein  Schiff  verfrfcbtete,  dem  abladen- 
den Kaufmann  nicht  ala  diagUche  Sicherung  iQr  aeine  .Forderungen 
aua  dem  Frachtcontraote»  und  könne»  sagt  Abbott  .(6)  S.  110 
dies  Princip  des  gememea  Seerechts  in  Eo^aqd  nicht  zur  Gel- 
tung gebracht  werden,  weil  das  Admiralitllitsgericht,  in  welchem 
allein  Prozes^  gegen  das  Schiff  s/elbst  (n^?ptUch  ,zur  Verfol- 
gung dinglicher  Rechtet  an  Schiffen),  geführt  werden  können»  in 
einem  solchen  Falle  keine  Jurisdiction  ^ell  Ferner  gilt  in 
England  auch  nicht  der  Satz:  wer  zur  Ausrüstung»  Ausbesserung 
ete.  eines  Schiffes  credidirte,  habe  ein  dinglich  privilegirtes 
Recht  am  Schiffe^  es  sei  denn,  dass  der  Raumeistei^  oder 
a^nderweitige  Cre4|tef  das  ScUff  im  vollen  Besit^^«») 


ML  Dens  ohne  Teilen  BeiAts  hat  m  deMUgeLia  England  kein  Qliniii0»r 
ein  dingliches  Recht  an  Mobilieni  wozu  ja  Schiffe  gehörea» 


lU  Abadtn, IL  ydtkaehMbntybcrihwfi,  hmMtfflyim >chifflmu> 


babe  («ko  nöeik  ««f  seinen  Bodks  «der  m(  aelMn  H^Ag  ele.) 
oder  daM  die  Pfandforderimg  dureh  eiqeii  beiandeien  Verlreg 
eoftsUteirt  sei.  Auch  ist  wehl  so  aerken^  daas  ^er  Schiffer 
(Kapftaitt)  als  sotdier  keineswegs  in  einem  solchen  Besibie 
des  Schiffes  ist,  dass  er,  inenn  er  mmt  AuabesseruDg  elc  dee 
Schiffes  oredittrte,  sohon  wegen  seines  Besittes  sieh  für  dingUdi 
am  Schiffe  fMiTilegirt»  zuln.Sehiiis  seioer  Credttferderung  hallen 
dürfte  (AbboU  <6)  122).  Doch  soU  in  den  fiyOe^^daBS  Air  «ee^ 
#0  einen  Vertrag  mit  dem  Rheder  Qher .  Verpftndung  elnn-» 
sohliessen  unmöglich  wer,  der  Schiffer.  JemandenraurAesf&hmog 
yon  Arbeiten  am  Schiffe  anwendet,  aus  Nothrückeifchten  iiftd  lur 
Ermuthignttg  des  Verkehret,  eine  QBinMelbAre  Ha(kuag  des 
SchifiiBs  vorhaDden  sein  und  der  SchÜet  li^  einem  lolohea  FaMe 
das  Recht  haben,  das  Schiff  zu  Tev^nden.  iJebiigens  Isi-eiiie 
ausdrftekUcheVerpAUidung  des  Schiffes  Yön  Seiten  der  Rhedet 
tyberall  eriaubt  (AbboU  &  124).  ^  Endlich  iiaflet<das  Schiff  Und 
z%akp  selbst  namentlioh  derben  den 'Seeleuten:  gersitele  Wrack 
desselben  unbedingt  fOr  dw  Löhnuag  der  Seeleute  und  selbei 
ffSr  den  Lohn  wAhrend  der  Zeit,  wo  «ie  den  -Wrack  uml  die 
Wäare  retteten.  (Abbott  S.  5U--87.). 

Dieselben  stcengea  Orundsetee  hefo%t  im  Allgemeinen  des 
Nordamerikanische  SeerecbL 

'  III.  Preussen**).  Seeschtflb  koiinen  auch  hier  ein 
Gegenstand  der  Verpnindung  sein,  die  auch  durch  symbolische 
üebergabe,  )iber  nur  in  einer  öffentliehen  ürktfnde  gesthefaen 
kann  und  muss  die  Verphndung  unter  den,  deih  RitAtter  odet 
Notar  zu  producfrende  Original -Biel-  Und  Kaufbrief  bem^kt 
unti  dem  Pfandgläubiger  daTon  beglaubigte  ftopie  ertheilt  werden, 
der  dadurch  das  Pfandrecht  erhftU,  welches  aber  an  sfch  nfdiC 
allgleich  auf  die  Fracht-  oder  Assecuranzgader  geht  An  diese 
Vorschriften  ist  auch  die  Bodmerei,  welche  der  Rheder 
ielbst  auf  das  Schiff  nimmt,  gebunden  *'). 

Wer  dagegen  zum  Bau  oder  zur  Ausbesseriing  eines  Schiffes 
Materralien  geliefert,  Arbeiten  gethan  odbr  Geld  Torgeschossen, 


41.  Die  folgende  KtiMtaiiiieiiitelimg  Ist  nrieh  Pftbls,  S.9D.  Veitleidie 
anch  Mirutf,  Seerecfat  u.  FlusMchiffahrt  Prennens  I.  8,226-^23^« 

ttr  Presläiches  LaadMbt  L  Tit  20.  g  m^^W  mit  II.  Tit,  VIII. 
g  1407. 


t4&  PriTUwicleFafd6^iiW(9iiriyi.MiiiBii»i|4BL  ;    M) 

bat  An  sich  k^ine  Hypothek  m  dem  S«hi£fok<  BoiHlerQ't«Mr| 
im  C^ngi^ree  hinter  4ie  Pfaadgliiubiger;  auB^r  in  dem  fdnw 
Falle,  wa  das  Schiff  wilhrend  der  letztem  Aeiae  mt  Credit 
aoi^eiMisaert  iat««).  Docb  kai|Q  Dattriicli  ausdrücklich  allemal 
eiB  PfaiQdrecht  bestellt  werdep  (Prevss.  Landrecbt  L  20,  S  31S). 
Cebrigeoa  raogirep  alle  soldie  Pfaiidrechte  aaob  dem  Alter« 
indem  das  altere  dem  j&oseren  vergeht  (ibid.  S  313).  Im  FaUe 
eines  Concurses  wird  aber  über  das  Schiff  ein  SpeiialcQocura 
eidffiiety  oder  dvchreijne  ganz  besondere  Schii&masse  formirt^^)« 
so  daas  aus*  deiq  Scbill9>,  dai«^n  Zuhebür,  dev  Frscht,  die  noch 
beisorsteht  oder  n-shimd  d^  GoncHri^s  verdißnt  wird,  sowie 
den  AaaecuranrigBUeDn  eine  bOMfld^e- Masse  aur  BefrAedigopf 
der  SebiffsglABbiger  gebildet  wird^  paoh  folgender  Ordnung  (der 
TeracUedeneo. Posten:  t)  Bargtoba  «üd.disi  Beuer  des  Sahiffers 
nnd  des  ScUdavpIkes»  jedoch  beide  nnr  von  der  letisten  fteiae; 
2)  derBeitsag  anr.Harariegrosse  derletitenKeise;  3)  Bodmerei» 
die  der  Schiffe^  im  Nothhafen  «ufgennmmen»  4)  fteparatnr>- 
schulden^  wenn  das  Schiff  auf  der  letzten.  Reise;  auf  Credit  .aus- 
gebessert ist;  5)  alle  gehörig  aut*  das  Schiff'b'eslellten  Bodmerei- 
und  Pfandrechte;  6)  Ändere  (aU'  di^  oben  erwähnten)  Reparatur- 
schulden;  7)  Assecuranzprämie,  die  jedoch  ihren  Platz  schon 
zwischen  4  und  5  erhalt,  wenn  sie  nicht  credidirt  war  und  der 
Concura  Innerhalb  30  Tagen  nach  Zeichnung  der  Police  aus- 
brach. 

iV.  Uanaeatiacbna  Reaht.  ■  Qeberhaupt  gelten  in 
den  ttMogen  Narddeptscbeo  Seastvnten  (ausser  PrensseiO»  da  aa 
an  bnM^nderen  localea  upd  stiyditawchan  JBfßtimmwgen  feUli 
nur  die  gemeinen  Satzungen»  na<nenilifih  der  $A^  dfs  R«m, 
Rechts  L.  86.  D.  42.  5.  In  H  a  m  b  u  r  g;»»)  steht  aussersem  fest, 
dass  die  Handwerker  för.ihre  Arbeiten  an  einem  neu  zq 
erbauenden  Schiffe  eine  stillschweigende  flypothek  haben,  welche 
so  privUegirt  ist,   dass  sie   selbst  ausdrücklichen  Hypöthekeii 


C.  htMMl  Lsndrecht  I.  «.  4  3!«  tinÄ  320.  '  ftfiutt/  Oerichtoorfaimg 

Titel  L  J  Ö8Ö.  ' 

41  Alte.  Gerichtwrdnung  Theü  I.  Tit  50.  $  681  sowie  682.    Allgem. 

iMdkeoht  I.  ».  I  313-385;  ^.  a  i  2945  and  ^&V  . 
45.  Neue  FaUitenordnung  von  1753;  Art.  70  und  M.,  Titel  4.  Thiü  IL 
..  aiatiUAi*'  7.8.^.Tital.8LTbeiJ.Il».fodept  SiehfoEöhUi  S^W# 
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Torgeht;  dasselbe  gilt  aach  wegen  Reparatorarbeiten,  falls  die 
Reparatur  als  noihwendig  nachgewiesen  wird.  Das  Recht» 
was  die  Handwerker,  haben  dann  auch  diejenigen,  welche  zn 
demselben  Behiife  Materialien  hergaben  oder  Geld  Torstreckten, 
doch  mit  demselben  obigen  Unterschiede  und  ausserdem  wohl 
nur  unter  der  Bedingung,  dass  die  wirkliche  Verwendung  auf 
das  Schiff  nachgewiesen  worden  ist  und  (nach  der  neuen  Falliten- 
Ordnung  1753)  «*)  dass  der  EigenthQmer  selbst  (nicht  der  Bait-- 
meister)  Reparaturen  von  den  Handwerkern  verfertigen  liess« 
Eine  solche  Hypothek  haftet  so  auf  dem  SchiSe,  dass  sie  auf 
jeden  Rechtsnachfolger  im  Schiffe  übergeht,  doch  verjährt  sie  in 
2  Jahren,  nur  wird  die  Veijfthrung  durch  Gitation  unterbrochen 
und  beginnt  sogar  mit  dem  Tage  jeder  Gitaüon  Wieder  ganz  von 
Neuem.  Endlich  sobald  der  Arbeiter  das  Schiff  in  seinem  Ge- 
wahrsam hat,  darf  er  wegen  seiner  Arbeitsforderungen  sowi^ 
Verwendungen  das  Schiff  unbedingt  retiniren,  glekhviel,  ob  e» 
vom  Baueigner  Oder  vom  Baumeister  engagirt*  war. 

V.  Im  Schwedischen  Seerecht  (III.  3.  Kap.  2.)  ist 
hier  nur  ein  spezieller  Fall  erwähnt  Wei^n  nftmlich  unter 
ifitrhedern  der  eine  die  Gelder  oder  auch  wohl  Materialien 
zum  Schiffsbau  oder  zur  Ausbesserung  oder  Ausrüstung  oder 
zu  anderem  dem  Schiffe  nützlichen  Behufe  verweigert,  so  steht 
es  jedem  anderen  Mitrheder  frei,  entweder  das  Geld  selbst  vor- 
zustrecken oder  von  einem  anderen  zu  leihen,  und  muss  der 
saumige  Rheder  die  Summe  nach  4  Monat  (mit  l2pCi)  zurQck- 
zahlen  und  dient  bis  znr  Rückzahlung  das  Schiff  dem  Darleilrer 
zum  sichern  Dnterpfande,  der  nach  der  vlertnonatliohen  Verfall- 
zeit sich  daraus  befriedigt  machen  darf. 

VI.  l)as  Dänische  hat  das  dingliche  Recht  des  Schiffs- 
baumeisters, sowie  dessen,  der  Geld  zur  Erbauung  oder  Aus- 
rüstung eines  Schiffes  hergab,  anerkannt.  Der  Baumeister  geht 
allen  und,  anderweitig  unter  gleichen,  der  frühere  Gontrahent 
dem  spateren  vor,  und  dauert  das  Privil^  nur  so  lange,  als 
das  Schiff  noch  keine  Reise  seitdem  gemacht  het.  Pohls  8.  Ol. 
Gesetzbuch  GhristiansV.  B.  4.  Kap.  5.  Art  9«')- 

46.  Nach  Pohls  Seite  96  gegen  Hatche,  Brllnteraiig  der  neuen 
PalUten  -  Ordnimg. 

47.  Kftch  Jacobsen  8.  9  hat  in  Alton«  der  Sehiffbaiicry  dei  ein 


S  4S.  PrivOegirtePbi^eniiigMi  an  Schtftii^  S  4^.        t(0 

Wto  alte  FordenmgeB  an  einem  Sehiffe,  ae  erlftooben  auch 
diese  priyilegirteii  in  der  Regel  mit  dem  Onkvgange  dea  Sdiiflfea. 
Dagegen  bietet  sich  noch  die  Frage  dar**),  in  wiefern  Scbifle, 
die  durch  dflentliche  Behörden  verkauft  werden,  für  Schulden, 
die  vor  dem  Verkauf  auf  dem  Schifle  hafteten ,  verbindlich 
seien.  Wenn  Schiffe  im  eigentlichen  Coocurse  oder  wegen 
Bodmerei-  und  anderer  Scbuldea  überbau^  notbwendig  und 
iialer  offeotUcber  Autorität,  unter  Beobaehtuag  der  landes- 
QbMieB  Formalitaften^  Prodameo  etc.  verkauft  werden»  so  ist 
anmelnaem  dast  der  Mentltehe  KauArief  die  Mortifin^ong  der 
tormaligen  Schulden  bewirke  und  auch  in  allen  fremden  Landern 
diese  Wirkung  haben  mOsse;  denn  eigentlich  sind  ja  hier  diese 
Schulden  nicht  durch  den  Verkauf  selbst  erst  vernichtet,  sondern 
durch  das  Ereigniss  der  Ueberschuldung,  also  durch  Zufall 
(casus).  Ferner  muss  selbst  der  von  den  Schiffsrhedern,  gleich- 
viel aus  welchem  Grunde,  veranstaltete  Öffentliche  (gerichtliche) 
Verkauf  diese  Wirkung  haben,  falls  nur  ein  genQgend  ver- 
breitetes öffentliches  Prociam  vorhergegangen  ist  Nach  dem 
Spanischen  Handelsgesetzbuch  Art.  600  wird  denn  auch  durch 
den  Verkauf  in  öffentlicher  Auction  durch  die  gerichtliche  Be- 
hörde jede  Forderung  am  Schiffe  aufgehoben;  doch  wird  (Art.  00!) 
ein  auf  der  Reise  begriffenes  Schiff  verkauft,  so  bleibt  das  Recht 
der  Gl&ubiger  daran  unversehrt,  bis  zur  Rückkehr  in  den 
Hafen,  wo  es  immatriculirt  ist  und  während  der  folgenden  sechs 
Monat.  Das  Holländische  Handelsgesetzbuch  Art.  316  be- 
stimmt, dass  bei  dem  Verkauf  eines  Holländischen  Schiffes  im 
Anatande  die  Lasten,  Privilegien  und  Rechte  in  Bestand  bleiben. 
Nach  dem  Französischen  Handelsgesetzbuche  (Art  103.  194) 
erlöschen  Schulden  der  Art,  ausser  den  gemeinen  Arten  der 
Auflösung  von  Verbindlichkeiten,  auch  noch  1)  durch  förm- 
lichen gerichtlichen  Verkauf  und  2)  dann,  wenn  nach  ge- 
sdiehenem  freiwilligen  Verkaufe  das  Schiff  unter  dem 
Namen  und   auf  Gefahr   des   neuen  Eigenthümers   und   ohne 


SebiS  bsnt  oder  reparirt  und  et  folglich  in  seinem  Besitze  hs^ 
das  Recht,  wenn  ihm  keine  Bezahlung  wird,  die  actia  hypothecaria 
anzustellen  und  das  Schiff  in  einem  durch  die  Zeitungen  bekannt 
zu  machenden  Termine  öffentlich  verkaufen  zu  lassen. 
4a  VeigL  Jaeobsen  S.  29  und  30. 


Widerspnich  tob  Seiten  der  CUMbig»?  d^  VerUnfeeis  eine 
Seereise  gemachl  hei«*). 


49.  Dass  aber  ein  Schiff  eipe  Seereise  gemacht  habe,  wird  nach  Art.  194 
dann  angenommen,  1)  wenn  bescheinigt  wird,  dasi  es  aus  einem 
Hafen  aus-  und  90  Tage  nachher  in  einen  anderen  eingelaufen  sei; 
oder  2)  wenn,  ohne  dass  es  in  einen  anderen  Hafen  eingelmfen 
wire,  swischett  seinem  Abgange  und  fleiner  KQekkelir  In  denselb« 
Hafen,  mehr  ab  eO  Tage  verfloMcn  sind;  oder  8)  wem^dMAclUit 

-     naehdem  es  abge4e0elt  isC^  um  efaie  grosse  Reis«  tu 
als  60  Tage,  ohne  Rsclamatioa  der  Gliiib%fr,  i»  9fe 


AMcimitt  m, 

Yfp  fbr  BheilenL 


Uleratur:  Pohls,  S.  98-140;  Jacobsen,  &a2--j^l3  AhboH 

Kap.  I.  und  IL;  Fardes^ufti  eoors  ie  droit  com«  UL 

tofB.  n.  600-^688. 

S  49.  BAfsnf  der  Rhederei. 

Der  EigenthOmer  eines  Privatseeschifies  wird  R heder  0 
oder  Schiffspatrpn  genaont,  und  da  das  Eigenthum  an  See- 
schiflen  sich  vorzugsweise  durch  die  Fracht  als  nutzbar  erweist, 
so  nennt  man  Rbederei  das   Gewerbe   der  Fracbtfahrt  mit 


1.  Engliicli:  owner  of  ship;  lateinitch:  exercitor  navii.  WSrtlich  kt 
Rheder  eigentlich  AasrQster  vom  alten  rhaiden,  rheden  d.i. 
rQsten«  auirQsten.  Biiweilen  ist  Qbrigena  SigenthQmfer  (proprii- 
taire)  und  AnarQater  Carmateur,  outtrader),  welcber  letztere  also 
M  kosten  der  AvMHetang  m  einer  Rrise  fllr  üdi  hergibt,  noeh 
teMSMedMi.  M  weri^n  im  Cl«de  4ti  eonmeree  htid^  AnidAcke 
«nuktMnrnid'  tHWpriMive  du  tUK¥irt  gleiehmitsfg  htuflg  im  8uum 
4^  deirtseiwn  Rb^de^-d.  i.  eben  j«fft  nor  Eigentbamer  gebraucht: 
▼or  Gleicher  Ooirfiitidtt  abef  Brtf?ard-¥e}rri^e8  8.  828  warnt  nnd 
bemeÄt:  der  ÜüMn^biM  z^ige  sieb  Hamentfieh  daifn,  dass  der 
smuitear  d«  lül^inige  Recht  habe,  d^n  Kapitain  abtnaetzte,  #enii 
armateor  «ndprifpiMaife  iWd  T^vtebiedtoe  Pmonen  seien;  und 
da«  wo  beide  B^enschaften'  id  ein«^  PletsOn  znsammctttfeffo, 
diese  doch  nur  in  ihrel^Bl|j;eilli6Ulft  «H  arÜiat«u)^jtae*B6tfiC»tlfQbe, 
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Seeschiffen  sowohl  zur  Personen-  als  auch  zur  Güterbeförderung. 
Das  Eigenthum  an  Schiffen  kann  entweder  einer  (physischen) 
Person  zustehen  oder  mehreren  Personen,  die  dann  in  einer 
gewissen  Societat  stehen  ($54)  und  Mitrheder,  Zusammen- 
rheder  oder  Schiffsrheder  heissen. 

In  der  Regel  kann  jeder  handlungs-  und  dispositionsßlhige 
Mensch  Eigenthum  an  Schiffen  erwerben,  also  Rheder  werden. 
Das  Spanische  Handelsgesetzbuch  (Art  616)  verlangt  freilich, 
dass  jeder  Rheder  die  zur  Betreibung  des  Handels  nach  dem 
Gesetz  erforderlfW^  f  äb%Kfeleit  biftev  mid  AAh  Art.  611  muss 
sich  jeder  Rheder  in  die  Handelsmatrikel  seiner  ProTinz  ein- 
schreiben lassen,  in  welcher, letzteren  Belebung  andere  See- 
rechte ahnliches  verlat%eir>'  Anch  dtts  ^eussische  Recht  (II.  8« 
S  476  vergl.  mit  1422  und  1423)  verlangt  für  den  Rheder  obrig- 
keitliche Erlaubniss  zur  Betreibung  seines  Geschäfts  wie  bei 
Kaufleuten  und  sei  namentlich  jeder  Kaufmann  in  der  Regel  zur 
Rdeder^i  berechtigt^). 

DU  Prhriiegien  ans  der  Nation^litit  des  SUhifiTet  ($44) 
hangen  in  den  meisten  Staaten  'davon  iib,  dass  das  Schiff  im 
ausschliesslichen  (oder  selten  nur  th  eil  weisen)  Eigenthum*) 
von  Staatsangehörigefn  stehe:  Dadurch  soll  die  nationale 
Rhederei  gehoben  werden.    Siehe  bereits  oben  $.44.    , 

Bisweilen  nennt  man^)  auch  Rheder  (arm^teür)  denjenigen, 
welcher  ein  einem  Andern  (propri^taire)  zugehöriges  Schiff  ganz 
miethet  und  es  für  seine  eigene  Rechnung  ausrüstet  und  expedirt. 
Im  Falle  dass  ein  solcher  Rheder  existirt,  steht  er  zuerst  in 
rechtlicher  Beziehung  zu  dem  Kapitain  und  den  Mannschaften, 


ß.  Vergl.  Jtoch,  Preuas.  Reqht  1  $421.    Das  G^aetz  ist  picht  recht 
,      k{ar,  doch  encheint  das  Rhed^reig^werbe  j^tzt  als.  ein, freies. 
,^  D^v  Cod«  d«  com,  frang.  baatimipt  Bodi,,,pri&  i^.iuushtrlgUGh  zu 
.  .  ,$>44  hier  ba^erifc^f  daw  ^  Ikinz.  Eh^AK  o4^  Mitrhedar«  wenn 

daa$cbifr  ^  volUrajuttaiach  national  mg/m^  w^rd^n^acii^  iin  In- 
,  l^ade  leben  nul^  ^der  wenn  ii».44isbu|a6^.aioh.dMalbat  4ß  A^oct« 
,.    eipeafraius.  Ua^delshaiue«»  4aa  ia J'rf^ridi.  £(«n4el  ti#bjt,,auf- 

Ual^n  und  di^rch  ein  ^tteat  des  Krane.  Gowul»  «eines  Wohoortea 
j,     im  Auslände  nachveiseQ  müiai^  das«  er  dem  freqide&  Staate  keinen 

Untertbaneneid   geleistet  habe  e^^.  Par4a#^H8|  ^ttra...4^   droit 
..    com«  III,..n.  600.  ^Afi  Decret  ir9n,^93  1$,  Oe^. 
.4.  Siehe  bereits  ^ie  erste  Nptp  sa  dii^^em  S.  ,, .  ...    , ,      .    .  ,. .,.. 


bat  in  der.  K€«el  4te  «asnUietilidi*  EnMnQugt.*-  iid4  EnU 
lassungsbefugniss  etc.  und  der  eigentliche  Eigenthümer  h^et  nur 
nachtHiglich  mit  seinem  Schiffe.  Der  Ausrbster  ist  nicht  selten 
der  Kapitain  des  Schiffes.    Siehe  Note  f  dieses  %. 

Man  kann  Eigenthümer  eines  SchifTes  werden,  indem  ma^ 
es  entweder  erbauen  lässt^  oder  es  durch  eines  der  Mittel, 
wodurch  überhaupt  Eigenthum  übertragen  wird,  erwirbt,  durc|i 
Kauf,  Tausch,  Schenkung,  Erbgang  u.  s.  w.  Der  Eigenthums- 
erwerb  an  Schiffen  bietet  nicht  viel  Eigenthümliches  dar  und 
wurd  dayon  in  den  nächsten  $$  gehandelt  werden. 

Der  Rheder  hat  die  Befugnisse  eines  EigenthOmers  an  einem 
kArperiichen  .  Gegenstände  *)  und  kann  er  in  der  Rc^I  seiy 
Schiff  beliebig  verkanfen  und  überhaupt  verftusseri^  Termietben, 
XQIB  Nteasbraiiqh  cediren»  verleiben,  verpiilnden  oder  als  Depo- 
siivoi  hingeben» 

S  50^   Erwerb  von  Schiffen  •). 

1)  Durch  Erbauung  0-  In  der  Regel  erwirbt  der  Bauherr 
Eigenthum  an  dem  erbaueten  Schiffe,  selbst  wenn  er  es  ganz 
oder  theilweis  aus  fremden  Materialien  zurichten  Hess  *).  Wenn 
mehrere  Personen  durch  einen  in  der  Regel  schriftlich  abzu«- 
sdiliessenden  Contract  (pactum  de  ineunda  societate  dominfü) 
zur  Erbauung  eines  Schifles  sich  vereinigt  hatten,  wo  dann  jeder 
nach  Verhältniss  seiner  Part*)  zu  den  Kosten  beisteuern  muss. 


5.  Also  Eigentkmn  hn  streng  jorittiachen  (R5mitclien)  Simie. 

6.  Pohls  I.  c.  Jacobaen  L  h.  Kent,  commentari^s  on  American 
Uw  (2.  ed.  New.York  1Ö32)  vol.  III.  lecturc  45.  psg.  130-13*. 

7.  Siehe  wm  bereite  |  42  getagt  worden  ist. 
a.  PceiHa.  L.R.  IL  8. 1 1393. 

9.  Es  wird  aber  der  geringste  Beitrag  der  Oenosien  ala  Mass  fitr  die 
Bestimmang  der  GrOsse  der  fibrigen  Beitrage  angesehen,  so  dass 
eben  der  geringste  Theifakehmer  nur  eine,  die  anderen  mehrere, 
mneh  bmehthalfige  Parten  haben  können.  Was  ntm  hier  Parten 
oder  Schiffsparten  nennt.  Kein«  in  anderen  Qesohaftsaweigen 
Aetie;  anch  mit  den  Knaten  iBsst  sich  em  Veigleich  machen,  be- 
sonders wo  ikian  wje  in  Prankreieh  das  Schiff  hi  94  gleiehe  Parten 
(qumata,  portions)  theilt  and  darnach  die  Antheile  jedes  flinselnen 
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80  erwi^ften  alle  efn  gemeiMeh«ftlieh«8  ttgetittiam  «Isllll^ 
>heder. 

2)  Durch  Kauf.  9er  Einxelnrheder  kann  das >Schiir  jjp^ai 
Zubehör)  und  der  Mitrheder  seine  Part  in  der  Regel  frei  ver- 
kaufen und  Oberhaupt  veräussern,  nur  dass  Mitrheder  ein  Vor- 
kau fsrecht  ^^)  gegenüber  Fremden  zu  haben  pflegen.  .  Ob  der 
Verkauf  öffentlich  oder  unter  der  Hand  geschehen  müss^ 
ist  nach  den  verschiedenen  Seerechten  und  nach  dem  einzelnen 
Falle  verschieden  zu  bestimmen;  ein  freiwilliger  Verkauf 
wird  in  der  Regel  auch  unter  der  Hand  (durch  Mäkler)  ge- 
schehen dürfen,  ja  er  geschieht  im  kaafmftnnischeh  Ver- 
tehr  meist  ohne  alle  Form  durch  blosse  Briefe,  -Qaittungeii, 
Reverse,  Notizen,  wie  bei  anderem* bewegfichetf  Bigenfchum  ^^);' 
ein  gezwungener  Verkauf  ist  immer  ein  förmlidier  gerioht^ 
lieber.  Auch  müssen,  damit  volles  £igenthum  an  Seilt  Er- 
werber übergehe  und  das  dingliche  Recht  des  früheren  Eigen- 
thümers  erlösche,  damit  also  namentlich  Jetie  usuellen  kauf- 
männischeji Eigenkhum9i\bertragu9gea  di«  vollep juristischen 
Wirkiipgen  vor  Gericht,  erlangeD,  nach  allen  Aeuei;^n  Seerecbteiv 
^wiase  Fori^ieo  erfüllt  wendeii.  NaiqenLlicIi  j)e.^arf  es  wie,  bei 
jedem  Kaufe  der  Zahlung  oder  lixeditirifpg  des  l^ufpreJae«^ 
sowie  einer  (weiln  auch  nur  symbolischen^'))  Besitzüber- 
tragung» ujm  das  volle  juristische  Eigeoihum  auf  deu  neuen 
Erwprbcjr  überzutragen«  Ja  in  der  Regal  muas  nach  den  neueren 


10.  Hsiueat  Recht  III.  Art  10.  Cod.  Venet.  I.  1  ^.  16  mid  L  9  n.8. 
Dm  Co98ulat  Kap.  54  gibt  es  auch  dem  Schifier.  ^ch.  viohl  nur 
als  Mitrheder,  was  derselbe  im  Mittelalter  in  aer  Regel  war.  — 
Freust.  L.  R.  1.  c.  $  1437,  38,  40  (doch  nur  binnen  8  Tagen  nafch 
gehöriger  Meldung,  sonst  haben  sie  inneihalb  Tier  Woefcea  eift  ItüA- 

'  forderangsvecht).  p 

11.  Jacbbsend.  38. 

12.  Im  NollifaUi^  als^  w«  keine  .andere  Uabertfagnng  des  Bfinfaea^ftg- 
lieh  ist,  wird  aiieh  scboa  eivie  UoaM  gf gfi^itig^  Unteneif^hnnag 
und  Auslieferung  (d^r  DjupUcate)  4«*  Kaufbsie^s  aU  i^mboliMshe 
Tradition  angeaehmif  «elbft  in  fiagland. .  J«cobsf^a  S.  iSJ.  Abbott 
Äaite  W,  \   .... 


Seembttn' der  Sehiffifterfkof  sohrfftlieh  tbllMg^B  Verden  «•) 
und  hat  man  bei  bloM  mündlicher  Sehlieasung  immer  erst  ekie 
Klage  auf  VollriehFinig  d«8  Cöntraote,  und  noch  kein  Blgenthum 
oad  lieine  Vindicationsreebte.  Die  betreffende  Urkunde  ist  der 
Kaufbrief,  der  allerdings  IbeUs  f>ri¥atnn,  theUs  OÜMitlich  ab* 
gefassft  sein  kann;  doch  ist  gegenüber  auslftndiaphen  Behörden 
immer  nur  ein  gerichtlicher  oder  doch  notarieller  o(ier  wenig-- 
stena  i>eglaubigter  Kauftrief  zum  vollen  Beweise  des  Bfgenthums 
genügend,  und  namentlich  ist  man  inKriegsKeilen  bei  Prisen-- 
gerichten  darin  streng  ^«)y  so  dass  hier  der  förmlichste^^) 
Kaufbrief  zu  emipfehlen  ist 


13.  Code  de  commeree  fr.  Art.  IM.  Sfach  Holländischen,  Englischen, 
Amerikan.  Rechte  ist  sogar  Sintragang  in  die  Matrikel  oder  Register 
der  Nstionalschiffe  nothwendig  znr  Uebertragüng  des  TOlIen  natio- 
nalen Eigesdiuttis.  Das  Spanische  Handebgesetsbuch  f«rlangt  aJle- 
nal  eine  Oflfeatliehe  Ufknade. 

14.  Gaatekn  des  Kaalbrieft  sind:  genaue  Bezeichnung  dee  Namen% 
■amanClieh  (bei  Kriegsseiten)  der  Nattomditit  der  Contrahenten^ 
B^tinunniig  wegoi  Evictionileistimg  und  ob  mü^  oder  ohne  Inven» 
tor  yerkauft  sei,  die  Hohe  des  Kaufpreises  und  die  Art  ihrer  Zah- 
lung, wobei  SU  erinnern,  dsss  blosse  (laicht  fingirte)  Zahlungen 
duBch  Wechselbriefe,  )a  Oberhaupt  bedeutende  Credittrun|;,  sowie 
firwtbnnng  des  Rückkaufes  in  den  Prtseogerichten  den  Verdacht 
eines  Scheinkaufes  zu  begrOnden  angesehen  werden;  Erwähnung  der 
fi^rmlichen  Tradirung;  Anhftngung  oder  wenn  der  Kaufbrief  gericht- 
lieh abges^lossen  ist,  Brwahmmg  der  Legitimatienen  bei  einem 
Terkanfe  durch  Steüfertreter  elc  —  Uebrigens  kt  nach  Freuss. 
Rechte  (I.  e.  $  1400  «lad  1399)  der  Verkauf  mit  Inventar  wicht 
nothwendig;  Pohls  Seite  113  nnd  Jacobsen  B.  94  behsvpten  es 
fUscbHeh. 

15.  Denmaeh  ihidec  bei  der  ErweiiiUBg  ton  Schliß  dhtreh  Kaatf  eme 
dreifache  VenehMdeiiheit  «md  Steigerung  der  Formen  staSt.  Kauf- 
ledte  «Bter  sieh  betraiAten  einOescAift  <der  Art  ohne  alle  Form 
ab  gaiüg;  die^eriehle  aller  Art  ferlangen  tnr  Jurist  VoUen- 
dmig  wesenlUeb  dae  gtwisse  ^Rhrmlichkeit,  und  endlioh  Prisen- 
gerich^te  in  Kriegstetten  steigem  diese  Formfordemngsn  bis 
cur  höchsten  BOhe  und  swar  mtis  NothrOeksichten.  Uebrigens 
s<Aeittett  diese  3  Stelgemngen  durchatti  im  Wesen  jedes  eincelnen 
dieser  diei  Lebevsotgane  begrOndet  su  sehi.  Kauileate  mtlesen 
auf  bkMsen  Credit  handetai;  Juristen  mütten  Formen  haben;  der 
Krieg  hat  nothwendig  einen  Ausnahmechsrakter. 


118  AbsduuIU.  VMikriUiidcMl. 

Bio  Verkttif  des  SeUlte  in  triBsita  (wf.der  Mtt)  iit 
swar  IQ  der  Regel  erlaubt»  doch  unfoeaohadet  der  Rediie  der 
privilegirten  Gliubiger  am  Schilfe  i*)»  und  inusa  namentlich  nack 
Englischem  and  Amerikanischen  Hechle  die  Besitznahme  bald 
(nach  Ankanft  des  Schiffes  im  Hafen)  nachfolgen. 

Gegenüber  Prisengerichten  in  Kriegsseiten  ist  aber 
ein  solcher  Verkauf  leicht  eines  Scheinkaufs  verdftchtigiO»  ^>^ 
sonders  bei  einer  heabsfchtigten  Veränderung  des  National- 
charakters des  Schiffes,  und  bei  einer  bedeutenden  Creditirung 
des  Kaufpreises  oder  blosser  Zahlung  in  Wecbselbriefen»  endlich 
wegen  der  Formlosigkeit  des  Geschäftes,  da  ja  allemal  die  Besitz- 
Übertragung  fehlt 

Diejenigen,  welche  die  Grundsätze  der  Franz.  Prisengerichte 
annehmen,  erkennen  die  Eigentbumsrecbte  der  Käufer  nicht  an, 
welche  Schiffe  ankaufen,  di.e  während  eines  obschwebeiiden 
Krieges  auch  nur  einen  Apgenblick  einen  feindlichen  Eigen- 
thümer  gehabt  haben,  mit  Ausnahme  der  von  Franz^  Friaenge- 
richten  yerurtheilten ,  erklären  aber  den  Ankauf  Franzteisch«r, 
durch  den  Feind  eroberter  und  condemnirter  Schiffe  von  Seiten 
der  Neutralen  flkr  rechtsgültig.    In  England  wird  der  Ankauf 


16.  Spanisches  Handelsgesetzbuch  Art.  661,  Code  de  com.  fr.  Art,  196» 
auch  PreuM.  L.  R.  1.  c.  HOT.  Abhot  S.  14.  Robinson,  Admi- 
ralit&tsraports,  I.  124.    Siehe  auch  oben  $  48. 

17.  Besonders  strtng  sind  hiena  die  f  ranzosea.  Oeseti  vom.  14.  Febr. 
17113..  2.  Min  1797.  Siehe  au«h  Code  des  i^riaes  tom  U.  iiaff.280; 
.wod»rph.e%entlich  der  Verkauf  in  transi^u  Tefbetea  irt,  nlnlieh  in 

«  Kotgtacitta.  Auioh  steb^  in  iElnglfmd«  wo  sonst  Verkäufe  in  transita 
erlaubt  sind,  fest,  dass  dieselben  nicht  anzuerkennen  sind,  wenn  sie 
eben  nur  abgeechlossen  werden,  um  den  Folgen  des  Krieges  (vo^ 
Seiten  der  £eindliehen  Partei)  an  entgebmi  (of.  PCihii^  Seite  109), 
namantludi  also  wo  leiadliches  j;igenthum  d«m  Schein  nach 
dadufch  mm  neutralen  erheben  wtrdenaoH:  aog.  ^entralis^ren, 
waai  vor  den  Prisengeücbten  aw  verdecken  jua  d^r  Regel-  nnic  durch 
mehrere  meineidige  Zeugnisae.  (besonders  das  Kapitaias  «nd  der 
nttestirenden  Beamten)  möglich  ist,  Jacobaen  39  ft  sdiilde^  das 
MeutraUsiren  naher»  findet  aber  dic|se  Scheiaühertragpaien  eben 
nidit  «ehr  tadelniwerth*  indem  er.  trota  mancher  anderen  Redens* 
arten  aie  dem  Feiade  ,B9ga«»ttheiBi;nOgUahat  anlrecht  erhai^n  wiaeen 
wüL  •  • 
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fdodlidier,  förmlich  (abo  z.ß.  nicht  bloss  durch  Ckmsttln 
im  neutralen  Hafen)  ^*)  condemnirter  Schiffe  als  y<Atig  recbtsbe* 
st&ndig  aB^rkannt 

Wenn  nnn  aber  ein  Schiff  in  Feindesland  von  einem  Men-i- 
traien  gekauft  ist  und  hierauf  fortwahrend  im  feindlichen  Handel 
beschäftigt  bleibt,  ja  yielleicht  (seit  Jahren)  nach  Abscfaluss  des 
Veikaofes  nicht  einmal  in  Besitz  oder  auch  nur  zu  Gesi<M  des 
Käufers  gekommen  ist,  so  ist  dies  Englischen  Prisengeriphten 
als  ein  so  pucer  Scbeinkauf  erschienen,  dass  sie  nicht  einOMl 
ferneren  Beweis  des  Eigenthums,  wie  überhaupt  nicht  gege^ 
ScheinscbiOspapierey  dem  Käufer  gestatteten.  Robinson  VI., 
S.  138.    Jacobsen  S.  34  und  42. 

Die  Verbindlichkeit  zur  Evictionsleistung  findet  sich 
auch  beim  Schiffsverkaufe  und  zwar  bßim  freiwilligen  Verkaufe 
unbedingt,  wie  es  heisat;  der  Verkäufer  muss  das  Schiff  frei 
auf  allen  Hafen  und  StrOmen  liefern^*);  also  haftet  er 
persOnlidi  för  wirkliche  EigenihumsübertraguBg,  sowie  fUr  die 
(stillschweigend  oder  ausdrücklich  erklärte)  Nichtexistenz  von 
Bodmerei-  und  Havarieschulden  und  anderen  Sobiffsschuldeo 
der  Art,  für  welche  das  Schiff  haftet  ($  48).  Bei  einem  ge- 
zwungenen Verkaufe  findet  diese  Elaftung  nicht  statt,  und  ist 
der  kraft  eines  dinglichen  Rechtes  am  Schiffe  verkaufende 
Gläubiger  nur  dann  persönlich  verpflichtet,  wenn  es  sich  nach- 
träglich herausstellt»  dass  sein  Recht  (unter  mehreren  concur- 
rirenden)  nicht  das  stärkste  (z.  B.  seiue  Bodmerei  nicht  di^ 
jüngste)  und  er  mithin  gar  nicht  zum  Verkaufe  fürs  Erste  be- 
rechtigt gewesen  ist  so). 


18.  Streitig  istf  ob  die  Cond^miiation.  der  Prise  nur  vor  einem  Gerichte 
dea  erobeniden  Feindes  (oder  dessen  AllUrten)  erfolgen  und  ob  die 
Prise  dabei  im  neutralen  Gebiete  verbleiben  und  ob  endlich  ein 
neutrales  Gericht  Ober  die  Recbtsbeständigkeit  der  Prise  erkennen 
dürfe.    Siehe  den  letzten  Abschnitt. 

19.  Pohls  S.  100.  Jacobsen  S.  26,  34.  Preuss.  L.  R.  1.  c.  l40i 
Targa»  Ponderaxioni  p.  48.  Ganz  ähnlich  hat  der  Verkaufer  eines 
Pferdes  au  gewähren  nach  dem  Sprichwort :  dass  das  Pferd  von 
jedem  Wasser  trinken  könne. 

20.  Siehe  besonders  oben  $  48  und  Pohls  S.  107. 

?.  Kaluaa«!»  Seesscht  i.  .        8  •    * 
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Wenn  in  Krl^steiten  der  neutrale  Kttufer  das  feindliehe 
Schiff  des  feindlrchen  Verklnfers  ohne  RQcksicI^t  auf  die  ihm  ja 
bekannten  Grundsätze  der  Prisengerichte  kauft  und  nachher  das 
Schiff  aufgebracht  und  wegen  angebiioh  »angelnder  Toller  Eigen- 
thumBübertragung  oder  überhaupt  nach  priaenrechtlichen  Aus- 
nahmegrunds&tzen  als  Prise  condemnirt  wird,  so  ist  das  seine 
Schuld  und  haftet  der  Verk&ufer  nicht  fQr  Eviction. 

lieber  die  Wirkung  des  Verkaufes  der  verschiedenen  AK 
auf  die  Existenz  Stierer  dinglicher  Rechte  ist  oben  S  ^  bereits 
gesprochen. 

3)  Die  Eigentfiumsübertragung  an  Schilfen  durch  Tausch, 
Schenkung,  Erbgang  hat  nichts  Eigenthümliches «<)•  ^^^ 
Ist  namentlich  gegenüber  fremden  Prisengeriehten  dahin  zu  sehen, 
diese  Eigenthumstitel  durch  möglichst  förmliche  und  öffentliche 
Urkunden  erweisen  zu  können,  die  den- Schiffspapieren  beige- 
flügt  sein  müssen.  Die  Kaperreglements  Sprechen  übrigens  In^ 
der  Regel  nur  vom  Kaufbriefe,  und  von  keinen  anderen  die 
fiigenthumsUbertragung  beweisenden  Urkunden  (Jacobsen 
S.  S7);  doch  ist  das  nicht  wörtlich  zu  nehmen. 

4)  Erwerb  durch  Condemnation  und  Confiscationsi). 
Die  strafrechtliche  Confiscirung  eines  Schiffes  kann  eigentlich  die 
dinglichen  Rechte  der  Gläubiger  nicht  vernichten;  doch  wenn 
einmal  das  confiscirte  Schiff  von  der  Regierang  unbedingt  .ver- 
kauft ist,  so  werden  sich  die  Gläubiger  nur  noch  an  den  Fiscus 
halten  dQrfen.  Bei  Condemnirungen  durch  Prisengerichte  wer- 
den in  der  Regel  die  Rechte  der  Qlaubiger  nicht  respectirt,  so 
wenig  wie  die  Rechte  des  Eigenthümers  selbst,  und  erwirbt  der 
K&ufer  der  Prise  freies  Eigenthum.  Uebrigens  kann  man  mit 
Sicherheit  nur  von  Kapern  oder  Kriegsschiffen  aufgebrachte  und 
von  Gerichten  des  feindlichen  (allenfalls  neutralen?)  Lan- 
des condemoirte  Prisen  kaufen.    Seeräuber  können  nie  ein 


21*  Durch  Derdiction  und  hlnsukommende  Occupation  können  jetzt 
Priyate  in  der  Regel  kein  Eigenthum  mehr  an  Schiffen  erwerben; 
•ie  bekommen  nur  ein  Berglohn  nnd  rerfügt  der  Staat  ander- 
weitig Ober  das  herfenlose  äcbiff.    Siebe  unten. 

22.  Wegen  der  prisengerichtlichen  Condemnationen  wird  noch  auf  den 
letzten  Abschnitt  verwiesen.  Jacobsen  S.  37.  Pohls  110 
111.    Abbott  (6)  S.  18.  63.  631.    Siehe  a«oh  oben  »  4a. 
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Schiff  mit  der  Wirkung  verkaufen,  dass  das  Eigenthum  des 
Beraubten  dadureh  eriOsche.  Die  Barbareskenstaaten  gelten 
jetzt**)  nicht  mehr  als  Seerluber,  sondern  als  Feinde  der  be- 
raubten Nationalen.  Von  Insurgenten  erbeutete  ^Schiffe  zu 
kaufen  ist  gefithrlicb,  wegen  des  noch  sweifelhaften  Charakters 
ihrer  politischen  (rechtliehen)  Existenz.  —  Das  gerichtliebe  Gon-* 
demnalions-  oder  Ck)Bfiseation8  *  Erkenntnisa  ist  hier  sHemal 
neben  dem  Kaufliriefe  von  dem  KSufer  zum  vollstaudlgen  Be^ 
weise  acines  Bigeirthnmes  zu  produciren»  wenigstens  in  Prisen- 
%gerichtett. 

5)  Durch  Verjährung.  lai  Allgemeinen  wird  hierbei  wohl 
ftberall,  ausser  den  anderweitigen  Er/ordernissen  der  Verjährung, 
die  Zeitfrist  f&r  Immobilien  gefordert,  wenigstens  nach  ge^ 
meinem  Deutschen  Rechte  sowie  nach  Franz.  Rechte.  Auch 
darf  der  Kapitain  ein  Schiff  nicht  verjähren  gegenüber  den- 
jenige«,  die  ihn  eingesetzt  haben  *^).  Ueberhaupt  ist  die  Ver- 
jährung von  Schiffen  (wie  z.  B.  auch  von  Häusern  u.  Ländereien) 
wc^n  der  in  allen  Ländern  vorgeschriebenen  Schiffspapiere 
schwierig  und  selten«  Doch  wird  der  Kauf  von  einem  Nicht- 
eigenUlQroer  ohne  Wissen  des  Käuiers  diesen  zur  Verjährung 
berechtigen  mOssen.  Ebenso  wird  der  Miteigeathümer  eines 
Schiffes  durch  einen  ausschliesslichen  und  fortdauernden  Besitz 
des  ganzen  Schiffes  das  ganze  Schiff  ersitzeu  können,  falls  er 
nur  nicht  in  mala  fide  ist.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem 
Nutzniesser,  Befrachter  und  Pfandinhaber. 

Ausser  dem  bereits  im  Vel-Iaufe  dieses  $  gelegentlich  An- 
gedeuteten hat  der  Verlust  des  Ergenthums  an  Schiffen  nichts 
Eigenthümliches. 


9.  Seit  Bydkenhoek  etw«  (qvaett.  Ktrb  publ.  I.  1.  Kap.  17.  p.  124). 

21.  Ordomi.  de  U  mar.  1681.  I.  12.  Art.  1,  wie  er  es  denn  auch  nicht 
▼eitunem  darf  ohne  apeciellen  Auftrag  dazu.  Uebrigens  ist,  koviel 
ich  weist,  nur  das  Frans.  Recht  in  der  Lehre  von  der  Verjährung 
der  Schiffe  einiger  Massen  umständlich,  cf.  Pardessus  cours  de 
dr.  com.  III.  n.  617  —  19.  Im  Spanischen  Rechte  (Art.  587)  heisst 
es  ganz  unbedingt:  der  Kapitain  kann  das  Eigenthum  des  Schifies 
nicht  durch  Verjährung  erwerben, 

8* 
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Die  Rlieder  oder  Mitrheder  oder  Schiffaparlner  oder 
Schiffsfreunde  ($4Q)  stehen  mit  einander  in  einer  Bogen, 
pariicutaren  Gemeinschaft  (Societat)  nftmlich  in  Bezug  auf  das 
Sehiff;  sie  bilden  eine  Art  ActiengeseilschafL  Ihr  reckiliohes 
Verhaltniss  zum  Schiffe  oharakterisirt  sich  als  ein  Rtaiiaohes 
Miteigenthum  (condominium  iuris  Romani),  so  dass  Jeder  seine 
Part  als  einen  ideellen  Theil  des  Ganzen  hat,  nicht  als  sogen. 
Deutsches  Gesammteigenthum,  wornach  jeder  Genosse  ein  Recht 
auf  das  Ganze  (ius  in  solidum)  haben  soll.  Es  stehen  die  ein- 
zelnen Schiffsparten  In  engster  Verbindung  und  bilden  zusammen 
wieder  ein  rechtliches  Object,  ein  Ganzes,  weiches  das  ding- 
liche Fundament  des  rechtlichen  Verhältnisses  unter  den  Rhe- 
dern  bildet  und  worin  die  gegenseitigen  rechtlichen  Beziehungen 
derselben  sich  concentriren.  Doch  hat  jeder  einzelne  Rheder 
fQr  sich  ein  besonderes  und  individuelfes  Interesse  am 
Ganzen,  wie  es  Abbott  ausdruckt,  und'  hat  zugleich  an  seiner 
Part  eine  Art  von  selbststandigem  indiTlduellem  Eigenthum,  über 
welches  er,  nur  beschränkt  durch  das  Vorkaufsrecht  der  Ifit- 
rheder,  frei  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  verfügen  kann 
und  welches  sich  auf  seine  natürlichen  Erben  nach  seinem  Tode 
vererbt,  keineswegs  den  übrigen  Theiinöhmern  accrescirt  «•). 


25.  Vergl.  Kocb,  Pi^um.  Recht  I.  S  422.  P5hls,  Seerecht  S.  99. 
100.  und  besonders  113—22^  sowie  wegen  der  Particulan-ech^  Seite 
123-140.    Jftcobsen  51-50.    Pardessus  1.  c.n.  620-623. 

26.  In  England  (Abbott  (6)  S.  84)  kommt  (oder  kam)  auanahms- 
weiie  auch  noch  eine  Art  von  Deutachem  Gesammteigenthum  unter 
Mitrbedern  vor  und  dies  scheint  besonders  noch  in  Ameiika  wenig- 
stens bisweilen  der  Fall  ^u  sein.  .  cf.  TorzQglich  Kent,  commen- 
taries  III.  Lect  45.  S.  151.  sq..  Nach  diesem  Autor  yerh&lt  sich  die 
Sache  so.  Gewöhnlich  sind  die  Mitrheder  (part-owners  of  a  ahip) 
tenants  in  common  d.  h.  eben  Bömische  MiteigenthQmer  und  unter 
ihnen  entscheidet  in  der  Regel  Stimmenmehrheit,  und  kann  der 
Einzelne  nur  über  seine  Part  verfUgen,  nicht  die  Anderen  zum  Ver- 
kaufe der  ihrigen  und  somit  auch  nicht  der  Gesammtheit  aller 
Parten,  also  des  ganzen  Schifles,  auch  nicht  durch  Stimmenmehrheit 
mit  Hälfe  «einer  Genoasen  die  flbrigen  sum  Verkaufe  des  ScfailTcs 


S51.  Verhiltniss  unier  Ifttrhedern.  §51.  IIT 

Zunächst  ist  ihr  gegenseitiges  Verhiltniss  nach  den  beson* 
deren  Bestimmangen  des  unter  ihnen  errichteten  Contracts  zu 
benrtheilen,  nach  dem  sog.  Rhederbriefe,  der  bisweilen  zu-- 
gleich  die  Bestimmungen  über  das  erst  zu  erbauende  und  die 
Gesellschaft  erst  nach  Vollendung  des  Baues  als  Rhederge-- 
Seilschaft  YolIstaindigconstituirenAe  Schiff  enth&It,  also  zugleich 
das  vorbereitende  pactum  de  ineunda  societate*')  umfasst  ($  49). 
Dieses  letitere  begrfkndet  für  die  Tbeilnehmer  eine  POicbt  zur 
Leistung  des  Einschusses  zum  Behufe  des  Schiffbaues  und  nach 
Verhaltoiss  der  Sehiffsparten  ($  49).  Diese  Flieht  war  nach 
Alteren  Seerechten  so  stark,  dass  die  übrigen  Theilnehmer  oder 
der  Sehifl^r,  doch  wohl  eben  nur  als  Theilnehmer,  die  Wahl 
hatten,  den  Säumigen  mit  einer  persönlichen  Klage  zu  belangen 
oder  den  rOekstindigen  Aniheil  sogleich  für  dessen  Rechnung 
aubooehmen  **)  doch  befreite  schon  das  Gonsulat  <cap.  47)  die 


zwingen,  obgleich  in  Nordamerika,  wenn  anders  Streitigkeiten  unter 
den  Mitrhedem  wegen  Verwendung  des  Schiffes  nicht  zu  schlichten 
waren,  die  Gerichte  (z.  B.  der  Circuit  Court  of  Pennsylvania  im 
Jahre  1890,  in  einer  Sache,  wo  die  Parteigner  gleich  getheilt  mit 
ihren  Ansichten  aich  gegenüberstanden)  den  Verkauf  erkannten,  und 
berief  sich  dabei  der  erkennende  Richter  Washington  auf  die  Frans. 
Ordonnanz  von  lOb!  (Ut.  II.  tit.  8),  indem  er  ausdrücklich  Tom 
Engl.  Rechte  abweichen  zu  dürfen  erklärte.  Doch  können  nun  die 
Ifitrheder  (partner  of  a  ship  dann  genannt)  auch  in  einer  Art  Ge- 
sammteigenth um  stehen  als  chatteis,  joint-tenants  of  law  und 
in  einem  bolchen  Falle  kann  jeder  Rheder  auch  Ober  das  Ganze 
verfugen,  folglich  auch  die  VerUusserung  des  Schiffes  durchsetzen. 
Ob  nun  ein  Rheder  part-owner  oder  ob  er  partner  sei,  das  hangt 
von  den  Umstanden  ab  (Kent  8.  153).  Doch  ist  das  zweite  Ver- 
hiltniss immer  nur  als  Ausnahme  zu  betrachten.  —  In  andern  Län- 
dern kennt  man  dieses  zweite  Verhiltniss  unter  Rhedem  nicht« 

i7.  In  Russland  ist  dieser  Contract  wegen  Erbauung  oder  auch  An- 
kaofes  eines  Schiffes  allemal  schriftlich  abzuschliessen.  Russ.  Ordnung 
der  Handelssch.  VIII.  151-157.  JX.  178. 

SB.  Gona.  del  mare.  e.  46;  Cod.  Venet.  I.  1.  a.  13.  Jetzt  wird  nur 
eine  penOniicbe  Klage  auf  Leistung  zu  gestotten  sein;  in  Frankreich 
ist  das  alte  Redil  ansdradüich  beibehalten,  doch  mnss  die  Auf- 
nahme des  Geldes  nnter  geriehtlicher  AutoriU&t  geschehen.  Code 
de  com.  833.    Auch  in  Schweden  nach  III.  cap.  II.  des  Seerechts. 


tlS  AImcIulUL  Vqd  der  Rbed^ei. 

Erben  einee  Tbeilnehmers  von  der  Verpflichtung  tu  «Bäng- 
licher oder  weiterer  Einzahlung  *•).  Die  daselbst  gleichfalls 
(c  48.  49)  aufgestellte  allerdings  relative  yer|>flichtung  der 
Bheder»  wenn  das  Schiff  grösser  als  verabredet  im  Verlaufe  des 
Baues  geräth,  zu  den  verabredeten  Beitrügen  Nachschüsse  zu 
liefern,  ist  heutiges  Tages  unpraktisch. 

Der  Khederbrief  bedarf  in  der  Regel  keiner  Form»  wird  aber 
natürlich  gewöhnlich  schriftlich  sein  und  ist  dies  z.  B.  in 
Dänemark  Vorschrift. 

Fehlt  es  an  einem  Rhederbriefe ,  so  treten  die  Regeln  von 
der  zufälligen  Gemeinschaft  ein.  Es  ist  schon  nach  Römischem 
Rechte  erlaubt,  dass  von  den  Mitrbedarn  der  eine  nicht  den 
Verlust  trage  und  nur  am  Gewinne  Theil  habe  *^).  Gewinn  und 
Verlust  vectheilt  sich  aber  in  der  Regel  nach  Verhältniss  der 
Schiffsparten,  Die  Mehrheit  der  nach  der  Grösse  der  Schiffs^ 
parten  der  Votanten  zu  berechnenden  Stimmen  gibt  in  allen 
zweifelhaften  Fällen  den  Ausschlag.  Doch  kann  I)  die  Minderheit 
nicht  unnöthiger  Weise  von  der  Mehrheit  gezwungen  werden» 
das  Schiff  ohne  Benutzung  still   liegen  zu   lassen  *■)• 


29.  Nur  so  erkläre  ich  Kap.  47. 

30.  L.  29.  S  1.  D.  17.  2;  namentlich  ist  dies  in  allen  Fällen  zu  ge- 
statten«  wo  der  eine  Schiffsfreund,  welches  auch  der  Schiffer  sein 
kann,  besonders  wichtige  Dienste  für  alle  Anderen  bei  dem  Ge- 
schäfte Übernommen  hat. 

31.  Wenigstens  nach  dem  älteren  Rechte  unbedingt.  Hanseat  Seerecfak 
V»  Art.  7.  Auch  Straccha  II.  n.  6;  Knricke  ius  mar,  Haas,  ad 
Art  7  cit  Gieirac,  us  et  cout  ad  Art  7  cit.  spreehen  sich  noch 
dafUr  aus;  ebenso  Wedderkop;  dagegen  ist  Valin,  commeat  ad 
II.  a  Art  5.  und  Boulay-Paty  I.  n.  345.  PöbU  Seile  115  ist 
schwankender  Meinung.  Ich  glaube,  dass,  wenn  offenbar  unnOthi- 
ger  Weise  durch  die  Mehrheit  eine  Schifisreise  Terbindert  und  so- 
mit der  Zweck  der  Schiffsgemeinschaft  vereitelt  würde,  zu  Gunsten 
der  Minderheit  zu  entscheiden  sei.  Ein  Schiff  ist  gebaut  um  in  See 
zu  gehen;  ^ships  were  made  to  plough  the  ocean,  and  not  to  rot 
by  the  wall.**  Die  Mehrheit  darf  nichts  Widersinniges  beschlieasen 
können.  Diese  meine  Ansieht  wird  uateistQtst  dnrch  Pardesaaa 
L  c.  n.  621 ,  der  consequent  die  Minorität  auch  zur  Traguig  der 
Kosten  der  Ausbesserung  und  AusrOatung  fUr  die  so  bestimmte  Reise 
verpflichtet  hält  und  dies  aadi  anf  den  Besehluas  wegen  Yermie« 
thung  des  Schiffes  ausdehnt 
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Sag^gea  scbQtzt  das  JBogliiche  uad  Amerikanisf  be  ft^cbt  gegan 
die  eiae  Aeise  beacbliessende  Mehrheit  der  Rheder  die  reniti« 
reade  Minderheit»  indeai  die  Mehrheit  Sicherheit  dahin  Btellen 
mvsa,  euftweder  das  Schiff  xurückzaliefero  oder  den  Werth  der 
Antheile  der  Minderheit  spater  auszuzahlen  *>),  so  dass  also  dia 
die  Reise  Bescbliessenden  alle  Kosten  der  Ausbesserung  und  Aus- 
rüstung allein  tragen,  so  weit  selbige  nicht  bereits  vor  der 
Sieherateilung  aufgewendet  waren  (Abbott,  91),  aber  auch  allein 
Ton  dem  Gewinne  proGtiren. 

2)  Wenn  von  einer  Abandemog  des  Baupknes  die  Rede 
ist  Oazo  kann  gegenwartig  kein  Rheder  geswungen  werden» 
denn  der  verabredete  Bauplan  ist  überhaupl  erst  das  Fundamettl 
des  ganzen  Gemeinschaftsverhallnisses.  Freilieh  ist,  wie  S«  118 
bereüa  gesagt,  das  Gonsulat  anderer  Meinung. 

3)  Wenn  die  Mehmhl  den  Verkauf  des  ganzen  Schiffes 
beschliesst  Die  Minderheit  darf  dadurch  nicht  zum  Veikaufe 
gezwungen  werden.  Yielmehr  wird  man  jedem  Verkaufen« 
wollenden  nur  das  Recht  zustehen  mQssen,  aus  der  Gemeinschaft 
auszutreten,  nSmlich  seine  Part  gleich  einer  anderen  Actie  zu 
verkaufen  (Pohls  S.  116)**).     Die  alten  Seerecbte  (Consulat 


31  Kent,  commeat  III.  leet.  45.  n.  4.  S.  151.  5B  und  die  vielen  OMal« 
dttdbft,  Mwie  bct.  Abbott  I.  3.  b.  9.  S.  85  ff. 

S3.  Dedarch  wird  denn  nach  modernen  Recfatsbegriffen  keineftwegs  die 
Soeieat  der  Rbcdtr  anfgdioben,  wie  neeh  ROm.  BtgrÜlin,  naeh 
weicben  ja  aneh  durch  den  Auilritt  einet  loduB  streng  genemmen 
te  SiDcietit  anfgeboben  wird^  Sondern  die  Soeieiat  bat  bei  ona 
«ebr  einen  Mlbttatandigen  Charakter.  Zur  freiwilligen  VerSuaKriivg 
dea  Schiffet  gehört  Rinstimmigkeit  der  Rheder.  Auch  mint  ich 
mich  gegen  Fardettua  erklären,  der  zwar  im  Allgemeinen  meiner 
Anticbt  ist  und  Einstimmigkeit  verlangt  (n.  623),  indessen  hinzu- 
setzt: wird  sie  nicht  erbalten,  so  muss  das  Schiff  öffentlich  ver- 
steigert werden.  Die  Schiffsparten  sind  eine  Art  Actien  und  er- 
scheinen als  so  sclbststSndige  Ganze  und  sind  sogleich  so  flttssiger 
Natur  und  der  Haadd  damit  ist  so  leicht  and  gewöhnlich,  data 
kein  Grund  absotten  iit,  weedialb  an  einer  Vetateigermig  d«a 
MMm  in  dem  beaagteü  Falle  gttehrititn  werden  müew.  Zw  Ver« 
meideug  von  Collisaoncn  wird  et  »werkmSssig  tem»  im  Rkedsv* 
briefebetümmt  fesUSMUe«,  obMiuoritSt  ven  5^»  'i  oder  Einstimmig* 
keift  den  Verkauf  beaäUieiaen  könme« 
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und  auch  noch  Codex  von  Venedig)  bestimmen»  dass  efn  Sdiiff 
nicht  eher  verkauft  werden  dürfe,  bis  es  wenigstens  eine  Reise 
gemacht  habe.  Auch  geben  sie  den  Mitrhedern  ein  Vorkauh- 
recht,  was  auch  nach  den  meisten  neueren  Seerecbten  noch 
existirt. 

Uebrigens  von  Particulanrechten  der  Gegenwart  erkennt  das 
Spanische  Recht  die  Hajoritatsbeschlttsse  unbedingt  als  mass- 
gebend, auch  beim  Verkaufe  des  Schiffes  an  und  macht  nur  bei 
Reparaturen  (ArL  614),  die  schon  auf  den  Antrag  eines  In- 
teressenten vorgenommen  werden  sollen,  eine  Ausnahme.  Das 
Holland.  Handelsgesetzbuch  Art.  324  erklttrt  gleichfalls  alle 
MajoritatsbeschlQsse  selbst  in  Bezug  auf  den  Verkauf  f&r  mass- 
gebend ,  doch  muss  im  Streite  der  Verkauf  öffentlich  geschehen, 
nur  kann  die  Rhederei  wahrend  einer  angefangenen  Reise  nicht 
aufgelöst  werden.  Die  Russ.  Ordnung  der  Uandeisschilfahrt 
besUmmt  (Art.  158—160  Hptst  VUI.)»  dass  es  jedem  Rhed^ 
freistehe,  auszutreten,  wenn  das  Schiff  auf  gemeinschaftliche 
Einwilligung  auseinander  genommen  wird  oder  wenn  es  veran- 
glückt  oder  unbrauchbar  oder  vom  Feinde  genommen  wird; 
sodann  dass,  wenn  ein  gegen  Reparaturen  sich  sträubender  Rheder 
austreten  will,  ihn  die  Mitrheder  mit  einem  Viertel  seines  einge- 
schossenen Geldes  abfinden  dürfen;  endlich  dass  kein  Mitrheder 
seine  Schiffspart  ohne  Einwilligung  der  übrigen  verkaufen  dürfe 
und  jeder  Mitrheder  die  Part,  nach  billiger  Sch&tzung  selbst  an 
sich  kaufen  könne.  Auch  das  Schwedische  Recht  erkenn! 
unbedingt  die  Beschlüsse  der  Majorität  an;  das  Vorkaufsrecht 
steht  dem  Mitrheder  zu,  wenn  er,  was  der  Dritte  wollte,  bezahlt 
und  im  Fall  ihm  der  Verkauf  nicht  angezeigt,  hat  er  24  Stunden 
nach  erhaltener  Kunde  ein  Vorkaufsrecht  und  zwar  nach  einer 
unparteiischen  Schätzung;  bei  einem  gerichtlichen  Verkauf  der 
Part  fällt  aber  das  Vorkaufsrecht  weg.  Nach  dem  D&ni sehen 
Gesetzbuch  (Buch  IV.  Kap.  I.  Art.  35  und  Kap.  U.  Art  5  u.  14) 
darf,  die  Minderheit,  wenn  die  Mehrheit  das  Schiff  unbenutzt 
liegen  lassen  will,  das  Schiff  zu  einem  Preise  einsetzen  und 
kaufen»  muss  jedoch  den  Preis  innerhalb  6  Wochen  zahlen. 
Können  sie  aber  über  den  Preis  nicht  einig  werden,  so  kann 
die  Mehrheit  (sie)  das  Schiff  auf  Aller  Gefahr  aussenden, 
und  sollen  die  Renitirenden  keinen  Antheil  am  Gewinne  haben. 
Dm  den  Schiffer  abzusetzen,  müssen  alle  Rheder  einig  sein,  doch 
entscheidet  allenfalls  das  Gericht  und  ist  allemal  dem  Schiffer 
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seine  etwanige  Part  nach  onpaiidilscber  Schattung  aoszu« 
lahlen.  Nach  Preuss.  Rechte  (II.  &  $  1427  aq.)  *«)  entscheidet 
gewöhmlich  Stimmenmehrheit,  die  nach  den  Schiffsparten  be-* 
stiiiimt  wird.  Ausnahmen  sind:  1)  Wenn  daa  Interesse  getbeilt 
werden  kann,  darf  ein  Jeder  für  sich  handeln  und  die  Mehrheit 
der  Minderheit  keine  Vorschriften  machen.  Dahin  gehören  z.  B. 
Versieberungen  und  Befrachtungen  auf  eigene  Rechnung.  2)  Selbst 
gegen  den  Willen  der  Mehrheit  dürfen  nothwendige  Reparaturen 
ausgeführt  werden ,  doch  kann  allemal  auf  öffentlichen  Verkauf 
des  Schiffes  gedrungen  werden.  3)  Ein  gehörig  gefasster  Be- 
schluss  kann  durch  die  Mehrheit  nicht  abgeändert  und  der 
Minderheit  entzogen  werden.  4)  Bei  einem  Verkauf  an  eine 
bestimmte  Person  und  für  einen  bestimmten  Preis  wird  Ein- 
stimmigkeit verlangt;  auf  eine  öffentliche  Versteigerung  kann 
Jeder,  doch  nur  nach  Vollendung  der  Reise,  antragen.  Endlich  ist 
5)  das  Vorkaufsrecht  bei  Veräusserung  von  Schiffsparten  inner- 
halb 3  Tagen  nach  gehöriger  Bekanntmachung  auszuüben,  wo-^ 
gegen,  wenn  letztere  fehlt,  ein  Rückforderungsrecht  (Näher-Recbt) 
binnen  4  Wochen  ausgeübt  werden  darf.  Uebrigens  soll  bei 
mehreren  Concurrenten  der  sich  desshalb  zuerst  yor  Gericht 
meldende  Rheder  bevorzugt  sein,  und  wenn  mehrere  sich  zu- 
gleich melden,  der  bisherige  Besitzer  die  Wahl  haben,  auf  wen 
er  TOD  denselben  seine  Part  übertragen  wolle. 

Nach  Französ.  Rechte  ist  der  freiwillige  Verkauf  des 
Schiffes  wie  einer  Schiffspart  schriftlich  zu  machen  und  ist  dabei 
Einstimmigkeit  notfa wendig,  wenn  er  an  eine  bestimmte  Person 
zu  einem  bestimmten  Preise  gescbiehL  Pardessus  n.  523.  Zum 
Behufe  eines  öffentlichen  Verkaufs  genügt  Stimmengleichheit, 
sofern  nicht  das  Gegeotheil  schriftlich  bedungen  ist,  doch  nehmen 
Franz.  Juristen  (z.  B.  BouJay-Paty  I.  c  I.  p.  348)  »0  an»  ^^^ 
allemal  eist  eine  gerichtliche  Autorisation  nothwendig  sei  und 
dass  ohne  sie  den  Verkauf  auch  ein  Majoritatsbeschluss  der  Rheder 
nicht  anordnen  könne.  Ein  Vorkaufsrecht  findet  nicht  statt  —  Das 
H  a  m  b  u  r  ge  r  Recht  liksst  über  den  Verkauf  an  Dritte  nicht  die  M«jori- 
tit  entscheiden,  sondern  es  muss  der  oder  müssen  die  Austreten- 


34.  VergL  Koeh,  PreuiB«  Recht  I.  $  422.  S.  711. 

35.  BrsTsrd^Veyri^res  L  c.  p.325  aagt  geradezu:  pour  que la  liciU- 
tion  Sit  lieu,  il  fant  que  la  majori t^  y  coasente,  k  moins  qa'il 
n*y  Sit  eonvention  contraire  par  4crit.  Art.  22D  des  Code  ist  zweideutig* 
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wollenden  das  Schiff  setien  oder  kiesen  und  die  Uebrigea 
müssen  sich  innerhalb  14  Tagen  erklären»  ob  sie  das  ScWff  zu 
dem  Preise  behalten  wollen  >•).  Ebenso  nicht,  wenn  die  Mehr- 
heit unnöthiger  Weise  das  Schiff  unfoenotzl  liegen  lasten  will. 

Wegen  des  Englischen  Rechtes  siehe  Note  26. 

Nach  gemeinem  Europ.  Seerecht  wird  man  dann  die  Falle» 
wo  Stimmenmehrheit  entscheidet,  immer  als  die  Regel  fQr  die 
Regtilirung  der  rechtlichen  Verhältnisse  unter  den  Rhedern  an- 
zusehen haben.  Namenth'ch  entscheidet  die  Mehrheit  Ober  die 
Ernennung  des  Kapitains,  über  die  Lieferung  von  Beitragen, 
über  die  von  Anwalten,  Beamten,  Bevollmächtigten  und  nament- 
lich des  dirigir enden  Rheders  (Directors)  S  ^2. 

Wenn  ein  Mitrheder  in  Zahlung  der  beschlossenen  Beiträge 
säumig  ist,  so  dürfen  nach  älterem  Rechte  (Cons.  del  märe, 
Hanseat,  Seerecht  und  Vened«  Recht)  seine  Mitrheder  oder  der 
Director  ohne  weiteres  Geld  auf  dessen  Gefahr  aufnehmen»  doch 
wird  es  jetzt  allemal  besser  sein»  dazu  eine  Autorisation  vom 
Gerichte  einzuholen  oder  diese  Bestimmung  im  Rhederbriefe 
festzusetzen.  Auch  darf  man  nicht  behaupten,  dass  die  übrigen 
Mitrheder  an  der  Part  des  Saumigen  ein  dingliches  Recht 
(Pfandrecht)  haben.  Dagegen  erwirbt  derjenige  Rheder  natür- 
licher Weise  ein  dingliches  Recht  am  Schiffe»  der  einen  Gläu- 
biger, welcher  ein  solches  dingliches  Recht  am  Schiffe  besass, 
befriedigt 

Nach  allgemeinen  Rechtsregeln  Qber  Beurtheilung  einer  par- 
tieulären  Societät,  als  welche  die  Mitrhederei  nach  dem  Obigen 
erscheint,  kann  ein  Rheder  seine  Mitrheder  durch  seine  Hand- 
lungen, namentlich  auch  gegenüber  Dritten  nicht  verpOiehten» 
sondern  nur  seine  Part  verpfünden,  es  sei  denn  dass  er 
1)  durch  den  Rhederhrief  oder  sonst  von  seinen  Mitrhedern 
dazu  bevollmächtigt  sei;  oder  wo  2)  speziell  Gese^  oder  Richter- 
sprnch  ihn  dazu  autorisiren,  z  B.  wenn  er  für  den  Säomigen 
Gelder  zur  Verwendung  in  das  Schifl  aufnehmen  darf,  wo  e? 
den  Mitrheder  aber  doch  nur  zur  Zahlung  an  ihn»  nicht  aber  an 


96.  Dies  ist  naeh  dem  Consulat  der  See.  Hamb.  SUit,  fl.  3.  Artikel  1, 
Vergl.  mit  dem  Lflbitchen  Rechte  (VI.  4.  Art.  6). 
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den  DrilteD  verpSiobM;  frcttieh  isl  di»  Wirkung  dieselbe;  oder 
3)  wegen  in  rem  verlio;  OberaJi,  wo  ein  Rheder  Ausgaben,  die 
fbr  das  Schiff  nothwendig  oder  auch  »Qldich  waren,  über  den 
Betrag  seiner  Rate  deekt,  da  verpflichtet  er  seine  Mitrheder,  ihn 
pro  rata  zu  entschftdigen;  selbst  ein  Fremder  würde  im  Falle 
solcher  Verwendungen  als  negotiorum  geslor  auftreten  tonnen. 

Debrigens  müssen ^die  Rheder,  wenn  das  Schiff»  also  ihr 
Eigentbnm  die  vollen  Rechte  der  Nationalitit  geniesaen  soll, 
in  den  meisten  Landern  sftromtlicb  Nationale  des  Landes  (Bür* 
ger  oder  Staatsangehörige)  sein  und  häufig  wird  auch  noch  yet^ 
langt»  dass  sie  sich  auch  dauernd  in  ihrem  .Vaterlande  aufhalten. 
Siebe  wegen  der  J)etails  lüenron  oben  $  44. 

So  lange  ein  Schiff  auf  der  Reise  sich  befindet,  können  in 
der  Regel  die  Mitrheder  die  Auflösung  ihrer  Gemeinschaft  nicht 
verlangen  ")• 

g  52.    Dirigireader  Rheder. 

Derselbe  heisst  auch  oorrespondirender  oder  buchführeoder 
Rheder  oder  Director  oder  Direoteor  oder  Buchhalter  <^).  Er 
ist  der  juristiscbe  Stellvertreter,  der  Generslagent,  wie  Abbott 
sagt,  zur  Leitung  der  gemeinsamen  Interessen  der  Rhederei, 
in  Bezug  auf  die  Benutzung  und  Verwendung  des  Schiffes, 
üebrigeos  kann  auch  ein  Nichtrheder  als  Director  angestellt 
werden  und  ist  dann  bloss  Beamter  der  Rhederei,  der  aber 
im  Ganzen  ganz  dieselben  Befugnisse  und  Verpflichtungen  hat 
als  ein  dirigirender  Mitrheder;  er  heisst  natürlich  nur  Buch- 
halter oder  Director  ohne  den  Zusatz  Rheder  **). 


37.  Freoas.  Landrceht  L  e,  g  1433,  doch  wird  1434  eiae  Ausaabme  ias 
Falle  des  Coneorse«  eine s  Mltrbeders  gemacht  und  1435  eine  andere« 
Holland.  Geaetzbuch  Art  325  ebne  alle  Ausnahme. 

38.  Das  Franz.  und  Spanische  Recht  enthalt  Qber  ihn  keine  directen 
Vorschriften  und  ersteres  hat  auch  wohl  keinen  besonderen  Namen 
für  ihn.  Englisch  heisst  er  husband  of  ship.  Abbott,  8.91— 93. 
Das  Honandische  Gesetzbuch  Art.  326-340  verbreitet  sich  am  ans- 
fahrlicbsten  Qber  seine  Rechte  und  Pflichten. 

3g.  Nadi  dem  Holland.  OeseCzbuch  Art.  396  kann  ein  Nichtrheder  com 
Bnehhalter  mur  mit  Stotunmuag  aammtlieher  Rheder  smaimt 
mrden* 
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Es  ist  nun  zwar  nicht  noth wendig,  aber  doch  sehr  nOtzlich 
für  die  prompte  und  sichere  Ausführung  des  Rhedereigeschafts, 
und  sehr  gewöhnlich,  einen  solchen  stehenden  Dirigenten  zu  er- 
nennen: sonst  tasst  sich  auch,  unter  Besorgung  jedes  einzelnen 
Gescliafts  durch  ehien  jedesmaligen  besonderen  Auftrag  an  einen 
Mitrheder  oder  auch  einen  anderen  Bevollmächtigten,  das  Rhederei- 
geschaft,  freilich  sehr  schwerfiKlIig,  leiten. 

Der  Director  wird  durch  Stimmenmehrlieit  ernannt  und 
entlassen,  und  ist  häufig  der,  welcher  die  meisten  Parten  am 
Schiffe  eigeAthümiich  hat.  Er  hat  im  Ganzen  die  Rechte  und 
Pflichten  eines  Handlungsfactors  oder  Disponenten.  Doch 
bestimmt  sich  in  der  Regel  sein  Wirkungskreis  und  bestimmen 
sich  seine  Obliegenheiten  nach  einer  spezielJen  Vollmacht. 
Nicht  selten  enthält  bereits  der  Rhederbrief  darQber  Bestim- 
mungen. 

Ueberhaupt  muss  man  den  Director  zur  Besorgung  aller 
gewöhnlichen  Geschäfte  der  Rhederei  für  bevollmächtigt  er- 
achten und  hat  er  überhaupt  die  gemeinsamen  Interessen 
der  Rheder  in  jeder  Beziehung  wahrzunehmen.  In  wichtigen, 
namentlich  in  allen  ausserordentlichen  Fällen  wird  er,  wo 
es  angeht  und  besonders  wenn  die  anderen  Rheder  an  demsel*- 
ben  Orte  oder  in  der  Nähe  wohnen  und  nicht  Gefahr  im  Ver- 
zuge ist,  mit  den  Mitrhedern  Rücksprache  nehmen  müsten. 

Die  Hauptgeschäfte  des  Directors,  falls  nichts  besonderes 
verabredet  ist,  sind  etwa:  überhaupt  hat  er  auf  redliche  und 
gewissenhafte  Weise  zu  haodebi,  die  Handwerkslcttie  und  Liefen 
raoten  zu  engagiren,  die  Officiere  zu  bestimmen,  namentlich  den 
Kapitain  zu  wählen,  das  Schiff  ausbessern  (wenigstens  in  Bezug 
auf  kleine  Reparaturen  ohne  besondere  Genehmigung  der  Mit- 
rheder) und  gehörig  zurichten  und  ausrüsten  zu  lassen,  sowie 
die  Pracht  zu  besorgen,  die  Ladungsinstrumente  und  anderwei- 
tlgoii  "Schiffspapiere  aller  Art  herbeizuschaffen,  die  nöthigen  Zölle 
und  Abgaben  zu  berichtigen,  Fracht  und  Havarien  zu  berechnen, 
die  betreffenden  Gelder  zu  erheben,  zu  empfangen  und  auszu- 
zahlen, Rechnungen  anzunehmen  und  auszustellen  sowie  zu 
quittiren,  Beiträge  von  den  Mitrhedern  einzuziehen,  cf.  Abbott 
(6),  S,  91. 

Seine  Acte  werdea,  innerhalb  der  bezeichneten  Schranken, 
also  in  Bezug  auf  das  gemeinsame  Interesse  (Joint  ooncem)  der 
Rheder»  in  Bezug  auf  die  Verwendung  des  Schiffes,  als  Acte  der 
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Gesammlbeit  dter  eiDseineii  Rheder  angesehen,  welche  für  alle 
YerpOicbleiid  aiDd,  und  im  allgemeinen  Yerlritt  er  die  Gesammlheit 
der  Rhederei  sowohl  gegenüber  jedem  etnceteen  Milrheder  und 
kann  jeden  derselben  cur  ErfQllung  der  oblie^niden  Verpflich* 
tungen  anhatten,  als  aueh  gegenüber  den  Beamten  der  Rhederei, 
also  besonders  Kapitain  und  Mannschaften,  endlich  gegenüber 
dritten  Personen,  namentlich  den  mit  dem  Bau,  der  Ausbesserung 
oder  AusriMong  des  Schiffes  heschftftigten  Werkleutea  und 
Lieferanten,  sowie  gegenüber  den  Abladern,  Befrachtern,  zirfeW 
auch  Tor  Geriebt. 

Nicht  befugt  ist  er  zum  Verkaufe  des  Schiffes  ($51),  ja  in 
der  Regel  aueh  nicht  einmal  zur  Festsetzung  einer  neuen  Reise 
fbr  das  Schiff««),  eben  so  wenig  zur  Versiohereng  des  Schiffes«^ 
oder  gar  der  einzelnen  Schiffsparten,  und  zwar  wohl  aiis  dem 
allgemeinen  Grunde,  weil  ja  jeder  Rheder  seine  Schiflbpart  selbst 
yersicbern  kann  und  somit  diese  Art  von  Geschäft  :nicb4  aus* 
schliesslich  das  gemeinsame  Interesse  der  Rhederei  betrifft,  mit- 
hin nicht  nothwendig  in  den  Gesch&ftskreis  eines  .Dirigenten 
gehört;  er  darf  keinen  Wrack  oder  seeuntüchtiges  Schiff  auf- 
zimmem  lassen  ($  51)  «*),  noch  Bodmerei  aufnehmen. 

So  iaüige  aich  ein  Director  innerhalb  der  gewöhnlichen 
Schranken  seines  Geachdftskreises  hält,  werden  die  Rheder 
gegenüber  Dritten  anbedingt  verpflichtet,  wenn  z.  B.  dach  der 
Director  keine  Rücksprache,  trotzdem  dass  es  anging,  genommen, 
ja  selbst  wenn  des  Directors  Befugnisse  durch  die  besondere 
Yollmacht  gegen  vernünftiges  Vermuthen  und  bei  entschuldbarer 
Unwissenheit  der  dritten  Contrahenten ,  in  abnormer  Weise 
beschränkt  sind;  dies  wird  wegen  der  eigentliümlichen  Art  des 
kaufmännischen  Verkehres,  wie  er  in  der  Rhederei  vorliegt,  zu 
statuiren  sein. 


40.  Vergl.  oben  S  61  und  bestimmt  dies  das  Holland.  Recht  Art.  331 
noch  ganz  auadffttckiioh;  ffeüioh  kann  die  spezielle  VoUaMefat  auch 
dafffiber  sieh  entrecken. 

41.  Holllndiscbes  Gesetcbneh  Art.  333  Und  Englisches  Re<Ait  bei 
Abbott  S.  93. 

42.  Bei  den  Punkten,  wo  ich  in  diesem  Psssus  auf  $  51  verwiesen  habe, 
gehört  in  der  Regel  M^ioritÜtsbcscfalttsss  der  Rheder  dazu,  um  das 
Qcsdilft  an  bagrOndtn.    Sieh«  g  M. 
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Ei  frftgt  sich  min,  wie  weit  4ie  Ijesammtheil  der  Rheder 
und  #e  einzelnen  Rheder  durch  die  Handlungen  des  Dbectors 
oder  «och  eines  Mideren  ea  einem  einselnen  GeschMle  beauf- 
tragten Rhedecs  oder  Fremden  belangt  werden  könne.  Narch 
Rom.  Rechte^')  würde  dies  wohl  immer  in  solidom  gesd^ehen; 
doch  ist  dies  unpraktisch  und  dem  Wesen  des  Rhedergeschafts 
nicht  entsprechend,  obgleich  das  Engl.  Recht  nicht  nur  im 
Allgemeinen  dieselben  strengen  Grundsatze  ftufstettt,  sondern 
btch  die  Jiitrheder  aus  Geschäften,  welche  der  einzelne  Rheder 
ohne  besondem  Auftrag  für  die  Rhederei  contrahirfe,  In  solidum 
^rpflichtet  sein  l^sal^^). 

Dehrigens  werden  wir  uns  hier  allgemeiner  lassen  und  die 
B(^he  der  Verpfliobtufig  der  Rhederei  im  Aligtoeinen,  nitU  bhws 
der  MItrhederei .  erOr tem.  ^ 

Die  Rhederei  ist  ein  eigenthtimlich^s,  von  den  Obr^en  Ge- 
schsften  und  Vermögensverhaltnissen  eines  Menschen  Teicfat  zn 
sonderndes,  übersichtliches  Geschäft,  dessen  pecuniires  Element» 
das  Schiff,  sich  als  ein  gesondertes  Vermögen  betrachten  lässt. 


43w  Schon  naflii  der  Analogie  der  societat  (Mitekeldey,  lUm.  Recht 
g3S8),  besonder»  aber  naoh  der  bekaanteci  Lex;  4.  D.  14«  I.  Bi 
tarnen  plurea  per  ae  navem  esereeant,  pro  porljotlibas  fsercaüoiiia 
conveniuntur«  d.  h.  also  im  Allgemeinen  haften  Mitrbeder  nur  pvo 
rata  und  ist  namentlich  der  Fall  hieber  xq  ziehen,  dan  ein  Mit* 
rheder  für  die  anderen  ohne  Auftrag  fQr  die  Rhederei  coa- 
trahirte  (S  51  S  122).  Davon  wird  denn  auch  der  Grund  angeführt; 
neqUe  enim  (n&mlich  die  Mitrheder)  invicem  sui  magistri  videntur. 
Und  nun  heisst  es  weiter  und  das  geht  denn  unseren  obigen  Text 
ati;  8ed  ai  pinre«  exerceant,  unum  autem  de  numero  sno  magi- 
atrum  (dirigirender  Rheder)  fecerint,  hcgua  nomine  in  i^lidnm 
poterunt  conveniri.  Sed  et  si  aervus  plurium  navem  exerceat  vo- 
luntate  eorum,  idem  placuit  quod  in  pluribus  exercitoribus  (also 
nur  pro  aata).  Plane  ai  umu  (alao  fHlt  Ente  wohl  «in  Mitrbeder, 
aodaiw  aber  anch  conaequent  jeder  Dritte  Fremd«,  nar  kein  Sklave) 
ex  eommuni  voluhiate  (also  kraft  spettellea  Aufitnagea^  eoMresut, 
in  #e/idiim  ille  tenehitur;  et  ideo  puto  in  UtQ  et  in  tiiperiofe  caan 
in  solidum  omnes  teneri.  Vide  Piccium,  ad  rem  naut  und  daselbst 
Vinnius  S.I54.  Die  gewöhnliche  Lesart:  si  aervus  plwnmum  navem 
(statt  wie  ich  geschrieben:  plurium  navem)  ist, gewiss  verkehrt. 

44.  Ueber  des  Engl.  Recht  sieh«  4ii«  leiste  übte  ditsea  (. 
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welohes  nar  bis  tur  H4he  seines  Werlhes  den  mit  der  Shederei 
in  Bezug  tnf  den  Seeverkebr  CotiCrahirenden  bsftet  Das  Sehiff 
mit  seinen  Seereiseoi  conslituirt  einen  so  eigentbOmlicben  Kreis 
TOB  Lebens-  und  Vermdgensveriadtnissen  der  Rbeder,  der  vom 
so  eigenth&mlichen  Gefahren  und  Vortheilen  umkleidet  Ist,  dass 
er  füglich  unter  seioeo  eigenen  besonderen  Gesetzen  stehen  und 
-  einer  gesonderten  rechtlichen  Beurtheilung,  namentlich  gegenüber 
anderen  VermOgenssphftren  derselben  Personen  unterliegen  mag, 
in  denen  doch  in  der  Regel  weder  jene  vielfachen  und  abson-- 
derlichen  Gefahren,  noch  jene  Aussichten  auf  ausserordentliche 
Vorthelle  sich  darbieten.  Zugleich  wird  dieses  Raisonneoient 
durch  die  Natur  der  Hitrhederei  als  einer  Actieogesellschaft 
onterstOtzt.  Schiff  u.  Rhederei  bilden  also  ein  gewisses  abgeschlos«» 
senes  Ganze,  dns  ualer  seinen  eigenen  Gesetzen  steht  und  wegen 
der  auf  sie  Bezug  habenden  Rechtsvbrbiodlichkeiten  nur  bis  zur 
Höhe  seines  pecuniiren  Bestandes  haftet  Diese  Auffassung  wird 
namentlich  dazu  beitragen»  die  Speculation,  wegen  der  dadurch 
begrOndeten  Klarheit  und  Debersichtlichkeit  des  GeschSflea,  und 
da  der  Geschäftsmann  nicht  zu  fürchten  braucht,  vielleicht  durch 
eine  SchifTsunternehmung  sein  ganzes  Vermögen  zu  verlieren» 
zu  recht  vielen  Rhederei-Unternehmungen**)  anzuregen,  und 
wird  sich  schon  dadurch  jedem  Unbefangenen  als  wahrhaft  im 
Wesen  des  Seeverkehrs  begründet  documentiren,  wenn  sich  auch 
nicht  nachweisen  Hesse  (—  wa^wir  sogleich  versuchen  werden  —), 
dass  diese  Ansicht  von  der  Rhederei  überhaupt  in  allen* wesent- 
lichen Instituten  des  praktischen  Europäischen  Seerechts  bereits 
seit  Jahrhunderten  sich  geltend  gemacht  und  deren  Natur  eigen- 
thümltch  bestimmt  hat.  Schon  das  Institut  der  Mit  rhederei  be- 
ruht auf  demselben  Grundgedanken.  Eben  die  Rhederei  ist  so 
eigenthümlicher  und  so  geAlhrlicher  Art,  wenn  auch  auf  der 
anderen  Seite  möglicher  Weise  so  geldbelohnend;  dass  füglich 
ein  Einzelner  nicht  leicht  wagen  mag,  ein  Rhedergeschaft  allein 
zu  übernehmen.  Er  würde  dadurch  seine  vermögensrechtliche 
Existenz   zu  sehr  preisgeben.    Er  verbindet  sich  desshalb  mit 


'45.  Vivnias  ad  Perdaat  (ad  rem  nnil.  pag.  15S)i  arque  publice  utile 
est  proptem  quod  deterreatuv  bomlues  ab  ezcKendis  navibut,  si 
satuanr,  ne  ex  facto  magirtri  quaai  m  infiBituai  teneantiir;  und 
vnrher  neque  visom  est  nalurmli  iuqwUaÜ  confcaice»  qaatf  satis 
habet,  n  pro  suis  ainguM  poitionibns 
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Anderen,  gerade  um  nicht  sein  ganzes  Vermögen  bei  der 
gewagten  Speculation  der  Rhederei  anfs  Spiel  cu  aeteen.  Dodi 
würde  die  Zusammenrhederei  als  solche  doeh  noch  nichl  ge-» 
nikgend  die  Speculation  in  Rhederefsacben  schütaen,  wenn  sieh 
nicht  noch  eine  beschrankte  Haftung  der  Rheder  für  ihre 
Rhederei- Verbindtichkeiteii  im  Sitropaisehen  Seeferkehrsleben 
eingebürgert  und  sich  dadurch  ein  gesonderter  VermOgenskreis 
für  jedes  Rhedergeschaft  oonstitoirt  hatta.  0ies  ist  aber  ge- 
schehen in  den  seereehtlichen  Maderien  ton  Harerien  und  Bod- 
«ereien  und  zeigt  sich  namenthch  auak  in  den  Verpfliohtongen 
der  Rheder  aus  den  Handiungen  und  Contrsioten  des  Kapitaines 
sowie  überhaupt  gegenüber  der  Schiffsmannachalt  und  den  Ab- 
ladern. Es  findet  hier  im  Allgemeinen  mir  eine  Haftung  der 
Rheder  bis  zum  Werihe  des  Schiffes  slatt-^^.  Und  fordert 
es  die  Conseqüenz  «nd  wird  es  durch  die  innerste  Natur  des 
Seererkehres  postulirt,  dies  noch  n^eiter  aoszudehtien  und  die* 
selben  Grundsatze  auf  anderweitige  Verhaftungen  der  Rhederei, 
namentlich  auf  die  in  diesem  §  naher  bezeichneten  der  Zu* 
sammenrhederei- dnroh  den  Director,  anzuwenden. 

Demnach  glauben  wir  im  Gegensatz  zum  Römischen  und 
Englischen  Rechte  die  obige  Frage  in  folgender  Weise  beant- 
worten zu  müssen. 

1)  Die  Geaammtheit  der  einzelnen  Rheder  ist  verhaftet  nur 
bis  zum  Werthe  des  Schiffes  nebst  allem  Zubehör»  sowie  mit 
SinschJQss  alles  dessen,  was  durch  das  Schiff  erworben  und  ge*- 
Wonnen  wird,  insofern  es  noch  nicht  in  das  anderweitige  (abge- 
sehen nllmlich  von  den  Schiffsparten)  Eigenthum  der  einzelnen 
Rheder  geflossen  ist. 


46.  In  neuester  Zeit  ist  dieser  Gnmdsatz  namentUeh  auch  in  Fraokreireh 
unbedingt  zur  Geltung  erhoben,  indem  durch  das  Gesetz  y.  14.  Juni 
1841  der  Artikel  216  des  Code  de  commerce  dahin  modificirt  ist, 
dass  der  Rheder  überall  sich  durch  den  Abandon  des  Schiffes  und 
der  Fracht  von  aller  Verbindlichkeit  frei  machen  könne,  sei  diese 
durch  Handlungen  oder  durch  C o n t r a c t e  de«  Kapitainea 
entstanden.  Doch  kann  ein  blosser  Ausrüster  (der  nidit  zugleich 
Rheder  ist),  wie  aich  von  selbst  versteht,  sowie  ein  Rheder,*  der  zu- 
'  gleich  Kapitain  seines  Sehtffes  ist,  das  Piivileg  nicht  in  Anspruch 
nehmen.    Rravard«Vefridrea  S.  di2iL 
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2)  Der  einzelne  Rheder  haftet  gleichfalls  nur  bis  zum  Be- 
laufe seiner  Part,  worin  auch  alle  Vortheile  aus  dem  Geschäfte, 
doch  ganz  in  derselben  Weise  wie  unter  Nr.  1,  mitbegriffen 
sind. 

3)  Dabei  kann  es  keinen  unterschied  machen,  ob  der  Director 
oder  ein  speziell  beauftragter  Rheder  oder  Fremder  handelte  oder 
ob  der  Director  zu  dem  einzelnen  Geschäfte  noch  ganz  besonders 
beauftragt  war  oder  dasselbe  wenigstens  mit  besonderer  Ge- 
nehmigung oder  doch  unter  spezieller  Kenntnissnahme  der 
Rhedergenossen,  mit  Dritten  contrahirte.  Denn  diese  Besonder- 
heiten sind  alle  nicht  geeignet,  die  bezeichnete  wesentliche  Natur 
des  Rhedereigeschaftes  wesentlich  zu  verändern,  und  wird  dem- 
nach hier  eine  Ausnahme  und  demnach  eine  persönliche 
Haftung  der  Rheder  über  den  Werth  des  Schiffs  und  resp,  der 
Schiffsparten  nur  zu  st^tuiren  sein,  wenn  aus  der  Natur  der  beson- 
deren Aufträge  oder  auch  aus  <]er  ganzen  Lage  der  Verhältnisse 
in  dem  einzelnen  concreten  Falle  dies  hervorgeht.    Siehe  n.  6. 

4)  Dieselbe  beschränkte  Haftung  wird  aber  consequent  auch 
von  dem  Alleinrheder  gelten  müssen,  wenn  er  selbst  oder 
darch  Bevollmächtigte  mit  Dritten,  natürlich  in  Bezug  auf  die 
Rhederei  contrahirte.  Es  ist  kein  Grund  vorhanden,  wesshalb 
Zusammenrheder  (n.  1.)  und  Alleinrheder  hierin  verschieden 
beurtbeilt  werden  müssten. 

5)  Wegen  dolus  und  culpa  (lata)  des  Directors  oder  eines 
Beauftragten  haftet  die  Rhederei  natürlich  nicht,  wohl  aber  sind 
diese  Personen  dafür  selbst  persönlich  mit  ihrem  gesammten 
Vermögen  verhaftet;  und  ganz  in  derselben  Weise  der  Allein- 
rheder, welcher  für  sich  selbst,  und  der  Mitrheder,  welcher  für 
sich  selbst  oder  mit  oder  ohne  Auftrag  für  die  gesammte  Rhe- 
derei contrahirte;  endlich  die  ganze  Mitrhederei,  wo  dann  allen- 
falls jeder  Mitrheder  in  solidum  verhaftet  sein  würde. 

6)  Aus  Gründen  der  Billigkeit  gegenüber  Dritten 
scheint  indessen  eine  Ausnahme*')  aufgestellt  und  eine  persön- 
liche Haftung  auch  über  den  Werth  des  Schiffes  und  resp.  der 


47.  Di€M  AiiiDahme  wird  aber  allerdings  sehr  häufig  vorkommen  und 
gerade  die  meiiten  Contracte  der  Rhederei  umfauen.   Das  sogleich 
XU  charakterisirende  Holland.  Recht  erkennt  sowohl  iquer  Princip 
wie  diese  Ausnahme  an. 
T.  KallsHbom,  Seersebit  I.  9 
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SchifTspart  statuirt  werden  zu  müssen,  ohne  dass  aber  auch  hier 
eine  Verpflichtung  in  soHdum  bei  Mitrhedern  angenommen  wer- 
den darf.  Wenn  nämlich  aus  den  Umständen  des  .besonderen 
Falles  sich  nichts  Anderes  ergeben  sollte,  so  müssen  die  Rheder 
persönlich  mit  ihrem  anderweitigen  Vermögen  für  verpflichtet  ge- 
halten werden  aus  Contrakten,  wodurch  Dritte  directe  Ausgaben 
aus  ihrem  eigenen  Vermögen  machten  oder  persönliche  Dienste 
leisteten,  also  Reparaturen  am  SchiOe  besorgten  oder  andere 
Dienstleistungen  darbrachten  oder  Materialien  lieferten.  Der 
Grund  liegt  in  der  Billigkeit,  besonders  wenn  man  erwftgt,  dass 
Reparaturen  nicht  selten  den  Werth  des  Schifies  (wegen  der 
Kostbarkeit  und  Schwierigkeit  der  Ausbesserung,  nicht  in  Bezug 
auf  das  Material,  sondern  die  Arbeit)  übersteigen  und  dass  es 
sich  hier  immer  um  wirkliche  Opfer  (Dienste,  Lieferungen,  Ar- 
beiten zum  Besten  der  Rhederei)  von  Seiten  Dritter  handelt, 
Auch  fordert  es  keines  Wegs  die  Billigkeit  zum  Besten  der 
Rheder,  sie  von  dieser  persönlichen  Haftung  in  dem  Falle  zu 
befreien,  wenn  das  Schifi' durch  Zufall  unterging,  da  sie  es  ja 
als  tüchtige  Rheder  versichern  mussten. 

Doch  wird  füglich  diese  Ausnahme,  so  viel  es  irgend  an- 
geht, auf  die  engsten  Grenzen  zu  beschränken  sein,  um  nicht 
den  speculativen  und  wahrhaft  kaufmännischen  Charakter  der 
Rhederei  zu  vernichten  und  durch  zu  strenge  Verpflichtungen 
der  Rheder  von  solchen  dem  Volks-  und  Staatsgemeinwesea  so 
heilsamen  Unternehmungen  abzuhalten,  was  namentlich  der  Fall 
sein  würde,  wenn  man  den  Rheder  überhaupt  persönlich  mit 
seinem  gesammten  Vermögen  aus  der  Rhedereiunternehmung 
verpflichtet  halten  wollte. 

Der  Einzelnrheder  ist  aber  in  den  obigen  Fällen  mit  seinem 
ganzen  Vermögen  nur  dann  verpflichtet,  wenn  er  dabei  selbst 
contrahirte  oder  doch  besonderen  Auftrag  gerade  dazu  gab.  Mit 
der  Mitrhederei  hat  es  aber  gleichfalls,  wie  es  scheint,  folgende 
Bewandtniss. 

Es  wird  auch  hier  jene  ausnahmsweise  Verpflichtung  nur  dann 
eintreten  dürfen,  wenn  sowohl  der  Director  als  der  Mitrheder 
oder  fremde  Bevollmächtigte  gerade  für  dieses  besondere  Ge- 
schäft von  der  Rhederei  ausdrücklich  beauftragt  war,  indem  in 
solchen  Fällen  ein  persönliches  Verpflichtetseinwollen  von  Seiten 
der  Rheder  mehr  oder  weniger  ausdrücklich  ausgesprochen  ist 
Diese  Beschränkung  fordert  gleichfalls  die  Billigkeit  und  zwar 
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tom  Stendpankte  der  Rheder  aus  zu  deren  Gunsten. 
Selbst  der  Director  kann  an  sich  und  nach  seiner  amtlidien 
SieiloDg  gegenüber  der  Rhederei  nicht  für  befugt  gehalten  wer- 
den, ohne  besonderen  Auftrag  die  Rheder  persönlich  zu  Ter- 
pflicM^n.  Auch  ist  kein  Grund  vorhanden ,  eine  persönliche 
Verpffiehlung  für  die  Mitrheder  (oder  gar  den  Einzelnrheder) 
dureh  einen  (entfernten)  C^respondenten  oder  gar  durch  den 
Kapitain,  sofern  sie  nicht  ganz  ausdrücklich  zur  Eingehung  der 
genanoten  Geschäfte  in  jedem  einzelnen  Falle  speziell  beauftragt 
wurden,  eintreten  zu  lassen.  Namentlich  wird  man  bei  dem 
Kapitain,  der  ja  eben  nur  dem  Schiffe  vorgesetzt  ist  und  darüber 
eine  Autorität  hal^  an  sich  nur  eine  solche  Vollmacht  und  Be- 
lugnlss  prftsumiren  können,  das  Schi  ff  und  weiter  nichts  zu 
verpflichten,  nicht  aber  die  Rhederei  anderweitig,  da*  er  ja, 
aoaser  in  Bezug  auf  das  Schiff,  gegenüber  Dritten  von  Anfang 
an  nicht  als  Repräsentant  der  Rheder  angesehen  werden  kann. 
Siehe  übrigens  wegen  des  ganzen  Verhältnisses  auch  S  00-  61* 

Diese  von  uns  entwickelten  Ansichten  werden,  namentlich 
in  Bezug  auf  die  Verpflichtungen  durch  den  Director,  durch  die 
Grundsätze  des  Holländischen  Rechtes  wesentlich  unter- 
stützt**), sowie  durch  die  Autorität  des  berühmten  Georg  Friedrich 


48.  Hollind.  Haadeligesetzbnch  von  1838  Art.  335  lautet:  der  Buch- 
halter verbindet  durch  seine  Handlangen  nnd  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten alle  Mitrheder,  in  Verhiltnin  zu  deren  Antheilen» 
doch  sind  diese  befugt«  ihren  Antheil  in  dam  Schiffe  und  in  den, 
aus  der  Unternehmung,  worauf  die  Handlongen  und  Verbindlich- 
keiten Bezog  haben,  verdienten  ond  noch  an  verdienenden  Fracht- 
geldern aof  die  Art.  321  bezeichnete  Weise  abzustehen ,  ohne  zu 
einem  Mehreren  gebalten  zu  sein.  Art.  33l>.  Wenn  der  Buchhalter, 
in  besonderem  Auftrage  oder  u|it  Vor  wissen  der  Rhederei 
emige  Reparaturen  machen  UUst  oder  einige  Handlangen  verrichtet: 
so  sind  alle  Rheder  dafür  persönlich  verbunden,  in  VeriiUtnisa 
zn  ihren  Antheilen.  Damit  ist  denn  auch  Art.  321  und  22  zu  ver- 
gleichen. Art.  321  heisst  es,  dass  Eigner  eines  Schiffes  oder'Mit- 
riieder  nur  bis  zur  Höhe  des  Schiffes  und  der  Schifispart  f&r  die 
Handlungen  und  Verbindlichkeiten  des  Schiffes  haften  und  sich  da- 
von überhaupt  durch  Abstand  des  Schiffes  oder  resp.  der  Part  be- 
fliteien  können,  mit  der  $  322  festgesetzten  Ausnahme;  da  heint  ea 
Bimltch:  der  Eigner  eines  Schiffes  oder  jeder  Mitrheder,  in  Ver- 

9* 
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von  Martens^*)  getragen ,  der  unbedingt  nur  das  Sdiiff  und 
resp.  die  Schiffspari  verhaftet  lasst,  wogegen  umgekehrt  Gropp 
(Jurist.  Abhandl.  Nr.  24.  S.  527  unbedingt  die  Person  der  Rheder 
für  verpflichtet  hält,  und  endlich  Pohls  (I.  c.  S.  122)  folgender 
Massen  unterscheidet s  |Wusste  der  Dritte,  dass  der  dirigirende 
Rheder  mit  ihm  contrabirte,  so  hat  er  unbedenklich  einen  An- 
spruch an  die  Person  der  übrigen  Rheder,  und  nicht,  bloss  an 
das  Schiff;  contrahirte  er  aber  mit  ihm  allein,  so  hat  er  nur  in 
sofern  einen  Anspruch  an  das  Schiff,  als  derContract  von  der 
Art  ist,  dass  er  ein  dingliches  Recht  begründet 

Ein  dritter  Unbeauflragter  wird  natürlich  die  Rhederei  nur 
dann  verpflichten,  wenn  die  actio  negotiorum  gestorum  über- 
haupt begründet  sein  wird  und  kann  hier  natürlich  die  Rhederei 
höchstes  so  stark  verpflichtet  werden,  als  sie  es  nach  dem 
Obigen  durch  ihre  Beamten,  Bevollmächtigten  und  durch  die 
Einzelnrheder  wird. 

Der  Director  (und  resp.  die  anderen  Bevollmächtigten)  der 
Rhederei  kann  von  Dritten,  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsltzen 


haitnits  zu  seinem  Antheil,  ist  nichtsdestoweniger  persönlich 
verbunden  für  alle  Reptraturen  und  andere  Ausgaben,  die  zum  Be- 
httfe  des  Schiffes  in  seinem  besonderen  Auftrage  oder  in  dem 
der  Rhederei  gemacht  sind. 

Das  altere  Holland.  Recht  ist  im  Ganzen  dasselbe,  kennt  aber 
die  Ausnahme  des  Art.  336  nicht,  cf.  Vinnius  ad  Peckium  (ad  rem 
naut.)  pag.  155.  Auch  das  Handelsgesetzbuch  (EntwurO  f&r  das 
Königreich  der  Niederlande  von  1826  (Buch  IL  Tit.  II.  Art.  4u.l3) 
hat  jene  Ausnahmen  noch  nicht  aufgesteUt  •—  Ueberhaupt  wegen 
des  alteren  Seerechts  vergl.  Wedderkop  pntroductio  in  ins  naut 
Flensburg  1752)  lib.  I.  tit.  I.  $  7  und  lib.  III.  tit.  IV.  $  50  in  der 
Note,  denn  wenn  es  da  heisst  recentiores  leges,  so  sind  das  jetzt 
nach  100  Jahren  alte  Seerechte  zum  grossen  Theil.  Ueberhaupt 
findet  man  bei  Wedderkop  viele  vortreiiliche  Citate  auf  alle  lltere 
Seerechte  Earopa's. 

40.  von  Martens,  Handelsrecht,  insbesondere  Wechsel-  und  Seerecht 
(3.  Aufl.  Göttingen  1820)  §  156  (vom  dirigirenden  Rheder)  S.  173, 
welcher  sogar  behauptet,  dass  „nach  den  neueren  Gesetzen^  Über- 
haupt nur  nach  Massgabe  der  Schifisparten  geklagt  werden  dfirfe 
und  sich  dabei  auf  Wedderkop  (ius  naut  lib.  III.  4.  $  50)  beruft 
und  zwar  nicht  Allschlich,  wie  Pohls  Seite  122  Note  sagt,  beruft, 
wenn  man  nur  das  Citat  auf  lib.  I.  tit.  I.  $  7  nachliest 
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nur  iosowejt  in  Anspruch  genommen  werden  >•) ,  als  er  Ver- 
mögen der  Rhederei  in  Händen  hat  und  ist  persönlich  nur  ver- 
haftet,  wenn  er  ausdrücklich  im  eigenen  Namen  und  auf  eigene 
Verantwortung  contrahirte  oder  die  Gränzen  seines  Auftrages 
überschritt  oder  gar  dolose  und  culpose  handeJte. 

Der  Director  (und  resp.  die  übrigen  BevoUmUchtigten)  haftet 
der  Rhederei,  selbst  wenn  er  Mitrheder  ist,  als  Gesch&ftsbeamter 
nach  strengen  Grundsätzen,  und  ist  er  namentlich  zur  Heraus- 
gabe alles  Empfangenen,  zur  Rechnungslegung  sowie  zur  Ent- 
schädigung wegen  der  durch  seinen  dolus  und  seine  culpa  ent- 
standenen Benachtheiligungen  überhaupt  persönlich  mit  seinem 
gesammten  Vermögen ,  nicht  bloss  mit  seiner  Part  verpflichtet, 
doch  wird  es  nach  dem  Obigen  sich  von  selbst  verstehen,  dass 
der  einzelne  Mitrheder  in  allen  diesen  Fällen  ihn  nur  pro  rata 
belangen  könne. 

lieber  das  Verhältniss  zwischen  Rhedern  und  Kapitain  wird 
erst  in  den  folgenden  Abschnitten,  besonders  $  60. 61 ,  zu  sprechen 
sein. 

Die   Englischen  »i)    Rechtsgrundsätze    über   Mitrhederei 


50.  Natürüeh  abgesehen  von  leinen  Verpflichtungen  ali  Mitrheder,  wenn 
er  dai  nimlich  lugleich  ist. 

51.  Einzelne  Bemerkungen  über  das  Englische  Recht  sind  übrigens  be- 
reits $51  gemacht  und  vervreise  ich  darauf;  cf.  Abbott,  1.  c.  Parti, 
chap.  III.;  auch  Kent,  commentaries  yol.  HI.  lect.  45,  sowie 
Pohls  1.  c.  S.  129  —  31.  —  Die  Englische  Gesetzgebung  enthält 
keine  directen  Vorschriften  über  Mitrhederei  und  überlässt  Alles 
mehr  dem  freien  Ermessen  der  Rheder:  either  to  eigoy  their  com- 
mon property  by  agreement,  or  to  suffer  it  to  remain  unenjoied, 
or  periah  by  their  dissension  (Abbott  S.  84),  um  sie  gleichsam  zu 
emer  Uebereinstimmung  zu  ihrem  eigenen  gemeinsamen  Besten  zu 
zwingen.  Doch  hat  sich  durch  die  Praxis  der  Gerichte  ein  ziem- 
lich bestimmtes,  doch  lückenhaftes  Gewohnheitsrecht  auch  m  dieser 
Materie  gebildet,  die  wir  hier  (mit  Uebergehung  der  Facta  der  em- 
zehien  FftUe]  nach  der  Abbotf  sehen  Darstellung  in  einer  principiellen 
Uebersicht  zu  geben  versuchen.  —  Entweder  verabreden  die  Rhe- 
der im  Voraus  in  dem  Contracte,  wie  in  jedem  einzehien  Falle  ge- 
handelt werden  soU,  ob  namentlich  die  Mehrheit  immer  zu  ent- 
sdieiden  etc.  etc.  —  und  dies  ist  schwierig,  ja  unmöglich  —  oder 
sie  ernennen  emen  hnsband»  der  im  Namen  Aller  entweder  naeh 
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sind  so  eigenthttolich  und  eben  so  lehrreich,  wie  bd  der  grossen 
Ausbreitung  des  Englisdien  Handels  von  so  praktischer  Bedeu- 


■einem  freien  Ermetsen  oder  in  Folge  bestimmter  Instructionen  das 
Gänse«  die  gemeinsamen  Interessen  der  Rhederei  leitet;  denen 
Geschifte  smd  im  Allgemeinen  die  des  Gemeinen  Rechts.  -~  Wenn 
ein  Mitiheder  auf  Credit  eine  noth wendige  Ausbesserung  vnd 
AnsrQstnng  des  Schiffes  besorgt ,  so  verpflichtet  er  dadurch  saina 
Mitrheder«  auch  ohne  besondere  Verabredung»  und  bat  selbst  der 
fremde  Creditor,  wenn  er  bei  der  Greditgebung  von  der  Mitrheder- 
schaft  der  übrigen  wusste,  eine  directe  Klage  gegen  die  einaelnen 
Mitrheder.  —  Die  Acte  des  husband,  innerhalb  der  Grenzen  des 
gemeinsamen  Interesses  der  Rheder,  werden  betrachtet  als  Acte  aller 
einaelnen  Rheder,  welche  alle  verpflichtet  sind  aus  Contracten,  die 
er  in  Beang  auf  ihr  gemeinsames  Interesse  zumBehnfe  der  best- 
möglichen  Verwendung  des  Schiffes  abgeschlossen  hat  Er  hat  enaa 
Klage  (verbunden  mit  einem  lien)  wegen  Auslagen  gegen  jeden 
Rheder  bis  sur  Höhe  von  dessen  Part.  —  Wenn  die  Rheder  das 
Schiff  selbst  zu  einer  eigenen  Unternehmung  ausrOsten  (z.  B«  auf 
den  Wallfischfang  schicken)  so  gehört  auch  der  Gewinn  (also  hier 
der  gewonnene  Fischthran  etc.)»  so  lange  er  noch  nicht  jedem  Ein- 
zelnen überantwortet  ist,  insofern  zu  der  Part  eines  Jeden  als  der- 
selbe  von  dem  husband  angehalten  werden  kann,  bis  der  Mitrheder 
seine  Beitrige  etc.  an  die  Rhederei  gezahlt  hat  (so  weit  geht  das 
lien)  und  nicht  einmal  wenn  ein  Rheder  nach  dem  Anfang  der 
Reise  bankrut  wird,  wird  von  dieser  Regel  eine  Ausnahme  gemacht^ 
sondern  der  Abzug  für  die  Rhederei  ist  allemal  frei  Dem  Abbott 
seheint  es  Prausp  dass  den  Mitrhedem  gegenseitig  an  ihren  Parten 
ein  lien  zustehe  und  würde  dann  zugleich  liegen,  dass  jeder  Rheder 
ein  Vorkaufivecht  vor  jedem  dritten  KSufer  der  Pari  habe;  doch 
sei  dies«  sagt  Abbott,  g^en  dia  Natur  der  Mitrhederei.  —  Alle 
einzelnen  Mitrheder  gelten  vor  dem  Gesetz  (Gericht)  nur  als  ein 
Rheder  und  in  dem  Falle,  wo  ihrem  Schiffe  (general  ship)  ein 
Schaden  zugefügt  ist  durch  den  dolus  oder  die  culpa  von  Dritten, 
müssen  sie  in  der  Regel  zusammen  eine  EntschSdigungsklage  — 
(weil  die  mehreren  Prozesse  der  einzelnen  Rheder  den  Verletzer  in 
unendliche  Kosten  stürzen  würden,  also  aus  Rücksichten  der  Billig- 
keit) —  anstellen  und  das  Erstrittene  dann  erst  unter  sich  theilen. 
—  Wenn  ein  Rheder  stirbt,  so  geht  der  Klageanspruch  auf 
■eine  Mitrheder  über,  aber  die  erstrittene  Entschftdigungssunuiie  ist 
nach  Verhaitniss  der  Part  den  Vermögensnachfolgem  des  verstor- 
benen Rheders  auszukehren;  doch  muss  der  Verletzer,  wenn  bloss 
ein  Rheder  gegen  ihn  die  Klage  erhebt^  sogleich  an  Anfaiy;  des 
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toDg,  dass  wir  nicht  umhin  können,  uns  in  der  unten  stehenden 
Note  etwas  weitttufiger  darüber  zu  verbreiten. 


ProcMMs  erklaren,  da»  noch  mehrere  Rheder  da  tind,  lonst  ktnn 
der  Rheder  pro  parte  die  Klage  durchführen,  wenn  nur  eein  Betrag 
lieh  gehörig  feststellen  laist;  und  hat  der  Verletzer,  nach  solcher 
prozessualischen  Durchführung  der  ersten  Klage  pro  rata,  gegenüber 
den  nachträglich  klagenden  anderen  einzelnen  Rheder  nun  nicht 
einmal  mehr  die  obige  Einrede. —  Bei  Contractsklagen  müssen 
alle  Rheder  eine  gemeinschaftliche  Klage  anstellen,  es  sei 
denn,  dass  einige  Rheder  auf  irgend  eine  Weise  bereits  befriedigt 
worden  sind  oder  ihre  Ansprflcha  haben  fallen  lassen;  denn  dies 
pri^udicirt  den  ttbrigen  nicht  und  kOnnen  sie  auf  den  Rest  beson* 
ders  klagen.  —  Aus  einem  Gontracte  wegen  des  Schiffes  kOnnen 
Dritte  der  Regel  nach  gegen  die  Gesammtheit  klagen;  doch  wenn 
nicht  alle  zugleich  verklagt  worden  sind,  so  haben  doch  die  be- 
stimmten Beklagten  nur  eine  Einrede,  dass  sie  nur  imVerhaitnin 
ihrer  Part  belangt  werden  müssten  (plea  in  abatement),  und  schützen 
sie  diese  nicht  ausdrücklich  vor,  so  müssen  sie  das  Ganze  zahlen 
und  kOnnen  sich  nun  nur  an  ihre  Mitrheder  wegen  yerhaitnisa- 
massiger  Ermattung  halten.  Dies  scheint  auch  bei  vermOgensrecht- 
lichen  Delicts  klagen  der  FaU  zu  sein.  —  Wenn  ein  Handwerker, 
welcher  ein  Schiff  reparirt  hat,  von  einigen  Mitrhedem  Zahlungs- 
summen m  Verhaitniss  von  deren  Parten  angenommen  hat,  so  sollen 
diese  Rheder  nichtsdestoweniger  noch  wegen  des  Restes,  sofern  ihn 
die  anderen  nicht  bezahlen,  verantwortlich  sein,  es  tei  denn,  das^ 
zur  Zeit  jener  Zahlung,  der  Handwerker  dieselben  förmlich  und 
anadrücklieh  von  jeder  weiteren  Verpflichtung  entbunden  hatte.  -> 
Siehe  auch  Note  26  dieses  g.  —  Nach  dieser  Darstellung  des  Engl. 
Rechtes  wird  man  folgende  Worte  Abbott's  S.  84  über  den  allge- 
meinen Charakter  der  Mitrhederei  zu  bemessen  haben:  a  ship  is 

usnally  conveyed to  different  persons,  in  several  and  dis- 

tinct  shares  and,  consequently,  the  several  part-owners  become 
tenants  in  common  with  each  other  of  tiieir  respective  shares: 
each  having  a  distinct,  although  nndivided,  interest,  in  the  whole; 
and  upon  the  death  of  anj  one,  bis  share  goes  to  hu  own  personah 
repreaentatives,  and  does  not  accme  to  the  others  hy  survivorship. 
Das  Nordamerikanische  Seerecht  ist  auch  in  dieser  Materie 
wesentlich  das  Englische,  doch  hat  es  manche  Modificationen.  Vergl. 
Kent,  1.  c.  vol.  III.  Pars  V.  lect.  45.  num,  4.  S.  151-67. 


Absclmitt  nr. 

¥•■1  SeUffspersraaL 


Kapitel  I. 
Im   Allgemeine  n# 

i  53.    Uebenicht. 

Der  Zweck  der  Rhederei  ist  die  bestmögliche  Verwendung 
des  Schiffes,  um  durch  Güter-  und  Personentransport  eine  mög- 
lichst hohe  Fracht  und  somit  eine  möglichst  hohe  Verzinsung 
der  in  das  Geschäft  (namentlich  in  das  Schiff  selbst)  verwende- 
ten Kapitalien  zu  erlangen.  Diese  Benutzung  des  Schiffes  ver- 
langt ein  der  Seefahrt  kundiges  Personal,  das  Schiffspersonal, 
an  dessen  Spitze  der  Kapitain  oder  Schiffer  mit  der  ober- 
sten Leitung  des  Ganzen  steht.  In  der  Regel  ist  der  Rheder 
gegenwärtig  nicht  mehr  zugleich  der  Kapitain   des  Schiffes «), 


1.  Sonst  war  dies  gehr  häufig  und  hatte  gewöhnlich  der  Kapitain  eine 
Schiffipart,  also  war  Kitrheder,  jetzt  ist  es  wenigstens  seltener. 
Spanisches  Handelsgesetzbuch  Art.  620,  36.  Das  Preussische  Recht 
(1.  c.  Artikel  1443  und  44)  erkl&rt,  dass  ein  Rheder,  der  zugleich 
Schiffer  sei,  in  allem,  was  die  Führung  des  Schiffes  betreffe,  jedem 
anderen  Schiffer  gleich  zu  achten  sei,  selbst  wenn  er  sich  die  Füh- 
rung des  Schiffes  bei  seinem  Eintritt  in  die  Rhederei  gegenüber 
«einen  Uitrhedem  ausdrücklich' ausbednngen  hatte. 
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sondern  ein  Dritter,  und  noch  vielmehr  gilt  dies  von  dem  übri- 
gen Personal.  Die  Mannschaften  werden  in  der  Regel  nicht 
von  dem  Rheder  ernannt,  sondern  man  OberUsst  gewöhnlich 
dem  Kapitain  die  Auswahl  und  Engagirung  der  Seeleute  und 
übt  allenfalls  nur  ein  Einspruchrecht  gegen  diese  oder  jene 
Person  von  den  Seeleuten  aus.  Sind  Rheder  (propri^taire) 
und  Ausrüster*)  (armateur)  verschiedene  Personen,  so  ernennt 
regelmässig  der  letztere  den  Kapitain,  doch  kann  sich  natürlich 
der  Rheder  einen  Einfluss  auf  die^Ernennung  der  Seeleute  aus- 
drücklich vorbehalten. 

Das  gesammte  Schiflspersonal  (Equipage  auch  genannt) 
za4Wt  in  Kapitain  (Schifler)  und  übrige  Officiere  auf  der 
einen  and  das  eigentliche  Schiflsvolk,  die  Matrosen  oder  di  . 
Mannschaft  auf  der  anderen  Seite,  obgleich  man  nicht  selten 
unter  allen  diesen  Ausdrücken  auch  die  Officiere  mitbegreift« 
Seeleute  nennt  man  im  Allgemeinen  aber,  welche  das  Ge- 
werbe treiben,  welches  sich  auf  die  Bedienung  der  Seefahrzeuge 
bezieht,  den  Schiffer  mit  eingeschlossen.  Von  Schiffs kindern 
spricht  man  in  der  Regel  im  Gegensatz  zum  Kapitain. 

Das  Schiffspersonal  bat  nun  eigenthümliche  Rechte  und 
Pllicfaten  und  zwar  sowohl  unter  einander  gegenseitig  als  beson- 
ders in  Bezug  auf  ihren  Rheder.  Vor  Allem  aber  ist  der  Kapi- 
tain der  Mittelpunkt  der  ganzen  Schiffsmannschaft  und  nament- 
lich das  eigentliche  Organ,  durch  welches  die  Rhederei  mit  der 
Equipage  in  rechtlicher  Verbindung  steht  Desswegen  scheint  es 
angemessen,  in  den  folgenden  Kapiteln  diese  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten so  zu  scheiden,  dass  wir  Kapitel  II.  von  dem  Ver- 
baltniss  zwischen  Rheder  und  Kapitain,  Kapitel  HI.  von  dem 
VerhaJtniss  des  Rheders  und  Kapitains  zum  Schiffsvolke  sprechen. 
In  diesem  ersten  Kapitel  soll  nur  eine  kurze  Uebersicht  des 
gesammten  Personals  gegeben  werden  *). 


2.  cf.  $49.  AusrOiter  ist  alio  der,  welcher  ein  Schiff  yom  Rheder  zu 
einer  Reise  ganz  miet)iet  und  zu  diesem  Behufe  in  den  Stand  setzt. 

3.  Vergl.  besonders  Wedderkop,  iua  naut.  üb.  I.;   Koch  Prenis. 
Beditl.  S427;  P6hU  8.  248. 


m  Ab9ehn.iy.  Vom  Schiffsperaonal. 


S  54.    Der  Schiffer  oder  Kaintain  «). 

Er  hat  die  ganze  Aufsicht  und  Leitung  des  Schiffes  und  der 
Lfidung.  Er  ist  gegenwärtig  von  den  Rhedern  gewöhnlich  nidit 
bloss  mit  der  seemännischen  Führung  des  Schiffes  beauftragt» 
solidem  hat  in  der  Regel  in  der  Jetztzeit  auch  die  Geschäfte  des 
Supercargo  ($  57),  also  fungirt  als  Factor  für  die  eingeladenen 
Waaren  und  Güter.  Daraus  erhellt  zur  Genüge  die  ungemeine 
Wichtigkeit  der  Stellung  des  Kapitains  gegenüber  der  Rhederei, 
in  derem  Interesse  es  demnach  liegt,  eine  sorgfältige  Wahl  zu 
treffen.  Freilich  sind  gewöhnlich  die  Supercargobefugnisse  des 
Kapitains  durch  die  Rechte  der  Gorrespondenten  der  Rbeder  und 
sofern  diese  nicht  A'blader  sind,  resp.  der  Ablader  meist  wiederum 
sehr  beschränkt. 

Fast  in  allen  Europäischen  Seestaaten  ist  aber  schon  von 
Staatswegen  für  die  Sicherheit  der  Rheder  in  dieser  Reziehung 
gesorgt  und  wird  gegenwärtig  von  dem,  der  als  Schiffer  fungiren 
will,  ein  spezieller  Nachweis  seiner  Refähigung  dazu  verlangt 
meist  durch  theoretische  und  praktische  Examina  oder  indem 
man  zum  wenigsten  die  Forderung  stellt,  dass  ein  solcher  be- 
reils  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  als  Seemann,  nament- 
lich auch  als  Steuermann  fungirt  habe.  Auch  sind  meist  beson- 
dere Strafen  denen  angedroht,  die  sich  für  Schiffer  ausgeben 
etc.  *).    Gewöhnlich  wird  in  den  einzelnen  Staaten  verlangt,  dass 


Aach  SehU&capitain,  Commandeur  und  bei  Grönitiidsfahiera  auch 
wohl  Commodor^;  Setzsefaiffer,  Lateinisch  magister  navis,  Engliadi 
maater  of  a  ahip.  Französisch  capitaine.  Uebrigeng  war  schon  bei 
den  Römern  der  magister  navis  häufig  einer  ans  der  Mitte  der 
ezercitores  navis  (Rheder). 

Das  Freu  SS.  Recht  I.  c  $  1446  sagt:  Es  soll  in  hiesigen  Landen 
Niemand  zum  Schiffer  angenommen  werden,  der  nicht  zuvor  von 
dem  Schiffer-Alten  mit  Zuziehung  eines  geschickten  Mathematikers 
geprüft,  und  mit  einem  Atteste  versehen  worden:  dass  er  in  der 
Stenermannskunst  erfahren. sei;  durch  Reisen  schon  die  nOthigen 
Land-  nnd  Renerkenntniase  erlangt  habe;  den  Schiffsbau  verstehe; 
auch  in  den  Seerechten  und  Gebrauchen  hinreichend  bewandert  sei. 
^  Andere  Seerechte  haben  gan^  ahnliche  Restimmungen.  Wegen 
der  Strafen  setzt  das  Preusa.  Recht  Art.  1455  fesl^  daas  auner  der 
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ein  Schiff,  welches  «lle  Rechte  einer  bettimmtan  Natioaalittt 
beansprachen  will,  Yon  einem  nationalen  Schiffer  geführt 
werde*)« 

Die  Rechte  and  Pflichten  des  Schiffers  lassen  sich  dahin 
zusammen  fassen:  er  muss  das  Schiff  auf  die  beste  Art  leiteui 
sowie  besonders  das  Commando  über  alle  Seeleute  führen;  er 
muss  das  Schiff  zur  rechten  Zeit  an  seinen  Bestimmungsort 
Akhren;  er  muss  als  Verwalter  fremder  Angelegenheiten  sich 
geriren»  wenn  er  nicht  zuftUig  Eigenthümer  (Selbstrheder)  des 
Schiffes  ist,  und  such  hier  in  Betreff  der  Ladung,  wenn  nicht 
auch  diese»  was  allerdings  wenigstens  möglich,  auf  seine  Rech- 
nnng  geht;  der  Kapitain,  welcher  nicht  Selbstrheder  ist,  beisst 
auch  wohl  Setzschiffer, 

8  55.    Die  übrigen  Officiere. 

Dahin  gehört: 
1)  Der  Steuermann,  dem  nicht  selten  (besonders  auf 
grösseren  Schiffen)  noch  ein  Dntersteuermann  zur  Seite  steht 
ond  der  im  Englischen  bezeichnend  Gehülfe  des  Kapitains  (mate) 
genannt  wird.  Er  vertritt  überhaupt  den  Schiffer  in  dessen  Ab- 
wesenheit, wechselt  auch  mit  ihm  im  Commando  des  Schiffes 
ond  ist  nach  diesem  der  oberste  Officier  auf  dem  Schiffe;  be- 
sonders hat  er  das  Schiff  zu  lenken;  sodann  hat  er  den  tSg- 
liehen  Seedienst  in  das  Journal  zu  schreiben  und  auch  in  Er- 
mangelung des  Sehlffsschreibers,  das  Verzeichniss  der  eingelade- 
nen Güter  zu  führen.  Auch  er  muss  zumeist  seine  seemännische 
Befthigung  nachweisen  und  wird  wegen  CnMigkeit  mit  schwe- 
ren Strafen  bedroht. 


Rückgabe  alles  Empfangenen  und  aoner  dem  Enatie  dei  Terur- 
nehten  Sehadens  der  nniHhige  SebüSer  mit  willkürlicher  Geld-  oder 
Geflingmssstrafe  belegt  werden  solle.  —  Span.  Handelsgesetzbueh 
Art  485.  686.  —  Gerade  in  England  wird  hierin  Alles  mehr  der 
WlUkfthr  der  Bhedor  anheimgegeben,  die  ihre  schlechte  Wahl  sn 
bOnen  haben,  nnd  wird  ein  Schiffer  wegen  seiner  UnfWgkett  nicfat 
als  Verbrecher  bestraft. 

6.  Die  genaneren  Bestimmungen  über  die  Forderung  wegen  der  Natio- 
nalitit  des  Schiffen  wie  der  übrigen  Seelents  innd  bmts  S  H 
detaillirt  angegeben. 


IM  Abschn.  IV.  Vom  Schiffspersonal. 

8)  Der  Hochbootsmann  oder  flauptbootsmann  oder 
schlechthin  Bootsmann  (proreta).  Er  hat  die  Befehle  des  Kapi- 
tains  auszuführen  und  auch  er  vertritt  bisweilen  denselben 
in  dessen  Abwesenheit  oder  Krankheit;  sodann  hat  er  nament- 
lich die  Aufsicht  über  Takelage  und  Segel  und  hat  Itir  die  sorg- 
niltige  Einladung  und  Ausladung  der  Güter»  z.  B.  dass  zum 
Aufwinden  gute  Taue  genommen  werden  etc.,  besonders  aber 
für  tüchtige  Legung  und  Stauung  derselben  zu  sorgen  und  die 
eingeladenen  Güter  überhaupt  zu  beaufsichtigen.  In  Ermangelung 
eines  Bootsmanns  liegen  die  Geschäfte  desselben  regelmassig 
dem  Steuermanne  ob. 

3)  Auch  der  Schiffszimmermann  gehört  zu  den 
Officieren. 

8  56,    Die  übrige  Mannschaft '). 

Sie  bildet  im  Gegensatz  zu  den  Officieren  das  eigentliche 
Schiflsvolk;  darunter  ist  noch  der  Koch,  der  zugleich  die  Auf- 
sicht über  den  Mundvorrath  hat,  also  zugleich  Proviantmeister 
(Steward)  ist,  zu  erwähnen.  Die  anderen  sind  die  Matrosen, 
welche  wohl  nach  ihren  Bestimmungen  und  nach  ihrem  see- 
männischen Alter  in  verschiedene  Klassen  und  Stufen  eingetheiH 
werden.  Zur  Eigenschaft  eines  Matrosen  gelangt  man  erst  durch 
den  Dienst  als  Schiffsjunge. 

In  manchen  Ländern,  namentlich  in  Prenssen,  wird  man 
dadurch,  dass  man  längere  Zeit  auf  einem  Kauffahrer  Seedienste 
irgend  einer  Art  gethan  und  namentlich  Seereisen  mitgemacht 
hat,  frei  von  der  VerpQichtung  zur  Ableistung  des  regelmässigen 
Kriegsdienstes.  Anderseits  ist  die  Sitte  des  Matrosenpressen 
namentlich  in  England  bis  jetzt  geübt  worden. 

Gewöhnlich  dürfen  Kapitain  und  Mannschaften,  wenn  das 
Schiff  zur  Abfahrt  bereit  ist,  nicht  für  Schulden  angehalten  wer- 
den, es  sei  denn,  dass  selbige  von  Gegenständen  herrühren,  die 
für  die  beabsichtigte  Reise  geliefert  sind.  Das  Nähere  siehe 
bereits  $  47. 


7.  In  England  unterscheidet  man  häufig  den  master  von  den  anderen 
Seeleuten  als  den  marinen. 
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$  57.    Mehr  zufUlige  Penonen  auf  SchUTen. 

Auf  Kriegsschiffen  findet  sich  aus  militairischen  Gründen 
ein  weit  stärkeres  Schiffspersonal  als  auf  Kauffahrteischiffen  und 
ist  die  Zahl  der  Matrosen  und  Officiere  sehr  vervielfacht, 
namentlich  auf  grösseren  Schiffen,  zur  Ausführung  schneller 
Bewegungen  des  Schiffes  sowie  zum  Behufe  der  Bedienung  der 
Geschütze.  Doch  interessirt  uns  dies  weniger.  Auch  sind  hier 
meist  noch  sog.  Seesoldaten  mit  besonderen  Officieren  am 
Bord. 

Der  Schiffsschreiber,  der  Schiffsgeistliche,  der 
S  chi  f  f  s  a  r  z  t  sind  gegenwärtig  meist  auf  Kauffahrern  nicht  zu  finden. 
Wohl  aber  nicht  selten  ein  Supercargo  ($  120),  der  im  Namen 
der  abladenden  Rheder  oder  fremden  Kaufleute  die  eingeladenen 
oder  auch  einzuladenden  Güter  überwacht  und  an  die  Destina- 
taire  überliefert,  sowie  Zahlungen  empßingt  und  leistet,  endlich 
auch  wohl  Rückfracht  besorgt.  In  Ermangelung  des  Supercargo 
hat  der  Kapitain  dessen  Functionen  zu  besorgen.  —  Endlich  sind 
noch  die  gewöhnlichen  Reisenden  (Passagiere),  sowie  die 
Lootsen  zu  erwähnen,  von  welchen  weiter  unten  besonders  ge-^ 
bandelt  werden  soll. 


Kapitel  II. 
Verhaitnlfls  swlsclieii  Rheder  und  Schiffer. 

Literatur:  Pohls,  S.  141-247.  Jacobson,  S. -107-161.  Abbott, 
part.  I.  chap.  1.  und  part.  II.  chap. MV.  Bravard -Veyrl^rea 
S.  328—339;  Pardessus,  n.  624-666;  Koch  I.  S  423—426. 
Kent  vol.  III.  part.  V.  lect.  46. 

Preuss.  Landrecht  L  a  S  1445—1533.  HolL  Handels- 
gesetzbuch Art  342—303.  Span.  Handelsgesetzbuch  Artikel 
634—686,  auch  schon  Art  616-633.  Franz.  HaudelageaeU- 
bucb  IL  Titel  3  und  4. 


I4i  Abschn.  lY.  Vom  Schiftpertonal. 


g  58.   Begründung  und  Aufldiung  dei  Verhftltniiaet. 

Der  Kapitain  wird  von  dem  fiheder  oder  wo  dieser  vom 
AusrQster  verschieden  ist,  von  letzterem  frei  gewählt,  sofern 
diese  Wahl  nicht  durch  Staatsgesetze  in  Betreff  der  Fähigkeit 
und  Nationalität  der  Schiffer  ($  44.54)  beschränkt  ist.  Nur  soll 
der  Rheder  keinem  Anderen  seinen  Schiffer  abspenstig  machen 
und  nur  solche  engagiren,  die  ein  Entlassungsattest  von  ihrem 
letzten  Patron  beibringen.  Mitrheder  entscheiden  nach  Stimmen- 
mehrheit. Wenn  Rheder  und  Kapitain  zufällig  dieselbe  Person 
sind  (S  59),  so  ist  natürlich  ein  Rechtsverhältniss  nur  gegenüber 
dritten  Personen  möglich.  Der  Contract  mit  dem  Kapitain  be- 
darf in  der  Regel  gar  keiner  Form,  es  genügt  mündliche  Ver- 
abredung und  selbst  Ernennung  aus  der  Ferne  ist  möglich,  doch 
ist  schriftliche  Abschliessung  0  empfehlenswerth  und  in  Däne- 
mark, Oesterreich  und  Russland  geboten,  im  Pyuss.  Landrecht 
(1.  c.  S  1450  mit  S  1453)  wenigstens  als  Regel  verlangt»  obwohl 
unter  Abwesenden  schon  die  Correspondenz  genügt  und  bei 
^ einer  bloss  mündlichen  Abrede,  die  wenigstens  durch  gegen- 
seitige Erfüllung  klagbar  wird,  der  Schiffer  zu  deren  eidlichen 
Bestärkung  gelassen  wird. 

Der  Rheder  eder  AusrOster  wird  gegenwärtig  nach  gemeinem 
Europ.  Seerecht  für  befugt  gehalten  werden  dürfen,  den  Schiffer 
jeder  Zeit  zu  entlassen,  indessen  natürlich  verpflichtet  sein,  den- 
selben, wenn  er  dabei  ohne  Schuld  ist,  zu  entschädigen  oder 
wenigstens  bis  zum  Zeitpunkte  der  Entlassung  zu  salariren. 
Dasselbe  gilt  auch  von  dem  Kapüain,  der  zugleich  Mitrheder  ist, 
nur  dass  derselbe  bei  willkürlicher  Entlassung  meist  sofortige 
Auszahlung  seiner  Part  fordern  kann.  Doch  weichen  die  eio- 
zelnen  Seerechte  in  dieser  Materie  vielfach  von  einander  ab. 
Das  Französische  Seerecht')  ist  am  strengsten;  es  gestattet 
Entlassung  nach  Zahlung  des  verdienten  Lohnes  zu  jeder 
Zeit  ohne  Entschädigung,   es  sei  denn,   dass  letztere  schriftlich 


1.  Da»  BanseRtische  Sprecht  von  1614  (Tic.  II.  Art.  3)  tat  darin  sehr 

peinlich. 
1  Code  de  eommeree  Art.  218.  19.  Verdrdikung  vom  26.  Mtrt  1804. 

Pardetsus  1.  c.  n.  626. 
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sUpulirt  sei,  und  ohne  Angabe  von  Gründen ;  doch  kann  der 
während  der  Reise  wiilkQrllch  entlassene  Kapitain  Entschadignng 
wegen  der  Rückkehr  verlangen.  Ebenso  streng  ist  das  Holt. 
Handelsgesetzbuch  Art.  328,  doch  im  letztgenannten  Falle  ist  der 
volle  Lohn  auszuzahlen  ausser  den  Kosten  der  ROckkehr, 
Nach  Preuss.  Rechte  ist  nur  bei  einer  willkürlichen  Entiassoag 
wahrend  der  Reise  volle  Entschädigung  zu  verlangen  •)•  Nach 
dem  Span.  Handelsgesetzbuch  Art  626 -^30  darf  der  Kapitain 
(sowie  das  Schiffsvolk)  vor  der  Abreise,  wenn  das  Engagement 
ganz  unbestimmt  (also  auch  nicht  auf  eine  bestimmte  Reise)  war» 
gegen  Zahlung  des  abgelaufenen  Soldes  willkürlich  entlaasen 
werden  und  entsteht  eine  POicht  zur  Entschldigung  nur  durch 
einen  ausdrücklichen  Vertrag;  wahrend  der  Reise  ist  zwar 
gleichfalls  willkürliche  Entlassung  gestattet»  doch  muss  der  Sold 
bis  zum  Tage  der  Rückkehr  des  Kapitains  (oder  der  Mannschaft) 
in  den  betreffenden  Hafen  gezahlt  werden,  wenn  kein  Verbrechen 
oder  Seeunfilhigkeit  nachgewiesen  wird;  und  endlich,  wurde  auf 
eine  bestimmte  Zeit  oder  Reise  engagirt,  so  findet  überhaupt 
gar  keine  willkürliche  Entlassung  statt;  ist  aber  der  Kapitain 
Mitrheder,  so  darf  er  überhaupt  nur  wegen  wichtiger  Ursachen 
entlassen  werden  und  ist  ihm  dann  seine  Part  auszuzahlen.  In 
Oesterreich  gelten  absonderliche  unpraktische  Restimmungen«). 
Uebrigens  gestattet  bereits  das  Hans.  Seerecbt  1614  (Titel  IL 
Art  4)  wie  es  scheint  willkürliche  Entlassung.  In  England 
und  Nordamerika  finden  sich  über  Ernennung  und  Entlassung 
des  Schiffers  keine  besonderen  gesetzlichen  Bestimmungen,  doch 
scheint  man  auch  hier  nach  der  Pralis  den  Rhedem  grosse 
Freiheit  zuzuerkennen. 

Bei  der  Mitrhederei  entscheidet  wie  über  Ernennung  so 
aadi  Entlassung  des  Schiffers  Stimmenmehrheit  Der  Director 
hat  hier  nur  ausnahmsweise  ein  solches  Recht  und  nur  im 
Ho  11.  Handelsgesetzcuch  Art  328  erscheint  es  als  Regel. 

Dagegen  h»t  der  Kapitain  nur  aus  besonderen  zu  erweisenden 


3.  Allg.  Premi.  Landrecht  II.  8.  8  1456.  57. 

4.  Siehe  P5hU  S.  217  und  Editto  politieo  di  nang.  1774.  Artflcel  II. 
Pohls  Aniichten  Ober  die  Entlawimg  dei  Sahifl^rt  tmd  (8.  144) 
■ehr  milde,  scheinen  aber  jetzt  unpraktiseh  gegdnflber  den  BiNtim- 
nongen  der  neueren  Secreehte. 


m  AbflchalV.  Vom  Sdufibpersonal. 

Gründen  das  Recht,  vor  Ablauf  der  Zeit  oder  Reise  seine  Ent- 
lassung zu  fordern  *).  Sonst  muss  er  Ersatz  für  alle  aus  seinem 
Rücktritt  entstehenden  Schäden  leisten. 

Nach  Französischem  Rechte  (Code  de  com.  Art  208) 
hebt  der  in  Folge  eines  Beschlages  stattgehabte  gerichtliche 
Zuschlag  des  Scbifles  auch  noch  die  Anstellung  des  Kapitains 
auf,  jedoch  mit  Vorbehalt  der  etwa  schriftlich  versprodienen 
Entschädigung  wegen  Verabschiedung.  In  allen  übrigen 
Fallen  ist,  nach  Pardessus  1.  c  n.  627,  <lem  zwischen  dem 
verkaufenden  Rheder  und  dem  Kapitain  abgeschlossenen  Vertrage 
nachzukommen  und  soll  der  Käufer  erst  nach  Zahlung  der  etwa 
verabredeten  Entschädigung  den  Kapitain  entlassen  können;  doch 
stehe  dem  Käufer  der  Regress  gegen  den  Verkäufer  zu. 

Im  Folgenden  werden  wir  uns,  der  Kürze  wegen,  in  der 
Regel  nur  des  Ausdruckes  Rheder  bedienen,  doch  ist  der  blosse, 
den  Schiffer  engagirende  AusrOster  darunter  immer  mit  zu  ver- 
stehen, indem  wesentlich  von  beiden  im  Verhältniss  zum 
Schiffer  dasselbe  gilt.  Von  dem  Verhältniss  des  Kapitains  zu 
den  Ladungsinteressenten,  welche  gewöhnlich  nicht  selbst  zu- 
gleich die  Rheder  sind,  kann  aber  erst  in  den  folgenden  Ab- 
schnitten gesprochen  werden. 

i  59.    Natur  des  Verhältnisses. 

Das  Verhältniss  zwischen  Schiffer  und  Kapitain  ist  durchaus 
eigenthümlicher  und  einzig  aus  dem  Wesen  des  Seeyerkehres 


5.  Diese  Beschränkung  des  Kapitains  auf  der  einen  und  die  grosse 
Freiheit  der  Rheder  auf  der  anderen  Seite  in  Bezug  auf  die  Ent- 
lassung rechtfertigt  sich  durch  dife  eigenthttmliche  Natur  des  Ver- 
hältnisses Kwischen  Rheder  und  Schiffer,  welches  nicht  bloss  einfaehe 

•'  Dienstmiethe,  sondern  tugleich  eine  Art  Ifuidatsyerhältiiiss  ist, 
rechtfertigt  sich  durch  das  Gewagte  der  Speculation  des  Rhedet% 
durch  die  Schwierigkeit,  den  Grund  zur  Entlassung  des  Kapitains 
zu  beweisen,  besonders  da  nicht  selten  der  Rheder,  bei  einem  wich- 
tigen Geschäfte,  auf  eine  kurze  Notiz  eines  entfernten  Correspon- 
denten  in  Betreff  des  Schiffers  hin,  sich  mit  Recht  zur  Entlassung  des 
,  Schiffers  veranlasst  sehen  mag  etc.  Siehe  Pardessus  1.  c.  und  den 
folgenden  $. 
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zu  erklärender  Natar.  Es  isl  nicht  bloss  eine  Dienstmiethe 
(locatio  conductto  operariHn),  obwoiil  deren  Grnndsätieie  bei  Be- 
urtheilung  vieler  Seiten  des  Verhältnisses,  namentlich  in  Be- 
zug auf  die  dem  Kapüain  obßegende  Leitung  Und  Führung  des 
Sebiffes  angewandt  Werden  mOmeny  sondern  zugleidi  em  M^an- 
datsverbilltniss  zientUch  umfassender  Art,  Indem 'de^^faiflfer 
bei  seiner  Anstellimg  ein  Mandtft  Qberniimnt  dahin,  afle  in  Be- 
zug auf  das  Schiff  und  die  damit  m  Verbindung  stehenden 
Vtftadtnfsse  Torkommenden  Angelegenheiten  der  Rhederei  zu 
besorgen  und  als  deren  Bevo^llmachtigter  zur  tüchtigen  und 
mAgüehsl  nutzbaren  AvwendMg  dbs  Sehififes  ftberäll  anf^utreten, 
sowitf  ihr  Interesse  in  allen  'dieisen  Beziehungen  wahrmnehmew. 
Dies  MändatoTerhilltniss  ist  namenffioh  da  ton  ausgedehnter  kti\ 
wo,  wie  dies  jetzt  znmeist  der  Ftdl  ist,  detn  Schiffer  zugleich 
die  Geschäfte  d^  Snpereftrgo  oder  CAi^adeur  Obertragen 
sind  ond  er  mithin  zugleich  als  BeauftCagtbr  der  Ablader 
aufzutreten  hat«),  doch'  auch  in  dieset  «Bezfehung  mehr  im 
Namen  nnd  dorch  dtrecde  oder  fndireote  Vennittelung  des 
Rfhedera.  .  .      •  »- 

Dies  Verhältniss  ist  ein  Verhältniss  ganz  besonderen  Ver- 
trauens. Der  Rheder  setzt  auf  die  Rechtlichkeit  und  Gewissen- 
haftigkeit des  Schiffers  einen  grossen  Theil  seines  Vermögens. 
Desshalb  wird  das  Verhältniss  streng  vor  dem  Gesetze  zu.be- 
urtheilen  sein  und  ist  auch  nach  allen  Seerechten  deshalb  der 
Schü^r  zur.  Anwendung  dei:  grössten  Sorgfalt  i^  allen:. meinen 
auf  das  Schiff  bezüglichen  JBtaudiuogen  und  Geschäften  ver- 
pflichiet;  er  «oll  hier  .überall  mtie  ein  ocdentlichcnr  HaüsvalM  die 
Angiälegenheiteli  ferner  Patrone  besorgen  (ömnem  diligeWtiam 
pr«eat«te>^) 


6.  Mit  diesen  Autiehten*  Ober  die  Natur  des  VerhältniMes  ewiichta 
Rhedet  und  SchiAir  äCAuuHni  ttlberein  PaTdessus,  I.  c.  n;  626 
ond  Roch,  Pnim.  R)ecbf  I.  $^423  (n.  II.  S.  718). 

7.  Code  de  com.  frang,  Art.  221.  Ho  11.  Handelsgesetzbuch  Art. 345. 
Preuss.  Landrecht  1.  c.  S  V*62. 


V.  EaUeDbora,  8«erechi  I.  **       '       10 
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S  fiO.    VerpAicbtiiiif  d«  Biioder  dttrcb  den  8cliü«r  •)• 

Der  Schiffer  verpBkhtet  im  Aligemeiiiea  ^4e  jeder  andere 
Fftotor  4efi  Rheder  als  seioeo  Principiil,  ao  Jange  er  sich  inner- 
lialb  der  Grenzen  seines  Auftregea  (lex  praepositionia)  hllt 
Diese  Grenzen  bestioiiaen  sich  nach  der  Natur  des  ganzen  Ver-« 
baiUiisBea,  durch  das  In  dem  GeschAite  dieser  Art  zur  möglichst 
gewiiinfeichen  OenuUung  des  Schifles  NUttUebe  nnd  Nathwen* 
dige.  So  lange  «her  der  fichifler  sich  innerhalb  dieser  Gremeil 
bullt  darf  jeder  DriUe  eine  KeaitAragung  reehtlich  verniolhen 
M^d  kann  sieh  der  Rheder  durch  den  Einwand,  dasader  Kapi- 
taip  die  VoUmiicbt  überschrien »  nicht  von  def  Vorhindlfchk«it 
frei  machen*).  Demnach  wird  fesIslelMSi,  dasa  giegenOber  Dritten, 
die  von  den  besonderen  Auftrügen  des  Schiffers  von  Seiten 
des  Rl^^ders  niclits  wj^s^^i  der  Rhed«}r  unbedingt  durch  den 
Schi^er  gebende»  is^,  so  lange  dieser  in  den  Grenzen  eines  fttr 
solche  GessM^  SU  ßraanoMreiMleyn  Auftrages  «loh  hsit.  Aboomie 
Bestimmungen  des  speziellen  Auftrages  können  nur  dann  von 
rechtlichem  Einflüsse  werden,  wenn  der  Dritte  davon  wusste  >•;. 
Dagegen  ist  der  Schiffer  natürlich  wegen  jeglicher  Üeberschrei- 


8.  Wegen  des  TUdn.  Rechts:  Lsuterbach,  4e  exercitoria  actione. 
Frick,  de  exer.  act  171^.  Peckii,  commeht.  ad  rem  naut.  p.  71 
und  dftielhat  Vinniiis.  Roccut,  de  naTibn«  et  aaalo  not.  XI.  iq. 
'—  FQr  da»  moderne  Seaftebt  Wedderkop,  intind.  in  h»  naot. 
Iftcl.  tit.  I.  §d.  Stypnann,  iHs-asariC  c-  tö.  Loeeeniaa,  de 
vm  mant.  ttb.  U}.  e.  7  (beide  bca  fiaiaeecHii^  p.  abl  a.  mip.  1698). 
van  Hall,  de  magistro  navis  I.  p.  75.  Heise  and  Grop.p«  junst^ 
Abhandlungen  Nr.  23.  S.  442.  Besonders  aber  Pohls,  S.  150  ff. 
Abbott,  1.  c.    part.  IV.  chap.  IV.  S.  295-337. 

Q.  Span.  Handeisgesrtabtcb  AkV^^*  Ate  ist  hiev  der  Eiw^and«  dav 
der  Sobiffer  aaiaa  Vok^na^  l^beiaebnMan  habe»  in,  4er  Raget  nach 
Seerecbt  uuadlssig.  Prauai.  LandatobA.l.  e.  $.  td2tt.  Pardeasua 
n.  662  beaiebt  dies  mit  Recht  i.  B.  ancb  auf  den  Fall,  da  der  Ka- 
pitaln  an  dem  Wohnorte  des  tlbeders  oder  Correspondenten  selbst- 
standig  contrahirte,  wenn  nur  die  Britten  von  deren  Anwesenheit 
nichts  gewQSst  haben. 

10.  Dies  wird  durch  die  Sicherheit  des  Verkehres  geboten  und  ist  die 
Praxis  in  den  vornehmsten  Lindem. 
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tung  der  auch  noch  so  abnormen  Bealtiliaittogeii  der  apeiMlefi 
Vollmacht  persönlich  verantworHich. 

Es  gibt  nach  den  neueren  Seer^ehten  gewisse  AoBnahmen, 
die  sich  von  selbst  recfatTertigen. 

Wenn  der  Schißer  an  dem  Wohnorte  des  Rhedeiis  oder 
dessen  Correspondenten,  an  weldien  da»  Sduff  adresairt  ist^  sieh 
befindet  und  diese  Personen  anwesend  «0  sind»  so  darf  dar 
Schiffer  nur  mit  deren  Genehmigung  Irgend  wichtigetre  Acta 
vornehmen,  welche  einzeln  zu  speiifioiren»  sehr  scbn'ierig  iai 
Die  Gesetze  rechnen  dahin:  Verummerang  des  SahiffeSy  Ankauf 
von  Segeln,  Tauen,  Lebensmitteln  etc.,  Aufnahme  von  Geld^ 
Verfrachtung  oder  Vermißtluing  am  Schiffes i*).  Es  kommt  hier 
viel  auf  die  Umstände  sowie  aof  die' Gewohnheiten  des  Handels*^ 
platzes  an.  Doch  pflegt  der  Schißer  ia  der  Regel  niehtsdesto** 
weniger  autorisiri  zu  sein  trota  obiger  Anwesenheit  I)  zur  An«« 
nähme  des  SchilTsvoIkes,  doch  in  dorRegeP')  ui^ter  Einwirkung 
der  Rhedcr  oder  des  Dircctors;  2)  zur  blossen  Annahme  d^r 
einmal  zu  befördern  beschlossenen  (dnrob  Certepartie  oder  aonM) 
Frachtguter  **J. 

In  der  Fremde  is^  dagegen  der  Schiffer  unbescbfäAbt  be*T 
vollmäcbtigt.  Dpch  soll  er  nach  neueren  Seerecbten,  wenn  die 
Sache  nicht  dringend  ist  und  wenn  überhaupt  die  Umstände  ß$ 
erlauben,  mögliebst  seine  Ubedcr  vorher  um  Instructionen 
bitten*^).  Ücberbaupt  soll  sieb,  .der  Schiffer  möglichst  auf  das 
Nothwendige  beschränken,  was  aber  im  Interesse  des  contra- 
htrenden  Dritten  doch  nur^so  zu  verstehen  ist^   dass  das  den 


ir.  Das  Span.  Oeseti^  (I*  c-  Art.  641)  dfrttckt  sich  negativ  aber  uh  best^ft 
Mli^  indeiii  e«  die  ABwesenbelt  ärgert.  Das  Pranz.  (Artikel!2d2) 
aowe  Holtl&nd.  (Aft.  d7l)  apreclMti  btosa  vom  WohneTlle.  Öat 
Preuss.  Recht  (1.  e.  J  1459  mit  1498)  spricht  vom  Wohnorte,  ver- 
laogt  aber  nach  dem  ganzen  Zusammenhange  Anwesenheit, 

ia  Hell.  Handekgesetib.  Art  311.  Fraoia.  Art.  933.  Wegcai  Ltheasf- 
mittel  Hans.  Seerechl  V.  U  2t  and  Spjafi.  Recht  Art.  «42  aifl  643, 

13.  fipan.  Handelsgesetcbtiah  «39.    HoU.  Art  343w 

§4.  FO'bU  8.  153.  S3  redintt  noah  dahia:  Verproviaa^iratig,  aof^en- 
dige  Reparirung. 

i  5.  So  das  Spaa.  Geaetebncb  Artütelflda  weaigaleils  «Ur  gtwliae  Fam 
doch  ist  das  wohl  auch  für  Spanien  zu  generalisiren. 
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VerfalltiiisfleD,  UmsUndeD,  der  Grösse  des  SchifTes  etc.  Ange- 
messene geschehe,  also  z.  B.  nicht  zu  luzuriOse  Reparaturen 
in  ein  altes  Schiff  gemacht,  nicht  Qbermaasige  Summen  vorge- 
streckt etc.  werden.  Sodann  versteht  es  sich  voik  selbst,  dass 
der  Schiffer  Dritten  gegeattber  nur  dann  den  Rheder  verpflichtet, 
wenn  er  ausdrücklich  in  dessen  Namen  oder  doch  gerade  in 
Bezug  auf  das  Schiff  conte*ahirte.  Frdlich  wh*d  der  Beweis  der 
Nothwendigkeit  der  Ausgabe  bei  Men  bedeutenderen,  nicht 
durch  den  gewöhnliehen  Geschäftsgang  bedingten  Contracten, 
also  1,  B.  Verkauf,  Verpfilndung  des  Sdiiffes,  Aufnahme  von 
Darlehen  etc.  dem  Dritten  auferlegt^*). 

Bei  dem  Beweise  einer  in  rem  versio  zum  Besten  des  Schiffes 
wird  nur  darzuthun  sein,  dass  der  Nutzen  noch  stattfinde  und 
der  Rheder  wird  stets  verantwortlich  sein,  auch  wenn  der 
Schiffer  nicht  in  Bezug  auf  ihn  oder  auf  das  Schiff  contrahirte. 

Für  die  Versehen  und  Verbrechen  des  Schiffers  kommt  die 
Rhederei  Oberall  dann  auf,  wenn  sie  unmittelbar  bei  Handlungen, 
die  der  Schiffer  in  seiner  Eigenschaft  als  Schiffer  des  bestimm- 
ten Rheders  vornahm  und  besonders  bei  einem  sie  verpflichten- 
den Vertrage  vorfielen,  doch  wohl  nur  in  subsidium,  nSimlich 
wenn  der  Verletzer  selbst  zur  Entschädigung  ausser  Stande 
fst^').  Sodann  aber  ist  der  Kapftain  der  Rhederei  Itkr  allen 
durch  seine  Versehen  oder  Verbrechen  entstandenen  Nachtheile, 
nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  verantwortlich. 

Dagegen  ist  anderweitig  der  Kapitain  zur  Erfüllung  der  in 
seiner  Eigenschaft  und  kraft  seines  Amtes  für  die  Rhederei 
gegen  Dritte  eingegangenen  Verbindlichkeiten  nicht  persönlich 
yerantwortlich,  er  müsste  denn  seine  Vollmacht  überschritten  etc. 
oder,  sich  ausdrücklich  selbst  in  irgend  einer  Weise  (als  Haupt- 
sobuldner,  Bürge  etc.)  verpOicbtet  haben  ^*)  etc.   Er  hat  juir  die 


16.  P5hl8  1.  c.  15ft.  L.  J.  pr.  D.  14.  a  Oleron  Seereobt  Artflcel  1. 
Wnby.  Seei^cht  Art.  13.  Hanstüt«  Seerecht  1.  4.  V.  3:  Tl.  2.  Nach 
Span.  Recht  Artikel  621.  ist  dies  ganz  besonders  streng,  indem  der 
Gläubiger  immer  die  Verweadang  der  geforderten  Sjammen  zum 
Nutzen  des  Schiffes  beweisen  muss. 

17.  Vergl.  Pohls»  1.  c.  S.  157  mit  Cropp  L  c.  467;  anch  Pardessns 
n.  663. 

18.  i*f.  Pardesstts,  conrs  de  droit  com,  tonu  III,  n.  690. 
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Pflicht,  aus  dem  in  Mineo  Händen  befindlieben  Vermögen  der 
Rbederei  BefnediguDg  m  schaffen. 

l>och  ist  ee  (z.  B.  auch  in  Frankreich)  jetzt  in  den  Fallen, 
wo  der  Kapitain  persönlich  nicht  verpflichtet  ist,  sehr  gebrauch- 
lidi,  ganz  wie  im  Römischen  Rechte-  es  streng  sein  sollte,  di^ 
Klage  gegen  ihn  anzubringen,  um  eine  regelmässige  und  genaue 
Anerkennung  der  Obligation  sogleich  von  Anfang  an  zu  haben 
und  um  dadurch  die  Einreden  'des  Rheders  zu  vereiiifatben. 
Pardessus  1.  c.  Doch  kann  dies  nur  geschehen,  so  lange  als 
der  Schiffer  noch  in  des  Rheders  Diensten  ist.  Dagegen  steht 
heutiges  Tages  fiberall  der  Rhederef  eine  directe  K!age  gegen 
den  Dritten  aus  den  Acten  des  Schiffers  zu  (adiectitiae  quali- 
tatis  actio  exercitoria). 

Endlich  muss  der  Rheder  den  Kapitain  als  seinen  Mandatar 
für  alle,  von  diesem  selbst  gemachten  Ausgaben  und  Verwen- 
dungen entschädigen  und  ihn  selbst  wegen  Verbindlichkeiten, 
welche  der  Schiffer  zum  Besten  derRhederei,  auch  mit  lieber- 
schreitung  der  Vollmacht,  persönlich  auf  seine  eigene  Cefahr 
contrahirte,  falls  nur  dazu  eine  gewisse  Nothwendigkeit  vorlag, 
schadlos  halten.    Pardessus  n.  660. 


g  Ql.    Umfang  dieser  Verpflichtung. 

Indem  wegen  der  allgemeinen  seerechtlichen  Grundsätze  über 
den  Umfang  der  Verbindlichkeiten  der  Rbederei  aus  ihrer  See- 
Unternehmung  hier  auf  das  bereits  $52  Erörterte  verwiesen  wird, 
sind  hier  nur  noch  folgende  Bemerkungen  zu  machen. 

Das  Römische  Recht,  welches  den  Rheder  unbedingt  mit 
seinem  gesammten  Vermögen  für  verpflichtet  hält,  ist  nirgends 
praktisch  und  galt  schon  im  Mittelalter  nicht.  Schon  das  Cop- 
solato  del  mare  c.  183,  224,  236,  das  Wisbysche  Seerecht  arg. 
Artikel  13  und  68;  Hanseat  arg.  Artikel  2.  Titel  X.  lassen  die 
Rbederei  in  der  Regel  nur  bis  zum  Werthe  des  Schiffes  haften 
und  die  neueren  Seerechle  befreien  die  Rheder  durch  Abahdon 
des  Schiffes  und  resp.  der  SchiRfepai't  von  aller  weiteren  Ver- 
bindlichkeit aus  ihrer  Schrffsunternehmung,  namentlich  aus  den 
Handlungen  und  Contracten  des  Kapitains.  In  dem  Schiffe  sind 
alle  während  der  Reise  erwachsenen  Vorlheile  sowie  die  Ver- 


•60  Ateohn.  IV.  Vom  SGhH%erioiial. 

«iehmmg.«*)  tnit  cinbegrifi^n.  Sollte  dM  Miitf  («oWie^e  Pracht) 
zu  Gruode  gegangen  sein,   sa  ist  zur  Befreiung  de?  Rhederet 
hinreichend,  wenn  von  ihr  alle  Ansj^rüobe  und  Kiageiu  die  auf 
dieses  Schiff  und  die  Fracht  Bezug  haben,  abandonnart  weardeit. 
Doch  werdeq  die  Rheder  naeh.Preussischem  und  gegeoüber  4eo 
Assi^curadeurs  auch  nach  Franiiö9.  Rechte  dureb  den  Ab^doo 
juicht  von  den  Verbindlichkeiten,  für  i^ieldie  sie.  aus  Vergebun- 
gen der  Schiffer  haften'*),  befreit    Ab$r  es  scheint  dies  hartufid 
erlaube  ich  mir  hier  Pardessiis  (n.  603  End.e)  Wqrle  liersu- 
stellen:  „Iin  Gegentheii  wenn  eia  Kapitain  irgend  reinen  Schade» 
^verursacht!  z«  B.  durch  Ansegeln  oder  wenn  er.  Watirei»  niclit 
„übergibt  etc.,  so  wftre  der  gerichtlich  belangte  und  fUr  eeineii 
„Angestellten  verantwortliche  Rheder  durch  Abfanden  des  Scliiffes 
„befreit,   selbst   wenn  diese   Gegenstände   durch    irgend   einen 
„Zufall  (und  wäre  es  in  Folge  des  Delicts  oder  Quasidelictes, 
„das  zur  Verantwortlichkeit  Anlass  gibt)  —  total  untergegangen 
„wären,  öder  wenn  sogar  das,  was  davon  Cibrjg  bliebe,  durch 
„die Privilegien  absorbirt  würde;  es  müsste  deni^  bewiesen 
„werden,  dass  er  von   den  Handlungen  des  Kapitaius  pro- 
„fitirt  hat  oder  sein  Mitschuldiger  w§.r,    Daraus  folgt  um 
j,so  mehr,  dass,  wenn  ein  Kapitain  für  seine  eigene  Rechnung 
„auf  dem    Schiffe  Contrebande  eingeführt  4iätte,  gegen  dessen 
„Rheder  keine  Venirlheiiung  erginge^  wenn  dieser  bewiese,  dass 
„ihm  diese  Uebertr^etung  fremd  sei  »*)•  —    Diese  Vorschriften 
iflnssen  sich  jadech  in  dem  Punkte  modificiren,   wo   nnililich, 
^was  häufig  geschieht,  der  Rheder  den  Kapitafn  ausser  der  Fttfc- 
„ruBg  des  Schiffes,  auch  bevollmächtigt  hätte,  die  voa  dem  Rheder 
„selbst  eiogethane  Ladung  zu  verwalten ;  dann  würde  der  Rheder 
„(als  Befrachter)   für  die  von  dem  K^itaia   eingiegaflgencn 
^^Verbindlichkeiten  in  diesem  Betracht  haften,  ohne  durcfa 
„den  Abandon  der  versandten  Waaren  oder.derjei^igen,  die  zum 
„Ersatz  gekauft  worden  wären,  sich  befreien  zu  köunen/V 
..11  1.  ,,  ^  ... 


19»  Citate  itehen  beraiis  oben  $52.  Die  Verfticberuiiig  geh^^rt  wenig- 
«tes»  DAch  Preus^  Reebte  II.  8.  $  1529-33  und  1576-76  aus- 
drücklich dazu  und  auch  nach  Franz»  Rechte  billigt  es  Pardessus 
n.  663. 

2D.  Siehe  die  letzten  Citate  der  vorigen  Note. 

21.  Abw.  Urth.  4,  Febr.  1813, 


Kap  II.  VeriüttMHi  xvmebM  RhoAeiDU.  Sdüfier.  $  61.    Kit' 

N«eh  Freusfl.  RecMe  ($1531)  fiadel  ak^  4m  Befreiuis 
für  die  Rheder  durch  Abandon  nur  ao  lange:  aItU,  als  aidii  dos 
Sdnff  «ufftNeue  in  See  gegaogen  iat>  iodmn  sie  dann. liait  ihip^m 
ftbrigeo  VernögeD  haftea. 

fia  iai  aiae  besoaden  iriiflrankreieh  Ua.  auf  die  xicüeate  Zeil 
eontroverae  Frage'*)»  ob  der  SoliMiir  .üherhwpi  ded  Bhedar 
auf  ii^gMd  eine  Weiae.  aucb  über  den  Wevth  dea  Sehiflea  .und 
der  Ladung  bioaub  peratoUcb  .mit  deaaea  aadefweUigen»  Vet^ 
nttgea  verpflichten  kümie.  Nadi  den  in  dieaem  &»  sowie  $42 
bei^ila  gei9»benen  Ene^rterangte  werden  «ir  diee  durchaiia  ver-t 
Minen  muaaen  und  nUr  dM  FaU  aaanebBieny:  dasa  der  ttbeder 
auadrOcUich  au  einer  satahen  perMinlicbea  Heftndg  aieh  vet'» 
pflidblet  bat  oder  aueb  siiUaobweigend  idurch  AuaalelliMi^ 
Ten  Weohaelbriefefl  i»  blanix)  Mr.b^i6bigeQ  Oispeaitioa  d0a 
Sohiilera,  in  wekbem  Falle  abeir  die  V^biodliebkeii  des  fibodera 
sieh  nicht  nach  Seerecht»  aonder»  ebfen  naob  We^haelreobt  ern- 
Uärt;  ferner  wenn  er  auf  ibn  gezogen«  :Wechael  dea  Gorrespoih- 
dtaten  oder  ScbiiTers  aceeptirt  bat,  wo  4as9elbe  gilt.  Wene 
eaan  für  die  entgegisngeaetste  AnsicM  nafaaefilHch  d$rai«f  ver-t- 
weist,  dass  die  älteren  und  «eueren  Syerecbte  au^drU^klwfc 
immer  die  Befugniss  des  Schiflers  zur  Verpfändung  des  SchifTes 
daran  knüpfen,  dass  es  ihm  an  Geld  fehle,  dass  er  anderweitig 
keina  auftreiben  kiteme,  ja  nicht  aeHen,  dasa  er  etat  liih  Geld 
mögtiehst  nadt  Hauae  schreiben  mUsae ;  fenier  wenn  maft  nament- 
lich dafür  düe  Bestimmung  des  Hanaeatirs^fa^rt  Seettfdrtä'  1614 
(Art.  2.  Titel  Vf.),  dass  Bodrhere^f  erit  ditin  tu  scWieöseh  sei, 
wenn  der  Schiffer  „seiner  JRheder  nicht  niäöhtjg  und  Üet  Werter 
„kein  Geld  auf  Weclisel  an  seihe  ftheder  über^usctireibcn  he- 
rkommen könne",  —  so  ist  das  gap;^  ufid  gar  nipht  sch|j|^end. 
Diese  Bestimmung/»«  erklären  sich  vielmehr  gerade  ^uß  d^r  ent- 
geg^ngeaetiten  Afi^icbt.  Eben  xfml  Uel  Ve^p^^^ngf »  und 
aamenllicb  bei  .Bodmeraiem,  wo  ja  9u4em.  sßbr  bedentewde.Zin- 
wflf den»  die  VerpflklMblBg  dea Mfaedar»  jau  aJt a r k 


33.  Die  OaacUdito  difaer  ContiOTeraa  bei  Cropp  ^.  q  Seit|s  474 r  «ehe 
Pelhiar,  eoatraeU  i^uuril.  n.  32  md  7i.  Va^n  ^  Artikel  2. 
Uv.  U.  tit  S  de  i'ord.  Emerigoa«  W^^'^t'  k  1%  grpwie  ^.445  u. 
ä7QL  Jlre<cr^>  aprit  III.  172;  e^haarvajttpi»  ,d^  tribvwaL  4e  I^antes 
Ift«  p.  187;  Beulay-Patjr»  cohn  4U  4roit  co«.  II.  fs  H.  ?öhU 
9,ld».   Ja^oba^ii,ß.^m»d493, 


16»  Absehii;  lY.  Vmi  Sohiff8r«*<tHUil. 

wbidf  wdl  namentlich  solche  ForderMgen  nach  allen  Bcerech- 
teü  gtiaz  besondefs  privilegirt  sind  (g  48),  ao  soll  der 
gcbiffer  ihre  ContrabmHig  so  lange  als  möglidi  vermeiden  und 
soll  anderweitig  Geld  aufzunehmen  ftuöben,  aaUlrlich  mü 
geriogeren  Lasten  und  Pflichten  ftriden  Rbeder  sowohl  in  Be- 
äug auf  die  Zktsen<  als  in  Bezug  auf  die  gesetzliche  Privilegirangi 
Gerade  aber  wenn  man  annehmen  wollte,  dass  bei  solchen'  ein- 
fadieren  Geldanfnahmen  nun  der  Rbeder  unbedingt  persön- 
lich verhaftet  wäre,  so  würde  Ja  hier  iimner  eine  stärkere  Ver** 
pfliehtang  als  selbst  bei  VerpfitSKlungen  und  Bodmereien  be^ 
gründet  werden  und  so  die  gesetfeliehen>iBesliromungen  der  Art 
zur  Absurdität  weirden.  Vielmehr  wird  man  «leranach  auch  hier 
nur  ekle  Verhaftung  des  Rheefers  für  solche  oontrahirte  Schul- 
den bis  ZOT  Höhe  des  WerMMs  des  SchfiTes  annehmen  mttssen. 
v^  Dass  besonders  das  Hatiseatlscbe  Seereeht,  welches  die  Dia- 
positionsbefugniss  des  Schiffers  so  sehr  zu  ft>e5Ghraiikeh  sucht, 
nicht  in  dem  Sinne  der  Gegner  rnteif  retirt^werden  dürfe,  scheint 
ziemlich  klar  zu  sein.  Uebrigens  enthalt'  noch  das  neueste 
Holländische  Recht,  Art.  372,  fast  dieselbe  Bestimmung}  auch 
^as  Preuss.  Recht  %  1499.  1500»). 


23.  Fohlt  S.  Id9  erklärt  tich  mehr  für  die  en^egengetetzte  Aniich^ 
gesteht  aber  BohlieMlioh  ein;  daw  wo  in  den  Gteseteeo  einmal  der 
GrundsataE  aufgetteUt  sei,  der  Rheder  werde  durch  den  Abandon 
des  Schiffet  frei,  da  auch  von  einer  peraöolicben  Verhaftung  gar 
nicht  die  Rede  tein  könne,  so  lange  nicht  besondere  gesetzliche 
Ausnahmen  aufgestellt  seien.  J  a  c  o  b  s  e  n  J.  c.  hat  eigentlich  keine 
eigene  Ansicht,  sondern  referirt  S.  405  nur,  dass  in  England  aller- 
dings das  Oberhaus  des  Parlaments  in  appellatorio  dahin  entschie- 
den habe,  „data  der  Rhedir  persönlich  für  dat  Tom  Rapitain, 
„ohne Bodmerei  etc.  natürlich,  aufgeiiomt^e  Geld, Tertmtwort- 
»licAl'  lei,  insofern  die  Noth#endigkelt  der  Autlagea  des  Kapitaini 
«für  dat  Schiff  zur  Wiederhertt^llnng,  Monaitsgage,t  Anuhafiaag  ran 
,)Proviant  (von  den  O.l&ubigern)  erwiesen  würde.**  —  Von  den 
verschiedenen  Ansichten  anderer  Autoren  wollen  wir  nur  die  des 
berühmten  Valin  1:  c.  notiren.  Er  sagt:  11  est  pourtant  du  eas 
ob  ii  (der  Rheder  nämlich)  ne  se  libete  pas,  en  diclatant  fui-e  cet 
abondon.  Et  1)  Säbord  cela  est  Evident,  VU  agit  de  dettet  con- 
tract^es  par  le  capitüine  ponr  eausei  qui  aieni  r^elietketü  lonnitf 
au  pro/U  du  natire;  alort,  que  le  navire  artive  ii  bon  port  on 
non,  rarmateur  ne  peat  te  dnpenter  de  payet    Et  du  nombre  de 
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UdNrigeas  .auch  in  deai  Falle,  wo  der  Rheder  iiod  :Aat^ 
rü9ler  nicht  in  defsdhea  Person  zasammeatrefea  und  aiso  der 
Rheder  etoen  Dritten  (AusrMer)  des  Schiff  iai  Ganzen  aait 
beetimmte  oder  unbectiimnte  Zeit  Teroiietbei  oder  '.dessen  Be^ 
aalsttng  aaa  Irgend  einem  RecbtoUlel  i.  B.  ab  Unterpfand  etc. 
eoDoedirl  bat»  wo  dann  dieser  letztere  die  Braennong  dea'Kapi«^ 
tains  (ttod  respi  der  Hanasohafi)  allein  «u  haben,  pflegt  und 
allerdiags  sverst  uad  direel  durch  den  Kapitain  peratolich  im^ 
pliohtet  wird,  wird  akhia  destoweniger  das  Schiff,  atia  den 
Hifidlangen  und  den  Goatraelettt  des  Kapttalas  ftkr  verhaftet  an 
hauen  sein*  Es  ist  diea  im  loleresae  des  See^erkehn  üherimnpt 
zn  ataloiren^  besonders  4a  derselbe  so  Tielfach  auf.  den^  4>edite 
berabt  und  die  dritten  mit  demiKai^id  in  rechtltcbeBeaefaimfc 
tretenden  Personen  in  der  Regel  von  jenir  Trennung  'ia  der 
Person  des  Rbeders  und  Ausrüsters  nichts  wissen  werdep,  so 
dass  also  diesen  namentlich  eine  vernünftige  BilUgbeitsrücksicht 
zur  Seite  steht;  zugleich  ist  ja  zu  erwägen,  dass  der  Rheder 
auch  bei  dieser  Art  von  Geschäften  durch  den  Schiffsmiethslohn 
von  Seiten  des  Ausrüsters  in  .der  Lage  ist,  den  Vortheil  aus  der 
UntemehmüDg  des  Schiffes  zu  haben »  mitl^in  (ubi  commoduni» 
ibi  onus)  auch  die  damit  verbundenen  Verpflichtungen  ganz  so 
als  ob  die  Mittelsperson  des  Ausrüsters  nicht  dazwischen  stünde, 
zu  erfüllen,  also  in  der  Regel  nur  bis  zur  Höhe  des  Scbiffs- 
wertbes,  aber  zugleich  unter  dinglicher  Verhaftung  gerade  des 


CM  dettea.art  le  «a(atr«.dü  ä  un  püoti  qjai  aura  pilot^  |e  navira 
d'im  endioit  k  Faatee»  pour  raiion  da  quel  salaire  le  cipitainc  aura 
tia^  on  mandement  aar  Tarmateur,  qüoique  le  navire  ait  fait  niM|- 
frage  dan«  la  suite  lous  la  conduite  d*un  autre  pihU;  la  raison 
ut  que  ces  dettes  sont  propres. et  pertonelles  k  Tarmatear  tout 

comme  a'il  les  eüt  contract^i  lui-m^me; 2)  loraque  le  capi- 

taine  a  empfunte  de  Vargent  pe'ndant  le  voyage  pour  les  beaoins 
du  nayire;  alors  encore  que  le  capitaine  ait  fait  an  bon  emploi  de 
Pargent  ou  aoa.  et  quoiqae  le  navire  Tienae  ii  p^rir  dans  la  laile, 
le  propri^aire  n'est  pas  moina  tena  de  payer  la  somme  d6e  au 
prSteor,  sa«^  son  recours  conitre  le  capitaine,  all  a  mdven^; 
iiinUfii  paMic  Vtssige  da  (a  iorte.  Autre  cbose  aeroit,  li  c'^toit 
na  prit  k  ta  grosse  ete.  In  diesen  ?on  VaJin  geaannten  FUiao  sind 
aber  nnr  pmäegirte  Fordenmigen  am  Schiffe  i$  48  obeii)»  nicht  per- 
sönliche Schaldea  des  Rheders  vorhandexu 


1^4     !  Atochn.  IV,  Vott  SkMffs |Mrä«na». 

Milffswvrthes.  Man  wird  ihm  nur  einpfdileti  kMiiisii,  sich 
gegenOliier  den  AosHMtr  einen  gewhmm  Binflnss  duf  4\9  Efw 
»ennong  des  Kapitaiiis  torzubehalleni,  damil  eki  Mtthl  tetehUgor 
4fi  seniein  vinteresse  gewählt  werde.  SodatM  «bdr  eteht  es  nach 
fM.^  .dasa  der  Rbedär  Im  oonereteiÄ  Falle  den  AusMeter  mefjm 
Bnlsdhlldigiing  tm  flachthetteit,  die  #mK;h  Schuld  d^a  A0Bf«M*efe 
1(ej  B.  därch  üe  schvldbare^Brivefimmg  einea  adhlacMen  Kepi* 
laiiies>  düPoh  Uebevledirf  des  Sdüiffea,  durdi  Be^acktmig  mil 
iGontiehaiide  ietc.)  entstanden  sirtdrperaMliob'  wird  iiK  Aii^pnach 
inehniei»  dürfen.  ^  Die  Sttefeehte^enthalteti'hfcritbei*  nieial  kehae 
fieslümnhurfgen  bnd  setten  die  MentilM  der  PersoÄ  dea  Rliedlaaa 
und  Alisrü^re  atillsehwef gend  f orfl«Mi  ttefae  heamdevr B>re>r kr  d^ 
Veyrt^rea»  ].  c.  S.823i  Vprjjl.eück  Pardetiatfi  L  ei  n^  MS; 
i>e6ottder8  Preuss.  Lendreeht  I.  ^  $  19X1. 

['  Doch  ist  der  Rhedef  fn  einem  solchen  Patte  wegert  Ver- 
gehen und  Versehen  des  Schiffers  (und  conspqüent  deJ*  öbrigen 
Mannschaft)  wöhl  nnr  dann  verpflichtet,  wenn  et*  bei  seiner 
Anstellung  mitgewirkt  hat  oder  soweit  eine  In  renl  ve^siö  zxx 
Gunstefn  des  Schiffes  slaüfindef,  indenri  nur  der  Kapltain  selbst 
und  der  AusHister  haften/  ;  ' 

Wenn  durch  eine  Certepartie  das  Sctiiff  olosa  im  Ganzen 
vermielhet  ist,  dagegen  namentlich  die  Mannschaften  als  ini  des 
Rheders  Diensten  stehend  angesehen  werden  müsseii,  so  ist  die 
Verpflichtung  des  Rdeders  durch  eine  solche'  Certepärtie  gar 
nicht  modificirt.  Dies  ist  auch  namentlich  in  England  aner- 
kannt. Dagegen  wird  in  England  der  Charterer  als  zeitwei- 
l^lgerEi'^^^ffthQmer  angesehen,  wenn  ihm '<^nlwe#i^rfiaek  den 
besonderen  Bestihimungen  derCertepartleder  ÄefeFti:  fpos^essinn) 
lies  Schiffes  übertragen  h(  und  nämentlicli  die  Ittätms^aften  als 

'iii  seinem  Dienste  stehend  anzusehen  sind  ode^  wenn  dies  aus 
ilen  Umständen  genügend  erhellt.  War  der  Kapjtain  selbst  der 
^b^rierer  und  liat  er  also  das  Schiff  vom  Kinder  zeit  weilig.  ganz 

..ge^jtbe^  ao  wird  ca  so  .angesehen«  als  ob  er  in  Diensten  aeiner 
JLadiing^Dtereaaente«  atehe.  in  di.^aan  Fällejp  aoU  dann  der 
Rbeder  g«r  e  iehi«   weder  mit  den ;  SokfXfe  Mcfc  pers<inllch 

.fHnrdh  den  Kapitain  uod  die  liaiinsohallea  ^effibhiei^werden; 
d^r  charlerer  wird^aiä  öwnör  hae  i^iee  angesehtoi  Vergleiche 
die  geriihflfchfett  Entscheidungen  bei  Abbott  8.  »-«4»  (L  eop.  I. 

*  n.  8.).    Dii^se  Englisefae  Doctrhi  ist  detm  auch  !ti)  NdrdaTnerika 
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in  den  Gerichten  praktbeh.  Vergl.  Abbol^t  fi.d&  Not«,  iowie 
Slory  in  feiner  AiQdrik«rHs6hen  Ausgabe  von  Abbotts  Werke» 
pag.  23. 

,  g  62.    lUehfte  des  Kapitaki«; 

Die  allgemeinen  Be/ug«ias«  wie  Verbindlichkeiten  dea Schiffer^ 
sind  in  den  unmittelbar  vorhergehenden  %%  erörtert  Es  wird 
nun  angemessen  sein,  hier  eine  detaittirte  Uebersicht  seiner  hatiptp- 
sächliehsten  Rechte  <$  62)  und  Pflichtei^  ($  63  ff.)  zm  geben. 

Es  sieht  nach  alle^  neueren  Seereqhtea*  fest,  flass  der  Kapv^ 
tain  die  ihm  zustehenden  Blechte  auch  i«  der  fr^qid^.  spvißl 
es  anseht,  nach  vpr^eriger  Einholung  v^  InstrqQMonen  von 
seiner  Ahedere^  ausüben  solle  «und  daas  er  namentlii^h  .mit  dßif^ 
Correspondenten  der  Bhederei,  wenn  siqh  einer  an  4^m  Or|e 
befindet,  in  Berathung  ti:ete.  Ifancbe  Aechie  ist  er  nur  befugt 
auszuüben,  nachdem  er  zuvor,  einen  Rath  mit  4en  OflSqieren  der 
Mannschaft  gepflogen  hat,  obvvohl  er  zumeist  an  deren  Anaicbten 
nicht  gebunden  ist.  Endlich  versteht  es  sich  von  aelbat,  dass[  er 
alle  seine  Rechte  nur  auf  Grund  seiner  präsumtiven  efdei'  .awr 
drücklichen  Vollmacht  als  Schiffer  im  Interesse  und  fium  Beaten 
seiner  Rhederei  ausüben  dart  •     ,• 

1)  Dem  Schiffer  steht  die  ganze  Administration  aller  auf  die 
Verwendung  des  Schiffes  sich  beziehenden  Angelegenheiten  bü, 
in  der  Fremde  unbedingti  in  Anwesenheit  der  Rhederer  dooh 
unter  deren  (resp.  des  Direclors)  Aufsicht. 

2)  Biaweäen  wird  :er  aueh  schon  designlrt  ak  KapHaki  eines 
erst  im  Bau  begriffenen  Scbiffea  und  hat  dann  gewöhnlich  die 
Leitung  des  Baues  nach  Masagabe  der  besonderen  Bestimmtü^an 
der  Rbedei^i. 

3)  Er  ist  (Aberall  zu  kleineren  nothwendigen  Reparaturen 
des  Schiffes  befugt,  wenn  er  in  der  Fremde  sich  befindet.  Zu 
Hauptreparaturenmuss  6r  allenaal  erst  die  Genehmigung  der 
Rhederei  einholen. 

4)  Die  Ainrüstnitg  und  Verproviantirung  des  Scbiffea  Steht 
ihm  in  der  Fremde  unbedingt  zu;  zu  Hause  nur  unter  Leituhig 
der  Rhederei. 

5)  Bc  heuert  liüd.entl&sai  daa  SohifiiBvalk,  doch  zu  Han^ 
in  der  Regel  nur  unter  Einwirkung  .der  Rhed^rtt  (oAer  sapeaM] 
des  Directora  wie  in  HQUa«d}b<  i 
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6)  Er  hat  die  AuhieM  Ober  das  ScMAsvolk. 

7)  Es  steht  ihn  dib  Leitung  der  ganzen  Reise  au. 

8)  lu  der  Fremde,  wenn  kein  Correspondent  der  Rhederei 
in  der  Nahe  und  sonst  nichts  Anderes  bestimmt  ist,  steht  ihm 
das  Recht  zu,  das  SeMff  eigenmächtig  zu  Terfrachten,  „wobei  er 
,.das  Interesse  der  Rhederei  aufs  sorgMtigste  wahrzunehmen 
„hat**  (Span.  Handel^esetzbuch  Art  641). 

■9)  Der' Schiffer  hat  Anspruch  auf  Lohn,  der  atif  verschie- 
dene Weise  bedungen  werden  kann  entweder  als  eine  ein  fOr 
allemal  bestimmte  Summe  oder  als  monatliche  Gage  oder  als 
Antb^il  an  der  Fracht  odet*  auch  ah  bestimäite  Gage  verbunden 
tanit  Tantiemen  etc.  Ksweilen  erhalt  er'  noch  besondere  Zu- 
schüsse aus  dem  Ertrage  der  PassagiergeMer  dnd  aus  der  Fracht 
Itlr  das,  was  in  seine  CajDte  gelagert  wird.'  £s  kommt  hier 
Alles  auf  besondere  Verabredung  an.  Die  Prämie  (primage), 
welche  sonst  der  Schiffer  fQr  glückliche  Ankunft  von  den  Ab- 
ladern erhielt,  wird  zwar  jetzt  auch  noch  in  Frachtcontracten 
stipulirt,  doch  meist  nicht  zu  Gunsten  des  Kapitains.  Die  Kap- 
laken  (Kappe,  Winterkleid:  chapeau,  chapot)  gebührten  In 
alten  Zeiteii  dem  Schiffer  auf  Winterreisen ,  bilden  aber  jetzt 
^loss  einen  l^heil  der  Frarfit,  doch  wird  dafür  der  Schiffer  nicht 
selten  durch  gewisse  Prozente  der  Fracht  entschädigt,  cf.  %  79,  96. 
•  M)  Der  Schiffer  hat  in  d  r  i  n  g  e  n  d  e  n  Pillen  eine  Dispositions- 
befugniss  über  Schiff  und  Ladung.  Die  Dringliebkeit  ist  nach 
den  Umstanden  zu  bestimmen.  In  Fällen  der  Seegefahr, 
wo  es  für  sein  und  der  Mannschaft  Leben  absolut  gefährlich 
scheint,  noch  auf  dem ' Schiffe  zu  bleiben,  darf  der  Schiffer  mit 
seiner  Mannschaft  das  Schiff  verlassen  und  so  zu  sagen  Wind 
und  Wellen  Preis  geben;  doch  soii  er  in  der  Regel  zuvor  einen 
Schiffsrath  halten  und  wo  möglich  die  kostbarsten  Gegenstande 
von  Schiff  und  Ladung  mitretten;  auch  muss  er  über  das  Fac- 
(tnm  so^ld  als  möglich  einen  feierlichen  Act  aufnehmen  lassen 
(Verklarung^  Dnter  derselben  Verpflichtung  darf  er,  zur 
Rettung  des  Schiffes  in  Seegefabr  einzelne  Theile  des  Schiffes 
und  der  Ladung  Vernichten,  Tac^,  Anker,  Hasten  etc.,  Frachtstücke 
übefr  Bord  werfen  etc.  Siehe  den  Abischnitt  ton  der  Haverie. 
Doch  ist  er  natürlich  überall  auf  das  Notbwendige  beschränkt. 
Er  darf  feriier  ila  allen  dringenden  Falten,  wenn  es  zur 
Fortsetzung  der  Reise  nothwendig  ist,  also  namentlich  zum  Be- 
hufe  von  Ausbesserung,  Verproviaatiruag,  Ausrüatang  des  Schiffes, 
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zur  Aonablaog  der  mibwen<SfiieB  LdttoiiBg  ek.  das  Sfchirr  und 
die  Ladung,  zasaannea  oder  eiiizelji,  yerpAüidoB,  verbodoien. 
Dedi  ist  er  ab^all  verpOkblet,  »iver  auf  irgend  etoe  andere 
Weise,  durch  Ziebm«  toa  Wediwln  elkk;  aieta  zu  dem  Behufe 
auderweHig  GeM  au  Tersebaffeti  zu  siicJlciij  NatneDÜich  hat  er 
wie  Oberhaupt,  ao  ia  dieaeoi  speziellen  FaUe  mit  defti  Gerpes«^ 
pondenten  sich  zu  berathen  und  möglichst  mit  der  Rhederei  selbsl 
zu  eorrespoodiren.  Zu  Hause  hat  er  das  RcigU  nicht.  Siehe  den 
Abschnitt  YQB  der  Bodmerei. 

II)  INe  Dispositiensbefügniss  des  Schiffers  <Aber  Schiff  und 
Ladung  ersb-eökt  sich  auch  in  gewissen  aussersten  FäYten  auf 
den  Verkauf.  Iti  Bezug  auf  die  Ladung  ist  man  hierin  nicht 
so  streng.  Der  SchiCrer  ist  befugt,  wenn  er  leur  Fortsetzung  det> 
Reise  nothwendig  Geid  braudft  tmd  auf  irgend  eine  andere 
Weise  sich  kein  Geld  TerschafTen  kann,  so  viel  von  der  Ladung 
lu  rerkaufen,  als  zur  Befriedigung  des  Unmittelbaren  Bed&rf-^ 
niflses  nothwendig  ist'*).  Siehe  den  Abschn.  voil  der  Havariei 
Auch  wenn  z.  B.' wegen  verzögerter  Reise  oder  auch  wegen 
durch  irgend  einen  umstand  herbeigeführter  Verletzung  oder 
wegen  einer  nach  Umständen  (z.  6.  wegen  Sonnenhitze,  wenh 
man  den  Aeqaator  etc.  wider  Erwarten  passiren  muss  oder  aoS 
anderen  Gröndeu)  mit  Gewissheit  zu  befOrchtenden  Verderb- 
niss  oder  grossen  Verschlechterung  die  Waaren  fn  Gefahr  sitid^ 
allen  oder  doch  zum  grossen  The9t  ihren*  wahren  Werth  zu 
verlieren,  wird  man  den  Schiffer  im  Interesse  der  Ablader  zur 
VerSusserung  ft)r  befugt  halten  dürfen,  nbtoriich  nur  in  der 
Fremde  und  wenn  es  nicht  möglich  ist,  zuvor  mit  den  Ab^ 
ladem  zu  correspondirei^ '  oder  mit  deren'  Correspondenten  sich 
zu  verabreden.  Ja  selbst  im  Interesse  des  Aheders  scheint  er 
in  gewissen  Füllen  dazu  für  berechtigt  ^halten  werden  zu 
müssen,  z.  B.  weikn  äks  Schiff  wegen  der  unfreien  Ladung 
in  Kriegszeiten  ^eine  Reise  nicht  fortsetzen  darf  oder  wenn 
das  Schiff  wegen  unterwegs  erfahrener  Blokirung  des  Hafens 
umkehren  muss,  so  wird  man  den  Schiffer,  damit  dem  Rheder 
Dicht  so  lange  Zeit  die  Fracht  en^ehe,  wohl  zum  Verkaufe 
der  Ladung  unterwegs  für  bevollmächtigt  halten  dürfen,  doch 


2i  8eer«cht  von  Oleron  Artikel  22:  Wiiby,  35,  41;  Guidon  de  Ia 
mer  c.  5.  Art.  M,  aowie  alle  tteneran  Seereebtsw 
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mM  nicht  fleiten  eine  Depomrung  an  einMi  Aichertn  Orte  ge* 
nCkgen  uad  kommt  es  auf  die  besonderen  Umstände  an. 

Wegen  Verkaurs  einzelner  Stücke  des  Schiffes,  die  4er 
Schiffer  nicht  nolhwendig  tur  Heiee  gehraochl  (nameiillich  'weH 
sie  doppelt  nnd  dreifach  vorhanden  sind),  gelten  itn  Allgemein 
nen  dieselben  GrundsStze  wie  Ober  den  Verhatif  von  einaetnen 
Fracht^tern. 

findKch  ist  auch  der  Verkauf  des  ganzen  Schiffes 
nach  älteren  und  neueren  Seerechten  im  &as6 ersten  Falle 
auch  ohne  spezielle  Volknacht  gestattet.  Dies  i;»l  voraOglich  der 
Fall  der  völligen  Seeuntüohtigkeit  des  ScUffes»  also  wenn 
es  entweder  ein  blosser  nicht  wieder  oder  nur  mit  wiverhtit*- 
fiissmässigen  Kosten  zu  restaurirender  Wrack  ist  oder  wena 
e»  durchaus  nicht  mi^lioh  .oder  doch  mit  einem  uAverh&Itnipa- 
massigen  Aufwände  möglich  ist,  das  gestrandete  Schiff  wieder 
flott  zu  machen,  ia.  welchem  letzteren  Falle  der  Verkauf  dann 
nur  geschieht»  damit  sich  die  Käufer  durQh.<dpo.Al)briich  des 
gestrandeten  Schiffes  und  deutlicher,,  durch  die  Kettung  4er 
einzelnen  Schiffstheile  etc»  für  ifhren  Kaufpreis  entschädigen 
mögen.  Siehe  das  Kapitel  vom  Schlffbruiil.  Iß  England  ist 
man  tneria  so  streng»  dass  man  nicht  nnir  wie  ia  andern  Ldo- 
dern  die  äusserste.  Nothfvvei^digkeit  verlangt,  sondern  salbst  dann 
den  Verkauf  anfechten  darf,  wenn  das  Schift,  nachdem  es  zu 
Zeiten  des  Verkaufes,  nach  alter  Sachkundigen  Meinung^  v(Mig 
seeuntüchtig  war  und  weder  wieder  flott  gemacht,  noch  wieder 
aiifgozimmert  werden  zu  können  angesehen  worden  ist,  nachher 
aber  wegen  zufälliger  Umstände  (e.  Jl»  iad^m  es  durch  ^inea 
Sturm  au's  Laud  getrieben  worden  .etc»)  wieder  «eeitQcbtig  hat 
gemacht  werden. können *0*  ^^  8l^M>g  ist  man  hier  dem  Eigen- 
thum  des  Rheders  und  so  ßtreng  beurtbeilt  .mi(o  .die  Verkaufs** 
befugniss  des  Sciüflers,  von  dem  man  selbst  in  eüfiefn  solchen 
rein  zufillligeo  Falle  mala  fdes  m  Englischen  Gerichtehöfen 
vorauszusetzen  geneigt  ist 

Nach  HolUad.  Rechte  (Art.  37&)  ist  |iur  die  SeeuntMchtig- 
keit  gesetzlich  zu  erweisen.  Das  Sj>an.  Recht  (Art  593)  ver- 
langt, dass  eine  Untersuchung  yon  den  Gerieten  des  betreifi^« 
den  Hafens  darüber  gemacht  werde,   dass   „das  Schiff  zur 


25.  Siehe  die  gericbtiithe»  EnteebeidungMi  bei  Arbeit  8.  4^^ 
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iiForlieUuog  d#» .Reise  lii^fai  wieder  iaStattd  geseilt 
nWerdea  iann^S  dock  ist  wabi  hinmitilAgeti,  gar  ttJcht  4)der 
mil  usfeifeattoissinltaiMgQB  Koatea  Daa  Fraoa.  Redil  «erlaagt 
Gopilaliniiig  derBaeufttUchtigkeit  (innaYigabiUI^  Idgalement  oon^ 
•Aatte)  durch  die  Ortofaehörde  odar  de«  Frtnzöaischen  Consul 
«od  mtt  iei  Falk  diaae  darcb  dfn  KapHain  hiniergangeo  worden 
aeiii  aolUeiu  ni€Med^atow«njg!er  der  Verkauf  gttUig»«). 

Daa  Preuaa.  Reoht")  geht,  wie  man  aus  dem  in  der  Note 
abgednicklen  f  1622  eiviehl,  am  wekeaten,  indem  ea  dien  ScbKTer 


M.  Fardataii«,  «oinrt  da  dr.  a.  Ili;  n.  «Ott.  AbweiitaAei  UrtM.  18.  Hai 
IBM  nad  baC  logar  der  Giatatioaibor  dlireb  Sprodi  vom  14.  Mai 
1894  e»lichi^eiij  data  aueh  andere  Beweise  4er  Sectmtttdiligkeit 
cinea  Sch^fiiEa  genQgtn»  wean  es  aamü^h  i^da  inftglich  ist,  aidi  die* 
salben  auf  dem  oben  beseicbneten  Wege  «u  vencbfdTei^,  Purdaanis  var- 
steht  See uotUchtigkeit  wk;  es  scheint  dabin,  dass  dßs  Schiff  seipe  B;eisc 
nicht  mehr  fortsetzen  kann,  doch  ist  zu  suppliren  gewiss,  ohne  unver- 
blltnissmassig  theure  Reparatur.  —  Code  de  commerce  237.  390.  Das 
Utcva  Rmnana.  Reefat  TCrbot  d«m  Sahiffer  den  Verkauf  ganz  unbe- 
dini^  Oiteiaanaa  de  1.  an.  von  1681  Uy.  IL  tit.  I.  Artikel  19  und 
•eliM  necb  der  Entwurf  suiBI  Code  da  com.  Daa  Sahwediscbe 
Secreebt  III.  c  8.  yerbietet  dem  Schiffer  imbedingt  de».  Ve^nf 
des  Schiffes.  Ebensp  das  Oesterreichiscbe  Seeifecht.  Dft$ 
Dftnisehe  Seerecht  (Gesetzbuch  Christians  V.,  IV.  1.  Artikel  1) 
gaatatftet  den  Vorkauf  in  dem  Palla  dar  SeeontOcIitieiteit,  dte  von 
«er  LuAVfk  daa  Sabiftn  an  baaeogcn  i^ 

27.  Allg.  Landrecht  II.  8.  $  1522.  „Zum  Verkaufe  des  ganzen  Schiffes 
«aus  freier  Hand,  ist  der  Schiffer  ohne  ausdrückliche  Einwilligung 
«der  Rheder,  oder  ihrer  Bevollmächtigten  nicht  befugt.  —  $  1523. 
^Sollten  beaondera  UmaU^de  den  sehlemifgan,  Yerkaof 
»daaaf,lban  natjiwandig  •ode.r  fflr  die  Rbecter  nützlich 
,ii9acbeii:  so  miMa  der  Scbiffcr  diene  Umatande  deuOencbtan  des 
,»Orta  a^aigen,  eine  Taa^e,  di^rab  vereidete  Sachveratandige  aufneh- 
^nen  buaaa»  und  den  Verkauf  dnncb  öffentliche  Licitation  veran- 
«staltan.  i  1^  UnterUUat  er  dies;  so  mnss  er  den  Werth  des 
«Sabiffea  suf  Zeit  der  Abfahrt  bezahlen,^  wenn  er  nicht  die 
«Notbwei^digkeU  oder  NlHzlicbkeit  des  voi;g«s^mmenen  Verkaufes 
«veilatlndig  dartbun  kann."*  Demnach  wird  auch  hier  der  Ver- 
kauf (wie  ancb  im  Franzi^  Rechte  ni^ch  der  vorigen  Kote)  wegen 
Fennmangel  selbst  bei  einer  inala  fides,  des  K^pitain^  nicht 
angefoehten  werden  können. 


Mt  AbsohiLlV.  Vom  Schifflipcptoiiil.     i     . 

fibtobaopt  da,  wo  besondere  Umslände  den  söhlMftigra 
Verkauf  des  Schiffes  naihweadig  oder  f&r  den  Rhoder  Mtei^ 
lieh  machen  sollIeD,  zum  Verkaufe  beredittgt  Und  dies«  Ate-* 
dehnüng  scheint  uns  sweckmissig  zu  sein,  wenn  nur  niehtdieFaa^ 
s«ng  des  Gesetzes  cu  Tag  wttre.  Man  wird  nftmiich  im  Interesee 
der  Rhederei  den  Schiffer  zum  Verkaufe  des  >  ganzen  SchiffiM  flkr 
befugt  halten  mössen  überall,  wo  das  Schiff,  ohne  den  sohle«»- 
nigen  Verkauf  durch  den  Kapitain,  der  ja  als  ein  tOohtiger 
Bevollmltohtigter  überall  wenigstens  negativ,  wie  diaa  liier  der 
Fall  ist,  den  Schaden,  namentlich  so  grossen,  von  seiner  Rhe- 
derei abzuwenden  verpflichtet  ist,  dem  Rheder  unwiederruf- 
)i<;h  reriprea  zu  geben  die  dringendste  Gefahr  vorliegit 
also  z;  R.  wenn  das  Schiff  einzig  durch  den  schleunigen  Verkauf 
an  einton  Ausländer  bei  einem  ausbrechenden  Kriege  'ver  Con- 
flscation  oder  Beschlagnahme  zu  retten  ist  etc.  Darf  ja  schon, 
waä  freilich  nicht  zu  empfehlen  ist,  nach  dem  Gotisoläto  del 
mare  Kap.  253  der  Schiffer  das  Schiff  Alters  halber  (vejez, 
vecchiezza)  verkaufen  "•). 

Mit  Recht  mag  von  dem  Schiffer  verlangt  werden,  dass  er 
sich,  wo  es  angeht,  von  den  Gerichts«-  oder  Ortsbehörden  zum 
Verkaufe,  nach  einer*  offieiellen  Inspection  des  Schifltes,'  afutori- 
»Iren  sowie  das  Schiff  offen tMch  verkaufen  lasse.  Eine  Ver- 
klarung wird  alfertial  von  ihm  zu  machisn  sein. 

.  12)  Von  den  Privilegien  des  Schiffers. sowie  der 
Mannschaften  eines  segelfertigen  Schiffes  gegenüber  ihren 
Gläubigern  ist  bereits  §  47  gebandelt 


28.  NaeÜ  dem  Gonsnlat  1.  c.  ht  der  Schiffer  bei  Jedem  irgend  von  ihm 
freiwillig  nntemomnienen  Verkaufe  nur  rar  Atmahlung  det  Einpfan- 
geneii  oder  wenn  die  Rheder  damit  nicht  lafrieden  lein  wollen,  zur 
roUsten  EnttchSdignng  yerpffiebtet.  Der  Verkauf  bleibt  in  der  Regel 
fQr  den  Dritten  gflltig  nnd  kann  nur  datin  ang;efocfaten  werden, 
wenn  der  Schiffer  mit  dem  Geld  durchgegangen  ist;  denn  dann 
mutt  der  KZufer  eine  Vollmacht  der  Rhederei  tarn  Verkaufe  nach- 
weisen, wenn  ihm  nicht  das  Schiff  ohne  Weiteres  durch  das  Gericht 
abgesprochen  werden  soll.  'Es  heisst  dann  aucli  ausdrQcklich: 
„Daher  mag  und  soll  sieh  einJe'der  wohl  vorsehen, 
'nWieereinSchi  ff  kaufet,  damit  er  nicht  inlScha- 
»den  gerathe.* 


Kip.  n.  VeAlttnte  zwiMhen  RhMer  vL  Schiffer.  $  03.    161 


S  63.    Pfliefaten  dei  Schiffen  *•)  ror  der  Abreite. 

Die  ia  den  folgenden  Paragraphen  am  charakterisirenden 
Pfliehten  des  Schiffers  ergeben  sich  leicht  aus  dem  $  58  —  60 
Gesagten  and  ist  es  demnach  auch  nicht  nothwendig,  hier  noch- 
mals ihren  allgemeinen  Charakter  zu  bestimmen.  Wir  wenden 
uns  sogleich  zu  den  Details,  indem  wir  zuerst  yon  den  Pflichten 
Yor,  sodann  während  und  endlich  am  Schluss  der  Reise 
sprechen  wollen.    Vergl.  audi  $  115—119. 

Pflichten  Tor  der  Abreise. 

1)  Die  erste  Pflicht  des  Schiffers  ist,  dass  er  sich  tüchtige 
Seeleate  verschaffe;  er  würde  ein  grobes  Versehen  begehen, 
wenn  er  mit  einer  unerfahrenen  oder  unzulänglichen  Mannschaft 
in  See  ginge.  Selbst  die  Mitbetheiligung  der  Rhederei  an  der 
Ernennung  der  Mannschaft  kann  diese  Pflicht  nicht  heben;  der 
Schiffer  musste  überall  protestiren.  Die  ausdrückliche  Bestim- 
mung des  Spanischen  Seerechts  (Artikel  639),  dass  die  Rhederei 
den  Kapitain  nicht  zwingen  könne,  Leute,  die  diesem  nicht  an- 
stehen, anter  seine  Mannschaft  aufzunehmen,  versteht  sich  überall 
Ton  selbst;  denn  er,  nicht  die  Mannschaft,  ist  zuletzt  der  Rhederei 
verpOichtet.  Dabei  darf  der  Kapitain  keinem  anderen  Schiffer 
seine  Leute  abspenstig  machen.  Wo,  wie  in  den  meisten  nor- 
dischea  Htfen  fbr  die  Annahme  des  Schiffsvolks  eine  Behörde 
sich  befindet,  geschieht  die  Heurung  allemal  durch  deren  Ver- 
aitteiung.  In  Frankreich  ist  der  Schiffer  verpOichtet,  seine  Leute 
znr  Musterung  dem  ClassencommissAr  und  im  Auslande  dem  Consul 
Yonostellen. 


29.  Ton  den  Pflichten  des  Schiffen  siehe  Pohls,  8.  161  ff.  Koch, 
PreiMBuhes  Recht,  1.  {484—496.  Pardeitni,  conrs  etc.  lU. 
n.  638  iq.  Uebrigens  und  die  Seerechte  in  dieser  Materie  liemlieh 
fibereinstimmend  wid  wird  es  drum  nicht  nöüiig  sein,  viele  Citate 
auf  die  Quellen  zu  geben.  Verweisungen  auf  iltere  Seerechte  stehen 
bei  Pohls.  Recht  übersichtUsh  ist  RraTard-Veyri^res  1.  c. 
S.  328—36.  Freilich  ist  keiner  von  allen  genannten  Schriftstellem 
ToUständig.    Abbott  I.  c.  part  IV.  chap.  IV.  S.  295-317. 

f.  Ealtcabem^  Seerecht  1.  11 


MB  Ab8cki.lV.  Totü^SehiApeinoml. 

2)  Er  mus8  für  die  Seetüchtigkeit  des  Schiffes  sorgen,  d.  h. 
er  muss  und  zwar  nach  roanchcD  Seerechtoa  alleofalb  mit  Zu- 
ziehung von  Sachverständigen  und  Beamten,  das  Schiff  genau 
untersuchen,  die  entdeckten  Fehler  der  Rhederei  anzeigen  und 
wenn  dieselben  nicht  am  Orte  sind,  die  Ausbesserung  bewirken 
lassen,  doch  in  der  Regel  bei  grösseren  Reparaturen  erst  die 
Genehmigung  der  Rhederei  einholen.  Wollen  die  Rheder  nidit 
repariren,  so  hat  der  Schiffer  der  Seebebörde  oder  im  Auslände 
dem  Consul  Anzeige  zu  machen  und  kann  er  sich  dnrali'.  diese 
zur  Reparirung  legitimiren  lassen  *•). 

Diese  Pflichten  hat  der  Kapitain  nicht  bloss  zu  seiner  eigenen 
nachtraglichen  Sicherung  zu  erfüllen,  sondeiti  auch  im  Interesse 
der  öffentlichen  Sicherheit,  sowie  um  in  StreitOÜlen  über  den  Zu- 
stand des  Schiffes  vor  seiner  Abreise  die  nöthigen  Mittel  zur 
Aufklärung  der  Gerichte  zu  haben. 

Uebrigens  sind  nach  der  ganzen  Stellung  des  Schiffers  seine 
Engagements  von  Seeleuten  an  sich  immer  für  gültig  zu  achten, 
und  isi  er  derentwegen  nur  der  Rhederei  verantwortlich.  Par- 
dessus  1.  c.  n.  630. 

Namentlich  ist  es  eine  strenge  Pflicht  des  Schiffers,  dahin 
zu  sehen,  dass  sein  Schiff  mit  hinlänglichem  und  gutem  ProYiant 
nebst  Trinkwasser  versehen  ist. 

3)  Ist  das  Schiff  ausgerüstet  (segelfertig  in  diesem  SiiiiieX 
80  muss  der  Sdiifler  darauf  sehen,  dass  die  Ladung  gehörig  ge- 
schieht Dazu  ist  erforderlich,  dass  die  veriadeaen  GOler  gehörig 
bezeichnet  und  angemerkt  und  dass  keine  ramponirten  (d.  b. 
mit  beschädigter  Emballage)  Waaren  ohne  besonderen  Protest 
angenommen  werden.  Sodann  hat  der  Schiffer  für  gute  Stauung 
der  Güter  zu  sorgen,  d.  h.  dass  die  schweren  unten  gelegt  und 
leckende  Güter  nicht  auf  trockene  gepackt  werden;  und  ist  er 
besonders  für  gute  Garnirung  verpflichtet,  d.  h.  er  muss  die 
Güter  so  fest  legen  und  packen,  dass  sie  durch  die  Bewegung 
des  Schiffes  nicht  beachüidigt  werden.  Ferner  ist  er  ni  einer 
symmetrischea  Verpackung  yerpflichtet,  damit  auf  Einer  Seite 


90.  So  das  Franz.  S«ereeht  atudrQcklicb  Code  de  com.  233.  Die  In- 
Bpection  mint  hier  bei  gröaseren  Seereiten  zweimal  gemacht  werden, 
einmal  wenn  auagerüatet,  lodami  wenn  geladen  werden  aoU. 
Gesetz  vomt  13.  Aug.  1791. 
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des  Schiffes  nicht  zu  yiel  und  zu  Schweres  geladen  werde«  Auf 
der  einen  Seite  darf  er  das  Schiff  nicht  ikberladen,  auf  der 
anderen  nicht  zu  leicht  befrachten ,  denn  beides  hindert  die 
SeetOcht^keü  des  SchMTes.  EndKch  soll  er  Ton  unbekannten 
oder  unsicheren  Personen  keine  Güter  annehmen,  deren  Eigen-* 
schafi  er  nicht  genau  kennt,  damit  in  den  Ballen  etc.  nicht  Zoll- 
oder Kriegs- Contrebande  oder  gefährliche  Zündstoffe  etc.  rer- 
packt  sind.  Ueberhaupt  soll  er  ohne  Genehmigung  der  Rhederei 
wie  der  Befrachter  keine  Contrebande  annehmen;  auch  darf  er 
ohne  Genehmigung  der  Rheder  keine  Waaren  auf  eigene  Rechnung 
in  das' Schiff  nehmen  (bei  einer  nach  den  yerschiedenen  See- 
rechten  yariirenden  Strafe). 

4)  Die  Befrachtung  steht  dem  Kapitain  überhaupt  nicht 
immer  zu,  sondern  wird  am  Wohnorte  der  Rhederei  von  dieser 
selbst  und  in  der  Fremde  von  einem  Correspondenten  der  Rhe- 
der gewOhnKch  besorgt  Doch  ist  ihm  einmal  die  Befugniss 
dazu  ausdrücklich  übertragen  oder  wird  er  durch  die  Umstände 
dazu  veranlasst,  so  entrirt  er  eigentlich  noch  ein  besonderes 
CargadeurgeschSft.  Er  muss  auch  in  Bezug  hierauf  allen 
möglichen  Vortheil  der  Rhederei  verschaffen  und  nicht  etwa 
dabei  den  seinigen  suchen,  er  soll  namentlich  um  seiner  Kaplaken 
und  Sdiretbegebfthren  oder  um  anderer  eigener Vortbeile  willen*«) 
keine  der  Rhederei  nützliche  Fracht  ausschlagen.  Es  versteht 
sich,  dass  er  den  Abladern  Rechnung  ablegen  muss. 

5)  Spätestens  bis  zur  Beendigung  der  Ladung  hat  der 
Schiffer  alle  zu  seiner  Reise  nothwendigen  Schiffsdocumente, 
Papiere  und  Pässe,  Certepartien,  Connossemente  etc.  an  Bord 
za  schaffen.    Siehe  bereits  wegen  dieser  Papiere  etc.  $  45. 

6)  Selbst  während  dar  Schiff  noch  im  Hafen  liegt,  muss 
der  Schiffer  in  der  Regel  des  Nachts  sich  am  Bord  befinden  oder 
wenigstens  das  Commattdo  einem  Officier  übertragen.  Noch 
strenger  wird  es  hiermit  während  der  Reise  genommen. 

7)  Endlich  wird  er  verpflichtet  sein,  dahin  zu  sehen,  dass 
die  Zoll-  und  Schiffsabgaben  aller  Art  richtig  bezahlt  werden. 


31.  Sind  dem  Sebiffer  naeh  Pr«u«;  Rechte  solche  Vortheile  von  der 
Rhederei  bewiDfgt,  so  darf  er  doeb  nie  mehr  alt  den  dreissigkten 
Theii  der  Frmcht  nehmen,  widrigenfalls  er  dai  Doppelte  des  ganien 
Vortheili  rar  SdiiiTer-ArmencaMe  als  Strafe  entrichten  mun.  Prena. 
Uadmbt  fi.  8.  ^\4%h  1514---1518. 

11* 
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g  64.    Pfliehten  wlbrend  der  Relw  ««). 

1)  Sobald  das  Schiff  zum  Auslaufen  bereit  ist,  muss  der 
Schiffer  den  ersten  giinstigen  Wind  zum  Absegeln  benutzen  **). 
Er  soll  den  Wind  nicht  verliegen,  aber  doch  auch  den  gün- 
stigen Moment  zum  Absegeln  abwarten, 

2)  Wo  er  das  Fahrwasser  nicht  genau  kennt  und  wo  das- 
selbe überhaupt  gefahrlich  ist,  namentlich  beim  Aus-  und  Ein- 
laufen in  und  von  Häfen,  Buchten,  Strömen  etc.  rouss  er  sich 
eines  Lootsens  bedienen,  sonst  ist  er  für  allen  Schaden  an 
Schiff  und  Ladung  yerantwortlich.  Siehe  den  späteren  Abschnitt 
über  Lootsen. 

3)  Ohne  Noth  soll  er  das  Schiff  weder  bei  Tag,  noch  be- 
sonders bei  Nacht  verlassen,  jedenfalls  aber  zuvor  einem  Offider 
das  Commando  übergeben.  Nach  Span.  Recht  Art  649  soll  der 
Schiffer  in  keinem  Falle  beim  Ein-  und  Auslaufen  der  Häfen 
und  Flüsse  das  Schiff  verlassen. 

4)  Er  soll  auf  der  Reise  eine  fleissige  Aufsicht  über  Schiff 
und  Ladung  führen  und  die  Waaren,  so  oft  es  möglich  ist, 
stauen  und  umlegen  lassen.  Es  kommt  hier  viel  auf  die  Art 
und  Beschaffenheit  der  Güter  an:  z.  B.  ist  Getreide  umzu- 
schippen  etc.  Zu  dem  Behufe  und  zum  Besten  der  Gesundheit 
der  Seeleute  soll  er  die  Räume  des  Schiffes,  bei  günstigem 
Wetter,  lüften. 

5)  Er  muss  das  Schiffsvolk  überwachen,  ^ass  es  sich  ordent^ 
lieh  und  friedlich  betrage,  damit  nicht  durch  den  Unfrieden  der 
Seeleute  das  Schiff  gefährdet  werde.  Zur  Aufrechthaltung  der 
Ordnung  und  Autorität  steht  ihm  nach  allen  Seerechten  ein 
gelindes  Züchtigungsrecht  zu,  das  sich  im  höchsten  Grade  auf 
Knebelung  und  Einsperrung  während  der  Reise  erstreckt,  bis 
man  zu  einem  Orte,  wo  die  Ausantwortung  an  die  Gerichte 
möglich  ist,  kommt 


32.  Abbott  S.  317-328. 

33.  Nach  Rom.  Rechte  (L.  3.  Ck>m.  de  naufirmgiis  lt.  5), durfte  vom 
1.  Oct  bi«  1.  April  kein  Schiff  in  See  gehen.  Nach  den  Hanseat. 
Eecetten  durfte  diei  von  Martini  bis  Petri,  10.  November  bis 
22.  Februar,  nicht  geschehen.  Diese  Bestimmungen  sind  teraltet 
and  darf  der  Schiffer  jetst  zn  aflcn  Jahrcsseiten  in  See  gehen. 
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6)  Er  mus8  den  yorgeschriebenen  Gurs»  d.  h.  die  Reise- 
route befolgen,  und  wenn  ihm  keine  besonderen  Vorschriften  in 
dieser  Beiiehung  gemacht  sind,  Oberhaupt  auf  den  kQrzesten 
und  sichersten  Wegen  den  Bestimmungsort  zu  erreichen  suchen. 
Doch  ist  er  wegen  dringender  Umstände,  namenthch  wegen 
Wind  und  Wetter,  wegen  Beschädigung  des  Schiffes,  wegen 
bedeutender  Krankheiten  etc.  am  Bord,  wegen  Verlust  an  den 
nothwendigsten  Mannschaften  durch  Tod,  Matrosenpressen,  De- 
sertion etc.  oder  bei  Verfolgung  durch  den  Feind  oder  wenn  der  Be- 
stimmungsort blokirt  ist,  Ton  seinem  Course  abzuweichen  befugt 
Hier  wird  er  Qberall  einen  Nothhafen  suchen  dürfen.  Auch 
wird  Abweichung  vom  Curse  dadurch  gerechtfertigt,  dass  der 
Sdiiffer  contractiich  eine  Gonvoy  aufsuchen  muss  oder  dass  er 
einem  in  seiner  Nahe  befindlichen  Schiffe,  das  sich  in  Noth  be» 
findet,  zu  HOlfe  kommt  Doch  muss  er  auch  in  solchem  Falle 
aberall  nach  bestem  Wissen  das  Interesse  der  Rheder  und  Be- 
frachter wahrnehmen  und  den  Rhedern  mit  erster  Gelegenheit 
Nachricht  davon  geben.  Cnnöthiges  Abweichen  zieht  dem  Schiffer 
nach  den  meisten  Seerechten  Strafen  zu. 

7)  Er  soll  das  Schiffsvolk  nicht  hart  behandeln,  ihm  die 
Mlige  Löhnung  zahlen  und  sie  namentlich  mit  gesunden  und 
hinlinglichen  Lebensmitteln,  namentlich  auch  mit  gutem  und 
genügendem  Trinkwasser  yersorgen. 

8)  In  allen  wichtigen  Fällen  sollte  nach  den  alteren  See- 
rechten'^)  der  Schiffer  mit  der  Mannschaft  einen  SchifCsrath 
halten.  Dies  ist  nicht  mehr  praktisch.  In  rein  technischen, 
mehr  eine  wissenschaftliche  Kenntniss  zur  Beurtheilung  erfor- 
derlichen Dingen  wird  eine  Berathung  mit  dem  Steuermann  oder 
allenfalls  mit  den  übrigen  Ofßcieren  genügen.  Selbst  in  rein 
praktischen  Sachen  wird  Berathung  mit  den  Officieren  zumeist 


34.  Doch  redet  merkwOrdiger  Weise  das  Hanseatiicfae  Seerecbt 
sieht  einmal  bei  Gelegenheit  des  Seewnrfti  und  der  Bodmerei  davon. 
•—  Abbott  1.  c.  S.  d06  sagt  sehr  riehtig:  I  apprebend  such  con- 
anltatkm  (eben  Scbüftratii)  is  nq^  reqnired  by  the  law  of  England, 
aeeording  to  whidi  the  entirs  manageuent  of  the  ship  is  intrusted 
to  the  mast^;  er  macht  dabei  auf  den  Unteisehied  von  den  Be- 
sdmmnngen  der  Frau.  Ordonnanz  tob  1681  und  der  r61es  d'OMron 
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hinlänglich  sein.  Bei  einer  Gefahr»  wo  das  Leben  Aller  be- 
droht ist,  wird  noch  am  ehesten  der  Schiffer  einen  Rath  AUer 
zusammenzurufen  haben.  Doch  wird  dies  überall  auf  die  niheren 
Umstände  ankommen.  Uebrigens  kann  man  nicht  sagen,  daas 
der  Schiffer  an  die  Mehrheit  der  Stimmen  der  Offidere  oder 
der  ganzen  Mannschaft  gebunden  wäre;  yielmehr  wird  man  ihm 
kraft  seines  Amtes  und  Commandos,  namentlich  aber  weil  er 
nicht  bloss  der  Seefahrtskundigste  auf  dem  Schiffe  ist,  soodem 
auch  für  die  Angelegenheiten  des  Schiffes  der  Rhederei 
gegenüber  die  alleinige  Verantwortlichkeit  hat,  nicht  bloss 
überall  eine  entscheidende  Stimme  bei  Stimmengleicbheit  ein- 
räumen, sondern  ihn  sogar  überhaupt  nicht  unbedingt  an  die 
Miyoritätsbeschlüsse  binden,  und  nicht  einmal  unbedingt  den  Fall 
ausnehmen  dürfen,  wo  sich  die  grosse  Mehrheit  der  Seeleute  für 
die  Existenz  einer  Lebensgefahr  Aller  (die  etwa  das  gestrandete 
seeuntüchtige  Schiff  zu  verlassen  berechtige)  entscheidet;  denn 
selbst  hier  wird  er  mit  dem  Reste  der  Mannschilt  thun  dürfen, 
was  er  nach  Pflicht  und  Gewissen  für  recht  hält  und  wird  allen- 
falls der  dissentirenden  Mehrheit,  wenn  er  sie  nicht  zwingen 
kann,  ein  anderweitiges  Handeln  gestatten  müssen**). 

lieber  Berathungen  ist  möglichst  ein  kurzes  Protokoll  auf- 
zunehmen oder  ist  darüber  wenigstens  eine  Notiz  im  Journal  zu 
machen.  Siehe  $  66. 

9)  Der  Schiffer  muss  die  Hafenordnungen  genau  befolgen. 
Er  soll  des  Nachts,  er  sei  unter  Segel  oder  vor  Anker,  die 
Schiffsleuchte  aufstecken  und  über  dem  geworfenen  Anker  eine 
wachende  Boye  (d.  h.  ein  über  dem  Anker  schwimmendes  Flott 
von  Holz  oder  Borke)  befestigen.  Er  darf  nicht  den  einge- 
ladenen Ballast  oder  Aehnliches  in  das  Fahrwasser  des  Hafens 


Nach  Preutt.  Rechte  iit  der  Schiffer  »in  wichtigen  und  bedenkliehen 
»Fällen,  da  Schiff,  Ladung  und  Menschen  in  Gefahr  stehen,  sowohl 
»im  Hafen  als  auf  der  See  snr  Berofong  des  Scfaiffsrathes  ver- 
»pfliehtet^  doch  nicht  an  den  Schiffiuratii  gebunden;  er  soll  aber 
für  den  unglUckUchen  Ausgang  einstehen,  wenn  er  ohne  erhebliche 
und  vollständig  (!)  zu  erweisende  Gründe  zuwiderhandelt  Der 
Schifisrath  oder  die  Seemannschaft  wird  ausser  dem  Schiller  durch 
den  Steuermann,  Hochbootsmann  und  ZioDonennann  oder  wenn  einer 
davon  fehlt,  durch  einen  anderen  eifahrenen  Bchiismann  gebUdet. 
II.  8.  S  1463-1466.  -  Vergl  Ordonnanza  de  BUboa  M. 


oder  Slromes  werfen»  aondon  an  den  ¥orgeachriebenen  Orten 
auflade«.  Sodann  musa  er  Qbepall  gehörig  clarireui  d.  h.  die 
ZoU^  und  Abgabenbesiimmung^n  der  eincelnen  Siaalen  genau 
erfiUles. 

Auf  aHen  Ankerplatzen  mm»  der  Schiffer  aein  Sehlff  ao 
legen,  daas  es  möglichst  vor  Zusammenstossung,  Feuersbrunat 
und  anderen  Unfällen  der  Natur  oder  Menschenhand  gesichert  sei. 

10)  Der  Schiffer  muss  dem  Rheder,  so  oft  es  angeht,  von 
den  erheblichen  Vorfällen,  namentlich  vom  Eintreffen  in  den 
Bestimmungshafen  und  von  der  Weiterreise,  von  Frachtschlies- 
suDg  über  Waaren  und  Personen,  von  allen  Seeschäden,  vom 
Einlaufen  in  einen  Nothhafen  u.  s.  w.,  namentlich  auch  im  In- 
teresse der  Versicherung  von  Schiff  und  Ladung,  welche 
heutiges  Tages  als  yon  der  Rhederei  und  resp.  den  Abladern 
geschehen,  jeder  Schiffer  von  Rechtswegen  annehmen  muss, 
Tfacbricht  geben.  Er  darf  in  der  Regel  nur  von  dem  dirigi- 
renden  Rheder  Befehle  annehmen,  bis  sämmtliche  Rheder 
ihm  andere  Anweisungen  geben.  Doch  wird  es  hier  auf  die 
besonderen  Bestimmungen  der  Contracte  und  Vollmachten  des 
Schiffers  ankommen  und  Manches  sogar  von  den' Umständen  ab- 
hängen. Ueberall  wo  Correspondenten  der  Rhederei  sich  befin- 
den, an  die  er  gewiesen  ist,  hat  er  sich  an  diese  zu  wenden, 
ihnen  zu  berichten,  mit  ihnen  zu  berathen  und  sich  überhaupt 
nach  deren  Anordnungen  zu  richten,  soweit  ihm  bekannt  ist, 
dass  dieselben  zu  solchen  Anordnungen  von  der  Rhederei  be- 
tagt worden  sind.  Es  bezieht  sich  dies  letztere  namentlich  auf 
die  Befrachtung  des  Schiffes,  sowie  auf  die  Erhebung  und  Zah- 
hrog  von  Geldern,  die  man  jetzt  häufig  nicht  dem  Kapitain, 
sondern  dem  Correspondenten  abzuthun  überlässt. 

Geber  die  Pflichten  11)  zur  Führung  des  Reisejournals, 
12)  zur  Verklarung  (Seeprotest),  sowie  13)  bei  Geburts- 
und StefbefMIen,  endliA  14)  in  Bezog  auf  Hülfeleistnng  an 
temde  SchiHe,  15)  bei  Vertheidigungen,  16)  unter  GoftToy, 
17)  in  Kriegaftilen  nb«rhaupt,  siehe  $65  sq. 

IS)  Dcberhaupt  ist  aber  der  Schiffer  verpflicMet,  Alles  zu 
Umn,  was  zur  Fortsetzung  und  Beendigung  der  Reise  irgend  j«i 
Interesse  der  Rhederei  sein  kann  und  erscheinen  die  nach  %  02 
ihm  zustehenden  Rechte  und  Befugnisse  alle  insgesamml,  nament- 
lich aber  auch  das  Recht  zur  Ausbesserung,  zur  Ernennung 
neuer  Mannschaften  (nach  Abgang  der  alten  durch  Tod,  Deser- 
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tion  etc.  oder  bei  deren  Unfähigkeit)»  zur  Aufnahme  von  Geldern, 
zur  Verfrachtung  des  Schiffes,  ja  endlich  selbst  zur  Verftusserung 
und  besonders  zum  Verkauf  von  Ladung  und  Schiff,  unter  Um- 
ständen zugleich  als  Pflicht,  die  er  im  Interesse  der  Rhederei 
üben  muss  und  für  deren  Nichterfüllung  er  der  Rhederei  ver- 
antwortlich ist. 

19)  Insbesondere  kann  unter  Umständen  der  Schiffer  für 
verpflichtet  gehalten  werden,  zur  Fortsetzung  seiner  Reise  und 
Expedirung  der  eiogeladenen  Güter  ein  anderes  Schiff  zu  miethen, 
falls  das  seinige  untüchtig  geworden  ist  und  entweder  sich  nicht 
wieder  ausbessern  lässt  oder  die  Ladung  eine  schnelle  Beförde- 
rung erheischt  Die  Seerechte  von  Wisby  (Artikel  16),  Ol^ron 
(Artikel  4)  und  die  Rhodischen  Gesetze  geben  dem  Schiffer  das 
Recht,  ein  anderes  Schiff  zu  miethen,  ohne  ihm  die  Verpflichtung 
aufzulegen.  Das  ist  auch  Englische  Praxis.  Abbott  (6)  S.  324  sq. 
Die  Ordonnanz  von  16)SI  sowie  der  Code  de  c.  fran^.  Art.  296 
sagen:  le  capitaine  sel-a  Obligo,  was  Pothier  (contracts  de 
louage  IL  part  2—3  $  68),  sowie  Valin  (zu  liv.  IIL  tit.  III. 
Art  11)  als  ein  Recht  (Ubert^)  auffassen,  in  neueren  Zeiten  aber 
als  eine  Verpflichtung  des  Eapitains  angesehen  worden  ist,  ao 
von  Boulay-Paty  1.  c.  II.  400,  Pardessus  1.  c.  n.  644  und 
bereits  von  Emerigon  (trait^  des  assurances  L  chap.  12—16) 
und  dies  ist  auch  Nordamerikanisches  Recht  Eent  K  c  IIL 
lecture  47.    Siehe  besonders  $  118. 

20)  Der  Kapitain  darf  sich  keinen  Stellvertreter  in  seinem 
Posten  ohne  Genehmigung  der  Rhederei  setzen,  es  sei  denn,  dass 
er  durch  materielle  Hindernisse  (Krankheit,  Haftete.)  zur  Weiter- 
führung des  Schiffes  verhindert  wird,  eine  Vereinbarung  mit  der 
Rhederei  nicht  sofort  möglich  und  eine  Verzögerung  der  Reise 
sehr  nachtheilig  ist,  also  in  allen  eilenden  Fällen. 

21)  Der  Schiffer  erscheint  zugleich  nach  allen  alteren  und 
neueren  Seerechten  mehr  oder  weniger  als  ein  öffentlicher  Be- 
amter der  Rechts-  und  Sicherheitspolizei  (besonders  bei  Ver- 
gehungen seiner  Leute),  des  Civilstandsregisters  (bei  Geburts- 
und  Sterbefikilen)  und  endlich  in  gewisser  Weise  als  ein  Notar 
(bei  Testamenten).    Bravard-Veyri^res  1.  c  pag.  3S4. 

Diese  Stellung  im  und  zum  Staate  zeigt  sich  namentlich 
auch  in  der  Verpflichtung,  welche  dem  Kapitain  nach  Englischen 
und  anderen  Gesetzen  obliegti  ihre  in  der  Fremde  befindlichen 
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seefehrenden  Landsleate  mit  zurOckzunehmen,  selbst  Verbrecher 
in  gewissen  Fallen.    Siehe  Jacobsen»  S.  175. 

22)  Der  Schiffer  haftet  nach  allgemeinen  Rechtsgnindsfttzen 
fikr  allen  ^  Schiff  mid  Ladung  dnrch  seine  Versehen  und  Ver- 
gehen zugef&gten  Schaden;  der  dabei  betrügerisch  handelnde 
Schiffer  soll,  abgesehen  von  Fftllen  crimineller  Bestrafung,  nach 
einigen  Seerechten  nicht  weiter  Uhig  sein,  ein  Schiff  zu  führen. 
Das  Span.  Handelsgesetzbuch  Art  677  entzieht  ihm  alle  Fähig- 
keit £ur  Anstellung  auf  einem  Schiffe. 

Des  Schiffers  anderweitige  besondere  Verpflichtungen  wegen 
der  Ladung  und  wegen  der  Mannschaft  siehe  weiter  unteq  in 
den  betreffenden  Abschnitten,  namentlich  S  115—10. 


i  65.    Insbesondere  vom  Sclriffqonmale  *•). 

Es  ist  bereits  §  45  bei  Gelegenheit  der  Lehre  von  den 
Schiffspapieren,  wo  denn  auch  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
der  einzelnen  Staaten  über  die  gesetzHche  Nothwendigkeit 
des  einen  oder  anderen  Documentes  bereits  angegeben  worden 
sind  (siehe  S  45),  das  Schiffsjournal  genannt.  Es  ist  nicht  zu 
Terwechseln  mit  dem  Ladebuch  (§  115),  wel<Aes  in  der  Regel  der 
Steuermann  führt  und  in  welches  die  Waaren,  so  wie  sie  an 
Bord  kommen,  nach  Stückzahl,  Packung,  Marken,  Numern,  unter 
dem  Namen  des  Absenders  (Empfängers,  Bestimmungsortes)  genau 
eingetragen  werden;  davon  unterscheidet  man  bisweilen  das  Lösch- 
buch, in  welches  alle  diese  Notizen  bei  der  Ausladung  von  Gütern 
aus  dem  Schiffe  gemacht  werden.  Beide  Bücher  sind  nach  den 
einzelnen  Seerechten  ($  45)  bisweilen  dem  Schiffer  zu  führen  ge- 
setzlich vorgeschrieben*').  Auch  das  Schiffsbuch  ist  noch 
davon  zu  scheiden,  in  welches  alle  Data  in  Bezug  auf  das  Rech- 
Dungsverhaltnias  zwischen  Schiffer  und  Rhederei  eingetragen 
werden,   also  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  für  Rechnung  des 


36.  Wegen  der  Schiffipapiere  Oberhaupt  siehe  $45  oben;  wegen  anderer 
Papiere  in  Being  auif  Mannschaft  und  Ladung  Kap.  IIL  dieses  Ab« 
Schnittes  und  den  folgenden  Abschnitt 

37.  Siehe  besonders  das  Span.  Handelsgesetzbuch  Artikel  046,  wo  dem 
Sdiiffer  anbefohlen  ist,  1)  das  Ladungs-,  2)  das  Rechnungsbuch  und 
3)  das  SeeftdirtQoanial  zu  führen.    Siehe  g  45. 
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Scbifles»  sowie  nameotiich  auch  die  auf  daaSohiffaMi'beaMiea- 
den  persönlichen  Forderungen  des  Schiffers  etc.  Inabeaondtre 
wird  demnach  hier  auch  die  nähere  Spedficalioa  deijenigen 
Victualien  zu  geben  sein,  weiche  einem  ao  dergieichea  notti- 
leidenden  Schiffe,  .gegen  oder  ohne  EntgeM  veniireiQbt  werden, 
wenn  auch  das  Factum  selbst  ins  Journal  gehört  Pöbis,  6.  f90. 

Von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  irgend  etwas  in  Bezug  auf  die 
Reise  des  Schiffes  zu  geschehen  beginnt  (z.  B.  Einnahme  von 
Proviant,  Ballast,  Gütern  etc.)»  ist^  sofern  nicht  durch  die  be- 
sonderen Seereohtie  ein  anderer  Anfangstermin  festgesetzt  ist, 
dem  Sdiiffer  auferlegt,  ein  sog.  fichiffsjournal'*)  zu  f&hren, 
in  welchem  alle  Bogebenfheften  der  ganzen  Reise  des  Schiffes 
notirt  werden**),  namentlich  ein  taglicher  Bericht  Qber  Wind 
und  Wetter,  Qber  den  Curs,  Schnelligkeit  etc.  des  Schiffes,  über 
d^n  Zustand  der  Mannschaft,  über  Seegefahren  und  Seeschäden, 
über  gehaltenen  SchiffsraUi  etc.  Gewöhnlich  führt  übrigens  der 
Steuermann  auch  das  Journal,  doch  soll  es  der  Schiffer  immer 


38.  In  Fnuikreich  iat  dai  BcMffigouraal  sogleich  Lade-  und  LOschbach, 
sowie  Sefaürsbiieh,  ist  (fesfeeaipelt  and  ven  der  Behörde  foliirt  und 
paragraphirt.  Weniflstens  ist  dies  so  Beslianinaag  des  Art.  224  des 
Code  de  c.;  cf.  Pardessas  I.  c.  n.  636.  Nach  Schiebe  (S.  38 
seiner  Uebejcsetzimg  voa  Pardessus  eours  d.  d.  Com.  III.)  ist  aber 
die  P raxis  anders  und  werden  yerschiedene  Bacher  geführt: 
1)  das  Journal»  welches  wie  in  anderen  Landern  bloss  die  Be- 
gebenheiten der  Reise  enthält  in  chronologischer  Ordnung.  Seine 
Form  ist  die  nach  Art.  224.  2)  das  Schiffsbuch  (livre  de  bord) 
enthalt  die  sog.  Comptabilit&t  des  Schiffes  (zwischen  Rapitain  und 
Rheder,  Einnahme  und  Ausgabe).  3)  das  Lade-  und  Lösehbueh 
(livre  ponr  le  chargemeat  et  le  d^ehargement),  welches  ebenso  wie 
in  anderen  Landern  «ingeriobCet  ist.  —  Die  Veiteser  des  Code  de 
commerce  haben  mm  es  acheiat  jene  verschiedenen  SchifisdooaaeaCe 
nicht  recht  gekannt  und  somit  verwechselt. 

39.  Ueber  den  Anfang  der  Zeit,  von  wo  an  dies  Reisejoumal  oder  Tage- 
buch zu  führen,  streiten  die  Autoren  des  Seereehts.  Manche  be- 
stimmen dazu  den  Abgangstag  des  Schiffes  aus  seinem  Heimath- 
hafen bis  zur  Rückkehr  dahin  und  dies  ist  Preuss.  Recht  nach 
Koch,  1.  e.  I.  g425.  S.  719.  Andere  verstehen  unter  der  Reise 
die  Zeit  zwischen  jeder  Abladung  undLOschnng  oder  besümmen 
den  Anfang  mit  der  Zeit,  wo  der  Steuerauna  aa  Boid  kommt. 
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ootikoUreo.  Die  Einlragiiiigen  sind  mit  der  grössten  Gewissen- 
hiftigkeil  zu  madicn,  so  dass  sie  nöthigenfalls  beschworen  wer- 
den können.  Zar  Sicherung  gegen  FaJschung»  sowie  zur  Er- 
leichterung der  Eintragung  und  zur  besseren  Uebersicht  ist  das 
Buch  rubricirt  und  paginirt  Rasuren  sollen  nie  gemacht  wer- 
den; Gorrecturen  nur  so,  dass  man  das  Ausgestrichene  lesen 
kamiy  damit  um  so  weniger  der  Verdacht  einer  absichtlichen 
Fälschung  entstehen  könne.  Das  Journal  wird  stundenweis  ge- 
führt, indessen  nach  jetzigem  Seegebrauch  alle  24  Stunden, 
Mittags  12  Uhr  abgeschlossen,  d.  h.  über  diese  Zeit  ein  resü- 
mireuder  Bericht  zusaromengestellL  Pohls,  S.  166.  Uebrigens 
lasst  sich  für  die  Zeit  der  Eintragung  nach  dem  Factum  nichts 
Bestimmtes  sagen ;  sobald  als  möglich  muss  es  geschehen,  damit 
noch  Alles  im  frischen  Andenken  sei  und  der  Bericht  demnach 
von  Anfang  an  ein  recht  getreuer  und  der  Wahrheit  gemässer 
sein  könne;  doch  wird  man  billig  sein  müssen  und  namentlich 
es  nicht  zu  streng  beurtheilen,  wenn  in  Zeiten  grosser  Gefahr 
oder  auch  schon,  wo  yiele  der  Mannschaften  krank  und  die 
anderen  desshalb  sehr  beschäftigt  waren,  die  Eintragung  ver- 
spätet worden  ist 

Das  Journal  bildet  namentlich  die  Grundlage  der  Ver- 
klarung oder  des  Seeprotestes  ($66). 

Das  Journal  ist  ferner  genau  chronologisch  zu  führen. 

Das  Journal  schliesst  mit  der  Beendigung  der  Reise,  welche 
bei  einem  mit  Rückfracht  nach  dem  Abgangshafen  zurückkehren- 
den SchüTe  erst  mit  Löschung  der  Rückfracht  anzunehmen  ist 

Ein  durch  mehrere  Reisen  hindurch  fortzuführendes  Journal 
wird  nach  Völkerrecht  weder  in  Kriegs-  noch  in  Friedenszeiten 
von  dem  Schiffer  verlangt;  doch  ist  ma^n  bisweilen  der  Ansicht 
in  den  Priseogerichten  gewesen,  dass  ein  zusammenhängendes 
Journal  über  alle  Reisen  des  Schiffes  seit  Abgang  aus  dem 
Heimathshafen  am  Bord  des  Schiffes  sich  befinden  müsse: 
was  aber  wohl,  wenigstens  in  seinen  Consequetizen  und  indirect, 
zum  Thal  gegen  den  in  neueren  Zeiten  angenommenen  völker- 
rechtlichen Grundsatz  streitet,  dass  die  etwanige  Kriegsschuld 
eines  Sduffea  (z.  B.  seine  Verletzung  der  Neutralität,  sein  Contre- 
bandhandel  etc.),  abgesehen  natürlich  Yon  dem  Charakter  des 
Schiffes  aelbet,    nur    nach    der  Ladung  der  letzten  Reise  %{i 
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beurtheilen  sei  «<>).  Mao  will  sich  dadarch  aber  eigentlidi  be- 
sonders über  den  National  Charakter  des  Schiffes  im  Prisen- 
gerichte  vergewissern. 


S  66.    Von  der  Verklarung  (Seeprotest)  «i). 

Durch  die  eigenthümliche»  namentlich  für  einen  Verwalter 
fremder  Güter  und  Angelegenheiten  äusserst  freie  und  selbst- 
standige  Stellung  des  Schiffers  werden  eigen thümli che  Sicherun- 
gen zum  Besten  der  Rheder  und  Ablader  von  selbst  geboten. 
Namentlich  sucht  man  sich  gegen  Treulosigkeiten  des  Schiffers 
durch  eine  gewisse  feierliche  Art  der  Beurkundung  der  von  ihm 
auf  der  Reise  erlebten  Ereignisse  und  vollbrachten  Acte  mög- 
lichst zu  sichern  durch  die  sog.  Verklarung,  die  auch  See- 
protest oder  wie  in  den  Italienischen  Seestaaten  Consulat 
genannt  wird^').  In  diesem  allgemeinen  Charakter  stimmen  die 
verschiedenen  Institute  der  Verklarung  der  einzelnen  Europai- 
schen Staaten  völlig  mit  einander  überein;  sie  weichen  indessen 
in  den  näheren  Bestimmungen  des  Cmfanges,  der  Form,  der 
gesetzlichen  Nothwendigkeit  oder  blossen  Nützlichkeit,  der  Be- 
weiskraft et&  vielfach  von  einander  ab. 

Es  steht  fest,  dass  in  Frankreich,  Holland,  Oesterreich  und 
selbst  in  England  die  Verklarung  (Protest)  ganz  allgemeiner 
Natur  ist  und  zur  Gonstatirung  aller  Schiffsereignisse  angewendet 
werden  kann«'),  wenn  man  auch  vorzugsweise  an  den  Kapitain, 
seine  Facta  und  Erlebnisse  mit  dem  Schiffe  denkL  Der  Schiffer  muss 


40.  Dies  ist  im  Ganzen  auch  wohl  die  Jacobsen'sche  Meinung  in 
seinem  Seerecht  B,  120. 

41.  Vergl,  besonders  Pohls  S.  601  ff.,  der  aber  davon  erst  bei  der 
Lehre  von  der  Havarie  spricht.  Ebenso  Jacobsen  S.  519.  Siehe 
dagegen  Abbott,  1.  c.  S.  335.  36.  und  Bravard-Veyridres, 
L  c.  S.  334.  Das  Frans.  (Art.  242  sq.)  und  Holl.  (Art. 379 sq.) 
Handelsgesetxbttch  verbreiten  sich  darttber  am  vollständigsten.  Anoh 
Piantanida,  1.  c.  tom.  I.  ttt.  1  und  2.  8.  1-38. 

42.  Englisch  protest,  FranzOaiseh  rapport.  Italienisch  conaolato 
sowie  protesto. 

43.  cf.  Abbott  (6)  Seite  336.  Wegen  Oesterreich  Editto  politico  von 
1774,  Art  II.  g  15  und  19. 


Kap.  IL  Veriültiiks  iwisehen  Rheder  u.  Schiffer.  S  66.    173 

Uer  ia  jedem  Hafen  eine  Art  VerUarnng  machen.  Andere 
Slaalea,  wie  Prenssen,  Schweden»  Dänemark,  die  Hansestädte, 
Rnasland  and  aoch  wohl  Spanien  betrachten  wenigstens  still- 
schweigend  die  Verklarung  nur  als  eine  Beurkundung  yon  See- 
gefahr, wenn  durch  Wind  und  Wetter  oder  durch  feindliche 
Gewalt  oder  überhaupt  durch  höhere  Hand  der  Kapitain  sich 
genOthigt  sieht,  in  einen  Notbhafen  einzulaufen  und  denken  zu- 
meist sogar  speziell  an  den  Fall  der  Havarie««),  obgleich  hier 
selbst  nach  den  Worten  des  Gesetzes  meist  leicht  eine  Aus- 
dehnung auf  andere  Falle  sich  machen  lasst.  Auch  der  Fall, 
wenn  zwei  Schiffe  durch  Zusammenstossen  sich  beschädigt  haben, 
würde  hieher  gehören. 

Sodann  ist  die  Verklarung  in  England,  in  Italien  (wenig- 
stens Tor  Emanation  der  neueren  Handelsgesetzbücher  nach  Franz. 
Master),  sowie  auch  wohl  in  Schweden,  obgleich  sie  hier  sehr 
gewöhnlich  ist,  dem  Schiffer  nicht  als  absolute  Pflicht 
Yorgeschrieben  wie  in  den  anderen  Staaten  dies  allerdings  der 
FaUist«*). 

Deberall  geschieht  nun  die  Verklarung  auf  Grund  des  auf 
dem  Schifle  gefüh^en  Reisejoumals.  Gewöhnlich  hat  der  Schiffer 
daraus  einen  resümirenden  gewissenhaften  Auszug  zu  machen 
und  diesen  im  Hafen  der  Ankunft  oder  resp.  nur  im  Nothhafen 
öffentlidi  vorzulegen  und  legalisiren  zu  lassen.  Die  öffentliche 
Person,  Tor  welcher  dies  geschieht,  braudit  in  England  und 
Dänemark  überhaupt  nur  ein  Notar  zu  sein  und  kann  auch  nach 
den  übrigen  Seerechten,  insofern  die  sonst  vorgeschrieb'enea 
Behörden  dieser  Art  fehlen,  vor  einem  Notar  vollzogen  werden, 
namentlich  auch  in  Preussen.  Doch  ist  es  Vorschrift  der  meisten 
Seerechte  (Frankreich,  Holland,  Preussen  etc.),  dass  der  Act 
der  Verklarung  wo  möglich  vor  einem  Seegerichte  und  nur 
im  Aaslande  vor  dem  betreffenden  Consul  oder  allenfalls  vor 
anderweitigen  Behörden  vorgenommen  werde.  Auf  diese  Weise 
wird  die  Verklarung  bescheinigt 


Ai,  Das  Schwedische  Recht  ist  in  dieser  gsnzea  Materie  lehr  unvoll- 
stindig.  Wegen  Dänemark  Christians  V.  Gesetzbuch  IV.  cap.  II. 
Art  12  und  cap.  III.  Art  10.  —  Preuss.  Landrecht  II.  8.  S  1840  ff. 

45^  In  Ffmnkreidi  wird  der  hierin  naehlissige  Schiffer  mit  Einspemuig 
bedroht 


174  Ab6chn.iy.  Vom  SchiiTspenonai. 

Sodann  ist  gewöhnlich  eine  Zeil  vorgesehrieben,  innerhalb 
welcher  spätestens  die  Verklarung  geschehen  mOsse,  24  Stomlen 
(Frankreich,  Holland)  oder  3  Tage  (Lübeck  und  Hamburg*«)  etö. 

Die  Depositionen  des  Schiffers  müssen  dann  dieser  sowie  seine 
Officiere  und  zumeist  die  gesammte  Mannschaft,  auf  geschehene 
Fragen  des  Richters,  allenfalls  auch  die  Passagiere  beschwören. 
Die  Bestimmungen  der  einzelnen  Seerechte  sind  hierüber  sehr 
verschieden.  Die  strengsten  Formalitäten,  namentlich  eidliche 
Bestärkung  des  auszüglichen  Berichtes  aus  dem  Journal  werden 
hauptsftchlich  bei  Verklarungen  angewandt,  die  zur  ConstaUrung 
von  Seeschäden  aller  Art  dienen  sollen,  namentlich  um  in  die- 
sem Falle  versichert  zu  werden,  dass  die  Unfälle  nicht  durch 
die  Schuld  des  Schiffers  oder  seiner  Leute  dem  Schiffe  passirt 
seien.  Selbst  aber  wo  die  Seerechte  noch  so  streng  in  Bemg 
auf  die  Formalitaten  smd,  wird  man  daraus  allein,  dass  dieser 
oder  jener  von  der  Mannschaft  oder  von  den  Reisenden  nicht 
beschwören  kann  oder  will,  die  Verklarung  noch  nicht  als  nichtig 
angreifen  können;  allerdings  kann  dergleichen  aber  dazu  bei- 
tragen, die  Verklarung  zu  verdächtigen,  besonders  wenn  noch 
andere  Umstände  des  Verdachtes  hinzutreten. 

Der  Schiffer  kann  sogar  seine  Gründe  haben,  warum  er 
diesen  und  jenen  seiner  Leute  von  der  Vereidigung  ausschliesst 
Freilich  werden  Rheder  und  Richter  berechtigt  sein,  solche  Ex- 
cludirte  ganz  besonders  zu  vernehmen. 

In  dem  Falle,  wo  der  Schiffer  vor  der  Ankunft  in  dem 
Hafen  (resp.  Nothhafen)  gestorben  ist,  wird  der  erste  Officier 
zur  Aufnahme  der  Verklarung  schreiten  können  und  bezüglich 
müssen  und  selbst  wenn  nur  Einer  (Span.  Handelsgesetzbuch 
Art.  652)  von  der  ganzen  Mannschaft  des  Schiffes  übrig  geblieben 
ist,  werden  dessen  Aussagen  zur  Aufnahme  einer  Verklarung 
geeignet  sein.    Die  Beweiskraft  wird   natürlich   in   dem    einen 


46.  Lübische  Verordnungen,  wegen  der  Journale  und  Verklunngen 
▼om  18.  Aug.  1819.  Damach  mnss  in  Lübeck  selbst  die  Verklarung 
vor  der  Schiffergesellschaft,  in  Travemünde  vor  dem  Lootsencou- 
raandeur  geschehen.  Hamburgiscfae  Verordnung  fQr  Schiffer  und 
Schifisvolk  von  1786  Art.  6,  Maklerordnung  von  1825  Art.  17.  Die 
Verklarung  geschieht  hier  vor  den  Registratoren  (der  sonaCigen 
Admiralit&t,  jetzt  im  Handelsgerichte). 
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oder  dem  anderen  Falle  sehr  rerschieden  sein.    Es  kommt  hier 
aber  Alles  auf  Zelt  nnd  Umstände  an. 

In  der  Regel  wird  es  fQr  Sache  des  Schiffers  za  halten  sein, 
seine  Offidere  und  Blannschaften  zur  Vereidigung  zu  sistiren. 

Der  Inhalt  der  Verklarung  kann  natürlich  sehr  mannig- 
faltig sein,  ebenso  wie  die  Ereignisse  auf  der  See  es  sein  kön- 
nen. In  Tielen  Landern  freilich  dient  aber,  wie  oben  ge- 
sagt, die  Verklarung  mehr  nur  zur  Constatirong  von  Seeunfalien 
mit  den  begleitenden  und  nachfolgenden  Umstanden  und  den 
Handlungen  des  Schiffers  und  seiner  Leute,  also  hauptsächlich 
nur  im  Nothhafen. 

Ein  Torläufiger  einfacher  Protest  des  Schillers  im  Noth- 
hafen, wodureh  derselbe  dieses  oder  jenes  Ereigniss  vor  den 
Behörden  des  Nothhafens  erklart  oder  schrifllich  niederlegt  oder 
auch  zu  Protokoll  gibt,  ohne  dass  dazu  die  Mannschaften  etc. 
gezogen  and  vereidigt  werden,  ist  weder  der  Form  noch  den 
Wirkungen  nach  eine  eigentliche  Verklarung  und  kann  ein 
solcher  sog.  Protest,  welcher  ja  nichts  als  eine  persönliche 
Verwahrung  des  Schiffers  ist,  namentlich  nie  als  Beweismittel 
gegen  Andere  als  gegen  den  Schiffer  selbst  dienen. 

Aber  auch  die  noch  so  förmliche  Verklarung  schneidet  in 
keinem  Lande  den  Gegenparteien  den  Beweis  des  Gegen theils 
ab^')-  Ueberhaupt  kann  die  Verklarung  nur  Ereignisse  und  Acte 
der  Reise  beweisen  und  zwar  hier  gewiss  alle,  auch  die,  welche 
anderweitig  als  durch  die  Verklarung  bewiesen  werden  können. 
Ferner  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Verklarung  als  Be- 
weismittel um  so  stärker  oder  schwächer  sein  wird,  je  unver- 
dächtiger oder  je  verdächtiger  sie  in  sich  nach  Form  und  Inhalt 
Ist  Doch  wird  die  äussere  Form  nicht  für  sehr  wesentlich 
anzusehen  sein  und  man,  in  Anwendung  der  alten  internationa- 
len Regel:  „locus  regit  actum^S  hier  überall  billig  sein. 
Auch  auf  die  Behörde,  welche  bescheinigt  hat  und  von  wel- 
cher die  etwanige  Vereidigung  der  Seeleute  vorgenommen 
ist,  wenn  selbige  nur  sonst  unverdächtig  war,  wie  ja  überall  zu 
priaumiren  ist,  wenn  man  nicht  den  betreffenden  Staat  beleidigen 
will,  —  wird  es  nicht  so  sehr  ankommen  und  es  im  Allgemeinen 


47.  Hdlllnd.  Handelsgesetzbuch  Artikel  384  gestattet  den  Gegenbeweis 
ansdrOeklieh. 
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keinen  Unterschied  machen ,  ob  vor  einem  See-  ond  Handeb- 
oder  vor  einem  anderweitigen  Gerichte,  ob  vor  einem  Gonsui 
oder  Notar  verhandelt  sei,  wenn  nur  in  dem  einielnen  Falle 
eben  keine  andere  (resp.  die  besonders  gesetzlich  vorgeschriebene) 
Behörde  sogleich  zur  Hand  war  und  wenn  nicht  anderweitige 
VerdachtsgrQnde  in  Bezug  auf  die  Wahl,  den  Charakter  etc.  des 
bescheinigenden  Beamten  vorliegen.  Blosse  Formm&ngel  werden 
nicht  selten  nachträglich  verbessert  werden  dQrfen;  doch  Iftsst 
sich  das  nur  nach  den  Umständen  des  besonderen  Falles  recht 
beurtheilen. 

Natürlich  muss  der  Inhalt  der  Verklarung  nach  seinem 
ganzen  Zusammenhange  und  in  alien  seinen  Theiien  ein  ver- 
nünftiges Ganze  bilden  und  namentlich  die  etwanigen  Aussagen 
und  eidlichen  Erhärtungen  der  einzelnen  Seeleute  in  allen  wirk- 
lich relevanten  Punkten  übereinstimmen.  Unwesentliche  Ab- 
weichungen schaden  nichts.  Zur  Controle  des  Inhalts  wird 
überall  das  Beisejournal  dienen  und  werden  wesentliche 
Widersprüche  zwischen  diesem  und  der  Verklarung  schon  be- 
gründeten Verdacht  erregen. 

Der  Schiffer  und  die  Mannschaften  müssen  natürlich  die 
Verklarung  als  vollen  Beweis  wie  für  so  gegen  sich  betrachten 
lassen  und  können  allenfalls  noch  ergänzen,  aufklären  und  im 
Einzelnen  verbessern.  Dritten  stehen  alle  möglichen  Beweis- 
mittel offen  und  ist,  nach  Franz.  Rechte «•)  und  wohl  Ober- 
haupt, nicht  nöthig,  eine  Fälschungsklage  anzustellen;  es  ist  hier 
immer  nur  eine  gerichtliche  Untersuchung,  eine  Vereinigung  von 
Zeugnissen,  die  durch  entgegengesetzte  Zeugnisse  bestritten  und 
widerlegt  werden  können«*). 


48.  Pardestui,  coun  III.  n.  649.  Code  de  com.  Art  247.  —  Uebcr 
den  Beweti  durch  und  gegen  Verklarung  verbreitet  sich  Pohls 
L  c  Seite  695  —  703  sehr  detaillirt»  indem  er  sieh  in  die  einscJnen 
Möglichkeiten  und  Arten  des  Verfahrens  einltet 

49.  Das  Preussische  Verfahren  bei  Verklarungen  ist  folgendes.  Es  be- 
nebt sich  eigentlich  nur  auf  HavariefUlle.  Im  ersten  Nothhafen 
muss  der  Schiffer,  nachdem  er  zuvor  Alles  ins  Reisejoumal  einge- 
tragen, den  Fall  den  Seegerichten  oder  dem  Consul  umständlich 
anzeigen  und  sich  darüber  ein  Attest  ausstellen  lassen.  Dast  ist 
denn  am  Ende  für  den  oben  genannten  blossen  Protest  lu  halten. 
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g  67.    Bei  Gebnrti-  und  SterbeflUlen. 

Darüber  finden  sich  in  den  meisten  Seerecbten  keine  Be^ 
Stimmungen.  Das  Französische  Recht  ist  bierin  am  yoII- 
standigsten  ausgebildet  und  wird  da«  wo  keine  besonderen  Be^ 
stimmoDgen  in  anderen  Staaten  sich  finden,  fOglich  unmittelbar 
zur  Anwendung  gebracht  werden  kOnnen»  da,  abgesehen  Yon 
einigen  Förmlichkeiten,  die  Grundsatze  und  Anordnungen  der 
Franz.  Gesetzgebung  in  dieser  Materie  durchaus  aus  der  Natur 
der  Verhältnisse  entnommen  sind  und  sich  ihre  Anwendung  für 
einen  umsichtigen,  pflichtgetreuen  und  menschenfreundlichen 
SchifTer  yon  selbst  als  nothwendig  ergeben  mnss.  Er  wird  füg- 
lich unter  solchen  Umstanden  nicht  anders  handeln  können  *®). 


Im  Bettimmuigthafen  man  er  sodum  den  Gerichten.  Ehedem  und 
anderweitigen  Interessenten  Anzeige  davon  machen«  den  Seegerich- 
ften  das  Joanial  vorlegen  und  dasselbe  nebst  den  Vornehmsten  seiner 
Equipage  eidlich  bekiiftigen,  und  zwar  wo  kein  Seegericht  ist, 
kann  dies  auch  Tor  dem  Notar  oder  Justis'commissar  (jetzt  Rechts- 
anwalt) geschehen;  auch  ist  in  geeignetem  Falle  eine  Vereidigung  der 
guten  Mannsehaft  zuttssig.  Preuss.  Landrecht  It  8.  $  1840— 4a 
Oerichtsordnnng  II.  1.  g  5. 

90.  Code  Napolton  Artikel  99,  60,  61,  86,  87,  980,  fMX)-93.  Franxös. 
Verordnung  vom  83.  August  1793  und  17.  Juli  1816.  Pardessus» 
1.  c.  III.  n,  64ft.  Das  Span.  (Art.  647)  und  das  Ho  11.  Handels- 
gcMtibneh  (Art.  4».  30.),  sowie  das  Sehwed.  Seeredit  (I.  eap.  13) 
▼erordnen  bloss  eine  Aulieichnung  des  Nachlasses  eines  auf  dem 
Schiffe  Verstorbenen;  das  Oesterreidu  Recht  (editto  polit.  von  1774 
Art  III.  g  10.  11)  verbreitet  sich  eben  darüber,  sowie  über  Schüls- 
testamente.  ^  Stirbt  ein  Passagier  am  Bord,  so  gab  das  Con- 
solato  del  mare  eap.  115.  sein  bestes  Kleid  dem  Steuermann, 
sem  Bett  und  sein  anderes  Kleid  dem  Kapitain,  seinen  GQrtel  und 
sein  Messer  dem  Bootsmann.  Die  Vertheilung  der  Kleider,  doch 
wohl  nnr  der  eigentlichen  sog.  Sterbekleider,  d.  h.  in  weldien  der 
Paasagitr  veistorben  wer  und  die  man  bekanntlidi  in  Deotuhland 
nun  Theil  den  Leiohenabwiseherinnen  lukommen  lisst^ 
ist  auf  Engl.  Schiffen  herkömmlich«  Vide  the  Shipmasters  amistent 
p.  156.    Jaeobsan  179.   Daa  ROm.  Recht  sagt:  in  daanbaa 

f.blteaboni  Seereeht  I.  1& 
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Demnach  werden  hier  folgende  Grandsfttze  gelten:  Fillt 
wftbrend  der  Reise  ein  Geburts-  oder  Sterbefall  vor«  so  hat 
der  Schiffer  (resp.  durch  den  Schreiber)  eine  Acte  zur  Beurkun- 
dung des  Factums  aufzunehmen  und  auch  etwa  eine  nachträg- 
liche Eintragung  zur  Musterrolle  zu  machen.  Nach  Vollendung 
der  Reise  oder  wenn  er  früher  an  den  Wohnort  des  Verstor- 
benen oder  Geborenen  anlangt ,  hat  er  den  Behörden  sowie  wo 
möglich  und  nöthig  den  Verwandten  eine  Ausfertigung  der  Acte 
zugehen  zu  lassen.  Es  wird  zu  empfehlen  sein,  dass  die  Acte 
von  s&romtlichen  OflScieren  unterschrieben  werde. 

üeber  den  N achlas s  des  Verstorbenen  muss  der  Schiffer 
eine  Acte  aufnehmen  und  alle  Gegenstände  genau  spezifiziren, 
auch  nicht  aufbewahrbare  Sachen  möglichst  schnell  verkaufen. 
Die  Leiche  selbst  ist  entweder  wo  es  möglich  zu  begraben  oder 
ins  Heer  zu  versenken, 

Wenn  man  die  Gefährlichkeiten  zur  See  und  die  Zweifel- 
haftigkeit  glücklicher  Rückkehr  von  jeder  Reise  bedenkt,  so  wird 
man  nach  Analogie  anderer  ausserordentlicher  Testamente  und 
in  Erwägung,  dass  der  Schiffer  auf  offener  See  mit  seinem  Schiffe 
seinen  Staat  repräsentirt  und  eine  Art  von  officieller  Stellung 
einnimmt,  dem  Schiffer  auf  offener  See '0  das  Recht  zugestehen 
können,  Testamente  aufzunehmen«  Auch  ist  dies  wohl  nicht 
auf  den  Fall  der  Krankheit  oder  einer  grossen  nahenden  Ge- 
fahr etc.  des  Testirenwollenden  einzuschränken.  Die  Officiere 
werden  wieder  als  Zeugen  zu  fungiren  haben.  Das  Testament 
wird  füglich  seine  Gültigkeit  verlieren,  sobald  das  Schiff  in  die 
Heimath  zurückgekehrt  ist 

Die  Ordonnance  von  1681  (liv.  III.  tit  XL)  widmet  den 
Todesfällen  am  Bord  einen  besonderen  Titel:  des  testamens  et 
de  la  succession  de  ceux  qui  meurent  en  mer>*)- 


onmet  nautae  milites  sunt,  et  iare  militari  testari  potie  nuUa  dabi- 
tatio  est  L.  un.  S  1*  D.  de  bonorum  pois.  ex  test.  mii.  Locce- 
nias  de  iure  maritimo  JII.  c.  2.  n.  5.  237. 

51.  Aber  unter  Umständen  gewiu  auch  in  fremden  Häfen  etc,  wenn 
der  Tod  plötzlich  droht  und  nicht  schnell  genug  GerichtspeAonen 
herbeigerufen  werden  können. 

äS.  Art  I.  Les  testamens  faits  sur  la  mer  par  euz  qui  dMderont  dani 
le  vojage,  seront  r^put^  valables,  i'Ut  iont  4erit$  et  signii  de  la 
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SMilii  4u  tetiaUwr  ou  repui  por  ricrivain  du  vaUtiau,  tn  pri^ 
Mfiet  d€  iroU  temaint  qui  signeront  arec  le  teitatenr,  et  li  le 
teitatenr  ne  pent,  on  ne  nit  ngner«  ü  wrs  fait  mention  de  la  eanie 
ponr  laquelle  ü  n'anra  paa  sign^.  —  Art  II.  Aucan  ne  poarra»  par 
teatament  re^  par  V6eiWün,  dispoter  que  dea  effeti  qu'il  aara  dana 
le  vaiaKan»  et  des  gaget  qui  lui  leront  düa.  —  Art  III.  Ne  poar- 
roBt  let  mteet  dispotitioiis  Taloir  an  profit  det  ofßciert  du  Taisieau, 
i^il  ne  aeront  pareni  du  tettateur.     Dieser  Artikel  iat  nicht  sehr 
deodidi,  doch  iat  er  nach  Valin  wohl  lo  zu  yersteheu,  dan  obige 
beide  Arten  tob  Teetamenten»  wenn  lie  zu  Gunsten  der  Ofidere 
Bestimmongien  enthalten,  in  der  Regel  nngOltig  sein  aollen,  weil  zu 
fQrchten,  dass  sich  die  Seeleute  aus  Forcht  Tor  ihren  Offideren  zu 
dieaen  Dispoutionen  hitten  yerleiten  lassen  kOnnen.  -—  Art  lY.  In- 
continent  apr^  le  d^cds  de  oeux  qui  monrront  sur  mer»  Ttoivain 
fera  riuTentaire  des  effets  par  euz  d^laiu^  dans  le  yaissean,  en 
prtenee  des  parens,  s'il  y  en  a,  si  non  de  deuz  temoins  qui  signe- 
rona,  et  k  la  diligence  du  maitre.  —   Art  V.  Le  maitre  demeurera 
diarg^  des  effets  du  d^nt,  et  sera  tenu,  aprds  son  retour,   de  lea 
lemettre  aree  l'inventaire  entre  les  mains  des  h^retiers,  l^atairs  ou 
auliea  qu'ü  appartiendra*  —  Art.  VI.  Si  les  effets' d^laiss^s  par  ceux 
qui  n'auront  point  test^  simt  duargii  pour  leg  payg  itrangen,  le 
maiire  pourra  le$  nigoeier,  et  en  rapporter  le  provenu  au  retour; 
auquel  caa,  outre  son  fret»  il  $era  payi  de  ea  provieion»  — 
Art  yil.  Pourra  aussi  yendre  les  hardes  et  meubles  des  mariniers 
et  passagers,  les  faire  opporter  pour  cet  effet  au  pied  du  m&t,  et 
lea  d^ÜTrer  au  plus  offhint,   dont  sera  t^nu  ^tat  par  ricrivain  et 
eompt^  par  le  maitre.  —  Art  VIII.    Faisons  d^fenses,  k  peine  de 
pnnslioB  cxemplaire,  k  tons  offieiers  de  guerre  et  de  iustice,  ^tablis 
dana  ka  ialea  et  pays  de  notre  ob^isaance,  de  se  saisir  des  effets 
dea  nuffinkrs  et  paasagers,  dMd^s  sor  les  Taisseau,  et  d'en  emp^cher 
la  diapoötion  on  le  transport,  sous  qnelque  pr^texte  que  ce  soit. 
Art.  UL   Lee  hardee  dee  wuiriniere  ei  peueagere,  dieidie  eeme 
hereliere  et  eaine  avoir  teeti,  eeront  emplayiee  ä  faire  prier  Die^ 
pour  eux:  et  de  leur  autres  effete  itant  eur  le  vaiseeau,  il  en 
sera  d^ÜTr^  un  tiers  au  receveur  de  notre  domaine,  un  tiers  k 
l'amiral,  et  Taatre  tiers  k  Phospital  du  lieu  oü  le  navire  fera  son 
retofar,  les  dettes  du  d^funt  pr^alablement  pay^es  sur  le  tout.  — 
Art  X.   Le  partage,  d-dessus  ordonn^,  ne  pourra  4tre  fait  qu'  apr^s 
l'an  et  jour,  4  compter  du  retour  du  Taisseau,  pendant  lequel  les 
effeta  atront  d^os^  entre  les  maina  d'on  bourgeois  salTable.  — 
Art  XI.   Si  les  effets  dtiaias^  ne  peuTent  ^tre  conservte  pendant 
Tan  et  jour,  sana  diminution  considerable,  il  seront  vendus  par 
antorit6  des  offiders  de  Tamiraat^»  et  le  prix  d^pos^  comme  dessus. 

12* 
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S  68.    Vevpfltditang,  anderen  Sdiiffen  xn  Hülfe  in  kommen  **) 

Die  positiven  Gesetze  enthalten  darüber  meist  keine  beson- 
deren Bestimmungen.  Doch  gilt  hier  praktisch  überall  eia  sehr 
billiges  und  humanes  Recht  Die  Unterlassang  des  Hülfespen- 
dens  wird  fi^ilich  dem  Schiffer  nicht  leicht  eigentliehe  Strafen 
zuziehen  können  und  in  dieser  Beziehang  seine  Yerpflichtang 
nicht  streng  juridisch  sein.  Aber  die  moralisdie  Yerpflichtang 
des  Kapitains«  einem  Ton  Hunger,  Krankheit ,  Seenoth  etc.  ge- 
plagten Schiffe  zu  Hülfe  zu  kommen,  ist  dann  so  stark,  dass 
Handlungen,  welche  der  Kapitain  in  dieser  Beziehung  vornimmt, 
überall  als  rechtliche,  aus  seiner  Befugniss  geflossene,  nament^ 
lieh  gegenüber  seinen  Rhedern  und  Abladern  angesehen  und 
dabei  vorkommende  Verluste  an  Leuten,  Beschädigungen  seines 
eigenen  Schiffes  ihm  nicht  zur  Last  gelegt  werden.  Der  Kapi- 
tain ist  also  zur  Ableistung  solcher  Hülfe  überall  berechtigt  und 
haftet  nicM  für  die  bei  der  Ausführung  eintretenden  Ereignisse. 

Also  darf  der  Kapitain  einem  begegnenden  nothleidenden 
Schiffe  von  seinem  Proviant  und  Wasser  oder  unter  Umständen 
auch  von  seinem  Kriegsbedarf  (z.  B.  in  der  Nähe  von  See- 
räubern) geben.  Es  sind  allerdings  die  Empfiknger  zur  RüdL- 
gabe  verpflichtet.  Indessen  der  Kapitain  hat  dafür  gegenüber 
seinem  Ausrüster,  Rheder  eta  nicht  persönlich  za  haften.  Auch 
von  den  eingeladenen  Waaren  zu  diesem  Behufe  zu  verabreichen, 
darf  man  den  Schiffer  für  befugt  halten.  —  Uebrigens  hat  er  sich 
überall  auf  das  Noth wendige  zu  besehrUnken  und  dabin  zu 
sehen,  dass  durch  die  Hingabe  seine  Mannschaft  nicht  selbst  in 
Mangel  gerathe. 

Sodann  darf  er  einem  von  Seegefahr  ergriffenen  und  auch 
wohl  von  Seeräubern  angegriffenen  Schifle  alle  Hülfe  spenden; 
doch  wird  man  im  Interesse  der  Rhederei  die  Beschränkung  hin- 
zufügen dürfen;  wenn  es  irgend  wenigstens  wabrsdieinlieh  ist, 
dass  der  Kapitain  durch  seine  Unterstützoag  wirklidi  helfen 
könne;  z.  B.  wird  der  Kapitain  eines  mit  5--d  Mann  besetzten 
Schiffes  in  der  Regel  nicht  befugt  sein,  einem  anderen  Schiffe, 


53*  darüber  vergl.  Pardessus,  conrs  n.  665. 
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welches  yon  einem  stark  bemannten  Seerftober  angegriffen  wird» 
zu  Holfe  zu  eilen. 

Wenn  ein  Schiff  namentlich  auf  Rheden  und  in  Hftfen  Ge«^ 
fahr  lauft,  durch  ein  anderes  gestossen  oder  sonst  beschädigt  zu 
werden  und  dieser  Zufall  nur  durch  Versetzung  des  anderen 
Schiffes  an  einen  anderen  Platz  vermieden  werden  kann»  so 
muss  der  Kapitain  des  letzteren  Schiffes  ausweichen,  ist  aber 
wegen  der  Kosten  des  Manövers  und  wegen  der  dabei  ohne  seia 
Versehen  vorkommenden  Beschädigungen  des  Schiffes,  z.  B. 
wenn  eilends  die  Taue  gekappt  werden  mussten  etc.,  zu  ent- 
schädigen, es  sei  denn,  dass  er  das  fremde  Schiff  durch  seine 
Schuld  erst  in  jene  Gefahr  gebracht  hat  Ist  es  zweifelhaft, 
welches  Schiff  die  Gefahr  verschuldete,  so  werden  Aufwand  und 
Kosten  gemeinschaftlich  zu  tragen  sein.  Siehe  %  143.  cf.  Par- 
dessus  n.  655. 

$  69.    Pflicht  sur  Vertheidigong  des  Schiffes. 

Diese  Pflicht  galt  nach  älteren  Seerechten  z.  B.  dem  Han- 
seatischen, und  da  in  früheren  Zeiten,  namentlich  wegen  Furcht 
Tor  Seeräubern  die  Kauffahrteischiffe  mehr  kriegerisch  ausge- 
rüstet wurden,  so  hatte  das  einen  gewissen  Sinn;  jetzt  wo  die 
Kauffahrteischiffe  nicht  nur  sehr  schwach  bemannt,  sondern  auch 
mit  wenig  oder  gar  keinen  Waffen  ausgerüstet  sind,  k^nn  man 
dem  Schiffer  jene  Pflicht  nicht  mehr  allgemein  auflegen.  Nament- 
lich wird  man  nie  eine  Vertheidigung  gegen  wirkliche  Kriegs- 
schiffe und  kriegsmässig  ausgerüstete  Kaper  verlangen  können, 
auch  in  der  Regel  nicht  gegen  Seeräuberschiffe,  es  sei  denn, 
dass  in  allen  diesen  Fällen,  nach  den  Umständen,  ein  glücklicher 
Erfolg  der  Vertheidigung,  nämlich  wenigstens  Abweisung  des 
Feindes,  ohne  grossen  Verlust  an  Menschenleben  mit  der 
grössten  Wahrscheinlichkeit  und  nach  dem  Urtheile  der 
in  solchen  Fällen  zusammen  zu  berufenden  Mannschaft  (mit 
Einschluss  der  Passagiere),  zu  erwarten  ist.  Um  das  Schiff  vor 
dem  Angriff  zu  retten,  wird  der  Schiffer  z.  B.  befugt  sein,  es 
auf  den  Strand  laufen  zu  lassen,  und  wird  er  es  auch  verbrennen 
dürfen,  wenigstens  unter  Umständen.  Pardessus  I.  c  n.  639. 
Sein  Leben  gegen  feindliche  Angriffe  auf  das  Schiff  zu  opfern, 
ist  der  Kapitain  mit  seiner  Mannschaft  den  Rhedem  nicht  ver- 
pflichtet.   Schiffer  und  Matrosen  sind  keine  Soldaten. 
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Diesen  Grundsätzen  entgegen  stellt  unter  den  neueren  See- 
rechten besonders  das  Englische  eigenthOmlicbe  Bestimmungen  auf. 
Der  Schiffer,  der  ein  Schiff  von  mindestens  200  Tonnen  und 
16  Kanonen  führt,  darf  nie  sein  Schiff  und  seine  Ladung,  und 
zwar  letztere  selbst  nicht,  um  das  Schiff  zu  retten,  an  Seeräu- 
ber übergeben,  sondern  muss  sich  vertheidigen.  Dieselbe  Pflicht 
haben  kleinere  Schiffe  dann,  wenn  sie  von  einem  Türkischen 
-Seeräuber,  der  nicht  mindestens  einmal  so  viele  Kanonen 
führt,  wie  sie,  angegriffen  werden.  Die  freiwillige  Cebergabe 
des  Schiffes  ist  ein  Kapitalverbrechen  *^). 

Dagegen  wird  man  dem  Schiffer  und  seinen  Leuten,  sowie 
jedem  Passagiere  nicht  das  Recht,  sich  zu  vertheidigen,  da  sie 
z.  B.  lieber  sterben,'  als  in  der  Gefangenschaft  eines  Seeräubers 
zur  Sklaverei  geschleppt  werden  wollen,  etwa  im  Interesse  der 
Rheder  und  Abiader  absprechen  können.  Also  wenn  sie  sich 
vertheidigen  und  das  Schiff  wirklich  gerettet  wird,  aber  bei  der 
Vertheidigung  Schiff  und  Ladung  beschädigt  sind,  so  haben  einzig 
die  Eigentbümer  von  Schiff  und  Gut  den  Schaden  zu  tragen. 

Zu  Widersetzlichkeiten  und  besonders  kriegerischer  Selbst- 
hülfe gegen  Ausübung  des  völkerrechtlichen  Durchsuchungs- 
rechtes wird  man  den  Schiffer  nicht  für  befugt  halten  dürfen 
und  hat  demnach  derselbe  für  die  dadurch  dem  Schiffe  und  der 
Ladung  zustossenden  Unfälle  mit  allen  ihren  Folgen  persönlich 
zu  haften. 

S  70.    Pflichten  unter  Convoy  und  Admiralidbaft  **) 

Auch  wenn  die  Rhederet  dem  Schiffer  das  Segeln  unter 
Admiralschaft  oder  Convoy  nicht  besonders  anbefohlen,  so 
ist  der  Schiffer  doch  unter  Umständen,  bei  Gefahren  durch 
Feinde  oder  Seeräuber,  für  verpflichtet  wie  berechtigt  zu  halten, 
dies  zu  thun,  und  wird  die  Rhederei  für  die  dadurch  aufge- 
laufenen Extraausgaben  zu  haften  haben. 


54.  Pohls  1.  c.  S.  209.  Stet  16.  Caiol.  IL  c.  6.  Stat.  22.  23.  CmoL 
IL  c  IL  S  10.  Vergleiche  Statut  U.  12.  WiU.  IIL  e.  7.  Stat  6. 
Geo.  I.  c.  19.  cf.  Span.  HandeligeMtsbach  Art.  669. 

55.  P  a  r  d  e  8  8  u  B  1.  c.  n.  656  wegen  Admiralschaft;  dagegen  ist  Abbott 
(6)  S.  307—317  (Part.  IV.  chap.  IV.  n.  6-8)  wegen  Convoy  nach- 
zusehen, wo  viele  Details  einzehier  Fälle  sich  finden. 
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U$n  segelt  aber  anler  Gonyoy»  wenn  man  anter  dem 
Schutze  von  Kriegsadiiffen  oder  bewaffneten  Kapern  segelt 
Dies  ist  heutiges  Tages  das  Gewöhnliche  und  die  sonst  sehr 
QUiche  Admiralschaft  fast  völh'g  in  Abkommen  gerathen.  Der 
Schiffer  hat  hier  den  Anordnungen  des  befehligenden  SeeofBciers 
der  Kriegsmarine  Gehorsam  zu  leisten  und  darf  sich  nicht  frei- 
willig von  dem  Gonvoy  entfernen,  in  Frankreich  bei  dreijähriger 
Galeerenstrafe  (Gesetz  y.  22.  Aug.  1790)  Pardessus  1.  c.  n.  639. 
Man  nennt  aber  Admiralschaft  (oonserve,  voyage  de  con- 
senre)  die  üebereinkunft,  welche  mehrere  Schiffscapitaine  unter 
sich  schüessen,  um  wahrend  der  Reise  mit  einander  zu  seg^ 
und  sieh  ndthlgenfalis  gegen  feindliche  Angriffe  gemeinschaftlich 
zu  vertheidigen.  Das  grAsste  der  Schiffe  oder  bei  gleicher  Grosse 
das  mit  dem  ältesten  Kapitain  oder  abwechselnd  das  eine  und 
das  andere,  wird  als  Admiralschiff  (navire  directeur)  durch 
besondere  Flagge  bezeichnet  nnd  so  genannt  Diese  Convention 
ist  eine  wahre  Societät  Jeder  Kapitain  muss  den  Anordnungen 
des  Admirals  pünktlich  Folge  leisten,  so  weit  Wind  und  Wetter 
es  gestatten ;  er  darf  nicht  willkürlich  die  Admiralschaft  verlassen, 
und  beim  Angriffe  muss  er  sich  muthig  vertheidigen.  Seine  Ver- 
sehen und  Vergehen,  besonders  das  Verlassen  der  Flotte,  ein 
feiges  Benehmen  etc.,  verpflichten  ihn  fbr  allen  daraus  den  an* 
deren  Schiffen  erwachsenen  Schaden.  Freilich  wOrde  der  Be- 
weis etc.  seine  grossen  Sdiwierigkeiten  haben. 

Der  Schiffer  eines  neutralen  Schiffes  wird  im  »Interesse 
seiner  Rheder  nicht  befugt  sein,  sich  unter  Gonvoy  von  Kriegs- 
fthneugen  einer  der  Kriegs-Michte  zu  begeben;  denn  dadurch 
könnte,  im  Falle  man  feindlichen  Schiffen  begegnete,  nicht  bloss 
dem  Schiffe  grosser  Schaden  entstehen,  sondern  es  würde  das 
auch  den  neutralen  Charakter  verdachtigen  und  zur  Aufbringung 
des  Schiffes  von  Seiten  der  anderen  Macht  Veranlassung  geben. 


S  71.    Ändert  Pflichten  in  KriegsfUIen. 

In  Kriegszeiten  muss  der  Schiffer  überhaupt  ganz  besondere 
Vorsicht  anwenden.  Ist  sein  Schiff  neutral,  so  muss  er  Nichts 
tbun,  wodurch  er  seine  Neutralität  irgend  wie  verdachtigen 
konnte,  atoo  weder  Contrebande,  noch  feindliche  Depeschen  oder 
Soldaten  etc.  an  Bord  nehmen;  auch  die  angekündigte  Bkikade 
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respecUren.  Uebrigens  wena  die  Blokade  oioht  im  letzftea  Aiu* 
gaogshafen  bereite  offiziell  bekannt  (gemacht  oder  dem  Schiffer 
auf  der  Reise  offiziell  durch  ein  Kriegsschiff  angezeigt  war»  so 
darf  man  wohl  annehmen,  dass  der  Schiffer  seinen  Gurs  beibe- 
halten und  bis  zur  Höhe  des  blokirten  Ortes  segeln  dürfe, 
ohne  Yölkerrechtlichen  BekQmmemissen  durch  die  bloki- 
rende  Marine  sich  auszusetzen;  er  wird  einfach  abgewiesen  wei^ 
den,  wenn  er  nur  nicht  mit  List  oder  Giewalt  die  Linie  zu  durch- 
brechen sucht.  Dagegen  wird  man  den  Schiffer,  gegenüber  und 
im  Interesse  seiner  Rheder,  zur  Veri&nderung  seines  Gurses  auch 
schon  dann  für  yerpflichtet  halten,  wenn  er  irgaid  auf  glaub- 
hafte Weise  von  der  Blokirung  erfährt.  Gtegenüber  dritien  Per- 
sonen (Assecuradeurs  etc.)  sollte  letzteres  auch  gelten,  doch 
verlangt  man  da  leider  gewöhnlich  noch  offizielle  Anzeige.  Der 
Schiffer  muss  dann  entweder  nach  Hause  segeln,  besonders  wenn 
er  sich  noch  in  der  Ntthe  des  Ausgangshafens  befindet,  oder 
einen  Nothhafen  suchen  und  seine  Patrone  sofort  um  Instructio- 
nen  bitten  *•). 

Auf  alle  F&lle  muss  sich  der  neutrale  Schiffer  mit  den 
Ydlkerrechtlich  nothwendigen  Papieren  zur  Legitimirung  seiner 
NeutralitftI  versehen.    Siehe  desshalb  $  45. 

Ist  das  Schiff  ein  feindliches,  so  darf  der  Kapitain  nie 
ohne  Gonvoy  segeln  und  erfikhrt  er  auf  offoier  See  auf  irgend 
glaubhaftem  Wege  von  dem  Ausbruche  des  Krieges,  so  muss 
er  den  nächsten  neutralen  oder  vaterländischen  Hafen  zu  er- 
reichen suchen.  Ebenso  wird  im  Allgemeinen  ein  Schiffer  zu 
verfahren  haben,  dessen  Schiff  zwar  neutral  ist,  dessen  ander- 
weitiger Gharakter  aber  verdächtig  ist»  namentlich  durch  ganze  oder 
theilweise  feindliche  Ladung,  durch  Kriegscontrebande  eto,  denn 
in  allen  diesen  Fällen  wird  gewöhnlich,  wenn  auch  keine  Ver- 


50.  Nach  Glashoff  (Sammlung  einiger  bei  der  SchüFahrt  und  dem 
Anecaransgesehäft  vorkommenden  FUle.  Hamburg  .1802)  Heft  4. 
Seite  90.  aoli  der  Schiffer  immer  erat  bia  cur  Höhe  dea  blokirten 
Hafena  aegeln,  wodurch  aber  in  gewiaaen  Fällen  wenigatena  manche 
(blokirende)  Kriegamächte  aich  zur  Aufbringung  dea  Schifiea  hier 
berechtigt  halten  möchten;  poaitive  Beatimmungen  eziatiren  darüber 
nicht  —  Jacobaen  1.  c.  S.  140  will  umgekehrt,  daaa  niemala 
der  SchiiTer  die  Höhe  dea  blokirten  Hafena  luchen  dUrfe.  Vergl. 
anehPöhlaS,  180.  81. 
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urtbeäiiBg  des  ganien  Schiffes  oder  auch  nur  der  ganzen  Ladung» 
so  doch  eine  Aufbringung  vor  ein  Prisengericht  erfolgen  und 
werden  dadurch  allein  schon»  ganz  abgesehen  von  dem  gerichtlichen 
ürlheile,  den  Rhedern  und  Abladern  viele  Unkosten  auflaufen» 
die  der  Kapitain  zu  vermeiden  hat.  Sobald  es  irgend  angeht» 
ist  der  Schiffer  eines  neutralen  Schiffes  verpflichtet»  Alles  was 
irgend  seinen  neutralen  Charakter  verletzen  oder  auch  nur  ver- 
dächtigen könnte»  zu  entfernen. 

Im  Falle  der  Aufbringung  muss  der  Schiffer»  als  ein  ge- 
treuer Bevollmächtigter  und  Verwalter  fremder  Sachen  und  An- 
gelegenheiten» nach  den  Umständen  das  Interesse  seiner  Rheder 
und  Ablader  in  jeder  Beziehung  zu  wahren  suchen  und  sie  von 
allen  Vorrällen  so  schleunig  als  möglich  in  Kenntniss  setzen« 

Namentlich  sind  hier  Proteste  und  förmliche  Verklarungen 
in  der  Regel  nöthig  *'). 

S  72.    Pfiiehten  nach  Beendiguig  der  Reite  *•). 

Bei  einer  einfachen  Reise  findet  die  Beendigung  in  dem 
Bestimmungsorte  statt»  bei  einer  Reise  auf  hin  und  zurück  ist 
dies  «rst  bei  der  Zurückkunft  im  Au^gangshafen  der  Fall  Doch 
gelten  im  Allgemeinen  in  beiden  Fällen  dieselben  Grundsätze, 
nur  daas  im  ersteren  Falle  (bei  der  einfachen  Reise)  der  Schiffer 
gewöhnUch  nur  mit  dem  Correspondenten  der  Rheder  seine 
Rechnung  abschliesst  und  überhaupt  mit  ihm  sich  auseinander- 
setzt 

Im  Hafen  angekommen»  muss  der  Schiffer  sich  den  beson- 
deren Bestimmungen  der  localen  Hafenordnung  fügen»  sein 
Schiff  an  den  Platz  legen»  der  ihm  angewiesen  wird»  überall  die 
n6tluge  Vorsicht  (namentlich  in  Bezug  auf  Zusammenstossen 
und  Ansegeln  der  Schiffe»  auch  Feuersbrunst  etc.)  im  Interesse 


57.  Siehe  wegen  dieier  Pflichten  in  KriegsfUlen  Überhaupt  den  letiten 
Abeehmtt  dieses  Werkes. 

96,  Pohls,  S.  176  sq.  Abbott,  S.  328-336.  Pardessus,  n.  647-50. 
Bravard-Veyri^res,  S.  335.  Koch,  Preuss.  Recht  I.  $426.  Die 
Seerechte  stimmen  in  dieser  einfachen  Katerie  Yollkommen  überein 
und  weichen  nur  unbedeutend  in  den  Förmlichkeiten,  die  4^r  Schiffer 
SV  erlllllen  hat,  Ton  einander  ab. 


186  Absehn.  IV.  Vom  Schiflspersonal. 

Yon  Schiff  und  Ladung  ausüben  und  Zolle  und  Abgaben  pünkt- 
lich entrichten,  überhaupt  die  ndthigen  polizeilichen  Meldungen 
machen  und  die  Polizeivorschriften,  besonders  in  Bezug  auf 
etwanige  Quarantäne  befolgen.  Im  Ganzen  siiid  hier  die  $63 
angegebenen  Pflichten  des  Kapitains  vor  der  Abreise  irrend 
seines  Aufenthaltes  im  Hafen  zu  erfüllen. 

Sodann  muss  der  Schiffer  in  der  Regel  z.  B.  auch  in  Eng- 
land und  Frankreich  schon  in  24  Stunden  seine  Verklarung 
machen.  Ehe  soll  er  nicht  auszuladen  anfangen.  Siehe 
darüber  $  66,  wo  namentlich  auch  der  Fall  erörtert  ist,  wenn 
Seeun falle  stattgefunden  hatten.  Nicht  weniger  hat  er  seinen 
Rhedern  und  Waarenempf^ngern  baldmöglichst  Nachricht  zu 
geben  und  die  erforderlichen  Schritte  zu  thun,  um  die  Ladung 
oder  den  Ballast  zu  löschen. 

Seine  Bauptpflicht  besteht  in  der  Erstattung  eines  Reisebe- 
richtes, Qamentlich  durch  eine  Verklarung,  und  in  der  Rechnungs- 
ablegung  an  die  Rhederei  **),  die  denn  in  der  Regel  durch  den 
SchifTsdirector  vertreten  wird  ($  52).  Der  Schifler  legt  dabei 
seine  Bücher  und  alle  speziellen  Belege  fbr  seine  Einnahmen 
und  Ausgaben  vor,  documentirt  dabei  besonders  SeeunfllUe, 
nöthige  Ausbesserungen  und  überhaupt  alle  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Uniiosten.  Es  ist  wohl  jetzt  nicht  mehr 
nöthig,  dass  dem  Schiffer  die  Rechnungslegung  von  der  Rhederei 
besonders  abverlangt  werde. 


99.  Nach  den  alten  Seerechten  geschah  dies  in  einer  Venammlnng  aller 
Rheder,  die  auf  besondere  Einladung  d^  SehilTers  zusammen  trat 
und  in  der  dieselben  bei  Strafe  erscheinen  mussten.  Hanseatiadies 
SeereditXIL  Art.  1.  Das  Consulat  eap.  237—99  vei^iichtet  iwar 
den  Schiffer  zur  BeehnungslegiiBg  ohne  voiherige  Aufforderung 
durch  die  Rbeder,  sodann  aber  sollen  den  Siumigen  die  Bheder 
dazu  auffordern;  geschab  die  Aufforderung  durch  sie  nicht  und 
starb  der  Schiffer  vor  der  Reehnungsabiegung»  so  haften  und  rind 
sugleicb  berechtigt  die  Erben  oder  Administratoren  des  Vermögens 
des  verstorbenen  Schiilscapitains  nur  auf  Grund  des  Schiff s - 
buches  und  werden  den  Rhedern  weiter  keine  Beweise  der  Ver- 
pflichtungen gestattet»  mit  Ausnahme  dessen,  was  der  Kapitain  etwa 
in  seinem  Testamente  schriftlich  selbst  als  Schuld  anerkannt  hat 
Pohls  referirt  über  das  Consulat  hier  ungenau. 
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üeber  das  Ricbtigbefinden  der  Reehnung  haben  die  Rheder 
dem  Sebiffer  eine  Generalquitlung  aaszuatellen  und  scheint  die 
Seeosanz  in  der  Natur  des  Seeverkebres  begründet,  dass  der 
Schiffer  nach  Brapfang  dieser  Quittung  von  aller  ferneren  Haf- 
tung Ibr  Verbindlichkeiten  aus  dem  Schiffe  wegen  dieser  letzten 
Reise  befreit  sei,  analog  dem  Privileg  der  Rheder,  die  im  Ganzen 
nur  mit  ihrem  Schiffe  haften.  Wegen  seines  dolus  haftet  aber 
mit  Recht  der  Schiffer  immer  noch  **)  Uebrfgens  finde  ich  in 
den  neueren  Seereobten  der  Buropaischen  Staaten  Ober  diese 
Befreiung  des  Kapitains  von  seinen  Verpflichtungen  keine  be- 
sondere Bestimmung. 

In  Bezug  auf  den  dolus  ist  noch  zu  bemerken,  dass  der 
Schiffer,  welcher  etwas  unterschl&gt,  nach  Hanseatischem  (XII.  3), 
LObischen  (I.  10),  Schwedischen  (III.  3)  und  Danischen  (II.  13) 
als  Dieb  bestraft  wird;  nach  Preuss.  Allg.  Landrecht  (IL 8.  $  1520) 
gilt  er  als  Betrüger  und  muss  doppelten  Ersatz  leisten;  doch 
wird  nach  neuestem  Preuss.  Rechte  (Gesetz  vom  14.  April  1824) 
Veruntreuung  des  Schiffers  sogar  wie  ein  Diebstahl  unter  er- 
schwerenden Umstanden  bestraft  *^).  —  Siehe  auch  bereis  oben 
$59~6L 

Die  Pflichten  des  Kapitains  in  Bezug  auf  die 
Fracht  werden  in  ihrem  Zusammenhange  erst  weiter  unten 
erörtert  werden;  wir  haben  in  diesem  Kapitel  nur  da  auch  schon 
von  diesen  Pflichten  gesprochen,  wo  eine  Trennung  nicht  rMh- 
lieh  sdiien.    Siehe  S  117—119. 

t  73.   Befreiungen  dei  Schiffen  u.  Kbeden  von  ihren  Verbindlichkeiten. 

Es  gibt  allerdings  Fälle,  und  wir  deuteten  dies  bereits  ge- 
legentlich an,   in  welchen  überhaupt  Schiffer  und  Rheder  von 


60.  UnMrer  Anncht  ist  PöhU  S.  178.  79.  Jaeobsen  S.  160  ist  da- 
gegen. Die  tog.  Aufnahmen  von  unserer  Regel  bei  dem:  «Wohl- 
unterwieienen  Schiffer**  S.  121  sind  nur  FtUe  des  dolus.  Auch  der 
FaU,  den  Jacobsen  lur  BegrQndong  temer  Ansicht  anführt,  enthalt 
einen  dolus. 

61.  Und  dieses  Gesetz  ist  auch  auf  Personen  ausgedehnt,  welche  die 
Frachtfahrt  nicht  gewerblich  betreiben,  sondern  nur  in  eintehien 
FSHcB  Qbemebuen.    Kochl.  c.  Lg^* 
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aller  Verbindlichkeit  frei  werden  p  nUmlich  wie  man  Sngliscb 
sagt,  by  act  of  god  aad  the  king's  ennemies.  Unter  «et 
of  god  versteht  man  alle  Naturereignisse  als  Blitz»  Erdbeben, 
Sturm,  üeberschwemmung  und  überhaupt  Alles,  was  nicht 
durch  die  Schuld  der  Schiflsleute  selbst  demSchiflb  sostOsat, 
also  namentlich  alle  eigentlichen  sog.  „Gefahren  der  See*^ 
(periis  of  the  sea),  ein  häufig  gebrauchter  Ausdruck  in  Ladungs- 
instrumenten, dessen  Verstftndniss  aus  den  jedesmaligen  einzel* 
neu  Seeunfdllen  sich  nicht  schwer  ergibt»  so  viel  auch  theoretisch 
darüber  gestritten  wird;  in  der  Regel  wird  man  den  Ausdruck 
im  weitesten  Sinne  nehmen  dürfen  und  Alles,  was  nicht  durch 
die  Schuld  der  Schiffsleute  sich  ereignet,  darunter  verstehen 
müssen.  Lord  Kenyon  rechnete  aber  mit  Recht  den  Fall  nicht 
dahin,  wo  ein  Schiff  durch  Wurmfrass  auf  der  Reise  zur  See 
untüchtig  wurde  (Abbott  (6)  S.  343),  denn  hier  lag  die  Schuld 
an  Rheder  und  S^pitain,  dass  sie  das  Schiff  beim  Ausgange  aus 
dem  Hafen  nicht  gehörig  wegen  seiner  Seetüchtigkeit  untersucht 
hatten.  Doch  kann  der  Ablader  den  Schiffer  und  Rheder  nicht 
schon  desshalb  auch  wegen  der  Seegefahr  verantwortlich  machen, 
wenn  er  beweist,  dass  ein  anderes  Schiff  diese  Seegefahr 
(des  einzelnen  Falles)  ausgebalten  haben  würde  (was  mir  übrigens 
immer  höchstens  nur  wahrscheinlich,  nicht  gewiss  gemacht  wer- 
den zu  können  scheint}}  er  muss  vielmehr  die  Seeuntüchtig- 
keit des  Schiffes  und  zwar  als  zur  Zeit  bereits  vorhanden,  wo 
es  den  Hafen  verliess,  nachweisen.  (Abbott  S.  344.)  Nach  Statut 
26  Georg  Hl.  cap.  86.  sec.  2.  ist  der  Rheder  stets  frei  von  Ver- 
antwortlichkeit wegen  Güter,  die  durch  eine  Feuersbrunst  auf 
dem  Schiffe  entstehen  und  consequent  gewiss  auch  der  Schiffer, 
sobald  ihn  keine  Schuld  in  Bezug  auf  die  Feuersbrunst  trifft, 
und  nach  demselben  Stat.  sect.  3.  sind  Schiffer  und  Rheder  nur  dann 
für  eingeladenes  Gold,  Silber,  Diamanten,  Taschenuhren,  Juwelen 
und  Edelsteine  verantwortlich ,  wenn  ihnen  bei  der  Einschiffung 
dieser  Waaren  in  der  Ladungsbill  oder  sonst  schriftlich  die  wahre 
Natur  und  Eigenschaft,  sowie  der  Werth  davon  angegeben  sind, 
ja  nicht  einmal  verantwortlich  wegen  des  Verlustes  davon  by  reason 
or  means  of  any  robbery,  embezzlement,  making  away  with,  or 
secreting  thereof.  Ebenso  sind  nach  dem  Statut  6,  Georg  IV. 
c  125.  sec  55  die  Schiffer  und  Rheder  für  Versehen,  Fehler, 
Incompetenz  und  Unfähigkeit  eines  wirklich  angestellten  Lootsen, 
so  lange  dieser  das  Schiff  führt,  nicht  verantworttidi  für  irgend  einen 
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daraus  entspringenden  Verlast  oder  Schaden.  Und  alle  diese 
Satzongen  des  partikulären  Englischen  flechts  werden  durch  die 
Natur  der  Sache  geboten  und  sind  zugleich  fQr  Satzungen  des 
Gemeinen  Europaischen  Seerechts  zu  halten.  Auch  enthalten 
andere  neuere  Seerechte  ahnliche  Bestimmungen. 

Wenn  Anhaltungen  von  höherer  Hand  von  Seiten  irgend 
eines  Potentaten  (restraint  of  Princes  and  Rulers)  Schiffer 
und  Rheder  von  Verantwortlichkeit  für  die  Nichtausführung  der 
eingegangenen  Contracte  frei  machen  sollen,  so  muss  das  An- 
halten nach  Englischem  Rechte  ein  wirkliches  und  nicht  ein 
bloss  zu  yermuthendes  gewesen  sein,  mag  auch  die  Ver- 
muthung  noch  so  vernünftig  und  wohl  begründet  gewesen  sein  und 
mag  d^  Schiffer  auch  noch  so  ehrliche  Absichten  dabei  gehabt 
haben  (an  actual  and  not  an  expected  restraint).  Die  gemeine 
Rechtsregel,  welche  von  Jedermann  fordert:  as  a  matter  of 
public  dutf ,  to  save  the  property  and  person  entrusted  to  bis 
diarge  from  falling  into  the  hands  of  the  enemies  of  bis  country, 
schützt  in  England  in  einem  solchen  Falle  sehr  selten.  Doch 
soll  Alles  auf  die  umstände  ankommen.  Wir  halten  diese 
Englische  Praxis  für  allzu  hart.  Siehe  aber  besonders  den  Ab- 
schnitt von  der  Befrachtung. 

Solche  Falle  der  Gewalt  von  höherer  Hand  sind  namentlich: 
Blokade,  Embargo,  Handelsverbote,  Anhaltung  und  Aufbringung 
etc.  Siehe  auch  den  letzten  Abschnitt  dieses  Werkes.  Vergleiche 
besonders  Abbott  1.  c.  Part.  IV.  chap.  V.  of  the  causes  which 
excuse  the  master  and  owners  (S.  337—48). 

Auf  das  Veriialtniss  zwischen  Schiffer  und,  Rheder  wirken 
alle  jene  Ereignisse  nicht  anders  wie  jeder  andere  Zufall. 

Uebrigens  wird  besonders  Abschnitt  VI.  Kap.  111.:  „Fracht- 
contractaufhebung  und  Frachtzahlung'S  S  124—134,  auf  den 
ganzen  Inhalt  dieses  mehr  vorläufigen  Paragraphen  weiter  ein- 
gegangen werden. 
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Kapitel  IIL 

Verliiltiitos  der  Rheder  und  BclilfliBr 
SchURBTOlk« 


Literatur:   Pohls,  Seite  248-559.    Boulay-Paty  II.  156  ff. 
Kent,  I.  c.  Part  V.  lecture  46  n.  2.  S.  177  ff. 

S  74.    Einleitung. 

Der  Reprttsensant  der  ganzen  SchifTsmannschaft  gegenüber 
der  Rhederei  ist  der  Schiffer.  Die  Rechte  und  Pflichten»  welche 
Rhederei  und  Schiffsmannschaften  gegeneinander  haben,  werden 
durch  das  Organ  des  Schiffers,  durch  welchen  die  Rheder  ihre 
Rechte  gegenüber  den  übrigen  Seeleuten  ausüben  und  durdi 
welchen  sie  diesen  verpflichtet  werden,  regelnUkssig  yermittelt 
Der  Schiffer  bat  aber  nach  dem  bisher  Dargestellten  die  Pflicht, 
Alles  anzuwenden^  damit  die  Seeleute  im  Interesse  der  Rhederei 
gewählt  und  benutzt  werden  und  ist  zugleich  den  Seeleuten 
Terpflichtet,  dass  ihnen  werde,  was  ihnen  von  Seiten  der  Rhe- 
derei zukommt  Doch  haftet  der  Schiffer  für  die  Verpflichtungen 
der  Rhederei  gegenüber  den  Seeleuten,  so  lange  er  pflicbtgetreu 
Innerhalb  der  Schranken  seines  Amtes  als  Schiffer  bleibt,  nur 
mit  dem,  was  er  von  der  Rhederei  in  Händen  hat  und  wird 
persönlich  mit  seinem  Vermögen  nur  verantwortlich,  wenn  er 
ihnen  gegenüber  seine  Vollmacht  überdchreitet  oder  Versehen 
und  Vergehen  sich  zu  Schulden  kommen  lässt  oder  endlich  sich 
ausdrücklich  persönlich  verpflichtet  hat  Die  Rhederei  haftet 
aber  gegenüber  der  Mannschaft  nur  mit  dem  Schiffe  und  kann 
sie  der  Schiffer  nie  bis  zu  einem  Mehr  persönlich  verpflichten« 
Geht  demnach  das  ganze  Schiff  zu  Grunde,  so  sind  sie  von  aller 
Verbindlichkeit  gegenüber  der  Mannschaft  befreit,  es  sei  denn, 
dass  sie  sich  ausdrücklich  persönlich  verpflichtet  hätten  oder 
ihnen  ein  dolus  in  Bezug  auf  den  Untergang  des  Schiffes  vor- 
geworfen werden  könnte.    Siehe  $  52,  besonders  S.  131  u.  S  00. 
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Dehr^ens  können  die  Rheder  in  der  Regel  nur  durch  den 
Schiffer  und  durch  keinen  anderen  aus  der  Mannschaft  allge* 
mein  in  Becug  auf  das  Schiff  yerpflichtet  werden,  es  sei  denn, 
dass  nach  dem  Tode  oder  anderweitigen  Abgange  des  Schiffers 
der  Steuermann  oder  sonst  ein  Anderer  das  Commando  hat 
Obemehmen  müssen,  wo  sie  dann  durch  diesen  ganz  ^wie  durch 
den  Schiffer  verpflichtet  werden  und  auf  der  anderen  Seite  dieser 
ihnen  ebenso  yerpflichtet  ist,  als  der  Schifler.  Demnach  wird 
die  Rhederei  unbedingt  nicht  aus  Verträgen  des  übrigen 
SchiflsTolkes  gebunden  werden  können,  denn  die  Rhederei  ver- 
bindende Vertrage  abzuschUessen  kann  man  nach  der  Natur 
des  Verhältnisses  keinen  anderen  Seemann  als  den  Schiffer 
vermöge  seiner  Charge  für  beauftragt  ansehen.  Dagegen  haften 
allerdings  die  Rheder  selbstverständlich  füi^  alle  Hand- 
lungen, welche  die  Seeleute  bei  Ausübung  ihrer  Charge 
vornahmen  und  zwar  hier  auch  gewiss  für  Versehen  und  Ver- 
brechen des  Schiffsvolkes.  Dies  wird  wegen  Handlungen  des 
Scbiffsvolkes  der  bezeichneten  Art  auch  in  Bezug  auf  alle 
auf  dem  Schiffe  sich  befindlichen  fremden  Güter  gelten;  da- 
gegen anderweitig  aus  Handlungen  der  Seeleute  anderer  Art 
(also  wegen  deren  Diebereien  etc.)  wird  die  Rhederei  nur  in 
Bezug  auf  diejenige  Ladung  zu  haften  haben,  welche  der 
Schiffer  laut  Contract  eingeladen  hat,  also  für  die  eigentliche 
Ladung,  und  zwar  hier  ex  recepto,  wornach  die  Rheder  sogar 
für  die  an  dieser  Ladung  von  fremden  Personen  (z.  B.  Passa- 
gieren) vorgenommenen  Handlungen  verhaftet  sind. 

Zunächst  wird  hier  allerdings  überall  der  Schiffer  durch  die 
Handlungen  der  Seeleute  verbunden  und  die  Rheder  nur,  soweit 
sie  ihn  zu  vertreten  haben  ($  60). 

In  der  Regel  haftet  aber  auch  der  Schiffer  nur  für  das,  was 
er  von  der  Rhederei  in  den  Händen  hat  und  persönlich  mit 
seinem  Vermögen  nur,  wenn  ihm  ein  schuldbares  Versehen  oder 
Vergehen  vorgeworfen  werden  kann,  also  namentlich  I)  wenn 
er  in  der  Auswahl  des  Schiffsvolkes  den  gehörigen  Fleiss  ver- 
säumt hat  und  2)  wenn  er  das  Commando  über  das  Schiffsvolk 
schlecht  übte  oder  selbst  untüchtig  und  verbrecherisch  sich 
zeigte. 

Natürlich  hat  der  Rheder  und  resp.  Schiffer  seinen  Regreas 
gegen  diejenigen »  welche  den  Schaden  verschuldeten,  und  auch 
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der  dritte  Verletzte  wird  selbst  gegen  den  Verietzer  diiect 
klagen  können  <)• 

Sodann  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Rhederei  durch 
die  einzelnen  Seeleute  in  allen  den  Fällen  als  yerpflichtet  er- 
scheint, wo  eine  in  rem  versio  zu  Gunsten  der  Rhederei  nach- 
gewiesen Verden  kann,  ja  selbst  in  Fallen  der  negotiorum  gestio, 
falls  nur  aus  der  Natur  des  einzelnen  Geschäftes  nicht  erhellt, 
dass  gerade  dieses  dem  Seemann  im  Namen  der  Rhederei  abzu- 
schliessen  als  stillschweigend  verboten  angesehen  werden  musste, 
was  allerdings  in  der  Regel  der  Fall  sein  wird,  denn  der  See- 
mann darf  ja  in  der  Regel  keine  Verträge  fQr  die  Rheder 
abschliessen  und  nur  Handlungen  für  sie  in  der  Eigenschaft 
seiner  Charge  vornehmen.  Es  kommt  hier  Alles  auf  die  Um- 
stände des  concreten  Falles  an  und  wird  hier  Billigkeit  zu  wal- 
ten und  die  redliche  gute  Absicht  des  Seemannes  vor  Allem  bei 
der  rechtlichen  Beurtbeilung  in  die  Wagschale  gelegt  werden 
müssen. 

Je  nach  seiner  Stellung  im  Schiffe  hat  jeder  der  Mannschaft 
allerdings  noch  besondere  Pflichten  und  Befugnisse,  die  nament- 
lich andere  sind  auf  Seite  der  Officiere,  andere  auf  Seite  der 
Mannschaften.  Indessen  sind  diese  Unterschiede  m'cht  so  be- 
deutend, dass  wir  besondere  Rubriken  unterscheiden  müssten. 
Die  Pflichten  und  Befugnisse,  welche  allen  gemeinsam  zustehen, 
werden  dadurch  mehr  dem  Grade,  nicht  der  Art  nach  geschieden 
und  scheint  es  demnach  zweckmässig,  die  Darstellung  allgemein 
zu  halten  und  in  jedem  einzelnen  Falle  die  etwanigen  Unter- 
schiede am  Schlüsse  hinzuzufügen. 

Von  den  einzelnen  Graden,  Personen,  Beschäftigungen 
der  Mannschaft,  sowie  von  den  besonderen  Obliegenheiten 
derselben  nach  ihrer  Charge  auf  dem  Schiffe  wurde  bereits 
S  55—57  gehandelt. 

Von  gewissen  Privilegien  der  Seeleute,  besonders  segel- 
fertiger Schiffe  ist  bereits  $  47  und  %  48  gesprochen. 


1.  VergL  wegen  der  Verpflichtungen  der  Rhederei  dnrch  die  Seeleute 
P5hli  S.  287-89. 
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S  75.    Annahme  des  Schiffsvolkes.    Musterrolle  >}. 

Von  der  Mitwirkung  der  Rhederei,  sowie  von  dea  Ver- 
pfKchtatigen  des  Kapitains  bei  der  Auswahl  in  Bezug  auf  Be- 
ftihigung,  Tüchtigkeit,  Nationalität  der  Mannschaften  und  anderen 
Rücksichten,  die  der  Kapitain  hierin  zu  nehmen  hat*),  ist  $02 
and  63.  bereits  gesprochen. 

In  der  Regel  heuert  d.  h.  miethet  nun  der  Schiffer  säramt- 
liches  Schiflfsvolk.  Es  ist  darüber  gewöhnh'ch  ein  schriftlicher*) 
Contract  abzuschhessen  und  entsteht  ein  einfaches  Dienstver- 
hUltniss  (locatio  conductio  operarum)  mit  allen  seinen  regel- 
mässigen Wirkungen.  Der  Heuercontract  gibt  an:  den  Namen 
der  Contrahenten ,  die  Zeit  des  Dienstantrittes,  die  Dauer  und 
die  Art  des  Engagements,  die  Charge  des  Gemietheten  auf  dem 
Schiffe,  den  Betrag  der  Gage  (Heuer).  Es  wird  bald  auf  eine 
oder  mehrere  Reisen,  auf  Hin-  und  Rückfahrt,  bald  auf  Monate 
engagirt  und  nach  diesen  verschiedenen  Arten  des  Engagements 
ist  auch  der  Betrag  und  die  Art  der  Gage  verschieden.  Die 
Rheder  können  dem  Schiffer  in  dieser  Beziehung  Vorschriften 
geben  und  thun  es  gewöhnlich;  sonst  aber  hat  der  Schiffer  nach 
Landessitte  und  Brauch  sowie  nach  den  Umstanden  frei  zu  ver- 


2.  cf.  Pohls,  S.  250ff.  Bravard-Veyridrcs,  pag.347ff,  Par- 
dessQS,  n.  667  ff.,  sowie  die  betreffenden  Abschnitte  der  Alteren  und 
neueren  Seerecbte. 

3.  Die  Französ.  Ordonnanz  vom  31.  October  1784  enthält  eine  grosse 
Anzahl  von  Anordnungen,  nach  denen  sich  der  Schiffer  dabei  zu 
richten  hat.    Pardessus,  n.  694. 

4.  Nach  PreiMs.  Recht  genügt  das  mUndliche  Abscbliessen  durch  Geben 
'  ond  Nehmen  des  sog.  Miethsgeldes,  wie  bei  dem  Miethen  des  ge- 
wöhnlichen Gesindes;  doch  wird,  wenn  das  Schiffsvolk  zusammen 
ist,  vor  der  Seebehörde  eine  beglaubigte  Urkunde  (Volks-  oder 
Musterrolle)  errichtet  etc.  Allg.  Landrecht  II.  8.  §  1535  und  Cab.- 
Ordre  vom  23.  Nov.  1831.  —  Die  Schriftlichkeit  wird  in  Frankreich, 
England,  Nordamerika,  Ocsterrcich,  Rassland,  Schweden,  Dftnemark 
verlangt.  Die  Ordonnance  de  la  m.  von  1681,  III.  4.  Art.  I.  ge- 
stattet,  wenn  nichts  Schriftliches  gemacht  ist,  den  Seeleuten  den  Eid 
zur  Constatirang  ihrer  Forderungen. 

V.  Kalteobom,  Seerecht  I.  1^ 
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f&gen.  Bei  einem  Engagement  auf  die  Reise  besteht  die  Gage 
in  einer  runden  Summe,  auf  Monate  in  einem  Monatsgehalte 
und  das  sind  jetzt  die  beiden  gewöhnlichen  Arten.  Die  ganze 
oder  theilweise  Heuer  nach  Meilen  oder  auch  als  ein  bestimmter 
Antheil  an  der  Fracht ,  sowie  als  ein  Antheil  an  dem  Gewinne 
der  Reise  ist  in  den  älteren  Zelten  sehr  üblich  gewesen»)»  »^ 
aber  jetzt  selten  und  findet  gegenwärtig  die  letztere  Art  nameot^ 
lieh  nur  noch  Anwendung  bei  Engagements  zu  Reisen  auf  Fisch- 
fang oder  Kaperei.  Uebrigens  ist  auch  das  Monatsweise  geheuerte 
Volk  von  selbst  auf  die  ganze  Reise  gedungen.  Preuss.  Land- 
recht 1.  c  S  1537. 

In  der  Regel  muss  nun  in  den  einzelnen  Seestaatea  auf 
Grund  dieser  schriftlichen  oder  mündlichen  Contracte  eine  ofG- 
cielle  Urkunde  angefertigt  werden,  die  eine  Uebersicht  der  gan- 
zen Mannschaft  gibt  und  die  enthält:  Namen  des  Schiffes»  sowie 
Namen,  Alter,  Geburtsort,  Nationalität,  Charge  (auch  wohl  mit 
Angabe  der  einzelnen  Pflichten)  aller  Seeleute ,  das  zugesagte 
oder  empfangene  Handgeld,  Beschreibung  der  zu  yerabreichen- 
den  Nahrungsmittel,  Art  und  Höhe  der  Gage  (sowie  Angabe  der 
etwanigen  Vorschüsse),  Ausgangs-  und  Bestimmungsort  der  Reise, 
Straffestsetzungen  wegen  Trunk,  Ungehorsam,  Desertion  etc.«). 
Dies  ist  die  sog.  Musterrolle»  auch  Volksrolle  genannt, 
welche  sich  von  selbst  als  zweckmässig  ergibt  als  ein  Sicherungs- 
mittel für  das  geschlossene  Dienstverhältniss,  namentlich  aber 
zur  Documentirung  des  Nationalcharakters  des  Schiffes  (S  44) 
Yon  Wichtigkeit  ist  in  Kriegszeiten  vor  Prisengerichten»  sowie 


5.  Consol.  dcl  m.  c.  128,  135,  157.  Seerecht  von  Ol^ron  Artikel  16. 
Wiaby  Seerecht  Art  30  und  viele  andere:  auch  erwähnen  die  neueren 
Seerechte  diese  jetit  seltenen  Arten  des  Engagements  insgesammt  noch 
nnd  gestatten  sie;  aber  die  Praxis  kennt  sie  eben  wenig.  Der  An* 
theil  an  Fracht  ist  noch  bei  kleiner  Schiffahrt  üblich. 

6.  Am  ToUständigsten  verbreitet  sich  über  die  Musterrolle  das  HolL 
Handelsgesetzbuch  Art.  394—400.  Dabei  sind  seine  destfaUsigen 
Bestimmungen  so  aus  der  Natur  det  SeeverhältaisM  entnommen, 
dass  sie  wahrhaft  das  gemeine  Recht  enthalten.  Wenn  das  Schiff 
ohne  Musterrolle  absegelt,  so  muss  nach  Art.  398,  zu  Qnnsten  der 
Rhederei  der  Schiffer  100»  der  Steuermann  50,  jeder  andere  eine 
Monatsgage  als  Strafe  zahlen.  In  Ermangelung  einer  Musterrolle 
werden  alle  anderen  Beweismittel  zugelassen. 
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auch,  damit  das  Schiff  die,  in  Folge  von  HandelsvertrSigen  den 
nationalen  Schiffen  in  fremden  Ländern  zustehenden  Privilegien 
beanspruchen  könne.  Uebrigens  variiren  die  Bestimmungen  über 
Form  und  Inhalt  der  Musterrolle  in  den  neueren  Seerechten 
nur  in  unwesentlichen  Punkten,  tiewöhnlich  existirt  für  die 
Ausfertigung  ein  besonderer  Beamter  (Musterschreiber,  Enrol- 
lirungsbeamter) ,  der  in  unseren  nordischen  Häfen  den  Namen 
Sehout  oder  Wasserschout  führt  und  dem  in  der  Regel 
zugleich  eine  Polizeiaufsicht  über  die  Seeleute  des  Hafens  zu- 
steht Bei  der  Abfassung  oder  Legalisirung  der  Musterrolle 
müssen  die  Seeleute  alle  gegenwartig  sein,  was  man  dann  nennt: 
der  Schiffer  mustert  sein  Volk.  Nicht  selten  werden  zwei 
Exemplare  der  Musterrolle  ausgefertigt,  wo  dann  das  eine  bei  der 
Behörde  deponirt  bleibt.  Der  Schiffer  muss  während  der  Reise 
in  die  Musterrolle  anhangsweise  jede  Veränderung  in  der  Mann- 
schaft durch  Abgang,  Tod,  Desertion  etc.  anmerken »). 

Auch  die  Passagiere  können  anhangsweise  in  die  Muster* 
rolle  mit  eingetragen  werden. 

Das  Span.  Handelsgesetzbuch  (Art  699)  kennt  keine  eigent- 
liche Musterrolle,  sondern  verlangt  nur,  dass  die  einzelnen  Con- 
Iracte  in  das  sogenannte  Schiffsrechnungsbuch  (siehe  oben  $  44) 
eingetragen  werden,  aus  dem  jeder  Seemann  yon  seinem  Gon- 
traele  wieder  eine  Abschrift  verlangen  kann  •). 


7.  Pardessiis  n.  693-96.  Abbott  1.  c.  (6)  169—70.  In  England  dient 
sie  namentlich  auch  zu  einer  Controlirung  Über  die  richtige  Ein- 
zahlung der  yon  jedem  Seemanne  zu  priUtirenden  Beiträge  zur 
Unterhaltung  des:  Seamen'a  Hospital  und  enthält  4  and  5  Will.  IV. 
c  52  die  näheren  Bestimmungen  über  Form  und  Inhalt.  Duplicate 
sind  vom  Schiffer  an  die  Steuer-  und  Zolleinnehmer  der  Häfen  auf 
Verlangen  abzugeben  und  mUssen  allenfalls  Schiffer  und  Rheder  die 
Richtigkeit  der  Musterrolle  beschwören;  der  Kapitaln  eines  über 
100  Tonnen  grossen  Schiffes  zahlt  für  jeden  nicht  gemusterten  See- 
mann 5  Pfund  Strafe. 

8.  Die  Einrichtung  des  Schon ts  in  Lübeck  ist  zweckdienlich.  Vergl. 
Verordnung  wegen  des  Wasserschouts  18.  Septbr.  1824.  —  Damach 
darf  der  Schiffer  sein  Volk  Tor  dem  Sehout  annehmen  oder  es 
auch  (vorerst)  allein  miethen,  muss  aber  im  letzteren  Falle  binnen 
3  Tagen  dem  Sehout  die  Namen  der  Angeworbenen  übergeben.  Er 
darf  aber  nur  mit  EnrolUrungsscheinen  versehene  Seeleute  miethes. 

13  ♦ 
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$  76.*  Verpflichtungen  des  Schiffsvolkes  •). 

Im  Allgemeinen  hat  das  Schiflsvolk  die  Pflichten  des  Ge- 
sindes, doch  einmal  nur  in  Bezug  auf  das  Schiff ,  seine  Ladung 


Jeder  Seemann,  der  Ton  Lübeck  fahren  will,  mun  sich  in  ein  Ver- 
zeichniss  Tom  Schont  eintragen  und  sieh  dartlber  einen  Schein 
CBnroIlirungsschein)  geben  lassen.  Das  Register  desSchout  soU 
enthalten:  1)  Vor-  und  Zunamen  des  Eingezeichneten,  2)  Geburts- 
ort, 3)  Alter,  4)  wie  lange  er  bereits  in  See  gefahren,  5)  Angabe 
der  Schlafstelle,  6)  Namen  des  Schiffers  und  Bestimmungsort  der 
Reise,  7)  Zeugniss  Über  das  Betragen  auf  der  letzten  Reise,  8)  Impfungs- 
attest, 9)  Über  Befähigung  zum  Lesen,  10)  Besuch  oder  Nichtbesuch 
einer  Navigationsschule.  —  In  jedem  Falle  nimmt  der  Schout  die 
Musterrolle,  welche  die  Namen,  den  Rang  und  die  Verpflichtungen 
des  SchiffsTOlkes,  sowie  die  näheren  Bedingungen  des  Engagements 
enthlllt,  auf  und  müssen  bei  der  Aufnahme  sSmmtliche  Seeleute 
gegenwärtig  sein.  Die  Ausfertigung  geschieht  in  2  Exemplaren,  Ton 
denen  das  eine  der  Schiffer  erhilt,  das  andere  beim  Schont  deponirt 
bleibt  Vor  dem  Schont  wird  auch  das  ausgezahlt,  was  dei  Sdiiflfer 
den  Leuten  auf  die  Hand  gibt  (Labecker  MusfeerroUe  nach 
dem  Formular  von  1824.  Erneuerte  Lübische  Strafverordnnng  wider 
Schifisdiebst&hle  T.  5.  Juni  1819$  erneuerte  PolizeiTcrordnung  Tom 
5.  Juni  1819.)  —  Die  Auszahlung  der  Gage  geschieht  durch  den 
Schout,  jedoch  in  des  Schiffers  Gegenwart,  damit  er  widersprechen 
kann.  Ueberhaupt  gehören  Streitigkeiten  zwischen  Schiffer  und 
SchiffsTOIk  zunächst  Tor  den  Schgut,  der  sie  aber  an  die  Schiffer- 
gesellschaft verweist,  wenn  sein  GUterersuch  misslang.  Von 
dem  Ausspruch  der  letzteren  findet  innerhalb  3  Tagen  eine  Berufung 
an  die  Herren  des  Gerichts  statt,  wo  die  Sache  summarisch,  ohne 
Zulassung  von  AnwAlden  oder  Schriftwechsel  in  letzter  Instanz  ent- 
schieden wird.  Pohls  344.  47.  Das  Institut  des  Schout  findet 
sich  auch  in  Hamburg,  Pohls  S.  347  ff.  Das  Deutsche  Seerecht 
braucht  also  nicht  erst  die  Englischen  oder  Französischen  Register 
nachzuahmen,  um  vorw&rts  zu  schreiten,  sondern  nur  seine  eigenen 
Deutschen  Institutionen  zu  verbessern  und  namentlich  Über  die  ganze 
Norddeutsche  Seeküste  gemeinsam  auszudehnen.  Vergleiche  Ham- 
burger Reglement  wegen  des  Wasserschonts  1691,  1706  und  1786, 
sowie  Musterrolle  von  1786,  Beides  revidirt  27.  Dec  1849. 
Vergl.  besonders  die  Übersichtliche  Darstellung  bei  Koch,  Preuss. 
Recht  L  $429;  Pohls  S.  254-200.    Das  Engliache  Reeht  atraft 
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ood  seioe  Reise  und  sodann  in  einer  tiel  strengeren  Weise  zu 
erfbilen»  indem  die  diseiplinarische  Gewalt  des  Kapitains  und 
der  ganze  Charakter  des  Dienstrerhältnisses  etwas  Miiitairisches 
hat  und  zur  Sicherheit  des  Schiffes  haben  muss. 

Dem  Schiffer  ist  eine  gewisse  Strafgewalt  gegen  lässige, 
s&umige  und  widerspenstige  Seeleute  nach  allen  Seerechten 
zugestanden,  welche  er  nicht  im  Namen  der  Rheder,  sondern 
als  ein  besonderes  Privilegium  seines  Amtes  im  Namen  des 
Staates  auszuüben  scheint,  allerdings  innerhalb  der  bestimmten 
Grenzen,  welche  in  dem  Zwecke  der  tüchtigen  Anwendung  des 
anvertrauten  Schiffes  gegeben  sind.  Die  dem  Schiffer  zustehende 
Strafgewait  hat  einen  correctionellen  und  polizeilichen  Charakter, 
berechtigt  ihn  aber  zu  gelinder  körperlicher  Züchtigung  wenigstens 
der  gemeinen  Seeleute,  zu  Geldstrafen,  zu  Einsperrungen^  zur 
Dienstentlassung.  Gegen  eigentliche  Verbrecher  soll  er  jetzt  wohl 
nach  allen  Seerechten  nur  Sicherung  durch  Einsperrung  bis  zur 
Ablieferung  an  die  Gerichte  sich  zu  verschaffen  suchen.  Wider- 
setzlichkeiten gegen  den  Schiffer  werden  streng  bestraft,  beson- 
ders im  Falle  von  Meutereien. 

Darnach  ist  es  klar,  dass  alle  Seeleute  im  Verhältniss  ihrer 
Charge  alle  in  Bezug  auf  Schiff  und  Ladung  vorkommenden 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Dienste  an  sich  wie  auf 
besonderen  Befehl  des  Kapitains  pünktlich,  genau  und  willig 
verrichten  müssen,  selbst  wenn  sie  z.  B.  im  Schiffsrathe  anderer 
MeinuDg  über  die  unter  den  bewandten  Umständen  vorzunehmen- 
den Handlungen  gewesen  sind,  als  der  Kapitain.  Die  aus  ihrer 
Amtsstellung  den  Officieren  obliegenden  technischen  Berufs- 
pflichten sind  bereits  $  5d  angegeben ,  die  der  anderen  beziehen 
sich  auf  die  eigentlichen  Handdienste  zur  Leitung,  Befrachtung, 
Ausladung  des  Schiffes  zu  Wasser  und  am  Lande  ^^). 


Vergebungen  im  Dienste  mit  harten  Verlosten  an  der  Gage,  und 
welcher  Seemann  sich  weigert  an  Bord  zu  kommen,  der  kann  durch 
einen  Verfaaftsbefehl  des  Friedensrichters  festgenommen  werden  und 
wird  xu  14-30  Tagen  harter  Arbeit  verurtheilt.  In  Acte  37  Georg  III. 
e.  73  sind  in  dem  angehängten  Heuercontractformular  die  Pflichten 
der  Seeleute  spezificirt. 
10.  Nach  dem  Consulat  bis  auf  li  Meile  ins  Land  hinein. 
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Die  einzelnen  aligemeinen  Pflichten  des  Schifhvölkes  sind^^: 
1)  Es  muss  einen  unbedingten  Gehorsam  gegen  die  Befehle  des 
Schiffers  im  Schiffsdienst  leisten  und  ebenso  auch  demjenigen 
gehorchen,  welchen  der  Kapitain  oder  die  Umstftnde  zu  seinem 
Stellvertreter  machen  (Steuermann  oder  Hochbootsmann).  2)  Auch 
den  übrigen  Officieren  haben  die  Mannschaften  zu  gehorchen, 
docfar  steht  ein  Recurs  an  den  Kapitain  zu.  3)  Keiner  darf  das 
Schiff  ohne  besondere  £rlaubniss  verlassen,  vielweniger  das 
Boot  vom  Schiffe  wegnehmen»  4)  Keiner  darf  eigenmächtig 
irgend  Jemand  das  Schiff  besteigen  lassen.  5)  Keiner  darf 
eigenmächtig  das  Geringste  an  Waaren  oder  Gütern  ein-  oder 
ausladen.  7)  Will  der  Kapitain  das  Schiff  gegen  Seeräuber  ver- 
theidigen,  so  muss  jeder  seine  Pflicht  als  braver  Mann  thun. 

Diese  Pflichten  fangen  von  dem  Augenblicke  an,  wo  die 
Arbeiten  zur  bevorstehenden  Reise  beginnen  sollen  und  dem- 
gemäss  der  Schiffer  befiehlt,  sich  an  Bord  zu  begeben**);  sie 
endigen  nach  der  Löschung  und  Abtakelung  mit  der  Wasser- 
festmachung  des  Schiffes;  also  so  lange  die  Reise  dauert  (Schiffs- 
kost gereicht  wird,  wie  es  auch  heisst),  dauern  die  Pflichten« 

Unfähig  befundene  Officiere  oder  Matrosen  verwirken  ge- 
wöhnlich ihre  Gage,  haften  für  den  Schaden  und  erleiden  auch 
wohl  noch  andere  Strafen  *'). 


11.  Die  alteren  Seerechte,  namentlich  das  Consulat,  das  Wisbysche, 
Hanseatische  sind  sehr  detaillirt  in  Bezeichnung  einzelner  FSUe  der 
Verpflichtungen« 

12.  In  den  Hafen  der  Normandie  soll  (nach  Pothier,  contrat  de  louage 
n.  170  und  Boulay-Paty  II.  172)  der  Gebrauch  herrschen,  dass  das 
Schiffsvolk  erst  an  Bord  zu  kommen  braucht,  wenn  das  Schiffsegel- 
fertig  ist 

13.  HoU.  Handelsgesetzbuch  Art.  406.  Preuss.  Landrecht  II.  8.  $  1543. 
1454.  1455.  Schwed.  Seerecht  I.  cap.  6.  Das  Holländische  Recht 
Artikel  40Ö  —  409  beschäftigt  sich  besonders  mit  dem  Steuermann. 
Derselbe  soll  bei  der  Musterung  allemal  angeben,  ob  er  die  vor- 
habende Reise  schon  einmal  als  Officier  gemacht,   sonst  ist  der- 

.  selbe  zur  Vergütung  des  entstehenden  Schadens  und  allenfalls  au 
anderen  Strafen  zu  verurtheilen.  Verändert  aber  der  Schiffer  unter- 
wegs seine  Reise  nach  Gegenden,  die  der  Steuermann  noch  nicht 
befahren,  so  muss  dies  der  Steuermann  auch  be^  obigen  Strafen 
erklären,  aber  der  Schiffer  kann  ihn  nicht  anders  des  Dienstes  ent- 
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S  77.    Dauer  des  Contraets  >«). 

Der  Contract  kann  in  der  Regel  nur  mit  beiderseitiger 
Deberemstimmung  aufgehoben  werden.  Erfüllt  aber  der  eine 
Tlieil  nicht,  so  kann  ihn  der  andere  aufheben  oder  auch  auf 
Erfblluog  klagen.  Auch  treffen  den  nicht  erfüllen  wollenden 
Seemann  zumeist  noch  Strafen,  wovon  schon  oben  gesprochen  ist 

Bs  dauert  aber  der  Contract,  wenn  nichts  anderes  verab- 
redet war,  in  der  Regel  bis  zur  Beendigung  der  Reise. 

Zoflillige  Ereignisse,  die  die  Fortsetzung  der  Reise  unmög- 
lich machen,  heben  den  Contract  auf:  so  1)  nachtrUglich  einge* 
tretene  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes,  wenn  eine  Reparatur  nicht 
möglich  oder  zu  langwierig  erscheint;  noch  mehr  wird  dies  beim 
gänzlichen  Untergänge  des  Schiffes  der  Fall  sein;  2)  Abbrechen 
dner  Rewe.  in  Folge  einer  gerichtlichen  Beschlagnahme  des 
Schiffes,  in  Folge  eines  Krieges,  in  Folge  eines  Handelsver- 
botes mit  dem  Lande,  wohin  das  Schiff  bestimmt  war,  oder 
eines  Embargo^*).  Soweit  das  Schiff  nicht  ganz  untergegangen 
ist,  steht  in  allen  diesen  Fftllen  den  Seeleuten  überall  nur  Ent- 
schädigung für  ihre  bereits  geleisteten  Dienste,  also  die  Zah- 
lung ihrer  Gage  bis  zu  dem  Tage  der  Aufhebung  der  Reise  zu; 
bei  Monatsgagen  ist  die  Berechnung  einfach;  bei  Gagen  auf  die 
ganze  Reise  ist  der  verdiente  Lohn  durch  Sachverständige,  im 
Fall  des  Streits,  zu  ermitteln.  —  Uebrigens  brauchen  hier  die 
Seeleute  niemals  das  Handgeld  und  die  Vorschüsse  zurückzu- 
zahlen. 

Wegen  blosser  Verzögerung  der  Reise,  wenn  sie  nur  nicht 
zu  lang  sich  ausdehnt,  wird  weder  der  Schiffer  noch  werden  die 
Seeleute  an  sich  den  Contract  aufheben  können. 

Dagegen  will  es  scheinen,  als  ob  eine  bedeutende  frei- 
willige Veränderung  der  Reise  oder  des  Schiffes  oder  in  der 


lassen,  als  unter  Zahlung  des  vollen  bedungenen  Lohnes  und  zwar 
bei  monatsweisem  Solde  unter  Berechnung  der  möglichen  Dauer 
der  ganzen  Reise,  und  unter  Vergütung  der  Reisekosten  bis  zum 
Orte,  wo  der  Steuermann  engagtrt  worden  ist. 

14.  cf.  besonders  Pardessus  n.  672-98;  Pohls  S.  260-66. 

15.  Ordonn.  de  Is  m.  168L  III.  4.  Art.  4.  5. 
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Person  des  Schiffers^«)  die  Seeleute  zur  einseitigen  Aufkündigung 
des  Contracts  berechtigen  mQsse,  da  und  soweit  ein  rechtliches 
Interesse  fQr  die  Seeleute  vorhanden  ist,  gerade  mit  diesem 
Schiffe  und  unter  diesem  Schiffer  diese  Reise  (z.  B.  nach 
Amerika  zu  einer  langen  Reise  etc.  und  nicht  von  Memel  iMwh 
Danzig)  zu  machen ,  es  sei  denn,  dass  in  dem  Contracfte  dies 
Alles,  namentlich  das  Schiff,  die  Reise,  der  Kapitain  unbestimmt 
gelassen  wäre  oder  die  Verpflichtung  unbedingt  auch  hierauf 
geschah.  Anders  ist,  wenn  dergleichen  VerUnderungen  unfrei- 
willig durch  Zufall  oder  Gewalt  eintreten.  Eine  Verkürzung  der 
Reise  hat  keine  besonderen  Wirkungen;  eine  wesentlich  ver- 
längerte Reise  berechtigt  die  auf  die  Reise  Gemieibeten  zu  Est- 
Schädigungen.    HoU.  Recht  Art.  415. 

Wenn  die  Reise  durch  Zuthun  des  Rbeders,  des  Scfaiders 
oder  des  Befrachters  gänzlich  unterbleibt,  so  sind  die  Seeleute 
zu  entschädigen,  was  nach  den  verschiedenen  Seereohien  sehr 
verschieden  geschieht    Holl.  Recht  Art.  411. 


16.  Anderer  Aniieht  ist:  Pftrdenus  n.  699,  Boolay-Paty  II.  182.  183» 
Valin,  comm.  ad  III.  4.  Art.  2,  sowie  P6hls  1.  c.  Doch  ist  Poihier 
contrat  de  louage  n.  176  in  Bezug  auf  die  VeiAnderung  der  Reise  und 
sind  in  derselben  Beschränkung  Pardessus  1.  c.  n.  698  und  Boulay- 
Pafy  S.  183  unserer  Ansicht  wegen  arg.  Cons.  del  mar.  Art.  158 
und  Artikel  4.  de  Tord.  1681.  Wenn  Schiff  und  Schiffer  zugleich 
verändert  werden,  so  sind  Valin  und  Pohls  mit  uns  einverstanden. 
Uebrigens  sind  auch  die  älteren  Seerechte  meist  ausdrUcklicli  gegen 
unsere  Ansicht.  In  den  neueren  Seerechten  habe  ich  darüber  keine 
Bestimmungen  gefunden,  mit  Ausnahme  der  am  Schlüsse  dieses  $ 
angeführten,  für  mich  günstigen  Bestimmungen  des  Hell.  Rechtes. 
Das  Schwedische  Seerecht  (I.  23)  sagt:  wird  ein  Schiffer  ab- 
gesetzt, erkrankt  oder  stirbt  er  während  der  Reise  und 
ein  neuer  wird  angenommen,  so  sollen  alle  Schifisleute  dem  Nensm« 
genommenen  gleich  dem  vorigen  folgen  und  gehorchen.  Wenn  aber 
ein  Schiffer  sein  Schiff  verkauft  oder  sonst  auf  irgend 
eine  Art  einem  Anderen  Uberlässt,  so  sind  die  Leute  dem 
neuen  Schiffer  nicht  Tveiter  verpflichtet,  als  so  lange  die  Reise  dauert, 
wozu  sie  zuerst  gemietbet  sind.  Will  aber  der  neue  Schiffer  zur 
Vollendung  dieser  Reise  die  vorigen  Leute  nicht  gebrauchen^  so  soll 
ihnen  der  vorige  Schiffer  den  vollen  Lohn  auszahlen,  und  sie  auf 
seine  Kosten  frei  nach  dem  Ausgangshafen  ^es  Schiffes  bringen. 
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Der  Schiffer  kann  wilNittrlich  einen  Seemann  entlassen: 
1)  wenn  derselbe  seiner  Chaise  nicht  gewachsen,  2)  durch 
Krankheit  onfilhig  geworden  ist,  besonders  schon  wegen  einer 
veiierischen  Krankheit ,  nach  dem  Wisby  nnd  Preuss.  Seerecht, 
3)  wenn  derselbe  sich  selbst  lum  Dienste  untauglich  gemMht 
hat«  4)  wegen  Angewöhnung  des  Trankes,  wegen  Tieier  Schla- 
gereien,  wegen  Entfernung  vom  Bord  ohne  Erlaubniss,  5)  wenn 
derselbe  sich  Gewaltthattgkeit  und  Widersetzlichkeiten  oder  gar 
Verbrachen  hat  zu  Schulden  kommen  lassen,  6)  ohne  allen 
Grund,  doch  mit  voller  Entschädigung^').  Doch  soll  der  un-* 
verschuldet  erkrankte  Seemann  gepflegt  und  wo  möglich  mit 
nach  Hause  zorQdEgebracht  werden. 

Dagegen  kann  der  Seemann  etaseitig  aufkOndigen:  1)  wegen 
grober  Misshandlungen,  allzuschlechter  Kost  etc.,  2)  wenn  er 
Schilfer  oder  überhaupt  höherer  Officier  auf  einem  anderen 
Schiffe  werden  kann,  3)  wenn  er  vor  der  Abreise  sich  zu  ver- 
heirathen  Gelegenheit  erhalt,  die  er  durch  die  Reise  verlieren 
könnte  (freilich  das  Seerecht  von  Wlsby  Artikel  64  sagt:  und 
nun   auf  dem   Lande   bleiben    will)  ^*).     Hit  Recht   verlangt 


17.  Die  alteren  nnd  neueren  Seereehte  stimmen  in  diesen  Punkten  sehr 
mit  einander  überein.  Am  besten  Holländisches  Handelsgcsetzbneh 
Art.  437. 

18.  Diese  Pimkte  unter  2  und  3  sind  bereits  im  Seerecht  von  Wisby 
aufgestellt  Art.  63  und  64.  Art.  63  lautet:  Wenn  sich  ein  Steuer- 
mann oder  Schiffsmann  bei  einem  Schiffer  vermiethet  fa&tte  nnd 
kaufte  dann  ein  Schifi^  das  er  selbst  führen  wollte,  so  soll  er  von 
dem  Schiffer  frei  sein,  doch  den  Lohn  surttekgeben.  Jacobsen  und 
Boulaj-Paly  lesen  da  heraus,  1}  wenn  er  Überhaupt  ein  Schiff  kauft 
und  2j  wenn  er  Schiffer  eines  anderen  Schiffes  werden  .kann.  Das 
neuere  Preuss.  Recht  (1.  c.  $  1548  —  51}  stimmt  mit  dem  Wisby- 
schen  Seerecht  nicht  wörtlich  überein«  indem  es  vom  Kaufe  gar 
nichts  sagt  uud  ich  glaube»  dass  selbst  im^Wisbyschen  Seerechte  die 
Hauptsache  die  ist:  dass  man  Schiffer  werde  eines  Schiffes» 
gleichviel  ob  bei  einem  fremden  Rheder  oder  zugleich  als  Selbst- 
rheder.  Das  Consulat  Kap.  153^ spricht  ganz  allgemein:  wenn  er 
heirathen  oder  eine  Pilgrimschaft  antreten  wolle,  oder  wenn  ein  schlich- 
ter Matrose  Officier  oder  ein  Steuermann  Schiffer  werden  kann,  oder 
wenn  er  vor  eingegangenem  Aecord  ein  Gelübde  getban  hal.—  la 
Hamburg  gilt  die  yavbeirathuDg  dta  Seemaan^  wmm  er-damach 


202.   .  AbichiLlV.  Vom  SchiftpenonaL 

Pothier  1.  o.  n.  176  bei  2  u.  3  eiae  TöUige  Entsehftdigang  des 
Schiffers  und  das  Preuss.  Recht  Stellung  eines  ErsatnnanDes. 

Uebrigens  fOgt  das  hierin  nachahoiungswerthe  HoIUiDdische 
Handelsgesetzbuch  Art.  440  folgende  Fälle  hinzu»  wo  die  Officiere 
und  das  Schiffsvolk  sich  weigern  können,  im  Dienste  zu  bleiben: 
1)  wenn  der  Schiffer  diese  Reise,  wozu  sie  sich  verbunden 
haben,  vor  Antritt  derselben  verändern  will,  2)  wenn  vor  An- 
fang  der  Reise  der  Staat  in  einen  Seekrieg  verwickelt  wird  eCc^ 
3)  wenn  vor  Anfang  der  Reise  oder  im  Notbhafen  sichere  Kunde 
von  der  Existenz  einer  ansteckenden  Krankheit  am  Bestimmungs* 
orte  des  Schiffes  eintrifft,  4)  wenn  das  Schiff  vor  dem  Anfang 
der  Reise  völlig  andere  Eigner  bekommt,  5)  wenn  der  Schiffer 
vor  Anfang  der  Reise  stirbt  oder  durch  den  Eigner  oder  Director 
abgedankt  wird,  6)  wenn  bestimmt  war,  mit  Gonvoy  abzugehen 
und  kein  Gonvoy  verliehen  wird  ^*). 


$  78.    Reehte  des  Sckifikvolkes  im  AUg 

1)  Jeder  Seemann  hat  das  Recht  des  Logis  auf  dem  Schiffe 
von  Anfang  seines  Diensteintrittes;  darin  liegt  nicht  bloss  eine 
Schlafstätte,  sondern  auch  Raum  für  aeinen  Koffer  (Kiste). 
Gewöhnlich  sind  die  Volkslogis,  wie  man's  nennt,  im  Vorder- 
theile  des  Schiffes.  Die  Hängematte,  in  der  Regel  nicht  das 
Bettzeug,  muss  dem  Seemaone  geliefert  werden. 


nicht  wieder  zur  See  gehen  will,  als  Grund  zur  Aufhebung  dee 
Heuercontractes;  ebenso  wenn  sich  der  Steuermann  selbst  ein 
Schiff  kaufe,  das  er  selbst  fahren  wolle  (Sut  Theil  IL 
Tit.  XIV.  Art.  23.  cf.  Stat.  1497  Art.  24),  was  aber  jetzt  auf  aUe 
Fälle  bezogen  wird,  wo  der  Steuermann  (oder  Qberhaupt  Seemann) 
die  PQhrung  eines  Schiffes  übernimmt.  Pohls  S.451.--  In  Frank- 
reich gilt  die  Verheirathung  nicht  als  Grund.  Boulay-Paty  II.  181. 
Uebrigens  diese  Bestimmungen  des  Wisbyschen  und  Preuss.  Rechts 
scheinen  durchaus  der  Billigkeit  zu  entsprechen.  Auch  das  Schwed. 
Seerecht  (I.  cap.  4)  erkennt  an,  »dass  wer  als  Schiffer  ein  Schiff 
,»übemimmt  oder  heirathet,  seines  Dienstes  sich  entledigen  kann. 

19.  SchoB  daa  Niederlandische  Handelsgeaetsbach  1826  cnthlit  diese 
en,  doch  war  jl  4  etwas  anders. 
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2)  Jedem  Seemaane  kommt  luBlingliche  und  geminde 
Schiffskosl  zu,  welche  in  Mundvorrath,  aQasem  Wasser»  Bier» 
auch  Brantwein,  in  einigen  Lftndern  Wein  besteht.  Wie  oft»- 
in  welcher  Weise,  ob  ein  oder  zwei  Mal  warm»  wie  oft  Fleisch 
in  der  Woche  gespeist  werde,  das  hftngt  von  Landes •  nad 
Ortssitte  *^),  sowie  von  Verabredang  im  Oontracte  ab.  Selbst  im 
Hafen  hat  der  Seemann  nur  Anspruch  auf  Schiffskost,  kaMi 
also  namentlich  weder  frisches  Fle>2N^  noch  GemOse  verlangen« 
Bei  ausserordentlichen  Arbeiten  haben  die  Leote  Ansprach  auf 
ausserordentliche  Rationen  an  Speisen,  besonders  an  Brant*- 
wein.  Bei  eintretendem  Mangel  müssen  sie  sich  Reductionea 
ihrer  Portionen  gefallen  lassen  nach  dem  Ermessen  des  Kapf« 
tains,  der  wohlthun  wird,  seinen  Leuten  mit  einem  guten 
Beispiele  voranzagehen,  ohne  dass  man  dem  Schiffsvolk  das 
Recht  einrftumen  darf,  den  Kaplialn  hierbei  in  seinen  Mahl- 
zeiten zu  controliren  und  darnach  nach  Gutbefinden  sich  die 
Reduction  gefallen  zu  lassen  oder  nicht,  wie  Pohls  Seite  268 
es  will. 

3)  Jeder  Seemann  hat  ein  Recht  auf  Zahlung  des  be- 
dungenen Lohnes  (Siebe  n.  4,  5  und  &  dieses  $^  sowie  S  79) 
und  fftf  ausserordentliche  Anstrengungen  steht  ihm  ein  An- 
spruch auf  eine  billige  Verbesserung  d.  i.  Vergütung  zu, 
wohin  die  alten  Seerechte  besonders  ein  „billiges  Berglohn^* 
ahlen.  Oi^ron  Seerecbt  Artikel  3.  Hanseat  IV.  29.  XIV.  L 
Rotterdam.  Ordnung  $  211—13  Preuss.  Seerecht  von  1721 
IV.  33.  IX.  3.  Spanisches  Handelsgesetzbuch  Artikel  717.  Das 
Holl.  4^  drückt  sich  am  weitesten  und  besten  aus'^). 


20.  I>aimiach  entkilt  z.  B.  das  südliche  GoniuUt  esp  142  ff.  ganz 
anders  Bettimmimgcii  als  das  nOrdliehe  Scereeht  toh  Wiiby 
Art.  29.  cf.  Hanseat.  Seerecht  IV.  Art.  6.  Ol^ron  Art.  17.  Ver- 
ordnnng  PhUipp's  II.  tit  von  BefaifisleuteB  Art.  10  und  Karis  V. 
1551  Art.  19.  Nach  den  alten  Hamburger  Statuten  beköstigte 
sieh  das  Schifisvolk  selbst  und  hatte  der  SehiffMr  nur  wahrend  der 
Zeit  des  ^Aos-  und  Einladens  die  Pflicht  zur  Beköstigung*  StatnC 
1292.  Schiprecht  Art.  17.  Statut  1497  vom  Schiprecbt  Art.  3.  Auch 
in  anderen  Gegenden  war  in  alten  Zeiten  Selbstbeköstigung  Sitte. 

21.  Andere  Seeredite  z.  B.  das  Englische  und  Hamburgische  erkennen 
solche  ausserOffdentUche  Belohnungen  nicht  an«  Scott  im  Falle 
der  Isabelle,  Brand,  Bobinson^  vsp.  II.  212. 


WH  AbsAii.  IV.  Vom  SckiffsperaonaL 

4)  Jeder  SeemanD,  der  im  Dienste  des  Schiffes  krank  oder 
yerwundei  wird^  es  mag  nun  am  Bord  desselben  geschehen  sein 
oder  am  Lande»  wohin  er  roii  Erlaubniss  gegangen,  wird  auf 
Kosten  des  Schiffes  .  bis  zu  seiner  Wiederherstellung  verpflegt 
und  geheilt  Er  erhalt  sogar  seine  Gage  und  sogar  seinen  An- 
theil  am  Gewinn  nach  wie  vor.  Hat  er  sich  aber  die  Krankheit 
dutch  eigenes  Verschulden  zugezogen,  z.  B.  durch  Ausschweifung, 
Oelict  oder  Dnklugheit  oder  passirte  ihm  der  Zufall,  als  er  ohne 
Erlaubniss  sich  am  Lande  aufhielt:  so  hat  er  die  Kosten  aus 
seiner  allerdings  in  der  Regel,  billiger  Weise  noch  ganz  oder 
doch  theilweis  fortlaufenden  Gage  zu-  tragen.  Nach  Umstanden 
kann  der  Kapitain  die  Kranken  Tom  Schiffe  ans  Land,  resp.  in 
ein  Hospital  bringen  lassen  **). 

Das  Lü  bis  che  Recht  bestimmt,  dass,  wenn  ein  Seemann 
unterwegs  so  von  der  Seekrankheit  befaUmi  wird,  dass  er  seine 
Arbeiten  nicht  verrichten  kann,  er  seine  Gage  verliert  aber  zu 
Gunsten  des  übrigen  Schiffsvolkes,  unter  weiche  sie  vertbeilt 
wird.    Stat.  Lüb.  VL  1.  Art.  II. 

5)  Der  Schiffsmann,  der  im  Dienste  des  Schiffes  ge- 
fangen genommen  oder  gar  zum  Sklaven  gemacht  worden  ist, 
zur  See  oder  auf  dem  Lande,  ist  berechtigt,  ausser  seinem  vollen 
Solde  eine  Entschädigung  wegen  seiner  Auslösung  zu  empfangen, 
wenn  das  Schiff  glücklich  zurückkehrt,  und  haften  dafür  Schiff 
und  Ladung.  Geschah  es  nicht  im  Dienst,  so  kann  nur  der 
Lohn  bis  zum  Tage  der  Gefangennehmung  verlangt  werden  **). 


Siehe  Pardeasus  1.  c.  n.  688.  Das  Hell.  Handelagesetzbucb  Artikel 
423-28b  du  Preoss.  Allg.  Landrecht  II.  8.  $  1554-1557  bewilligt 
bei  Verwundungen  ausver  Dienste  nur  dea  laufenden  halben  Sold, 
nnd  ebenao  Code  de  commerce  fr.  26%  63,  64.  cf.  Span.  Handeli- 
geaetzbueh  Art.  718—19.  —  Ol^ron  Seerecht  Art.  6.  27.  Ordnung 
Kalls  V.  1551.  Artikel  27.  Orden,  del  mar.  III.  4.  Art  2.  Wisby. 
Setrecht  Art  18.  43.  Hans.  Seeiecht  1591  Art  36.  1614.  XIV.  1. 3. 
Sehwed.  Seereeht  I.  cap.  11, 

Jaoobsen  S.  2DI  ist  ungemein  hart.  Am  besten  . das  Holland* 
Hecht  1.  c.  Art.  432—435;  auch  Code  de  c.  fr.  Art  269,  wo  600  Frs. 
Lösegeld  bestimmt  werden,  aber  nur  der  Fall  dasn  berechtigt  wenn 
der  Seemann  im  Dienste  des  Schiffes  zu  Wasser  oder  ra  Lande 
ausgeschickt  und  bei  dieser  Gelegenheit  geCsngen  ward  (Par- 
peaiuB  n.  687J,   so  dass  also  der  auf  dem  Schifie  bei  deaaen  Ver- 
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6)  Im  Fall  ein  SeenwDii  auf  der  Reise  stirbt  so  kamnil 
der  Sold  den  Erben  des  Verstorbenen  in  nnd  swar  n«€h  Höh. 
Rechte  Art.  431  aUemal  bis  zum  Ende  des  Itofsnden  Monats  bei 
Honatsgage,  bei  Verding  aaf  Hin*  und  Herreise  aber  die  HiMe, 
wenn  er  auf  der  Hin-,  and  das  Ganze  wenn  er  auf  der  ROck- 
reise  starb}  war  er  auf  Antheil  am  Gewinn  oder  an  der  Fracht 
geheuert,  so  ist  das  Ganze  auszuzahlen;  ebenso  ist,  wenn  der 
Tod  bei  Vertheidtgung  des  Schiffes  sich  ereignete,  allemal  das 
Ganze  zu  zahlen,  wenn  die  Reise  glücklich  beendigt  ist  Aehn*^ 
lieh  das  Alig.  Preoss.  Landrecht  S  1545.  58.  59.  61--66,  wonach 
unter  Anderem  den  Erben  des  durch  eigene  Schuld  Umgekom<>^ 
menen  nur  der  verdiente,  dagegen  den  Kindern  und  Wittwen 
des  bei  der  Vertheidigung  des  Schiffes  Gebliebenen  sogar  der 
doppelte  Sold  zu  zahlen  ist  **)• 

7)  Der  Kapitain  und  die  Equipage  dürfen  nach  den  neueren 
Seerechten  unter  keinem  Verwände  irgend  eine  Waare  in  das 
Schiff  laden,  ohne  besondere  Erlaubniss  der  Rheder  und  ohne 
Fracht  dafOr  za  zahlen**);  doch  kann  dies  im  Heuercontracte 
anders  bestimmt  werden.  —  Sonst  war  das  anders  und  nannte 
man  die  von  dem  Seemanne  in  der  Regel  nur  für  eigene 
Rechnung  verladenen  Güter:  Führung,  wozu  jeder  ein  Recht 
hatte  und  wofür  er  keine  Fracht  zahlte.    Es  war  dies  ein  Theil 


theidigung  gefangene  Seemäno  danuf  keinen  Ansprach  hat!!  — 
Daa  Span.  Handelsgesetzbuch  Art.  721  gibt  dem  Gefangenen  den 
Sold  resp.  bis  sum  Tage  der  Gefangennehmung,  spricht  aber  nicht 
Tom  Lösegeld.  Das  Preuss.  Allg.  Landrecht  Artikel  1831—33  kennt 
mir  den  Fall,  wo  Seeleute  als  Geiseln  für  die  Lösung  von  Schiff 
und  Ladung  hingegeben  sind  und  Iftsst  hier  Rheder  und  Ablader 
persönlich  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  haften.  — »  In  Llibeok  gab 
(gibt)  es  eine  sog.  Sklavenkasse,  welche  die  Venichenuig  gegen 
Türkengefahr  besorgt,  ni^ch  Pohls  346. 

U.  Code  de  com«,  fr.  Art.  258.  265.  Dänisches  Seerecht  IV.  1.  31. 
Scbwed.  L  12.  Consulat  126.  Freilich  finden  hier  viele  Vaiiationen 
nach  diesen  emzelnen  Seerechten  statt  et  Jacobsen,  Seerecht 
199.  200. 

25.  ^olULndisehcs  Seereeht  Art.  410.  Fransös.  Art.  251.  PreussisebcB 
S  ld9& 


M«  Atechn.  IV.  VomSdiifitpeiMiui/ 

061066  Lohqes**).  G^enwärtig  dikifen  in  der  Regel  trotzdem 
die  Seeleute  ia  ihrer  Koje  oder  Kiste  oder  Koffer*')  Güter» 
ohne  Fraohl  zu  zahlen,  mitnehinen;  auch  können  sie  ihre  Kisten 
durch  den  Paeotillerertrag  an  Andere  ablassen.  Wie  weit  diese 
<meist  stillschweigende)  Erlaubniss  jetzt  gehe,  lasst  sich  im  All- 
gemeinen nicht  bestimmen.  Die  Franz.  Praxis  erkennt  sie  an 
(Pardesstts  n.  671  and  702)  trotz  Artikel  2.  Ut  IV.  üb.  IIL  der 
Ord.  1681  und  Art  251  des  Code  de  com.  Auch  das  Pretiss. 
Recht  (l  c.  $1506)  erlaubt  den  Seeleuten  ausdrücklich:  „für 
eigene  Rechnung  so  viel  unverbotene  Waarea  oder  Saclien  mit- 
zunehmen, als  sie  in  ihrer  Schlafstelle  und  Kiste  bergen 
können.'*  Das  Seh  w ed.  Seerecht  (1. 10.)  gibt  sUtt  alier  Führung 
^iem  Schifler  selbst,  nach  dem  Preise,  den  er  für  die  Last  be- 
dungen hat,  die  Fracht  für  Eine  Last,  dem  Steuermann  fikr 
Zweidrittel,  den  anderen  Officieren  für  eine  halbe,  jedem  Ma- 
trosen für  ein  Drittel  und  jedem  SchilTsjungen  für  ein  Sechstel. 
Der  Vertrag,  den  die  Seeleute  dahin  abschliessen ,  dass  sie 
die  in  ihren  Koflern  mitgenommeuen  fremden  Waaren  an  dem 
Bestimmungsorte  des  Schiffes  oder  auch  sonst  für  Rechnung  ihrer 
Ablader  zu  verkauf^^n  sich  verpOichten,  wird  Pacotille -Ver- 
trag (contrat  de  pacptille)  genannt**).  Der,  welcher  die  Waare 
zum  Verkauf  anvertraut,  beisst  Geber  auf  Pacotille  (donneur 
k  pacotille)  und  der,  welcher  sie  übernimmt.  Nehmer  auf 
Pacotille  (preneur  k  p.)  und  letzterer  hat  die  Rechte  und 
Pflichten  eines  Commissionärs  namentlich  dahin,  möglichst  voi^ 
theilhaft  zu  verkaufen ;  er  kann  selbst  unter  dem,  in  der  Factur 
angegebenen  Einkaufspreise  im  Notbfalle  verkaufen,  es  müsste 


26.  Oontol.  del  m.  133.  Hansest.  Srerecht  Titel  13  von  der  Führung 
«nthait  merkwttrdige  Bestimmungen.  Das  Wisbysche  Seerecbt  sagt 
sogar,  dass  wenn  ein  Seemann  an  dem  Ort  seiner  Fttbrung  ein  Fass 
Wasser  gelegt  bat  und  dies  aus  Noth  geworfen  worden  ist,  es  als 
ein  Fast  Wein  in  der  Havarie  berechnet  werdeii  solle. 

27.  Worunter  Oberhaupt  der  ganze  Raum  der  Schlafstelle  zu  verstehen 
sehi  wM.  cf.  Preuss.  Recht  $  1596.  Das  Dänische  Seerecht  erkennt 
die  Führung  swar  noch  an,  doch  ist  sie  auch  in  Dänemark  wohl 
nicht  mehr  praktisch.  In  Hamburg  bezahlt  sie  nach  Langenbedc 
ad  II.  15  keinen  ZoU. 

2B.  cf.  besonders  Pardeasua  I.  c.  n.  702;  sowie  Pohls,  S.  275.  76. 
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ihm  denn  auedrOcklioh  Terboten  sein;  denn  er  ist  Oberhaupt 
cum  Verkaufe  verpflichtet  und  darf  im  Allgemeinen  nur  zurOck- 
bringen,  was  er  nicht  verkaufen  konnte.  In  der  R^el  soll  er 
f&r  den  Erlös»  Retouren  machen  (laire  des  retoors)  d«  \u  in 
dem  (fremden)  Lande  des  Verkaufes  andere  Waaren  einkaufen, 
welche  er  entweder  auf  demselben  Schifle  mit  zurückbringt  oder 
anderweitig  versenden  muss  und  zwar  auf  möglichst  schleunigem 
Wege.  War  er  genöthigt,  auf  Credit  zu  verkaufen,  und  kann 
er  den  Eingang  der  Gelder  vor  seiner  Abreise  nicht  abwarten, 
so  soll  er  einen  Anderen  zur  Besorgung  der  Retouren  beauf- 
tragen. Nach  seiner  Rilckkunft  muss  der  Nehmer  dem  Geber 
Rechnung  legen,  ist  für  seine  Vorschüsse  und  Auslagen  von  deip 
Gelde  oder  dem  Erlöse  der  mitgebrachten  Waaren  vorerst  zu 
entschädigen,  und  sodann  wird  der  gemachte  Gewinn  nach  den 
Bestimmungen  der  Uebereinkunft  getheilt.  Der  Geber  kann  vom 
Nehmer  bei  Verlusten  in  dem  Geschäfte  keinen  Nachtrag  ver- 
langen, wenn  er  ihm  nicht  eine  culpa  nachweisen  kann.  Es 
wird  übrigens  bei  dem  Geschäfte  in  der  Regel  vorausgesetzt, 
dass  die  Führung  keine  Fracht  bezahle  und  muss  dafür  der 
Nehmer  in  der  Regel  einstehen.  Wenn  sich  der  Geber  die  Be- 
fugniss  zur  Assecuranz  nicht  ausdrücklich  vorbehalten  hatte,  so 
darf  er  den  Betrag  der  Prämie  nicht  zum  Kapital  schlagen  und 
so  den  reinen  Gewinn  und  namentlich  den  Antheil  des  Nebmers 
geringer  machen. 

Sind  die  Waaren  beim  Pacotilleverkauf  auf  gemeinschaft- 
liche Rechnung  des  Gebers  und  Nehmers  gekauft,  so  entsteht 
zugleich  ein  Societätsverhältniss,  wodurch  aber  das  Commissions- 
geschäft  höchstens  dahin  verändert  wird,  dass  der  Nebmer,  eben 
weil  er  nicht  bloss  Commissionäri  sondern  zugleich  socius  ist, 
vielleicht  nur  für  diligentiam  quam  in  suis  rebus  adhibet  haftet. 

Wenn  der  Vertrag,  was  am  häufigsten  geschieht,  mit  dem 
Schiffer  abgeschlossen  wird»  so  nennt  man  dies  in  Hamburg: 
dem  Schilf  er  eine  Gonsignation  machen. 

S  79.   Intbetoadere  von  der  Volksheuer  >*) 
Ausser  dem  im  vorigen  $  78  n.  3  — 6  Gesagten  sind  hier 


».  Pohls,  S.  269-80  verbreitet  sich  hierüber  tehr  weitläufig.  Uebrigens 
gelten  im  Allgemeinen  dieselben  Grundsätze  von  der  Qage  des 
Kapitaint  wie  von  der  eigentlichen  sog.  Volksheuer.' 


2aß  Ab0cbn«IV.  Vom  Sehiftperadnal.     , 

noch  folgende  eigenUiümlicbe  Grundaätse  Qber  die  Volksheaer 
vorzutragen.    Siehe  auch  bereits  S  ?&• 

Die  verschiedene  Art  der  Vermiethung  ($  75)  der  Seeleute 
hat  auch  auf  die  Bezahlung  ihres  Lohnes  Einfluss. 

I.  Der  Seemann,   welcher  auf  einen  Antheil  an  dem  Ge- 
winne oder  an  der  Fracht  (engagement  au  profit,  eng.  au  fret) 
ftihrty   begründet  dadurch   ein  Societätsverhältniss  und   erlangt 
seinen  Lohn  als  eine  Part  aus  den  Vortheilen  der  Societät.    Es 
finden  hier  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Societät  ihre  An- 
wendung.   Das  Schicksal  des  Schifles  und  der  Ladung  ist  hier 
der  einzige  Massstab  für  die  Höhe  des  Lohnes.    Uebrigens  bei 
einem  Engagement  für  einen  Antheil  am  Gewinn  ist  den  See- 
leuten meist  ausdrücklich  verboten,  irgend  einen  Handel  gleicher 
Art  für  eigene  Rechnung  auf  dem  Schiffe,  wo  sie  dienen,  oder 
auch   auf  anderen  "•)   zu    treiben.   —   Wird   nun   bei   solchen 
Engagements  die  Reise  freiwillig  verzögert,  verlängert,  rück- 
gängig etc.,  so  hat  der  Seemann  nur  dann  auf  Entschädigung 
Anspruch,    wenn  das  ganze  Schiff  in  der  Lage  ist,    von  dem 
Verzögerer  etc.  Entschädigung  zu  erhalten.    Den  Zufall  der  V^er- 
zögerung  etc.  tragen  Alle  gemeinsam.     Im   Falle  eines  Schiff- 
broches  haben  die  auf  Frachtantheil  engagirten  Seeleute  keinen 
Anspruch    auf  Zahlung   ihrer   Gage    aus    den    Trümmern    des 
Schiffes.  -^  Um  die  Seeleute  zu  solchen  Engagements  aufzu- 
muntern, bestimmt  das  Franz.  Recht,  dass,  im  Fall  ein  See- 
mann nach  einmal  angetretener  Reise  stirbt,  sein  ganzer  An- 
theil auf  seine  Erben  übergehen  soll.    Code  de  com.  265.  — 
Uebrigens    werden    im    Falle    eines    Schiffbruches    aber    auch 
hier  den  Seeleuten  die  Tage,   an  welchen  sie  für  Rettung  der 
Schiffstrümmer  und  zur  Bergung  von  Waaren  arbeiteten,  ver- 
gütet "). 

IL  Dagegen  gelten  ganz  andere  und  eigenthümliche  Grund- 
sätze  in  Bezug  auf  den  Lohn»   der  in  einem    monatsweisen 


90.  Der  allgemeine  Grand  im  letzteren  Falle  iat,  daa  nicht  cu  viel 
GHlter  der  Art  auf  den  Markt  kommen,  denn  dann  werdea^die 
Preise  gedrückt  Es  kommt  dies  namentlich  bei  Ausrüstungen  auf 
den  Fischfang  und  bei  der  KQstenfahrt  vor. 

3L  ef.  Pardessus,  n.  690—93. 
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Solde  oder  io  einer  fQr  die  ganze  Reise  fest  bestimmten  Summe 
besteht    Das  ist  die  eigentliche  Volksheuer  (Gage), 

Zuvörderst  kommt  es  natürlich  auf  die  etwanigen  besonderen 
Bestimmungen  des  Gontractes  über  die  Höhe,  die  Redite,  die 
Zahlungstermine,  die  Vorschüsse  etc.  der  Gage  an.  In  Ermange- 
lung aber  von  contracth'chen  Bestimmungen  scheinen  folgende 
Grundsätze  zur  Anwendung  kommen  zu  müssen: 

Die  Gage  beginnt  in  der  Regel  in  dem  Augenblicke  an  zu 
laufen,  wo  das  Schiflsvolk  an  Bord  kommt.  Nach  Hamburgi- 
schem  Rechte  aber  läuft  sie  erst  dann»  wenn  das  Schiff  in  See 
geht,  d.  h.  von  dem  Augenblicke,  da  es  die  rothe  Tonne 
(am  Ausflusse  der  Elbe  in  die  Nordsee)  passirt  und  ebenso  wird 
sie  hernach  nur  bis  zu  dem  Augenblicke  gerechnet,  da  das  Schiff 
auf  der  Rüdireise  wiederum  die  rothe  Tonne  passirt.  Hamb. 
Masterrolle  1786.  Art.  3.**),  die  neueste  v.  1849  schweigt  darüber. 


23i  In  dem  an  Stoff  für  das  Deutsche  und  fremdiandiiche  Seewesen  lo 
überaus  reichhaltigen  Werke  von  G.  W.  Oehlrich:  Deutsch- 
land zur  See,  seine  Schiffahrt  und  sein  Handel.  Nebst  einer 
genauen  Darstellung  des  Seeverkehrs  aUer  übrigen  Länder.  (Ham- 
burg 1849)  ^  finden  sich  detaillirte  Uebersichten  der  Handelt*  und 
Kri^smarinen  alier  Lftuder,  selbst  der  kleineren  deutuhen.  Auch 
der  inneren  Oekonomie  der  Marine  ist  eine  besondere  Rubrik 
(Erster  Abscbn.  n.  II.)  gewidmet  und  daselbst  wird  unter  n.4  auch 
eine  Uebenicbt  der  Schiffsmannschaftslöhne  (Seite  39}  gegeben.  £, 
scheint  zwecknUlssig,  einige  Beispiele  daraus  zu  entnehmen.  L  Auf 
einer  Londoner  Fregatte:  1)  fUr  den  Kapitain  bös^Thlr. 
Preuas.  Cour,  nebst  5  pCt.  Tafelgeld  und  2\4  pCt.  von  der  Fracht 
2)  fttr  den  ersten  Steuermanu  40  TUr.,  3)  den  zweiten  30  Thir. 
4)  den  dritten  aOThlr.,  5)  Steward  SOThlr.,  6)  Zimmermann  33«^ 
Thir.,  7)  Bootsmann  20  Thlr.,  8)  Koch  20  Thlr.,  9)  für  jeden  Matrosen 
13<^Th]r.  —  IL  Auf  einem  Englischen  Schooner:  1)  Steuer- 
mann 20  Thlr.,  2)  jeder  Matrose  \3\i  Thlr.,  und  dazu  als  Bdcösti- 
gung  ausgesetzt  taglich:  2 Pfd.  Rindfleisch  oder  1  «^  Pfd.  Schweine- 
fleisch, 1  Pfd.  Brod  oder  U  Pfd.  Mehl,  H  Pint  Erbsen  oder  1  Pfd. 
Kartoffeln.  —  III.  Auf  einer  Norwegischen  Brigg  aus 
Arendal:  1)  Steuermann  18ThIr„  2)  Bootsmann  12 Thlr.,  3)  Zimmer- 
mann 13;^  Thlr.,  4)  zwei' schwere  Matrosen  k  U\i  Thlr.,  5)  für 
einen  schweren  Matrosen  8 ^^  Thlr.,  6)  für  einen  leichten  Matrosen 
6«^TWr.,   7)  für  den  Koch  6  Thlr ,  8)  für  einen  Jungen  3»4f  Thlr 

T.  KslIenberD,  Seerecht  I.  14 
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Die  Gage  soll  der  Regel  nach  erst  yerdient  sein  mit  dem 
Ende  der  Reise,  also  kann  von  Rechtswegen  der  Seemann  nicht 
eher  Zahlung  fordern.  Doch  pflegt  ihnen  überall  vor  Antritt  der 
Reise  ein  Tbeil  vorausbezahlt  (auf  die  Hand  gegeben)  zu 
werden,  damit  sie  sich  zur  Reise  gehörig  in  den  Stand  setzen 
können,  und  sind  auch  während  der  Reise  Vorschüsse  sehr  ge- 
wöhnlich; doch  bestimmen  manche  Seerechte,  dass  diese  Vor- 
schüsse sich  nicht  über  eine  gewisse  Quote  der  Gage  hinaus 
erstrecken  dürfen,  z.  B.  nach  Holl.  Rechte  (Art.  442)  nicht  mehr 
als  ein  Drittel  *^)  und  in  England  darf  ein  Kapitain  ausserhalb 


—  IV.  Auf  einer  Dänischen  Bark  aus  Njborg  auf  Fttbnen: 
1)  mter  Steuermann  Id'^Thlr.,  2)  iweiter  10«^Thlr.,  3)  Zimmer» 
mann  11  V^hlr.,  4)  Koch  S^Thlr.,  5}  iwei  ichwere  MatroMn  l 
9  Thlr.,  6)  Tier  leichte  n]4  Thir.,  7)  ein  Jungmann  6ThIr.,  8)  ein 
Junge  3V  Thlr.  —  V.  Auf  einem  Lübecker  Schiff:  1)  Kapitain 
24  Thlr.,  2)  enter  Stenermann  19«^Thh.,  3)  zweiter  U\i  Thlr., 
4)  jeder  Matrose  9%  Thaler,  d)  Koch  6^  Thh.,  6)  Jungmatroie 
6^  Thlr.,  7)  Schiffsjunge  4«{  Thlr.  ->-  VI.  Auf  einem  Hamburger 
Schiffe:  1)  Kapitain  30  Thaler,  2)  erster  Steuermann  iS^Tkaler, 
3)  zweiter  14  Thh.,  4)  Zhnmermann  14  Thlr.,  5)  Koch  11«^  Thlr«, 
6)  jeder  schwere  Matrose  %\i  Thaler,  7)  Jungmatrose  7  Thaler, 
8)  Schiffqunge  4^  Thlr.  Der  Kapitain  bekommt  ausserdem  Kap- 
laken 3—5  pCt.  von  der  Fracht 

Der  durchschnittliche  Betrag  der  Monats  heuer  und  der  Ver- 
pflegungskosten  an  folgenden  DeuUdien  Seeplätzen  soll  nach  Oel- 
lichs  1.  c.  40.  so  sein:  I.  Danzig:  1)  Monatsheuer  \^%  2)  Ver- 
pflegung pro  Monat  5  —  6  Thlr.  Preu&s.  Cour.  —  II.  Stettin: 

1)  S%  2)  7*^  Thlr.  ~  m.  Rostock:  1)  10-11  Thlr.,  S»  10  Thlr. 

—  IV.  Lübeck:  1)  13*f  Thlr.,  2)  lOThlr.  -  V.  Kiel:  1)  10  Thlr, 

2)  8-12  Thlr.  —  VI.  Hamburg:  1)  10  Thlr,.  2)  8«^  Thlr. 
Sowobldas  alte  Preuss.  Seerecht  von  1727  (IV  c)  als  das 

Allgemeine  Prenssische  Landrecht  (II.  8.  $  153iB.  1539)  geben 
eine  Skala  für  die  Berechnung  der  Volksheuer,  wenn  darüber  nichts 
im  Contrakte  bestimmt  ist,  nach  der  H0he  der  Oage  des  Kapitami 
an.  Darnach  erhalt  der  Steuermann  und  Zimmermann  je  ein  Zwei- 
drittel, Koch  und  Hochbootsmann  je  die  Hllfte,  ein  Matrose  ein 
Drittel  und  em  Schifijunge  ein  Sechstel  der  Kapitainsgage. 

33.  Nach  den  alten  Seerechten  wurde  die  Oage  nach  £ntl59(i^nBg  der 
Güter  gezahlt,  nach  dem  Consulat  128.  136,  sogar  war  der  Schiffer 
erst  nach  Empfang  der  Fracht  dazu  Terpfiiditet.  Das  Hanseatisdie 
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des  Landes  eindm  Matrosen  nicht  Ober  die  Hftlfte  der  Gage  vor- 
schiessen  oder  auszahlen.    Jacobsen  200. 

Wenn  aber  die  Seeleute  ganz  allgemein  gemielhet  sind  und 
nicht  gerade  fOr  hin  und  zurOek,  oder  wenn  das  Schiff  seine 
Reise  unterwegs  ändert  und  erst  noch  nach  einem  anderen  Hafen 
segelt,  oder  wenn  das  Schiff  am  Bestimmungsorte  vor  der  Rück- 
kehr nach  Hause  erst  noch  eine  [andere  Fahrt  unternimmt,  so 
sind  in  allen  diesen  Fallen  die  Seelente  an  jedem  einzelnen 
Loschplätze,  ihre  verdiente  Gage  zu  Terlangen,  berechtigt  HolL 
Recht  Art  417  •♦). 

Es  sind  nun  hier  noch  mehrere  ausserordentliche  Fälle  be- 
sonders In  Erwägung  zu  ziehen: 

1)  Bei  einem  auf  Selten  der  Rheder  oder  Befrachter  oder 
des  Schiffers  freiwilligen  Abbrechen  (Rückgängigmachen, 
mpture  du  yoyage)  **)  der  Reise  ist  die  projectirte  and  die  be- 
gonnene Reise  zu  unterscheiden.  Beim  Aufgeben  einer  pro- 
jectirten  ist  eine  einfache»  nach  den  Yersdiiedenen  Seerech- 
teo  verscbiedepe  EatscI^Migung  zu  gewähren.    Nach  Preusa. 


Seei««bt  IIL  Artikel  9  bettimml,  daas  die  Heuer  bti  Sehiffcn  anf 
Norwegen  in  zwei,  bei  anderen  in  drei  Malen,  beim  Abgange,  bei 
der  Ankunft  im  Löschplätze  und  bei  der  Rückkehr,  nach  Hauu 
geaahlt  werijen  sollte,  Das  Oleron.  (Art  18)  und  Wisbyscbe  See- 
recht (Art.  31}  sagen»  dass,  welcher  Seemann  noch  nicht  seine  Kiste 
am  Bord  habe,  keine  Vorschüsse  auf  seine  Gage  erhalten  solle. 
Die  Hamb.  Verord.  wegen  der  Mannschaft  v.  1849  Art  13  adoptirt 
daa  Holl.  Recht. 

54.  Das  ist  aneh  Eagliaebe  Prttis,  obgleich  man  in  England  sehr  htafig 
in  dem  Heuercontracte  bedingt,  dass  die  Gage  erst  bei  der  Rück- 
kehr im  Ausgangshafen  gefordert  werden  lolle,  so  dass  alle  da- 
zwischen liegenden  Reisen  fQr  eine  angesehen  würden.  Die  Nord- 
amerikanische  Congressacte  v.  20.  Juli  1790  eh.  29.  sec.  6  bestimmt 
aber,  dass  ein  Drittel  der  Seemannsgage  fllllig  sei  und  gefordert 
werden  könne  in  jedem  Hafen,  wo  das  Schiff  löscht  und  abliefert 
seine  Ladung  (unlades  and  delivers  her  cargo),  es  sei  denn,  dass 
das  Gegentheil  express  stipulirt  sei.    cf.  Kent  1.  c.  S.  196. 

39i  Alt  ein  freiwilliges  Abbredben  der  Reise  muas  in  Bezug  auf  die 
EntsdAdigungspflieht  jedenfalls  auch  das  v ers chnldete  Abbrechen 
angesehen  werden,  wohin  auch  der  Fall  gehört,  wenn  sieh  nach- 
tiftgüch  das  Sohiff  als  seeuntüchtig  zeigt,  obgleich  man  in  England 
anderer  Meinung  gewesen  ist    Pohls  271  und  Halt,  igratem  I.  449 

14* 
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Rechte  $  1567. 68.  ist  es  zweimonatlicher  Sold  oder  resp.  die  Ballte 
des  Pauschquantums  oder  resp.  eine  von  SächversÜndigea  zu 
schatzende  Prämie  für  den  entgangenen  Antheil  an  Fracht  oder 
Gewinn;  nach  Ho  11.  Rechte  Art.  411  haben  die  Seeleute  die 
Wahl,  das  Empfangene  als  Entschädigung  zu  behalten  oder  unter 
Abzug  des  Empfangenen  einen  Monatssold  oder  resp.  ein  Viertel 
der  bedungenen  Pauschsurome  zu  verlangen;  nach  Franz.  Recht 
Art.  25.  2.  werden  sie  für  die  Arbeitstage  entschädigt  und  be* 
halten  das  auf  die  Hand  gegebene  (oder  wenn  sie  noch  nichts 
empfangen,  erhalten  sie  einen  Monatssold);  dabei  {st  es  gleich- 
gikltig,  ob  sie  sich  sogleich  wieder  vermiettieu  können  oder 
nicht.  Andere  Seerechte  enthalten  ähnliche  Bestiiaaiuiigen.  Das 
Span.  Recht  Art  707  stimmt  ziemlich  mit  dem  Französischen 
Qberein. 

War  aber  die  Reise  bereits  begonnen  **)>  ^  '^  ^^  ^^^ 
Schädigungspflicht  stärker;  nach  Preuss.  Recht  besteht  sie  ausser 
der  freien  Rückreise  der  Seeleute  in  der  tollen  Gage  bei  Ver- 
dang auf  die  Reise  oder  resp.  in  2--3  monatlichem  Solde;  nach 
Holl.  Recht  erhalten  die  Seeleute  ausser  dem  schon  yerdtenten 
Lohne  das  Doppelte  dessen,  was  sie  bei  dem  Abbruche  der 
projectirten  Reise  empfangen  und  zudem  freies  Reisegeld,  doch 
soll  Alles  zusammen  nicht  mehr  als  das  Salair  f&r  die  ganze 
Reise  betragen;  das  Franz.  Recht  gibt  freies  Reisegeld  sowie 
den  ganzen  Sold,  doch  bei  monatsweiser  Vermiethung  nur  den 
bereits  verdienten  Lohn  und  die  Hälfte  dessen,  was  sie  wahr- 
scheinlich noch  verdient  hätten ;  gleichgültig  ist  es  auch  hier,  ob 
eich  die  Seeleute  sogleich  wieder  vermiethen  können  *^). 


36.  Eine  Reise  hat  begonnen,  wenn  das  Schiff  in  der  Absicht  der  Reise 
den  Hafen  verlassen  hat  und  scheint  dazu  eine  Abwesenheit  von 
wenigstens  24  Stunden  ausserdem  nicht  noch  nothwendig,  wie  Valin 
(HL  4.  ad  Art.  3  et  10)  und  Boulay-Paty  II.  198  glauben.  Pohls 
S.  271  ist  unserer  Ansicht. 

37.  Bei  Engagements  auf  Gewmn  oder  Fracht  findet  nach  HoUlnd. 
Recht  Art.  416  ttberhaupt  eine  billige  Entachftdigung  statt  —  Das 
Engl.  Recht  scheint  den  Seemann  schlechthin  bei  jeglichem  frei- 
willigen Aufgeben  der  Reise  von  Seiten  der  Rhederei  ivr  Forde- 
rung des  vollen  Soldes  tu  berechtigen.    Pohls  309. 
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2)  Diifreiwilliges  Abbrechen  der  Reise. 
«.  Ereignete  sich  der  Zufall  einzig  in  der  Person  des  Rheders 
oder  Schiffers  oder  Abladers,  so  gelten  wohl  im  Allgemeinen 
die  Grundsätze  9   welche  sub  1  vorgetragen  sind.    cf.  Pohls 
S.  271  mid  L.  19.  $9  und  L.  38.  D.  locati  (19.  2). 

b.  Traf  der  Zufeil  die  Person  des  Seemannes,  so  erhttit  er 
keinen  Lohn;  doch  siehe  wegen  des  Falles  der  Krankheit, 
der  Getangenschaft  und  des  Todes  bereits  S  78  n.  4^6. 

c.  Wenn  die  Reise  durch  höhere  Hand  verhindert  wird  und 
somit  der  Zufall  Alle  zugleich  trUTI,  also  in  den  Fällen  eines 
Handelsverbotes**),  eines  Embargo,  einer  RIockade,  eines 
Schißbruches,  so  können  in  allen  diesen  Fallen  die  Seeleute 
in  der  Regel  nur  den  bis  zur  Zeit  des  Ereignisses  verdien- 
ten Lohn  verlangen,  der  im  Zweifel  von  Sachverständigen 
abzuschätzen  ist  Dabei  wird  natürlich  das  auf  die  Hand 
Empfangene  abgezogen,  doch  ist  der  Seemann  nie  zu  Resti- 
iutionen  verbunden,  wenn  etwa  seine  Entschädigung  nicht 
sich  bis  zur  Höhe  seiner  Vorschüsse  belaufen  sollte.  Franz. 
Recht  Art.  252-58;  Holland.  Art  413.  414;  Span.  711-713. 
Endlich  können,  bei  einem  gänzlichen  Untergänge  des  Schiffes 
durch  Schiffbruch,  die  Seeleute  gar  kdne  Heuer  fordern. 
Indessen  brauchen  sie  die  Vorschüsse  nicht  zu  restituiren. 
Holland.  Recht  418.  Dagegen  können  die  Seeleute  aus  den 
Trümmern  Refriedigung  verlangen,  nach  Abzug  des  Rerge- 
lohnes;  übrigens  werden  die  Seeleute  subsidiarisch  aus 
der  Fracht  bezahlt  (Holland.  Recht  1.  c.  Franz.  271;  Span. 
Art.  716). 

d.  Dasselbe  wie  vom  Schiffbruch  gilt  auch,  wenn  das  Schiff 
durch  Feuer,  welches  durch  einen  Rlitz  oder  durch  Anlegen 
oder  dnrch  Unvorsichtigkeit  oder  durch  gäbrend^  Guter  etc* 
entsteht,  zu  Grunde  geht. 

e.  Wird  das  Schiff  vom  Feinde  conBacirt,  so  gilt  dies  als  ein 
Zufall  und  sind  die  Grundsätze  vom  Schiffbruche  gegenüber 
dem  Rheder  und  Ablader  wie  Schiffer  anzuwenden,  denn 
das  Schiff  ist   für  diese  wie   im  Schiffbruche   zu  Grunde 


36.  Im  FiUe  eines  Handelsverbotes  ereignet  sich  der  ZuftU  nicht  etwa 
in  der  Person  des  Abladen,  denn  es  trifft  dasselbe  nicht  bloss  seine 
Person,  sondern  alle  dahin  Handebiden. 
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gegangen.  Es  würde  ailerdings  recbiliche  Pflichl  des  coa- 
fiscirenden  Staats  sein»  die  Seeleute  ftkc  dte  Zeit  ihrer  Dienste 
vdUig  zu  entschädigen;  doch  betrachtet  man  dies  bis  jetzt 
nur  als  eine  Gnadensache. 

Wenn  das  Schiff  genommen  und  wieder  genommen 
(prise,  reprise)  wurde,  so  darf  der  Seemann»  der  fortwährend 
auf  dem  Schiffe  blieb,  gewiss  seine  ToUe  Gage  ibrdern>  ver- 
liert sie  aber  seit  dem  Tage,  wo  er  rom  Schiffe  entfernt 
worden  ist,  obgleich  das  Engl.  Recht  in  einer  Entscheidung 
Sir  Scotts  ihm  in  letzterem  Falle  allen  Sold  ab- 
spricht« 

f.  Das  Span.  Handelsgesetabuch  1.  c.  *')  zahlt  erstlich  alle  c— e 
genannten  Falle  des  Zufalls  auf,  indem  ea  sie  als  gerechte 
Ursachen  zur  Einstellung  der  Reise  bezeichnet,  und 
nennt  ausserdem  noch:  den  Fall  der  .Kriegserklärung  mit 
dem  Lande  des  BestJoimungBortes»  ferner  den  Fall  des  Aus- 
bruchs der  Pest  an  dem  Bestimmungsorte.  Dies  Dechtfertigt 
sidi  nach  der  Analogie  der  anderen  F&ile  von  selbst  und 
sind  auch  wohl  gemeinrechtlich  dieselben  GrundsSätze  mzu- 
wenden. 

g.  Wird  ein  Seemann  in  des  Königs  Diensten  ge|>re8St,  so  er- 
hält er  seine  Gage  bis  zum  Tage  d^  Pressung;  so  in  Eng- 
land. 

3)  Wird  die  Reise  nach  der  freiwilligen  Bestimmung  des 
Rheders  oder  Schiffers  abgekürzt,  so  darf  dem  Schiffsvolke 
kein  Abzug  an  der  Heuer  gemacht  werden.  Span.  Recht  714, 
Preuss.  %  1580.  Auf  der  andern  Seite  müssen  die  Seeleute  in  der 
Regel  auf  dem  Schiffe  bleiben  und  weiter  reisen,  wenn  sich  nicht 
ein  Anderes  aus  der  Natur  oder  aus  den  besonderen  Bestimmungen 
ihres  Heuercontractes  ergibt    Operon  Seerecht  Art.  19. 

4)  Wird  die  Reise  ohne  Schuld  des  Schiffers  oder  Rheders 
aufgeschoben,  so  kann  das  monatsweise  gemiethete  Volk  nur 
die  Hälfte  der  Gage  fordern.  Die  auf  eine  Pauschsumme  fahren- 
den Seeleute  sind  aber  billig  zu  entschädigen.    Preuss.  R.  1571. 


39.  Uebrigens  lAist  das  Span.  Recht  doch  noch  einige  Modificationen 
in  den  rersehiedenen  genannten  Fallen  eintreten,  die  wir  aber  hier 
übergehen  mQ«en.  Den  FaU  der  Feuenbmnst  erwähnt  daa  Span. 
Recht  nicht.    Siehe  auch  Art.  719. 
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Das  Holl.  Recht  Art.  416  beslimml  ganz,  aligemein,  6b$b,  wenn 
das  Abbrechen  y  Aufschieben  oder  Verlängern  dpr  Reise  durcih 
Zuthun  des  Schiffers  oder  Rheders  geschieht,  das  Schilfsvoik 
eine  Terhaltnissm&ssige  Entschädigung  zu  fordern  habe  und  dies 
ist  ebenso  billig  als  überall  anwendbar,  wo  besondere  Bestimm 
mungen  in  den  einzelnen  Staaten  fehlen.  Bas  Preuss.  Recht 
S  1572  bestimmt:  bei  einer  Verzögerung  durch  die  Schuld  des 
Rheders  oder  Schiffers  darf  der  Monatssold  nicht  gekCkrzt  wer- 
den und  ist  jedenfalls  der  auf  eine  Pauschsumme  engagirte 
$eemann  zu  entschädigen. 

5)  Wird  die  Reise  darch  das  Verschulden  des  Schiffers 
oder  Rheders  Terlängerl,  so  Isafen  die  Monatsgagen  fort  und 
könne»  die  auf  eine  Pauschsomroe  gemiettieten  Seeleute  eine 
EntsdiMigung  fordern.  HoUtad.  Recht  41^«*).  Preuss.  Recht 
1581— -87.  Wurde  die  VertIngeniDg  durch  höhere  Macht  gebe** 
tea^  wohin  namentlich  aoch  der  Fall  gehört,  wo  das  Schiff  wegen 
Hayarie  oder  um  gefthriiche  Kranke  abzusetzen  in  einen  Nctii-* 
hafsn  einlaufen  muss*  so  findet  keine  Vertoderung  in  Bezug  auf 
die  Gage  statt.  Code  de  com.  fr.  255.  57.  Doch  wird  man  den 
Kapitain  für  berechtigt  und  fQr  verpflichtet  halten  dQrfen,  in 
den  Fillen,  wo  die  Veritngerung  der  Reise  durch  höhere  Ge- 
wall geschieht  and  namentlich  das  Schiff  in  einem  Mothhafen 
zur  Ausbesserung  oder  ans  Furcht  vor  dem  Feinde  etc.  liegen 
bleiben  moss,  besonders '  wenn  das  Liegenbleibenmüssen  auf 
lange  oder  unbestimmte  Zeit  hinaus  sich  auszudehnen  scheint, 
die  Hannschaft  theilweis  zu  entlassen  oder,  da  ja  beim  Still- 
liegen^O  wenig  Arbeiten  vorkommen,  auf  halben  Sold  zu  setzen, 
obgleich  zu  einer  solchen  Herabsetzung  die  Seeleute  nicht  ge- 
zwungen werden  können,  indem  m.an  ihnen  gegenüber  einer  solchen 
Zumuthung  nicht  das  Recht  wird  absprechen  können^  das  Schiff 
au  verlassen« 


40.  Das  Holl.  Recht  1,  c.  untenebeldet  (kbngenir  zwischen  Verschulden 
und  Zufall  in  Bezug  auf  die  Verlängerung  nicht,  sondern  ISsst 
Qberall  den  Seeleuten  eine  billige  Entschädigung  zukommen. 

41.  Dis  Lü bische  Recht  (nach  n.  9  der  Musterrolle  1824)  bestimmt 
ganz  allgemein,  dass  das  Schifisyolk  für  die  Zeit,  die  ein  Schifi 
ausser  Landes  1  &  n  g  e  r  als  vier  Wochen  vergeblich  auf  Ladung 
wartet,  nur  halbe  Oage  erhalt. 
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Das  Franz.  Recht  bestimmt,  dass,  wenn  ein  Liegenbleiben 
in  einem  Hafen  wegen  höherer  Gewalt  eintritt,  dies  nichts  an 
dem  Heuercontract  für  die  Reise  andere;  dagegen  soll  der 
monatsweise  Gemiethete  bloss  die  Hälfte  seiner  Gage  w&hrend 
dieser  Unterbrechung  der  Reise  ziehen  (Code  de  comm.  254; 
Ord.  vom  3.  März  1791),  jedoch  bezieht  Pardessns  dies  nur  auf 
den  Fall,  wo  die  Matrosen  im  Hafen  unthatig  sein  müssen. 

6)  Der  Sold  ist  den  Seeleuten  nach  Beendigung  der  Reise, 
nach  Löschung  der  Waaren,  Wasserfestmachung  und  Abtakelung 
des  Schiffes  und  endlich  nach  geschehener  Verklarung  sofort 
auszuzahlen-  und  die  Mannschaft  nach  den  Conttacten  ihres 
Dienstes  sofort  zu  entlassen  «*).  Das  Holl.  Recht  Art  447  be- 
stimmt 24  Stunden  Zeit  und  rerpflichtek  den  Schilfer  oder  Rhe- 
der,  der  die  Zahlung  ohne  gesetiltehe  GrQnde  verzögert,  za 
Entschädigungen  an  die  Seeleute^*),  Wegen  Engknd  siehe  Not6  45L 

7)  Nach  dem  praktischen  RecMe  ist  es  den  Seeleuten  aus- 
drOeklich  verboten,  ihre  Gage  und  consequent  auch  nicht  ihren 
Antheil  an  Gewinn  oder  Fracht  zu  versiehern.    Es  ist  dies  eine 


42.  So  ist  auch  das  Englische  Recht,  welches  aber  noch  bestimmt,  dass 
im  Falle  die  Mnnsehaft  beim  Lösehen .  nicbft  arbeitet^  die  Oage 
erst  in  20  Tagen  gelordert  werden  kann  natii  desRAekkebr  in  den 
Hafen;  auch  hat  die  Mannüchaft  wegen  der  Gi^  daa  Privilegium 
eines  schleunigen  Prozesses.  £s  yeisühren  aber  in  England  die 
Privilegien  der  Seeleute  erst  in  6  Jahren,  die  aber  für  Abwesende, 
Geisteskranke,  Minderjährige  und  Gefangene  erst  yom  Tage  der 
Rückkehr  etc.  läuft;  ja  wenn  der  Heuercontract  als  deed  (d.  i.  ein 
besonderes  feierliches  Instrument)  geschlossen  war,  findet  eine 
20jährige  Verjährung  statt.    Abbott  451.  Stat.  93.  Georg  HI.  115. 

43.  Nach  dem  Holl.  Handelsgesetzb.  Art.  448.  49.  sind  dem  Offleier  tig- 
lieh  3  Gulden,  jedem  anderen  Schiffsmanne  1  Gulden  50  Centimes 
pro  Tag  zu  zahlen  und  zwar  müssen  der  schuldige  Buchhalter  und 
Schiffer  das  aus  ihrer  eigenen  Tasche  entrichten,  dürfen  es  nicht 
der  Rhederei  ai^fbürden.  Vortrefflich  uiid  äusserst  billig  bu  Gunsten 
der  Seeleute  sind  in  dieser  Beziehung  auch  schon  die  Bestimmungen 
des  Conaulats  cap.  136.  wo,  wie  und  in  welchem  Gelde  die  Schifi- 
leute gezahlt  werden  sollen.  Das  Lübische  Recht  (nach  n.  50  der 
Musterrolle  1824)  berechtigt  die  Mannschaft  zur  Gageforderung  erst 
nach  der  Rückkehr  und  völligen  Reinigung  des  Schiffes  und  ver- 
bietet ihr  ausser  Landes  von  dem  Schiffer  Gage  zu  fordern.  Ebenso 
Bamb.  Verordnung  vom  27.  Dec.  1849,  Art.  13. 
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lüflBenl  wetoe  und  in  der  Neftur  der  SehMTahrt  und  ded  See« 
kaodete  onmiltelbar  begründete  Anordnung.  Die  Seeleute  nittoen 
das  gröBSte  Inleresae  an  Scliiff  und  Ladung  haben  und  dies 
wird  nur  dann  der  Fall  sein ,  wenn  Schiff  und  Gut  die  einzigen 
Qoellen  und  Siehemngsmittel  der  Gage  sind.  Die  Möglichkeit  der 
Versicherung  wQrde  ihnen  alles  Interesse  an  Schiff  und  Ladung 
gleichgQllig  machen  und  sie  namentlich  nicht  zur  anstrengenden 
und  aufopfernden  Thltigkeit,  ohne  welche  Schiff  und  Ladung 
g^enOber  den  Gefahren  der  See  niemals  ftlr  sicher  geachtet 
werden  können,  Termögen  *%  Das  ist  die  Praxis  In  England» 
Frankreich  (Code  de  c  S47),  in  Schweden  (Seerecht  VI.  cap.  5), 
Holland  (Handelsgesetzbuch  Art  690),  Preussen  (Allgem.  Land^ 
recht  n.  8.  §  10S7). 

8)  Von  den  PriTilegien  der  Seeleute  wegen  ihrer  Gage  siehe 
ganz  besonders  $  48  sowie  auch  %  80. 


S  80.    Verhaftong  von  SsbüT  and  Fracht  für  die  Gage. 

Ans  der  Natur  des  ganzen  Seehandelsrerkehres,  sowie  aus 
der  Beziehung  der  Seeleute  tum  Schiff  und  dessen  nutdiarer 
Anwendung,  also  im  Resultate  zur  Fracht ,  erkiftrt  sich  sehr 
■atlkriich  der  Grundsatz  des  beutigen  praktischen  Seerechts,  dass 
Schiff  und  Fracht  fOr  die  Gage  der  Seeleute  verhaftet  seien. 
Nur  IQ  England,  sowie  in  den  Tereinigten  Staaten  von  Nord-* 
amerik«  ist  dieser  Grundsatz  nicht  völlig  zur  Gonsequenz  aus* 
gebildet,  indem  man  hier  wesentlich  die  Gage  vom  wirklichen 
Frachtyerdienst  abhängig  macht,  also  keine  Heuer  zahlt,  wenn 
das  Schiff  durdi  höhere  Gewalt  Fracht  zu  machen  verhindert 
wurde**).    Dagegen  sagt  schon  das  Consolato  del  mare  cap. 35: 


44.  VoTtreinich  darüber  schon  Valin  ad  Art  8.  liv.  III.  tit.  4.;  auch 
Pardeiaiu  n.  766. 

45.  Kent  1.  c.  1S7  tagt:  The  freight  is  the  mother  of  wagea,  and  if  no 
freight  be  earned,  no  wagei  are  due.  Doch  haftet  anderweitig  in 
England  daa  Schiff  den  Seeleuten  ftlr  ihre  Gage  und  geht  letzterei 
allen  Bodmereiforderungen  vor;  doch  hat  merkwürdiger  Wei^t  der 
Kapitain  selbst  kein  dingliches  Recht  am  Schiffe  wegen 
•emer  Gage,  kann  desshalb  auch  das  Schiff  im  AdmiralitStsgeriehte 
nicht  ancstiren  lassen,  sondern  kann  sich  bloss  mit  ehier  einfachen 
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,»D«p  Schiffer  ist  den  SehMbleHt^a  verfufli^tf^^  ihoea  aus  der 
„bracht,  die  ihm  i)ezahlt  wird»  die  Gage  zu  zahlen,  und  wenn 
„di(3  Fracht  nicht  zureicht,  soll  er  Geld  aufnehmen,  und  wean 
4,er  Niemand  ,  findet,  de?  ihm  Geld  leiben  ^ill,  ao  soll  das 
,,Schin  verkauft  und  die  Malrosen  vor  a|len  Anderen,  sie 
„mögea  G^ld  vorgeschossen  ha|>Qn  oder  wer.  ai^  sonst  sind,  he- 
„z^t  werden.  Denn  ein  Seemajvi  muss  seinß  Bezahlung  haben, 
,»und  wenn  auch^aur  ejn  Nagel  übrig. wäre,  aus  dem  er 
„bez^ahlt  werden  könnte,  £s  wäre  denn»  dass  das  Schiff  auf  der 
liangetretenen  Reise  untergegangen  wäre/'  —  Es  gilt  dies  von 
der  Gage  der  Offieiere  wie  der;  Mannschaft,  Selbst  aus  den 
Trümmern  des  Schiffes^*)  aind,  sie  n/och  zu  befriedigen  ood 
selbst  die  Fracht  für  gerettete  Güter  haftet  ihnen;  doch  wird 
iipmer  v9fauszMseUen.  sein,  d^ss  sie,  w^nn  sje  kosten,,  treulich 
und  fleissig  beim  Bergen  gehoben  haben  und  ^tebt  auf  Ver- 
weigerung der  Hülfe  zum  Bergen  auch  wohl  Verlust  der  Gage, 
und  accrescirt  ihr  Antheil  den  Anderen.  Auch  ist  die  Gage 
nach  allen  Seereohten  gegenüber^  allen  anderen  Forderungen 
sehr  privilegirt,  worüber  die  näheren  Bestimmungen  in  den  ein- 
zelnen Landera  bertHa  S^  angegehea  sind.  Doah  stehen  diese 
Privilegien  in  Bezi^  auf  ii&  Heuer  nur  denen-  zu,,  weiche  für 
w^irkliche  Gage,  d.  h.  für  eine  bestimoite  Summe  auf  den 
Monat,  die  Meile,  oder  die  ganze.  Reise.. fabreny  nieht  deeeo, 
deren  Heuer  in  einem  Fracht-  <oder  Gievion-Adtheile  besteh^ 
denn  diese  letzteren  theilen .  mit  Reoht  unbedingt  das  Schicksal 
des  Schiffes,  wegen  der  Natur  äires  Gontractes  als  eines  gewag- 
ten Oder  besser  GUbcksgesebaftes  und  wegen  ihres  Societataver- 
lialtnisses- zu  den  Rhedern.   . 

üebrigens  ist  dem  Untergang  des  Schiffes  in  Bezug  auf  den 
Anspruch  "der  Seeleute  auf  Gage  der  völlige  ^Verlust  an  See- 
rtkuber  oder  Feinde  gleich  zu  stellen.  Wird  das  Sohifi  aber 
nachtr9|glich  freigesprochen  oder  wenigstens  die  Ladung  und 


pertSttlichen  Klage  an  seine  Rheder  halten.  So  in  Sachen  Smith 
^c.  Plummer  entschieden.  Siehe  das  Ende  diieses  S  ^*  Aber  auch 
die  eigentlichen  marinere  können  nur  nach  geschehener  Entladung 
am  Löschplatze  oder  wenn  sie  bei  der  Löschung  nicht  arbeiteten, 
ent  in  20  Tagen  ihre  Gage  fordern.  Stat.  37.  Georg  III.  c.  73. 
46.  NsmentUch  auch  nach  Engl  Rechte«  Abbott  (6)  S.  565-67. 
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wird  f&r  diese  JPruoht  g^aahll,  so  emplkpgt  das  Schilbvolk 
seiiie  Goge. 

Wa9  das  SchUbvoik  einmal  auf  die  Hand  erhalien  bat, 
brsucbt  es  in  keioieiii  Falle  wieder  berausaugebea»  wenn  es  auch 
mehr- beträgt»  als  mt  Zeil  des  UebergaDges  oder  Verlustes 
des  Sehiffes  oder  des  Aufgebens  der  Reise  etc.  bereits  verdient 
oder  ftbethaupt*  von  Rechtswegen  zu  beanspruchen  war.  Pohls 
S.  278  bestreitet  diese  letzte  Steigerung^  indessen  wohl  mit 
Dnrecbty  wenn  man  bHlige  Rücksicht  darauf  nimmt,  dass  die 
Seeleute  das  Empfangene  in  der  Regel  bereits  im  guten  Glaiuben 
(bona  fide)  ausgegeben  haben,  und  sie  in  der  Regel  kein  ander« 
wettsges  Vermögen  haben,  als  das  was  sie  zat  See  verdienen. 

Bbufig  ist  die  Frage  aufgeworfen«'):  Wenn  ein  Schiff  im 
BesUmmungshafen  ankommt  und  Fracht  einnimmt^  aber  auf  der 
ROdreJse  verimgMskt,  haben  dann  die  Seelente  nicht  wenigstens 
die  Gage  fdr  die  Ausreise  zu  fordernd  Dies  wird  consequent 
ohne  alle  Beschränkung  nur  dann  zu  bejahen  sein,  wenn  über«*- 
baupt  am  Bestimnmngsorte  schon  Fracht  zahlbar,  obgleich  nocbnicht 
aaigezahlt  w«r,  also  weilo  die  Seeleute  bereits  am  Bestimroungs*- 
orte  (vor  der  Rückkehr  nach  Hause)  ein  Recht  hatten,  die  Gage 
tu  fordern  (siehe  $  79  sub  n.  ü.  initio);  denn  dann  wkd  es. so 
angesehen  werden  müssen,  als  ob  sie  dem  Rheder  (Schiffer) 
ihre  Gage  für  die  Hinreise  seit'  der  Zeit  von  der  Ankunft  im 
Bestimmangshafen  stillschweigend  nicht  wegen  ihres  VerhSlt* 
nisses  zu  ihm  als  Seeleute,  sondern  als  einfache  Dartehns» 
Gl&ubiger  gelieben  hätten  und  können  sie  dann  mithin  denselben 
peraOnlieh  mit  seinem .  übrigen  Vermögen  zu  voUer  Auszahlung 
haften  lassen;  doch  wird  heutiges  Ti^es  eine  solche  Forde* 
nug  der  Seeleute  nicht  m  den  privilegirten  geboren^*).  '^  In 
allen  Fsllea  aber,  wo  der  Seemann  an  jenem  Bestimmungserte 
noch  iiicht  seine  Gage  von  Rechtswegen  fordern  durfte,  steht 


47.  Pshit  S.  21%k  79,  der  lAA  niebt  bestimmt  genug  aasdrildct«  Frana. 
Antonn  beantworten  die  Frage  zum  Theii  merkwürdig.  Valin,  ad 
Artikel  8.  (IIL  4,);  Bmerigon  1.  e.  II.  chap.  17.  lei^t  II,  S  2- 
Del ap orte  sur  Tart  258  du  code  de  com. 

48.  Auf  diesen  Fall  paait  aUein  das  Consulat  eap.  135  (Absatz  2),  wei- 
chet aber  selbst  eine  solche  Fpirderung  der  Seeleute  sehr  pri?Uegirt 
wissen  zu  wollen  scheint. 


j   I 
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die  Gage  für  die  Hin*-  und  die  fOr  die  RQckreise  in  so  inniger 
Verbindung,  dass  bei  dem  gänzlichen  Verluste  des  Schiffes  «oeh 
erst  auf  der  RQckreise  die  ganze  Gage  fftr  den  Seemann 
als  verloren  angesehen  werden  mnss.  Doch  Terstehf  es  sich 
einmal  überall  von  selbst,  dass  soweit  Fracht  verdient  ist» 
insoweit  die  Seeleute  in  allen  Fttllen  aus  derselben  eine 
Bezahlung  ihrer  wirklichen  verdienten  Gage  fordern  dürfen, 
freilich  nur  bis  zum  Belaufe  der  von  dem  Rheder  wirklich 
verdienten  Frachtsumme.  Sodann  aber  auf  der  anderen  Seite 
würde  man  selbst  in  dem  obett  gestatteten  Falle  von  einer 
altgemeinen  persönlichen  Verhaftung  der  Rhederei  eine  Aus- 
nahme machen,  wenn  die  am  Bestimmungsorte  bereits  Ter- 
diente  Fracht  zu  Ausbesserungen  des  Schiffes  wegen  bereits 
auf  der  Hinreise  erlittener  Beschädigungen  ganz  oder  theilweise 
aufgewandt  wäre,  indem  dann  eine  Minderung»  resp.  ein  Ver- 
lust der  Gage  bereits  am  Bestimmungsorte  von  Rechtswegen 
eingetreten  wttre*»). 

Doch  haftet  den  Seeleuten  immer  nur  die  Fracht  von  der 
eben  absolvirten  Reise.  Das  Schiff  ist  ihnen  dagegen  unbe- 
dingt verhaftet,  obgleich  nach  den  neueren  Seerechtea  die 
Privilegien  ihrer  Gageforderung  durch  eine  weitere  Reise  des 
Schiffes  beeintrttchtigt*  zu  werden  pflegt  ($48),  indem  dann 
namentlich  den  Seeleuten  der  letzten  Reise^  sowie  gewiss  auch 
den  anderen  Privilegirten  wegen  der  letzten  Reise  ein  Vorzug 
einzuräumen  ist  (%  48). 

Ein  persönlicher  Anspruch  gegen  die  Rheder  bleibt  den 
Seeleuten  wegen  ihrer  Gageforderungen  aus  früheren  Reisen 
im  ftussersten  Falle,  wenn  das  Schiff  wegen  Ceberladung  mit 
anderen  besseren  Forderungen  nicht  haften  kann,  während  der 
gewöhnlichen  Verjährungszeit  gewiss.  Es  wäre  hast,  die  ein- 
mal verdiente  und  nach  glücklicher  Ankunft  von  Schiff  und 
Ladung  von  Rechtswegen  fällige  Gage  bloss  noch  durch  das 
Schiff  und  die  Fracht  (der  damaligen  Reise)  binden  und  in 
solchen  FäUen  den  Rhed^  den  in  der  Regel  mittellosen  See- 
leuten nicht  persönlich  mit  seinem  übrigen  Vermögen  fbr 
verpflichtet  halten   zu  wollen;    eine.  Gage   solcher  Art  existirt 


49.  Aehnlich  Pohls,  S.  279.    Vergleiche  auch  bcaonden  Ken^  L  c 
S.  190.  91. 
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nicbl  hlosB  als  eine  Forderang  nach  Seerecht ,  sondern  weil 
ne  eben  zur  rechten  Zeit  von  dem  Rheder  nicht  gezahlt  ist* 
nun  zugleich  als  eine  reine  Givilforderung  propter  non  rite 
factam  solutionem. 

Nach  Englischem  und  Nordamerikanischem  Scerechte  hat 
der  Kapital n  wegen  seiner  Gage  ebensowenig  wie  wegen 
seiner  eigenen  Auslagen  an  Geld  für  Proviant,  Schiffsaus- 
besserung etc.  ein  dingliches  Recht  am  Schiffe,  sondern  nur 
einen  persönlichen  Anspruch  an  die  Rhederei;  because,  wie 
W.  Scott  sagt,  he  stood  on  the  security  of  bis  personal  con- 
trad  with  bis  owner,  not  relating  to  the  bottom  of  the  sbip. 
cf.  Kent,  1.  c  lectur.  46.  S.  165. 


S  81.    Ebiige  betondere  Privilegien  des  Sehifffvolket. 

1)  Das  S  48  erwähnte  Privilegium,  wornaeh  OfBoiere  und 
Mannschaften  segelfertiger  Schiffe  w«gen  GMlansprOehen 
in  der  Regel  nicht  arretirt  werden  dQrfen.  Siehe  $48  das 
NUiere«  Es  rechtfertigt  sich  diese  Zurücksetzung  der  For- 
derungen einzelner  Privatpersonen  durch  die  hohe  Reden- 
iung  der  Schiffahrt  für  das  ganze  L^ben  des  Volkes. und 
speziell  dadurch»  dass  ein  segelfertiges  Schiff  durch  das 
Entziehen  seiner  Mannschaften  nicht  gezwungen  werden 
darf,  zum  Nachtheile  der  Rheder  länger  im  Hafen  liegen 
zu  bleiben.  Die  allgemeine  Sicherheit  des  Staats  steht  aber 
Ober  dem  materiellen  Interesse  der  Schiffahrt;  demnach 
ist  denn  auch  in  keinem  Lande  von  einer  Befreiung  von 
Verhaftung  wegen  Verbrechen  die  Rede. 

2)  Auch  die  Volksheuer  kann  nach  mandien  Seerechten  nicht 
mit  Arrest  belegt  werden:  was  denn  am  Ende  nichts  als 
das  gemeine  Privileg  des  Liedlohnes  ist. 

3)  Bisweilen  hat  das  Schiffsvolk  Freiheit  vom  Zoll  für  ihre 
Güter,  indessen  wohl  nur  für  ihre  Führung  (im  jetzigen 
Sinne  des  Wortes). 

4)  Das  Romische  Recht  privilegirt  die  Matrosen  der  Kriegs- 
flotte mit  der  Freiheit  militairisch  zu  testiren.  Man  solfte 
dies  unbedingt  auf  alle  Seeleute  auf  der  Reise  erstrecken, 
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so  lange  sie  nicht  in  irgend  einem  Haren  Gelegenheit  haben, 
ein  förmliches  Testament  zu  machen.  Wegen  der  neueren 
Seerechte  siehe  bereits  %  67. 


S  82.    Verbitchen  der  Seeleute» 

Wenn  von  Seeleuten  gemeine  Verbrechen  begangen  wer- 
den, 80  hat  dies  nichts  Eigerithümliches  in  seinen  rechtlichen 
Folgen.  Doch  werden  wenigstens  einige  Verbrechen,  wenn  sie 
auf  dem  Schiffe  von  Seeleuten  begangen  werden,  härter  bestralf, 
z«  B.  SchiOsdiebstabi,  Tödtung  und  Mord  an  einem  Kameraden; 
der  Seeraub  erscheint  als  eine  eigentbümliche  Art  des  Strassen- 
raubes  und  wird  in  der  Regel  hjkrter  bestraft. 

Als  besondere  Verbrechen  der  Seeleute,  sog.  Seever- 
brechen  werden  naeh  der  Natur  der  Sacbei  sowie  aach  p^itiven 
Bestimmungea  der  einzelnen  Laadesgesetze  meiat  folgea4e  ge- 
nannt »•). 

1)  Desertion;  2)  thätliehe  Beleidigungen  der  Ma- 
trosen, ja  in  den  älteren  schon  das  blosse  Lügen  heissen; 
3)  Weigerung  zu  bergen;  4)  Widersetzlichkeit  gegen 
den  Schiffer;  5)  Rebellion  des  Schiffsyolkes  gegen  den 
Schiffer  (Meuterei);  6)  Wegsetzung  des  Schiffes, 
d.  h.  eine  Handlung  des  Schiffers  oder  Schiffsvofkes,  wodurch 
das  Schiff  ganz  oder  theiiweis  zerstört  wird;  7)  wenn  der  Schiffer 
mit  dem  Schiffe  davon  geht,  oder  es  ausser  Landes  verkauft 
Tind  das  Geld  für  sich  behält;  8)  Unterschlagung  von  Vic- 
tualien  oder  anvertrauten  Gütern,  insbesondere  Verschweigung 
oder  Unterscbldigung  voo  gelten  dea  Sclüffers  bei  seiner  Ab- 
rechnung mit  dem  Rbeder;  9)  Wenn  d^r  Schiffer,  ohne  Notli 
Geld  auf  das  Schiff  nimmt  etc.  *<)• 


50.  Vergl.  POhU,  S.  284.  86,  der  auch  die  Strafe^i  der  Uteren  See- 
rechte angibt. 

51.  Daa  Engl.  Recht  bestimmt  noch:  1)  Wenn  ein  Schiffer  sein  Schiff 
nicht  gegen  Seeräuber  vertheidigt,  so  mrd  er  unfähig,  je  wieder  ein 
britiachet  Schiff  zu  befehligen;  der  Seemann  aber«  der  sich  weigert. 
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unter  Varaterie  versteht  iwan  Oberhaapt  alle  Verbrechen 
der  Seeleute ,  wodurch  betrCkgerischer  Weise  dem  Rheder  oder 
Befrachter  Schaden  ttigefOgt  wird. 

Die  harten  und  grausamen  Strafen  der  alten  Seereohte  *') 
sind  jetzt  gemeinrechtlich  als  veraltet  anzusehen  und  ist  darüber 
einzig  nach  den  einzelnen  meist  viel  mil<Jeren  Landesgesetzen 
zu  entscheiden,  indem  hier  in  der  Regel  bloss  einfach  die 
Strafen  f&r  Seeverbrechen  angewandt  werden,  welche  för  andere 
gemeine  Verbrechen  ähnlicher  Art  festgesetzt  sind,  doch  wohl 
mit  einer  willkürlichen  Verschärfung  durch  den  Richter. 

Der  Kapitain  hat  gegenwärtig  nur  das  Recht  zu  correctio- 
nellen  Züchtigungen  und  vielleicht  im  äussersten  Falle  zur  An- 
wendung dieser  oder  jener  Criminalstrafe,  namentlich  des  Aus- 
hauens,  Tpdtschiessens,  des  Aussetzens.  Sonst  hat  er  in  der 
Regel  bei  vorkommenden  Verbrechen,  besonders  bei  schwereren 
sich  damit  zu  begnügen,  eine  vorläuBge  Feststellung  der  Facta 
zu  besorgen,  also  ein  Protokoll  über  das  Vorbrechen  und  seine 


auf  Befehl  des  SchtiFerf  zu  fechten,  verliert  seine  Oage  und  alle 
seine  am  Bord  befindlichen  Güter  und  erleidet  überdies  Oeflngniss- 
itrafe  von  höchstem  6  Monat  bei  harter  Arbeit,  Statut  18  Karl  IL 
e.  6.  Statut  22.  23.  Karl  II.  c  11,  Fast  ebenso  in  Hamburg. 
Verordnung  v.  27.  Dec.  1849,  Art.  14.  2)  Wenn  ein  Schiffer  ausser 
LAodes  einen  Seemann  mit  Gewalt  KurücklAsst,  soll  er  6  Monat  Ge- 
ftngiiin  erleiden.    Statut  11.  12.  WüL  IIL  c.  7.  g  18. 

52.  Dahin  gehSren:  1)  das  Kielholen,  wobei  der  Verbrecher  unter 
dem  Schiffe  an  einem  Stricke  durchgezogen  wird;  2)  Unter, 
tauchen;  3)  das  Springen  von  der  Raa;  4)  das  Bord- 
Arsen,  wo  der  Verbrecher  wiederholt  an  dem  Mast  aufgewunden 
und  so  heruntergelassen  wird,  dass  er  mit  seinem  Hmtertheile  (Ars) 
an  die  Seiten  des  Schiffes  schlagt  oder  auf  das  Verdeck  fllllt; 
5)  das  Hauen  mit  dem  nassen  Seile;  6)  das  Begiessen 
mit  Waiser;  7)  das  Einbrennen  eines  Bootshakens  (s.  B. 
in  die  Wange);  8)  das  Anheften  an  den  Mast,  wo  die  Hand 
des  Verbrechers  mit  einem  Messer  durchbohrt  an  den  Mast  geheftet 
und  derselbe  nun  gezwungen  wird,  die  Hand  zurück  zu  ziehen  und 
also  zu  durchschneiden;  9)  das  Aufhangen  an  den  Mast  etc. 
cf.  Pohls,  S.  287.  Auf  Kriegsschiffen  sind  übrigens  auch  in  der 
Gegenwart  die  meisten  dieser  Strafen  noch  üblich. 
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begleitenden  Umstände  aufzunehmen,  sowie»  vrem  es  nöthig 
erscheint,  .Sicberheitsm^ssregeln  in  Bezug  auf  die  Person  des 
Verbrechers  anzuordnen,  also  namentlich  auch  ihn  einzospeireD 
oder  allenfalls  auch  noch  zu  binden  und  zu  knebeln.  Die 
Sicherheit  von  Sbhiff,  Ladung  und  Mannschaft  muss  bei  diesem 
ganzen  Verfahren  des  Kapitains  der  einzig  leitende  Gesichtspunkt 
sein.    Siehe  auch  S  64. 


Atacimin  V. 

¥•1  L^otseB  BBd  Passagierei. 


S  83.    Von  den  Lootsen  <). 

Lootse,  Pilot,  Locmann*)  ist  derjenige  Seemann, 
welcher  ein  Geschäft  daraus  macht,  Schlfle  durch  gewisse  Fahr- 
wasser, namentlich  durch  das  KQstenmeer,  durch  Flussmündun- 
gen, durch  Kanäle,  Meerengen,  Rheden,  Buchten,  Baien,  von 


1.  Siehe  Jacobten  8.  170  ff.,  Pohls  S.  359  ff.  Die  meiiten  Autoren 
handeln  die  Lehre  nicht  im  Znsammenhange  ab;  auch  die  Seerechte 
enthalten  wenig  Bestimmungen;  die  Hafen-  und  Lootsenordnungen 
der  dnselnen  Staaten  und  Plitie  enthalten  aber  meist  nur  admini« 
stratiire  und  poUseiliehe  Anordnungen. 

2.  Im  Deutsehen  unterseheiden  wir  schon  dem  Wortlaute  der  Sprache 
nach  bestimmt  swiaehcn  Lootsen  und  Steuermann,  indem  man 
höchstens  in  poetischer  Sprache  statt  beider  Ausdrücke  den  Namen 
Pilot  TöUig  gemeinsam  gebraucht;  PUot  heisst  im  Deutschen  nur 
der  eigentliche  Lootse.  Im  Englischen,  Franzüsischen  und  Italieni- 
schen gibt  es  dagegen  für  die  Bezeichnung  des  Lootsen  wie  des 
Steuermanns  nur  ein  Wort:  pilot,  pilote,  piloto  und  mun  man 
sich  demnach  durch  a4)ecti?ische  Benennungen  erst  über  den  Unter- 
schied Tergewissem. 

T.  Ksltenboro,  Seereeht  I.  15 
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and  aus  dem  inneren  Hafen  in  die  offene  See  hinein  etc.,  sicher 
zu  führen  und  namenUich  auch  in  Fällen  der  Noth  Schiffern 
beizustehen.  Nicht  selten  unterscheidet  man  sie  nach  den  Ge- 
wässern,  in  welchen  sie  vorzugsweise  dienen;  namentlich  unter- 
scheidet man,  besonders  an  den  Französischen  Küsten  *)>  ^^^ 
Arten  von  Lootsen;  I)  Küstenlootsen  oder  auch  wohl  Seelootsen 
(pilote  cdtier),  2)  Revierlootse  (lamaneur  ou  locman),  welcher 
hauptsachlich  das  Schiff  in  den  und  aus  dem  Hafen  geleitet 
Diese  beiden  Klassen  sind  jetzt  immer  Ton  einer  öffentlichen 
Behörde,  nach  Ahlegung  eines  Examens  angestellte  Seeleute  und 
sind  die  eigentlichen  Lootsen.  3)  le  pratique,  das  ist  ein  jeder 
Schiffer,  dem  ein  Schiff  zunillig  begegnet  und  ihn  als  einen  der 
Gewässer  Kundigen  zur  Leitung  des  Schiffes  bis  zu  einem  ge- 
wissen Orte  engagirt 

Die  beamtlichen  Lootsen  sind  gewissermassen  militairisch 
organisirt:  ein  Lootsencommandeur  steht  an  der  Spitze;  die 
Mannschaften  zerfallen  in  Abtheilungen  je  unter  einem  Ober- 
lootsen,  die  sich  nach  Stunden  in  die  regelmassigen  Arbeiten 
des  Tages  theilen,  doch  müssen,  wenn  es  Noth  thut,  alle  zugleich 
bereit  sein.  Ein  Theil  hat  also  stets  die  Wache,  um  nach 
Schiffen  auszulugen  und  sofort  dienstfertig  zu  sein;  die  anderen 
dienen  als  Reserve.  Gewöhnlich  werden  sie  bei  strengen  Strafen 
verpflichtet,  auch  bei  gefährlicher  See  auf  Befehl  ihrer  Officiere 
den  nothleidenden  Schiffen  beizustehen  und  werden  davon  nur 
befreit,  wenn  in  einer  Berathung  alle  erklaren,  dass  es  unmög- 
lich sei. 

In  der  Regel  wird  man  jetzt  den  Schiffer  gegenüber  den 
Rhedern  unbedingt  für  verpflichtet  halten  müssen,  in  den  Ge- 
wässern, wo  einmal  Lootsen  angestellt  sind,  einen  Lootsen  an- 
zunehmen. Viele  Hafen-  und  Lootsenordnungen  verpflichten 
aber  den  Schiffer  zur  Zahlung  des  Lootsengeldes  auch  dann, 
wenn  der  Schiffer  keinen  Lootsen  nimmt 

Im  Falle  es  übrigens  dem  Schiffer  nicht  möglich  war,  in 
fremden  ihm  unbekannten  und  notorisch  gefUbrlichen  Gewässern 
einen  anderen  als  einen  bloss  praktischen,  d.  h.  also  nicht  be- 
amtlichen Lootsen  zu  erhalten,  hat  er,  namentlich  in  eilenden 


3.  Dictionaire  du  diplomate  et  du  consul  par  Cnny  (Leipzig  184(9 
mb  V.  pilote. 
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FUleo,  wo  er  wegen  Wind  und  Welter  nicht  vor  Anker  gehen 
kann,  um  entweder  ruhiges  Wetter  oder  einen  Bearotenlootsen 
abzuwarten,  seiner  Pflicht  GenOge  gethan,  wenn  er  einen  solchen 
nimmt;  doch  darf  der  Schiffer  einem  solchen  gewiss  nicht  un- 
bedingt die  Leitung  des  Schiffes  überlassen,  da  ja  von  Anfang 
an  keine  Garantie  vorbanden  ist,  dass  ein  solcher  Lootse  seine 
Sache  wirklich  Terstehe.  ^  Uebrigens  variiren  die  einzelnen 
Seerechte  darüber,  wann  der  Kapitain  einen  Lootsen  nehmen 
müsse  und  wann  nicht  • 

Wenn  der  Lootse  an  Bord  gekommen  ist,  so  ist  der  Schiffer 
▼erbonden,  ihm  die  in  Bezug  auf  die  Fahrt  des  Schiffes  wesent- 
lichen Eigenschaften,  das  Tiefgehen  seines  Schiffes  anzugeben; 
nach  Schwedischem  und  Dinischem  Rechte  soll  aber  allemal  der 
Lootse  zuerst  nach  der  Tiefe  des  Schiffes  fragen.  Nach  manchen 
Seerediten  müssen  diese  Angaben  schriftlich  gemacht  werden 
und  das  scheint  nach  Umständen  zweckmassig. 

Der  am  Bord  befindliche  (amtliche)  Lootse  übernimmt  das 
Commando  des  Schiffes  in  Bezug  auf  die  Fahrt  und  müssen 
Schiffer  und  SchiffsTolk  seinen  Anordnungen  Folge  leisten.  Doch 
wird  man  den  Schiffer  zur  Beobachtung  des  ganzen  Verfahrens 
des  Lootsen  für  TerpDichtet  halten  müssen,  um  den  etwanigen 
Versehen  des  Lootsen  vorbeugen  zu  können.  Es  ist  auch  nach 
einigen  Gesetzen  dem  Kapitain  nach  Berufung  des  Schiffsrathes 
aotdrOcklicli  gestattet  und  es  versteht  sich  das  wohl  ausserdem 
von  selbst,  dass  derselbe  den  unitihigen  Lootsen  sofort  ent- 
setzen könne«).  Doch  ist  im  Allgemeinen  der  Schiffer  an  die 
Anordnungen  des  Lootsen  gebunden  und  haftet  für  dessen  Ver- 
sehen und  Vergehen  in  der  Regel  nicht,  indessen  doch  wohl, 
wenn  er  als  tüchtiger  Seemann  und  bei  genauer  Beobachtung 
des  Lootsen  ihnen  nicht  hatte  vorbeugen  können.  Freilich  die 
Gesetze  sprechen  ihn  meist  unbedingt  von  aller  Verantwortlich- 
keit frei  »)• 


80  ist  es  nach  Preaas.  R«ehte  wcnigtteiit  auf  dem  Daatigtr  Reviere, 
PWs  367.   cf.  Seereeht  von  Olton  Art  23.  Conralat  cap.  U1, 
Nmeh  dem  Schweditcben  Lootsenregl.  von  1827  Art.  1.  S  8.  ist  der 
Schiffer  nur  verantwortlich*  wenn  er  die  Aufmerksamkeit  des  Loot- 
sen doieh  Gestatten  von  «mötfaigen  Gesprftcben  und  Ltratn  ler- 

16* 
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Der  Lootse  selbst  ist  wegen  all  seiner  Versehen  und  Ver- 
gehen nicht  bloss  mit  seinem  gesammten  Vermögen  yerantwort- 
lieh»  sondern  wird  nach  allen  Seerechten  auch  mehr  oder  weniger 
peinlich  bestraft  Er  muss  überall  den  grössten  Fleiss  anwenden 
und  soll  das  Schiff  nicht  eher  verlassen,  bis  er  es  an  den  be- 
stimmten Ort  in  Sicherheit  gebracht  hat. 

Der  Lootse  empfangt  fQr  seine  Bemühungen  das  sog.  Loois- 
geld,  welches  meist  durch  die  verschiedenen  Hafen*  u.  Lootsen- 
ordnung«n  ein  für  allemal  fest  bestimmt  ist  oder  von  der  Ver- 
einbarung zwischen  Schiffer  und  Lootsen  abhftngt  oder  erforder- 
lichen Falls  von  Sachverständigen,  besonders  in  Rücksicht  auf 
die  Umstände,  auf  die  Grösse  der  Gefahr  etc.  abzuschätzeo  ist. 
Nicht  selten  wird  der  Lootse  auch  vom  Schiffer  beköstigt,  doch 
hängt  dies  von  der  Dsanz  der  Gegend,  und  falls  die  nichts  sagt, 
von  den  Umständen,  endlich  von  der  Willkür  des  Schiffers  ab. 
Auch  ist  nach  Sommer-  und  Wintertagen  das  Lootsgeld  oft  ver- 
schieden. 

Das  gewöhnliche  Lootsgeld  wird  jetzt  regelmässig  zur  Havarie- 
Ordinäre  gerechnet,  Uhi  also  dem  Schiffe  allein  zur  Last;  da- 
gegen das  sog.  extraordinäre  Lootsgeld,  d.  h.  dasjenige,  was  bei 
Gelegenheit  der  Havarie  eines  Schiffes  oder  sonst  in  Noth  oder 
im  Nothhafen  gezahlt  wurde,  wird  in  Havarie-Grosse  berechnet 

Nach  Schwedischem,  Dänischem,  Hanseatischem  Seerecht 
soll  nur  das  mit  einer  Quittung  belegte  Lootsgeld  gültig  sein 
und  der  Rhederei  berechnet  werden  dürfen:  eine  Bestimmung, 
die  sehr  unpraktisch  ist    cf.  Jacobsen,  S.  172. 
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Die  Passagiere  oder  Reisenden  bilden  einen  ausserordent- 
lichen Bestandtheil  des  Schiffspersonals.  Sie  sind  nicht  auf  allen 


•trente  oder  denselben  mit  starken  Getränken  Qbeiiiättfte  oder  Um 
während  des  Segeint  vom  Verdeck  abrief.  Hier  ist  der  Sdiiffer  in 
culpa  und  versteht  sich  seine  Verantwortlichkeit  allemal  Ton  selbst. 
6.  Abbott  U.  8.  S.  188  ff.  Pardessus  L  c  n.  752.  755.  Pohls  367  ff. 
Jacpbsen  174  ff.  Die  meisten  Seerechte  sind  in  dieser  Materie 
sehr  kärglich.    Das  Consolato  del  mare  cap.  5%  74»  75,  114,  119^ 
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Schiffen.  Doch  moss  man  den  Kapiiain  wohl  gegenüber  den 
Rhedern  zur  Aufnahme  Ton  Passagieren  ftir  befugt  halten,  wenn 
es  ihm  nicht  ausdrücklich  verboten  ist,  und  selbst  im  letzteren 
Falle,  wo  es  die  Noth  oder  Billigkeit  nach  den  ümst&nden  zu 
gebieten  scheinen. 

Englische  und  Französische  Schiffer  sind  sogar  durch  die 
Gesetze  yerpflichtet,  ihre  in  der  Fremde  befindlichen  (seefahren- 
den und  auch  wohl  anderweitigen)  Landsleute  zu  Hause  zurück 
zu  nehmen*)»  sowie  überhaupt  Passagiere  zu  transportiren,  die 
ihnen  von  ihren  Regierungen  oder  Gonsuln  überwiesen  werden*). 
Ferner  soll  der  Schiffer  nach  den  polizeilichen  Vorschriften  aller 
Lander  keinen  Passagier  aufnehmen,  der  sich  nicht  gehörig  durch 
Passe  etc.  legitimiren  kann,  und  gegenüber  dem  Rheder  wird 
der  Schiffer  noch  besondere  Vorschrift  anwenden  müssen,  dass 
die  Qualität  des  Passagiers,  sowie  seines  Gepäckes  (Contrebande) 
das  Schiff,  namentlich  in  Kriegszeiten  nicht  in  Verlegenheiten, 
Weitbafigkeiten  und  Kosten  bringe  oder  gar  zur  Arretirungj  und 
Besdilagnahme  führe,  z.  B.  wenn  in  Kriegszeiten  ein  feindlicher 
Officier  oder  gar  ein  ganzer  feindlicher  Soldatentrupp  auf  dem 
Schiffe  sich  befinden  würde. 

Manche  Schiffe  sind  hauptsächlich  zur  Fraehterzielung  durch 
Passagiertransport  bestimmt,  z.  B.  Paketboote  und  Auswanderer- 
schiffe, die  gewöhnlich  stehende  und  gedruckte  Reglements  über 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Passagiere  entworfen  haben,  auf 
Grundlage  deren  dann  das  Rechtsyerhältniss  zu  den  Passagieren 
zunächst  zu  beurtheilen  ist  Sonst  entscheiden  darüber  die  be- 
sonderen Passagecontracte,  welche  von  den  einzelnen  Passa- 
gieren etwa  abgeschlossen  wurden  und  welche  nach  den  Regeln 
des  Miethcontractes  zu  beurtheilen  sind. 

Als  Regel  muss  man  es  ansehen,  dass  der  Passagier  sich 
selbst  beköstigen  wolle,  und  darf  der  Kapitain  nöthigenfalls  sich 
darüber  Tergewisserui  dass  genügender  Proyiant  mitgenommen 


120  enthalt  sber  schon  mancherlei  Bestimmongen  und  du  Preuas. 
Allg.  Landrecht  ü.  8.  S  1742—1755  ist  sehr  umständlich»  ebenso 
HoQ.  Htndelsgesetzbndi  Art.  621—533. 

7.  Jacobsen  175. 

8.  Franz.  Yerordnong  Tom  16.  Jnni  1802;   5.  Bfärz  1803;  Ordonnanz 
vom  9.  Januar  1818. 
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sei,  denn  er  hat  dabei  ein  rechtliches  Interesse,  indem  er  nach 
allen  Seerechten  im  Falle  des  Ausgehens  der  Lebensmittel  den 
Passagieren  von  den  Vorrftthen  des  Schifles  gegen  billige  Ent- 
schädigung mitzutheilen  hat  Jedenfalls  muss  aber  der  Schiffer, 
wenn  gar  nichts  über  die  Beköstigung  feststehen  sollte,  wenig- 
stens gegen  billige  Taxe  Kost  verabreichen.  GewOhnUch  ent- 
halt aber  der  Contract  die  bestimmte  Angabe,  ob  mit  oder  ohne 
Beköstigung  vermiethet  sei  und  kann  dies  auch  aus  der  Dsanz 
des  Ortes  oder  aus  der  Art  des  Schiffes  oder  aus  der  Höhe  des 
Passagegeldes  rechtlich  vermuthet  werden.  Welche  Art  von 
Kost  dem  Passagier  vom  Schiffer  gereicht  werden  müsse,  ist 
zunächst  wieder  aus  dem  Contracte  oder  auch  aus  den  Umstanden 
etc.  zu  entnehmen.  In  der  Regel  wird  jetzt  aus  dem  Charakter 
des  dem  Reisenden  auf  dem  Schiffe  bestimmten  Platzes  die  Kost 
zu  vermuthen  sein. 

Der  Reisende  erhttit  nämlich  einen  bestimmten  Platz  auf 
dem  Schiffe  zum  Schlafen  sowie  zur  Niederiegung  seines  Ge- 
päckes, endlich  zu  seinem  Aufenthalte  lu  Gesellschaft  und  beim 
Speisen.  Darnach  unterscheidet  man  regelmftssig  Passagiere  der 
Cajüte  und  auf  grösseren  Schiffen  auch  wohl  erster  und  zweiter 
Cajüte,  sodann  des  Schiffsraumes.  Darnach  ist  denn  auch  die 
etwanige  Beköstigung  verschieden,  indem  sie  in  der  ersten  Cajüte 
besser  und  in  der  Regel  die  des  Kapitains  ist  u.  s«  w.  Es 
kommt  hier  viel  auf  Sitte  und  Gebrauch  an,  doch  wird  man 
den  Schiffer  für  verpflichtet  halten,  jedem  Reisenden  hinlttng- 
liche,  gesunde  und  kraftige  Kost  zu  geben. 

Im  Fall  der  Noth  sind  alle  und  namentlich  die  sich  selbst 
beköstigenden  Passagiere  verpflichtet,  von  ihrem  Vorrathe  her- 
zugeben, natürlich  gegen  (spatere  oder  sofortige)  Bezahlung. 

Der  Reisende  hat  das  Recht,  seine  Reiseeffecten  mit  an 
das  Schiff  zu  bringen  und  hat  meist  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Pfunden  frei.  Das  Uebrige  muss  als  Ueberfradit  nach  einer 
Taxe  oder  nach  Csanz  und  Billigkeit  im  Verhaltniss  zu  den 
eigentlichen    Frachtgütern    bezahlt   werden  *).      Für   wirkliche 


Nach  dem  Consalat  kt  d6r  Schiffer  zur  mitotgeltUehen  Mitnahme 
det  Reisegepäckes  nur  bei  grösseren,  nicht  aber  bei  kleineren  (wie 
nach  Acre,  Alezandrien,  Spanien,  also  überhaupt  im  Biittelmeerc) 
Reisen  verpflichtet,  doch  überall,  wenn  der  Reisende  mehr  als  10 
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Waaren,  also  f&r  alle  Sachen,  die  der  Reisende  als  Gegenstand 
des  Handels  mitnimmt ,  ist  derselbe  immer  Fracht  zu  zahlen 
schuldig. 

Die  Höhe  und  Zahlungsart,  die  etwanigen  Terminzahlungen 
etc.  des  Passagiergeldes  bestimmen  sich  nach  dem  SchifTsregle- 
ment,  oder  nach  dem  speziellen  Contracte,  oder  nach  Csanz  und 
Billigkeit  FOr  die  Ton  Staatswegen  mitzunehmenden  Passagiere 
existiren  auch  wohl  officielle,  ein  /ür  allemal  bestimmte  Taxen 
Ober  die  zu  gewahrende  VergQtigung,  so  in  den  oben  in 
Note  8  genannten  Französischen  Gesetzen.  Gewöhnlich  wird  ein 
Theil  des  Passagegeldes  vorausbezahlt  Schon  nach  Römischem 
(L.  19  S  7  D.  19. 2),  sowie  nach  Französischem  Rechte  ist  fbr  ein 
am  Bord  geborenes  Kind  kein  Passagegeld  zu  bezahlen. 

Nach  Holland.  Rechte  (Artikel  523)  darf  der  Passagier,  ohne 
Einwilligung  des  Schiffers  sein  aus  dem  geschlossenen  Vertrage 
entstandenes  Recht  nicht  an  einen  Dritten  tibertragen,  und  die- 
ser Satz  rechtfertigt  sich  gewiss  nach  allgemeinen  Rechtsgrund- 
MzeUt  denn  es  handelt  sich  hier  nicht  bloss  um  eine  Sach- 
miethe.  Doch  sind  die  Umstände  billig  zu  berücksichtigen. 

Der  Reisende  muss,  sobald  ihn  der  Kapitain  dazu  auffordert, 
am  Bord  erscheinen.  Der  Schiffer  braucht  nicht  auf  ihn  zu 
warten  mit  seiner  Abreise,  wenn  der  Reisende  den  Termin  ver- 
säumt und  muss  letzterer  nach  heutigem  Rechte  in  diesem  Falle 
io  der  R^el  das  volle  Passagiergeld  trotzdem  zahlen,  zum 
wenigsten  aber  bOsst  er  das  Daraufgegebene  (Handgeld)  immer 
ein  **).  Dagegen  ist  der  Schiffer,  welcher  vor  dem  bestimmten 
Termine  absegelt,  nicht  bloss  zur  Herausgabe  des  Empfangenen, 
sondern  zu  voller  Entschädigung  verpflichtet  (Consulat  L  c.). 
Es  steht  natürlich  dem  Reisenden  stets  frei ,  von  der  Reise  ab- 
zustehen, doch  muss  er  in  der  Regel  sein  Passagiergeld  bezahlen. 
Das  Holt  Recht  Art  324  bestimmt,  dass  wenn  der  Passagier  vor 
dem  Anfange  der  Reise  gestorben,  nur  die  Hälfte  des  Passage- 


Dacaten  Pansgegeld  bexahlt  Jetzt  ist  dies  unpraktisch,  doch  wird  es 
aaidog  anzuwenden  sein.  Bei  einer  Lustfahrt  wird  verhaitnissmlssig 
nur  wenig  an  Reiseeffecten  mitgenommen  werden  dQrfen,  anders 
bei  grösseren  Reisen. 
10.  Dss  Consulat  c.  114  spricht  nur  vom  Verloste  des  Handgeldes, 
welches  hier  etwa  als  arrha  poenitentialis  erscheint  Dagegen  siehe 
HoU.  Recht  Art.  522. 
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geldes  zu  zahlen  sei}  doch  sei»  wenn  in  dem  Passagegelde  die 
Kosten  des  Unterhaltes  mitbegriffen,  zuvörderst  das  reine 
Passagegeld  zu  ermitteln.  Wird  die  Reise  durch  Schuld  des 
Schiffers  oder  Rheders  aufgeschoben  oder  nicht  beendigt  oder 
Terlftngert^  so  sind  die  Passagiere  gewiss  zu  entschädigen  oder 
haben  im  Fall  der  Abkürzung  wenigstens  nur  pro  rata  zu 
zahlen. 

Der  Zufall  trifft ,  mag  die  Reise  aufgeschoben,  aufgehoben 
oder  unterbrochen  werden ,  Passagiere  und  Schiffer  gemeinsam. 
Der  Kapitain  wird  überall  zu  keiner  £ntschftdigung  verpflichte! 
sein,  resp.  das  blosse  Draufgegebene  nicht  zurückzugeben  haben 
und  doch  so  viel  vom  Passagegelde  verlangen  können,  als  nach 
dem  Hasse  des  zurückgelegten  Weges  verdient  war  und  was  die 
genossene  Kost  betragt^').  War  bereits  das  ganze  Passagiergeld 
bezahlt,  so  scheint  eine  verhaltnissm&ssige  Restitution  gefordert 


11.  Holl.  Rtcht  Art  625.  Wenn  entweder  vor  Abgang  des  Schiffes  oder 
wahrend  der  Reise  durch  unwiderstehliche  Gewalt  oder  durdi  eine 
von  dem  Schiffer  oder  der  Bhederei  unabhängige  Ursache  die  Reise 
des  Schiffes  gebrochen  oder  eingestellt  wird,  so  sind  die  Passagiere 
und  der  Schiffer,  ohne  einige  Vergütung,  von  einander  ent- 
bunden. 

Bei  Einstellung  einer  angefangenen  Reise  sind  die  Passagiere 
zur  Bezahlung  des  Passagegeldes,  nach  Massgabe  der  zurflckgeleg- 
ten  Reise,  gehalten. 

Art  526.  Wenn  in  dem  in  Artikel  478  erwähnten  Falle  (namlidi 
wlhrend  der  Reise)  der  Passagier  die  Yendmmerung  abwarten  will, 
ist  er  zu  keiner  Erhöhung  des  Passagiergeldes  gehalten;  aber  er  ist 
▼erpfliehtet,  inzwischen  für  seinen  eigenen  Unterhalt  zu  sorgen  oder 
sich  desshalb  mit  dem  Schiffer  zu  verstehen. 

Art  527.  In  dem  Falle,  wo  der  Vertrag  entweder  vor  dem  An- 
fang der  Reise  oder  im  Laufe  dersdben  gebrochen  wird,  ist  der 
Schiffer  zur  Forderung  von  Zahlung  oder  Rückzahlung  berechtigt 
für  dasjenige,  was  er  den  Passagieren  bereits  gereicht  oder  ihnen 
vorgeschossen  hatte.    Soweit  das  Holland.  Recht. 

Beim  Aufschieben  der  Reise  ist  im  Allgemeinen  zu  unterscheiden, 
ob  nadi  dem  Contract  die  pünktliche  Abreise  als  wesentlich  anzu- 
sehen und  wenn  dies  nicht  der  FaU,  so  kann  billiger  Weise  mit 
Recht  verlangt  werden,  dass  der  Reisende,  wenn  er  wegen  des 
Aufschubs  zurücktritt,  wenigstens  die  HÜfte  des  Passagegeides 
bezahle. 
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werden  zu  können  <*)•  Aaeb  wird  man  bei  einer  darch  Zufall 
auf  längere  Zelt  unterbrochenen  Reise  den  Passagier  nur  zur 
yerb&ltnissmassigen  Zahlung  des  Passagegeldes  yerpflichtet  halten 
dürfen,  wenn  er  die  Verzögerung  nicht  abwarten ,  sondern  so- 
gleidi  mit  einer  anderen  Gelegenheit  weiter  reisen  will  **). 

Bei  Auswandererschi ffen  (nach  Amerika,  A ustralien etc,) 
die  also  aus  der  Personenbeförderung  ein  eigenthQmliches,  be- 
sonderes Gewerbe  machen,  pflegt  in  die  Hiethcontracte  mit 
den  Passagieren  die  ausdrückliche  Verpflichtung  des  Rheders 
gegenwärtig  aufgenommen  zu  werden,  dass  er  für  das  Passage- 
geld auf  jeden  Fall  und  namentlich  im  Falle  eines  Schiffbruchs 
unter  sofortiger  Hiethung  eines  anderen  Schiffes  und  unter  Pflicht 
zur  Beköstigung  der  Passagiere  auch  auf  dem  Lande  während 
des  Aufenthaltes,  die  Passagiere  an  den  Bestimmungshafen 
bringen  müsse. 

Zu  dieser  für  die  meist  armen  Auswanderer  so  günstigen 
Bestimmung  hat  wohl  fürs  Erste  nur  die  Concurrenz  der  ver- 
schiedenen Gesellschaften  zur  Schiflsbeförderung  von  Auswan- 
derern, also  die  Speculation,  der  Neid  und  der  Eigennutz  der 
Rheder  Veranlassung  gegeben.  Sie  ist  aber  so  sehr  aus  der 
Natur   dieser  Verhältnisse  genommen  und  ist  eine  so  billige 


12.  Das  Preun.  Recht  g  1759  Terpflicbtet  den  Reisenden,  der  wegen 
Krankheit  oder  anderer  Ursachen  die  Reise  nicht  fortsetzen  will, 
nur  dann  zur  Zahlung  der  vollen  bedungenen  Fracht,  wenn  den 
Reisenden  .auch  nur  das  geringste  Verschulden  zur  Last 

fallt- 

13.  Li  England  wird  das  einmal  vorausbeiahlte  Passagiergeld,  wem^ 
die  bereits  angefangene  Reise  durch  Verlust  des  Schiffes  zur  See 
unmSglich  wird,  nicht  wieder  restitnirt,  dagegen  braucht  es  der 
Reisende  auch  in  aolehem  Falle  nicht  zu  zahlen,  wenn  er  es  erst 
am  Bestimmungsorte  der  Reise  erlegen  sollte,  cf.  Abbott  1.  c.  191. 
Indessen  ist  hier  im  letzteren  Falle  doch  das  Passagegeld  pro  rata 
itineris  peracti  zu  entrichten.  Abhott,  192.  Mulioj  ▼.  Backer. 
Im  Verhaitniss  zur  Unge  der  Reise  unbedeutend  erscheinende  Ver- 
zögerungen des  Anfanges  der  Reise  (z.  B.  in  einem  bestimmten  Falle 
ein  Auftchub  vom  10.  bis  zum  21.  Octbr.  bei  einer  Reise  nach  Ost. 
Indien)  berechtigt  den  Reisenden  nicht  zur  Aufhebung  des  Contracfes 
und  er  muts  das  ganze  (oder  halbe?)  Passagegeld  zahlen.  Abbott,  192. 
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Rücksicht  f&r  die  annen  Auswanderer^  dass  Qberall  Staatsgeselze 
hier  unbedingt  eine  Verpflichtung  der  Rhederei  festsetzen  sollten. 

In  Hamburg  bestimmt  die  revidirte  Verordnung  wegen  Ver- 
schiffung von  Auswanderern  v.  1850,  dass  die  Rheder  oder  über- 
haupt Unternehme^  des  directen  Transports  vonAuswanderem  nach 
anderen  Welttheilen  verpflichtet  sind,  ^^beim  Abgange  des  Schiffes 
,,eine  Versicherung  (nämlich  über  eine  Summe,  „die  dem  Passa- 
„giergeld  sämmtlicher  Passagiere  und  noch  SOpCt.  dieses  Be- 
»ytrages  darüber,  gleichkommt")  zu  schliessen,  durch  welche  der 
»»Versicherer  sich  yerbindlich  macht,  die  Kosten  zu  ersetzen, 
„welche  aufzuwenden  sind,  um  im  Schadensfalle  die  Passagiere 
„sowohl  während  einer  etwaigen  Reparatur  zu  beköstigen  und 
„zu  behausen,  als  auch  um,  falls  das  Schiff  seine  Reise  nicht 
„fortsetzen  könnte,  die  Beförderung  der  Passagiere  (durch  ein 
„anderes  Schifi)  an  den  Bestimmungsort  zu  beschaffen/' 

Also  existirt  keine  directe  Verpflichtung  der  Rheder  zur 
Weiterbeförderung;  ferner  bezieht  sich  die  Verordnung  nur  auf 
Schiffe  mit  mehr  als  25  Zwischendecks -Passagieren  und 
werden  obige  Bestimmungen  in  der  Praxis  überhaupt  nur  auf 
Zwischendeckspassagiere  bezogen.  Endlich  soll  die  Verordnung 
für  die  nach  einem  Hafen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika gehenden  Schiffe  nicht  gelten,  sondern  sollen  die  dortigen 
ziemlich  strengen  Gesetze  angewandt  werden. 

Die  Passagiere  sind  verpflichtet,  den  Befehlen  des  Kapitains 
Folge  zu  leisten,  insoweit  solche  die  Erhaltung  der  guten  Ord- 
nung am  Bord,  namentlich  die  Sicherheit  des  Schiffspersonals, 
des  Schiffes  und  der  Ladung  bezwecken,  und  können  sie  ihrer- 
seits vom  Kapitain  eine  anstandige  Behandlung  fordern.  Zwangs- 
mittel der  Zucht,  wie  gegen  das  Schiffsvolk,  darf  der  Kapitain 
gegen  keinen  Passagier  anwenden,  doch  steht  ihm,  wenn  es  die 
Sicherheit  des  Schiffes  und  des  Personab  zu  erfordern  acheint, 
Arretirung  des  Verbrechers  zu,  den  er  dann,  sobald  es  angeht, 
der  Obrigkeit  ausantworten  soll*«).  In  dringenden  FaUen 


14,  Dai  Preuai.  Recht  g  1764  ist  entlich  hiermit  einventanden  und  be- 
stimmt sodami  { 1765  ausdrücklich,  dass,  wemi  wahrend  der  Reise 
entdeckt  wird,  dass  ein  Reisender  vor  der  Einschiffung  sich  eines 
wirklichen  Hochverrathes  oder  Aufruhres  schuldig  gemacht,  er  su 
verhaften  und  an  die  nichste  Preuss.  Behörde  aussuliefem  sei. 
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die  ReisendeD  zur  Reltung  des  Schiffes  nach  ihren  Kräften  hülf- 
reiche Hand  leisten.  (Preuss.  Recht  1763.)  «»)  Siehe  S  144. 

Der  Reisende  darf  sich  ohne  Einwilligung  des  Schiffers  nicht 
Tom  Bord  entfernen;  es  braucht  der  Schiffer  widrigenfalls  nicht 
auf  ihn  zu  warten,  und  muss  doch  das  volle  Passagiergeld  ge- 
zahlt werden. 

Der  Kapitain  ist  nicht  Yerbunden,  auf  Verlangen  oder  im 
Interesse»  und  das  Preuss.  Recht  sagt  ausdrücklich:  auch  nicht 
im  Falle  der  Krankheit  eines  PassagierSy  in  anderen  Häfen  als 
in  denjenigen« anzuhalten,  wohin  er  I)  seiner;  Instruction  ge- 
mäss <*)  oder  2)  durch  höhere  Gewalt  genöthigt,  segeln  muss; 
und  ist  die  Expedition  der  Art,  dass  er  einige  Plätze  angehen 
(Escaten  machen)  muss,  so  kann  sich  der  Passagier  nicht  unter 
dem  Voigeben  widersetzen,  dass  dadurch  die  Ankunft  im  Be- 
stimmungsorte verzögert  werde. 

Den  mit  einer  ansteckenden  Krankheit  behafteten  oder  be- 
fallenen Passagier  hat  der  Kapitain  ein  Recht  wie  eine  Pflicht, 
am  nächsten  bewohnten  Orte,  wo  ihm  Hülfe  geleistet  werden 
kann  *'),  auszusetzen.    (Pardessus,  n.  754.) 

Wegen  der  Geburts-  und  Sterbeftlle  der  Passagiere  gilt 
dasselbe  wie  bei  denen  des  Schiffsvolks.    Siehe  oben  S  67. 

Der  Passagier  wird  in  Betreff  seiner  Güter  und  Reiseeffecten 
als  Ablader  angesehen,  und  haftet  ihm  der  Schiffer  für  allen 
daran  im  Schiffe  vorgekommenen  Schaden,  soweit  er  nicht  durch 
Zufall  herbeigeführt  war,  den  der  Schiffer  nicht  durch  ordnungs- 
massiges Benehmen  abwenden  konnte.  So  streng  ist  wenigstens 
das  Römische  Recht,  das  den  Schiffer  demnach  auch  wegen  aller 
Beadiadigungen  des  Schiffsvolks,  sowie  auch  durch  die  anderen 
Paaaaglere  und  selbst  im  Falle,  dass  dem  Schiffer  die  Sachen 
nicht  zur  Aufbewahrung  übergeben  waren,  verpflichtet  ^*). 


15.  In  Englaiul  kömien  ae  für  solche  Arbeiten  Besahlang  veilangen. 

Abbott,  189.    Siehe  g  144. 
lg.  Doch  wenn  anf  eine  directe  Reise  der  Panagiercontract  abgesehlos» 

sen  war,  lo  ist  trotz  der  andenlautenden  Instnietion  eine  EntMhi- 

digong  dem  Passagier  xususpreehen;  im  Falle  der  höheren  Gewalt 

ist  das  natOrUch  nidit  sollssig. 

17.  Das  Preuss.  Recht  1.  c.  $  1758  sagt  bloss:   an  dem  nichsten  be« 
wohnten  Orte. 

18.  L.  L  S  alt;  h.  3.  g  1;  L.  7.  D.  naniae  os^.  (4,  9). 
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Die  neueren  Seerechte  sind  milder  und  scheint  dies  zu  billigen. 
Wenn  nämlich  nach  flollftndischem  (Art  532),  sowie  nach  Preuss. 
Rechte  (S  1760.  61)  die. Effecten  von  dem  Reisenden  dem  Kapi- 
tain  nicht  zur  Aufbewahrung  übergeben  und  nach  jetzigem  Franz. 
Rechte  (Pardessus,  n.  755),  wenn  selbige  dem  Kapitain  nidit 
declarirt  waren,  so  soll  der  Schiffer  nur  für  den  Schaden  haften, 
der  durch  ihn  oder  seiner  Leute  Schuld  zugefügt  war^*). 

Der  Schiffer  hat  wegen  seiner  Forderung  für  Passagegeld 
oder  für  Unterhaltungskosten  das  Recht,  die  am  Bord  des  Schiffes 
befindlichen  Güter  des  Passagiers  zurückzuhalten;  desgleichen 
hat  er  ein  Vorzugsrecht  zur  Befriedigung  aus  selbigen  **). 

Die  Rechtsverhaltnisse  der  Auswandererschiffe,  worunter  man 
namentlich  solche  Schiffe  versteht,  die  besonders  durch  regel- 
massigen Transport  von  Europäischen  Auswanderern  (nach  Amerika 
etc.)  Fracht  zu  verdienen  suchen,  haben  zwar  an  sich  nichts 
Irreguläres;  doch  finden  bei  diesem  Gewerbe,  welches  nicht  selten 
von  schlechten  Subjecten  getrieben  wird,  notorisch  viele  Betrü- 
gereien und  Scheusslichkeiten  aller  Art  statt,  so  dass  hier  eine 
strenge  polizeiliche  Einwirkung  und  Controle,  sowie  Festsetzung 
harter  crimineller  Strafen  für  solche  Verbrecher  von  Staatswegen 
Noth  thut")- 


19.  Pohls  1.  c.  371  hält  in  Bezug  auf  du  gemeine  Deuticfae  oder  auch 
auf  das  Europäische  Seerecht  die  strenge  Ansicht  des  ROmisehen 
Rechts  fest.  Jacobsen  179  scheint  das  Preuss.  Recht  tu  billigen. 
Gieirac  in  seinem  Commentar  zu  den  rdles  d'Ol^ron  (ad  Art  8. 
Note  24.  pag.  44)  sagt  in  Bezug  anf  die  beim  Seewurf  geopfterten 
Sachen  der  Reisenden,  dass,  im  Fall  dass  die  Sachen  dem  Kapitain 
nicht  declarirt  waren,  nur  die  leeren  Koffer  m.  berechnen  seien; 
Emerigon  (1.  c.  I.  646)  Mast  den  Passagier  zum  Eide  um  dnen 
unTcrdlchtigen  Werth  seiner  OQter  zu  erhlrten.  cf.  Jacobsen  8.  IttO. 

20.  So  bestimmt  ausdrücklich  das  HoU.  Recht  Art.  633.  Ebenso  nadi 
Englischem  Rechte,  doch  hier  mit  Recht  nicht  an  den  Kleidern  anf  dem 
Leibe  des  Passagiers,  dothes  which  he  is  wearing,  when  about  to 
Itmrt  the  Tcasel.    Abbott  8.  194. 

21.  In  England  ist  man  ganz  besonders  in  dieser  Reziehung  schon  seit 
längerer  Zeit  thitig  gewesen.  Schon  Statut  43.  Georg  III.  e.  % 
sowie  53.  Georg  III.  36  und  56  Georg  III.  c.  83  (wegen  Reisen 
nach  Labrador);  56.  Georg  IIL  c.  114  (nach  den  V.  St  t.  Nord- 
amerika); 57.  Georg  3.  c.  10  (nach  den  Engl.  Golonien  in  Nord« 
amerika),  dodi  worden  alle  diese  Statnt«  durch  Stat.  4.  Georg  IV. 
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Ob  der  Schiffer  das  Passagegeld  dem  Rheder  ausantworten 
oder  für  sich  behalten  dürfe,  ist  nach  den  Bestimmungen  des 
Gontractes  und  nach  der  Dsanz  zu  beurtheilen.  Bei  Kauffahrtei- 
schiSen»  welche  hauptsachlich  nur  Erwerb  durch  Güterfracht 
suchen,  und  nur  ausnahmsweise  Passagiere  mitnehmen,  ist  es 
trotzdem  dem  Kapitain  in  der  Regel  als  gestattet  anzusehen, 
Passagiere  mitzunehmen;  doch  geschieht  dies  füglich  nur  für 
Rechnung  der  Rhederei,  namentlich  ist  das  zu  prttsumiren,  wenn 
die  Rhederei  den  Proriant  für  die  Mannschaft  in  Natura  liefert, 
und  der  Schiffer  dafQr  Rechnung  schuldig  ist,  statt  dem  Schiffer, 
wie  dies  auch  yorkommt,  eine  bestimmte  Summe  (für  die  ganze 
Reise  oder  für  die  Woche  oder  den  Monat)  zur  Beköstigung  der 
Mannschaft  zu  zahlen,  denn  dann  wird  ja  der  Passagier,  welcher 
sich  nicht  selbst  beköstigt,  Ton  dem  Eigenthum  des  Rheders  er- 
nährt   Doch  geht  die  Pi^umtion  auch  weiter,  denn  der  Passa- 


c.  84.  for  regnlatiiig  Ühe  carriage  of  pauengen  from  the  United 
Kingdom  to  foreign  part«  aufgehoben,  und  dieses  wieder  durch  6. 
Georg  IV.  c  116.  for  regulating  vesiels  carrying  paisengen  to 
foreign  parti.  Insbesondere  für  Reisen  nach  Amerika  wurde  dann 
erlassen  Stat.  9.  Georg  IV.  c.  21,  die  aber  aufgehoben  und  durch 
eine  ganz  allgemeine,  jetzt  noch  praktische  Acte  ersetzt  wurde: 
5  und  6  Will.  IV.  c.  55.  for  regulating  the  carriage  of  passengers 
from  the  United  Kingdom;  sie  iit  bei  Abbott  L  c.  im  Appendix 
abgedruckt  Sie  bestimmt  hauptsächlich  die  Zahl  der  Passagiere 
■nf  jedem  Schiffe  (3  auf  je  5  Tonnen)  mit  Einschlnss  des  Scbiffs- 
Tolkes;  sie  bestimmt  femer  die  Grösse  und  QQte  des  Provianti  und 
Waaserrorratfas  nach  der  Lange  der  Reisen;  sie  nimmt  dabei  an, 
dass  eine  Reise  nach  Nordamerika  10,  nach  Südamerika,  Afrika, 
dem  Atlant.  Oceaa  1%  nach  dem  Kap  der  guten  Hoffnung  \b,  nach 
St  Mauritius  18,  eme  andere  Reise  24  Wocben  dauere;  sie  be- 
stimmt dass,  wenn  ein  Schiff  nicht  am  Tage  des  im  Voraus  be- 
stimmten Termines  abgeht,  obwohl  der  Reisende  bereit  war,  je^der 
Reisende  taglich  emen  Schilling  Entschädigung  erhalte,  bis  das  Schiff 
absegle;  auch  setzt  sie  gegen  Uebertreter  all  dieser  Bestimmungen 
Strafen  fest  —  Uebrigens  1  und  2  Vict.  c.  113.  sec.  26  wiederholt 
diese  Bestimmung  in  Bezug  auf  Reisen  Ton  einem  Hafen  des  König- 
reichs zu  dem  anderen  und  4,  Georg  4.  c.  88.  regulirt  die  Ueber- 
fahrten  nach  Irland. 

Ganz  Tortrefflich  ist  auch  die  Hamburgische:  Revidirte 
Verordnung  in  Betreff  der  Verschiffung  der  über  Hamburg  direct 
nach  anderen,  Welttheilen  Auswandernden  vom  3.  Juni  18fiO. 


238  Abschn.  V.  Von  Lootsen  nnd  Passagieren. 

gier  hat  ja  einen  Platz  auf  dem  Schiffe  des  Rheders  gemiekhet 
und  das  Schiff  kann  und  soll  überhaupt  nur  im  Interesse  der 
Rhederei,  nicht  des  Kapitains  vermiethet  werden.  Sollte  aber 
der  Kapitain,  um  Passagiere  zu  placiren,  seine  Cajüte  einrilumen 
und  so  ein  Opfer  seines  eigenen  Wohnungsrechtes  darbringen, 
so  ist  eine  Art  von  Aftermiethe  vorhanden  und  wenn  man  hier 
auch,  nach  den  besonderen  Bestimmungen  des  Contractes  zwi- 
schen Schiffer  und  Rheder  oder  aus  anderen  Gründen,  nament- 
lich weil  etwa  der  Reisende  von  der  Schiffskost  der  Rhederei 
unterhalten  wird,  den  Schiffer  zum  Erwerbe  des  ganzen 
Passagegeldes  nicht  berechtigt  halten  mag,  so  steht  dem  Kapi- 
tain  doch  unbedingt  ein  Recht  auf  Entschädigung  zu  dafür,  dass 
er  seine  Cajüte  hergab  •>). 


22.  In  England  ach  eint  bei  Kauffahrteiichiffen  daa  Paaiagegeld  in  der 
Regel  dem  Rapitain  lu  gehören  (Abbott  192, 103.  Liordet  ▼.  Brodie, 
3.  Campl.  253),  nnd  geht  daa  Recht  auch  auf  den  nftchit  Com* 
mandirenden  (Steuennann)  Ober,  wenn  der  Kapitain  unterwega  atirb^ 
indam  auch  er  nun  neue  Paasagiere  fikr  aeine  Rechnung  engagiren 
darf,  doch  mit  der  Verpflichtung,  das  Paasagegeld  für  früher  enga- 
girte  an  die  ReprUaentanten  dea  Kapitama  auizuliefem  und  letztere 
zu  entichadigen,  wenn  er  für  die  von  ihm  aelbit  erat  engagirten  Paiaa- 
giere  von  dea  Kapitains  VorrEthen  Verwendungen  gemacht  hat  — 
Doch  werden  jedenfalls  auch  in  England  die  Rheder,  wenn  der 
Proviant  ihr  Eigenthum  ist  oder  auf  ihre  Rechnung  geht,  eine  Ent« 
Schädigung  erhalten  müssen,  falls  die  Passagiere  von  aolchem 
Proviante  unterhalten  werden. 


Absclmltt  TL 

Tob  der  Befracktog  der  SeUfe. 


literator:  Edward  Lawes:  practical  treatise  on  cbarterpariies 
of  aflreightment,  bills  of  lading  and  stoppage  in  tranaitu 
(London  1813).  —  Pothier,  trait^  des  oontracta  de  louage 
maritime  (Paris  und  Orleans  1774),  auch  englisch  von  Evans 
(London  1806).  —  Boulay-Paty,  L  c.  II.  203  sq.  Abbott, 
1.  e.  Part  IV.  8.  210  ff.  Pardessos,  1.  c  n.  704  ff.  Pohls, 
Abschn.  VL  S.  303  ff.  Jacobsen,  1.  c.  Abschn.  IIL  S.  227  sq. 
Kent,  commenUries  tom.  lU.  Part  V.  lecL  47.  S.  201—230. 
Alle  neueren  Seerechte  enthalten  besondere,  umfangreiche 
Abschnitte  Ober  diese  Lehre. 

Kapitel  l 
Vorm  mid  Wesen  dee  Fraclitcoiititictes. 

i  8S.    Einleitang  <). 

Die  Rhederei  sucht  ordentlicher  Weise  durch  die  Benutzung 
und  Anwendung  des  Schiffes  Gewinn*)  zu  ziehen,  indem  sie 


1.  Vergl.  PObk  S.  393  ff.  md  Abbott  IV.  cap.  I.  init.  8. 210. 

2.  Sin  SehübsigAef  kum  möglicher  Weise  fein  Schiff  auch  blou  su 
seinem  pnren  VergnQgen,  sn  seinen  und  seiner  Freunde  un- 
entgeltlichen Lnstfshrten  haben;  aber  dieser  Fall  ist  ohne  juridisches 
Interesse. 
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dasselbe  als  Transportmittel  zur  BefOrdening  Ton  Personen  and 
Gatern,  zu  Seeuntemehmungen  wie  Fischfang,  Kaperei  etc.  und 
in  ahnlicher  Weise  ansieht  und  verwendet 

I.  Wenn  nun  der  Eigenrheder  mit  seinen  eigenen  GQtern 
das  Schiff  befrachtet,  oder  zu  anderweitigen  Unternehmungen 
auf  seine  Rechnung  ausgehen  lasst,  so  entstehen  überhaupt  keine 
neuen  Redhtsverhaltnisse  in  Bezug  auf  das  Schiff  und  dessen 
Reise  unmittelbar  durch  den  Gütertransport 

II.  Ferner  wenn  ein  Mitrheder,  gleichviel  ob  er  dirigirender 
Rheder  oder  nicht  ist,  das  Schiff  ausschliesslich  für  sich  benutzt, 
so  kann  an  sich  das  Societatsverhsltniss  unter  den  Mitrhedern 
dadurch  nicht  verändert  oder  gar  aufgehoben  werden.  Vielmehr 
sind  die  Hitrheder  nach  wie  vor  verpflichtet,  müssen  (auch  der 
ausschliessliche  Benutzer)  ihre  Beitrage  liefern  und  theilen  Ge- 
winn und  Verlust  pro  rata  unter  sich.  Der  Gewinn  beschickt 
sich  allerdings  auf  das,  was  der  besagte  Mitrheder  an  Fracht 
für  die  ausschliessliche  Benutzung  des  Schiffes  zahlt,  wogegen 
dieser  den  mit  der  Frachtfahrt  des  Schiffes  erzielten  eigentlichen 
Handelsgewinn  für  sich  allein  behalt  Der  besagte  Hitrheder 
ist  aber  nicht  mehr  bloss  Socius,  sondern  erscheint  gegenüber 
der  Rhederei  auch  als  dritte  Person,  wie  jeder  andere  Fremde, 
welcher  das  ganze  Schiff  von  der  Rhederei  gemiethet  hat,  und 
hat  dieselben  Rechte  und  Pflichten  gegenüber  der  Rhederei  wie 
dieser. 

III.  Benutzt  ein  Hitrheder  oder  dirigirender  Rheder,  zum 
Besten  der  gesammten  Rhederei  das  Schiff,  so  ist  die  Sache 
einfach;  der  Mitrheder,  resp.  Director  handelt  als  Factor  der 
Gesellschaft  mit  dessen  Rechten  und  Pflichten.  Der  Gewinn 
aus  dem  ganzen  Geschäfte  ist  Gewinn  der  gesammten  Rhederei. 
Ist  der  Director  nicht  zugleich  Mitrheder,  so  hat  er  natürlich 
keinen  eigentlichen  Antheil  am  Gewinne,  sondern  muss  sich  mit 
seinem  Salair  begnügen,  das  aber  nicht  selten  auch  in  Procent- 
antheilen  am  Gewinne  bestehen  wird. 

IV.  Wenn  dagegen  von  der  Rhederei  ihr  Schiff  an  fremde 
Dritte  vermiethet  wird,  so  treten  eigenthümliche  Rechtsverhalt- 
nisse ein.    Doch  gibt  es  auch  hier  wieder  verschiedene  Falle. 

V.  Ein  Schiff  kann  nftmllch  an  Dritte  zu  dem  Zwecke  ver- 
miethet werden,  dass  es  im  Winter,  wo  es  still  liegen  muss,  als 
Packraum  benutzt  werde.  Hier  ist  eine  ganz  gewöhnliche  locatio 


Kap.  L  Fonn  und  Wesen  des  Frachtcootractes.  S  85*     Ml 

reram  Torhanden  und  das  Schiff  hört  eigenUich  in  Bezug  auf 
dieses  Verhältoiss  auf,  Schiff  zu  sein,  sondern  ist  ein  Lager- 
haus. 

VI.  Oder  es  kann  auch  ein  nicht  ausgerüstetes  Schiff 'so 
an  einen  Dritten  vermiethet  werden,  dass  der  Befrachter  es  erst 
mit  dem  nöthigen  Zubehöre  zu  versehen  und  auch  dessen  Equi- 
page zu  hilden  hat.  Ein  solcher  Befrachter  hat  im  Allgemeinen 
wohl  die  Rechte  des  Rheders  gegenüber  den  dritten  Contrahen- 
ten,  aber  auch  alle  dessen  Pflichten,  nur  dass  er  persönlich  mit 
seinem  Vermögen  haftet  und  da  er  ja  das  Schiff  nicht  als  Eigen- 
thümer  hat,  einzig  so  haften  kann,  und  dass  man  zugleich  auch 
den  Rheder  seihst  für  verbindlich  halten  muss  in  allen  Fällen, 
wo  das  Schiff  als  solches  wegen  des  Frachtcontractes  und  wegen 
der  damit  in  Beziehung  stehenden  Verhältnisse  und  Ereignisse 
(z.  B.  bei  der  Bodmerei  und  Havarie)  regulärer  Weise  haften 
muss;  and  ich  glaube  sogar,  dass  hier  die  Regel  ist,  primär 
haftet  der  Rheder,  so  weit  das  Schiff  verhaftet  ist,  und  dieser 
kann  sich  erst  an  den  Miether  halten,  es  sei  denn,  dass  eine 
culpa  oder  ein  dolus  des  Hiethers  vorliege. 

VII.  Oder  so,  dass  es  der  Kapitain  von  der  Rhederel  für 
eine  bestimmte  Summe  miethet,  um  für  eigene  Rechnung  zu 
fahren.  Hier  entstehen  eigenthümliche  Verhältnisse;  wenigstens 
ist  die  Frage  wichtig,  in  wie  weit  durch  den  Schiffer  in  einem 
solchen  Falle  die  Rhederei  noch  verhaftet  sei;  es  ist  davon  be- 
reits S  M  gesprochen.  Wichtig  ist  der  Fall,  wo  der  Schiffer, 
der  das  ganze  Schiff  für  sich  gemiethet  hat,  dasselbe  wieder  für 
Rechnung  Dritter  verfrachtet.  Da  der  Schiffer  trotz  jener  neuen 
eigenthOmlichen  Beziehung  zur  Rhederei  nichtsdestoweniger 
Schiffer  bleibt  und  da  das  Schiff  und  die  Ladung  in  juridischer 
Wechselbeziehung  zu  einander  stehen,  so  sind  auch  in  diesem 
letzteren  Fall  die  Rheder  mit  ihrem  Schiffe  verhaftet;  siehe 
gleichfaUs  S  60. 

VIII.  Eine  nicht  seltene  Bestimmung  eines  Schiffes  ist  die 
Vermiethung  zu  einer  besonderen  Unternehmung,  namentlich 
zum  Fischfang,  als  WallGsch-,  Robben-,  Herings-,  Kabliau- 
fang.  Es  wird  hier  eine  bestimmte  Summe  für  die  ganze  Unter- 
nehmung, Hin-  und  Rückreise,  gezahlt,  die  auch  in  Antheilen  am 
Gewinn  bestehen  kann.  Dass  dabei  das  Schiff  auch  als  Trans- 
portmittel für  Güter,    nämlich  die  Fische  auf  der  Rückreise 
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dient,  ist  nichts  Wesentliches.  Es  ist  hier  eine  ganz  einfache 
locatio  rerum  vorhanden  und  ist  der  Miether  des  Schiffes  wie 
je^er  andere  Miether  verpflichtet. 

IX.  Dasselbe  gilt,  wenn  das  Schiff  namentlich  in  Kriegs- 
zeiten als  sog.  Transportschiff,  namentlich  zur  Beförderung 
von  Truppen,  Gefangenen,  Munition,  Lebensmitteln,  Militair- 
effecten  aller  Art  benutzt  wird. 

X.  Insbesondere  ist  hier  die  Vermiethung  zu  der  eigen- 
thQmlichen  kriegerischen  Seeunternehmung  hervorzuheben,  welche 
man  Kaperei  zu  nennen  pflegt.  Davon  wird  im  letzten  Ab- 
schnitt gesprochen  werden,  indem  hierüber  ganz  eigenthümliche 
Grundsatze  gelten. 

XL  Sodann  werden  Schiffe  häufig  zur  Beförderung  von 
Passagieren  vermiethet  und  zwar  fähren  Auswanderer- 
schiffe, sowie  Paketschiffe  fast  nur  Passagiere,  indem  mit 
diesen  Schiffen  in  der  Regel  keine  (wenigstens  grösseren  und 
schwereren)  Güter,  sondern  besonders  nur  noch  Briefe  befördert 
zu  werden  pflegen.  Es  tritt  hier  nicht  bloss  eine  Vermiethung 
(locatio  rerum  et  operarum)  ein,  sondern  es  sind  hier  zugleich« 
wenigstens  in  Bezug  auf  die  Reiseeffecten  und  anderen  Güter 
der  Passagiere  die  Grundsätze  des  receptum  zur  Anwendung  zu 
bringen,  obgleich  man  sich  hüten  muss,  die  enorm  strengen 
Satzungen  des  Römischen  Rechts  in  dieser  Beziehung  für  das 
gemeine  Europ.  Seerecht  zu  halten.  Siehe  S  84  S.  235.  36,  wo 
die  Lehre  von  den  Passagieren  bereits  erörtert  ist. 

XIL  Zuletzt  ist  hier  die  Vermiethung  des  Schiffes  zum 
Transport  von  Gütern,  zur  eigentlichen  Frachtfahrt 
hervorzuheben,  indem  hierüber  sich  ein  System  von  elgenthüm- 
liehen  Rechtsgrundsätzen  entwickelt  hat  Es  wird  diese  Ver- 
miethung zur  Frachtfahrt  als  die  regelmässige  Anwendung  von 
Kauffahrtei-  oder  Handelsschiffen  zu  betrachten  sein,  denu  ge- 
rade sie  entspricht  den  eigentlichen  Bedürfnissen  des  Seehandels, 
dem  Austausch  der  Waaren  der  verschiedenen  Länder  unter 
einander,  am  meisten.  Desswegen  machen  sich  denn  auch  hier 
die  besonderen  Verhältnisse  und  Regeln  des  Handelsverkehrs  in 
Bezug  auf  die  Vermiethung  des  Schiffes  vorzugsweise  geltend 
und  erzeugen  eigenthümliche  Rechtsverhältnisse  und  Rechts- 
grundsätze. 

Es  soll  nun  in  diesem  Abschm'tt  VI.  von  den  in  Bezug  auf 
die  Frachtfahrt  geltenden  Satzungen  des  Europäischen  Seereebts 
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gehandelt  und  namentlich  die  Lehre  vom  Frachtcontract 
erörtert  werden. 

Zur  leichteren  Uebersieht  wollen  wir  aber  die  hier  ein- 
schlagenden Materien  in  drei  Hauptabtheilungen  auseinander- 
halten. 

Zuerst  soll  in  dem  laufenden  Kap.  I.  von  der  Form  und 
dem  Wesen  des  Frachtcontractes  gesprochen  werden. 

Kap.  n.  wird  die  rechtlichen  Wirkungen  des  Fracht- 
Gontracts,  namentlich  die  Hechte  und  Pflichten  der  gegen- 
seitigen Contrahenten  zu  seinem  Gegenstande  haben. 

Kap.  III.  endlich  wird  die  Lehre  von  der  Aufhebung  des 
Frachtcontracts  und  von  der  Frachtzahlung  umfassen. 


S  86.    Von  der  Befnchtmig  Oberhaupt  >). 

I.  Das  Wesen  des  Befrachtungsverbaltniases  besteht  darin, 
daaa  der  eine  Tbeil  (der  Rheder  oder  sein  Bevollmächtigter)  das 
Schiff  zur  Fahrt  hergibt,  um  für  den  anderen  bewegliche  Sachen 
(WaareB  oder  andere  Güter)  Yon  einem  Orte  zum  anderen  zu 
schaffen^  und  dass  der  letztere  dafür  eine  Bezahlung  leistet.  Der 
erstere  heisst  Verfrachter  (fräteur)  und  ist  der  Vermiether 
des  Schiffes,  der  andere  heisst  Befrachter  (oder  Ablader 
aflr^nr)  und  ist  der  11  ietber  des  (ganzen  oder  eines  Theils  des) 
Scbiflfess  der  Preis  der  Vermiethung,  die  merces  wird  Fracht 
(oder  FrachtlohOy  fret,  nolis)  genannt.  Das  ganze  Verhältniss 
heisst  Befrachtung  (afTr^tement,  nolissement)  «). 

IL  Jeder  kann  Verfrachter  sein,  der  ein  Rheder  oder 
Mitrbeder  sein  kann  und  dazu  ist  in  der  Regel  nicht  nöthig» 
Kaufmann  zu  sein  (siehe  $49);  nur  darf  ihm  überhaupt  nicht  die 
Disposition  über  sein  Schiff  oder  resp.  seine  Schiffspart  aus 
einem  allgemeinen  oder  speziellen  Grunde  entzogen  sein.  Allen- 
falls wird  man  den  Schiffsmaklern  das  Recht  absprechen  können, 
doch  wird  dies  von  Usanz  des  Ortos  abhängen  und  namentlich 


3.  Vergl.  PGfals  S.  397  ff. 

4.  Im  Soden  Frankreichs  in  den  Hafen  des  Mittelmeers  bt  der 
Ausdruck  nolis  and  noUssementy  im  Norden',  also  in  den  HÜen 
des  Oceans,  wie  die  Franzosen  sagen,  fret  und  affr^tement  ge- 
braudüicb.    Bravavd-Vajniirts  nannel  da  droit  com.    8.  368. 

W 
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voD  der  Vorfrage,  ob  ein  ScbifTsmakler  Rheder  oder  Mitrheder 
sein  dürfe,  was  im  Allgemeinen  wohl  nicht  zu  verneinen  ist 
Selbst  wenn  einem  Rheder  und  Mitrheder  das  Recht  des  Handels 
ausdrücklich  abgesprochen  ist,  kann  man  desshalb  den  einen  so 
wenig  als  den  anderen  wohl  noch  nicht  für  unfähig  halten,  als 
Verfrachter  aufzutreten,  denn  es  liegt  darin  für  ihn  ja  nur  eine 
Benutzung  seines  Vermögens,  die  er  so  lange  üben  darf,  als  ihm 
nicht  das  Recht,  Herr  von  Schiffen  und  Schiffsparten  zu  sein, 
entzogen  worden  ist  Das  Verbot  des  Handels  erstreckt  sich 
aber  an  sich  nicht  so  weit  --  Durch  Vereinbarung  mit  dem  Rheder 
kann  aber  auch  jeder  Dritte  berechtigt  werden,  das  ganze  Schiff 
oder  doch  eine  gewisse  Schiffspart  zu  vermiethen. 

III.  Befrachter  darf  ohne  Ausnahme  jeder,  auch  in  der 
beschranktesten  Weise  Dispositionsfäbige  sein;  doch  wird  man 
diejenigen,  denen  das  Recht,  Handel  zu  treiben,  abgesprochen 
ist,  wenigstens  für  nicht  befugt  halten,  aus  der  Befrachtung  ein 
Handelsgeschäft  zu  machen. 

IV.  Nach  $52  muss  man  im  Allgemeinen  den  dtrigiren-- 
den  Rheder  für  befugt  halten,  das  Schiff  zu  verfrachten  und 
jede  von  ihm  abgeschlossene  Verfrachtung  gegenüber  dem  dritten 
Contrahenten,  eben  wegen  des  präsumtiven  Mandates  des  Diree- 
tors,  für  rechtsgültig  erklären ,  insofern  der  Dritte  nicht  wusste, 
dass  dem  Director  das  Recht  der  Verfrachtung  nicht  zustand. 
Wenn  aber  aus  den  Umständen,  namentlich  aus  der  Geftlbrlich- 
keit  der  einzuladenden  Güter  (Zoll-  oder  Krie^conlreband  etc.) 
für  das  Schiff  sich  ergibt,  dass  das  präsumtive  Mandat  des 
Directors  nicht  so  weit  gehen  könne  *)  und  dass  er  dazu  einer 
besonderen  Vollmacht  von  Seiten  der  Rhederei  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  bedürfe,  so  kann  die  Rhederei  das  Geschäft 
aufheben.  Natürlich  ist  der  Director  in  allen  Fällen,  wo  er  sein 
Mandat  überschritten,  der  Rhederei  verantwortlich. 

V.  Ganz  dasselbe  gilt  von  dem  Schiffer  und  seinem  prä- 
sumtiven Mandate  zur  Verfrachtung  des  Schiffes  mit  denselben 
Beschränkungen  in  den  bezeichneten  ungewöhnlichen  Fällen 
in  Betreff  der  Gültigkeit  der  Verfrachtung  gegenüber  dem 
dritten  Contrahenten.  Doch  kommt  hier  noch  ausserdem  hinzu, 
dass  nach  Europ.  Seerecht  der  Schiffer  zur  Verfrachtung  des 


5.  Das  Ungewöhnliche  ist  niemals  in  venatttfaen« 
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Schiffes  am  Wohnorte  der  Rheder  (oder  deren  Gorrespondenten) 
oder  deutlicher,  wo  die  Rheder  (oder  deren  Gorrespondenten)«) 
anwesend  sind  ($  60-62),  in  der  Regel  nicht  befugt  ist  Wusste 
daher  der  dritte  Contrahent  (Befrachter)  von  dieser  Anwesenheit, 
80  braucht  Ton  den  Rhedem  der  mit  dem  Schiffer  geschlossene 
Frachtdontract  nicht  gehalten  zu  werden  v).  War  aber  einmal  toq 
der  Rhederei  die  Reise  zur  Frachtfahrt  auf  Stückgüter  bestimmt, 
so  kann  der  Kapitain,  auch  ohne  besonderen  Auftrag,  die  Be- 
aldlongen  der  einzelnen  Ablader  über  ihre  Stückgüter  annehmen 
und  darüber  endgültig  abschiiessea.  War  aber  der  Frachtcon- 
tract  anderer  Art,  also  in  den  Fallen  der  Certepartie,  überhaupt 
rechtsgültig  abgeschlossen,  so  ist  es  nicht  bloss  ein  Recht,  sondern 
Tor  altem  eine  amtliche  Verpfliditung  des  Schiflers,  die  Güter 
nun  in  das  Schiff  aufzunehmen. 

VI.  Nach  dem  präsumtiven  Mandate  des  Directors  kann 
derselbe  an  sich  nicht  als  befugt  angesehen  werden,  das  Schiff 
für  seine  eigene  Rechnung  zu  befrachten,  denn  er  soll  ja  im 
Interesse  der  Gesammirhederel  Überall  auftreten  und  handeln. 
Hat  er  dagegen  ein  besonderes  Mandat  dazu  erhalten  oder  ist 
es  ihm  nicht  möglich,  einen  dritten  Befrachter  unter  besseren 
Bedingungen  zu  erlangen  und  darf  er  im  letzteren  Falle  nach 
den  Umstanden  prftsumiren,  dass  auch  die  Rhederei  in  ihrer 
Gesammtbeit  eine  Verfrachtung  auf  ihre  eigene  Rechnung  nicht 
unternommen  haben  würde,  sowie  in  allen  eilenden  Fallen,  wo 
er  mit  der  Rhederei  nicht  Rücksprache  nehmen  konnte,  wozu 
er  hier,  wo  er  ein  über  seine  Vollmacht  hinaus  gehendes  Ge- 
schäft unternehmen  will,  in  der  Regel  für  verpflichtet  erachtet 
werden  muss,  —  ist  er  zur  eigenen  Befrachtung  ftkr  befugt  zu 
halten,  ja  er  wird  als  ein  tüchtiger  Factor  dazu  im  wohlver- 
standenen Interesse  der  Rhederei  handeln,  wenn  man  Ihn  auch 
niemals  zur  eigenen  Befrachtung  wird  für  verpflichtet  halten 
dürfen. 

Billiger  Weise  wird  der  Director,  wenn  er  zur  Befrachtung 
auf  eigene  Rechnung  beauftragt  oder  nach  den  Umstanden  für 
rechtlich  befugt  zu  halten  war,  nur  die  laufende  oder  Durch- 


6.  Pirdeanu  n.  705.   Code  de  com.  fr.  Art.  232. 

7.  £•  gilt  auch  hier  die  alte  Regfei:   error  et  ignorantia  facti  bob 
Bocet^  iBdeaieB  wie  immer  lo  auch  hier  BÜt  ihrea  AusnahmeB. 
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schnittsfracht  aa  die  Rhederei  zu  zahlea  haben  uod  iai  die- 
selbe nötbigentalla  durch  Sachverständige  zu  ermitteln.  War 
aber  der  Director  nicht  zur  Eigenbefrachtung  für  befugt  zu  hal- 
ten, also  z.  B.  nahm  er  wo  es  anging»  mit  seinen  Rhedern  keine 
Rücksprache,  so  ist  er  immer  in  culpa  und  muss  demnach  jeden* 
falls  die  höchste  Fracht  zahlen,  die  in  damaliger  Zeit  und  an 
dem' bestimmten  Orte  für  diese  Art  von  Gütern  für  diese  Reise 
nach  dem  ürtheile  von  Sachverstandigen  zu  machen  war*). 

VII.  Der  Fraohlcontract  ist  zwar  wesentUch  Mietheoniraot, 
indessen  finden  nach  allen  Seerechten  auch  die  Grundsätze  des 
receptum  eine  gewisse  Anwendung  und  wird  dadurch  der  Fracht- 
contraot  zu  einem  ganz  eigenthümlichen  modernen  Institute 
erhoben,  wehshes,  wenn  man  will,  gemischter  Natur  ist  oder 
vielmehr  ein  neues,  auf  Grundlage  jener  (nicht  bloss  Römischen) 
Rechtsinstitute  sich  auferbauendes  RechtsverhSJtniss  ist  *). 

VIU.  Wer  ein  Schiff  theilweis  oder  ganz  gemiethet  hat,  der 
darf  es  in  der  Regel  wiederum  an  einen  Anderen  vermiethen. 
Es  folgt  dies  bereits  analogisch  aus  der  Natur  der  Aftermiethe 
und    ist    in   den    neueren   Seerechten    ausdrücklich   gestattet» 


8.  Richtig  bemerkt  Pfthlt  S.  399,  dan  hier  der  dirigkende  Rheder 
nicht  alt  Soeius,  also  auch  nicht  milder  behandelt  werden  kOmie, 
weil  et  ja  eben  nicht  mehr  als  «ociiia  handelte*  Aach  ist  das  ni 
generaliairen,  denn  der  Director  kann  ja  auch  ein  Fremder  sein  und 
handelt  überhaupt  jeder  Director  nicht  alt  aocius,  sondern  als  Factor 
und  haftet  desshalb  wegen  seiner  culpa  um  so  strenger. 

9.  Heise  und  Cropp,  Abb.  II.  n.  XVIII,  und  Pohls,  S.  999.  400  sind 
sehr  peinlich  in  Beantwortung  der  Frage,  ob  das  MiethsverhUtniai 
loeatio  rei  oder  operarum  oder  beides  oder  operis  etc.  sei.  Es  ist 
Überhaupt  ein  neues  gemischtes  oder  besser  concretes  Verhältniss, 
auf  welches  die  Satzungen  der  locatio  in  ihrem  ganzen  Umfange 
wenigstens  analog  anzuwenden  sind,  so  weit  es  die  Natur  des  ein* 
seinen  besonderen  Geschäftes  zulttsst.  Der  Code  Napoleon 
Art  1708.  1779  charakterisirt  den  Fraehtcontract  ausdrücklich  ah 
locatio  operarum  et  operis  (louage  d'ouvrage  et  d'indnstrie).  —  Das 
Charakteristische  scheint  besonders  das  im  Frachtcontraete  mm 
Unterschiede  von  den  Terschiedenen  Arten  des  einfacheo  Miethcon« 
tractes  zu  sein,  daas  in  der  Regel  die  Leute  des  Verfrachters  die 
Sachen  des  Befrachters  in  Detention«  Obhut  und  Sorge,  ja  darüber 
eine  gewisse  Disposition  (Seewurf  etc.)  haben. 
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so  Schwed.  Seerecbt  II.  2.«  wenigstens  bei  einer  Befrachtung  auf 
bestimmte  Zeit;  das  Span.  Art.  758  überhaupt  bei  einer  Be- 
frachtung des  ganzen  Schiffes  oder  (Artikel  759)  für  eine  be- 
stimmte Summe. 


%  87.    Schlietning  des  Frachtcontractet. 

I.  Der  Fradilconlract  erfordert  im  Allgemeinen  keine 
Form,  doeh  ist  eine  gewisse  Sehr iftltchkeit  dabei  fast  unum«* 
gingKeh  imd  ist  bei  gewissen  Frachlcöntracten  (Certepartien) 
meist  ansdrOckItch  die  schriftliche  Form  Torgeschrieben. 

II.  Bedient  man  sich  zum  Abschlüsse  eines  Unterhändlers, 
so  muss  dies  in  der  Rege!  ein  Makler  sein.  Es  gibt  dafür  wohl 
OberaYl  eine  bestimmte  Art  von  Maklern,  welche^Schiffsmäkler'^^) 
genannt  werden  und  welche  im  Allgemeinen  die  Rechte  u.  Pflichten 
aller  Hakler  haben,  doeh  mit  der  Modification,  dass  sie  hin 
und  wieder  als  Beistande  der  Schiffer  vor  Gericht  zugelassen 
werden  und  dass  sie  gegenüber  dem  meist  fremden  und  mit  den 
Landesgesetzen  nicht  bekannten  Schiffer  eine  besondere  Fürsorge 
anfenwenden  haben.  Sie  vermitteln  denn  auch  in  der  Regel 
nicht  bloss  die  Befrachtung  des  Schiffes,  sondern,  gegen  beson- 
dere Vergütigung,  besorgen  sie  alle  Schiffsangelegenheiten  oder 
fungiren  doch  dabei  als  Beistände,  namentlich  in  Abgaben-, 
in  Zoll-,  in  Polizei-  und  Consularsachen ,  sowie  in  Bezug  auf 
Schifbreparaturen ,  Einkauf  von  Provianten,  Miethung  von  See- 
leuten etc.  Es  haftet  der  Schiffsmakler  im  Allgemeinen  dem 
Schiffer  (resp.  dem  Rheder  und  Gorrespondenten),  wie  jeder 
andere  Mäkler  und  Geschäftsführer  ^0*  Dagegen  ist  er  den 
Ladimgsint^essenten,  so  weit  er. nach  der  besonderen  Natur  des 


10.  Ueber  diese  Schiffsmakler  verbreitet  sich  das  Spanische  Handels- 
gesetalmch  Art  729—36  sehr  nmstikndlich  und  zwedcmässig.  Jeder 
von  ihnen  muss  zwei  lebende  Europaische  Sprachen  verstehen; 
desswegen  werden  sie  auch  als  „Schiffsmakler -Dolmetscher*' 
bezeichnet.  Sie  müssen  drei  Arten  von  Registern  führen:  1)  über 
die  Kapitaine,  denen  sie  Beistand  leisten;  2)  über  die  Documente, 
vrelche  sie  übersetzen,  und  3)  über  die  Befrachtungscontracte,  die 
aie  vermitteln. 

11.  Spaaiaehc«  Recht  Art  730. 
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Geschäftes  nicht  auch  als  Beauftragter,  mitbin  contractiich  Ver- 
pflichteter derselben  angesehen  werden  kann,  nur  wegen  gesetz- 
widriger Handlungen**)  verantwortlich. 

Ist  übrigens  die  Befrachtung  durch  einen  M&kler  geschlossen, 
so  muss  dieser  alle  Bedingungen  in  sein  Journal  eintragen  und 
daraus  einem  jeden  Theile  einen  attestirten  Auszug  geben,  wel- 
cher Manifest  heisst.    Preuss.  AUg.  Landrecht  1.  c  1623. 

III.  Würde  der  Kapitain  in  seinem  Schiffe  Waaren  vor- 
finden, die  ihm  überhaupt  nicht  declarirt  sind,  weder  durch  eine 
Gertepartie  noch  anderweitig,  und  er  hat  von  dem  ihm  gewiss 
zustehenden  Bechte,  sie  am  Orte  der  Ladung  (gerichtlich)  zu 
deponiren,  keinen  Gebrauch  gemacht,  so  hat  er  sich  stillschwei- 
gend verpflichtet,  sie  nach  dem  Bestimmungsorte  des  Schiffes 
zu  transportiren  und  kann  er  seinerseits  dem  Ablader  die 
höchste  Fracht,  welche  dergleichen  Güter  bezahlen,  anrechnen. 
Pardessus  n.  708  und  Code  de  com.  Art  292.  Span.  Handels- 
gesetzbuch Art.  761.  —  Siehe  %  89.  S.  253  und  $  98. 

S  88.    Arten  des  Frachtcontractes  «*). 

L  Das  Schiff  kann  1)  ganz  oder  2)  für  einen  Theil  von 
einem  Befrachter  verfrachtet  werden  und  darnach  wird  der 
Frachtcontract  modificirt. 

IL  Die  Befrachtung  für  das  Ganze  kann  auf  dreierlei  Weise 
stattfinden:  1)  für  die  bestimmte  Reise,  auch  auf  Hin-  und 
Rückreise:  2)  für  eine  bestimmte  Zeit;  3)  Monatsweiae. 

Es  versteht  sich  keineswegs  von  selbst,  dass  der  Befrachter 
auf  das  Ganze  das  Recht  den  Kapitain  und  (oder)  die  Mann- 
schaft zu  ernennen  oder  zu  wechseln  habe,  noch  auch  dass  er 
zur  Ausrüstung  des  Schiffes  verpflichtet  sei.  Solche  Berechtigungen 


12.  Man  drückt  dies  gew2)hnlicb  so  aus:  es  lege  Ac quill a,  wegen 
positiv  gesetswidrigen  Thuns;  es  versteht  sich  aber  von  selbst,  daas 
blosse  Unterlassungen  (Nichthandeln)  nicht  gesetzwidrig  sein  können, 
gegenüber  dem,  dem  ich  mich  nicht  contractiich  verpflichtet  habe. 
Also  rechtfertigt  sich  obiger  Ausdruck  zur  Genüge.  —  Pohls  1.  e. 
ist  in  dieser  Materie  sehr  weiüaufig. 

13.  Pardessus  n.  706^7. 
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and  Verpflichtangen  des  Befrachters  folgen  auch  hier  erst  aus 
besonderen  Vereinbarungen,  indessen  allenfalls  können  sie  aus 
den  Umstanden  des  besonderen  Falles  gefolgert  werden. 

War  nichts  über  den  Gegenstand  der  Ladung  ausgemacht, 
80  können  in  der  Regel  alle  Güter  verladen  werden,  welche  dem 
Sehiffer  keine  natürliche  oder  kriegerische  oder  poKzeiliche  Ge- 
fthr  bringen  (z.  B.  nicht  Zoll-  und  Eriegscontrebande),  wie  sich 
dies  denn  auch  bei  allen  anderen  Arten  des  Frachtcontractes 
▼oo  selbst  yersteht  Auch  Personenbeförderung  wird  für  erlaubt 
lu  halten  sein. 

Bei  einer  Reise  auf  bestimmte  Zeit  wird  nicht  selten  be- 
dungen, dass  die  Liegetage  nicht  mit  eingerechnet  werden.  Wird 
eine  solche  Reise,  aus  irgend  einem  Grunde,  z.  B.  auch  durch 
Zufall  über  den  Endtermin  hinaus  verlängert,  so  muss  der  Ver- 
fraditer  sich  das  gefallen  lassen,  doch  kann  er  Erhöhung  der 
Fracht  fordern. 

Wanneher  hier  die  Zeit  der  Vermietbung  zu  laufen  beginne, 
und  wann  sie  aufhöre^  soll  unten  S  %•  n.  IIL  3.  erörtert 
werden. 

IIL  Die  theilweise  Befrachtung  kann  auf  dreierlei  Art 
stattfinden:  1)  in  Pansch  und  Bogen,  d.  h.  wenn  der  Be- 
frachter eine  runde  Summe  für  den  Transport  überhaupt  (en 
bloe)  von  einer  gewissen  Quantität  von  Gütern  verspricht,  sie 
mögen  nun  dnrci^  ihr  Gewicht  pder  bloss  durch  ihren  Umfang, 
nach  der  Zahl  der  Collis  etc.  bezeichnet  sein  oder  nicht;  2)  nach 
Centnern;  3)  nach  Tonnen,  überhaupt  nach  Mass  oderGewicht 

Diese  theil weisen  Vermiethangen  finden  1)  entweder  pure 
oder  2)  unter  resolutorischer  Bedingung  statt. 

Im  erSteren  Falle  muss  der  Verfrachter  allemal  zur 
bestimmten  Zeit  abreisen,  es  sei  denn,  dass  höhere  Gewalt 
es  verhindert,  selbst  wenn  keine  volle  Ladung  da  ist  ^^).  Diese 
tbeilweisen  Pure-Vermiethungen  geschehen  in  der  Regel  nur, 
wenn  das  Schiff  an  wenige  Befrachter,  von  denen  jeder  einen 
grösseren  Theil  des  ScbifTes  befrachtet,  überlassen  ist. 

Im  zweiten  Falle  wird  die  Bedingung  für  die  Gültigkeit  der 
eimelnen  Frachtcontracle  statuirt,  dass  der  Verfrachter  in  einer 
gewissen  Zeit  seine  Ladung  ganz  oder  zum  grösseren  Theile, 


14.  Sehe  jedoch  wegen  der  StüekgQtetbeftachtang  unten  S  99. 
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nach  vielen  Csanzen  bis  zu  Dreiviertel  voll  habe;  widrigeofaUa 
steht  es  dem  Befrachter  frei,  den  Contract  aufzuhebea  Dieses 
findet  hauptsächlich  nur  dann  statt,  wenn  der  einzelnen  Be^ 
frachter  viele  sind  und  jeder  nur  einen  kleinen  Raum  des  SchiiTes 
für  seine  Güter  zu  miethen.hat  Und  dies  nennt  man  auf 
StQckgüter  laden  (charger  a  cueillette),  eine  Ladung  auf 
Stückgüter,  und  die  Engländer  und  Nordamerikaner  sprechen 
in  einem  solchen  Falle  von  a  general  ship.  Siehe  $99  und 
Kent  1.  c.  S.  202. 

IV.  Wird  nun  ein  Schiff  ganz  oder  doch  nur  zu  erheblichen 
Antheilen  verroiethe't,  so  wird  nach  den  meisten  Seerechten  ver- 
langt, über  das  Geschäft  einen  schriftlichen  Goutract  abzu- 
scbliessen,  den  man  Certepartie  oder  auch  Chartepartie 
oder  Cartepartic; nennt**).  Diese  Certepartie  ist  der  eigent*- 
liehe  Frachtcontract;  er  ist  bei  Befrachtung  auf  Stückgüter  ein- 
mal nach  den  Seerechten  nicht  gesetzlich  nothwendig  und  sodann 
auch  nicht  gewöhnlich.  Doch  finden  zwischen  Befrachtung  auf 
Stückgütern  und  jeder  anderweitigen  Befrachtung  keine  wesent- 
lichen Unterschiede  statt;  die  Grundsätze  von  der  Certepartie 
enthalten  die  des  Frachtcontractes  überhaupt  und  st^ht  es  den 
beiderseitigen  Contrahenten.  auch  bei  Ladung  auf  Stückgüter  frei, 
einen  förmlichen  Contract  in  der  Form  und  unter  dem  Namen 
der  Certepartie  abzuschliessen,  ja  in  Frankreich  tritt,  wie  es 
scheint^*),  der  Unterschied  gewöhnlich  gar  nicht  recht  hervor. 


15.  Im  FruiEftsischen  charte-partie;  im  Englischen  charter-partj.  Der 
Ausdruck  soll  von  Charta  partita,  d.  i.  getheiltes  Papier  herkom- 
men, indem  man  in  alten  Zeiten  den  Contract  nicht  in  zwei  Exem- 
plaren ausfertigte,  sondern  zur  grösseren  Sicherheit  gegen  FUschnn- 
gen  das  eine  Exemplar  der  Contracturkunde  in  zwei  HSIften  tchnitt; 
von  denen  jeder  Contrahent  eine  erhielt. 

16.  cf.  Bouiay-Paty  IL  264:  cette  esp^ce  de  louage  se  nomme  charte- 
partie  ou  affr^tement  sur  l'Oc^an,  et  nolissement  sur  la  Mediterran^. 
Pardessus  n.  708,  der  aosdracklich  erklärt:  auf  welche  Weise  anck 
das  SchifT  vermiethet  ist,  es  muss  die  Certepartie  enthalten  etc.; 
und  er  hat  unmittelbar  vorher  Ton  der  Befrachtung  auf  StQekgttte? 
ganz  besonders  gesprochen.  Doch  ist  selbst  in  Frankreioh  (Pinw 
dessus  1.  c.)  die  Gertepartie  nicht  unumgänglich  nothwendig,  um 
zwischen  den  Contrahenten  als  Beweis  ihres  Vertrages  zu  dienen; 
er  kann  auch  durch  den  blo«en  Frachtbrief  begrttndet  werden,  be* 
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In  Deattckland  aber,  Holland,  England»  Nordamerika  eto«  wird 
äß  Befrachtung  nach  Gertepariie  und  die  Befraehtong  anf  StAck* 
guter  bestimmt  auseinandeigebalten  und  scheint  es  zweck-^ 
müssig,  diese  Trennung  hier  gleichfalls  der  besseren  üebeesicht 
wegen  festxuhalten.    • 


S  89.    Von  der  Certepartie  i*)- 

Die  wesentlichen  Erfordernisse  der  Certepartie  sind  keine 
anderen  als  die  des  Frachtcontractes  überhaupt.  Demnach  wird 
die  Bestimmung  der  Contrahenten,  also  des  Be-  und  des  Ver- 
frachters, sowie  auch  des  Schiffers  und  Schiffes  nothwendig 
sein;  sodann  die  Bezeichnimg  des  zu  versendenden  Objectes, 
sowie  des  Bestimmungsortes,  endlich  des  Frachtbetrages.  Der 
Bmpftinger  braucht  niebt  namentlich  genannt  zu  sein.  Ohne 
diese  Bestimmungen  in  der  Certepartie  wird  wenigstens  leicht 
eine  Reehtsunslcherheit  entstehen  können;  indessen  sind  sie 
doch  niehl  so  wesentlich,  dass  wenn  die  eine  oder  die  andere 
fririte,  die  Gertepartie  sofort  ung&itig  wäre,  indem  in  der  Regel 
ans   den   Usanzen   des  Verkehres    oder   aus    den   Umständen, 


•onden  bei  klonen  Fahnengen,  imd  fOgar  aus  einer  Notis  des 
Laduagsbacfaes,  besonders  wenn  der  Gegenstand  der  Praehtr  erst  im 
Angenhlicke  der  Abreise  ttbergeben  oder  von  geringem  Werthe  oder 
eine  Pacotille  ist.  ^  Auch  brancht  man  dämm  in  Frankreiob  die 
AusdrQcke:  chartepartie,  affr6tement,  noiissement  seit  langen  Zeilen 
gleichbedeutend^  wie  denn  schon  die  Ord.  de  la  mar.  1681  Ut.  III. 
tit.  L  Art.  1.  sag^:  toute  Convention  pour  le  louage  d'un  vaisseaiv 
appen^  charte-partie,  afiHtement  ou  noiissement,  sera  redig6e  par 
Icrit  etc. 

Das  Sehw.  Seerecht  (II.  cap.  1.)  scheint  hierin  mit  dem  Fran- 
s5siscfaen  Ubereinsustimmen,  ebenso  das  Spanische  Art.  737;  doch 
bedarf  es  auch  hier  bei  StOckglllerbefrachtung  keines  schriftlichen 
Coiiftracts.  Dagegen  spricht  das  Prenss.  Recht  1.  c.  S  1080  nur  bei 
einer  Verfrachtung  des  ganzen  Schiffes  Ton  einer  Certepartie,  ver- 
pflichtet $  1621  anch  bei  StQckfracht,  wenigstens  wenn  „der  Schiffer 
«die  Fracht  anmittelbar  mit  dem  Befrachter  schloss",  tu  einem 
scbrifitlichen  Contractu 
17.  Abbott  PaH.  IV.  e.  L  S.  212-62.  PöhU 404  ff.  Jaeobsen,  S.»^ ff. 
Kent,  1.  c.  lect.  47.  n.  1.  9  201-6.  —  Siebe  S^  n-  IV. 
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namentlich  aus  dem  Factam  der  Uebergabe,  aus  den  Vermerken 
in  den  SchiffsbQchern,  sowie  aus  den  Connossementen  eine  Er-> 
ganiong  leicht  möglich  Ist  Ausserdem  ist  die  Gertepartie  nach 
allen  Seerechten  schriftlich  abzufassen,  ohne  dass  aber  wohl  der 
Mangel  der  SchrifUichkeit  den  Frachtv^trag  würde  ungOKig 
machen  können. 

Die  besonderen  Bestimmungen,  namentlich  die  Art  der  Be- 
frachtung, die  nähere  Bestimmung  der  Fahrt  des  Schiffes,  nament- 
lich zum  Behufe  einer  schleunigen  Eipedition,  der  Grösse  und 
Trdchtigkeit  des  Schiffes,  der  Ort  und  die  Zeit  der  Ladung  und 
Löschung,  der  Liegetage  können  zwar  unter  Umständen  auch  von 
grosser,  ja  von  der  grössten  Bedeutung  sein,  lassen  sich  aber 
noch  viel  eher  aus  den  Umstanden  und  Usanzen  entnehmen. 

Wir  wollen  nun  in  den  folgenden  Paragraphen  alle  diese 
einzelnen  Bestandtheile  der  Certepartie  naher  durchsprechen  und 
hier  nur  noch  eine  kurze  Uebersicht  dessen  angeben,  was  nach 
den  neueren  Seerechten,  die  in  diesen  Festsetzungen  immer 
mehr  descriptiv,  als  imperatorisch  sind,,  in  einer  Certepartie  ent- 
halten zu  sein  pflegt:  1)  Name  und  Grösse  des  Scbiflfes; 
2)  Namen  des  Schiffers;  3)  Namen  des  Befrachters  und  des  Ver- 
frachters; 4)  Ort  und  Zeit  zum  Laden  und  Löschen,  sowie 
namentlich  die  sogenannten  Liegetage;  5)  Frachtbestimmung 
nebst  den  Zahlungsterminen;  6)  Bestimmung,  ob  die  Befrachtung 
das  ganze  Schiff  oder  einen  Theil  desselben  betrifll;  7)  Bestim- 
mung der  Entschädigungen  fikr  den  Fall  von  Verzögerungen  etc. 
So  das  Hell.  Handelsgesetzbuch  Art.  455;  Französ.  Art.  273; 
sowie  im  Allgemeinen  das  Preuss.  Recht  $  1624.  Das  Span. 
Art.  737  verlangt  ausdrücklich  noch  8)  die  Flagge  des  Schiffes 
und  den  Hafen  seiner  Matrikel;  0)  den  Vor-  und  Zunamen 
sowie  den  Wohnort  des  Kapitains,  ebenso  des  Rheders,  wenn 
dieser  als  Verfrachter  den  Contract  abschliesst,  sowie  dee  Be- 
frachters; 10)  was  der  Kapitain  an  Kaplaken  empfilngt;  11)  die 
zum  Laden  und  Löschen  bestimmten  Tage<*).  — -  In  gewissen 
Fallen,  namentlidi  in  Kriegszeiten  kann  audi  die  Angabe  der 


16.  Die  Ktttsische  Ordnung  der  Hindelnehiffahrt  Hptit  VIL  Art  127 
gibt  gleichfalls  die  Erfordemine  der  Certepartie  an,  setzt  aber  da- 
bei einseitig  immer  nur  den  Fall  der  Befrächtimg  eines  ganzen 
Sehüfes  voraus. 
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Nationalilit  der  Gontrahenten  natzlich  uod  aoter  Umattnden 
Boüiwendig  sein.  Ja  nach  Span.  Recht  748  berechtigt  das  Ver- 
schweigen  der  wahren  Flagge  schlechthin  sur  Aufhebung  des 
Contractes  und  wenn  aus  der  Täuschung  Schaden  entstanden» 
zur  YdUigen  Schadloshaltung. 

Wird  die  Ladung  vom  Rheder  auf  eigene  Rechnung  ge-» 
macht,  so  ist  natürlich  eine  Certepartie  gar  nicht  möglich. 

Es  sind  nun  die  Variationenen  der  Certepartien  in  den  ein- 
zelnen Ländern  nicht  sehr  bedeutend.  An  den  grösseren  See«* 
haadelsplatzen  bedient  man  sich  gewöhnlich  gedruckter  Formu- 
lare, die  man  in  der  Regel  vor  Notarien  oder  Schiffsmaklern 
oder  auch  vor  Gericht,  indessen  auch  privatim  mit  den  beson^ 
deren  Bestimmungen  der  Namen,  der  Zeit,  des  Raumes,  der 
Zahlen  etc.  schriftlich  ausfüllt  und  sodann  unterzeichnet  Siehe 
S  98  und  bereits  S  89« 

i  90.    Baffaehtongtwefae. 

Es  sind  oben  S  88  die  möglichen  Arten  der  Befrachtung 
angegeben  worden.  Die  Contrahenten  werden  sich  für  die  eine 
oder  die  andere  zu  entscheiden  haben.  Ist  davon  in  der  Gerte« 
partie  nicht  ausdrücklich  die  Rede,  so  lasst  sich  zumeist  aus 
dem  übrigen  Texte  derselben  die  beabsichtigte  Art  der  Befrach- 
tung bestimmen;  sollte  dies  aber  nicht  der  Fall  sein,  so  muss 
aus  den  begleitenden  Umständen  das  Nähere  entnommen  werden. 

Wenn  das  Schiff  dem  Befrachter  ganz  vermiethet  ist,  so 
hat  er  das  Recht,  sämmtliche  Pack -Räume  des  Schiffes  zu  be- 
frachten; es  gehören  aber  dahin  nicht  die  Koien  der  Mann- 
schaften, die  Proviant-  und  ähnlichen  Räume,  auch  nicht  die 
Gajüte,  sofern  sie  nicht  ausdrücklich  mit  hergegeben  ist  Selbst 
wenn  in  solchem  Falle  die  Ladung  nicht  das  ganze  Schiff  ibllte, 
würde  der  Verfrachter  ohne  besondere  Genehmigung  des  Be- 
frachters die  leeren  Räume  nicht  mit  seinen  oder  anderen 
Gutem  beladen  dürfen  und  würde  jedenfalls  dem  Befrachter 
Fracht  dafür  zahlen  müssen.    Pardessus  n.  700. 

Ist  das  Schiff  nur  für  einen  Theil  verfrachtet,  so  kommt 
dem  Befrachter  nur  der  gemiethete  Raum  zu,  in  den  er  soviel 
laden  darf,  als  nach  der  Certepartie  oder  nach  Ortsgebrauch 
thonlich  ist  Den  übrigen  Raum  des  Schiffes  darf  der  Ver- 
fraditer  ganz  nach  Gutdünken  benutzeou    Hat  der  Befrachter  zu 
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viel  gelftdeD,  so  bezahlt  er  eine  Ueberfrächt  nach  Maasgabe  der 
Höhe  der  in  der  Certepartie  bestimmten  Prachtsfttze.  Wenn 
dagegen  die  Gesammtheit  der  GOter  der  versehiedenen  Befrachter, 
an  welche  das  SchifT  vermiethet  ist,  die  Trflditlgkeit  des  SchifiTeä 
überschreiten  würde,  so  wird  man  denjenigen,  welche  ihre  Güter 
bereits  eingeladen,  gegenüber  denen,  welche  wegen  der  Ueber- 
füllung  nicht  mehr  laden  können,  ein  Vorzugsrecht  etnrftamen, 
wenn  auch  ihre  Contracte  jünger  sein  sollten.  So  ausdrücklich 
das  Span.  Recht  751.  Der  Besitz  ist  hier  gewiss  entscheidend 
und  würde  das  Gegentheil  zu  grossen  Weitläufigkeiten  nnd 
Kosten  führen.  Der  Verfrachter  hat  aber  die,  welche  wegen 
Deberladung  des  Schiffes  nicht  laden  können,  vollständig  zu  ent- 
schädigen.   Pardessus  I.  c. 

Weder  wenn  das  Schiff  im  Ganzen,  noch  M'enn  es  zu  nam- 
haften Theilen,  noch  wenn  es  auf  Stückgüter  befrachtet  ist,  wird 
man  dem  Verfrachter  das  Recht  einräumen  können,  beliebig  ein 
anderes  Schiff  in  die  Stelle . desjenigen  zu  setzen,  welches  im 
Frachtcontracte  bezeichnet  ist;  denn  es  wird  nicht  selten  für 
den  Befrachter  ein  Interesse  obwalten,  gerade  mit  diesem  Schiffe 
seine  Güter  zu  versenden.  Das  Span.  Recht  Art  757  bestimmt 
dies  ausdrücklich,  doch  mit  der  Modification,  dass  bei  theilweisen 
Befrachtungen  wenigstens  Dretfünftel  einer  Vollladnng  zusammen- 
gebracht sein  müsse. 


§  91.    Qröaw,  Titcktigkeit  und  andere  Eigetttchaften  dea  Schiffea. 

Der  Verfrachter  muss  dem  Befrachter  die  Nutzung  des 
Schiffes,  wie  er  es  ihm  versprochen  hat,  überlassen.  Welche 
Eigenschaften  eines  Schiffes  auch  immer  in  der  Certepartie  vom 
Verfraditer  versprochen  worden  sind,  der  Verfrachter  muss  für 
deren  Dasein  haften,  soweit  dabei  ein  rechtliches  Interesse  für 
den  Befrachter  Oberhaupt  vorliegt 

Nicht  selten  wird,  um  Zoll-,  und  in  Kriegszeiten  nm  Neu- 
tralitäts-Begünstigungen  zu  erlangen,  speziell  auf  die  bestimmte 
Nationalität  des  Schiffes  contrahirt  Der  Verfrachter  hat  dann 
gerade  ein  nationales  Schiff  (nach  dem  Ort  der  Erbauung,  nach 
der  Bemannung  etc.  siehe  $  44.)  im  Sinne  der  Certepartie  zu 
Hefern,  d.  h.  wie  es  nöthig  ist,  um  jene  vom  Befrachter  beab- 
sichtigte und   dem  Verfrachter  bekannte  'oder    bekannt    sein 
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mOssende  Vortheile  der  bestimmten  Nationalität  geniessen  zu 
können. 

War  ein  Schiff  als  Schnellsegler  angegeben  und  dabei  nicht 
genauer  dessen  Schnelligkeit  bezeichnet,  so  wird  nur  im  ausser- 
sten  Falle,  wenn  sich  nachtraglich  ergibt,  dass  das  Schiff  sehr 
langsam  geht,  es  möglich  sein,  den  Verfrachter  um  Leistung  des 
rechtlichen  Interesses  zu  yerMgen;  deno  nur  dann  wird  sich 
ein  rechtlich  relevantes  Interesse  nachweisen  lassen. 

Wenn  die  Grösse  und  Tragfähigkeit  des  Schiffes  in  der 
Certepartie  angegeben  ist  oder  wenn  versprochen  ist,  dass  das  und 
das  bestimmte  Gewicht  von  Gütern  (z.  B.  50,000  Centner  etc.) 
oder  die  und  die  bestimmte  Anzahl  von  MaasSen,  Stücken  und 
G>Uis  (z.  B.  500,000  Ochsenhäute  oder  5000  Sack  Kaffee  oder 
Kisten  Zucker  oder  5000  Wispel  Waizen)  mit  dem  Schiffe  zu 
der  bestimmten  Reise  verladen  werden  solle,  so  haftet  der 
Verfrachter  für  seine  bestimmten  Angaben  und  Versprechungen. 

Da  die  Grösse  und  Tragfähigkeit  sich  nur  approximativ  an- 
geben lässt  und  die  Berechnung  im  einzelnen  Falle  wegen  der 
grossen  Verschiedenartigkeit  der  Güter  an  Gewicht  und  Umfang 
und  Verpackungsmöglichkeit  und  -Leichtigkeit  ungemein  schwierig 
ist,  so  ist  immer  wohlgethan,  hier  überall  nur  ungefähre  Be- 
stimmungen zu  machen,  damit  man  nur  für  den  Durchschnitt 
verhaftet  sei.  Sonst  ist  der  Verfrachter  unbedingt  verpflichtet 
und  muss  dem  Befrachter  jegliches  Interesse  prästiren.  Nur 
selten  kann  sich  füglich  der  Fall  ereignen,  dass  eine  niedrigere 
Angabe  der  Trächtigkeit  des  Schiffes  dem  Befrachter  nachtheilig 
werde,  obwohl  ein  kleineres  Schiff  vielleicht  zu  der  projectirten 
Reise  besser  als  ein  grösseres  passte;  indessen  wird  überall  ein 
bestimmtes  rechtliches  Interesse  von  dem  Befrachter  erst  nach- 
gewiesen werden  müssen.  Ist  das  Schiff  kleiner  als  angegeben, 
80  ist  dies  in  der  Regel  dem.  Befrachter  qachtheilig,  mag  er  das 
ganze  Schiff  oder  nur  einen  Brucfatheil  oder  einen  bestimmten 
Schiffsraum  gemiethet  haben.  Hier  ist  denn  vom  Verfrachter 
der  Schaden  zu  ersetzen  und  das  Interesise  zu  leisten.  Doch 
befreit  überall  das  Franz.  Recht  den  Verfrachter  von  der  Ver- 
bindlichkeit dazu,  wenn  seine  Angaben  mit  dem  Messbriefe 
übereinstimmten  und  er  dessen  Unrichtigkeit  nicht  kannte.  Dies 
scfaeinl  aber  ohne  rechtliche  Begründong;  es  ist  niobt  abzusehen, 
wessw^en  der  Befrachter  aus  dem  Irrthume  eines  Dritten, 
nämlich  des  Messers,  der  tü)erhaupt  doch  nur  dem  Verfrachter 
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▼erpflicbtet  gehalten  werden  kann  und  mit  dem  der  Befrachter 
in  gar  keiner  rechtlichen  Beziehung  steht,  sich  an  diesen  und 
nicht  vielmehr  an  seinen  unmittelbaren  Contrahenten,  den  Ver- 
frachter halten  dürfe;  letzterem  steht  natürlich  der  Regress  gegen 
den  Vermesser  oHen'*).  Ferner  gilt  nach  Franz.  (Art.  291)  und 
Holl.  (Art.  459)  Rechte  erst  ein  Unterschied  von  mehr  als  dem 
vierzigsten,  nach  Spanischem  Rechte  (Art  747)  schon  von  mehr 
als  dem  fünfzigsten  Theile  des  SchiOes  als  juristisch  relevant. 
Diese  Zahlenbestimmungen  sind  nicht  für  gemeinrechtlich  zu 
halten;  sondern  wird  man  hier  auf  Grundlage  der  besondern  Um- 
stände des  concreten  Falles  das  rechtliche  Interesse  zu  bestimmen 
und  darnach  zu  entscheiden  haben.  Es  versteht  sich,  dass  das 
volle  Interesse  zu  leisten  ist  und  dass  mithin  nicht  bloss  die 
Fracht  verhältnissmässig  herabzusetzen,  sondern  auch  eine  be- 
sondere „Vergütung  von  Kosten,  Schäden  und  Zinsen"  (Holland. 
Recht  S  459)  an  den  Befrachter  zu  zahlen  ist,  wenn  man  nicht, 
wenigstens  unter  Umständen,  den  Befrachter  zur  völligen  Auf- 
bebung des  Vertrages  berechtigen  will»  was  das  Spanische  Recht 
immer  in  das  Belieben  des  Befrachters  stellt.  Irrthum  und  Be- 
trug auf  Seiten  des  Verfrachters  scheinen  in  Bezug  auf  die  Ent- 
achädigungsfrage  gleich  behandelt  werden  zu  müssen,  indem  im 
Interesse  des  Handels  hier  überall  streng  zu  verfahren  ist.  Doch 
scheint  es,  als  ob  der  Betrug  des  Verfrachters  in  jedem  Falle  den 
Befrachter  zur  Aufhebung  des  Vertrages  berechtigen  müsse. 
Das  Consulat  cap.  181  berechtigt  übrigens  den  Befrachter,  von 
dem  Schifler  die  Lieferung  eines  anderen  SchiDes  von  der  ge- 
hörigen Grösse  zu  verlangen. 


$  92.    Seetüchtigkeit  und  AusrOitung  dei  Schiffes. 

Die  natürlichste  Forderung  des  Befrachters  wird  die  sein 
dürfen,  dass  der  Verfrachter  ein  zur  Reise  und  zu  der  bestimm- 
ten Ladung  geeignetes  tüchtiges  Schiff  stelle. 


19.  Diese  Bestimmung  des  Prantdsisohen  Rechts  steUt  die  Saebe  wirk- 
lich «uf  den  Kopf;  sie  ist  Obrigens  Mif  den  Antng  des  Hftndds- 
gcriohts  tu  Nantes  (cf.  <riiserv«tions  des  tribonanz  II.  139)  in  den 
Code  angenommen« 
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Der  Verfirachter  haftet  demnach  dafür,  dass  das  Sshiff  «ur 
Zeil  der  Ladung  seetüchtig  war  und  muss  allen  Schaden,  der 
aus  einer  solchen  Seeuntüchtigkeit  des  Schifres  der  Ladung  er- 
wachst, ersetzen.  Zur  Seetüchtigkeit  gehört  denn  auch  die  ge- 
hörige Ausrüstung,  namentlich  mit  Mannschaft,  Segeln,  Takelage, 
Proviant,  Trinkwasser,  und  wenn  daher  z.  B.  der  Schiffer  zu 
wenig  oder  yerderbliches  Zeug  mitgenommen  hatte  und  dess- 
wegen  in  einen  Nothhafen  gehen  muss,  so  tragt  der  Verfrachter 
allen  Schaden,  der  dadurch  und  namentlich  durch  die  verzögerte 
Ankunft  der  Ladung  entsteht.  Zur  Ausrüstung  gehört  endlich 
auch  die  Beschaffung  der  nöthigen  Schiffspapiere ;  auch  sie  liegt 
unbedingt  dem  Befrachter  ob  und  haftet  er  auch  hier  für  allen 
Schaden,  den  seine  Nachlässigkeit  hierin  den  Befrachtern  be- 
reitet Der  Ausdruck,  welcher  sich  in  den  Certepartien  sehr 
gewöhnlich  findet:  „das  Schiff  dicht  und  wohl  kalfatert  und  mit 
„allem  zur  Reise  Erforderlichen  zu  liefern  *%  ist  zu  bemerken. 

Von  der  Pflicht  der  gehörigen  Stauung  und  Garnirung  der 
Güter  von  Seiten  des  SchifTers  ist  bereits  $  63  gesprochen; 
ebenso  davon,  dass  er  keine  Waaren  einlade,  die  durch  ihre 
physische,  politische,  niercantile  Natur  der  übrigen  Ladung 
Schaden  bereitei^  also  namentlich  keine  Zoll-  oder  Kriegs- 
contrebande. 


S  93.    Ort  der  Ladung  und  Entlöichung. 

Dieser  Ort  der  Ladung  ist  verschieden,  je  nachdem  das 
SchiflT  nach  dem  Contract  bestimmt  ist,  1)  eine  Ladung  an  seinem 
Liegeplatze  einzunehmen  und  diese  zu  transportiren ;  2)  oder 
erst  an  einen  bestimmten  Ort  zu  segeln,  um  dort  die  Ladung 
einzunehmen;  3)  oder  eine  Ladung  hier  einzunehmen  und  am 
Bestimmungsorte  eine  Rückladung  zu  empfangen;  4)  oder  die 
Ladung  an  verschiedenen  Orten  einzunehmen  und  an  einem 
oder  an  verschiedenen  Plätzen  zu  entlöschen. 


20.  Engllfch:  That  the  laid  veuel  shtll  be  made  tight,  staunch  and 

streng,  auffleiently  manned,   and  every  way  fitted  for  the  voyage. 
ef  .  Pohls  a  106. 

T.  Kaltenborn,  Seerechl  1.  17 
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Die  EntlöschiiDg  gesdHehi  einfach  aoi  BeatraiKiuiigaorte, 
der  allerdings  auf  Grundlage  der  einzelnen  Certepariien  für  die 
verladenen  Güter  ein  verschiedener  sein  kann,  so  dasa  das  Schiff 
zur  Entlöschung  dieser  oder  jener  Güter  an  jenen  PhÜzen  an- 
legen muss.  Auch  wird  wohl  das  Schiflf  befrachtet  mit  dem  Auf- 
trage, an  diesem  oder  jenem  Platze  einen  Markt  iür  die  ge- 
ladenen Güter  zu  sucben  und  sie  bei  einem  preiswürdigen  Ge- 
bote zu  entloschen. 

Debrigens  wird  eine  Veränderung  des  Ortes,  der  Ladung 
oder  der  Entlöschung  durch  den  Befrachter  in  der  Regel  zur 
Entschädigung  verpflichten  und  unter  Umstanden  zur  Aufhebung 
des  Contractes  berechtigen.  Wird  dadurch  die  Reise  verlängert, 
so  ist  zum  wenigsten  eine  höhere  Fracht  zu  zahlen.  Wird  da- 
durch die  Reise  abgekürzt,  so  folgt  daraus  an  sich  gewiss  keine 
Verminderung  der  Fracht,  wenn  nur  den  Verfrachter  keine  Schuld 
dabei  trifft.  Wird  aber  von  dem  Befrachter  bei  der  Ortsver- 
änderung  ein  Ort  der  Ladung  oder  Entlöschung  gewählt,  der 
aus  irgend  einem  Grunde  für  das  Schiff  oder  auch  für  die 
Mannschaften  gefährlich  ist  (wegen  Krieg,  Pest  etc.),  so  kann 
der  Verfrachter  nicht  bloss  den  Contract  rückgangig  machen, 
sondern  auch  vollen  Schadensersatz  verlangen,  der  zum  wenigsten 
in  der  Zahlung  der  vollen  Fracht  besteht,  indessen  unter  Um- 
standen, besonders  wenn  der  Befrachter  die  Veränderung  des 
Bestimmungsortes  unterwegs  vorgenommen  hatte,  indem  er 
vielleicht  den  Kapitaln  täuschte,  darüber  wird  hinausgehen 
dürfen,  indem  das  gesammte  Interesse  zu  leisten  ist,  z.  B.  ein 
Verfrachter  schliesst  eine  Certepartie  zum  Transport  einer  La- 
dung von  Hamburg  nach  London  ab;  er  hat  bestimmte  Rück- 
fracht von  London;  es  wird  aber  wider  seinen  Willen  die  Ladung 
nicht  nach  London,  sondern  nach  Petersburg  geschafft  etc. 

Wenn  der  Verfrachter  willkürlich  den  Ort  der  Ladung  oder 
Entlöschung  ändert,  so  werden  die  Befrachter  in  der  Regel  den 
Contract  aufheben,  das  Oaraufgegebene  herausfordern  und 
Schadenersatz  verlangen  dürfen. 

Aendert  der  Zufall  den  Ort  der  Ladung,  so  wird  der  Be- 
frachter, wenn  er  noch  nichts  eingeladen  hat,  gewiss  ohne 
weiteres  den  Contract  aufheben  dürfen,  namentlich  wenn  der 
neue  Ladungsort  weit  entfernt  liegt  und  der  Transport  der  Güter 
erst  dahin  viel  Kosten  machen  würde.  Hat  der  Befrachter  schon 
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nü  Laden  angefangen  gehabt,  so  gill  fOr  die  noeh  nicht  ge* 
ladenen  GQter  das  Obige,  dagegen  ist  für  die  geladenen  die 
Fracht  regelmässig  su  zahlen. 

Aendert  der  Zufall  den  Ort  der  Entlöschung,  so  wird  ihn 
der  Verfrachter  fQr  sein  Schiff,  nSmlich  in  Bezug  auf  die  Aus- 
gaben für  die  Mannschaften  etc.  und  der  Befrachter  in  Bezug 
auf  den  durch  den  verftnderten  Curs  eingetretenen  Verderb  der 
G&ter  oder  doch  entgangenen  Speculationsgewinn  an  den  Waaren, 
m  tragen  haben.  Doch  wird,  wenn  die  Reise  dadurch  ver- 
kürzt wurde  und  sie  wegen  der  Beschaffenheit  des  Schiffes 
oder  auch  der  GQter  nicht  fortgesetzt  werden  kann,  in  der  Regel 
nur  die  im  Verhältniss  zur  Zeit  verdiente  Fracht  zu  zahlen  sein. 
Eine  Zulage  ao  Frachtgeldern  kann  aber  bei  einer  dadurch  ver- 
JlBgerten  Reise  der  Verfrachter  nicht  verlangen,  da  die  Höhe 
der  Fracht  imnier  schon  nach  einer  möglicher  Weise  langen 
Reise  berechoet  ist,  also  imraer  verhSiltnissmasBig  hoch  ist  Siehe 
Obrigens  wegen  besonderer  Fälle  weiter  unten  Kap.  lU.  dieses 
Abschnittes,  sowie  die  Lehre  von  der  Havarie,  namentlich  Ha- 
variegrosse. —  Siehe  auch  %  7.  n.  UI.  S.  271. 

8  04.    Liegetaget«). 

Im  Interesse  eines  regelmäissigen  Seeverkehres  und  der 
mögKchst  besten  und  oftmaligen  Benutzung  des  Schiffes,  also 
zugleich  zum  Besten  der  Rhederei  sind  durch  Gesetze  und 
Usanzen  die  Anfangs-  und  Endtermine  für  Ladung  und 
Löschung  der  Güter,  sowie  die  Folgen  von  Verzögerungen 
mancherlei  bestimmt;  indessen  ist  doch  Vieles  unbestimmt  ge- 
lassen und  muss  es  demnach  den  Contrahenten  überlassen  blei- 
ben, in  den  besonderen  Bestimmungen  der  Certepartien  sich 
gegen  etwanige  Nachtheile  zu  schützen. 

Gewöhnlich  ist  in  den  Certepartien  ein  besonderer  Termin 
für  den  Beginn  der  Ladung  vorgeschrieben,  von  welchem 
an  denn,  wenn  nun  die  Ladung  nicht  beginnt,  eine  Verzögerung 
der  Ladung  eintritt.  Es  werden  aber  hier,  wie  bei  den  Tagen 
der  Löschung,  nur  die  Werkeltage  gerechnet,  wenn  nicht  in 
den  Certepartien  ausdrücklich  von  laufenden  Tagen  die  Rede 


21.  Abbott,  IV.  2.  S.  263-7&    Pohls,  S.  409-11. 
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ist").  Ist  in  der  Certepartie  kein  Termin  festgesetzt,  so  muss 
man  als  gemeinrechtlich  wohl  annehmen,  dass  die  Zeit  der  ver- 
zögerten Ladung  erst  von  der  Anzeige  des  Kapitains  an:  er 
sei  zur  Ladung  bereit,  laufe.  Da  es  aber  hilulig  wegen  der 
verschiedenartigen  Coujuncturen  des  Handelsverkehres  dem  Ab- 
lader nicht  möglich  ist,  diesen  Termin  ganz  genau  innezuhalten, 
so  sind  gesetzlich  und  usuell,  namentlich  aber  auch  in  den 
meisten  Certepartien  vertragsmftssig  gewisse  Tage  festgesetzt 
innerhalb  welcher  der  Kapitain  auf  die  Ladung  mit  seinem 
Schiffe  warten  muss.  Das  sind  die  sogenannten  Liegetage, 
nach  deren  Ablauf  dann  die  sog.  Deberliegetage^')  be- 
ginnen. 

Aehnliches  gilt  von  dem  Löschen,  obgleich  manche  See- 
rechte ausdrücklich  nur  von  Liegetagen  beim  Laden  sprechen, 
aber  wohl  allgemein  verstanden  sein  wollen.  Das  Holl&nd. 
(Art.  457)  und  das  Spanische  Seerecht  I.  c.  Artikel  744.  45. 
sprechen  aber  ausdrQcklich  von  Liege-  und  üeberliegetagen  der 
Ladung  und  Löschung  und  ausserdem  ist  es  Praiis,  besonders 
auch  in  England  (Abbott,  263).  Wenn  nun  in  den  Certepar- 
tien nichts  Anderes  bestimmt  ist,  so  muss  man  annehmen,  dass 
mit  der  Anzeige  des  Kapitains:  er  sei  zur  Entlöschung  bereit, 
oder  auch  mit  der  bestimmten  Anzeige  des  Kapitains  von  der 
Ankunft  des  Schiffes,  die  Zeit  einer  Verzögerung  der  Löschung 
auf  Seiten  des  Empflängers  zu  laufen  beginne,  wenn  man  nicht, 
wie  dies  die  Englische  Praxis  >«)  ist,  diesen  Termin  bereits 
mit  der  Ankunft  des  Schiffes  im  Hafen  laufen  ISsst.  Bisweilen 
herrschen  darüber  auch  in  den  einzelnen  Seehäfen  besondere 
Usanzen,  denen  aber  die  vertragsmässigen  Festsetzungen  in  der 
Certepartie  vorgehen. 


22.  Pöhli  itellt  umgekehrt  die  Präsumtion  fOr  laufende  Tage  auf.  Dat 
HoUändiiche  Recht  Art.  457  (siehe  unten  die  Note)  ist  Ar  unsere 
Ansicht,  die  sieh  aus  praktischen  Rtteksichten  Oberhaupt  empfehlen 
mag.    Auch  ist  es  so  Englische  Praxis.    Abbott,  264. 

23.  Doch  nennt  man  auch  die  Liegetage  wohl  Ueberliegetage,  so  HolL 
Recht  Art.  457,  und  versteht  unter  Ueberliegetage  auch  besonders 
die  gerade  in  der  Certepartie  festgesetxten  Fristen  und  nennt  Ueber- 
liegegeld  gerade  die  dafür  stipulirte  Entschädigung. 

24.  Harman  o.  Karke  (Camphell,  reports  IV.  p.  159).  Die  Engländer 
nennen  die  Liegetage  demurrage. 
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Diese  Liegetage  sind  im  Seerecht  von  OMron  Art.  21  auf  ' 
8  oder  (höchstens?)  14  Tage>»),  von  Wisby  Art.  34  auf  15  Tage 
und  ebenso  15  in  Verordnung  Philipps  II.  Titel:  von  SchiOer  etc. 
Art  5**),  im  neuesten  Holl.  Rechte  Art.  45d*'),  im  Schwedi- 
schen II.  2.  bestimmt  Der  Code  de  com.  fran^ais  Qberiftsst  die 
Zeit  der  Usanz,  die  aber  in  Frankreich  sich  unmittelbar  an  die 
Oi^ronsche  Satzung  angeschlossen  zu  haben  scheint,  so  dass 
auch  hier  15  Tage  (siebe  Note  25,  unten)  gelten ;  auch  das  Span. 
Recht  745  verweist  auf  den  Ortsgebrauch;  ebenso  in  England 
richtet  man  sich  nach  Usanz  und  ist  eine  solche  nicht  nachzu- 
weisen, 80  ist  richterlich  oder  durch  SachverstSndige  eine  Zeit 
festxusetzen:  was  denn  auch  in  allen  anderen  Ländern  nöthigen- 
falls  wird  geschehen  müssen.  Die  Restimmungen  der  Certepartie 
können  diese  Liegetage  kürzen  oder  verengern.  Ist  darin  keine 
bestimmte  Zahl  der  Liege  (Ueberliege«)  tage  festgesetzt,  und  ist 
auch  keine  Usanz  da,  so  braucht  der  Schiffer  nicht  bis  ins  Un- 
endliche 2U  warten,  sondern  kann  vom  Richter  eine  bestimmte 
Frist  festsetzen  lassen:  nach  Ablauf  deren  denn  der  Contract  als 
aufgehoben  anzusehen.  Es  ist  aber  misslich,  sich  so  unbestimmt  ^ 
in  der  Gertepartie  auszudrOcken  und  wie  dies  allerdings  in  Eng- 
land und  auch  wohl  in  Hamburg  (Pohls  S.  411)  gesdiieht,  bloss 
eine  angemessene  Zeit  für  die  Einnahme  oder  Entlöschung 
der  GOter  zu  stipuliren;  es  macht  solche  Unbestimmtheit  nur 
Weitläufigkeiten,  ohne  irgend  wie  einen  Nutzen  zu  gewahren. 

MerkwQrdig  ist  das  Preuss.  AUg.  Landrecht  II.  8.  $  1030  ff. 
ZofOrderst  gelten  darnach  die  Fristbestimmungen  der  Certepartie. 
Sieht  darin  niehts  fest,  so  muss  der  „Refrachter  das  Gut,  auf 
ndes  Schiffers  Verlangen,  spätestens  am  dritten  Tage  an  Rord 
Moder  wenn  es  so  bedungen  worden,  ins  Schiff  liefern  ($  l631)'^ 
Also  worden  demnach  dann  mit  dem  Ablauf  dieser  Zeit  die 
Liegelage  oder,  wenn  man  will,  die  Ueberliegetage  beginnen. 


25.  Wm  aber,  da  der  daswischen  liegende  Sonntag  wegMt,  15  Tage 
lind. 

26.  ef.  Consolato  del  mare  cap.  81-83,  186,  231,  232. 

27.  Rinnen  15  hintereinander  folgenden  Werkeltagen;  doch  bei  Lichter- 
acfaiffen  finden  nur  3  Werkeltage  statt  Auch  in  England  werden 
nur  Wefkeltage  gerechnet  und  davon  nicht  bloss  Sonn-  und  Fest- 
tage, sondern  auch  alle  Tage  ausgeschlossen,  wo  das  Zollhaus  ge- 
schloesen  ist. 
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Der  Schiffer  hat  überall  nach  Ablauf  der  vertragsmassigen  oder 
obiger  gesetzlichen  (dreitägigen)  Zeit  Protest  zu  erbeben  und 
(S  1643)  wenn' der  Befrachter  des  ganzen  Schiffes  gar  nichU 
eingeladen  hat,  und  der  Schiffer  innerhalb  der  n&chsten  14  Tage 
keine  andere  Fracht  erhalt,  die  Hälfte  der  ganzen  Fracht  zu 
zahlen}  ist  nur  ein  Theil  der  Fracht  (S  1644)  geliefert  und  der 
Schiffer  kann  in  14  Tagen  das  Fehlende  nicht  anderweitig  er- 
ganzen,  so  rouss  der  Ablader  die  Fracht  für  das  Ganze  zahlen* 
Sind  aber  Liege*  oder  Wartetage  und  -gelder  ausdrücklich  be*- 
düngen,  so  muss  der  Schiffer  immer  warten  oder  allenfallB  vom 
Richter  eine  endliche  Frist  setzen  lassen  ($  1645).  Bei  Fracht 
auf  Stückgüter  braucht  und  darf  der  Schiffer  über  den  Ternin 
nicht  zu  warten  und  ist  allemal  die  ganze  Fracht  zu  zahlen. 

Das  Holl.  Recht  Art  417  bestimmt  noch  ausdrücklich;  wenn 
ein  Theil  der  Ladung  des  Schiffes  an  einem  Orte,  und  ein 
anderer  Theil  der  Ladung  an  einem  anderen  Orte  eingeladen 
oder  gelöscht  werden  muss:  so  tritt  durch  die  Reise  des  Schiffes 
Ton  dem  einen  zu  dem  anderen  Orte  ein  Stillstand  in  der  Lade- 
oder Löschzeit  ein,  und  soll  die  Zeit,  welche  auf  die  Zwischen- 
reise  verwendet  wird,  nicht  mitgerechnet  werden.  Und  dies  ist 
gewiss  überall  für  gemeines  Recht  zu  halten. 

Welche  Ursachen  den  Befrachter  oder  Empfänger  am  Laden 
oder  resp.  Löschen  hindere,  ob  Irrthum  oder  Verbot  der  Waaren 
etc.,  ist  durchaus  gleichgültig,  denn  immer  wird  durch  ihn  das 
Schiff  aufgehalten.  Besonders  ist  man  in  England  streng  und 
consequent  Abbott,  267.  Randall  c.  Lynch,  Auch  das  Preuas. 
Recht  1.  c.  1641  bestimmt,  dass  es  keinen  Unterschied  madie, 
wenn  gleich  die  Ausfuhr  der  zum  Einladen  bestimmten  Waaren 
verboten  oder  der  Befrachter  sonst  durch  einea  Zufall  verhindert 
werde,  die  versprochene  Ladung  anauweiaen,  und  eoasequenl 
wird  Gleiches  vom  Entlöschen  in  Bezug  auf  dea  Empfti^eff 
gelten  müssen.  Doch  wird  man  allgemein  annehmen  müssen, 
dass,  wenn  durch  Wind  und  Wetter  der  Transport  von  und 
zum  Schiffe  verhindert  wird,  dies  ein  casus  ist,  den  beide  Par- 
teien gemeinsam  tragen  müssen. 

Ob  nach  Europaischem  Seerecht  für  die  Liegetage  eine 
Entschädigung  vom  Schiffer  zu  beanspruchen,  ist  nach  der 
Certepartie  oder  nach  den  Ortsgebräucbeo  zu  entscheiden.  Doch 
bestimmen  das  Holländische  Recht  Art.  457  und  das  Spanische 
Artikel  745  ausdrücklich  eine  Entschädigung.    In  Englaad  und 
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RuMtand  ist  Ton  einer  BDtsohftdiguog  nur  die  Rede,  wenn  sie 
ausdrocklieh  stipulirt  war  •*). 

Für  Deberiiegelage  in  dem  obigen  Sinne,  wornach  sie  die 
Tage  sind»  weiche  nach  Ablauf  der  usuellen»  gesetzlichen  oder 
Tettragsmasaigea  Frist  sur  Ladung  su  laufen  beginnen,  wird 
Dan  unbedingt  eine  Bntsohidignng  für  die  übrige  Zeit  begründet 
sein,  bis  es  feststeht,  dass  der  Vertrag  völlig  aufgehoben  ist; 
was  unmitlslbar  durch  den  Ablauf  der  Liegetage  nicht  der  Fall 
zu  sein  scheint.  Vielmehr  hat  f&r's  Erste  wenigstens  der  Ver- 
frachter die  Wahl,  nooh  sa  warten  oder  auf  Aufhebung  des 
Contractes  zu  klagen.  Indessen  wird  er  sich  schon  nach  einer 
neuen  Fncht  umsehen  dOrfen,  da  er  von  dem  Refrachter  gewiss 
nicht  zur  Anlrechterhsltong  des  Contractes  nun  noch  gezwungen 
werden  kann.  Pardessus,  n.  710.  Nach  Spanischem  Rechte  745 
kann  der  Verfrachter  (Sehifler),  wenn  er  den  alten  Contract 
aalhebt,  die  Haine  der  Fracht  ton  dem  sSumigen  Refrachter 
Terlangen.  Nach  Freoas.  Rechte  1642  soll  dagegen,  wenn  der 
Verfrachter  (SchifTer)  eine  andere  Fracht  erhalten  kann,  der 
erste,  nimlich  siumige  Refrachter,  ausser  den  Versaumnisskosten, 
aoeh  den  etwa  durch  die  niedere  neu«  Fracht  entstandenen 
Verlust  dem  SchifTer  ersetzen.  Auch  muss  man  wohl,  wie  es 
gMchfalb  das  Preuss.  Recht  1.  c.  zu  thun  scheint,  den  SchifTer 
zur  Annahme  einer  anderweitigen  bequemen  Fracht  ibr  Ter- 
pflichtet  halten  und  aind  dann,  wenn  nichta  Anderes  existirt,  die 
obigen  Restimmungen  des  Preuss.  Rechts  als  in  der  Natur  der 
Sache  b^ründet,  überall  zur  Anwendung  zu  bringen.  Das  Holl. 
Recht  Art  464  stellt  es  in  das  Relieben  des  Verfrachters,  l)  ent-- 
weder  Entsohsdigung  zn  verlangen  und  die  Güter  nachtrdgMch 
doch  zu  verladen;  S)  oder  den  Contract  als  gebrochen  anzu- 
sehen und  die  halbe  Fracht,  Havarie  und  Kaplaken  zu  fordern: 
3)  oder  dreimalvierundswanzig  Stunden  nach  geschehener  Auf- 
forderung ohne  Ladung  die  bestimmte  Reise  zu  machen  und 
dabei  die  volle  Fracht  sowie  etwaniges  Ueberliegegeld  zu  ver- 
langen. Rei  einer  bloss  theilweis  erfolgten,  also  incompletten 
Abladung  von  Seiten  des  Refrachters  soll  entweder  die  blosse 


cf .  Rmdatt  c.  Lynah  (GampheU,  rqiorti  IL  3Ö6)  und  viele  andere  FSUe 
hei  P5lili,  Seite  429  Note.  —  Ruinicbe  Ordnung  der  Schiffahrt 
Art  148.  49. 
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Entschüdigung  verlangt  oder  mit  dem  eingenommenen  Tbeile  der 
Ladung  abgesegelt  und  doch  die  Fracht  fürs  Ganze  verlangt 
werden  kennen,  Art.  465.  Und  auch  diese  letitere  Bestimmung 
scheint  in  der  Natur  der  Sache  begründet  zu  sein,  wenn  man 
dabei  nur  die  stillschweigende  Voraussetzung  macht,  dass  der 
Schiffer  keine  anderweitige  Ergänzung  der  Ladung  erhalten 
konnte:  denn  sonst  wird  man  überall  den  Betrag  dieser  Er- 
gänzung von  der  ganzen  zu  zahlenden  Fraohtswnme  abdehen 
dürfen. 

Die  hier  vorkommende  Entschädigung  heisst  Liegegeld, 
resp.  üeberliegegeld*»). 

Die  Liegetage  der  Löschung  sind  in  den  Seerechten  meist 
nicht  speziell  erwähnt,  sind  aber  in  den  Certepartien  et>enso 
gewöhnlich  als  rathlich.  Wird  die  Ladung  nach  Verstrelchong 
der  gesetzlichen,  usuellen  oder  vertragsmassigen  Frist  nun  nicht 
abgeholt,  so  ist  auch  hier  von  Ceberliegetagen  die  Rede.  Abbott 
266.  Es  ist  der  Schiffer  verpflichtet,  Protest  zu  erheben,  die 
Güter  (wo  möglich  gerichtlich)  zu  deponiren,  sich  auch,  wenn 
es  angeht,  zum  Verkaufe  von  so  viel  vom  Gerichte  antorisiren 
zu  lassen,  als  zur  Deckung  der  Fracht  und  des  Liegegeldes 
nöthig  scheint. 

Für  Ceberliegetage  findet  überall,  selbst  in  England  eine 
Entschädigung  statt. 

Die  Zeit,  innerhalb  welcher  die  einmal  empfangene  Arbeit 
des  Ladens  oder  Entlöschens  vollendet  werden  solle,  ist  nur  im 
Preuss.  Rechte  S  1635 --38,  doch  nominell  nur  für  die  Ladung 
und  zwar  dahin  bestimmt,  dass  ein  Schiff  von  und  unter  50 
Lasten  in  8,  von  50— 100  in  14  Tagen  geladen  und  auf  jede 
weiteren  50  Last  Grösse  eines  Schiffes  wiederum  je  8  Tage  ge- 
laden werden  darf:  wobei  aber  „Hindernngeü'S  welche  Wind 
und  Wetter  am  Laden  verursachen,  weder  vom  Schiffer  noch 
vom  Befrachter  vertreten  zu  werden  brauchen.  Es  ist  sonst 
nach  Ortsusanz  zu  entscheiden,  wenn  darüber  nicht,  wie  dies 
sehr  gewöhnlich,  in  den  Gertepartien  Bestimmungen  enthalten 
sind  »•). 


29.  Das  Englische  demurrage  hcint  Liegeieit  und  Liegegeld. 

30.  Das  Nordamerikanische  Jteeht  ist  streng  in  Bezug  auf  die  Liege- 
tage.    Ich   will  hier  die  leitenden  Grundsatze  durch  die  körten 
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%  d5.    Vef|»fliehtiing,  die  Ladung  id  Ikfern. 

Diese  liegt  dem  Befrachter  in  Folge  der  Certepartie  ob. 
Sie  wird  yerschiedeo  su  erfüllen  sein,  je  nach  den  verschiedenen 
Arten  der  Befrachtung.  Soll  die  Ladung  erst  an  einem  dritten 
Orte  eingenommen  werden,  so  pflegt  man  dies  in  den  €erte- 
Partien  so  zu  bezeichnen,  dass  der  Befrachter  die  Ladung  durch 
seinen  Correspondenten  dem  Schiffer  anschaffen  wolle.  Wenn 
auf  eine  bestammte  Art  von  Gütern  contrafairt  wurde,  so  darf 
in  der  Regel  nur  diese  gMaden  werden.  Ist  das  ganze  Schiff 
überhaupt  schlechthin  vermiethet,  so  kann  der  Befrachter  was 
er  irgend  will  laden,  sofern  ea  dem  Schiffer  und  der  Mannschaft 
keine  Gefahr  bereitet;  doch  pflegt  man  eine  volle  und  be- 
queme Ladung  in  den  Certepartien  in  stipuliren. 

Siehe  bereits  $  88,  sowie  namentlich  über  die  eigentlichen 
Pflichten  des  Befrachters  im  Zusammenhange  $112  unten, 
namentlich  über  die  Wirkung  der  theilweisen  oder  gänzlichen 
NichÜadang,  des  ZurCkeknehmeos  der  Ladung  etc.  Auch  $  94 
ist  naehnsdien. 

$  96.    FraditbeitilBmmig. 

L  Die  Zahlung  einer  Fracht  ist  bei  Befrachtungscontracten 
so  wesentlich,  dass  1)  wenn  sie  auch  nicht  ausdrücklich  stipullrt 
ist,  sie  sich  allemal  von  selbst  versteht,  dass  2)  dem  Kapitain 
im  Interesse  der  Rhederei  eine  Vermietbung  ohne  Frachtzahlung 
nicht  gestattet  ist,  und  dass  3)  wenn  der  Kapitain  dies  gethan, 
die  Rhederei  trotzdem  von  den  Befrachtern  die  Zahlung  ver- 
langen darf.  Das  präsumtive  Mandat  des  Kapitaina  kann  nie 
gegen  das  Interesse  der  Rhederei  gehen. 


Worte  Kent's  I.  c.  2D4,  der  übrigens  sonst  weiter  nichts  darüber 
sagtp  charakteritiren:  If  either  party  be  not  ready  by  the  time 
appointed  for  loading  the  sbip,  the  otherparty,  ifbe  be  the 
ebarterer,  inay  seek  anotber  ahip,  or  if  he  be  the  ownev, 
anotber  cargo.  Tbis  nght  arises  Irom  the  neoctsity  of  predsion 
and  pnnctnality  in  all  maritime  transactions.  By  a  very  short 
delay,  tbe  proper  isason  may  be  lost»  or  tlie  obiieet  of  the  voyage 
defeated, 
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II.  In  der  Regel  wird  die  Frachtbestimmung  in  den  Con- 
tracten  festgesetzt  M  dies  nicht  gesohehea,  so  wäre  es  un- 
billig, wenn  die  Rhederei  Immer  die  höchste  Fracht  yerJangen 
könnte;  vielmehr  wird  man  ilir  xiur  die  laufende,  d.  h.  die 
Durchsohnittsfracht^O  ^^  solche  oder  ähnliche  tiöter  auf  solchen 
und  ähnlichen  Reisen  einräumen  und  wenn  darfkber  durch  die 
Makler  etc.  nichts  festgestellt  werden  kann  und  aidi  die  Parteien 
nicht  einigen  können,  gebohrt  dem  Gerichte  unter  Zuziehung 
von  Sachverstandigen  die  Entscheidung. 

III.  Die  besondere  Bestimmung  der  Fracht  richtet  sich  nach 
den  verschiedenen  Arten  der  Befrachtung  ($  88)  und  ist  sehr 
versdiieden  **).  « 

1)  Die  Fracht  wird  ganz  (en  blocq)  bedungen,  wenn  eine  be- 
stimmte Summe  fOr  die  Benutzung  des  ganaen  oder  einen 
namhaften  Theiies  des  Schifles  auf  eine  bestimaite  Zeit  fest- 
gesetzt ist 

2)  im  Ganzen  dasselbe  ist  es,  wenn  fbr  eine  bestimmte  Beise, 
auch  für  Hin-  und  Rttokreise  zusammen  eine  runde  Summe 
gezahK  wird,  wenn  auch  dabei  eine  gewisse  wandehkle  Skala 
festgesetzt  ist,  dass,  im  Fall  die  Reise  wegen  Wind  und 
Wetter  oder  wegen  Seenoth  und  anderer  Unfiklle  Ober  eine 
bestimmte  Zeit  hinaus  dauern  sollte,  eine  bestimmte  Er- 
höhung, und  im  Fall  einer  sehr  kurzen  Reise  auch  wohl 
—  was  aber  sehr  unpraktisch  scheint^  da  der  Schiffer  sonst 
gewiss  langsam  segeln  würde,  —  ein  bestimmter  Abeug  ein- 
treten solle. 

3)  Bei  monatsweiser  Vermiethung  wird  eii|e  runde  Summe  an 
Fracht  für  jeden  Monat .  der  ganten  oder  theiiweisen  Be- 
nutzung des  Schiffes  gezahlt.  Dabei  ist  die  Frage  wichtig, 
von  welchem  Termine  an  die  Tage,  für  weiche  Fracht  su 
zahlen  ist,  laufen?  Dies  wird  der  Tag  sein,  'wo  derSohiflSer 
sich  zur  Annahme  der  Ladung  bereit  erklart;  denn  von  der 
Zeit  muss  der  Schiffer  seine  Leute  dazu  bereit  halten  und 
ist  der  Befrachter  säumig.    Das  Französ.  Recht'*)  laset 


31.  Das  Bömitche  R«ebt  ii|  Consefoeiii  von  L.  3fk  D.  de  pactia  (S.  14) 

würde  atreager  aein,  iiSabar  unprakliaefa. 
82.  cf.  Pohls  413  ft 
33.  6oiH>hl  schon  in  der  Ord.  1661  (liL  1.  Art.  1^  aU  hn  Code  de  c 

Art  275. 
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freilieh  die  Fracht  merkwürdiger  Weise  erst  ¥on  dem  Tage 
an  laufen,  wo  das  Schiff  unter  Segel  geht,  und  dasselbe  sagt 
das  Hell.  Recht  Art  463. 

Das  Ende  der  Zeit,  fQr  welche  Fracht  lu  zahlen  ist, 
tritt  natorgeniftss  erst  mit  der  wirklichen  vollendeten 
Entlöschung  ein,  denn  so  lange  dauert  die  mieth weise  Be- 
nutzung des  Schiffes  yon  Seiten  der  Befrachter. 
4)  Bei  einer  Befrachtung  nach  Mass,  Stückzahl  oder  Gewicht 
wird  fQr  jede  Last  oder  Tonne  (in  der  Bedeutung  eines 
Sehiffsmasses  Ton  circa  20Ü0  und  resp.  4000  Pfd.)  oder  für 
jedes  Gebind  oder  Kiste  oder  Ballen  oder  für  jedes  Pfund 
oder  fbr  jeden  Gentner  eine  bestimmte  Summe  gezahlt  Die 
Befraohtang  nach  Mass  und  swar  gewöhnlich  nach  Lasten 
und  Tonnen  kommt  hauptsachlich  in  Deutschland  und  Hol- 
land Yor.  In  Frankreich  ist  die  üblidiste  Art  nach  tonneau 
(ein  Raum  Ton  28  Cubikfüss)  und  nach  quintal  (ein  Ge- 
wicht von  100  Pfd.)*  In  England  ist  die  gewöhnlichste  Art 
zu  befrachten  die  nach  tons  von  2240  Pfund  und  ebenso  in 
Nordamerika  und  Brasilien.  In  Hamburg  und  überhaupt  an 
den  meisten  grossen  Seeplatzen  kommen  übrigens  alle 
Arten  Tor. 

Bei  der  Fracht  nach  Mass,  wie  sie  namentlich  auch  bei 
flössigen  Gegenständen  (Wein,  Rum  etc.)  vorkommt,  sowie 
nach  Gewicht  entsteht,  wenn  in  der  Certepartie  darüber 
nichts  bestimmt  ist, 

a)  die  Frage,  ob  die  Art  des  Masses  und  Gewichtes  des 
Ladungs-  oder  des  Löschplatzes  bei  der  Berechnung  der 
Fracht  zum  Grunde  gelegt  werden  solle?  In  der  Regel 
ist  wohl  zu  vermuthen,  dass  die  Contrahenten  das  hier 
Nächstliegende  vor  Augen  hatten,  also  die  Mass-  und  Ge- 
wichtsart des  Ladungsplatzes,  wenn  nicht  aus  der  aus- 
drOcklicben  Beaeicbnung  nach  dem  Masse  des  Löschplatzes 
ein  Anderes  hervorgeht, 

b)  Femer»  ob  die  Fracht  für  die  angeblieh  naeli  dem  Lade- 
register oder  den  Connossementen  oder  Certepartien  ein- 
geladene, oder  für  die  wirklich  beim  Löschen  abgelieferte 
Quanti  tlkt  der  Waare  (namentlich  bei  flüssigen»  leckenden 
Gütern)  zu  zahlen  sei.  In  der  Regel  gilt  auch  hier  die 
Quantität  des  Ladungsortes  als  massgebend  für  die  Be> 
stimmung  der  Fracht^  denn  jene  Angaben  der  Quantitü 
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namentlich  in  den  Connouemenlen  oder  Gertepartien  etc. 
können  f&glich  nur  auf  die  Bestimmung  der  Fracht  geheo, 
da  sie  zur  Sicherung  richtiger  Ablieferung  nur  dann  dienen 
können,  weno,  was  nicht  sehr  hanfig  gescliieht,  bei  der 
Ladung  in  das  Schiff  sie  vom  Schiffer  allemal  erst  nach- 
gemessen oder  nachgewogen  wird}  der  Schiffer  macht  aber 
gewöhnlich  nur  die  Vermerke  in  seinen  Büchera  nach  den 
Angaben  der  Abiteferer,  controlirt  dieselben  nicht  und 
nimmt  die  Richtigkeit  nur  in  Bezug  auf  die  Frachtbestim- 
mung an ;  wie  denn  gewöhnlich ,  wenn  er  nicht  controlirt 
hat,  noch  der  Zusatz:  „Gewicht  unbekannt'^  von  ihm 
gemacht  wird,  der  keinen  anderen  Sinn  hat,  als  dass  der 
Schiffer  für  die  wirkliche  Ablieferang  der  vermerkten  und 
uiclit  controlirten  Masse  und  Gewjdite  nicht  haften  wolle. 

c)  Natürlich  ist  es  anders,  wenn  ausdrücklich  die  Zahlung  der 
Fracht  nach  dem  ausgelieferten  Gewioht  stipulirt  wor- 
den ist 

d)  Bei  der  Befrachtung  nach  dem  Gewichte  ist  in  der  Regel 
das  Gewicht  der  Waare  und  der  Verpackung  (Fuatage) 
zu  verstehen;  denn  das  ist  das  Einfache  und  dem  Ver- 
kehre Angemessene,  das  Gegentheil  macht  in  der  Regel 
grosse  Weitittufigkeiten  und  für  deren  Statnirang  findet 
gewiss  keine  Vermuthung  statt  Wenn  dagegen  Netto- 
gewicht zur  Bestimmung  der  Fracht  ausdrOeUich  stipulirt 
ist,  so  ist  wohl  für  die  meist  Ittstige  und  schwierige  Ver- 
wiegung der  wirklichen  reinen  Waare  nicht  zu  Vermuthen, 
sondern  wird  es  genügen,  die  an  allen  grösseren  Seepitttzen 
üblichen  Tharasatze  und  zwar  in  Ermangelung  anderer  die 
bei  den  Zollberechnungen  des  betreffenden  Staats  zur  An- 
wendung zu  bringen  und  diese  vom  Bruttogewichte  der 
Güter  abzuziehen  **). 

IV«  Die  Kaplaken  sind  ein  Accessorium  der  Fracht  In 
den  alten  -Seerechten  kamen  sie  dem  Kapitain  zu  Gute  (siehe 
$62),  jetzt  der  Rhederet  **)   und  bedient  man  sich  dafür  (in 


34.  Pohls,  S.  417  ist  anderer  Meinung  und  will  das  oben  Gesagte  nar 
gelten  lassen,  wenn  die  Fracht  nach  der  Gewiefatsart  des  LOachnngs- 
platzes  stipnlirt  ist. 

S6.  Doch  kann  auch  noch  gegcanirtig  nach  den  besonderea  Beatim- 
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Hamborg,  nach  Pohls  S.  417)  aueh  des  Englischen  Ausdruckes 
Priofiage.  * 

Die  Kaplaken  bestehen  jetzt  meist  nicht  mehr  wie  sonst  in 
der  Fracht  f&r  eine  Tonne,  sondern  werden  in  gewissen  Pro-- 
centen  Terdungen,  kommen  aber  auch  als  runde  Summe  Tor, 
die  hauptsicblich  unter  der  Bedingung  stipulirt  wird,  wenn  der 
Befrachter  mit  dem  Schiffer  zufrieden  sei.  Diese  Be* 
dingung  stellt  dann  die  Kaplaken  keineswegs  in  die  reine  Will- 
kQr  des  Abladers,  sondern  sie  sind  in  solchem  Falle  «u  zahlen, 
wenn  eine  ordnungsmassige  Abliererung  erfolgt  Ist,  also  der 
Kapitain  in  jeder  Beziehung  seine  Pflicht  geUian,  sich  nichts  hat 
zu  Schulden  kommen  lassen  **). 

V.  Die  alten  Kaplaken  als  eine  Vergütigung  f&r  den  Kapi- 
tain sind  übrigens  in  neueren  Zeiten  in  England  in  dem: 
priT liege  gleichsam  wieder  aufgelebt  Darunter  versteht  man 
die  ausserordentliche  Belohnung,  welche  dem  Schiffer  auf  Reisen 
besonderer  Art  (namentlich  nach  Ostindien)  usanzmSssig, 
also  auch  ohne  besondere  Stipulirung,  zukommt  Dabei  bestimmt 
sich  namentlich  auch  die  Grösse  der  Belohnung  nach  der  Dsanz. 
In  der  ursprOnglichen  Bedeutung  scheint  das  sog.  privilege  eine 
Vergütung  dafür  zu  sein,  dass  der  Schiffer  seine  Cajüte  zum 
Gebrauch  des  Befrachters,  namentlich  um  dort  besonders  kost- 
bare Gegenstände  zu  verladen,  hergibt 

In  Deutschland,  namentlich  in  Hamburg  (Pohls  418)  kommt 
etwas  Aehnliches  unter  dem  Namen  Gratification,  Gratiale, 
auch  nicht  selten  Kaplaken  genannt**),  vor,  doch  wird  diese 

durch  ausdrückliche  Stipulirung  dem  Kapitain  gewonnen. 


nnngen  det  Contractet  zwiiefaen  SehüTer  und  Rheder  dem  Schiffer 
ein  Antiieil  daran  gebQhren. 

90.  So  Pothier,  1.  e.  n.  57.  der  tich  auf  die  Analogie  von  L.  75.  D.  de 
legatit  I.  beruft.  Pohls  418  will  dagegen,  desi  der  Kapitain  seine 
Sache  recht  gut  gemacht  habe;  ich  glaube  aber,  desi  dies 
etwa«  ünmenbares  und  wenigstens  Irrelevantes  ist;  es  wird  genOgen, 
dass  der  Schiffer  keine  Ursache  zur  Unzufriedenheit  gegeben. 

37.  So  ist  nach  Oelrichs,  Deutschland  zur  See  (Hamburg  1849)  S.  40 
in  Bremen  und  Hamburg  der  Name  Kaplaken  fUr  gewisse 
Proeeatantheile  der  Fracht,  welche  eontractiich  dem  Kapitain  mit 
seiner  Gage  bedungen  werden,  gewöhnlich,  und  kommt  auch  ander- 
wlrta  in  dieser  Bedeutung  vor. 
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In  Frankreich  neoni  man  geräda  dies  noch  chapeau  (d.  L 
Kaplaken)  oder  ätrennes  (Pardessus  n.  708)  und  Vird  f&^ioh 
eine  solche  Gratlfication  Qberall  vorkommen  können.  Uebngens 
ist  dieselbe  gewöhnlich  noch  an  besondere  Bedingangeik  ge- 
knüpft und  besteht  sie  gewöhnlich  in  gewissen  (3  oder  ö  etc.) 
Procenten  der  Fracht,  aber  auch  in  einer  runden  Summe.  Ja 
bisweilen  wird  in  den  Contracten  [zwischen  der  Rhederei  und 
dem  Schiffer  ausdrucklich  festgesetzt,  dass  der  Schiffer  auch 
diese  Art  von  Gratlfication  der  Rhederei  ganz  oder  doch  theil- 
weise  berechnen  müsse,  wodurch  denn  ihr  wesentlicher  Charakter 
ganz  oder  tlieilweis  wieder  aufgehoben  wird.  Von  den  vielerlei 
hier  möglichen  Bedingungen  ist  in  den  Gertepartien  die  häufig, 
wenn  die  Ausladung  einen  vortheilhaften  Markt  gefunden  habe 
und  (oder)  die  Rückladung  in  gutem  Zustande  geliefert  worden, 
oder  Oberhaupt  wenn  das  Geschäft  gut  oder  vortheilhaft  ausge- 
fallen sei.  Ob  eine  solche  Bedingung  erfüllt  sei,  ist  natikrlidi 
nöthigenfalls  vom  Richter  festzustellen.  Ist  die  Gratifieatiofi 
nicht  in  einer  bestimmten  Summe  ausgedrückt,  so  ist  sie 
nöthigenfalls  unter  Zuziehung  von  SacbversUUidigen  gleichfalls 
gerichtlich  zu  bestimmen. 


S  97.    Anderweitige  Bestimmungen  der  Certepartie  <*). 

Dahin  gehören  alle  eigentlichen  Nebenbestimmungen,  näm- 
lich die  der  Zeit,  sodann  die  Bedingungen  aller  Art,  endlich  der 
modus,  also  Zweckbestimmungen^  Dieselben  haben  bei  dem 
Frachtcontracte  nichts  Eigenthümliches  und  sind  daher  nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  zu  beurtheilen.  Darum  soll  denn 
auch  hier  nur  noch  auf  einige  besondere  Beatimmungen  auf- 
merksam gemacht  werden,  welche  unter  Umständen  von  Wich- 
tigkeit erseheinen: 

I.  Der  Schiffer  ist  überhaupt  zu  einer  sorgfältigen  Behand- 
lung der  Waare  verpflichtet  und  muss  namentlich  auch  ohne 
besondere  Verpflichtung  dazu  die  gewöhnlichen  Mittel,  welche 
überhaupt  dazu  dienen,  eine  bestimmte  Waare  im  guten  Zu- 
stande zu  erhalten,  anwenden,  also  z*  B.  das  geladene  Getreide 


38.  cf.  Pohls,  S.  419  ff. 
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löllen  und  mnschjppen  *<)•  Doch  pflegt  ifies  auch  Gegenstand 
einer  besonderen  BesInnniBng  in  der  Gertepartie  tu  sein  und 
kennen  dadurch  noch  eigenthQmliche  und  strengere  Pflichten 
aufgelegt  weiden«  Häufig  ist  die  Bestiramungi  dass  der  SchifTer 
eine  Katze  am  Bord  habe,  eontracUich  vorgeecbriebee^  bisweilen 
auch  gesetslich. 

li.  Wenn  nichts  Anderes  verabredet  ist  und  auch  in  den 
Umstanden ,  i.  B.  dass  das  Schiff  alle  seine  früheren  oder  doch 
die  letzten  Beisen  gerade  mit  diesen  oder  jenen  bestimmten 
Umwegen  gemacht  hat,  nicht  das  Gegen theil  begründet  liegt,  so 
ist  die  Präsumtion  dafCU*»  dass  das  Schiff  direct  nach  dem  Be- 
stimmungsorte des  eingeladenen  Gutes  segeln  solle.  Desswegen 
moss  der  Schiffer  sich  oft  ausdrücklich  stipuliren  lassen,  dass 
das  Schiff  unterwegs  einen  oder  mehrere  Hafen  angehen  dürfe, 
z.  B.  um  dort  Briefe,  Passagiere  oder  einzelne  Güter  abzusetzen 
oder  auch  im  Gegentheil  seine  Ladung  zu  completiren  etc. 

III.  Wer  die  Kosten  der  Ein-  oder  Ausladung  und  nament- 
lich bis  zu  welchem  Orte  von  dem  einen  oder  dem  anderen 
Contrahenten  (Schiffer,  Befrachter),  also  ob  beim  Einladen  bis 
ans  Schiff  oder  an  Bord  oder  ans  Ufer  oder  beim  Ausladen  bis 
an  den  Aussenhafen  oder  bis  an  die  Zollstdtte  etc.  die  Waare 
transportirt  werden  müsse,  bestimmt  sich  fürs  Erste  nach  der 
Usanz  des  Ortes.  Diese  ist  aber  nicht  selten  schwankend  und 
demnach  sind  genaue  Bestimmungen  über  diesen  Punkt  in  den 
Certepartien  ebenso  gewöhnlich  als  räthlich. 

IV.  Der  Verfrachter  muss  die  freie  Benutzung  des  Schiffes 
liefern  und  dessbalb  alle  eigentlichen  Scbiffsabgaben  gegenwartig 
allein  tragen  ($$  46  u.  155),  obwohl  dies  in  früheren  Zeiten  anders 
war.  Die  Waarenzölle  und  Abgaben  hat  natürlich  der  Befrachter 
zu  tragen.  In  den  Certepartien  wird  häufig  ntther  bestimmt,  wie 
sich  der  Schiffer  bei  der  Ein-  und  Ausklarirung  der  Ladung  an 
den  Zollstdtten  verhalten  solle.  « 

Bei  solchen  Befrachtungen,  wo  das  Schiff  für  Rechnung  der 
Rheder  nach  einem  Hafen  segelt,  um  dann  erst  für  Rechnung 
des  Befrachters  eine  Ladung  zurückzubringen,  sind  folgende  drei 
Bestimmungen  häufig: 


30.  cf.  Schwedische  Sceieeht  II.  8. 
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V.  Biomal  die  BealimiBuiig,  da98  der  Schiffer  sich  aa  den 
Correapondenten  des  Befrachters  zu  wenden  habe»  also  nicht 
bloss  des  Rheders  (Verfrachters). 

VI.  Ebenso  die  Bestimmung,  dass  die  Rbederei  einen  ge- 
wissen Beirag  an  Waaren  oder  Baarschaften  an  den  Correspon- 
denten  des  Befrachters  einsenden  solle  und  für  den  Ertrag  oder 
anderweitig  ein  Theil  der  KQckfracbt  für  Rechnung  der  Rbederei 
angeschafH  werden  solle.  Der  Zweck  ist,  dass  dem  Befrachter 
(Ablader)  die  Completirung  der  Ladung  erleichtert  werde,  indem 
er  nun  nicht  das  ganze  Schiff  zu  beladen  braucht. 

VII.  Endlich  dass  ein  Supercargo  (Cargadeur)  mitgenom- 
men  werde.    Siehe  §  120. 


S  96.   Ausfertigung  der  Certepartie«»). 

Nach  den  meisten  Seerechten  soll  die  Certepartie  schriftlich 
abgeschlossen  werden  ($  87),  ohne  dass  aber  ein  Contract,  Qber 
welchen  keine  schri/tliche  Urkunde  abgefasst  ist,  ungültig  wftre^^). 
Nur  existirt  dort,  wo  SchrifÜichkeit  einmal  verlangt  wird,  in  der 
Regel,  und  bevor  der  Vertrag  noch  nicht  durch  ganze  oder 
theilweise  üebergabe  der  Güter  erfüllt  ist,  keine  Gontractsklage 
und  demnach  nur  eine  Klage  auf  Vollziehung  des  Gontractes^*). 

Es  ist  aber  sehr  gewöhnlich,  zur  Abschliessung  sich  der 
Schiffsmakler  ($87)  zu  bedienen  und  auf  Grund  deren  Schluss- 
noten den  Gontract  abzuschliessen.  Häufig  aber  wird  eine 
Certepartie  noch  besonders  notariell  ausgefertigt  oder  doch  be- 
glaubigt. Hier  wird  der  Abschluss  des  Gontractes  erst  dann 
vollendet  sein,  wenn  beiden  Contrahenten  die  ausgefertigten 
Exemplare  zugestellt  sind. 


40.  cf.  Pohls  S  421.  22. 

41.  Das  sagt  schon  Valin  1.  c,  ad  Art.  c.  liv.  III.  tit.  I.  Ebenso  ist  die 
Englische  und  Nordamerikanische  Praxis.  Kent  1.  e.  203,  4,  der 
aber  SchrifUidikeit  mit  Redit  sehr  empfiehlt. 

42.  Die  Bestimmung  des  Römischen  Rechts,  dass  es  vor  der  Ausfertigung 
jedem  Theile  freistehe,  von  dem  Geschalte  lurücksugehen,  ist  jetst 
unpraktisch,    pr.  J.  III.  24.  L.  17.  C.  4.  21. 
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GerMmMie  AiiftfeHJ|;üiig  oder  Legaliffirttng  ist  jiiohi  üblich» 
indessen  in  Kriegsseiten  sa  empfehlen,  da  in  den  Priaengeriobten 
nar  gerichtiiohe  Urkunden  einen  Offeniliehen  Glauben  zu  haben 
pflegen. 

Erst  von  dem  Zeitpunkte  der  wirklichen  Ausfertigung  an 
datiren  die  gegenseitigen  Verbindlichkeiten,  und  sind  demnach 
erst  TWi  diesem  TenHine  an  die  etwa  beliebten  Fristen  in  Be- 
treff der  Ladetage^  der  Absegetang  etc.  zu  bestimmen.  Doch 
versteht  es  sich  ton  selbst,  dass,  wenn  der  eine  Contrahent  die 
Aosfertignng  verzögerte,  der  andere  aof  Schadenersatz  klagen 
könne  «*). 

S  99.    Befrachtung  auf  StQckgQter  ««). 

Durch  eine  förmliche  Certepartie  den  Frachtcontract  abzu- 
sehliessen,  ist  nach  Europäischem  Seerecht  überall  nicht  noth- 
wendig,  indessen  bei  allen  anderen  Befrachtungsarten  gewöhnlich, 
nur  nicht  bei  der  Befrachtung  auf  Stückgüter,  wovon  bereits 
im  S  88  gesprochen  ist.  Man  bedient  sich  zum  besseren  Be- 
kanntwerden einer  solchen  beabsichtigten  Befrachtung  gewisser 
Proklamationen.  Der  Verfmchter  oder  dessen  Correspondent 
oder  der  SchiOer  oder  deren  M&kler  erlassen  nämlich  darüber 
in  den  dflentltchen  BIftttern,  durch  Anschlag  an  der  Börse  oder 
durch  Zusendung^  von  Karten  an  bekannte  Ablader  eine  Be- 
kanntiAachung  unter  Angabe  des  Hafens  oder  der  verschiedenen 
Hifen  der  Bestimmung  und  der  bestimmten  oder  ungcAhren 
Zeit  der  Abi^eise.    Nach  geschehener  Meldung  wird  sodann  mit 


43.  Dm  Scfawedisehe  Seerecht  II.  1.  betümmt,  daas  wenn  die  bei  der; 
Sdüieasung  des  Frachtcontracte«  nöthigen  Schriften  (namentliefa 
Certepartien  und  Connotsemente )  »von  dem  Schiffer,  Befrachter 
„oder  wer  tonst  Güter  einladet,  aufzusetzen  versäumt  sind  und  da- 
„durch  nachher  unter  den  Parteien  Streit  entsteht:  so  soll  jeder 
„▼on  ihnen  T5  Thaler  Strafe  erlegen,  die  dem  Gerichte  allein  zu- 
»lillen;  auch  soll  weder  ein  Interlocut  noch  Endurtheil  in  der  Sache 
„ergehen,  bh  solche  Strafgelder  erlegt  sind;  geschieht  es  trotzdem^ 
„so  ist  das  UrtheiJ  kraftlos  und  ungUltig.** 

44.  Jacobsen,  S.  229  ff.  Pohls,  S.  423.  Abbott  277.  Siehe  bereits  oben 
S  88.  n.  IIL  und  IVv  sowie  i  6»  und  $  103,  bea.  n.  il. 

t.  laMmbarB'^oNHbi  t.    -      '  1^ 
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jedem  einzelnen  Befraohter  cbnirahiri  Ober  die  Quinlilil  dar  zu 
versendenden  GQter  und  Oiier  den  Preis  der  Fracht»  ohn«  daes 
eine  förmliche  Certeparlie  geschlosaen  wArde^  sondern  man  be- 
gnügt sich  hier  mit  einer  mündlichen  oder  brieflichen  Verab- 
redung und  mit  der  Gegenzeichnung  der  Connoasemente  bei  der 
Uebergabe  der  Güter.  (Siehe  das  folgende  KapiteL)  Debrigens 
können  alle  überhaopt  beim  Frachtooatrade  roöglieben  Bedin- 
gungen verabredet  werden,  namentlich  aneh  in  Betreff  dc^  ZeÜ 
der  Abfahrt,  des  Rechts  der  Zurücknahme  der  Güter  von  SeftM' 
des  Befrachters,  auch  .in  Betreff  des  Ortes,  wo  die  (besenderi 
kostbaren  oder  zerbrechlichen)  Guter  (etwa  in  der  Cajüle)  ver- 
packt werden  sollen.  Namentlich  ist  die  ausdrückliche  Bedingung 
häufig,  dass  der  Verfrachter  (Schiffer)  an  die  mit  den  einzelnen 
Befrachtern  geschlossenen  Contracte  nicht  gebunden  sein  solle, 
wenn  er  nicht  eine  volle  (oder  ^U  oder  ^  eta)  Ladung  er- 
halte ,  doch  ^ird  hier  unter,  voller  Ladung  überhaupt  nur  zu 
verstehen  sein,  dass  der  grössere  Theil  des  Schiffes  beladen  sei. 

Es  hat  überhaupt  die  Befrachtung  auf  Stückgüter  einen  ge- 
wissen bedingten,  hypothetischen,  ungewissen  Charakter,  indem 
nämlich  für  die  Beständigkeit  des  Gescbllftes  die  stillschweigende 
Voraussetzung  unterliegt,  dass  die  Ladung  oqmplett  Wjsrde  und 
dass  davon  überhaupt  die  Abreise  abhänge. 

Daraua  erklären  sich  denn  auch  die  absonderlichen  Rechte 
der  Ablader  in  Bezug  auf  die  Zurücknahme  der  Güter.  Dagegen 
will  es  scheinen,  als  ob  diese  ganze  Unsicherheit  und  mithin 
auch  die  Privileigien  des  Geschäftes  schwinden,  wenn  der  Schiffer 
sich  zur  Abreise  an  einem  bestimmten  Tage  unbedingt 
verpflichtet  hat.  Dann  werden  füglich  die  Ablader  nicht  mehr 
das  Recht  der  Rücknahme  der  Güter  ohne  volle  Frachtzahlung 
beanspruchen  können,  wenigstens  s6llte  das  wohl  die  Regel  sein. 
Die  particularrechtlichen  Bestimmungen  sind  sehr  verschieden. 

Das  Spanische  Recht  Art  705  bestimmt  sogar  ganz  all- 
gemein, dass  es  jedem  Ablader  freistehe,  die  verladenen  Güter 
wieder  auszuladen,  gegen  Zahlung  der  halben  Fracht,  den 
Kosten  der  Verstauung  und  jeden  Verlustes,  der  den  andern 
Abladern  daraus  entstehen  möge*^).    Das  Franz.  Recht  Art  291 


45.  Ja  daa  SpaniMsha  Recht  1.  c  btftigt  aber  die  andern  Abkder,  aidi 
der  Aatladnng  zu  widenetten,  wenn  lie  die  GOler»  die  ansttladrn 
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«timmt  damit  Qber^«<).  Nach  Boll.  Reeht  (Art.  467)  kann  der 
Befrachter,  wie  alle  Frachtcontracte,  gegen  Zahlung  des  halben 
Fraehtpreräes  aufheben,  so  consequent  gewiss  auch  bei  der  Be- 
frachtung auf  StQckgOteri  gegen  Zahlung  dieser  HAlfte  die  ein- 
geladenen GQter  zurOeknehmen.  Indessen  heisst  es  Artikel  473 
noch  speziell,  dass,  wenn  ein  SchifT  auf  StQckgQter  angelegt  sei, 
ohne  Bestimmung  der  Zeit,  wie  lange  es  in  Ladung  liegen 
solle,  es  jedem  Ablader  freistehen  solle,  ohne  Frachtzahlung 
sein  Gut  wieder  aus  dem  Schiffe  ku  nehmen,  doch  gegen  Zu- 
rückgabe der  durch  den  Schiffer  gezeichneten  Connossemente 
und  gegen  zulSnglfche  BCirgschaft  aller  Nachmahnung,  falls  eines 
oder  mehrere  derselben  abgesandt  waren,  und  gegen  Erstattung 
der  durch  das  Laden  «nd  Loschen  entstandenen  oder  noch  zu 
entstehenden  Kosten.  Dagegen  soll  6ef  Schiffer,  sobald  über 
die  Hälfte  geladen  sei,  acht  Tage  nach  der  an  ihn  ergangenen 
Aufforderung  mit  dem  ersten  guten  Winde,  Wasser  und  Ge- 
legenheft absegeln,  falls  die  Mehrheit  der  Ablader  es  verlangt, 
ohne  dass  im  letzteren  Falle  irgend  ein  Ablader  seine  Güter 
zurOi^nehmen  kOnne. 

Hat  der  Verfrachter  (Schiffer)  eine  Zeit  bestimmt,  wie  lange 
das  Schiff'  in  Ladung  liegen  solle,  so  wird  man  ihn,  wenn  er 
eipress  auf  StOekg&ttr  angelegt  hat,  nach  Ablauf  dieser  Zeit 
nicht  unbedingt  fOr  verpflichtet  halten  dürfen,  abzureisen, 
wenn  er  nicht  ausdrücklich  unbedingt  sich  zur  Reise 
auf  jeden  Fall  am  bestimmten  Tage  (nSmlich  bei  günstigem 
Wetter)  verpflichtet  hat;  sonst  darf  er  noch  auf  Completirnng 
der  Ladung  warten.  I>ooh  werden  Andererseits  in  solchem  Falle 
die  Ablader  an  den  Contraot  nicht  mehr  gebunden  sein  und  ihre 
Güter  ohne  alle  Entschädigung  zurücknehmen  dürfen.  Es  ver- 
langt dies  die  gegenseitige  Billigkeit.  Das  Holl.  Recht  Art.  472 
sdieint  den  Schiffer  (Verfrachter)  aber  unbedingt  zur  Abreise 


werden  soBea,  übernehmen  und  den  Betrag  derselben  nach  den 
Factaien  vetgnten. 
46.  Doch  will  Bravaf d « Vrf ri^res  nanuel  da  droit  com.  383  dem  Ab- 
lader das  Recht  zur  ZarQeknalitte  aur  gegen  die  Zahlung  der 
▼ollen  Pracht  einrftumen,  in  dem  Augenblicke,  wo  die  Ladvag  com« 
plet^  sei,  demu  dann  bOre  Oberhaupt  die  Ungewinheit  in  dieiem 
Getehftfte  auf, 

18  ♦ 
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zu  verpflichten,  wenn  er  sich  aicht  mit  den  Abladern  wegen  dea 
ferneren  Liegens  verstehen  ktane. 

Wenn  nur  der  Schifier  den  bestimmten  Termin  der  Ab- 
reise innehält,  also  allenfalls  auch  mit  incoropletter. Ladung  ab- 
zugehen sich  anheischig  macht,  so  rouss  man  den  Ablader  wegen 
Zurücknahme  der  Güter  unbedingt  für  Zahlung  der  ganzen  Fradit 
verpflichtet  halten,  falls  die  Gesetze  nicfat  ausdrücklich  etwas 
Anderes  festsetzen. 

Wenn  ein  Ablader  bis  zur  wirkKchen  Abreise  des  Schifles 
die  versprochene  Ladung  gar  nicht  liefert,  so  muas  er  nichts 
desto  weniger  unbedingt  die  ganze  Fracht  zahlen,  da  ja  der 
Schiffer  wegen  der  Güter  des  Säumigen,  der  bis  xum  letiten 
Augenblicke  vor  der  Abfahrt  noch  Uefera  konnte »  einen  Plats 
auf  dem  Schifle  oflen  zu  lassen  verpflichtet  wan  So  entscheidet 
ausdrücklich  das  Preuss.  Recht  1.  c   164S.  47« 

Verändert  der  Schiffer,  nachdem  er  bereits  seine  Anzeige 
erlassen,  nachtraglich,  seinen  Bestimmungshafen,  so  musa  er 
davon  auch  nachtragliche  Anzeige  machen  und  zwar  gewiss 
denen,  welchen  er  Karten  gesendet,  ganz  besonders  und  jedem 
speziell.    So  das  £ngl»che  Recht.    Abbott  8.  278. 

Uebrigens  kann  es  fügiicb  keinen  durchgreifenden  Unter- 
schied machen  in  Bezug  auf  die  Pflicht  der  Abiader  bei  ZurQck- 
nähme  der  Güter  die  halbe  oder  die  ganze  Fracht  zu  zahlen,  ob 
nun  wirklich  die  Güter  bereits  eingeladen  sind  oder  ob  über 
das  Frachtgeschäft  erst  eine  Schlussnote  oder  anderweitige  klag- 
bare Verabredung  vorliege  und  die  Lieferung  noch  nicht  erXolgl 
sei«  Die  Pflicht  hangt  vielmehr  von  den  anderweitigen  Umstan-« 
den  ab.  Die  einjcelnen  Seerechte  unterscheiden  denn  auch 
Beides  nicht.  Ferner  ist  es  Regel,  dass  erst  dann  eingeladen 
wird,  wenn  einige  Aussicht  oder  meist  wenn  gdioz  bestimmte 
Gewissheit  einer  completten  Ladung  vorhanden  i^.  Uebrigena 
halte  ich  es  durch  den  eigenthümlichen  Charakter  des  Stöck- 
güterfrachtcontracts  allerdings  gerechtfertigt,  falls  noch  nicht  ein- 
mal der  Anfang  mit  der  Ladung  des  Scbifl'es  überhaupt  gemacht 
ist  und  zugleich  die  Abgangszeit  des  Schifles  nicht  unbedingt 
festgesetzt  ist,  dass  jeder  einzelne  Ablader  von  dem  Contracte 
ohne  Pflicht  irgend  einer  Eolachadigang  zurückgehen  könne 
durch  eine  einfache  Erklärung. 

Beim  Empfang  der  Güter  gibt  der  Scbifl^sr  einen  Empfangs- 
schein und  unterzeichnet  die  Gonnossemente. 
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S  100.    Schluss. 

Einzelne  Wirkungen  des  Frachtcontractes  sowohl  fOr  den 
Verfrachter  (Schifler)  als  för  den  Befrachter  mussten  bereits  bei 
den  bisherigen  Erörterungen  gelegentlich  mit  angefohrt  werden. 
Im  folgenden  Kapitel  sollen  aber  diese  Wirkungen  Jn  Ihrem 
Zusammenhange  dargestellt  werden;  indessen  wird  dabei  das 
in  diesem  Kapitel  bereits  Gesagte  vorausgesetzt  und  nur  an- 
deutungsweise wiederholt  werden. 


Kapitel  II. 
Wlrkimceii  des  Fraclitoontractes. 

i  101.    Allgemeiner  Charakter  dieser  Wirkungen.    Ißithe  S  1000 

I.  Die  Seegesetze  schärfen  die  getreue  Erfüllung  des  Fracht- 
contractes mit  besonderer  Strenge  ein  0- 

Da  der  Frachtcontract  ein  zweiseitiger  Vertrag  ist,  so  erzeugt 
er  gegenseitige  Rechte  und  Verbindlichkeiten  unter  den  Con- 
trahenten,  doch  ist  dabei  nach  allen  Seerechten  die  Verpflichtung 
des  Verfrachters  und  besonders  von  dessen  Repräsentanten, 
ndmlich  des  Schiffers  Überall  strenger  als  die  des  Befrachters, 
namentlich  in  Bezug  auf  das  Recht  der  Aufliebung  des  Con- 
tractes.  Und  scheint  diese  mildere  Behandlung  des  Befrachters 
sich  durch  die  einfache  Betrachtung  genügend  zu  erklären,  dass 
der  Schifler  in  Bezug  auf  sein  Vorhaben,  nämlich  die  Reise, 
falls  nur  das  Schiff  tüchtig  bleibt,  viel  weniger  den  vielfachen 
und  mannigfaltigen,  oft  unerwarteten  Conjuncturen  des  Handels- 


1.  cf.  Pfthl»,  8.  437  und  Ol^ron  Seerecht  Art  21.   Wisb.  34.   Hans. 
Seeitdit  V.  5.  Titvam.  Beerecht  von  1727  cap.  V.  Art.  6. 
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Verkehres  ausgesetzt  ist  als  der  Berrachter,  der  durch  das  Ein- 
fuhrverbot der  zu  versendenden  Waaren,  durch  kriegerische 
Complicationen,  wodurch  vielleicht  die  beabsichtigte  Gütersen- 
dung zu  Kriegscontrebande  wird,  durch  plötzliche  Zollaufschlage 
in  dem  Lande,  wohin  die  Waare  gesandt  werden  soll,  durch 
Bankerut  seines  Lieferanten  oder  seines  Destinataires,  durch 
falsche  Berichte  seiner  Correspondenten,  oder  durch  Stockungen 
in  seinem  eigenen  Geschäfte  etc.,  —  zu  plötzlichen  Veränderun- 
gen seiner  Handelsspeculationen,  aus  Rücksicht  auf  seine  Selbst- 
erhaltqng,  sich  nicht  selten  veranlasst  sehen  muss.  Die  See- 
rechte befreien  demnach  den  Befrachter  viel  leichter  von  der 
ganzen  Erfüllung  des  Contractes  und  erlauben  ihm  davon  zu- 
rückzugehen, wenn  er  nur  dem  Schiffer  eine  gewisse,  den  Um- 
ständen nach  verschiedene  Entschädigung  leistet,  die  halbe  oder 
die  ganze  Fracht  nebst  den  Unkosten  des  Ladens,  Löschens  etc. 
Und  diese  letztere  Entschädigungspflicht  Ist  billig,  denn  es  wäre 
zu  hart,  wenn  man  dem  Schiffer  (Verfrachter)  zumuthen  wollte, 
dass  er  allen  Schaden  tragen  solle,  damit  nur  der  Ablader 
keinen  Schaden  trage.  Das  Ganze  rechtfertigt  sich  aus  Grün- 
den der  Billigkeit  und  aus  der  eig^ttiüfflUcheDi  Natur  des 
Handels-  und  Seerechtsverkehres. 

II.  Uebrigens  hat  die  Art  der  Befrachtung  keinen  wesent- 
lichen Einfluss  auf  die  Wirkungen  des  Frachtcontractes,  nur 
dass  natürlich  bei  einer  Befrachtung  des  ganzen  3chiffes  gegen- 
über einer  Befrachtung  eines  blossen  Theüs  und  auf  Stückgüter 
eine  graduelle  Verschiedenheit  der  Rechte  des  Befrachters  vor- 
liegt Auch  das  ist  im  Allgemeinen  ohne  Einfluss,  ob  dem 
Frachtcontracte  eine  Certepartie  zum  Grunde  gelegt  sei  oder 
nicht.  Einige  Modificationen  der  Wirkungen  des  Frachtcon- 
tractes nach  allen  diesen  Seiten  hin  sind  übrigens  schon  oben 
$  88  angegeben  und  sollen  im  Folgenden  noch  vermerkt  werden. 

III.  Es  steht  zwar  die  allgemeine  Regel  fest,  dass  Jemand 
aus  den  Certepartien  Dritter  keine  Rechte  und  Pflichten  un- 
mittelbar erwerben  kann;  doch  bezieht  sich  dies  nur  auf  solche 
Personen,  welche  solchem  Geschäfte  völlig  fremd,  stehen,  nicht 
auf  die,  welche  mehr  oder  weniger  als  Bevollmächtigte  bei  dem 
Geschäfte  von  Dritten  untereinander  thätig  sind,  wie  dies  beim 
Befrachtungsgeschäfte  der  Fall  ist  mit  den  Abladern,  sofern  diese 
von  den  Befrachtern  wie  nicht  selten  verschieden  sind,  sowie 
mit  den  Empfängern  (Destinatairen)  der   eing^ladeoen  Güter, 
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Mdlich  wt  den  GorrespoBdentBo,  welche  übrigens  Uufig  zu* 
gMch  die  Abiader  des  Befrachters  und  zwar  auch  wohl  der 
lUiedefe«  eelbst  bei  einer  Befrachlung  auf  eigene  Rechnung  der 
Bhederei  flind.  Di(9  gcfenaeitigeo  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
des  Verfrachters  (der  Rhederei)  und  des  Schiffers  sind  bereits 
S  58—63  vorgetragen  worden. 

Die  Correspondenten»  Ablader  und  JDestinataire  erwerben 
nun  aber  Rechte  aus  dem  Befrachtungsgeschäfte  zwischen 
VerfracMer  und  Befrachter  einzig  und  allein  kraft  des  Zusammen- 
baii§es,  in  welchem  sie  dwch  ihre  gescbltrtlicbe  Tbiktigkeit  mit  den 
ursprüngliebefl  beiden  Gontrahenten  stehen  und  einzig  und  allein 
kraft  einer  Debertragung  der  Rechte  des  Befrachters  und  resp.  der 
Rhederei  selbst.  Sind  sie  vor  Abschluss  des  Geschäftes  nicht 
von  demselben  benacbriebttgt  und  haben  sie  nicht  ausdrQcklich 
ihre  Zustimmung  zu  ihrer  Betheiligung  erkUtrt»  so  sind  sie  erst 
an  dem  Geschäfte  als,  wenn  auch  nur  mittelbare,  Tbeilhaber  zu 
betrachten»  wenn  ihnen  durch  gehörige  Correspondenz  eine  Mit- 
tbeiluDg  gemaoht  ist  und  sie  nun  wenigstens  durch  unmittel- 
bares Handeln  im  Interesse  ihres  Auftraggebers  sich  stillschwei^ 
gend  bei  dem  Geschäfte  ^betheiiigen.  Noch  einfacher  ist  es, 
wenn  die  Correspondenten»  Ablader  oder  Bestinataire  von  dem 
einen  Gontrahenten  ein  fOr  allemal  mit  einer  Generalvollmacht 
zur  Thatigkeit  fQr  den  Kreis  solcher  Geschäfte  im  Interesse  des 
Auftraggebers  bevollmächtigt  sind. 

Diese  Personen  enn'erben  aber  diese  Rechte  in  der  Regel 
nur  fQr  den  Auftraggeber  oder  sind  ihm  wenigstens  daftkr  Ersatz 
zu  leisten  schuldig,  so  dass  also  z.  B.  der  Destinatair  tdr  die 
empfangenen  Waaren,  falls  die  Sendung  nicht  zum  Behufe  der 
Tilgung  einer  Schuld  des  Befrachters  statt  hatte,  den  Prefs  der- 
selben entrichten  oder  wenn  dies  so  verabredet,  Retouren  machen 
muss  etc. 

Uebn'gens  werden  namentKeh  die  Ablader  und  Correspon- 
denten, besonders  wenn  sie  bereits  In  anderweitiger  Geschäfts- 
verbindung mit  dem  Verfrachter  oder  resp.  Befrachter  zuvor 
gestanden  haben,  im  elnzehien  Valle  sieh  in  der  Lage  befindeo, 
als  negotiorum  gestores  im  Interesse  des  Verfrachters  oder  des 
Befrachters  zu  handeln,  und  dadurch  Rechte  aus  der  negotiorum 
gestio  zu  erwerben,  auch  we»n  jeglicher  spezieller  Auftrag  für 
das  bestimmte  Gea^^ft  fehlte.  Doeb  wird  einmal  hier  der 
Schiffer  nicht  selten  mitzureden  haben  und  sodaan  kommen  hier 
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Oberhaupt  ganz  einfach  die  Grundsätze  dör  negotiorum  gestio 
zur  Anwendung.  Z.  ti.  ein  Schiffer  hat  Waaren  ^n  A.  alnu- 
liefern;  der  will  oder  kann  sie  nicht  in  Empfang  nehmen;  der 
hier  auch  nicht  speziell  beauftragte  Correspondent  oder  Ablader, 
auch  wenn  für  diesen  besonderen  Fall  der  Sdiffler  nicht  an  sie 
gewiesen  war,  wird  hier  für  einen  anderen  *  zahlungsfUiigen 
Empfänger  sorgen  dürfen;  doch  wird  auch  dem  Schifler  dabei 
ein  Urtheil  zustehen. 

Die  Pflichten  aller  dieser  Personen  (Correspondent,  Ab- 
lader, Destinatair)  aus  dem  Frachtooniraole  bestimmter  Dritten 
entspringen  unmittelbar  aus  diesen  Rechten  und  sind  im  Allge* 
meinen  die  von  BeTolImichtigten  oder  resp.  von  negotioruBi 
gestores.  Von  dem  Augenblicke  an,  wo  eine  von  diesen  Per«> 
sonen,  auch  ohne  ausdrückliche  Erklärung,  seine  Ttaktigkeit  in 
dem  Geschäfte  erweist,  namentlich  die  ihm  daraus  erwachsenden 
Rechte  annimmt,  ist  er  auch  aus  dem  Geschäfte  fttr  yerpOichtet 
zu  halten.  Wenn  auf  Jemanden  z.  B.  ein  Gonnossemebt  ge- 
zeichnet ist,  so  braucht  er  es  zwar  an  sich  nicht  aiminehmen; 
hat  er  sich  aber  zur  Annahme  der  Waaren  in  Folge  d^selben 
entschlossen,  so  ist  er  verbunden,  die  Fracht  zu  zahlen  und  alle 
sonstigen  Bedingungen  des  Connossements  zu  erfüllen.  Der 
Schiffer  hat  von  diesem  Augenblicke  einiß  Klage  gegen  ihn«). 

IV.  Ferner  ist  es  ein  aügepieaner  Grundsatz»  dass  dem 
Schiffe  die  Waare  (d.  h.  überhaupt  die  eingeladenen  Güter) 
und  der  Waare  das  Schiff  verhaftet  seien,*).  Die  con- 
sequenteste  Anwendung  davon  zeigt  sich  bei  der  Havariegrosse. 


S  102.    Pflichten  de«  Schifferi  vor  ^er  Reiacu  im  Allgeipeinen  «). 

I.  Vor  Allem  muss  er  aeja  Sotuff  in  j>der  Beziehung  in 
seetüchtigen  und  gerade  für  die.  vorhabende  Reise  zweck'- 
dienlichen  genügenden  Stand  setzen«.  £s  ist  hierüber  bereits 
S  92  sowie  auch  $  63  das  NOthjge  gesagt. 


2.  Vergl.  übrigens  wegen  dieses  ganzen  $  beionders  POhls. 

3.  cf.  J  s  c  o  b  s  e  n  229.    G 1  e  i  r  a  c,  us  et  eoutume  päg.  78. 

4.  Pohls  S.  439  ff.  ' 
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IL  In  Bezug  auf  die  Ein-  und  Ausladung  der  Güter 
in  das  und  aus  dem  Schiff  haftet  der  Schiffer  nicht  nur  für  die 
Versehen  seiner  Leute,  sondern  namentlich  auch  dafür,  dass 
die  dazu  erforderlichen  Werkzeuge,  Windi^n,  Taue*)  etc.  im 
gehörigen  Stande  sii|d.  Auch  gibt  es  gewisse  Regeln,  wie  und 
in  welcher  besonderen  Weise  (z.  B.  ob  mit  Haken,  ob  mit 
Schlingen  etc*)  die  einzelnen  Arten  der  Güter  an  und  yom  Bord 
gezogen  werden.  Der  Schiffer  hat  auch  diese  von  seinen  Leuten 
befolgen  zu  lass.en  und  haftet  hier  überhaupt  für  allen  Schaden, 
der,  in  der  angegebenen  Weise,  an  den  Gütern  geschieht .  Für 
den  Zufall  haftet  der  Scft^iffer  natürlich  nicht.  Casum  .sentit 
dominus,  also  der  Eigenthpmer  der  Güter. 

IIL  Insbesondere  bat  er  für  gute  Stauung  und  Garni- 
rnng  zu  sotigeft.  Siehe  gleichfalls  S  M  sowie  d3.  Selbst  in  dem 
FaHe,  wenn,  wie  dies  häufig' in  den  Hilfen  des  Mittelmeers  der 
Fall  ist,  zum  Behufe  der  Beladung  der  Schiffe  eigene  beeidete 
Stauer  angestellB  sind,  wird  der  Schiffer  nicht  von  den  Polgen 
einer  schlechten  Stauung  befreit.  Selbst  eift  solcher  Stauer 
muss  in  seiner  Arbeit  von  dem  Kapitäiin  controNrt  werden.  Doch 
wird  allerdings  eine  solche  von  einem  kunstverständigen  Stauer 
eingerichtete  Ladung  die  Vermuihung  der  Tüchtigkeit  ftkr'  sich 
haben  und  demnach  derjenige,  Welcher  In  dieser  Beziehung  gegen 
den  Schiffer  klagen  will,  den  Beweis  des  Gegentheils,  also  der 
sdilefchteif^-  ^tauerAg  und  (oder)  Garnining  zu  fl^hren  haben. 
Ohne  ganz  besondere  Genehmigui^g  der  Bcffrachlor  soHeti  keine 
Güter  auf  das  Verdeck  des  Schiffes  geladen  werden. 

IV*  In  den  folgenden  SS  soU  nun  im  Einzelnen  0  von  der 
Pflicht  des  Schiffers,  die  Ladung  einzunehmen,  2)  von  dam  Reciof 
oder  Ladeschein,  3)  von  den  Connossementen,  4)  vom  Bfaoifest 
(§115),  endlich  5)  von  der  Clarirung  ($116)  gesprochen- werden. 


5.  Kkcfa  den  alten  S^^re^hten  ka^  der  Schiffer  die  Taue  etc.  den 
Kmfküfen  (Befrachtern)  ^gen  und  wird  nach  BiUigung  derselben 
▼on  aller  Verantwortlichkeit  frei.  Bei  der  heutigen  Groasartigkeit 
det  Verkehres  ist  dies  unpraktisch,  cf.  Oleron  Seerecht  10.  Wisb. 
22.  47,    Placat  Philipps  IL  I.  c.  Art.  7. 
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g  103.    Imbesondere  PÜicht  lar  Annabine  der  GHkCer  <). 

I.  Sobald  der  SchiflTer  seine  Bereitschaft  zur  Einnahme  an- 
gekündigt hat  oder  falls  ein  bestimmter  Termin  in  dieser  Be- 
ziehung angesetzt  trar,  an  diesem,  hat  der  Schiffer  unweigerlich 
die  Guter  aufeunehmen.  Doch  versteht  es  sich  yon  selbst,  dass, 
wenn  mehrere  Ablader  an  demselben  Tage  sich  zur  Ablieferung 
melden,  erst  einer  nach  dem  anderen  expedirt  werden  kann  und 
indem  einer  auf  den  anderen  wartet,  der  Schiffer  die  Versäum- 
niss  nicht  zu  vertreten  hat.  Dagegen  soll  der  Schiffer,  wenn  er 
zuvor  von  der  Absicht  gleichzeitiger  Einladungen  mehrerer  Be- 
frachter wusste»  diesen  gehörige  Anzeige  Buchen,  damit  Colli- 
siooen  vermieden  werden.  In  ies  Regel  zeigen  die  Befrachter 
die  Ankunft  ihrer  Guter  zuvor  .an;  daa  ist  zweckmassig«  aber 
nicht  Qothwendig« 

li.  Bei  einer  Ladung  auf  Stückgüter  wird  in  der  Regel 
erst  dann  mit  der  Einladung. begonneui  wenn  io  Folge  der  be- 
reits geschehenen  Anmeldungen  eine  volle  Ladung  zu  erwarten 
steht.  Falls  mithin  nichts  Anderes  verabredet  ist,  braucht  der 
Schiller  keine  Stückgüter  an  Bord  eher  zu  nehmen ,  ja  er  darf 
diese  Güter  füglich  nicht  eher  annehmen»  da  ^r  erst  dann  eine 
gehörige  Stauung  der  Güter  wird  vornehnien, können,  wenn  er 
eine  Uebersicht  aller  oder  doch  der  meisten  zu  ladenden  Güter 
hat.  Hat  der  Schiffer  (Verfrachter)  bei  der  Befrachtung  auf 
Stückgüter  unbedingt  einen  Termia  der  Abreise  festgesetzt» 
so  wird  man  ihn  dann  zur  Abreise  für  verpflichtet  halten  und 
ihm  noch  höchstens  eine  Zeit  zur  Ladung  der  angemeldeten 
Güter  bewilligen,  obgleich  er  verpfffchtei  ist,  diese  söhon  so  früh 
abzufordern  und  einzunehmen,  dass  er  pünktftch  absegeln  könne. 
Hatte  abbr  der  Schiffer  keine  unbedingt  bestimmte  Zeit  zur  Ab- 
reise festgesetzt,  so  wird  die  stillschweigende  Bedingung  für 
diese  Art  der  Befrachtung  billiger  Weise  die  sein,  dass  der 
Schiffer  eine  volle  Ladung  t^abe,  worunter  man  aber  fC^lich 
sehen  €if\  über  die  HUtlfteO  beladenea  Schiff  verstebcm   darf, 


6.  Pohls  440. 

7.  So  Pohls  1.  c.   Velin  dagegen  fordert  allgemein  eine  grössere  Quan- 
tität von  Gütern.    Comment.  ad  Art.  L  {üy,  IlL  tit.  3.) 
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da  3€|mhi  in  sokhem  FaUe  der  Transport  in  der  Regel  gewioiH 
bringend  «ein  wird.  Die  Befrachter  werden  denn  wenigslene  ein 
Reehl  lieben,  den  SoUffer  «ur  Abreise  lu  zwin^n  oder  ihren 
Conirtel  als  au^eboben  zu  betrachlen«  Eine  EnlachUdigung  aber 
wird  man  auch  in  diesem  FaUe,  vor  der  wirklichen  Einladung 
der  Güter,  dem  Schiffer  nicht  aufbürden  dürfen. 

Die  Particularrechte  enthalten  eigentbümlicbe  Bestiaamungen» 
sind  aber  nicht  eracböpfend.    Siebe  übrigens  bereits  $  09. 

lil.  Der  Befrachter  darf  den  vollen  bestimmten,  verdungenen 
Baum  des  Schiffes  für.  seine  Ladung  verlangen  oder  wenn  nach 
Mass»  Gewicht  Stückzahl  verdungen  ist,  fordern,  dass  überhaupt 
Alles  eingeladen  werde.  Ja  wenn  der  Schiffer  noch  leeren  Raum 
hat  und  ohne  sein  Schiff  zu  überladen  noch  mehr  Güter  auf- 
nehmen kann«  so  ist  er  gehalten»  auch  mehr  Güter  des  Be- 
frachters, als  ursprünglich  verabredet  war,  in  das  Schiff  aufzu- 
nehmen,  denn  dies  erfordert  die  Billigkeit  sowie  die  Natur  des 
Handelsverkehres,  da  der  Kaufmann  die  zu  verladenden  Güter 
nicht  selten  nur  einer  Pauschsumme  nach  kennt  und  'kennen 
kann;  und  zwar  wird  dafür  ein  Frachtzuschlag  im  Verh&ltniss 
zu  der  verabredeten  Fracht  für  die  anderen  Güter  zu  zahlen 
sein.  Das  Span.  Recht  Art.  760  sowie  das  Hell.  Recht  Art.  400 
bestimmen  dies  ausdrücklich,  uhd  das  erstere  befugt  zugleich 
reit  vollem  Rechte  den  Schiffer,  die  etwa  zu  viel  bereits  an  Bord 
geschahen  Güter,  wenn  er  sie  nicht  unter  Deck  placiren  kann, 
auf  Kosten  des  Befrachters  wieder  auszuladen.  Doch  ist  wohl 
in  Bezug  auf  den  Preis  für  die  Fracht  der  mehr  al9  verabredet 
war  verladenen  Güter  die  Voraussetzung  zu  machen,  dass  der 
Schiffer  den  übrigen  Ramn.niohl  besser  hatte  vei'mieihen  kön- 
nen, denn  dann  ist  ihm  eine  vo^haltnissmassige  Zulage  zu 
iMchen.    Siehe  S  91. 

IV.  Hat  der  Sehiier  mehr  Güt^r  zu  laden  sich  durch  die 
Conlracte  verpflioktet,  als  sein  Schiff  nachträglich  wirklich  fassen 
kann,  so  haftet'  er  denjenigen^  deren  Güter  nim  ganz  oder  theil- 
weis  nicht  verladen  werden  können,  für  allen  Schaden  und  muss 
sich  bis  zur  Höhe  der  nicht  verladenen  Güter  einen  verhUtniss- 
massigen  Abzug  von  der  stipulirten  Fracht  gefallen  lassen.  Holl. 
Recht  Art  450.  Uebrigens,  wie  schon  oben  %  Ol  erörtert  wurde, 
haben  hier  die  bereits  eingeladenen  Güter  vor  allen  anderen, 
wenn  gleich  über  die  letzteren  ältere  Frachtcontracte  abge- 
schlossen sind,   den  Vorzug;    sonst  aber  entsebeidet.  «ta- Aller 
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tler  Confract^.  ^  Ntfcti  Prcms.  Reichte  1.  o.  S  1458-^  MM  steht 
es  aber  sogar  dem  Befrachter  frei,  die  scurüdKgelasaeoeii  Gdter 
auf  Gefahr  und  Kosten  des  Schiffers  anderweitig  naehzuschicken, 
naehdem  er  zuvor  Protest  erhoben;  doch  soll  der  Schiffer  hier- 
nadh  Oberhaupt  von  allem  Ersätze  frei  sein,  wenn  sein  SohMT 
auf  dieser  selbigen  Reise  verloren  geht 

V.  Ist  der  Schiffer  durch  höhere  Gewalt  öder  reinen  Zufall 
verhindert,  Alles  einatunohmen,  so  kann  der  Befrachter  nur  ver- 
haltnidsmässlge  Minderung  der  Fracht  verlangen,  denn  jedenfalls 
ist  in  einem  solchen  Falle  nur  för  die  wirklich  verladenen  Güter 
Fracht  zu  zahlen,  soweit  den  Befrachter  dabef  nicht  etWa  eine 
Schuld  trifll.    cf.  Freuss.  Recht  1.  c. 


$  104.    Ladeschein  und  Ladebttob  9Jw 

I.  Der  Steuermann  des  Schiffes  hat  gewöhnlich  die  Pflicht, 
die  ankommenden  Güter  in  Empfang  zu  nehmen.  Er  darf  nur 
solche  Güter  annehmen,  welche  mitzunehmen  der  Schiffer  sich 
bereits  contractiich  yerpflichtet  hat  Nimmt  er  andere  an  Bord, 
so  geschieht  das  auf  seine  persönliche  Verantwortung,  der 
Schiffer  ist  dadurch  nicht  gebundei^  und.  kann  sie  sofort  wieder 
zurückweisen  (siehe  bereits  $  87  n.  III.);  denn  es  hat  der  Steuer- 
mann überhaupt  nur  das  Mandat,  bereits  verdungene  Güter  ein- 
zunehmen, nicht  aber  Frachtcontracte  abzusohliessen. 

IL  Der  Steuermann  oder  Schiffer  selbst  muss  ein  genaues 
Verzeichniss  aller  einzelnen  verladenen  Güter  nnler  Angabe  der 
Namen  des  Absenders,  des  Empfangers,  der  Verpackung,  der 
Signatur,  des  angeblichen  Inhalts,  des  Bestimmungsortes,  auch 
der  etwanigen  Mängel  der  Verpackung  etc.  unter  genauer  Ao* 
gäbe  der  einem  einzelnen  Absender  gehörigen  Güterpartien  an- 
fertigen. Freilich  ist  man  meist  nicht  so  ganz  genau  bei  der 
Anfertigung  dieser  RoHe,  welche  gewöhnlich  Ladebuch  ge- 
nannt wird,  obgleich  sie  meist  nur  ein  Heft  von  wenigen 
Blattern  ist 

IIL  Der  Ueberbringer  der  Güter  ertialt  dann  sofort  bei  der 
Ablieferung  einen  Empfangs-  oder  Ladeschein  (recepisse, 


a  PiOlft  S.  415  ff. 
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iMiifa,  Mdi  Recief)  genannt,  der  DichU  Andoiea  ab  ein  Auak 
tug  der  wesQfhlKdieii  Nothen  ans  dem  Ladebueh  sein  soll.  Er 
bildel  die  Gtondiage  4er  Gonneesemente  und  ist  demnach  mü 
mflgliebMer  Genanigkeii  auszafertigen,  nareeniUoh  aind  Ifilngel 
in  der  Verpackung  etc.  darin  miUuvermerken. 

IV.  Dies  Recief  ist  ein  kaufmännisch  sehr  wichtiges  Do- 
conent.  Es  ist  eine  Art  von  Papier  au  porteur,  d.  b.  es 
wird  naeh  Europäischem  Haiiddsrecbl  jeder  Inhaber  des- 
selben als  gehörig  legitimirt  angesehen,  om  von  dem  Sehiiler 
die '  Unterzeiobnulig  des  Connossementes  eu  verlangen,  woran 
sieh  denn  die  wichtigsten  Folgen  in  Bexug  auf  den  Cobergang 
des  Dispositionsrechtes  über  die  Gonnossemeote  und  übe?  die 
Güter  selbst  knOpCen.  Siehe  in  den  folgenden  SS  die  Lehre  von 
den  Connossementen.  Demnach  gehört  denn  das.  Recief  zu  den 
negotiablen  Papieren  und  kann  auf  dieselbe  Art  wie  diese 
Papiere  überhaupt  vertussert  werden. 

V.  Der  Schiffer  ist  durch  das  Recief  seines  Steuermannes- 
(siehe  jedoch  n.  I.)  unbedtngt  verpflichtet;  also  haftet  er  nun 
namentlich  für  die  nach  Angabe  des  Reciefs  eingeladenen  Güter 
und  rausB  dem  Inhaber  gegen  Einlieferung  des  Reciefs  das 
Connossement  zeichnen. 

S  105.   Von  den  Connonementen  im  Allgemeinen*}. 

In  Ausführung  des  Frachtcontractes  hat  der  Schifler  das 
sog.  Connossement  oder  Ladeschein  (biil  oflading)^^) 


0.  Wegen  der  Le^re  von  den  ConnoMementen  cf.  ThOl»  HsndeUrecbt 
(GOtting^n  1841)  S  BO.  81;  Abbott  1.  c.  (6)  beionUers  S.  278-92; 
Boulay-Paty  IL  tif.  7.  pag.  300-28;  Pardessus  n.  722  ff.; 
Jacobsen,  233  ff.;  PöbU  447  ff.;  Rent  I.  c  lect.  47.  n.  2. 
S.  206-8.  Die  neueren  Seerechte  haben  alle  besondere  Abschnitte 
aber  die  Connossemente. 
10,  Das  Wort  Connossement  (Französisch:  connaissement)  stammt 
aus  dem  Lateinischen  cognoscere  (erkennen)  und  nSher  aus  dem 
Italienischeti  conoscere,  conoseimento  (wie  es  noch  jetzt  im 
ICalienischen  heisat).  Im  tödlichen  Frankreich  ist  der  Name  polioe 
de  eargnlson^  (Ott  de  ehavgeiBeat)gewOhnädi.  Laldniseh 
beistt  esc  littrae  reea^sttiDiiis  odcK  spOdwe  onefstoriaei 
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zu  unterzeiehnefi ,  weiche«  ein  fbniilidie»  AnerieiNtoiat  tes 
wirkh'chen  Emphtige»  der  Goter  ist  und  die  Verpflichtoag 
zum  Transport  und  zur  Abh'eferung  derselben  enthM.  Du  H«'** 
cief  ist  zwar  schon  etwas  Aehnliohes;  auch  dieses  eotelt  ein 
Bekenntniss  der  eingeladenen  Waarea,  doch  nur  in  Weise  einer 
einfachen  Quittung  und"  ohne  ausdrOckliche  Bezugnahme  auf  den 
Frachtcontract,  Oberhaupt  ohne  alle  Förmlichkeit.  Das  Gnu- 
nossement  dagegen  nimmt  ansdrQckliche  Beziehung  auf  den 
Frachlcontract,  ja  in  Ermangelung  >iner  (kber  de»  Fraehtcontraci 
abgeschlossenen  Gertepartie  ersetzt  es  zugleich  denselben.  Ferner 
ist  es  eine  förmliche  contractiiche  Urkunde,  welche  in  sieh  so 
viel  Juristischen  Inhalt  und  mit  sich  eine  solche  starke  Yer*- 
pflichtung  tragt,  dttss  sie  sich  zur  Versendung  in  die  Fremde 
eignet  Es  ist  zwar  schon  das  Keeief  ein  negotiabies  Papier, 
mit  dem  aber  keine  eigentlichen  kaufmannischen  Geechaile  ge» 
trieben  zu  werden  ptlegen;  dagegen  ist  dee  Gonnossement  im 
Europiiachen  Handelsverkehr  ein  sehr  gewöhnliches  Zahlungs- 
mittel oder  doch  ein  Mittel  zur  Erleichterung  des  Handelsver- 
kehres ia  Kauf-  und  Tausch -VerhlUtnissen.  Das  Recief  gibt 
femer  nur  das  Recht  auf  die  Ausfertigung  des  Coonossements, 
dagegen  der  Connossementsinhaber  mehr  oder  weniger  eine 
Dispositionsbefugniss  über  die  Güter  erhält. 

Certepartie  und  Gonnossement  sind  gleichfalls  von 
einander  verschieden:  die  erslere  macht  niemals  die  letztere 
unnöthig,  wohl  aber  kann  das  Frachtgeschäft  auch  ohne  Gerte- 
partie auf  Grundlage  des  blossen  Connossemcnts  rechtsbeständig 
existiren,  wie  dies  bei  Stückgüterbefrachtungen  sogar  die  Regel 
ist.  Erst  das  Gonnossement  ist  der  wahre  Beweis  der  wirklichen 
Verladung  der  Guter.  Die  Certepartie  begründet  zwar  den 
Frachtconti'act  und  enthält  das  contractlrehe  Versprechen  der 
Lieferung  der  Güter  in  das  Schiff,  abgesehen  von  anderen  be- 
sonderen Verpdichtungeu,  die  aus  ihr  für  Schiffer  und  Refrachter 
folgen.  Das  Gonnossement  enthält  aber  das  Rekenntniss  der 
wirklichen  Erfüllung  des  nach  der  Certepartie  contractlich  stipu- 
lirten  Versprechens  der  Ladung,  ist  also  das  Zeugniss  der  wirk- 
lich erfolgten  Ausführung  des  Frachtcontractes.  Es  ist  mithin 
stärker  als  die  Certepartie  und  kann  drum  diese  letztere  allen- 
falls ersetzen.  Die  Certepartie  ist  aber  in  der  Regel  dem  Um- 
fang nach  grösser,  indem  sie  alle  näheren  Bestimmungen  und 
Verpflichtungen  des  FraiehtQoneractes  enthMit  di^egen  das  Gon- 
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nosaemenl  in  der  Regel  nur,  wenigslens  wenn  eine  Certepartie 
zuTor  geschlossen  ist,  eine  kurze  Uebersicht  der  eontractiichen 
Verpflichtungen  enthält,  indem  man  sich  dabei  ausdrücklich  oder 
auch  stiUschweigend  auf  die  näheren  und  besonderen  Bealim- 
mungeo  der  cum  Grande  liegenden  Certepartie  beaieht;  doch 
ist  dieser  Unterschied  nicht  so  wesentlich,  daas  nicht  auch  alle 
jene  Beatimmungen  der  Gertepartie  im  Connosseroente  stehen 
könnten  und  ist  es  bei  Frachtcontracten  ohne  Certepartie  sogar 
nOtsUch  und  nothwendig,  jene  Bestimmungen  alle  mit  in  das 
Coanoesement  aoikunehmen. 

Das  Connoasement  ist  die  Wirknng  des  durch  die  Gerte«- 
parlie  abgeschlossenen  Fraciitcontractes  und  augiekh  dessen 
Auafübrungy  wenigstens  von  Seiten  des  Befrachters  in  Bezug  auf 
die  Einladung  und  des  Schiffera  in  Bezug  auf  den  Empfang  der 
Guter,  woran  sich  denn  die  weiteren  eigenthQmlichen  Wirkun- 
gen des  FrachtooBtractea  mit  ihren  Rechten  und  Pflichten  fUr 
Befrachter  »ad  Scbifbr  in  Bezug  auf  den  Transport  sowie  die 
Ablieferung»  endlich  in  Beaug  auf  die  FrachtsaUung  etc.  knüpfen. 

Wo  keine  Certepartie  abgeschlossen  war,  so  ist  das  Con- 
nosaemenl  sogkicli  die  einzige  Urkunde  Ober  das  Dasein  des 
Fraebteootraetes ,  alao  so  zu  sagen  zugleich  die  Certepartie 
selbst 

Uebrigens  sind  <Ue  Connossemente  zwar  so  sehr  zur  Be- 
förderung eines  schnellen  und  sichereil  Verkehres  geeignet,  dass 
M  nkM  leicht  entbehrt  werden  können«  Doch  sind  sie  nicht 
absolut  notbwendig  und  es  gibt  Geschäftskreise  im  Seehandel, 
wo  aie  regelffiissig  nicht  yorkonMnen  (namentlich  bei  der  kleinen 
KOstenfahrt  wegen  der  Unhedeotenheit  und  desshalb  auch  meist 
völligen  Formlosigkeit  eines  solchen  Handelsverkehres,,  sowie. 
wenn  die  LadiNig  von  den  Rhedern  selbst  auf  ihi^s  eigene 
Reehottng  gemacht  wird),  indem  man  sich  hier  nur  der  dn- 
fachen  Frachtbriefe  bedient.  H  in  eilenden  Fallen  geschieht  es 
attcfa  wohl,  dass  man  sich  mit  einer  blossen  Declaieation  der 
eingeladenen  GOter  im  Ladebuche  und  allenfalls  dem  Recief 
begnügt,  namentlich  wenn  die  Güter  dem  Kapitain  erst  kurz 
vor  der  Abreise  übergeben  werden  oder  auch  wenn  sie  von  ge- 
ringem Werthe  sind  oder  Pacotille  betreffen.  Vergl.  Fardessus, 
h  c  634,  708,  724. 
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Das  Connossem^nt  wird  schrifUioh  abgefasBl  und  M  dai>ei 
notarielle  odei<  geriohiliebe  Legali^ining  oder  Auüferljgung  nieht 
hblich,  sondern  wird  dasselbe  wie  die  ilidisten  anderen  kauf- 
mannischen Documente  Mosa  als  ekie  Privatocbrift  ausgefertigt, 
doch  ist  in  manohen  Landern  Stempelung  nothwendig,  ebenso 
wie  bei  Certepartien  und  hat  die  Unterlassung  in  den  verschie- 
denen Landern  verschiedene  Folgen,  namKch  bald  Unklagbarkeit 
aus"  dem  Geschäfte,  bald  nur  eine  Geldstrafe.  Gewöhnlich  fasst 
dasselbe  der  Ablader  (Befrachter)  ab  und  legt  es  dem  Schiller 
zur  Unterzeichnung  vor.  Ea  vi^en  aber  mehrere,  natürlich 
gleichlautende  Exemplare  des  Coanossements  ausgefertigt,  wovon 
eins  der  Schiffer  erhalt,  damit  er  auf  Grund  desselben  wisse 
und  «autorisirt  sei  zur  Ueberliefbrung  der  Güter  an  den  Coli-- 
signatalr.  Ein  anderes  Exemplar  empAngt  der  Rhedi&r,  damit 
er  die  ihm  zukommende  Fracht  sowie  Überhaupt  seine  ReoMe 
und  Verpfliobtungen  aus  diesem  Geschäfte  kenne  -  und  auf  Grund 
der  Urkunde  zur  Ausübung  bringen^  könne.  Bin  drittes  erhalt 
der«Ablkder  (Befrachter),  mit  dem  denn  hier  überhaupt  unmittel- 
bar contrahirt  wird  und  der  es  zur  sicheren  Documentirung  des 
vollendeten  Abschlusses  des  GesohAlts  braucht -und  z.*B.  nament- 
lich es  nOthtg  hat,  um  auf  dasselbe  hin  die  Waaren,  die  bereits 
unterwegs  «ind,  zu  verkaufen,  oder  um  die  Ladung,  im  Fall 
einer  Contribution  oder  Versicberung,  dareutbun.  Endlidh  er- 
halt der  ConsignatSr  »ein  viertes  Exemplar,  damit  er  dien  Zu- 
stand^ die  QualitlH  und  Quantität  der  Ufcergebenen  Waaren  mit 
dem  im  Gonnossemente  angegebenen  ei4cennen  könne  und  sich 
entscheide»  ob  er  sie  pure  in  Empfang  nehmen  oder  ob  er  pro- 
testircn  wolle;  euch  bedarf  der  Consignatlr  des  Gonnoasements 
zur  Sicherung' des  Privilegiums  sefner  etwanigen  VörsebOisse  auf 
die  Waaren  und  um  seine  Dispositlonsbefugtiisse  Ober  die  Waaren 
auszuüben  ^^). 

Im  Französischeo  (Art.  28i)  und  «olhlnd.  Red»te  (Art  509) 
wird  die  Ausfertigung  dieser  vier  Exemplare  gesetziteh  geboten. 
Im  PretisSh  Rechte  (§  1670)  Werdon  nur  di^  Exemplare  geboten. 


11.  cf.  Pardenus  l.  c.  n.  723. 
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und  dies  ist  auch  Englische  und  Nordamerikanische  Praxis,  ob- 
gleich diese  schwankt,  wie  denn  nach  Abbott  1.  c.  S.  279  oft 
nur  zwei  oder  drei  ausgestellt  werden,  wogegen  Kent,  I.  c.  209 
drei  als  gewöhnlich  (commonly)  bezeichnet  Doch  kann  der 
Befrachter  noch  ein  viertes  verlangen.  Das  Spanische  Recht 
(Art  800)  und  trotz  obiger  Bestimoning  auch  das  Holland.  Recht 
(Art  510)  verpflichtet  schlechthin  den  Kapitain  soviel  Exemplare 
zu  ooteneichneny  als  der  Ablader  verlangt  und  wird  man  dies 
in  der  Natur  des  Seehandelsverkehres  begründet  £nden;  denn 
es  wird  dem  Befrachter  nicht  selten  ntttzlich,  ja  nothwendig 
sein,  um  über  seine  versandte  Waaren  nachtriglich  andere  Dis^ 
Positionen  treiTen  zu  können,  noch  ein  oder  einige  Reserve- 
exemplare des  Connossements  in  den  Händen  zu  haben  und 
eiligst  versenden  zu  können.  Auch  schadet  ja  eine  Ausfertigung 
von  auch  noch  so  viel  Exemplaren  dem  Kapitain  nichts. 

Alle  Connossemente  müssen  gleichen  Inhalt  haben,  dasselbe 
fiatuBi  enthalten,  und  ausdrücken,  wie  viel  Exemplare  überhaupt 
gezeichnet  sind  it),  so  dass  mithin,  wenn  bereits  Versendung 
eines  (z.  B.  von  vier)  Exemplaren  stattgefunden  und  demnach 
überall  in  djcn  einzelnen  Coni}ossem^nten  von  vier  Exemplaren 
die  Rede  ist,  der  Kapitain  nicht  mehr  gezwungen  werden  kann» 
ein  fönftes  zu  unterschreiben.. 

Das  Holländische  (Art  509)  und  das  Französ.  (Artikel  282) 
bestimmen,  dass  spätestens  24  Stunden  nach  Empfang  der  La- 
dung am  Bord  die  Unterzeichnung  erfolgen  solle.  Doch  kann 
man  dies  nicht  als  gemeinrechtliche  Bestimmung  ansehen,  viel- 
mehr kommt  es  hier  auf  die  Usanz  an  und  ist  zugleich  den 


11.  &•  das  Pipeass.  Recht  S  1€70  und  das  Span.  Recht  1.  c.  Artikel  800. 
Pardeasas  n.  7i3  hUt  es  aloht  far  BSthig/  dass  die  Anzahl  der  (in 
Frankreich  nothweadigett  vier,  sogenannten  Original-)  Exemplare 
auf  jedeai  OonnosMmente  erwähnt  sei.  Doch  wird  diese  Angabe 
der  Szemplare  nvr  da  fehlen  dOrfen,  wo  sich  diese  Ansahl,  weil 
geaeldicli  geboten«  so  zn  sagen  von  selbst  versteht  und  werden  z.  B. 
auch  inFraakreidi  mehr  ah  vier  Exemplare  ausgefertigt,  so  würde 
dies  f&giich  auf  den  einzelnen  Connossementen  ganz  besonders  zu 
notiren  sein.  Uebrigens  verlangte  die  Ordonnanz  von  1681  Art.  3. 
liv.  III.  tit  2.  nur  drei  Exemplare. 

▼.  KalleDbom«  Seereeht  I.  19 
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Umständen  billige  Rechnung  zn  tragen.  Alf  eii»  geftbclic^^ 
Missbrauch  und  völlig  gegen  die  Natur  und  dü$  W^^en  des 
Connossements  erscheint  es  aber,  wenn  dasselbe i  wie  bisweilen 
geschieht,  von  dem  Kapitain  bereits  vor  der  SinUduiig  der 
Waaren  in  das  ScbifT  unterzeichnet  wird  **). 

Das  Französische  Recht  verlangt,  dass  alle  (vier)  Exemplare 
vom  Kapitain  und  vom  Befrachter  unterzeichnet  seien;  doch  hat 
wohl  sonst  der  Befrachter  nur  des  Capitains  Gonnossement 
nothwendig  zu  unterzeichnen,  wie  dies  auch  das  Span.  Rcehl 
Art  800  ausdrücklich  vorschreibt»  obwohl  eine  Unterzeichnung 
aller  auch  von  Seiten  des  Befrachters  räthlich  erscheint  In  der 
Praxis  unterzeichnet  aber  in  der  Regel  nur  der  Kapitain  Ober- 
haupt das  Gonnossement 

Gewöhnlich  existiren  an  den  verschiedenen  Handelsplatzen 
bereits  gedruckte  Formulare  fQr  die  allgemeinen  Bestimmungen 
der  Connossemenle  und  braueheo  dewa  nur  die  leeren  Stellen 
mjt  den  besondreren  Bestimmuogea  der  Zahlen,  der  Arteo  der 


13.  Dm  Span.  Recht  Art.  809  eitUrt  mit  ToUem  Rechte:  Die  Kapitaine 
werben  mit  der  Einrede  niefat  gehört,  dm  sie  die  Oonnonemente 
in  gatem  Olauben  und  unter  dem  •  Venpreehen  geseiehnet  hatten, 
daai  ibQ?n  die  dann  bezeichneten  OOtfr  t^ittpn  Qbetüelert  «rerden 
sollen.  Trotzdem  erklart  aber  noch  neuerUeb  BouIa|r  -  Faly«  c^vzi 
d.  d.  II.  303:  Taffr^teur  n'est  nuliemei^t  ohlig^  d'atteadre  que  le 
navire  seit  cnti^remexit  charg^.  En  cas  de  refu^  de  ia  part  du 
capitaine»  il  peut  faire  assigner  celui-ci,  povr  Tj  faire  condamner; 
si  non,  pour  voir  dire  que  !e  jugement  qtxi  interriendra  raudra  sig- 
nature.  Dans  ce  cas,  le  capitaine  est  seulement  eondamn^  aux 
d^pens,  pour  toua  dommages  et  lut^r^ts^  paroe  que  Taffr^teur  ne 
spufTre  point  de  ton  refus.  Und  aohou  4^^  harfteitis  Valin»  conment 
^  4ft  4*  tit  des  connaifenMeBs  (Ul.  2.)  faü  wlWidi  ebttuo.  Es 
kann  nicht  geiaugi^et  werden»  dass  das  Interesse  des  Befragten 
eine  solche  ironeitige  Unterschrift  das  Kapitauis  binKeüen  wUnachens- 
wertib  macht  und  dass  der  Kapitaui  im  pflslOMichMa  X«fihf  n  sieh  oft 
durch  den  Credit  des  Befrachters  daau  wkd  b«stinuBen  lasatn»  Aber 
einmal  kann  man  juristisch  den  Kapitain  keiqen  FaU«  dasn  fQr  ver- 
pflichtet  halten  und  daiin  ist  es  fttr  den  Kapitain  allemal  gefiükriich, 
da  er  filra  Erste  nach  den  Angaben  dfs  Cimnoaiem«ito  Ar  die  Ab- 
lieferung der  QOter  haftet. 
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Gitter,  der  Namen  des  Schiffes,  des  Ortes,  der  Personen  etc. 
baodBcbriftliGh  ausgefblU  su  werden  ^*). 

In  alten  Zeiten  unterschrieb  statt  des  Schiffers  der  Schiffs^ 
Schreiber,  üebrigms  kommt  der  letztere  bisweilen,  selbst  auf 
Kauffabrern  doch  noch  vor,  z.  B.  in  Holland,  wie  denn  Pohls 
S.  450  zwei  FMIe  anAhrt.  Die  OrdonnanE  von  1681,  AHikel  1. 
liv.  III.  tiL  Z  ^eUt  ihn  aueh  noch  voraus.  Der  Schiffer  unter- 
xeiGhaet  eigentlicb  im  Name»  des  Verfrachters  (Rheders),  wenig- 
stens verpflicbtei  er  denselbeii  durch  die  Unterschrift  des  Con- 
nossemeirts»  soweit  überhaupt  der  Schiffer  den  Rheder  verpflichten 
kann  und  betnieht  si^b  das  selbst  auf  irrige  Angaben  in  dem 
Connoaeemente,  a«  K«  dass  die  Fracht  vor  der  Abreise  bereits 
beiahjt  sei,  wenn  diea  auch  nicht  der  Fall  war,  wenigstens  zu 
Gunsten  des  Gons|gnattirs,  der  sich  nun  kebie  Fracht  anrechnen 
ui  lassen  braudiU 

In  dam  angeführten  Falle  entschied  sich  auch  Lord  Tenter- 
den  in  the  ease  Howard  v.  Tueker,  bei  Abbott  (Lord  Tenterden) 
I.  c  Seite  281,  hierfür,  da  sonst  die  Englische  Praxis  in  vielen 
ahnlichen  Fällen  sehr  unbestimmt  und  schwankend  gewesen  ist 
und  bald  so,  bald  so  entschieden  hat.  Siehe  desshalb  die 
anderen  bei  Abbott  L'c  angeführten  Beispiele. 

Wenn  Abweichungen  unter  den  mehreren  Exemplaren 
der  Connossemente  stattfinden,  so  wird  nach  den  Umstan- 
den über  die  grössere  Glaubwürdigkeit  des  einen  oder  anderen 
Documentes  zu  entscheiden  seiq,  indem  man  namentlich  auf  die 
etwa  zum  Grunde  liegende  Certepartie  zurückgeht,  ferner  unter- 
sucht, ob  keine  Radirimgen,  Aeoderungen  oder  Fälschungen 
anderer  Art,  namentlich  in  den  Unterschriften  vorgefallen  sind, 
endlich  zu  wessen  Gunsten  die  andere  Lesart  sei  und  wer  sich 
auf  sie  berufe  <*).  Dabei  enthält  das  Franz.  Recht  (1.  c.  Art.  284) 
die  gewiss  allgemein  anzuerkennende  Bestimmung,  dass  (im  Fall 


14.  Da«  Praiwt.  Recht  L  c  1672  verlangt,  daia  die  Anzahl  der  Gollis 
in  den  Connoasementen  mit  Buchstaben  geachrieben  und  die  leer 
gebliebenen  Plfttie  durchatrichen  werden  sollen. 

15.  Daa  HoU.  Recht  Art  514  räumt  denü^iug^  <^i^  Vonug  ein,  »wel- 
cher am  meisten  in  der  Ordnung  iat*  Wegen  Pöhla  Ansichten  bei 
abweichenden  Conaosaementen  siehe  donaelben  1.  c.  8.  475.  76. 

19* 
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einer  Verschiedenheit  zwischen  den  Exeniplaren  Ober  dieselbe 
Ladung)  dasjenige,  welches  sich  in  den  Hftnden  des  KapHains 
befindet,  Beweiskraft  habe,  wenn  es  von  dem  Befrachter  oder**) 
dessen  Comoiissiondr  eigenhändig  ausgefertigt  (rempli)  sei,  nim- 
lieh  gegenüber  dem  Befrachter  und  dessen  Repräsentanten,  also 
auch  dem  Empfänger  der  Waaren;  dass  aber  umgekehrt  gegen 
den  Kapitain  das  Exemplar  Beweiskraft  verdiene,  was  der  Be- 
frachter oder  Consignatär  vorzeige,  wenn  es  der  Kapitain  eigen- 
bündig  ausgefertigt  (d.  h.  doch  wohl  nur:  unterschrieben)  hat. 
I>as  Spanische  Recht  Art  801  setzt,  was  sich  von  selbst  ver- 
steht, noch  hinzu:  besitzen  die  beiden  abweichenden  Connosse- 
ments  gegenseitig  dieses  Erforderniss,  so  richtet  man  sieh  nach 
den  durch  die  Parteien  geführten  Beweisen  und  bat  der  Richter, 
wenn  kein  anderer  allgemeiner  Massstab  da  ist,  namentiieh  nach 
dem  Eide  derjenigen  Partei  zu  entscheiden,  von  der  er  ver- 
muthet,  dass  sie  durch  Irrthum  eine  Angabe  eingerOckt  habe, 
deren  Unrichtigkeit  ihr  schädlich  wäre.    Pardessus  n.  720. 

Stimmen  dagegen  die  mehreren,  in  gehöriger  Form  abge- 
fassten  Connossementsexeroplare  mit  einander  überein,  so  be- 
wirkt das  Connossement  unter  allen  bei  der  Ladung  interessirten 
Parteien  vollen  Beweis*').  Dritten  wird  man  allemal  den  Be- 
weis des  Gegentheils  einräumen  müssen,  ja  ich  möchte  über- 
haupt den  Beweis  des  Gegentheils  auch  den  Parteien  gestatten, 
und  scheint  es  zu  genügen,  dass,  um  Weitläufigkeiten,  Zögerun- 
gen und  Stockungen  des  Handelsverkehres  der  Parteien  zu  ver- 
meiden, auf  Grund  des  ersten  Beweises  ein  Urthell  erfolgen 
dürfe,  und  dass  die  Erklärung  von  der  Erbringung  des  Gegenbe- 


16.  Das  Spanische  Recht  stimmt  mit  dem  Französischen  überein,  sagt 
aber:  wenn  es  von  der  Hand  des  Abladers  oder  seines  Hand> 
Inngsdieners  ganzlich  oder  wenigstens  der  nicht  gedruckte 
Theil  geschrieben  ist.  Es  wird  wohl  überhaupt  unter  Ausferti- 
gung nur  die  Unterschrift,  wenigstens  gemeinrechtlich,  zu  ver- 
stehen sein. 

17.  Das  Franz.  Recht  Art.  283  setzt  noch  hinzu:  unter  ihnen  und  den 
Versicherem.  Das  Holl.  Recht  Art.  511  sagt:  zwischen  den  Parteien 
und  zwischen  denen,  die  Antheil  an  der  Ladung  haben  und  den 
Versicherem;  doch  bleibt  letzteren  der  Beweis  des  Gegentheib 
vorbehalten. 
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weises  keiBen  Siispensiyeffect  dieses  Urtheils  habe,  also  mehr 
restitutorisch  wirke  >*). 

Doch  ist  hier  wohl  folgende  Beschrankung  hinzuzufligen,  die 
das  Holl.  Recht  Art.  514  ausdrücklich  aufstellt  und  die  aus  der 
Natur  des  Seehandels  sich  zu  rechtfertigen  scheint:  Wenn  ndm- 
Kch  auch  der  Schiffer  beweisen  kann,  dass  die  im  Connossement 
angegebene  Quantität  Güter  nicht  in  das  Schiff  hat  geladen 
werden  können,  z.  B.  weil  es  zu  klein  dazu  war  oder  weil  solche 
Masse  ^Eisens,  Kupfers,  als  zu  schwer)  das  Schiff  hatte  sinken 
maefien  oder  weil  an  dem  dasigen  Platze  soviel  an  dergleichen 
Waare  tkberhaupt  nicht  vorhanden  gewesen  etc.,  —  so  gilt  dieser 
Beweis  zwar  gegen  den  Ablader;  doch  ist  der  Schiffer  nichts- 
destoweniger verbunden,  den  Consignatar  schadlos  zu  halten, 
falls  dieser,  auf  den  Grund  des  Connossements,  an  den  Ablader 
mehr  bezahlt  oder  vorgeschossen,  als  das  Schiff  eingenommen 
hat;  den  Regress  des  Schiffers  an  den  Ablader  vorbehalten. 
Denn  es  scheint  billig  einmal,  dass  durch  des  Kapitains  Nach- 
lässigkeit und  Pflichtwidrigkeit  der  ConsignatSr  nicht  leide,  dass 
aber  auch  dem  betrügerischen  Ablader  sein  dolus  nichts  nütze. 

Ferner  mifss  man  zur  Sicherheit  des  Kapitains  und  eben 
wegen  seiner  strengen  Verhaftung  dem  Kapitain,  wie  dies  gleich- 
falls Hollandisehes  Recht  ist,  die  Befugniss  einräumen,  wenn 
ihm  die  Güter  nicht  zugezahlt,  zugewogen  oder  zugemessen  sind, 
auf  den  Connossementen  anzumerken,  dass  ihm  die  Art,  die 
Zahl,  das  Gewicht  oder  das  Maass  der  Güter  unbekannt  sei; 
doch  wird  dies  füglich  nur  in  Bezug  auf  die  Exemplare  von 
Beweiskraft  sein,  die  er  sofort  nach  der  Unterschrift  ausgeliefert 
hat,  nicht  auf  das,  was  er  selbst  in  Händen  behält.  Dasselbe 
gilt  Ton  Bemerkungen  wegen  fehlerhafter  Emballage,  wegen  Be- 
sebadignngen  der  Güter  etc. 

Bei  der  Unterschrift  der  Connossemente  kann  der  Kapitain 
mit  Recht  verlangen,  dass  ihm  das  Recief  als  der  vorläufige 
Empfangschein  der  Ladung  wieder  zurückgestellt  werde,  wie 
dies  denn  das  Holl.  Recht  ausdrücklich  bestimmt,  wogegen  das 
Span.  Recht  Art.  810  es  durch  die  Ausfertigung  des  Connosse- 
ments für  anullirt  erklärt     Ausserdem  sind  aber  die  Ablader 


18.  Dm  Prema.  Recht  (ug,  $  1074}  seheint  über^  dfn  Qeganbaw^ 
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Terbonden,  dem  Kapitain  die  Zollacbeiiie  (Clanningssdi^iiie)  *•) 
über  die  verladenen  Waaren  zuzustellen  und  ewtr  nadi  Franz. 
Recbie  gleichfalls  in  jenen  24  Stunden»  innerhalb  weicher  der 
Kapitain  die  Connossemente  zu  unterschreiben  bat 


$  107.    Inhalt  des  GouKMaemenii. 

Das  Cannossement  ist  mithin  diejenige  Drkimde»  welche 
nach  beendigter  Abladung  **)  und  zwar  auf  Gmnd  des  vorläufi- 
gen Empfangscheins  (Redef)  und  nach  dessen  wie  nach  den 
Bestimmungen  der  etwanigen  Certepartie  ausgestellt  wird  und 
worin  der  Schiffer  die  genannten  Waaren  empfangen  au  haben 
bekennt  und  an  den  bestimmten  Ort  abiuhefero  verspricht, 
Oasselbe  muss  enthalten  *^); 

1)  Den  Namen  des  Schiffes  und  des  Schiffers.  Aueh  nennt 
man  wohl  den  Hafen,  wo  das  Schiff  zu  Hause  oder  resp«  regi~ 
strirt  (z.  B.  England)  oder  matriculirt  (Spanien)  ist^  kt  keine 
Gertepartie  vorhanden»  so  ist  es  zweckmässig,  die  Nationalitit 
des  Schiffes  zu  bezeichnen,  besonders  in  Kriegszeiten« 

2)  Ein  genaues  Verzeichniss  der  verladenen  Waaren  nach 
Maass»  Gewicht»  Gattung»  mit  Angabe  der  Packe»  Kisten»  Tonnen 
und  deren  Signaturen»  sowie  das  Bekenntoiss»  sie  empfangen  zu 
haben.  Dabei  darf  der  Schiffer,  wie  bereits  $  106  bemerkt»  seine 
Bemerkungen  wegen  Beschädigungen»  schlechter  Verpackung  oder 
wenn  die  Fässer  und  Kisten  nicht  ganz  voll  sind  etc.  am  Rande 
oder  bei  seiner  Unterschrift  machen.  Bemerkt  er  die  Beachädi-- 
gung  etc.  erst  nachträglich»  wo  vielleicht  bereits  ein  Gonnosae- 
ment  in  die  Fremde  geschickt  war,  so  muss  er»  um  nicht  in 
Verlust  zu  gerathen,  Alles  anwenden»  danal  der  Ablader  sdbat 
und  zwar  auf  das  in  den  Händen  des  Schiffers  befiniOidie 
Exemplar  einen  bezüglichen  Vermerk  eigenhändig  mache.    Wird 


19.  Franz.  Code  d.  c  Art.  282. 

20.  Der  Ausdruck  Abladen,  Verladen»  Beladen  ist  im  Seerecht  eigen- 
thümlich;  wir  haben  aber  keinen  Anstand  genommen,  daf&r  in 
gleicher  Bedeutung  die  AusdrQcke  Verladen,  BeUden  m  ge- 
brauchen, die  allerdings  vorzüglich  bei  der  Landfracht  Qblieh  sind. 

Sl.  PrensB.  Recht  S  1668.  (to^  Franzns.  H^ttidetsgea^tztmeh  281; 
Uoll.  Art  507;  Span.  Art  799.    Auch  Pohls»  8. 
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aber  dM  Mhiitor  die  Waare  nksht  lag^lrog^  öd^  gemessen, 
oder  kerint  e#  den  Inhalt  def  Failageti  nicht«  so  nii»S6  e^,  werni 
er  nicht  wegen  der  Angehen  des  Gonnossemertts  t^haftel  süin 
will,  die  allgemein  Qbliche  Formel  in  das  Connossement  Bditfü*- 
ben:  Gewicht  (Masa  elc.)  und  Inhalt  unbekannt  Dahin 
geht  auch  die  prlservirende  Formel:  Frei  von  Leckage  bei 
flussigen  Gegenständen^  wovon  weiter  unten.  Ebenso:  Frei 
von  Bruch,  besonders  bei  Versendungen  zerbrechlicher  Gegen-* 
stände  (Glas,  Porzellan  etc.)*    Siehe  $  129. 

S)  ber  Name  des  Befrachters  oder  Abladers,  für  dessen 
Rechnung  die  Waare  verladen  wird. 

5)  Die  Adresse  oder  den  Nkittett  des  Empfimgers  der  Waaren 
(Consignatikrs,  Destinatars).  DabH  kann  das  Connossement 
zugleich  mit  dem  Zusatz,  an  Ordre  oder  auch  ohne  aUe 
namentliche  Bezeichnung  eines  bestimmten  Empfängers  schlecht- 
hin an  Ordre  gereift  sein,  wa  dann  der  Inhaber  des  Cannosse- 
thenti/  als  der  beabstchtigtä  Empfdhgef  gilt.  Mahche,  z.  B.  £ng- 
Bsehe  Prisei^eHchfe  verlängert,  dass  de^  Sljgenfhtimei'  der 
Güter  speziell  angegeben  werde;  Ist  defsel^fre  von  dem  Ablader 
nicht  verschied6n,  ^o  ist  wenigstens  der  Ablader  zdglefch  als 
Efgedtheirmet  zu  bezeichnen,    cf.  Jacobseü  T.  c  S.  206  u.  413. 

5)  Den  Namen  des  Bestimmungsortes  (Löschungshafens, 
Löschplatzes). 

6)  Die  Verplichtung  des  Schiffers,  die  Waare  an  den  Be- 
stimmungsort zu  briiye^  und  dort  an  den  Destinatar  abzuliefern. 
Dabei  ist  die  Prote$tf|tpp  sehr  gewöbnlicb,  dass  der  Schiffer 
fbr  höhere  Gewalt  nicht  zu  stehen  brauche,  welphe  in  Deui- 
scheo,  Holland,  und  Dan.  Gonnossemente. nicht  selten  kurz,  so 
lautet:  „wenn  Gott  eine  glückliche  Reise  giebt'S  in 
England:  „the  dangerö  öf  the  sea  only  excepted**,  oder 
denth'dbef :  th6  abts  of  God,  the  ling  ennetfiies,  flre  and  äff  olher 
daligets  and  acddents  öi  the  sea,  rtvers  and  navigation,  of 
whatever  nature  and  kfnd  söever,  save  risk  of  boats,  so  far  as 
riiipa  ire  liaMef  tUereto,  exeepied  »*).  —  Doch  versteht  sich  das 
AHe9  ven  Mb^  Mch  olme  bestemder^  Pfotestation.  Ebenso  die 
gleicbfafo  Oliicke  BevtiamAing,  dese  der  Schiffer  die  Waare  in 


/ 
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demselben  Zustande  abliefern  wolle,  wie  sie  ihm  überlieferl  seL 
Auch  die  ttberflössige  Bemerkung  findet  sich  hluifig,  dass  mao 
sich  in  Bezug  auf  Havarie  den  Usanzen  der  See  unterwerfen 
wolle. 

7)  Die  Frachtbestimmung,  und  zwar  auf  dieselbe  Weise 
wie  in  der  Certepartie  und  mit  Erwähnung  dessen,  was  etwa 
der  Rhederei  oder  dem  Kapitain  an  Kaplaken,  Gratification  etc. 
nebenbei  zu  zahlen  ist 

8)  Am  Schlüsse  verpflichtet  gewöhnlich  der  Schiffer  das 
Schiff  und  seine  Person  für  Erfüllung  aller  aus  dem  Con- 
tracte  fliessenden  Verbindlichkeiten.  Doch  haftet  bei  einer  so 
vagen  Verpflichtung  des  Kapitains  fDr  seine  Person  derselbe 
doch  nur  in  den  $  52.  60.  61.  gegebenen  Ausnahmefilllen  mit 
seinem  Vermögen,  also  wegen  Versehen  und  Vergehen. 

9)  Endlich  folgt  die  Untwschrift  des  Schiffers  oder  des  etwa- 
nigen  Schiffsschreibers,  nebst  den  in  diesem  sowie  im  vorigen 
$  angedeuteten  Reservationen  und  Protestationen,  die  hier 
nicht  selten  erst  angehängt  werden.  Auch  die  Bemerkung,  in 
wieviel  Exemplaren  die  Ausfertigung  erfolgt  sei,  findet  sich 
öfters  gerade  an  dieser  Stelle.  Ebenso  die  sieh  gleichfalls  von 
selbst  verstehende  clausula  cassatoria,  welche  dahin  geht,  dass 
alle  Exemplare  des  Connossements  nur  für  eins  gelten  und  dass 
mithin  alle  übrigen  ungQltig  und  wirkungslos  sein  sollen,  wenn 
eins  derselben  erfQllt  worden  sei.  Die  Formel  hierzu  ist  häufig 
die:  ,,Wettn  einem  (Connossemente)  davon  ein  Genüge 
„geschehen,  so  sind  die  anderen  von  keinem  Werthe'% 
oder  „the  one  of  which  being  accomplished,  the  others 
„to  stand  void''.    Pohls  S.45I  Note. 

10)  Uebrigens  ist  es  klar,  dass  die  Parteien  noch  bespndere 
Nebenbestimmungen  und  Sicherungen  aller  Art  in  das  Connosse- 
ment  aufnehmen  können,  also  Bedingungen,  Zeitbestimmungen, 
Modus  nebst  besonderen  Protestationen  etc. 

Doch  versteht  es  sich  wiederum  von  .seihst,  dass  durch  der-- 
gleichen  nichts  festgesetzt  werden  darf,  w«b  dem  Wesen  der 
Seerechtsverhaltnisse  entgegen  ist.  Also  wenn  z.  B,  gesagt  ist, 
was  häufig  geschieht:  Der  Empfänger  solle  die  Fracht  bezahlen, 
wenn  die  Waare  unbeschädigt,  trocken  etc.  ankommt:  so  ist  das 
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eine  Bedingung,  die  im  Falle  der  Havarie  ohne  alle  Wirkung 
bleibt "). 

11)  Sodann  wird  der  Inhalt  des  Gonnossements  durch 
den  Inhalt  der  Certepartie  ergänzt  und  glaube  ich  allerdings, 
dass  jeder  dritte  Inhaber  des  Gonnossements,  wenn  er  auch 
ganz  und  gar  nicht  beim  Abschlüsse  der  Gertepartie  durch 
Mittelapersonen  oder  kraft  seiner  unmittelbar  rechtlichen  Be* 
Ziehung  zu  den  Gontraheoten  betheiligt  war,  durch  die  dem 
Connosaeroente  zum  Grunde  liegenden  Bestimmungen  der  Gerte- 
partie gebunden  sei,  soweit  aie  nur  nichts  gegen  das  Wesen  des 
Seerechtslebens  enthalten.  Denn  diesen  letzteren  Fall  ausge- 
nommen, so  steht  es  fest,  dass  der  ursprOngHche  Inhaber  des 
Gonnossements,  nämlich  der  Befrachter,  Schiffer,  Verfrachter 
durch  den  Inhalt  der  Gertepartie  gebunden  sind;  desgleichen 
aber  auch  der  Gonsignatär,  denn  die  Uebertragung  der  Rechte 
aus  dem  Gonnoasemente  von  Seiten  der  genannten  Parteien  und 
nameotlicb,  was  der  Hanptfall  ist,  tob  Seiten  des  Befrachters 
auf  den  Gonsignatftr  kann  doch  nur  in  [derselben  Weise  und 
mit  denselben  Beschränkungen  und  Verpflichtungen,  also  hier 
innerhalb  derer  der  Gertepartie,  welche  für  den  üebertragen- 
den  einmal  vorhanden  waren,  rechtsgültiger  Weise  geschehen. 
Nemo  plus  iuris  in  alterum  transferre  potest  quain  quod  ipse 
habet.  Und  dasselbe  gilt  bei  jeder^  ferneren  Uebertragung  der 
Rechte  aus  dem  Gonnossemente,  und  muss  dasselbe  namentlich 
auch  dann  gelten,  wenn  die  Uebertragung  durch  Indossamente 
bewirkt  ist  Doch  wird  es  allerdings  immer  zweckmässig  sein, 
sich  zur  besseren  Sicherung  der  Anwendung  dieser  Rechtsgrund- 
satze in  jedem  Gonnossemente  ausdrücklich  auf  die  Bestimmun- 
gen der  Gertepartie  zu  berufen,  wenn  man  aie  nicht  lieber  in 
extenso  in  das  Gonnossement  aufnehmen  will.  Die  von  Pohls 
hierzu  empfohlene  Formel  ist:  nach  Massgabe  (oder  laut)  meiner 
Certepartie. 

Üebrigens  ist  auch  die  Bedingung  eriaubt,  dass  die  ver- 
ladenen Güter  auf  das  Risiko  des  Gonsignatärs  gehen  sollen, 
doch  muss  derselbe  erst  darin  gewilligt  haben,  oder  schon 
ans  irgend  einem  Grunde,  z.  B.  weil  er  bereits  vor  Ab- 
gang der  Waare  die  Gefahr  übernommen  hat,  was  bekanntlich 
nach  Römischem  Rechte  unmittelbar  nach  Abschluss  des  Kaufea 
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(mes  relMü  €iNiftetiBlM(te(AitraeteB>  ge^i^i,  mu  «b#f  hibbt 
in  allen  Ländern  praktisch  ist,  t.  B.  nicht  nach  PreiMsischeni 
Rechte  *^}. 


24.  Anbei  erfolgt  clas  sehr  empfehlenswertfae;  gessae  Schema  emet  Ei^ 
lischen  Cönnossements. 

Shipped  in  good  Order  and  well-conditioned  hy  Mr. 
in  and  upon  the  good  Skip  or  yc»el  called  the 
wbefeöf  is  Maater  for  thift  pres^t  Voyage 
and  ilow  riding  at  Anchor  it,  the  Poh  of  and  bound  for 

being  marked  and  nümbered  as  in  the  Margin,  and  are  to  he  de- 
livered  in  the  like  göod  Order  änd  well  eonditiöned  at  the  aforesaid 
Port  of  (the  äct  of  Ood«  Fire  snd  au  and  eveiy 

other  Oangers  and  AMdents  of  fhe  9eM,  Rit«hr  täd  Natigatioi» 
of  whMei^t  Mture  ö^  kind  So^^«f  teo(;pted)  uato 
or  to         Atsigns  h6  m  they  pa^iag  Fnight  lor  th«  said  GooAi 

Primage  and  Average  aeoüstomed.  In  Witneis  whereof  the  Master 
or  Purt^r  of  the  said  Ship  bath  af'firmed  to  Bills  of  Lading 

all  of  this  Tenor  änd  Date,   thte  one  of  which  Bifis  being  aecom- 
plisfi6di,  the  othei^  tor  StantI  toid 
»Medm 

Sodann  setze  ich  noch  folgendes  Französisches  bei,  besonders 
wegen  der  Verpdichtungen  am  Schluss. 

Je  deiüeurant  k  Cspitamd  ti  maifre, 

apr^  Dien,  du  Navire  iborimtd  du  port  de       toiuieaux, 

maintenaadit  k  poMt,  dt^  premie^  «Mps  favorable  quIÜ  plain 

h  Dkn  entoyer  aller  en  dfoiw  «ottlei  k  leeoBSiais  avoir 

ye^tt  et  ohseg^  daan  moa  narvirew  tons  le  frane*tiUae  d'icslui,  de 
f  ouB  Mr. 


le  tout  sec  et  bien  conditionn^,  marqn^  et  num^rot^ 

mcrge:  M|aelM  wchandisea  je  m'eligage  portef  et  condiiire  dana 

mon  dit  navwe  (smf  lea  risqnes  et  pMks  de  is  mer)^  a«dk  lien  4 

et  Ih  ies  delivrer  k 
en  me  payant  pour  mon  frei  la  somme  de 

£t  pour  cet  effü,  je  xn'engage  corps  et  hlenl  avec  Aiöndft  üaTM» 
fret  et  appärauz  d^icelüi;  eii  föi  dcf  f^ttöU  j'ld  ägA4 
connaissemens  d'une  mtoe  tenenr»  dont  Tun  accompli»  les  aatics  de 
nulle  Taleur.  le  I8f 
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S  lOS.    ZurGcknahme  der  Güter. 

Die  Befrachter  oder  Ablader  können  die  yerladenen  Güter 
nicht  wieder  ausladen,  wenn  sie  nicht  alle  ihnen  durch  den 
Schiffer  zugestellten  Connossemente  zurückgeben.  Der  Schiffer 
braucht  sich  sonst  die  Wiederausladung  der  Güter  nicht  gefallen 
zu  lassen.  Namentlich  aber  muss  sich  der  Kapitain  hüten,  im 
Fally  dass  schon  eines  oder  mehrere  der  Connossemente  ver- 
sandt sind,  die  Löschung  vor  sich  gehen  zu  lassen ,  weil  nicht 
bloss  er»  sondern  namentlich  der  entfernte  Inhaber  des  Gonnosse- 
ments  leicht  grossen  Schaden  erleiden  können.  Nach  Holland. 
Recht  Art.  511  darf  in  solchem  Falle  die  Löschung  nur  auf 
richterliche  Ermächtigung»  nach  Untersuchung  der  Sachen  und 
unter  gehöriger  Bürgschaftstellung  von  Seiten  des  Befrachters 
(Abladers)  gegen  alle  Nachforderung  der  versandten  Connosse- 
mente geschehen;  in  allen  Fällen  gegen  Zahlung  der  zuständigen 
(siehe  $  95)  Fraöht  von  den  durch  ihn  abgeladenen  Gütern  und 
der  Kosten,  die  die  Einladung  und  Wiederverstauung  der  übri- 
gen Ladung  verursacht,  und  letzteres  ist  gemeinrechtlich. 

i  109.    WcMii  des  CoftmMMttents. 

Das  ConnosseBieDt  ist  eine  VeHragsiarkunde,  soUte  sie  auch 
bloss  die  Form  einer  Beweisiirkonde  haben  oder  wie  dies  bei 
Holländischen,  Deulscben  etc.  Goonossementen  nicht  selten  der 
Fall  ist»  in  der  Form  eines  Empfangsscheins  ausgestellt  ist,  in- 
dem der  Schiffer  sieb  redend  einfahrt:  Ich  bekenne  eto.;  dena 
es  ist  das  immer  zugleich  ein  Verpflichteingsscheiu,  der  auch  den 
Befrachter  nidit  bloss  dureb  seine  Untersohrift,  welche  in  der 
Praxis  sich  sehr  selten  unter  ConRossementeR  findet,  sondern 
überhaupt  durch  das  Ganze  des  Verbihltnisses  und  namentlieb 
dnrcb  das  Factum  der  Einladung  sowie  durch  das  Aitsfertigen- 
lassen  der  verschiedenen  Connossemente  durch  den  Kapitain,  — 
gegenüber  dem  Kapitain  und  durch  diesen  überhaupt  gegenüber 
Dritten  bindet.  Das  Connossement  dient  aber  vor  Allem  dazu, 
den  Consignatär  zum  Empfange  der  Güter  zu  legitimiren. 

Diese  Urkunde  kommt  übrigeii»  aupb  vory  wenn  der  Rfaeder 
seine  eigenen  Waaren  ladet,  weil  darin  zunächst  die  Pflichten 
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des  Schiflers  bestimmt  werden  und  die  Urkunde  vor  Allem  im 
Interesse  des  Consignat&rs  abgefasst  wird.  Endlich  wenn  der 
Kapitain  Eigenthümer  eines  Theils  der  Ladung  ist,  so  ist  das 
Connossement  keineswegs  überflüssig.  Ebenso  wenn  über- 
haupt kein  Consignatär  bestimmt  ist,  sondern  z.  B.  der  Rheder 
(oder  Kapitain  als  Eigenthümer  eines  Tbeils  oder  der  ganzen 
Ladung)  nur  den  Transport  in  ihr  Waarenhaus  in  einer  frem- 
den Hafenstadt  beabsichtigen,  wird  das  Connossement  nicht  an- 
höthig  sein,  indem  dadurch  über  Qualität  und  Quantität  der 
geladenen  Güter  ein  Beweis  geführt  werden  kann,  was  z.  B. 
wichtig  ist,  wenn  eine  Entschädigung  im  Falle  einer  Ansegelung 
festgestellt  werden  soll  oder  auch  gegenüber  den  Versicherern. 
Doch  sollte  in  diesen  Fällen,  wo  die  Person  mehrerer  sonst  ge- 
wöhnlichen Frachtcontrahenten  in  einer  Person  zusammenfallen, 
um  Fälschungen  zu  vermeiden  oder  doch  um  die  Glaubwürdig- 
keit des  Gonnossements  aufrecht  zu  erhalten,  das  Connossement 
besonders  förmlich  abgefasst  sein;  doch  genügt  jedenfalls  schon 
notarielle  Beglaubigung.  In  Frankreich  muss  das  Connossement, 
welches  über  die  vom  Kapitain  für  eigene  Rechnung  verladenen 
.  Guter  gezeichnet  wird ,  von  zwei  der  vornehmsten  der  Equipage 
unterzeichnet  sein.  cf.  Pard.  n.  724.  Aehnliches  gilt  dort,  wenn 
das  Connossement  einen  Ablader  interessirte,  der  mit  dem  Ka- 
pitain in  dem  zur  Ableguag  eines  Zeugnisses  verbotenen  Grade 
verwandt  ist*»). 

Das  Recht  aus  dem  Connossemente  concentrirt  sich  haupt- 
sächlich in  dem  Forderungsrechte  an  den  Schiffer  auf  Ablieferung 
der  Waaren  an  den  bestimmten  Ort  Wenigstens  wird  gerade 
diese  rechtliche  Seite  des  Gonnossements  im  Handelsverkehre 
besonders  festgehalten  und  erzeugt  eigenthümliche  Rechtsver- 
hältnisse« Es  kann  aber  dieses  Recht  wie  jedes  andere  For- 
derungs-  oder  Klagerecht  auch  cedirt  werden.  Doch  gelten  in 
Bezug  auf  Connossemente  nicht  bloss  die  gewöhnlichen  Regeln 
der  Cession,  sondern  werden  dieselben  in  der  Regel  als  nego- 
tiable  Papiere  betrachtet.  Am  unbegrenztesten  gilt  dies,  wenn 
das  Connossement  auf  den  Inhaber  ausgestellt  wird,  in  welchem 
Falle  das  Geschäft  durch  die  blosse  Aushändigung  des  Papiers 


95.  Code  de  com.  Ait.  345.    Pardeis«s  I.e.  n.  721. 
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toHtogen  wiri*«).  — -  Lautet  das  Connossement  auf  Ordre,  so 
geaehiefat  die  Debertragnog  desselben»  ^ie  bei  Wechseln,  durch 
ein  Indoflsemeol  auf  dem  RQcken.  Es  will  scheinen,  als  ob  auch 
bei  Gonnofsementen  auf  des  Inhaber  nicht  bloss,  obgleich  diese 
Form  hier  nicht  einmal  nOthig  fst,  indem  die  blosse  Aus- 
hftndigung  dea  Connossements  an  den  Anderen  (den  neuen  In- 
haber also)  schon  Yöllig  zur  Uebertragung  genOgt,  —  sondern 
auch  bei  Connosaementen  auf  eine  bestimmte  Person  und  ohne 
dea  Zusatz  auf  Ordre  eine  Debertragung  durch  Indossirung 
stattfioden  könne  <').    Freilich  erklart  das  Holl.  Recht  Art  508, 


91.  cf.  Koch,  Prenn.  Recht  I.  J  455.  S.  734.  Der  Code  de  com.  fr. 
Art.  281  gemattet  •olches  atudrUcklich.  Du  Preuss.  Allg.  Land- 
redit  sehweigt  davon  uad  nach  allgemeiaen  Grundsätzen  des 
Piensi.  Rechte  ist  esNiemanckn  gestattet,  Ventthrtibangen  auf  den 
Inhaber  ausmstellen  (L  2.  (  730.  Ziffl  6  and  Gesetz  TOn  17.  Juni 
1833).  Da  jedoch  nach  $  1.  dastolbst  die  abf  jeden  Inhaber  ge- 
atellten  Wecbsel  solcher  Personen,  welche  kaufmännische  Rechte 
haben,  ausgenommen  sind,  und  da  Seeschiffer  und  Rheder  Wechsel* 
fihig  sind  (schon  nach  II.  8.  §721,  22.  und  jetzt  nach  der  neuesten 
•og.  Deutschen  Wechselordnung),  so  muss  wohl  auch  nach  Preuss. 
Rechte  die  Zniassigkeit  der  auf  den  Inhaber  ausgestellten  Connosse- 
tncnte  angenommen  werden.  Uebrigens  gestattet  auch  das  neueste 
HolL  Recht  (1*  e.  Art.  508)  die  Ausstellung  auf  Vorzeiger  (In- 
haber) «usdrAcklioh. 

27.  Valin  (Art  3.  liv.  II.  Tit  X.  des  navires)  scheint  meiner  Ansicht  zu 
sein,  wenigstens  spricht  er  von  der  Uebertragung  der  Connoasemente 
dnrdi  Indosaemente  ganz  allgemein,  bes.  tom.  I.  pag.  607,  wo  i^m 
Ende  der  Seite  cwar  es  heisst:  des  facheres  et  des  connoissemens, 
k  moma  en  tont  eas  qn'ihr  (ne)  soient  aussi  k  Tordre.  Doch 
spricht  Valin  sonst  ganz  allgemein  und  Ilsst  diese  Beschrllnkung 
mehr  als  wie  aus  dem  ganzen  polemischen  Zusammenhange  erhellt, 
keinesw^s  zu.  P^^hls»  Handelsrecht  (Rrster,  aflgemeiner  TheB) 
8.  188  erklärt  übrigens,  daas  der  Gerichtsgebrauch  auch  bei 
Connossemente  nicht  an  Ordre  hin  und  wieder  eingeführt  habe, 
dass  ein  Indossement  die  Kraft  einer  Cesaion  habe.  Ausserdem 
haben  sich  tQchtige  Handelsleute  gegen  mich  dahin  ausgesprochen, 
daas  sie  das  (yonnossement  überhaupt  für  ein  so  negotiables  Papier 
halten,  daaa  es  überhaupt  schlechthin,  gleich  viel  ob  es  an  Ordre 
gestellt  sei  oder  nicht,  für  durch  Indossemente  allemal  für  über- 
tnghtf  haUen, 
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dass  DQr  die  auf  Ordre  gestelltea  Coonossemenle  Tennitldal 
Indosseiueots  Obertragen  werden  kOnnen  and  das  Span«  Beeht 
Artikel  802  erklärt  nur  die  auf  Ordre  gestellten  Gonnoaaemente 
Kit  negotiabel  und  durch  IndoBsemente  ftur  Übertragbar.  P<Vhls 
I.  c.  erklärt  sich  dagegen  und  yerlangt  den  Zusati:  an  Ordre, 
damit  sich  der  Schiffer  auf  diese  Weise  der  Uebertragung  dnrdi 
Indossement  unterworfen  habe.  Diese  Rücksicht  auf  den  Schiffsr 
scheint  mir  aber  unnOthig.  In  der  Praxis  endlioh  beschränkt 
sich  übrigens  die  Uebertragung  durch  Indossement  auf  die  Coii-< 
nossemente  an  Ordre  und  i#t  es  demnach  angeoMssen,  mr  Br- 
leichterung  des  Verkehres  mit  dem  Connossemente  diesen  Zusatz 
überall  zu  machen.  Nachtheile  möchten  dadurch  nicht  entstehen, 
wohl  aber  Vortheiley  namentlich  in  Bezug  auf  die  SchneUigkeil 
und  Sicherheit^des  Verkehres. 

Das  Connosaement  beanffaragi  den  SciMffir  bof  Ucbergabe 
der  Güter  kraft  des  Rechtes  und  des  Mandates  des  AMaders, 
von  dem  hier  überhaupt  erst  alle  DispoeAtionsbefugniss  über  die 
Güter  ausgeht  und  dessen  Recht  der  beauftragte  Kapitain»  trotz 
jenes  Auftrages,  so  lange  derselbe  nur  noch  nicht  vollzogen  ist, 
nicht  aufheben  kann.  Wenn  demnach  der  Ablader»  so  lange  res 
integra  ist,  d.  h.  so  lange  er  nicht  seine  Disposition  Töllig  verloren 
hat,  den  Auftrag  zurückoimn/t  und  auf  irgend  eine  Waise  fine 
andere  Person  als  die  ursprüagKch  bestimmte  a^  SmpAMiger 
festsetzt,  so  ist  der  Kapitain  verpflichtet,  9]ß  ein  tMues  Manda- 
tar diesem  Wechsel  nachzukommen.  Doch  vecsteht  as  sieb  da- 
bei, dass  der  Kapitäin  nicht  schon  in  Folg^  seines  ersten  Auf- 
trages die  Güter  an  den  ersten  Empfänger  übergeben  oder  sich 
überhaupt  aus  diesem  Mandat  in  Bezug  auf  die  Debieiiabsi  an 
den  ersten  Empfänger  .diesem  vertundUch  gemacht  habe ;  fec ner 
dass.  nicht  d.er  erste  Empfäogier  bereits  ein  veUgülligea  Renhl  an 
den  GüterUf  namentlich  durch  Bezahlung  des  Kaufpselses  erhal- 
ten habe:  in  wek^m  Falle  zwar  der  Kapttaio  nicht  unbedingt 
zur  sofortigen  Ausantwortung  der  Güter,  trotz  des  entgegenge- 
setzte» Befehles  seines  Patrones  oder  Befrachters  verpflichtet 
gehalten  werden  mag,  wenn  nicht  zuvor  die  Behauptung  der 
Bezahlung  festgestellt  worden  ist;  Verzögerungen  in  diesem  Falle 
würde  der  Auftraggeber  zu  vertreten  haben;  doch  wird  man 
den  Kapitain,  wenn  er  bestimmt  davon  weiss,  dass  die  von 
dem  ersten  Empfänger  behauptete  Zahlung  staUgefunden  habe, 
zur  üebergabe  wenigstens  für  berechtigt  halten«  StUkeB  vamag 


h^  difi  Verp()if^ng  des  Kapilaios  g«geptter  dem  Bmpfitaiger 
oicblt  fDzofflief.  Per  Kio^taia  M  ja  fQr*a  Biete  ood  haupt- 
aichlich  Ke^ifflragt^r  des  Abfffndors  und  der  Deetinatftr  hal 
Qberliaopl:'qur  erfA  durcb  die  VeroiUtelwg  iwd  die  llacbl  des 
^b^e^dere  oioe  recbüiclie  Stellung  wm  Keyitaane.  Weon  nuo 
der  Absender  auf  irgeod  eine  Weiee  diese  durob  ihn  getrageae 
recbtlicbe  VerbipdMog  ;pi|rischeii  IXei^Unatür  und  Kapitaip  zweifel- 
ba(t  machte  ao  muM  d^r  Kasteie  wenigetone  zweifelhaft  werden» 
ge^oQber  dem  Oeatlfi^iikr,  die  einzig  im  Namen  dea  Abaeodera 
obUegenden  Verpfl^chti^iweA  zu  erflUen.  Jhr  KspiitaHi  bat  ge- 
wisil  vpnufgaweiae  dfia  Inlereqae  d^  Abse^deirs  und  erat  im 
zweiten  Grede  d«^  dea  Deatii^etjMa  webrzpnebil^a^  Hatte  aber 
der  Absender  zur  Gontremandiru  Wi  wie  ai^b  «achtrliglieb  ergiebt* 
kein  Recht  gehabt,  so  liann  dia  äpl^ild  der  dufcl)^  die  Verzöge- 
rung etwa  dem  {leatinatai*  entstandenen  Schikdej^i  nicht  dem. 
Kapitain,  wenn  er  nur  in  hoqa  fide  iat,  aAi(gebi]vdet  werden;  er 
handelte  ja  nur  al^  ein  treger  MapdatarinS'  Dagegen  wird  man 
unbedingt  den  Absender  zu  jeder  Entq^bUdAgung  für  TerpQichtet 
halten« 

W^n^i  abef  der  bestimmte  Empi^nger  selbst  daa  Connosae^ 
ment  fuf  ein^  ajideren  übertrlligt,  so  ist  der  Km>itain  eiefacli 
und  zw^  ebe9  wegen  seines  ursprCknglifiben  liandates  durch 
den  Ablader  zur  Auaantwortung  an  diesen  neuen  Empftngeff 
ohne  weiteres  verpflichtet  und  berechtigt  nnd  scheint  daa  gar 
kein^  besonderen  Schwierigkeiten  zu  ha)»en.  Das  Recht  aus 
dem  Connossemente  ist  nacb  modernen  Handelsbegriflen  ein 
Yöllig  frei  vefSysserliahes  Mecbti  wep  durchaus  nicht  an  der 
Person  klebt  und  was  demnach  jeder  destinirte  Empfimger  der 
(iQter,  aobsld  er  daa  Gonnoaaement  in  Banden  bat,  aqf  yüttig 
freie  Weise  an  einen  anderen  yeräussern  darf.  Das  Mandat  dea 
Kapitains  von  Seiten  des  Abladers  muss  von  Anfang  an  als  mit 
RQcksicht  auf  dieae»  im  kauftnSknniscben  Verkehre  unbedingt 
begraadete  Verkehrsfreiheit  nujt  dem  Connossemente  ertheilt  an-* 
gesehen  werden;  es  liegt  also  immer  darin  stiUschweigend  der 
Auftrag  an  den  SchilTer:  Qbergieb  die  Güter  an  den  von  mir 
bestimmten  Empfänger  und  an  denjenigen,  den  dieser  fUr  sich 
und  statt  seiner  als  Empfitoger  bezeichnen  wird,  nämlich  indem 
er  das  Connossement  auf  einen  Anderen  übcrtrikgt  Wie  sehr 
dieae  Ansicht  in  der  Natur  des  Verkehres  mit  Gonnoss^ementen 
begrOndet  sei,  ersieht  man  auch  daraua,  dass  gewöhnlicjk  det 
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Zusatz  an  Ordre  in  den  Connos^menten  beliebt  wird  and 
liegen  mir  namentlich  gedruckte  Formulare  der  Art  aus  allen 
Landern  vor.  Die  Person  des -fimpfengers  ist  hier  überhaupt 
gleichgültig,  sofern  sich  nur  Jemand  als  gehöriger  Inhaber  des 
Connossements  legitimirt,  was  bei  den  einfach  an  Ordre  (ohne 
alle  Bezeichnung  einer  bestimmten  Person)  gestelften  Connosse- 
menten  allerdings  schon  durch  das  einfache  Innehaben  und 
Prasentiren  des  Gonnossementes  dargethan  wird.  Doch  scheint 
mir  der  Zusatz  an  Ordre  nicht  einmal  so  nothwendfg  zu  sein. 

Die  Schwierigkeit,  welche  besonders  römisch  rechtliche 
Juristen  darin  finden,  dass-  der  Kapitain  einem  fremden  Dritten 
gegenüber,  mit  dem  er  gar  nicht  contrahirt  habe,  berechtigt  und 
verpflichtet  sein  solle,  ist  eben  eine  Schwierigkeit  nur  nach 
Rom.  Rechte  und  löst  sich  vor  der  modernen  RechtsaufTassung 
leicht  auf.  Die  eigentbümliche  rechtliche  Stellung  des  Kapitains 
folgt  hier  aus  der  innersten  Natnr  des  modernen  Dandelsver- 
kehres,  der  in  seiner  Grossartigkeit  und  Schnelh'gkeit  sie  unbe- 
dingt zu  verlangen  scheint. 

Da  aber  das  Verhältniss  zwischen  Ablader  und  Kapitain 
gerade  auf  dem  Connossemente  beruht,  so  wird  überhaupt  eine 
Uebertragung  des  Rechts  an  den  Gütern,  um  den  Schiffer  recht- 
lich zu  verbinden,  regelmässiger  Weise  darch  das  Connossement 
als  das  eigentliche  Organ  dieses  Handelsverkehres  bewirkt  wer- 
den müssen,  also  wird  man  wenigstens  als  Regel  eine  Ueber- 
tragung des  Connossements  zur  Uebertragung  der  Güter  ver- 
langen, ohne  dass  sich  aber  behaupten  Hesse,  dass  eine  ander- 
weitige Uebertragung  des  Rechtes  an  den  Gütern,  z.  B.  im  Wege 
der  Cession  als  wirkungslos  betrachtet  werden  müsste;  vielmehr 
wird  jede  anderweitige  Uebertragung,  selbst  wenn  das  Connosse- 
ment an  Ordre  gestellt  war,  genügen,  um  den  Kapitain  zu 
rechtfertigen,  wenn  er  in  Folge  derselben  entweder  die  Guter 
zu  Gunsten  seines  Befrachters  zurückhält  oder  sie  dem  ander- 
weitig durch  den  Befrachter  oder  den  ursprünglichen  Destinatar 
bestimmten  Empfänger  ausliefert. 

Die  Einreden  aber, '  welche  die  verschiedenen  Contrahenten 
bei  solchen  Uebertragungen  von  Rechten  sich  entgegensetzen 
können ,  werden  allerdings  sehr  verschieden  sein  Je  nach 
der  verschiedenen  Art  der  Uebertragung,  ob  durch  Cession 
mit  ihren  elgenthümlichen  Wirkungen,  oder  ob  durch  Indosse- 
mente. 
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Debrigens  ist  der  Uebergang  der  Rechte  und  Pflichten  des 
Befrachters  gegen  den  Destinatar  auf  den  Schiffer  nach  der 
Natur  des  ganzen  Verhältnisses  ein  beschrankter.  Es  bleibt 
immerdar  das  Verhaltniss  zwischen  Befrachter  und  Destinatar 
das  eigentliche  Fundament  auf  der  einen  und  das  Verhältniss 
zwischen  Befrachter  und  Schiffer  die  juridische  Basis  auf  der 
anderen  Seite. 

Das  Verhältniss  des  Schiffers  zum  Destinatar  ist  eben  wegen 
des  entfernteren  Fundaments,  welches  für  diese  Beziehung  ge- 
legt isty  nur  ein  loses  und  wird  erst  ein  strengeres»  sobald  der 
Destinatar  auf  Grund  jener  entfernten  Fundamente  eine  positive 
Handlung  gegenüber  dem  Kapitain  und  der  Ladung  vornimmt; 
dann  erst  entsteht  ein  strengeres  juridisches  Verhältniss  des 
Kapitains  zum  Destinatar,  so  dass  jener  diesen  mit  einer  Klage 
auf  die  Erfüllung  belangen  kOnne.  Zuvor  ist  die  Beziehung  des 
Kapitains  gegen  den  Destinatar  nicht  so  stark,  dass  jener,  falls 
dieser  jene  contractlichen  Fundamente  nicht  anerkennen  und 
namentlich  den  Befrachtungscontract  für  sich  nicht  erfüllen,  also 
die  Ladung  entweder  nicht  annehmen  oder  auch,  wenn  er  zu 
einer  (neuen  oder  ursprünglichen)  Abladung  nur  beauftragt  war, 
im  Namen  des  eigentlichen  Befrachters  nicht  herbeischaffen  will, 
direct  eine  Klage  gegen  ihn  auf  Erfüllung  anstellen  könnte. 
Vielmehr  hat  hier  der  Kapitain  nur  die  Befugniss  wie  Verpflich- 
tung gegen  ein  solches  Benehmen  des  Destinatars  zu  protestiren 
und  resp.  die  Güter  zu  deponiren,  sofort  den  (eigentlichen)  Be- 
frachter zu  benachrichtigen  und  sich  überhaupt  an  diesen  zu 
halten. 

Wenn  aber  nun  wiederum  anderseits  nichtsdestoweniger  der 
Destinatar  ein  so  starkes  Recht  gegen  den  Kapitain  hat,  dass 
er  gegen  denselben  auf  Erfüllung  des  Contracts  im  Namen  des 
Befrachters  klagen  könne,  so  erklärt  sich  dies  \)  aus  der  con- 
tractlichen Mandatariusstellung  des  Kapitains  gegen  den  Be- 
frachter, 2)  aus  der  Unterzeichnung  der  Connossemente  durch 
den  Kapitain  mit  ihren  eigenthümlich  strengen  Wirkungen,  und 
endlich  3)  aus  seiner  unaiittelbaren  Stellung  zu  Schiff  und  (oder) 
Gut  aia  den  Objecteu,  durch  welche  die  rechtlichen  Beziehungen 
unter  allen  Contrahenten  hier  getragen  werden:  was,  wohl  zu 
merken,  hier  Alles  zusammentrifft,  um  den  Schiffer  strenger 
verpflichten  zu  können. 


aOB  vM)»chB.Vi.  VonilerAelnMhtaogdirSAUhL 


i  11t).   TTiebeitrAgtmg  defe  Conubnenrntf. 

Es  musste  hiervon  bereits  gelegentlich  in  den  unmittelbar 
vorhergehenden  $$  gesprochen  werden.  Wir  müssen  hier  aber 
noch  eine  Uebersicbt  geben. 

Eine  Uebertragung  des  Connossements  durch  eine  gewöhn- 
liche Cession  darf  unzweifelhaft  stattfinden  ■•).  Diese  tFeber- 
tragung  hat  denn  nichts  EigenthQmliches,  geschieht  in  der  ge- 
wöhnlichen Weise  und  Wirkung  der  anderen  Cessionen  Ton 
Torderungsrechten  und  ist  hier  weiter  nicht  zu  erörtern. 

Die  andere  Uebertragung  ist  einfacher,  Sie  erfolgt  durch 
blosse  Indossirung  und  ist  ein  ungemeinefl  Yerkehrserleichte- 
rungsmittel  für  den  Seehandel.  Das  Bedürfniss  hat  sie  ge- 
schaffen. Die  Indossirung  der  Wechsel  gab  Veranlassung  und 
Muster  dazu.  Desshalb  ist  aber  das  Connossement  noch  selbst 
kein  Wechsel,  sondern  findet  nur,  wenn  einmal  Indossirung 
beliebt  wird,  dieselbe  in  der  Weise  der  Wecbselindossemeiüe 
statt.  Es  wird  dann  durch  diese  einfache  Form  das  Connosse- 
ment übertragen.  In  der  Praxis  ist  diese  Connossementsindos^ 
sirung  nur  bei  Connossementen  an  Or^lre  üblich  und  soll  zu- 
gleich, nachdem  ein  Indossement  stattgefunden  hat,  auch  dabei 
der  Zusatz:  an  Ordre  hinzugefügt  werden,  damit  eine  weitere 
Indossirung  stattfinden  könne:  was  mir  unnöthig  ^dieiat.  Siehe 
den  vorigen  $  S.  300.  301  »•). 


JM.  Die  entfegeiigetetxte  Aauoht  mancher  Praktiker  beruht  «nf  dkr 
wenigitens  stillschweigend  vora^iagewtcten  verkehrten  A&iicht,  ab 
ob  durch  die  Möglichkeit  der  Indottirui^  das  Oonnosaemeiit  m 
einem  Wechselpapiere  werde  und  demgemttss  zu  seiner  Uebertragung 
auch  immer  die  wechselmttssige  tJebertragung  durch  Indossement 
stattfinden  mösse.  Es  ist  nun  aber  das  Connossement  kein  Wechsel 
Es  ist  auf  dasselbe  einzig  die  Möglichkeit  der  hidosäirung  wie  bei 
Wechseln  übertragen.  Weiter  geht  &sb  Analogie  nieht  und  kann 
man  demnach  nicht  an  sich  die  Uobetfragttng  dmrch  gewlAnlicbe 
Cession  iQr  ausgetchlosMn  ansehen. 

29.  Der  berfihmte  Valin  (com.  ad  Art.  3.  U?.  II.  tlt  X.  des  narrrea) 
rechtfertigt  diese  leichten  Uebertragungiurtea.  Br  iagt  (tom.  L 
pag.  607):  II  anffit  —  nftmlich  ponr  la  oemm  -r -^'A^oit  ] 


Ktp.  II.  iMitmgmi  des  FrachtconIraclM.  %l\\.        307 

Die  Form  eioes  soichen  Indossemento  »t  die  eines  Weehsel- 
gko's.  Bs  entiillt  die  Aoflerderang  an  den  Schiffer,  die  im 
Connossemenie  genannten  Waaren  an  den  genannten  Indossatar 
aoszaliefcm  in  beliebigen  kurzen  Worten :  Für  mich  an  die  Ordre 
des  Herrn  A.  (oder  dessen  Ordre),  und  moss  von  den  Indossan- 
ten unterzeichnet  sein;  der  Zusatz  des  Datums  ist  nützlich  hei 
einer  etwanigen  Concurrene  mit  anderen  Exemplaren  des  Con- 
nossenentB.  Her  Bmpfaog  des  Werthes  braucht  in  der  Regel 
nicht  auBgedrickt  cu  sein. 


S  111.    n^kMg  der  Udbertragvng  des  Connowcmenti  in 
AUgemeiwn  ••> 

INrfiber  benrschl  nun  ailerdingi  viel  Streit  Doch  steht  in 
der  Hauptsache  wphi  leaii  dass  durch  die  üebevtragung  des 
CoonosAemeotes  die  Waare  selbst  als  übertragen  an  den  Adres- 


4as  lactmca  «n  des  «maMiaMmens  de«  »arahandiiei  dont  le  traiw- 
port  lai  Sit  ftai,  aoit  par  un  ordre  k  aon  profit  au  doi  de  ees  pitot» 
loit  par  nn  acte  aepur^  pardevant  de  Notaives»  ou  lona  eigiiatui« 
priv^«  dUutaat  plnt6t  que  tout  est  ii  let  riiqaet  d^s  Tinitimt  du 
traniport  —  Tel  est  Tufage  constant  du  commerce»  fond^  lur  ee 
qu'il  Importe  extr^mement  de  favoriter  la  rapidit^  de«  ses  Opera- 
tions, on  plutöt  sttr  la  necesgit^  de  les  mettre  k  convert  d'atteinte, 
dfa  qn'elles  tont  exemptes  de  fraude;  sani  quoi  11  tomberoit  n^ces- 
taetremeiit,  taut  ait-dedaiu  qu'au  dehors  du  royaume.  Uebrigcna 
an  T«]hi%  Seiten  achcint  dfeae  Indoasrmentabertragnng  der  Con- 
BCHKvaiite  noeh  liemlicii  naeüiBibaft  gewesen  «u  aeia.  Valin  recht- 
ifigügt  dieeelbe  in  der  L  c;  Seite  Ml  :C  gegebesen  polemieefaen  £r- 
Acter&ng  gUtaend. 

aO.  et  P«hla  1.  e.  S.  456  ff.;  TliOl,  Handelarecht  I.  $  80;  Abbott, 
L  c  baaoaden  Pait  iV.  .chap.  X.  of  etoppage  in  transita,  S.  455 
bia  403  der  6l  odor  511  --  40  der  8.  Auflage ;  vonagUch  aber  den 
hier  ▼ortrefnichen  lüttermaier  (Dentachea  Privatrecbt  6.  Aufl.  2  Bde. 
Regenaburg  1842.  43)  IL  S  565  S.  764-67,  wo  auaaerdem  die  voll- 
■tindige  beaoodera  Deutacbe  und  Holiandiacbe  Literatur  angegeben 
wird;  au^h  Hamb.  Archiv  für  äandelsrecht  I.  S.  183.  IL  S.  321; 
M  a r  t  e  n  a«  Handelarecht  .8.  22;  ITi  Id  a  in  Weiake'a  Rechtalexicon 

m.  s.  »t. 
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säten  angesehen  werden  darf  *0-  D>^  Aushlndigung  des  Con- 
nossements  wird  als  eine  Aushändigung  der  Waaren  betracblet 
Was  aber  nun  dies  Fundament  ftkr  weitere  rechtliche  Folgen 
begründe,  richtet  sich  1)  nach  der  Absicht  des  Absenders  und 
2)  nach  der  weiteren  Thatigkeit  des  Empfängers  in  Bezug  auf 
Connossement  und  Waaren. 

Ob  die  Tradition  des  Connossements  als  eine  symbolische 
Uebertragung  fürs  Erste  des  Besitzes  und  vielleicht  auch  des 
Eigenthumes  anzusehen  sei,  wie  Viele  behaupten,  scheint  sich 
dahin  beantworten  zu  lassen,  dass  eine  solche  symbolische  Ueber- 
tragung zum  wenigsten  des  Besitzes  allemal  nach  kaufmännischer 
Ansicht  in  der  Zusendung  des  Connossements  enthalten  sei,  ja 
selbst  des  Eigenthumes,  falls  der  Absender  animo  dominii  trans- 
ferendi  dem  Empfänger  Connossement  und  Güter  zuschickt»  was 
bei  einer  Zufertigung  an  den  eigenen  Spediteur  aber  nicht  der 
Fall  ist.  Ferner  darf  man  den  Ausdruck  symbolisch  nicht 
pressiren  und  weder  im  Sinne  des  Römischen  noch  des  Deut- 
schen Rechtes  nehmen,  sondern  in  einem  allgemein  modernen, 
wornach  darunter  eben  nur  eine  fingirte  Uebertragung  verstan- 
den wird,  deren  Wirkung  erst  im  concreten  Falle  sich  bestimmen 
lässt;  man  könnte  es  auch  als  eine  vorläufige  Uebertragung 
bezeichnen,  deren  volle  Wirkung  durch  nachträgliche  Acte  von 
Seiten  des  Absenders  nicht  selten  verhindert  werden  kann 
(namentlich  in  den  Fällen  des  sog.  Stoppage  in  transitu),  sowie 
umgekehrt  durch  Acte  des  Empfängers  (z.  B.  durch  wirkliche 
Besitzergreifung  der  Waaren,  durch  Zahlung  des  Kaufpreises, 
durch  Uebertragung  des  Connossements  an  einen  Anderen)  zur 
wahren  Eigentbumsübertragung  der  Güter  erhoben  werden  kann. 

Der  Schiffer  erscheint  überall  nur  als  Mittelsperson.  Er 
hat  keinen  Besitz  an  den  Gütern,  weder  im  Namen  des  Absenders 
noch  im  Namen  des  Empfängers,  sondern  hat  nur  Detention  mit 
der  Verpflichtung  der  custodia  und  haftet  ex  recepto  und  ex 
mandato,  sowie  gegenüber  dem  Empftinger  vielleicht  anch  als 
negotiorum  gestor,  obgleich  diese  Fiction  nicht  einmal  so  nOIhlg 


31.  Holt^  shipping  and  navigation  law«.  IL  p.  61.  Kent^  commcnt  IL 
p.  499.  Andere  Beweite  aui  allen  Ländern  bei  Holtios  in  deo  Tcac 
bydragen  tot  regtsgeleerdbeit  voL  VIIL  pag.  171.  cf.  Mittenaaier 
1.  c.  S.  765  Note  R 
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ist»  indem  aoeh  hier  das  reeeptam  genügt  Die  rechtliche  Stel- 
lung des  Schiifers  gegenOber  Absender  und  Empfänger  concen- 
trirt  sich  in  der  Ladung,  die  der  Schiffer  zu  befördern  sich 
rerbindlieh  gemacht  hat.  UrsprOnglich  haftet  er  dafür  dem  Ab- 
sender. Sobald  es  aber  dwth  die  Umstände  des  concreten  Falles 
klar  ist,  dass  der  Empfänger  als  der  juristische  Etgenthümer 
angesehen  werden  darf,  so  stehen  nun  die  Rechte  und  Pflichten 
des  Schiffers  in  Bezug  auf  die  Ladung,  welche  er  gegen  den 
Absender  hatte,  gleichsam  gegenüber  dem  Empfänger  zu.  Die 
Ladong  bewirkt  diesen  Wechsel  und  Ist  derselbe  so  sehr  in  der 
Natur  des  Seehandels  begründet  und  hat  man  sich  an  denselben 
so  sehr  gewöhnt,  dass  es  eine  lächerliche  Aengstlichkeit  ist,  an 
diesem  Wechsel  juridisch  Anstoss  zu  nehmen.  Die  Verpflich- 
tung des  Schiffers  gegen  den  Empfänger,  sobald  nur  überhaupt 
mit  der  Zusendung  EigenthumsObertragung  bewirkt  wird  — 
steigert  sich  zuletzt  im  höchsten  Grade  zu  einer  Verpflichtung 
gegen  den  Empfänger  als  nunmehrigen  Eigenthümer  der  dem 
Schiffer  anyertrauten  Güter. 

Welche  Rechte  nun  aber  im  concreten  Falle  durch  das  Con- 
nossement  der  Empftinger  erhalte,  richtet  sieb  fürs  Erste  nach 
der  Absicht  des  Absenders.  Sendet  dreser  bloss  an  seinen 
Agenten,  seinen  Spediteur  oder  seinen  Commissionär, 
so  ist  es  klar,  dass  hier  von  einer  Eigenthumsübertragung  gar 
nicht  die  Rede  sein  kann;  höchstens  kann  man  dieselben  als 
Stellvertreter  des  Absenders  in  seinem  Besitze  der  Waaren  be- 
trachten. Sendet  derselbe  aber  an  den  Kaufer,  so  ist  als 
Regel  anzunehmen,  dass  mit  dem  Connossemente  zugleich  das 
Eigentham  an  den  Gütern  übertragen  werde.  Dies  wenigstens 
Ist  überall  die  kaafm&nDische  Ansicht.  Desshalb  versichert  denn 
ancb  in  der  Regel  der  Empfilnger  die  Waaren  oder  geschieht 
dies  doch  auf  seine  Rechnung;  desshalb  bezahlt  in  der  Regel  er 
die  Pracht  für  die  Güter;  desshalb  kann  der  Empftnger  des 
Gonnoss^ments  in  der  Regel  weiter  über  die  Waaren  durch 
Uebertragung  des  Connossements  (sei  es  durch  gewöhnliche 
Cession,  sei  es  durch  Indossemente)  verfügen. 

Um  es  kurz  zu  sagen,  der  Empfänger  —  Käufer  des  Con- 
nossements hat  kaufmännisches  Eigenthum  an  den  Gütern, 
um  mich  dlesea  Ausdruckes  zu  bedienen  *');   er  darf  darüber 


»  YergL  oben  g  50.  ii.  &  S,  l»  vi«  111.  Note  15, 
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weiter  diepooireiii  gewiift  die  ettioeateete  Befiignia»  eioee  Bigea- 
thümers;  aber  derAbseBder  bat  trotidero  aeia  Reebt  noch  niobt 
gaaz  an  den  Gütern  verloren»  und  so  lange  entweder  der  Empftnger 
noch  nicht  den  Kaufpreis  bezahlt  oder  ao  laas»  deraelba  die 
Güter  durch  das  Connossement  noch  nicht  weiter  Teriuaeeii»  hat 
jener  die  Macht,  dieses  Eigenthmn  des  Empftagers  wieder  aofeu- 
heben.  Sobald  dem  Absender  diese  BeJugnisB,  das  Gesohift  man 
irgend  einem  Grunde  rückgftagig  zu  machen,  genomneB  ist,  so 
wird  das  Eigenthum  an  den  Gütern  durch  daa  GonBossemeai  zu 
dnem  vollen  juristiachen  erhoben  **).  —  Kauf  und  Tauach  aind 
hier  überall  gleich. 

War  das  Kaufgeschäft  über  die  Waaren  nur  bedinginigs- 
weise  abgeschlossen,  so  schon  bei  einem  Kaufe  auf  Probe  etc, 
so  kann  natürlich  durch  das  Comoeaemeot  nur  die»  bedingte 
Hecht  an  den  Gütern  übertragen  werden. 


S  112.    Im  Einzelnen. 

I.  Der  Inhaber  eines  Connossements  hat  nie  mehr  Rechte 
durch  dasselbe  an  den  Gütern,  als  ihm  sein  Autor,  der  Absender, 
daran   einräumen   wollte  durch   die  Uebermachung  oder   auch 


33.  Man  halte  sich  hierbei  nur  nicht  aDzuitreng  an  überkommene,  lo 
zu  sagen  in  der  Juristenwelt  eingebQrgerte»  stereotype  Rechtsbegriffe, 
namentlich  nicht  allzustreng  an  das  Rom.  Recht  oder  auch  an  das 
altere  Deutsche.  Die  modernen  Randelsconjuncturen  haben  aich 
ein  eigenthttmlicbe«  Recht  mit  cigenthOmfiehen  Rechtsbegrtffm  ge^ 
■ohafflni.  Es-  ist  da«  ein  nefoea  medemea  Gewohahaitwecht  Daimaf 
batirt  namentlieh  das  -  modene  fimrop.  Saeteckt»  Sehr  achlln  aagt 
in  dieser  Beaiehtng  Abbott  (8)»  &3(k  Bui  not  atery  oMreonfüe 
practica  oi  ft-equent  lue,  and  enan  of  geaeval  aonveflüeaea«  Im,  er 
onght  to  b^eome,  in  all  its  oonieqnences,  a  pari  of  the  bnv  of  the 
iand;  for  if  such  a  ruie  were  adopted»  the  law  must  in  maaj  cases 
depart  from  its  own  principles,  and  varjr  witb  tha  varying  faahiona 
of  the  times;  nevertheless  the  law  of  England  does  adopt  tnlo  iU 
otm  hosom  many  of  ihe  aneient  customs  and  usages  of  merchanta, 
and  Stretch  forth  its  arm  to  assert  and  maintahi  them,  when  Hry 
are  found  eomonant  io  Ugal  ttawn  anä  UgtU  ithd^m,  and 
most  esperially  token  they  ars  ealeulaied  to  promote  honetty^  and 
to  prtvent  frami.   Abbott  .($  iSikl  (6>4a.  13..  . 
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weite«»  tJabertmgiiAt  44ircb  IndoiaeiatnU^  Abo  bat  der  Sf^ir^ 
teiw»  r«etov  oder  Comiaimonak^  weun  um  das  GoniiosMiiieiil 
n^fWhigfct  wrd,  nur  d»s  Rickt»  den  Auftrag  in  Bemg  aul  ^m 
C<NiB088€aiMitr  ftw4  dl«  J>«cku«g  eiMr  Sehuld  des  Abseadera 
bei  eiBem  JDiritteo,  Mwnf Obren«  Weea  er  aber  nua  tiet^ 
dem  aeiiie  Beft^^aJas  übencbrettat  uod  daa  Connoigemeat  mit 
dea  GCilevn  anderweitig  ver&UBeeri»  verpfiladet  oder  daraut  Gelder 
aaüuount,  so  bat  dda  OeschAft  Diditsdeataweojger  für  deaOaitlei^ 
der  iaa  oileii  Qlagbem  dai»  ein  soldier  Agian4  von  seiaefla  Aatea 
durab  di«  Ueberaniveatiiag  des  Goonosaeaventa  dazu  beauftn^ 
sei,  mi^  dem  Agnaten  coatrahlfia,  deohtsbeattstfligkeit  gegenikber 
dem  Abaeadec.  Der  Inbaber  Aea  GenaoaaeiRenta  bat  die  Veiw 
aMlkhuog  fQr  sich,  daae  er  i)b«P  die  Goter  disponivea  düwfa. 
„Der  alte  Deutscbe  Satz:  Haad  masa  Hand  wahtea** 
Oller  aaob:  ^Wa  du  dieinea  Glauben  gelassea  hast, 
muast  da  ibn  wiederaaoben''  fiadet  bieir  aeiae  Anweib« 
(blas»  Der  Autor  beblüt  nor  soviel  ReeUeu  als  der  Ageai  ibak 
ikbdg  getoasao  ba4  und.  kann  sich  ^egta  der  vi^iAussesten  Keeble 
nar  an  dea  Agenien  aelbst  hatleD«  Doob  ward  man  dem  Aule« 
als  wabreu  £igeotbQa)er  das  Recht  eiarl^m»en,  die  Waaren 
durcb  Wied;er2ahlung  desaeo,  waa  daraul  von  d^io  Dritten 
bezahlt  oder  pfandweise  geliehen  etc.  war,  wieder  zufäckzuec-' 
halten  und  einzuIOseo«  Diese  fiestinupungen  des  Deutschen 
Rechtes  scheinen  allgemein  anerkannt  zu  sein  und  sind  nament- 
lich in  England  durch  die  sog.  Factoreibiils  6  Georg  IV.  c.  04. 
und  5  und  6  Vict.  39.  neuerlich  zum  gesetzlichen  Rechte  er- 
hoben worden.  Die  Natur  des  kaufmännischen  Credites  scheint 
aber  eine  solche  Strenge  genügend  zu  rechtfertigen.  —  Nach 
dem  Englischen  Rechte  nun  wird  gegenwärtig  der  Agent,  also 
auch  der  Mäkler  des  Absenders,  sobald  er  das  Connossement 
in  Händen  bat,  im  Allgemeinen  und  wenn  nicht  andere  Um- 
stände es  verdächtig  machen,  als  befugt  zur  Veräusserung»  Ver- 
pfändung etc.  angesehen  und  sind  demnach  die  darüber  von 
dem  Agenten  mit  Dritten  geschlossene  Geschäfte  an  sich  gültig. 
Waren  selbige  aber  noch  nicht  vollzogen»  so  hat,  wenn  dabei 
der  Agent  seine  Vollmacht  überschritten,  der  Eigenthümer 
(Absender)  das  Recht,  das  Geschäft  nicht  zu  vollziehen  und 
anderweitig  hat  er  wenigstens  ein  Einlösungsrecht,  um  wieder 
zu.  aeinim  Eigaptbwefzu  g^kagm,  wa^ntU^h  %ufii  im  fallen 
das  Baakimtea  dea  Inhabers  der  Güten     Im  Falle  aj^e^  einea 
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inzwischen  eingetretenen  Bankrutes  des  Agenten  inuss  der  Eigen- 
thOmer  (also  der  Absender  hier)  der  verpfilndeten  oder  ein- 
gelösten (redeemed)  GOter  pro  tanto  seiner  Schuld  bezahlen. 
—  Uebrigens  scheint  man  in  den  Englischen  Gerichten,  soviel 
als  irgend  möglich,  zu  Gunsten  des  Rechts  des  ursprönglichen 
Eigenlhümers,  oft  mit  wahrer  Einseitigkeit  und  mit  Rücksichts- 
losigkeit gegen  den  dritten  Contrahenten  zu  entsdieiden  und 
mag  man  desshalb  bei  Contrahirungen  mit  Englischen  Agenten 
über  Connossemente  wenigstens  vorsichtig  sein.  Die  priodpiene 
Ansicht,  dass  der  Agent  doch  von  Rechtswegen  nur  soviel 
Rechte  auf  den  Dritten  fibertrage,  als  der  Eigenthümer  ihm 
eingeräumt  hatte,  macht  sich  in  diesen  Verhältnissen  noch  allzu 
streng  geltend,  wie  es  mir  scheint,  gegen  den  Geist  der  neuen 
gesetzlichen  Bestimmungen. 

Aehnlich  rechtfertigt  sich  der  Satz,  dass  durch  das  Con- 
nossement  Bigenthum  an  den  Gütern  übertragen  werden  dürfe 
auch  von  dem  (fremden)  Ablader,  sofern  nur  der  Dritte  im  guten 
Glauben  sich  befindet  und  mit  derselben  Beschränkni^^  dass 
der  wahre  Eigenthümer  seine  Waaren  wieder  einlösen   dürfe. 

II.  Wenn  mehrere  Connossementinhaber  mit  einander  con- 
curriren,  so  fragt  sich,  wer  geht  dem  anderen  vor"*).  Siehe 
auch  $106  gegen  Ende. 

1)  Der,  welcher  das  Connossement  mit  Eigenthumsanspruch 
innehat,  geht  allen  denen  vor,  welche  diesen  nicht  präten- 
diren  dürfen,  sondern  bloss  mandati  nomine,  d.  h.  fbr  den 
und  im  Namen  des  Absenders.  Sind  beide  Inhaber  ver- 
schiedener Exemplare  des  Connossementes  in  dieser  Be- 
ziehung für  gleichberechtigt  zu  halten,  so  geht  dasjenige, 
dessen  erstes  Indossement  das  älteste  ist,  vor;  und  lässt  sich 
dies,  namentlich  weil  z.  B.  das  Datum,  wie  dies  häufig  ge- 
nug ist,  bei  den  Indossementen  fehlt,  nicht  bestimmen  und 
ist  kein  anderer  Ausweg  vorhanden,  so  muss  getheilt 
werden. 

2)  Der  durch  Bezahlung  des  Kaufpreises  legitimirte  Connosse- 
mentsinhaber  geht  den  anderen  vor  und  bezieht  sich  dies 
auch  auf  Deckung  durch  Tauschobjecte.  Bei  der  Comp en- 


34.  Hierin  glauben  wir  Pöhlt,  Handebrecht  I.  Seite  184.  85  folgen  s« 
können, 
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saiion  sebeiBt  es  hier  jedoch  ganx  besonders  erforderlich 
EU  seio,  dasB  dem  Absender  der  Umstand,  dass  die  Zahlung 
auf  diese  Welse  erfolgen  solle»  bekannt  gemacht  sei;  denn 
nur  durch  eine  solche  Bekanntmachung  wQrde  man  ihm  das 
Recht  der  anderweitigen  Disposition  nehmen  können.  Auch 
Acceptation  von  Wechseln  gegen  Empfang  des  Connosse- 
ments  ist  Zahlung**)»  denn  in  dem  Aooepi  ist  für  den 
Acceptanten  die  Verbindlichkeit  xur  Einlösung  des  Wechsels 
enthalten»  mithin  gab  der  Absender»  der  auf  Zeit  trassirte» 
.  Credit»  der  der  Zahlung  gleich  gilt»  und  es  kann  für  ihn 
sogar  die  Wirkung  der  Baarzahlung  darin  liegen»  insofern 
er  den  Wechsel  yemegociirte.  Bei  Sicht  wechseln  würde 
die  Zahlung  erst  in  der  wirklichen  Honortrung  liegen» 
wenn  sie  bei  (nicht  eine  bestimmte  Zeit  nach)  Sicht  zu  be- 
zahlen sind. 

3)  Ein  Vorschuss  auf  die  Waare»  also  auch  Acceptation  von 
Wechseln  auf  einen  Theil  des  Belaufes  giebt  kein  Eigen- 
thum.  Hier  würde  daher  das  zweite  Gonnossement  vor- 
geben. Dagegen  erhalt  durch  einen  solchen  Vorschuss  der^ 
Inhaber  des  ersten  Connossements  wenigstens  ein  ding- 
liches Recht  an  der  Waare»  vermöge  dessen  er  dieselbe 
zu  seiner  Deckung  retlniren  darf.  Demnach  muss  der  In- 
haber des  zweiten  Connossements»  wenn  er  sein  Vorzugs- 
recht ausüben  will,  zuvor  den  Vorschuss  auszahlen.  Nämlich 
der  Vorschussleistende  erbalt  zu  seiner  Sicherheit  hier 
überall  stillschweigend  ein  Pfandrecht  an  der  Waare  und 
der  Absender  konnte  über  dieselbe  überhaupt  nur  soweit 
noch  disponiren»  als  er  selbst  in  seinem  Reckte  durch  dieses 
Pfandrecht  nicht  besohrlnkt  war;  nur  mit  diesem  Onus 
konnte  demnach  eine  Uebertragung  des  Rechts  an  Gon- 
nossement und  Waare  stattfindeu. 

4)  Es  ist  gleichgültig  für  den  einmal  im  Eigenthume  der  Güter 
befindlichen  Inhaber  des  ersten  Gonnossements»  wenn  auch 
der  Inhaber  des  zweiten  die  Waare  bezahlt  hat;  denn  es 
komml  hier  Alles  darauf  an»  welche  Rechte  der  Absender 
Oberhaupt  noch  übertragen  konnte.  Hatte  derselbe  dem 
Einen  bereits  das  volle  juristische  Bigenthum  an  den  Gütern 
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Obortraginr  io>  ktno  der  Andvra  es  im  hiiiMWi  Firito  laehr 
erwerhtn.  in  FaUe*  Ams  Stoppag»  in  transMii  isl  ««ch  nie- 
mal»  volljM  jfvisliadkefl  Eigenihum  der  Coler  MertrigeD. 
Siehe  §113»«). 


36.  Da»  Uonind.  HimdebgeBetzbuch  Art  515  ft  tudit  dfe  hier  Qbenül 
ftattündexideB  CoIKsioikii  ao  cu  lOaen.  Art.  515.  Sind  die  Omaotse- 
meiite  Ober  dieselbe  Ladn^  veMchiede»,  ao  erhilt  dea  den  ▼«»mg, 
wekhea  an  meialen.  ia  OrdnoBg  ist.  ^  Art  bliL  and  reradiiedeiie 
Peraonea  jeder  lababer  ti^m  Oouioiaeiiieiiftai  von  deaieelbes  Gute, 
•o  ist  deqenige»  welcher  Inhaber  einea  divtot  aaf  aeisen  Namen 
lautende^  CSooxioaaemeiita  iat|  zur  t  o  r  1  &  u  f  i  g  e  n  Aoileguai»  vor- 
zugsweise Yor  dem  berechtigt«  der  nur  ein  an  Ordre  oder  an  Vor- 
zeiger lautendes  Connossement  besitzt.  —  Art  517.  Sind  alle  Con- 
nossemente  von  demselben  Gute  resp.  auf  den  Namen  von  deren 
vetachiefeien  Inhabern  gestellt  oder  lauten  aie  alle  an  Ordre  oder 
an  Vevteiger»  ao  musa  der  Anasptaeh  dea  Bicbteea  enteeheidenb  wer 
iron ihnen  ans  varlivfigen  An§agmig  bewhtigt  aei.  -^  .Art  518. 

^  Wen»  e»  dem  SobliMr  bekimnt  iat,  daa»  mehr  aU  eift  Inhaber  von 
einam  ConAOsaeinente  Ohi^r  dacielbe  Out  vorhanden  oder  daaa  Be- 
schlag «uf  das  Out  gelegt  ist,  so  darf  fr  nicht  loschen,  ohne  Er- 
mächtigung von  dem  Arrondissementsgencbt  Er  ist  befugt,  in 
solchen  Fällen  Autorisation  von  dem  Richter  zu  verlangen,  um, 
dem  Rechte  eines  jeden  unbeschadet,  das  Gut  unter  solche  Be- 
wahrung zu  bringen,  wie  der  Richter  bestimmen  wird.  —  Art  519. 
Alle  Betheiligten,  und  namentlich  aueh  der  ernannte  Aufbewahrer, 
haben  das  llechf ,  wenn  dfe  Güter  entweder  wegen  ihrer  Art  oder 
wegen  der  BeaehaAnheie,  waem  ai»  aich  befinden,  Verderb  onter- 
worfen  aisd«  den  Verkauf  derselben  von  dem  Richter  n  veslaagen. 
Der.Ettmg  das  Verkaufs  vertritt,  wi^Abeug  dierKoetsiw  die  Stelle 
des  Oats,  und  muaa  in  gecichtliishe  Veraiahruag  gebracht  werden.  ~ 
Art.  520.  Kein  Arrest  oder  Einspruch  von  Dalten,  die  nicht  Inhaber 
von  Connossementen  sind^  kann  den  Inhaber  eines  Connosaements 
daran  hindern,  bei  dem  Oerieht  die  Anflegnng  und  den  Verkauf 
zu  verlangen,  vwbefaSIlReh  der  Rechte  des  Arrestlegere  o^Ker  denen, 
der  den  Binspvaeh  gethan  hat,  an  dea  Brirag  dea  VaHnafea. 

Sarch  dieaü  BeatiannBigen.  dea  IMMnd.  Bechl»,^  wateha  Iber- 
haapfcmar  au(  eian  voriftalige  Regahiiang  ia  «olehei»  CoUMoaa- 
UMlei)  hkiaaidaatoi^  anril  da»  StoppagenseM  den  Abteadara  and  wer- 
den überhaupt  die  Rechte  der  verschiedenen  Inhaber  der  Connoaie- 
mente  nirgends  gefährdet    Sie  sind  sehr  sachgemäas. 
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lU.  Wir  hftlMii  bereits  gesehen,  das«  das  GoBnessement  ein 
Uansporlabeles  Decumenl  ist,  d.  h.  der  Inhaber  darf  es  willkürlich 
vei«uasers.  Wir  wolkn  jetzt  die  euuelaen  FsUe  QbersicbUich 
vorfahren  *')• 

1)  Sin  CoBoossenent  war  niebt  an  Ordre  gestellt,  was  aber 
überbavpt  selten  ist  nnd  wovon,  wenn  es  der  Fall  ist,  zu 
präsnmiren  ist,  dass  es  auf  einem  Versehen  berohe,  nicht 
ausdrOckliche  Absiebt  sei.  Dies  heisst  dann:  es  lautet  auf 
den  Namen  eines  bestimmten  Enq>Angers,  der  dann 
a)  entweder  blosser  Mandatar  des  Absenders,  wie  z.  B.  der 
Spediteur  ist  und  der  dann  allerdings  an  sich  gar  kein  Recht 
zur  Verausserung  des  Connossemenis  und  der  Gttter  hat 
Siehe  jedoch  n.  L  dieaes  $,  —  oder  b)  weleber  EigeiAllmer 
der  Waare  geworden  ist,  wo  er  denn  völlig  freies  Disposi- 
iiooarecht^  namentlich  aoeh  gegenfiber  dem  Absender  hat,  — - 
oder  e)  weicher  endlich  zwar  ein  Kecht  auf  Erlangung  des 
JUCSBthuaa  hal,  eher  no^  blosser  Besitzer  ist,  indem  er 
seine  Verbindlichkeiten  noch  nicht  erfüllt  hat  Hier  gilt 
dasselbe,  was  sub.  a.  gesagt,  doch  hat  hier  wohl  dieser 
blosse  Besitzer  ein  Vorzugsrecht  vor  dem  Absender  in  Bezug 
auf  die  Einlösueg  der  Waaren  von  dem  Dritten,  wenn  er 
BOT  zuvor  das  volle  Eigenthum  gegenüber  dem  Absender 
durch  Bezahlung  der  Waars  nachtraglich  sich  verschafft. 

Wir  haben  bereue  oben  S  l  H)  Note  bemerkt,  dass  Ueber- 
tragungen,  namentlich  hier,  wo  das  Coonossement  nicht  auf 
Ordre  laotet,  sovoU  dorch  Cessionen,  als  ainch  durch  In- 
doseemente  geaehehen  ktanen. 

2)  ite»  GeMMseement  ist  an  Ordre  gestellt  Auch  hier  sind 
mehrere  F&Ue  zu  unterscheiden.  —  a)  Es  ist  dasselbe  an 
die  Ordre  des  Absenders  gestellt  Hier  indosairt  dieser 
e$9  wann  und  an  wen  er  will  und  der  Inhaber  ist  durch 
das  blosse  Indossement  hmlünglich  sowohl  zur  Empisng- 
nähme  der  Güter  als  zur  weiteren  Uebertragung  des  Gon- 
nossementes  legjtimirt.  —  b)  Oder  es  ist  an  die  Ordre  des 
ersten  Empfikngers  gestellt  Hier  gilt  dasselbe  wie  sub  a. 
Jeder  Inhaber  eines  auf  Ordre  gestellten  Connossements  ist 
durch  das  Indossement  gienügend  legitimirt  und  bat  der 
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Schiffer  Qberall  nicht  nach  einem  besonderen  Tftel  der  Be- 
rechligung  zu  fragen.  Von  einem  Vindieationsrechte  oder 
EiulOsüngsrechte  des  Absenders  und  resp.  der  früheren  In- 
haber des  Connossements  gegenüber  dem  anderweitigen 
Inhaber  ist  hier  nicht  mehr  die  Rede,  da  ja  hier  das  Con- 
nossement  unbedingt  auf  VerHusserung  wegen  des  Zusatzes 
an  Ordre  lautete. 

IV.  Es  lllsst  sich  nicht  als  allgemeines  Recht,  namentlich 
auch  nicht  in  Deutschland,  ansehen,  dass  der  Concurs  des 
Connossementinhabers  dem  Absender  oder  dessen  Stellvertretern 
ein  Vindicationsrecht  gebe.  Nach  Franz.  Rechte  hat  allerdings 
der  unbezahlte  Verkäufer  immer  das  Recht,  seine  Sachen  aus 
der  Fallitmasse  zu  vindiciren,  besonders  wenn  er  dem  Falliten 
bloss  den  Auftrag  zum  Verkaufe  gegeben  hatte.  Dagegen  ist 
dies  allgemein  nach  Englischem  Rechte  nicht  der  Fall,  wenigstens 
nicht,  sobald  der  RHufer  symbolischen  oder  wirklichen  Besitz 
erhalten  haiie,  denn  dann  ist  überhaupt  Redamirung  nicht  mehr 
*  möglich;  dagegen  wenn  ein  blosser  Factor,  der  unsere  Sache 
für  einen  Anderen  innehat,  bankerut  wird,  so  kann  man  sie  yon 
ihm  reclämiren,  denn  die  Ueberlieferung  an  einen  Factor  indert 
weder  den  Besitz  noch  das  Eigenthum.  Abbott  Seite  513  (der 
8.  Auflage).  Nach  der  Russischen  Ordnung  für  die  Kauffahrtei- 
Schiffahrt  (1781  Art.  138)  ist  es  Rechtens,  dass,  wenn  ein  Ban- 
kerutirer,  um  seine  Gläubiger  zu  betrügen,  Güter  bereits  in  ein 
Schiff  geladen  hat,  die  Gläubiger  bis  zur  Bezahlung  ihrer  be- 
treffenden Forderung  das  Recht  haben,  das  Schiff  oder  die  ganze 
oder  resp.  theilweise  Ladung  zurückzuhalten;  nur  nuse  man 
hei  den  Gerichten  um  Rückhaltung  bis  zur  Bezahhing  sofort 
einkommen,  sobald  man  den  Verdacht  der  ZahlungsunfUiigkeit 
schöpft.  Abbott  1.  c.  (8)  513.  514.  Eben  das  soll  auch  ge- 
sdbeben,  wenn  der  Schiffer  wegen  der  Bezahlung  der  Fracht 
Verdacht  schöpft    Jacobsen,  S. 264. 

§  113.    Stoppage  in  tranaitu  >•}. 

Mit   diesem    Englischen    Ausdrucke:    Stoppage  in  transito 
pflegt  man  gewöhnlich  ein  seerechtliches  Institut  zu  bezeichnen. 


38.  Vergl.  ganz  besonders  Abbott,  l  c«  part  IV.  cdiap,  X  6.  511-40 
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das  keineswegs  bloss  Englisch  ist,  sondern  als  ein  Institut  des 
geiaeiaen  EaropHiseh^AiiierikaDisciien  Seerectits  bezeichnet  wer- 
den darf,  wenn  es  auch,  wie  es  mir  scheint,  bis  jetxt  in  England 
aoi  meisten  cu  einer  gewissen  Ausbildung  gelangt  ist  Es  be- 
robt  dasselbe  aber  vor  Allem  auf  dem  Gewohnheitsrechte,  auf 
den  Csanzen  der  Kaufleute  und  ist  yon  der  Gesetzgebung  der 
einzelnen  Seestaaten  bis  jetzt  fast  gar  nicht  fixirt  oder  auch  nur 
berücksichtigt  worden.  Nichtsdestoweniger  scheint  dies  Institut 
wahrhail  im  Wesen  des  modernen  See*  und  Handelsrerkehres 
b^rOndet  zn  sein  und  rechtfertigt  sich  namentlich  als  eine  Art 
▼on  Sicherung  des  SigenthOmers  gegen  gewisse  gefthrliche  Fol- 
gen des  nun  einmal  bei  jedem  einiger  Maassen  ausgedehnten 
Handelsverkehre  so  nothwendigen  Creditgebena. 

Man  TCTsteht  aber  unter  Stoppage  in  transitu,  droit  de  suite 
das  Recht  des  absendenden  EigenthQmers  über  seine  auf  dem 
Transport  zu  dem  Destinatair  befindlichen  Güter  anderweitig  und 
zwar  in  der  Regel  durch  Nachsendung  und  Indossirung  eines 
Connossements  zu  TerfÖgen,  im  Falle  der  Destinatair  inzwischen 
unsicher  geworden  ist 

Das  Englische  Recht  bezieht  esl  ausdrücklich  nur  auf  den 
Fall  des  Bankeruts  des  bestimmten  Empfängers  und  diese  Be- 
schränkung scheint  sich  von  selbst  zu  rechtfertigen.  Denn  zu 
dem  oben  angegebenen  Zwecke  (Sicherung  gegen  die  Folgen 
des  freien  Creditgebens)  darf  mau  selbstredend  nicht  so  weit 
gehen,  dem  absendenden  EigenthOmer  überhaupt  und  allgemein 


der  8.  Auflage,  snf  welche  tich  die  Citate  dieies  §  Aumshmswtiae 
bezieheD,  da  ich  sonat  die  6.  t.  1840  doeh  mit  Berttckuchtigung  der 
etwas  spateren  Englischen  Gesetzgebung,  citirt  habe.  Französisch 
beisst  es:  droit  de  suite.  cf.  auch  Jacobsen  1.  c.  8.233—65,  der 
aber  ausser  einigen  Holsteinischen  Fallen  TorzOglich  nur  die  von 
Abbott  angefahrten  Falle  aus  der  Englischen  Praxis  bespricht;  in- 
dcnen  doch  9.  261  ff.  auch  einige  Notisen  aber  Frankreich,  Russ- 
land  und  Spaiüen  gibt;  endlich  Pohls,  bes.  S.  457-65. 

Stop  ist  gleich  stopfen,  hesunen,  einhalten;  Stoppage,  das 
Verstopfen,  HemaMU,  Einhalten,  Anhalten;  in  transitu  auf  der  Reise, 
flbrigens  nicht  bloss  snr  See,  sondern  auch  auf  dem  Landtransporte 
und  Oberhaupt  so  lange,  als  der  Destinatar  noch  nicht  Besiti  ?on 
den  Ofttem  efgriiea  hat.  .  )  «     «^ 
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ein  Recht  m  geben  **)»  nach  Goidinken  ein  «von  Ihm  tfnreh  die 
Zusendung  der  ConnoeeemenAe  -oenlrdurtes  Kecrfgeeebaft  fn  eilen 
Julien  rUckgSkngig  za  mechen»  denn  dies  wQrde  den  flandelster- 
kehr  völlig  unsicher  maohen  und  zu  Gunalen  einei  eineinen 
Eigenlbüniers  den  Verkehr  überhaupl  enchOMern.  —  Auch  dtrf 
man  diesem  Prifilegium  nichlt  den  Sinn  und  die  At>8iebt  nnAer- 
legen,  den  Contract  zwischen  Absender  und  Destinatair  Ober- 
haupt zu  Temiohten,  sondern  es  geht  dasseün  'einzig  dabin,  das 
Recht  des  absendenden  Eigenthttiners  gegenüber  dem  unsicheren 
Destiaatair,  soweit  dies  noch  m<^glich  ist,  au  bewahren««),  nnd 
wenn  demnach  das  contractiiahe  Verbaltnisa  zwischen  diesen 
beiden  Personen  bereits  eine  weitere  Ausdehnung  auch  anf  an- 
dere Personen  durch  den  Weg  der  Connesaemente  oder  audi 
wohl  anderweitig  erlangt  hat,  also  namentlich  der  Destinatair 
durch  Weiterindossirung  auch  andere  Personen  in  das  Verhalt^ 
niss  hineingezogen  und  contractlioh  berechtigt  hat,  so  kann  der 
absendende  Eigentbümer  jenes  Privilegium  nicht  mehr  geltend 
machen.  Wollte  man  das  Gegentheil  statuiren,  so  würde  wiederiUm 
zu  Gunsten  eines  einzelnen  Eigenthümers  der  ganze  kauiman'- 
nische  Verkehr  erschüttert  werden.  So  lange  sich  das  Verhalt- 
niss  zwischen  Absender  und  Destinatair  in  Bezug  auf  die  nach 
dem  Gonnossemente  versandten  Güter  nur  auf  diese  beiden 
•Personen  beschrankt,  lasst  sich  füglich  zu  Gunsten  des  einen 
gegenüber  dem  zahlungsunfähigen  Gegner  eine  Restitution  des 
Bigenthumes  rechtfertigen.  Wenn  aber  auf  Grund  dieses  nament- 
lich auch  durch  den  absendenden  Eigentbümer  zu  Stande  ge- 
brachten Rechtsverhältnisses  andere  Personen  in  Treu  und  Glau- 
ben auf  Existenz  und  Bestand  desselben  zu  negotiiren  veranlasst 
wurden,  ao  wäre  es  «ehr  hart,  wenn  man  nun  noch  den  ab- 
•endenden  'Eigentbümer,  der  die  dritten  Personen  durch  seine 
erste  Thätigkeit  erst  in  die  ganze  Verkehrsverbindung  hineinzog, 


99.  ^o  Mgt  «ttf^rlkUich  Ab<boet  l  c.  S;  öll;  «uch  sei  4bm  Bnglischc 
Recht  hierin  ttberhaopt  «seniger  bi^dacht  «af  dsa  :l0teiF«se  Um  Ter- 
ksttfendea  BigBiithameBi»  ■ndeni  makpr  gOasCig  der  Uebertragong 
des  Eigenthuais  und  OBtorschtide  «iirk  .d«4weh  vom  lUlmischeii 
Refihte  uad  voa^neuesa  i^eeetieD,  dieiauf  dem  ftamieehan  Hechte 
bsiiften. 

40.  Dies  ist  auch  die  Ansidit  von  Abbott^  1.  c.  'S.  SB. 
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gagABQlMr  auch  dtaBeo  Peraonefl,  die  bona  fide  «od  mehr  zu- 
fidl%  sich  4«r«n  boIhtiHgan.,  noch  if eiler  mr  Wahrung  geioes 
EigenUiuBiee  «filir  ^hrHegirl  baÜea  voUte«^). 

Ei  tisrtirtgt  eich  aber  dae  Institat  mit  der  oben  von  uns 
atngtsprochenen  Anefcht,  dass  durch  die  Connossementszusen- 
dong  bereiU  Bigenfhum  an  den  Destmatair  fibergegangen  sei, 
allerdiiigs  ntebt  Bigenthunr  in  jenem  strengen  Sinne  des  ROm. 
^eobtes,  sendern  ein  Eigenthum  flüssigerer  Art,  ein  Eigen- 
thim  «n  inodemen  Sinne,  was  ivir  als  kaofmanniscfaes  be- 
michoei  haben  und  was  fibrigens  nichtsdestoweniger  so  starlc 
ist»  dass  es  dett  Empfllnger  bereits  das  DIsposIttonsrccht  über 
die  GOter  giebt.  Aleo  liegt  dem  Stoppage  allerdings  der  Gedanke 
coiB  Grunde,  dass  das  Eigenthum  (in  dem  bezeichneten  Sinne) 
iof  den  Destmatan*  Obergegangen  sei,  dass  aber  dasselbe  aus 
den  <»b«ki  bereits  angedeuteten  Gründen  unter  Umstanden  von 
dem  Absender  wieder  aufgehoben  werden  könne«').  —  Doch 
Iflaobeii  wir  airf  der  anderen  Seite,  dass,  damit  der  Absender 
das  Stoppageredft  noch  ausüben  dürfe,  die  nach  dem  Connosse- 
metit  Tersandten  <ta[ter  noch  nicht  in  den  Besitz  des  Destina- 
ttn  fibergegmgen  sein  dürfen,  denn  dann  sind  sie  mit  dessen 
Mrigem  TermOgen  lusserfich  und  reell  zu  einer  Masse  ver- 
edimolzen  und  gelten  namentlich  gegenüber  dritten  Personen 


41.  In  dem  Falle  der  Weiterübertragung  des  Connossementt  durch  In- 
dosMment  rechtfertigt  sich  das  im  Text  Getagte  auch  vielleicht 
dadurch,  dan  durch  ein  Indonement,  wie  dies  auch  in  England  so 
«Bges^hen  wird  (Abbott,  'S.  529  not  c.)  der  Indossatar  nicht  in  dai 
uraiyrflngliGiie  Oontraettverhaitniu  eintrete,  sondern  dadurch  eben 
nur  das  Efgenthunurecht  an  den  Gütern  eilange  Jnämlich  fUr's 
Erste  nur  das,  was  wir  kanfmannisehei  nannten). 

42.  Dies  ist  auch  Abbott'a  Ansicht  (1.  €.  515):  the  right  of  stopping 
in  transitn  does  not  depend  upon  a  supposition  that  the  property 
has  not  passed  fron  the  consignor;  but  on  the  contraiy,  ia  founded 
on  an  admission  that  the  .propevty  hat  become  Tetted  in  tome  other 
person,  No  qoestion  can  ever  be  made  upon  the  right  of  a  man 
to  teize  hia  own.goods;  but  the  quettion  in  catet  of  ttoppage  in 
transitu  generally  i«,  whether,  under  the  otrcumttancei^  the  contignor 
may  dcTcit  the  pzoperty,  which  has  pasted  to  another,  .and  revett 
it  again  in  himaelf. 
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und  zum  Schutz  von  deren  Rechten  als  Tolles  Vermögen««). 
So  lange  der  Besitz  der  Güter  noch  nicht  ergriffen  ist,  so  lange 
sind  die  Connossementsg&ter  Dritten  gegenüber  wenigstens  noch 
nicht  äusserlich  in  der  Weise  mit  dem  übrigen  Vermögen  des 
Destinatairs  so  yerbuuden,  dass  dieseli>en  an  sich  ihren  Handels- 
verkehr mit  dem  Destinatar  nach  einem  neuen  und  non  ver- 
grösserten  Massstabe  des  Vermögens  des  DestinaÜIrs  bestimmen 
und  namenth'ch  ihren  dem  Destinatar  zu  bewilligenden  Handels- 
credit  darnach  einrichten  dürften*  Also  Dritten  g^enüber  ist 
noch  gar  keine  rechtliche  Wirkung  aus  dem  Verhältnisse  des 
Destinatars  zu  den  Connossementsgütern  hier  vorbanden.  Anders 
wenn  die  Besitzergreifung  erfolgt  isL  Dann  erfordert  es  die 
Billigkeit  gegenüber  Dritten,  erfordert  es  die  auf.  dem  kundbaren 
Vermögen  des  Destinatars  basirende  Sicherheit  des  Verkehrs  mit 
ihm,  überhaupt  die  Ordnung  und  Sicherheit  des  Handelsver- 
kehres, dass  man  dem  Absender  das  Recht  des  Stoppage  nun- 
mehr abspreche  und  ihn  im  Interesse  des  ganzen  Handelsver- 
kehres lieber  einen  Verlust  tragen  lasse.  Das  Gegentheil  würde 
entschieden  den  Verkehr  erschüttern.  Dabei  kann  es  nicht 
darauf  ankommen,  ob  der  Absender  Credit  gegeben  habe  oder 
ob  er  das  nicht  gethan  habe:  was  nach  Römischem  Rechte 
vielleicht  von  Wichtigkeit  wäre.  Das  £igenthum  des  Absendeis 
muss  vielmehr  überall  als  verfallen  angesehen  werden.  Der 
Grund  ist  die  Ordnung  und  Sicherheit  des  ganzen  Handelsver- 
kehres. 


43.  Die  Lehre  von  der  Deutschen  Were,  welche  der  Absender  über 
die  Guter  behält,  bis  der  Destinatar  sie  in  Besitz  genommen  hst 
lasst  sich  nur  io  Bezug  auf  das  Deutsche  Seerecht  hier  aUenfalls 
zur  Anwendung  bringen,  £s  wSre  aber  einseitig,  sie  als  Fundament 
für  das  Enrop&isch  -  Amerikanische  Stoppagerecht  zu  benutzen. 
Doch  wird  man  sagen  können:  Es  steht  dem  absendenden  Eigen- 
thümer  so  lange  das  Stoppagerecht  zu,  als  er  selbst  oder  durch 
Stellvertreter  sich  noch  im  Besitze  der  Güter  befindet»  also  der 
Destinatar  selbst  oder  durch  Stellvertreter  noch  nicht  Besits  davon 
ergriffen  hat.  Doch  dass  diese  Auffassung  der  Sache  aich  nicht 
ganz  rechtfertigen  lasse,  ergiebt  sich  daraus,  dass  dieser  fernere  Be- 
sitz,  diese  fernere]  Were  das  Stoppagerecht  in  dem  FaUe  nicht 
aufrecht  zu  erhalten  vermag,  wenn  der  Destinatar  sein  Eigenthwa 
bereits  weiter  durch  das  Connoasement  übertragen  hat. 
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Diese  ron  ons  aufgestellte  Theorie  des  Stoppagerechtes 
scheint  nun  durchaus  aus  der  Natur  des  praktischen  Europäischen 
SeehaadeJsverkehres  entnommen  und  stimmt  namentlich  bis  in 
alle  einzelnen  Details  mit  der  Englischen  Praxis«^)  überein. 
Nadi  der  bisherigen  Entwickelung  wird  sich  aber  das  Stoppage* 
recht  fQglich  auf  folgende  Hauptpunkte  zurückfuhren  lassen. 

L  War  von  dem  Destinatair  bereits  der  Kaufpreis  gezahlt 
oder  das  etwanige  Tauschobject  geliefert  oder  war  eine  Com- 
pensation  (S.  313)  möglich,  so  hat  der  Absender  nicht  mehr 
das  Recht  des  Stoppage.  Eine  blosse  Creditirung  des  Kauf- 
preises scheint  mir  aber  dem  Absender  das  Recht  nicht  entziehen 
zu  können,  obwohl  Pohls,  Seite  458  anderer  Meinung  ist;  das 
Factum  der  Nichtzahlung  scheiat  mir  hier  die  Hauptsache  zu 
sein  und  überall  den  Absender  zu  berechtigen.  Das  scheint 
auch  Englische  Praxis.  Jacobsen,  252.  Das  Französische  Recht 
erklärt  denn  auch  ausdrücklich,  dass  wenn  noch  nicht  bezahlt 
sei,  mag  auf  Credit  oder  nicht  gekauft  sein,  nach  Civil  recht 
selbst  die  abgelieferten  Waaren  innerhalb  acht  Tagen  zurück- 
gefordert werden  können  (Code  Nap.  Art  2102)  und  wird  auch 
unter  Kaufleuten  jedenfalls  wenigstens  in  Bezug  auf  die 
Ausübung  des  droit  de  suite  an  den  noch  unterwegs  befindlichen 
Waaren  das  Factum  der  Nichtzatilung  nach  Französ.  Rechte 
genügen. 

IL  Eine  thcil weise  Zahlung  entzieht  nach  Franz.  Rechte 
dem  Absender  die  Befugniss.  Die  Englische  Praxis  in  dieser 
Beziehung  ist  aber  dagegen,  in  dem  Falle  Hodgson  v.  Loy.  cf« 
Abbott,  S.  514,.  und  muss  ich  mich  in  Consequenz  mit  den  bis- 
herigen Auseinandersetzungen  für  die  Richtigkeit  der  Englischen 
Praxis  aussprechen,  wenn  ich  auch  im  Interesse  der  Ordnung 
und  Sicherheit  des  Handelsverkehres,  sowie  aus  Rücksichten 
der  Billigkeit  ebensosehr  als  der  Klugheit  den  Uebergang  des 
Eigenthums  an  den  theilweisen  Zahler  unter  gewissen  Bedin- 
gungen rechtfertigen  möchte:    nämlich    I)  dass  wenigstens  die 


44.  Leider  giebt  auch  Abbott  hier  keine  eigentliche  Theorie  Ober  die 
Enghsdie  Pnzit,  sondern  zahlt  vielmehr  nur  einzehie  Falle  auf. 
Dm  Stoppagerecht  finde  eben,  tagt  er,  in  many  caset  statt,  ohne 
dass  das  Prindp  von  ihm  angedeutet  wird. 
V.  lallaabora,  Seerechl  I.  21 
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Hälfte  gezahlt  sei  und  daBS  2)  der  Absender  sich  eine  iheilweise 
Zahlung  habe  gefallen  lassen,   cf.  oben  $  112  sub  II.  3. 

III.  Das  Stoppagerecht  wird  auch  dann  zu  statuiren  sein« 
wenn  die  gegen  Einsendung  des  Connossements  bereits  aceep- 
tirten  Wechsel  nicht  gezahlt  werden»  falls  darin- Nichtzahlung 
liegt.    Siehe  jedoch  S.  313  sub  2. 

IV.  Wenn  das  Geschäft  unter  einer  Bedingung,  sei  es 
Resolutiv-  oder  nun  gar  Suspensiv -Bedingung,  oder  auf  Probe 
etc.  abgeschlossen,  so  kann  um  so  mehr  bis  zum  Siatritl  der 
Bedingung  etc.  der  Absender  das  Recht  Oben. 

V.  Das  Recht  kann  aber  nur  im  Falle  der  eingetretenen 
Unsicherheit  des  Destinatars  ausgeQbt  werden.  Doch  ist  überall 
der  materielle  Concurs  genügend.  Der  Absender  braucht  den 
formeilen  nicht  abzuwarten. 

VI.  Hat  der  Destinatar  selbst  oder  durch  Stellvertreter  be* 
reits  Besitz  von  den  Gütern  genommen,  so  vermag  s^bst  das 
Factum  der  Nichtzahlung  des  Preises  das  Recht  des  Stoppage 
nicht  mehr  zu  gewähren.  Die  Güter  sind  dadurch  ftusseriich 
und  objectiv  auch  für  alle  dritte  Personen  in  das  übrige  Ver- 
mögen des  Destinatars  übergegangen  und  erleiden  dessen  Schicksal 

VII.  Hat  der  Destinatar  das  Connossement  bereits  ander- 
weitig, gleichviel  ob  durch  Cession  oder  durch  Indossemente 
übertragend^),  so  kann  auch  nunmehr  selbst  das  Factum  der 
Nichtzahlung  das  Stoppagerecht  nicht  mehr  herbeiführen. 


45,  Abbott,  528  scheint  nur  der  Indossinrng  diese  Wirkimg  ni  geben: 
But  a  second  vendee,  who  neglects  to  take  actnai  or  constniotife 
posaeuion,  is  in  tfae  same  Situation  as  the  flrst  vendee,  under  iHtom 
he  Claims.  His  title  is  defeasible  on  non  -  payment  of  tfae  priee  by 
the  first  vendee,  unleu,  indeed^  he  take  under  a  bona  fide  tndar- 
semcnt  to  htm  of  a  hill  of  lading,  for  valuable  consideration.  — 
Jacobcen  (S.  260)  hat  aber  unsere  Ansicht  Abbott,  S.  533  chaiak- 
teriftirt  aber  die  Englische  Praxis  in  Bezug  auf  diese  weitere  In- 
dossirung  folgender  Massen:  It  is  now  the  admitted  doctrine  in 
our  court^  that  the  consignee  may,  under  such  drcumstanoei  befbre 
stated  —  (nftmlich:  tbat  bj  an  assignment  made  hj  the  conaigiiee 
for  a  valuable  consideration,  and  tvithout  notiee  to  the  aeeignee 
that  the  gaods  were  not  paid  for,  the  property  was  absohitely 
transfered  to  the  assignee,  and  that  the  consignor  was  hf  anch 
assignment  deprived  of  the  right  to  stop  the  gooda  in 
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VUL  Nur  der  absesdoDde  BigenthQmer  kaim  das  Stoppage- 
recht  ausüben.  Es  geschieht  durch  Zuseedung  eiaes  ander- 
weitigen Connossementexemplares  oder  auch  wohl  anderweitig 
durch  anderweitige  Disposition  Ober  die  GQter.    Abbott»  8.  520. 

IX.  Doch  halte  ich  den  Kapitain,  auch  ohne  besonderen 
Auftrag  des  Absenders,  fQr  befugt,  im  Fall  er  erfährt,  dass  der 
Destinatar  bankerut  sei,  undvermuthen  darf,  dass  derselbe  die 
GOter  noch  nicht  bezahlt  habe,  im  Interesse  des  Absenders 
wenigstens  zeitweilig  die  Güter  noch  zurQckzubehalten.  Ist  aber 


wbich  as  ägainit  the  original  consignee  he  migbt  have  exerdsed)  — 
confer  an  abtolate  right  and  property  upon  a  third  penon,  inde- 
feanble  bj  any  daim  on  the  part  of  the  contignor.  —  Die  Ueber- 
tragung  dea  ConnoMements  muaa  gegen  Entgeld,  also  kaufmännisch 
aein«  Der  Verkauf  dea  Connoiaemeüta  an  den  Indossaten  musa 
also,  wie  das  Englische  Recht  dies  mit  Taluable  consideration  ans* 
drQekr,  —  ein  wirklicher,  kein  Scheinkauf  gewesen  sein.  Ferner 
versteht  es  sich  von  selbst,  wie  dies  gleichfalls  das  Englische  Recht 
andeutet,  dass  der  neue  Erwerber  des  Connossements  in  bona  fide 
sieh  befinden  mOsse. 

Uabrigeai  beschrinkfe  Abbott  andi  den  Fall  der  Indossirung  noch 
weiter.  Nicht  in  allen  Fallen  soll  dies  ein  Hmdemiss  für  den  Ab- 
teader  zum  Stoppage  sein.  Er  sagt  nSmlich  Seite  537:  Indeed  the 
indorsement  of  a  bill  of  lading  was  not  considered  to  be  properly 
an  actual  transfer  in  ittelf  of  the  goods  mentioned;  but  rather 
eWdence  or  an  act  raising  a  presumtion  of  such  a  transfer,  and 
consequently  the  object  and  legal  effeet  of  the  indorsement  might 
be  ascertained  by  other  eircumstances.  Und  an  einer  anderen  Stelle 
heiaat  es:  the  rigku  of  the  partier  must  depend  on  the  atate  of 
thiaga  when  the  bill.  of  lading  was  aigned  and  indorsed.  Es  werden 
ondi  Falle  angeftlhrt  aua  der  BngUscfaea  Praxis.  Es  scheint  aber 
dies  nicht  richtig  zu  sein.  Wenigatena  aber  wird  man  bei  Statnining 
aolcher  AusnahmeflUle  sehr  vorsichtig  sein  müssen. 

Endlich  sagt  Abbott,  538.  39.  die  Indossirung  mQsse  wirklich 
gemacht  sein;  eme  bloss  briefliche  Uebertragung  ohne  wirkliche  In- 
dossirung soll  demnach  nach  Engl.  Rechte  nicht  genügen,  um  den 
Absender  seines  Stoppagerechtes  zu  berauben.  Abbott  und  Qber- 
faatipt  die  Engl.  Praxis  giebt  hier  unendlich  viel  auf  das  Concrete 
dea  beacHideten  Falles;  ich  glaube  aber,  dass  dies  nur  nothbehelf- 
licfa,  ans  Mangel  an  einer  principieUen  AuffkBSttng,  an  emer  Theorie 
geschieht. 

21  ♦ 
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der  uTsprüngliche  Desttnatilr  bereits  durch  ein  Indossemeni  oder 
anderweitig  yerandert,  so  kann  matf  dem  Kapitain  dieses  Recht 
nicht  mehr  einräumen ,  ohne  den  regelmassigen  Gang  der 
Handelsconjuncturen  zu  verwirren. 

X.  Ist  der  Absender  nicht  auch  zugleich  der  Eigenthümer 
der  Güter  und  wird  auch  nur  der  Absender  im  Connossemente 
genannt,  so  hat  gewiss  1)  der  Absender^  natürlich  im  Namen 
und  Auftrag  des  Eigenthümers  das  Recht  des  Stoppage;  und 
2)  ist  der  Eigenthümer  berechtigt,  von  dem  Absender  die  Aus- 
übung des  Stoppagerechts  zu  verlangen,  endlich  3)  kann  der 
Absender  auch  ohne  besonderen  Auftrag  des  Eigenthümers 
wenigstens  vorläufige  Schritte  zur  Wahrung  von  dessen  Rechte 
thun.  • 

^  S  113.    Einseinet. 

I.  Das  Stoppagerecht  darf  natürlich  in  guter  Vorsicht  audi 
ausdrücklich  im  voraus  ausbedungen,  doch  kann  es  erst  ausge- 
übt werden,  wenn  wirklich  Insolvenz  eintritt.    Abbott,  S.  519. 

II.  Die  Güter  befinden  sich  in  transttu,  so  lange  sie  noch 
nicht  von  dem  Destinatar  oder  dessen  Stellvertreter  in  Besitz 
genommen  sind.  Demnach  auch  wenn  die  Güter  bereits  im 
Bestimmungsorte  angelangt  sind  und  sich  noch  auf  dem  SchifTe 
oder  auch  im  Lagerhause  des  Staats  oder  der  Kaufmannschaft 
oder  im  Zollhause  oder  auf  der  Post  oder  in  den  Räumen  des 
Spediteurs  des  Absenders  befinden,  so  darf  auch  hier  das  Stoppage- 
recht noch  ausgeübt  werden.  Ferner  wenn  die  Güter  zur  See 
angekommen  sind,  um  zu  Lande  noch  weiter  an  den  Empfänger 
transporlirt  zu  werden,  ynd  inzwischen  dieselben  bei  dem  Spe- 
diteur, Kaimeister  (wharefinger)  oder  bei  einem  Ballenbinder 
(packer,  Packer),  wenn  diese  auch  vom  Käufer  ernannt  sind,  zeit- 
weilig bis  zum  Weitertransport  niedergelegt  werden,  so  bleibt 
das  Stoppagerecht  bestehen,  wenn  sich  nur  der  Käufer  des 
Waaren-  oder  Packhauses  nicht  als  seines  eigenen  bediente. 
Abbott  1.  c.  Doch  ist  es  anders»  wenn  der  Kaimeister  oder  Spe- 
diteur nicht  zum  Weitertransport,  sondern  zur  Empfai^nahme 
der  Waaren  im  Namen  des  Käufers  beauftragt  war. 

Ferner  wenn  der  Weitertransport  auf,  dem  Käufer  nicht 
angehörigen,  Kähnen  oder  Wagen  geschieht,  so  ist  dieser  gleidi£rils 
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noch  nicht  als  im  Besite  der  Güter  anzusehen  und  kann  also 
das  PfiTileg  Yom  Ablader  noch  ausgeübt  werden.  Jacobsen, 
I.  c  2S3. 

Wenn  das  befrachtete  Schiflf  von  dem  Destinatar  auch  ganz 
gechartert  war,  so  ist  trotzdem  das  Stoppagerecht  auch  nach 
eingenommener  Ladung  immer  noch  ausübbar.  Dies  ist  klar, 
doch  würde  man  den  Fall  ausnehmen  müssen,  wenn  der  Desti- 
natar den  Kapitain  ernannt  hat  und  dieser  nun  in  dem  Namen 
desselben  Besitz  von  den  Gütern  ergreift,  was  auch  stillschwei- 
gend geschehen  kann.  Wenn  aber  der  Destinatar  das  beladene 
SchifT  auf  mehrere  Jahre  für  eigene  Rechnung  gemiethet  hat, 
also  owner  of  the  ship  pro  tempore  geworden  ist,  so  entscheidet 
sich  Abbott,  S.  522  dafür,  dass  das  Recht  nicht  mehr  ausgeübt 
werden  könne.  Ich  glaube,  dass  dies  richtig  sei  und  dass  dies 
schon  dadurch  sich  rechtfertige,  dass  in  einem  solchen  Falle  der 
Kapitain  für  den  Destinatar  stillschweigend  Besitz  ergreifen  darf, 
als  Beamter  des  Destinatars. 

Der  Bankerut  des  Destinatars  an  sich  hindert  noch  nicht 
den  Debergang  der  Güter  an  denselben;  doch  braucht  anderer- 
seits der  Verkäufer  auch  nicht  den  wirklichen  Besitz  wiederzu- 
erlangen, sondern  es  genügt  schon  ein  Auftrag  an  den  Fracht- 
führer der  Güter,  diese  nicht  auszuliefern. 

HI.  Wenn  dem  Kapitain,  von  dem  wir  übrigens  noch  be- 
sonders $114  und  S  119  sprechen  müssen,  in  Bezug  auf  seine 
Stellung  bei  Connossementsübertragungen,  mehrere  anscheinend 
gleich  gültige  Connossemente  mit  dem  Ansinnen,  die  Waareo 
darauf  auszuliefern,  von  verschiedenen  Personen  zugleich  prä- 
sentirt  werden,  so  wird  man  es  Airs  Erste  seinem  eigenen  Er- 
messen überlassen  müssen,  wem  er  die  Güter  übergeben  will**). 


46.  Abbott  S.  539  sagt:  It  appested  in  evidence»  by  tha  testimoDy  of 
mercbantt  and  mästen  of  ships,  that  by  usage,  in  the  case  of  in- 
doraement  of  bill  of  lading  to  different  persons,  the  master  was 
at  libeity  to  deliver  to  which  he  thought  proper.  Doch  versteht 
es  sich  aueh  vrobl  nach  der  Englischen  Praxis,  dass  eben  die  ver- 
schiedenen Connossemente  wenigstens  dem  Anschein  nach  gleich 
gültig  eiacheinen  müssen.  Denn  unmöglich  kann  man  dem  Kapitain 
ein  Recht  einriomen,  durch  ^iUhUrliche  Awsbandigniig  der  Oatar 
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Dabei  hat  er  aber  als  Beauftragter  des  Absenders  vor  Allem 
wohl  den  zu  berücksichtigen,  den  er  im  Interesse  des  Absenders 
tut  den  besten  hftit  und  wird  alsdann  keine  Klage  gegen  ihn 
zu  gestatten  sein  denen,  welche  auf  Ihre  Connossemente  von 
ihm  keine  Güter  empfangen  haben  *0*  Ferner  wird  er  die 
Güter,  wenn  er  zur  Debergabe  au  einen  Agenten  des  Absenders 
zuerst  beauftragt  war  und  nun  die  Concurrenz  der  bezeichneten 
Art  eintritt,  als  ursprünglich  Beauftragter  des  Absenders  alleraal 
an  den  Agenten  des  Absenders  zu  überliefern  haben.  —  In  allen 
zweifelhaften  F^len  ist  er  verpflichtet,  den  Ausspruch  eines 
Gerichtes  einzuholen  und  allenfalls,  wenn  es  nöthig  erscheint, 
einstweilen  die  Güter  sicher  zu  deponiren.  Zum  wenigstens 
wird  der  Kapitain  in  allen  zweifelhaften  Fällen  überhaupt  ver- 
bunden sein,  die  Güter  dem  Einen  oder  dem  Anderen  nur  gegen 
Leistung  von  genügender  Caution  zu  überantworten. 

Vergi.  übrigens  das,  was  bereits  $  112  s.  lU  über  die  Con- 
currenz mehrerer  Connossemente  gesagt  worden  ist. 

IV.  Diejenigen,  welche  annehmen,  dass  die  Cebertragung 
eines  Connossements,  welches  nicht  an  Ordre  gestellt  ist,  nur 
durch  förmliche  Cession  stattfinden  könne  oder  falls  auch  durch 
Indossirung,  so  doch  nach  den  strengen  Grundsätzen  der  Cession 
beurtheilt  werden  müsse,  mögen  dem  AbscAder  das  Recht  ab- 
sprechen, anderweitig  als  in  Person  oder  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten die  Güter  zurückzunehmen.  Wenigstens  halten  sie 
den  Kapitain,  welchem  noch  dazu  sämmtliche  von  ihm  unter- 
zeichnete Connossemente  zuvor  zu  restituircn  seien,  anders  nicht 
für  verpflichtet,  den  Befehlen  des  Absenders  nachzukommen. 
Ebenso  könne  hier  der  Destinatar  nur  auf  dem  Wege  und 
mit  den  rechtlichen  Wirkungen  der  Cession  das  Connossement 
Qbertragen  ^*).  —  Wir  halten  aber  auch  in  solchem  Falle  die 
Uebertragung  durch  Indossirung  für  thunlich  und  wenden  dann 
keineswegs  die  strengen  Grundsätze  der  Cession  auf  eine  solche 
üebertragong  an.    Siehe  $  109. 110. 


im  Falle  mehrerer  Cennotsemente  das  ganu  Stoppagerecht  det 

Abaendert  au  venuehten, 
47.  Dies  ist  auch  die  Anäcbt  Abbott's,  sowie  die  Engiiidie  Praxis. 
18.  Dies  Ist  die  Aaaiefat  von  Pohh  L  S.  4(iO.  61. 
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V.  Erfolgl  die  Uebertragung  kraft  Ceasioo,  so  hat  der  Schiffer 
gegen  den  neue«  Inhaber  die  Einreden,  welche  ihm  gegen  den 
orspröoglichen  zustanden.  Anders  wenn  sie  durch  Indossirung 
bewirkt  wurde,  wo  z«  B.  selbst  nicht  gilt  die  Einrede  der  Nicht- 
beasahlong. 

$  114.    Stellaag  des  Schiffen  bei  ConnonementQbertngnng. 

Indem  ich  auf  S  106,  besonders  $  109,  111  und  112  n.  IL, 
sowie  §  113  n.  IlL  Note  46,  endlich  $  110  verweise,  ist  hier  nur 
noch  zu  bemerken,  dass  der  SchifTer  unbedingt  das  Stoppagerecht 
difs  Absenders  zu  respectiren  hat.  In  allen  zweifelhaften  Fällen 
hat  er  das  Gericht  zu  befragen  oder  die  Güter  zu  deponiren  oder 
doch  nur  gegen  Cautlon  zu  überliefern,  und  Oberhaupt  darf  und 
soll  er  vorzugsweise  im  Interesse  des  Absenders  handeln. 

S  115.    Manifest  oder  Ladebuch  «•). 

Es  heisst  auch  Ladungsmanifest.  Es  ist  dies  ein  Verzeich- 
niss  der  in  das  Schiff  geladenen  Waaren  auf  Grund  der  einzel- 
nen über  die  I^adung  ausgefertigten  Gonnossemeute.  Es  ist  jetzt 
ein  allgemein  verbreitetes  und  als  wesentlich  anzusehendes 
Schiflsdocument,  welches  hauptsächlich  zur  Constatirung  des 
wirklichen  Bestandes  der  Ladung  an  den  Zollstätten,  sowie  bei 
polizeilichen  Nachfragen  (z.  B.  wegen  Quarantäne),  endlich  zur 
übersichtlichen  Darstellung  der  ganzen  Ladung  im  Interesse  der 
Rheder,  Bodmereigeber,  Assecuradeurs  etc.  dient  oder  doch 
dienen  kann.  Gesetzlich  ist  es  übrigens  nicht  in  allen  Ländern 
vorgeschrieben. 

Die  Form  des  Manifestes  ist  gewöhnlich  die  einer  tabellari- 
schen Debersicbt  des  Inhalts  der  einzelnen  Connossemente  der 
Ladung.  Nach  Englischem  Recht  soll  das  Manifest  enthalten: 
1)  Namen  und  Tonnengehalt  des  Schiffes,  2)  Namen  des  Schiffers 
und  des  Platzes,   wo  das  Schiff  zu  Hause  ist,  3)  Namen  des 


49.  PShlf,  S.  465  ff.  Pardessus,  n.  649.  Abbott  (6),  S.  328.  29.  Fttr 
England  ist  das  Manifest  gesetzlich  Torgeschrieben  und  enth&It  die 
Acte  3  und  4.  WiU.  IV.  c.  52.  $  3.  die  betreffenden  Vorschriften 
unter  genauer  Angabe  des  nothwendigen  Inhaltes  des  Manifestes. 
Siehe  besonders  bereiu  oben  S  65  initio,  S.  169,  170,  sovie  S  45^ 
wegen  der  in  Betreff  der  Ladung  vom  Schiffer  zu  führenden  Papiere! 
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Platzes  oder  der  Platze,  wohin  das  Schiff  besiimmi  M,  4)  eine 
besondere  Uebersicht  und  Beschreibung  (particular  account  and 
description)  aller  am  Bord  befindlichen  Frachtstücke  nach  Mar* 
ken,  Nummern,  Verpackungsart,  nach  Art  und  Spezies«  mit  he-- 
sonderer  Angabe  der  lose  gestaueten  (loose  stowed)  GOter» 
5)  Namen  des  Versenders  und  des  Empfängers,  sofern  der 
letztere  namentlich  im  Connosseraente  steht,  6)  ausserdem  eine 
übersichtliche  Zusammenstellung  aller  einzelnen  im  Schiffe  ver- 
ladenen Frachtgüter  nach  der  Art  ihres  Inhaltes,  ihrer  Ver- 
packung, also  z.  B.  an  Taback  soviel,  an  Baumwolle  soviel; 
ferner  so  und  soviel  Kisten,  Fässer  etc.  Pohls  fordert  ausserdem 
noch  die  Angabe  der  Frachtsummen. 

Das  Manifest  kommt  besonders  bei  Stückgüterfracht  und  da 
vor,  wo  durch  mehrere  Certepartien  von  mehreren  Abladern 
Theile  des  Schiffes  gemiethet  sind.  Doch  wird  auch  da,  wo  das 
ganze  Schiff  von  Einem  gechartert  ist,  in  der  Regel  durch  die 
Cer^epartie  das  Ladungsmanifest  nicht  unnöthig  werden,  da  diese 
gewiss  selten  eine  so  spezificirte  Angabe  der  eingeladenen  Güter 
enthalt,  wie  sie  an  Zollstatten  etc.  nothwendig  ist 

Die  Aufmachung  des  Manifestes  durch  die  Schiffsmäkler  ist 
nicht  selten.  In  Kriegszeiten  gegenüber  Prisengerichten  ist  es 
immer  zweckmassig,  dasselbe  gerichtlich  vidimiren  zu  lassen. 

Der  Schiffer  Ist  unbedingt  für  den  richtigen  Inhalt  des 
Manifestes  und  für  dessen  Uebereinstimmung  mit  dem  wirklichen 
Bestände  der  Ladung  verantwortlich.  Der  aufmachende  Makler 
nur  wo  ihn  Gesetze  dazu  besonders  verpflichten,  denn  fürs 
Erste  Ist  es  dessen  wie  jedes  anderen  Concipienten  des  Mani- 
festes Sache,  auf  Grund  der  ihm  vom  Schiffer  übergebenen- 
Connossemente  das  Manifest  aufzumachen.  Ob  das  Alles  auch 
wirklich  verladen  sei,  kann  der  Concipient  in  der  Regel  zu  der 
Zeit,  wo  er  das  Document  abfasst,  nicht  mehr  untersuchen; 
denn  nicht  selten  wird  das  Schiff  dann  schon  ganz  oder  zum 
grössten  Theile  vollgeladen  sein. 

S  116.    Clarirung. 

Dies  ist  die  Angabe  des  Schiffers  über  Schiff  und  Ladung 
an  den  Zollstätten.  In  der  Regel  darf  man  den  Schiffer  zur 
Zahlung  der  Abgaben  für  das  Schiff  verantwortlich  machen;  die 
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Abgaben  f&r  die  Ladung  haben,  gegenfiber  dem  Schiffer  wenig- 
stensy  immer  bei  der  Ausfuhr  die  Befraehter  und  bei  der  Ein- 
fuhr die  Empfänger  der  Güter  zu  zahlen;  doch  liann  das  anders 
verabredet  sein  und  in  der  Regel  ist  der  Schiffer  beauikragt,  die 
etwa  unterwegs  (z.  B.  auf  der  Passage  durch  den  Sund)  zu  ent- 
richtenden Abgaben  auch  für  die  Ladung  zu  entrichten. 

S  117.    Weiter«  Pflichten  des  SehiflTen  Tor  der  Reise  »<»). 

Von  diesen  ist  in  %  102  bereits  gesprochen  und  hier  nur 
noch  anzudeuten,  dass  der  Schiffer  mit  dem  ersten  guten  Wind 
und  Wetter  abzusegeln  rerpfllchtet  ist,  nachdem  sein  Schiff  zum 
Dnlersegelgehen  zurecht  gemacht  ist.  In  der  Regel  wird  der 
Ablader  ein  Interesse  daran  haben,  dass  gerade  das  bestimmte 
Schiff  der  Ladung  auch  wirklich  zur  Reise  verwandt  werde. 
Vergl.  das  sehr  lange  Kap.  87.  des  Gonsulats.  Der  Schiffer  hat 
demnach  an  sich  nicht  das  Recht,  die  Waaren  in  ein  anderes 
Schiff  zu  verladen  und  kann  nur  unterwegs  im  Falle  der  See- 
UtttOchtigkeit  seines  Schiflies  zum  Weitertransport  in  einem 
anderen  Schiffe  fOr  befugt  gehalten  werden.  Vor  der  Abfahrt 
und  vor  Einnahme  der  Ladung  wird  der  Schiffer  gehalten  sein, 
sein  Sdiiff  zu  sSubem,  namentlich  auch  von  Ratten  und  Mttusen 
durch  Einsperrung  von  Katzen  und  Hunden. 

Der  Schiffer  darf  ferner  keine  Guter  ftlr  seine  eigene  Rech- 
nung in  das  Schiff  laden,  ohne  Fracht  daför  zu  zahlen  und  ohne 
dazu  von  der  Rhederei,  und  falls  das  ganze  Schiff  befrachtet  ist, 
von  den  Befrachtern  Erlaubniss  erhalten  zu  haben;  es  sei  denn, 
dass  er  dazu  im  ersten  Falle  durch  die  Bestimmungen  seines 
Dienstcontractes  oder  im  letzteren  durch  die  Certepartien  er- 
mächtigt wäre.  So  das  Holtandische  Recht  I.  c.  Art  3Ö2.  Span. 
Art  654,  welches  letztere  das  Verbot  ausdrücklich  auch  auf  die 
Übrigen  Schiffsleute  erstreckt  Doch  ist  die  Pacotille  u.  Führung 
auszunehmen.    Siehe  $  78  n.  7. 

Auch  der  Schiffer,  der  auf  gemeinschaftlichen  Gewinn  an  der 
Ladung  fährt»  darf  fbr  seine  besondere  Rechnung  keine  Güter 
in  das  Schiff  laden,  es  mOsste  denn  das  Gegentheil  bedungen 


da  Von  den  Ffliehtien  des  ScbiSleM  ttberhanpt  iprieht  Kent^  1.  e.  206  ff. 
imd  218  abenicbüiefa.    Siehe  bereits  §102. 
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sein.  HoH.  Recht  Art.  S&S.  Franz.  Art  240  und  dieses  letztere 
bezieht  mit  Recht  dies  Verbot  Oberhaupt  auf  alle  für  einen  An- 
theil  am  Gewinn  engagirten  Seeleute,  indem  es  schlechthin  einen 
Handel  doch  nur  gleicher  Art  wie  der  der  Gemeinschaft,  den 
Seeleuten  auf  eigene  Rechnung  und  zwar  nicht  blos  auf  dem 
Schiffe  wo  sie  dienen,  sondern  auch  auf  anderen  Terbietet  **). 
Die  Strafe  der  Ueberschreitung  des  Verbots  ist  nach  Franz.  und 
Hoil.  Rechte  Confiscation  der  eingeladenen  G&ler  zu  Gunsten 
der  übrigen  Interessenten,  unbeschadet  natürlich  (Holland.  Recht 
Art  353)  <)er  Vergütung  der  dabei  yerursaehten  grösseren  Kosten, 
Schaden  und  Zinsen,  Dagegen  wenn  sich  der  SehiffNr  für  einen 
Ai^theil  an  der  Fracht  verdungen  bat»  so  faal  obiges  Verbot  nidit 
statt,  und  es  reicht  hier  überall  hin,  wenn  er  von  den  tod  ihm 
eingeladenen  Waaren  die  Fracht  zahlt,  welche  Fremde  besahlen 
würden.  Er  darf  aber  auch  hier  nichts  ausscbliesalich  lür  sieh 
in  Anspruch  nehmen  und  muss  demzufolge  die  besondem  Gra* 
tificationeo»  welpbe  er  etwa  unter  dem  Namen  Kapldien  erlial* 
ten  würde«  in  die  Masse  werfen.    Pardessus  1.  c.  n.  691. 

Für  das  Gut,  welches  der  Kapitain  auf  Fracht  anaimmty 
aber  lieg^  Uisst,  muss  er  d«m  Ablader  soviel  enetien,  als  es 
an  dem  Bestimmungsorte  zur  Zeit  der  regelmiasigen  Ldediung 
mehr  gekostet  haben  würde,  Ginge  solches  Gut  aber  dadurch, 
dass  es  zurückgeblieben  ist,  verloren,  so  geht  es  dem  Schiflfer  ver- 
loren. Dies  rechtfer^t  sich  aus  allgemeinen  RecbtsgrundaStzen. 
Der  von  dem  Consulat  angeführte  Grund  ist  nur  für  Stock- 
güterbelrachtuog  passend;  es  beisst  aber  dort  cap.  8S:  dieses 
Gesetz  sei  dess wegen  gemacht»  weit  viele  Schifier  im  Anfange» 
wenn  sie  eine  Reiae  unterneboien,  dif  Stückgüter  zu  einer  ge- 
ringen Fracht  abscbliessent  und  spater  wenn  erst  die  fteiie  be- 
stimmt in  Aussicht  kommt  durch  die  recht  zahlreiche  Anmeldung 


51.  Darüber  sagt  Pardenus  1.  c.  n.  601:  dieae«  Verbot  gründet  aidi  auf 
den  Schaden,  der  dadurch  der  Söcietat  yerunacbt  wird,  da»  1)  die 
Quantität  der  Waaren,  die  an  den  Bestimtnungsort  gebracht  wer- 
den, vermehrt  und  somit  der  Preis  heruntergedrückt  werde,  und 
^  grfln^t  dasselbe  skh  d«rauf,  data  et  wabrtebeinKch  ist,  data  der 
Kapitain  und  coniequent  die  übrigen  Seeleute  auf  ihre  eigenen  be> 
sonderen  Sachen  mehr  Fleias  verwenden  und  desshalb  leicht  die 
scbnldigt  Sorgfalt  fO»  die  gemeinsehaftlichtn  Güter  veraachlasdgen 
werden- 
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TM  FraehteiOckien,  Akr  die  apüler  anganeldelen  Güter  eine 
höhere  FraoU  sieh  zahlen  lassen.  Ware  nun  obige  Vorschrift 
nicht  vorhanden,  so  würden. die  Schifler  die. Güter,  welche  sie 
lu  AnliiAg  gegen  geringere  Fracht  mitsunehmen  sich  verpflichtet 
hatten,  leicht  liegen  zu  laasen  sich  bewogen  fQhlen,  eben  um 
del&r  andere  neue  gegen  hühere  Fracht  noch  annehmen  zu 
können*  Dehrlgens  muss  wegen  der  liegenbleibenden  Güter 
von  dem  Befrachter  gegen  den  SchUTer  ein  Protest  aufgenom- 
men werden.  Cons.  c.  88  und  OSnisches  Gesetzbuch  IV.  2,  6. 
cf.  Jacobsen,  Seite  280.  —  Die  mancherlei  Bestiatimungen  der 
Particnlatrechle  hierüber  sind  bereits  oben  %  95  angegeben,  auf 
welchen  (  ich  überhaupt  zurückverweise;  auch  %  91  u.  %  119. 

Wegen  des  Ortes  der  Ladung  und  EntMschung  und  der 
in  dieser  BeaielMiiig  dem  Schififer  obliegenden  Pflichten  aiehe 
bereits  {  93;  wegen  der  Liegetage  %  94. 

Der  Schiffer  ist  endlich  verantwortlich  für  allen  Schaden, 
welnher  den  durch  ihn,  ohne  besondere  Einwilligung  des  Ab- 
laders, auf  das  Oberverdeck  geladenen  oder  au  den  Seitenwinden 
des  Schiffes  aussen  aogehSngten  Gütern  zustossen  mag.  Pas 
Holl.  Recht  Ari  348  verlangt  sogar  schriftliche  Einwilligung. 

S  118.    Pflichten  des  Scbiffen  wibrend  der  Reite  **), 

Der  Schiffer  muss  Alles  thun,  was  zur  guten  Erhaltung  der 
Waaren  am  Bord  bis  zur  Löschung  nothwendig  ist.  Er  muss 
dafür  sorgen,  dass  die  Luken  und  sonstigen  Oeffnungen  des 
Schiffes,  besonders  wenn  die  See  hoch  geht,  es  regnet  etc.,  wohl 
verschlossen  sind,  muss  aber  zugleich  nach  ümstSnden  und  be- 
sonders nach  Beschaffenheit  der  Güter  das  Schiff  so  oft  es  thun- 
lich  lüften  etc.  Preuss.  Landrecht  II.  8.  $  1709.  Die  Luken 
werden  gewöhnlich  mit  getheertem  Segeltuche  (Persenningen) 
bedeckt.  Auch  wenn  der  Schiffer  Leckage  bemerkt,  so  soll  er 
sie  möglichst  zu  stopfen  suchen.    Preuss.  Recht  1.  c. 

Gegen  Ratten-  und  Iffäusefrass  muss  der  Schiffer,  sofern 
die  Natur  der  Waaren  es  zu  fordern  scheint,  also  z.  B,  nicht 
bei  einer  KoUen-  oder  Eisen-  oder  Weinladung,  ein^  Kat^e 
railnebmen:  was  in  manchen  Sesrechten  ausdrücklich  vorge- 


52.  cf.  Pohls,  S.  466  W. 
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schrieben  ist.  Doch  wird  man  den  Sohiflfer  Oberhaupt  nicht  un- 
bedingt fQr  Ratten-  und  Hauseschaden  an  den  Gotern  verant- 
wortlich machen  können«  da  in  einem  beladenen  Schiffe  die 
Katzen  und  Hunde  nicht  leicht  an  alle  Orte  hinkommen»  wo  dies 
Ungeziefer  sich  Verbergen  und  Schaden  anrichten  kann.  Das 
Consulat  macht  freilich  den  Schiffer  unbedingt  für  den  Schaden 
verantwortlich,  wenn  er  keine  Katze  am  Bord  hatte  und  ver- 
pOicbtet  den  Schiffer,  falls  die  Katze  unterwegs  starb,  sofort  am 
nächsten  Orte  eine  andere  anzusdiaffen^*).  cf.  besonders  Preuss. 
Recht  IL  8.  $  1708. 

Der  Schiffer  muss  die  Reise  möglichst  nach  Wind  und  Wetter 
sowie  nach  der  Beschaffenheit  des  Schiffes  auf  dem  geraden  oder 
auf  dem  etwa  besonders  verabredeten  Wege  machen.  Ab- 
weichungen, besonders  Angehen  eines  Hafens»  besonders  da  dies 
ja  wie  jedes  Annfthern  an  das  Land  mit  einer  gewissen  Gefahr 
fOr  das  Schiff  und  mithin  auch  für  die  Ladung  verbunden  ist, 
rechtfertigen  sich  nur  aus  RQdesichten  der  Noth.  Von  dem 
Rechte,  nöthigenfalls  in  einen  Nothhafen  zu  gehen,  von  den 
Waaren  zu  verkaufen,  zu  verpftnden  eta  ist  bereits  oben  ge- 
sprochen. Wir  werden  weiter  unten  noch  vom  Seewurf  zu 
handeln  haben.  Im  Falle  eines  Schiffbruches  ist  der  Schiffer 
gehalten,  mit  seinen  Leuten  soviel  als  möglich  von  Schiff  und 
Gut  zu  bergen. 

Wenn  das  Schiff  zur  Weiterreise  untüchtig  geworden  ist 
und  die  Ausbesserung  im  Nothhafen  zu  lange  dauern  möchte, 
so  hat  er  nach  Befinden  der  Umstände  entweder  schleunigst  den 
Befrachtern  davon  Anzeige  zu  machen  oder  auch  verderbliche 
Güter  zu  verkaufen  oder  endlich  die  Waaren  mit  der  ersten 
besten  Gelegenheit  weiter  zu  schicken  oder  auch  selbst  ein 
ander  Schiff  zum  Weitertransport  zu  miethen.  Siehe  den  Schluss 
dieses  $• 

Die  übrigen  Pflichten  des  Schiffers  ergeben  sich  aus  der 
Natur  seiner  contractiichen  Stellung  zu  den  Rhedern  und  Ab- 
ladern von  selbst  und  bedürfen  keiner -weiteren  Spezification. 


53.  Cons.  65.  66.  Fttr  die  imbedfngt^  Venuatwortliehkeit  ii^reehen  sieh 
ans,  wohl  nigMeh  auf  Grund  der  Verpflichtung  de«  fullo  (Kleider- 
reinigen  und  Waschen)  nach  Rom.  Rechte  (L.  13.  $  6.  D.  19.  2^) 
Gasaregii,  Straeeha,  Roccus,  Kurike,  Emerigon.  Jacobsen  ist  unbe- 
stimmt^ Pohls  hat  unsere  Ansicht. 


Kap.  IL  Wirkungen  des  FracbteoDiraetet.  f  118.        S3S 

Namentlidi  in  Kriegszeiten  bat  der  Sebiffer  das  Seecere- 
moniel  gehörig  zu  beobachten,  damit  er  nicht  von  einer  Kriegs-» 
liartei  aufgebracht  und  so  die  Reise  zum  Nachtheile  der  Ladnngs- 
Interessenten  verzögert  werde.  Vor  allem  aber  muss  er  sich 
alles  Binnehmens  Ton  Zoll-  oder  Kriegscontrebandartikeln  ent- 
halten und  Oberhaupt  den  neutralen  Ckarakter  von  Schiff  und 
Ladung  aufrecht  zu  erhalten  suchen.  Er  darf  nicht  unter  feind- 
lichem GouToi  segeln»  wenn  die  Befrachter  es  nicht  ausdrücklich 
eriaubl  haben.  Im  Falle  aber  der  Aufbringung  durch  Kriegs- 
oder Kaperschiffe  muss  er  sofort  den  Rhedem  und  Befrachtern 
die  gehörige  Anzeige  machen  und  Alles  aufbieten»  was  zur 
Wahrung  der  Rechte  von  denselben  dienen  mtfg.  Es  ist  fibri- 
gens  hiervon  bereits  oben  bei  Angabe  der  JPflichten  des  Schiffers 
Oberhaupt  S  64  sowie  besonders  $69  —  71  gesprochen  worden. 
Siehe  auch  den  letzten  Abschnitt 

Der  Verfrachter  oder  Schiffer  ist  zur  Vergütung  von  Kosten, 
Schaden  und  Zinsen  an  den  Befrachter  oder  an  den  Empfilnger 
gehalten,  wenn  das  Schiff  durch  Schukl  oder  Nachlässigkeit  der 
Entbeoannten  bei  dem  Abgange,  wahrend  der  Reise  oder  am 
Bntlöschungsplatze  angehalten  oder  aufgehalten  ist  Der  Ver- 
frachter hat  natürlich  im  Falle  der  Schuld  oder  Nachlässigkeit 
des  Schiffers  den  Regress  gegen  diesen.  Das  Holt.  Recht  I.  c. 
Artikel  475.  76  enthalt  fast  wörtlich  die  Bestimmungen  dieser 
Nummer»  die  unstreitig  sich  als  gemeines  Recht  ergeben.  Die 
Entschädigung  ISsst  sich  einzig  nach  den  Umstanden  des  beson- 
deren Falles  durch  Sachverstandige  bestimmen.  Doch  wird  in 
der  Regel  das  gesammte  Interesse  zu  prastiren  sein  nebst  Zinsen 
und  Kosten. 

Muss  der  Schiffer  das  Schiff  wahrend  der  Reise  verzimmern 
lassen,  so  ist  der  Befrachter  oder  Ablader  gehalten,  das  Ende 
der  Verzimmerung  abzuwarten,  falls  dieselbe  sich  nur  nicht  zu 
lange  verzögert  und  dadurch  die  Speculation  mit  der  Waare 
vereitelt  oder  auch  die  Waare  dem  Verderb  ausgesetzt  werden 
sollte.  In  jedem  Falle  muss  aber  der  Befrachter  (Ablader),  falls 
die  Verzimmerung  ohne  Schuld  des  Schiffers  nothweadig  ge- 
worden, und  der  Befrachter  die  Güter  bereits  im  Hafen  der 
Verzimmerung  zurücknehmen  will,  die  ganze  Fracht,  sowie  den 
Bettrag  zur  Havariegrosse  zahlen.  Doch  erfordert  es  die  Billig- 
keit, dass  der  Befrachter  für  die  Zeit  der  Verzimmerung  keine 
(ausserordentliche)  Fracht  zu  zahlen  habe,   wenn  das  Schiff 
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monatoweise  gemielhel  ist  und  dass  auch  "keine  Erhöhung  der 
Fracht  eintrete,  wenn  die  Befrachtung  für  die  Reise  geschehen 
ist  —  Kann  das  beschädigte  Schiff  nicht  baki  genug  oikr  gar 
nicht  Terziounert  werden,  so  ist  der  Schißer  gehalten,  fbr  aeilie 
Rechnung  und  ohne  dass  er  FrachterhOhung  fordern  darf,  ein 
oder  mehrere  andere  Schiffe  tu  miethen**),  um  die  Ladung  nach 
dem  Bestimmungsorte  zu  führen.  Das  Hollandische,  Preussiache, 
Spanische,  Englische  und  Französische  Recht  bestimmen  dies 
ausdrüclLlich  und  scheint  dies  dem  Wesen  des  SeehandelsTer- 
kehres  wahrhaft  zu  entsprechen  (siehe  oben  $  64,  8.  168)  und 
mithin  gemeines  Recht  zu  sein,  falls  nur  der  Schiffer  in  der 
Auswahl  des  Schiffes  und  namentlich  auch  des  neuen  Schiffers 
die  gehörige  Sorgfalt  anwendet,  und  wird  dabei  die  Vorana- 
Setzung  zu  machen  sein ,  dass  er  sich  nicht  auvor  mit  dem  Be* 
frachter,  Ablader  oder  deren  Correspondenten  über  diesen  Weiter- 
tranaport  nach  Zeit  und  Umstanden  verständigen  köime;  denn 
wo  es  angeht,  wird  man  den  Schiffer  bei  diesem  wichtigen 
Schritte,  zur  Einholung  von  Verhaltungsrpgeln  Bkt  Terpiliohtet 
halten  mikssen.  Das  Spanische  Recht  Art  777  verpOichtel  aber 
den  Schiffer,  das  neu  gemiethete  Schiff  an  begleiten  bia  zum 
Bestimmungsorte. 

Wenn  der  Schiffer  kein  anderes  Schiff  oder  nicht  genug 
Schiffe  an  dem  Orte  hat  bekommen  können,  so  kommt  ihm 
die  Fracht  nicht  weiter  zu,  als  nach  Verhaltnias  der  bereits  zu- 
rückgelegten Reise  und  bleibt  dann  der  Weitertransport  der 
Güter  jedem  einzelnen  Ablader  überlassen.  Doch  hat  der  Schiffer 
auch  hier  inzwischen  für  ihre  Sicherheit  zu  sorgen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  Schiffer  in  allen  diesen 
Fallen  die  Ablader  etc.  von  seinen  Schritten  sobald  als  möglich 
brieflich  unterrichten  muss.  Sodann  wird  er  wohlthon,  Ober 
diese  Facta  öffentliche  Beweisurkunden  in  Form  von  Protesten, 


54.  Fabfr  und  Vinnius  waren  der 'Meinung,  dais  nach  Rom.  Rechte 
der  Schiffer  nicht  Terpflichtet  sei,  in  solchem  Falle  ein  ander  Schiff 
zu  suchen,  weil  der  Contract  sich  eben  nur  auf  du  bestimmte  Schiff 
bezöge  (Vinniai  ad  Peckium,  ad  rem  nant.  p.  294.  90;  Faber,  conun. 
ad  Fand,  den  Vinnioa  1.  c.  cttirt).  Dagegen  gibt  sehen  das  See- 
reeht  tob  Rhodos,  das  von  Ol^n  und  das  von  Wisby  dem  Schilfer 
das  Recht,  ein  ander  Schiff  zum  Weitertransport  zu  nehmetti  Siehe 
oben  S  64.  8. 168.   tL  Ken^  1.  c  210-ia. 
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VerklaruDg  etc.  aufnehmen  lu  lassen;  obgleich  dies  mehr  au 
seiner  eigenen  Sicherheit  und  nachherigea  Erleichlerung  dienl» 
indem  er  jene  Facta  auch  auf  alle  andere  Weise  spSter  wird 
beweisen  dürfen.  Doch  schreiben  manche  Particulsrrecbte  solche 
Formen  des  Beweises  Tor  und  können  auch  die  Certepartien  in 
dieser  Beziehung  dem  Schiffer  besondere  Verpflichtungen  auf-* 
legen»  wie  Oberhaupt  alle  jene  Punkte  über  das  VerhSltniss 
zwischen  den  Parteien  n&her  bestimmen  oder  modificiren  **}. 


S  119.    Pflid&ten  des  Schiffen  nsdi  vollendeter  Beiae. 

In  cBeser  Besiehung  verweisen  wir  tuförderst  auf  die  be-* 
ml8  S  72  angegebenen  allgemeinen  Pflichten  des  Schiffers  nach 
Beendigung  der  Reise. 

Hier  scheinen  überhaupt  zwei  Fslle  unterschieden  werden 
zu  müssen  **). 

I.  Wenn  ein  Schiff  von  einem  Befrachter  so  gemiethet  ist, 
dass  es  erst  an  einem  anderen  Orte  als  an  dem  der  Ausreise 
eine  Ladung  einnehme,  so  beginnen  eigentlich  erst  an  diesem 
Bestimmungsorte  der  Empfangnahme  der  Ladung  die  Rechte  des 
Befrachters  und  die  Pflichten  des  Schiffers  in  Bezug  auf  die 
Ladung.  Zuvor  geht  die  ganze  VerbindKchkett  des  Schiffers  da- 
hin, zar  gehörigen  Zeit  sich  an  dem  betreffenden  Orte  mll 
seinem  Schiffe  einzufinden  und  sich  zur  Ladung  bereit  zu  hal- 
ten. Dabei  hat  der  Schiffer  seiner  Pflicht  Genüge  gethan  und 
kann  die  Ladung  von  dem  Befrachter  unbedingt  verfangen,  wenn 
er  nur  ohne  unnöthfige  Zögerung  den  Ort,  wo  das  Schiff  lag, 
verliess  und  auf  möglichst  kurzem  Wege  mit  seinem  Schiffe 
nach  dem  Bestimmungsorte  segelte.  Verzögerungen,  die  Wind 
und  Wetter  oder  andere  zuMlige  Ereignisse  herbeiführen,  hat 
der  Schiffer  nicht  zu  tragen;  der  Befrachter  muss  trotzdem  die 


55.  Die  obigen  Bestimmmigen  in  Betreff  der  Verzimmerung  des  Schiffes 
wahrend  der  Reise  und  der  betreffenden  Rechte  und  Pflichten  der 
Parteien  finden  «Ich  fast  wörtlich  sowie  oben  in  dem  Texte  im  HoU. 
Handelsgesetzbuch  Art.  478. 

50.  cf.  Pohls,  L  e.  S.  472  ff 
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Ladung  zum  Transport  liefern.  Doch  wird  man  wohl  die  Be- 
schrtinkung  hinzufügen  müssen,  dass  die  ZOgerung  nicht  allzu 
bedeutend  und  nicht  eine  ganz  ausserordentliche  gewesen  und 
die  Abladung  überhaupt  durch  die  Art  der  Verzögerung  (z.  B. 
bei  Terderblichen  Waaren,  durch  inzwischen  ausgebrocheneo 
Krieg)  nicht  unmöglich  geworden  sei.  Auch  Tersteht  es  sich 
Yon  selbst,  dass  sich  der  Ablader  gegen  die  Nachtheile  der  Ver- 
zögerung in  der  Weise  schützen  kann,  dass  er  sich  auadrücklicli 
zur  Befrachttjyig  nur  unter  der  Bedingung  verpflichtet  macht, 
wenn  der  ScFiifler  bis  zu  der  und  der  bestimmten  Zeit  am  Orte 
der  Abladung  mit  seinem  ScfaifTe  eintreffe.  Ist  eine  solche  Be- 
dingung, wie  das  bei  manchen  Ladungen  und  unter  Umstanden  sehr 
zweckmassig  und  zugleich  billig  scheint,  aufgestellt,  so  kann  sich 
denn  auch  der  Schifler  nicht  damit  entschuldigen,  dass  er  darch 
Wind  und  Wetter  oder  höhere  Gewalt  etc.  aulgehalten  sei. 
Sondern  wenn  in  einem  solchen  Falle  die  bestimmte  Zeit  ver- 
strichen ist,  so  hat  der  Ablader  überhaupt  keine  Verpflichtung 
mehr,  die  Ladung  zu  liefern.  Der  Schifler  wird  wohltbun,  in 
dem  Contracte  sich  wenigstens  ausbedingen  zu  lassen,  dass  der 
Ablader  auch  in  einem  solchen  Falle  wenigstens  eine  ander- 
weitige Ladung  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  oder  möglichst 
bald  besorgen  wolle. 

Am  Ladungsplatze  angelangt,  hat  sich  der  Schifler  bei  dem 
Ablader  oder  dessen  Correspondenten  zu  melden  und  ihm  sein 
Schifl*  zur  contractUchen  Disposition  zu  stellen.  Von  dem  Augen- 
blicke, wo  der  Ablader,  resp.  Correspondent  sich  zur  Abladung 
bereit  erklärt,  treten  die  Verpflichtungen  des  Schiflers  ein, 
welche  er,  falls  das  Schifl'  am  Orte  der  Ausreise  bereits  beladen 
wäre,  von  nun  an  zu  erfüllen  gehabt  hatte  und  sind  natürlich 
auch  die  während  der  Reise  dieselben  wie  anderwärts.  Umge- 
kehrt sind  auch  die  Pflichten  und  Rechte  eines  solchen  Be- 
frachters dieselben  wie  die  jedes  anderen.  Am  Löschplatze  einer 
solchen  Ladung  liegen  aber  dem  Schifler  dieselben  Verbindlich- 
keiten ob,  wie  an  jedem  anderen  Löschplatze  nach  Vollendung 
der  Reise;  und  hiervon  soll  nun  unter  Nummer  II.  gehandelt 
.  werden. 

IL    Wenn  das  Schifl*  am  Orte  der  Ausreise   bereits  seine 
Ladung  einnimmt,  um  sie  an  einen  bestimmten  Ort  zu  trana- 
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portiren*'),  so  ist  dieser  Bestinimungsort  der  Ort  der  Löschung 
oder  der  Löschplatz. 

1)  Ist  das  Schiff  durch  Certepartien  für  einen  oder  wenige 
Thejlnehmer  befrachtet,  so  wird  es  in  der  Regel  so  angesehen» 
als  ob  dann  der  Schißer  die  Pflicht  habe,  den  Destinataren  seine 
Ankunft  und  Löschungsbereitschaft  anzuzeigen.  Anders  bei 
StQckgQterbefrachtuog.  Dabei  begnügt  man  sich  nilinlich»  zur 
Bequemlichkeit  des  Schiffers  nicht  bloss,  sondern  weil  der 
Schiffer  auch  häufig  die  einzelnen  Personen  nicht  leicht  würde 
erfragen  können,  mit  der  Forderung  einer  ortsüblichen  Bekannt«» 
macbung  von  der  Ankunft  des  Schiffes  im  Hafen.  Es  sind 
nämlich  in  allen  Seeplätzen  Anstalten  getroffen,  wodurch  die 
Kaufleute  die  Ankunft  von  Schiflen  sehr  bald  erfahren.  Daher 
ist  es  denn  hier  die  Regel ,  dass  sich  umgekehrt  der  Destinatar 
bei  dem  Schiffer,  dessen  Makler  oder  Gorrespondenten  zu  roel^ 
den  hat. 

2)  Der  Schiffer  hat  sodann  nach  den  betreffenden  Landes- 
und Ortsgesetzen  die  Einklarirung  am  Löschungsplatse  bei 
der  Zollbehörde  zu  besorgen,  doch  in  der  Regel  nur  für  das 
Schiff,  indem  die  Ladung  zu  besorgen  den  Destinataren  obzu- 
liegen pflegt. 

Im  Hafen  oder  auf  der  Rhede  muss  der  Schiffer  auf  den 
ihm  von  der  Hafenbehörde  angewiesenen  Platz  sein  Schiff  legen 
und  im  Interesse  seiner  Cummittenten  alle  Vorsicht  anwenden, 
um  weder  sein  noch  andere  Schiffe,  noch  die  Hafenanstaltea 
und  Wasserbauten  zu  beschädigen. 

3)  Kann  der  Schiffer  wegen  der  geringen  Tiefe  des  Wassers 
oder  auch  aus  anderen  zufiüiigen  Gründen  (r.  B.  weil  der  Hafen 
zu  voll  ist  etc.)  nicht  an  den  regelmässigen  Plätzen  die 
Waaren  entladen,  muss  er  also  draussen  mit  dem  Schiffe  liegen 
bleiben  und  die  Waaren  durch  Leichterschiffe  nach  der  regel- 
mässigen Eotladungsstätte  schaffen,  so  hat  er  alle  seine  gewöhn- 
liche Sorgfalt  für  den  Transport  der  Waaren  bis  dahin  anzu- 
wenden, dehn  er  haftet  dafür;  ja  falls  er  die  Leichter  selbst 
engagirte  und  diese  Versehen  begingen ,   so  haftet  er  selbst  für 


57.  Ueber  diese  tweite  Nummer  Yerbreitet  steh  Pohls,  S.  479  ff.  sehr 
umstlndlieh. 
v.Kahenbom  Seereehl  I.  22 


338  Ab$chn.VI.  Von  der  Befrachtung  der  Scbiffe. 

den  dadurch  herbeigeAbrien  Untergang  der  Waaren ,  sowie  in 
jedem  anderen  Falle  für  seine  eigenen  und  seiner  Leute  Yer- 
sehen^  z.  B.  auch  für  die  Sicherheit  der  Waaren  in  den  Leichter- 
scbifleu  gegen  Diebstahl  seiner  Leute  und  auch  Fremder,  falls 
er  nämlich  durch  von  ihm  engagirte  Leute  den  Transport  be- 
sorgen Hess,  gleichviel  ob  er  daxu  yerpflichtet  war  oder  nicht 

4)  Sde  Kosten  der  Entlöschung  durch  Leichter- 
schiffe  tragt  der  SehiOer,  wenn  er  mit  seinem  ScUOe  aus 
irgend  einer  besonderen  Beschaffenheit  seines  Schiffes  ao  dem 
regelmassigen  EntlOschungsplatze  nicht  landen  kann.  Hindern 
ihn  daran  andere  Ursachen,  z.  B.  die  Lage  des  Orts,  die  Be- 
schaffenheit des  Fahrwassers«  oder  können  überhaupt  beUdene 
Schiffe  nur  bis  zu  einem  gewissen  Punkte  vor  dem  Hafen  oder 
dem  Werft  segehi,  so  muss  die  Kosten  der  De^natar  tragen  und  , 
die  Reise  wird  dort  als  beendigt  angesehen,  wohin  das  Schiff 
ohne  Gefahr  gelangen  kann.  Doch  können  Vertrag  und  Csanz 
dies  anders  bestimmen,  namentlich  so  dass,  vielleicht  der  Billig- 
keit geml^sser,  beide  Tbeile  gleichmassig  die  Kosten  im  letzteren 
Falle  tragen. 

5)  Der  Schiffer  hat  sich  vorzusehen,  dass  er  an  den  richti- 
gen Empfilnger  abliefere.  Im  Falle  mehrere  Gonnossemente 
ihm  prasentirt  werden,  hat  er  die  $  106  gegen  Ende  und  %  1 12 
sub  III.  angegebenen  Regeln  zu  beobachten.  Ist  der  Schiffer 
niotU  an  eine  namentlich  bestimmte  Person  durch  die  Gerte- 
partie  oder  das  Connossement  zu  liefern  gehalten,  so  hat  er  die 
Legitimation  des  sich  um  Empfang  Meldenden  zu  untersuchen, 
doch  kann  man  natürlich  von  dem  Schiffer  hier  keine  juridische 
Untersuchung  verlangen.  Es  darf  der  Kapitain  liefern»  wenn 
nur  ausserlich  Alles  in  Ordnung  ist,  wenn  nur  die  prdsentirten 
Documente  mit  denen  des  Kapitains  dem  Anschein  nach  in  allen 
wesentlkhen  Punkten  übereinstimmen  und  überhaupt  kein  Ver- 
dacht obwaltet  Wenn  die  prasentirten  Gonnossemente  nicht 
übereinstimmen,  so  hat  der  Schiffer  nach  Massgabe  der  oben 
S  106  gegen  Ende  aufgestellten  Grundsätze  zu  verfahren  **). 

6)  Der  Schiffer  ist  für  die  Versehen  und  Vergehen  seiner 
Leute,  sowie  für  die  schlechte  Beschaffenheit  der  Taue  etc.  beim 
Ausladen  verantwortlich. 


66.  Pohls  Aaiichteii  dsrOber  siehe  bei  demselben»  L  e,  8.  47&  76. 
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7)  Der  Schiffer  muss  die  Güter  im  Allgemeinen  in  dem 
Zustande  abliefern,  in  welchem  er  sie  empfangen  hat  Jeden 
nicht  durch  Zufall  oder  höhere  Gewalt  oder  durch  Havariegrosse 
entstandenen  Schaden  hat  er  zu  decken.    Dagegen 

8)  Die  Qualität  und  Quantität  der  Güter  betreffend, 
so  sind  folgende  Unterschiede  zu  machen  **)• 

a)  Ist  dem  Schiffer  eine  bestimmte  Quantität  zugetahlt,  zuge- 
messen, zuge wogen,  so  haftet  er  für  die  Auslieferung  von 
derselben  Quantität,  gleichviel  ob  ihm  die  Waare  lose  oder 
verpackt  übergeben  wurde.  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  da 
haftet  er  nur  für  den  äusseren  unverletzten  Bestand  der 
Fustage  oder  Packung  der  Frachtstücke  (Ballen,  Tonnen, 
Kisten  etc.)  und  bei  unverpackten  Waaren  nar  für  die  un- 
gefilbre  Quantität.  Die  Angaben  in  den  Gonnossementen 
über  die  Quantität  erscheinen,  sofern  die  Waaren  dem 
Schiffer  nicht  wirklich  zugemessen,  nur  zwischen  Ablader 
und  Empfänger  massgebend,  verpflichten  aber  den  Schiffer 
nicht  Wenn  dagegen  in  irgend  einer  anderen  Weise 
dem  Schiffer  die  wirkliche  Verladung  einer  bestimmten 
Quantität  in  sein  Schiff  nachgewiesen  wird,  so  ist  er  für 
Auslieferung  gerade  dieser  Quantität  unbedingt  verantwort- 
lich. Nur  für  die  Verminderung  durch  Zufall  und  höhere 
Gewalt  haftet  der  Schiffer  nicht  Bei  der  Frage,  ob  das 
eingenommene  Quantum  als  geliefert  anzusehen  sei,  sind 
die  besonderen  Eigenschaften  der  einzelnen  Waaren  zu  be- 
rücksichtigen. Manche  Waare  verliert  durch  den  Transport 
im  Hasse  (wie  Flüssigkeiten  durch  Leckage),  manche  an 
Gewicht  (z.  B.  durch  Austrocknen  etc.);  demnach  genügt 
bei  solchen  Gütern  immer,  dass  nur  annäherungsweise  die- 
selbe Quantität  geliefert  werde.  Ein  kleiner  Ausfall,  dessen 
Grösse  sich  übrigens  nicht  allgemein,  sondern  nur  concret 
nach  der  Besonderheit  des  einzelnen  Falles  bestimmen  lässt, 
wird  dem  Schiffer  hier  inuner  zu  Gute  gehalten;  es  lässt 
sich  nur  sagen,  dass  der  Ausfall  in  einem  gewissen  Ver- 
hältnisse zur  nominell  oder  reell  eingenommenen  Quantität 
der  Waaren  stehen  müsse:  worüber  im  Zweifel  Sachver- 
ständige zu  entscheiden  haben. 


59.  cf.  Pohls,  8.  477  £    Siehe  aber  auch  bereits  oben  S  72. 
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Manche  Waaren  vermehren  sich  auch  dem  Masse  nach 
durch  den  Transport  (z.  B.  Getreide  durch  Anziehung  der 
Feuchtigkeit);  doch  Iftsst  sich  ein  nothwendiges  Uebermass 
hier  wohl  kaum  festsetzen  und  verlangen.  Das  Mehrliefern 
schadet  dem  Kapitain  nichts,  doch  kann  es  ihm  nie  nützen, 
denn  die  Vermuthung  ist  dafür,  dass  zum  Nachtheile  des 
Abladers  ein  Rechnungsfehler  stattgefunden  habe, 
h)  Sind  dem  Schiffer  die  Waaren  in  der  Verpackung  und 
Fustage  übergeben  worden,  ohne  ihm  den  Inhalt  zu  zeigen, 
so  ist  der  Schiffer  für  den  etwa  im  Connossemente  ange- 
gebenen Inhalt,  sowie  auch  für  die  Qualität  dieses  Inhaltes 
nicht  verantwortlich.  Die  dessfallsigen  Angaben  in  den  Con- 
nossementen  begründen  nur  eine  Verpflichtung  zwischen 
Abiader  und  Empfänger.  Nur  die  angegebene  Zahl  der 
Frachtstücke  ist  hier  zu  überliefern  und  wird  sich  der 
Schiffer  hiervon  nicht  befreien  können  durch  die  Einrede, 
dass  nicht  nachgezählt  worden,  sondern  auf  Treu  und  Glaube 
die  Connossementsangaben  als  richtig  angenommen  seien; 
denn  zu  einer  solchen  einfachen  Controle,  wie  die  Nach- 
zahlung, muss  man  ihn  unbedingt  für  verpflichtet  halten. 

c)  Sind  fungibele  Sachen  lose,  z.  B.  Getreide,  ins  Schiff  ge- 
laden, so  ist  nur  das  Genus,  indessen  in  derselben  Quantität 
nicht  bloss,  sondern  auch  Qualität  von  dem  Schiffer  wieder 
auszuliefern 

d)  In  Bezug  auf  die  Qualität  der  Lieferung  ist  allgemein  fest- 
zuhalten, dass  sehr  viele  Waaren  durch  einen  längeren 
Wassertransport  etwas  an  ihrer  ursprünglichen  Qualität 
verlieren.  Im  Zweifel  ist  durch  Sachverständige  festzusetzen, 
ob  die  betreffende  Waare  einer  solchen  qualitativen  Ver- 
änderung unterworfen  sei  und  ob  im  concreten  Falle  die 
Verschlechterung  daher  rühre. 

e)  Für  die  Veränderung  in  der  Qualität,  welche  durch  Zufal 
oder  höhere  Gewalt  herbeigeführt  wird,  ist  der  Schiffer 
nicht  verantwortlich,  wohl  aber  für  die  durch  die  Versehen 
und  Vergehen  seiner  selbst,  seiner  Leute  und  von  Frem- 
den herbeigeführte  Verschlechterung  wie  Verminderung  der 
Güter. 

f)  Der  Schiffer  haftet  für  die  äussere  Beschaffenheit  der  Fustage 
oder  Verpackung  namentlich  in  sofern,  als  durch  Beschädi- 
gung   derselben   zugleich  der  verpackte  Inhalt  beschädigt 
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oder  verschlechtert  worden  ist.  Die  Einrede,  dass  ihm  die 
Fustage  so  mangelhaft  übergeben  sei,  schützt  ihn  nur,  wenn 
er  sie  klar  beweisen  kann.  Es  genügt  aber  namentlich, 
dass  der  Schifler  dergleichen  Verletzungen  der  Fustage  zur 
Zeit  der  Abladung  der  Güter  in  das  Schiff,  bei  der  Unter- 
schrift der  Connossemente  (am  Rande  oder  sonst  wo)  aus- 
drücklich bemerke. 

g)  Die  Einrede,  dass  der  Schifler  die  im  Connossement  ange- 
gebenen Waaren  gar  nicht  in  sein  Schiff  eingeladen  habe, 
schützt  ihn  nicht  gegen  den  Destinatar,  dem  er  wegen  seiner 
Unterschrift  des  Connossements  verhaftet  ist,  auf  Grund 
deren  der  Destinatar  im  guten  Glauben  vielleicht  bereits 
nun  Haudelsspeculationen  eingeleitet  hat«  Doch  hat  der 
Schiffer  seinen  Regress  gegen  den  Ablader,  sofern  er  wirk- 
lich die  NichtVerladung,  oder  doch,  damit  er  wenigstens 
theilweis  im  Verhältniss  der  Quantität  von  der  Restitution 
der  im  Connossement  angegebenen  Güter  befreit  werde,  die 
Unmöglichkeit  der  Einladung  einer  so  grossen  Qantität  von 
Gütern  in  sein  Schiff  zu  beweisen  im  Stande  ist. 

h)  Der  häufig  von  dem  Schiffer  auf  das  Connossement  ge- 
schriebene Zusatz:  „Gewicht  und  Inhalt  unbekannt, 
„weight  and  contents  unknown,  sans  approuver  oder  que 
„dit  ^tre"  —,  befreit  den  Schiffer  nicht  von  der  Verpflich- 
tung, die  auf  irgend  eine  Weise  erwiesene  wirklich  ver- 
ladene Qualität  und  Quantität  der  Güter  bei  der  Auslieferung 
am  Löschplatze  dem  Empfänger  auszuantworten.  Der  Aus- 
druck soll  nur  andeuten,  dass  dem  Schiffer  die  Güter  nicht 
zugezählt,  zugemessen,  zugewogen  seien  und  dass  die  dess- 
fallsigen  Angaben  in  dem  Connossemente  ihn  nicht  unbe- 
dingt binden,  sondern  nur  sofern  sie  eben  erweisbar  mit 
dem  wirklichen  Bestände  bei  der  Einladung  übereinstimm- 
ten« Ganz  gleichgültig  ist  aber  der  Zusatz  nicht,  denn  es 
sind  dadurch  die  Gegner  zum  Beweise  des  Gegentheiis  oder 
doch  der  wirklichen  Einladung  verpflichtet.  Uebrigens 
braucht  sich  der  Ablader  diese  Zusätze  und  Clausein  durch 
den  Schiffer  auf  das  Connossement  nicht  schreiben  zu  lassen, 
wenn  dem  Schiffer^  wirklich  der  Inhalt  und  das  Gewicht  der 
Frachtstücke  unbekannt  geblieben  war,  mithin  ihm  die 
Waaren  zugemessen,  zugewogen  etc.  waren. 
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i)  Ein  anderer  häufiger  Zusatz  der  Art  auf  den  Connoaaemen- 
ten  durch  den  Schiffer  ist:  „frei  von  Beschadigung*% 
„frei  von  Leckage'',  befreit  den  Schiffer  gleichfalls  nicht 
von  dem  durch  seine  und  seiner  Leute  wie  Fremder  Ver- 
sehen verursachten  Schaden  *«). 

9)  Der  Schiffer  hat  die  Waare  ganz  und  zwar  auch  mit 
dem  Zuwachse  und  der  Vermehrung  während  der  Reise  auszu- 
lieferp.  Span.  Handelsgesetzbuch  Art  673.  Der  Schiffer  ist  die 
Waare  nur  gegen  Zahlung  der  Fracht  dem  Destinatar  aiiszu- 
antworten  verpflichtet,  ja  gegenüber  seinem  Rheder  nur  unter 
dieser  Bedingung  befugt. 

10)  Zu  seiner  Sicherheit  ist  der  Schiffer  berechtigt,  über 
die  geschehene  Ablieferung  der  Waaren,  ausser  der  Zurtick- 
Stellung  des  in  den  Händen  des  Empfängers  befindlichen  Con- 
nossements,  eine  gehörige  Quittung  zu  verlangen.  Die  blosse 
Aushändigung  des  Connossements  genügt  nicht  zur  völligen 
Sicherheit  des  Schiffers,  denn  sie  ist  kein  vollgültiger  Beweis  der 
Lieferung;  der  Kapitain  könnte  ja  vom  Anfang  an  mehrere 
Exemplare  desselben  Connossements  für  sich  zurückbehalten 
haben,  —  Natürlich  kann  aber  der  Schiffer  eine  reine  Quittung 
nur  dann  verlangen  von  dem  Empfänger,  wenn  er  diesem  in 
jeder  Beziehung  laut  Connossement  die  Güter  liefert,  sonst 
muss  er  sich  eine  Quittung  mit  Protesten  oder  Reservationen 
gefallen  lassen  *0- 


60.  Dm  Holland.  Recht  enthalt  noch  folgende  practische  Bestimmungen 
in  Bezug  auf  diese  Nummer  8.  Art.  491.  In  allen  Fallen,  wo  die 
Fracht  nach  Zahl,  Mass  oder  Gewicht  bedungen  ist,  hat  der  Ver- 
frachter (Schiffer)  das  Recht,  das  Zahlen,  Messen  oder  Wiegen 
sofort  beim  EntlOschen  zu  fordern.  Art.  492.  Wenn  in  dem  Art. 
491  erwähnten  Falle  die  GUter  ungezählt,  angemessen  oder  unge- 
wogen  von  Bord  abgeliefert  worden  sind,  so  ist  der  Empfinger 
derselben  befugt,  selbst  durch  das  ZengiUBs  der  Peraonan,  welche 
er  zur  Abholung  und  Auflegung  verwendet  htut,  die  Binerleihcit  des 
Out^  der  Zahl,  des  Masses  oder  Gewichtes  darsuthun. 

61.  Nach  HolU  Recht  Art.  494  darf  der  Consignatar  als  Aussteller  einer 
solchen  protestirenden  Quittung  die  Beschaffenheit  der  GQter  durch 
eine  gerichtliche  Besichtigung  feststellen,  doch  unter  der  Bedingung, 
dass  die  Besichtigung  binnen  zweimal  24  Stunden  nach  der  Ab- 
lieferung erbeten  werde.     Siehe  unten  n.  16.  -«  Femer  ist  nach 
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11)  Siod  Ooter  auf  dem  SchiOTe  durch  die  ZafÄile  der  See 
beschädigt  oder  vernichtet  worden  oder  haben  Güter  Ober  Bord 
geworfen  oder  an  SeerHuber,  Kaper  etc.  Qberliefert  werden 
müssen  *>),  so  ist  der  Schiffer  dies  gegen  den  Empfänger  ge- 
nügend darzulegen  und  respective,  namentlich  den  Fall  des  See- 
wurfes, zu  rechtfertigen,  sowie  Über  die  geworfenen  oder  ge- 
nommenen Güter  Rechnung  zu  geben  rerpflichtet.  Ausserdem 
ist  er  aber  nach  jetzigem  Seerechte  für  verpflfchtet  anzusehen, 
dem  Empftnger  die  Beweise  des  zufälligen  Seeschadens,  des 
Seewurfes  etc.  zu  liefern,  deren  dieser  gegenüber  dritten  Per- 
sonen, namentlich  den  Assecuradeurs,  den  Committenten  etc. 
bedarf,  um  sich  selbst  wegen  der  unvollkommenen  Lieferung  zu 
rechtfertigen  oder  um  die  Grösse  der  ihm  von  der  Assecuranz 
zu  aahlenden  Entschftdigulig  zu  bestimmen.  Doch  beschränkt 
sich  diese  Verpflichtung  das  Kapitaina  regelmässiger  Weise  darauf 
dasa  eTi  was  die  Gebräuche  der  See  zu  solcher  BewefafÜhrung 
regelmässig  fordern,  seine  Verklarung  nuche.  Die  Bmpftinger 
köooen  aber  verlangen,  dass  der  Schiffer  vor  Belegung  der  Ver- 
klarung sein  SchiffsYolk  nicht  entlasse  und  diese  Verpflichtung 
liegt  dem  Schiffer  auch  anderweitig  ok    Siehe  {  66. 

12)  Wird  die  Empfangnahme  der  Waaren  verweigert  oder 
verzögert,  so  muss  der  Schiffer  desshalb  Protest  einlegen,  den 
Befrachter  davon  unverzüglich  benachrichtigen  und  das  Gut,  auf 
dieses  letzteren  Gefahr  und  Kosten,  in  sichere  Verwahrung 
bringen  laSaen.  Dazu  ist  er  auch  befugt  und  verpOichlet»  Wenn 
die  Connoaaemente  nicht  in  gehöriger  Orckniog  atod  und  dess- 
halb keine  hinreichende  Sicherheit  bestellt  wird.  Mit  Reehl 
geht  aber  das  Hol  1.  Uandelsgeaetabiieh  Art»  489  Weiter,  indem 


HoU.  Reehta  Art  405  die  BvseUldigniig  oder  VefmiAdenmg  »UMer- 
ttch  sieht  «ohtbar  (ako  aiKh  keiae  prottitireiide  Qaittuttg  vom 
EapOnger  antgeslellt)  gewesen,  eo  kann  die  gerichtliche  Beaiehti« 
guag  mit  gesetikchem  Erfolge  stattfinden,  nachdem  die  Güter  in 
die  Gewalt  des  Coungnatart  gelangt  sind,  unter  der  Bedingung^ 
daas  solches  ebenfalls  in  zweimal  24  Stunden  nach  der  Entlöschung 
geschehe  und  dass  die  Einerleiheit  der  Güter  dargethan  werden 
Uane. 

üS.  Das  Spamsche  Seerecht  1.  e.  660  nimmt  haupti&chlich  auf  den  Ver- 
tat an  Seeräuber  Rücksicht. 
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es  erklärt:  Weigert  sich  der  Consignatär,  die  GQter  zu  empfan- 
gen* so  ist  der  Verfrachter  oder  der  Schiffer  befugt,  nach  er- 
haltener Autorisation  des  Richters,  die  Güter  bis  zum  Belauf 
der  Fracht,  Unkosten  und  Havarie,  theilweise  oder  wenn  es 
nöthig  ist,  sammtlich  zu  verkaufen,  unier  der  Bedingung,  dass 
er  den  Ueberschuss  in  gerichtliche  Verwahrung  gebe,  und  vor- 
behaltUch  seines  Regresses  für  soviel,  als  er  etwa  zu  kurz  ge- 
kommen sein  sollte,  gegen  den  Befrachter  oder  Ablader.  Preuss. 
Recht  1.  c.  §  1721.  Das  Span.  Handelsgesetzbuch  Art  708  be- 
rechtigt sogar  den  Schifler  noch  einen  Monat  lang  nach  der  be- 
reits erfolgten  Empfangnahme  der  Waaren  durch  den  Destinatar 
dazu.  Jacobsen,  1.  c.  S.  323.  324.  Preuss.  Allg.  Landrecht 
U.  8.  S  1719. 

13)  Wegen  der  Liegetage  der  Löschung  siebe  $  04.  Nach 
Ablauf  derselben  oder  im  Streite  über  die  Entladung  darf  sich 
der  Schiffer  gerichtlich  zur  Deponirung  der  Güter  autorisiren 
lassen.    Holl.  Recht  Art.  486. 

14)  Wenn  Güter  mit  erweislicher  Einwilligung  des  Abladers 
auf  das  Verdeck  geladen  sind  und  beschädigt  werden  oder  ver- 
loren gehen,  so  spricht  das  Consulat  cap.  183  den  Schifler  nicht 
bloss  von  allem  Schadensersatze  frei,  sondern  verpflichtet  auch 
den  Kaufmann  zur  Frachtzahlung  in  jedem  Falle.  Dabei  soll 
die  Notiz  im  Schifl'sbuche  schon  als  genügender  Beweis  dienea 
Jacobsen,  S.  324.  25. 

15)  Damit  die  Waaren  durch  langes  Lagern  auf  dem  Scbiflle 
nicht  verderben,  halle  ich  die  Bestimmung  des  Holland.  Rechts 
Art.  487,  sowie  anderer  Rechte  für  praktisch :  Der  Verfrachter 
oder  Schiffer  darf  die  Güter  nicht  für  die  Fracht,  Unkosten  und 
Havarlegrosse  am  Bord  behalten;  er  ist  aber  berechtigt,  die 
Auflegung  und  Aufbewahrung  bei  einem  Dritten  zu  verlangen, 
bis  die  Fracht,  Unkosten  und  Havariegrosse  bezahlt  sind;  und 
sind  die  Güter  (leicht-)  verderblicher  Art,  so  kann  er  den  Ver- 
kauf derselben  verlangen.  Ebenso  Span.  Recht  1.  c  Art.  794, 
Code  com.  fr.  306.  cf.  indessen  oben  sub  n.  12.  die  Bestimmung 
des  Holl.  Rechts  Art.  4>'9. 

16)  Ebenso  halte  ich  die  Bestimmung  des  Holl.  Rechtes  für 
wohlbegründet  Art  493.  95.:  Wird  Beschädigung,  Verderb,  Be- 
raubung oder  Verminderung  des  abgeladenen  Gutes  vermuthet, 
so  ist  der  Schiffer  und  sind  die  Consignatlire  oder  die  ander- 
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welligen  Interessenten,  jeder  für  sich,  befugt,  gerichtliche  Unter- 
suchung, Besichtigung  und  Schadensabschatzung,  vor  oder  bei 
der  Entlöschung  zu  fordern  •»).  Wenn  diese  Forderung  durch 
den  SchiOer  gemacht  wird^  so  benachtheih'gt  ihn  solches  nicht 
in  seinen  Vertheidigungsmitteln.  War  von  dem  ConsignaUr  eine 
protestirende  Quittung  ausgestellt,  so  hat  er  48  Stunden  lang 
später  ein  Recht,  gerichtliche  Untersuchung  und  Besichtigung 
der  Gnter  zu  verlangen  (siehe  bereits  n.  10  Note  61).  Ist  die 
Beschädigung  oder  Verminderung  äusserlich  nicht  sichtbar,  so 
kann  die  gerichtliche  Besichtigung  mit  gesetzlichem  Erfolg  statt* 
finden,  nachdem  die  Güter  in  die  Gewalt  des  Consignatärs  ge- 
langt sind,  unter  der  Bedingung,  dass  solches  ebenfalls  binnen 
zweimal  24  Stunden  nach  der  Entlöschung  geschehe  und  dass 
die  Einerleiheit  des  Guts  auf  irgend  eine  Weise  genügend  dar- 
gethan  werden  könne. 

17)  Endlich  hat  das  Preuss.  Recht  1.  c.  II.  8.  $  1712—15 
folgende  besondere  positive  Bestimmungen  zur  billigen  Aus- 
gleichung streitiger  Interessen  fOr  einen  bestimmten  Fall  aufge- 
stellt. Hat  nämlich  der  Schiffer  ohne  unverschuldete  Noth 
Waaren  an  einem  anderen  als  dem  Bestimmungsorte  gelandet, 
so  kann  der  Befrachter  die  Bezahlung  des  Mittelpreises  am 
Losungsorte,  zu  der  Zeit,  als  das  Schifl*  daselbst  nach  dem  ge- 
wöhnlichen Laufe  angelangt  sein  würde,  fordern.  Dagegen  muss 
er  die  Waaren  dem  Schifler  überlassen  und  demselben  die  volle 
Fracht  vergüten.  Will  er  dieses  nicht,  so  steht  ihm  frei,  dem 
Schiffer  noch  eine  angemessene  Frist  zu  setzen,  binnen  welcher 
er  die  Waaren,  auf  eigene  Gefahr  und  Kosten,  an  den  Ort  ihrer 
Bestimmung  schaffen  solle.  Wird  aber  dies  von  dem  Schiffer 
nicht  bewerkstelligt,  so  muss  derselbe   für  alten  erweislichen 


63.  Aehnlich  das  Spanische  Recht  1.  c.  Artikel  670,  wo  der  Kapitain  in 
solchem  Falle  in  dem  ersten  Hafen,  wo  er  einlauft,  verpflichtet 
gehatiten  wird,  innerhalb  24  Stunden  nach  seiner  Ankunft  einen 
Protest  zu  erheben  und  diesen  wiederum  nach  seiner  Ankunft  im 
Bestimmnngsplatse  innerhalb  derselben  Frist  bestätigen  lu  lassen; 
dann  solle  er  sur  Rechtfertigung  der  Thatsachen  schreiten  und  bis 
aolchea  geschehen  sei,  dQrfe  er  die  Luken  nicht  5fSnen.  Aehnlich 
das  Preuss.  Recht»  II.  8.  $  2733.  34.  Vergl  altes  Pren«.  Seerecht 
von  1727.  Kap.  5.  Art.  2i 
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Sobaden  und  entgangenen  Vortheil  beften.    Dagegen  ist  ihm  die 
volle  Fracht  zu  zahlen. 

18)  Debrigeos  wird  man  aus  dem  Bisherigen  ersehen»  dass 
die  Lehre  von  den  Schiflspapieren,  besonders  von  den  Connosse- 
menten  ihre  grossen  Schwierigkeiten  darbietet  und  dass  das  Be- 
nehmen des  Kapitains  in  Bezug  auf  dieselben  oft  sehr  schwierig 
zu  beurtheilen  ist,  ja  eine  gewisse  kaufmännische,  ja  juridische 
Erfahrung  voraussetzt  Demnach  ist  es  denn  gegenwartig  Csanz 
an  den  meisten  grossen  Handelsplätzen,  dass  der  Kapitain  seine 
Papiere  einem  Mäkler  zur  Besorgung  und  Eflectuirung  an  dem 
Platze  übergiebt  und  namentlich  mit  den  Befrachtern  und  Desti- 
nataren durch  das  Organ  des  Mäklers  agirt,  so  dass  er  z.  B.  nur 
auf  die  Papiere  Waaren  abliefert,  welche  durch  den  Stempel 
des  Mäklers  bezeichnet  und  demnach  von  letzterem  als  richtig 
gebilligt  worden  sind.  Doch  kann  man  wohl  nicht  behaupten, 
dass  durch  diese  Zuziehung  des  Mäklers  der  Schiffer  von  seiner 
Verantwortlichkeit  frei  werde,  sondern  mir  soviel,  daae  er  «iaen 
Regress  gegen  den  nachiässigen  oder  pflichtwidrigen  liftUer 
habe. 


S  120.    Von  dem  Supercargo  oder  Cargadenr  **). 

In  alten  Zeiten  gingen  die  Kaufleute  gewöhnlich  selbst  mit 
an  Bord  und  beaufoichtigten  dort  ihre  Güter**).  Jetzt  ist  das 
seltener  und  würde  jetzt  auch  der  absendende  Kaufmann  selbst 
gegenwärtig  nur  die  Befugnisse  jedes  anderen  Supercargo  im 
Schiffe,  namentlich  gegenüber  dem  Schiffer  beanspruchen  können, 
sowie  ihm  dessen  gewöhnliche  Verpflichtungen  obliegen.  Uebri- 
gens  werden  Supercargos  jetzt  gleichfalls  nur  selten  und  nament- 
lich nur  auf  weiten  Reisen  oder  aus  ganz  besonderen  Gründen 


64.  Von  diesem  handelt  das  Spaaiacfae  H«iidi]agesetri>iich  Buch  III. 
Tilel  II.  Abschnitt  4.  Artikel  723—28  unter  Bestinmingei^  die  wir 
wegen  ihrer  aUgemeinen  Natar  oben  im  Text  adoptiiteii«  Siebe 
auch  bereite  oben  S  57.  sowie  Jacobten,  8.  173.  74. 

65.  Vergleiche  betonden  die  Betthnmungen  des  Ckmmüat«  cap.  76^  77, 
104-106.  Der  Kapitain  durfte  darnach  cap.  100  nirgends  talan- 
fen,  wenn  sie  nicht  einstimmten,  aoasettts  RodiilSe 
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mitgesandt  Auch  wird  bisweilen,  besonders  bei  grosseren  und 
wichtigeren  Ladungen  ein  Untercargadeur  dem  Cargadeur 
zur  Seite  gestellt 

£s  ist  aber  der  Supercargo  der  Bevollmächtigte  des  Abladers 
oder  auch  mehrerer  Ablader  zusammen  zur  Beaufsichtigung  der 
Waaren  am  Bord  sowie  in  der  Regel  zum  Verkauf  derselben 
und  zum  Ankauf  neuer  Waaren.  Gewöhnlich  sind  die  GOter 
oder  die  ganze  Ladung  an  sie  in  den  Connossementen  consignirt 
Sie  stehen  im  Allgemeinen  gegenüber  ihren  Abladern  mit  den 
Rechten  und  Pflichten  der  Handelsfactoren  (Institores)  da**). 
Ceber  Quartier  und  Rost  des  Supercargo  muss  die  Gertepartie 
oder  ein  sonstiger  Contract  das  Nähere  enthalten;  fbr  freies 
Quartier  oder  gar  freie  Kost  kann  an  sich  nicht  vermuthet 
werden,  wie  denn  auch  die  ihre  Waare  selbst  geleitenden  Kauf- 
leute dafQr  an  den  Schifler  schon  nach  dem  Consulat  zu  zahlen 
hatten.  Nach  der  Stellung  eines  Supercargo  im  Leben  wird  man 
ihn  im  /weife!  dieselbe  Art  der  Kost  und  des  Logis  wie  die  des 
Kapitains  beanspruchen  lassen  dQrfen,  und  dies  ist  auch  nach 
Jacobsen  1.  c.  usuell. 

Von  der  Sorge  fQr  die  Ladung  und  soweit  es  in  Be- 
zug auf  diese  nothwendig  ist,  auch  fQr  das  Schiff  ^nimmt  der 
Supercargo  den  Theil  wahr,  der  ihm  ausdrücklich  und  auf  be- 
stimmte Weise  durch  seine  Prlncipale  anvertraut  ist  und  zu 
dessen  Einräumung  der  Schiffer  sich  contractlich  verpflichtet 
hat;  doch  wird  er  sich  in  die  dem  Schiffer  zur  Führung  und 
'Zum  Befetil  des  Schiffes  ausschliesslich  zustehenden  Attributionen 
nicht  zu  mischen  haben.  Span.  Recht  I.  c.  Art  723.  Die  Befug- 
nisse, die  Verantwortlichkeit  des  Kapitains,  hören  mit  der  An- 
wesenheit des  Supercargo  auf«  in  Hinsieht  desTheiles  der  Ad- 
ministration, die  letzlerem  rechtmässiger  Weise  verliehen 
worden.  Allein  sie  wlihren  fttr  alle  solche  Verwaltungen  fort, 
die  TOB  des  Schiffers  Autorität  und  von  seinem  Posten  unzer- 
trennltdi  sind.    Span.  Recht  1.  c.  Art.  724. 

Der  Supercargo  muss  natttriich  Qber  sein  ganzes  Thun  Buch 
und  Rechnung  führen  und  schreibt  das  Span.  Recht  1.  c.  Art  72S 
ein  besonders  foKirtes  und  rubricirtes  Buch  dazu  vor. 

Nach  Spanischem  Rechte  Art.  727  ausdrücklich  und  über- 


OS.  So  auadrOekfieb  das  8p«n.  Recht,  I.  e,  Art  TM. 
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haupt  wohl  Dach  allgemeinen  Grundsätzen  des  Handels-  und 
Seerechts  ist  es  dem  Supercargo  verboten»  wahrend  der  Reise 
irgend  ein  Handelsgeschäft  für  eigene  Rechnung  zu  machen,  mit 
Ausnahme  der  Pacotille,  die  ihm  durch  einen  ausdrücklichen 
Vertrag  mit  seinen  Principalen  oder  •  In  Folge  Gebrauchs  des 
Hafens,  von  wo  aus  das  Schiff  abgesandt  wird,  erlaubt  sein  mag, 
falls  nicht  im  letzteren  Falle  ein  ausdrückliches  Verbot  der 
Principale  entgegenstand.  Consequent  ist  es  dann,  wenn  das 
Span.  Recht  Art.  728  dem  Supercargo  ausdrücklich  verbietet,  in 
Retouren  für  die  Pacotiile  ohne  ausdrückliche  Autorisation  des 
Principals  eine,  den  Ertrag  der  Pacotille  übersteigende  Summe 
anzulegen. 


S  121*    Pflichten  dei  Befrachten. 

I.  Hierüber  musste  gelegentlich  bereits  an  vielen  Orten 
dieses  Buches  gesprochen  werden;  siehe  demnach  besonders, 
was  §  88  bei  der  Erörterung  über  die  Arten  des  Frachtcontractes, 
$91  über  die  Grösse  und  Trächtigkeit  des  Schiffes,  $  93  über 
Ort  der  Ladung  und  Entlöschung,  $  94  über  Liegetage,  S  95 
(sowie  S  119)  über  die  Verpflichtung,  die  Ladung  zu  liefern, 
$  96  über  Frachtbestimmung,  $  99  über  Befrachtung  auf  Stück- 
güter, ferner  $  105  ff.  bei  der  Lehre  von  den  Connossementen, 
endlich  $  108  über  Zurücknahme  der  Güter  gesagt  worden  ist. 
Wegen  der  Frachtzahlung  aber  verweise  ich  auf  Kap.  IIL  dieses 
Abschnittes.  Demnach  sind  hier  nur  folgende  allgemeine  und 
besondere  Erörterungen  zu  machen  •^). 

U.  Ueberhaupt  correspondiren  den  Pflichten  des  Schiffers 
(und  ursprünglich  des  Verfrachters)  aus  dem,  gleichviel  ob  auf 
Grund  einer  Certepartie  oder  eines  blossen  Connossementes  er- 
richteten Frachtcontracte  die  Pflichten  des  Befrachters  oder  Ab- 
laders. Danach  hat  der  letztere  vor  Allem  dem  Schiffer  die 
stipulirte  Ladung  zu  liefern,  sowohl  in  Bezug  auf  die  besondere 
Art  und  Beschaffenheit  derselben,  soweit  dies  nach  den  Dai- 
ständen  des  besonderen  Falles  als  relevant  erscheint**),  als  in 


67.  Denwegen  veigleicbe  Pöhli,  S.  482  ff. 

68.  Dies  wird  aUerdiags  selten  der  Fall  sein.  Aber  man  denke  tidi  den 
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Bezug  auf  die  Quantität,  die  Übrigens  nicht  buchstäblich,  sondern 
allemal  nur  ungeAlhr,  billiger  Weise  nach  der  ganzen  Natur  des 
Grosshandels  terstanden  werden  soll,  so  dass  der  Schiffer  etwas 
mehr  zu  laden  verpflichtet  ist  (gegeii  Erhöhung  der  Fracht  fbr 
das  wirklich  mehr  als  verabredet  Verladene),  ohne  dass  aber 
der  Schifler  in  der  Regel  berechtigt  ist,  etwa  nach  der  An- 
gabe in  der  Certepartie  die  Fracht  für  mehr  zu  verlangen  als 
nun  wirklieh  (nach  dem  Connossemente  oder  nach  dem  Befund 
des  Gewichtes  bei  der  Löschung  etc.)  verladen  worden  ist.  Siehe 
S  95»  119.  Wenn  der  Befrachter,  wenn  er  das  ganze  Schiff  ge- 
mietbet,  dem  Schiffer  nicht  einmal  soviel  Ladung  liefert,  dass 
das  Schiff  ohne  ZufOgung  von  Anderer  Güter  oder  von  beson- 
derem Ballast  sich  auf  die  See  wagen  darf,  so  muss  der  Be- 
frachter auch  noch  die  Kosten  der  Einladung  des  Ballastes  etc. 
zahlen. 

IIL  Der  Befrachter  muss  sodann  die  Ladung  zur  bestimm- 
ten Zeit  liefern,  die  aber  auch  nicht  ängstlich  nach  Stunden, 
sondern  nach  Billigkeit  zu  messen  ist.  Siehe  $  04.  Von  wirk- 
licher Verzögerung  von  Seiten  des  Befrachters  kann  aber  über- 
haupt erst  von  dem  Zeitpunkte  an  die  Rede  sein,  wo  der  Schiffer 
zur  Ladung  bereit  ist,  so  dass,  wenn  letzteres  erst  später  als  zu 
der  verabredeten  Zeit  der  Ladung  der  Fall  ist,  der  Befrachter 
bis  zu  diesem  Zeitpunkte  des  Fertigseins  des  Schiffes  sich  nicht 
in  mora  befindet,  wenn  auch  erwiesen  wird,  dass  er  bis  dahin 
gleichfalls  noch  nicht  hätte  die  Ladung  liefern  können.  Die 
eine  Mora  hebt  die  andere  auf.  Sonst  kann  es  aber  nicht  darauf 
ankommen,  ob  die  wirkliche  Verzögerung  der  Frachtlieferung 
mit  oder  ohne  Verschulden  des  Befrachters  eingetreten  sei.  Es 
ist  hier  überall  eine  Entschädigung  zu  gewähren  und  wogen  der 
strengen  Natur  des  Contractes  und  wegen  der  eigenthümlichen 


Fall;  es  und,  ?orauageietzt  dass  nicht  nach  Gewicht  befrachtet 
wurde,  50d  Fässer  Stärke  sur  Befrachtung  stipulirt  und  nun  sollten 
statt  dessen  500  Fässer  Nägel  und  anderes  Metall  geladen  werden 
wodurch  vieUeicht,  wegen  des  grossen  Gewichts  das  Schiff  überladen 
werden  würde.  Oder  es  sind  200  Ballen  Leinwand  versprochen  und 
statt  dessen  toll  Getreide  lose  Terladen  werden,  wozu  der  Schiffer 
■ein  Schiff  gar  nicht  emgeriehtet  hat.  Oder  statt  sicherer  Waare 
Contrebandartikel. 
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Folgen  aller  Mora  iimner  dar  gesammte  loteresse  zu  prUUreo**), 
es  sei  denn,  dass  statt  aller  anderweitigen  Entschädigung  eine 
ConventionaUtrafe  ausdrücklich  stipulirt  ist  (z.  B.  ein  Ueber- 
liegc^eld  in  Pausch  und  Bogen  oder  für  jeden  Tag  etc.).  Wird 
durch  die  Verzögerung  der  Ladungslieferung  die  Heise  uiunOg- 
lieh,  80  ist  natürlich  das  höchste  Interesse  zu  erstatten  und  dann 
gewiss  der  Befrachter  nicht  durch  einfache  Zahlung  des  Fracht- 
preises frei  von  Verbindh'chkelten,  es  sei  denn,  dass  er  das 
ganze  Schiff  gemiethet  hätte;  aber  auch  in  diesem  Falle  wird  er 
die  durch  die  Verzögerung  dem  Schiner  aufgelaufenen  Unkosten 
etc.  bezahlen  müssen. 

ly.  Geht  ein  Fraohtcontract  dahin,  dass  der  SehiOer  an 
einem  dritten  Orte  durch  den  Correspondenten  des  Befrachters 
die  Ladung  erst  erbaltep  solle,  so  steht  der  Befrachter  dafür 
ein,  dass  die  Ladung  auch  wirklich  geliefert  werde.  Daher  muss 
derselbe  den  Schifl*er  an  diesen  Correspondenten  nicht  nur  genau 
adressrren,  sondern  muss  daftlr  aufkommen,  dass  dieser  liefere, 
da  dieser  an  sich  direct  dem  Schiffer  noch  zu  nichts  verpflichtet 
ist  und  Tom  Schiffer  nicht  zur  Abladung  gezwungen  werden 
kann. 

V.  Der  Befrachter  muss  sodann  den  Schiffer  von  der  Ladung 
allemal  eist  benachrichtigen.  Von  der  Befugniss  des  Schiffers 
in  Bezug  auf  Güter,  die  ohne  seine  Eriaubniss  und  mithin  ohne 
Connossemeut  verladen  sind,  ist  bereits  %  87  n.  HL  gesprochen. 

VL  Der  Befrachter  wird  zur  Aftervermiethung  In  der  Regel 
für  befugt  zu  halten  sein  und  es  geht  den  Schiffer  nichts  an,  ob 
der  Befrachter  dadurch  einen  Gewinn  mache  oder  nicht,  wenn 
dieser  nur  die  mit  dem  Schiffer  verabredete  Fracht  zahlt  '*). 

VII.  Der  Frachtcontract  ist  ein  Miethcontract,  doch  äussert 
auch  die  strenge  Haftung  aus  dem  receptum  dabei  ihre  Wirkung'*), 
so  dass  also  das  Verhältniss  zwischen  Schiffer  und  Befrachter 


69.  cf.  Pohls,  S.  463.  Thibaut  System  S  103.  L.  16.  D.  46.  8.  (ratam 
rem  bab.). 

70.  Die  Marineordomianz  von  1681  Artikel  27  titre  du  fret  verbot  dem 
Befrachter  die  Aftervermiethung  zu  höherer  Fracht.  Der  Code  de 
com.  fr.  hat  dies  fallen  lassen,    cf.  Pohls  1.  c. 

71*  Wenn  man  nftmlich  die  Römischen  Untersckeiduiigen  ui  Beiag  anf 
diese  Contracte  einmal  festhalten  will. 
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etwa  gemischter  Netur  ist  Beide  haben  aber  alle  Sorgfalt 
eines  tüchtigen  Hausvaters  in  Bezug  auf  ihr  gegenseitiges  Be«* 
nehmen  anzuwenden,  ohne  dass  dem  Befrachter  aber  noch  eine 
ganz  besondere  Art  des  Fleisses  zugemuthet  würde.  Derselbe 
hat  nur  durch  die  überlieferten  Waaren  dem  SchiflT  und  der 
anderen  Ladung  keine  Gefahr  zu  bereiten.  Dagegen  haftet  der 
Schifler  (und  zwar  ex  recepto)  für  die  Sicherheit  der  ihm  an- 
vertrauten Güter  strenger  und  wenn  ihm  und  seinen  Leuten 
auch  keine,  culpa  lur  Last  tlllt»  so  haftet  er  doch  für  allen 
nicht  rein  zufälligen  oder  durch  höhere  Gewalt  herbeigeführten 
oder  durch  inneren  Verderb  der  Waare  entstandenen  Schaden 
ond  namentlich  auch  dafür,  wenn  etwas  aus  dem  Schifl*e  und 
zwar  selbst  von  dritten  Personen  gestohlen  worden  ist. 

VIIL  Der  Befrachter  hat  dem  Schiffer  nach  geschehener 
Beladung  die  Connossemente  zur  Unterschrift  vorzulegen.  Ge- 
wöhnlich werden  dieselben  jetzt  in  Formularen  an  den  ver- 
schiedenen Handelsplätzen  gedruckt  Der  Befrachter  oder  Ab- 
lader füllt  dann  nur  die  leeren  Stellen  mit  den  Namen »  Zahlen 
etc.  aus. 

IX.  Der  Befrachter  muss  die  Waaren,  welche  er  verladet, 
dem  Schiffer  richtig  angeben,  damit  der  Schiffer  wisse,  ob  durch 
deren  Natur  nicht  der  übrigen  Ladung  irgend  Gefahr  in  phy- 
sischer Hinsicht  oder  von  Zoll-  und  Kriegsbehörden  wegen 
Gontreband  entstehe.  Ferner  muss  der  Befrachter  besonders 
kostbare  Waaren  (Edelsteine,  Gold,  Geld  etc.)  besonders  spezi- 
ficiren,  wenn  er  im  Fall  der  Havariegrosse  auf  Entschädigung 
Anspruch  machen  will  '*). 

X.  Der  Befrachter  muss  dafür  sorgen,  dass  der  Schiffer 
am  Bestimmungsorte  einen  gehörig  legitimirten  Empfänger  der 
Waaren  antreffe,  der  zugleich  die  Bestimmungen  des  Connosse- 
mentes  namentlich  wegen  der  Fracht  gehörig  erfüllen  wolle. 
Sonst  ist  der  Schiffer  zur  Deposition  der  Güter,  sowie  zum 
Verkaufe  von  soviel,  als  zur  Deckung  der  Fracht  nöthig  scheint, 
befugt,  obgleich  er  jetzt  wohl  überall  für  verbunden  gehalten 
wird,  sich  zur  Deponirung  wie  zum  Verkauf  gerichtlich  auto- 
risiren  zu  lassen.    Auch  würde  ihn  Deponirung  und  Verkauf 


72.  Wisbysches  Seerecht,  Art 
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ohne  solche  Autorlsation  immer  leicht  in  Prozesse  verwickeln, 
die  ihm  wenigstens  Weitläufigkeiten  und  Kosten  machen»  wenn 
er  sie  auch  glücklich  durchführt. 

XI.  Der  Empfänger  soll  beim  Empfange  der  Waaren  dem 
Schiller  sein  Connossemciit  übergeben,  eine  Quittung  ausstollen 
und  die  Fracht  nach  den  Bestimmungen  des  Conuosseroents  be- 
zahlen. 

XII.  Wenn  in  der  Certepartie  eine  Rückfracht  bedungen 
isty  so  treten  hinsicIitUch  derselben  die  von  der  Hinfracht 
geltenden  Kegeln  vom  Tage  der  Erklärung  des  Schiflers,  dass 
er  zur  Ladung  bereit  sei,  ein.  Preuss,  Landrecht  1.  c.  1707—9. 
Ebenso  wenn  der  Schiffer  erst  am  dritten  Orte  eine  Ladung 
haben  soll  und  er  leer  hinfahren  muss. 


S  122.    Von  der  Fautfracht  msbetondere. 

Wenn  die  Ladung  von  dem  Befrachter,  namentlich  aber 
wenn  sie  am  dritten  Orte,  wohin  in  der  Regel  der  Schiffer  erst 
zur  Einnahme  der  Ladung  für  den  Befrachter  segeln  mass  *>), 
von  dem  beauftragten  Ablader  gar  nicht  oder  nicht  gehörig,  also 
namentlich  nur  Iheilweise  oder  gegen  geringeren  Frachtpreis 
geliefert  wird,  so  spricht  man  von  der  Fautfracht'*).  Man 
denkt  aber  an  Fautfracht  meist  nur  im  Falle,  dass  das  Schiff 
ganz  oder  zu  erheblichen  Theilen  vermiethet  ist,  gewöhnlich 
nicht  bei  Stückgüterbefrachtung. 

L  Liefert  der  Befrachter  direct  an  dem  Orte,  von  wo  das 
Schiff  ausgeht,  die  versprochene  Ladung  ganz  oder  thellweis 
nicht,  so  ist  die  Sache  sehr  einfach.  Nach  der  Erklärung  des 
Schiffers,  dass  er  zur  Ladung  bereit  sei,  beginnt,  falls  kein 
anderer  Anfangstermin  für  diese  Verpflichtung  festgesetzt  ist,  für 
den  Befrachter  die  Pflicht  zur  Lieferung  der  Ladung,  üebrigens 


73.  Obgleich  er  sich  auch  schon  dort  befinden  kann,  indem  er  von  dem 
Befrachter  brieflich  aus  der  Ferne  beauftragt  wird. 

74.  Faute  du  fret,  Mangel  an  Fracht.  Man  bezieht  den  Auadrnek 
Fautfracht  bald  auf  die  fehlende  Ladung  selbst,  bald  auf  die  zu 
bezahlende  Fracht 
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balle  ich  den  Schiffer  aueh  bei  einem  besonders  festgesetzten 
Termine  zur  Ladnngslieferung  doch  für  yerpflichtet»  den  Be-« 
Irachter  daza  anfznforderni  betrachte  aber  diese  AuiTorderung  zu<* 
gleich  als  eine  hinlängliche  Belegung  in  der  Regel  dafür» 
dasa  der  Schiller  auch  zur  Ladung  bereit  sei.  Doch  kommen 
dem  Befrachter  die  nsueüen  oder  vertragsmftssigen  Liege-«  und 
üeberliegetage  zn  Gute.  Dabei  siebt  man  gewöhnlich  die  Sache 
so  an,  als  ob  der  Schiffer,  wenn  dies  der  Befrachter  leugnett 
beweisen  mttese»  dass  er  zur  Ladung  der  Güter  zu  der  Zeit 
seiner  Erklärung  (oder  zur  verabredeten  Zeit)  wirklich  bereit 
gewesen.  Indessen  scheint  mir  für  den  Schiffer  nach  seiner 
Erklärong  die  Präsumtion  zu  sprechen«  dass  er  bereit  gewesen 
sei.  Das  Gegentheil  führt  zu  Weitläufigkeiten.  Daher  halte  ich 
den  Befrachter,  der  ja  nach  der  Zeit  der  Erklärung  des  Schiffers 
immer  in  mala  fide  oder  doch  in  mora  ist,  yielmehr  für  ver* 
pflichtet,  zu  beweisen,  dass  der  Schiffer  nicht  bereit  gewesen 
sei  ^*). 

Klagt  nun  der  Schiffer  innerhalb  der  Ladezeit  (Lieige-  und 
Üeberliegetage)  auf  Fracbtlieferung,  so  scheint  hier  in  Bezug 
auf  Beweis  und  Beweismittel  von  beiden  Seiten  nichts  Eigen«« 
thQmUches  vorzuliegen.  Klagt  er  aber  nach  Verstreicbung  der 
Ladezeit  auf  Leistung  des  Interesses  oder  der  Conventionalstrafe» 
so  hat  der  Schiffer  auch  nur  zu  beweisen,  dass  er  in  Bezug  auf 
die  einzelnen  Verbindlichkeiten  den  Befrachter  rechtzeitig  in 
Verzug  gesetzt  habe.  Wegen  der  Nähe  der  beiderseitigen  Par- 
teien,, da  das  ganze  Verhältniss  an  demselben  Orte  vor  sich  geht, 
acheinen  weiter  keine  absonderlichen  Förmlichkeiten  postulirt 
werden  zu  müssen.  Namentlich  ist  ein  Protest  wegen  Mangel 
an  Fracht»  wie  sub  n.  IL,  nicht  nothwendig. 

II.  Schwieriger  scheint  die  Sache  zu  sein^  wenn  der  Be- 
frachter und  Ablader  nicht  in  einer  Person  zusammenfallen  und 


75.  P5hU,  I.  c.  S.  486  ist  anderer  Meinung.  Der  Schiffer  wird  aller- 
dingt den  Beweis  durch  die  Aussagen  seiner  Leute  leicht  darthun 
kennen.  —  Die  Porderung,  dau  der  Befrachter  oder  resp.  Ablader 
den  leeren  Raum  des  Sehiffes  in  Augenschein  genommen  habe  oder 
daas  denelbe  ztk  soleber  Augenscheinnahme  wenigstens  aufgefordert 
•ei,  läsal  lieh  awar  aas  den  Worten  der  alten  Seereohte  herauslesen, 
scheiiit  aber  ezorbitant  und  unpraktisch. 
T.  EaUeabsro  Sscrechi  I.  23 
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der  Schiffer  erst  am  dritten  Orte,  wohin  er  saTor  (gleiöhTiel  ob 
mit  oder  ohne  Ladung)  segeln  soll»  oder  wo  er  sich  auch  sekoa 
befindet,  indem  er  brieflich  von  dem  Befrachter  dazu  aus  der 
Ferne  beauftragt  ist,  die  [Ladung  durch  den  Beauftragten  des 
Befrachters  (Correspondenten,  Ablader)  empfangen  soll. 

Will  nämlich  hier  der  Ablader  (Gorrespondent)  die  Ladung 
gar  nicht  oder  nicht  gehörig,  also  nur  theilweis  oder  zu  einem 
geringeren  Frachtpreise  liefern,  so  kann  ihn  der  Schiffer  nicht 
direct  zwingen,  es  sei  denn,  dass  jener  Ablader  sich  beieiti 
selbst  gegenüber  dem  Schiffer  durch  Handlungen  oder  UiAun- 
den  speziell  zur  Lieferung  verpOichtet  bitte.  Vielmehr  rnoss 
aich  der  Schiffer  hier  immer  erst  an  den  entfernten  Befrachter 
halten  und  kann  erst  diesen  mit  der  Gontractsklage  auf  £rf&lluDg 
des  C!ontractes  oder  wo  dies  nicht  mehr  möglich  ist,  wenigstens 
auf  Frachtzahlung  und  anderweitige  Entschadigtmg  belangen. 
Da  nun  in  einem  solchen  Falle  der  Weigerung  des  Abladen, 
den  Auftrag  des  Befrachters  zu  erfüllen,  der  Befrachter  an  sich 
schon  in  einer  gefährlichen  Lage  sich  befindet  und  da  er  nament- 
lich den  Schiffer  nicht  mehr  durch  seinen  (ihm  untreu  gewor- 
denen) Correspondenten  controliren  lassen  kann,  so  darf  man 
Ton  dem  Kapiteln  mit  Recht  gewisse  Förmlichketten  verlangen, 
durch  welche  er  sein  ganzes  Benehmen  in  einer  solchen  Lage 
gegenüber  dem  Befrachter  darthut  und  zugleich  eben  dadurch 
die  nöthigen  vollgültigen  Beweise  erhält,  um  gegen  den  Be- 
frachter wegen  Nicbterfüllung  des  Frachtcontractes  klagen  zo 
können.  Da  der  Befrachter  entfernt  ist  und  sein  Interesse  nicht 
besonders  wahrnehmen  kann,  auch  in  seiner  Person  immer  sich 
in  bona  fide  befindet  und  nur  durch  die  Handlungen  seines  Ab- 
laders in  mora  versetzt  wird,  so  wird  man  ihn  hier  am  gOnstig- 
sfen  zu  stellen  haben  und  hier  überall  den  Schiffer  für  ver- 
pflichtet halten,  zu  beweisen,  dass  es  nicht  an  ihm  gelegen  habe, 
dass  der  Contract  durch  den  Ablader  nicht  erfüllt  worden  sei. 
Ein  solcher  Beweis  muss  aus  Billigkeitsrücksicht  für  den  Be- 
frachter allemal  gefordert  werden  und  gehört  zur  Legitimation 
des  Schiffers,  um  wegen  des  Benehmens  des  Abladers  gegen  den 
Befrachter  klagen  zu  können.  Das  hierbei  gebräuchliche  Be- 
weismittel ist  der  Protest  wegen  Mangel  an  Fracht  (taute 
de  fret),  wegen  Fautfiracht  Dieser  Prolest  iai  nicht  einaeitig 
etwa  nach  der  Natur  des  Wechselprotestes  zu  beurtheilen. 
Vielmehr  muss  man  sein  Wesen  aus  der  Besonderiieit  des  yor- 
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liegenden  VerhSltiKSses  concret  beoribeilen.  Darntoh  aber  er^ 
scheint  derselbe  wesentlich  nicht  bloss  als  ein  Beweismittel  über 
die  an  den  Correspondenten  des  Befradilers  ergangene  Auf- 
forderung des  Schiffers,  dem  Schiffe  die  gehörige  Ladung  zu 
geben,  sowie  als  die  Constatirung,  dass  dieser  designirte  Ablader 
somit  in  mora  sich  befunden  habe,  sondern  —  wenigstens  wird  der 
Sdiiffer  w<M  thnn,  denselben  auch  so  einrichten  zu  lassen  -^ 
BUgleieh  als  ein  Document  darOber,  dass  der  Schiffer  auch  wirk'^ 
lieh  bereit  inr  Ladung  gewesen  sei;  denn  die  einfache  Anzeige 
Ton  Seiten  des  Schiffers  an  den  allerdings  dadurch  in  mora 
gekommenen  Ablader  darf  billiger  Weise  gegenüber  dem 
entfernten  und  hier  überall  nicht  controiiren  könnenden  Be- 
frachter, besonders  da  derselbe  In  bona  fide  sich  befindet, 
nidit  schon  als  genügender  Beweis  für  die  wirkliche  Bereitschaft 
des  Schiffers  zur  Einnahme  der  Ladung  angesehen  werden. 

FreiMch  scheint  mir,  falls  der  Protest  nicht  nach  den  be* 
sonderen  Particularrechten  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  der 
Protest  nicht  so  notfawendig  zu  sein,  dass  er  nicht  durch 
jedes  andere  Beweismittel  ersetat  werden  könnte.  Aber  Jeden- 
fills  ist  er  gerade  ftkr  den  Schiffer  das  leichteste  und  einfachste 
Beweismittel  und  wird  der  Schiffer  ihn  drum  überall  gern  auf- 
zunehmen haben.  Namentlich  aber  kann  die  Unterlassung  des 
Protestes,  falls  nur  die  Aufforderung  zur  Ladung  durch  den 
Schiffer  geschehen  ist,  die  Präsumtion  nicht  begründen,  dass  er 
den  Ansprüchen  aus  der  Gertepartie  entsage,  denn  diese  An- 
nahme würde  gegen  den  ganzen  Charakter  der  beamtlichen 
Stellung  des  Schiffers,  gegen  dessen  präsumtives  Mandat  von 
Seiten  der  Rhederei  anstossen.  Der  Schiffer  kann  weder  still- 
schweigend noch  ausdrücklich  gerechten  Ansprüchen  der  Rhederei 
ohne  besonderen  Auftrag  entsagen. 

Der  Schiffer  wird  aber  nm  so  wobler  thun,  immer  gerade 
den  Protest  aufnehmen  zu  lassen,  da  sonst  leicht  Collisionsftlle 
entstehen  möchten  und  er  nicht  immer  gerade  wissen  wird,  ob 
in  dem  Lande,  wo  er  den  Befrachter  belangen  muss,  nicht  ge- 
rade der  Protest  gesetzlich  als  Beweismittel  verlangt  wird; 
Regolirer  Weise  ist  aber  die  Frage,  nach  welchen  Landesge- 
setzen die  Nothwendigkeit  des  Protestaufnehmens  zu  beurtheilen 
sei,  dahin  zu  beantworten,  dass  es  hier  allemal  auf  den  Ort  des 
geschlossenen  Contractes,  der  Certepartie,  des  Conifossements 
ankommen  müsse,  oder,  falls  dieser  Ort  ein  anderer  ist,  auf  den 

S8* 
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Ort,  wo  der  Befrachter  Von  dem  Schiffer  belangt  wird.  Die  Regel: 
locus  regit  actum,  wornach  der  Protest  nur  dann  stattfinden 
aiüsste,  wenn  er  am  Löschplatze  zur  Belangung  des  (etwa  dort 
wohnenden)  Befrachters  gesetzlich  erforderlich  wäre,  findet  hier 
keine  Anwendung,  so  lange  man^  eben  dort  keine  Klage  erbeben 
wilL  Diese  Regel  bezieht  sich  einmal  auf  reine  Formalien  — 
und  dies  ist  ein  solcher  Protest  nicht  ganz,  und  sodann  schrei- 
ben die  Particularrechte  ausdrOcklich  den  Protest  mit  der  nach 
der  Natur  des  Seehandels  stillschweigend  zu  prisumirenden 
Voraussetzung  vor,  dass  er  namentlich  auch  im  Auslande,  zur 
Legitimation  des  Schiffers  und  seines  Benehmens  in  der  Fremde, 
gerade  vor  diesen  Gerichten  erhoben  werden  müsse. 

Der  Protest  als  solcher  ist  aber  noch  picht  genügend,  um 
dem  Schiffer  seine  Ansprüche  wegen  Fautfracht  zu  sichern.  Der 
Schiffer  hat  noch  andere  Voraussetzungen  zu  erfüllen,  nameot- 
Itch  die  Liegetage  gehörig  abzuwarten,  und  muss  er  ausserdem 
keine  andere  Fracht  haben  erhalten  können. 

1)  Die  Liegezeit  anbelangend,  so  muss  der  Schififer  sie 
■selbstredend  nur  abwarten ,  wenn  er  keine  oder  doch  nicht  die 
volle  Ladung  erhalt,  nicht  aber,  wenn  der  Ablader  zwar  die 
Ladung  liefert,  und  nur  durch  Gewahrenwollen  einer  geringeren 
als  dem  Schiffer  vom  Befrachter  zugesicherten  Fracht  den  Fall 
der  Fautfracht  bewirkt. 

Es  ist  genügend,  wenn  der  Schiffer  den  Protest  zur  Zeit, 
wo  der  Abljader  die  Ladung  verweigert,  erhebt  und  von  da  ab» 
oder  wenn  ein  anderer  Termin  festgesetzt  ist,  von  diesem  die 
usuellen  oder  vertragsmassigen  Liegetage  abwartet.  Doch  kann 
er  auch  den  Protest  erst  nach  dem  Ablaufe  der  Liegezeit  erhe- 
ben und  thut  dann  wohl,  zugleich  das  Innehalten  seiner  Liege- 
zeit in  diesem  Documente  mitbescheinigen  zu  lassen,  denn  sonst 
muss  er  dieses  Innehalten,  im  Falle  des  Leugnens,  anderweitig 
beweisen. 

Dagegen  hat  der  Schiffer,  falls  er  den  Protest  früher  auf- 
nehmen Hess,  nun  nicht  nöthig,  nach  Verstreichung  der  Liege- 
zeit den  Ablader  nochmals  zur  Ladung  aufzufordern,  denn  diese 
Ladung  soll  ja  eben  wahrend  der  Liegezeit  erfolgen»  und  nach 
deren  Ablauf  ist  das  Recht  des  Abladers  zur  Ladung  so  erloschen, 
dass  nun  anderweitige  Befrachter,  welche  mit  dem  Schiffer  be- 
reits eventuell  auf  den  Fall  hin,  dass  der  Ablader  nicht  liefern 
sojlte,  contrahirten,  vor  ihm  ein  Recht  zur  Ladung  haben. 
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Sind  aber  ausser  den  eigentlichen  Liegetagen  noeh  sogen. 
Deberllegetage  stipulirty  so  tritt  der  Verlust  des  Rechts  des  Ab- 
laders erst  mit  deren  Ablaufe  ein. 

Ist  ^  Zahl  der  Liege-  oder  Ueberliegetage  nach  Gesetz  oder 
Vertrag  unbestimitat  und  ist  dem  Schiffer  nur  allgemein  fQr 
jeden  Tag  der  Liege-  und  Ueberllegezeit  ein  BestiVnmtes  Ter- 
sprochen,  so  braucht  der  Schiffer  keineswegs  bis  ins  unendliche 
zu  warten,  sondern  darf  dem  Ablader  eine  nach  Usanz  und  um-- 
standen  angemessene  Frist  setzen ,  doch  wird  der  Schiffer  au 
seiner  Sicherheit  sich  zur  Abreise  hier  h'eber  gerichtlich  autori^ 
siren  lassen  '*). 

2)  Der  Schiffer  musste  keine  andere  Fracht  erhalten  k(Vn-' 
nen,  um  ganz  oder  theilweise  die  aasgefallene  zu  decken.  Dies 
rechtfertigt  sich  durch  die  Billigkeit  um  so  mehr,  als  in  diesen 
rein  vermögensrechtlichen  Dingen  es  in  der  Regel  nicht  von 
wesentlichem  Einflüsse  auf  das  RechtsverhAltniss  sein  kann,  von 
welcher  Person  dem  Schiffer  eine  Ladung  geliefert  werde.  Dodr 
kann  man  wohl  von  dem  Schiffer  gerade  nicht  verlangen,  das» 
er  im  Interesse  des  allemal  in  mora  sich  befindenden  Abladers 
oder  Befrachters  eine  besondere  Th&tigkeit  zur  Erlangung  einer 
anderen  Ladung  anwende.  Vielmehr  wird  es  Sache  der  Ablader 
und  Befrachter  sein,  hier,  wo  es  gerade  ihr  eigenstes  Interesse 
gilt,  selbst  tbdtig  zu  sein  und  dafür  zu  sorgen,  dass  dem  Schiffer 
anderweitig  eine  Ladung  dargebracht  werde,  und  wird  man 
einzig  den  Schiffer  für  verpflichtet  halten,  eine  ihm,  allerdings 
gleichviel  von  wem  angebotene  Ladung  anzunehmen ,  insofern 
dieselben  nur  .  nach  den  Umständen  überhaupt  für  das  Schiff 
oder  (bei  Fautfracht  nur  von  einem  Theile  der  Ladung)  für  die 
übrige  Ladung  convenable,  namentlich  nicht  gefUrlich  und 
wenigstens  dem  Frachtpreise  nach  nicht  absolut  schlecht  ist 
Der  Schiffer  soll  wenigstens  in  sofern  den  Schaden  des  gegen- 
überstehendeo  Contrahenten,  ohne  seinen  eigenen  Nachtheil 
vermindern. 

Das  was  der  Schiffer  für  diese  Ersatzladung  an  Fracht  er- 
hält, wird  nun  auf  die  Forderung  abgerechnet,  welche  er  gegen 
den  Befrachter  wegen  Fautfracht  erhält.  Ist  übrigens  der  Schiffer 
so  glücklich,  eine  höhere  Fracht,  als  die  ausfallende  Fautfracht 


76.  Wegen  der  Liege-  und  Ueberllegezeit  siehe  bereits  oben  ^  M« 
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nebsl  Kosten  und  aodereu  Batschädigungen  betrftgty  zu  erhalten, 
so  ist  dies  natürlich  sein  Vortbeil  und  nicht  der  des  Befrachters, 
dem  es  genügen  muss,  dass  er  nun  nichts  au  zahlen  braucht 

Befrachtet  zwar  der  Ablader  ganz  oder  theilweise  das  Schiff, 
aber  zu  einem  geringeren  Frachtpreise,  als  mit  dem  Befrachter 
verabredet  war,  so  mag  sich  zwar  der  Schiffer  die  Befracbtuog 
der  Art  gefallen  lassen,  falls  er  nllmlich  keine  bessere  Fracht 
anderweitig  erhalten  konnte,  denn  sonst  wird  er,  da  die  Fracht- 
summe  wesentlich  ist,  Ton  dem  Vertrage  abgehen  können.  In«- 
dessen  der  Schiffer  wird,  damit  es  wenigstens  nicht  den  An- 
schein habe,  als  ob  er  von  den  Bestimmungen  des  Coniractes 
eine  Abweichung  stillschweigend  genehmigt  habe,  •—  inomer  auf 
irgend  eine  Weise  documentiren  müssen,  dass  er  mit  dieser 
Herabsetzung  der  Fracht  nicht  zufrieden  sei,  er  wird  dagegen, 
wenn  auch  nicht  gerade  förmlich,  protestiren  müssen,  was 
namentlich  durch  ein  einfaches  Notat  auf  das  Gonnossement  bei 
seiner  Unterschrift  vom  Schiffer  genügend  geschehen  kann.  — 
Bei  einer  Befrachtong  durch  Dritte,  auf  deren  Namen  die  Gon- 
nessemente  lauten,  zu  einem  geringeren  Preise,  scheint  diese 
Protestation  nicht  einmal  nothwendig. 

Für  die  Zahlung  der  Fantfracht  wird  es  gleichgültig  sein 
müssen,  ob  das  Schiff  auf  seiner  Rückreise  unterging  oder  nidit 
Dies  erkennt  denn  auch  das  Prenss.  Recht  I,  c.  $  1741  an,  da- 
gegen das  Schwedische  (IL  5.)  unbilliger  Weise  das  G^entheil 
festsetzt. 

S  123.    Berechnung  der  Fautfracht"). 

Diese  geschieht  auf  Grund  der  in  der  Cerlepartie  bestimm- 
ten Frachtpreise.  Ist  darüber  in  der  Certepartie  gar  nichts  ent- 
halten, sondern  überhaupt  nur  eine  Ladung  versprochen,  so 
muss  der  zu  jener  Zeit  am  Orte  des  abgeschlossenen  Con- 
tracts  nach  dem  Urtheile  von  Sachverständigen  übliche,  höchste 
Frachtpreis  bezahlt  werden.  Ist  wenigstens  die  Art  der  Güter 
(Kaffee,  Zucker,  Eisen)  angegeben,'  so  wird  die  Berechnung 
dadurch  erleichtert;  doch  wird  in  der  Regel  sich  auch  ander- 
weitig   ermitteln    lassen,    was    der    Gegenstand    der    Ladung 


77.  cf,  POU%  L  e.  S.  495-W. 
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hille  sein  sollen,  wenn  auch  nicbto  davon  in  dor  Gertapartie 
stdit  Ist  wenigslens  die  Zahl  der  Ck>Ui8  elc.  angegeben,  ao 
giebl  dies  einen  neuen  Anhaltepunkk  fOr  die  Bestimmung  der 
Fracht»  sonst  ist  der  gemiethete  Raum  des  Schiffes  zu  veran« 
schlagen  >ind  darnach  die  Möglichkeit  der  zu  verladenden  Güter 
und  deren  Frachtsumme  zu  berechnen.  Sollten  mehrere  Arten 
von  Güter,  für  welche  gewdhnlidi  verschiedene  Frachtpreise 
(je  nach  dem  Räume  nämlich,  den  sie  im  Schiffe  einnehmen, 
so  dass  leichtere  Waaren  bei  einer  Befrachtung  nach  Gewicht 
mehr  lahlen)  gezahlt  werden,  verladen  werden,  ohne  dass  aber 
in  der  Gertepartie  angegeben  wäre,  wie  viel  von  jeder  Art  ein- 
geladen werden  sollten,  so  ist  auf  irgend  eine  Art  zu  ermitteln, 
welches  der  eigentliche  HauptbestandtheU  der  Ladung  sein  sollte 
und  darnach  die  Fracht  auch  der  übrigen  Artikel  zu  berechnen» 
Doch  kann  es  unter  Umstanden  f&glidi  noch  andere  Wege 
geben,  um  die  Fautfracht  möglichst  genau  zu  berechnen.  Die 
etwa  atipnlirten  Prozente  der  Havarieordinaire,  sowie  die  Kap- 
laken gehören  mit  zur  Fautfracht.  So  ist  es  namentlich  Engl, 
Praxis.    Jacobson,  1.  c.  S.  405. 


Kapitel  UL 

rtachteoiitraetsaiifliebiiiis  imd  Fracht- 
maWung« 

i  \2/L  Anfhebuig  des  Frachtoontraoti  im  ADgemeinenO* 

Hier  sind  zuförderst  im  Allgemeinen  die  Grundsätze  von  Auf- 
hebung von  (zweiseitigen)  Gontracten,  namentlich  von  Mieths- 
contracten  zur  Anwendung  zu  bringen.    Doch  treten  manche 


1«  VergL  besonders  Haim  nnd  Cropp,  Jnritt.  Abhaadlimgan  Theil  II. 
n.  XVUI,  S.  61Ö-40. 
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BesoDderheiteh  ein,  die  ^ch  durch  die  Natur  des  FrachtTerkehrs 
rechtfertigen.  Oben  und  zwar  namentlich  bei  der  Erörterung 
über  Grosse  und  Trächtigkeit,  sowie  Seetüchtigkeit  des  Schiffes 
S  91  und  92,  sowie  Ober  den  Ort  der  Ladung  und  Entlöschung 
S  03,  femer  über  die  Liegetage  $  94,  sowie  Ober  die  Pflicht  zur 
Ladungslieferung  {  95,  endlich  über  Stttckgüterfracht  %  99  musste 
in  dieser  Beziehung  schon  Manches,  des  Zusammenhanges  und 
des  besseren  Verständnisses  wegen,  in  dieser  Beziehung  abge- 
handelt werden,  und  verweisen  wir  auf  das  dort  Gesagte  zurück. 
Hier  begnügen  wir  uns  mit  folgenden  Erörterungen.  Es  wird 
der  Frachtcontract  durch  die  Schuld  des  Befrachters  oder  des 
Verfrachters  (Schiffers)  oder  durch  reinen  Zufall  (wenigstens  in 
Bezug  auf  diese  Personen)  in  seiner  Ausführung  gehindert 
Findet  dann  bloss  eine  Verzögerung  statt,  so  gelten  die  in  den 
oben  genannten  Citaten  ausgesprochenen  Rechtsgrundsatze.  Findet 
die  Erfüllung  von  der  einen  oder  der  anderen  Seite  gar  nicht 
statt,  so  kann  die  andere  Partei  nicht  nur  den  Contract  auf- 
heben, sondern  ausserdem  Entschädigungen  fordern.  Die  Details 
sollen  in  den  folgenden  $$  erörtert  werden. 


$125.    Aufhebung  darch  Schuld  des  Befrachten. 

Der  Schuld  steht  natürlich  jede  freiwillige  Handlung  des 
Befrachters  gleich.  Dass  in  einem  solchen  Falle  der  Schlfler 
schadlos  gehalten  werden  müsse,  ist  klar*).  Uebrigens  wird  die 
Schuld  des  Befrachters  schon  darin  bestehen,  dass  er  überhaupt 
dem  SchifTer  die  Ladung  nicht  scbafR»  gleichviel  aus  welchen 
Gründen,  wenn  nur  wirklich  nicht  Zufall  oder  höhere  Gewalt 
ihn  Yerhindern.  Wenn  die  Nichtlieferung  von  Seiten  des  Be- 
frachters nur  desshalb  nicht  geschieht,  weil  von  diesem  mit 
Dritten  abgeschlossenen  Gontracte  von  den  Dritten  nicht  gehörig, 
namentlich  nicht  zur  rechten  Zeit  oder  überhaupt  gar  nicht  er- 
füllt werden,  oder  auch  wegen  deren  Bankernt  nicht  erfüllt 
werden  können,  so  ist  der  Befrachter  dennoch  gegenüber  dem 


2.  Darin  stimmen  denn  auch  alle  alteren  und  neueren  Seerechte  Qbcr- 
eid.  cf.  Heise  und  Cropp«  jariat.  Abhandlungen  ThL  II.  n.  XVIII. 
S.  617  in  der  Note. 
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Schiffer  zur  Schadloshaltung  und  dieser  zur  Aufbebung  (nach 
Abwartung  der  Liegetage  etc.)  berechtigt;  denn  wenn  die  Con- 
trahenten  des  Befrachters  sich  untüchtig  oder  unsicher  zeigen, 
so  mag  einzig  den  Befrachter  der  Schaden  daraus  trefTen,  nicht 
den  Schißer,  den  dieses  Verhältniss  unter  Dritten  gar  nichts 
angeht  Der  Befrachter  hatte,  wenn  er  sich  hier  gegen  alleq 
Schaden  sichern  wollte,  überhaupt  den  Frachtcontract  nicht  eher 
abschliessen  sollen,  als  bis  er  der  Möglichkeit  der  Erfüllung  von 
seiner  Seite  völlig  gewiss  war. 

Noch  viel  weniger  wird  man  den  Befrachter  von  Entschädi- 
gung frei  sprechen,  wenn  er  den  Frachtcontract  aufhebt,  weil 
er  etwa  die  Waare  am  Ladungsorte  nachträglich  gut  verkaufen 
kann  oder  weil  der  Preis  derselben  am  Löschplatze  plötzlich 
gesunken  ist  etc. 

Ceber  die  Grösse  der  Entschädigungen  in  solchen  Fallen, 
mit  Berücksichtigung  der  sehr  abweichenden  partikularrechtlichen 
Bestimmungen  ist  bereits  in  den  Citaten  des  vorigen  $  genügend 
gesprochen.  Von  Rechtswegen  würde  hier  allerdings,  in  Er- 
mangelung partikularer  Satzungen  dem  Sohiffer  immer  die 
Leistung  des  vollen  Interesses  zu  gewähren  sein.  Dagegen  wird 
in  den  meisten  Fallen  die  Billigkeit  es  verlangen,  dass  nur  eine 
theilweise  Zahlung  der  Fracht  stattfinde.  Es  kommt  hier  Alles 
auf  Umstände  an.  Dazu  steht  fest,  dass  der  Sehifler  sich  das  in 
die  geforderte  Entschädigung  einrechnen  lassen  muss,  was  er 
durch  Erlangung  anderweitiger  Fracht  für  die  entzogene  an 
Geldern  und  Vortheilen  erhält.  Der  Befrachter  ist,  wenigstens 
in  Bezug  auf  die  Frachtsumme ^  frei,  wenn  er  ebensoviel  Güter 
oder  gar  weniger  Güter  zu  derselben  Frachtsumme  von  dritten 
Personen  stellt  oder  auch  selbst  liefert^  abgesehen  von  den 
übrigen  Unkosten,  die  er  allerdings  extra  zahlen  muss. 

Jeder  Verlust  durch  Confiscation,  Embargo,  Anhaltung,  den 
das  Schiff  und  die  übrige  Ladung  dadurch  erleidet,  dass  der 
Befrachter  andere  Güter  in  dasselbe  geladen  hat,  als  die,  welche 
er  dem  Verfraditer  (Schiffer)  angegeben,  soll  auf  den  Befraohter, 
seine  Ladung  und  sonstiges  Vermögen  zurückfallen.  Also  muss 
der  Befrachte^  vollständige  Entschädigung  leisten.  Span.  Recht 
L  c.  7Ö2.  Wusste  der  Schiffer  um  diese  gefährlichen  Güter,  so 
kann  er  keine  Entschädigung  beanspruchen  und  haftet  zugleich 
den  Übrigen  Befrachtern.    Span.  Recht  1.  c.  763« 


an         Absdill.  VI.  VonderBefraGbtQDgderSehifle. 


$126.  Aufhebung  durch  Schuld  des  Schiffers. 

Der  Schuld  steht  auch  hier  eine  freie  Handlung  des  Schiffers 
gleich.  Der  Befrachter  wird  hier  gleichfalls  nicht  bloss  toq 
Zahlung  der  Fracht  frei,  sondern  darf  ausserdem  volle  Entschä- 
digung in  Anspruch  nehmen.  Namentlich  wird  der  Befrachter 
keine  Fracht  zu  zahlen  und  Entschädigung  zu  fordern  berechtigt 
sein,  wenn  es  sich  ausweiset,  dass  das  SchUT  zu  der  Zeit,  wo 
es  die  Reise  antrat,  ausser  Stand  war,  dieselbe  zu  machen,  und 
wird  ein  solcher  Beweis  zuzulassen  sein,  ungeachtet  der  vor 
der  Abfahrt  ausgestellten  Untersuchungsatteste  und  gegen  die- 
selben*). 

S  127.    Aufhebung  durch  höhere  Gewalt«) 

Der  oberste  Grundsatz  von  der  Tragung  des  Zufalls  in 
ContractveriiäUnisaen  findet  auch  in  diesen  Verhältnissen  seine 
Anwendung.  Es  bat  überhaupt  derjenige  den  Zufall  zu  tr^en, 
den  er  trifft»  und  mithin  haben  alte  Contrahenten,  jeder  für  sidi, 
die  Wirkungen  des  Zufalles  zu  tragen ,  wenn  der  Zufall  die 
contractlicbe  Tbätigkeit  Aller  treffen  sollte.  Doch  wird  es»  gerade 
wegen  der  eigenthümlichen  Natur  des  Seeverkebres  und  des 
darauf  erbauten  Frachtcontractes  oft  im  concreten  Falle  unmög- 
lich sein 9  mit  Bestimmtheit  anzugehen,  ob  der  ein^  oder  der 
andere  Contrahent  bloss  betroffen  werde,  und  dann  scbeinea 
nicht  selten  BiUigkeitsrücksichten  obzuwalten,  so  dass,  wenn  auch 
der  Zufall  nur  den  einen  trifft,  derselbe  doch  mehr  oder  weniger 
von  beiden  Parteien  getragen  werden  müsse.  Ferner  steht  fest, 
dass  der  Zufall  an  sich  das  Geschäft  in  seinem  bisherigen  Be* 


3.  Daa  HoIlUndiiohe  Recht  1.  c.  Art  479  bestimmt  dies  amdracklich. 

4.  Am  voUBtftndigsten  verbreitet  sich  unter  allen  Seerechten  das  Holl. 
Handelggesetsbuch  Buch  II.  Titel  V,  AbtheUung  IIL  Art.  499-506. 
über  diese  Materie,  cf.  Heise  und  Cropp,  Jurist.  Abb.  1.  c.  PObli» 
Seerecht  Seite  500  ff.  Das  Holländische  Recht  scheint  übrigens  io 
dieser  Lehre  ziemlich  unbillig  und  haben  wir  unsere  Theorie  nur  in 
den  obersten  Principien  damit  in  Einklang  bringen  kOnnen«  Siehe 
bereits  $  73  als  Torbereiteten  Paragraphen. 
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Stande  nkbt  absohil  nichtig  machen  nnd  die  bereits  durch  theil-« 
weiae  Erfüllung  oder  Oberhaupt  durch  die  Thitigkeit  der  einen 
Partei  existent  gewordenen  juristischen  Verpflichtungen  der  an- 
deren Partei  vernichten  könne,  sondern  das  nur  die  ferneren 
und  ToUen  Wiricungen  des  Contracts  aufhören,  insofern  diesel- 
ben nämlich  durch  den  Zufall  unmöglich  gemacht  werden.  Hai 
aber  der  Zufall  bloss  den  Charakter  eines  zeitweiligen,  auf- 
schiebenden Hindernisses,  so  wird  man  denselben  nur  dann  den 
Contract  aufheben  lassen  dürfen,  wenn  die  Verzögerung  nach 
den  besonderen  Umstanden  des  concreten  Frachtverhaltnisses 
dessen  Realisirung  wesentlich  stört,  z.  B.  schon  wenn  leicht 
Terderbliche  Waaren  Gegenstand  der  Ladung  sind,  bei  einer 
anderweitig  Tielleioht  geringen  Verzögerung.  Doch  muss  man 
in  letzterer  Beziehung  vorsichtig  sein  und  sich  boten,  dass  man 
niAt  den  einen  Gontrahenten  unbillig  behandele,  während  man 
dem  anderen  zu  viel  Rücksichten  der  Billigkeit  gewahrt;  viel- 
mehr haben  beide  Parteien  gleichmässig  einen  Anspruch  auf 
Billigkeit. 

Unter  höherer  Gewalt  oder  Zufall  ist  hier  jedes  Ereigniss 
zu  verstehen,  was  ohne  irgend  ein  Zuthun  oder  eine  schuldbare 
Veranlassung  der  Gontrahenten  entweder  für  das  Schiff  oder  für 
die  Ladung  oder  für  beides  die  Reise  unmöglich  macht  oder 
doch  die  Reise  so  lange  hinausschiebt,  dass  für  die  Gontrahenten 
das  rechtliche  Interesse  an  diesem  Transporte  verschwinden  und 
die  beabsichtigte  Handels-  und  Gewerbsspeculation  theils  von 
Seiten  des  Verfrachters,  theils  von  Seiten  des  Befrachters  oder 
auch  von  beiden  Seiten  vernichtet  werden  würde.  Wegen  solcher 
bloss  zeitweiliger  zurälliger  Hindernisse  der  Reise  hat  dann  der 
Befrachter  keine  Fracht  zu  zahlen,  wenn  das  Schiff  monatsweise 
verfrachtet  ist,  noch  eine  Erhöhung  der  Fracht,  wenn  die  Be- 
frachtung für  die  Reise  stattgefunden  hat  Holländisches  Recht 
Art  505  •). 

Die  oben  $  73  bereits  angeführte  Glausel  in  den  Englischen 


Nichterfüllung  wegen  Nichtleistung  TOn  dritten  Personen,  mit  denen 
Schiffer  oder  Befrachter  wegen  der  Reise  contrahirten,  ist  kein  Zu- 
faU  der  oben  bezeichneten  Art  Denn  warum  wählten  sich  die 
Parteien  solche  Contrahenten?  -^  Das  ist  also  ihre  Schuld.  Siehe 
»1». 
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Connoasementen  erschöpft  so  tiemlich  die  bteher  gehörigen  Ftile: 
„Göttliche  Fügung  (the  ad  of  God),  Handlungen  der  Feinde, 
„Gefahren  der  See,  Ströme  und  Schiffahrt,  Verhinderungen  uod 
„Anhaltungen  durch  Könige»  Prinzen,  Regenten  und  RepubKken, 
y^nd  alle  und  jede  andere  unYermeidliche  Gefahr'S  also  z«  B. 
auch  Aufbringungen,  Anhaltungen  etc.  durch  Seeräuber.  Mio 
bezeichnet  diesen  Zufall  auch  mit  dem  Namen:  höhere  Ge- 
walt Der  Krieg  als  solcher  kann  dabin  nicht  gerechnet  wer- 
den, sondern  nur  wenn  gerade  dadurch  das  in  Frage  stehende 
Schiff  oder  seine  Ladung  oder  beides  unfrei  werden  sollte,  also 
namentlich  wenn  ein  Eigenthum  der  einen  oder  anderen  Kriegs- 
partei in  der  Ladung  oder  in  dem  Schiff  voriiegt  oder  wenn  im 
neutralen  Schiffe  Kriegscontrebande  oder  doch  feindliches  Eigen- 
thum verladen  ist,  denn  der  Satz:  „Frei  Schiff»  frei  Gut^ 
ist  keines  Wegs  in  der  Gegenwart  allgemein  anerkannt  S.  S  73  i.  f. 

Der  Untergang  des  Schiffes  gehört  vorzugsweise  hieher.  Die 
lufölljge  Vernichtung  der  Waaren  vor  der  Einladung  aber  nicht 
immer,  nämlich  nicht,  sobald  es  sich  nur  um  fungibele  Sadien 
zum  Transport  handelt,  obgleich  ich  auch  hier  folgende  Aus- 
nahme machen  möchte.  Ist  die  Quantität  oder  doch  der  grösste 
Theil  der  fungiblen  zu  versendenden  Waaren  bereits  zu  dem 
bestimmten  Transporte  nach  dem  Schiffe  von  den  übrigen  Sachen 
abgesondert  und  ist  der  Transport  bereits  äusserUch  sichtbar 
geworden  entweder  durch  Verpackung  oder  durch  Laden  auf 
Frachtwagen  oder  Leichterschiffe,  so  kann  es  auf  die  FungibiliUt 
der  zu  verladenden  Waaren  nicht  mehr  ankommen,  sondern  es 
ist  eben  dann  schon  das  ausserlich  bestimmte  Ladungsobject 
untergegangen  und  dies  berechtigt  den  Befrachter  zur  Aufhebung 
des  Contractes.  Die  Billigkeit  scheint  mir  das  um  so  mehr  zu 
fordern,  da  ja  auf  der  anderen  Seite  allemal  der  Untergang  des 
Schiffes  vor  der  Abreise  den  Contract  zum  Nachtheil  des  Befrachters 
aufhebt  und,  da  ja  gewöhnlich  fungibele  Sachen  verladen  wer- 
den, eine  rechte  Gegenseitigkeit  zwischen  beiden  Parteien  von 
Anfang  an  nicht  existirt:  wesshalb  denn  eben  unter  billiger 
Rücksicht  auf  die  Umstände  dem  Befrachter  und  seinem  In- 
teresse hier  nachzuhelfen  ist 

Im  Allgemeinen  kann  es  hier  keinen  Unterschied  machen, 
ob  die  Befrachtung  auf  Stückgüter  oder  anderweitig  auf  Monat 
oder  auf  die  Reise  abgeschlossen  sei.  Das  Hell.  Recht  Art  506 
schliesst  auch  ausdrücklich  allen  Unterschied  aus.  Uebrigei»  wenn 
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ein  Schiff  auf  lungere  Zeit  anm  belieblgea  Gebrauch,  lu  be- 
liebten Reisen  yemuethel  ist,  und  durch  ein  Embargo  oder 
durch  ein  allgemeines  Handelsverbot  etc.  die  Verwendung  des 
Schiffes  auf  längere  Zeit  ganz  unmöglich  gemacht  wird,  wird 
man,  auch  abgesehen  Ton  allen  anderen  Umständen,  diesen  Con- 
tract  fQr  aufgehoben  betrachten,  anderweitig  aber  nicht 

Ein  solcher  Zufall,  solche  höhere  Gewalt  wirkt  nun  in  der 
Regel  anders,  wenn  er  vor  Anfang  oder  wenn  er  während  der 
Reise  eintritt.  Auch  wird  dadurch  in  der  Regel  der  Contract 
nicht  Null,  sondern  es  können  noch  häufig  Entschädigungen  von 
der  einen  oder  von  der  anderen  Seite  verlangt  werden,  nament- 
lich die  Kosten  des  Ein-  und  Ausladens,  sowie  die  bereits  ver- 
diente Fracht,  obgleich  dies  nicht  immer  der  Fall  ist.  Nament- 
lich wenn  Schiff  und  Ladung  gänzlich  zu  Grunde  gehen,  so  wird 
der  Contract  dadurch  auch  in  allen  seinen  Wirkungen  als  ver- 
nichtet betrachtet  und  es  geradezu,  in  Bezug  auf  Verfrachter 
und  Befrachter  wenigstens'),  so  angesehen,  als  ob  unter  ihnen 
kein  Contractsverhältniss  existirt  hätte. 

Es  scheint  nun  zweckmässig,  zur  Bcurtheilung  der  Materie 
mehrere  Fälle  zu  unterscheiden. 

I.  Der  Zufall  oder  die  höhere  Gewalt  ereignet  sich  vor  der 
Reise. 
1)  Wird  hier  das  Schiff  (z.  B.  durch  Embargo,  durch  Unter- 
gang ')  allein  betroffen,  so  ist  der  Contract  aufgehoben  und 
sind  nur  die  etwa  für  die  Befrachtung  aufgelaufenen  Kosten 
unter  die  beiden  Parteien  verhältniasmässig  zu  repartiren, 
wenn  man  nicht  der  Strenge  nach  den  Verfracfaiw  .  allein 
zur  Tragung  verurtheilen  will:  was  aber  um  so  härter  er- 
scheint, als  gerade  der  Befrachter  eben  wegen  des  ZufaHes, 
der  allein  sein  Schiff  trifft,  schon  den  grössten  Nachtheil 
leidet;   der  Befrachter  kann  jedoch  allenfalls  seine  Waare 


6.  Natariivh  nicht  gegeDOber  dem  Venicherer,  der  vielmehr  nun  ent 
rteht  httffet,  doch  eigenffich  tucht  aus  dem  Oontracte  zwiicheii 
Veifraehter  and  Befrachter,  fondem  direct  aus  seinen  eigenen  Ver- 
trägen in  Besng  auf  das  fiefaiff  oder  auf  die  Ladung. 

7.  Unteigflng  nSmlieh  bevor  dsa  Schiff  beladen  ist,  denn  sonst-  trifft 
natOrlich  der  Untergang,  also  der  Zufall  Schiff  und  Ladung;  siehe 
B.  3. 
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anderwdlig  transportiren  laeeen.  Ebeoeo  wenn  nur  das 
Schiff  durch  einen  inzwischen  aosgebrochenen  Krieg  unfrei 
wird. 

2)  Wird  nur  die  Waare  allein  betroffen,  so  wird  billiger  Weise 
der  Befrachter  zwar  frei  von  Frachtzahlung,  muss  aber  die 
etwanigen  Kosten  der  Ladung  und  Löschung  tragen.  Ausser- 
dem rouss  ein  solcher  Befrachter  noch  alle  durchaus  er-  j 
forderlichen  Kosten,  um  das  SchiHT  zur  Vollbringung  der 
Reise  in  Stand  zu  setzen,  dessgleichen  den  verausgabten 
Sold  und  das  Kostgeld  des  Schiflsvolkes  bis  zu  dem  Tage, 
wo  der  Contract  aufgehoben  oder  resp.  wo  die  Wiederaus- 
ladung stattfindet,  zahlen  (Holl.  Recht  1.  c.  Art  500),  näm- 
lich falls  die  Reise  völlig  unterbleibt. 

Namentlich  ist  dies  der  Fall,  wenn  ein  Handels-  oder 
Ausfuhrverbot  der  bestimmten  Waaren  oder  überhaupt  nach 
dem  Bestimmungsorte  erfolgt.  Wird  nur  ein  Theil  der 
Ladung  dadurch  afficirt,  so  ist  nur  für  diese  Befrachter  der 
Vertrag  mit  den  obigen  Wirkungen  aufgehoben.  Gegenüber 
den  übrigen  Befrachtern  ist  dies  nicht  der  Fall,  doch  wird 
man  die  Umstände  billig  zu  berücksichtigen  haben  und  ein- 
mal, wenn  nur  wenig  freie  Waaren  übrig  bleiben,  den 
Schiffer  nicht  verpflichtet  halten,  sofort  abzusegeln,  sondern 
ihm  eine  billige  Frist  zur  Ergänzung  der  Ladung  gewähren, 
wogegen  man  umgekehrt  den  Befrachtern  nicht  zumutben 
kann,  darauf  überlang  zu  warten. 

Auch  die  etwanigen  Liege-  und  Ueberliegetage  sind  zn 
entochatdigen.    Holl.  Recht  Art  50L 

3)  Schiff  und  Ladung  werden  gpmeingam  betroffen.  Geben 
Beide  unter^  so  wird  der  Contf-aot  ab  null  und  nichtig  be- 
trachtet und  hat  gar  keine  Wirkungen»  Im  Fall  eines  all- 
gemeinen Verbotes  der  Ausfuhr,  einer  Gontinentalsperre,  die  I 
Schiff  und  Ladung  beide  festhalten,  ferner  wenn  durch  einen  I 
inzwischen  ausgebrochenen  Krieg  Schiff  und  Ladung  gleich 
unfrei  werden,  sind  die  Kosten  der  Ladung  und  Ldsebuog 
gemeinsam  zu  tragen.  Wenn  hier  auch  ein  Theil  der  La- 
dung frei  bleiben  sollte,  so  vermag  dies  nicht  eine  Ver- 
^derung  des  Verhältnisses  zu  bewirkoi.  Das  Liege»  und 
Ueberiiegegeld  ist  dem  Schiffer,  falls  es  bereits  vor  der  Auf- 
hebung des  Contractes  aufgelaufen  war,  ganz  auszuzableo. 
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U.  Weoa  das  Sehiff  auf  hia  und  zurück  yerraielhet  ist  und 
Schiff  und  Oat  erst  nach  der  gliteklicben  Ankunft  am  ersten 
BeaÜmnoiigsorte  den  Zufall  erteideti»  so  ist  doch  der  Fracht- 
Gontraet  In  Bezug  auf  die  Hinreise  völlig  realisirt  und  stiid  dem- 
nach alle  Forderungen  in  Bezug  Imranf  zu  erfüllen.  Dasselbe 
gilt,  wenn  das  Schiff  auf  qiehrere  Beiseii  gemiethel  ist,  in  Bezug 
auf  die  bereits  yollendeten  und  scheint  es  dabei  nidit  darauf 
anerakoinmen,  ob  nach  der  Gertepartie  Hin«^  und  ROckreise  oder 
die  mehreren  Reisen  als  eine, Reise  angesehen*)  werden  ktanen 
oder  nicht,  falls  nur  nicht  ausdrOckUch  darin  gesagt  ist,  dass 
überhaupt  Fracht  nur  dann  zu  zahlen  sei,  wenn  alle  Reisen  oder 
die  ganze  Reise  hin  und  zurück  glücklich  absolvirt  seien.  Sonst 
ist  vielmehr  immer  zu  präsumiren,  dass  die  verdiente  Fracht 
überall  von  den  bere^  gemachten  Reisen  pro  rata  itineris  zu 
zahlea  sei,  falls  auch  nachtraglich  der  übrige  Theil  der  Reise 
oder  die  übrigen  Reisen  nicht  gemacht  werden.  Ja  gescAiah  dies 
darch  SchoM  des  Befrachters ,  so  ist  die  ganze  Pracht  zu 
zahlen. 

III.  Wenn  sich  der  Zufall  w&hrend  der  Reise  ereignet  und 
vielleicht  der  Schifler  in  einen  Nothhafen  gehen  oder  zurück- 
kehren muss,  so  scheinen  folgende  Grundsätze  zu  gelten: 

1)  Trifft  das  Ereigniss  das  Schiff,  also  wird  es  wegen  Krieg 
unfrei  oder  mit  Beschlag  belegt  oder  so  bedeutend  besehldigt, 
dass  es  nicht  sobald  wieder  seetüchtig  gemacht  werden  kann, 
so  ist  wenigstens  die  bereits  verdiente  Fracht  zu  zahlen. 
Der  Schiffer  darf  in  solchen  Fällen  ganz  wie  in  dem  Falle 
der  Verzimmerung  (S  118)  hier  befugt  gehalten  werden,  im 
Interesse  der  Befrachter  ein  ander  Schiff  zu  miethen  zum 
Weitertransporte;  doch  unter  denselben  Bedingungen,  welche 
$118  angegeben  sind. 

2)  Trifll  das  Ereigniss  die  Ladung,  also  wird  diese  unfrei  oder 
confiscirt  oder  mit  Beschlag  belegt,  nämlich  von  höherer 
Hand,  nicht  im  Wege  eines  Civilprozesses  wegen  Gvil- 
forderungen  %  so  kann  der  Schiffer  gleichfalls  nur  die  ver- 
diente Fracht  fordern. 


8.  Ib  Englftud  wirkt  dat  aber  entocheidend.    Jacobsen  S.  388.  89. 

9.  Dieter  Zusatz  renteht  sich  Oberhaupt  in  Bezug  auf  Schiff  und  La- 
dang  in  allen  Fallen. 
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3)  Trifll  das  Ereigniss  Schiff  uad  Ladung  gemeinsam ,  so 
scheint  dasselbe  angenommen  und  der  Frachtanspradi  auf 
die  bereits  verdiente  Fracht  festgesetzt  werden  lu  m&ssen. 
Denn  in  allen  diesen  3  Fallen  sub  III.  ist  nicht  abzasehen» 
wesshalb  der  Schiffer  und  Verfrachter  nicht  fQr  die  beretti 
aufgewendeten  Dienste  des  Schiffes  bezahlt  werden  sollten, 
wenn  ein  Zufall  auch  die  weitere  Ausfuhrung  hindert 
Dagegen  würde  es  allzu  hart  sein,  wenn  man  den  Befrachter 
in  solchen  Fallen,  wo  ihm  durdi  highere  Hand  die  Benatzung 
des  Schiffes  unmöglich  gemacht  wird,  für  verpflichtet  halten 
wollte,  niditsdestoweniger  die  ganze  verabredete  Fracht  zu 
zahlen.  Ebenso  unbillig  würde  es  sein,  wenn  man  im  letzten 
Falle  (IIK  3.)  dem  Schiffer  alle  Fradit  absprechen  wollte, 
weil  auch  das  Schiff  von  dem  Er^gnisse  betroffen  wird. 

Siehe  übrigens  noch  einige  Details  in  den  folgenden  SS 
über  die  Frachtzahlung. 

Wegen  blosser  Verzögerung  der  Reise  enthalten  die 
Bestimmungen  des  Preuss.  Allgemeinen  Landrechts  IL  & 
S  1092— 1706  ^<»)  schfttzbare  DeUils,  die  hier  in  der  Note 
abgedruckt  werden  mögen. 


U).  l  1602.  Wir4  die  Reise  durch  einen  unterwegs,  ans  Sdinld  des 
Schiffers,  auf  du  Schiff  gelegten  obrigkeitliehen  Beschlag  venögert 
oder  ganz  verhindert:  so  ist  der  Schiffer  den  Befrachtern  nun  Er- 
satz des  aus  dieser  Versaumniss  entstandenen  Schadens  verhaftet. 

S  1693.  Auch  steht  den  Befrachtern  in  diesem  Falle  frei,  die 
Ladung  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Schiffers  zu  losen,  und  durdi 
ein  anderes  Schiff  an  den  Bestimmungsort  bringen  zu  lassen. 

S  1694.  Ist  dergleichen  Aufenthalt  durch  die  Schuld  des  einen 
oder  andern  der  Befrachter  entstanden:  so  muss  dieser  dem  Schiffer, 
ausser  der  bedungenen  Fracht,  alle  VersSumnisskosten  ersetzen; 
und  den  (kbrigen  Mitbefrachtem  nach  Vonchrift  $  1654  gerecht 
werden. 

S  1095.  Ist  das  Schiff  von  der  Obrigkeit,  ohne  Schuld  des 
Schiffers  und  der  Befrachter,  in  Besehläg  genommen  oder  anfge- 
halten  worden:  so  müssen  beide  Theile  die  Befreiung  abwartca, 
ohne  dass  einer  von  dem  anderen  desshalb  Entschädigung  forden 
kann. 

S  1696.  Sollten  jedoch  in  diesem  Falle  die  Waaren  im  Sdüic 
leicht  verderben  oder  Sehaden  leiden  können:  so  steht  den  Be- 
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Der  Kapilain  ist  «ber  Qbenll  verpflichtet»  wenn  er  aus 
irgend  einem  Grande,  namentltch  wegen  Znfalls,  dureh  bMiere 
Gewitt  keine  Ladang  Yon  dem  bettimmlen  Befrachter  erhalten 


fnebtem  frei,  dieatlben  anf  ihre  Kosten  loten  und  dnrch  ein  anderes 
Schiff  SB  den  Besdmmoi^sort  bringen  su  Isawn. 

S  \Wl4  AMann  mmd  rfa  nur  scbnldig^  dtn  Scbiftr  nach  Ver- 
baitniss  der  sarückgelegten  Reise  sn  befriedigen. 

S  1698.  Ist  das  Schiff  schon  bei  dem  Ausfatiien  nicht  in  ge* 
hörigem  Stande  gewesen  und  die  Fortsetsung  der  Reise  muss  wegen 
erforderlicher  Ausbesserung  eine  geraume  Zeit  hindurch  unterbrochen 
oder  gar  efaigestellt  werden:  so  wird  der  Schiffer  seiner  ganzen 
V^raehl  terlmtig,  und  muss  Qberdies  den  BefkvichCem  allen  an  der 
Waaie  oder  sons^  ertittenen  Schaden  ersetten. 

%  li09.  Verlangen  dia  Befrachter,  dass  er  auch  den  Voctheil 
ersetscn  solle,  der  ihnen  dadurch,  weil  die  Waaren  an  dem  Lpaungs* 
orte  nicht  snr  rechten  Zeit  angekommen  sind,  entgangen  ist:  so 
mQsaen  de  sich  darauf  die  bedungene  Fracht  librechnen  lassen. 

S  1700.  Alles  Vorstehende  (g  1098.  1090)  gilt  auch  alsdann, 
wenn  das  Schiff  anf  dem  Wege  durdi  Schuld  des  Schiffers  schad- 
haft und  dadurch  die  Ausbeaaerung  nothwendig  geworden  ist 

S  1701.  Ist  aber  der  Schaden  ohne  Schuld  des  Sohiffora  ent- 
standen: so  kann  der  Befrachter  wegen  des  Aufenthaltes  keine  Ver- 
gntttng  ibrdem. 

$  1702.  Will  alsdann  der  Befrachter  die  Ausbesserung  nicht 
nbwarten,  und  wine  Waaren  auf  ein  anderes  Schifl  bringen  lassen: 
so  muss  er  die  Fracht  nach  VerhiUtniss  der  zurückgelegten  Reise 


S  1703.  Kann  das  Schiff  gar  nicht,  oder  erst  in  einer  so  langen 
Zeit  ausgebessert  werden,  dass  darOber  die  zur  Schiffahrt  bequeme 
Witterung  terstreiehen,  oder  die  Ladang  verderben  würde:  so  muss 
der  Schiffer,  wenn  Gefahr  beim  Versuge  ist,  die  Ladung  auf 
Kosten  der  Befrachter  durch  ein  anderes  Schiff  nach  dem 
Loamigsplatie  bnldmOgüchat  bef^tedem.  > 

S  1791.  Kann  der  SchüRw  keine  Gelegenheit  tn  solcher  Nach- 
aendung  indent  so  muss  er  die  Waeren  an  dem  Orte,  we  er  ge- 
landet ist,  in  sichern  Gewahrsam  bringen  und  den  Befrachtern 
dnvon  Kaehiipht  geben. 

g  1706.  In  beiden  raien(9  1703.  1704.)  muss  der  Sdkiffer  mit 
der  nach  Verbiltaiw  der  t ufOekgelegten,  gegen  die  bedungene  Reise 
flyn  gebohrenden  Fradit  sich  begnügen. 

V.  Kslieabsra,  Seert ebl  1.  24 
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kann»  eine  sich  ihm  dtrbietende  anderweitige  sichere  IVacht 
einzunehmen  and  muss  sich  den  dadurch  gewonnenen  Fracht- 
preis auf  das  einrechnen  lassen^  was  er  von  dem  ersten  Be- 
frachter an  Entschädigung  erhslt  Siehe  auch  die  Lehre  von  der 
Fautfracht  S  122. 


g  128.    Von  der  FrachlaaUimg  im  AUgaiMlnenit). 

Von  der  Frachtzahlung  und  den  auf  sie  Bezug  höhenden 
Rechtsgrundsätzen  musste  bereits  gelegentlich  des  Zusammen- 
hanges wegen  an  verschiedenen  Orten  dieses  Abschnittes  ge- 
sprochen werden  und  verweisen  wir  darauf  zurück**).  Nament- 
lich aber  muss  auf  $06  „von  der  Frachtbestimmung^  als 
dem  Fundamente  der  nachfolgenden  Er<(rterungen  Bezug  ge- 
nommen werden. 

Der  leitende  Grundsatz  für  die  Frachtzahlung  ist  nach  alten 
und  neuen  Seerechten  der»  dass  Fracht  nur  für  das  gezahlt 
werde»  was  der  Schiffer  wirklich  abliefert»  obgleich  Modificationen 
überall  vorhanden  sind  und  namentlich  contracthch  festgestellt 
werden  können.  Dabei  muss  die  Waare  so  abgeliefert  werden, 
wie  sie  nach  dem  Gonnossemente  zu  liefern  ist  Durch  An- 
nahme der  Waaren  verpflichtet  sich  der  Empfänger  direct  gegen 
den  Schiffer  und  ist  von  nun  an  zur  Frachtzahlung  verpflichtet; 
wobei  es  keinen  unterschied  macht,  ob  die  abgelieferten  Waaren 
sich  im  beschädigten  Zustande  befinden  oder  nicht»  falls  nur 
dem  Schiffer  keine  Schuld  dabei  zu  beweisen  ist.  Die  Fracht 
muss  für  die  .  gelieferte  .  und  angenommene  Waare  von  dem 
Empfiiinger  bezahlt  werden^  weil  er  sie  angenommen  hat 


S  1706.  Eben  dies  (g  1703  sq«.)  findet  «Aatt,  ir«ui  eiai  Thefl 
der  Ladung»  nach  dar.  in  dar  Cbarl^artM  aiigcgpbeiwB  BaMÜuJfen- 
heil  wahrend  des  durch  die  AiMbeawmng  das  $ohiffei  e^Mahendea 
Anfeathaltea  verderben  k5u|te« 

11.  Vergl.  besondtn  Pohls»  S.  573  ff.  Abbott,  part  III.  ekap.  8. 
S.  380-^424.  Potkier,  u.  69  sq«  BonU^r-Paty»  IL  p.  3». 
Jacobien»  S.  356  ff.    Keat,  1.  c«  p.  219  C 

12.  Siehe  bctondcn  SS  91,  98,  9S^,  119  und  in  Betreff  der  SCQekg&trr. 
befrachtong  S  99,  endlteh  §  126,  127. 
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Sind  die  Goter  bei  der  Eintadong  nicht  Bachgewogen  oder 
nacbgemeaaen:  was  der  SobiSer  durch  den  Reiaatz  im  Connoaa»- 
ment:  „Gewicht,  Maaaa  unbekannt*'  f&glich  zu  aeioer 
Sidierheit  und  um  WeitlSufigkeilen  zu  vermeiden,  notfren  mag, 
--  80  haltet  der  Schiffer  nicht  fOr  die  Angaben  des  ComioMe« 
ments  und  yerkOmmerl  ihm  ein  U  eher  maaaa  oder  -^Gewicht  seine 
Fracht  nicht  Der  Empfiknger  rouss  hier  Oberall  die  Fracht  nach 
Maa^abe  der  Angaben  des  Connosaementes  beaahlen. 

ist  aber  contractiieh  die  Fracht  nach  ausgelieferten  (oder 
besser  gesagt:  auszuliefernden)  Gewichte,  Maasse  yerabredet,  ao 
erhalt  der  ScbMfer  nur  Fracht  im  Verhftltniss  zu  dem  wirklich 
abgeUelerten  und  kommt  ihm  gegenüber  den  Angaben  des  Con- 
nosaements  eben  so  sehr  ein  Uebermaass  oder  -Gewicht  zu  Gute, 
als  er  sich  bei  etwanigem  Untergewicht  oder -Ifaass  einen  Ab- 
zug gefallen  lassen  rouss,  gleiehvid  ob  das  Untergewicht  durch 
aeise  Scheid  oder  nicht  entstanden  ist. 

Sind  FrachtatUcke  in  Tonnen,  Foslagen,  Ballen  in  den 
CoiHM>98ementen  nach  Zahlen  angegeben,  so  ist  der  Schiffer  bei 
der  Einladung  zum  Nachzahlen  verpflichtet  gewesen,  denn  das 
Nachzahlen  ist  so  einlach,  dass  es  allemal  geschehen  kann  und 
wQrde  bei  entgegengesetzter  'Annahme  der  Betrügerei  Thor  und 
ThQr  geöffnet  **).  Demnach  muss  der  Schiffer  gerade  so  viel 
elBzehie  Stöcke  abliefern,  als.  im  Connossemente  angegeben 
aind  und  er  kann  gegenOber  dem  Empflinger  nur  für  so  viel 
Fracht  fordern,  als  wirklich  von  ihm  an  diesen  abgeliefert  wer- 
den. Hat  aber  der  Schiffer  wirklich  weniger  Frachtstücke  von 
dem  Befrachter  bei  der  Einladung  erhalten,  als  der  letztere  con- 
tractiieh liefern  sollte,  so  muss  man  den  Befrachter  für  ver- 
pffichte%  halten,  auch  Fracht  für  die  von  demselben  an  deii 
Schiffer  nicht  gelieferten  Stücke  zu  zahlen. 

Sind  dagegen  lebende  Thiere  (resp.  Sklaven)  als  Fracht- 
stücke versandt,  so  muss  der  Schiffer  auch  für  die  unterwegs 
gestorbenen  Fracht  erhalten^  es  sei  denn,  dass  die  Fracht  gerade 
nur  für  die  lebendig  abgelieferten  bedungen  wäre  ^*). 


13.  Andars  beim  Nachwiegen  und  Nadunetaen.  Dies  würde  zu  lange 
bei  der  I^adimg  aufbalten.  Auch  and  bd  Venendong  nadi  Maan 
imd  Gewiekt  die  BeirOgcnien  niiAt  ganz  so  leicht. 

14.  VergL  Abbott»  &•  968.   Rocent  l  e.  Axt,  76—78.    Straeeha  L  c 
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FäF  die  unterwegs  geboreoea  Thiere  ist  füglidi  keine  Fracht 
zuzahlen,  ebensowenig  wie  für  das  unterwegs  geborene Kiiii ^*) 
Passagiergeld  entrichtet  xu  werden  braucht,  wesa  es  nicht  ndthig 
wird,  dass  ein  besonderer  Raum  im  Schiffe  in  den  einen  oder 
dem  anderen  Falle  für  das  Neugeborene  übeilassen  werdeft  muss. 

Wenn  der  Beliracbter  mehr  Waaren,  als  verabredet,  in  das 
Schiff  ladet,  so  muss  auch  für  die  Uebenabl  Fracht  beuhlt 
werden  und  awar  die  höchate  m  der  Zeit  Torgekonunene,  wenn 
dieselbe  ohne  Wissen  desr  Schiffers  geschah»  sonst  wohl  im  Ver- 
haltniss  zur  atipulirten  Fracht  >•). 

Ist  keine  bestimmte  Frachlsumme  im  Gontracte  angegeben, 
so  ist  die  laufende  Fracht  zu  zahlen,  die  entweder  usuell  ist 
oder  die  nach  den  verschiedenen  Frachtpreisen  für  dieselbe  oder 
ähnliche  Reisen  und  gleiche  oder  thnliche  Güter  als  Durch- 
schnittspreis von  Sachverständigen  zu  stellen  ist. 

Wurde  ein  Schiff  im  Ganzen  vermictbeti  so  ist  die  Fracht 
für  das  Ganze  zu  zahlen  und  kann  es  dabei  nieht  darauf  an- 
kommen,  ob  die  Grösse  des  Schiffes  im  Gontracte  spezielt  ange- 
geben sei  oder  nicht  >').  Ist  nur  die  ungefithre  Grösse  angegeben, 
so. wird  auch  nur  ein  Durchschnittspreis  zu  zahlen  sein;  sonst 


P.  111.  n.  19  und  Pohls  S,  575.  Anderer  Memung  nt  Weddereop, 
1.  c.  p.  87k  Da  der  Sehilfer  den  Raum  einmal  hergegeben  hat  und 
nun  nicht  anderweit  benutzen  kanu,  so  mun  ihm  auch  die  Fracht 
gesahk  werden,  wenn  auch  das  Thier,  ohne  des  Schiffers  Schuld, 
stirbt. 

15.  L.  19.  S  7  D.  locati  (19.  2)  gibt  aU  Grund  an,  weil  das  Kind  alle 
die  BedUrfDisse  nicht  habe,  die  Reisende  zur  See  sonst  haben.  Ich 
glaubte  durch  obigen  Beisatz  eine  Modification  eintreten  lassen  und 
die  Bestimmung  analog  auch  auf  neugeborene  Thiere  beziehen  zu 
können. 

16.  Pohls  sagt  hier:  die  laufende  Fracht,  die  entweder  nach  Usance 
oder  durchschnittlich  beitimmt  werde.  So  weit  braucht  man  hier 
nicht  zu  recurriren.  Die  stipuUrte  Fracht  bietet  den  ersten  und 
n&chsten  Maasstab. 

17.  Pohls  ist  anderer  Meinung  und  will,  dass  im  letzteren  Falle  nnr 
Fraeht  fflr  die  wirklieb  geladenen  Waagen  getehlt  werde.  Siehe 
;Jaeobsen,  S.  363.  4.  und  Rncotts  l  c.  8.  7i— 7d.  Ist  dagegen  das 
Schiff  ganz  geniethet,  aber  Fimcht  mir  ibr  jede  wirklieh  TSriadene 

.    Tonne  stipulirtr  so  ist  allerdtnga  der  Falliandeeir 
•  ^^ 
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wird  man  sfch  nach  deih  Heasbrlefe  tu  nchftn  haben,  doch 
Überall  Gegenbeweis  gestatten  müssen. 

Ist  ein  Schiff  Honatsweise  oder  anderweitig  auf  bestimmte 
Zeit  oder  für  bestimmte  Reisen  oder  überhaupt  im  Ganzen  ver- 
miethet,  so  bietet  die  Frachtberedinong  keine  Schwierigkeiten 
dar.  Die  Unterbrechung  der  so  stets  laufenden  Fracht  durch 
Anhaltungen  wegen  höherer  Gewalt  ist  bereits  $  127  angegeben. 

Der  Consignatar  kann  den  Schiffer  wegen  der  Fracht  känes 
Wegs  an  den  Consignenten  verweisen,  sondern  er  i^t  als 
Empfllnger  Schuldner  der  Fracht    Jacobsen,  S.  366. 

Haben  der  Verft*achter  und  der  Schiffer  ihrerseits  dem  Be- 
ftrachtungscontracte  Genüge  geleistet,  so  kann  der  Befrachter 
niemals  Verminderung  der  bedungenen  Fracht  fördern.  Holl. 
Recht  1.  c.  496.  NamentNch  ist  die  volle  Fracht  zu  zahlen  fttri 
Güter,  die  durch  Zufall  oder  durch  inneren  Verderb  oder  durch 
mangelhafte  Qualit&t  der  Emb)i)iage  oder  Fustage  verschlechtert 
sind.    Span.  Recht  1.  c.  Art.  789. 


»129.    Leckage. 

Davon  wurde  bereite  oben  S  119  b.  8  a.  der  Begriff  airfgesteUi. 
Es  ist  nun  ein  eigenthümlicher  Grundsatz  des  gemeinen  Europ, 
Seerachts,  dass  bei  leckenden  Gütern  der  Destinat&r  das  Recht 
hat»  dieaelbto»  wenn  sie  wilhrend  der  Reise,  gleichvtet  wodureb 
es  geschehen  ist,  zum  grössten  Theile  ausgelaufen  sind,  am 
Bord  des  Schiffes  stehen  zu  lassen  und  statt  der  FraebtzaUua^ 
den  Sdiiffer  damit  absulnden  **).  Dabei  muss  mehr  als  in 
sokhen  F&lleti  beim  Transporte  gewöhnlich  verieokt,  aosgCK 
Isafen  sein.  Ferner  bezieht  sich  dies  Recht  eben  nur  auf  ver-^ 
leckte  Güter,  und  hat  der  Befraiditer  (DestinaUlr)  nicht  das  Recht, 
sehleeht  gewordene  Flüssigkeiten  oder  andere  verdorbene  Güter 
gegen  Befreiung  von  der  Frachtzablung  stehen  zu  lassen  **)• 


18.  Der  Gnmd  liegt  theilt  #obl  darin,  den  Schüler  ta  grOsMrefr  Anf- 
mefkiamkeit  gegen  Diebereien  seiner  Leute  dvrch  Anbohrea  der 
Geflibe,  wm  ja  so  leiefat  ist  —  anzutreiben,  thellff  eben  in  der  Ver- 
mathttng,  da»  ein  atmerordentlidies  Aualaafen  durch  UBredfichkeit 
bewirkt  seL 

19.  Cons.  del  mare  6ap.  267.    Ordon.  1081  Art  25  dv  fref  tGHd  Code 
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Uebrigens  biD  ich  gene^gjt,  dietes  Eechl  auf  dea  Fall  zu  be- 
schrüinkeD,  dass  die  zu  zahlende  Fracht  nach  Stückzahl«  also  per 
Gebinde,  per  Fass  beatlmmt  ist  oder  doch  eo,  dass  die  Fracht 
wenigstens  über  die  einzelnen  Gebinde  etc.  sich  vertheiien  lasst. 
Dagegen  wq  das  Schiff  im  Ganzen  auf  eine  oder  mehrere  Reisen 
oder  monatsweise  oder  wo  auch  nur.  ein  bestimmter  Raum  im 
Schiffe  yermiethet  ist,  scheint, mir  die  Gestattung  jenes  Rechts 
zu  Yiel  Schwierigkeiten  darzubieten.  Höchstens  würde  man  hier 
dem  Befrachter  dies  Recht  gewähren  können,  nicht  bloss^  die 
geleckten  Güter,  sondern  die  ganze  Partie  Güter  als  ein  Ganzes 
dem  Schiffer  zu  überlassen  und  auch  dies  nur  auf  den  Fall  be- 
schrftnkeB  müssen,  wenn  der.gr;össte  Thcii  der  Gebinde  verleckt 
wäre.  Sonst  wird  man  ihn  nur  zu  einem,  durch  Sachverständige 
zu  bestimmenden  Abzüge  an  der  Fracht  für  berechtigt  halten 
dürfen, 

Cebrigens  da,  wenn  die  Güter  befeits  aufgeladen  sind,  der 
Schiffer  keine  Controle  mehr  über  sie  hat  und  inzwischen  die 
Leckage  erst  bewirkt  sein  kann,  so  ist  das  Recht  auf  den  Fall 
zu  beschranken ,  dass  die  Gebinde  etc.  wirklich  auch  am  Bord 
geblieben  sind.  Der  Befrachter  (Destinatar)  hat  sich  mithin  in 
jedem  Falle  über  den  Bestand  der  Gebinde  bereits  am  Bord  zu 
unterrichten  und  darnach  Ober  die  Ausübung  'seines  Rechtes  sich 
zu  erklären. 

Es  ist  die  Vermuthvng,  dass  alle  Fustagen  in  gnieoi  Zu- 
stande an  Bord  des  Sdiiffes  durch  den  Befrachter  gebracht  sei«i, 
indem  der  Schiffer  gegen  deren  schlechte  Beschaffenheit  hätte 
protestiren  müssto.  Gegenüber  dem  Befrachter  mnss  man  mudk 
den  Schiffer  für  befugt  halten,  die  Lieferung  -  einer  schlechten 
Beschaffenheit  der  Güter  in  das  Schiff  auf  jede  Weise  datzn- 
thun.  Gegen  den  Empfänger  aber,  der  ja'  mir  kraft  und  oadi 
Massgabe  des  Connossements  empfingt/  kahn*  sich  der  Schiffer 
gegen  diese  Vermuthung  nur  dadurch  siohirn«  dass  er  bei  der 


de  com.  fr.  Art  310  und  alle  neueren  Seerechte  stellen  den  Grund- 
■als  gsns  aUgcmein  au^  dass  der  Sehi^er  keii^e  Waare  filr  die  Fkmc^ 
au  nehmen  brauche,  also  der  Befrachter  die  ll^aare  statt  der  Fradit  nicht 
abandonniren  dürfe.  Der  Fall  mit  c^er  Ledcage  ist  mithin  bot  ^ne 
Ausnahme.,  Hat  der  Sfhiifer  an  der  «Leckage  Schuld,  ao  ist  er 
natUrUch  zum  Schadenersatze  yerpflichtet;  doch  lahlt  er  den  Werth, 
so  nuwi  ihm  auch  .wohl  dif  Fiacb^  bezahlt, wf^r<(en« 
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Dotenehrift  4?r  Goonossenieiile  eine  betreftmde  Noin  gemacbt 
b«t.  Dies  sieU  allgemein  fest.  Also  würde  der  Schiffer  durch 
einen  solchen  ZusaU  auch  das  Recht  der  Leckage  aufheben. 
Dies  Recht  kann  aber  unzweifelhaft  auch  durch  besondere 
Stipulation  im  Connossemente  oder  anderweitig  ausgeschlossen 
werden,  doch  gegenüber  dem  Empfänger  nur  durch  derartige 
Bestimmungen  im  Connossemente,  obgleich  aus  anderen  Stipu- 
lationen dem  Schiffer  wenigstens  ein  Regress  gegen  den  Be- 
frachter erwachst  Der  auf  Connossementen  beliebten  Ciausel 
y,frei  YO.n  Leckage*'  kann  aber  keine  andere  als  die  ange- 
deutete Bedeutung  zugeschrieben  werden,  nämlich,  dass  sfe  den 
Sdifffer  von  dem  Recht  der  Leckage  befreie,  Hhnlich  wie  der 
Ausdruck:  „frei  ron  Bruch'\  der  namentlich  bei  zerbrech- 
lichen Gütern  (Glas,  Porzellan  etc.)  gemacht  wird,  den  redlichen 
Schiffer  Tom  Ersatz  wegen  zerbrochener  Güter  befreit.  Wenn  der 
Zusatz  „frei  von  Bruch"  fehlt,  so  kann  man  an  sich  keineswegs 
den  Schiffer  zum  Ersatz  für  zerbrochene  Güter  als  verpflichtet 
ansehen.    Siehe  jedoch  S  119  n.  8.  S.  342. 

Das  Consulat  cap.  234  entscheidet  sich  dahin,  dass  wenn 
die  Kaufleute  (Befrachter)  zerbrechliche  Sachen  verladen  und 
selbst  stauen  lassen,  der  Schiffer  für  nichts  hafte  und  allemal 
seine  volle  Fracht  erhalte;  dass  dagegen,  wenn  der  Schiffer  die 
Waaren  selbst  stauen  lässt,  er  zwar,  wenn  er  keiner  Nachlärssig- 
keit  überführt  werde,  gleichfalls  nicht  hafte,  indessen  für  die 
zerbrochene  Waare  keine  Fracht  beanspruchen  könne,  und  dies 
scheint  der  BilHgkeit  angemessen. 


$  130.    Zeit  der  Besahlnng. 

Die  Fracht  ist  fUlig  mit  der  Ablieferung  der  Güter.  Daher 
ist  es  gleichgültig,  ob  die  Ablieferung  am  bestimmten.  Bnt** 
lösehungsplatze  oder  sonst  irgendwo  geschehe.  Namentlich  wenn 
der  Befrachter  in  den  oben  §  95  bezeichneten  Fallen  die  Fracht 
vor  Anfang  oder  wihrend  der  Reise  zurücknimmt  und  trotzdem 
ganz  oder  theilweis  die  Fracht  bezahlen  muss,  muss  die  Fracht 
bei  der  Rückgabe  an  den  Schiffer  entrichtet  werden.  RegulHrer 
Weise  braucht  aber  die  Fracht  erst  nach  Vollendung  der  Reise 
gezahlt  zu  werden,  falls  nicht  ein  früherer  Zahlungstermin  zur 
Zahlung  der  ganzen  oder    tbeilweisen  Frachtsumme   von  den 
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CoAtrahenten  yerabredet  ist  Abbott,  I.  c.  S.  9M.  Wenn  die 
Reise  röckgftngig  wird,  so  kann,  falls  die  Entschädigungen,  weldie 
in  solchem  Falle  etwa  die  Befrachter  dem  Schifler  ru  leisten 
haben,  nicht  so  gross  sind,  als  die  Torausbezahlte  Fracht,  diese 
ganz  oder  theilweis  zurückgefordert  werden,  falb  nicht  das 
Gegcntheil  ausbedungen. 


S  131.    Reebte  der  Fracht 

Die  Güter  und  das  ScbiflT  stehen  in  solchem  Zusammen- 
baoge  mit  einander ,  daas  wie  schon  Cleirac  (us  et  coutumes 
de  la  mer  p.  72)  sagt,  das  Schiff  für  die  Waare  und  die 
Waare  für  das  Schiff  verhaftet  ist>«).  Also  steht  fest, 
yf9ii^  durch  des  Scbiflers  oder  Verfrachters  Schuld  die  Güter 
uiclit  ganz  oder  im  schlechten  Zustande  geliefert  werden,  so 
kann  sich  der  Befraditer  an  das  Schiff  halten.  Auf  der  anderen 
Seite  hat  der  Schifler  (Verfrachter)  wegen  der  Fraohtforderung 
ein  bescbrjUiktes  Retentionsrecht  an  den  Gütern.  Er  darf  näm- 
lich zwar  die  Güter  nicht  am  Bord  des  Schiflea  zurückbehalten, 
aber  er  kann,  bei  Verdacht  der  Zahlungsunrähigkeit  des  Empfiln- 
gers  oder  in  allen  streitigen  Fällen  die  Güter  an  einem  sicheren 
Orte,  wo  möglich  gericlitlich  deponiren  und  mit  der  Zeit  sich 
gerichtlich  dahin  autorisiren  lassen,  soviel  davon  als  zur  Deckung 
der  Fracht  nöthig  scheint  zu  verkaufen. 

Cautionsleistuug  wegen  der  Frachtsumme  braucht  sich  der 
Schiffer  statt  Zahlung  nicht  gefallen  zu  lassen. 

Hatte  der  Schifler  einmal  die  Güter  an  den  Empranger  ohne 
Zahlung  zu  empfangen  abgeliefert,  so  iat  das  dingliche  Recht 
des  Scbiflers  an  den  Gütern  wegen  Frachtzablung  selbstredend 
kl  Gefahr,  vernichtet  zu  werden.  So  lange  aber  die  Partie  Güter 
noch  jU%  solche  in  den  Räumen  des  Empfängers  als  ein  ge- 
sondertes Ganees  sich  betrachten  Usst»  also  noch  verpackt  bleibt 
oder  doch  die  fungibelen  Sachen  auf  besondere  Haufen  gebracht, 
auf  besonderen  Böden ^  Kellern  etc.  gelagert  sind,  endlich  so 
lange  sie  nicht  durch  Kauf  oder  Tausch  oder  sonst  onerose 
Geschäfte  in  das  Eigenthum  (wenn  auch  noch  nicht  in  den  Be- 
sitz) eines  Dritten  übergegangen  sind«  wird  man  dem  Schifler 


80.  cf.  Kent,  L  c.  220.    Boula^-Pat^,  l  c.  II.  207. 
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jenes  Recht  noch  einrttimen  dOrfen.  Di%  Parlikularreebte  haben 
in  dieser  Betiehung  abweichende,  doch  meist  positiv  rernünftige 
Bestimaiungen. 

Du  Preuss.  Recht  II.  &  $  179S.  20.  ist  in  Bezug  hleraaf  am 
ooMeqoenteeten  and  dem  Schiffer  am  gOnstfgsten  ausgearbeitet 
In  Fall  des  Verdachts  soll  der  Schiffer  sogleich  soviel  Waaren 
ab  zur  Frachtdeckung  nOthig  zurOckbehatten  und  nach  ge-> 
Khehener  Ablieferung  in  gerichtlichen  Beschlag  nehmen  lassen 
kdnnen;  und  soll  er  von  letzterer  Befogniss  auch  gegen  den 
drillen  Besilzer  der  Waaren,  binnen  sechs  Tagen  nach  der 
dein  ersten  Empfkager  geschehenen  Ablieferung  Gebrauch  machen 
dOrfen,  falls  nicht  dieser  dritte  Besitzer  die  Waaren  an  den 
ersten  Eaqifilnger  baar  bezahlt  hat,  ehe  er  von  des  Schiffers 
Anspruch  wusste.  Nach  dem  Franz.  Code  de  com.  Art.  907  be« 
htit  der  Schiffer  trotz  der  Ablieferung  sein  Privileg  noch  15  Tage 
nach  der  AMiefernng,  selbst  wenn  die  Waaren  schon  im  Maga- 
zin des  Eoipfhngers  oder  seines  Gomroffssion&rs  sich  befinden. 
Bodh  soll  diese  Fortdauer  des  Privilegiums  (Code  Nap.  2102. 
Pardesstts,  n.  902)  dann  nur  die  Folge  haben,  dass  der  Schiffer, 
falls  der  Empfllnger  fallirt,  innerhalb  besagter  Zeit  allen  Obrigen 
GIlubigern  wegen  der  transportirten  Gegenst&nde  vorausgehen 
kann.  Indessen  ist  doch  dieser  Vorzug  kein  absoluter.  Waren 
Kosten  theils  ftlrr  Transport,  theils  fOr  Ladung  und  Löschung 
fldialdig,  so  würde  Coneurrenz  entstehen  und  mQäSten  die 
Lagerspesen  der  Fracht  vorgezogen  werden,  so  lange  die  Waaren 
im  Magazin  des  Loeators  wlkren  *oder  so  lange  sich  letzterer 
daran  hatten  könnte.  Wenn  dagegen  der  erste  Empfänger  durch 
Verkauf  and  AusReferung  oder  durcfi  Versatz  die  Waare  be- 
reits in  dritte  HSnd6  hat  gelangen  lassen,  so  ist  das  Prifileg 
ganz  erloschen,  wogegen  ein  Verkauf  ohne  Tradition  nichts 
schaden  kann. 

Das  Hotl.  Recht,  1.  c.  Art.  450  ist  sehr  streng:  der  Ver- 
frachter oder  Schiffer  ist  fOr  die  Fracht,  Unkosten  und  Havarie 
auf  di6  abgeladenen  Goter  vor  allen  anderen  Gläubigern  wahrend 
90  Tagen  nach  der  Ablieferung  privilogirt,  wenn  die  GOter  nicht 
in  die  Gewalt  von  Dritten  Übergegangen  sind. 

Das  Spanische  Recht,  I.  c.  Artikel  708  bestimmt  aber  sogar 
einen  Monat  Zeit  für  Ausübung  des  Privilegs  und  ist  ts  dabei 
gleichgültig,  ob  sioh  d^  EAipfllnger  fallit  erkllrt;  dagegen  kön- 
nen die  Waaren,  weldie  acht  Tage  nach  der  Empfangnahme  an 
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eiobn  dritten  Besiteer  ObergegftQgea  sümI,  Bi«hl  mehr  auf  jene 
privUegirte  Weise  vom  Schiffer  in  Ansprn^  genomoien  werden. 

Wenn  von  den  nach  einem  Connossemenie  verlftdenen 
Waaren  auch  nur  noch  ein  Theil  in  den  Hunden  des  Schiffers 
oder  noch  in  dem  Besitze  des  erslen  Kmpfllngers  sich  befindet, 
^  wittde  man  den  Schiffer  fbr  befugt  ballen  dürfen  i  an  dem 
Reste  seine  resp.  Privilegien  auszuüben. 

Wenn  aber  der  nämliche  Befrachter  auf  verschiedene  Co»- 
liossemente  Waaren  verladet»  so  stehen  fQglicb  die  Waaren  der 
verschiedenen  Conoossemente  und  diese'  Connosseme^te  nach 
der  Natur  des  so  leichten  Handelsverkehres  mit  denselben  nicht 
in  solcher  Verbhidung  mit  einander,  dass  etwa  der  Schiffer  das 
in  Bezug  auf  die  eine  Partie  der  Waaren  verlorene  Recht 
nun  auf  Grund  eines  anderen  Connossements  an  den  hiernach 
abzuliefernden  Waaren  ausüben  könnte  >^). 

Die  Rechte  nun,  welche  die  Fracht  hat,  geniessen  auch  alte 
Accessoriefi  derselben"),  also  namentlich  Havarie,  Primage, 
Kaplaken,  Kübigeld,  die  man  bisweilen  mit  dem  gemeinsamen 
Namen  Unkosten  bezeiclinet. 

Der  Schiffer  ist  gegenüber  dem  R heder  jedenfalls  gesichert, 
wenn  er  auch  die  Waaren  überlieferte,  ohne  das  Privileg  der 
Retention  auszuüben,  falls  er  nur  in  bona  fide  war  und  sich  keine 
Nachlässigkeit  zu  Schulden  kommen  liess.  Der  Handelsverkehr 
beruht  auf  Treu  und  Glauben  unter  den  Contrabenten  und  der 
Schiffer  darf  überall  fürs  Erste  regelmässige  Zahlung  prisumiren. 
Doch  muss  er,  sobald  nach  der  Ablieferung  es  klar  wird,  dass 
die  Frachtzablung  nicht  erfolgen  werde.  Altes  tiiun»  um  die 
anderweitigen  Privilegien  seiner  Fracht  dem  Rheder  zu  sichern, 
sonst  haftet  er  diesem  persönlich.  Aber  auch  gegenüber  dem 
Befrachter  oder  Ablader  halte  ich  den  Schiffer  zu  einem  Mehr 
nicht  für  verpflichtet  und  glaube  keineswegs,  wie  Pohls,  L  a 
Seite  582  es  wHl,  dass  der  Befrachter,  falls  der  Schiffer  jenes 
Retentionsrecht  nicht  geltend  gemacht  habe,  von  der  Zafaiuiig 
der  Fracht  frei  sei;  es  scheint  mir  zu  genügen,  dass  der  Schiffer 
bona  fide  und  ohne  da^s  ihm,  eine  Fahrlässigkeit  zur  Last  fäHt, 


21.  of.  Pardessut,  1.  e.  n.  QOi. 

22.  cf.  bca.  Holl.  Eeabt,  1.  e.  Art  487,  490,  407;  4ort  heisst  m 
f rächt,  Hi^varie  und  VnkQftan.   ei  Spai^  ReditUc.  706, 


Kap.  HI.  FEaeht^ottttaetttüfliebuiig  u:  Frä^htaahlnilg.  f  13i:    839 

di^  GQIer  OMi^ebM  und  dato  er  nadiirSgUdi  Alles,  gelhan  hat^ 
waii  zur  Sicherang  der  Fradit  möglich  ist  Dafür  soheineaL^  die- 
selben Gründe  zu  sprechen,  wie  oben  im  Verh&ltniss  attOi-fihe«* 
der.  Und  so  verstehe  ich  auch  eiosig  die  dessfalisigen  JBeslim-* 
mungen  des  HoUlndiaehea  Reebtes:  Hat  der  Schiffer  das  Gut 
gelOscbl,  ohae  sieb  die  Fracht»  Havarie  und  andere  Kosten  ausp- 
fählen zu  lassen  oder  ohne  von  den  eben  angedeuteleD  und  aoi 
Löschplätze  gerade  erlaubten  Sicbesbeitsoiassregaiii  Gebrauöb 
gelnadb^  zu  haben,  so  verliert  er  seine  Ansprache  an  den  Be* 
fimohter  oder  Ahlader,  falls  nanUch  diese  vom  Empfiüiger  ver-- 
schieden  sind  und  falls  Befrachter  oder  Ablader  beweisen  kön* 
nen,  dass  der  eine  oder  der  andere  den  Betrag  der  Fracht» 
Havarie  und  anderer  Kosten  mit  dess  Empfänger  der  Guter  ver^i- 
rechnet  hat  .oder  dass  er,  wegen  des  Fallissements  von  letaterem» 
den  besagten  Betrag,  nicht  werde  erhalte  können  *?)<  Der 
Schiffer  bleibt  dann  natürlich  trotzdem  dem  Yerfrachter  (seinem 
Kheder)  wegen  der  Fracht  verantwortUeh  und  bat  nur  eine« 
persönlichen  Anspruch  gegun  den  Emphnger. 

Die  Privilegien  der  Fracht  geniesst  d^on  auch  die  Faut*- 
fracht,  soweit  es  nach  dew  Natur  derselben  im  einzelnen  Falle 
möglich.  Denn  beateht  die  Fautfracht  4^rin>  dass  gar  .keine 
Ladung  von  denn  Ablader  geliefert  wurde,  so  kann  .natüf  lieh  von 
einen  dinglichen  Privileg  des  Schiffers  an  der  Waare  w^gen 
der  schuldigen  Fautfrachtsumme  gar  nicht  dfe  Bede  sein,  da 
es  hierzu. ad  d^m  jdit»glichen  Objecto,  der  Waare,.  Oberhaupt 
fehlt.  Dagegen  bestand  die  Fautfracht. nur  darin,  dass  die  Waare 
nur  theilweis  oder  zu  einem  geringeren  Frachtpreise  eingeladen 
wurde,  so  hat  die  Anwendung  des  Privilegs  im  Allgemeinen 
keine  Schwierigkeit  und  Oberhaupt  nichts  BigenChdmIiches. 
Fautfracht  ist  eben  Fracht.  Doch  im  einzelnen  Falle  können 
ans  der  besodderen  Coniplicirtheit  der  Verbindung  unter  den 
bei  der  Ladung  betheiligten  Personen  Schwierigkeiten  entstehen. 
Wenn  nämlich  **)  ein  in  Folge  einer  Certepartie  nach  einem 
Hafe^  versegeites  Schiff  im.  Fal)  der  Fautfracht»  indem  fiet  Ab- 
lader« die  Ladung  nicht  liefert»  von  dritten  Personen,  denen  jene 


33.  So  wörtlich  dm  VioU,  Rech^  h  «s  Art.  488, 
24.  Siehe, 4im»  Fall. bei  Pöbji,  Ö8t,  der  üin  niebt  genau  eh$mkr 
,   teritirt  .  . 
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GerUpaiiie  fremd  ist,  beladen  wurde;  glelebriel  ob  laf  Aitrieb 
des  Abltdera  oder  sonst  wie,  so  yersteht  es  sieh  ¥on  selbst,  dass 
der  Schiffer  in  Bezug  auf  seine  etwanigen  Ansprüche  ans  der 
Gerlepartie  wegen  Fautfracht  des  urspranglicben  Abladers  die 
dinglichen  Privilegien  der  Fracht  an  diesen  nun  Teriadenen 
Waaren  der  dritten  Befrachter  überhaupt  nicht  gellend  machea 
kann,  sondern  nur  in  Bezug  auf  die  von  diesen  in  Folge  ihrer 
Connossemenle  zu  zahlende  Fracht,  obgleich  diese  letztere  in 
solchem  Zusammenhange  mit  der  Fautfracht  steht,  dass  der 
Schiffer  rieh  dieselbe  in  die  zu  fordernde  Fautfrachtsnmne  ein- 
rechnen lassen  müsse.  Ja  wenn  der  ursprüngUehe  Ablader,  falls 
derselbe  nur  nicht  mit  der  Person  des  die  Gerteparlle  abschlies- 
senden Befrachters  identisch  ist,  selbst  Güter  einladet  und  wenn 
derselbe  diese  neue  Ladung  mit  der  aus  der  Gertepartie  ver- 
weigerten nicht  im  Zusammenhange  wissen  wollte,  so  kann  ^ler 
Schiffer  auch  in  Bezug  auf  diese  eingeladenen  Güter  seine 
Fautfrachtprivilegien  ntebt  geltend  machen.  Nur  in  dem  Falle, 
wo  Ablader  und  Befrachter  in  einer  Person  zusammenfallen  oder 
allenfalls  wo  der  Ablader  Güter  des  ursprünglichen  Befrachters, 
wenn  auch  mit  Protest  gegen  jegHche  EMüUung  der  ursprüng- 
lichen Gertepartie,  verladet,  wird  der  Schiffer  an  dieser  seiner 
neuen  Ladung  nichtsdestoweniger  die  Privilegien  seiner  Faut- 
fracht ausüben  dürfen,  wegen  einer  gewissen  Connexitat  der 
Person  des  Befrachters  in  dem  Fautfracht^  sowie  in  dem  neuen 
Frachtfalle.  I>och  m(kbte  letzteres  mehr  in  der  Billigkeit  be- 
ruhen, weniger  sich  als  juristisch  consequent  darstdlen. 


S  13&   FrachtsaUang,  wenn  der  Coatract  tackgingig  wird. 

Es  gibt  gewisse  Ausnahmen  von  der  Regel,  dass  die  Fradil 
nur  für  die  an  den  BestimaMingsort  transportirten  Güter  m 
lahlen  seL 

Von  der  Frachtzahlung  im  Falle,  dass  der  Gontract  rück-^ 
gAngig  wird,  ist  aber  bereits  oben  $  94,  05,  185,  IS8,  187,  ge^ 
sprechen.  Der  Schiffer  hat  übrigens  nie  das  Rechte  freiwillig 
von  dem  Contracte  zurückzugehen  und  ist  in  den  Seerechten  in 
Bezug  hierauf  der  Befrachter  mit  Recht  viehnehr  begünstigt, 
denn  dessen  Ladung  hangt  in  der  Regel  mit  den  mannigfachen 
und  oft  schnell  wechselnden  Gonjuncturen  des  Handelsverkehres 
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mMOMien,  d«  die  Tkätigkeit  des  Schiihrs  viel  einfacher  ist 
Doch  ist  der  leiiende  Grundsitz  überall  der,  dass  der  Schiffer, 
in  FaB  dass  der  Befrachter  den  Verlrag  rüekgftngig  naeht,  Eni'** 
schsdiguiigen  erhalten  mQsse,  die  nach  den  rersehiedenen  Arten 
der  Befrachtung,  sowie  nach  der  Zeit  der  Rlkekgingigniachang 
▼erschieden  sind.  Da  hier  nnr  durch  positive  Bestimmongen  nach 
Zahlen  eta  ein  der  Billigkeit  enispreohendes  Verhiltniss  der  Bnl- 
schldigiing  festgesetit  werden  kann  nnd  solche  Bestimmnngen 
immer  nur  relativ  richtig  sind,  so  ist  es  natürlich,  dass  die  eiih- 
zeloen  Seerecbte  in  dieser  Beziehung  vielfach  von  einander  ab- 
weichen und  die  Frachtfofderungea  des  Schiffers  hier  sehr  vec« 
schieden  bestioinien.  Siehe  besonders  wegen  der  Details  ohen 
S  91—90,  sowie  mck  die  SS  108,  119,  124-127. 

lJei»rigeiis  ist  es  klar,  dass»  wenn  die  Parükularrechte  den 
rüektretenden  Aefrachter  nicht  ein  für  allemal  mit  Zahlung  der 
gamen  oder  theüweisen  Frachtsnmne  von  allen  weiteren  Veiv 
bindlichkeit  befreien,  was  aber  allerdings  als  Regel  anauseben 
ist,  derselbe  dem  Schiffer  das  gesammte  Interesse  für  die  gar 
nicht  oder  nicht  vollständig  gelieferte  Ladung  zu  leisten  hat, 
also  überall«  wo  eine  wahre  Fautfracht  existirt,  namentlich  au^ 
für  den  TheiL  der  Havariegrosse  aufkommen  müsse,  der  auf  die 
nicht  versandten  Güter  fallen  würde,  und  dass  er  auch  etwanig^ 
Primage,  Kaplaken  neben  der  Fracht  als  deren  Accessorien  zu 
zahlen  habe. 


$  133.    Frachtzahlung  im  Falle  der  höheren  Gewalt  >»). 

Davon  ist  bereits  $  127  gesprochen.  Bier  bleiben  nur  noch 
einige  besondere  Fälle  zu  erörtern. 

I.  Es  ist  ein  in  allen  Seerechten  anerkannter  Satz,  dass 
Frachl  nvr  für  abgelieferte  Watfe  zu  zahlen  sei.  Demnach  ist 
f&r  die  im  Schifibruch  untergegangenen ,  sowie  durch  Seeräuber 
getauMea  oder  durch  die  Kriegsschilfe  nnd  Kaper  einer  kriegs* 
f&farenden  Macht  genommenen  Güter  keine  Fracht  zu  zahlen, 
doch  wird  im  letoten  Falle  allemal  erst  vorausgesetzt,  dass  die 
Güter  in  Folge  der  Aufbringung  auoh  wirklich  dMV#l  (prlsen- 
gerichtlicbe)  Coademnatjon  vertorDn  genügen  sind«    Jhck 


25.   cf.  b^Monden  POhb^  S.  988  K 
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terlieK  durch  die  Gondemnation  der  SchiHer  nur  dann  den 
Frachttnapruch,  wenn  er  vom  Standpunkte  des  Völkerrechts 
aus  selbsl  in  culpa  war,  also  um  die  Unfreiheit  seiner  Ladung 
wusate.  Von  Rechtawegen  sollte  dem  neutralen  Schiffer  voin 
Captor  selbst  fOr  condemoirtes  feindliches,  wenn  nur  nicht 
kriegscontrebandiiches  Gut  die  Fracht  gezahlt  werden.  Doch 
siebt  darüber  seeraehtHoh  nichts  fest,  obwohl  die  Engl.  Prisen- 
gericbte  dem  Scbifler  hierin  sich  öfters  g&nstig  gezeigt  haben. 
Jaeobsen,  S«  307. 

Ist  die  Fracht  In  allen  diesen  Fsiten  vorausbezahlt,  so  mess 
sie  zurOekgegeben  werden,  es  sei  dehn,  dass  das  Gegentbeil  be- 
dungen worden.  So  ganz  allgemein  das  Spanische  Recht  1.  c 
Art.  787.  Doch  wird  für  die  Restitution  natürlich  nur  das  Schilf 
verhaftet  sein  und  ist  dies  untergegangen,  so  ist  damit  auch  der 
Anspruch  auf  Restitntion  erlosohen.  Auch  wird  man  den  Sehifler 
berechtigen  mitosen,  eine»  Abzug  pro  rata  itinerls  in  solchen 
Fftllen  zu  machen. 

IL  Nichtsdestoweniger  ist  Ausnahmsweise  nach  allen  See- 
rechten für  geworfene  Güter  Fracht  zu  bezahlen.  Dies  ist 
der  Fall  der  Havariegrosse.  Es  rechtfertigt  sich  aber  diese  Aus- 
nahme dadurch,  dass  solche  geworfenen  Güter  Überhaupt  dem 
Befrachter  nicht  verloren  sind,  indem  dieselben  nach  allen  See- 
rechten von  dem  geretteten  Schiffe  und  den  geretteten  Waaren 
verhältnissmdssig  ersetzt  werden  müssen.  Nach  den  verschie- 
denen Particularrechten  ist  verschieden  zu  bestimmen,  ob  der 
Ablader  oder  Empfänger  hier  direct  die  Fracht  bezahlen  müsse, 
wogegen  er  denn  die  Vergütung  nach  Aufmachung  der  Havarie- 
ßro9ße  erhalt»  oder  ob,  was  als  Regel  betrachtet  werden  muss, 
die  Vergütung  der  Fracht  unmittelbar  aus  der  Havarieaufmacfauflg 
geschehe. 

Ul.  A|Uch  erscheint  es  der  Billigkeit  angemessen,  dass  der  Schiffer 
^ie  volle  Fracht  erbiU,  wenn  er  die  durch  seine  Schuld  ver- 
lorenen oder  an  einem  anderen  als  dem  Bestimmungsorte  ge- 
löschten Guter  erstattet  oder  resp.  das  Interesse  leiste  Das 
Preuss.  Recht  (IL  8.  S  1699)  besUmmt  dies  auadrücklich. 

IV.  Ebenso  ist  Fracht  auch  fllr  die  in  NothfUlen  zum  ati- 
gemeinen Besten  vom  SchilTer  verkauften  Güter  zu  bezahlen,  da 
auch  diese  Güter  dem  Befrachter  in  Havariegrosse  ersetzt  wer- 
den.  Ebenso  und  aus  demselben  Grunde  (iir  die  Waaren,  welche 
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den  Seeräubern  Oberlassen  wurden,  um  Schiff  und  Ladung  von 
ihnen  loszukaufen. 

y.  Werden  geborgene  Güter  an  den  Bestimmungsort  ge- 
bracht» so  ist  davon  Fracht  zu  zahlen  und  versteht  es  sich  von 
selbst,  dass  der  Befrachter  (resp.  Empfänger)  zugleich  die 
Bergungskosten  zu  berichtigen  hat  Werden  sie  nur  in  einen 
Nothhafen  gebracht,  so  kann  die  Fracht  dafür  nur  pro  rata 
itineris  verlangt  werden.  Diese  Rate  ist  nöthigenfalls  durch 
Sachverständige  nach  den  Umständen  des  besonderen  Falles  zu 
ermitteln.  Allgemeines  lässt  sich  hierüber  wenig  sagen.  Auch 
wenn  Güter  ranzionirt  werden,  ist  Fracht  zu  zahlen^  entweder 
die  ganze  oder  pro  rata  itineris.    Span.  Recht  1.  c.  Art  788. 

VL  Wenn  die  Reise  eines  Schiffes  entweder  vor  deren  An- 
fang oder  während  derselben,  durch  Embargo  oder  durch  eine 
andere  Massregel  von  hoher  Hand,  ohne  Schuld  des  Schiffers, 
Eigners  oder  Befrachters,  oder  durch  andere  unwiderstehliche 
Gewalt,  also  namentlich  auch  durch  Seegefahr  nur  für  eine  ge-^ 
wisse  Zeit  verhindert  wird,  so  scheint  es  überall  der  Billigkeit 
angemessen,  dass  die  getroffenen  Vereinbarungen  bestehen  blei- 
ben» ohne  dass  weder  von  der  einen  noch  von  der  anderen 
Seite  einige  Entschädigung  zu  leisten  ist  Der  Befrachter  hat 
aber  für  die  Zeit,  in  'der  das  Schiff  dadurch  aufgehalten  wird, 
also  festliegen  muss,  keine  Fracht  zu  zahlen,  wenn  es  monats- 
weise verfrachtet  war,  noch  Erhöhung  von  Fracht,  wenn  die 
Verfrachtung  für  die  Reise  stattgefunden  hat  Doch  darf  der 
Ablader  während  dieser  Behinderung  seine  Waaren,  wenn  er  es 
z.  B.  zu  deren  besseren  Erhaltung  und  Controlirung  für  nöthig 
findet,  auf  seine  eigenen  Kosten  entladen  lassen,  unter  der  Be- 
dingung, sie  wieder  einzuladen  oder  den  Verfrachter  oder  Sdiiffer 
schadlos  zu  halten  **). 


26.  Diese  allgemein  lu  billigenden  Bettimmangen  von  n.  VI.  finden  sich 
fast  wörtlich  so  im  HoU«  Rechte,  1.  c.  Art.  505.  Siebe  bereits  oben 
S  127.    Ebenso  Span.  Recht  l  c.  Art  776. 
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Absclmltt  TXL 

Vti  la?ariei  mmi   SttHthhitm. 


Literatur^:  Pohls,  SeerechC,  S.  625  — 770;  Jacobsen, 
Seerecht,  S.  452—520;  Abbott,  treatise,  part.  IV.  chap.  IX. 
(6)  pag.  425—454;  Kent,  comment.  part  V.  lect.  47  n.  8. 
pag.  232-244;  Pardessus,  cours  HI.  n.  731-751;  firavard- 
Vejrri^res,  onanue),  liv.  II.  chap.  13.  p.  453—472;  Koch, 
Preass.  Recht  I.  $438—445.  S.  739  AT.;  Piantanida^  giuris 
—  pnidenza  II.  p.  253  sq. 


1.  Von  eigentlichen  Speiialwerken  sind  ni  nennen:  1)  Die  Dlaiertatio- 
aen  Ober  den  Titel  des  RSm.  Rechte  de  lege  Rhodie  de  jactu  von 
J.GothofredttB  (Genf  1551  «.Helmstedt  1732);  C*Tsn  Bynckeri- 
hoeck  (Hug  1702  und  in  dessen  opnsenlis);  van  der  Sehelling 
(Lngdnn-Bat  1722);  MslbUnc  (TQbiogen  1801);  Rsmus  de  Mon- 
tan o  (Madrid  1673).  Doeh  ist  hier  nichts  als  Römiachee  Recht  lu 
finden.  —  Im  Geiste  des  modernen  Seereehta  sind  geschrieben,  ohne 
aber  jetit  noch  irgend  werthToU  xu  sein:  Ben  Tractat  von  Ayargen 
(Haag  1651);  L.  A.  r.  Bostel,  de  contributione  propter  jactum 
man*  (Arg.  1735);  Gloeeknert,  de  iure  havariae  (Heidelb.  1677); 
M.  Lübeck,  de  inre  aTariae  (Regiom.  et  Lips.  1719);  T.  Sohroe- 
der,  de  ayaria  germ.  ▼..  Havereyreeht  (Altdorf  1676);  J.  H.  Fricke, 
eamparatio  iuris  nantiei  rigensis  et  hambnrg,  antiq.  in  mat  haya- 
riamm  (Kiel  1773);   J.  Schultse,  de  contributione  jactns  (Bas 

f.  KsMeabers,  Seersehl  U.  1 


2  Abschn.  VU.  Havarien  und  Seesch&den. 

Quellen:  Die  älteren  Seerechte  sind  unvollständig  in  dieser 
Materie.  Die  neueren  widmen  ihr  besondere  Abschnitte: 
Ordonnance  de  la  mar.  1681.  liv.  III.  tit.  VII.  (des  avaries) 
et  VIII.  (du  jet  et  de  la  contribution);  Code  de  comm.  fr. 
liv.  IL  tit.  VI.  (des  avaries)  et  tit.  XII.  (du  jet  et  de  la  cont); 
Holl.  Handelsgesetzbuch,  Buch  IL  Tit.  VL  (vom  Ueber- 
segeln  etc.)  und  Tit.  XL  (von  Havarien);  Span.  Handels- 
gesetzbuch, Buch  III.  Titel  IV.;  Preuss.  Allgem.  Landrecht 
IL  8.  Abschnitt  12.  S  1766  fr.  (von  Havarie  und  Seeschäden). 
Vergl.  die  vielen  Assec.  und  Havarieordnungen ,  so  von 
Hamburg  1731,  Schweden  1750,  Preussen  1766,  Rotter- 
dam 1721,  Amsterdam  1744,  Kopenhagen  1746  etc. 


Kapitel  l 
Blnleitung» 

S  134.    Uebersicht 

Es  soll  in  diesem  Abschnitte  die  ganze  Lehre  von  den 
Seeschäden  in  ihrem  Zusammenhange  übersichtlich  dargestellt 
werden,  da  man  sie  gewöhnlich  in  den  Compendlen  wie  in  den 


1647);  R.  C.  a  Derschau,  praei.  J.  H.  Hoyer,  de  havam 
(Regiöm.  1700);  J.  Sucher,  de  mtaÜM  (Lugd^-Bat  1716);  J.  11 
Bruningt,  praea.  D.  O.  ▼.  der  Keeaael,  de  avaria  (Lug<dL-Bat 
1773).  —  Besser  ist:  Q.  Weytsen,  tractaet  Tan  avaryen  (Leiden 
1617  und  öfter;  va»  nieuw  oyersien  en  —  -*  veitykt  d.  S.  T«a 
Leenwen  Idöt  und  <yfter);  lateinisch  von  M.  d.  Vicq.  (Amsterd. 
1672),  franaOtisch  (Amaterdam  1703);  F,  M.  Kiefeker,  von  der 
Hayariegrossa  oder  extraordinäre,  besonders  nach  den  Oesetxen  und 
Gewohnheiten  der  Reichsstadt  Hambufg.  (GQttingen  1798;  P.  T.  W. 
Tonnies,  Ober  Avam-Grosse  und  die  nothwendige  Abhütfe  häufi- 
ger Missbr&nche  bei  derselben.  (Hamburg  1823  uud  in  deaaaelbcD 
Jahre  eine  neue  rerbesserte  Auflage,  von  der  1824  ein  uuTerftndertef 
Abdruck  erschien);  M.  Pohls,  Bemerkungen  über  Havarie-GrosM 
nach  Principien  des  Reciits  und  der  Handebpolitik  etc.  (Hamburg 
1823)  und  dacu:  Zusätze  (Hamb.  1824);  Tonnies»  Betevdituttg 
der  Schrift  des  Herren  M.  Pohls:  Bemerkungen  etc  (Hambw  1833). 


Kap.I.  EinMIung.  $134  S 

Seegesetzgebungen  auselnanderreisst  und  namentlich  die  Lehre 
Ton  der  HaTariegrosse  mehr  oder  weniger  mit  der  Seeassecu  ranz 
in  Verbindung  setzt,  obgleich  letztere  nicht  bloss,  was  allerdings 
nicht  sehr  wesentlich  für  die  systematische  Darlegung  ist,  historisch 
erst  Yiel  spftter  im  Seeleben  aufgetreten  ist,  sondern,  was  von 
entschiedener  Wichtigkeit  ist,  ganz  verschiedene  Grundsätze  be- 
folgt. 

Im  weiteren  Sinne  versteht  man  unter  Havarie  überhaupt 
wohl  ganz  dasselbe,  was  man  mit  dem  Aasdrucke  Seeschaden 
zu  bezeichnen  pflegt,  obgleich  man  darunter  auch  ganz  beson- 
dere Arten  von  Seeschäden  versteht,  und  desswegen  haben  wir, 
besonders  nach  dem  Muster  des  Preussischen  Rechtes,  jene  alt- 
gemeine  Rubrik  dieses  Abschnittes:  „Von  Havarien  und 
Seeschäden''  gewählt,  um  recht  treffend  schon  in  der  Deber- 
Schrift  unsere  Absicht,  die  ganze  Lehre  von  den  Seeeschäden 
hier  abzuhandeln,  anzudeuten. 

g  135.   Jüntheilung. 

Demnach  werden  wir  in  diesem  Abschnitte  zuerst  Kap.  IL 
Von  An-  und  Uebersegelung  der  Schiffe  sprechen;  Kap.UL 
die  Lehre  vom  Schiffbruch,  Strandrecht  und  Bergung 
erörtern;  Kapitel  IV.  von  der  eigenthOmlichen  Natur  dessen, 
was  man,  im  Unterschiede  von  den  übr^en  Seeschäden,  unter 
Havarie  im  Allgemeinen  versteht,  handeln,  endlich 
Kapitel  V — VII.  insbesondere  von  d^ita  so  wichtigen  und  reich** 
haltigea  Institute  der  Havariegrosse  sprechen  und  zwar 
Kap.  V.  das  Wesen  der  Havariegrosse  bestimmen,  Kap.  VI.  von 
dem  Beweis  der  Havariegrosse  reden  und  zuletzt  Kap.  VII.  die 
eigenthümlichen  Grundsätze  der  Gontribution  zur  Havariegrosse 
eatwiekeUi. 


!♦ 


4  Abschn.  VII.  Von  Havarien  und  Seeschaden. 

Kapitel  II. 
An«  und  Ueberseseliiiic« 

S  136.  Begriff  der  Ansegelung  <) 

Unter  Ansegelung  oder  Zusammenstossen  der  Schiffe«) 
versteht  man  das  Aneinandergeratben  zweier  Schiffe  in  offener 
See  oder  auf  dem  Reviere  oder  im  Hafen,  gleichviel  ob  das  eine 
oder  beide  im  Segeln  begriffen  sind  oder  ob  das  eine  oder  ob 
beide  gerade  vor  Anker  lagen,  ferner  ist  es  gleichgültig,  ob  die 
Schiffe  mit  dem  Rumpfe  oder  bloss  mit  dem  Steuer,  den  Segeln, 
Raen,  ausgeworfenen  Ankertauen  etc.  aneinander  gerathen.  Dies 
wird  dann  juristisch  nur  relevant,  wenn  dadurch  eine  Beschädi- 
gung an  den  Schiffen  herbeigefbhrt  wird,  sofern  nicht  der  Kapi- 
tain  des  einen  oder  anderen  Schiffes  schon  wegen  Versuches 
zur  widerrechtlichen  Beschädigung  fremden  Eigenthums  criminell 
belangt  werden  mag.  Der  höchste  Grad  der  Ansegelung  ist  die 
Uebersegelung,  wenn  nftmlich  durch  das  Zusammentreffen 
der  beiden  Schiffe  das  eine  von  dem  anderen  in  den  Grund  ge- 
bohrt und  so  zu  sagen  übersegelt  wird. 

Also  gehören  hieher  die  FftUe  des  Ansegeins,  Uebersegelna^ 
Anfahrens,  Antreibens»  Anstossens,  wie  das  HoU.  Recht  1.  c 
Art.  536,  539  ausdrücklich  sagt  <). 


1.  Ausser  der  oben  in  der  Ueberschrift  dieses  Abschnittes  angegebenen 
allgemeinen  Literatur  Ist  hier  noch  zu  verweisen  auf:  S.  Stryck, 
de  coUisione  navium  in  dessen  dissert.  tom.  IL;  C.  TanBynckers- 
hoeck.  quaest  iuris  priv.  üb.  IV.  c.  18;  Be necke,  System  III. 
S.  440  ff.;  Emerigon,  L  c.  tit  I.  chap.  XIL  aect.  14;  Bonlay- 
Paty,  IV.  p.  492  sq  ;  Pardessus,  1.  c.  n.  652—654;  Cancrin, 
Wasserrecht  Bd.  IIL  Abh,  XIV.  S  46  ff.;  Weddercop,  1.  c  Üb.  IV. 
tit.;  Stypmann,  1.  c.  pars  IV.  cap.  19;  Piantanida,  giuriapr.  II. 
p.  44-56;  besonders  aber  Pohls,  1.  c.  777  ff. 

2.  Französisch:  abordage;  Englisch:  running  foulof;  Italienisch:  aber- 
daggio  oder  investimento  di  due  navi  fra  loro;  Spanisch:  abordo. 

3.  Andere  neuere  Seegeaetze  z.  B.  das  Pieuas.  I.  c.  S  1911  £  vüta- 


Kap.  IL  An«-  und  Deberaegelung.  S  137«  5 

Nach  Rdmiaebem  Reohte  werden  bier  überall  die  Gnindsilze 
der  Lex  Aqoilia  wegen  BohadenersaU  zur  Anwendung  gebracht 
Die  neueren  Seerechie  erkennen  dieselben  zwar  in  Bezug  auf 
dolose  und  culpose  Ansegeiungen  an,  stellen  aber  in  Bezug  auf 
zufallige  Ansegelangen  eigenthümliche  Grundsätze  auf,  die  in 
der  Billigkeit  zu  beruhen  scheinen  und  welche  im  Allgemeinen 
darauf  hinans  laufen,  dass  der  in  aolcfaem  Falle  entstandene 
Schaden  Ton  beiden  Schiffen  nach  einem  gewissen  Verhältnisse 
gemeinsam  zu  tragen  sei,  ohne  dass  aber  dabei  an  Havariegrosse 
und  deren  eigenthQmliches  Wesen  *)  gedacht  zu  werden  braucht. 
Pohls,  S.  778. 


S  137,    UnteneheidaiigeiL 

Die  Ansegelang  ist  entweder  eine  rein  zufällige,  d.h.  sie 
wird  durch  die  Gewalt  des  Windes  oder  der  Elemente  oder 
durch  sonstige  unvermeidliche  Ereignisse  herbeigeführt,  oder  sie 
ist  eine  culpose  oder  schuldbare,  die  durch  die  Fahrlässige 
keit,  Nachlässigkeit,  Absiebt,  überhaupt  durch  die  Schuld  des 
Schiffers  herbeigeführt  Ist  und  als  deren  höchsten  Grad  die 
dolose  oder  absichth'che  Ansegelung  zu  bezeichnen  ist»;. 

Die  Fälle  der  calposen  Ansegelung  sind  nach  den  Umstän- 
den unendlich  verschieden.  Pohls  I.  c  zählt  nach  Anleitung 
der  ausdrücklichen  Bestimmungen  älterer  und  neuerer  Seerechte 


scheiden  noeh  eigentliehet  Ansegeln  vom  Antreiben  etc.,  doch  das 
Piensi.  Recht  nnr  formell,  indem  es  im  Allgemeinen  auf  Beides 
gteiebe  Grandsatse  snweadet.  Dingen  enthalt  das  Holland.  Recht 
tiots  der  formellen  GleiehtteUung  jener  venchiedenen  Arten  doch 
viele  Modiflcationen  in  den  Details,  namoitlich  in  Bezug  auf  vor 
Anker  li^ende  Schiffe. 

Wie  es  s.  B.  Benecke  1.  c.  und  Emerigon  1.  c.  wollen  und  wie  es 
zom  Tbeil  das  Holttndisehe  Handelsgesetibaeh  Art  540  ansdrQck- 
lieh  festMtst. 

Das  neueste  Franz.  Recht  unterscheidet  denn  drei  Arten  des  Zu- 
sammenstoBsens:  1)  abordage  par  force  migeure;  2)  abordage  for- 
tnit,  d.  h.  deuen  Ursadie  nicht  anazumitteln  sei,  obgleich  vermuth- 
licher  Weise  durch  Jemandes  Verschulden  entstanden  sei;  3)  aber* 
dage  quasi-d^lit  d.  h.  culposes  Knsammenstossen. 


6  AbechoiVU.  Vm  HtYarien  und  Seochlideii. 

einige  auf,  b.  B.  wenn  der  Vorfall  sick  ereigoete  dadurch,  dass 
eia  Schiffer  sein  Schiff  nicht  gut  regleH  oder  wenn  er  die  ge- 
setzlich vorgeschriebenen  Maseregeln  verslurot,  also  wenn  er 
keine  Buoy  auf  seinen  Anker  setit,  ferner  wenn  er  nicht  den 
ihm  im  Hafen  oder  der  Rhede  angewiesenen  Plalz  einnimoit 
oder  behalt,  ferner  wenn  er  sich  nicht  in  gehöriger  Entfernung 
von  den  übrigen  Schiffen  namentlich  beim  Ein-  und  Aussegdn 
aus  Hafen,  Strömen,  Buchten  halt,  ferner  wenn  er  mit  vollen 
Segeln  dort  ein-  oder  ausläuft;  sodano  wenn  auf  dem  Reviere 
das  kleinere  dem  grösseren  Schiffe  oder  das  auslaufende  dem 
einlaufenden  nicht  ausweicht;  ferner  wenn  der  Schiffer  sein  vor 
Anker  liegendes  Schiff  nicht  festgemacht  hat  oder  seine  Gerath- 
Schäften  schlecht,  z.  B.  die  Ankertaue  schadhaft  waren;  ferner 
wenn  derjenige,  der  ausweichen  konnte,  dies  nicht  thut;  sodann 
wenn  der  Schiffer,  der  Nachts  aussegeln  will,  nicht  zuvor  am 
Tage  bereits  aus  dem  Hafen  legt;  ferner  wenn  überhaupt  der 
Schiffer  gegen  die  hafenpolizeilichen  Anordnungen  etwas  unter- 
nommen und  dadurch  die  Ansegeluog  veranlasst  hatte;  wenn 
der  Schiffer  nicht  auslugen,  wenn  er  im  Hafen  das  Schiff  ohne 
Wächter  liess,  endlich  wenn  er  bei  Nacht  die  Schiffsleuchte*) 
nicht  anzündete. 

Es  lassen  sich  alle  diese  Fälle  der  culposen  Ansegelung  da- 
hin zusammenfassen,  dass  der  Schiffer  irgend  etwas  versäumte, 
wozu  er  nach  den  Gesetzen  und  Gebräuchen  der  See  ver- 
pflichtet war.  Siehe  dessbalb  besonders  bereits  S  63,  64 
und  72. 

Fälle  doloser  Ansegelung  sind  hier  kaum  aufzuzählen,  da 
sie  sich  von  selbst  ergeben ')« 

6.  Ueber  die  Nothwen^gkeit  dier  SehiMeuohte  bei  Nacht  ist  man 
'  allerdings  nicht  einig.  Die  Alteren  Seegeftetre,  selbst'  die  FranxOt. 
-  Ordonnant  von  1681  emähnen  davon  freilieh  iiicbta.     Doch  war 

schon  Bynckershoeck  (1720)  und  die  FlOrentiniscbe  Rola  in 
einem  Uitheile  der  .Ansicht  von  der  Nothwendigkeit.  Auch  adtreibt 
das  Preuas.  AUg.  Landrecbt  IL  8.  S  1406  expreas  vor:  «jedtr  Schiffer 
„ist  bei  eigener  Vertretung  schuldig,  er  mag  unter  Segel  oder  ror 
n  Anker  «ein,  d/e  Schiffaleachte  anzustecken*'  Pdhls,  1.  c.  bestreitet 
sogar  die  Sitte  wie  die  Zwedkmässigkeit  der  Laterne  wenigstens  n! 
offener  See.  So  viel  ich  aber  weiss,  ist  deren  Gebrauch  übeiall 
Sitte. 

7.  Vergl.  Consolato  del'mare  <^.  243,  Seerecht  Ton  Wisby  Art  27 
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I.  Bd  dotoser  Ansegelong  slimmen  mit  Recht  »He  Seerechte 
darin  Oberein,  dMS  der  zugefügte  Sehaden  Ton  dem  Schuldigen 
gans  2u  tragen  ist;  ja  es  treten  meist  noch  cHmineHe  Bestra- 
fungen ein. 

II.  Die  culpose  Ansegelung  filllt  im  Princip  unter  denselben 
Gesichtspunkt  und  kann  es  keinen  Unterschied  machen,  ob  das 
ansegelnde  oder  angesegelte  Schiff  die  Schuld  hat.  Doch  be- 
stimmt das  Pr^uss.  Recht  1.  c,  dass  nur  ein  grobes  Versehen 
dem  bösen  Vorsatz  in  seinen  Wirkungen  gleich  zu  achten  sei 
und  scheint  das  richtig  zu  sein,  sobald  man  darunter  nur  eine 
wirkliche  Verietzung  der  dem  SchiiSer  obliegenden  gewöhnlichen 
Pflichten  yersieht;.  denn  man  wird  von  dem  Schiffer  eine  ganz 
ausserordeatliohe  Sorgfalt  zur  Vermeidung Ton  Anaegelungeli 
verlangen  dürfen  *)•  . 

III.  Wenn  beide  Schiffe  sich  in  Schuld  wegen  der  An- 
segelung befinden,  z.  B.  wenn  das  eine  mit  vollen  Segeln  in  den 
Hafen  hinein,  dato  andere  mit  vollen  Segeln  aus  dem  Hafen 
heraus  segelte  und  so  der  Zusammenstess  bewirkt  wurde,  so 
scheiat  mir  der  Salx  angewendet  werden  zu»  müssen:  qoodquis- 
quo  sua  iculpa  damnnm  seatü,  noo  intelJigitur  sentire,  also  muss 
jeder  seinen  eigenen  Schaden  tragen.  Damit  stimmt  denn  aach 
das  neueste  Holiand.  Recht  ]«  c.  Art:  535  Ul)erein,  da  dje  allere 


und  OUron  Art  14,  d»  inamentlich  im  Wipbyichen  Seer«ebte  geiagt 
wird :  £a  begiebt  «ioh  wohl,  dasi  man  gern  ein  altes  Schiff  anderen 
gnten  in  den  Weg  legt,  damit  es»  wenn  es  von  dem  anderen  be- 
schädigt wird,  aUen  solchen  Schaden  von  ihnen  ersetst  erhielte; 
weiss  man  «iNFr^  dass  der  Schaden  nar  cur  HKIfte  ersetzt  werde,  so 
iegt  man  gern  ans  dem  Wege. 

Das  HoII.  Handelsgesetzbuch  spricht  bloss  einfach  von  Schuld  und 
nnterschefdet  davon  den  Vorsate  gar  nicht,  mtd  mithin  gerade  nur 
in  unserem  Sinne  verstanden  werden  müssen.  Die  alteren  Seerechtc 
(von  Ol^ron  Art.  14,  Wisby  Art.  27,  48.  der  Hansa  Titel  X.  Art.  1, 
Rotterdam.  A.  O.  Art.  256)  sprechen  gleichfalls  nur  von  Ansegeln:  mit 
Vorbedacht,  Willen,  Wissen,  Vorsatz,  Schuld,  wollen  aber  alle  unsere 
Ottlpose  Anssgeltfng  ohne  Zweifel  der  eigentlidi  doloaen  gleichge- 
stellt wissen. 


8  Absohn.  VII.  Von  Havarien  ond  SeeachlideD, 

Holl.  Gerichtspraxis  (zu  Zeiten  Bynckershöks)  sich  in  solchem 
Falle  für  gleiclie  Vertheilung  des  Schadens  auf  beide  Sdiiffe 
erklärte,  und  das  neueste  Preuss.  Recht  I.  c.  %  1930  festsetzt: 
dass  jeder  den  Schaden  tragen  muss,  der  durch  seine  Schuld 
dem  anderen  erwachsen  ist,  und  das  scheint  auch  als  Römisches 
Recht  angesehen  werden  zu  müssen  *)f  ui^d  das  ist  nach  Par- 
dessus  i.  c.  n.  652  auch  für  Französisches  Recht  (arg.  Art  407) 
zu  halten. 

IV.  Wenn  nicht  auszumittcin  ist^  wer  die  Schuld  trägt,  so 
scheint  es  allerdings  angemessen,  den  Schaden  als  einen  zu- 
fälligen zu  betrachten  und  hier  dieselben  Grundsätze  in  Bezug 
auf  die  Tragung  wie  beim  Zufall  anzuwenden. 

V.  Nach  alten  und  neueren  Seereohten  wird  nun  der 
Sohaden  durch  zufällige  oder  solcher  gleichgestellten  (n.  IV.) 
Ansegelung  gemeinschaftlich  yon  den  Schiffen  getragen.  Das 
Römische  Recht,  welches  hier  die  allgemeine  Regel,  dass  jeder 
seinen  zufälligen  Sehaden  leiden  müsse,  zur  Anwendung  bringt, 
ist  freilich  im  neuesten  Spanischen  Art  035  n.  7.,  Holl.  Rechte 
Ari  536  und  Franz.  Art.  407,  sowie  neuesten  Englischen  in  Be- 
zug auf  den  reinen  Zufall  adoptirt  Indessen  die  Abweichung 
des  gemeinen  Seereohts  rechtfertigt  sich  aus  der  Natur  des 
Seeverkehres.  Es  ist  dies  zwar  kaum  ein  Mittel,  um  zu  rerhin- 
dem,  dass  sich  schlechte  Schiffe  einer  Ansegelung  aussetzen  **) 
und  sodann  scheint  es  der  Billigkeit,  die  ja  überall  im  Seerechte 
eine  grosse  Rolle  spielt,  angemessen  zu  sein,  diese  gemeinschaft- 
liche Noth  auch  gemeinschaftlich  in  ihren  Folgen  zu  tragen.  Es 
macht  sich  hier  die  alte  germanische  Rechtsregel  geltend,  dass 


9.  Unsere  und  die  neueste  Uoll.  Satsung  empfiehlt  licb  durch  ihre  Ein- 
fachheit und  ihre  Uebereinttimmung  mit  den  strengen  Satsen  dct 
Rechts  gegenüber  culposen  Handliuigen.  Auch  ioU  Kehier  ans 
seiner  eigenen  turpitudo  klagen  dürfen«  wai  denn  auch  auf  grobe 
Vergehen  in  unserem  Sinne  füglich  zu  beziehen  ist.  Pohls  1.  e. 
adoptirt  das  ältere  Holl.  Recht,  indem  er,  was  ich  nicht  begreife, 
erklärt,  der  Schaden  ginge  hier  in  einen  zuiSUigen  Über.  Jacobaea 
ist  Pohls  Ansicht. 

10.  Das  Seereeht  ton  Ol^on  14.  und  das  voq  Wisb^  27.  sagen  dies 
indessen  ausdrücklich. 
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wer  als  Werkzeug  bei  einem  Unglücke  gedient  hat,  den  Schaden 
mittragen  helfen  muas**). 

In  England  sah  man  es  früher  als  gemeines  Recht  an, 
dass  bei  zufälligem  Schaden  über  beide  Schiffe  und  Ladungen 
repartirt  wurde,  doch  fiel  die  Repartition  weg,  wenn  das  eine 
Schiff  ganz  zu  Grunde  ging.  cf.  Molloy,  de  iure  mar.  lib.  II. 
cap.  VI.  S  10.  Jetzt  trägt  jedes  seinen  eigenen  Schaden,  an 
welchem  übrigens  die  Ladung  keinen  Theil  nimmt  cf.  Abbott 
in  dem  Falle  Buller  c.  Fisher. 

Dabei  muss  es  principiell  und  consequenter  Weise  durchaus 
gleichgültig  sein,  ob  ein  Ansegeln,  Antreiben,  Anstossen,  lieber- 
segeln,  Anfahren  etc.  stattfand,  also  ob  beide  Schiffe  im  Segeln 
begriffen  oder  nur  das  eine  oder  ob  beide  festlagen  und  etwa 
durch  einen  plötzlichen  Sturmwind  gegeneinander  getrieben 
wurden**}. 


11.  cf.  Koch,  Pictm.  Recht  IL  S  445.  Du  Hell.  Recht  1.  c,  Art  538 
will  eine  solche  Repartition  nur  in  dem  Falle  eintreten  lanen,  «wenn 
«weder  die  Schuld  noch  der  Zufall  bewiesen  werden  kann  und  dem- 
«nach  die  Ursache  des  Uebersegelns,  Ansegeins,  Anfahrens  oder 
Antreibens  zweifeniaft  ist.  Ebenso  das  Franz.  Recht,  cf.  Pardessus, 
n.  652. 

12.  Das  Preuss.  macht  denn  auch  keinen  Unterschied.  Dagegen  ist  in 
manchen  Seerechten  ansdrQcklich  der  Fall  ausgeschlossen,  dass  ein 
tegebidet  Schiff  ein  vor  Anker  Hegendet  ansegelt  (Placat  Philipps  II. 
1.  c.  Art  3,  Rotterdam  A.  O.  Art.  259.  Preuss.  Seerecht  von  1727, 
I.  c.  Art  23),  obgleieh  in  diesen  Oesetien  dann  -der  Anseglcr  nur 
die  Hälfte  des  dem  anderen  lugefttgten  Schadens  nebstseinem  vollen 
eigenen  tragen  soll;  femer  der  Fall,  dass  von  zwei  festliegenden 
Schiffen  dnrdi  hMiere  Gewalt  daa  eine  nur  loagerisien  und  auf  das 
•ndere  getrieben  wird,  wo  entweder  dasselbe  gelten  soll,  wie  im 
enten  FaUe  (Placat  Philipps  II,  1.  c.  Artikel  2,  Ordnung  Kark  V. 
1551  Art  47,  Rotterdam. A.  O.  Art.  257)  oder  wenigstens  dann  daa 
featgebliebene  zu  dem  Schaden  des  antreibenden  nicht  beitrügt, 
wenn  dieses  allein  beschädigt  wurde  (Hans.  Seerecht  Tit.X.  Art.  3). 
Zu  diesen  Modificationen  in  den  bezeichneten  Fallen  scheint  aber 
durchaus  kein  juristischer  Grund  vorzuliegen.  Sie  flnden  sich  aber 
namentlich  noch  im  neuesten  Holland.  Rechte.  Geratb  darnach  ein 
segelndes  oder  treibendea  auf  ein  festliegendes  Schiff  durch  Zufall, 
und  ohne  dass  das  featliegeiMle  Schiff  den  Zufall  z.  B,  durah  Kappen 


10  Ab$chii,VII.  Voa  HaTarieo  uod  SeevebIhdBn. 
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üer  Schadea  soll  also  in  den  bezeichneten  Fallen,  wo  über- 
haupt derselbe  repartirt  werden  mag»  gemeinschaftlich  von  beiden 
Schiffen  getragen  werden.  Um  aber  eine  wahre  Gemeinschaft* 
lichkeit  zu  Stande  zu  bringen,  scheint  es  nothwendig,  a^oh  die 
Ladung  mit  zur  ßeparUtion  hinzuzuziehen.  Denn  einmal  ist 
nicht  das  blosse  Schiff,  sondern  Schiff  und  Ladung  das  be- 
schädigende Object;  die  Beschädigung  durch  das  Schiff  allein 
würde  jedenfalls  eine  andere  und  in  der  Regel  eine  geriogere 
gewesen  sein,  wenn  nicht  die  Ladung  mit  ihrer  Wucht  mitge- 
wirkt hätte.  Ferner  darf  man  geradezu  behaupten,  dass  ohne 
die  Ladung  das  Schiff  in  dem  Augenblicke  der  Beschädigung 
gewiss  nicht  gerade  an  demselben  Orte  sich  befunden  haben 
würde,  also  der  Schaden  gar  nicht  hätte  passiren  können,  denn 
das  Schiff  ohne  Ladung  wäre  entweder  schneller  oder  aucb 
langsamer  gesegelt.  Endlich  findet  ja  überhaupt  nach  Seerecht 
eine  gewisse  Gemeinschaft  zwischen  Schiff  und  Ladung  statt,  die 
namentlich  hier  zur  Geltung  zu  bringen,  den  Grundsätzen  der 
Billigkeit  angemessen  erscheint.  Dahin  geht  auch  die  keineswegs 
bloss  auf  Havariegrosse  zu  beziehende  Parömie:  Die  auf  einem 
S.chiffe  zur  See  sind«  sind  gleich  reich^*). 

Ferner  scheint  aber  die  wahre  Gleichheit  mit  Nothwendig- 
keit  zu  fordern,  dass  man  bei  der  ftepartition  des  beiderseitigen 
Schadens  auf  die  Grösse  des  Schiffes  und  auf  die  Quantität  der 
Ladung  Rücksicht  nehme  uad  den  Schadea  von  Schiff  und 
Ladung  auf  beiden  Seiten  nach  Verhältniss  ihres  Werthes  repar- 


der  Taue  Yorhindem  konnte,  to  trttgt  das  aegdade  odtr  antreibende 
die  H&lfte  von  dem  Schaden  dt»  anderen  Schiffea  und  4eisa  La- 
da ng  und  seinen  eigenen  allein  gans,  Art.  biB* 
1$.  Vergl.  POhli  1.  0.  S.  787  ff.,  dem  wir  hier  im  AUgemefnen  folgen 
können,  obgleich  er  aaeh  tnanehee  Sonderbare  vorbringt.  Dagegen 
iieliliessen  die  meisten  anderen  Autoren  die  Ladnng  von  der  Reptr- 
tition  aus.  Vergl.  Cleirae,  us  et  coutumes  ad  Art.  14.  des  roles 
d'Oleron;  Valin,  ad  Art.  10  tit.  des  avaries  pftg.  167;  Bmerigon, 
1.  c.  tom.  I.  chap.  12.  seet.  14.  n.  1.  (p,  418);  Benecke,  System 
III.  S.  441  ff.;  Aauni  1.  e.  p.  9;  Boulay-Paty  1.  c.  IV.  p.  503; 
Piantanida,  1.  e.  p.  47  n.  I^j    Pavdesint,  1.  c.  n.  6d2. 
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liren  Iftast.  Denn  abgesehen  davon,  dasa  gerade  das  grosse  und 
acfawer  bdadene  Schiff  io  der  Regel  dem  kleineren  und  leeren 
den  grdeeeren  Sehaden  zufügen»  folglich  auch  mit  Recht  mehr 
cootrihuiren  mdsse,  so  ist  es  Oberhaupt  fundamentale  Ansicht 
im  Handel  und  Verkehr,  die  Sachen  nach  ihrem  materiellen 
Werthe  za  betraeUen  und  scheint  kein  Grund  vorhanden,  hier 
eine  Abweichung  eintreten  zu  lassen. 

Eine  Theilung  zur  Hälfte  nach  gleichen  Theilen  für  jedes 
Schifft  abgesehen  von  seiner  Grösse  und  seiner  Ladung,  würde 
zur  grOssten  DnbilUgkeit  führen,  indem  liier  gerade  das  kleinere, 
mraeist.am  meisten  beschädigte  Schiff  dien  grAssten  Theil  des 
Schadens  tragen  müssle.  Auch  ist  nur  die  Grösse  nicht  der  Geld- 
werth  desSchif/es  festzuhalten,  und  scheint  es  der  Rilfigkeit  enge- 
messen,  dass  die  Ladung  nur  nach  einer  ungefiihfen  SchMzuog 
u«d  mehr  nach  ihrer  Quantität  und  Sohwere,  denn  nur  nach  dieser 
Seile  hin  bewirkt  die  Ladung  die  Beschädigung  mit,  -^  ala  nach 
ihrem  eigentlichen  Oeldwerthe  oontribuvo.  Das  Gegentheil  würdie 
ztt  Absurditäten  führen  und  z.  B^  ein  Schiff,  das  .einige  Kistän  Gold- 
slaub oder  einige  Kästchen  Edelsteine  ad  Bord  halte  --  etwas 
was  doch  in  Bezug  attf  die  Grösse  des-  bewirkten  Schadens  völlig 
wirkungslos  gewesen  ist,  mehr  oder  weniger'  zur  alleinigen 
IVagung  des  Schadens  verdammen,  ich  würde  also  etwa  als 
Regel  aufatellen,  dass  Schiff  und  volle  Ladung  unter  sich  den 
Schade»  zur  Hälfte  theHen  und  so  im  YerbäUniss  eine  halbe 
Ladung  nur  a». einem  Viertel  hinzugezogen  werde.  Also  würde 
die  Berechnung  so  seirt:  ErsI  ist  die  Grösse  der  Schiffe  fesbu- 
stellen  und  darnach  der  Schaden  unter  beide  zu  v^theilen ;  sind 
beide  voll  oder  halb  oder  gar  nicht  oder  überhaupt  gleich  ge- 
laden, so  ist  daranf  bei  der  Berechnung  des  gemeinschaft- 
liehen  Schadens  weiter  keine  Rücksicht  zu  nehmen,  doch  ist  der 
auf  das  Schiff  jeder  Part  fallenden  Antheil  zur  Hälfte  resp.  ein 
Viertel  etc.  der  Ladung  au^ulegen.  War  von  zwei  gleich  grossen 
Schiffen  nur  eins  beladen,  so  trägt  dies  zwei  Drittel  des  Scha- 
dens, den  es  mit  seiner  Ladung  wieder  tfaeilt.  War  das  eine 
halb,  das  andeVe  ganz  beladen,  so  ist  nach  Verhältniss  weiter 
zu  bestimmen,  wie  repartirt  werden  solle.  Die  Rechnung  isl 
nach  den  gegebenen  Factoren  leicht 

Diese  von  uns  aufgestellte  Theorie  von  der  Repartition 
scheint  nun  allerdings,  wie  wir  au  beweisen  versucht  haben,  dec 
Natur  des  S^verkehres  diirehaus  angemessen»  doch  ist  sie  in 
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keinem  neueren  oder  alteren  Seerechte  consequent  durchgefbhity 
sondern  es  ist  dieselbe  überall  nur  theiiweise  adoptirt  und  sind 
ihre  Consequenzen  überall  nicht  gezogen.  Die  Seerechte  sind 
überhaupt  in  Bezug  auf  die  Lehre  von  der  Ansegelong  und 
speziell  in  Bezug  auf  die  Repartition  des  dadurch  entstandeneB 
Schadens  sehr  unausgebildet  und  weichen  hier  sehr  von  einander 
ab,  ja  stellen  die  verschiedensten  Sätze  auf. 

Einige  Seerechte  nämlich  vertheilen  den  Schaden  bloss  über 
die  Schiffe»  ohne  die  Güter  an  der  Repartition  Theil  nehmen 
zu  lassen,  wie  das  Hans.  Seerecht  1.  c.  Art.  2;  Ordnung  Karls  V. 
1551  Art.  46;  Placat  Philipps  IL  1.  c  Art  1;  Preusa«  Seerecht 
von  1727  1.  c.  Artikel  21  und  28;  sowie  nach  neuestem  Preoss. 
und  nach  FranzOs.  Rechte.  Andere  lassen  ihn  über  Schiff  und 
Ladung  vertheilen  und  zwar  entweder  unbedingt  (Rotterdam 
A.  O.  Art.  255,  sowie  das  neueste  Holl.  Recht  1.  c  Art  536. 98) 
oder  nur  in  dem  Falle,  dass  auch  die  Güter  Schaden  genommen 
(Seerecht  von  Ol^ron  Art  14,  von  Wisby  Art  27.  68).  Femer 
die,  welche  bloss  die  Schiffe  beitragen  lassen,  weiche  wieder 
von  einander  ab,  indem  einige  sie  im  Verbaltniss  m  ihrem 
Werthe  beitragen  (consolato  del  mare,  c  107  in  f.;  Hans.  Seer. 
Titel  X.  Art  2),  andere  aber  stets  die  Hälfte  bezahlen  lassen 
(Preuss.  Seerecht  von  1727  cap.  IX.  Art  21;  Placat  Philipps  H 
l  c.  Art  3;  Ordnung  Karls  V.  Artikel  46  und  neuestes  Preusa. 
Recht  1.  c.  S  1911,  12,  16,  23,  26).  Wo  aber  die  Ladung  den 
Schaden  mittragt,  wird  dieser  bald  wie  eine  Havariegrosse  über 
beide  Schiffe  mit  ihren  Ladungen  vertheilt  (Rotterdam  A.  0. 
Art  255),  bald  tragt  jedes  Schiff  mit  seiner  Ladung  die  Hälfte 
des  Schadeos  beider  Schiffe  (Olöron  Seerecht  Art  14  und  zum 
Theil  neuestes  Holl.  Recht  l  c.  Art.  540)  etc. 


$  140.    Be^^mung  des  Schadens. 

Die  Seerechte  enthslten  darüber  nichts  Besonderes  und 
muss  man  demnach  auf  allgemeine  Rechtsgrundsatze  von  Deckung 
des  Schadens  zurückgehen.  Bei  culposer  und  doloser  Ansegeluog 
wird  man  den  Verletzer  unbedingt  zur  Leistung  des  gesammten 
Interesses  für  verpflichtet  halten,  also  ist  nicht  bloss  das  dam- 
num  emergens,  sondern  auch  das  iucrum  cessans  und  id  quod 
interest  zu  prastiren,   wenigstens  insoweit,  als  eine  mittelbare 


Kap«  II.  An-  und  Uebersegelung.  $  141.  13 

Folge  der  cniposen  Thtttigkeit  yoriiegt  uad  dem  Verletzten  der 
entgangene  Gewinn  zugleich  sieber  und  gewiss  war^^),  was  man 
von  einer  noch  zu  erwartenden,  wenn  auch  bereits  versprochenen 
spftteren Fracht  nicht  behaupten  kann»  so  dass  also  z.B.  diese 
Dicht  zu  prftstiren  wäre. 

Dagegen  scheint  es  der  Billigkeit  ond  den  allgemeinen  Prin^ 
cipien  des  Rechtes  angemessen,  im  Falle  zufälliger  oder  ihr 
gleich  geachteten  Ansegelung  nie  mehr  Schaden  in  Anschlag  zu 
briDgen,  als  gerade  den  Schiffen  unmittelbar  durch  die  Ansege- 
lung zugefügt  worden  ist,  so  dass  also  hier  nicht  das  gesammte 
Interesse,  nicht  das  lucrum  cessans  in  Anrechnung  gebracht 
werden  darf. 

g  141.    Verhaftung  für  den  Schaden. 

In  Uebereinstimmung  mit  anderen  Instituten  des  Seerechts 
ond  gemäss  der  Natur  des  Seererkehres  und  speziell  seerecht- 
licher Verhaftungen  wird  bei  Ansegelungen  zunächst  Schiff  und 
(soweit  letzleres  Particularrechte  anerkennen)  Ladung  nach  altem 
und  neuerem  Seerecht  als  für  den  Schaden  haftend  angesehen. 
Dem  Rheder  und  resp.  den  Abladern  bleibt  nichts  übrig,  als  den 
Schiffer  wegen  culposer  oder  doloser  Ansegelung  nachtr&glich 


14.  cf.  daa  B9mi«che  Recht:  L.  44  pr.  D.  1.  2,  sowie  g  107.  4.  3.  — 
L.l.  pr.L.  21.  S3.  D.  19.  1.  —  L.  29.  g3.  L.  23.  g  2.  D.  9.  2.— 
L.  11.  D.  10.  4.  Siehe  Mackeldey,  Lehrbuch  des  beutigen  RDm. 
Rechts  (12.  Aufl.  Giessen  1842,  2  Bde.)  II.  g  343.  —  Pohls  hSU 
die  Analogie  des  Römischen  Rechts  in  dem  dsselbst  vorkommenden 
FsUe,  dass  ein  Schiff  die  Netze  der  Fischer  zerreisst  (L.  29.  g  3  D. 
de  lege  Aquil.  9.  2)  fest  und  behauptet,  dass  analog  bei  der  An- 
segelung nur  der  ganz  gewisse,  directe,  unmitte^ar  durch  die  An- 
segelung bewirkte  Schaden  in  Anschlag  zn  bringen  sei,  wie  ja  nach 
Rom.  Rechte  nur  die  Netze,  nicht  die  möglicher  Weise  entgangeneii 
Fische  zu  ersetzen  seien.  Indessen  dort  im  Rom.  Rechte  wird  auf 
doli»  nnd  culpa  nicht  besondeis  Rücksicht  genommen  und  sodana 
ist  die  Möglichkeit  des  Fischfanges  allerdings  etwas  gans  Unbe- 
stimmtes, obwohl  man  nach  jetxigen  Begriffen  den  Fischern  wenig- 
stens noch  ein  Tagelohn  würde  lahlen  müssen. 
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auf  Ersatz  zu  belangen^*);  doch  ISsst  das  Bans.  S«efecht  L  c 
Art  2  die  Klage  gegen  den  fRheder'erst  dann  zu»  wenn  der 
Schiffer  den  Schaden  zu  ersetzen  unßlbtg  ist  und  Preussisehe, 
Franz.  und  Hell.  Rechte  sprechen  gleichfalls  wörtlich  nur  ton 
einer  Verhaftung  des  Schiffers,  ohne  aber  wohl  stillschweigend 
den  Rheder  ausachliessen  zu  wollen.  Nach  Französ.  Rechte 
(I.  c.  Art.  407)  lasst  aber  den  Schiffer  oder  Rheder  Pardessus 
0.  652  nichtsdestoweniger  verhaftet  sein  und  ich  halte  das  auch 
fQr  Preuss«  und  Holl.  Recht.  Es  scheint  aUerdings,  als  ob  nach 
den  neueren  Seerechten  eine  Hinneigung  zu  der  Ansicht  vor- 
wiege, dass  allemal  erst  der  schuldbare  Schiffer  zu  belangen  sei 
und  erst  im  Falle  dieser  nicht  zur  Stelle  Refriediguog  gewähre, 
man  sich  an  den  Rheder  (das  Schiff)  und  allenfalls  die  Ablader 
(Ladung)  halten  dürfe.  Dabei  wird  der  Rheder,  falls  ihn  selbst 
keine  Schuld  trifft,  nie  weiter  haften  können  als  zum  Belaufe 
des  Schiflswerthes  (mit  Einschluss  der  noch  nicht  in  sein  ander- 
weltiges  Vermögen  Obergegangenen  Fracht).  Dagegen  kann  d^ 
Schiffer  im  Fall  der  Schuld  mit  seinem  gesammten  Vermögen 
verantwortlich  gemacht  werden.  Auch  versteht  es  sich  von 
selbst,  dass  auch  die  Ablader  nur  mit  der  Ladung  verhaftet 
sind. 

Es  scheint  ferner  nach  den  Seerechten ,  als  ob  der  Ablader 
(die  Ladung)  überhaupt  nur  dann  verhaftet  sei,  wenn  der  Scha- 
den durch  zufällige  Ansegelung  stattgefunden  habe,  indem  aller- 
dings die  Ablader  wegen  culposer  Handlungen  des  Schiffers 
überhaupt  nicht  nach  Seerecht  für  verantwortlich  zu  hauen  sind 
und  hier  kein  genügender  Grund  zu  einer  Ausnahme  vorzu- 
liegen scheint**). 


15.  Das  Römische  Recht  ist  unpraktisch;  es  l&sst  hier  nur  Schiffer  mid 
Schiffsvolk  verhaftet  sein.  —  Siehe  Seerecht  von  Wisby  Art.  47,  der 
Hansa,  Titelt.  Artikel  4.  Altes  Preussische  Seerecht  1727  cap.  DL 
Art.  21.  Placat  Phüipps  II.  tit.  cit.  Art.  3.  Ordnung  Karls  V,  1551 
Art.  49. 

16.  Die  Seerechte  erwähnen  wenigstens  meist  antdrttcklich  nur  das  SchiC 
so  Hanseatisches  Seerecht  Titel  X.  Art  2.  Prevmischea  Seevecht  tob 
1727  cap.  IX.  Art  20.  21. 
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S  142.    Bewtis  in  AnaegeiungsfUlleii  i '). 

Bieser  kann  allerdings  durch  Jede  mögliche  Art  von  pro- 
zessualischen Beweismitteln  gefQhrt  werden.  Doch  ist  in  der 
Regel  die  Verklarung  das  eigentliche  BeweisdocumenU  Dabei 
wird- als  Regel  autzustellen  sein,  dass  die  Verklarung  des  einen 
Scbifles  gegen  den  anderen  insofern  einen  unbedingten  Beweis 
liefert,  als  sie  mit  dessen  eigenen  und  seiner  Schiffsleute  und 
Passagiere  Erklärung  und  besonders  Verklarung  übereinstimmt. 
Bei  Verschiedenheiten  und  Lücken  haben  die  Richter  auf  Er- 
gänzungen und  Berichtigungen,  soweit  solche  möglich  sind,  be- 
dacht zu  sein.  Je  grösser  der  Widerspruch  der  beiderseitigen 
Verklarungen,  desto  weniger  ist  das  eine  oder  das  andere  als 
Beweismittel  von  Bedeutung.    Siehe  $  66. 

Der  Gebrauch  bat  gewisse  Vorschriften  eingeführt^*),  nach 
welchen  sich  in  zweifelhaften  FälUa  bestimmen  lässt«  ob  das 
Zusammenstossen  als  zufällig  angenommen  oder  ßinem  der  Ka- 
pitäne oder  beiden  zugeschrieben  werden  kann.  Wenn  nämlich 
1)  zwei  Schiffe  in  den.  nämlichen  Hafen  einlaufen  wollen,  so 
muss  dasjenige,  das  weiter  davon  entfernt  ist,  ab>Yarten,  bis  das 
ihm  Torausgehende  im  Hafen  eingelaufen  ist,  und  stoasen  sie 
zusammen,  so  wird  der  Schaden  dem  Zuletztkommenden  zuge«- 
schrieben,  wena  er  nicjit  beweist,  dass  von  seiner  Seite  kein 
Versehen  begangen  wurde.  —  2)  JBeim  Zusammentreffen  zweier 
Schiffe  muss  das  kleinere  dem  grösseren  weichen.  —  3)  Das 
aus  einem  Hafen  segelnde  Schiff  muss  dem  einlaufenden  aus^ 
weichen.  —  4)  Dasjenige,  welches  dem  auslaufenden  nachfolgt, 
wird  angesehen»  als  habe  es  das  ihm  vorangegangene  angesegelt. 
—  5)  Die  Präsumtion  ist  gegen  das  Schiff,  das  während  der 
Nadit  unter  Segel  geht  und  nicht  den  Tag  zuvor  aus  dem  Hafen 
legt.  —  6)  Das  Schiff,  das  mit  vollen  Segeln  fährt ^  wird  ange-^ 
sehen,  als  habe  es  durch  Verschulden  seines  Kapitains  dasjenige 
angesegelt,  welches,  da  es  beigelegt  oder  vor  Anker  lag,  nicht 


17.  DarOber  verbrellet  sich  weiÜHofig  Pohls  L  c  Seite  794  —  97.    Vor- 

tveffUche  Notizen  bei  Pardemu  tt.  652. 
IS.  ef.  PardeisuB  1.  c»  n«  6S3,  der  diese  Vorschriften,  sowie  «ie  hier 

folgesb  angiebt. 


16  Ab8chii.yil.  Von  HaTtrien  und  Seoscbiden. 

ausweichen  kann ,  sogar  wenn  der  Equipage  dieaea  Sdiiffes  zu- 
gerufen wurde,  den  Anker  lu  lichten  und  es  auf  die  Seite  za 
schaffen,  sie  aber  aus  Mangel  an  Zeit,  aus  Furcht  Tor  einer 
grösseren  Gefahr  oder  aus^  irgend  einem  anderen  legiümen 
Grunde  dem  Zuruf  nicht  entsprechen  konnte,  z.  B«  schon  weil 
ein  zu  kleiner  Theil  der  Mannschaft  auf  dem  Schiffe  war,  um 
das  verlangte  Manoeyer  auszuführen.  -*  7)  Wenn  das  Schiff 
im  Hafen  schlecht,  unvorsichtig  hingelegt  ist  oder  die  vorge- 
schriebene Distanz  nicht  beobachtet  wird.  —  8)  Wenn  das  SAiff 
ferner  an  einem  Orte  festgemacht  ist,  der  zu  diesem  Zwede 
nicht  dienlich  ist,  oder  wenn  es  schlecht  festgemacht  ist,  oder 
wenn  dessen  Taue  nicht  hinreichend  sind ,  oder  wenn  es  ohne 
Wächter  gelassen  wurde.  —  9)  Ebenso  verhalt  es  sich  mit  dem- 
jenigen Schiffe,  das  keine  Ankerboie  hat  etc. 

Nach  manchen  Seerechten  ist  ausdrücklich  eine  kurze  Frist 
vorgeschrieben,  innerhalb  welcher  die  Ansprüche  wegen  An- 
segelungen  geltend  gemacht  werden  müssen.  Es  ist  das  ver- 
nünftig. Die  Unfltle  zur  See  sind  so  häufig,  dass  ein  Schiffi 
nachdem  es  von  einem  anderen  angesegelt  worden  ist,  in  einem 
ziemlich  kurzen  Zeitraum  andere  Havarien  erleiden  kann,  deren 
Ursache  der  Kapitain  leicht  verheimlichen  und  als  eine  dffecte 
Folge  der  Ansegelung  ausgeben  ni<)chte.  Pardessus  I.  c.  Das 
Franz.  Recht  l.  c.  Artikel  435.  36  scheint  hierüber  die  besten 
Bestimmungen  zu  enthalten.  Jede  Klage  auf  Ersatz  wegen  des 
durch  Zusammenstossen  erlittenen  Sehadens,  dessen  Autor  ge- 
kannt und  culpos  ist,  oder  auf  Gontribution  wegen  eines  zu- 
fälligen Zusammenstossens,  ist  darnach  erloschen,  wenn  sich  das 
Ereigniss  an  einem  Orte  zugetragen  hat,  wo  der  Schiffer  die 
Sache  gerichtlich  anbringen  konnte,  aber  24  Stunden  verstreichen 
liess^*),  ohne  eine  Reclame  einzuleiten,  oder  wenn  auf  diese 
Reclame  nicht  binnen  Monatsfrist,  von  ihrem  Datum  an  ge- 
rechnet, eine  gerichtliche  Klage  erfolgt  ist.  Pardessus  1.  c.  lässl 
bei  Ansegelungen  an  einem  anderen  als  dem  bezeichneten  Orte 


19.  Nach  Preiuttschem  Recht  1.  c.  $  1931.  3%  11840  lt.  mxm  der  Schüler, 
wemi  der  UDglQcksfall  im  Hafen  oder  vor  Anker  in  der  Nahe  eina 
Ortea  geschehen  ist,  binnen  48  Standen  nach  dem  Ereigniiae,  bei 
Verlaat  seines  Rechts,  bei  dem  snstindigen  Gerichte  auf  Unter- 
sachung  antragen  etc. 
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(besoüdera  aaf  offoner  See)  die  Tierandiwaniiggtlkiidtge  Medame^ 
frist  mit  Recht  erat  von  dem  Aagenblid^e  der  Ankuafl  des 
Scbjffirt  Uafen,  gegen  welches  der  Schiffer  klagt  Doch  wird 
man,  wie  das  Preussische  Recht  1.  e.  ausdracklich  Yorschttibt» 
rerlaogen,  dMS  der  Schiffer  Oberali  im  iiaehsten  Hafen»  wo  er 
einläaft,  seinen  dorch  die  Ansegelttng  erUlteneü  Schaden  yer- 
klare. 

Debrigens  müssen  natOrlidier  Weise  die  gewöhnlichen  Vor- 
scbrifteii  tiber  die  Veijahrong  und  die  Ursachen»  die  sie  sus- 
pendiren  oder  unterbrechen  ktanen»  beobachtet  werden.  Par- 
dessos  I.  c. 


S  143.    Analoge  Ftlle. 

Siehe  bereits  S  68  S.  181  einen  solchen  Fall.  Wir  wollen 
hier  nur  noch  einige  besondere  Bestimmungen  des  Holländischen 
Handelsgesetzbuches  (Art  541  fT.)  herstellen»  welche  sich  durch 
die  Natur  der  Sache  selbst  als  gemeinrechtlich  zu  empfehlen 
scbeioen. 

Ist  ein  Schiff  treibend  geworden  und  auf  die  Taue  eines 
dabei  ?or  Anker  liegenden  Schiffes  getrieben»  und  hat  der 
Schiffer  des  crsteren  Schiffes  die  Taue  des  letzteren  gekappt» 
wodurch  dieses  von  seinen  Ankern  abgekommen  und  Schaden 
oder  auch  völligen  Schiffbruch  gelitten  hat,  so  ist  jenes  treibend 
gewordene  Schi|f  gehalten»  dem  and^r^s'  Sobiffi»  und  deap^ 
Ladung  den  ganzen  Schaden  xu  iecaeti^ll.    of.  Art  641* 

Liegen  Schiffe  in  einem  Hafen  ordnungsmassig  vor 
ihren  Ankera  o^der, fest  in, einer. Li|ge  .und. besct^kdigen  sie  nun» 
ohne  von  den  Ankern  abzugerathen  oder  treibend  zu  werden» 
durch  ein  vvachsßndes  oder  hohles  Wasser»  oder  du^^qh  Sturm 
oder  anderen  Zufall  von  hoher  Hand,  die  zunächst  liegenden 
Schiffe  durch  Anstossen.  und  Reiben:  so  wird  ein  solcher  Scha- 
den, als  ein  besonderes  Unglück,  füglich  durch  das  beschädigte 
Schiff  allein  zu  tragen  sein.    cf.  Art.  542. 

Sitzt  ein  Schiff  auf  dem  Grunde,  ohne  welchen  zu  können» 

so  hat  der  Schiffer  das  Recht»  zur  Zeit  der  Gefahr»  von  einem 

nahe  liegenden  Schiffe  zu  fordern,   dass  selbiges  seine  Anker 

lichte  oder  sie  nöthigen  Falls  kappe  und  ausweiche»  unter  der 
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Bedingung^  dan  das  nahebei  liegende  Söhiff  Mlohes  UHinktane, 
oKne  sich  selbst  einer  Gefahr  ausiasetcen  und  daas  demseibeo 
der  diireh  solches  Weichen  oder  Kappen  verursaehte  Sdiadeo 
.ersetzl  werde.  Der  Schiffer  aber  Ton  dem  nahebeiliegeDdeo 
Schiffe,  der  in  soiehem  Falle  sich  geweigert  hat  oder  nachlässig 
darin  gewesen  ist,  dem  Verlangen  GenOge  au  leisten ,  muas  des 
dadurch  verursachten  Schaden  erstatten.    Art  543. 

Alle  Schiffer,  deren  Schiffe  Tor  Anker  liegen,  kSnnen 
für  den  ganzen  Schaden  in  Anspruch  genommen  werden,  der 
dadarch  efelstandeln,  dass  sie  vers&nmt  haben,  eine  Boie  oder 
ein  Ankerholz  auf  ihre  Anker  zu  stecken;  sie  müasteo  denn 
beweisen,  dass  selbige  ohne  ihre  Schuld  abgekommen  wSren 
und  sie  selbige  noch  nii^t  wieder  bitten  herstellen  könoen. 


JCipUdllL 
Sclilffbni^  Straadrecfat»  Bergnng. 

Literatur.    Fehl«,  Lei  S. 892 fL  Abbott  park  IV. chap.IL 
(6),  S.  49t^-530.    Kent,  L  c  leet.  47.  o.  10.  S.  S45  ff. ') 

%  144.    EegriiTund  Arten  des  Schlfibradies. 

Unte^'  Schiffbruch  versteht  man,  gleichgültig  ob  Schnid  oder 
Zufall  den  Zustand  herbeiflihrte ,  denjenigen  Zostand  eis« 
Schiffes,  wodurch  die  Fortsetzung  einer  Reise  von  dem  Orte 


l.Sp^iaUilsnftar»  Kettler,  praeside,  Kempfer,  de  iure  appite 
vovSCraad-  oder  Onrndrahrrecht  (Jena  1680);  —  Scheele,  de  im 
aaufragü  ooUigendi  (Argent  1674);  —  Engelhagen,  pmii^ 
Schleeneteinj  de  compendio  naufragiorum  (Wittenberg  IG77]; 
—  Oerdesius,  de  naufragüs  etc.  (Grcifiwald  1681);  —  Melchior» 
de  naufr.  (Gienen  1701);  —  Rhode,  praei.  J.  8.  P.  Boebaicr, 
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des  Otthilw  Qitfilbig  gemacht  wird*  Matt  uateracheidet  aber 
zwei  Arien  deaScIiiffbnichea*):  1)  der  a^aolute  Sebtffbraoh 
(le  »aufrage  abaohit)  ist  detjeftige^  woderob  ein  Scbiff  darcb  die 
Gewalt  der  fibnoGiite  auf  oQeneü  Meers»  also  öbtie  daae  es  das 
Ufer  berOhrl»  gftnilich  za  Gtrunde  gelii»  «o  daaa  nur  die  TiOm- 
mer  dawMi  auf  der  Oberflttobe  acbwitnoien»  Dies  ist  denfki 
Schiflbruch  im  eigeiidiches  Sinne  ^  irodm^  die.  MeunsohafI  ab^ 
mIuI  zum  Verlassen  (Abandon)  des  Schiffes  genMhigt 
wird»  wenn  nkbi,  waa  häufig  genug  in  eineib  aoloben  Falle  ge^ 
schiebt  t  die  ganze  MannschaH  zugleich  mit  dem  Schiffe  zu 
Graode  geht»  daa  Schiff  mit  Mann  und  Malis»  wie  mao  au  sagen 
pflegt»  untergebt»  indem  Tieileicht  nieht  einmal  Zeit  oder  Ged- 
iegenheit zur  Bettung  in  den. Booten  möglich  war  oder  awdi 
diese  nodi  ualergehen.     .  

Ein  Schiff"  kann  aber  2)  wennf  e's  auf  eine  Untiefe»  auf 
Klippen  stösst»  oder  knf  den  Strand  geräth»  ganz  öder  In  seinen 
wesentliehen  Theilen  so  bedeutend  beschädigt  wird»'  dass  es 
durch  die  Heftigkeit  des  Stosses  eine  Ocffnung  bekommt  und 


detervaticio  qood  Tulgo  Bergelohn  vocant  (Halle  1743);—  G.  C.H. 

Dreyer»  Specimen  iuris  publ.  Lubec circa  iohumanum  ius 

nmfrag.  (Büttow  imd  Wiamaf  1762);  —  J  Seh u back,  de  iure 
fittoria,  rom  Strandreefate  (OOttingen  1790  in  4.);  Derselbe;  com- 
ttoiterfi  de  farc  littoris;  vom  StmndrechH^  '(Haminirg  1751  iti  P.) 
nad  dies  ietitefe  Werfe  deulseb  herauagtgeben  mutet  dem  Tit^l: 
Vom  Strandtvcfate.  J.T« J.  Aebnbaielr's  Abbaadluttg  tarn  Raefate 
das  8tr«iide%  ans  dem  Lei;:  QbeiaeUt  {von  M.  ▲..Wodarcb).  .Aaf 
Kosten  der  Depotation  .dfs  .Hamharg,  Commt«e»^.  beiaaagfgfban 
von  J.  C.  Gr ei  lieh.  2  Theile  in  4.  und  Verbesserungen  und  Zu- 
Atse  nebst  Beilagen  und  Kupfern  lum  ersten  Tbeile  (Hamburg 
1767,  ,1681);  -  J.  Q.  BUscfa»  DarsteUung  dea  iu,4»^  ji9|edlicben 
Gewässern  ablieben  Strandrechta  (Ha^mburg  179^);  ^  T.QAncrin» 
Abhandi.  Ton  den^  Wasserreqbt  (Halle  1800)  Bd.  III.  Abb.  13,  $.  101. 
—  Alewjrn»  ,de,  i^re,  remm  naufraganun»  inprimis  secuqdum  legea 
belgicaa  bodiem^  (Amsterdam  1824);  —  Wlarda»  ostfntaiacbe  Ge- 
schichte, V.  S.  2^  ff.  ~  Besonders  wichtig  ist  die  gesobicbt- 
iicbe  Uebersicht  dfs  ßtrandreahts»  weicht  Pf^rdesaaa  am  Ende 
jedes  Abschnittes  seiner  CoUection  liefert 
2,  FraaaOilKhe  JOedaralion  .von  1&  Jnni  n3&    PardesMa^  n.  840. 

•2*'  " 


aO  AbflduLVIL  Von  Hatirien  und  Seetdilden. 

mit  Wasser  angefbUl  wird,  ohne  dus  es  desshalb  gtailidi 
ualergeht  oder  zertrQmmert  wird.  Dies  nennl  maa  Seheitero, 
Stranden  mitScheiterang  (^cbouement  a^ee bris) ').  Dieser 
Unfall  yertetit  das  Schiff  in  die  physische  DnmGglichkeit,  die 
Fahrt  fortzusetzen,  und.  reducirt  es  so,  dass  es  nur  aus  einer 
Hasse  von  Materialien.. besteht,  die  mehr  oder  minder  gut  za- 
sammenbalten  und  nicht  mehr  als  ein  Schiff  angesehen  werden 
könne,  weil  man  es  eher  erbauen  als  repariren  müsste.  Bineo 
solchen  Seeunfall  bezeichnet  man  als  prasumirten  Schift- 
bruch (naufrage  pr^sum^).  Das  Schiff  ist  dann  mehr  oder 
weniger  ein  blosser  Wrack  und  bleibt  es,  wenn  es  auch  nidi- 
traglich,  nachdem  die  Mannschaft  es  wegen  des  beseicfaneten 
.Züstandes  verlassen  hatte,  wieder  von  den  Wellen  flott  gemidit 
worden  ist  und  ein  Spiel  der  Wogen  in  der  See  umhertieibi 
Die  Mannschaft  hat  aber  in  solchem  Zustande  des  Schiffes  das 
Recht,  dasselbe  in  den  Böten  oder  auf  irgend  eine  andere 
Welse  zu  verlassen  (abandonniren),  falls  sie  das  Leben  durch 
längeren  Aufenthalt  in  Gefahr  glaube.  Doch  ist  das  Schib- 
volk  auch  hier  den  Anordnungen  des  Kapitains  Gehorsam  zu 
leisten  schuldig,  obgleich  es  gewiss  Niemandem  verwehrt  werden 
dürfte,  noch  länger  auf  dem  Schiffe  zu  bleiben,  wenn  KapiUio 
und  sonstige  Mannschaft  es  verlassen. 

Wird  das  Schiff  weniger  stark  als  selbst  im  Falle  n.  2,  beim 
Stranden  beschädigt,  also  bleibt  es  nur  zeitweilig  auf  einer  Klippe 
oder  Sandbank  sitzen,  wird  es  wieder. flott,  vermögen  diePam- 
pm  das  Sinken  des  Schiffes  cu  hindern,  sind  nur  Mäste  and 
Segel  eta  vernichtet,  kurz,  wenn  nur  das  Schiff  trotz  seines 
Strandens  noch  weitersegein  und  die  Mannschaft  darauf  bleiben 
kann,  so  spricht  man  noch  nicht  von  Schiffbruch,  sondern  ton 


Pöhb  Ustencheidungen  sind  richtig  nach  dem  sprachlichen  Stu^* 
punkte»  doch  nicht  von  juriitischem  Werthe.  Er  nimlieh  S.  915 
nntertcheidet:  Schiffbruch,  Scheiterung  and  Strandang. 
Schiffbruch  lei  jeder  ganze  oder  theilweise  Untergang  des  Sehife 
dieier  entstehe  nun  durch  Alter  desselben  oder  durch  SeeusAlk 
irgend  einer  Art.  Scheitern  im  engem  Sinne  sei»  wenn  einScUf 
auf  Klippen  oder  Untiefen  st 0 est,  und  dadurch  zerbricht;  Straa- 
dung  dagegen»  wenn  ein  Schiff  auf  den  Strand  (d.  h.  auf  dssüier 
des  Meeres,  soweit  dieses  bei  hoben  Flathen  vom  WeeMr  bedcdt 
ist)  oder  Untiefen  gerftth  und  festsitzt 
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Seeanfall,  Seesohiden,  luch  wohl  yon  HaTarie  im  All- 
gemeiaen. 

Im  Falle  des  SchiflbruGhes  ist  nan  Kapitain  und  Mamischaft 
▼erpflichtet»  aofiel  als  irgend  möglich  Ton  dem  Schiflb  und  der 
Ladung  zu  retten.'  Femer  sollen  namentlich  die  Sehiflapapiera 
and  die  kostbarsten  Gegenstinde  der  Ladong  (als  Geid,  Gold, 
Silber«  Edelsteine,  wichtige  Staatadepeschen  elc)  Tor  Allem  ge- 
rettet werden.  Doch  sind  billiger  Weise  überall  Zeit  und  Dm-- 
stinde  des  SchiObruches  zu  berOcksichtigeni  wenn  man  den 
Sdiiffer  wegen  Nicbtrettung  selbst  solcher  Eflecten  verantworte 
Hch  machen  will. 

Es  hat  aber  der  Schiffer,  soweit  es  angeht,  sich  nach  dem 
nächsten  Lande  zu  begeben,  um  dort  aUes  Mögliche  zu  thun^ 
um  yon  den  Trümmern  des  Schiffes  oder  von  der  Ladung  au 
retten.  Es  dürfen  dazu  namentlich  fremde  Leute  engisgiri  oder 
au%emontert  werden.  Ist  ein  Schiff  in  der  Nihe  des  Ortes  des 
Schiffbruches,  so  hat  der  Kapitain,  soviel  es  angeht,  dieses  um 
Hülfe  zu  rufen.  Von  der  Pflicht  dee  anderen  Schiffes  zur  Hülfe- 
leistung ist  bereits  §  68  gesprochen.  Haben  Schiffer  und  Mann-» 
Schaft  aus  allzu  grosser  Furcht  das  Schiff  zu  früh  abandonnirt 
und  wird  dasselbe  nachträglich  wieder  seetüchtig  und  vielleicht 
von  Fremden  in  einen  Hafen  gebracht,  so  kann  man  desshalb 
an  sich  Schiffer  und  Mannschaft  noch  nicht  verantwortlich 
machen,  falls  nicht  eine  Verrätherei  nachgewiesen  wird  und  falls 
Dur  die  Umstände  der  Art  waren,  dasa  eine  für  das  Leben  der 
Mannschaft  wohlbegründete  Furcht  bei  fernerem  Verweilen  auf 
dem  Schiffe  vorlag,  was  allerdings  zugleich  nur  aus  der  Ver- 
klarung und  aus  der  nachträglichen  Vernehmung  der  Mannschaft 
and  Passagiere  erhärtet  werden  kann.  Jedenfalls  ist  ein  solcher 
Schiffer  verdächtig. 

Das  Retten  von  Theilen  des  Schiffes  oder  auch  von  dem 
ganzen  Wrack  oder  von  der  Ladung  oder  von  Theilen  derselben 
nennt  man  Bergen,  Bergung.  Die  Bergung  soll  möglichst 
unter  der  Au&icht  und  Leitung  des  Sdiiffers  geschehen,  und 
selbst  auf  den  Fall,  daas,  wie  dies  gewöhnlich  ist,  die  Bergung 
anter  Aufoicht  von  öffentlichen  Behörden  geschieht,  kann  man 
den  Schiffer  oder  den  nächst  Commandirenden  (nach  Abgang  des 
Schiffers  durch  Tod  etc.)  von  der  Pflicht  zu  solcher  Aufsicht 
und  überhaupt  zur  Wahrung  der  Rechte  der  Rheder  und  Ab- 
lader nicht  freisprechen» 


3t  "  AbsciMf.         Von  >B«vavten  ufid  Seeseh&iien. 

'  Es  hal  «ber  der  Schiffer  ü6er  das  gante  Ereigniss  des  Schift- 
bruches eine  Verklarung  sobald  als  möglich  aufnehmen  zu  lassen, 
ferner  die  geborgenen  GüUir  fn  gehörigen  Gewahrsam  bringen  zu 
lassen  und  endiioh  so  schleimig  als  möglich  Rheder  und  Ablader 
iron  dem  Geschehenen  und  Gethanen  zu  tmterrichten.  Ist  ein 
Correspondenl  der  fthed^r  oder  resp.  der  Ablader  in  der  Nikhe, 
so  hat  der  Schiffer  möglichst  sich  mit  diesem  in  Vereinbaniog 
wegen  der  gebotenen  oder  zu  bergenden  GOter  zu  setzen. 
'  Wegen  der  reohtllehen  vPolgen  in  Betreff  der  durch  den 
Schiffbruch  eulslebetiden  Sehldea  an  Schiff  und  Ladung  wird 
unter  dem  Kapitel  von  der  Havarie  gehandelt  werden  und  ist 
neben  dk«en  zugleich  *  auf  die  folgenden  vom  Strand  recht  han- 
delnden Paragraphen  zu  verweisen.  Hier  soll  nur  Folgeades 
kurz  liemerkt  werden.    ' 

Geschah  der  Schiffbruch  absMilKoh  zum  gemeinsamen 
Besten  rem  Schiff  und  Ladung,  so  ist  der  Fall  der  Havariegrosse 
vorhandetf».  Geschah  der  Schiflbraeh-  durch  Zufall  oder  Schuld 
Ton  Jemand,  so  ist  im  AllgemeiRon  derselbe  zur  Havarie  par- 
tteulSr  zu  rechnen«  Im  Falle  des  Zufalles  tragen  die  Eigner 
des  ScUffes  und  die  Interessei^ten  der  Ladung  jeder  f&r  seinen 
AnChetI  die  Veriuste  und  Verschlechterungen,  die  ihrem  resp. 
Bigenthum  zitstossen^  und  es  rerbleiben  ihnen  die  Reste,  die 
davon  geborgen  werden,  nach  Abzug  des  Berglohns. 

Entsteht  der  Schiffhrueh  durch  Bosheit,  Nachlässigkeit  oder 
Unwissenheti  des  Kapitains  oder  eeiires  Stellvertreters,  so  dürfen 
die  Rheder  uhd  Ablader  gegen  diese  auf  Schadenersatz  klagen. 

Beweisen  die  Ablader,  dass  der  Schiffbruch  daher  entstanden 
sei,  dass  das  Schiff  rot  Antritt  der  Reise  nicht  gehörig  im  Stande 
gewesen,'««  B.  nicht  gehörig  ausgebessert,  nicht  mit  dem  gehöri- 
gen  Ger&the,  nicht  mit  der  nöthigen  Mannschaft  ausgerfkstet  ge- 
wesen sei,  so  ist  der  Rheder  verbunden,  allen  Schaden  zu  er- 
setzen, den  die  Ladung  durch  den  Schifßyruch  erlitten  hat  Auch 
Wird  man  den  Rheder  hier  persönlich  mit  seinem  ^ganzen  Ver- 
mögen für  verpflichtet  halten  mössen,  wenn  er  nicht  nachweist, 
dass  er  in  entschuldbarer  Unwissenheit  wegen  der  SeeuntQchtig- 
keit  des  Schiffes  bei  der  Ausreise  gewesen  sei.  Die  Haftung 
Ober  den  Werth  des  Schifft  (hier  der  SchiftstrOmmer)  recbt- 
tartigt  sich  darans,  dass  der  Rheder  hier  überall  in  culpa  sich 
befindet,  ja  von  Rechtswegen  sollte  ein  jeder  solcher  Rheder 
peinlich  bestraft  werden ,  der  ein  solche^  Schiff  in  See  schickt, 
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wvgea  des  Verstioht»  einer  wid^rrechüieben  Verletzung  frendea 
BigeDtitumee  and  wegen  Gefohrdung  von  Menschealeben  (der 
Besetzung  des  Schiffes  D&mUcli),  den  Fall  der  entschuldberett 
Unwissenheit  ausgenommen.  Auch  möchte  ich  dnem  pflichtver- 
gessenen Rheder  in  solchen  Fällen  nie  den  Begress  gegen  den 
Kapitain  gestatten,  ddnn  es  WOrde  hier  immer  eine  Klage  ex 
tnipi  caaaa  Yorliegen.  Der  Kapitain  aber,  der  mit  einem  solchen 
seeuntüchtigen  Schiffe  unter  Segel  gegangen  ist,  ist  allemal  In 
coipa  und  kann  sich  auf  keine  Weise  entschuMigen ,  deim  [er 
m II aste  als  ein  pfiichlgetreuer  Schiffer  vor  der  Abreise  allemal 
erst  geoan  untersnoben^  Gegm  ihn  können  die  Sohiflbrüchigen 
in  soldhem  Falle  Oberall  dired  auf  volle  Entschädigung  klagen 
und  sollte  er  ton  Rechtswegen  überall  peinlich  bestraft  werden«). 

S  14&    Vom  Strandreeht  im  Allgemsmen  *) 

unter  Str^ndrecht  (ius  litoris)  versteht  man  im  weiteren 
Sinne  die  Befugniss,  von  dem  Strande  auf  jede  mögliche  Art 
Nutzen  zu  ziehen  und  zwar  denkt  man  jetzt  dabei  vorzugsweise 
an  die  Befugnisse  des  Staats  in  dieser  Beziehung,  z,  B.  zur 
Bemsteinfisoherei  (wie  in  Preussen)  etc. 

Im  engeren  und  gewöhnlichen  Sinne  begreift  man .  aber 
unter  dem  Ausdruck  Strandrecht  das  Recht,  sich  der  schiff- 
brüchigen GiUer  zu  bemächtigen,  um  sie  entweder  dem  Fisicus 
zuzueignen  oder,  was  jetzt  als  Regel  betrachtet,  werden  darf,  da 
nur  im  Falle,  dass  sich  kein  Eigenthümer  binnen  einer  be- 
stimmten Frist  meldet,  die  Güter  dem  Fiscus  anheimfallen,  — 
dem  Eigenthümer  gegen  ein  Bei^iohn  zurückzugeben.  Im 
Deutschen  nennt  man  es  wohl  auch  Grundruhrrecht«), 
obwohl  sich  dies  eigentlich  auf  das  besondere  Rech^.  des  Ufer- 


4.  Vcigkidie  beton^ierB  SpdvuMhei  HandelsgeMtzbuch.  Abidmitts  vom 
SdufTbraeh  Art  982.  ff. 

ö.  ef.  faeMDden  Pökla,  S.  802-05^  der  hier  gut  ipesificirt. 

6.  In  lateinjuhett  Urkunden  laganum  genaont  Murstori,  sati- 
qvitstet  Ital.  tota.  II.  p.  14.  Fischer,  Geschichte  d«s  Deatechen 
Handels  I.  S.  428.  Aneh  kommen  die  Ausdrflcke:  Fahrrecht,  See- 
triften vor.  Die  Pranaescn  sind  reich  an  Namen  dafUr,  doch  heisst 
ea  gewöhnlich  droit  de  c6te,  droit  de  bris. 


24  AtMchii;  Vli.  Von  Haviifen  ood  Beeadifttau 

efgetothQmen  bezog ,   die  auf:  FldMen  geatroideleo  GlMer  als 
Eigenthümer   zu   behalten    (waa  dazu  jetzi   unpraktisch  ist), 
wahrend  das  Strandrecht  an  Meeresufern  geQbt  wird. 
£s  ist  aber  darunter  begriffen: 
1)  Das  Recht,  sieh  der  gestrandeten  und  gescheitertes 
Schiffe  (S  144),  sowie  der  darin  geladenen  Güter  zu  be- 
mächtigen.   Dies  steht  jetzt  in  der  Regel  nur  dem  Fiecoi 
zu  und  fibt  es  auch  dieser  nur  in  gewissen  Fillen. 
2)'Das  Bergungsrecht   Dieses  besteht  in  dem,  in  der  Hegel 
jetzt  nur  dem  Staste  zustandigen  Rechte,  schifibrüchige  Güter, 
besonders  gestrandete  SchiffstrQmmer  oder  Waarea  der  Ge- 
fahr zu  entreiasen  imd  einen  Theil  derselben  zu  behalten, 
oder  wenigstens  fQr  die  bewerkstelligte  Rettung  eiae  Be- 
lohnung zu  fordern. 

3)  Das  Recht  an  Sachen,  die  das  Heer  an  das  Ufer  warf,  wie 
Seegewächse,  Fische,  Muscheln,  Korallen,  Bernstein,  sowie 
Trümmer  gescheiterter  Schiffe  oder  deren  Ladungen,  welche 
letztere  im  engeren  Sinne  mit  dem  Namen  Wrack  be- 
zeichnet werden,  da  man  sonst  unter  dem  franz.  Ausdruck 
varech'  oder  vraicq  alle  hier  genannten  Gegenstande  ter- 
steht  0«  Darunter  begreift  man  auch  nicht  selten  das  Recht 
auf  die  Leichname  verunglückter  Menschen  und  namentlich 
auf  deren  Kleider  und  begriff  im  Mittelalter  darunter  die 
Befugniss,  gestrandete  Mensehen  als  Hörige  zu  bebandeln. 

4)  Das  Grundrecht,  Strandgeld.  Dies  ist  das  Recht  des 
Herren  des  Grundes,  von  einem  gestrandeten  Schiffe  eine 
gewisse  Abgabe  zu  fordern  und  ist  eigentlich  das  Strand- 
recht in  seiner  mildesten  Gestalt.    Die  Abgabe  ist  als  eine 


cf.  Ordonnance  1681.  tit  de  la  coupe  de  Tsrech  (IV.  10).  —  Die 
Englander  begreifen  unter  wreck  dreierlei  Güter:  Flotson,  jetioD 
nnd  lagan.  Der  General  treatiae  of  the  dominion  of  the  sea  (S.669 
der  dritten  Auflage)  sagt  darüber:  1)  Flotson  it  when  tbe  ihip 
being  «unk  the  goods  float  above  water.  2)  Jetson  it  wken 
goods  are  east  into  the  sea,  to  lighten  ^e  ship,  and  notwidistu 
ding  thereof  the  ship  penaketh.  3)  Lagan  is  whea  heavy  goodi 
are  east  into  the  sea  before  the  periihing  of  the  thip,  and  by  the 
prndenee  of  the  master  and  marinerS  bave  a  buoy  or  other  aca-oiark 
made  fast  to  then»  wbereby  they  may  the  more  easely  be  direded 
to  the  place  where  they  are. 
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Beisteuer  zu  den  Kosten  der  Erhaltiing  des  Strandes»  soivie 
auch  als  eine  Entschädigung  f&r  den  durch  gestrandete 
Schiffe  den  Vferbauten  zugefügten  Schaden  zu  betrachten. 

5)  Der  Seefund  oder  die  Seetriften,  frani.  choses  fiots» 
engl,  floatson.  Dies  ist  das  Recht  des  Herren  des  Ufers, 
auch  wohl  des  ersten  Finders,  alle  sob  3.  genannten,  auif 
dem  Heere  treibenden  Sachen  an  sich  zu  nehmen. 

6)  Das  Recht  an  herrenlosen,  ans  Ufer  gekommenen 
Sachen.  Als  herrenlos  wird  jetzt  aber  nur  solches  Gut 
angesehen,  zu  welchem  sich  innerhalb  «iaer  nach  den  rer- 
schiedenen  Farticularrechten  yerschieden  bestimmten  Frist 
kein  EigenthQmer  findet.  Der  Erwerber  ist  aber  in  der 
Regel  gegenwirtig  der  Fiscns,  der  dem  Finder  etc.  nur  ge- 
wisse Proceote  oder  ein  Bergelohn  abgibt 

7)  Endlich  versteht  man  anter  Strandrecbt  auch  die  Juris* 
diction  in  Strandsachen. 


S  146,    GewhichtUcher  Ueberblick  »). 

Im  Torigen  $  sind  zum  Theil  Begriffe  in  Bezug  auf  das 
Strandrecbt  erörtert,  welche  nur  noch  von  historischer  Bedeu- 
tung sind,  indem  sie  in  der  Gegenwart  durchaus  keine  praktische 
Verwirklichung  mehr  erhalten.  Wir  mussten  aber  auch  diese 
Begriffe  feststellen,  weil  es  zum  Verstandniss  der  gegenwärtigen 
Praxis  des  Strandrechts  zu  führen  scheint  Ja  wir  glauben  zu 
diesem  Behufe  noch  folgende  historische  Debersicht  der  all- 
mäligen  Entwicklung  des  Strandrechts  geben  zu  müssen. 

Das  Strandrecht  in  dem  Sinne,  dass  der  Staat  oder  der 
Ufereigenthümer  oder  auch  der  erste  Finder  sich  schiffbrüchiger 
Güter  als  seines  Eigenthumes  bemächtigen  dürfe,  gleichviel,  ob 
die  Eigenthümer  oder  Schiffsleute  des  schiffbrüchigen  Gutes 
dabei  sind  oder  nicht,  ist  sehr  alt  und  im  sog.  Alterthume  ge- 
wiss von  allen  barbarischen  Völkern  geübt  worden,  ja  selbst  von 
Griechen  und  Römern.  Husste  doch  der  Kaiser  Antoninus 
(nach  Anderen  Consta ntinus)  noch  ein  Gesetz  (L.  c  G.  de 


8.  Ausser  der  namentlich  am  Ende  von  Note  1.  dieses  Kapitels  ge- 
nannten Literatur  verweise  ich  noch  besonders  auf  Pohls,  S.6U5ff.- 
der  hier  ziemlich  omstaBdlich  ist 
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naofrag.  XI.  5)  *)  erlaaa^n»  worin  dem  Fiacua  untersagt  wurde, 
sich  der  schifibrüdiigen  Güter  anzumassen. 

Sodann  wurde  das  Recht  im  Mittelalter  von  allen  christlichen 
Seeflteaten  und  zum  Theil  auf  die  härteste  und  grausaniste  Weise 
gettbt  Doch  scheint  man  es  Überall  in  alten  und  neueren 
Zeiten  nur  gegen  Fremde  und  nicht  gegen  Volksgenossen  uad 
Staatsangehörige  geübt  zu  haben. 

Bine  solche  Art  des  Strandreehts  konnte  überhaupt  nur  so 
lange  sich  bebaopten»  als  noch  nicht  der  Gedanke  von  einer 
rechtlichen  Verbindung  der  Völker  und  Staaten  untereinander, 
von  einem  internationalen  Rechtsleben  sich  im  Verkehre  der 
Völker  Geltung  verschafit  hatte»  also  so  lange  das  Völkerrecht 
noch  nicht  praktisch  anerkannt  wurde,  was  allerdings  erst  mit 
dem  Ausgange  des  Mittelalters  geschehen  ist  Es  beruht  jene 
Art  des  Strandrechts  auf  dem  bomirten  .Gedanken»  dass  alle, 
welche  nicht  zu  dem  nationalen  oder  gar  localgemeindlichen 
Verbände  gehören,  an  sich  völlig  rechtlos  sind,  sobald  sie  ohne 
besonderen  Schut;:  in  diesen  Bereich  treten.  Der  Strenge  nach 
werden  solche  Fremdlinge  hörige  Leute  und  ihr  Gut  Tällt  den 
Gliedern  de3  Verbandes  anbeim.   . 

Der  Gedanke  des  Volks-,  des  Staats-  oder  gar  des  Local- 
gemeinde -Particularismus  ist  noch  nicht  überwunden.  Darauf 
beruht  die  ganze  Lebensansebau ung  des  Altertbums  und  selbst 
des  Mittelalters,  obgleich  dieses  bereits  die  Keime  zur  Entfaltung 
des  internationalen  jBlechtslebens  enthält.  Die  fortwährenden 
Kriegs-^  und  Raubzüge  der  einzelnen  Völkerschaften  und  Reiche 
bezeugen  es»  welche  zwar  nicht  selten  in  mehr  zufälligen 
Dingen  (üebervülkeruog,  Ruhmsucht  und  Abenteuerlust  eines 
oder  mefarer  VoiksfUhrcr  eta)  ihre  äussere  Veranlassung  fan- 
den» die  aber  tiefer  ihren  inneren  Grund  in  jener  Nichtaner- 
kennang  des  Rechts  im  Verkehre  mit  Fremden  hatten. 


9.  Et  «olle  der  Fiseus  im  fremden  Unglttck  keinen  Gewinn  suchen, 
beint  es  dort.  Ueberhaupt  i»t  du«  Rom.  Recht  den  Schiffbrüchigen 
sehr  günstig.  Der  Pr&tor  gab  gegen  denjenigen,  welcher  von  den 
Gutern  des  Scbifiljrachigen  etwas  entwendete,  eine  Klage  auf  daa 
Vierfache  (L.  I.  $  5.  D.  47.  0.)  und  Hadrian  betra<4itete  ihn  als 
Rauber  (L.  7  nnd  12.  pr.  eodem).  cf.  L.  3.  §  B.  D.  eodem.  j^  3 
S  4.  ö.  D.  48.  8. 
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Uebrigens  war  diese  Beliandltfng  der  SchiffbrQchigen  und 
ihrer  Güter  anfangs  gar  nicht  geordnet  und  stand  kaimi  unter 
Controle  des  Staats.  Die  Privaten  übten  wiltkOrilch  das  Recht. 
Erst  als  die  SeekDsten  im  Verlaufe  der  Zeit  mehr  und  mehr 
Staatseigentbnm  wurden,  massten  sich  die  Regiertingen  (Könige» 
Forsten,  Herzöge,  Grafen  etc.)  das  Re^ht  an  und  übten  es 
keineswegs  sofort  müder.  Dies  geschah  In  den  terschiedenen 
Europlischen  Ländern  zu  verschiedenen  Zeiten  und  wo  es  ein- 
mal geschehen,  da  war  wenigstens  die  Höglidikefit  und  luletzt, 
als  die  Staaten  mehr  and  mehr  im  Verlaufe  des  10.  Jahrhunderts 
das  Völkerrecht  als  Regulator  für  ihre  Beziehungen  zu  fremden 
Staaten  und  deren  Unterthanen  anerkannten,  die  Nothwendig-«« 
keit gegeben,  dieses  alte  Strandrecht  als  eiif  Schandrecht 
m  betrachten  und  aufzuheben  ^*). 

Das  Consulat  der  See  erwähnt  des  Strandrechts  nicht, 
obwohl  es  vom  Bergelohne  spricht  Dagegen  eKert  bereits  das 
Olöron*sche  Beerecht  heftig  gegen  das  Strandrecht,  obwohl  ge- 
rade in  Frankreich ,  besonders  in  der  Bretagne,  sowie  auch  in 
der  (Engh'schen)  Normandie  das  Recht  grausam  geübt  wurde. 

Auch  suchten  sich  die  Staaten  gegenseitig  durch  Vertr&ge 
gegen  das  Strandrecht  zu  sichern. 

In  Portugal  reguHrten  namentlich  zwei  neuere  Verord- 
nungen von  1774  und  1707  die  GrandsStzo  in  Strandungsfätlen 
ond  in  Betreff  des  Bergelohnes.  Man  Ist  hier  sehr  billig.  In 
den  Arsenalen  sollen  bestandig  Gertthe  zum  Retten  und  Bergen 
vorhanden  sein  und  ist  die  Pflicht  zur  Bergung  den  Marine- 
intendanten  besonders  vorgeschrieben,  wie  denn  gegenwartig  wohl 
in  allen  Staaten,  die  nach  Seerecht  leben,  dergleichen  Verpflich- 
tung den  Staats-  und  Gemeindebehörden  von  Staatswegen  auf- 
erlegt ist  —  In  Spanien  wurde  schon  früh,  in  dem  Gesetz- 
buche Alonzo  des  Weisen  verordnet,  dass  schiflbrüchige  Güter 
den  Eigenthümern  oder  deren  Erben  zurückzugeben,  also  galt  auch 
hier  nicht  eigentliches  Strandrecht,  sondern  Bergung;  indessen 
enthalt  sdbst  das  neueste  Handelsgesetzbuch  keine  besonderen 


10.  Das  Csnoni'ache  Recht  eiferte  Übrigens  bereits  stark  gegen  alle 
Miiahandlungen  und  Bedrückungen  der  SchiffbrQchigen.  So  sprach 
das  Lateranische  Goncil  (1179)  Excommunication  auf  deren  Be- 
raubung. Cap.  3,  X.  de  raptoribni,  iucend.  et  violator.  eccies.  (5. 17). 
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Bestimmungen  über  die  Höhe  des  Bergelobnes,  der  also  nach 
Uebereiokunft  oder  nach  Billigkeit  im  einzelnen  Falle  fesIsoselKen 
ist.  Die  geborgenen  Güter  i^erden  gerichtlich  deponirt.  —  In 
Frankreich  erhielt  dasBecbt  durch  die  vortrefflichen  Bestim- 
mungen der  Ordonnanz  von  1681  diejenige  Gestalt»  in  der  es 
jetzt  ^^)  noch  gilt  und  wornach  die  Schiflbrüchigen  und  ihre 
Güter  unter  dem  speziellen  Schutze  des  Königs  (jetzt  1850  wieder 
einmal  der  Republik)  stehen.  —  In  Holland  erliessen  bereits 
Karl  y.  1547  und  Philipp  U«  1563  und  1574  die  strengsten  Ver- 
ordnungen dagegen«  die  später  öfter  erneuert  wurden;  wie  denn 
auch  am  12.  December  lOCÜS  die  Generalstaaten»  bei  Gelegen- 
heit eines  speziellen  Falles  und  auf  geschehene  Beschwerde  der 
Deputirten  der  Stadt  Amsterdam»  das  alte  Strandrecht  aufhoben 
und  sich  das  Recht  nur  als  Retorsion  vorbehielten«  Doch  ist 
erst  in  neuesten  Zeiten  in  Holland  der  Antheil  des  Fiscus  an 
dem  Geborgenen  weggefallen.  Die  Bestimmungen  des  neuesten 
HoU.  Handelsgesetzbuches  Art.  545  —  68  sind  vortrefflich.  —  In 
England  ist  das  Recht  lange  Zeit  noch  in  den  Händen  von 
Privatpersonen  geblieben  und  von  diesen  bis  ins  vorige  Jahr- 
hundert arg  gemissbraucht  worden  ^*).  Jetzt  ist  durch  die 
Bergungsgesetze  dem  wohl  allgemein  im  Britischen  Reiche  ab- 
geholfen, doch  haben  auch  jetzt  noch  PrivaUeute  besondere 
Rechte  in  Bezug  auf  das  Strandrecht.  Statut  53  Georg  III,  c.  87. 
Die  neueste  Acte  ist  vom  Jahre  1846.  —  In  Russland  sdieiut 
man  zu  allen  Zeiten  das  Strandrecht  sehr  mild  geübt  zu  haben. 
—  In  Schweden  war  man  in  älteren  Zeiten  sehr  grausam, 
doch  beschränkte  schon  das  Seerecht  von  1667  das  Recht  der 
Krone  an  schiffbrüchigen  Gütern  auf  Feinde  und  Seeräuber. 
Späterhin   wurden   zwei    Gesellschaften    (genannt:     Taucher- 


U,  Doch  enthalten  nlhere  Bestimmungen  du.  Gesetz  vom  15.  Janatt 
1735,  iowie  ordonnance!  lur  iet  repriset  t.  15.  Juni  1779  a.  9.  Jan. 
1789  und  einige  andere  Gesetze,  die  $  148  in  der  Note  stehen. 

12.  Davon  gibt  BQsch  (Bestrebungen  der  Völker,  einander  in  ihrem 
Seehandel  recht  wehe  zu  thun.  Hamburg  1800)  S.  162;  sogar  nodi 
aus  dem  Jahre  178tf  einen  Beleg.  Doch  haben  sieh  die  Gerichte  in 
neueren  Zeiten  immer  dagegen  erklärt^  dass  der  Grundherr  als  solcher 
SchiffbruchgOter  an  sich  nehmen  dürfe,  cf.  Sutton  contra  BndL 
(Taunt  reports  IL  p.d02;   Holt,  System  II.  p.  232). 
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compagnien)  zur  auaschliessiioheo  Uebong  des  Hechts  der  Bergaag 
von  schifibrQchigen  Gütern  prmlegirt,  welche  ein  Bergiohn  von 
U,  bald  von  M  des  Wertbes,  bald  von  6,  8,  10  oder  gar  15 
Procent»  je  nach  den  Umstanden  und  Fallen  erbalten.  Diese 
Privilegien,  welche  1827  auf  unbestimmle  Zeit  erneuert  sind, 
sind  drOckend  und  spgen  z.  B.  von  Seiten  Prenssens  Repressiv- 
massregeln  gegen  Schweden  nach  sich««).  Auch  werden  nament* 
lieh  Inlander  und  Ausländer  in  Bezug  auf  die  Kosten  der  Bergung 
verschieden  behandelt  —  In  Dänemark  wurde  bereits  1163 
durch  ein  Gesetz  das  Recht  des  Königs  an  Strandgut  auf  solche 
Sachen  beschränkt,  die  von  ihren  Herren  derelinquirt  waren  und 
nicht  in  Jahr  und  Tag  in  Anspruch  genommen  wurden.  Dies 
Gesetz  wurde  1240  wiederholt  und  1320  wurde  Strafe  des 
Strassenraubs  auf  die  Beraubung  von  SchiflbrOchigen  gesetzt 
AehnHche  Verordnungen  liegen  auch  aus  späterer  Zeit  vor  und 
sdiefiit  es  allerdings,  als  ob  dessen  ungeachtet  das  Strandrecht 
doch  nicht  selten  missbräuchlich  geübt  sei.  Schon  die  öftere 
Wiedierholung  derselben  gesetzlichen  Bestimmungen  gegen  das 
Strandrecht  möchten  dies  mehr  als  wahrscheinlich  machen.  Be- 
sonders ist  noch  das  Gesetz  von  1558  hervorzuheben,  welches 
fast  ganz  in  das  Seerecht  von  1561  aufgenommen  wurde.  Die 
neueste  Verordnung  ist  vom  Jahre  1705.  —  In  Schleswig, 
Hollstein,  Ditbmarschen,  an  den  Deutschen  i«)  Küsten  der 
Nordsee  und  Ostsee  ist  das  Strandrecht  bis  in  das  vorige  Jahr- 
hundert hinein  meist  hart  geübt  worden.  In  Hannover  wurde 
das  Recht  durch  Verordnungen  von  1716  und  1724  erst  gänzlich 
aufgehoben;  In  Oldenburg  durch  eine  Verordnung  von  1776. 
—  In  Preussen  wurde  schon  früh  dagegen  gearbeitet *»).  Da- 
bin gehört  die  Preuss.  Landesordnung  von  1577  S.  52;  Preuss. 
Strandungsr^lement  von  1664;  Preuss.  Strandungsordnung  vom 
10.  November  1728;  Declaralion  derselben  vom  20.  Nov.  1741 ; 


13.  Preuit.  Reicripf  des  Hiniitert  des  Auswärtigen  vom  30.  April  1819. 

14.  Die  strengen  Dentschei^  Reichsgesetze  gegen  dsi  StrAndrecht  halfen 
bei  der  Ohnmacht  der  Dentichen  Reichtgewalt  nichts,  cf.  Constit. 
Criminalife  Carol.  Art.  218  nnd  die  obigen  Bestimmangen  des  RAm. 
Rachts^  weldies  ja  m  Deqtsehlaad  gttltig  war. 

15.  cf.  L.  Estocq,  Aossug  aus  der  Historie  des  allg.  u.  Preuss.  8ee- 
reehis»b«s.  Kap.  V.  S.  «0. 
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Rubltcanduin  v.  31.  Dee.  1801  wegen  der  den  Strandbewohnern 
in  Westpreussen  obliegenden  Pflichten.  Das  Allg.  Preuss.  LR. 
II  8.  $81—87  enthalt  sehr  billige  Bestimmangen  in  Betreff  der 
Bergung.  Privatpersonen  haben  überall  keine  besonderen  Rechte 
in  Bezug  auf  Bergung.  —  In  den  Vereinigten  Staaten  Ton 
Nordamerika  kennt  man  das  Strandrecht  nur  als  Bergongsrecht 
und  kommt  hier  Alles  auf  die  Umstände  des  einielnen  Falles 
und  auf  Billigkeit  an,  da  keine  gesetzÜGhen  Bestimmungen,  ausser 
in  Bezug  auf  den  Fall  der  Wiedernehmung  existiren.  cf.  Kent 
&.  c.  p.  245. 


S  147.    Heutiges  Recht  des  Strandet, 

Nach  dem  Bisherigen  ist  es  klar,  dass  das  alte  strenge 
Strandrecht  wie  rationell  gegen  die  Natur  des  internationalen 
Seeverkehrs  anzusehen  ist^  so  praktisch  nicht  mehr  f&r  ein  ge- 
meinrechtliches Institut  gehalten  werden  kann.  Vielmehr  hat 
sich  jenes  alte  Recht  eigentlich  auf  das  Bergungsrecbt  redn- 
cirt.  Dadurch  wird  aber  dafi  Recht  der  Schißbrüchigen,  selbst 
zu  bergen  9  nicht  ausgeschlossen.  Als  eine  vernnnftige  Bestioi- 
mung  der  meisten  Particularrechte  muss  man  es  ansehen i,  dass 
Qberalt  nur  Einheimische  des  Staats  ^  an  dessen  Ufer  das  Schiff 
strandete,  zur  Bergung  berechtigt  sind  Bisweilen  sind  sogar 
besondere  Gesellschaften  (wie  z.  B.  in  Schweden)  privilegirt  oder 
namentlich  die  Lootsen  und  andere  Leute  besonders  dazo  be- 
ToUmächtigt.  Doch  wo  auch  solche  Schranken  gesetzt  sind,  so 
darf  man  es  als  sich  von  selbst  verstehend  anaeben»  dass  solche 
Privilegirte  noch  andere  Fremde  zur  Hülfeleistung  beim  Bergen 
herbeiziehen  können,  die  dann  unter  der  Aufsicht  und  Verant^ 
wortung  von  jenen  zu  bergen  haben,  und  dass  in  dringenden 
Fällen 9  wo  jene  Privilegirten  nicht  in  der  Nahe  sind,  jeder 
Andere  bergen  kann,  der  dann  in  der  Regel  sofort  der  Obrigkeit 
Anzeige  von  dem  Geborjgenen  zu  machen  bat 

£in  Eigeqthumsrecht  an  den  schifilbrQchigen  Gütern  irgend 
welcher  Art  masst  sich  jetzt  kein  ciyilisirter  Staat  fiscalisch  oder 

.durch  Private  an.  Diese  Güter  gelten  jetzt  nicht  naebr  an  sich 
als  herrenlos.    Sie  werdoa  vielmehr  für  den  Eigenthümer  ge- 

.  rettet  und  ist  dieser  unbekannt»  so  werden  die  Güter  zeitweilig 
geborgeui  auch  wohl  Proclame  erlassen  und  Terfallen  die  Güter 
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erst  nach  einer  längeren  Frist ,  innerhalb  welcher  aioh  kein 
Bigeothümer  gemeldet  bat,  dem  Fiscus,  freilieh  meist  schon  naeh 
Jahr  und  Tag"). 

Den  Bergern  gehört  ein  Bergelohn,  der  nidit  selten  in  ge- 
wissen Procenten  von  den  geretteten  GQterfi  und  SchiflMiHfiiniern 
besteht 

Der  Reclamirende  hat  natttrlich  auf  genügende  Weise  sein 
Eigenthum  an  den  geborgenen  UQtern  zu  erweisen.  Uebrigens 
ist  es  nirgends  nöthig,  dass  alle  Ladungsinteressenten  und  diese 
mit  den  Schiflbeignern  gemeinsam  das  geborgene  Gut  recla- 
miren  *^.  Doch  wird  es  oft  zweckmassig  sein  und  geschieht  an 
manchen  Handelsplätzen  h^nfig.  Namenllkh  wki  es  zweck- 
massig sein  und  geschieht  gleichfalls  häufig»  die  Assecnradeurs 
des  Schiffs  wie  der  Ladung  heranzuziehen,  obwohl  auch  diese 
an  sidi  die  Zuziehung  nicht  verlangen  können.  Doch  kömien 
die  Versidierungs  »Vertrage  darüber  besondere  Bestimmungen 
enthalten  und  dürfen  gegenwärtig  die  versicherten  Interessenten 
den  Versicherern  in  der  Regel  die  schiffbrüchigen  Güter  aban*^ 
donniren,  ohne  aber  dadurch  von  allen  Pflichten  zur  Veran«*- 
lassung  einer  sorgftiltigen  Bergung  dieser  Güter  befreit  zu  sein. 

Im  Allgemeinen  gelten  diesetben  Grundsätze  für  unmittelbar 
bei  einem  Schißbrache  geborgene  Güter,  wie  die,  welche  ander^ 
weitig  und  mehr  zufollig  am  Strande  oder  auf  offener  See  auf- 
gefischt werden,  obgleich  mit  Recht  die  Höhe  des  Bergelohns 
hier  und  dort  verschieden  ist. 


%  148.    Von  der  Bergaag  «•). 

Nach  dem  bisher  Gesagten  genügt  es  hier  noch  Folgendes 
anzuführen. 

Sie  liegt  zuerst  dem  Kapitain  und  der  Mannschaft  ob.    Alle 


Ift.  d.  h.  1  Jahr,  0  Woehen;  3  Tagtw  cf.  Goniol.  dtl  maie  cap.  26S. 
OrdoMu  de  L  ük  1681  Art  Slk  tit.  dtt  naufragea  (iV.  9),  Preua. 
Sectocht  von  17»  cap,  DL  Art  16. 

17.  Wtti  aber  Sehvbaek»  1.  o.  t  4S  bthavptet 

18.  cf.  besonders  P5hla,  Seite  (114  ff;  Beehl  üfaeinchtlieh  nt  Kest 
Lei 


32  AbsebD.  VIL  Von  H«y«riea  uqd  Seesch&den. 

Seerecbte  verpflichten  sie  dazu  and  bestrafen  den  Kapitain»  der 
sie  nicht  anordnet,  und  den  Seemann,  der  hierbei  den  Anord- 
nungen des  Kapitains  nicht  Folge  leistet,  auf  das  Strengste* 
Nur  die  augenscheinlichste  Lebensgefahr  kann  den  einen  wie 
den  anderen  von  der  Verpflichtung  befreien.  Dabei  steht  fest, 
dass  Oberhaupt  die  Rettung  von  Menschenleben  höher  gilt,  als 
die  Bergung  von  Gütern«  Demnach  sollen  zuerst  die  Passa- 
giere gerettet  werden.  Doch  sind  auch  diese,  soweit  es  in 
ihren  Kräften  steht,  zur  Hülfeleistung  beim  Bergen  für  ver- 
pflichtet zu  halten.  Und  sind  die  Passagiere  nicht  berechtigt 
für  diese  Art  von  Beistand  eine  Belohnung  zu  fordern,  denn 
es  ist  das  gemeinsame  Interesse  aller  auf  dem  Schiffe  befind- 
lichen PersaoQen  und  namentlich  auch  der  Passagiere,  dass  das 
Schiff  möglichst  gerettet  werde,  und  drum  Aller  natürliche 
PfUcht,  ihre  Hülfe  in  Schiffsnöthen  darzubringen.  Noch  mehr 
gilt  dies  natürlich  von  der  MannsctiafL  Uebrigens  wird  man 
dessenungeachtet  die  Passagiere  nicht  absolut  für  verpflichtet 
halten  können,  am  Bord  des  Schiffes  zur  Stunde  der  Gefahr 
zu  bleiben,  sondern  sie  dürfen  es,  wenn  sich  günstige  Ge- 
legenheit darbietet,  verlassen,  denn  sie  stehen  von  Anfang  an 
nicht  in  solcher  Beziehung  zum  Schiffe,  dass  sie,  wie  dies 
allerdings  mit  der  Mannschaft  der  Fall  ist,  sich  zu  einer  be- 
sonderen Sorge  für  das  Schiff  und  dessen  Ladung  verpflichtet 
hatten;  sondern  ihre  Pflicht  reicht  hier  nur  soweit  und  existirt 
eben  nur  so  lange,  als  sie  sich  am  Bord  des  Schiffes  als 
Passagiere  aufhalten.  Daraus  wird  denn  namentlich  auch  fol- 
gen, dass  man  den  Passagieren,  wenn  sie,  wozu  sie  nicht  für 
verpflichtet  gehalten  werden  können,  ganz  ausserordentliche 
Dienste  zur  Bergung  von  Schiff  oder  Gut  geleistet  haben,  eine 
aoaserordentliche  Belohnung  oder  äudi  den  eigentlichen  Berg- 
lohn  ausnahmsweise  zusprechen  dürfe,  wie  man  denn  sogar 
den  Seeleuten  in  solchen  ausserordenjtMcfaen  F&llen  eine  be- 
sondere Belohnung  zuzuerkennen  geneigt  sein  wird.  Alle  diese 
Bestimmungen  über  Passagiere  werden  von  der  Englischen 
Praxis  anerkannt.    Vergl.  Abbott  1.  c.  408.  99. 

Namentlich  sind  aber  die  etwa  am  Bord  dea  Schiffes  be- 
findlichen Lootsen  zur  Hülfsleistung  vcraiöge  ihres  Amtes  vei^ 
bunden.  In  manchen  Staaten  sind  die  Gemeinden  oder  die 
Gesammtheit  der  Strandbewohner,  in  deren  NAhe  ein  Schifl 
scheitert,  gesetzlich  zur  Bergung  verpflichtet  und  lu  diesem 
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Mmh  öisaiiisirt  Dann  müssen  äf»,  wticba  gerade  nach  den 
gdetadiAan  Bestimmangen  an  der  Reibe  2um  Bergen  sind,  nir 
fl&lfe  herbeieilen  ofid  naeh  den  Anerdoungen  ihrer  Vorgesetzten 
handelkL 

Wahrend  der  Arbeit  des  Bergen«  )&uft  die  Gage  der  Seeleute 
ibrt  tuid  kennen  sie  nach  manchen  Seerecbten  eine  ausserordent«^ 
liehe  Vei^gOtigung  oder  falls  d<c  Gage  wegMU,  zum  wenigstens 
eiii'Tagekihn  Ar  Bergmig  verlangen.  Auf  ein  eigentliehes  Berg* 
lohn  haben  sie  keinen  Anspruch.  Dies  ist  namentlich  Englische 
und  Nordamerikanisehe  Praxis,    cf.  Kent  I.  e.  Mfk 

Wenn  ein  Schiff  von  der  Besatzung  bereits  aufgegeben  und 
verlassen  worden  ist,  so  ist  der  Seemann  durch  den  Abandon 
TOA  seiner  Stellung  entlassen  und  wenn  er  nun  spater  von  Schiff 
und  Ladung  rettet,  so  mag  man  ihn  zur  Forderung  eines  Berg- 
loboes  fikr  berechtigt  haMei».  -  Wenigstens  Ist  das  Nordamerik. 
Praiis.  .of.  JLeat,  L  c. 

Regehniasig  gebflhrt  dem  Kapitain,  auch  wenn  die  Behörden 
ex  officio  einschreiten  müssen  und  gesetzlieh  bestimmte  ßerger 
vorhanden  sind,  die  Aufsicht  und  die  Anordnung  Ober  den 
pnaen  Aot  des  Bergens,  obwohl  sich  der  Kapitain  den  Verord- 
anagen  uaKl  Anordnungen  der  betreffenden  Behörden  fügen 
auss  *•). 

Auch  dlsjenigea,  welche  völlig  freiwillig  schifibrQchige  Guter 
beigeii»  haben  einen  Anspruch  auf  eine  Belohnung,  die  den 
NsBMa  Beiglekn  (servaticum)  führt  und  die  sich  usuell  und 
auch  geaetziich  nadi  den  verschiedenen  Particularseerechten  ver* 
schieden  bestimmt.  Im  Streite  kann  eine  blosse  Bezahlung  der 
beim  Bergen  angewendeten  Arbeil  nichl  schon  als  ein  genügen- 
des Be^^hn  angesehen  werde«»  sondenn  es  Ist  dabei  zugleich 
die  in  der  Regel  beim  Bergen  vorhandene  Gefahr  oder  doch 
besondere  Anstrengung  mit  in  Anschlag  zu  bringen  und  darnacli 
die  Belohnung  verhftltnissmässig,  je  nach  den  Besonderheiten  des 


19.  FrsBtöuache  Verordnang  vom  10.  Jan.  1770,  Geiets  vom  13,  Ang 
1791,  Verordnung  vom  7.  Mai  1802,  Gesetz  yom  16.  September  1807. 
Diese  Bestimmangen  Prankreichs  sind  empfehlenswerth.  Ebenio 
die  nettesten  Hollandischen  im  Handeltgesetzboch  Art.  545  bis  568. 
Titel:  vom  Schiffbruch,  Strandung  und  Strandgut. 

r.  lallenb«»  Scertehl  IL  ^ 
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einzelnen  Faltes  ku  erhöben  *<»).  Der  Werth  des  geboi^enMi 
Gutes  Q»ag  bei  der  Bereöhnnng  dea  BergMuM  aocb  mH  in  Aiir- 
schlag  gebraehi  werden »  weil  ja  die  Rettung  koaibarer  G&ter 
dem  Eigenthümer  um  so  grösseren  Nutzen  gewahrt;  doeh  soUte 
dieser  Werth  nieht  der  eineige  liassatab  sein»  wie  es  aber  in 
manchen  Gesetzgebungen  der  Fall  ist»  sondern  es  sollte  die 
jedesmal  angewandte  Gefahr,  liQhe  und  Arbeil  mit  berück- 
sichtigt werden.  In  England  wurde  sonst  auch  auf  die  grossere 
oder  geringere  Bereitwilligkeit  (alacrity)  der  HQlfeleisleiiden  bei 
Zusprechung  der  ihnen  gebührenden  Grösse  des  Berglohnes  ge- 
sehen. 

Uebrigens  berOcksiehtigt  die  Englische  Praxis  alle  tod  uns 
bezeichneten  Punkte  for  die  Besliinmung  des  Berglahnes.  Abbott 
I.  c.  S.  495.  06. 

Jedenfalls  erscheint  die  Zuerkennnng  eines  grösseren  Berg- 
lohnes im  Allgemeinen  als  ein  Mittel,  um  die  Berger  zu  Retton- 
gen, selbst  gefährlicher  Art,  anzuspornen  *0*  l^^^  wenn  andi 
der  Berger  weiter  keine  besondere  Mnhe  And  Gefahr  angewandt 
hat,  wie  wenn  er  das  Gut  bloss  zufHUig  auffischt,  so  steht  ihin 
doch  ein  Berglohn  za,  weil  er  sich  überhaapt  der  Sache  eines 
Fremden  annahm  und  selbige  durch  seine,  wenn  auch  genüge 
Thatigkeit  vor  völligem  Untergange  oder  Verlust  rettete.  Bei 
der  Gewahrung  des  Berglohnes  ist  ja  überhaupt  die  öffentlidie 
Ordnung  und  Sicherheit  wie  im  Allgemeinen,  so  namentüdi  in 
Bezug  auf  das  Eigenthura,  sowie  das  Interesse  des  HandeisTer- 
kehres,  die  Sicherheit  der  Schiffahrt,  das  Leben  und  die  WoU* 
fahrt  der  Seelente  mit  in  Ansehlag  zu  bringen,  um  das  Institut 
der  Bergung  richtig  zu  würdigen. 

.  Hat  der  Schiffer  eine  bestimmte  Summe  tor  der  Bergong 
versprochen,  vielleicht  uor  zur  Bergung  in  grosser  Gefahr  auf- 
zumuntern^ sc»  hat  es  damit  ia  der  Regel  und  namentlioh  nach 


20.  Durauf  wird  beionden  in  der  Nordamerikanischen  Pnoda  das  grtaSe 
Gewicht  gtlegt^    Kent,  245. 

21.  Ken^  L  c.  245  sagt  ausdracklich)  the  coiirti  (in  Nordamerika 
lieb)  af e  liberal  in  the  aUowaace  of  talvage  in  mmUmou» 
as  a  rnoard  for  the  tervieef  andas  an  imcetiHve  to  effort. 
Nordamerika  und  Ejf^and  schwankt  die  Höhe  des  Beiglohi^ 
sehen  %  %  V  <le8  Werthes  [der  geretteten  Sachen.    Doeh  iit  ^ 
das  Gewöhnliche.    Kent  L  e. 
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iBglMi^  Fraxfd  (AbiM>tt  S.  49V)  sein  Bewenden;  wenigstens 
wirA  tiran  biNtger  W\6tse  bei  dieser  Art  von  gewagtem  GesdilAe 
dem  Schiffer  nicht  die  Einrede  gestatten  dürfen»  daas  er  ans 
(allmgrosser)  Fkirebt  daatu  bewogen  werden  sei  Doeh  wiid  der 
ttohter  anf  den  Antrag  des  Schiffer»  oder  auch  von  freien 
Sliskcn^  in  Beeftekaiditagung  der  besonderen  Umstände  des  Falles^ 
4er  GMsse  der  fiefahr  beim  Belagen,  des  Werthes  der  Güter  ete. 
äae  Bmassignng  des  selbst  so  Tersproehenen  Berglobnes  in 
Ankelrackt  dessen  eintreten  lassen  düi^fen»  dasa  der  Scinffer  als 
Verwailer  fremder  Angelegejaheiten  billiger  Weise  ekie  über^ 
iDSssige  Belohnung  nicht  aus  den  Mitteln  seiner  Committenten 
Tersprechen  durfte.  Es  wird  hier  Alles  auf  eine  billige  Berück- 
sichtigung der  individuellen  Verhältnisse  des  concreten  Falles 
askommen  müssen  **). 

Geschah  die  Bergung  durch  ein  Staatsscblff,  so  scheint  es 
zwir  der  Würde  des  Staats  nicht  angemessen,  selbst  ein  eigent- 
liches Berglohn  in  Anspruch  zu  nehmen,  wohl  aber  wird  er  sich 
wenigstens  alle  bei  der  Gelegenheit  auFgelaurenen  Kosten  und 
Beschädigungen  ersetzen  lassen  dürfen.  Sodann  scheint  mir  aber 
nichts  dem  entgegen  zu  stehen,  dass  man  die  bergende  Mann- 
schaft des  Staatsschiffes,  wenn  auch  nicht  zur  Forderung  des 
eigeotlichen  Berglohnes,  doch  zum  Empfange  einer  den  Yertiält- 
nissen  entsprechenden  Belohnung  für  berechtigt  halte.  Dafür 
ist  denn  auch  die  Englische  Praxis.    Abbott,  I.  c.  500.  501. 

Im  Falle  verschiedene,  nicht  in  Gemeinschaft  stehende  Per- 
sonen geborgen  haben  und  ihre  Thätigkeit  in  Bezug  auf  Bergung 
TOQ  Schiff  und  Gut  doch  so  gemeinsam  war,  dass  nicht  eines 
Jeden  AnUiell  sich  von  selbst  ergibt,  also  z.  B.  wenn  durch  die 
Thitigkett  von  sehn  soteher  Personen  das  bereits  abandonnfrte 
Sehlff  wieder  ffott  gemacht  und  in  Sicherheit  gebracht  oder  ge*- 
meinsam  ein  Tbeil  der  Ladung  geborgen  etc.,  so  ist  die  Theiinng 
des  Berglohnes  nntär  ihnen  schwierig  und  lAsst  sich  einzig  nach 
den  Umstanden  des  besonderen  Falles  entscheiden,  wobei  denn 


22.  PfthU  S.  921;  8^hab«ck,  I.  c.  §37.  NoteX.  Manche  SeerecbtiB 
erkl&ten  in  solchen  Fallen  abermütiger  Verqireohiuigen  das  Oe- 
tcbafk  fttr  nagQI%'  Ol^ron  Seerecht  Art  4;  Guidon  de  k  mar. 
eh.  31;  Fnau  Ordonn.  1684  Att«  89;  Ordonii.  de  la  aiaorinc  1181 
Art  40  «}•  t|t.  des  nanfrafet  (IV.  9);   Gow>l  del  aru  eqs  974, 
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.auaentUish  die  aufopfernde,  die  e^sle,  die.aiidauenisle,:gsMi^ 
yoUste  Tbaügkeit  dßr,  einzelnen  lodlvidueD  zu  beifiokaiebtigw 
sein  wird.    Vergl,  Abbott  I.  c.  Sw  SOI  ff. 

ßde  BesUmmung  dee  Spaaisohen  Hechtes  (.  a  Alt  960  (L, 
.däss  wenn  eia  unter  Convoi  oder  Admirabcfaaft  segeindes  SobB 
.Schiffbruch  leidet,  die  übrigen  Schiffe  jedes  einen  Terhlllims- 
.nlSissigen  Antheil  von  den  geborgenen  Waaren  «md  Sänffsge- 
irdthen  atifnehoiett  müssen ,  -scheint  in  der  Natar  der  Sache  be- 
gründet zu  sein«  Diese  Schiffe  mögen  aber  dann  ihren  Con 
ruhig  forlsetsen  und  haben  das  Geborgene  nur  in  fhi^m  Be- 
stimmungshafen sieher  ni  deponiren. 

Das  Berglohn  haftet  in  der  Regel  an  den  geborgenen  Gegen- 
ständen und  würde  es  gegen  alle  Billigkeit  sein,  wenn  man  den 
Berglohn  höher  als  den  Werth  der  geborgenen  Güter  selbst 
jemals  stellen  und' die  Schiffbrüchigen  zu  Nachzahlungen  Ter- 
pilichten  wollte. 

Aqch  wird  man  die  für  die  geretteten  Güter  noch  verdiente 
f'racht  mit  in  Anrechnung  bringen  dürfen,  indem  auch  filr  sie, 
so  weit  sie  wirklich  ausgezahlt  wird,  Berglohn  zu  zahlen  ist 
Bei  Schiffbrüchen  hat  <)as  allerdings  nicht  selten  in  der  Berech- 
nung Schwierigkeiten.  Doch  wird  bei  der  Berechnung  des 
Berglohns,  wenigstens  nach  einem  Durchschnitt,  überall  die  Fracht 
mit  in  Anschlag  kommen  müssen.  —  Bei  Wiedernehmungen  ist 
die  Sache  einfacher.  Die  Englische  Präzis  stellt  allerdings  die 
Fracht  in  Bezug  auf  die  Haftung  für  Berglohn  mit  Schifl  and 
Gut  gleich.    Abbott,  S.  599  ff. 

Gewöhnlich  ist  die  Frage  für  den  Berger  nidift  rek^fink, 
depa  da  die  Fracht  in  Bezug  auf  die  Berechnung  des  Sohiflswectbis 
das  ßerglohn  erhöht,  so  ist  auf  der  anderen  Seite  die  fniM 
wieder  vom  'Werthe ,  der  geborgenen  Güter  in  Abrechimog  iQ 
(bringen.  Eß  ist  also  di^  Frachteinrechnung  nur  in  Bezog  auf 
die  Perfon  derer  wichtig,  welche,  das  Bergloba  zu  zahlen  habes. 
Indessen  ist  die  Herbeiziehung  der  Fracht  zum  Berglohne  zuA 
dann  für  die  Berger  wichtig,  wenn  die  Berger  der  Güter  mit 
.flen  .Bergern  des  Schiffes  in  keiner  Gemeinschaft  in  Bezug  v^ 
die  Bergung  gestanden  haben;  denn  dann  werden  die  Berger 
der  GCkter,- .  von  deren  Werthe  ja  die  Fracht  auvor  abzuziehen 
isl)  sieh  verhalt nissnassig  schlechter  stehen»  als  die  fierger  der 
SchifibtrQmner,  in  derbn  We^  ^Se  wirkUchö  Fndkt  eiozii- 
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redmett'M;  wt»  hier  umgekehrt  w»re,  wenn  man  dfe  Fracht' 
bei  Berechnung  des  Berglohns  ttherhaiipt  nicht  berücksichtigte.  ' 
FQr  gerettetes  Menschenleben  kann  man,  aus  RQetsichten» 
der  Aimanltflt,  NJenMnden  flQc  berechtigt  halten,  eine  Belohnung 
(Berglohn)  von  Rechtswegen  zu  fordern.  Viehnehr  er- 
adieint  die  Rettung  von  Menschenleben  als  eme  so  heilige 
moralwdie  Pflicht  jedes  Menschen,  dass  er  seihst  sich  dadurch 
entefaren  würde,  wenn  or  dafOr  eine  Belohnung  fordern  wo]Ne^ 
Eine  Klage  wOrde  hier  propter  turpitndinem  abEUweisen  sein, 
nagegen  wird  man  jeden  so  Geretteten  wie  zur  Dankbarkeit 
sittlicher  Art,  so  zur  materiellen  Bekundung  derselben,  sofern 
er  Vermögen  besitzt,  verpflichtet  halten  und  ich  nehme  keinen 
Anstand,  den  Staat  für  berechtigt  zu  halten,  hier  besondere 
Belohnungen  vorzuschreiben  und  im  ünvermögensfalle'dee 
Geretteten  selbst  auszuzahlen,  wie  denn  auch  In  dem  Falle, 
dass  mit  vdrhtitnissmkssfg  grosser  Geftihr  nur  wenig  und  werth- 
lose  Sachen  gerettet  sind,  mithin  der  Berglohn  gering  'autffWIt; 
der  Staat  zu  ausserordentlichen  Belohnungen  im  Interesse*  der 
Sieberhell  des  Seeverkehres  geneigt  sich  zeigen  mag.  In  Bng« 
laiid  M  durch  eine  Acte  von  1840**)  festgesetzt,  dass  wenn 
Menseheh  und  WaaMh  von  venehiedbrien  Boten  der  (angi»-*< 
stellten)  Rettnngsmannschaflen  geborgen  werden,  die,  welche^ 
Menschen  gerettet  haben,  verhaMnlssmltosig  gleichfalls  einei  An^ 
theil  aus  den  durch  die  anderen  Mannschaften  geborgenen  GOtern 
eriialten  sollea  Es  ist  dies  vom  praktische^  Gesichtspunkte 
durchaus  zu  billigen,  denn  dadurch  werden  Berger  um  so  mehr 
angefeuert  werc^eii,  Menschenleben  .zum  weriig$teA  eben  so  gern 
und  schnell  als  die  GCkter  zu  retten,  und  ist  zugleich  bei  der  in 
der  Regel  rohen  Menschenclasse  der  Berger  eii^e  solche  beatimmte 
Aussicht  auf  Gewinn  sehr  empfehlenswerth  und  notbwendig. 

Beschädigen  die  Berger  ihre  Fahrzeuge  und  Rettungswerk- 
lei^e  beim  Bergen,  so  kann  man  sie  zwar  nioht  fbr  berechtigt 
baltea,  von  den  Schiffbrüchigen  unbedingt  Ersatz  au  verlangen^ 
doch  wird  man  unter  Umständen  den  erkennenden  Richter  fttr 


23.  Sog.  Salvage-Act  (an  aet  for  consolidating  and  amending  the  lawa 
relating  to  wreck  and  salvage)  vom  28.  August  1846.  Dieselbe  ist 
sehr  umfangreich  tind  steht  in  der  achten  Aufgabe  von  Abbott't 
trestiae  (Lond.  1847)  im  Appendix,  sub  n.  XIV.  pag.  CdLVII^CXLI. 
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ber0Qh(kigk  haltf9ia  dOrf«p,  a«u  GrQiidsa  der  Bi^i^eit  dim«cli  di» 
Gr()i989  d98  Rergtohos  zu  erb^hea  eia  Es  ist  freiU^h  als.Regtl 
iimeunobiDeii»  dass  der  Bergloho  scboa  an  sich  w  hoch  isti  dass 
die  Tilgung  der  so  dem  Serger  ^rwaehseftdea  SehJldeii  mOg-^ 
Uch  IM'*)- 

Der  Kapiteln  kana  zur  Zabluvig  des  Berglohiies  Gelder  aaf- 
9elimea  UDd  dagegen  die  geretteten  £ft<4en  und  TvünuMr  bü 
um  so  mehr  Grund  in  Veraate  geben»  da  dieaer  Lobe  privitegiri 
ist*    Pardesfps»  L  c»  n»  643» 

In  alten  Zeiten  bestend  das  Bergloha  in  einem  naläilichea 
Tbeile  der  geborgenen  Güter,  jetzt  in  der  Re^l  in  Geld. 
,  In  den  meisten  Steaten  existiren  bestimmte  geselzUcbe  Vor- 
aebiiften  Qber  die  Höbe  des  Berglobna;  in  England  und  Nord- 
amerika nidit»  sondern  soll  bier  Oberall  eine  angemesaene 
BetotauBg  gegeben  werden,  worüber  die  Gerichte  im  eiueliiaB 
Ealle  nach  den  DmaUUiden  au  entechej.den  haben.  Abbott  L  e. 
(S),  S.  493,    Siebe  aber  Note  %l 

.  Wewn  zwei  Schifle  verlragsmdsaig  zusammen  als  fieoeesen 
sefüln  eder  gar  in  Admiralscbaft  sich  befinden,  so  ist  jedes  dem 
andern  vom  Reehtewegen  mcHolfeleistung  in  aUen  NMhea  vat- 
bimdeo  und  kann  mithin  von-  keineor  Anßpr«ch  auf  Beigtefan 
iroa  Saiten  des  einen  gegen  das  andere  die  Red^  sein.  Oiea  ist 
aueb  Snglische  Präzis.   Abbott  L  c  S.  403. 

S  149.    ftechte  und  Pflichten  der  Berger  >•]. 

'  Diese  ergeben  sich  nach  dem  bisher  Erörterten  leicht  als 
(bigende. 

Der  Berget  soll  m(yglichst  im  Interesse  des  SchiffbrQcbigen 
und,  bei  seetriftigen  Sachen,  überhaupt  des  EigenthOmers  han- 
deln. Er  darf  dabei  seines  eigenen^  Vortheils  wegen  nichts 
ontemebmeiiy  waa  .jenen  irgend  nacbtheilig  sein  konnte.  Naroent- 
Ifoh  aolli er  aicbt  getade  aokhe  Sachen  bloss  retten,  tou  denen 
eil!  da»  maialen  VorUieil  hat,  noch  viel  weniger  etwa  durch 
rgend  etwas  die  Gefahr  für  die  gescheiterten  Güter  und  Trüm- 
mer erhöhen:   was  sich  von  selbst  als  verboten  versteht,  aber 


24^  Pabla^  S,  9214    ConsoUto  del  m.  e.  274  pr.  in  f. 
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leider  dbakiafig  getehfehl,  trohdeM  dav  in  «Ueh  Uiideni  so 
pflMiticfgiMene  Beiger  mü  harten  BIrcfta  bedrobt  werden. 

Dt  wo  gewieeen  Leoleii  eine  beeondere  anlliehe  PlKchi 
(wie  c  B.  tberall  den  Loeteen)  auferlegt  ist»  ist  es  i&r  diese 
atrafber,  wenn  sie  ani  bergen  unterlassen  oder-  ihre  Arbeit  unter- 
breeben,  weil  ihnen  Tielleicbt  ihre  unyerdeMinite  Forderung 
wegen  eines  ausserordentlichen  Berglohnes  nieht  zugestanden 
wild»  Debrigens  sollte  man  m  allen  Staaten  Jeden ,  der  einmal 
an  Bond  dea  Schiffes  sam  Bergen  erschienen  ist,  zur  Bergung 
dermassen  für  verpflichtet  halten,  dass  er  ohne  Noth  sich  des 
Beigens  nicht  aehä  entadriagen  kOnae. 

Die  Bergar  haben  den  Anordnungen  dee  8ehi0ers  oder  des 
aaderweiiig  Coomandirenden  sich  zu  ibgan»  dodi  dQrfen  sie 
nicht  bloss  dem  Sebiffer  mit  Rath  beigehen,  sondern  sind  sogar 
nach  bestem  Wissen  verpflichtet,  demselban-  tu  raithen  und 
namentlich  ihn  auf  die  Zweckwidrigkeit  seiner  Massregeln  auf- 
merksam zu  machen. 

Stehen  die  Berger  selbst  unier  einem  Vorgesetzten,  so  haben 
ue'dessen  Befehlen  naohzukommen  imi.  dieser  bat  sich,  mit  dem 
Sehifler.zu  vereinbaren  und  namentiicb  dafür  zu  soi]gaa,  dass 
Alles  ordoungsinassig  vor  sich  gehe. 

Die  Berger  haben  alles  Geborgene  getreu  auszuliefern  und 
zwar  sof^n^sicb  der  wahre  EigeptfiOmer  gehörig  legitimirt,  un« 
streitig  an  diesen..  Sonst  sind  sie  gewöhnlich  zur  Deponirung 
bei  obrigkeitlichen  Behörden  verpflichtet 

Wenn  ein  Schiffer  unterwegs  auf  dem  Meere  seetriftige 
Sachen  auffischt,  so  muss  man  ihn  nicht  bloss  zur  Eintragung 
derselben  in  das  Scbiffsbuch,  sondern  auch  zur  getreulichen 
Aufbewahrung  und  nachträglichen  Ausantwortung  an  seine  Obrig- 
keit, und  hat  er  ee  in  einem  fremden  Staatsaeegebiete  gefunden, 
an  dieae  Obrigkeit  fOr  verbunden  halten. 

Sind  die  geborgenen  Sachen  verderblicher  Art,  so  sind  sie 
zu  veraosaern  und  ,der  Erlös  ajafiEubewabren.  Regelmässig  wird 
dies  aber  erst  von  der  Obrigkeit  geschehen  dürfen. 

Das  Recht  des  Bergers  beschränkt  sich  juristisch  auf  das 
Berglohn  (siehe  bereits  $  148>,  wo^r  die  geborgenen  Sachen 
selbst  haften,  ohne  dass  man  aber  das  Retentionsrecht  so  weit 
aiuddinen  dOrfte,  dass  bei  einem  Prozesse  wegen  der  Höhe  etc. 
des  Berg^ohnes  der  genügend  legitimirte  Eigenthümer  nicht 
sofortigen  Basitz  seiner  Sachen  verlangen  dürfte,  fklb  er  nur 
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CautioQ  kidtet,  dieflchao  darin  Itegl,  .d«M  er  ToiKitiigiiMMea 
Sachen  so  viel  deponiren  hisal,  als  des  Berglobn  mm  iHkttten 
beiragen  würde,  aUenfalla  lait  EittscttluM  der  Prozeaskoatea. 

Nach  fiogUachem  Rechte  darf  der  Berger  ao  kmge  daa  ^ 
borgene  Gut  iu. seinem  Beaita  behalten»  bis  er  das  Bei^glohfi  er- 
halten hat.  Abbott  L,c.  Seite  494.  Doch  muaa  ibai  gehörig 
Gaution  genügen. 

Wenn  ein  Bco^ger  bereits  den  lu  bergenden  Gegenstud« 
namentlich  den  ganzen  Wrack  sum  Bekufe  der  BergpMgJn  Be^ 
sitz  genommen  ,hat,  so  kapn  nicht  beliebig  jeder  Andere  aidi 
noch  an  der  Bergung  betbeUi|}en ,  sondern  nar  wenn  es  erid^ot 
ist  oder  nöthigenhlls  Tichterlioh  oder  überhaupt  offizieil  fesIge« 
stellt  wird,  dass  cWceisste  Berger  nidit  gehörig  im  Stande  m, 
mit  Schnelligkeit,.  Xeiohtfgkeftl  und  Sicherheit  das  fremde  Gut  ut 
bergen.    Abbott  1..  c  &  405. 


$150.    Bergung  in  Kriegsfällen,  Eaniionirung,  'Wiedemehmung'*]. 

Wenn  ein  Schiff  irt  GefAbr  war  von  der  einen  oder  anderen 
kriegführenden  Macht  ganz  oder  theilweis,  namentlich  in 'Bezug 
auf  die  ganze  oder  tbeilweise  Ladung  conBscirt  zu  werden, 
indem  es  bereits  anfgebracht  war  oder  doch  nahe  daran  sich 
befand,  aufgebracht  zu  werden,  und  es  wiM  nun  von  Jemand, 
namentlich  von  einem  anderen  Schiffe  aus  dieser  GeßiUf  errettet, 
so  spricht  man  von  Bergung  in  Kriegsfallen  und  Wendel  im  All- 
gemeinen die  bisher  entwickelten  Grundsatze  von  der  Bergung 
an,  so  weit  die  Besonderheit  und  Efgentbümlichkelt  solcher 
Rettangen  aus  Kriegsnöthen  eine  solche  Anwendung  im'  einzel- 
nen Falle  gestatten.  "  ' 

Es  gehören  dahin  namentKd^  dte'F»lle  derWiedernehmang 
sowie  der  Ranzion,  ferner  überhaupt  der  Befreiung  eihes 
Schiffes  aus  feindlicher  Gewalt,  sodann  das  glfiekliche 
Durchbrfngen  eines  Schiffes  durch  eine  feindliche, 
etwa  blockirende  Flotte,  Ja  analog  auch  wohl  die  Brrettang 
eines  Schifffers  vor  lieber wUltigun^  durch  seine  meuteriscfae 
Mannschaft  oder  durch  transportirte  Sklaven,  die  sich  ettipört 
haben  rtc. 


86.  et  böwnden  Pöji}$,  S^  Wd-^QJO, 
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In  all«  diceen  FlfteD  darf  dei^  weMberrmit  einer  gewteeK- 
Gefahr  f&r  sich  seibat  das  Schiflioöer  deaten  Laduog  ^Mto&et 
theilweia  leitete,  eine  gewiase  MolMiuiig  n  Anspruch  behltieD» 
ais  EntachUdigiuig  für  seine  geleisteten  Dienste. .  Im  Voratts-uad 
im  AUgemeineD  htosl  sieh  die  Höbe  tdieser  Belohnung  niöht  be«* 
süflimeii,  «soiiderQ  sieh  mir  der  aUgeoieine  Ifaasatak  aufstellen» 
dass  sie.  einnai  und  zwar  voraugsweise,  wie  ftherhaupt  M  jeder. 
Bergung»  der  entwandten  Gefahr  entoprecheodaeln  nii<ksae,;uBd; 
aodann  dass  mgleich  ki  zweiter  Linie  Rücksicht  auf  den  Weitb 
dca  Geretteten  genomneD  werden  ddrfe,  indem  alhtdiags  beided 
als  Anhalteptinkt  fördie  Schlltznng  des  verdienten  und  Su  zahlen«*, 
den  BergMines  dienen  asag.  Freilieh  ist. diese  fiesliiliiming"selMi> 
relatiT  und  gibt  dem  ricbterlicben  Ermessen  vielleicht  allzi  fraiekik 
Spielraum.  I>emnach  ist  es  angemessen »  dass  die  Pafticulan^ 
rechte  diveb,  jedeofaUs  aber  nicht  zu  enge«  positive  Festeetaunge« 
hier  nacMMlfen  und  die  Thtttig^i  des  Riebteia  zwischen  eio. 
Mioimuin  und  MaiiSMim  desrB«rglohns  je  nach  dea  einzeloea 
Banplal*teni  der  Uethet  gehörigen  FAlle  stellen* 

Nur  die  Fille  der  Runzion  und  der  Wiedernehniiunil 
scheinen  uns  wichtig  genüge  um  noch  eiaageDetaila  Jiervomun 
hd>en.  >  ;. 

Oie.ftanzi4>nir ung «st eigentMoh  eine Abwebrder ]Kebmiip& 
Sie  besteht  darin,  dass  Jemand  sich  durch  einen  Vertrvg.milt 
dem  Feinde  dabin  abfindet,  dass  dieser  goge«  ein»  beer  odtr  in 
Veracbreibung0n  und  Wechseln  zu  zahlendes  U)iegeld  Stbiß^ 
laiid  (re^.  oder»  wenn  .ndmlich  das  Schiff  oder  .««eh. «oge?? 
kehrt*  wenn  dieLadupg  aus  irgend  einem Gmmte.sflbpfLa^fiffa 
hm  ist)  Laduug  aus  seiner  Gewalt  wieder  los»:«^;  frei  paasir^q 
lasae,  aqeh  mit  einem  Sicherheitsbriefe- geg^n  jedct  {ernere  ^«f-t^ 
bringung  durch  Kriegsschiffe  oder  Kaper  derselben  Macht  ver- 
sehe. Auch  kann  die  Ranzionirung  gegenüber  von  Seeräubern 
vorkommen  u.a4  ergehen  aiph  die  dabei  .^orhommfuden,  If odifir^ 
eationen  von  selbst 

Die  <  Ranzioni^uNgssuaMne,  das  Löaegeld  erscheint  Ob^rall 
hier  selbst  als  das  eigentliche  Berglohn,  was  die  feindlichen 
Kriegsschlflb,  Kfaper  oder  Seeräuber  dafür  erhalten,  dass  sie  unser 
Schiff  und  l^rdsp.  oder)  dessen  Ladung  aus  der  Gefahr  der 
Nehmutig  entlassen  und  wenigstens  in  der  Regel  vor  cfiner 
anderweitigen  Nehdung  durch  diesel|)e  Macht  auf  derselben 
Fahrt  sicher  stellen.    Freilich  kann  man  das  .nur  sehr  analog 
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ein  Bergloiin  nennen,  dessen  HlHie  sieh  eiuig  dwdi  die  WiDkfir 
des  feMUcben  Nehmen  bestimmL 

Zahlte  der  Bigner  des  SchiAs  oder  der  Güter  diteek  jeder 
Ibr  sieh  die  Rtozion ,  so  ist  die  Sache  sehr  etofeeh.  Thal  es 
der  Schiffer,  den  man  hierzu  als  sUUsehweigeBd  Uhr  bevoUr 
mSohtigt  anseh^i  darf,  so  asössen  ihn  die  EigeoihQnier  ueD 
SoMff  und  fiat  nach  Verbiltniss  enischlldigeii;  Nur  wird  man 
als  BediDgvng  aufstellen  tonnen,  dass  die  BamionssumBie  um 
ein  Erhebliches  geringer  sei,  als  derlWeith  von  Sehiff  und 
Ladung;  sonst  halte  ich  die  fiigenthOmer  sur  Abandomiirang 
an  den  Sohiffsr  fOr  befugt  Ohnedem  scheinen  osir  BetrAgereien 
"mn  Seiten  des  Kapitatns  nicht  zu  Terhindem.  -*  Gab  der  SAiOer 
einen  Tbeil  der  Ladung  hin  oder*  gaben  auch  die  Bigenthümer 
der  Ladung  selbst  sur  Befreiung  des  ganien  Schiffes  die 
Bansionssumme  her,  so  ist  naohtragKch  die  gaue  SvsMne  aof 
die  GesamnCheit  ipon']  Schiff  und  Ladung  cu  repartiren  «nd  Ten 
den  einzelnen  Interessenten  von  Schiff  und  Ladung  nach  Ver-- 
hsitniss  zu  tragen.  Die  Befreianng  der  auf  den  Schiffe  befiad- 
Hche»  Menschen  von  der  mit  der  Nehmung  des  SchiCse  sie 
bedn^henden  Gefangenschaft  durch  die  Ransionivung  wind  QbrI- 
gens  nicht  mit  in  Anschlag  gebracht  werden  dürfen;  auch,  nidit 
gegenOber  einem  SeofrSuber  die  Befreiung  aus  hier  ge«i4hiilicher 
SiLlaTerel. 

iNe  Wiediernehmung*')  soll  hier  nur  aus  dem  Gesichte- 
^nkte  des  Berglohnes  abgehandelt  werden,  mdem  der  ander- 
weMge,  mehr  y^lkefteebtHche  Charakter  derseiben  fbgKdi  im 
Mtten  Abschnitte  4Heries  Werkes  darzulegen  ist.  Wledernehmimg 
M  aber  TorhalMien,  wenn  auf  irgeild  eine  andere  Weise  als 
dnrdi  Ranrienirung  ein  Schiff  aus  feindlicher  Gewalt  oder  doch 


ef.  ?6bls  L  ti)  Bynkerthoek,  quaest.  huris  putiL  lib.  L  c  4,.  5; 
Ton  Härtens,  eiuy  conoemant  lei  armateun,  let  priMa  et  rqnisas 
(Oettiagen  1?«^  aach  deutsch  eod.  1.  efe  d.)  i  Vsiin,  tnit«  des  prises 
pag«  88;  Bmecigoa,  tnM  des  assovanoes,  chsp.  XIL  s«  23  sq.; 
Bensck^,  9grrttm»  Ut  P«  365  ff.  Keat,  247.  ^  Das  Consulat  der 
See  sap^  Kir  «tfUt  noch  sehr  harte  Grundsätse  tob  der  Wlcder- 
nehmimg  auf«  indem  sie  das  Schiff  nebst  Gut  dem  Wiedemehm« 
wenigstens  in  dem  Falle  als  fiigeiitbam  zuspricht»  wenn  das  Schiff 
Tom  Feinde  bereits  in  dessen  Gebiet  oder  überhaupt  in  Sicherheit 
gebracht  worden  war. 
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M0  der  umitt^lkaven  Gelihr  von  Feinde  geMHnmeo  «11  wefdea/ 
dareh  4ie  Thlligkeit  voa  Drittea  befreit  wird.  Genbeh  4»«  Be-- 
Mung  divdi  die  Thiiig kett  der  Menasehaft  des  Sehiffee  alMi» 
80  tum  wenigaleiui  von  eineoi  Berguogilohiie  nicht  die  Bede 
am»  denn  abgeaehen»  daaa  dieaelbe  in  Ihrem  eigenen  Interoaaeu 
vonnigaweiae  baodatte,  da  aie  aieh  ja  aelbat  befreite,  ao  tbat  eben 
die  Mattnaohaft  nichla  ala  ihre  Scbuidigkeit  in  Bezug  auf  d«a  ihr 
anvertranle  Schiff  und  Gut  AlljMifaUa  wenn  dieaelbe  bei  der> 
Befreiang  eine  groaee  Gefahr  beatand  und  gana  ausserordentlichr 
Aeatrengungen  zur  Enrettwg  des  Sohiffes  machte,  mag  man 
ihoen  billiger  Weiae  eine  BeMinung  für  die  Bergung  euf* 
spredien» 

Geachah  die  Rettang  durch  Fremde,  namentlich  durah  eia 
bemdea  ScUff,  ao  iat  allemal  vorauaxuaetzen,  dasa  1)  unaer  Schiff, 
aem  wenigatena  bereite  in  der  dringendafe^n  Gefahr  dct  Nebmuog 
•ehwebte  und  2)  daaa  der  Ftemde  im  irgend  einer  Weiae  tbitig. 
ZQ  unaerer  Rettung  war.  Dagegen  verlangt  man  hier  in  der 
Bagil  nieht,  daaa  der  Fivmde  selbst  einer  beaondfiren  Gefahr 
sieh  bei  unserer  Befreiung  ausgeaelat  habe,  wenn  man  auob 
vielleicht  zur  Beatimmung  der  Höbe  der  zuenmeaaenden  Belob-, 
nong  --^  und  zwar  dies  gewisa  mit  allem  Hechte  -^  die  dab#ii 
bestandene  Gefähr  des  Fremden  mit  in  AnacUag  bringt.  Ge^ 
wahnlich  denkt  man^  ObrigeneCbei  der  Wiedemehmung  immAr 
nur  an  Befreiang  durch  ein  ander  Schiff;  doch  seheint  kwi 
Grund  vorbanden,  warum  man  nicht  analog  diaaelben  Gründen 
salze  auch  auf  anderweitig  Befreiungen  anwimdca  aeUte« 

Nach  den  aulgestellten  Prindpien  möchte  kh  daher  dam 
Schiffe  dae  Berglobn  absprechen,  was  dur^h  aein.bloinea  aur* 
illliges  oder  absichtliches  Erscheinen  den  Feind  in  Furcht. jagl^ 
und  veranlasat,  die  Prise  fahren  zu  lasaen,  ohne  aelbat  eine 
eigene  Tbatigkeit  angewandt  zu  haben.  Doch  iat  schon  daa* 
Consulat  cap.  887  n*  1.  anderer  Meinung,  das  aber  Ikberh^^it 
in  dieser  Lehre  sehr  unbillig,  ist  Ferner  ist  auob  die  neimi^ 
Pnaxia  mei^t  gegen  unsere  Anaioht  gewesen. 

Auch  kann  es  füglich  ni^tbl  idiuraul  ankommen,  ob  auf  dem* 
wiedergenommenen  Schiffe  noch  Besatzung  von  der  eigentlichen 
Mannschaft  sei  oder  nicht,  uin  den  Berglohn  zu  bestimmen  und 
könnte  nach  jetzigen  Anak^iten  vom  See^  und  Völkenrcbl 
keineawega  ein  aotehea  leeres  oder  auch  mit  fremder  Maanaehaft 
beaalatea  Schiff  beaatta:  ala  eini  iMrionleaea  engeaeban^.  wenden. 
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FreilMf'iBt  die  Praxis  schwankend.  Dem  Princip  nach  scheint 
aber  hier  nicht  das  Eigenthunisrecht,  sondern  gleichfalls  mir  ehi 
Bergfohn  dem  Wiedernehroer  in  jedem  Falle  zazukommeD.  Es 
kann  nach  jetzigem  Völkerrecht  nur  eine  prisengerichtlicte  Zu- 
sprechung volles  Eigenthum  nach  einer  Nehmung  an  den  Feind- 
übertragen  und  erst  wenn  sie  erfolgt,  würde  die  WiedernehoniDg 
dem  Wiedernehmer  Eigenthum  an  dem  eroberten  Sdiiffe  Ver-- 
sehaflen;  indessen  ist  dann  eigentlich  von  einer  ganz  neuen 
Nehroung  und  nicht  von  einer  Wiedernehmung  die  Rede; 

EinelA  Cohvoischiffe  würde  ich  niemals  einen  Bergungslohn 
für  Wiedernehmung  eines  Schiffs  zusprechen,  was  trotz  des 
Convoi's  oder  indem  es  vielleicht  durch  Sturm  etc.  von  dem  Con- 
voi  vl^rschlagen  war,  vom  Feinde  oder  von  Seeräubern  genom- 
men wurde;  denn  es  ist  eben  von  Anfang  an  die  Pflidit  jedes 
Gonvoischiffes,  die  unter  ihm  segelnden  SeMffe  gegen  jeden 
feindlicher  Angriff  zu  schützen  und  kann  hier  seibist  die  zuMlige 
Verschlagung  nichts  andern  * 9). 

'  Man  k:ann  zwar  nicht,  wie  dies  die  Englische  Doctrin  sagt, 
behaupten,  dass  Wiedernehmung  neutralen  Efgenthums  über- 
haupt kein  Bergelohn  begründe.  Indessen  wird  letzteres  doch 
nnf  dann  zuzusprechen  sein,  wenn  das  neutrale  Eigenthum 
wegen  irgend  eines  das  Völkerrecht  anderweitig  verletzenden 
Qharakters,  hauptsachlioh  wegen  Kriegsoontrebande,  der  prisen- 
genehfllchen  Verurtheilung  an  den  ersten  Kapto^r  ausgesetaet  ge- 
wesen wäre.  Keineswegs  darf  aber  die  Vermuthung,  das»  in 
einem  bestimmten  Staate  wegen  dessen  völkerrechtswidriger  Be- 
handlung von  nentralem  Eigehthume,  wenn  letztere  auch  noch  so 
noterisch  wäre^  am  Ende  jedes  nentrale,  einmal  gekaperte  Eigen-- 
thum  aus  erbärmlichen  Scheingründen  von  den  Prisengertcbten 
tfls  giite  Beute  condemnfrt  worden  wäre,  mit  in  Anschlag  ge- 
bracht werdefü)  nm  bei  Wiedernehmung  neutralen  Eigenthinas 
aller,  auch  noch  so  völkerrechtgeroassen  Art  ein  Bergelohn  xu- 
MS|Htichei]i;  Es  hiesse  das  den  juristischen  Standpunkt  völlig 
verrücken  und  ein  Recht  und  eine  Klage  auf  einem  sohirapf- 
liehen  (turpe)  Fundamente  aoferbauen  **). 


SB:  PShls  I.  c!,  8;  927  ist  anderer  Meinmtg. 

90.  Wem  die  Bnglliche  Praxit  der  Prisengericfate  zeitweilig  aicb  ni^t»- 
• :  '^estewaBi^  h|it  yeriateti  lasten,  im  entgegeagaaelatefl  Sinne,  gegen* 
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Oj#  Grttoiß  des  Beiglohas  lassl  sieh  «udi  bd  der  Wied^f^ 
«elMDIiag  oichl  tllgemein  besluyipea,  sonders  nan  wird. nur 
eine  Belohnung  fesUetzen  können»  die  der  Zeit,  den  UmsUlnden 
and  (tf)erfanupC  den  coocreten  Verbfclteissen  des  besonderen 
fUles  enge  «»essen  *®)  erseheini    Siebe  den  Anfang  dieses  .{. 

Hshen  mehrere  Schiffe  oder  mehrere  Theänehmer  durch 
ihre  Thatigkeii  cusammen  die  Wiedernehmung  tu  Stande  gßr 
bracht^  so  ist  der  Bergelohn  unter  sie,  billiger  Weise  nach  Ver* 
baltoiss  der  von  ihnen  angewandten  Tbätigkeit  w  Yertbeilen 
fiod  wo  diese  gleich  erscheint,  ist  wohl,  in  Uebereinstimmung 
mit  der  Praxis  in  dem  Englischen  Admiralitatsgerichte  vorzugs- 
weise die  Belohnung  nach  Massgabe  der  verschiedenen  Macht 
der  rettenden  Schiffe  zu  vertheilen  und  diese  Macht  einfach  nach 
der  Zahl  der  Mannschaften  *^)  oder  auch  der  Kanonen,  welche 
die  Schiffe  zu  der  Zeit  führten,  zu  bestimmen.. 

Consequent  wird  der  Berglohn  bei  Wiedernehmungen  ganz 
dieselben  Pririlegien  wie  jeder  andere  Bej^glohn  gemessen.  Siebe 
S 148  und  149. 


i  15K    Particalamcfate  in  Besng  auf  Wiedenehmimg. 

Es  scheint  angemessen,  zu  besserem  VerstAndiiiss  des  im 
vorigen  Paragraphen  Gesagten  hier  die  vorzOgllehsten  positiven 
Bestimmungen  der  Seerechte  in  den  wichtigeren  Seestaaten  an*- 
ZBfiUiren. 

In  Portugal  galt  sonst  ein  Schiff,  welches  dem  Fetode  erst 


ober  der  notorbefaen  recbtsvndrigen  Behandluug  neqtraler  Schiffe 
duTdi  FrantSsisdie  Priiengeriehte  za  Ende  des  vorigen  Jahvhnniertt, 
tu  TeifüiNB,  lo  ist  dm  nur  eine  Ausnahme,  die  selbst  in  England 
für  kflaflige  Zeiten  und  Falle  nicht  als  msMgebend  betrachtet  wer- 
den darf  und  an  allerwenigiten  ab  die  Prazia  des  gemeinen  See« 
rechts  angesehen  werden  kann  Doch  ist  dies  auch  Nordamerikan. 
Praxis  nach  Kent  l  c  247 1  when  belligerent  captors  and  courta 
were  notorions  for  their  unprincipled  rapacity.  Ist  es  aber  nicht 
schändlich  wegen  der  unprincipled  rapacity  eines  Dritten  einen 
Rechtsspruch  gegenüber  einem  Neutralen  verrücken  zu  wollen? 

Vk  9o  schon  das  Consulat  L  c. 

31.  Diea  ist  in  Nordamerika  und  England  Praxis.    Kent  jf.  c.  246. 


nfldi  dessen  WslXinügean  Bestie  wieder  abgidtiomiiieii  war,  als 
gute  Prise  (Alvari  de  7.  Aec  ITM  Art  9);  jeirt  ivtrd  das  ] 
'Iham  Portugiesischer  Dnterthanen  gegen  Bezahlung  des 
Th^ls  des  vollen  Werthes  an  das  feilende  Staatssdiiff  «nd  des 
fbnflen  an  Privatschiffe  zurückgegeben;  gegenüber  allHrten  odar 
Überhaupt'  wohl  befreundeten  (potentia  alllada)  aoU  das  Recht 
der  Reefprocilät  gelten  *^. 

In  Spanien  gilt  noch  der  eben  genannte  alte  Grundsatz, 
dass  eine  Wfedernehmung,  nachdem  das  SchifT  bereits  24  Stunden 
in  den  Händen  gleichviel  des  Feindes  oder  des  Seeräubers  war, 
dem  Wiedernehmer  eine  gute  Prise  verschaffe.  Sonst  wird  aller- 
dings die  Prise  dem  ElgenthQmer  restttuirt  und  dabei  Spanier 
und  Fremde  gleich  behandelt,  doch  unter  der  Voraussetzung  der 
Reciprocität;  doch  bezahlen  Spanier  an  ihre  Staatsschiffe  nichts 
für  die  Restitution,  während  Fremde  (Neutrale)  an  Spanische 
Staatsschiffe  ein  Drittel,  an  Privatschiffe  ein  Sechstel  des  Werthes 
von  Schiff  irod  Ladung  zu  entrichten  haben  **). 

In  Frankreich  wird  jetzt  wiedergenommenes  neutrales 
Elgenthum  ohne  Berglohn  zurückgegeben.  Wird  aber  Eigen- 
thum  eines  Franzosen  oder  des  UnteHhanen  einer,  kriegführen- 
den alliirten  Macht  wiedergenommen,  so  f^IIt  es,  wenn  es  bereits 
24  Stunden  in  den  Blanden  des  Feindes  gewesen,  dem  Reeaptor 
und  nainentlich  wenn  die  Kaptur  durch  Staatsschiffe  geschab, 
der  Krone  zu,  und  musa  selbst,  wenn  dies  nicht  der  Fall  war, 
der  Eigenthümer  für  die  Restitution  ein  Drittel  des  Werthes 
•ab  Berglohn  zalilen.  Den  Seeräubern  wieder  abgenommenes 
Gut  wird  allemal  gegen  ein  Drittel  an  Berglohn  restituiri 
Uebrigens  erhalt  auch  die  Mannschaft  des  wiedergenommenen 
Sdiiffes»  wenn  sie  dabei  mithalf,  Antheil  am  Berglehne  und  zwar 
glekhgOllig,  ob  das  Schiff  bereits  über  24  Stunden  im  feindlichen 
odte  seerauberisdiien  Besitz  war  oder  nicht*«).  Auch  behauptet 
Emerigon,  dass  der  Eigenthümer  sein  Schiff  und  Gut  jeden- 


iS.  Codigo  de  lu  Partidas,  partids  II.  tit.  IX.  lej  7. 

33.  cf.  Vando  de  1621  Art  10:  de  1779  Art.  9,  21,  24;  Prisenreglemcnt 
yoxi  1801  Art  38.  39. 

34.  cf.  Valin,  trait^  des  prise,  p.  91;  ordonnance  1681  Artikel  8-~  10 
tit  dea  prises  (III.  9.);  ordonn.  aur  lea  repriiet  da  5.  Jnin  1779  et 
du  9.  Jan.  1789. 
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fftHs  und  ohne  Zahlnng  Ton  BerglohD  stiraeketfitltBQ 
wann  m  nieht  dem  Feinde  wieder  abgejagt ,  soodem  toa  den«- 
•dben  aas  anderen  Gründen  wieder  fahren  gelassen  wor^ 
den  ist»). 

In  HoHand  bat  das  Reehl  der  Bergnng  in  Kriegsnofb  sn 
tereeUedenen  Zeiten  einen  yerschiedenen  Charakter  geInbL 
Mach  neuestem  Rechte**)  erhalten  Kaper»  die  dem  Feinde 
ein  Holländisches  Schiff  abnehmen»  welches  noch  nicht  48 
Stunden  im  feindlichen  Besitz  war,  ein  Fflnftheil  als  Berglohn; 
war  es  zwischen  48  und  06  Stunden  in  Feindes  Hand,  ein 
Drjttheil,  und  war  es  über  96  Stunden  die  Hslfte.  Staats-- 
schif  fe  erhalten  immer  nur  ein  Achtel  an  Berglohn  **)•  Wieder- 
genommenes fremdes  Eigenthum  soll  auf  Grund  der  bestehen- 
den Völkerrertrage  zwischen  Holland  und  den  einzelnen  Nationen 
beurtheilt  werden  (Placat  v.  28.  Juli  1705  Art.  18),  doch  scheint 
es  als  ob  neutrales  Eigenthum  immer  ohne  Berglohn  restitniK 
werde. 

In  England**)  erhalt  der  EigenthGmer  gegen  bflh'gea 
Berglohn  in  der  Regel  stets  das  wiedergenommene  Out  zurQck 
und  rein  neutrales  Eigenthum  wird  auch  ohne  alles  Berglohn 
restituirt  '0.  Das  Berglohn  beträgt  ein  Achtel  für  Staatssohiflft, 
ein  Sechstel  fQr  Kaper  und  wird  unter  die  Mannsdiaß  yertheilt, 
bei  Kapern  nach  deren  Contracte  ^*).  —  Gegen  Fremde  enl- 


3&   Emerigon,  trait^  des  anur.  chap.  XII.  tect  24  p.  503.    Freilieh 

iai  Valin»  trait^  des  priaes,  p,  101  anderer  Meinung. 
36.  Wie  Pohls  1.  c.  S.  939  sagt.    cf.  Bynkershoeck,  quaest.  iuris 

pubL  lib.  I.  c.  5.    Das  neueste  Handelsgesetzbuch  enthalt  darfiber 

nichts. 
3T.  ef.  PUemt  vom  13.  April  1677,  vom  6.  Juni  ?702  Art.  8,  von  1747 

Art  1,  von  1781  Art.  7,  von  1793  Art  7;  wegen  der  Staatssehiffe 

vom  10.  Ai^  1659. 
d8L  cf.  POhla  8,  944.  46. 
80.  Der  FaD  der  Cailotta;  Pksqual  (Robfaiaon,  reports  Y.  p.  61)t  Hun- 

treas,  Stinson  (ibidem  VI.  106).    Doch  machte  das  Priaengerieht 
.    bei  den  einem  Franz.  Kaper  abgenonanenen  Prisen  «ine  Anwahma, 

weil  es  annahm,  dass  in  Frankreich  alles  neutrales  Eigenthnia 

condemnirt  werde.    Siehe  den  vorigen  J.  Note  29. 
4a  Stat  33.  Georg  III.  c.  66  $42,  Stat  43.  Georg  III.  c  leo.  g  SQt 

Stal.  45.  Georg  III.  c.  72  g  7  und  Sut  48.  Georg  III.  e.  13ft 


ßtäMei  das  Reehl  der  EeciprocitAt««).  Er  hra«dil  dar  Fciid 
-dm  'Schiff  Boofa  nicht  in  seinein  wirklichen  körperUchen  BesiU 
gebebt  zu  haben  «*),  Wem  man  von  einer  WiederoebaMMg 
sprechen  soll  und  ist  nicht  nöthig,  dass  dem  Feinde  das  SehUT 
.mit Gewalt^*)  genommen  aei,  aimdern  es  gefügt,  wenn  er  seine 
iftnile  aus  bloeaer  Furcht  bei  Erscheinen  des  sog.  Wiedemehmen 
ihhi«il  iieas,  um  letzteren  »i  Wledernehmer  zu  machen  und  ihm 
Anspruch  auf  Bergiohn  zu  rerschaffea^«).  Siebe  aber  dbn  von- 
.geh  %.  ^  Wind  ein  Sahitf  zugleich  aus  den  Hftndeo  des  Feiodss 
;Und  aus  einer  Seenoth  befreit,  so  gesteht  das  Admiralitfttsgeiiehi 
^iae  auaserordentliche  Belohnung  fttr  Beigung  aus  der  Seenotb 
zu^').  ^  Damit  von  einer  gemeinschafUichea  Wiedemebmung 
mehrerer  SchiBe. gesprochen  werden  kOnne,  genOgt  die  blosse 
Absicht, jedes  ejtnzelnen  Schiffes,  auf  Suchen  auaiu- 
^^hen»  nicht,  sondern  es  ist  ein  wirkliches  Handeln  zum  Zweck 
ider  Wiedernehmiiag  erforderlich,,  doch  wird  auch  iiier  coose- 
quent  die  durch  das  blosse  Erscheinen  des  zweiten  SchiflTes  be- 
wirkite  Flucht  des  Feindes  und  dessen  nun  erfolgtes  Fabren- 
JaaiseA  der  Beute  als  wirkliches  Handein  nach  Engl.  Rechte  an* 
igesehea  werden  müssen^*)-  -^  Wer  auf  irgend  eine  andere  Art 
.Sohiffe  AUS  feindlicher  Gewalt  befreit,  hat,  wenn  er  EngUscber 
.Uulkrtbaa  ist,  die  Ansprache  eines  wirklichen  Wiedemehmers; 
dagegen  aber  Fremde  nur  einen  Anspruch  auf  angemessenes 
Berglohn  (quantum  meruit) ,   was  also  nach  den  Umstanden  la 


41.  So  im  Falle  des  Pörtugies.  SchUTes  Santa  Cruz,   Picoa  (RobinMiii 
reports  I.  49). 

42.  Edward  et  Mary,  Tilleg.  (Robinson  1.  c.  III.  305). 

4%  ApoUo,.  Veal  (Robinson,  III.  306),  Pensamenjto  -  Felix,  liatblv 
..(Edward,  adffu  reports  p«  115). 

44.  Charlotte  Caroline,  Ader  (Dodson,  adm.  rep.  p.  IM)«  Auch  brnaeht 
die  Absicht  zur  Wiedemebmung  Oberhaupt  nicfai  voifiattden  geweHn 
1  izu  ißi%  ea  genagt  dM  Factum,  cf.  Progrea%  Banker  (Edward,  ada. 
.reports,  211). 

45»  Louisa,  ßi^ginbotham  (Dodson,  I.  c.  317). 

46.  Xe  Niemen,  Dupotet  (Dodson  I.  c  p.  9);!^.  Bellona,  Volts  (Edw^ 
1.  c.  p.  63). 


'Kap/lII.  Sdiiflbnidi,  Strtwkeohl,  Bargang.  %  M2.        «0 

bemefMD  M^*).     Das  Nordamerikanische  Beckt  atimnul 
tneh  wesentlich  mit  dem  £oglischeD  Ikbereia^*). 

Die   Qbrigen  Particalaraeeirecbte    enthalten    über  Wieder«* 
nebmungen  gar  keiae  oder  keine  besonderen  BestininiiuigsD. 


S  152.    VölkarverMgt  in  Besag  auf  Beigvng^). 

Da  das  Becht  der  Bergung,  besonders  auch  in  Bezug  auf 
des  xtt  zaUende  Berglohn  manches  Willkürliche  in  den  einzel- 
nen Staaten  hat  und  namentlich  in  Bezug  anf  die  Hohe  des 
Ber^ohnes  etc.  auch  Biohehntsche  und  Fremde  nicht  selten  ver^ 
schieden  behandelt  werden,  so  haben  die  Staaten  durch  Volker- 
▼ertrage  einander  und  besc^nders  die  beiderseitiigen  Unterthanen 
TOT  willkürlicher  Behandlung  zu  schützen  gesucht. 

So  ist  im  Allgemeinen  Beistand  in  Schiffbruchsflilen  den 
beiderseitigen  Unterthanen  stipulirt  in  den  Vertragen  zwischen 
Frankreich  und  Amerika  6.  Februar  1778  Art.  18;  Aroerika  und 
Schweden  3.  Apr.  1783  Art  20;  Preussen  ubd  Amerika  10.  Sept 
1785  Art  9;  Bossland  und  Frankreich  31.Dec.  1786  Artikel  35; 
Russland  und  Portugal  1787  Art  29. 

Ferner  ist  gleicher  Beistand  den  beiderseitigen  Dnterthanen 
wie  EinheifflisGben  auabedungen  in  den  Vertrügen  zwischen 
Dänemark  und  Russland  8/19.  Octbr.  1782  Art.  5;  Rassland  und 
Portugal  1(V27.  Dec.  1798  Art  26;  Preussen  und  Amerika  II.  JuH 
17W  Art  9;  Danemark  und  Preussen  17.  JnnI  1818  Art.  25. 

Sodann  ist  speziell  festgesetzt,  dass  die  Unterthanen  des 
einen  Staats  in  dem  anderen  nur  das  Berglohn  zahlen  sollen, 
was  dessen  Unterthanen  daselbst  geben  müssen.  In  den  Ver- 
tragen zwischen  Hollsnd  und  Amerika  8.  October  1782  Art  16; 
Russland  und  Danemark  8/19.  1782  Artikel  35;  Russland  und 
Frankreich  31.  December  1786  Art.  35;  Russland  und  Portugal 
0/20.  Dec.  1787  Art  2«;  16/27.  Dec.  1798  Art  26;  Russland  und 
Schweden  1/13.  März  1801  Art  23;  Schweden  und  Amerika  1816 


47.  Two  Friendi»  H.  Dongsl  (Robuion.  1.  c  I.  279). 

48.  ef.  Kent,  1.  c  p.  247.  48. 

49.  ef.  POhli,  L  c.  S.  967.  68. 
T.  Kaltcnboni,  Satncht  U. 


00  Abiclin.  VII.  Voq  HirruleQ  i»d  SeeMshUen. 

Art.  10,  4.  JaU  1827  Art.  16;  Schweden  and  En^and  16.  MIr 
1826  Art.  3;  Schweden  und  Preussen  14.  Man  1827  Artikel  1; 
Russltnd  und  Schweden  14/26.  Febr.  1828  Art.  !•«). 

In  dem  Handehiractat  zwischen  Russland  und  England  Tom 
20.  Juni  1763  Art  13  und  10/21.  Februar  1797  Art.  13.  ist  bloss 
Zahlung  eines  massigen  Bergelohnes  yerabredet 

In  dem  Traetal  zwischen  Russland  und  Schweden  1/13.  Mftn 
1801  Artikel  23  wird  noch  ausbedungen,  dass  auch  die  eigenen 
Unlerthanen  in  der  Fremde  selbst  bergen  dQrfen. 

In  den  Vertragen  zwischen  Russland  und  Frankreidi  31.  Dec 
1786  Art  35,  Russland  und  Sicilien  6/17.  Januar  1787  Artikel  16 
ist  festgesetzt,  dass  der  Gonsul  des  SchiflbrQchigen  zunAchsl  die 
Direction  des  Bergens  haben  solle. 

In  Bezug  auf  herrenloses  Gut  ist  bestimmt  in  dem  Vertrage 
zwischen  Preussen  und  Dänemark  17.  Juni  1818  Art  2S,  dass 
dasselbe  zurackgegeben  werden  solle,  wenn  sidi  der  Eigentfafimer 
innerhalb  eines  Jahres  nicht  meldet,  wogegen  dafür  die  Zeil  Ton 
Jahr  und  Tag  fesigesetrt  ist  in  den  Vertragen  zwischen  Frank- 
reich and  Hamburg  1.  April  1760  Art  12,  Holland  und  Amerika 
&  Oct  1782  Art  18;  Amerika  und  Schweden  4.  SepL  1816  Art  10, 
4.  Juli  1827  Art  15. 

Im  Vertrage  zwischen  Russland  und  Sicilien  1787  Art  16 
iat  bedungen,  dass  in  Sdbifibruohsrallen  nichts  unter  dem  Namen 
alter  Gewohnheiten  oder  Rechte,  ^eichviel  ob  der  Soureraine, 
der  Städte  oder  yoii  Priyatleulen,  solle  gefordert  werden  dOrfen, 
wogegen  in  dem  Vertrage  zwischen  England  und  Frankreich 
26.  Septbr.  1786  Art  37  die  coutumes  ausdrOcklieh  Torbehalten 
werden  und  nur  versprochen  wird,  dass  man  auf  deren  Beseiti- 
gung bedacht  sein  wolle. 


fiO.  Ans  dieser  üebenicht  der  hier  einschlagenden  Vertilge  ersieht  nuoi» 
den  denelbe  Vertrag  bisweilen  niebt  blon  jene  aUgemeinen,  Mmden 
auch  diese  besonderen  Bestimmungen  enthalt. 


Kip.  IV.  Von  dM  HararieilUaiL  {  1»*  Si 


Kapitel  IV. 


S  153.    Begriff  der  Havarie. 

Havarie  oder  Haverie,  auch  Havarey  oder  Haverey,  be* 
deutet  gegenwärtig  im  weitesten  Sinne  alle  ausserordentlichen 
Kosten  <),  besonders  aber  alle  SchAden,  welche  Schiff  und 
Ladung  vom  Augenblicke  des  Abganges  bis  zur  Wiederkehr  ge- 
habt haben  *). 

Das  Wort  ist  in  allen  neueren  Sprachen  immer  dasselbe: 
Holländisch:  avarye;  Französisch:  avarie;  Spanisch: 
averia;  Italienisch:  avaria;  Englisch:  average;  Däniach: 
Baverie;  Schwedisch:  Uafweri. 

Eigentlich  bedeutet  aber  das  Wort  nicht  den  Seeschaden 
selbst,  sondern  die  Berechnung,  Aufmachung  und  Erstattung 
desselben  und  die  zu  dem  fiehufe  vorzunehmende  Zusammen- 
wcrfung  von  gewissen  Gütern  zu  einer  gemeinschaftlichen  Masse, 
indem  man^  wie  es  scheint,  ursprünglidi  nur  an  das  dabei 
dachte,  was  man  jetzt  Havariegrosse  oder  grosse  Havarie  nennt 
Im  Dänischen  heisst  Haverie  jetzt  noch  jene  Erstattung.    Im 


1.  Doch  ist  auf  da«  Beiwort:  ,,aiiawrordentlieh''  nicht  einmal  so  viel 
Gewicht  zu  legen,  wenn  man  nur  nicht  die  log.  kleine  Havarie  vom 
Begriffe  der  Havarie  auaiehliessen  will.    $  155. 

2.  Das  Span.  Handelageietsbnch  Art  990  sagt:  Havarien  im  rechtlichen 
Verstände  sind:  1)  alle  anawrordentlichen  und  xnfUligen  Unkosten, 
die  während  der  Reise  des  Schiüs  zur  Erhaltung  detselben,  seiner 
Ladung  oder  beider  Gegenstände  zusammen  stattfinden;  2)  die 
Schlden,  die  das  Schiff  erleidet  von  der  Zeit  an,  wo  es  im  Ab- 
gangsorte nnter  Segel  gegangen,  bis  es  im  Beatimmungsorle  vor 
Anker  gelegt  hat,  nnd  die  Schlden,  die  der  Ladung  zustossen  von 
dar  Zeit  an,  wo  lie  eingeladen  wird,  bis  dahin,  wo  «e  im  Platse 
ihnr  Dsaimmmg  gelöscht  wird. 

4* 


<2  Abfehn^yn.  Voa  Hafuiett  und  Seeschlden. 

Spanischen  heisst  averia  auch  Anker-  oder  Hafengeld,  sowie 
auch  Fourniture,  provision  du  vaisseau.  Im  Englischen  ist 
average  1)  die  Viehsteuer,  das  Frohngeld;  2)  die  Haverie  and 
3)  gleiche  Theilung  oder  Durchschnittsrechnung.  Im  Französi- 
schen heisst  avarie  1)  jeder  Seeschaden,  2)  Hafen-  oder  Anker- 
geldy  3)  alle  ausserordeniliehen  Ausgaben  eioes  Schiffes. 

Die  Abstammung  des  Wortes  ist  sehr  zweifelhaft.  Locce- 
nius  (de  jure  maritimo  üb.  II.  cap.  VIIL  apud  Heineccium, 
scriptores  de  iure  nautico  et  mar.  pag.  998),  Langenbeck 
(Hamb.  Schiffs-  und  Seerecht  S.  161)  und  Müller  ad  Strayium 
leiten  es  von  dem  deutschen  und  überhaupt  germanischen  Worte 
Haven,  Havennen,  Have,  Hafen  ab  und  ebenso  der  berühmte 
Sprachforscher  Adelung  in  seinem  Deutschen  Wörterbuche, 
der  desshalb  jetzt  Haferei  schreiben  will.  £s  wäre  nach  dieser 
Ableitung  unter  Havarie  ein  Schaden  zu  verstehen,  dessen  Con- 
statirung  und  Vertheilung  erst  im  Hafen  erfolgen  kann  wegen 
der  eigenthümlichen  Berechnung,  so  dass  also  hiernach  die 
jetzige  sogen.  Havariegrosse  die  ursprünglich  einzige  Art  von 
Havarie  gewesen  wäre,  Loccenius,  1.  c.  unter  Berufung  auf 
Boxbornius  (in  dessen  Epistol.  ad  Vinnium')  meint  denn  audi 
mit  Recht,  dass  diese  angedeutete  Ableitung  zusammenfalle  mit 
der,  nach  welcher  Havarie  von  dem  Französischen  Worte  ha  vre 
d.  i.  der  Form  wie  der  Bedeutung  nach  das  Deutsche  Hafen 
hergeleitet  wird  und  möchte  ich  diese  letztere  Ableitung  von 
havre  noch  der  obigen  von  Hafen  vorziehen.  £s  ist  mir  näm- 
lich sehr  wahrscheinlich,  dass  das  germanische  Wort  Haverie 
gerade  dort  zuerst  entstanden  sei,  wo  das  Wort  Hafen  oder 
Haven  bereits  das  ,,r''  in  sich  aufgenommen  hatte,  denn  nun 
war  die  Bildung  sehr  leicht;  ferner  dass  das  Wort  im  Franz. 
Norden  oder  doch  in  Flamland  und  überhaupt  südlichem  Holland, 
wo  die  germanische  Mundart  sich  französirt,  entstanden  sei, 
denn  einmal  ist  die  ganze  Endung  und  Formung  des  Wortes 
Haverie  Französisch  und  auf  der  anderen  Seite  ist  das  Wort 
havre  doch  nur  im  Französischen  Norden  (statt  port)  um  jene 
Zeit»  wo  das  Wort  wahrscheinlich  in  Uebung  gekommen  ist»  also 


3.  Dieier  Brief  ist  abgedmckt  bei  Verwer,  Nederianti  Seereehte 
(4.  druk.  Amsterd.  1764)  pag.  215-^1(1  Uebrigens  wird  hier  anch 
eine  Verwandtschaft  mit  dem  Persischen  md  Scytisehen  angedeutet 
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am  ISmOf  Qblich  gewesen,  d«  man  im  südlichen  Frankreich 
sicherlich  nur  das  romanische  Wort  port  gebrauchte.  Endlich 
iii  diese  Gegend  um  das  nördliche  Frankreich  und  südliche  Hol- 
land so  classisch  für  die  Bildung  des  Seerechts,  seiner  Begriffe 
seiner  Wissenschaft,  sind  dort  so  viele  und  so  vortrefliicbe  Pro«- 
docte  seerechtlicher  Art  in  den  Rdles  d'Ol^ron,  in  den  verschie- 
denen Flamlandiscfaen,  HolUindisdiea  und  Friesischen  Seerechten 
ius  dem  12.  his  14.  Jahrhundert  hervorgegangen,  dass  es  wirk- 
lich nicht  Wunder  nehmen  kann,  wenn  man  dort  auf  diesem 
dassischen  Boden  des  Seerechts  die  erste  Entstehung  und  den 
ersten  Gebrauch  eines  seerechtlichen  Wortes  suchen  mag,  be- 
sonders wenn  so  mancherlei  Gründe  vorzuliegen  scheinen,  die 
dies  anderweitig  mehr  als  wahrscheiulich  machen.  Zuletzt  aber 
scheint  dafür  noch  dies  zu  sprechen,  dass  die  Beiwörter 
(adjectiva»  epitheta),  welche  man  zu  dem  Worte  Havarie  mit 
der  Zeit  zu  setzen  sich  gewöhnt  bat,  um  die  verschiedenen 
Arten  der  Havarie  zu  bezeichnen,'  vorzugsweise  Französisch  sind 
und  dass  man  dieselben  auch  in  anderen  Sprachen,  namentlich 
im  Holländischen  und  Deutschen  beibehielt,  Havariegrosse  etc. 
Es  geschah  dies  zum .  allerwenigsten  in  dem  dunklen  Gefühle, 
dass  das  Wort  einen  Französischen  Anstrich,  wenn  auch 
nicht  eine  reine  Französische  Geburt  habe.  Freilich  ist  diese 
formale  Transplantation  zum  grossen  Theile  der  Weltberübmt- 
heit  der  berühmten  ordonnance  de  la  marine  von  1681  zuziv* 
schreiben,  in  der  sich  jene  Bintheilungen  finden  und  nun  um 
so  leichter  sich  verbreiteten,  obgleich  festzuhalten  ist,  dass  jene 
Bintheilungen  und  jene  Französischen  Bezeichnungen  dafür  viel 
älter  sind,  als  die  Ordonnanz  und  nicht  erst  durch  sie  geschaffen 
worden.  Denn  schon  der  Holländer  Weijtsen  (in  seinem 
Tractat  van  de  avarqen,  der  zuerst  1600,  dann  1617,  1651  etc. 
erschienen  ist)  braucht  die  Benennung  avarije  commune, 
avarije  grosse,  wo  also  das  A^ectiv  und  namentlich  auf  seine 
Stellung  hinter  dem  Subjecte  völlig  Französisch  ist.  —  Vielleicht 
darf  auch  dies  mit  in  Anschlag  gebracht  werden,  dass  im  Fran- 
zösischen (und  wahrscheinlich  durch  Transplantation  auch  im 
Spanischen,  wie  zu  Anfang  dieses  S  bereits  erwähnt  ist)  das 
Wort  avarie,  averia  gerade  auch  eine  Hafenabgabe,  das  sogen. 
Hafen-  oder  Ankergeld  bedeutet,  woraus  um  so  mehr  hervor-«- 
leuchtet,  dass  man  bei  Havarie  an  Hafen,  havre,  zu  denken 
gewohnt  war. 


54  AbsdiD.  ?n.  Vmi  Hararicta  ond  SeesdUden. 

Verwer  in  den  Annerkungen  m  seiner  Ausgabe  toh 
Weijtsen,  tracUI  Tan  Nederl.  ararijen  (in  Verwer,  Neder- 
landts  Seerechten.  4.  dnik.  Amsterdam  1764  pag.  290)  leitet  das 
Wort  yon  haTen,  Flamisch  ayen.  Dieser  Aator  stellt  seine 
Ableitung  des  Wortes  Hararie  in  Analogie  mit  der  Ablettang 
des  Wortes  Bodmerei  Ton  Boden  (Hollindisch  boden).  Die 
Transplantation  dieses  ursprünglich  mehr  im  Nordwesten  Europa's 
üblichen  Wortes  nach  den  südlichen,  namentlich  romanischen 
Staaten  ist  aber  wie  Verwer  mit  Recht  bemerkt,  ebenso  wenig 
zu  verwundern,  als  die  Ton  Kaplaken,  Italienisch  Cappalaea, 
Ballast,  balastro  etc. 

Debrigens  für  unsere  germanische  Ableitung  spricht  auch 
schon  die  spftte  Entstehung  dieses  Wortes.  Im  Consulat,  Im 
Seerecht  von  Wisby  findet  sich  nodi  keine  Spur  davon,  und 
Verwer  K  c  behauptet,  dass  Tor  dem  Jahre  1500  dasselbe  in 
Urkunden  nicht  gefunden  werde.  Es  ist  unter  Andern  das  Wort 
auch  noch  nicht  zu  finden  in  dem  Lübisdien  Seerecht  (Buch  6. 
der  Statuten  yon  1586),  noch  in  dem  alten  Hanseat  Seerecht 
yon  1591  und  auch  in  dem  revidirten  Hanseat  Seerecht  t.  1614 
flndel^  es  sich  nur  in  der  Titelrubrik  (von  Seewurf  u.  Hayerey), 
nicht  im  Texte,  obgleich  die  in  den  beiden  letztgenannten  Ur~ 
künden  buchstäblich  übereinstimmenden  Artikel  (Lübecker  Stat. 
IV.  2.  Art.  1.  und  Reyid.  Hanseat  Seerecht  VIIL  Art  1.)  auf  die 
Ableitung  yom  Worte  Hafen  eine  Anspielung  zu  enthalten 
scheinen:  „Ist  ein  SchifiT  In  Wassers  Noth,  also,  dass  man 
„Güter  auswerfen  muss:  solcher  Schade  der  geworfenen  Guter 
„gehet  über  Schiff  und  Gut,  welches  im  Schiff  erhalten  wird, 
„dergestalt,  dass  die  Schiffsfreunde  und  auch  der  Kaufman 
„denselben,  ein  jeglicher  an  seinw  quota,  soyiel  er  an  Schiff  und 
„Gut  haben  mag,  bezahlen  muss,  als  dail  Gut  gelten  mochte,  in 
„dem  Hayen,  dahin  sie  zu  segeln  bedacht  waren,  da  dann 
„auch  alsofort  die  Vergleichung  und  Bezahlung  geschehen  soll/* 
Doch  findet  sich  der  Ausdruck  groote  hayerije  bereits  in 
dem  Placat  Kaiser  Karls  V.  1551  Art  41.  Auch  sagt  Verwer, 
dass  Hayarie  ursprünglich  nur  ein  bei  den  Kaufleuten  übliches 
Wort  gewesen  sei.  Die  alteren  Schriftsteller,  wie  Loocenius  L  c. 
und  Weijtsen  1.  c.  erklären  es  alle  als  gemeinsame  Con- 
tribution  und  sagt  Loccenius,  dass  das  Wort  trihntio  ^  tribu- 
tum  siye  coUatio  anderweitig   dafQr  üblich  sei.    Die  Juristen 
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jm  Ml  Jahrbudert  dies  Wort  aus  der  KanfnaniM«' 
ipiielie  in  ihre  Wissenadiaft  und  Praxis  aufganommen  cu  haben* 

Andere  wie  Weijlaen  L  e.  $  1.,  leiten  es  Ton  dem  griechi«* 
idien  dßofid^  {ßdpo^  die  Last,  mit  dem  alpha  privativurn)  abs 
deob  benerkle  sehon  Verwer  1.  c.  mit  Recht»  dass  man  hier 
nicht  erat  nach  Grieebenland  au  laufen  brattehe. 

Ilarsball  («d  insnranoe  p.  535)  glaubt  nach  Gowper,  es 
stamme  Ton  einem  Latdnfscben  mittelalteriichen  Worte  ayera-r 
giom  b^9  womit  denn  das  Englisebe  ayerage  unmittelbar 
mtammenliinge  und  welches  yon  aTerare,  transportiren  abstam-r 
man  solL  Wenn  ich  das  Wort  einmal  aus  dem  Lateinischen 
oder  Oberhaupt  Bomaniaehen  ableiten  wollte,  so  würde  ich  vor-* 
liehen»  es  mit  avertere»  per  adTeraionem  zusammenzustellen  und 
damadi  die  unprünglidie  Bedeutung  von  dem  Englischen  ayerage 
bestimmen,  welohes  dann  mit  Modificationen  zu  den  übrigen 
Völkern  gewandert  sei.  Koch  (Preuss.  Recht  L  $438  Note  3) 
ktit  es  allerdings  ftkr  wahrscheinlich,  dam  das  Deutsche  Hayerie 
Too  dem  Englischen  sTerage,  Durchachnittereebnung,  herrühre 
und  nur  eine  besondere  Deutsehe  Endung  angenommen  habe. 
Doch  scheiDt  diese  ganie  Goqectur  wegen  der  Romanischen 
Abstammung  unhaltbar. 

Miliar  (on  insuranee  p.  334)  leitet  es  Ton  dem  Deutschen 
halb,  balbers,  soviel  wie  Thdlnebmer,  her,  so  dass  damit 
unmittelbar  die  Vertheilung  des  Schadens  auf  das  gerettete  Sehiff 
QDd  Gut  im  Fall. der  Havaiiegrosse  beceiobnet  würe. 

lust  Henning  Böhmer  (de  discrinune  tempestatie  c  II.  S  25) 
kommt,  nach  der  Ansieht  Pohls  L  c  Seite  626  der  Sache  am 
Bichsten,  indem  er  Haverie  von  dem  Deutschen  Habe  ableitet» 
Dies  ist  denn  auch  Pohls  Ansicht,  der  sich  dessbalb  darauf  be^ 
ruft,  dass  im  Cons.  del  mare  cap.  61  und  00  die  Kaufmanns- 
guter  bereils  als  Habe  bezeichnet  würden.  Ebendahin  erkiftrt 
sich  Pardessus  Leu.  731,  indem  er  sagt,  >lass  im  12.  u.  13* 
JaMumdert  die  yerschiedenen  seehandeltreibenden  Nationen  am 
Mittelmeer  gemeiniglicb  mit  dem  Ausdruck:  rayers,  Tayer,  le 
bayer,  Tavoir  oder  im  Plural  les  bayera  oder  avers  die  Waaren 
der  Sdtiflbladung  bezeichnet  hatten  und  dass  gewisse  Kosten  und 
Gebühren  des  Sdiiffes,  wdche  in  jenen  Zeiten  gemeinschaftlich 
wtt  den  Ladungsinteressenten  getragen  werden  mussten,  zu 
enier  eigenthümUcben  Rechnungsführung  Anlass  gegeben  hUteui 
welche  eompte  des  avers  oder  de  Tayerie  genamnt  witre,  wozu 


U  AbMbn.  Vn.  Too  Havhriaii  «nd  Seesöbiden. 

die  eioseinen  LadangsinteressenCeD  jeder  im  Veibdiniu  Mioee 
avere  vom  Schiffer  herangezogen  wnrden.  Cebrigena  bedeutet 
noch  jelzt  das  Pluralitantom  ateri  im  lialieniecheD:  Vermögen» 
GQter. 

Indeasen  wenn  daa  Wort  wiriilicb  so  allen  und  zwar  roma- 
nischen Ursprunges  sein  sollte,  so  wäre  es  dodi  adir  merk- 
würdig« dass  in  den  alten  Seerechten  romanischer  Sprache 
(Consolato  und  RAies  von  01<n>n)  das  Wort  noch  gar  nicht 
vorkommt  Sonst  bat  diese  Ableitung  allerdings  viel  Ar  sich 
und  sollten  wiAlicb  Urkunden  Ober  die  frOhe  Ezlateni  des 
•  Wortes  nschgewt^sen  werden»  so  würde  allerdings  der  Mangel 
des  Wortes  in  den  alten  Seerechten  eben  nur  als  auiUUg  ta 
betrachten  sein.  Das  Natofgemasse  der  Wortbildung  wie  Ge* 
scfaichtlicbes  möchte  mich  gerade  fbr  diese  Ableitung  des  Wortes 
bestimmen,  wenn  nur  dieselbe  urkundlich  mehr  constatirt  wer- 
den konnte.  Bis  jetzt  scheint  sie  aber  nichts  mehr  als  eine 
geistreiche  Hypothese,  mit  der  unsere  obige  Ableitung  f&ra  Erste 
noch  völlig  ebenbürtig  concurriren  darf.  Bs  würde  aber  darnach 
avarie,  Havarie  fürs  Erste  bedeutet  haben;  Zusammenwerfimg 
aller  Güter  eines  Schiffes,  um  gemeinschaftlich  gewisse  Kosten 
und  Ausgaben  der  Reise,  namentlich  in  den  ausserordentlicheD 
Fallen  eines  Seeschadens  bei  Gelegenheit  des  Seewurfes  zu 
tragen,  also  ganz  dasselbe,  was  es  auch  nach  unserer  Ableituag 
ursprünglich  bedeutete.  Und  Pardessus  1.  c.  sagt  ausdrücklich, 
dass  der  Ausdruck  avarie  in  Spanien,  Italien  und  Frankreich 
zuerst  für  Kontribution  genomüien  und  erst  später  die  zweite 
Bedeutung  des  Seeschadens  selbst  angenommen  habe  und  zwar 
zuerst  des  Seeschadens,  den  der  Versicherer  zu  tragen  über* 
nommen,  sodann  jedes  Seeschadens  Oberhaupt 

Auch  Hesse  sich  annehmen,  dass  das  Wort  In  Analogie  mul 
gleichsam  als  ein  ergänzender  Begriff  gegenüber  dem  Worte 
Bodmerei  entstanden  sei.  Wie  diesea nämlich  seinem  Ursprünge 
nach  auf  den  Boden  des  Schiffes,  auf  das  Schiff  hinweist 
und  dies  als  Sicherung  für  die  nach  dem  Bodmereiverträge 
aufgenommene  Gelder  dient,  so  dient  die  gesammte  Habe  des 
Schiffes  --  (Schiff  und  Ladung,  obgleich  man  dabei  vorzugsweise 
an  die  eingeladene  Habe,  an  die  Waaren,  Güter,  Ladung,  als 
den  in  der  Regel  kostbareren  Theil  denkt)  —  soweit  sie  beim 
Seewurf  gerettet  ist,  zur  Sicherung  der  zur  Abwendung  der  ge- 
meinsamen  Gefahr  für  Schiff  und  Ladung  geworfenen  Tbdie 
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fon  Schiff  on4  ibadang  und  wird  auf  sie  der  den  etauelimi 
Bgiieni  erüttene  Sehaden  an  Schiff  und  Gut  vertheilt  HaTerei 
wQNie  dann  g^elehfalla  auch  naeh  dieser  AMeituog  uraprOngHoh 
oar  aaf  die  jeisige  sog.  HavariegroMe  sich  bezogen  haben  ^). 


S  IM.    Brnthttlimgea. 

Indem  man  das  Wort  Hararie  seit  den  letzten  Jahrhundert 
teo  in  einer  sehr  umfassenden  Bedeutung  zu  nehmen  sich  ge- 
wöhnte und  darunter  alle  ausserordentlichen  Ausgaben,  besonders 
allerdings  die  Seeschäden  und  ganz  speziell  die  zur  Rettung  von 
Schiff  und  Ladung»  jenem  oder  dieser  oder  beiden  absichtKch 
zagefbgten  Beschädigungen  des  Schiffes  und  der  Ladung  ver- 
itandy  so  entstanden  nach  und  nach  folgende  EintheUungen: 

1)  Havarie  ordinire  oder  auch  commune  oder  kleine  oder  ein- 
fache Bayarie;  siehe  S  155. 

2)  Particuläre  oder  auch  einfache  Havarie;  siehe  S  1Ö6. 

3)  Havariegrosse  oder  auch  gemeinschaftliche  Havarie. 

S  165.    Ordin&re  oder  uneigentliehe  Havarie  oder  aogenannte  kleine 

Unkosten. 

Havarie  ordinäre  oder  commune  oder  auch  commune 
oder  gemeinschaftliche  oder  kleine  Havarie.  Hierunter  werden 
alle  gewöhnlichen  Unkosten  verstanden,  die  ein  beladenes  Schiff 
theils  im  Ausgangshafen,  theils  auf  der  Reise  und  bis  es  im 
Bestimmungshafen  festgemacht  ist,   regelmässig  und  abgesehen 


4.  Der  geehrte  Praktiker  von  Leser  möge  diese  gelehrte,  aUerdings 
mehr  philologische  UntersnehuDg  nachsichtig  beurtheilen.  Sie  schien 
mir  aber  einmal  snr  Aufklärung  des  Begriffes  der  Havarie  notb- 
wendig  und  sodann  zugleich  von  geschichüichem  Interesse  zu  sein, 
welches  auch  eine  praktische  Arbeit  wie  die  vorliegende  nicht  ganz 
venehmlhen  darf.  Emerigon  1.  c.  I.  601.  macht  sich  die  Sache 
freilleh  leicht,  indem  er  sagt,  die  Abstammung  sei  noch  nicht  fest- 
gesteUt  und  Boulay-Paty  1.  c.  IV.  433  meint  dasselbe. 


n  AtodttVIL  VcnBinriMiimdSMtöhlte. 

Ton  eigeDtliohen  Seesebideii  zu  entrichten  bei*).  Diene  UnkMl« 
werden  bisweilen  und  zwer  richtiger  Hafen-  oder  Ref ier- 
ketten  genannt»  oder  auch  wohl  als  uneigentiiehe  HaTarie 
etc.  beseiohnet  NamentUoh  geh(»ren  dazu:  daa  aog.  Ankeigoldi 
welches  in  den  Hafen  zu  entrichten  ist}  die  Lootaengelder;  die 
Feuergelder,  d.  h.  Abgaben  zur  Erhaltung  der  Leuchtttanne; 
Tonnen-  und  Baakengrider;  Hafsngelder;  ordinäre  Quarantln^ 
gelder;  der  gemeinschaftlichen  Zolle  d.  h.  solche,  welche  niditftr 
das  Schiff  und  die  Ladung  allein  entrichtet  wcvden;  Schonten- 
frachten  und  Löschungskosten;  Abgaben  an  die  Seebehördea 
und  Kastelle;  Kosten  der  Konvoien  und  Adnuralschaften;  auch 
wohl  (z.  B.  nach  Preuss.  Rechte  U.  8.  S  1778— 1780)  die  zur 
Bergung  des  Schiffes  und  der  Ladung  yerwendeten  Aufeisungs- 
kosten  bis  zu  einem  Thaler  auf  die  Last  *)• 

Es  werden  nun  zwar  auch  wohl  noch  jetzt  solche  Kosteo 
von  Schiff  und  Ladung  gemeinschaftlich  getragen»  woher  der 
Name  ayarie  commune,  obwohl  .die  Bezeichnung  ordinaire  Ob- 
licher  ist;  ^  doch  gesdüebt  dabei  die  Vertheilung  nicht  wie  bei 
der  Hayariegrosse  über  den  und  nach  dem  Werth  des  Schifli» 
und  der  Ladung,  sondern  in  der  Weise,  dass  das  Schiff  eineo 
gewissen  Theil  zu  tragen  hat  und  das  Uebrige  über  die  Ladung 
nach  Lastenzahl  vertheilt  wird.  Dabei  pflegt  das  Verhaltniss  dtf 
zu  sein,  dass  das  Schiff  ein  Drittel  und  die  Ladung  zwei  Drittel 
des  Betrages  zahlt  Doch  kann  der  Fracbtcontract  natürlich  ein 
Anderes  bestimmen.  Reisende  sind  für  ihre  Person  und  Reise- 
effecten  zur  kleinen  Havarie  beizutragen  nicht  schuldig.  Preuss. 
Recht  1.  c.  S  1784.  In  neueren  Zeiten  ist  aber  diese  ganze 
Repartition  der  bezeichneten  Unkosten  und  somit  diese  ganze  sog. 
ordinäre  Havarie  mehr  und  mehr  in  Abkommen  gerathen.  indem 
der  Schiffer  die  Ausgaben  für  seine  Ladung  und  namentlich 
überhaupt  der  Rheder  die  eigentlichen  Reiseunkosten  allein  zo 
tragen  haben  oder  sich  der  Schiffer  allenfalls  statt  der  ordinären 


Das  PreuM.  Recht  L  c  S  1775  sagt  ausdrttcklich«  daai  die  beieidi- 
nelen  Unkostea  sowohl  im  Auigangi-  als  im  Bestimmungshafen  lor 
kleinen  Havarie  gebaren. 

VergL  PfffwMisches  Recht  L  e.  mit  Spanischem  Handelsgesetsbneh, 
Artikel  933. 


bp^lV.  yondMi'RamlelllltiL'SItt;  i» 

Ihfiiie  gmnne  nad  iwtr  gewabsIMi  zehn*)  Pitwetite  IhImM, 
die  Ton  der  FneU  iiir  reriiittoieeniftseigeii  Deckang  jener  Aas* 
gabea  enWcMel  werden.  Be  wird  jelcl  gewMinlieh  die  Fracht^ 
samine  fo  iioeh  bereehnet»  den  eben  sdion  jene  Kmten  der 
Ihfarie-Ovdinire  didurcb  niHgedeckI  dnd  nad  nnn  der  Befreehter 
oder  Eupftnger  niohts  mehr  daflir  tu  entriebleB  hat  INularMi 
ist  denn  diese  ordinäre  Betarie  feat  Töilig  ana  der  Praxis  ver- 
ichwMden. 

Binigs  Saereehte,  s.  B.  daa  Franaösiaehe»),  rechnen  be^ 
rdta  diese  kleine  oder  ordinire  Havarie  gar  nicht  rar  Hanrie^ 
sondern  haben  den  Gmndaaliy  dass  der  Bhader»  der  fQr  die 
Fracht  den  Transport  Obemommen  hat,  aus  der  Frachtsumme 
alle  Reiseunkosten  allein  zu  tragen  hat  Auch  das  Holland. 
Handelsgesetzbuch  Artikel  606  kennt  sie  nicht  mehr»  sondern 
unterscheidet  nur  zwischen  1)  Hayariegrosse»  die  es  auch  ge- 
meiasebaftliche  nennt»  and  9)  einfacher  oder  beaonderer  Havarie. 

Das  Preuss.  Recht  1.  c.  S  1774  verglichen  mit  $  1785  und 
1900  kennt  noch  alle  drei  Arten  der  Havarie.  Ebenso  noch  das 
Span.  Handelsgesetzbnch  Artftel  933-— 986,  welches  die  Havarie 
dieses  $  cHe  kleinen  Unkosten  oder  die  ordinäre  Havarie  (Art 
033)  nennt  und  darunter  eben  die  bei  der  SchiiTabrt  vorfallen-- 
den,  mehr  gewöhnlichen  als  ausserordentlichen  Ausgaben  ver^ 
steht*). 

Auf  diese  kleine  Havarie  bat  wohl  der  im  Seerecht  vielfach 
anftaodiende,  indessen  nnr  in  den  Fallen  der  Havariegrosse 
wahrhaft  consequent  durchgeführte  Grundgedanke  gebracht,  dass 
zwischen  Schiff  und  Gut  eine  Art  Gemeinschaft  stattfinde.  Diese 


l  Baseh,  D«9tettuag  der  Handlang  Bnch  IV.  Kap.  2.  i  2.;  in  dem 
alanntliehen  Schriften  I.  Seite  3p0.  Die  Kaplaken  betrafen  nicht 
Klten  5  Procentp  lo  dasi  in  den  Certepartien  nicht  aelten  bedungen 
iit:  „15  Procent  fOr  kleine  Havarie  und  Kaplaken". 

8.  Doch  ist  die  Definition  von  Havarien  Art  397  des  Code  de  com., 
wonach  1)  alle  ansserordentlichen  Kosten  und  2)  alle  Schaden 
▼on  Schiff  und  Ladung  dahin  gehören,  etwas  im  Widerspruch  mit 
der  blossen  Annahme  von  zwei  Arten  der  Havarie  (1.  grosse  oder 
commune  und  2.  simple  oder  particulaire),  in  art.  399. 

9.  Trotzdem  aber  definirt  das  Span.  Recht  die  Havarie  im  Allge- 
meinen so,  dass  leicht  diese  kleine  Havarie  ans|;eschlossen  bleil^t, 
Siebe  die  Definition  oben  Note  2, 


Ab0flliii.VIL  Tod  BiTtrien  und  BeeidAdaii. 


Gemeiuehtfl  tot  aber  in  niiiereii  Zeiten,  samentlkh  Mitdem  die 
Kaufleiite  selbst  ihre  Güter  nicht  mehr  begleiten  und  demnach 
die  materielle  Gemeinschaft  «wischen  Schiff  nnd  Got  nicht  mdir 
durch  eine  Art.  von  persönlichem  VerbiUnisse  iwischen  den  auf 
demselben  engen  Räume  des  Schiffes  Wochen  und  Monate  lang 
lebenden  Personen  des  Schiffers  (als  Repitsentanten  der  SduOi- 
eigner)  und  der  Befrachter  ab  der  LadungseigenthOmer  untei^ 
stOtzt  wird»  mehr  und  mehr  eine  lose  geworden  und  hat  sich 
eigentlich  nur  in  Besug  auf  den  Fall  der  Hafariegrosse  conse- 
quent  durchgebildet»  wenn  auch  Spuren  in  anderen  Inetitaten 
des  Seerechts  lahlreich  sich  zu  finden  scheinen. 


S  156.    Paiticiiiare  Hsfaii^ 

Zur  sogen.  particuUren  oder  einfachen  oder  beson- 
deren Havarie  gehören  alle  Schaden  und  Kosten,  weldie 
nicht  gemeinschaftlich  von  Schiff  und  Gut  getragen  werden, 
sondern  die  der  einzelne  Befrachter  oder  der  Rheder,  wen  von 
Beiden  und  soweit  sie  jeden  treffen,  zu  tragen  sind.  Sind  solche 
Schaden  durch  Zufall  herbeigeführt,  so  gilt  einfach  die  Regel: 
casum  sentit  dominus.  Dasselbe  wird  denn  auch  gelten  mQssen, 
wenn  die  Schaden  aus  Mangeln  der  Sachen  selbst  (z.  B.  wenn 
sie  wegen  ihrer  inneren  oder  äusseren  Beschaffenheit  von  selbst 
verderben)  oder  von  höherer  Gewalt  herrOhrea  Doch  ist  hier 
überall  die  Voraussetzung  festzuhalten,  dass  nicht  besondere 
Umstände  obwalten,  die  den  Schaden  in  Havariegrosse  bringen. 
Ferner  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  derjenige,  welcher  ver- 
tragsmassig das  Risico  in  den  Fällen  des  Zufalles,  der  höheren 
Gewalt  etc.  zu  tragen  übernommen  hat  (Versicherer),  dem  ver- 
letzten EigenthOmer  (Versicherten)  den  Schaden  nach  Massgabe 
der  besonderen  Vertragsbestimmungen  zu  ersetzen  hat 

War  der  Verletzte  selbst  Schuld  daran,  so  heisst  es:  quod 
aus  quisque  culpa  damnum  sentit,  non  intelligitur  sentire,  d.  h. 
er  hat  den  Schaden  allein  zu  vertreten  und  zu  tragen  und  kann 
desshalb  Niemand  in  Anspruch  nehmen.  Wurde  aber  derglei- 
chen Havarie  durch  Schuld  eines  Anderen  dem  Verletzten  an- 
gefügt, so  hat  der  Eigenthümer  der  verletzten  Sachen  eine  Klage 
auf  Entschädigung  gegen  den  Autor  und  gegen  diejenigen,  die 
für  seine  Handlungen  haften. 


K«p.IV.  Vm den HiMiMUlfl^  S  IM.  «1 

Es  lassen  sieh  im  Allgemeinen  die  Ueher  gehörigen  ILoeten 
und  Schlden  im  Gegeoaatz  zu  den  übrigen  Havarielilien  am 
besten  negativ  dahin  bestimmen :  1)  dass  dayon  die  sog.  kleinen 
Dllkosten  der  ordinären  Havarie  aoaaiseUiessen  sind,  indem  von 
diesen  die  %  ld5  angestellten  Grundsatie  gelten,  und  sodann 
2)  das  die  Schaden  und  Kosten,  welche  in  Havariegrosse  ge^ 
meinschaftlich  auf  Schiff  und  Gut  vertbeilt  werden  und  welche 
sich  im  Allgemeinen  dadurch  charakterisiren,  dass  sie  mit  einer 
gewissen  Absichtlichkeit  und  sum  Zwecke  der  gemelnsebaftlichen 
Errettung  von  Schiff  und  Gut  ans  einer  obschwebenden  Gefahr 
herbeigeführt  werden,  nicht  sur  particularen  Havarie  gehören*^). 

Also  sind  lur  particuliren  Havarie  namentlich  alle  gewöhn- 
lichen Falle  des  SchiObruches,  der  Strandung,  der  An-  und 
Debersegdong,  sei  es,  dass  sie  durdi  Zufall  oder  fremde  oder 
eigene  Schuld  erfolgen,  zu  rechnen,  doch  immer  den  Fall  der 
HsTariegrosse  ausgenommen. 

Die  alteren  und  neueren  Seerechte  heben  aber  besonders 
folgende  einzelne  F&lle  als  zur  particularen  Havarie  gehörig 
henror^<),  ohne  dass  man  sagen  könnte,  dass  damit  Alles  er- 
schöpft seL 

1)  Die  Schaden  und  Verluste,  die  dem  Schiffe  oder  der 
Ladung  zustossen  durch  eigene  Verderbniss  (also  durch  Wurm- 
frass  z.  B.  oder  Faulniss  oder  Moderung  oder  Brennung),  sowie 
durch  Sturm,  Nehmung,  Schiffbruch  oder  zufitllige  Strandung, 
Oberhaupt  durch  das,  was  man  höhere  Gewalt  nennt 

2)  Berglohn  und  die  bei  der  Bergung  aufgewandten  Kosten. 

3)  In  Bezug  auf  partiellen  Verlust  am  Schiffe  gehören 
namentlich  hieher  alle  Verluste  und  erlittenen  Beschädigungen 


10.  Du  Hell.  Recht  1.  c.  Art  701  sub  n.  7.  drückt  sich  lo  am:  Zar 
particularen  Havarie  gehören  im  Allgemeinen  aller  Schaden,  Ver- 
loat  und  die  aufgewendeten  Kosten,  die  nicht  verursacht  oder  auf- 
gewendet lind,  vortatilich  und  zur  Erhaltung  und  sum  allgemeinen 
Betten  von  SehüT  und  Ladung,  sondern  die  eriitten  sind  durch, 
oder  anflgewendet  sum  Behufe  des  SchifTes  allein,  oder  f&r  die 
Ladung  allein ,  und  welche  demsufolge  nicht  unter  Havariegrosse 
gehören. 

11.  Vergl.  Pranss.  Landrecht  IL  8.  g  1900—11105;  Holland.  Handels- 
gcsetsboeh  Art  701,  707$  Spanisches  Handebgesetsbudi  Art.  034; 
Frani.  Hsndelagesetsbuch  Art  403. 


O  Ahsofaiit  YU«  Vm  Bafarieii  imd  Seeecblien. 

an  ADkertaoen»  Ankern,  Tanen»  Segeki,  Bugaprie!,  Stengen» 
Raaen»  Booten  und  Schiff sgerttthen.  Schifft- Kriegawerkseugen 
und  Manilion  etc.,  durch  Sturm  oder  anderea  Seeunglflek. 

4)  J'erner  aind  hieher  seu  zahlen  alle  Auagaben,  weiche  er- 
forderlich aind,  um  alle  biaiier  bezeichneten  Verluste  und  Be« 
Schädigungen,  sei  es  des  Schiffos  oder  seiner  Theiie,  sei  es  der 
Ladung  und  der  einzelnen  Frachtstücke,  wieder  zu  decken  oder 
auszubessern.  Also  namentlich  gehören  hieher  auch  alle  be- 
aonderen  Reparaturen  der  Fustagen  und  die  Kosten  der  Erhal- 
tung von  den  beschädigten  Waaren.  Doch  ist  auch  hier  immer 
die  Voraussetzung  zu  machen,  dass  das  Eine  oder  das  Andere 
nicht  die  nnmittdbare  Folge  eines  Unfalles  ist,  der  zur  Havarie- 
grosse Veranlassung  gibt 

5)  Der  Sold  und  Unterhalt  -der  Besatzung  eines  Schiffes, 
sowie  alle  anderweitigen  Ausgaben  wahrend  der  Liegezeit,  sowie 
auch  schon  wahrend  des  Transportes  nach  dem  etwanigen 
Prisenorte,  also  überhaupt  alle  bei  einem  Reclame  aufgelaufenen 
Kosten  und  Ausgaben^*),  wenn  das  Schiff  auf  einen  rechtmassi- 
gen Befehl  oder  von  höherer  Hand  angehalten  oder  unter  Em- 
bargo gelegt  worden  ist  Doch  ist  hi«',  mit  dem  Span.  Redite 
1.  c  Artikel  935  sub  n.  3,  in  Beimg  auf  Sold  und  Unteriialt  der 
Besatzung  die  Bedingung  hinzuzufügen,  wenn  die  Befrachlmg 
zu  etwas  Gewissem  fnr  die  Reise  und  nicht  etwa  gerade  dahin 
abgeschlossen  war,  dass  dergleichen  Redamekosten  in  irgend 
einer  Weise  gemeinschaftlich  zu  tragen  seien,  welche  Verab- 
redung in  Kriegszeiten  die  Rheder  sich  leicht  aosbedingen  mögen. 
Auch  von  den  Kosten  und  Verlusten,  die  in  Folge  des  Redames 
die  Ladung  treffen,  gilt  ganz  daseelbe,  falls  auch  hier  nicht 
etwas  Besonderes  in  Bezug  auf  deren  Tragung  verabredet  ist, 
z.  B.  dass  diese  Kosten  die  Fracbtsumme  vermindern  sollen  etc. 
Wenn  die  Aufbringung  wegen  Mangel  an  gehörigen  Schiffs- 
papieren erfolgt,  so  wird  man  gegen  den  schuldigen  Kapitain 
^Rheder)  einen  Regress  gestatten  dürfen  wegen  aller  solcher 
Ausgaben.    Gesdiah  die  Aufbringung  wegen  Gontrebande«  so  ist 


12.  Dai  HoU.  Redit  1.  c  Art  701  sub  n.  4.  fQgt  aber  die  Beadutekog 
hmsa:  dafem  dai  Schlft  allein  oder  die  Ladung  aUsin 
iit    Denn  aoaal  aoUsn  diCM  Koaten  im  Havariegrona 
werden.  —  Siebe  unten  S  iWi, 
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der  Regress  gegen  den  ni  gewähren,  der  ohne  Wtesen  des 
KapittiaB  dergleichen  an  Bord  gebracht  and  namentKch  auch 
gegen  den  Kapitainy  der  ohne  Wissen  der  anderen  Ablader»  von 
einem  Ablader  Contrebande  mala  fide  eingeladen  hat  Siehe 
auch  n.  13  ala  Brgftnzung. 

6}  Alle  Kosten  im  Nothhafen,  wenn  derselbe  wegen  der 
in  diesem  $  bezeichneten  Beschädigung  gesucht  werden 
mass,  auch  wohl  wenn  man  dort  Proviant  (oder  Trinkwasser),  der 
onyerschaldeter  Weise  ausgegangen  ist,  einnehmen  muss.  Beim 
Verschulden  Jemandes  tiligt  natürlich  dieser  die  dem  Schiff  und 
der  Ladung  durch  das  Angehen  des  Nothhafens  aufgelaufenen 
Kosten.  —  Siehe  aber  $  165. 

7)  Die  Erhöhung  der  Fracht  und  die  Kosten  des  Ladens 
and  LOschens»  welche,  wenn  ein  Schiff  wfthrend  der  Reise  see- 
untQchtig  wird,  in  den  Fftllen  auflaufen,  wo  die  G&ter  mit  einem 
anderen  Schiffe  entweder  von  dem  Schiffer  f&r  Rechnung  der 
Ablader  oder  von  letzteren  selbst  welter  transportirt  werden. 

8)  Der  Sold  und  Unterhalt  der  Schiffsbesatzung  wfthrend 
das  Schiff  in  Quarantäne  liegt,  übrigens  gleichviel,  ob  das  Schiff 
auf  die  Reise  oder  monatsweise  gentiethet  ist 

9)  Der  dadurch  entstandene  Verlust  an  Gütern,  dass  die- 
selben durdi  den  Kapitain  in  einem  Nothhafen  unter  dem  Werthe 
▼erkauft  sind,  zur  Bezahlung  von  Proviant  oder  um  die  Schiffs* 
Besatzung  zu  bergen  oder  um  irgend  eine  andere  Ausgabe  für 
das  Schiff  zu  bestreiten.  Den  Ausfall  trügt  hier  der  Schiffer 
(Bheder)  und  muss  er  die  Eigenthümer  der  Güter  entschädigen. 
Der  Fall  der  Havariegrosse  ist  immer  ausgenommen.  %  165. 

10)  Jeglicher  Schaden,  der  die  Ladung  oder  das  Schiff 
durch  Nachlässigkeit,  Versehen  oder  Baraterie  des  Kapitains  oder 
der  Hahnschaft  trifll  und  zwar  z.  B.  dadurch,  dass  die  Luken 
nidit  gehörig  verwahrt  oder  die  Güter  nicht  gehörig  gestaut  oder 
gelüftet  oder  umgeschippt  etc.,  oder  dass  das  Schiff  nicht  hin- 
reichend festgemacht  oder  schlechtes  Winde-  und  Hebezeug 
angewandt  worden  waren.  Dabei  versteht  es  sich  von  selbst, 
dass  die  Eigenthümer  der  verletzten  Sachen  gegen  die  Schuldi- 
gen den  Regress  haben  und  dass  sich  namentlich  die  Eigen- 
thümer der  Ladung  noch  besonders  an  Schiff  und  Fracht  selbst 
balten  können. 

It)  Der  Schaden,  den  das  Schiff  oder  die  Ladung  dadurch 
erieidet,  dass  ersteres  segelnd,  oder  vor  Anker  liegend,  oder 


94.  Abüdin.  VII.  Von  HaTiije»  und  SfMchftden. 


am  Lande  festgemacht,  mit  einem  anderen  Schiffe 
atOsst  Wenn  dieses  zuftiliig  geschieht  und  nicht  yermieden 
werden  kann,  so  tragt  jeder  Verletzte  seinen  eigenen  Schaden; 
liegt  eine  Verschuldung  vor,  so  darf  der  Verletzte  gegen  den 
Schuldigen  auf  Entschädigung  klagen.  Siehe  übrigens  %  139.  S.  11 

12)  Wenn  Kaper  oder  Seeräuber  das  Schiff  plündern. 

13)  Wenn  Waaren  wegen  Contrebande  confiscirt  oder  Ober- 
haupt Schiff  und  Ladung  aufgebracht  werden,  wo  aber  Rheder 
und  Schiffer,  welche  ohne  Vorwissen  der  Anderen  Contrebande 
aufgenommen  haben  oder  die  nöthigen  Schiffspapiere,  wenn 
deren  Mangelhaftigkeit  der  Grund  des  Aufbringens  ist,  verab- 
säumt haben,  und  ebenso  die  Ablader  verantwortlich  werden, 
wenn  sie  ohne  Wissen  des  Schiffers  Contrebande  (vielleicht 
unter  falscher  Angabe  des  Inhalts  der  Fustagen)  eingeladen 
haben.    Siehe  bereits  n.  5.  als  Ergänzung. 

14)  Wenn  der  Schiffer  das  Schiff,  nicht  um  die  Ladung, 
sondern  in  der  Absicht,  um  das  Leben  oder  die  Freiheit  der 
Besatzung  zu  retten,  vorsätzlich  stranden  lässt 

15)  Kann  ein  Schiff  wegen  vorhandener  Sandbänke,  un- 
tiefen oder  überströmter  Bänke  mit  seiner  vollen  Ladung  weder 
von  dem  Abgangsplatze  abgehen,  noch  an  den  Bestimmungsplatz 
gelangen,  und  muss  also  ein  Theil  der  Ladung  mit  LichtenL 
herangebracht  oder  resp.  in  Lichtem  gelöscht  werden,  so  wird 
das  Lichterlohn  zwar  nach  HolL  Rechte  1.  c.  Art  702  nicht-  aus- 
drücklich für  Havarie  gehalten.  Da  jedoch  nach  demselben 
Hell.  Rechte  alle  Kosten  dem  Schiffe  zur  Last  fallen  sollen,  es 
sei  denn,  dass  durch  Co^nossemente  oder  Certepartiea  eine 
andere  Bedingung  gemacht  wäre,  sowie  aus  Gründen  der  Ana- 
logie scheint  es  zweckmässig,  auch  diesen  Fall  zur  Havarie 
particulär  zu  ziehen.  Um  so  mehr  muss  dies  geschehen,  wenn 
jene  Sandbänke  etc.  nicht  stets  vorhanden  sind,  sondern  erst 
durch  irgend  einen  Zufall  und  vielleicht  gar  nur  zeitweilig  erst 
entstanden  sind.   Siehe  (  119  n.  4.  S.  338  und  (  93  und  97. 

16)  Ueberhaupt  aber  ist  festzuhalten,  dass  in  allen  Fallen 
der  particulären  Havarie  nicht  weniger  wie  der  Havariegrosse 
dieselben  Grundsätze  auf  das  Hauptschiff  wie  auf  das  Lichter- 
schiff anzuwenden  sind.  Holl.  Recht  L  c  Art  703.  Doch  wird 
bei  der  vorläufigen  Einladung  in  Lichterschiffen  im  Falle  der 
Havariegrosse  eine  Gemeinschaft  zwischen  Hauptschiff  u.  liAieT" 
schiff  und  deren  Waaren  nur  unter  gewissen  Bedingungen  und 
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«ni  ttti  «nett  gewissen  Zeitpoakte  so  eintvetai  ktaaeo.  flidbe 
die  (bigeiidea  Kapttel,  besonders  aber  $  16S. 

17)  Wc»n  ionerliche  Fehler  des  Scbifiee,  dessen  DnOhig- 
keit  die  Reise  m  rnecben  oder  Versehnlden  und  NaeUlsrigkeil 
des  SchiflhiB  oder  des  Scbiflsvolkes  den  Sehaden  oder  die  Un^ 
kosten  verarsacbl  haben,  so  ist  nur  particiüne  BsTtrie  tot- 
handsn  und  sind  die  letzteren,  wenn  sie  aueh  munadmi 
lesten  von  Schiff  und  Ladung  freiwillig  und  nash 
pngaBM-  erforderlicher  Beralhung  gemacht  sind,  keine  gesMin« 
«ehsMidie  Bayarie.  So  Holi.  Recht  1.  c.  Art  100»  siehe  eher. 
Sias.  8.16.78. 

%  t57.    HafariegroiK. 

Zur  grossen  oder  geoeiBSohiAlicIieB  HsTaiie  oder  sogen. 
Biraiiegrosse  werden  im  Allgemeinen  alle  Kosten  und  SchAden 
SB  Schiff  oder  Ladung  gerechnet,  4ie  venitalieh  gemndit  wer*- 
den,  um  das  SchiO;  die  Ladung  oder  einen  Thell  denseihen  ms 
einer  bekannten  und  wirklichen  Gefahr  zu  retten. 

9iese  vorljlufige  Definition  desSfMoischeB  Handeisgeaslabucfaes 
Art  936  mag  hier  geoQgen.  Es  soU  aber  die  wicbUge  Une 
fon  der  Havariegrosse  vollstindig  und  in  ihrem  Zosammenimnge 
Kapitel  V— VU.  dieses  Abschnittes  separat  abgehandeH  weiden. 

t  158.    OUniMl:  Frei  tob  Havaije. 

Die  Gtaosel:  »»frei  von  Havarie'*  oder  andi  fon  ehier 
besenderen  Art  der  Havarie,  namentlich  der  Havariegrosse ,  in 
den  zwischen  VerBicberer  und  Versicherlen  abgeschlossenen 
Docmnenten  muss  selbstverständlich  die  Wirkung  haben,  dass 
^Mi  der  Versichaer  nur  soweit  hafte,  als  die  oder  diese  Art 
der  Havarie  nicht  reidit,  sofern  nicht  solche  Besdif  ftnkungen  der 
AsseennuMbaftnngen  in  deii  einzelnen  Landen  verboten  sfaid 
oder  falb  nicht  eine  veraleckte  DetrQgerei  tarn  Grtmde  Hegt 
in  ebier  solcben  Venicberung  liegt  dsnn  mir,  abgesehen  von 
Venishssnngen  gegen  andere  als  eigentliche  Gefahren  der  See, 
sfao  abgesehen  von  Versicheraiigen  gegen  SeeHHorber,  Va^efc, 
dass  der  Versicherer  haften  wolle,  wenn  das  Sdiiff  (milXadun^) 
wirklidi  abandonnirt  werden  musste,  also  der  extremste  Fall  des 
▼.  laltttOMta,  SiMretht  n.  6    * 


^  Abstiin.  Vil.  '•  Von  ttavatrieii  mi  Seeschäden« 

Seeoogteckes,  da  man  dies  im  gewöhniidien  Sprftobgebraueh 
nicht  als  Havarie  bezeichnet.  Es  sind  also  alle  massigen  Ver- 
luste Ton  der  Haftung  des  Versicherers  ausgeschlossen. 

Ueberschreiten  aber  die  Verluste  die  Grenzen  bis  wohin  die 
Havarieklage  statt  hat,  so  kann  der  Versicherer  öie  Glausel  nicht 
mehr  entgegensetzen,  also  in  allen  Fallen  wo  der  Verlust  als 
ein  totaler  oder  fast  als  efn  totaler  anzusehen  ist  Mittelst 
dieses  Grundsatzes  lasst  sich  folgende  Frage  lösen:  Wenn  ein 
Schiff,  das  mit  der  Clausel  „frei  von  Havarie^*  versidiert 
war,  sich  in  Gefahr  befand  unterzugehen,  und  dnrch  die  Mann- 
schaft abandonnirt  wurde,  dann  aber  durch  ein  anderes  Schiff 
geborgen  wird,  dem  dafür  ein  Berglohn  gebührt,  so  fragt  es  sidi, 
ob  die  Versicherer,  unter  Berufung  auf  jene  Clausel,  sich  weigern 
können  diese  Gefahr  zu  bezahlen.  Dies  möchte  zu  verneinen 
sein,  falls  nur  die  Mannschaft  redlich  verfahren  ist  Jene  Clausel 
beschrllnkt  die  Verjifliohtung  allzusehr  und  es  wäre  unbill%, 
gegen  den  Versicherten,  beim  Eintreten  jenes  Falles,  irgend  wie 
aech  zu  Gunsten  des  Versicheres  eine  Präsumtion  machen  zu 
wollen  *»). 

W^nn  dingen  die  Clausel:  frei  von  Havarie  in  Docu- 
nienten  zwischen  Befrachter  und  Verfrachter,  also  namentlich  in 
Connossementen  und  Gertepartien  beliebt  ist,  so  kann  das  ge- 
wiss nirgends  relevant  sein,  wenn  durch  Schuld  des  einen  oder 
des  anderen  Contrahenten  oder  deren  Repräsentanten  (Schiffer, 
Supercargo)  die  Havarie  sich  ereignete.'  Sonst  wird  bei  der 
ordinären  und  particulären  Havarie  allerdings  überall  eine  Be- 
freiung jstattßi^den,  die  aber  in  Bezug  auf  die  letztere  etg^itlich 
immer  schon  vorhanden  ist,  eben  weil  sie. nur  eine  particultre 
4st  Im  Falle  der  Havariegrosse  ist  aber  die  Glausel  gegenftfier 
den  anderen  Ladungsinteressenten  für  völlig  '  wirkungrios  zu 
haltea,  indeiQ  auch  eifi  solcher  verclausolirter  Befrachter  imbe- 
dingt  zu^  Contribution  wird  beitragen  müssen,  denn  Rechte 
■Dritter,  .d.  h*  hier  die  Rechte  der  Ladungsinteressenten  zur 
gemeinschaftlichen  Deckung  ihres  Schadens  aus  derfiavariegrasse 
durc))  Contribution  können  durch  unsere  Verträge  nicht  g^ 
schmälert  werden.  Höchstens  wird  man  den  so  verclansolirten 
Befrachte  bereditigen  dürfen»  von  dam  Verfrachter  eine  Ent- 


13.  VergL  P^rdemu,  L  c.  n.  858  und  Code  da  o.  ir.  Att  40«. 
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lehidigQng  naeUrttglich  fttr  das  zu  Teriangen,  was  er  zur  Con- 
kribuljon  hergeben  roussle.  Nur  in  dem  Falle,  wo  ein  einiiger 
Befraditer  dem  Verfracbler  gegenübersteht,  wird  die  Clausel  die 
Kraft  haben,  die  Contribution  abzuwenden.  Doch  audi  hier  un- 
iK»€hadet  der  Rechte  der  Versicherer. 


S  15Q.    Anlaufen  einet  Nolhhafens ««) 

Nothbafen  Ist  derjenige  Hafen,  in  welchen  das  Schiff  aus 
einem  zutalligen  Grunde  einzulaufen  genOthigt  ist»  ohne  dass  seine 
anftin^iche  und  ordentliche  Bestimmung  darauf  gerichtet  war 
und  indem  eine  gewisse  Nothwendigkeit  dazu  treibt  Dies  An* 
laufen  kann  aus  Tielerlei  Gründen  geschehen«  Geschieht  es 
durch  Jemandes  Verschulden,  so  hat  dieser  alle  Kosten  zu  tragen 
und  namentlich  die  Ladungsinteressenten  wegen  des  Verzuges 
der  Reise  in  jeder  Beziehung  zu  entschädigen. 

Gerechte  Gründe  sind ;  1)  Mangel  an  Lebensmitteln»  sofern 
derselbe  nicht  durch  irgend  Jemandes  Schuld  verursacht  war; 
8)  die  begründete  Furcht  vor  Feinden  und  Seerilubern;  3)  Jeder 
dem  Schiffe  zugestossene  Unfall»  wodurch  selbiges  ausser  Stand 
gesetzt  wird,  die  Fahrt  fortzusetzen. 

Doch  ist  auch  bei  den  letzteren  Punkten  überall  Torauazu- 
•etzen,  dass-  das  Anlaufen  nicht  aus  Betrug,  Nacblftssigkeit  und 
strafbarem  Mangel  an  Voraussicht  4es  Rheders  oder  Schiflers 
entstehe,  wenn  diese  nicht  den  Abladern  zu  Entschädigungen  ver- 
bunden sein  sollen:  was  sonst  nicht  der  Fall  ist. 

Sofern  nicht  die  Unfthigkeit  des  Schiffes  zur  Fortsetzung 
der  Fahrt  in  Folge  der  Havariegrosse  eingetreten  Ist**)«  so  hat 
der  Rheder  oder  Verfrachter  für  sich  die  Kosten  dea  Anlaufens 
des  Notbhafbns  za  tragen;  es  ist  das  also  particnUire  Havarie. 
Auch  müssen  die  Ablader  die  dadurch  fQr  sie  entstehenden 
Verluste  tragen,  wenn  nicht  eine  Schuld  Jemandes  vorliegt 


14.  VergL  besonders  8psn.  Handebgesetzbuch  Art.  968^MU  ^o  dttesa 
Lehre  im  Zusammenhinge  daargestdlt  wird. 

15.  cf.  Prenssiiehefl  Recht  1.  c.  $  1825.  S6.  und  unten  die  Ka]iitel  Bber 
HsEvsrlegroise. 

•    5«        .     .     / 


UeberbaapI  ist  tob  den  RtecMon  imd  PffieMen  des  9MStH 
mt  der  einen  und  ¥on  doi  Recbleä  und  Pflicblett  der  BefrMMer 
auf  der  anderen  Seite  wfthrend  des  AofeTittialies  iin  NoIhlHifeD, 
-»  namentlioh  in  Bezug  auf  den  Verkaor  besohldtgter  oder  durdi 
die  Verzögerung  der  Reise  zu  terderben  drohender  GQIet»  «mie 
auf  den  Verkauf  von  Gütern«  um  durcb  den  EriOs  zur  Fort- 
setzung der  Reise  in  den  Stand  gesetzt  zu  werden,  sowie  von 
dem  Recht  und  der  Pfliehi  des  KapitMtiS,  eiü  ander  Schiff  zum 
Weitertransport  zu  nehmen«  endlich  von  derselben  Befugniss 
der  Ablader  tind  voh  der  danti  modificirt^n  oder  nicht  modifi- 
eirten  Fraöhteahlcmg  —  bereite  oben  iü  den  betftTfflenden  Ab- 
Schmitten  ^esprochbn.  Siehe  besonders  $  64,  72,  118,  119,  121, 
-  132» 

Ntfeh  deh  m^islcfn  Seerechten  ist  der  Kapitain  v^  dedd  An- 
Itmfeti  eines  Ndhhatens  ansdrQcIrtich  zui^  Berufung  des  SdiiBs- 
ihithes  verpftichtet;  aud)  sollen  wohl  dazu  die  anwesenden 
Ladungsinteressenten,  resp.  Saperoargo  gezogen  wehten.  Doch 
wfrd  mMi  IkberatI  detai  Kapitain  eine  entscheidende  Stttttne  ein- 
«^Mitheh  WiOsSen,  d^r  dann  kiacihlrSglioh  sein  Benehmen  tedit- 
fertigen  faMss  lilid  deti  Widerspr^henden  ihre  Proteste  und 
ll^cMlnlatieVtfen  2tt  besisheftiigen  Verbunden  ist 

Sobald  der  Beweggrund  tum  Anlanfeti  eines  NotMutfens 
aufbort,  dai^f  ^  Kapttain  die  Fortsetzung  der  fteise  nicht  weiter 
Verschieben,  iHid  er  wird  fQr  den  durch  Ireiwillige  Zögermig 
tefutetandeden  Schaden  verantwortK<ib. 


§  160.    HMarie  and  AMecuratiz. 

<  2dd^  dieser  beiden  Insttinte  ^at  von  Anfang  an  saia  eigen- 
IhttaKllies»  Ton  dpm  anderen  verschiedenes  Fundament  und 
ffogett  sieh  naiih  s^en  besondefe>en  Grundsätzen.  FOrs  Bcsle 
beruht  4aa  iAssMinnievi»HMlttni8s  alternd  auf  eiMtm  besoadeven 
Vertrage,  der  noch  dazu  mit  besonderen  Formen  umkleidet  zu 
sein  pflegt.  Die  Havarie  beruht  in  der  Regel  unmittelbar  auf 
«mem  .factunu  Bav/arie  in  der  eigeoUichen  Bedeutung  ist  See- 
schaden. Assecuranz  .ist  Deckung  desselben  in  Folge  eines  Ver- 
fragee  «md  zwar  in  der  Regel  durch  dritte  Personen,  die  sich  dazu 
in  mehr  oder  weniger  grossem  Umfange,  wie  dies  allemal  aus  den 
vertragsmäss^en  Bestimmungen    des  einzelnen  Assecunuuge- 


Ktp.  IV.  Vqb  dw  Bwaifeftltoo.  S  IM.  .  « 

Bchlftes  EU  entnehmeo  ist  Bei  der  Havarie  findet  dann  iwar 
auch  Dicht  selten  eine  Deckung  des  Sehadens  statt;  aber  bei  der 
particubren  Havarie  hat  denselben  der,  der  ihn  erieidet,  selbst 
zu  tragen,  falls  nicht  Jemand  ift  Beaug  auf  den  Schaden  in  culpa 
sich  befindet  und  desshalb  Entschädigung  gewahren  muss,  und 
bei  der  Havariegrosse  sind  die  Interessenten,  voa  Sphiff  und  Gut, 
sobald  von  dem  einen  und  dem  anderen  etwas  geborgen  wurde, 
durch  das  Factum  des  Seewurfes  jeu  einer  Gemeinschaft  ohne 
Vertrag  dahia  verbunden,  dass  sie  den  Schaden,  der  durch  See- 
wurf entstanden  ist,  gemeinschaftlich  tragen  müssen.  Havarie 
und  Schadensdeokuag  in  Folge  von  Havarie  heateben  durchaus 
selbststandig  und  baben  an  sich  keine  Beziehung  zur  Asaeouranz 
uod  so  sind  Jahrtausende  seit  der  Laz  Rbodia  da  jactu  ver-- 
gaogen,  dass  Havarie  ohne  Assecuranz  beatand.  Bekaniitlicb  iat 
die  Aasecuranz  gegen  Seeschaden  erst  im  1&.  Jahrhundert  nach 
Christi  Geburt  aufgekommen.  Die  Aasecuranz  eracheint  als  eine 
neue  und  von  der  |bvarie  völlig  unabhängige,  aUemal  auf  aus-^ 
drQcklicben  Vertragen  beruhende  Deckung  dea  Seescbadena. 

Femer  ist  die  Asaecuraoz  viel  umiangreicber,  indem  sie 
noch  viel  mehr  Seeachaden  sichern  kann,  als  namentlich  die 
flavariegroaae.  Sie  kann  zur  Sicherung  dienen  von  Geldern, 
die  auf  das  Schiff  oder  das  Gut  geliehen  sind«  sie  kann  inabe* 
sondere  zur  Deckung  yQ^  Bodmereig^lderii  heiiutat  werden, 
(erner  auch  dazu  verwandt  werden,  um  den  eingebildeten  imd 
Affectionswerth  einer  der  Seegef^hr  ausgesetsten  Sache  zu 
sichern;  endlich  kann  sie  ao^  verwandt  werden,  um  dafbr  zu 
eotscbudigen,  was  in  Folge  der  Deckung  eines  Seeschadens  nadi 
Havaifiegroase  wie  überhaupt  nach  Havarie  von  dep  Intereaaentw 
des  Schiffes  und  Gutes  gezahlt  werden  oder  doc)»  getragen  wer- 
den musa;  ateo  «ie  dient  namentlicb  9:ur  Deckiipg  vqh  Havarie- 
gddern. 

Endlich  sind  die  Berechnungen  der  Schaden  sowie  die  Grund- 
satse  der  Deckung  desaelben  bei  der  Aspecuram  eft  modere  als 
bei  der  Havarie,  namentlicb  auch  Qavanegrct^fe. 

Siebe  iU>rigeas  wegen  dieses  Untenclvfde»  noch  S  l^  S.  74- 
7S,  sowie  bes9iideca  S  130. 


TB  Abscha.  VII«  Von  Hatarien  und  SeasdilideD. 

Kapitel  V. 
Wesen  der  Havartegrosse.  0        * 

i  161.    AOgemeiaer  Charakter  der  HavaiiegroMc. . 

Es  zieht  sich  durch  das  praktische  Seerecht  mehr  oder 
weniger  der  Grundgedanke  hindurch  und  macht  sich  in  den 
einzelnen  seereditlichen  Instituten  auf  verschiedene  Weise 
geltend,  daas  zwischen  Schiff  und  Ladung  eine  gewisse  Gemein- 
acbaft  stattfindet  Am  vollkommensten  ist  dieser  Grundsatz  aus- 
gebildet in  dem  Institute  der  sogen.  Havarie  grosse.  Wenn 
nämlich  in  einer  drohenden  Gefahr  zum  Besten  von  Schiff  und 
Ladung,  eben  um  Beides  aus  der  Gefahr  zu  retten,  von  dem 
Schiffer  mit  Absii;ht  Handlungen  vorgenommen  werden,  wodurdi 
entweder  Schiff  oder  Ladung,  theilweis  oder  ganz,  vernichtet 
oder  beschädigt  werden,  so  soll  der  dadurch  den  einzelnen 
Eigenthümern  von  Schiff  und  Gut  zugefügte  Schaden  gemein- 
schaftlich vonr  allen  Interessenten  der  einzelnen  Theile  von  Schiff 
und  Ladung  getragen  und  sollen  durch  Alle  jene  Elgenthümer 
für  ihre  Verluste  nach  einem  gewissen  billigen  Verhaltnisse  ent- 
aehadtgt  werden.  l>ie  natürliche  Voraussetzung  dabei  ist  aber, 
daas  durch  jene  absichtlichen  Handlungen  und  Beschädigungen 
wirklich  das  öbrige  Schiff  und  Gut  aus  der  obschwebenden  Ge- 
fahr errettet  worden  sei.  In  Bezug  auf  die  Billigkeit  der  Rectits^ 
ansieht,  dass  ein  solcher  Sehaden  gemeinsam  zu  tragen  sei, 
sagt  schon  das  Römische  Recht  (L.  2.  pr.  D.  14.  2.  de  lege 
Rhodia):  es  ist  dem  Rechte  angemessen,  dass  ein  Nachtheil  auch 
diejenigen  mittreffe,  welche  es  durch  den  Untergang  der  Sachen 
Anderer  erreicht  haben,  dass  ihre  Sachen  gerettet  sind.  Das  ist 
dann  das,  was  manHavariegrosse  oder  grosse  oder  extra- 
ordinüre    oder    gemeinschaftliche  Havarie  zu   nennen 


1.  Die  Literatur  aber  Havariegrone  ist  bereite  unter  der  Rubrik  diesei 
Abschnittes,  Seite.  1.  angegeben. 


Kap.  y.  Weatn  der  Havariegrotte;  $  101«  JX 

pflegt»  wekhe  TenchiedeDen  Aufiärftcka  sieh  nameiillioh  im 
Französischen  wiederfinden  und  auch  in  aaderen  Sprachen  {aal. 
dieselben  sind.  In  England  spricht  man  von:  general  average. 
Auch  bezeichnet  man  alle  hieher  zu  rechnenden  Falle  mit  dem 
Naoien  des  Seewurfes,  obwohl  man  dabei  wenigstens  yor* 
zugsweise  an  die  bei  dieser  Gelegenheit  über  Bord  geworfenen. 
Güter  der  Ladung  denkt.   Siehe  den  Schluss  des  S- 

Die  Befugniss  aber  des  Schiflers,  dergleichen  Handlungen, 
Beschädigungen  und  Verletzungen  vorzunehmen,  rechtfertigt  aicb. 
im  Allgemeinen  aus  dem  gemeinschaftlichen  Verhältnias  zwischen 
Schiff  und  Gut,  dem  er  gemeinsam  vorgesetzt  ist  und  für  dessen 
gemeinsames  Beste  er  möglichst  Alles  zu  thun  hat;  sodann  aua 
der  besonderen  Stellung  zur  Rhederei  wie  zu  den  Laduogs- 
ioteressenten.  Der  Schiffer  handelt  ja  hier  unter  den  getahr- 
liehen  Umständen,  so  wie  nur  überhaupt  ein  guter  Mandatar  zu 
handeln  hat  und  wie  selbst  ein  Fremder  als  negotiorum  gestor 
handeln  dürfte  ^  da  gerade  durch  die  anscheinend  verletzendea 
Handlungen  in  der  Tbat  der  wirkliche  Verlust  verhindert  wird^ 
wenn  der  Zufall  nicht  alle  Thätigkeit  zu  Schanden  macht.  Wird 
aber  durch  die  obschwebende  Gefahr  trotz  jener  Tbatigkeit  dea 
Schiffers  Schiff  und  Ladung  nidit  gerettet,  gebt  also  Beiden  zu 
Grunde,  so  kann  man  den  Schiffer  nicht  zur  Rechenschaft  ziehen 
und  zu  Entschädigungen  wegen  der  zugefügten  Verletzongen« 
wegen  des  Seewurfes  etc.  verdammen.  Wird  ja  schon  nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsatzen  die  Verantwortlichkeit  für  des^ 
Ton  Jemand  herbeigeführten  Untergang  einer  Sache  aufgehoben» 
wenn  dieser  nachweist,  dass  auch  ohne  seine  Handlung  diesQ 
Sache  untergegangen  wftre. 

Dagegen  geht  das  Recht  des  Schiffers  nicht  so  weit  und  er- 
strecken sich  die  Grundsatze  der  Havariegrosse  nicht  auf  den 
Fall,  dass  wenn  bloss  die  Ladung  oder  bloss  da5(  Schiff  in  Ge- 
fahr sich  befindet,  der  Schiffer  nun  zur  Rettung  des  Einen  oder 
des  Anderen  von  dem  Einen  oder  dem  Anderen  opfern  dürfte. 
Wenigstens  würde  er  dergleichen  nur  auf  seine  persönliche  Ver- 
antwortung hin  thun  könnep,  und  dabei  die  Rhederei  nur  in 
soweit  haften,  als  sie  überhaupt  aus  den  Handlungen  des  Schiffers 
haften  muss'>  und  sodann  würde  die  Vertheilung  des  dadurch 
dem  Einzelnen  verursachten  Schadens  auf  Schiff  und  Gut  oder 
auch  ninr  apf  die  einzelnem  Theilqehmer  ier  Ladung  .oiqlkt 
stattfinden,  sondern  jeder  würde  seinen  Schaden  f&r  aiah  jdlein 
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n  trttgtni  haben  and  sich  wegen  BntochidigiiageB  dw  an  den 
SeMflfer  belten  können. 

Namenllich  wird  ee  dem  Schifler  nidit  zustehen,  Ton  der 
Ladung,  insofern  selbige  nichl  zugleich  Bigenthum  der  Rhederei 
isti  somiem  Anderen  gehört,  etwas  zu  opfern,  um  das  Schiff 
dder  Theiie  daron  zu  retten.  Denn  er  ist  tieimehr  umgekehrt 
Torzugsweise  rerpflichtet,  gerade  fQr  die  Ladung  Sorge  lu  tngen 
und  wird  dafür  Terantwortlidi  zu  halten  sein,  wenn  er  semer 
und  sekier  Rbeder  Sachen  den  Vorzug  vor  den  Sadiea  der 
Ladmigslnteressenten  gegeben  hat*). 

Dagegen  hat  der  Schifler  unzweifelhaft  das  Recht,  um  das 
Sehiff  ganz  oder  werthvoUe  Theiie  desselben  zu  retten,  andere 
im  Verliidtolss  geringere  Theiie  desselben  zu  opfern.  Denn  er 
handelt  hier  Oberall  im  Interesse  der  Rhederei,  indem  er  den 
dieselbe  treflenden  Schaden  nach  bestem  Wissen  und  selbst  mit 
solchen  Opferangen  abzuwenden  oder  möglichst  auf  ein  Mini- 
ittmn  zu  reduziren  bemüht  ist  Gehören  aber  Schiff  und 
Ladung  Einem  EigenthQmer,  so  wird,  nach  denselben  Grund- 
sitzen  der  Schifler  für  befugt  zu  halten  sein,  vom  Schifl*  oder 
tote  Gnt  zum  Besten  des  Einen  oder  des  Anderen  zu  opfern, 
wenn  dabei  nur  immer  die  möglichste  Minderui^  des  dem  finen 
Bigenthümer  drohenden  Schadens  vom  Schiffer  im  Auge  gehal- 
len wird. 

Uebrigens  wird  nicht  selten  die  Havariegrosse  auch  mit  dem 
Ausdrucke  Werfgeld  bezeichnet  cf.  Wedderkop,  jus  nau- 
üeum,  Hb.iy.  $9.  Schwedisch  heisst  Havarie  =  Hafweri,  und 
■avariegross  ss  gemensame  H.  oder  Hafweri-Gross;  Da- 
nisch Hawerie-Grosse  oder  stört  (grosse)  Hawerie. 

i  182.    Geschichtlicher  und  politischer  Chsrscter. 

Das  Recht  des  eigentlichen  Seewurfes  scheint  sehr  alt 
zu  sein.  £s  wurde  im  Alterthume  namentlich  von  den  seefah- 
renden Bewohnern  der  berühmten  Insel  Rhodus  geübt,  ohne 
dass  man  init  Bestimmtheit  behaupten  könnte,  dass  sie  zuerst 
dieses  Hecht  in  Uebung  gebracht  hätten,  obwohl  es  die  Römer 

1.  L.  M.  9  U.  D.  4.  i.  L.  15.  S  3.  D.  «.  1.  L.  10.  S  1.  D.  14.  & 
.      U  «.  Dl  44.  7. 
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M  angenommen  lu  haben  acheinen.  V  on  d  e  n  KhoA  lern  fiop^ 
tirten  daa  Recbl  4ea  Seewurfee  die  Rdmer  und  cwar  fndem 
sich  dieselben  wahrscheinlich  unmittelbar  an  die  bei  den  Rhodiem 
in  Bezug  hierauf  gellende  positive  Satamg  anaeUeeeen,  vieUeiell 
das  betreOsnde  Rhodisehä  Gesete  wörtlich  recipirten.  Wenigateaa 
drculirten  die  Römischen  Rechtssatzungee  Ober  Seewnrf  bis  in 
die  spHtesten  Zeiten  des  Romischen  Rechts  unter  dem 
Lex  Rhodia  de  jaetu»  wie  denn  noch  Titel  S*  des  14.] 
der  Pandeden  die  Rubrik  trttgt:  de  lege  Rhodia  de  lanlo.- 
Diese  Lex  Rhodia  ist  aber  bis  auf  die  neuesten  Zeiten  die  Basis 
aller  Seerechte  der  Welt  in  Bezug  auf  den  Seewurf  und  Obor*^ 
haupt  die  Havariegrosse  geworden  und  geblieben.  Kent,  oommetti 
leet.  47.  n.  9.  p.  233. 

Ursprünglich  scheint  in  diesem  Rechte  dee  Seewurfes  out 
der  Fall  bedacht  gewesen  zu  sein,  dass  der  Schiffer  aur  gemein«» 
samen  Rettung  von  Schiff  und  Gut  von  den  Waaren  der  La« 
düng  welche  über  Bord  geworfen  hatte.  Er,  sowie  di^enlfsn 
Befrachter,  von  deren  Gütern  nichts  geworfen  war,  muaaten  daM 
einen  verbältnissmässigen  Theil  des  den  resp.  Ladungainterei** 
seoten  durch  den  Seewurf  zugefügten  Sehadena  übemelunHu 
Sodann  bezog  man  es  auch  auf  den  Fall,-  wo  der  Sehiifor  zum 
gemeinen  Besten  von  Schiff  und  Gut  dem  Schiff  einen  Soha^t 
den  absichtlich  zugefügt  hatte.  Auch  ein  aoicher  adlte  gameiii^ 
schaftlich  getragen  werden').  In  dieaer  Auadehnung  ist  dann  dal 
Hecht  des  Seewurfes  nichts  anderes  als  die  heutige  Havarie- 
grosse, die  denmach  schon  als  ein  Institut  des  alterthümUebeil 
Seerechta  anzusehen  ist,  wenn  auch  der  Name  Havariegrosse 
erst  sehr  spftt,  vielleicht  erst  im  16.  Jahrhundert  nadi  Christi 
Geburt  in  Gang  gekommen  zu  sein  scheint. 

Uebrigens  sind  im  Einzelnen  die  Rechtagrundsitze  der  mo«* 
dernen  Zeit  über  Havariegrosse  verschieden  von  den  Römischen 
Satzungen.  Bas  Institut  hat  sich  unter  der  grossartigen  Einwir-«' 
küQg  der  Entfaltung  des  modernen  Seebandeislebens  mehr  und 
mebr  entwickelt.  Die  Principien  sind  einiaeber  geworden  und  con*« 
sequenter  angewandt.  Der  Kreis  der  hier  einschlagenden  FiUe  ist 
bedeutend  vergrOssert  worden.  Namentlich  sind  durch  a n  « I o  g  i** 
sehe  Anwendung  die  HavariegrossefUle  ungemein  vermehrt.  Doch 


3.  Ub.i.h   D.  de  Jage  Rhodia  (14.  2.). 
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ist  die  mir  unter  PradikerD  bisweilen  begegnete  Ansicht,  als 
ob  Absichtlichkeit  zur  Harariegrosse  nicht  nothwendig  sei, 
als  eine  unglückliche  Ausdehnung  und  als  eine  subjective 
Ibinung  zu  betrachten.  Die  Berechnung  der  Schaden  und  der 
Batacbidigungen  ist  mehr  und  mehr  vervollkommnet  worden. 
Die  desafallsigen  Klagen  brauchen  jetzt  nicht  mehr  durch 
die  weitläufige  Vermittelung  des  Schiffers  von  den  Ladungs- 
* inleressenfent  wie  es  Vorschrift  des  Rom.  Rechts,  angestellt  zu 
werden. 

Vor  einigen  Decennien  versuchte  es  der  Hamburger  Asse- 
euradeur  Tonnies  in  den  S.  2  dieses  Bandes  angegebenen 
Schriften,  nachzuweisen,  dass  die  Havariegrosse  durch  die  Asse- 
curanz  unnötbig  gemacht  werde,  oder  dodi  wenigstens  auf  sehr 
enge  Grenzen  zurQckzufQhren  sei.  Er  wagte  es  demnach  die 
Jahrhunderte  lang  nebeneinander  als  berechtigt  herhiufende  Ent- 
wickehing  beider  Institute  im  praktischen  Seerecfat  gleichsam 
Logen  zu  strafen.  Die  Gründe  aber,  welche  er  zur  Belegung 
seiner  Meinung  angeführt,  sind  so  seicht,  so  einseitig  im  egoisti- 
sehen  Interesse  der  Assecuradeurs,  sind  ferner  bereits  gleich- 
zeitig  von  Pohls  in  den  eben  daselbst  genannten  Schriften 
widerlegt  worden,  und  steht  endlich  diese  Ansicht  so  vereinzelt 
in  Prelis  wie  in  Theorie  da,  dass  es  sich  nicht  der  MQhe  zu 
verlohnen  scheint,  darauf  weiter  einzugehen.  Es  genügt  die  blosse 
Erwähnung.    Siehe  bereits  %  100. 

Die  Vortheile  der  Havariegrosse  vor  der  Assecuranr  sind 
sfcer  vorzüglich  folgende:«) 

1)  Die  Assecuranz  kann  Immer  erst  durch  einen  besondem 
Gontract  entstehen,  dient  dann  allerdings  zur  Abwendung  aller 
Seeschaden,  nicht  bloss  der  Ha vs riegrosse.  Die  Havariegrosse 
und  die  daraus  entspringenden  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
entstehen  unmittelbar  aus  der  Natur  und  dem  Wesen  des  See- 
verkehrs, tragen  also  in  sich  einen  höheren  als  bloss  contractu 
liehen  Rechtsschutz,  wenn  man  auch  zur  leichteren  Beurtheilung 
des  Verhältnisses  dasselbe  als  ein  quaslcontractliches  betrachten 
mag  und  den  durch  das  Werfen  in  Voriheil  Gesetzten  als 
eikien  Re  VerpfKchteten,  den  Eigenthümer  des  Geworfenen  aber 


4.    Vergl  Fehlt,  Bemerkungen  über  HäTAriegroMe.   (Hamburg  1923) 
8.  14.  ff.    Siehe  bereits  S  i<K)  und  betonde»  i  186. 
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ab  eben  dadurch  berechtigt  anaeben  kann,  wenigstena  naeh 
Analogie  dea  Römiaohao  Rechtea. 

2)  In  der  Hayariegroaae  h'egt  aber  namentlich  eine  ganz  be- 
flODdere  SIebening  dea  Kaofmanna  (Abladers,  Befrachters)  gegen 
wiilkfiriiche  Handlungen  der  Beschädigung  und  Vemicbtung  der 
eidgeladenen  GOter,  eben  well  der  Schiffer  oder  doch  sein  Man«* 
dan^  der  Rbeder,  einen  yerhaltnissmaasigen  Thell  des  Scbadena 
tragen  musa.  Dies  erseheint  abisr  um  so  zweckmässiger,  als  in 
unsern  Zeiten  es  durchaus  als  Ausnahme  anzusehen  ist;  dasa 
die  Befrachter  ihre  Güter  auf  dem  Schiffe  selbst  begleiten;  ja 
gewöhnlich  haben  sie  nicht  einmal  einen  Supereargo  mitgeschickt 
ond  liegt  ihr  ganzes  Interesse  an  den  GQtem  w&hrend  der  Reise 
in  der  Macht  des  Schiffers.  —  Freilich  auf  der  andern  Seite  aoH 
nicht  gelaognet  werden,  dass  sich  der  Schiffer  eher  zu  Beachadi^ 
gongen  des  SchilTes  för  den  Fell  der  Haveriegrosse,  zum  Kappen 
der  Masten,  Taue  etc.  entschliessen  wird,  indem  er  weiss,  dasa 
ja  die  Befrachter  einen  Theil  des  dadurch  der  Rhederei  zuge- 
fhgten  Schadens  tragen  raOssen.  Doch  wird  die  MOglichkeH 
einer  leichtfertigen  Beschädigung  Yon  Seiten  eines  furchtsamen 
oder  pflichtrergessenen  Schiffers  als  unbedeutend  angesehen  wer- 
den mOsaen,  wenn  man  wiederum  in  Anschlag  bringt,  dass  non 
auch  der  seiner  Rhederei  pilichtgetreue  SchifTer,  weil  er  weiss, 
der  Schaden  werde  zum  Theil  und  nach  Verhaltniss  Ton  den 
Abladern  getragen  werden,  in  sorglicher  Vorsicht  nicht  erst  den 
allerletcten  Moment  und  die  Susserste  Gefahr  abwarten  wird, 
ehe  er  zur  Rettung  von  Schiff  und  Ladung  eine  Beachadigung 
des  Schiffes  unternimmt:  wobei  Tielletcht  sonst  der  einzig  nodi 
mögliche  Zeitpunkt  der  Rettung  von  Schiff  und  Gut  verstrichen 
wäre.  Alao  ist  das  Institut  der  Havariegrosse  gerade  geeignet, 
um  der  kaufmannischen  Speculation  in  gewisser  Weise  wenig-* 
stens  mittelbar  eine  grössere  Sicherheit  zu  geben,  indem  der 
Schiffer  (durch  seine  Rhederei)  an  dem  Schicksale  der  GOter 
noch  ein  ganz  besonderes  Interesse  durch  jene  gemeinsame 
Tragung  des  Schadens  von  Schiff  und  Gut  bei  der  Havariegrosae 
haben  musa. 

Wegen  der  Unterschiede  von  beiden  Inatituten  siehe  bereits 
S  160,  aowie  namenUicb  S  186. 
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$.  163.    EifordenÜMe  der  HavariegtoiM  im  Biniehiai. ») 

Nach  4er  ^u  t  W  «ttfgesteUlen  BegriffabeatMiiiRiws  etsekai 
«ksb  folgende  weseiiUiobe  Brforderoiaae  (kr  Ibvaritgroaae  aia  im 
dar  |(a(ur  dea  laaftitiHs  atttaptoiaeo.  Die  PaiüeuJarrachla  ititt- 
lMA.liieri9  als  etwas  WeseiMyiiobeai  überein. 

i  )ia  mtm  «lAT  SesoMdigwg  von  ScbifT  oder  Gut  eiae 
fUf  Sfhiff  und  Qut  gemei<)scba(tli<^b^  Gefahr  vorlie- 
gen, we|fib(»die  Nathivendigkeit4erBeaebädigu9ghorkeit&hfL 

Dabei  iat  e#  g^wi^a,  obgleich  nameutlich  die  ttUerea  Seereoblo 
Kun  Theil  aoder^r  l^eiaimg  «indt  *)  fi^r  gleicbgUtig  w  hauen,  ok 
fiie  Gefahr  durch  die  Sqbuld  jemandes  berbeigefbbrt  aei  oder  niebt. 
Üe  HavariegroMe  und  die  ContribuMon  des  Schadena  nach  derea 
#igeQlhüi»UcbeB  Gruiidfttti:^!  vird  in  deaa  einen  ivie  ia  iem  andern 
FaMe  atattfindeu  dürfea  Pagegen  versteht  es  sich  von  aelM 
daa9  der  durch  s^ine  Schuld  die  Gefahr  Herbeifobrende  sur  Ver- 
mtwortupg  ujp^i  mir  vollen  Entschädigung  berangeaogeii  wenkn 
dürfe.  Poch  möchte  ich  ^^gleicb  den»  welcher  durch  satne 
S^iild  die  Gefahr  herbeiführte,  von  der  Berechtigung  aus  dw 
fl[avari«|roiae  find  der^n  Contrib^tion  selbst  entsobftdigt  lo 
werden  amscbliesfien* 

Sndlich  verursacht  der  Sobiffer  oder  sonst  wer  einen  Scha- 
den» fiel  es  dem  Schiffe  oder  der  Ladung,  ohne  wirklieke 
Notb»  s0  kann  solcher  Schaden  den  übrigen  IntereesoBten  nicht 


5.    Vfi^  Kleleker  L,  e.  S.  ^  f.  n.  Pahis,  L.  hl  8.  »1  ff. 

4«  Naab  Vnrgapg  das  BSm.  Baehls  woUea  namentUch  ittne  BeehH' 
kbrer,  dsss  wean  eins  vprgagangwie  Fakrllsiigkeit  die  naabbeiigi 
vprUUilicha  Beschttdigqng  des  Schiffes  nothwendig  aweht,  disur 
Schaden  nicht  in  QayariegrQffe  gebi^ren  tolle;  so  VioniiiB,  Laaler- 
bftcb,  Cocceji.  Auch  verordnen  noch  die  Haiaburger  Statuteii  II. 
14.  act.  21:  Wenn  daa  Schiff  überladen  worden«  und  solche«  dem 
Schiffer  angezeigt  worden  sei,  selbiger  aber  dennoch  abginge,  und  der 
Ueberladung  wegen  Güter  geworfen  werden  mOssten^  so  solle  dieser 
Sdiaden  nicht  in  Havariegrosse  kommen,  ef.  L  an  gen  b  eck  sa  die- 
sem Artikel.  Doch  wird  dieses  Gesets  wegen  der  daraus  ffieaatades 
Weitläufigkeit  in  Praxis  nicht  angewandt,  sondern  die  Gontribatioi 
in  Havariegrosse  doch  gestattet  und  nur  ein  Regress  gegen  des 
Schiffer  gegeben,    cf.  Klefaker  L  c  S.  31.  dg. 
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mt  Last  fallen;  der  SchiaW  hat  Uib  allai«  aa  tragea  «od  hdbm 
dabei  seine  Blieder  so  weil,  ala  sie  Obeikaupl  aus  den  Baml- 
langen,  »aaieBilich  Veiachon  und  VeigelNft  dea  Sdiifibrs  Ter^ 
haftet  Bind.  Der  Fall  der  Uafariegreaae  ist  hier  ttberall  niobt 
Torhaaden*  Der  Verletzte  kann  sich  eiufiGh  nur  an  da»  Vcr-» 
letaer  und  an  dessen  Mandanten  hatten  ')• 

II.  Der  Schaden  muss  freiwilligi  abaichtlicbaoga- 
lägt  sein;  denn  jeder  andene  Schaden  wfkrde  aiir  particuilrao 
Hatam  lu  rechnen  sein. 

HI.  Die  Absicht  dabei  soH  aber  keine  andere  sein  als 
die,  Schiff  und  Ladung  zu  retten. 

Dabei  steht  fest,  dass  der  Schifier  zwar  nur  in  wirklicher 
dringender  Gefahr*)  sich  zum  Seewurf,  zum  Kappen,  Pranken, 
Stranden,  Sdieitem  etc.  entscUiessen  solle,  doch  kann  man  ihn 
nidit  für  yerpflichtet  halten,  den  allertassenten  Punkt  der  Ge- 
fahr, der  sich  Oberhaupt  schwerlich  bestiamnen  lassen  mOcht^ 
allemal  abzuwarten.  Es  genttgi  überall,  dass  eine  dringende 
Gefahr  Toriag,  aus  der  auf  andere  Weise  als  durch  Seewurf  eta 
zu  entkommen,  nidit  wahrscheinlich  war.  Bei  einer  Afiaire,  wo 
so  Ttel  auf  augenblickliche  Bntscbliessung  ankommt,  wie  bei  die- 
sem vorsätzlich  Terursachten  Schaden  aum  Besten  des  Ganzen» 
haben  die  Gesetze  keinen  bestinunten  Massstab  Torsdireiben 
ktanen,  nach  welchem  die  Gritose  der  Gefahr,  welche  zu  diesen 
Vorkehrungen  berechtigen  mag,  zu  beurtheilen  sei.  Es  kommt 
hier  alles  auf  die  Umatinde  an  und  ist  überhaupt  nach  Billigkeit, 
nicht  nach  den  strengen  Anforderungen  des  formellen  Rechtes 
TO  entscheiden,  wenn  man  nicht  das  ganze  Institot  der  HsTarie- 
grosse  und  mithin  den  Seeverkehr  tief  erschüttern  will.  Indessen 
ist  doch  so  viel  gewiss,  dass  eine  wirkliche  Noth  und  zwar  eine 
Gefahri  die  entweder  schon  gegenwartig  oder  doch  wenigstens 
nngenUicklich  bevorstehend  war,  das  Kappen  der  Taue,  das 
Schaniden  der  Segel  oder  die  Werinng  der  Güter  ^rechtfertigen 
m'uss,  ohne  dass  aber  wie  gesagt  der  Schiffer  immer  erst  den 


7.    L.  14.  S  &  D,  pfs«k  rerb.  <19.  &)   et  «och  Recopüaeion  de  l^et 

de  lu  Udai.    OL  ^  10.        . 
gi   Kmt«  eommitit  1.  e.  p.  383.     Tfte  ielliiib  laiuS  be  aia«a  for 

■sfasint  «MN^  «sA  Mi  Am  pi^mikm  tiaMi^r.  -^  A  »ttissa  in 
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hddksten  G^ad  der  Gefahr  abzuwarten  brauchte,  oder  auch  nur 
ata  ehi  aergaaner  Schiflhr  dürfte.  Es  istj  Oberali  hinlänglich, 
dass  nach  der  Bewandnias  der  Dmst&nde  jene  vorsStrikhen  Be- 
schädigungen als  das  leichteste  Mittel  zur  Rettung  des  Ganzen 
erscheinen  konnten.  Dabei  ist  es  einerlei,  wodurch  die  Gefahr 
entstanden  ist,  ob  durch  Sturm  und  Ungewitter,  durch  andere  bei 
der  Seefahrt  eintreffende  bedachte  oder  unbedachte  Zufidle,  oder 
durch  Verfolgung  Ton  Feinden  und  Seeräubern  etc.  Ja  sollte, 
falls  nur  eine  gemeinsame  Noth  einmal  stattfand,  der  Schiffer 
nachl&ssiger  oder  boshafter  Weise  dem  Schiffe  oder  der  Ladung 
mehr  Schaden  als  vernünftiger  Weise  nöthig  war,  zugefügt  haben, 
So  muss  man  zwar  denselben  dafür  für  verantwortlich  halten; 
indessen  können  die  Schiffs-  und  Ladungsinteressenten  dessbalb 
die  Contributlon  tm  Havariegrosse  nicht  verweigern,  sondern  es 
steht  ihnen  nur  der  Regress  an  den  Schiffer  zu.  Das  Gegentheii 
würde  zu  einem  Heere  von  processuslischen  Weitläufigkeiten 
führen,  besonders  da  alle  diese  Dinge  so  unendlich  schwierig  zo 
beweisen  sind,  und  würde  so  unstreitig  zum  offenbaren  Nach- 
theile des  Seehandels  gereichen.  Siebe  Jedoch  auch  %  I6d. 
n.  XXXI.  u.  S  156  n  17;  auch  S.  76. 

Die  llteren  Seerechte  schreiben  dabei  vor,  dass  dkr  Schiffer 
zuvor  mit  den  am  Bord  sich  beßndlichen  Ladungsinteressenten 
Sn  Berathung  treten  solle  *).  Doch  ist  das  jetzt  unpraktisch,  nicht 
bloss  weil  sich  letztere  selten  in  der  Jetztzeit  an  Bord  zur  Be- 
gleitung Ihrer  Waaren  befinden;  sondern  überhaupt  ausser  Debung 
gekommen;  wenigsten^  hslt  man  den  Schiffer  heutiges  Tages 
nirgends  verpflichtet,  sich  durch  die  Meinung  der  anvresenden 
Ladungsinteressenten,  wenn  er  auch  wohlthun  wird,  sich  deren 
Rathes,  wenn  es  angeht,  zu  bedienen,  namentlich  wenn 
)nehrere  dem  Schiffer  gleich  gut  scheinende  Wege  der  Rettung 
vorliegen,  bestimmen  zu  lassen.  Dnd  das  scheint  vernünftig  und 
hl  der  Natur  des  Seeverkehrs  begründet  zu  sein.    Der  Schiffer 


OeroB,  Seerecht  Art  8»  9.  Wiiby,  Art  20,  21.  PlacmtT.  Phi- 
lipp  n.  Tittel'Tom  Sckipbrekingbe  Art  4.  Preusi.  Beer.  ?• 
1727  cap.  VII.  Art  14.  ConsoL  del  m.  eap.  07.  Haub.  Statntcs 
n.  16.  Art.  e.  Nach  Pahli,  L  e.  soU  der  SchtiiiBr  weugpttin  iauaer 
die  Mtfinnng  dea  anwaamdeo  LadttngwntrwtririjpB  «dar  dcwat 
Cargadeor  eInholtB,  ohne  daran  gabanden  au  wäm 
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TDit  seiflem  Sehiffavolke  mOflseu  uii  besten  beurtheilen  kdmefi, 
ob  Kappen,  SehneUen  der  Taue,  ob  Seewurf  eic  nethig  und 
gerathen  seien  oder  nicht,  und  hat  derselbe  sehen  Ob  Sachver- 
sklndiger  die  Prttsumplion  für  sieb,  wenn  niehl  sogleich  fest* 
ilftade,  dasa  er  nameattich  gegenikber  den  yerschiedenen  Inter^ 
esseoten  der  Ladung,  namentiieh  im  Falte  des  eigentlichen  See* 
Wurfes,  viel  unparteiiscber  bandeln  werde  als  irgend  ein  auf  dem 
Schiffe  sich  zufUlig  befindender  Ladnngsinteressenl  selbst  ^*). 

In  den  meisten  Seerechten  ist  Qbrigens  torgeschrieben,  dasi 
der  Schiffer  zuvor  einen  Schifimth  halten  möge.  Dabei  ist  ter* 
schieden  bestimmt»  aua  welchen  Personen  dieser  Schiffsrath  be- 
stehen solle.  Gewöhnlich  Ist  aber  darunter  nur  Zuziehung  der 
Offidere  zu  verstehen  und  ist  in  allen  Fftllen  der  Schiffer  zoleM 
Bidit  unbedingt  an  die  Meinung  des  Sehiffsraths  und  dessen 
Majoritftt  gebunden,  sondern  darf  sefaiem  ireien  Botschlosse  folgen 
und  haben  ihn  auch  die  von  seinen  Leuten  und  Officieren,  wels- 
che im  Schifüsratbe  anderer  Meinung  waren,  unbedingt  Gehorsam 
IQ  leisten,  wenn  der  Schiffer  sich  einmal  zum  Seewurf,  lom 
Kappen,  Prangen  etc.  nach  seiner  besten  Einsicht  entscheiden  zo 
m&ssen  geglaubt  hat  Uebrigens  kommen  solche  Meinongsver^ 
schiedenheiten  zwischen  dem  Schiffer  und  seinen  Leuten  im 
Ganzen  gewiss  nur  selten  vor.  W»re  aber  die  Majoritit  des 
Sehiffsrathes  gftnzlich  gegen  den  Seewurf  gewesen,  so  geschieht 
natOrlich  das  Werfen  auf  die  eigene  Verantwortlichkeit  des  Ka- 
pitains  bin,  ond  die  Gerichte  haben  dann  seine  Recfatfeiiigongs- 
gründe  mit  den  Weigerongsgritaden  der  Berathschlagenden  genaa 
tu  vergleicben  und  demnach  zu  enteoheiden,  ob  der  Kapftaln  ah 
pflichtveigeasen  zur  Verantwortong  zn  aiehen  sei.  cf.  Par^» 
dessus  734. 

Uebrigens  ist  zur  Existenz  des  Sehiffsrathes  kein  ausseror- 
ordentliches  besonderes  Zusammentreten  der  ihn  bildenden  Per^ 
sonen  nothwendig,  sondern  es  genügt  Qberall,  dass  der  Schiffer 
mit  den  einzelnen  Personen,  wenn  auch  noch  so  kurz  und  mit 
jeder  einzelnen  über  die  zu  ergreifenden  Masaregeln  sich  berede 
und  wo  möglich  verständige.  Solche  Beratbschlagqngen  ktenen  in 


Id    YeisL  sehen  ConsoL  du  m.  cül;  Q.  v.  Wey  tten;  p.  8;  Ordonn. 
Fian«.  tiC-  dn  jeU  Valm,  Pothier,  Bmerigon,  natteatlich  Steireni^ 
f,  Tbl.  L  Kap.  I.  Art  L  ^    .  : 
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.wenig  Worten  abgeihiui  wenkn.    Es  kommt  AHes  avf  ZeB  ttnd 
iCoisaiide  an  und  ktanen  diese  den  Sohiffer  TdHig  rechtfertit^ 
wenn  er  a«ch  gir  niehl  den  Schiffsrath  angegangen  ist.    Wean 
2«  B.  der  Sturm  einen  Uastbaum  BerbricM,  so  versieht  es  sieh 
yw  selbst,  dass  er  weggehauen  werden  moss,  damit  er  Sdiiff 
und  Schiffsieuta  niebt  hindere.    Wenn  das  Sdiiff  plöhdich«  die 
Gefahr  des  Seheitems  gerathen  ist  und  nnr  durch  die  «qgcn- 
bli^Uiehste  BüMeanwendungt  durüh  das  seUemiigste  Mmoevi« 
maglicher  Weise  naeh  des  Kapitains  Ansicht  gerettet  werden 
]^mo>  so  verst^t  es  sieh  ron  seOst«  dass  der  Kapitain  sofort 
Befehle  (b,  &  aum  Kappen  der  Taue,  aum  Prangen  ete.)  ertheüe, 
^ind  wQrds  er  sich  als  ein  schlechter  Kapitain  bezeugen,  wenn 
nr  dann  atatt  augenJbKefclieh  2U  befehlen  und  ra  handehi»  etat 
noch  conferiren  und  deliberiren  und  somit  yielleicM  den  eunag 
möglich^  ZeitpoplU  der  Rettung  yortlbergdien  iassen  wollte'"). 
Die  Drii^iohkeit  der  Gefahr  rechtfertigt  hier  ein  schndles  und 
/entschiedenes,  snibsteigoes  Handeln  des  Schiflnn  auch  in  den 
|»ande,  wo  die  Geseface  die  Zusiehutag  des  Schiflsralfaes  als  Regel 
Ordern.    Denn  diese  <]iesetce  selten  bei  sohdien  BesttmmmiBen 
YomiUiftiger  Weise  immer  die  Möglidikeit  der  Beralhung 
upd  kennen  unmöglich  se  verstunden  werden»  dass  die 
Jüit  des  Scbiffsrathes  auf  jeden  Fall  erfüUt  werden  mOsse» 
auch  gerade  durch  sie  TieUeiobt  das  Schiff  erst  wegen  des  d»- 
duichbewirktenAulBchiebens der  rettenden  That  zonDnteigaiig 
gebracht  werden  sollte.     Di^  Seerechte  können  den  Sdiifisnth 
ibrwahr  nicht  als  eine  Leiehencereraonie  ron  Schiff  nnd  Lndimg 
Yorsphreiben,  etwa  damit  Schiff  mit  Mann  und  Maus  mtt  der 
gebAfigen  Deiib^ratiou  ins  kttkle  Grab  der  Wogen  huraater- 


it.  Dag  ist  auch  die  Ansicht  der  Englischen  Pracüker.  POhla  I.  cl 
ist  sehr  peinlich »  quält  sich  mit  den  veralteten  Satningen  der 
1A&iCteUtteriichen  Seerechte  ab  und  erkl&rt:  da  ein  'Theil  der  Schiffs- 
tnMlnst^tKft  die  Ünistande  der  Havarie  beschwören  miisse,  so  folge 

'  ^MrAMr,  dMt  dfeset  iubh  knr  äespt^chttiig  b^huigezogen  werden 
IMmu.  I«h  l^be  •aber,  difn  sie  aaeh  ohne  Zutiehung  ca  emer 
Berathung  ein  beeidigtes  Zeugniss  über  das,  was  sie  gesehen  nnd 
gethan,  ablegen  kennen.  Es  ist  gebrSnchlich.  deiuenigen  Seewurf 
dfal.ai^t  Q^iallw«  ▼entlq;#gaBgcn  fsl^  9kt  regaimftasfven,  de» 
iwdani  als  Hjsvegahlkkatflgen  (ja  irfguilier  en  «r^gnlisi)  an  he- 
seidmem   Pardesins  L  c.  736. 
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Mg&a  nfichteii,  wonttf  dbet  jene  strengeii  Poitalate  ond  Inler- 
pfelalMNieDmaiieherAQtoienliimascuiauimsohdDen'*^  Abbott 
1.  c  <6)  S.  427  polemisiH  heftig  gegen  die  Forderang  tod  irgend 
wekhen  FonnalMten  beim  Seewarf. 

Wenn  es  die  Unetlnde  geatatten,  so  ist  Ober  das  Resultat 
der  Berathutigy  wie  Ober  das  Factum  der  ganzen  Hayarie 
dae  Notii  im  Journal  (S  65)  su  machen,  was  heut  su  Tage  vom 
Sehilfer  oder  Steoerraann  su  geschehen  pflegt,  sonst  vom  Sehifls- 
sehreiber.  Uebrigens  kann  auch  nach  Bewandniss  der  Umstände 
eine  anderweilige  liesondere  Urkunde  Ober  die  ststtgefcindeno 
Benttrang  aufgenommen  werden.  Auf  Grund  dieser  schriftlichen 
Notisen  ist  dann  nachtraglich  die  sog.  Verklarung  (siehe  be- 
reits $  66)  aufsunehaaen,  weldie  ttfietfaaupt  vorzugsweise  zur 
GontMle  Ober  alles  bei  Gelegenheit  der  Havariegrosse  Vorge- 
tiileae  dienen  mag. 

Wenn»  was  übrigens  seltener  der  Fall  ist,  indem  gewöhnlich 
erst  andere  Mittel  versucht  werden,  Güter  zur  gemeinsamen 
Rettung  von  Scbtif  und  Gut  geworfen  werden,  also  im  Falle  des 
eigentlichen  Seewurfes  sind  noch  gewisse  Regeln  zu  beobachten. 
Naeh  der  Regel  soll  der  Schifler  zuerst  dasjenige  Gut  .werfen, 
was  auf  das  Verdeck,  den  Ueberlauf,  die  Schanze,  das  Back,  in 
das  Boot  geladen  oder  an  den  Seitenw&nden  des  Schiffes  aussen 
angehängt  ist,  gleichviel  ob  das  mit  Genehmigung  der  Ladungs- 
Interessenten  geschah  oder  nicht,  doch  im  letzteren  Falle  findet 
ein  Regress  gegen  den  Kapiteln  statt,  —  sodann  das  was  am 
entbehrlichsten,  vom  gefringsfen  Werth  und  am  schwersten  dem 
Gewicht  nach  Ist^^;  endKch  Alles,  wodurch  in  betreffenden  be- 
sonderen Fallen  und  nach  den  Umstanden  vorzugsweise  eine 
Rettung  zu  erwarten  ist  Femer  ist  es  billig,  dass  vor  Allem 
wo  möglich  die  Güter,  worüber  weder  ein  Gonnossement,  noch 


li  Unterer  Ansieht  ist  auch  Kent  L  c.  und  Abbott  L  c.  Beio&dtn 
wdtlSafig  iit  Emerigon  (traiti  des  sMursnoes  tom.  I.  eh.  12.  seot 
40.  pag.  (i07.)  in  Beantwortung  der  Frage,  mit  wem  der  Schiffer 
lieh  bcrathschlagen  solle.  Es  scheint  dabei  querst  auf  die  Bestim- 
mungen der  Particularrechte  anzukommen.  Sodann  aber  mag  man 
hier  fiberall  die  Billigkeit  walten  lassen  und  nicht  spitsfindig  sein. 

13.  Hamb.  Asseearans-Ordsttig  Titel  XXII.  Art  S,   Preuak  Allg.  L. 
B.  L  c*  1*  MO  ff;  und  die  meisten  anderen  Seereehte. 
v.IaliiBbon,8eerMhia.  ^ 
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eine  ihm  gleich  kommende  Scbrifty  noch  Deeiaration  von  Seiten 
des  Kapitatns  vorhanden  ist,  inersl  geworfen  werden«  Dena  di 
der  Verlost  aller  solcher  Gegenstände  zo  keiner  Contribotioa 
Veranlassung  giebt,  so  würde  der  Kapitain  nicht  als  gewissea- 
bafter  Mandatar  der  Rheder  und  Befrachter  bandeln,  wenn  er 
solche  Waaren  behielte,  deren  Verlost  seinen  AultFSggebeni 
nichts  kostet,  und  andere  opferte,  die  durch  Contribution  bezahlt 
werden  sollen.  Widrigenfalls  wftrde  man  in  allen  solchen  FUlea 
den  ohne  Noth  anders  handelnden  Kapitain  wegen  S<Aadeneruti 
belangen  müssen.  cL  Pardessus  n.  735.  Das  Preass.  Allg.LR. 
1.  c.  1800.  ist  in  Bezug  auf  die  Ordnung  der  zu  werfenden  Ge* 
genstande  am  ausführlichsten. 

Sklaven,  selbst  da,  wo  der  Sklavenhandel  nicht  verboten 
ist,  können  nach  unserer  modernen  christlichen  LebensanSusong 
durchaus  nicht  als  Sachen,  als  reine  Waaren  angesehen  wei^ 
den.  Vielmehr  werden  die  modernen  Sklaven,  anders  als  im 
Alterthume,  überall  mehr  oder  weniger  in  den  Landern  des 
Burop.-Amer.  Seerecbta  als  Menschen  betrachtet.  Demnack 
ist  es  nicht  bloss  als  gegen  Sittlichkeit  und  Humanität  zu  erach- 
ten, sondern  erscheint  auch  juristisch  verboten  und  geradezu  als 
ein  schweres  Verbrechen»  wenn  man  zur  Rettung  seines  Eigea- 
thums  Sklaven  in  Seegefahr  zur  Erleichterung  des  Schiffes  Ober 
Bord  werfen  möchte.  Nur  zur  Rettung  des  eigenen  Lebens 
würde  allenfalls  nach  den  Grundsätzen  des  Nothrechts,  falb 
man  dies  überhaupt  gestattet,  das  Ueberbord werfen  von  Men- 
schen, gleichviel  ob  von  Sklaven  oder  von  Freien,  juristisch  we- 
nigstens entschuldbar  sein;  doch  würde  es  gegen  Vernunft  und 
Sittlichkeit  sein,  das  Leben  über  Bord  geworfener  Menseben, 
gleichviel  ob  Sklaven  oder  nicht«  nach  Geld  wie  eine  Waare 
berechnen  und  bei  der  Contribution  nach  Havariegrosse  in  An- 
schlag bringen  zu  wollen.  Menschenleben  ist  ein  unschätzbares 
Gut.    Die  Havariegrosse  sollte  hier  überall  nicht  eintreten. 

Dagegen  sind  solche  Behältnisse  vorzüglich  zu  schonen,  in 
welchen  Edelsteine,  Perlen,  gemünztes  oder  ungemünztes  Gold 
oder  Silber,  oder  sonst  Kostbarkeiten  und  Kleinodien  sieb  be- 
finden. Hat  Jemand  dergleichen  Sachen  unter  andere  Waaren 
gepackt  und  dieses  bei  der  Einschiffuug  verschwiegen,  so  muss 
er  den  Schaden,  ,der  ihm  aus  der  Verheimlichung  entstanden  ist, 
allein  tragen.  Zeigt  er  aber  dem  SehÜfer  die  verschwi^ene  Be- 
achaflenheit  noch  in  Zeiten  an,  so  muss  esD  aolohes  Pack  mit 
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dem  Wurfe  TerschonI  werden.  Findet  sieh  dann  spater,  dass  die 
Anieige  anrichtig  gewesen,  so  soll  naeh  neuestem  Preuss.  Seerecht 
solehe  verschonte  Waare  nach  ihrem  vierfachen  wirklichen  Werth 
ia  Havtrierechming  gebracht  werden  *«). 

Wenn  indessen  wegen  der  Umstände  des  besondem  Falles, 
wegen  der  dringenden  Gefahr,  selbst  schon  wegen  allzugrosser, 
wenn  nur  etwas  begrOndeter  Furcht  in  einer  gewissen  entschuld- 
baren Uebereilong  diese  Regel  nicht  befolgt  und  Oberhaupt  nur 
das  Brate  Beste  eilends  Ober  Bord  geworfen  worden  ist,  so  kann 
man  biHiger  Weise,  falls  nur  nicht  bOser  Wille  oder  grobe 
Fahrlässigkeit  nachgewiesen  werden  kann,  kehie  gegründete  Ein- 
wendungen gegen  die  legale  Existenz  der  Havariegrosse  machen. 
Man  muss  hier  immer  festhalten,  dass  alle  jene  vorgeschriebenen 
Regein  durch  die  Umstände  einer  dringenden  Gefahr  zu  erfül- 
len häufig  unmöglich  gemacht  werden  **).  Gewöhnlich  ist  ja 
nicht  einmal  Zeit  ui  solcher  Ueberlegung  und  Auswahl  in  Bezug 
auf  die  zu  werfenden  Gegenstinde  vorhanden  und  dann  wird 
gewöhnlich  das  oben  bezeichnete  zuerst  zu  werfende  Gut  nicht 
zunächst  bei  der  Hand  und  unmöglich  zuerst  zu  werfen  sein,  da 
ja  gerade  bei  einer  kunstgemassen  Verladung  des  Schiffes  die 
schweren  Güter  zu  onterst  im  Schiffsräume  verpackt  und  dem- 
nach sehr  schwer  und  nur  mit  sehr  grossem  Zeitaufwande  her- 
aabuschaSeB  sind,  um  geworfen  werden  zu  können  **). 

So  viel  möglich  soll  dann  von  dem  Schiflbschreiber  oder  von 
dem,  der  dessen  Stelle  vertritt  (also  jetzt  Schiffer,  Steuermann) 
bei  der  Werfung  selbst  angeroeitt  werden,  welches  Gut  ge- 


H.  Die  Beatimmnngni  dieses  ganzen  Absfttses  finden  aick  so  wörtlich 
im  Preuas.  AUg-  L*  R.  IL  8.  S  1903-06. 

15.  litt  Recht  lagt  Abbott  L  c.  in  Bezug  auf  die  van  manchen  An* 
toren  und  Seegesetzen  fast  angstlich  geforderten  Fonnalititen  bei 
HaYariegrossefiillen:  But  the  regulationa  preacribed  by  peraons  at 
cases  ia  the  closet  or  senate-houae  will  sejdom  be  followed  at  the 
moment  whcn  life  or  liberty  is  in  jeopardy;  atsuch  amomentevery 
one  present  will  exdaim  with  the  friend  of  Juvenal:  Fundite  quae 
mea  nmt  —  etiam  pnlcherrima;  and  provided  the  jetdson  have  been 
the  effeet  of  danger  and  the  canse  of  safety,  all  writers  agree  that 
contribution  ougfat  to  be  made,  although  the  forms  have  not  been 
complied  with. 

16.  Vergl.  die  praktischen  Bemefknngen  Klefeker's  L  d  8.  SB» 

6* 
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worfen  worden,  unter  Angabe  der  betreffenden  Zeidien  und  Mar* 
ken  der  Güter,  damit  man  auf  leichte  Weise  den  EigenthOmer 
derselben  ausmitteln  könne  ^')*  Aber  auch  diese  Sorgfalt  kaan 
selten  beobachtet  werden  und  muss  dann  jeder  andere  mögüche 
Weg  genügen,  um  die  geworfenen  Güter  und  deren  Bigenthfimer 
nachträglich  festzustellen«  Dabei  ist  es  mir  durchaus  nicht  cwei- 
felhaft,  dass  schon  das  Fehlen  gewisser  Güter  nach  dem  Fadon 
des  Seewurfes  genüge,  um  es  als  gewiss  annehmen  zu  dürfen» 
dass  solche  fehlende  Güter  bei  Gelegenheit  jener  Hayariegrone  mH- 
geworfen  sei,  falls  nur  die  Seeleute  selbst  dies  für  wahrscheinlidi 
halten  und  nicht  nachgewiesen  oder  doch  wahrscheinlich  gemacht 
werden  kann,  dass  jene  Gütor  anderweitig  Tom  Sdiiffe  abhanden 
gekommen  seien.  Ich  glaube^  man  muss  in  dieser  ganaen  so  äus- 
serst schwierigen]  Materie  so  viel  als  möglich  alle  ^itzfind^- 
keiten  des  formellen  Rechtes  rar  Säte  setzen  und  die  Billigkeit 
unter  Berücksiditigung  aller  Dmst&nde  des  ooncreten  Falles,  der 
Dringlichkeit  der  Gefahr  etc.  walten  lassen,  um  die  GhicauM« 
und  Prozesse  zum  Nachtheile  des  Handels  nicht  zu  yenndireii 
und  zu  verlängern. 

Auch  Mund-  und  Kriegsbedürfnisse,  Kleider  und  Gerlth- 
schatten  des  Schiffers,  des  Schiffsvolks  und  der  Passagtere  kom- 
men, wenn  sie  geworfen  worden,  bei  der  grossen  Havarie 
mit  in  Anschlag.  Doch  sind  manche  Seerechte,  den  Wmrteo 
nach,  anderer  Meinung.  Vergleiche  z.  B.  Spanisches  Recht  1.  c. 
Art.  958. 

Ein  Gleiches  gilt  von  Waaren,  die  das  Schiffsvolk  für  eigene 
Rechnung  mitzunehmen  befugt  ist  ^  Auch  Waaren  und  Sachen, 
die  zwar  nicht  geworfen,  aber  durch  die  bei  Gelegenheit  des 
Wurfs  getroffenen  Anstalten  beschädigt,  verdorben  oder 
in  eine  solche  Lage  gekommen  sind;  dass  sie  von  den  Wellen 
weggespült  worden,  müssen  vergütet  werden.  Preuss.  Recht 
1.  c.  1807—9. 

Wenn  das  Schiff  aber  zwar  In  eben  der  Noth,  da  der  Wurf 
geschehen  ist,  durch  Wind  und  Wellen  Schaden  gelitten  hat, 
dieser  Schaden  jedoch  weder  absichtlich  zur  Rettung  des  Sdiiffes 
und  der  Ladung  verursacht  worden,  noch  eine  natürliche  Folge 
der  dazu  getroffenen  Anstalten  gewesen  ist»  so  können  die  Riieder 


17.    Hamb.  Asi-Ord.  XXIL  Art.  3.  4/ 
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ioMweil  Ton  den  Befrachtern  keinen  Havariebeitrag  fordern. 
Eben  dies  gilt  natOiHoh  von  der  auf  solche  Art  sich  ereig- 
aeoden  Beschädigung  der  geladenen  Güter.  Preuss.  Recht  I.  e. 
I  1810.  II. 

Wenn  sor  Erleichterung  des  Schiffes  Waaren  in  ein  kleineres 
Fahneng  geladen  und  daselbst  verdorben  oder  verloren  werden 
oder  untergehen,  so  gehört  dieser  Schaden  gleichfalls  zur  grossen 
Havarie.  Ist  dabei  dieser  Schaden  durch  Dntauglichkeit  des 
Ueioeren  Fahrzeuges  geschehen,  so  können  sich  die  übrigen 
faiteressenten,  w^en  Vergütung  ihres  Havariebeitrages,  ibglich 
nor  an  den  (in  mala  Gde  sich  befindenden)  Eigeathümer  des 
Fahrzeugs  halten;  die  Havari^rosse  kann  aber  dadurch  nieM 
ausgeschlossen  werden.  Basselbe  muss  gelten,  wenn  der 
Schaden  aus  Verwahrlosung  oder  Untreue  der  Mannschaft  des 
kleineren  Fahrzeuges  entstanden  ist;  es  findet  einfach  ein  Re* 
gress  an  diese  Leute  statt  Bagegen  wird  der  Schiffer  des 
Hauptschiffes  nur  dann  verhaftet  sein,  wran  er  ohne  Noth, 
also  culpos  ein  untaugliehes  Fahrzeug  gewählt  hat  Preuss. 
Recht  1.  c  S  1812— -15.  Hat  aber  von  der  in  ein  kleineres  Fahr- 
zeug wahrend  der  Reise  geladenen  Waare,  zur  Rettung  dessel- 
ben und  seiner  Ladung  etwas  geworfen  werden  müssen,  so 
scheint  allerdings  die  Bestimmung  des  Preuss.  Rechts  1.  c.  $  1810 
am  consequentesten,  dass  dieser  Schaden  fürs  Erste  von  dem 
Bording  (Lekhterfahrzeug)  und  seiner  übrigen  Ladung  als  grosse 
Havarie  getragen  werde,  dass  aber,  was  die  von  der  Ladung  des 
Hauptschiffes  in  den  Bording  gebrachte  Ladung  dazu  beitragt, 
wiederum  vom  Hauptschiffe  und  dessen  ganzen  übrigen  Ladung 
io  Havariegrosse  zu  vergüten  sei.    Siehe  S  165. 

Debrigens  mit  dem  Verwände,  dass  bei  dem  Wurfe-  selbst 
oder  bei  der  Auswahl  der  zu  werfenden  Sachen  übereilt  oder 
aoBSt  nicht  vorschriftsmassig  verfahren  sei,  kann  sich  kein  In- 
teressent von  Schiff  und  Ladung  gegen  Zahlung  seines  Havarie- 
grossebeitrags schützen,  sondern  er  darf  nur  den  Regress  gegen 
den  Schiffer  oder  den  anderweitigen  Urheber  des  Schadens 
nehmen.  Das  Gegentheil  würde  zu  unendlichen  Weitläufigkeiten 
Ibhren  und  die  Ordnung  des  Seerechts  und  speziell  des  See- 
wurfs der  Willkür  des  Einzelnen  und  der  Ghicane  der  Advocaten 
Preis  geben.    Preuss.  Recht  1.  c  $  1818. 

Hat  jedoch  der  Schiffer  das  Schiff  überiaden  und  muss  zu 
dessen  Erleichterung  die  auf  dem  Verdeck,  der  Schanze, 
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im  Boote  elc  liogeoden  Güter  werfen,  so  stimmea  die  See- 
rechte darin  überein,  dass  eine  Vergütung  als  Havariegrosse 
nicht  stattfinde  und  die  Eigenthüoier  sich  nur  an  den  Schiffer 
hallen  dürfen,  falls  die  Verpackung  dort  ohne  deren  Geaehaiigimg 
geschah. 

Siehe  übrigens  wegen  des  Seewurfes  noch  $  185  sub  1. 

IV.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache  begründet,  dass  erst 
dann  von  Hayariegrosse  die  Rede  sein  kOnne,  wenn  wirklich 
ein  in  Folge  der  bezeichneten  Handlungen  entstan- 
dener Schaden  vorliegt.  Wenn  daher  die  geworfenen  Güter, 
die  gekappten  Taue,  Anker  etc.  wiedergefunden  werden  und 
Ihren  resp.  Eigenthümem  zu  Gute  kommen,  so  findet  keine 
Havariegrosse  statt**)  und  zwar  absolut  nicht,  wenn  die  Eigen- 
thümer  völlig  wieder  in  ihr  Efgenthum  vor  der  ContributioD 
nach  Havariegrosse  restituirt  worden  sind.  Dagegen  in  allen 
anderen  Fallen,  namentlich  wenn  bloss  theilweise  die  geworfenen 
Sachen  wiedergefunden  sind  oder  auch  wenn  für  die  geworfenen 
und  geborgenen  Gegenstande  Berglohn  und  andere  Ausgaben  zu 
zahlen  waren,  reicht  das  Factum  der  Werfung,  Kappung  etc. 
hin,  um  die  Schiffs-  und  Ladungsinteressenten  zu  berechtigen, 
das  Recht  der  Havariegrosse  und  deren  Ciontribution  des  Schadens 
in  Anspruch  zu  nehmen. 

Die  Verluste  und  Schaden  bestehen  nicht  bloss  in  den  un- 
mittelbar geworfenen  Gütern,  gekappten  Tauen  etc.  Es  wird 
nämlich,  um  jene  unmittelbar  nothwendigen  Bescbftdigungshand- 
lungen  vorzunehmen,  nicht  selten  geschehen,  dass  man  andere 
Thelle  der  Ladung  beschädigt  oder  einige  Theile  im  Schiffs- 
räume zerbrechen  oder  sogar  Löcher  in  das  Schiff  einhauen 
(saborder  le  navire)  muss.  Alle  diese  Schaden,  wie  überhaupt 
alle  Verluste  und  Beschädigungen,  welche  unmittelbar  bei  Ge- 
legenheit des  Seewurfes  erfolgen,  sind  nach  Havariegrosse  in 
Anrechnung  zur  Contribution  zu  bringen,  cf.  Pardessus 
n.  738. 


18.  L.  2.  S  7.  L.  4.  L.  8.  D.  de  lege  Rhodia  (t4.  2.)  OUron  Seereebt 
Art  33;  Hans.  Seereeht  IX.  ätg.  Art  3;  Placat  Philipps  II.  L  cl 
Art.  13;  Rotterd.  A  O.  arg.  Artikel  1dl.  Id2;  Preuaa.  Secrecbt 
▼on  1727  cap.  VIII.  Art.  40;  Ordonn.  von  1681  Artikel  16.  tit.  du 
jet  (III.  8}. 
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Das  Spaoisehe  HaodelageseUbueb  Art.  066  hal  die  wie  ea 
idieioi  sehr  empfebleDswerthe  praktische  Bestimmung,  dass  eiiie 
BaTarieUage  mehr  als  Ein  ?on  Hundert  über  den  Gesammt- 
werth  von  Schiff  und  Ladung  betragen  müsse,  wenn  sie  in  den 
GeriehteD  angenommen  werden  seil. 

Uebrigens  mdem  wir  auf  die  Kapitel  vom  Strand  recht 
ukI  fon  der  Bergung  (S  144 ~  152)  verweisen,  ist  hier  nur 
noch  der  Grundsats  des  modernen  Seerechts  hervorzuheben, 
dass  in  dem  Werfen  keine  Dereliction  liege  >*)t  d^u 
also  auch  der  dritte  Finder  geworfener  Sachen  selbige  zurück- 
zugeben verbunden  sei,  und  zwar  heutzutage  gegen  ein  billiges 


Werden  nach  einmal  abgethaner  Contribution  der  Schaden 
naeh  Havariegrosse  von  den  geworfenen  Gegenständen  namhafte 
Beslandtheile  den  EigentbQmem  wieder  restituirt,  so  versteht  ea 
sich  wohl  Ton  selbst,  dass  dieselben  nachtragUch  noch  zu  einer 
besonderen  Contribution  kommen  müssen.  Indessen  wird  man 
billiger  Weise  die  Eigenthümer  so  nachtraglich  geborgener  Sachen 
nicht  an  und  für  sich  und  ausdrücklich  zu  einer  nachtraglichen 
Aufmachung  der  Havariegrosse  verpflichten.  Die  Kosten  einer 
solchen  nachträglichen  Ergänzung  und  Entschädigung  werden  in 
der  Regel  nicht  unbedeutend  sein  und  der  Gewinn  für  die  ein- 
zelnen Interessenten  demnach  gemeiniglich  geringfügig  sein. 
Dazu  bedenke  man,  dass  das  Berglohn  in  den  meisten  Ländern 
noch  ziemlich  hoch  ist  und  demnach  schon  dadurch  der  Werth 
des  Geborgenen  und  mithin  die  in  eine  nachträgliche  Contribu- 


10.  L.  8.  cit.  L.  1.  C.  d.  naufr.  (II.  5): '  Authentica  navigia  C.  de  fürt. 
(6.  2).  Preuu.  ZoUregl.  von  1674  Art.  21.  22;  Preuis.  Strandungi. 
reglement  10.  Nov.  1728  Cap.  4.  Consolato  del  mare  cap.  IIK).  249. 
Doch  lind  die  Bestimmungen  des  Römiichen  Rechts  zum  Theil 
widerspreehend.  Vergl.  L.  43  $  11.  D  de  furtis  (47.  2),  womaeh 
wenigatena  von  dem,  der  seine  Sachen  ins  Meer  freiwillig  werfe, 
zu  Termulhen  aei,  dass  er  sie  dereliquire«  welche  verkehrte  Rechta- 
vermathnng  denn  lu  der  selbst  in  dem  sonst  so  strengen  OUron- 
sehen  Seereeht  (Art.  32.  33)  sieh  findenden  Vorschrift  Veranlassung 
gegeben  hat,  dass  was  nicht  beim  Seewurf  als  aufgegeben  betrachtet 
werden  solle,  in  dicht  verwahrten  Kisten  oder  sonst  gut  verschlossen 
und  verpackt  sein  müsse.  Doch  sind  wohl  heut  an  Tage  diese 
PHaomlionen  und  Bestimmungen  lammtUch  für  antiquirt  su  halten. 
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Hon  kommende  Gegensftftnde  nur  am  so  geringf&giga'  werdea 
mQssen.  Aus  diesen  Griknden  sdieint  es  aewecbD&wig,  wegen 
annOttiger  Weitlftüfigkeilen  Bolche  Heranriehungen.  za  efaier 
naehMglichen  Gontribution  möglichst  seilen  zu  machen  oder 
wenigstens  an  gewisse  Bedingungen  zu  knttpfen;  Zwar  mödilen 
wir  dieselben  nicht  gerade  erst  von  der  Eihebong  der  Klage 
eines  betheiligten  Interessenten  gegen  den  EigenifaQmer  des  ge- 
borgenen Gutes  abhangig  machen.  Dagegen  scheint  es  mweAr- 
massig,  den  Eigenthümer  nur  zur  beglaubigten  Anzeige  ton  dem 
reinen  Werthe  des  nachträglich  geborgenen  Gutes  bei  dem  be- 
treffenden Handels-,  See-  oder  Admiralitatsgerichte  zu  verpflich- 
ten und  dieses  mag  erst  darüber  entscheiden»  ob  der  Werth  des 
Geborgenen  bedeutend  genug  sei,  um  ein  neues  Verfahren  in 
dar  bereits  abgewickdten  Havariesache  eintreten  zu  lassen.  Die 
Particularrechte  sollten  nach  gewissen  Procenten  bestimmeDy 
wenn  eine  Vertheilung  nachtraglich  eintreten  müsse  oder  nidit 
In  der  Praiis  ist,  soviel  ich  weiss,  dergleichen  nachtrigliGhe 
Contribution  selten.    Siehe  $  165. 

V.  Schiff  und  Gut  oder  doch  wenigstens  das  eine  durch 
das  andere  müssen  durch  den  vorsätzlich  verursachten  Schaden 
auch  wirklich  gerettet  sein.  Dennnurwenn  dieser  bei 
der  absichtlichen  ZufÜgung  des  Schadens  im  Auge  gehabte 
Zweck  erreicht  ist,  kann  von  einem  Ansprüche  der  Schadens- 
interessenten auf  Contribution  nach  Havariegrosse  die  Rede  sein. 
Wird  die  Rettung  demnach  nicht  erreicht,  so  findet  überhaupt 
keine  Havariegrosse  und  keine  Contribution  statt*®).  Juristisdi 
ist  es  zwar  gleichgültig',  wie  viel  von  Schiff  und  Gut  am 
Werthe  durch  die  geschehene  Werfung,  Strandung  etc.  zuletzt 
aus  der  Seegefahr  gerettet  sei;  aber  es  scheint  nicht  zweck- 
mässig, wegen  der  in  den  meisten  Ländern  sehr  bedeutenden 
Kosten  der  Aufmachung  der  Havariegrosse,  auf  ContributioD 
nach  Havariegrosse  zu  dringen, 'wenn  nicht  Schiff  und  Gut  vor- 
aussichtlich ein  Erkleckliches  mehr  werth  sind,  als  die  Kosten 
der  Aufmachung,  der  dabei  für  die  Interessenten  nothwendigeo 
Ausgaben,  wie  Mandatariengebühren,  Reiseausgaben  etc.  Man  wird 
sonst  unnöthiger  Weise  in  Weitläufigkeiten  gestürzt  und  erhält 
am  Ende  doch  gar  nichts  oder  doch  nur  sehr  Unbedeutendes 


20.  Span.  Recht  L  c.  Art.  043.  Es  findet  dann  particttiare  Havaile  atntt 
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«n  BotiehMigiiDg.  Am  sachgemiisesten  sdieint  es  in  tUen 
•oldieD  Flllen,  sich  ohne  fOrmliebe  AufmaclHing  mit  den  ver- 
•cUedenen  Interessenten  in  Paasch  und  Bogm  abzufinden  *0* 

Wenn,  indem  die  Rettung  von  Sehiff  und  Gut  trotz  der 
Werfting  niofat  erfolgt  ist,  von  den  geworfenen  GOtora  einige 
gerettet  werden,  so  verbleiben  solehe  ihren  respectiven  Eigen- 
thOmem,  ohne  dieselben  zu  einer  Gontribution  für  die  übrigen 
sn  verbinden  **)•   Siebe  %  16S. 

Gewöhnlich  sagt  man  nun  **),  dsss  die  beabsichtigto  Rettung 
von  Sehiff  und  Gut  nur  aus  der  eben  obsohwebenden  Gefahr 
geaehehen  zu  sein  brauche  und  dass  der  spätere  Untergang  des 
einmal  geretteten  Gegenstandes  die  Gontribution  nach  Havarie- 
grosse  nicht  aufheben  könne.  Doch  ist  dies  wohl  nur  im  folgen- 
den Sinne  und  mit  folgenden  Modificationen  zu  verstehen.  Der 
Haoptgrundsati  nftmlich  fOr  die  Anwendung  obigen  Satzes  muss 
der  im  Seerecht  vielfach  sich  geltend  machende  Grundsatz  sein, 
daaa  nach  Seerecht  im  Allgemeinen  nur  eine  Haftung  von  Schiff 
and  Gut  f&r  seerechtliche  Verbindlidikeiten  stettfinde.  Dies  auf 
die  Havariegrosse  angewandt,  ergiebt  als  Resultat,  dass  die  Gon- 
tribution nur  stattfinden  könne,  soweit  Etwas^  auch  aus  einer 
naditra^ch  erst  entstandenen  Gefahr  für  Schiff  und  Gut,  ge- 
rettet worden  ist.  Wenn  also  das  Schiff  und  Gut  aus  der  ersten 
bei  der  Werfung  obschwebenden  Gefahr  gerettet  worden  ist  und 
nun  ohne  dass  an  einem  Orte  ausgeladen  oder  audi  irgendwo 
bereite  die  Havariegrosserechnung  zur  Ausführung  gebracht  sei, 
anf  der  weiteren  Fahrt  eine  neue  Gefahr  Schiff  und  Gut  über- 


81.  Die  Seerechte  ipreehen  meist  [allgemeiii,  wenn  dai  Sehiff  ge* 
rettet  ist  oder  wenn  die  Rettang  erfolgt  ist  Dm  Preun. 
Aüg.  Laadreebt  IL  8.  S  1790  drückt  sich  bener  aat  and  letzt  vor- 
aas:  «da«  darch  die  Verwendong  oder  Beschädigung  der  Zweck 
der  Rettang  ganz  oder  s am  Theil  erreiefat  worden  sei." 

21  Hamburg.  Awecnranx.  O.  tit.  XXII.  Artikel  9;  L.  5.  pr.  D.  ad  leg. 
Rhod.  Damit  steht  aach  die  allgemeine  Bestimmung  des  in  der 
vorigen  Note  ausgeschriebenen  Prenssiscben  Rechts  nicht  im  Wider- 
sprueh. 

23.  8o  Pohls,  1.  c.  S.  635;  ef.  L.  4.  pr.  S  !•  D.  14.  2.  Ordonn. 
1681.  aig.  art  16.  tit  du  jet  (III.  8);  Piantanida,  1.  c  II. 
p.  203.  n.  49.  —  Unsere  modüicirte  Ansicht  wird  darch  die  Be- 
itiwmangen  der  aeneren  Seerechte  imteiittttzt. 
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kommen  und  darin  beide  ganz  untergehen»  so  kann  von  einer 
Havariegrosse  in  Folge  der  Werfung  in  der  ersten  Gefahr  nicht 
mehr  die  Rede  sein.  Wurde  dagegen  ans  der  zweiten  Gefahr 
etwas  gerettet,  so  unterliegt  dies  der  Contribution  nach  Havarie- 
grosse aus  der  ersten  Gefahr.  Z.  B.  ^*)  von  der  Ladung  wurde 
für  2000  Thlr.  Waare  geworfen  bei  der  ersten  Gefahr  und  das 
Schiff  wurde  dadurch  gerettet.  Bei  einem  im  Verfolge  der  Reise 
entstandenen  abermaligen  Unglück  aber  blieb  dieses  Schiff  und 
es  wurde  nur  f&r  8000  Thlr.  an  Waare  gerettet  Dann  oiQsste 
diese  mit  zu  dem  Schaden  des  bei  dem  ersten  Unfall  geworfeneo 
Gutes  beitragen.  Das  Kapital,  wovon  die  Ladung  oontribnirt, 
wäre  demnach  10,000  Thlr.  Das  Geworfene  musa  nämlich  setneo 
Antheil  ebenfalls  mit  beitragen,  weil  es  bezahlt  wird. 

Das  Spanische  Handeisgesetzbuch  Art.  d44  sagt  in  dieser 
Beziehung:  Wenn  das  Schiff,  nachdem  es  aus  der  Gefahr,  die 
zur  grossen  Havarie  Veranlassung  gegeben,  gerettet  worden  ist, 
im  Verfolg  der  Reise  durch  einen  anderen  Unfall  verloren  geht: 
so  dauert  für  die  aus  der  ersten  Gefahr  geborgenen  Güler,  die 
sich  bis  nach  dem  Verluste  des  Schiffs  erhalten  haben,  die  Ver- 
pflichtung, zur  grossen  Havarie  beizutragen,  fort,  nach  dem 
Werthe  in  ihrem  derzeitigen  Zustande  und  nach  Abzug  der  zu 
ihrer  Bergung  verwendeten  Kosten.  -^  Das  Preuss.  Redil  1.  a 
§  1792—94  erklärt:  $  1792.  ist  aber  nach  überstandener  Gefahr 
Schiff. und  Ladung  durch  neue  Unglücksfillle  verloren  gegangen: 
so  findet  keine  Vertheiliing  (nämlich  in  Havariegrosse)  statt, 
sondern  ein  Jeder  tragt  seinen  Schaden.  —  S  ^^9i^  Wird  hin- 
gegen einTheil  der  Ladung  geborgen  oder  freigegeben:  so 
müssen  dessen  Eigenthümer  davon  zu  der  bei  dem  vorigen  Un- 
glücksfalle >entstandenen  grossen  Haverey  eben  so  beitragen,  als 
ob  der  neue  Unglücksfall  sich  nicht  ereignet  hatte.  —  $  1794. 
Ein  Gleiches  gilt  von  den  Khedern,  wenn  das  genommene 
Schiff  wieder  frei  gegeben  oder  ausgelöst  wird;  ferner 
wenn  zwar  das  Schiff  durch  Wind  und  Wetter  neue  Unfälle  er- 
litten hat,  jedoch  nicht  ganz  verloren  gegangen,  sondern  davon 
mehr  gerettet  ist,  als  die  Bergungskosten  betragen.   S.  %  165. 

Wurden  dagegen  in  einem  Hafen  Güter  unterwegs  nach  der 
ersten  Gefahr  ausgeladen,  so  haftet  deren  Werth  unbedingt  fikr 


cf.  Kiefeker,  1.  c.  S.  U. 
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die  Contribution,  aach  wenn  das  übrige  Gut  sammt  dem  Schiffe 
in  einer  späteren  Gefahr  Töllig  untergegangen  sein  sollte;  und 
im  Fall  diese  Güter  von  dem  Eigenthümer  zur  Zeit  der  Auf- 
machung der  HavariegTDSse  bereits  verkauft  sein  sollten,  so  haftet 
er  bis  zu  ihrem  Werthe  mit  seinem  gesammten  Vermögen.  — 
Das  Preuss.  Recht  1.  c  S  1791  bestimmt  ganz  allgemein:  £in 
Schiff  muss  zurTgrossen  Haverey  beitragen,  wenn  dasselbe  nach 
uberstandener  Gefahr  einen  Hafen  erreicht  hat 

S  164.    Pflichten  des  Schiffers. 

Aus  der  bisherigen  Darstellung  erhellt,  dass  bei  der  Havarie- 
grosse dem  Schiffer  ein  grosser  Spielraum  für  eine  freie  Thätig- 
keil  gegeben  ist.  Wiener  im  Einzelnen  zu  handeln  habe,  ist 
bereits  %  163  näher  angegeben.  Hier  ist  nur  darauf  aufmerksam 
zu  machen^  dass  der  Schiffer  überall  im  Interesse  der  Interessen- 
ten von  Schiff  und  Ladung  zu  verfahren  habe,  ferner  dass  er  aber 
auch  von  aller  Verantwortlichkeit  wegen  seiner  in  solchen 
HaTariefdllen  vorgenommenen  Handlungen  frei  sei,  wenn  er  nur 
nachweist,  dass  er  als  ein  pflichtgetreuer  Mandatar,  als  ein  sach- 
kundiger Schiffer  und  den  Umstanden  gemäss  gehandelt  habe, 
sollte  auch  durch  seine  Handlungen  noch  so  viele  Opfer  von 
Schiff  und  Gut  gebracht  sein.  Durch  die  Verklarung  hat  der 
Schiffer  sein  Benehmen  zu  rechtfertigen  und  spricht  diese  für 
ihn,  so  muss  matt  sein  Benehmen  überhaupt  dergestalt  für 
rechtsbeständig  halten,  dass  der  Schiffer  nun  weiter  und  ander- 
weitig sich  auf  einen  Beweis  der  Rechtsbeständigkeit  seines 
Thuos  sich  nicht  einznhissen  braucht,  sondern  dass  nun  viel- 
mehr die  Schiffs-  und  Ladungstnteressenlen  einzig  dnrch  Führung 
eines  Gegenbeweisea,  also  namentlich  gegen  die  Verklarung,  das 
Benehmen  des  Schiflers  als  sehuldbar  darzuthnn  haben. 

Der  Ri^shter  wird  aber  hier  überall  bei  Beurtheilung  des 
Benehmens  des  Schiffers  die  Billigkeit  vorwalten  lassen  müssen. 
Auch  athmen  namentlich  schon  die  alten  Seerechte  und  See- 
usanzen  gerade  in  dieser  Materie  den  Geist  der  Billigkeit  Es 
darf  nicht  vergessen  werden,  dass  der  Kapitain  hier  immer 
unter  der  Wucht  einer  drohenden  Gefahr,  unter  dem  lastenden 
Einflüsse  einer  gerechten  Furcht  nicht  bloss  für  Schiff  und  Gut, 
sondern  auch  für  sein  und  seiner  Leute  und  vielleicht  auch  der 
Passagiere  L«ben  handeln  muss. 
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Gemäss  den  von  uns  aufgestellten  Brfordeinissen  gehOitn 
YorzQglich  folgende  einzelne  Falle  tut  Havariegrosse,  welcbe  ia 
den  neueren  Seerechten  meist  ausdrücklich  als  solche  aufgefidiit 
werden.  Es  ist  nun  damit  keineswegs  die  Summe  aller  hier 
möglicher  Weise  vorkommenden  Fälle  erschöpft.  Dodi  sind  es 
die  wesentlichen,  aus  denen  mit  Hülfe  analoger  Interpretation 
leicht  alle  noch  übrigen  concreten  Falle  sich  beurtfaeilen  lassen. 

I.  Das  Werfen^  der  Seewurf.  Davon  sind  bereits  in 
%  163  die  näheren  Details  angegeben.  Die  Ansicht  älterer  Juristen, 
namentlich  Cleirac's**),  als  ob  dem  Schiffer  ein  Privilegium 
zustände,  sich  weigern  zu  dürfen,  seine  Güter  zuerst  zu 
werfen ,  ist  als  antiquirt  zu  betrachten.  Der  Schiffer  steht  hier 
in  Bezug  auf  die  von  ihm  selbst  geladenen  Güter  allen  übrigen 
Ladungsinteressenten  völlig  gleich. 

Jm  Allgemeinen  ist  ferner  alles  auf  dem  Schifle  befindMe 
Gut,  mag  es  nun  zur  eigentlichen  Ladung  oder  zum  Schiffe 
selbst  als  nothwendiger  oder  zufkliiger  Bestandtheil   oder  der 


25.  Vergleiche  besonders  Pohls,  1.  c.  S.  ^7— 651.  Die  neaeren  See- 
rechte  speziflciren  die  hieher  geht^rigen  FäUe  sehr.  Das  Spas. 
Handelsgesetzbuch  Art,  936  zählt  12  Fälle  auf,  das  Holländische 
Art  609  sogar  23,  das  Franz.  Art.  400  etwa  10;  die  Preussiiebe 
Assec-Ordnung  1766  Absfshn.  25.  $21%  hat  23,  das  Prenss.  Allg. 
Landreeht  II.  8.  S  1800  auch  etwa  10  FlUe.  Die  aUei«n  SeeradOe 
geben,  meiit  die  eimelnen  F&lle  nieht  ao  detaillirt  an  und  verbraten 
lieh  vonugsweiie  über  den  eigentlichen  Seewurf.  Auch  kt  kcis 
neueres  Seerecht  vollständig.  Doch  soU  wohl  Überall  die  AuftaUang 
einzelner  F&Ue  in  den  Particularrechten  nicht  ao  verstanden  weiden, 
als  ob  die  nicht  erwähnten  FttUe  ausgeschlonen  seien»  sonden 
scheinen  die  angeführten  nur  als  die  vornehmsten  Beispiele  wngt- 
sehen  werden  zu  sollen,  um  so  mehr,  da  alle  neueren  Seerechte  1.  e. 
eine  allgemeine  Nummer  enthalten,  unter  die  sich  fttglich  Tide 
andere  nicht  erwähnte,  namentiieh  analoge  Falle  bringen  lassen. 
Die  Russisch-KaiserL  Ordnung  der  Handelsschiffahrt 
S  234 — 58  bestimmt  zwar  aber  einielne  Details  der  HavariegroMe 
recht  klar,  bietet  aber  durehaas  nichts  Besonderen  and  Neues  dsr. 

26.  Us  et  coutumes  de  ia  mer,  ad  Art.  8  des  jugemens  d*OMron. 
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SdiiflUiesttniDg  seibst  oder  nicht  angehören**)»  d^  Werfang 
unterworfen,  doch  nach  einer  $  163  angegebenen  Reihenfolge. 
Selbst  Geld  und  Pretiosen,  namentlich  auch  der  Passagiere, 
onterliegen  nöthigenfolb  der  Werfung,  obgleich»  da  kostbare 
Gegenstande  möglichst  znletzt  geworfen  werden  sollen,  deren 
Werfang  nicht  leicht  geschehen  wird.  Doch  steht  jetzt  fest,  dass 
Kleider,  Gelder,  Pretiosen,  die  man  am  Leibe  tragt,  nicht  con- 
triboiren  ••). 

Sodann  pflegt  aach  Mund*  und  Kriegsproviant  aus  leicht 
begreiflichen  Gründen  von  der  Werfung  ausgenommen  zu  sein, 
doch  wohl  nur  bis  zum  allernothwendigsten  Bedarf. 

Die  HauptMe  des  Seewurfs  sind  zwar  unstreitig  die,  dass, 
im  seichten  Fahrwasser  oder  indem  es  auf  den  Strand  oder  Un- 
tiefen gerathen  ist,  einmal  das  Schifl*  zum  Weitersegeln  nicht 
Wasser  genug  hat  und  darum  erleichtert  werden  muss,  und 
sodann,  dass  es  vom  Feinde  verfolgt  sich  durch  Werfung  der 
Ladung  zu  erleichtern  und  dadurch  zum  Schnellersegeln  zu  be- 
fkhigen  sucht,  um  dem  Verfolger  um  so  besser  entfliehen  zu 
können.  Aber  es  lassen  sich  auch  noch  andere  Falle  denken, 
z.  B.  wenn  Schiff  und  Gut  durch  die  rein  zuMig  entstandene 
Beschaffenheit  einer  eingeladenen  Waare  vernichtet  zu  werden 
oder  wenn  z.  B.  ein  Schiff  mit  Pulver  beladen  ist  und  nun  Feuer 
aasbricht,  so  werden  jene  gefährlichen  GQter  und  namentlich 
resp.  jene  Pulverffaser  geworfen  werden  dürfen. 

Im  Falle  eines  Seewurfs  contribuirt  das  Schiff  und  sowohl 
die  gerettetecf  wie  die  geworfenen  Güter  zur  Havariegrosse. 
Nicht  weniger  wird  die  Fracht  von  beiden  dazu  herangezogen**). 
Doch  enthalten  die  einzelnen  namentlich  alteren  Seerechte  manche 
modificirende  Bestimmung.    Nach  dem  Consolato  del  mare 


27.  VergL  Span.  HandelsgeteUbach  Art.  936  n,  2. 

2B.  So  lehon  das  Wiabywfae  Seerecht  Art.  38.  n.  4.   PLaeat  Philipps  II. 

1563.  L  c.  Art  7»    Preüich  iat  der  Gnidon  de  k  mer  anderer  Mei- 

amg  (chap.  &  Art.,  26). 
29.  Holland.  Handelsgetetsbuch  Art.  696  und  T27;   Span.  Art.  937; 

Prettstische  Allg.  Landrecht  II.  8.  8  1868  etc.  Ol^ron  Seereeht 

Art.  8  i.  f.  Hanseat,  tit.  VIII.  Artikel  3.   Verordnung  Karle  V. 

1561  Art.  41.  Placat  Philipps  II.  1.  c  Art.  6.   Rotterd.  A.  O. 

Art  114.  Prenii.  Seerecht  von  1727  Art  32  ff. 
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cap.  96  kann  sich  der  Schifrer  von  der  ContriiMrtioii  fbr  die 
ganze  Fracht  befreien,  wenn  er  auf  die  Fracht  yod  den  ge* 
worfenen  Gütern  rerzichtet.  Nach  der  Ordonnanz  yon  1681 
ArL  7  (HI.  8),  nach  der  Preuss.  Assecoranz^-OrdnuBg  v.  1766 
h  c.  S  *234,  sowie  von  den  neueren  Seerechten  nach  dem  Code 
de  com.  fran^ais  Artikel  304  und  401,  soll  das  Schiff  und  die 
Fracht  nur  zur  Häifte  des  Werthes  beitragen.  Nach  dem  Ol^ron 
Seerecht  Art.  8  soll  der  Schiffer  die  Wahl  haben,  ob  er  für  das 
Schiff  oder  für  die  Fracht  beitragen  will;  und  nach  dem  Wisby 
Seerecht  Art.  38,  Placat  Philipps  U.  I.  c  Art.  6,  Rotterd.  A.0« 
Artikel  114,  soll  in  dieser  Beziehung  dem  Kaufmanne  die  Wahl 
zustehen.    Siehe  besonders  N.  XIV.  dieses  $. 

Nicht  in  Contribution  ersetzt  werden  von  den  geworfenen 
Gütern  diejenigen,  welche  auf  dem  Verdecke  la^en,  ferner  be- 
sondere Kostbarkeiten,  die  dem  Schifier  nicht  als  solche  declarirt 
worden  sind'®),  sowie  überhaupt  heimlich  in  das  Schiff  geladene 
Güter. 

Endlich  ist  für  den  Seewurf  als  wesentliche  Bedingung  der 
Contribution  zu  betrachten,  dass  dadurch  das  Schiff  oder  Gut 
seinen  wesentlichen  Theilen  nach  gerettet  sei.  Die  Seerechte 
sind  nicht  sehr  deutlich.  Sicthe  S.  89.  90.  $  163.  Vergl.  Kent 
1.  c.   Pothier.tit.  avaries  n.  113. 

II.  Derjenige  Schaden,  welcher  durch  den  Seewurf  den 
übrigen  Gütern  oder  dem  Schiffe  zugefügt  worden  lst>  also  eine 
Folge  des  Seewurfes  war'^).  Dabei  scheint  es  gleichgültig,  ob 
der  Schaden  mittelbar  oder  unmittelbar  durch  die  Massregel  des 


30.  So  schon  das  Seerecbt  von  Wisby  Art.  38  mid  die  Rotterd.  A.  0. 
Artikel  3. 

31.  Kent»  eomm.  1.  c.  S.  235.  Die  Seegeaetse  sprechen  nur  voir  Scha^ 
den  an  den  GUtem,  sind  aber  wohl  wie  im  Text  aaaaudehnen 
Span.  Recht  1.  c.  Art.  036.  n.  2.  Hol!.  Recht  1.  e.  Att.  998  n.  5. 
Hamb.  Statuten  IL  16.  Art/ 4.  Hamb.  Asaec -Ordnung  21.  Art.  9. 
S  8^  wo  es  heissC:  der  Sehaden  aolcker  Güter,  die  ttber  der  Warfang 
verärgert,  d.  h.  welche  bei  Gelegenheit  dea  Seewurfs  beachadigt 
worden  sind,  z.  B.  es  werden  Waaren  geworfen;  dadurcdi  werden 
die  Übrigen  dem  Se^wasser  au^esetzt  und  mm  beschädigt.  Dodi 
muss  natürlich  je^c  solche  jl^esqbadigui^g  eine  Folge  der  Wexfuiig 

, .  sein,,   cf.  K^efek^r  j.  c.  S.  37.    Weijtaen  1.  ^.  §  ^*  Stevens, 
essay  Art.  I.  n.  2.    D^r;Z^(äHige  Schaden  ^hört  niqlit  hteher. 
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Seewarfes  herbeigefbhrt  sei»  wenn  nur  nachgewiesen  wird»  dass 
ohne  den  Seewurf  jener  Sciiaden  wahrscheinlicher  Weise  nichi 
entstanden  wäre.  Dies  scheint  die  Billigkeit  in  diesem  kritischen 
Verbaltnisse  zu  verlangen.  Doch  wird  ein  an  sich  zufälliger 
Schaden»  wenn  derselbe  auch  ohne  die  Werfung  vielleicht  nicht 
hätte  passiren  können»  füglich  nicht  hieher  gehören»  wonn  man 
Dicht  aus  Rücksichten  einer  vermeintlichen  Billigkeit  die  Rechts- 
begriffe völlig  erschüttern  wilP'). 

III.  Um  so  mehr  wird  consequenter  Weise  derjenige 
Schaden  hieher  zu  zählen  sein»  der  Schiff  oder  Gut  absichtlich 
zugefügt  wurde,  um  zum  Werfen  zu  gelangen»  z.  B.  das  Ein- 
bauen von  Löchern  in  das  Schiff,  um  leichter  werfen  zu 
können.    Siehe  n.  VI. 

IV«  Die  Masten»  die  mit  Vorsatz  zerbrochen»  gekappt,  un~ 
brauchbar  gemacht  werden»  zum  gemeinen  Besten  natürlich. 

V.  Die  Segel  oder  die  Taue,  die  man  zerschneidet,  kappt» 
und  die  Anker,  die  man  im  Stiche  lässt,  um  das  Schiff  im  Sturm» 
vor  Fetndesgefahr  und  aus  ähnlichen  für  Schiff  und  Gut  geföhr- 
liehen  Nöthen  zu  bergen. 

VI.  Ueberhaupt  jede  dem  Schiffe  und  irgend  einem  Schifls- 
gerlthe  zu  dem  genannten  Zwecke  absichtlich  zugefügte  Beschä- 
digung» z.  B.  das  Einhauen  von  Löchern.  Diese  Beschädigung 
kann  zum  Werfen  oder  zum  Lichtern  oder  zum  Bergen  der 
Gikter  geschehen  oder  nm  das  Abfliessen  des  Wassers  zu  be- 
fordern» und  versteht  es  sich  unter  Anderem  von  selbst»  dass 
auch  der  Schaden  hieher  gehört»  welche  sodann  z.  B.  durch 
solches  Wasser  der  Ladung  zugefügt  worden  ist**). 

Debrigens  autorisirt  schon  eine  wohl  begründete  Furcht 
den  Schiffer  zu  dergleichen  Beschädigungen.  Wenn  z.  B.  ein 
Schiffer  in  Admiralschaft  oder  unter  Convoi  segelt  und  die  übrigen 
Schiffe  Wären  bereits  unter  Segel»  er  aber  könnte  seine  Anker 
nicht  schnell  genug  herauswinden  und  kappte  sie  aus  Furcht, 
er  möchte  sich  versäumen  und  dadurch  Schiff  und  Gut  in  Ge- 


^  Anderer  Meinimg  aehehit  Beneke»  System  IV.  S.  17  ff.  Dagegen 
itt  feohon  Pohls  L  e.  63%  obwohl  demlbe  nicht  recht  klar  ist. 

33.  Die  Bestimmungen  dieser  Nnrnmer  finden  sich  namentlich  in), 
HolhlHandelsgeseUbiich  Art.  60(»  n.  fi.  und  scheinen  völlig  gerecht- 
fertigt durch  die  Natur  der  Havariegrosse. 
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fahr  setzen ;  so  gehört  der  Schaden  in  Haimriegrosae.  So  sdiOR 
Weijtsen  1.  c.  $  18  und  Langenbeck  L  c.  S.  175,  sowie 
Rotterd.  A.  O.  S  80. 

VII.  Namentlich  gehört  auch  die  Beschädigung  hieher, 
welche  absichtlich  unternommen  wird,  um  eine  durdi  ZufaÜ 
entstandene  Beschädigung  der  Masten,  Raaen  etc.,  die  dem  Schiff 
im  Laufe  hinderlich  oder  sonst  gefahrlich  würden,  unschädlich  zu 
machen,  z.  B.  der  Blitz  schlägt  in  einen  Mast  ein.  Dieser  brennt 
oder  stürzt  über  das  Schiff  weg.  Es  ist  demnach  notfawendig, 
Segel  und  Taue  zu  beschädigen,  um  den  hindernden  Mast  Ober 
Bord  zu  werfen.  Diese  Beschädigung  gehört  zur  Havariegrosse, 
nicht  aber  der  durch  den  Mast  selbst  zugefügte  Schaden^  obgleidi 
hier  die  Unterschiede  nicht  selten  ihre  grosse!)  Schwierigkoitea 
haben  werden.  Ankertaue,  welche  zur  Zeit  des  Schneidens 
schon  aus  einem  anderen  Grunde  als  verloren  zu  betrachten 
wareu,  gehören  nicht  in  Havariegrosse. 

VIII.  Ich  kann  keinen  vernünfkigen  Grund  absehen,  warum 
das  auf  Grund  des  Seewurfs  über  Bord  geworfene,  gekappte 
oder  sonst  beschädigte  Schifisboot  nicht  zur  Havariegrosse  ge- 
hören sollte,  gleichviel  wo  und  wie  es  auf  dem  Sdiiffe  ange- 
bracht sei,  wenn  es  nur  nach  Seemannsbrauch   ord- 

.  nungsmässig  und  sicher  lag  und  befestigl  war,  in  den 
Ringbolzen  oder  Windvieringen  etc.  Doch  sind  die  Particular- 
rechte  zum  Theil  ausdrQcklieh  abweichender  Meinung.  Nadi 
dem  Preussischen  Allg.  Landrecht  U.  8.  $  18S3  gehört  der  dem 
Schiffsboote  zugefügte  Schaden  nur  dann  in  Havariegrosse,  wenn 
dasselbe  auf  dem  Verdecke  befestigt  ist  Ebenso  schon  nadi 
den  alten  Rotterdamer  und  Copenhagener  Verordnungen.  Nach 
Preuss.  Seerecht  von  1727  Vlli  Art  29  schon  soll  das  an  der 
Aussenseite  des  Schiffes  (z.  B.  am  Stern)  angebaogene  Bool  mr 
Havarie  contribuiren,  wenn  es  g««ttet  wurde»  di^egen  nicbt  in 
Havariegrosse  ersetzt  werden,  wenn  es  geworfen »  gekappt  elc 
wurde,  lieber  die  Englische  Praxis  sagt  Stevens  L  c  Art  1: 
Sind  die  Böte  gehörig  an  den  Windvieringen  befestigl  ge- 
wesen, so  ist  es  gebrauchlich,  ihre  Werfung  als  Havariegrosse 
anzusehen;  nicht  aber,  wenn  sie  an  den  Peuterbalken  Ober 
dem  Spiegel  des  Schiffes  gehangen  haben,  weil  man  das  nicbl 
als  eine  sichere  Stelle  für  ein  Boot  ansieht  Veigl.  auch  Abbott 
1.  c.  (6)  S.  429. 
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Schon  Weijtsen  (van  avarijen  %  21)  nibert  steh  unserer 
Ansicht  Er  meint,  wenn  das  Boot  wegen  der  Ueberladung^ 
seftst  auf  dem  Verdeck  des  Schiffes,  durch  den  habgierigen 
Schiffer  nicht  an  seinem  ordentlichen  Platze  (auf  dem  Verdecke) 
liege,  oder  wenn  es  selbst  mit  Gütern  beladen  sei^  was  gegen 
die  seemännische  Ordnung  von  einem  nach  viel  Fracht  gierigen 
Schiffer  geschehe,  indem  ein  Boot  immer  in  Bereitschaft  zu 
Diensten  des  Schiffes  sem  müsse;  so  solle  das  geworfene  Bool 
nicht  in  Havariegrosse  gerechnet  werden.  Fast  ebenso  ist  die 
Bestimmung  der  Rotterd.  Assec-Ordnung  von  1721  Artikel  90, 
und  auch  Langenbeck  ka  S.  171.  72  scheint  dies  zu  billigen. 
IX.  Stranden.  Wena  ein  Schiff,  um  einem  totaleki  Ver* 
Inste  vorzubeugen  oder  um  einem  Feinde  zu  entgehen  oder 
überhaupt  zum  Besten  von  Schiff  und  Ladung  in  einer  dringen- 
den Gefahr,  absichtlich  auf  den  Strand  gesetzt  wird,  so  gehört 
aller  dadurch  entstandene  Schaden  in  Havariegrosse.  Damit 
stimmen  denn  nicht  bloss  die  Gebrauche  zur  See  überein,  son- 
dern es  enthalten  auch  altere  und  neuere  Seerechte  ausdrück- 
liche Vorschriften  darüber  »*). 

Namentlich  muss  hier  der  Fall  hergehören,  wo  die  Stran- 
dung vorgenommen  wird,  um  wenigstens  die  Ladung  zu  bergen, 
ja  dies  ist  gewiss  nicht  selten  die  eigentliche  Absicht  dabei  und 
es  entspricht  der  Billigkeit  und  der  innersten  Natur  der  Havarie- 
grosse, gerade  in  diesem  Falle  die  Contribution  eintreten  zu 
lassen.  Das  Preussische  Recht  IL  8.  S  1820  bestimmt  denn  dies 
auch  ganz  ausdrücklich.  Erhellet  dagegen  aus  den  Umständen 
klar,  dass  die  IStrandung  bloss  in  der  Absicht  geschehen  ist,  um 
das  Leben  oder  die  Freiheit  der  Equipage  zu  retten:  so  wird 
der  entstandene  Schaden  selbst  alsdann,  wenn  das  Schiff  unter- 
gegangen, aber  die  ganze  Ladung  gerettet  worden,  nur  für  par- 


34.  Comolato  de!  mare  eap.  192.  Placat  Philipps  IL  I.  c.  Artikel  6. 
Preuss.  Seerecht  1727  1.  c.  Art  7.  Preuss.  Allg.  Landrecht  IL  a 
S  182D.  Holland.  Handelsgesetzbuch  Art  099.  n,  15,  Span.  arg. 
Art  936  n.  7.  arg.  n.  8.  Art.  400  des  Frans.  Handelsgesetzbuches. 
Dagegen  hat  sich  in  neueren  Zeiten  aus  sehr  schwachen  OrOnden 
Stevens  (et8ay>on  average)  erklärt  Doch  ist  der  Fall  des  absicht- 
lichen Strandens  nach  Englischer  Praxis  Havariegrosse.  Siehe  Abbott 
L  e.  (6)  S.  433  ff« 
r.  UltmAon  8eereehl  H.  7 
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ticuläre  Havarie  geachtet    Preuasische  Allgem.  Landrecht  II.  8. 
S  1821. 

Wenn  wegen  des  Wiederflottmachens  des  Schiffes  zur  Er- 
leichterung desselben  Waaren  in  das  Boot  oder  in  Lelcbtersdilfle 
geladen  werden  müssen,  so  gehören  die  dabei  aufgelaufenen 
Kosten  in  Havariegrosse ,  nicht  weniger  die  Schaden  oder  der 
totale  Verlust  an  den  so  ausgeschiflten  Gittern  sowohl  witbrend 
der  etwanigen  Lagerung  ab  auf  dem  Hin-  oder  ROcktransporte 
vom  oder  ins  Schiff.  Die  Voraussetzung,  dass  das  Sdiiff  aas 
der  obschwebenden  Gefahr  wirklich  gerettet  worden  ist,  wird 
dabei  in  dem  Falle  nicht  vorhanden  zu  sein  brauchen,  wenn 
das  Schiff  gerade  in  der  Absicht,  um  wenigstens  die  Ladung  zu 
retten,  auf  den  Strand  gesetzt  worden  ist  S.  die  folg.  Nummo^n. 
Es  ist  die  Frage  aufgeworfen,  wenn  überhaupt  das  ga  nz e  SdaB 
untergeht  durch  das  absichtliche  Stranden,  dagegen  die  Ladung 
ganz  oder  theilweis  gerettet  wird,  ob  dann  von  Havari^rosse 
die  Rede  sein  könne?  Es  ist  hier  nun  fürs  Erste  zu  unter- 
scheiden, um  die  Frage  leichter  zu  beantworten.  Lag  bei  dem 
auf  den  Strandsetzen  gerade  nur  die  Absicht  vor,  wenigstens  die 
Ladung  zu  retten,  so  kann  es  nicht  dem  geringsten  Zweifel 
unterliegen,  dass  ein  Havariegrossefall  vorliege.  Siehe  den  An- 
fang dieser  Nummer.  Die  L.  5.  D.  14.  2:  Aequissimum  enim 
est  commune  detrimentum  fieri  eorum  qui  propter  amissas  res 
aliorum  consecuti  sunt  ut  merces  suas  salvas  habuerint,  findet 
hier  vom  Seewurf  auf  die  Strandung  unmittelbare  Anwendung. 
Dafür  ist  auch  schon  Voet,  comm.  ad  Pand.  lib.  14.  tit  1 
sect.  5.  —  In  vielen  Fällen  wird  aber  allerdings  diese  Absidit 
nicht  gerade  vorliegen,  sondern  vielmehr  die,  durch  die  Be- 
schädigungen der  Strandung  wenigstens  dahin  zu  gelangen,  dass 
Schiff  und  Ladung,  wenn  auch  verletzt,  beide  gerettet  werden. 
Wenn  dann  nun  trotzdem  das  ganze  Schiff  untergeht,  aber  die 
Waare  ganz  oder  theilweis  gerettet  wird,  so  wird  man  in  da 
Regel  nicht  sagen  können,  dass  die  Waare  gerade  durch  den 
Untergang  des  Schiffes  gerettet  wäre.  Wo  dies  aber  der  Fall 
sein  sollte,  so  wird,  gleichfalls  nach  dem  obigen  Satze  der  La 
Rhodia  die  Gontribution  der  Havariegrosse  zu  statuiren  sein. 
Dass  hier  weniger  Absichtlichkeit  vorlag,  vermag  füglich  jener 
billigen  Rücksicht  nicht  zu  schaden.  Aber  selbst  in  allen  wat^ 
'  deren  Fällen  möchte  ich  nach  dem  Untergänge  des  Sdiiflfes  die 
Ladung  zur  Gontribution  in  Havariegrosse  heranziehen,  ftJls  mr 
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der  Datergang  des  Sehiffes  gerade  durch  die  Sirandang  bewirkt 
worden  ist  SchifT  und  Gut  sind  absichUieh  und  zur  gegenseitig 
geo  Rettung  in  die  Gefahr  des  Strandens  gebracht  worden.  Es 
seheint  billig,  dass  das  eine  wie  das  andere  die  unmitlelbaren 
Folgen  und  Schaden  dieser  Gefahr  mit  übernehme  und  dass 
der  Nachtheii  des  einen  durch  den  Vortbell  des  anderen  yer- 
hältnissmassig  vergület  werde.  Geht  demnach  das  Schiff  oder 
geht  die  Ladung  ganz  zu  Grunde,  so  scheint  es  ikberall  billig, 
dass  das  Gerettete  zur  Contribution  koaime.  Und  wird  dies  um 
80  mehr  anzunehmen  sein,  da  das  Stranden  eine  Gefahr  ist^ 
deren  Endresultat  sich  von  Anfang  an  gar  lueht  abseben  Iftsst 
Dabei  ist  aber  jedenfalls  das  Schiff  von  Anfang  an  der  meisten 
Gefahr  angesetzt  und  dessen  Untergang  immer  eher  lu  Ter- 
nmtheu,  als  ein  völliger  Verlust  der  Waaren.  Demnach  sdieint 
es  um  so  billiger,  gerade  nach  dem  Untergange  des  Schiffes  in 
allen  Fällen  des  absichtlichen  Strandens  die  Ladung  zur  Gon* 
tribution  lu  bringen. 

Allerdings  sind  Emerigon  I.  c.  L  p.  614.  616;  Valin  sur 
Art  15.  16.  tit  contribution  et  Art  6.  tit.  avaries;  Cieirac, 
jugem.  d'Olir,  p.  42;  Roccus^  de  navibus  et  naulo  Note  60. 
der  Ansicht,  dass  der  Untergang  des  Schiffes  hier  die  Havarie- 
grosse ausschliesse.  Dagegen  tadelte  schon  Bynkershoek 
qoaest.  iuris  pubL  Hb.  4.  c.  24  ein  ahnliches  Urtheil  des  Amsterd. 
Seegerichts.  Die  Englischen  Praktiker  und  Theoretiker  sind 
zweifelhafter  Ansicht.  Doch  haben  schon  Reeves,  Malynes, 
Molloy  und  Harshall  sich  f&r  die  negirende  Ansicht  Emerigon's, 
Valin's  etc.  ausgesprochen.  Abbott  I.  c.  (6)  S.  434—36  meint, 
dass  die  Englische  Praxis  jedenfalls  auf  die  Absicht  des  Schiffers 
bei  der  Strandung  sehen  werde..  Wollte  derselbe  gerade  bloss 
die  Ladung  mit  Aufopferung  des  Schiffes  durch  die  Strandung 
retten,  so  liege  unstreitig  ein  Havariegrossefall  auch  beim  Unter- 
gange des  Schiffes  vor,  sonst  aber  nicht.  Die  Amerikanische 
Praxis  stimmt  mit  der  Engl  in  der  Lehre  von  der  Havarie- 
grosse Oberhaupt  überein,  namentlich  auch  in  dem  genannten 
Falle.    Abbott  1.  c 

X.  Die  Kosten  und  Schaden  des  Abbringens« 
Wenn  ein  Schiff,  gleichviel  ob  mit  Absicht  oder  ^ui^li  ^U' 
fall  auf  den  Strand  gerathen  ist,   so  gehören   alle  durch  das 
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Flotimachea  von  der  Klippe  oder  Sandbank  etc.  entstanäfflen 
Schaden**)  und  Kosten  in  Havariegrowe.  Es  versteht  sich 
von  selbst,  dass  auch  das  zum  Flottmachen  bezahlte  Hülfsgdd 
hieher  gehört»  wie  dies  auch  das  Hell  Recht  X  c  n.^  16  aus- 
drücklich bestimmt;  ebenso  alle  Belohnung  für  ausserordenft- 
liehe  Dienste,  um  in  solchem  Falle  dem  Verluste  oder  der 
Nehmung  des  Schiffes  Torzubeugen«    HolL  Recht  U  c 

Dochrerst^t  es  sich  wohl  von  selbst,  dass  bei  zu fal liger 
Strandung  entweder  Schiff  und  Ladung  zusammen  abgebracht 
sein  mOssen  oder  dass  wenigstens  gerade  zum  Behufe  des  Ab- 
bringens,  Flottmachens  die  Ladung  gelöscht  worden  ist  und  ge- 
hören im  letzteren  Falle  namentlich  auch  die  Kosten  des  Eni- 
löschens  in  Havariegrosse.  Wenn  nun  aber  auch  das  Schiff 
nicht  abgebracht  werden  konnte,  sondern  verunglQckte,  so  nrass 
bei  der  freiwilligen  Strandung  die  geborgene  Ladung  allemal 
nach  Havariegrosse  contribuiren;  bei  der  zufälligen*')  aber 
gewiss  nur,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  die  in  Bezog  auf  die 
Ladung  vorgenommenen  Handlungen,  namentlich  das  Ent- 
löschen  in  der  bestimmten  Absicht  vorgenommen  worden  war, 
zur  gemeinsamen  Rettung  von  Schiff  und  Ladung  zu  dienen, 
und  es  ist  klar,  dass  die  blosse  Erklärung  von  angeblicher  Ab- 
sicht in  dieser  Beziehung  nicht  genüge,  sondern*  es  mosste  auch 
wenigstens  eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit  vorliegen,  dass  durch 
besagte  Handlungen  die  Rettung  von  Schiff  und.  Gut  möglicher 
Weise  noch  bewirkt  und  demnach  vernünftiger  Weise  darauf 
die  Absicht  gerichtet  werden  konnte«  Sonst  liegen  hier  überall 
nur  die  Fälle  der  particulären  Havarie  vor. 


35.  Diese  zahlt  Pohls  L  c.  641  nur  bedingt  hieher,  doch  mit  UnrediL 
Es  gehören  aber  namentlich  z.  B.  die  Sch&den  hieher,  welche  dnrdi 
das  zum  Behufe  des  Flottmachens  geichehene  Weifen  von  Gttten 
eintreten.  Das  Preuss.  Allgenu  Landrecht  IL  8.  S  1822.  23.  TergL 
mit  1901.  zieht  die  Sch&den  mit  heran,  doch  mit  einer  etwas  un- 
klaren Dittiüctiou.  Das  Holl.  Recht  l  c.  n.  16.  Span.  L  c.  n.  7. 
q>rechen  zwar  nur  von  Kosten,  schliessen  aber  gewiss  nidil  still- 
schweigend die  Schaden  aus. 

36.  Pohls  1.  c  S.  641  schliesst  bei  der  zuf&Uigen  Strandung  dann  hier 
Oberhaupt  die  Havariegrosse  aus.  Vergleiche  Beneke,  System  IT. 
S.  63;  Beneke,  principies,  p.  215  ff. 
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XI.   Prangen  *0    Wenn  ein  Schiff  durch  Wind  oder  See 
aof  die  KQste  oder  auf  Klippen  und  Sandbänke  getrieben  zu 
werden  In  der  dringendsten  Gefahr  ist,    oder   wenn  es  Tom 
Feinde  verfolgt  wird,  und  nun   in  diesen  beiden  Fallen  seine 
Kräfte  durch  Aufsetzen  einer  ausserordentlichen  Zahl  von  Segeln 
Qbermassig  anstrengt,  um  der  Gefahr  der  Nehniung   oder  des 
Strandeos  zu  entgehen,  so  nennt  man  dies  schweres  Segeln, 
flartsegeln,  Pressen  oder  Prangen**).    Dabei  nun  können 
Segel  Ober  Bord  fliegen,  Masten  brechen,  Oberhaupt  das  Schiffs- 
gerith  sehr  leiden,  oder  es  können  auch  die  Planken  des  Schiffes 
aas  ihren  Fugen  gehen  und  so  nicht  bloss  dem  Schifle,  sondern 
durch  das  eindringende  Seewasser  auch  der  Ladung  Schaden 
mgefbgt  werden.    Nach  den  obigen  Grundsätzen  über  Hayarie- 
grosse muss  nun  conseqnenter  Weise  hier  nicht  bloss  der  durch 
das  Prangen  dem  Schiffe,  sondern  auch  der  durch  das  Prangen, 
namentlich  durdi  das  einfliessende  Seewasser,  durch  das  Brechen 
der  Masten  etc.   der  Ladung  zugefügte  Schäden  in  Hayarie- 
grosse yergOtet  werden.     Nach  der  Theorie  scheint  dies  unge- 
mein einlach**).     Dagegen  ist  zum  Theil  die  Praxis  z.  B.  in 
Hamburg  anderer  Meinung  und  rechnet  den  der  Ladung  hierbei 
entstehenden   Schaden   zur  particulairen   Hayarie.      Auch   das 
Preass«  Allg.  L.  R«  I.  c  {  1824  erwähnt  wenigstens  nur  den 
dadurch  dem  Schiffe  und  dessen  Gerüthschaflen  entstandenen 
Schaden,  ohne  aber  den  der  Ladung  entstandenen  ausdrücklich 
auszuschliessen«*). 


37.  Prangen  gleich  dem  plattdeutschen  Worte  Wrangen  d.  h.  Durch- 
dringen, Durehswängen.  Der  Englische  Auadruck:  press  with 
tails»  sowie  der  Französische  forcer  ses  mats  oder  forcer  les  volles 
correspondiren  damit.  —  Uebrigens  erwähnen  nur  wenige  Seerechte 
das  Prangen  ausdrücklich. 

38.  Nach  Stevens,  essay  (4.  Aufl.  1822)  L  c.  Art,  IL  sub  f.  not  1. 
gehört  in  England  der  Schaden,  den  das  Schiff  und  dessen  Take- 
lage dadurch  erlitten,  dass  bei  stürmischem  Wetter  damit  geprangt 
worden,  nicht  in  Havariegrosse,  obschon  dieses  Prangen  xur 
Verminderung  einer  drohenden  Gefahr ,  auf  die  KQste  getrieben  lu 
werden  und  zu  stranden  nothwendig  war.  Erkenntniss  desj  Gerichts 
von  Kings-Bench.    (4  Maules  et  Selvin,  reports  p.  141.) 

39.  Unserer  Meinung  ist  Auch  Klefeker  1.  c.  S.  38.  Anderer  Meinung 
Pohls  L  c  S.  642. 

40.  Koch,  Preoss.  Recht  I.  {441  S.  742  scheint  auch  dit  GcsetnteUe 
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XIL    Einlaufen  in   einen  Nothhafen.     Unter  etnem 
Notbhafen  ist  deijenige  Hafen  ^0  zu  yentehen,  in  welchen  ein 
Schifl  in  Folge    höherer  Gewalt,   also  wegen  Seegefahr, 
wegen  Furcht  vor  dem  Feinde  oder  vor  Seeräubern,  oder  aus 
anderen  dringlichen  Umstanden  einzulaufen  genOthlgt  ist  and 
welcher  nicht  der  oder  einer  der  Bestimmungshafen  des  Schife 
ist^').    Hangel  an  Provision  ist  zwar  an  sich  kein  Grund  daza, 
aber  er  kann  es  unter  Umständen  sein,  wenn  nämlich  in  Folge 
einer  höheren  Gewalt  der  in  gehöriger  Qualität  und  QuantiUt 
mitgenommene  Mundvorrath  oder  das  Wasser  verdorben,  oder 
bei  einer  aussergewöhnlich  langen  Fahrt  ausgegangen  ist.   Auch 
wenn  durch  höhere  Gewalt  ein  grosser  Theil  der  Schifibmann- 
Schaft  erkrankt,  oder  gestorben,  oder  von  Feinden,  Seeriobero 
oder  beim  Matrosenpressen  weggefahrt  ist,  demnach  Schiff  und 
Ladung  wegen  der  schwachen  Führung  in  Gefahr  sich  beBndeo 
und  desswegen  man  den  nächsten  Hafen  angeht,  so  ist  von  einem 
Nothhafen  in  unserem  Sinne  zu  sprechen.    Ferner  zähle  ich  auch 
den  Fall  hieher,  wo  wegen  der  ansteckenden  pestartigen  Krank- 
heit eines  unterwegs  erkrankten  Seemannes  oder  eines  Passagiers 
die  ganze  Besatzung  in  Gefahr  ist,  auf  der  Fahrt  von  der  Krank- 
heit ergriffen  zu  werden,   wodurch  dann  unstreitig  Schiff  und 
Gut,  da  die  nöthige  Mannschaft  zur  Leitung  des  Schiffes  feUeo 
würde,  in  gemeinsame  Gefahr  gerathen  würden.    Sucht  in  sol- 
chem Falle  der  Schiffer  den  nächsten  Hafen,  um  den  oder  die 
Kranken  abzusetzen  und  andere  Vorsichtsmaasregeln  W(^en  der 
Verbreitung  der  Krankheit  zu   treffen,  so  ist  mit  Recht  too 
einem  Nothhafen  nach  Havariegrosse  die  Rede.    Der  hauptsicb- 


■o  tu  interpreÜTen,  daat  der  Schaden  an  SehüT  wie  an  Gut  ^  dahin 
gehöre. 

41.  Ob  das  wirklich  ein  Hafen,  oder  nur  eine  Bucht,  oder  eine  Rhcd^ 
oder  eine  FluumQndung  etc.  aei,  wohin  aich  das  Schiff  retirirt,  iA 
gleichgaitig.  Vergl.  Hott.  H.  G.  Buch  Art.  699  n.  14.  Frau.  M 
400  n.  7.    Span.  936  n.  5. 

42.  Abbott  war  schon  gegen  diesen  ganzen  Fall  und  ist  derselbe  namest- 
lieh  durch  andere  Entscheidungen  des  King-Bensch  in  der  En^ 
sehen  Praxis  zum  Theil  verworfen.  Vergl.  Stevens  1.  c.  Art  2 
sub  f.  Note  und  Ken t  l  c.  S.  235.  ff.  Siehe  die  Unterabtheilnn  gei 
dieser  n.  XII. 
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liebste  Fall  ist  der  einer  durch  höhere  Gewalt  nothwendig  ge- 
wordenen Reparatur  des  Schiffes  im  nächsten  Hafen. 

Geschah  aber  das  Anlaufen  eines  solchen  Hafens  wegen 
der  Schuld  des  Schiffers  oder  der  Ladungsinteresseoten»  oder 
überhaupt  nicht  wegen  höherer  Gewalt,  so  kann  man  füglich 
einen  solchen  Hafen  gleichfalls  einen  Nothhafen  nennen ,  in* 
dessen  h'egt  dabei  keine  Havariegrosse  vor.  Vielmehr  sind  alle 
Kosten,  Schinden,  Ausgaben  dabei  von  demjenigen  zu  tragen,  der 
die  Schuld  oder  Veranlassung  oder  Ursache  von  diesem  Anlaufen 
gewesen  ist 

In  Havariegrosse  gehören  aber  folgende  bei  Gelegenheit  des 
Anlaufens  des  Nothhafens  aufgelaufene  Kosten  und  Schäden: 

1)  Das  in  dieser  Beziehung  ausgegebene  Lootsgeld,  wel- 
ches man  vorzugsweise  Extralootsgeld  nennt. 

Einige  Gesetze  bringen  alles  ausserordentliche  Lootsgeld,  also 
alles  Extralootsgeld  in  Havariegrosse,  doch  ist  dies  principiell 
falsch"). 

2)  Sonstige  Hafenunkosten.  Uebrigens  sind  diese  wie 
die  Lootsgelder  herzuzählen,  sie  mögen  beim  Einlaufen  in  den 
oder  beim  Auslaufen  aus  dem  Nothhafen  gezahlt  werden.  Siehe 
den  Schluss  dieser  N.  XII. 

3)  Das  Leichtergeld,  wenn  das  Schiff  mit  seiner  vollen 
Ladung  nicht  in  den  Nothhafen  hioeinsegeln  kann,  und  daher 
gelichtet  werden  muss.  Ebenso  Lagermiethe  und  Aufsichtskosten 
f&r  die  ausgeladenen  Güter. 

4)  Beschädigungen  und  Verluste  an  Waaren,  die 
zu  dem  sub  3  angegebenen  Zwecke,  oder  weil  es  die  Reparatur 
des  Schiffes  nothwendig  macht,  oder  weil  wegen  des  im  Noth- 
hafen Liegen  es  die  Natur  der  Waaren  erfordert»  ausgeladen  wur- 
den, passire  der  Schaden  auf  dem  Transporte  vom  oder  zum  Schiff, 
oder  in  den  Lagerhäusern;  —  nicht  weniger  die  Kosten  der 
Lagerung  im  Nothhafen^*).  Doch  ist  überall  die  Voraus- 
setzung zu  machen,  dass  das  Schiff  wirklich  die  Reise  fortsetze. 
Werden  aber  zum  Beispiel  jene  Güter  in    den  Lagerhäusern 


43  Wisby  Seerecht  Art.  99.  PUcat  Philipps  II.  1.  e.  Art.  9.  if.  Uebri- 
gens ist  Pohls  L  c.  643  anderer  Meinung  als  ich.  VergL  für  meine 
Ansicht  HoU.  R.  1.  c.  Art.  699  n.  10. 

44.  Beneke,  System  IV.  S.  34  ist  anderer  Meinung. 
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gestohlen,  oder  verbrennen  sie,  so  gehört  der  Schaden  in  Haya- 
riegrosse  *•). 

Sollten  dagegen  die  Beschädigungen  der  im  Nothhafen  auf- 
gelegten oder  auch  im  Schiffe  verbleibenden  Güter  einzig  durch 
inneren  Verderb,  sofern  dieser  nicht  durch  den  Ungern 
Aufenthalt  des  Schiffes  bewirkt  wurde,  entstanden  sein,  so  glaabe 
ich,  dass  dieselben  nicht  in  Havariegrosse  gehören.  Aehnlich 
distinguirt  Benecke  System  IV.  S.  52  ff,  —  Pohls  S.  654,  55. 
dagegen  verwirft  diese  ganze  Nummer  4.  Er  sagt:  Sobald  das 
Schiff  in  dem  Nothhafen  in  Sicherheit  gebracht  ist,  oder  wenn 
man 'nicht  soweit  gehen  will,  sobald  die  Ladung  aufgelegt  ist,  ist 
diese  als  gerettet  zu  betrachten.  Selbst  die  Ladung  der  Waaren 
gehört  nur  bedingungsweise  in  Havariegrosse.  Aber  an  der  La- 
gerung selbst  hat  unbedenklich  das  Handeln  zu  gemeinschaftli- 
chem Besten  von  Schiff  und  Ladung  seine  Gränze.  —  Soweit 
Pohls.  Derselbe  aber  vergisst  zu  unterscheiden.  Wenn  das 
Schiff  vom  Nothhafen  seine  Reise  nicht  weiter  fortsetzt,  so  hat 
Pohls  Recht  Wenn  aber  das  Schiff  dies  thut,  so  besteht  wah- 
rend des  Aufenthaltes  im  Nothhafen  jene  ursprüngliche  Gemein- 
schaft zwischen  Schiff  und  Gut  weiter  fort  und  rechtfertigt  es, 
dass  auch  die  entfernteren  Folgen  des  Einlaufens  im  Nothhafen 
und  die  daraus  namentlich  der  Ladung  entstandenen  Beschädi- 
gungen in  Havariegrosse  gezogen  werden.  Es  scheint  falsch,  dass 
bloss  die  unmittelbarsten  Folgen  des  Factums  des  Havarie- 
grossefalles zur  Havariegrosse  gehören. 

Obgleich  an  sich  die  verschiedenen  SchiffsgebQhren  eine 
gemeinschaftliche  Schuld  der  Rheder  und  diejenigen  der  Duane 
regelmässig  eine  Schuld  der  Lad  u  ngs  Interessenten  sind,  so  scheint 
es  mir  doch,  als  ob  gegenseitig  diese  verschiedenen  Ausgaben 
theils  fQr  das  Schiff,  theils  für  das  Gut,  in  Havariegrosse  zu  ver- 
güten sind,  wenn  sie  im  Nothhafen  ausserordentlicher  Weise 
nothwendig  waren,  und  überhaupt  das  Einlaufen  in  den  Noth- 
hafen in  dem  besonderen  Falle  in  Havariegrosse  gehört  Vergl. 
Pardessus  L  c.  n.  741  inf. 


45.  Vergl.  HoU.  H.  0.  Buch  Art  699  n.  17,  Span.  H.  G.  Buch  Art 
936  n.  5.  und  Klefeker,  I.  c.  S.  41,  der  als  Beweis  für  diese  Mei- 
nung noch  anfühlt,  dass  namentlich  die  Assecuranzprftmie  für  Feuert- 
gefahr  im  Magazin  gewöhnlich  in  Havariegrosse  gebracht  werde, 
woraus  folge,  dass  solche  zur  Sicherheit  des  Ganzen  gezahlt  sei. 
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5)  Der  Lohn  und  Untertialt  des  Schiffsvolkea  wilhrend  der 
Zeit,  wo  das  Schiff  genöthigt  gewesen  ist,  sieh  im  Nothhafen  auf- 
zuhalten«*). Doch  ist  dahei  wieder  die  Voraussetzung  zu  machen, 
dass  das  Schiff  mit  den  Gütern  die  Reise  in  nicht  zu  langer  Zeit 
weiter  fortsetzen  könne  und  fortsetze.  Sonst  soll  der  Schiffer 
sein  Volk  ablohnen  und  kann  der  Lohn  und  Unterhalt  nur  so 
lange  zur  Havariegrosse  berechnet  werden ,  als  die  Mannschaft 
ndthig  war,  um  die  Güter  in  Sicherheit  zu  bringen.  —  Die  Kost 
UDd  Gage  aber  der  Leute,  welche  etwa  zur  Bewachung  der  La- 
dung nothwendig  sind,  müssen  regelmassig  in  Havariegrosse  kom- 
men. —  Brauchte  der  Schiffer  wenigstens  die  Leute  zur  Reparatur 
des  Schiffes,  so  gehörten  Kost  und  Gage  doch  nur  dann  zur 
Havarieg^sse,  wenn  die  Reparatur  des  Schiffes  selbst  dahin  zu 
rechnen  wftre,  und  würde  das  dann  als  Theil  der  Reparaturkosten 
zu  betrachten  sein. 

Uebrigens  wenn  das  Schiff  einen  Hafen  bloss  wegen  widriger 
Winde  (ohne  dass  eine  eigentliche  gemeine  Gefahr  für  Schiff  und 
Ladung  vorliegt)  oder  wegen  Einnahme  von  Wasser  und  Proviant 
(siehe  jedoch  S.  102),  oder  wegen  ähnlicher  zufiüligen  Ursachen 
sucht,  so  gehören  alle  dabei  vorkommenden  Kosten  und  Ausgaben 
zur  particularen  Havarie.    Vergl.  Stevens  1.  c.  Abbott,  S.  441. 

Das  Preuss.  Allg.  L.  R.  II.  8.  §  1825—26  drückt  sich  über 
diese  ganze  N.  XU.  am  besten  aus:  Muss  ein  Schiff,  heisst  es 
dort  §  1825,  wegen  erhaltenen  Lecks  oder  anderer  Gefahr,  in 
einen  Nothhafen  einlaufen :  so  gehören  alle  Kosten  des  Ein-  und 
Ausladens,  ingleichen  der  Unterhalt  des  Schiffsvolks  während  des 


46.  HoU.  Handelsgeietsbuch  Art.  699.  n.  9.  Preusa.  Allg.  L.  R.  II.  8. 
i  1825.  26.  —  Pohls  bezieht,  1.  c.  S.  644.  wenigstens  seinen  Worten 
nach,  dies  nur  auf  den  Fall  der  Reparatur  des  Schiffes  im  Noth- 
hafen. Stevens.  1.  c.  p.  38  u.  Verwer,  Nederlandts  Seewegten 
p.  117  (ed.  Ams.  1711)  schliessen  unsere  ganze  Nummer  aus.  Das 
Spanische  Recht  1.  c.  Art.  936.  n.  11,  zieht  nur  den  Lohn  und 
Unterhalt  der  Besatzung  eines  monats weise  befrachteten  Schiffet 
hieher.  Ebenso  wie  es  scheint  das  Französische  der  Consequenz 
nach.  —  Der  Engl.  Gerichtshof  Kings  Bench  in  den  Fallen  Plummer 
V.  Wildmann  und  Power  v.  Witmore,  wo  ein  Schiff  wegen  einer 
Gefahr  in  einen  Nothhafen  retirirte,  schlössen  Sold  und  Unterhalt 
der  Mannschaft,  nicht  aber  die  anderen  nothwendigen  Ausgaben  im 
Nothhafen  von  der  Havariegrosse  aus.    cf.  Kent.  1.  c. 
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Aufenthaltes  im  Nothhafen,  so  wie  die  Haoer  desselbesy  insofern 
ihr  Betrag  durch  eine  solche  VerHingerung  der  Reise  Temnehit 
wirdy  zur  grossen  Hayerey.  $  1826.  Ein  Gleiches  gilt  yoo  den 
Aus-  sowie  yon  den  Einladungskosten,  wenn  zum  Behufe  der 
Ausbesserung  des  Schiffes,  oder  sonst  aus  erheblichen  Gründen 
die  Ladung  im  Nothhafen  geloset  wird. 

XIII.  Die  'Reparatur  des  Schiffes  im  Nothhafen  gehart 
nur  dann  in  Havariegrosse,  wenn  der  Schaden»  durch  wel- 
chen sie  erforderlich  wurde,  dem  Schiffe  freiwillig  und  zur 
Rettung  des  Ganzen  zugefügt  wurde  ^')-  l^och  ist  auch  hier  die 
Voraussetzung  zu  machen,  dass  die  Reparatur  zur  Fort- 
setzung der  Reise  nothwendig  war  und  gehören  auch  nur 
die  Kosten  der  zur  Reise  durchaus  nothwendigen  Reparatur  in 
Havariegrosse.  Die  Reparatur  emer  particulftren  Havarie  trtgt 
dagegen  der  Schiffer  aHein,  und  es  ist  reine  Willkür,  wenn  man 
dasjenige,  was  die  Reparatur  mehr  kostet,  als  sie  im  Bestim- 
mungshafen gekostet  haben  würde**),  in  Havariegrosse  bringen 
will,  da  ja  die  Rosten  der  Reparatar  nicht  Folge  des  Einlaufens, 
sondern  der  Beschädigung  des  Schiffes  sind  und  ohnehin  die  La- 
dungsinteressenten durch  die  Verlängerung  der  Fahrt  schon  Scha- 
den genug  erleiden. 

Vielleicht  gehört  aber  jede  nothdürftige  Reparatar  im 
Nothhafen  in  Havariegrosse,  die  an  sich  dem  Schiffer  nicht  an 
Gute  kommt,  indem  sie  nur  vorläufig  geschieht  und  spftter  durch 
eine  andere  Reparatur  ersetzt  werden  muas,  die  aber  nothwendig 
gerade  nur  zur  Fortsetzung  der  Reise  war.  cf.  Spruch  des  Ricii- 
tersBaylay,  Plumersc.  Wildman  in  Maules  etSelvin,  reports 
IIL  p.  482;  auch  Pohls,  1.  c.  S.  650  Not  13«*). 


47.  Vergl.  Pohls  1.  c.  S.  655.  56.  Richard  negoce  d'Amsterdam  A. 
14.  p.  280.  Emerigon.  1.  c  L  p.  624.  Abbott,  L  c  (6)  441. 
Benecke,  System  IV.  S.  32;  Benecke,  principles  p.  191.  Park, 
on  Insurance  p.  126.    Langenbeck  S.  199.  n.  14. 

48.  So  Emerigon  1.  o.  1.  p.  625.    Piantanida,  1.  c.  II.  p.  966. 

49.  Charakteriititch  ist  das  was  Abbott  1.  c.  (6)  441.  in  Betieil  des 
Nothhafens  überhaupt  sagt:  It  seems  to  result  from  thew  dediioBa, 
that  if  a  vessel  goes  into  port  in  consequence  of  an  ii\}uiy  whiidi 
is  itself  the  subject  of  general  averagf,  such  repairs  as  aie  abao- 
lutely  necessary  to  enable  her  to  proiecute  her  veyage,  aad  the 
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XIV.  Güter  die  im  Nothhafea  yerkauft  werden 
mossten. 

Darüber  finden  sich  schon  in  den  älteren  Seerechten  aus- 
drückliche doch  ungenaue  Bestimmungen  **).  Doch  vorsteht  es 
«ch,  dass  der  Verkauf  zum  Zwecke  des  gemeinen  Besten  ge- 
schehen sein  müsse,  also  um  die  HsYariegrosse-Kosten  zu  decken 
(Hell.  Recht  L  c.  Art.  609.  n,  SO),  oder  wie  das  8p an.  Recht 
sagt  Art  936.  n.  12,  um  durch  den  Erlös  den  Schaden  ausbessern 
m  lassen,  den  das  Schiff  durch  irgend  einen  Unfall  bekommen, 
der  zur  grossen  Hayarie  gehört.  Auch  bestimmen  beide  letzteren 
Seerechte  diesen  Fall  naher  so,  dass  zur  Havariegrosse  namentlich 
der  Verlust  gehöre,  welcher  durch  den  Verkauf  eines  Theils 
der  Güter  (nftmlich  wie  das  Span*  Recht  1.  c.  hinzusetzt:  im  Noth- 
hafea zu  einem  niedrigeren  Preise  als  im  Bestimmungshafen)  von 
dem  Eigner  der  Güter  erlitten  ist. 

Ferner  scheint  es  sich  von  selbst  zu  verstehen,  dass  der 
Ertrag  der  so  verkauften  Güter  zum  Besten  des  Ganzen  auch 
wirklich  verwendet  sein  müsse  *0f  denn  die  Havariegrosse  wird 
nicht  durch  die  Handlung  des  Schiffers,  durch  den  Verkauf,  son- 
dern durch  den  Bestand  wirklich  eiistirender  Facta  hier  be- 
gründet. 


aeoenaiy  ezpences  of  port  charges,  waget  and  prbviiiont  during  tbe 
utxy,  are  to  be  coniidered  as  general  average;  but  if  the  damage 
was  ineurred  by  the  mere  violenee  of  the  wind  and  weather,  withont 
•acrifioe  on  the  part  of  the  ownen  for  the  benefit  of  all  concerned, 
it  lalla,  with  the  expeniei  coniequent  upon  it,  within  the  contract 
of  the  Shipowner,  „to  keep  hia  vessel  tight,  stannch  and 
strong/'  during  the  voyage  for  which  she  is  hired.  —  Dan  iat  denn 
auch  entMhieden  Nordam.  Praxis.  Vergl.  Story  in  der  Amerik. 
Aoigabe  von  Abbott  pag.  350. 

Doch  liegen  ans  neueren  Zeiten  etwas  divergirende  Entschei- 
dungen in  Betreff  des  Nothhafens  vor  von  dem  Engl.  Gericht  Kings- 
Bench.    Vergl.  Stevens  1.  o.  Art.  II.  sab.  f.  not 

50.  Prenas.  Seerecht  1727  Cap.  VIII.  Art.  18.    Vergl.  mit  III.  51. 

51.  Im  Consolato,  welches  Übrigens  den  befrachtenden  Kaufmann  als 
Bigentfallmer  der  Gflter  am  Bord  anwesend  voranssetit,  wie  dies  in 
alten  Zeiten  gewöhnlich  war,  cap.  105  heisst  es:  doch  ist  wohl 
sn  merken,  dass  der  Kaufmann  dahin  sehen  nnd  wissen  soll, 
daM  das,  was  er  leihet,  znr  Beförderung  der  Heise  nnd  lu  den  Be« 
iOrfiiiaen  des  Schiffes  verwendet  sei. 
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Es  hat  nun  twat  unstreitig  der  Schiffer  auchin  anderen 
als  HavariegrosseßLlIen  das  Recht,  nöthigenfalls  und  wenn  er  sich 
anderweitig  kein  Geld  verschaffen  konnte,  von  den  eingeladenen 
Gütern  zu  verkaufen»  um  sich  dadurch  zur  Fortsetzung  der  Reise 
in  den  Stand  zu  setzen.  Doch  gehören  dann  diese  GQter  nidit 
in  Havariegrosse.  Der  Schiffer  (Verfrachter)  hat  dann  nur  die 
Pflicht,  die  GQter  nach  dem  Durchtschnittspreise  am  Bestim- 
mungsorte zu  bezahlen  *'),  kann  dagegen  die  ganze  Fracht  dafOr 
fordern.  Debrigens  scheint  es  hier  gleichgültig,  ob  der  Schiffer 
die  Gelder  wirklich  zu  dem  |angeblichen  Zwecke  verwandt  hat, 
wenigstens  für  den  Eigenthümer  der  Güter,  um  gegen  den  Schiffer 
und  Verfrachter  wegen  Erstattung  des  besagten  Werthes  zu 
klagen,  falls  der  Eigenthümer  nur  in  bona  fide  sigh  befand. 

Uebrigens  versteht  es  sich  nach  %  62,  dass  der^Schiffer  als 
solcher  nicht  berechtigt  ist,  die  Unternehmung  dadurch  abzu- 
brechen, dass  er  die  Ladung  in  einem  auswärtigen  Hafen  selbst 
verkauft,  wenn  es  ihm  gleich  unmöglich  ist,  die  ursprüngliche 
Reise  fortzusetzen,  und  obgleich  ein  Verkauf  der  Ladung  der 
vortheilhafteste  Ausweg  wäre,  der  für  die  Eigenthümer  der  Güter 
erwählt  werden  könnte.  Lord  Ellenborough  (2  Stark's  Re- 
ports p.  3)  sagte:  dem  Schiffer  eine  solche  unbeschränkte  Gewalt 
über  Schiff  und  Gut  zugestehen,  würde  die  Vernichtung  aller 
kaufmännischen  Unternehmungen  zur  Folge  haben.  VergL  Stevens 
1.  c.  Art.  sub  VIL  Doch  darf  er  gewiss  nach  Umstände  als 
negotiorum  gestor,  wenn  er  nur  bona  fide  handelt»  hier 
verkaufen.  —  Siehe  aber  $  187  Bd.  U. 

XV.  Fracht  fir  verkaufte  und  geworfene  GQter« 
Nimmt  man  die  alten  Seegesetze  buchstäblich,  so  würde  nadi 
den  meisten  derselben**)  einfach  anzunehmen  sein,  dass  der 
Kaufmann,  dessen  Güter  geworfen  oder  verkauft  sind^  dem  Schiffer 
die  volle  Fracht  bezahlen  und  letzterer  solche  ganz  contribuiren 
müsse«  Das  Consulat  cap.  293,  indem  es  ausdrücklich  die 
verschiedenen,  zu  jener  Zeit  circulirenden  Ansichten  in  diesen 


52.  Wisby  Seerecht  Art  35.  41;  OUron  Seerecht  Art.  22;  Preasi. 
Seerecht  ▼.  1727.  cap.  lU.  Art  51.  Ordonn.  de  la  m.  1681.  Art. 
14.  tit  du  frei  (IIL  3.) 

53.  Ol^ron  Seerecht  Art.  8.  22.  Wisby  Seer.  Art  21.  35.  41.  09. 
PreoM.  Seer.  1727.  cap.  III.  Art  5L 


»>' 
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Sachen  aufzählt,  eatscheidet  sich  ganz  befllimmt  daibr,  tQgt  aber 
hinzu,  ,»dass  die  Schiffer  yon  besagter  Fracht  abziehen  dürfen 
„öie  Heuer  der  Matrosen,  den  Proviant  und  alle  ordentlichen 
„Kosten,  die  sie  auf  gedachter  Reise  gehabt  haben;  yon  allen 
„diesen  vorbesagten  sollen  die  Schiffer  oder  Jemand  in  ihrem 
,,Namen  den  Kaufleuten  Rechnung  thun;  und  wollen  es  die 
,JKaüfleute  auf  ihr  Wort  ankommen  lassen,  so  mögen  sie  es 
„thuiL  Und  von  so  viel  als  von  der  Fracht  rein  überschiesset, 
„die  dw  Schiffer  von  den  Kaufleuten  für  die  Reise,  auf  welcher 
„das  Werfen  geschehen  ist,  empfangen  hat,  soll  er  zu  dem 
„Werfen  (d.  i.  also  zur  Havariegrosse)  verhaltnissmassig 
„beitragen,  so  wie  das  behalten  gebliebene  Gut  zum  Werfen  bei- 
tragt*^)/' Und  nach  einer  kritischen  Auseinandersetzung  heissl 
ei  weiter,  in  Bezug  auf  den  speziellen  Fall  der  Hin-  und  Rück- 
reise, wenn  es  nämlich  nur  auf  der  Hinreise  geworfen  worden 
ist:  „Solchemnach  ist  der  Schiffer  um  dieser  und  vieler  Um- 
stände willen  keinesweges  gehalten,  für  die  Fracht,  die  er  für 
die  Zurückreise  empfangt,  zu  dem  Werfen  beizutragen,  das  auf 
„der  ersten  Reise  geschehen  ist*'  --  Hieraus  geht  denn  zur 
Genüge  hervor,  dass  das  Consulat  wenigstens  die  Fracht  zur 
Havariegrosse,  nach  dem  bezeichneten  Abzüge  heranzieht, 
wenn  es  auch  nicht  direct  dieselbe  in  Havariegrosse  berechnet, 
sondern  wenigstens  den  Worten  nach  erst  an  den  Kapitain  ge- 
zahlt wissen  will,  der  dann  die^e  Fracht  wieder  zu  contribuirenhai 
Dodi  möchte  ich  das  Consulat  nicht  so  wörtlich  verstehen,  sondern 
freier  interpretiren.  Allerdings  spricht  aber  das  Consulat  nicht 
ausdrücklich  auch  von  verkauften  Gütern;  doch  Ittsst  sich 
nach  ihm  eine  analoge  Ausdehnung  auf  sie  nach  Hassgabe  der 
geworfenen  sehr  leicht  machen.  —  Ferner  laast  sidi  bereits  das 
Hanseatische  Seerecht  (Art.  a  inf.  tii  Vlll.)^hne  allen  Zwang 
so  verstehen,  dass  es  direct  die  Bezahlung  der  Fracht  in 
Havariegrosse  annimmt.  ,^Al80  soll  auch  des  Schiffers  Fracht  so- 
„wohl  von  den  Gütern,  welche  geworfen,  als  behalten  worden 
„sein,  (nämlich  in  Havariegrosse  oder  zum  Werfgeld  ist  nach  dem 
„ganzen  Zusammenhange  zu  suppliren)  gerechnet  werden.*'    Und 


54.  Dssu  bemerkt  sber  Cassregis  in  seinen  Bemerkungen  zum  Con- 
snlmt,  dan  von  dem  Seegf  riebt  zu  Pisa  bei  Reisen  nach  Livomo  nvr 
der  dritte  Theil  der  vollen  Pracht  in  Anschlag  gebracht  werde,  um 
sun  Werfen  beizatrsgen. 
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auch  hier  ist  die  analoge  Ausdehnung  auf  verkaufte  Gttter  sehr 
leicht  zu  machen. 

Diese  Bezahlung  der  Fracht  direct  in  Havariegrosse  ist  denn 
unstreitig  der  einfachere  Weg.  Der  Schiffer  bekommt  damadi 
seine  Fracht  aus  der  Contribution  nach  Abzug  seines  Aniheiies» 
Und  diess  ist  gegenwartig  als  Regel  zu  betrachten. 

Nähme  man  das  Gegentheil  auf  Grund  der  älteren  Seerechte 
an,  so  würde  der  Schiffer  f&r  die  empfangene  Fracht  wieder 
contribuiren,  der  Kaufmann  aber  die  bezahlte  Fracht  in  Havarie- 
grosse  erstattet  haben  und  nur  seinen  Antheil  einlassen  mOssen. 
Dies  ist  aber  umständlich  und  weitläufig. 

Von  den  neueren  Seerechten  bestimmt  das  Spanische  H. 
G.  B.  Art.  056:  Zu  dem  Werthe,  wovon  das  Schiff  zur  Havarie- 
grosse beitragen  muss,  ist  der  Betrag  der  auf  der  Reise  ver- 
dienten Fracht  zu  schlagen»  nach  Abzug  des  Soldes  des  Ka- 
pitains  und  der  Schiffsmannschaft.  Das  Holländische  Art  727. 
erklärt,  dass  die  Havariegrosse  namentlich  auch  getragen  virerde: 
,,durch  die  Fracht,  unter  Abzug  des  Lohns  und  Untoiialts  dei 
,,Schiffsvolkes.''  Das  Preuss.  AUg.  U  R.  IL  8.  $  1869.  bestimmt, 
dass  „das  fOr  die  zurückgelegte  Reise  verdiente  Frachtgeld»  nach 
„Abzug  desjenigen,  was  die  Rheder  daraus  noch  zu  bezahlen 
„haben,  besonders  der  noch  rückständigen  Heuer  des  Schiffen 
„und  des  Volkes,  ingleichen  des  Beitrags  zur  kleinen  Haverey^ 
zur  Ausmittelung  des  Betrags  der  zu  vergütenden  grossen  Havarie 
zu  ziehen  sei. 

Siehe  noch  einige  Details  bereits  sub  XH.  dieses  $. 

XVa.  Aus  den  vorigen  Nummern  ergiebt  sidi  zwar  von  selbsl, 
doch  hat  Stevens  1.  c.  sub  n.  XIL  es  noch  ganz  besonders  notirt, 
dass  derLohn  an  besonders  dazu  angenommene  Leute, 
um  dass  Wasser  aus  einem  leckgewordenen  Schiffe 
auszupumpen,  zur  Havariegrosse  zu  rechnen  sei.  Veffß.  h 
East's  Term.  Rep.  p.  220.  Indessen  setze  ich  dabei  voraus,  dass 
der  Leck  wirklich  so  bedeutend  war,  dass  er  für  Schiff  und  La- 
dung gemeinsame  Gefahr  brachte.  Siehe  Preussische  A.  Ord. 
S  218  n.  16. 

XVI.  Die  Kosten  der  sog.  Ranzionirung,  also  die 
Güter  oder  Schifisgeräth^haften  oder  das  Geld  oder  Überhaiqit 
alle  Aufwendungen,  welche  gemacht  und  resp.  hingegeben  oder 
angewiesen  sind,  um  Schiff  und  Ladung  aus  der  Gewalt  des 
Feindes  oder  von  Seeräubern  auszulosen,  also  besonders  auch 
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der  Loskauf  aos  den  Hilnden  tou  Kapern  **).  Namentlich  gehört 
aoeh  alles  das  bieher,  was  Kreuiem,  gleichyiel  ob  feindlichen 
oder  frenndhehen  *•)  gegen  yersprochene,  aber  nicht  am  etwa 
hestinunten  Termine  erfolgte  Bezahlung  erhalten  haben,  Klefeker 
1.  e.  n.  15. 

Da  es  nun  sehr  schwierig  ist  zn  bestimmen,  ob  der  AngriflT 
der  Ladung  oder  dem  Schiffe  allein  oder  beiden  zusammen  ge- 
geiten  und  worauf  sich  demnach  der  Loskauf  zu  beziehen  habe, 
so  scheint  mir  die  Bestimmung  des  Hoil.  Rechts  1.  c.  n.  I.  natur- 
gemäss,  dass  in  zweifelhaffen  Fillen  dafür  zu  halten  sei, 
dass  das  Loskanfejp  zum  Besten  Ton  Schiff  und  Gut  stattge- 
fundm  habe. 

GleichgQltig  ist  es,  ob  die  Summe  sofort  gezahlt  sei  oder  ob 
der  Schiffer  nur  durch  einen  Revers  zur  Bezahlung  einer  ge- 
wissen Summe  sich  verpflichtet  hat  oder  ob  er  die  Summe  in 
Wechseln  auf  seine  Rheder  oder  deren  Gorrespondenten  an- 
weiset, falls  nur  der  Wechsel  oder  Revers  wirklich  realisirt 
ist,  oder  endlich,  ob  Bürgschaften,  Geissein  gestellt  sind,  falls 
auch  diese  nur  realisirt  sind  *'). 

Esmussaber  ein  Vergleich,  Accord,  eine  Abfindung 
(Composition)  mit  dem  Gaptor  stattgefunden  haben,  damit  er  das 


55.  Span.  HaiiddigeMtsbuch  Art  936  inb  n.  1;  Ho  11.  Art.  (100  n.  1; 
Fnnz.  Art.  400  n.  L  Das  PrsuH.  AUgem.  L.  R.  11.  8.  S  1829-34 
ist  am  ToUttandigtten. 

56.  Langenbeck,  1.  c.  S.  170  ist  unaerer  Ansicht.  Pohls  1.  c.  S.  653 
verwirft  den  ganzen  Fall,  da  Riuber  oder  Feinde  unter  dem  Ver- 
apreehen  der  Beiahlung  etwas  wegnehmen  und  nicht  bezahlen.  — 
Uebrigens  sollte  von  Anfang  an  das  Versprechen  der  Bezahlung  nur 
ala  ein  Schein  angesehen  und  die  Hingabe  der  Guter  nur  als  eine 
reine  Beraubung  erscheinen,  also  jedenfalls  gegenüber  Räubern,  so 
würde  ich  das  so  Weggenommene  nicht  zur  Contribution  in 
Harariegrosse  bringen. 

Die  PreuBB.  Ass.  O.  1766  S  218  sub  n.  12.  erkl&rt,  dass  nur 
Güter  und  Esswaaren,  welche  ein  fremder,  jedoch  nicht  feind- 
lieh er  Kaper  gegen  versprochene,  aber  nicht  erfolgte  Bezahlung 
abfordert  oder  wegnimmt,  in  Havariegrosse  gehöre. 

57.  Oaidon  de  la  mer  eh.  6.  Art.  1  sq.  Ordonn.  1681.  Art.  10  sq.  tit 
da  frei  (HL  3).  Gonsolato  del  m.  eap.  2SB7  squ.  Prenss.  Asaec. 
Ordnung  1766,  Absoh.  95.  S  21B  b.  6. 
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Schiff  losgebe.  Wad  der  Gaptor  mit  Gewalt  genonmien  hat, 
kommt  nicht  zur  Contributioti  (Code  de  com.  fr.  Art  403).  Ebenso 
YerhSilt  es  sich  mit  den  Sachen,  die  ein  Ladangsintereasent  selbst 
gegeben  hatte,  um  gerade  seine  Waaren,  seine  Person  oder  seine 
Dienerschaft  loszukaufen.  Vergl.  Pardessus,  coors  du  droit  com. 
n.  733.  Galt  der  Angriff  bestimmt  nur  dem  Schiffe  oder  nur 
der  Ladung,  so  ist  aller  Schade  nur  als  particulaire  Havarie  xo 
tragen.  Daher  kann  dem  freien  Schiffe  oder  der  freien  La- 
dung keine  Contribution  zugemuthet  werden. 

.  Die  civilrechtlichen  Grundsatze  von  vis  und  nietus  sind  auf 
die  hier  vom  Schiffer  geschehenen  Versprecl^ungen  nicht  anzu- 
wenden'*). Denn  nach  Völkerrecht,  dessen  Grundsatze  hier 
allein  anzuwenden  sind,  sind  die  mit  dem  Feinde  auch  in  Kriegs- 
zeiten geschlossenen  Vertrage  gültig  und  verbindlich  und  mllssen 
consequent  solche  Versprechen  erfüllt  werden,  falls  nur  der  An- 
^iff  nach  Völkerrecht  gesetzmassig  war  und  geQbt  wurde**). 
Unbedingt  gilt  dies  von  Versprechungen  neutraler Sdiiffer  gegen- 
über einer  kriegführenden  Macht  Wenn  ein  solches  Versprecheo 
unserem  Feinde  zum  Behufe  des  Loskaufes  gemacht  ist,  so  fragt 
es  sich  allerdings,  ob  man  vor  unseren  Gerichten  dem  Feiode 
eine  Klage  auf  Erfüllung  geben  würde.  Indessen  einmal  würden 
beim  Friedensschlüsse  von  der  feindlichen  Macht  dergleichen 
Versprechen  gewiss  als  rechtsgültig  nach  Völkerrecht  urgirt  wer- 
den dürfen,  und  sodann  wird  sich  ein  Feind  nicht  leicht  durch 
blosse  Versprechungen  und  Anweisungen  zum  Loskauf  bewegen 
lassen,  also  hat  diese  ganze  Streitfrage  kaum  ein  praktisches 
Interesse. 

Seeräubern  allerdings  wird  man  aus  dergleichen  Versprechen 
keine  Klage  gewahren,  sondern  man  wird,  wenn  man  ihrer  hab- 
haft werden  kann,  ihnen  selbst  das  Gezahlte  wieder  abstreiten 
dürfen.  Indessen  Ist  auch  der  Streitfall  nicht  practisch,  denn 
Seeräuber  werden  sich  nicht  leicht  mit  blossen  Redensarten, 
Versprechungen  und  Anweisungen  abfinden  lassen. 


58.  Vergl.  Pufendorf,  ius  nat  et  g.  lib.  III.  c.  6.  $9  sq.  Grotini» 
de  iure  belli  ac  pacis  lib.  II.  cap.  XI.  $  7;  cap.  XVII.  S  18  et  19. 
Emerigon  1.  c.  L  p.  472,  Boulay-Paty,  1.  c.  IL  p.  456. 

59.  Von  den  alten  Seerechtsbachem  erwihnen  den  Fall  CoaaoL  del  m. 
cap.  229  und  Guidon  d.  1.  m.  chap.  VL  Art  3,  und 
lieh  beide  bereits  für  die  Gfllügkeit  des  Veffqprechena. 
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Debr^DS  muM  das  Schiff  dureh  den  Loskaaf  von  dem  Ka|»tor 
wirklich  befreit  worden  sein.  Ware  der  Kaptor  gegen  den 
getroffenen  Vergleich  Herr  des  Schiffes  geblieben,  so  könnten 
die  EigenthQmer  der  als  Lösegeld  gegebenen  Sachen  von  den-* 
jeoigen  nichts  fordern»  deren  Sachen  auf  irgend  eine  andere 
Weise  später  gerettet  wurden »  wie  z.  B.  wenn  auf  den  Kaptor 
Jagd  gemacht  wird  und  er  das  Schiff  nun  abandonnirt»  ferner 
nach  der  Wiedernehmung  etc. 

Sind  aber  Geissein  an  Feinde  oder  Seeräuber  zur  Sicherung 
der  Erfbllung  des  Vertrags  und  namentlich  der  Versprechungen 
gegeben  worden»  so  liegt  auf  Schiff  und  Ladung  unbedingt  die 
Verpflichtung,  diese  auszulösen.  Dabei  ist  nicht  bloss  das  Ver- 
sprochene zu  zahlen,  sondern  sind  auch  den  Geissein  ihre  Kosten 
UDd  Auslagen,  namentlich  Reisekosten  zu  restituiren  **).  Beides 
sowie  auch  die  etwanige  Belohnung  für  die  Geissein  gehört  in 
Havariegrosse.  Und  bestimmt  mit  gutem  Grunde  das  Preuss. 
Recht  1.  c.  S  1833  und  1834,  dass  die  Rheder  und  Befrachter 
in  diesem  besonderen  Falle  der  Auslösung  der  Geissein  durch 
Abtretung  ihrer  Antheile  am  Schiffe  oder  an  der  Ladung  sich 
nicht  befreien  können  und  dass  selbige  auch  dann  fbr  die  Lösung 
der  Geissein  verhaftet  sind,  wenngleich  das  Schiff  oder  die 
Ladung  durch  nachherige  ÜnglttcksfUle  yerloren  gegangen  sein 
soUte. 

XVII.  Aller  Schaden,  der  dem  Schiffe  und  der 
Ladung  durch  Vertheidigiing  gegen  Feinde  und  Räuber 
zugefügt  wurde  *^).  Es  versteht  sich  dabei  auch  hier,  dass 
ein  wirklicher  Feind  des  Schiffes  und  der  Ladung  der  Angrei- 
fende sein  müsse.  Ist  es  klar,  dass  bei  einer  Wegnahme  des 
Schiffes  die  Ladung  nichts  riskirte,  so  würde  es  ungerecht  sein, 
letztere  zu  einer  Contribution  des  Schadens  herbeizuziehen  für 


60.  Vergh  betenden  Span.  Recht  1.  c  Art.  036  sub  10,  obgleich  hier 
nur  ein  Mitglied  der  SchiffsbeMftznng  als  Geissei  vorau^eseUt  wird, 
was  allerdings  die  Regel  ist.   Doch  können  es  auch  Passagiere  sein. 

61;  VergL  Pohls  1.  c.  S.  M6  über  diese  Nummer.    Siehe  besonders  die 
billigen  Bestimmungen  des  Preuss.  Allg.  Landrechts  IL  8.  S  1835  ff. 
~  Dagegen  ist  übrigens  Langenbeck  1.  c.  S.  170  unter  Polemik 
gegen  Grotius. 
▼.  Ksltenbom,  Seerecbi  II.  S 
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einen  Schaden,  der  ihres  Besten  wegen  nicht  yerursacht  worden 
ist.  Vielmehr  ktonen  die  Ladungsinteressenten,  wenn  sie  von 
dem  gefährlichen  Charakter  des  Schiffes,  nnd  umgekehrt  die 
Schiffsinteressenten,  wenn  sie  von  dem  gefllhrlichen  Charakter 
des  Guts  entschuldbarer  Weise  nicht  gewusst  haben  und  die 
gegnerische  Partei  hier  oder  dort  in  mala  fide  in  Bezug  hierauf 
sich  befand,  die  einen  Ton  den  anderen  Entschädigung  verlangen, 
für  alle  Schäden,  Kosten,  Ausgaben,  die  ihnen  hierbei  entstanden 
sind.  Speziell  darf  namentlich  nicht  der  Schiffer  den  Angriff 
z.  B.  durch  Verstösse  gegen  das  Seeceremoniell  schuldbarer 
Weise  herbeigeführt  haben. 

Ferner  kommt  hier  unstreitig  der  allgemeine  Grundsatz  der 
Havariegrosse  zur  Anwendung,  dass  ein  Schade  nur  in  Havarie- 
grosse zu  redinen  sei,  wenn,  durch  die  Herbeiführung  desselben, 
Schiff  und  Ladung  wirklich  gerettet  worden  sind.  Dabei  scheint 
es  gleichgültig,  ob  das  Schiff  sich  sofort  befreite  oder  erst  nach- 
träglich entwischte.  Sodann  gehört  namentlich  die  Beschädigung 
bei  der  nachträglichen  Freimachung  in  Havariegrosse  **). 

Namentlich  gehören  also  hieher  die  eigentlichen  Beschädi- 
gungen von  Schiff  und  Gut,  sowie  die  verbrauchte  Ammunition**). 

XVIU.  Die  Verpflegung,  Heilung,  der  Unterhalt, 
die  Entschädigung  von  allen  am  Bord  befindlichen 


62.  Pardesaus  1.  c.  n.  737  scheint  anderer  Meinung.  Sehr  swetfelhaft 
und  unter  sonderbaren  Distincdonen  ist  Stevens  1.  c.  Artikel  2. 
sub  n.  c.  Freilich  ist  auch  noch  selbst  in  neueren  Zeiten  iiadi 
Stevens  in  England  gerichtlich  entschieden,  dass  weder  der 
Schaden,  der  einem  Kauffahrer  bei  der  Vertheidigang 
gegen  einen  Kaper  zugefügt  wird,  noch  der  Werth  der  ver- 
brauchten Ammunition,  noch  die  Kosten,  um  die  verwundeten 
Seeleute  zu  heilen,  durch  Havariegrosse  zu  vergQten  sei  (4  Tamp. 
Rep.  p.  337),  was  um  so  mehr  noch  von  Kriegsschiffen  und 
Kapern,  als  von  Kauffahrem  gelten  muss.  Dies  bestttigt  auch 
Abbott  1.  c.  445.  • 

63.  Das  Preuss.  Recht  I.  c.  hebt  dies  ausdrücklich  hervor.  Das  Spaa^ 
Französ.  und  Hoil.  Handelsgesetzbuch  erwähnen  davon  nichts  ans- 
dracklich,  sondern  sprechen  nur  von  dem  in  der  folgenden  Nr.XVIIL 
unseres  Textes  Erwähnten,  doch  sefaliessen  sie  Obiges  gewiss  nidit 
aus,  da  man  es  ans  der  allgemeinen  Rubrik  dieser  Gesetzbüeher 
Über  Havariegrosse  deduciren  kann. 
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Persooen,  die  bei  der  Vertheidigung  von  Schiff  und 
Gut  (siehe  n.  XVII.)  verwundet  oder  yerstümmelt  wor- 
den sind  *«).  Dazu  gehören  denn  auch  die  dem  Schiffsvolk  zur 
AuffflUDterung  versprochenen  oder  verabreichten  Belohnungen, 
soweit  solche  in  den  einzelnen  Ländern  erlaubt  sind.  Pohls 
1.  c.  S.  658  und  die  Englische  Praiis  verwerfen  dies.  Vergleiche 
Stevens,  I.  c.  Art.  2.  lit.  g.  Ebenso  die  Begrttbnisskosten  der 
Getödteten,  sowie  die  Abfindungen  der  untauglich  gewordenen 
Schiflsleute.  Endlich,  dasjenige,  was  den  Wittwen  und  Kindern 
der  getödteten  oder  an  ihren  Wunden  gestorbenen  Schiflbleute 
gereicht  werden  muss  *■). 

Wurde  ein  Seemann  dagegen  im  gewöhnlichen  Dienste  des 
Schiffes  verwundet  etc.,  so  fallen  die  Kosten  etc.  dem  Schiffe 
zur  Last. 

XIX.  Die  Entschädigung  oder  die  Ausl<^sung  von 
denen,  welche  im  Dienst  des  Schiffes  und  derLadung 
zugleich  abgesandt  waren  nach  der  See  oder  nach  dem 
Lande  und  dort  beschädigt  oder  gefangen  genommen  oder  za 
Sklayen  gemacht  worden  sind**).  Desgleichen  die  Kosten  für  deren 
Verwundungen,   für  Entschädigungen  an  Wittwen,   Kinder  etc. 


64.  Dm  Franz.  R.  I.  c.  n.  6,  dos  Spanische  I,  c.  sub  9.  und  HoU.  Recht 
L  c.  n.  7,  wo  aber  ungenau  bloss  von  Vertheidigung  des  SchüTes 
gesprochen  wird.  Besser  Prenss.  Recht  Leg  1B36  ff.  -<  Vergl. 
bereits  Hans.  Seerecht  XIV.  Artikels.  Verordnung  Karls  V.  1551 
Art  28.  Placat  Philipps  IL  1.  c.  Art.  2.  Rotterd,  A.  O.  Art  97, 
96.  222.  223.    Ordonn.  1681  Art.  6.  (III.  7.) 

fö.  Es  sind  das  die  «usdrttcküchen  Bestimmungen  der  Hamb.  A.-Ord.. 
des  alteren  und  neueren  Preuss.  Rechts,  der  Kopeniiag.  A.-Ord. 
1746.  Wegen  des  Engl.  Rechts  siehe  die  Torige  Nummer  Note  62. 
Die  Praxis  scheint  sich  in  England  nicht  mehr  an  das  Stotut  11 
und  12  William  III.  c.  VII.  zu  kehren,  wodurch  der  Richter  des 
Admiralitätsgerichtshofes  autorisirt  wird,  für  die  verwundeten  See- 
leute, für  die  Wittwen  der  GetOdteten  etc.  eine  gewisse  Summe  tu 
erheben,  die  2  Pfund  vom  Hundert  des  Werthes  von  Schiff,  Fracht 
und  Ladung  nicht  übersteigt 

(K.  Dies  ist  ausdrückliche  Bestimmung  des  HolL  Rechts  1.  c.  699  sub  8. 
Doch  steht  dort  wohl  nur  durch  einen  Druckfehler  Schiff  oder 
Ladung,  was  gegen  die  ganze  Natur  der  Havariegroase  und  zugleich 
im  Widerspmehe  mit  Art  434  ist,  wie  Schumacher,  der  Uebersatier 

8* 
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£8  kann  geschehen ,  dass  ein  Kapitain,  der  mehrere  Hafen 
.  angeht,  was  man  Escaten  machen  nennt  (faire  ^helle),  sich 
yergewissern  will,  ob  eine  gewisse  Waare  sich  da  oder  dort 
besser  verkauft,  ob  sie  da  nicht  verboten  ist  etc.  Er  sendet 
dessbalb  Jemand  seiner  Leute  ans  Land,  um  Auskunft  zu  er- 
halten. Der  abgesandte  Seemann  wird  aber  auf  dieser  Dienst- 
reise verwundet  oder  gefangen.  Obgleich  nun  eine  solche 
Mission  allerdings  direct  die  Ladung,  derentwegen  hier  nachge- 
forscht wurdß,  betrifft,  so  darf  man  füglich  doch  nicht  die  Ver- 
pflegung oder  das  Lösegeld  dieses  Mannes  einzig  den  betreffen- 
den Ladungsinteressenten  zur  Last  legen«  Doch  kann  vod  einer 
Contribution  in  Havariegrosse  auch  nicht  die  Rede  sein.  Ich 
halte  nur  die  Rheder  für  verpflichtet,  verhältnissmässig  die  be- 
treflenden*  Kosten  zu  tragen ,  da  ja  der  Seemann  auch  in  einer 
eigenthumlichen  Art  des  Schiflsdienstes,  wozu  sich  nämlich 
Schifler  und  Rheder  durch  Eingehen  in  das  Escatenmachen 
stillschweigend  verpflichtet  hatten,  in  diese  Lage  gerathen  war. 
Ja  in  subsidium  möchte  ich  die  Rheder  verbunden  halten,  das 
Ganze  zu  tragen.  Dagegen  möchte  ich  die  übrigen  Ladungs- 
interessenten nur  dann  zur  Contribution  heranziehen,  wenn  auch 
sie  einen  Frachtcontract  zum  Escatenmachen  mit  dem  Kapitain 
abgeschlossen  haben,  falls  auch  an  dem  Orte  des  Unfalles  gerade 
nicht  ihretwegen  die  Mission  mit  stattfand.  Vergl.  Pardessus 
1.  c.  n.  739. 

XX.  Bergelohn  an  Kriegsschiffe  und  an  Kaper 
für  Wiedernehmung  vom  Feinde,  und  Kosten  dieser- 
halb.  Dies  ist  Englische  Praxis  und  finde  ich  dieselbe  als  der 
Natur  der  Havariegrosse  entsprechend  Vergl.  Stevens  I.  c. 
Art.  1.  sub  n.  XV.  Die  anderen  Seerecbte  erwähnen  den  Fall 
nicht  ausdrücklich. 

Pohls  1.  c.  S.  650  billigt  übrigens  gleichfalls  diesen  Fall. 
Nach  strengen  Begriffen,  sagt  er  mit  Recht,  kann  hier  rwar 
nicht  eigentlich  von  einer  Havariegrosse  die  Rede  sein,  da  diese 
eine  freiwillige  Handlung  eines  Interessenten  voraussetzt.  Aber 
da  der  Berglohn  als  ein  Aufwand  erscheint,  der  sowohl    das 


•des  Hell.  Handelfgesetzbucha,  zu  obigem  Art.  699  in  der  Note  be- 
reite bemerkt  hat  —  Andere  Seerechte  schweigen  hiervon  gftiulieh. 
Doch  liegt  die  Richtigkeit  der  obigen  Nummer  am  Tage. 
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Schiff  wie  die  Ladung  triflft  und  dessen  Grösse  sich  nach  dem 
Werthe  Beider  richtet,  so  liegt  wenigstens  schon  darin 
selbst  ein  Grund  der  Vertheilung  des  Schadens  auf  Schiff 
und  Gut,  analog  der  Contribution  in  Havariegrosse  und  kann  es 
demnach  ohne  Schwierigkeiten  geschehen,  dass  man  Oberhaupt 
diesen  Fall  zur  Havariegrosse  heranzieht  Es  versteht  sich  von 
selbst,  dass  überhaupt  nur  für  den  Theil  des  genommenen  und 
wiedergenommenen  Eigenthumes  von  einer  Contribution  des 
Berglohns  in  Havariegrosse  die  Rede  sein  kann,  welcher  bei  der 
Nehmung  wirklich  in  Gefahr  einer  prisengerichtlichen  Condem- 
natioo  war.  Ist  also  nur  das  Schiff  oder  nur  die  Ladung  unfrei 
gewesen,  so  kann  von  Vertheilung  des  Bergiohns  nach  Havarie- 
grosse nicht  die  Rede  sein. 

Endlich  sdieint  eine  analoge  Ausdehnung  dieser  Nummer 
attf  Belohnungen,  welche  etwa  für  Befreiung  aus  den  Hlknden 
von  Seeräubern  ertbeilt  werden,  sich  von  selbst  zu  verstehen. 

XXL  Die  Reclamekoaten,  wenn  Schiff  und  Ladung 
tingerecbter  Weise,  namentlich  auch  im  Fall  des  Embargo,  an- 
gehalten oder  aufgebracht  und  beide  durch  den  Schiffer  reclamirt 
sind.  Dazu  gehflrt  denn  auch  Lohn  und  Unterhalt  des 
Schiffsvolkes  während  des  vorbesagten  Liegens  und  Reclams*')» 


67.  Diei  lind  die  Bestimmuiigeii  des  HolL  Rechts  1.  c.  sub  12  und  13. 
Auch  Stevens  1.  c  n.  XVII.  erklärt  sich  dafür«  führt  aber  an, 
dass  viele  in  diesem  Jahrhundert  erlassene  Decrete  des  Englischen 
Admiralitatsgerichts  über  fremde,  durch  britische  Kreuzer  aufge- 
brachte und  aufgehaltene  Schiffe,  dahin  lauteten:  dass  die  Ladung 
alle  Kosten  tragen  sollte.  Doch  spricht  Stevens  eigentlich  nur  da- 
von, dass  das  Sehiff  ungerechter  Weise  angehalten  worden  sei 
und  das  Holl.  Recht  hat  den  Zusats:  ungereehtet  Weise  nichC^ 
der  sich  aber  von  selbst  versteht  Kent  l.  c.  will  etwa  onteradiei- 
den.  During  a  capture  and  detention  for  a^judication  wird  Sold 
und  Unterhalt  der  Mannschaft  für  Havariegrosse  erkl&rt.  Er  beruft 
lieh  dazu  auf:  Ricard,  negoce  d'Amsterdam  p.  279.  Boulay-Paty, 
tom.  IV.  444.  Leavenworth  v.  Delafield,  1.  Gaines'  reports  574. 
Kingston  v.  Girard,  4  Dallas'  rep.  274.  ^  Im  Falle  des  Embargo 
aber  nicht,  wie  dies  schon  Pothier  1.  c.  und  derselbe  Ricard  an- 
nahmen und  entschieden  ist  in  Robertson  v.  Ewer,  1  Term.  rep.  127. 
Pennj  v.  New<Tork  Insur.  Comp.  3  Caines'  rep.  155,  doch  sei  1807 
von  dem  Ck>urt  of  Error  in  Pennsylvania  anders  entschieden.  Kent 
beklagt  telbst  die  Unsicherheit  der  Praxis.  —  Klefeker  L  c.  S.  42 
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doch  gewiss  nur  für  die  Mannschaft,  die  der  Schiffer  notb wendig 
brauchte  auch  während  des  Liegens  zur  Sicherheit  von  Schiff 
und  Ladung.  Denn  das  Mehr  muss  der  Rheder  und  resp.  der 
Schiffer  allein  tragen.  Das  Mass  lässt  sich  aber  nur  nadi  den 
Umständen  des  concreten  Falles  beurtheilen.  —  Die  etwanige 
Lagermiethe  f&r  die  Güter,  die  Kosten  des  Ein-  und  Ausladens 
möchte  ich  der  Ladung  allein  aufbürden,  und  auf  der  anderen 
Seite  den  Schiffer  die  besonderen  Ausgaben  für  Rosten  und 
Schäden  seines  Schiffes  tragen  lassen,  da  mir  die  Gemeinschaft 
von  Schiff  und  Gut  einmal  und  sodann  die  hier  obschwebende 
Gefahr  nicht  so  gross  zu  sein  scheint,  um  alle  Consequenzeo 
der  Havariegrosse,  nach  Analogie  des  Aufenthaltes  in  einem 
Nothhafen,  ziehen  zu  können  oder  zu  müssen. 

Die  Particnlarreohte  enthalten  meist  nur  unvollständige  Be- 
stimmungen hierüber.  Das  Span.  Recht  1.  c.  sub  11  zieht  nur 
den  „Lohn  und  Unterhalt  der  Besatzung  eines  monatsweise 
„befrachteten  Schiffes  während  der  Zeit,  wo  es  auf  Befehl  oder 
„durch  h^yhere  Macht  unter  Embargo  oder  angehalten  gewesen" 
—  hieher.  Der  Code  de  com.  franc  Art.  400  sub  6  sagt:  les 
loyers  et  nourriture  des  matelots  pendant  la  d^tention,  quand  le 

navire  est  arr6tä  en  voyage  par  ordre  d'une  puissince , 

si  le  navire  est  affr^t^  au  mois.  Vergl.  schon  Ordonn.  1681. 
Art  7.  (III.  6).  Pardessus  1.  c.  n.  741  sagt  aber  geradezu: 
Wurde  ein  Schiff  aufgebracht  und  der  Kapitain  muss 
irgendwo  verweilen,  um  die  Legitimität  der  Prise  zu 
contestiren,  so  gehören  die  Kosten  zur  Bewirkung  der  Frei- 
lassung, Kost  und  Gage  der  Equipage  während  seines  Aufent- 
haltes ebenso  zur  Havariegrosse,  wie  in  dem  bereits  angegebenen 
Falle  eines  gezwungenen  Aufenthaltes.  Uebrigens  weiss  Par- 
dessus recht  gut,  dass  die  gesetzlichen  Bestimmungen  Frankreichs 
nur  analogisoh  soweit  ausgedehnt  werden  können. 


lub  12  Ut  unserer  Ansicht.  Er  sagt:  das  Monats-  und  Kostgeld 
für  das  Schiffsvolk,  wenn  das  Schiff  von  hoher  Hand  angehalten 
worden  ist.  Ebenso,  indem  er  überhaupt  dies  in  allen  Ftllen  der 
äusserlichen  Gewalt,  als  Detention,  Aufbringung,  Schiffbruch,  schweie 
Lecken  oder  Stranden,  gelten  lässt,  Langenbeck  (Anmerkungea 
zu  dem  Hamburg.  Schiffs-  und  Seerecht  S.  152  ff.).  Siehe  jedoch 
(Magens)  Versuch  über  Assecuranzen  S.  80  ff. 
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WeDB  aber  das  Holl&ndifche  Handelsgeaebbnch  Art 
sub  0.  18  noch  weiter  gehl  und  erklärt,  daaa  in  Hayariegrosae 
gehdreo:  «»Der  Sold  und  der  Unterhalt  dea  SchiffsToIks,  wenn 
„das  Schiff,  nach  dem  Anfang  der  Reise,  durch  eine  fremde 
,,Hacht  oder  durch  den  Ausbruch  eines  Krieges  auf- 
,,gehalten  wird,  so  lange  SchifT  und  Ladung  nicht  von  allen 
„gegenseitigen  Verbindlichkeiten  entschlagen  sind'S  —  so  steht 
es  allerdings  ziemlich  vereinzelt  da,  wenn  auch  Langenbeck 
(Hamburger  Schiffs-  und  Seerecht  S.  169  n.  11)**)  in  ähnlichem 
Sinn  sich  ausspricht  und  die  Hamburger  Praxis  1806  und  1807 
sich  dahin  entschieden  haben  soll,  dass  die  Rosten,  welche  durch 
die  yeränderte  Fahrt  und  durch  das  LiegenmQssen  in  einem 
fremden  Hafen  wegen  des  Ausbruches  eines  Krieges,  namentlich 
wegen  der  Blokade  des  Bestimmungsortes  etc.  aufgelaufen  sind, 
in  Havariegrosse  zu  vergüten  seien  **). 

Freilich  können  auch  die  so  eben  inf  obigen  Texte  ange- 
gebenen Bestimmungen  des  Spam'schen  und  Französ.  Rechtes 
mehr  oder  weniger  hiehergezogen  und  im  Sinne  des  Holland. 
Rechts  erklärt  werden.  Auch  das  Preussische  Recht  1.  c.  II.  8. 
S  1827  gehört  zum  Theil  hieher.  Siehe  unten  Note  76  zu  XXVIII. 
Vergl.  auch  schon  Baldasseroni  IV.  tit.  IV.  n.  8.  Bynckers- 
hoek  I.e.  p.  736.  Emerigon  1.  c.  eh.  12.  5.  22.  45.  Valin  ad 
Art.  7  (lll.  7). 

Aber  das  Princip  der  Havariegrosse  wird  damit  duroh- 
broeben.  Es  fehlt  1)  die  unmittelbar  obschwebende  Gefahr 
und  2)  liegt  auch  die  Absichtlichkeit  wesentlich  nicht 
mehr  vor.  Auch  könnte  man  sich  leicht  gedrungen  fbhlen,  alle 
Kosten  von  Detentionen  des  Schiffes,  welche  durch  den  Verlauf 
der  Natur,  als  widrige  Winde,  Einfrieren  etc.,  dann  in  Havarie- 
grosse  zu  rechnen  und  das  wäre  unbedingt  falsch ''). 


68.  Er  sagt:  Alle  Unkosten  und  Liegetage,  welche  nicht  nach  dem 
Lauf  der  Natur,  sondern  d^rch  dazu  gekommene  äussere  »Gewalt, 
als  Betention,  Nehmung,  Strandung  und  dergleichen  cau- 
Btret  etc. 

69.  Ein  ahnlicher  Fall  wurde  1850  in"  den  Hamburger  Gerichten  ver- 
handelt, doch  kenne  ich  dessen  endliche  Aburtheilung  noch  nicht 

70.  Man  hat  es  aber  gethan.  Schon  Langenbeck  1.  c  S.  152  pole- 
misirt  aber-  dagegen  und  unterscheidet  bestimmt  dai  Interesse  der 
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Desswegen  glaube  ich  denn  auch  jene  Bestimnrangen  des 
Holländischen  Rechts  yom  Standpunkte  des  gemeinen  Europ. 
Seerechts  nicht  billigen  und  nicht  als  gemeinrechtliche  Praiis 
beseichnen  zu  können,  soviel  auch  eine  gewisse  unbestinmite 
BilligkeitsrQcksicht  fürs  Erste  dafür  sprechen  mag. 

Ich  bin  aber  hauptsächlich  desswegen  gegen  eine  gemein- 
schaftliche Tragung  der  hierbei  auflaufenden  Kosten  und  g^ea 
analoge  Anwendung  der  Havariegrossecontribution,  weil  mir 
durch  dergleichen  Aufhaltungen  auf  der  Reise,  die  gewöhnlich 
lange  andauern,  die  Ladung  schon  verhältnissmässig  so  grossen 
Schaden,  wegen  Verzögerung  des  Verkaufes  etc.  erleidet  und 
dazu  wegen  Zahlung  der  Fracht  nach  Verbältniss  zum  wenigsten 
des  zurückgelegten  Weges  so  sehr  beschwert  ist,  dass  füglich 
der  Schiffer  die  allerdings  meist  nicht  unbedeutenden  Kosten  in 
Bezug  auf  das  Schifl^allein  tragen  möge,  besonders  da  der  Schiffer 
durch  theilweise  Entlassung  der  Mannschaft  die  Kosten  meist 
ermässigen  kann.  Anders  bei  dem  unter  n.  XXIII.  zu  nennen- 
den Falle  der  ausserordentlichen  Quarantäne,  denn  deren 
Zeit  dauert  höchst  selten  so  lange,  dass  dadurch  die  ganze 
Speculation  mit  der  Ladung  verunglückte,  was  bei  den  Kriegs- 
ftillen  obiger  Art  nicht  selten  der  Fall  sein  wird.  Demnach  ist 
in  der  Regel  der  durch  die  Quarantäne  für  die  Ladung  ent- 
stehende Schaden  im  Verhältniss  zu  den  Kosten,  welche  dem 
Schiffer  dadurch  erwachsen,  unbedeutend,  und  scheint  es  billig, 
dass  hier  eine  Ausgleichung  durch  Berechnung  des  beiderseitigen 
Schadens  in  Havariegrosse  möglichst  herbeigeführt  werde.  Audi 
kann  ja  hier  der  Schiffer  durch  Entlassung  des  Schiffsvolks 
seine  Ausgaben  nicht  vermindern'*).     Im  ersteren,   nicht  im 


Liegetage,  welche  durch  den  blonen  Lauf  der  Natur  enteldica, 
gegenOber  deiuenigen,  welche  durch  sog.  äuHerliche  Gewalt  herbei- 
geführt  werden. 

71.  Auch  Pohls  1.  c.  653  erklMrt  sich  tlagegen,  dass  Kost-  und  Monat»- 
geld  der  Equipage,  wenn  das  Schiff  von  höherer  Hand  angehalten 
werde«  in  Havariegrosse  gehören  sollen.  Vergleiche  auch  schoa 
Verwer,  I.e.  S.  117.  $2.  Stevens,  1.  c.  Art.  2.  lit  f.  Benecke 
System  IV.  S.  82.  Benecke  treatise  pag.  233.  Doch  lassen  alk 
diese  Autoren  es  alliu  sehr  ans  dem  Auge,  dass  wie  in  allen  Reckts- 
instituten,   so  auch  bei  der  Havariegrosse,   eine  Ausdebnoag  auf 
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zweiten,  also  im  Quarantäne-Falle  fehlt  es  an  der  Hauptyoraus- 
Setzung  der  Havariegrosse,  dass  ein  Fall  vorliege,  wo  sich  der 
Eine  durch  den  Schaden  des  Anderen  bereichere. 

XXII.  £s  kann  namentlich  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dass  Anker,  Taue  etc.,  welche  gekappt  wurden,  um 
dem  Feinde  zu  entfliehen'*)  oder  um  einer  drohenden 
Seegefabr  oder  Feuersgefahr  zu  entgehen,  in  Havarie* 
grosse  gerechnet  werden  müssen. 

XXIII.  Die  Kosten,  mit  Inbegriff  des  vermehrteu  Soldes 
und  des  Unterhaltes  des  Schiffsvolks,  verursacht 
durch  eine  aussergewöhnliche  und  beim  Abschluss 
der  Befrachtung  nicht  vorgesehene  Quarantäne, , für 
soweit  wie  das  Schiff  und  die  eingeladenen  Gegenstände  dersel-- 
ben  unterliegen.    Vergl.  schon  n.  XXJ.  in  f. 

Dies  ist  die  wörtliche  Bestimmung  des  Holl.  Handelsgesetz^ 
buches  1.  c  sub  n.  22.  Auch  schon  die  Preuss.  Assecuranzord-- 
nung  1766  Abschn.  25  §  218  sub  19  zählt:  „alle  Unkosten  einer 
ausserordentlichen  Quarantäne  und  anderer  dergleichen  ua<>- 
gewöhnlichen  und  unvermeidlichea  Zufälle'S  in  Havaciegrosis^ 
Fast  ebenso  Uamb.  Assecuranz-Ordnung  1731.  Titel  21.  Art.  IX. 
D.  10.  Auch  Klefeker  1.  c.  Seite  43  sub  16  ist  der  Meinung, 
drückt  sich  aber  schlecht  aus").  Vergleiche  auch  Emerigon^ 
trait^.  L  p.  651. 

Die  anderen  Seerechte  erwähnen  hiervon  freilich  nichts  un4 
ist  hier  überhaupt  nur  eine  analoge  Anwendung  der  Con- 
tribution  in  Uavariogrosse  möglich,  die  sich  aus  Grüfideo  dw 
Billigkeit  empfiehlt  Es  fehlen  hier  gewisse  Haupterfordernis^ie 
der  strengen  Havarictgrosse  ganz  in  ähnlicher  Weise  wie  in  den 
sub  n.  XX,  und  XXI.  genannten  Fällen. 

XXIV.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  alle  noth wendigen 
Kosten  und  Ausgaben,  die  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  der 


f- 
ähnliche  Fälle  möglich  und  oft  billig  ist.  Ihre  GrUnde  sind  Jüer 
der  Art,  dass  dadurch  noch  mancher  andere  Fall  der  Havariegroase 
wegfallen  mUsste. 

72.  Pohls  1.  c.  647.  nennt  nur  diesen  ersten  Fall. 

73.  £r  sagt:  Extra -Quarantänekosten,  d.  h.  wenn  ein  Schiff  Tierzehn 
Tage,  drei,  vier  Wochen  oder  länger  Quarantäne  halten  muss.  — 
Pohls,  1.  c.  S.  054  n.  4.  verwirft  dagegen  diese  ganze  Nr.  XXitf. 
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Havariegrosse  und  deren  Abwicklung  stehen ,  also  namentlich: 
Die  Kosten  für  das  Aufmacheu  und  Feststellen  der 
Bavariegrosse,  hieher  zu  zählen  sind. 

Diese  Bestimmung  (des  Holl.  Rechts  I.  c.  sub  n.  21)  redit- 
fertigt  sich  dadurch,  dass  eine  solche  Berechnung  und  Verthei- 
lung  dieser  Kosten  am  einfachsten  ist  und  eine  gleicbmUssige 
Contribution  dazu  von  Schiff  und  Gut  in  der  Natur  der  Sache 
begründet  liegt.  Also  gehören  hieher  alle  Spesen  und  Kosten, 
die  dem  kaufmännischen  Gebrauche  gemäss  für  Dienstleistungen 
der  Kaafleute  gezahlt  werden.  Namentlich  auch  alle  Makler- 
Courtagen  beim  Verkauf  von  Waaren,  alle  Provisionen ,  Zinsen, 
Taxatorenremunerationen,  Belohnung  von  anderen  Sachverstän- 
digen, nur  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  der  zu  taxirende, 
besfebtigende  Schaden  in  Havariegrosse  gehören  muss«  Ist  daher 
ein  Schaden  zum  Theil  Havariegrosse,  zum  Theil  particulire 
Havarie,  so  gehören  auch  die  Kosten  der  Taxation  etc.  nur 
theifweis  in  Havariegrosse. 

XW.  Aus  ähnlichen  Gründen  rechtfertigt  sich  die  fernere 
Bestimmung  des  Holländischen  Rechts  I.  c  sub  n.  19,  dass  die 
Bodmereipramie  von  Geldsummen,  welche  zur 
Becknng  von  Kosten,  die  in  flavariegrosse  kommen, 
tufgenommen  werden,  selbst  in  Havariegrosse  gehöre.  Au^  die 
Prämie,  um  die  eben  genannten,  auf  Bodmerei  ge- 
nommenen Gelder  zu  versichern,  zieht  man  mit  Recht 
Meher.    Holl.  Recht  1.  c.  sab  20.  ~  Siehe  n.  XXVI. 

XXVI.  Namentlich  aber  rechtfertigt  es  sieb,  dass  die 
Bodmereiprimie  in  Havariegrosse  zu  berechnen  sei,  wenn 
der  Schiffer  in  einem  Nothhafen  zum  gemeinen  Besten  des 
Schiffes  und  der  Ladung  Geld  aufgenommen  und  Bodmerei  ge- 
zeichnet hat    Klefeker  I.  c.  S.  43  sub  17.  —  Siehe  n.  XXV. 

XXVli.  Kosten  und  Schaden  der  An-  und  üeber- 
segeliing.  Obgleich  der  Fall  der  An-  und  Cebersegelang 
eigentlich  mit  der  Beschädigung  nach  Havariegrosse  nichts  ge- 
mein hat,  indem  der  dem  einen  von  dem  anderen  zugefügte 
Schaden  mehr  oder  weniger  zufällig  bleibt,  selbst  im  Falle,  dass 
einer  oder  beide  Schiffer  mit  bösem  Vorsatz  an-  oder  über- 
aegelten:  —  so  haben  doch  die  alteren  Seerechte  diesen  Schaden 
in  Havariegrosse  durch  Contribution  über  Schiff  und  Gut  ver- 
theilt,  wenigstens  im  Falle  der  zufälligen  An-  und  Ueber- 
s^eking.    Vergl  Hamb.  Assec.-Ord.  1731.  Titel  8.  Art  1  und  2. 
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Sehnlich,  doch  mit  Modificationen  Preuss.  A.  0.  1766.  Abs^L  9. 
S  117  ff.  Die  neueren  Seerechte  enthalten  noch  mehr  modifi- 
cirende  Bestimmungen.  Doch  brauchen  wir  in  dieser  Beziehung 
nur  auf  die  bereits  $  139—141  gegebenen  Erörterungen  zu  ver- 
weisen. 

XXVIII.  Die  seit  alten  Zeiten  hieher  gerechneten 
Kosten  der  Admiralschaft'*),  sowie  nicht  weniger 
die  des  neueren  Convoi  (siehe  $  70)  müssen  auch  noch 
gegenwärtig  in  Havariegrosse  berechnet  werden^*),  faHs  nur 
nicht  feststeht^  dass  diese  Kosten  dem  Schiffer  bereits  bei  der 
Frachtbestinimung  und  -festsetzung  vergütet  worden  sind.  Diese 
letztere  Beschränkung  scheint  mir  aber  allerdings  nothwendig  zu 
sein.  Unter  Voraussetzung  derselben  finde  ich  dann  aber  auch 
nicht  die  geringsten  Schwierigkeiten ,  die  genannten  Kosten  zur 
Contribution  in  Havariegrosse  zu  bringen,  denn  namentlich  wird 
1)  die  Ausgabe  zum  gemeinen  Besten  von  Schiff  und  Gut  ge- 
macht, 2)  in  Hillblick  auf  eine  obschwebende  Gefahr  und  3)  fehlt 
auch  der  Charakter  der  Absichtlichkeit  der  ganzen  Unternehmung 
nicht.  Selbst  wenn  durch  landesherrliche  Verordnung  die  Schiffe 
zeitweilig  unter  Convoi  zu  fahren  gezwungen  werden,  90  ist  ier 
Zwang  hier  doch  sehr  entfernter  Art  und  trifft  mehr  die  Ge- 
sainmheit  der  Schiffahrt,  nicht  den  Einzelnen.  Auch  ist  die$ 
eben  immer  nur  als  Ausnahme  zu  betrachten,  bei  welcher  trotz- 
dem die  Vertheilung  der  bei  dem  Convoi  auflaufenden  Kosten 
in  Havariegrosse  zu  vergüten  sind ,  da  sie  Schiff  und  Ladung 
gemeinsam  zum  Besten,  zur  Abwendung  einer  Gefahr  dienen^ 


14,  ConsoL  del  m  cap.  283.  2B4.  Rötterd.  A.  O.  afg.  Artikel  2S2I. 
Schwed.  Beerecht  VII.  cap.  7.  Hamb.  Statat  1497.  Tit.  vom. 
Sdiiprechte  Art.  32.  coli.    Wiaby  Seerecht  Art.  38  i.  f. 

75.  So  Langenbeck  I.  c.  Seite  169.  n.  5:  Admiralschaftskosten  mid 
Seinbriefen.  Vergl.  auch  BynckershÖk,  quaest.  juris  publ.  IV. 
cap.  25.  p.  729  (ed.  Lugd.-Bat.  1774).  Verwer,  nederl.  Seerechten 
p.  117.  123.  'Wedderkop,  introd.  HI.  tit.  IV.  §57.  Emerij^on» 
trait^  des  assur.  I.  pag.  626.  Be necke,  System  IV.  Seite  71  ff. 
Ben  ecke,  principles  p.  225  sq.  —  Bynckershök  I.  c.  erzSlilt  drei 
Ho II.  Entscheidungen  für  Convoi  auf  und  Abbott  1.  c.  S.  443.  44. 
b&lt  es  noch  fUr  passend  diese  in  Detail  vorzutragen.  Doch  scheint 
die  Engl  Praxis  zweifelhaft  und  Stevens  1.  c.  erw&hnt  sogar  den 
Fall  unter  den  von  ihm  aufgezählten  HavariegrosseftUlen  nicht. 
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so  lange  eben  nicht  feststeht,  dass  bereits  in  der  Frachtstellun^ 
vom  Schiffer  die  Gonvoiausgaben  mit  berflcksichtigt,  also  diese 
Kosten  auf  die  Fracht  geschlagen  sind  und  letztere  demnach 
verhältnissmässig  erhöht  worden  ist 

Uebrigens  muss  eingeräumt  werden,  dass  im  Gegensatz  zu 
den  meisten  anderen  Havarieftlllen  der  Charakter  der  Gefahr 
hier  ein  etwas  anderer  ist,  indem  die  Gefahr  nicht  unmittelbar 
vorhanden  ist,  sondern  nur  in  Aussicht  steht.  Doch  scheint 
dieser  Unterschied  nicht  so  wesentlich  zu  sein,  um  desswegen 
eine  Ausschliessung  dieses  Falles  aus  der  Havariegrosse  zu 
rechtfertigen.  Pohls  1.  c.  Seite  652  legt  freilich  viel  Gewicht 
hierauf  und  leugnet,  .doch  nicht  bloss  aus  diesem  Grunde,  die 
rechtliche  Möglichkeit,  wenigstens  die  Kosten  des  Convoi  in 
Havariegrosse  zu  vergüten.  Doch  nimmt  er  einen  Fall  aus: 
„Wird  ein  Schiff  vom  Feinde  verfolgt  und  begiebt  es  sich  nun 
„unter  den  Schutz  von  Kriegsfahrzeugea  >  so  gehört  dasjenige, 
„was  dafür  bezahlt  wird,  allerdings  in  Havariegrosse,  was  auch 
„schon  dann  der  Fall  ist,  wenn  der  Feind  so  nahe  Ist,  dass  es 
„unmöglich  ist,  ihm  zu  entgehen,  und  der  Schiffer  nun  die  nahe 
j,Hülfe  des  Convoi  sich  zu  Nutze  macht:  denn  hier  ist  das 
„Merkmal  der  Havariegrosse  vorhanden/*  Indessen  scheint  die 
Beschränkung  auf  diesen  einen  Fall  nicHl  nöthig,  falls  man  nur 
jdie  von  uns  oben  gemachte  allgemeine  Voraussetzimg  und  Be- 
schränkung festhält.  —  Auch  die  Kosten  des  nothwendigen 
Wartens  auf  Convoi  gehören  natürlich  hieher'*). 


7d,  Für  unsere  Anncht  in  Betreff  des  Gonvoy  überhaupt  iit  ■chom 
Bynekershök  qoaest.  iurii  priv.  lib.  IV.  chap.  25  und  q>redieB 
namentlich  Holl.  GerichtiaprQche  vom  Anfang  de&  18.  Jabrhunderti, 
wenigstens  insofern  als  sie  die  Qage  und  den  Unterhalt  der  Mann- 
schaft während  des  nothwendigen  Wartens  auf  Con?oy  in  HaTarie- 
grosse  rechnen.  Ebenso  erklärt  sich  Kent ,  comment.  on  tlie 
American  law.  lect  47.  n.  9.  8.  237  (while  the  vessel  was  detaised 
at  an  intermediate  port  by  fear  of  enemies,  and  waiting  for  eoa- 
▼oy)  dafür.  Ferner  ist  für  unsere  Ansicht  Pardessus  1.  c.  n.  741 
und  im  wesentlichen  auch  das  Preuss.  Allgem.  Landreeht  IL  & 
S  1827;  Muss  ein  Schiff  auf  Convoy  warten  oder  sonst,  wegen 
besorglicher  Feindesgefahr,  in  einem  neutralen  Hafen  eine  Zeit  lang 
liegen  bleiben:  so  werden  die  Heuer  und  der  Unterhalt  des  Sclü&- 
Volks  für  diesen  Zeitraum  -*  ^   als  grosse  Hayarie  Tergütet.  — 
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SoOte  heutzatage  noch  eine  Admiralschaft  Yorkommen,  so 
würden  auch  jetzt  noch  deren  Kosten  in  Havariegrosae  zu  be- 
rechnen sein,  unter  derselben  Voraussetzung,  dass  sie  nicht 
schon  auf  die  Fracht  geschlagen  sind. 

XXJX.  Es  soll  hiw  noch  ein  spezieller  Fall  erwihnt  w^«- 
den,  der  in  England  viel  bestritten  worden,  obgleich  er  mA 
dem  bisher  von  ans  Erörterten  sich  leicht  als  ein  Havariegresse- 
FaR  ergeben  wird,  welcher  Ansicht  denn  auch  Stevens  I.  & 
Art  2.  sub  lii  h.  ist. 

NSmlich:  Schaden,  der  Ladung  dadurch  zugefügt, 
dass  man  Wasser  durch  die  Luken  Hindurchgiesst, 
um  ein  zufallig  im  Raum  oder  zwischen  den  Ver- 
decken entstandenes  Feuer  zu  löschen. 

Die  Frage  ist,  sagt  Stevens  1.  c,  wer  muss  diesen  Schaden 
bezahlen.  Der  Versicherer  der  Güter  verweigert  es,  aus  dem 
Grunde,  dass,  obschon  er  für  den  Verlust  durch  Feuer  im  All- 
gemeinen einstehen  muss,  selbiges  doch  in  diesem  Falle  die 
entfernte  Ursache  des  Schadens  ist  Wasser  ist  die  nahe  Ur- 
sache. Allein  dieses  kommt  durch  Menschenhände  und  gehört 
also  nicht  unter  die  Rubrik  eines  „Verlustes  oder  Unglücks", 
wofür  der  Versicherer  verbindlich  ist.  Macht  man  eine  Uavarie- 
grosseforderung  daraus,  so  wird  sie  aus  dem  Grunde  zurückge- 
wiesen: dass  der  den  Gütern  zugefügte  Schaden  vom  zweiten 
Grade  und  zufMlig  ist,  und  nicht  vom  ersten  Grade  und  ab- 
sichtlich (sowie  beim  Wegkappen  eines  Mastes  etc.),  wie  er  sein ' 
muss,  um  eine  solche  Forderung  .zu  begründen.  Die  Frage 
bleibt  also:  Wie  soll  der  Eigner  des  beschftdigten  Guts  seine 
Entschädigung  erhalten.  In  Antwort  hierauf  ist  zu  bemerken, 
dass,  da  es  nie  ein  Unrecht  geben  sollte,  ohne  eine  Abhülfe 
dafär,  und  da  es  femer  Niemandem  erlaubt  sein  müsste,  von 
eines  Anderen  Verlust  Vortheil  zu  ziehen,  so  hat  der  Eigner 
ein  Recht,  von  denen,  welche  durch  seinen  Verlust  Vortheil 
gehabt  haben,  zu  fordern,  dass  sie  ihm  die  Abhülfe  geben, 
welche  er  von  seinen  Versicherern  nicht  bekommen  kann.   Und 


S  ISlg.  Es  macht  keine  Anin«bme,  wenn  gleich  zur  Zeit  des 
AttsUufeni  die  Gefahr  schon  bekannt  gewesen,  und 
wegen  der  Convoy  nichts  verabredet  sein  sollte. 
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80   moss   denn    die    besagte   Forderung   durch   einen 
Havariegrosse-Beitrag  abgemiacht  werden. 

Soweit  Stevens.  Man  mag  zugleich  wiederum  aus  diesem 
Falle  ersehen,  wie  es  ungerechtfertigt  erscheint,  bloss  die  näch- 
sten und  unmittelbarsten  Folgen  des  eigentlichen  Havariegrosse- 
FMlams  zur  Havariegrosse  ziehen  zu  wollen. 

XXX.     Aus  Gründen  der  Billigkeit  mOchie  ich  in  analoger 
Anwendung  der  der  Havariegrosse  zum  Grunde  liegenden  Eechls- 
principien  noch  in  folgenden  Fällen,  wenn  ich  sie  aoch  nicht 
gerade  als  Havariegrossefälle  proclamireu  will,  da  hier  Manches 
zur  Feststellung  des    Begriffes    der   eigentlichen   Havariegrosse 
fehlt,  trotzdem  die  Contribution  in  Havariegrosse  eintreten  lassen: 
1)  Wird,  um  einer  in  einem  Hafen  oder  einer  Rhede  ausge- 
brochenen Feuersbrunst  Einhalt  zu  thun,  befohlen,  ein  ScbitT 
zu  versenken,  so  erscheint  dies  als  eine  zum  Besten  Alier 
unternommene  Massregel ;  und  wenn  auch  die  Absichtlichkeit 
von  Seiten  der  einzelnen  SchifTcr  unmittelbar  fehlt:  — in  der 
Absicht  der   befehlenden  Obrigkeit   liegt  gleichsam  ofleo- 
kundig    die    vernünftiger   Weise   von    allen    SchifiTem  bei 
solcher  Gelegenheit  gleichfalls  gehabte  Absicht  Es  ist  billig, 
dass   dieser   Verlust   als    gemeinsame    Havarie    betrachtet 
werde,  wozu  alle  übrigen  Schiffe   (sammt  ihrer  etwanigeo 
Ladung)  beizutragen  haben.  Dies  ist  denn  auch  Bestiofimong 
des  Span.  Handelsgesetzbuchs^  Art.  967.   Vergl.  auch  schon 
Ordon.  de  Bilboa  cap.  20  Art.  21. 

Die  nSimliche  Vorschriil  möchte  ich  auch  auf  den  Fall 
anwenden,  wo  eine  Hafenbehörde,  der  gemeinen  Sicheilieit 
wegen,  die  Befestigungstaue  eines  Schiffes  kappen  iässtt 
sofern  dies  der  Kapitain  an  sich  nicht  thun  durfte,  ohne 
ein  Versehen  zu  begehen  und  ohne  durch  eine  Art  von 
höherer  Gewalt  dazu  genöthigt  zu  werden.  Die  dadurch  vor 
einer  Gefahr  gesicherten  Schiffe  (sammt  Ladung)  contribuireo 
gemeinsam.  Geschah  das  Kappen  zum  Besten  des  Hafens 
selbst,  so  musä  die  Ortsbehörde  allein  entschädigen;  femer 
geschah  es  bloss  zum  Besten  dieses  einen  Schiffes,  so  ist 
für  dieses  allein  eine  Havariegrosse  vorhanden.  Vergleiche 
Pardessus  1.  c.  n.  741  in  med.^  wo  wenigstens  Aehnlicfaes 
aufgestellt  wird. 
S)  Wenn,  um  die  durch  reinen  Zufall  bewirkte  Gefahr 
des  Verlustes  zweier  Schiffe  zu  vermeiden,  der  Kapitin 


Kap.  V.  Wesen  der  Havari^rosse.  $  165.  ISY 

des  einen  auf  die  AullbrderuDg  des  anderen  ihm  zu  Bolfe 
kommt,  seine  Taue  kappt  oder  ein  Manöver  macht,  wodurch 
sein  Schiff  scheitert  und  Schiffbruch  oder  andere  Havarie  etc. 
erleidet;  so  gibt  billiger  Weise  der  Schaden  an  Schiff  und 
Gut  Anlass  zur  Contribution,  in  welche  beide  Schiffe  (sammt 
ihrer  etwanigen  Ladung)  einzuwerfen  haben.  Vergl.  bereits 
oben  Bd.  1.  $  68  S.  18)  und  Bd.  II.  $  143;  sowie  auch  etwa 
'    Pardessus  I.  c.  n.  741. 

3)  Wenn  ferner  das  Schiff  aus  allen  bisher  angeführten  GrQn- 
den  abandonnirt  werden  muss,  ohne  dass  man  diesen 
Abandon  einem  Betrüge  oder  einer  grossen  Cnklugheit  des 
Schiffers  zuschreiben  kann,  und  dasselbe  nun  nach  über- 
standener  Gefahr  wiedergeborgen  wird,  so  gehören  die  ge- 
habten Kosten  in  derselben  Weise  zur  Havariegrosse. 

XXXL  Wie  sehr  die  Particularseerechte,  trotzdem,  dass  äe 
gewisse  einzelne  F^Ue  der  Havariegrosse  aufzählen»  doch  diese 
Fälle  selbst  auf  die  aufgeführte  Anzahl  nicht  beschranken  wolleo, 
sondern  eine  analog^  Interpretation  auf  ähnliche  Fälle  nach  der 
Natur  und  dem  Wesen  der  Havariegrosse  gestatten^  namentlich 
also  eine  Anwendung  der  nach  dem  gemeinen  Europ.  Seerechte 
als  bekannt  angenommenen  Fälle  stillschweigend  gutheissen»  — 
ersiebt  man  deutlich  daraus,  dass  namentlich  die  neueren  See- 
rechte eine  allgemeine  Rubrik  für  Havariegrossefolie  enthalten. 

So  heisst  es  im  Preuss.  AUgem.  Landrecht  IL  8.  %  1830: 
Ausser  diesen  Fällen  gehören  auch  alle  ausserordentlichen  Kosteiv 
welche  zur  Fortsetzung  der  Reise  verwandt  werden  müfls«, 
und  Einen  Thaler,  auf  die  Last  gerechnet,  übersteigen, 
ebenfalls  zur  grossen  Haverey'O*  -^  Freilich  scheint  gerade 
diese  Bestimmung  sehr  willkürlich  zu  sein. 

Besser  das  Franz.  Recht  1.  c  Art.  400  in  f.  Et  en  g^o^ral, 
les  dommages  soufferts  volontairement  et  les  däpenses  faites 
d'aprfes  d^Uberations  motivtes,  pour  le  bien  et  le  salut  commim 
du  navire  et  des  marchandises,  depuis  leur  cbargement  ei  d^pari 
jasqu*^  leur  retour  et  dechargement. 

Fast  ebenso  das  Holland.  Recht  L  a  Art.  699  sub  23:  loa 
Allgemeinen  aller  Schaden,  der  aus  Notfa,  vorsätzlich  yerursaohty 


77.  Nach  g  1774  gehören  die  unter  1  Thaler  tax  kleinen  Harertff: 
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und  als  unmittelbare  Folge  davon ,  erlitten  ist,  und  die  Kosten, 
welche  unter  gleichen  Umständen ,  nach  vorhergegangener  er- 
forderlichen Berathung,  zur  Erhaltung  und  zum  allgemeinen 
Besten  von  Schifl  und  Ladung,  verwendet  sind"). 

XXXIII.  Endlich  ist  hier  noch  auf  die,  nach  meiner  An- 
sicht nicht  als  gemeinrechtlich  sich  ergebende  Bestimmung  des 
«Holländischen  Rechts  i.  c.  Art.  700  hinzuweisen:  Wenn  inner- 
liche Fehler  des  Schilfs,  dessen  Unfähigkeit  die  Reise  zu  machen, 
oder  Verschulden  und  Nachlässigkeit  des  Schiffers  oder  des 
SchilTsvoIkes  den  Schaden  oder  die  Unkosten  verursacht  haben: 
so  sind  diese  letzteren,  mögen  sie  auch  immerhin  zum  Besten 
vonSchifTund  Ladung  freiwillig,  nach  vorhergegangener  erforder- 
lichen Berathung  gemacht  sein,  keine  gemeinschaftliche  Havarie. 
—  Doch  versteht  sich  dann  von  selbst,  dass  die  Schuldigen  zur 
vollen  Entschädigung  angehalten  werden  dQrfen  und  dass  nament- 
lioh  die  Rheder,  soweit  sie  für  Handlungen  des  Schiffers  und 
des  Schifibvolks  überhaupt  verhaftet  sind ,  belangt  werden 
können.  Siehe  bereits  $  163  sub  n.  L  S.  76  und  n.  lU.  gegen  den 
Anfang,  S.  78.  Bd.  H.,  auch  $  156  n.  17.  S.  65. 

XXXUL  Wie  wenig  endlich  durch  die  in  den  einzelnen 
Seerechten  aufgezählten  speziellen  Fälle  der  Kreis  der  Havarie- 
grossefälle in  jedem  einzelnen  Lande  als  geschlossen  angesehen 
werden  dürfe,  mag  man  aus  der  in  der  Natur  des  Seehandds- 
verkehres  begründeten  und  jedenfalls  für  gemeinrechtlich  zu 
haltenden  Bestimmung  des  Span.  Handelsgesetzbuches  Art  966 
ersehen :  es  werden  die  Parteien  nicht  daran  gebindert,  die  ihnen 
beliebigen  besonderen  Verträge  über  die  Fälle,  wo  die  Havarie 
eifitreten  soll,  sowie  über  die  Aufmachung  und  Zahlung  dersel- 
ben zu  schliessen,  in  welchem  Falle  diese  Verträge  pOnktlidi 
beobachtet  werden  müssen,  selbst  dann,  wenn  sie  von  den  ver^ 
ordneten  Regeln  abweichen  würden. 

Doch  ist  hier  wohl  der  Zusatz  zu  machen,  dasa  solche  Ter- 
trüge  bestimmter  Personen  den  Rechten,  welche  Dritte  aus  dem 
s^erechtlichen  Institute  der  Havariegrosse,  welches  einmal  all- 
gemein anerkannt  ist  und  dessen  Existenz  und  Wirkung  in  den 
einmal  üblichen  Fällen  rechtlich  überall  vorausgesetzt  werden 
darf,  im  Allgemeinen  herleiten  dürfen,  nicht  präjudidren  könne. 


78.  In  anderen  Seerechten  habe  ich  darüber  nichts  gefonden. 
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Ein  Theil  d«r  LadangrioterMsealeii  wM  s.  B.  oitt  den  fihedeni 
keioen  Vertrig  wirksam  dahin  abaoUieasen  kMnen,  daaa  audb 
ia  Beiog  auf  die  Qbrigen  Ladoagirintereaaeaten  bcaoadere  und 
▼om  gemeinen  oder  particolaren  Seerecble  abweichende  I 
mungen  über  HaTariegroaae  gellen  aoUen. 


Kapitel  VI. 
Beweis  der  RaTarlegrosse« 

g  166.    Allgemeine  Qnindaatze  vom  Beweiw  du  SeetchadeiUL 

Ea  aieht  zwar  fest»  dasa  in  Seeaachen  und  namenllich  auch 
in  den  Fidlen  von  Seeach&den  und  Havarien  jedes  rechtliche 
Beweiamiitel  znr  GonstaUrung  der  beireffenden  Facta  geatattet 
sei  Doch  schreibt  eine  uralte .  Seeusanz  und  schreiben  alle 
iUeren  und  neueren  Seerechte  noch  eine  besondere  Art  des 
Beweiaea  hier  vor,  namentlich  in  Havarieaachen.  Bs  iai  dies  die 
sog.  Verklarung  oder  der  Seeprotest,  wovon  bereita  in 
ersten  Aande  S  66  gesprochen  worden  ist*  Auch  das  Reise- 
journal  ($65)  kann  schon  ala  ein  eigenthQroliches  Beweismittel 
angoaehen  werden^  indem  adches,  wenn  es  ordnungsmisstg  ge^ 
f&hrt  ist»  analog  den  Rechnungsbtkchern  der  Kaufleute,  eine  be-^ 
sondere  AutoriUt  bat,  namentlich  wenn  es  durch  die  Ver- 
klarung, deren  Grundlage  es  bildet,  eine  neue  Bestärkung 
erhaltea  bat,  aber  auch  allenfalls  ohne  die  Verklarung.    . 

Der  Beweis  durch.  Reisejournal  uod  Verklarung  iat  fürs 
Erste  allerdings  ala  ein  Erleichterungsmittel  der  rechttichen 
Beurkundung  von  Seesachen  anzusehen.  Die  VoriUle  zur  See 
haben  gewöhnlich  keine  anderen  Zeugen  ausserhalb  des  Schiffes, 
ausser  der  Mannschaft,  also  ausser  den  mehr  oder  weniger  un- 
mittelbar dabei  Betheiligten,  als  den  Himmel  und  das  Meer.  Die 
an  sich  so  zahlreichen  geWöhnlichctti  rechtlichen  Beweismittel 
können  darum  in  der  Regel  gar  nicht  zur  Anwendung  kommen 
f.  KAll«obofB,  Seereekt  H.  ^ 


180  AlücIiD.  VIL  Vm  Bannen  Und  SeeBChldeB. 

und  die  «tteogen  Infotderiugen  des  gewOhnliohea  reefatKcbM 
Beweifles  mll  sehien  besMdereo  FormaUliten  mQtsen  deouiack 
schon, ven  selbst  faUen  gelassen  werden,  wenn  man  nidil  le 
Seesacheil  und  nameflAlich  in  HaxarieAlllen  oftmals  alien  «ad 
jeden  Beweis  so  gut  als  nnmögUeh  aMMiien  wüP). 

Demnach  wird  denn  auch  überhaupt  heim  Beweise  in 
HavarieAllen  weniger  auf  Formalitäten  gesehen,  nämlich  abge- 
sehen von  Schiffsjournal  und  Verklarung,  obgleich  msn  nidit 
mit  Klefeker  1.  c.  sagen  darf,  dass  der  Beweis  eines  zur  See 
erlittenen  Schadens  eigentlich  an  gar  keine  Formalität  gebunden 
ist  und  dass  er  schon  gehörig 'igpfahrt  sei,  wenn  er  der  Art 
sei,  jeden  vernünftigen  Menschen,  also  nicht  erst  in  formeller 
Weise  den  Richter  von  der  Wshrheit  des  angeblichen  Schadens 
zu  fiberzeugen.  Das  ordnungsm&ssig  geführte  Journal  und  (oder 
nOthigenfalls  auch  allein)  die  Verklarung  sind  eben  hier  die 
nothwettdigen  Formilftftten. 

Doch  ist  gewiss  auch  hier  die  blosse  Äussere  Form  um 
so  weniger  In  ietraehl  su  ziehen  and  als  reteranl  anzatefaen, 
als  Zeltend  Ort >  sowie  dl«  ßeschaiMwit  dieser  eigeatliQi»- 
Ikhen  Beweismittel  des  Seereobts  selbst^  endUcb  alle  anderen 
Umstünde' der  HJavariefMIese  sehr  dem  Zufalle  «nterworfsn  aiad 
imd  Gefahr  auf  der  einen  und  Fnreht  auf  der  anderen  Seile 
einwirken,  um  Beobachtung  gewisser  Fermen  zo  erschweren, 
ja  niebl  selten  nnmOglieh  zu.  maehen« 

NanieAllioh  Werden  die  Anforderongen  an  die  Bigennehaft 
der  Sengen  der  lu  beweisenden  Faeta  bedeulend  nachsulaaaen 
seln'X  wenn  «lan  nicht  dM  Beweis  ton  Satariefilllen  gemeinig- 
lieh  nnmöglMi  maehen  wili  Bs  iai  denn  aoeh  dorobaiia  in  4er 
Praxis  anerkannt,  dass  trotz  des  DienstteriiMtniMes  zwisohen 
dem  Aeldffer  und  seined  Leuten  das  Zengnies  der  klzleren 
Töllig  geeignet  Ist,  die  Aussagen  des  SeMffers  au  bekrilligen 
nnd  SB  beweisen.  Es  werden  ^ssSehifbrolks  Anssagcn  eicht 
iQr  anapect  fehalten.  Dies  wird  auehi  wohl  noch  weiter  anegn^ 
dehnt;  Doch  wird  man  zur  Tranipoftslion  ^ernrthsille  nnd  an* 
dwe  Yerbreober,  die  sieh  anl  dem  SchiCs  anfhalten,  nor  all 


1.  VergL  Smari^on  1.  c.  li.  chtafi.  14.  seot  9.  pag.  103.  Klafekar, 

1.  c   S.  49* 
8.  Vergl.  Everigon  I.  c.  und  Klefeker  L  o^ 
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yoniohl  alt  Zeugen  anwenden  dOrfen,  aelkat  in  Sezag  aaf  einen 
dieielben  an  sieh  niehl  betheiligenden  Seesehaden,  ohne  deaa 
matt  aber  ihr  Zeogniaa  Töitig  anberückaichtigt  iasaen  wQfde» 
namenUich  im  Falle  des  Mangels  anderer  JteWeisAlttel.  FreilWh 
keumit  hier  AUea  auf  die  ümatande  an  und  ist  erst  damaeh  tu 
bemessen,  in  wie  weit  jene  Verbrecher  I)  Oberhaupt  Kenntniss 
der  Wahrheit  der  betreiSenden  Facta  haben  können,  2)  in  wie 
weil  sie  wahrsclieinUch  oder  bestimmt  die  Wahrheit  sprechen 
werden,  3)  in  wie  weit  selbige  an  der  Feststellung  des  betreffen^ 
den  Ereignisses  in  dieser  oder  jener  Weise  interessfrt  sind  und 
in  wie  weit  4)  gerade  darnaeh  ihre  Aussage  fQr  yerdsditig  oder 
narerdachtig  au  halten  sei.  Natürlich  können  die  Depositionen 
?OB  Verbreehern  gegenüber  den  Angaben  wirklich  unrerdSchtiger 
Personen,  die  jenen  widersprechen,  keinen  Glauben  Terdtenen, 
obgleich  sie  wenigstens  Veranlassung  geben  müssen  zur  noch- 
maligen möglichen  Controle  der  geschehenen  und  fOr  wahr  bis 
dahin  angenommenen  Aussagen. 

Nach  den  Umatanden,  wenn  nämKch  es  sonst  an  anderen 
Befweisattttela  fehlt,  muss  man  sich  im  Seerecht  seibsf  mit  dem 
Zeugnisse  eines  einzigen  Seemannes  oder  auch  eines  Passa^ 
giers  begnügen  und  darnach  das  Factum  als  juristisch  erwiesen 
betrachten,  wenn  nur  sonst  nichts  Verdächtiges  forliegt  Nament- 
lich wird  man  aber  die  Aussagen  selbst  eines  Officiers,  nament- 
lich des  Schiffers  oder  Steuermannes  oder  Bootsmannes  als  einen 
ToUen  Beweis  betrachten*),  falls  dieselben  nur  ehren werthe 
Leute  sind  und  io  den  Umstanden  nichts  Verifikehtiges,  nament- 
lich io  den  Details  der  Angaben  selbst  nichts  Widersprechende^ 
liegt.  Doch  wird  hier  füglich  Alles  auf  das  Ermessen  des  Rich- 
ten nach  den  Umstanden  des  besonderen  Falles  ankommen 
mOsscn«  Nur  soviel  ist  überall  im  Allgemeinen  festzuhalten:  die 
eigenlhümliche  Natur  des  Seeverkehres,  die  mannigfaltigen  Ge- 
fahren der  See,  die  meist  unmögliche  Beobachtung  von  Formen, 
die  leider  zu  oft  mangelnden  anderweitigen  Beweismittel  müssen 
hier  den  Richter  immer  eher  als  sonst  Irgend  in  einer  anderen 
Rechtasphäre  bestimmen,  der  Billigkeit  den  freiesten  Spidrsum 
zu  gewahren  und  möglichst  das  formelle  Recht  mit  seiner  Strenge 
fiiUen  zu  lassen. 


d.  Kiele  ker,  S.  47. 
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Es  stdit  dann  ferner  fest,  dass  gegenüber  seinem  Ver- 
sicherer der  Schiffer  (Rheder)  allerdings  zur  Beweisfldining 
der  erliilenen  HaTarien  yerpflichtet  ist»  denn  es  ist  Dttärlich, 
dassy  wer  einen  Schaden  ersetzt  haben  wolle,  diesen  Sehadeo 
auTor  beweisen  müsse,  und  ferner  steht  fest,  dasa  es  darchMS 
dem  Schiffer  (Bheder>  zu  überlassen  ist,  wie  er  nun  gende 
diesen  Beweis  führen  wolle.  Doch  leidet  es  auf  der  andereo 
Seite  keinen  Zweifel,  dass  die  Versicherer  es  sich  gefallen  lassen 
müssen,  dass  der  Rheder  diesen  Beweis  auf  Grund  des  von  den 
Schiffer  dem  Rheder  geführten  eigenthttmlichen  Beweises 
durch  di^  Verklarung  sich  gefallen  lassen  müssen. 

Dasselbe  wird  von  der  Verbindlichkeit  und  von  der  Art 
der  Beweisführung  der.  Befrachter  gegenüber  den  Versicherern 
der  JLaduqg  behauptet  werden  dürfen.  —  Ebenso  bei  der  Bodmerei. 

DerSchiffer  dagegen  muss  gemeinrechtlich  für  y  erpflichtet 
geachtet  werden,  gegenüber  seinen  Rhedern,  sowie  gegeoöber 
den  Interessenten  der  Ladung  den  Beweis  der  Hararie  gerade 
durch  die  Verklarung  zu  liefern.  Die  meisten  alteren  und 
neueren  Seerechte  legen  denn  dem  Schiffer  diese  VerpflichtaDg, 
den  Beweis  gerade  so  zu  liefern ,  auch  ausdrücklich  anf  und 
manche  bestrafen  den  hierin  nachlassigen  Schiffer  sehr  hart 
Vergl.  bereits  Bd.  L  $  66.  Selbst  wo  Gesetze  den  Schiffer  nidit 
ausdrücklich  dazu  rerpflichten ,  ist  er  doch  zur  Belegung  der 
Verklarung  verbunden,  sobald  die  Interessenten  von  Schiff  aod 
Gut  es  verlangen. 

Dass  aber  der  Schiffer  die  Facta  des  Havariefalles  überbaopl 
den  Interessenten  von  Schiff  und  Gut  beweisen  müsse,  folgt  aus 
der  Stellung  des  Schiffers  von  selbst.  Der  Schiffer  ist  seinen 
Rhedern  für  die  tüchtige  Führung  des  Schiffes  und  den  Ladaogs- 
inleressenten  für  die  Ablieferung  der  Waaren  im  gesunden  Zu- 
stande unbedingt  verantwortlich.  Nur  die  unabwendbare  höhere 
Gewalt  und  im  Falle  der  Havariegrosse  namentlich  ein  den  Ge- 
brauchen der  See  entsprechendes  ordnungsmlssiges  Benehmen 
schützt  den  Schiffer  gegen  Schadensansprüche,  wenn  er  Scbifl 
oder  (und)  Gut  entweder  gar  nicht  oder  nicht  im  gesunden, 
im  gehörigen  Zustande  den  Rhedern  und  resp.  den  Befrachten 
und  deren  Destinataren  überliefert  An  sich  können  aber  in  der 
Regel  die  Schiffs-  und  Ladungsinteressenten  von  den  Thatsachen 
der  höheren  Gewalt  nichts  wissen,  ja  wenn  dies  auch  der  Fall 
sein  sollte,  so  muss  man  den  Schiffer  doch  zu  der  nach  den 
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Gebräuchen  der  See  Qblichen  Beweisftkbrang  ihnen  Ibr  ver- 
pflichtet halten,  weil  sie  diesen  ihnen  durch  den  Schiffer  ge- 
führten Beweis  gegenüber  ihren  Versicherern  und  Bodmereigebern 
gemeiniglich  notfawendig  gebrauchen  werden. 

Wenn  man  demnach  das  Ganze  des  Verhältnisses  in  um- 
fassende  Erwägung  sieht,  so  erseheint  der  durch  den  Schiffer 
gelieferCe  Beweis  durch  die  Verklarung  wesentlich  als  eine  Art 
von  Rechtfertigung  der  amtlichen  Führung  des  Schiffers,  als  eine 
Art  von  Rechenschaftsbericht  und  Rechnungsablegang,  lu  wel- 
cher der  Schiffer  wie  jeder  andere  Geschäftsführer  seinen  Pa- 
tronen und  Auftraggebern  unbedingt  verpflichtet  zu  halten  ist«). 
Um  50  mehr  wird  diese  Forderung  aber  an  den  Schiffer  voa 
den  Rhedern  und  Befrachtern  gestellt  werden  dürfen  in  allen 
den  Seeunfällen,  wo  der  Schiffer  gegen  sie  einen  Anspruch  ver- 
anlasst und  sie  gerade  durch  den  Seeschaden  selbst  in  ganz 
eigenthQmliche  Verpflichtungen  hineingebracht  hat,  wie  dies  bei 
der  Havariegrosse  der  Fall  ist,  indem  hier  eine  Contribution  der 
Seeschäden  auf  das  gerettete  Schiff  und  Gut  geschieht. 

Es  muss  aber  der  Schiffer  dem  Rheder  und  den  Befrachtern 
diesen  Beweis  gerade  durch  die  Verklarung  liefern,  weil  gerade 
durch  diese  die  einzige  nach  den  Verhaltnissen  der  Seesobiffahri 
mögliche  Controle  Ober  den  Kapitain  und  sein  Benehmen  wahrend 
der  Reise  ausgeübt  werden  kann  und  weit  gerade  die  Verklarung 
das  einzige  Beweisdocument  ist,  auf  Grund  dessen  der  Rheder 
und  die  Befrachter  nach  Seerecht  Dritten,  namentlich  den  Ver- 
sicherern gegenüber  einen  ordnungsmassigen  Beweis  ihres  See- 
schadens liefern  können.  Die  Verklarung  ersdieint  aber  nach  den 
Gesetzen  und  Gebrauchen  der  verschiedenen  Seeataaten  als  das 
allgemeine  Beweismittel,  welchem,  so  lange  es  unverdächtig  er- 
scheint, auch  alle  dritten  Personen  und  namentlich  die  Ver- 
sicherer Beweiskraft  beilegen  müssen.  Bei  anderen  Beweis- 
mitteln, durch  welche  der  Schiffer  den  Interessenten  von  Ladung 
und  Schiff  die  Facta  des  Seeschadens  darthun  würde,  ist  diea 
aber  nicht  der  Fall.  Demnach  ist  jeder  andere  Beweis  als  durch 
Verklarung  für  Rheder  und  Befrachter  als  ungenügend  zu  be- 
trachten und  ist  es  schon  desshdb  der  Natur  der  Sache  ange- 


4.  Ver^.  Pohls,  Seereeht  Seite  667  und  Pohls,  Bemerkongen  aber 
HaTariegrosie  S.  45. 
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m^den  and  der  Ordnung  des  Seehandebverkehres  gemias,  da» 
der  Schiffer  den  Beweis  gerade  durch  die  Verklarung  liefere. 

Daraus  ergibt  es  sich,  wie  irrig  es  sei,  wenn  man  die  Vor- 
schrift, dass  der  Schiffer  eine  Verklarung  bellen  solle,  h\m 
für  eine  Vergünstigung  fOr  denselben  und  für  ein  blosses  Nach- 
lassen von  der  Strenge  des  gerichtlichen  Beweisverfahrens  halt*). 
Sie  ist  eine  PflioU  für  und  Controle  gegen  den  Schiffer  uod 
selbst  höhere  Gewalt  befreit  den  Schiffer  nicht  davon,  soadern 
entschuldigt  ihn  nur  wegen  Nichtbeobachtung  etwaniger  vorge- 
schriebener Formen,  Fristen  •)  etc. 

Nichtsdestoweniger 'würde  man  jedoch  dem  Schiffer,  der 
keine  Verklarung  belegte,  keineswegs  allen  Anspruch  an  die 
Schiffs-  und  Ladungsinteressenten  eben  desshalb  nehmen  kön- 
nen, sondern  nur  behaupten  dürfen,  dass.  er  verantwortlidi 
werde,  also  dass  er  jeden  Schaden,  welcher  jenen  Personen  las 
dem  Mangel  einer  Verklarung  erwächst,  ersetzen  müsse.  Nament- 
lich gehöK  hieher  der  Fall,  wo  ein  Ladungs-  oder  Scbills- 
interessent  wegen  mangehnden  Beweises  keinen  Ersatz  von  seinen 
Versicherern  erhalten  kann,  nftmlich  natürlich  nur  in  soweit, 
als  der  Versicherer  bei  geführtem  Beweise  zum  Ersätze  t«^ 
pflichtet  war;  femer  wenn  bei  der  Havarlegrossecontributioo 
wegen  des  vom  Schiffer  verschuldeten  Mangels  des  Beweises  der 
Kheder  oder  Befrachter  in  Verlust  kommt.  -*  Nur  wenn  der 
Schiffer  beweist,  dass  er  in  Folge  höherer  Gewalt  (also  l  B. 
weil  er  und  seine  Leute  unmittelbar  nach  der  Havarie,  ehe 
man  In  einen  Nothhafen  kommen  konnte,  in  Sklaverei  gerietben) 
die  Verklarung  unterlassen  habe,  ist  er  von  allen  Verpflicfatungeo 
der  Art  freizosprechen.  —  Eine  fernere  natürliche  Folge  des 
Mangels  der  Verklarung  ist  die,  dass  der  Schiffer  den  Beweis 
des  Seeschadens  nun  auf  andere  Weise  führen  müsse.  Es  kann 
dann  wohl  kein  Zweifel  sein,  dass  an  diesen  die  Verklarung 
ersetzenden  Beweis  strengere  Anforderungen  in  formeller  Be- 
aiehung  gemacht  werden  dürfen,  als  an  die  Verklarung  selbst 


5.  Roceua,  de  uaec  Art. 59.  GaB«regi%  disearsai  legal,  diiear. in*!, 
et  diae.  142.  n.  12.  Marquard,  de  jnre  merc.  lib.  II.  e.  13  a.  TSi 
BaldaaaeToni  1.  c.  n.  8. 

a  ßo  PQUa  L  0.  69a  Aad^rtr  Mfinuag  Baeiigon  L  c  n.  p.8i  lü 
Bottlay.Paty  1.  c.  IL  145. 
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vitser  Weioe  der  Verdacbt  rtge,.  dass  der  Sobtdua  entwtder 
gar  Dicht  oder  doch  nicht  so  ala  der  JkbiflRNr  Uki  MobtriglMl 
angibt,  geschehen  sei,  und  muss  ihm  schon  desswegen  ein  for- 
mell schwieriger  Beweis  lur  Sicherung  seiner  Mandanten  auf- 
erl^  werdea.  Also  wird  BamaaÜich  aei*  Eid  alMia  oder  der 
Eid  einiger  seiner  Leute  nicht  als  genügender  Beweis  angesehen 
wcrdto  können,  sonder»  es  wird  MHieallioh  mit  atioer  Mann- 
schaft ein  förmliches  Zeugenverhör  vorgenomiBMi  werdea  mAsatn. 
Dagegen  biesse  es  wiederum  in  den  meisten  FaUan  aliaii  fatneren 
Bawels  dem  Schiffer  unmögüeh  machen,  wenn  maa  hier  die 
Anforderungen  an  die  Förmlichkeit  des  fieweisea  ao  hodi  atetgem 
wolMe,  dasa  man  dem  SehiOer  nieht  gestatten  wellte,  den  Bewek 
getadb  durch  die  Zeugenauaaagen  seiner  Leute  xu  Hfthrea.  Jil 
der  Regel  werden  andere  Beweiamittel  völlig  fehlen*)«  Deek 
wM  man  auf  dae  Journal  immer  ein  grosses  Gewioht  lege» 
mdasea  und  es,  aofeni  es  aua  aa  sich  unverdächtig,  aUenfalla 
attein  aekon  ala  Beweia  anaebea  dDifen» 

Uebrigens  war  der  Schiffer  im  Falle  einer  Havarie  wie  bei 
allen  anderen  fOr  Schiff  oder  Gut  wichtigen  Ereignissen  ver- 
pflichtet, den  Rhedern,  Befrachtern  und  deren  Correspondenten 
sobald  als  möglich  Nachricht  zu  geben,  abgesehen  von  der  PQicht 
zur  Verklarung.  Hatte  er  dies  scbuldbar  unterlassen,  so  erregt 
dies  allein  schon  unzweifelhaft  Verdacht  gegen  sein  ganzes  Be- 
nehmen in  der  Havariesache,  Ja  unter  umständen  können  da- 
durch Zweifel  gegen  die  Existeuz  des  Havariegrossefalles  ent- 
stehen. 

Am  Bestimmungsorte  mua^  der  Schiffer,  sobald  er  anlangt, 
noch  vor  der  Losung  den  Fall,  nameatlicb  bei  der  Havarie- 
grosae,  den  Seegerichten,  den  Coosignataren  und  den  Corres- 
pondenten der  Bheder  anzeigen  und  alle  Anstalten  zur  Ablegung 
einea  genauen  und  gewissenhaften  Recheoachaftsberichiea  maicben. 
Dnterliesa  er  von  dem  Allea  etwas  Weaentlicbea»  ao  wird  er 
acbon  dadurch  gegen  sich  und  aeiu  ganzes  Benehmea  in  der 
Havarieaache  Verdacht  erregeiv  In  allen  solchen  Verdachta? 
fUlen  wird  die  erste  Folge  die  sein,  dass  der  Richter  unter 


7.  VergL  überhaupt  PöbU  L  e. 
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mttgliöhst  strenger  Beohtditoag  der  gewaimiiöhen  FömlielH 
ketten  sich  inquisitorisch  Ober  alle  DetsUs  des  Havariefalle^  auf 
das  Strengsie  so  informiren  hat 


S»  167.    VerkUrmg,  namentlich  bei  Havariegrowe, 

Die  Natur  der  Verklarung  ist  bereits  Band  I.  $  66.  erörtert 
Hier  ist  nur  Folgendes  nachzuholen. 

Die  Verklarung  erfolgt  auf  Grund  des  Journals  und  zwar  in 
Havariegrossefdllen  namentlich  auf  Grundlage  der  in  Betreff 
dieser  darin  gemachten  Notizen.  Sie  ist  Oberhaupt  nichts  Anderes 
als  ein  Auszug  aus  dem  Journal,  welchen  der  Schiffer  madit, 
doch  so,  dass  er  den  Inhalt  des  Journals  jedenfalls  noch  ausfthr- 
lieber  darstellen,  audi  wohl  im  Einzelnen  erganzen  und  berich- 
tigen kann,  ohne  dass  schon  darin  an  sich  ein  Verdacht  gegen 
die  Verklarung  oder  gegen  das  Journal  liegen  wird.  Der  Schiffer 
ist  sodann  ausserdem  zur  Edition  des  Journals  verpfliditet  und 
wird  durch  den  gesammten  Inhalt  des  Journals  der  Inhalt  der 
Verklarung  geprüft  werden  dürfen.  Das  Journal  ist  zwar  die 
wahre  Grundlage  der  Verklarung,  doch  wird  man  nicht  behaupten 
können,  dass  eine  Verklarung  schon  desshalb  keine  Beweis- 
kraft verdiene,  wenn  durch  höhere  Gewalt  das  Journal  vernichtet 
worden  oder  weggenommen  worden  ist  und  nun  die  Verklarung 
einzig  auf  den  unmittelbarenAngaben  des  Schiffers  beruht  Dabei 
wird  allerdings  die  Voraussetzung  zu  machen  sein,  dass  in  den 
Umständen  des  besonderen  Falles  hier  kein  Verdacht  gegen  den 
Schiffer  gegeben  sei  •).     Siehe  $  170,  bes.  S.  143  ff. 

Die  Verklarung  muss  Alles  in  sich  begreifen,  was  die  Cm- 
stände  des  erlittenen  Schadens  ins  Licht  stellen  kann.  Sie  moss, 
wenn  sie  zum  Beweise  der  Havariegrosse  dienen  soll.  Alles  an- 
führen, wodurch  solche  gesetzmässig  wird  und  zur  Contribation 
yerpflichtet:  'also  namentlich  die  bestimmte  Ursache  der  Gefahr 
und  die  nähere  Charakteristik  der  Gefahr  selbst,  in  welcher  sich 
das  Schiff  zu  der  und  der  Zeit,  an  dem  und  dem  Orte,  bei  dem 
Kappen  von  Tauen,   Masten  efc.   oder  bei  dem  absiditiidiett 


8.   Klefeker  1.  c.  S.  50  schlient  die  MttglidikeU  der  Verkianuig  gm 
aniy  wenn  das  Journal  nicht  mehr  vorhanden  ist. 
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Standen  oder  Prangen  oder  bei  der  Werfung  der  Gttier  etc.  oder 
bei  dem  Einlaafen  in  einen  Noihhafen  elc  behnd  uAd  zu  jenen 
Anfopfemngen  sieb  yeranlasst  sah.  Femer,  das»  dnrch  jene  Vor- 
kehrangen  die  drohende  Gefahr  abgewandt  worden  sei.  Sodann 
Angabe»  ob  die  Masten  gebrochen  oder  absichtlich  gekapplf 
sind;  ob  nnd  welche  Güter  durch  die  Werfung  beschädigt  sind. 

Wenn  ^ie  Verklarung  mit  Genauigkeit  gemacht  werden  solKe, 
so  würde  sie  auch  besagen  müssen»  dass  das  Schiff  im  guten 
Stande  den  Hafen  yerlassen  habe,  nicht  überladen  gewesen  sei 
ond  überhaupt  Alles,  was  den  Schiffer  von  einer  Schuld  an  der 
Nothwendigkeit  der  Werfung,  des  Kappens,  Prangens,  Strandi^ns 
etc.  frei  spricht.  Doch  geschieht  dies  nicht  immer  und  Oberlassl 
man  dies  meist  bei  dem  Gerichte  anzubringen,  von  welchen  zu- 
letzt die  Havariegroese  abgethan  wird. 

Der  SeUffer  bat  diese  Verklarung  an  dem  ersten  Orte,  wo 
er  landet,  zu  machen.  Gesdiieht  dies  bloss  rn  Form  eines  Pro«' 
teste s  (S  66  Bd.  I.  S.  175),  so  ist  dies  eben  noch  keine  eigen!- 
ficfee  Veitlarung,  doch  scheint  ein  solches  Document  schon  geeignef 
und  genügend  zu  sein,  auf  Grand  desselben  späterhin  eine  förmh' 
liehe  Verklarung  zu  Stande  zu  bringen.  Doch  müssen  besondere 
(Jmstande  den  Schiffer  entschuldigen,  dass  er  nicht  sogleioii  eine 
förmliche  Verklarung  machte,  wenn  er  nicht  Verdacht  wegen  der 
Unterlassung  und  Verzögerung  auf  sich  laden  soll. 

Die  Verklarung  weicht  aber  namentlich  insofern  wesentUok 
von  dem  eigentlichen  und  förmlichen  Zeugenverhör  des  gewdhn- 
licben  Prozesses  ab,  als  die  Deponenten  einseitig  oder  wenig- 
stens ohne  vorhergehende  förmliche,  verpflichtende  Ladung  einer 
Gegenpartei  vernommen  werden.  Sie  erscheint  also  überall  der 
Form  nach  mehr  als  eine  öffentliche  Bescheinigung  und  Beglau* 
bignng,  hat  aber  nichts  desto  weniger  im  Allgemeinen  die  Beweis- 
kraft eines  förmlichen  Zeugenverhöres  auch  für  die  gegnerischen 
Parteien,  wegen  der  besonderen  Natur  des  Seeverkehres. 

i  168.    Beweiskraft  der  Verklarung. 

Sofern  nur  Form  und  Inhalt  der  Verklarung  unverdächtig 
sind,  giebt  die  Verklarung  einen  vollen  Beweis  fbr  das  Factum 
der  Havarie.  Dabei  darf  man  es  mit  der  Form  nibht  so  genau! 
nehmen,  den  Umstlinden  Rechnung  tragen  und  billiger  Weis» 
nachtragliche  Ergänzung  mangelnder  Formen  gestatten.    Wctan 
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8^  der  Inh^ill  nur  nicht  ao  wktersprichli  dais  <te  Verdacht 
gegen  den  Schiffer  entstehen  mag,  so  wird  aian  baehtriglicbe 
Eigiknzqngen  uad  Aufklärungen  gestatten  dOrfen,  ohne  daas  da* 
dfircb.  i^hon  die  Glaubwürdigkeit  der  Verklarung  leiden  ktante. 
Man  spricht  hier  dann  von  einer  sogenannten  Nachrerklarun^ 
Siehe  unten.  Debrigens  scheint  als  ob  der  Richter  einzig  nach 
den  UnstHnden  des  besonderen  Falles  beurtheilen  ktaae,  ob 
solche  £rgltnzungen  und  Verbesserungen  als  unmittelbare  An- 
hange und  ia  der  Form  der  Verklarung  oder  auf  andere  und 
mehr  förmliohe  Weise  geschehen  müssen,  namentlicb  dorch 
tOfoilicbe  Vernehmung  der  Schiflsleute  als  Zeugen.  Doch  möge 
man  hier  überall  Billigkeit  walten  lassen. 

Die  Verklarung  kann  dann  natürlich  nur  die  Begebenheiten 
der  Reise  beweisen.  Mit  Recht  aber  halt  Pohls  die  Behaaptong 
fikr  falsch,  dasa  die  Verklarung  unbedingt  nur  Thalaachen  be- 
weisCi  für  die  keine  anderen  Beweismittel  vorhanden  sind*  Von 
Zeit  der  Einnahme  der  Ladung  an  darf  die  Verklarung  für  alle 
■reignisse  des  Schiffes  und  der  Ladung  wahrend  der  Reise  bis 
zu  deren  Beendigung  als  Beweis  dienen  und  zwar  selbst  für  dai^ 
was  auf  dem  Lande  z«  B.  im  Nothhafen  passirte.  Die  G^ner 
können  nicht  verlangen«  daao  der  Schiffer  diese  Facta  noch  auf 
andere  Weise  beweise,  falb  nnr  von  den  Gerichten  die  Verkla- 
rung als  ordnungsrnttsslg  und  beweistüchtig  für  das  in  Frage 
ateheade  besondere  Ereignisa  erklart  wird. 

Doch  steht  auf  der  andern  Seite  fest,  dass  ein  Schiffer,  der 
über  ein  Ereigniss  andere  Beweiae  wirklich  hat,  und  wekfaem 
dnrch  der«i  Darlegung  keine  Weitläufigkeiten  entstehen,  von 
den  Gerichten,  soweit  es  diesen  relevant  erscheint,  fügliob  ange- 
wiesen werden  kann,  'Sie  darzubringen.  Femer  muss  man  den 
Sidiiffier  für  verpflichtet  halten,  wenn  er  bei  ordnungsraassiger 
Führung  seiner  Geschäfte  über  dieses  und  jenes  Geschäft  Bel^ie 
und  Beweise  nach  den  Dsanten  der  Handelswelt  haben  muaa« 
er  dieselbe  auch  neben  und  bei  der  Verklarung  unbedingt  dar- 
bringen und  auflegen  muss.  Die  Verklarung  kann  diese  Belege 
in  der  Regel  nicht  schon  ersetzen.  Also  wird  jedem  Schiffer  es 
oMJegen,  Quittungen  über  seine  Ausgaben  im  Nothhaüen,  femer 
wo  Waaren  verkauft  sind,  Verkaufsrechnungeni  Auctionsproto- 
kotte  etc.,  bei  Auabaaserang  d^  SchiffiBS  Reparaturrecbnnngen 
tia  aafsuweiaen»  und  jeder  Interessent  wird  diese  ala  natürlidie 
Belege  fcffdecn  dürfen,    Kur  in  den  Fällen,  wo  solche  Belege 
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dareh  fa6Mre  Gewalt  unlergegangeii  eM,  wird  man  atoli  ffer 
dergleichen  Angaben  des  Sehifim  die  Verlilarutig  auf  Ornnd  im 
SchitfebQcher  als  genügenden  Beweis  ansehen  dürfen  und  anch 
in  diesen  Punkten  die  Glaubwürdigkeit  derselben  nieht  answai«« 
fehl  dOrfen,  falls  nur  sonst  kein  Verdacht  gejen  de&  Sdkiffer 
TorUegL    Siehe  $  170. 

Die  sogen.  Nacbverklarung  kommt  auf  sweHaohe  Wdsö 
Yor.  Dieselbe  enthalt  ndmiich  entweder  AufklSrangen  Ober  That« 
Sachen,  welche  in  der  ersten  Verklarung  dunkel  und  onvollsUlndig 
angegeben  sind;  oder  sie  wird  belegt,  weil  sieh  nach  der  ersten 
Verklarung  Thatsacfaen  ereigneten,  oder  auch  erst  ?eHig  ode^ 
richtiger  bekannt  wurden  (z.  B.  dadurch,  dass  der  besonders 
betheiligte  Seemann  nachtraglich  noch  erscheint,  da  man  ihn  todt 
geglaubt  etc.)»  die  für  Beurtheilung  der  betreffenden  Havarie 
von  Wichtigkeit  sind.  *).  Es  wOrde  sehr  hart  sein,  wenn  mail 
im  ersteren  Falle  wie  es  Pohls  I.  c.  099  thut,  verlangen  wollte^ 
dass  der  Schiffer  die  Ergänzungen  und  Aufklarungen  Ober  That« 
Sachen,  die  ihm  schon  zur  Zeit  der  ersten  Verklarung  bekannt 
waren,  nun  allemal  durch  eine  förmliche  Vernehmung  der  See-** 
teilte  als  Zeugen  zu  beweisen  habe,  so  lange  nicht  die  Schuld 
der  Donkelheiten,  Lücken  etc.  dem  Schiffer  zur  Last  fallen. 
Blosse  Ungenauigkeiten  in  dem  Berichte  und  Aehnliches  wird 
man  noch  nicht  als  eine  Schuld  des  Schiffers  ansehen  dürfen; 
vielmehr  muss  man  gerade  dies  einem  Schiffer  zu  Gute  halten, 
in  welchem  man  in  der  Regel  keinen  grossen  Stylisten  suchen' 
darf  nnd  weicher  nicht  selten  unter  den  misslichslen  Umstanden 
im  Nothhafen  seinen  der  Verklarung  zum  Grunde  liegenden 
Bericht  hat  abfassen  müssen.  Wenn  nun  aber  vollends  gar  der 
die  Verklarung  aufnehmende  Beamte  (Richter,  Gonsul,  Notar) 
die  Schuld  der  Ergänzungen  tragt,  so'wftre  es  besonders  hart, 
dem  Schiffer  dieses  durch  Auflegung  strengerer  prozessualischer 
Beweisformen  entgelten  lassen  zu  wollen.    Siehe  $  170. 

g  IM.    Beweis  des  Eigeatfaums  und  der  GrOise  des  Sehadena  m 
Schiff  und  Gut. 

Wenn  die  wirkliche  und  legale  Existenz  der  Havariegrosse 
in  der  in  den  vorigen  S$  angedeuteten  Weise  bewiesen  worden 


9.  Vergl.  Emeri^oQ  |.  c,  IL  p.  97.   Bonla^-Paty  1.  e,  IL  IM, 
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■cfweisnttM  ftt  und  es  treten  fbr  dieselben  im  Allgemeinen 
keine  beeonderen  Regein  ein.  Doch  ist  anf  folgende  Jiigenibtai^ 
Uokkeiten  Mnxaweisen« 

A.  Da  mit  der  Verklarung  regelmassig  kein  förmliehes 
ZeugenverhOr  unter  förmlicher  Ladung  der  Parteien  verbunden 
ist,  sondern  die  Beeidigungen  nur  als  Beglaubigungen  und  Be- 
scheinigungen fQr  die  Aussagen  des  Schiflers  erscheinen,  so 
brauchen  die  Gegner  der  Verklarung  die  Verklarung  nicht  un- 
bedingt gegen  sich  gelten  zu  lassen  und  können  selbige  nach 
ihrem  Ermessen  bezweifeln  und  eine  neue  und  förmliche  Ab^ 
hörung  derselben  Zeugen  der  Verklarung ,  also  namentlich  der 
bereits  Ternommenen.SchinsmaDnscbaft  verlangen.  Diese  zweite 
Abhörung  ist  aber  gleichfalls  nicht  nach  den  strengen  Regeln 
des  Zeugenbeweises  zu  beurtheilen.  Dabei  wird  unzweifelhaft 
so  viel  feststehen,  dass,  wenn  schon  die  Aussagen  der  Zeugen 
bei  dieser  zweiten  Abhörung  auch  noch  so  sehr  das  Gegenlheil 
von  ihren  Aussagen  bei  der  Verklarung  enthalten,  dadurch  an 
sich  niemals  der  Beweis  des  directen  Gegentheiis  als  geführt 
angesehen  werden  könne.  Vielmehr  wird  auch  hierdurch  nur 
der  Verklarung  die  Beweiskraft  genommen,  ohne  dass  die  neuen 
Aussagen  als  juristische  Wahrheit  angenommen  werden  dürften. 
Denn  die  Deponenten,  indem  sie  ihre  bei  der  Verklarung  ge- 
gebenen früheren  Angaben  bei  dieser  zweiten  Abhörung  in  Ab- 
rede stellen  und  entkräften,  stellen  sich  selbst  als  meineidig 
dar,  und  sodann  muss  die  eine  Aussage  soviel  Kraft  haben,  als 
die  andere,  die  erste  wie  die  zweite,  so  dass  sie  sich  mithin 
gegenseitig  in  ihrer  (jlaubwürdigkeit  aufheben. 

Dagegen  wird  die  zweite  Deposition  des  Schiffsvolkes  die 
Glaubwürdigkeit  der  Verklarung  sehr  verstärken,  wenn  die  Aus- 
sagen der  zweiten  Vernehmung  mit  denen  bei  der  Verklarung 
in  den  wesentlichen  Punkten  übereinstimmen  oder  wenn  selbige 
genügende  Aufklärung  und  Ergänzung  der  dunklen  oder  lücken- 
haften Verkjarungsangaben  liefern. 

B.  Besonders  wichtig  für  den  Gegenbeweis  kann  das  Schiffs- 
journal werden. 

Nach  S  66  bildet  dasselbe  überhaupt  die  regelmässige  Grund- 
lage der  Verklarung.  Weichen  daher  die  Bestimmungen  des 
Journals  von  denen  der  Verklarung  ab  oder  enthält  ersterea 
Xkataaebea  niebt,  welche  letztere  anülhii:  ao  wird  das  Joimri 
unter  Umständen  geeignet  sein,  der  Verklarung  alle 
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knit  10  antitolMn  iMhfr  fielh%e  d<^h  m^lkr  Öder  wettiger  i« 
ichwadiefi. 

Nicht  wMfger  werden  Hinge]  in  dem  lourfiale  selb^  <i.  II. 
Haordimiig»  WklenprQohe,  Rasuren,  fehlendl»  Blattei  etc.)  idtm 
•a  »ich  uai  nun  vollends  in  Verbindung  mit  andere^  IMwda^ 
aonenten  oder  VerdaAlagründen ,  wichtige  Momente  fbr*  fcn 
Oqcnbawela  gegen  die  Verklarung  liefern.  Denn  dureb  dt4 
Snohntterung  des  Fundaments  der  Verklarung,  9h  welche  iMs 
Jouraal  zu  betrachten  ist»  wird  die  Verklarung  selbst  erscfaülterl; 

Da  übrigens  der  Schlfltor  das  Jovirnal  vortugswei«^  Im  In-*- 

torcsae  der  Schiflii-  und  Ladungsinteressenten  zu  führen  ang^ 

Khen  werden  muss,  ja  das  Journal  von  Anfang  an  efgenfifch 

nur  als  Control«  fkber  die  tOchtige  GeschirufOhrung  des  SchiffefS 

in  Betreff  von  SchifT  und  Gnt  angesehen  werden  darf,  so  Vef^ 

steht  es  sich  von  selbst,  dass  der  SchiOer  den  Rhedem  wie  defe 

Befrtchtern  znr  Edition  des  Journals  verpflichtet  ist.  Ja  es  Wird 

dasselbe  Ton  allen  Schiffsbachern,  die  der  Schiffer  führen  musa, 

geMcn,  denn  alle  werden  vorzugsweise,  wenn  nicht  ausschliess^ 

Keh,  zu  dem  Zwecke  geführt,  den  Schiffer  und  seine  Geschäftig 

fbhrung  gehörig  zu  controliren.    Durch  die  Edition  des  Journals 

wie  der    übrigen   Schiffsbücher   kann  ja   öberiiaupt    mt  <ler 

Schiffer  einen  genügenden  Beweis  und  eine  gehMge  Rechtin^^ 

Schaft  dber  die  Führung  der  ihm  in  Betreff  von  SchlK  und  6ut 

obliegenden  Geschäfte,  also  über  die  Erfüllung  der  Ihm  gegen 

Rbeder   und    Befrachter   obliegenden   Pflichten    ontnungsihilssig 

d^rthun.    Bs  ist  dabei  zwar  einzuräumen,  dass  der  Schiffer  i^ 

dieser  Beziehung  vornttmlich  und  direct  dem  Rheder  verpfNdft^ 

sei.  also  dass  er  vorzüglich  diesem  zur  Edition  der  Sdhifll^bü<$her 

verbunden  geachtet  werden  muss.     Aber  nicht  bloss  vermöge 

der  durch  den  Frachtcontract  eingetretenen  Gemeinschaft  dürfen 

die   Ladungaiuteressenten   hier  an  den   Rechten   des   Rheders 

Theil  nehmen,  sondern  es  sicheint  die  Beziehung,   in  welcher 

der  Schiffer  direct  nach   der  ganzen  Natur  des  Seefrachtver^ 

haltMsaes  steht,  der  Art  zu  sehi,  dass  man  auch  in  Bezug  auf 

diese  Personen  gegenüber  dem  Schiffer  die  Schiflbbftcher  und 

namantHeh  das  Journal  als  gemeinschaftliche  Documente  he* 

trachten  darf. 

Bvhaiiptet  der  Schiffer,  kein  Journal  geführt  zu  haben,  so 
aeigi  er  aioh  dadorch  als  etnen  sehr  unordentiidien,  Ja  Im 
hOclHten  Orsrie  nacMAaalgenv  pfltehtvcigoaaenen  SchUhfr  ^oM 
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m^  mit  Recht  den  gegrOndetston  Verdaoht  gegen  eeine 
Geschttftsführung  in  Betreff  von  Schiff  und  Gut  Demnach  kami 
die»  nun  einzig  durch  die  Schuld  des  Schiffers  ihres  Fundamen- 
tes» nämlich  des  Journaies  entbehrende  Verklarung  des  Schiflers 
von  Anfang  an  .nur  geringen  Glauben  verdienen.  Allen  Glaaben 
wird  man  ihr  indessen  principiell  nicht  absprechen  kömieiL 
D^selbe  wird  gelten  müssen,  wenn  durch  Schuld  dee  Schiflers 
das  Journal  ganz  oder  auch  nur  theilweis  verloren  gegaagea 
oder  verstQmmelt  etc.  ist 

bt  dagegen  das  Journal  bei  einem  Schiffbruche  oder  sonst 
in  Folge  höherer  Gewalt  und  überhaupt  ohne  Schuld  des  Schiflers 
verloren  gegangen  oder  abhanden  gekommen  oder  ganz  oder 
theilweis  vernichtet,  verstammelt  etc«,  so  kann  man  wegen 
Mangel  des  Journals  allerdings  auch  hier  der  Verklarung  voo 
Allfang  an  nicht  dieselbe  Glaubwürdigkeit  wie  sonst  heil^^en. 
Man  wird  immer  annehmen  dürfen,  dass  Schiffer  und  Sdüfls* 
volky  deren  Gedächtniss  durch  die  unmittelbar  bei  oder  oacb 
den  betreffenden  Ereignissen  niedergeschriebenen  JournalnotiMO 
nicht  zu  Hülfe  gekommen  werden  kann ,  dies  oder  jenes  ver- 
gessen haben  oder  sich  überhaupt  nicht  mehr  deutlich  aller 
ümstHnde  erinnern.  Doch  wird  füglich  dies  namentlich  erst 
dann  anzunehmen  sein,  wenn  solche  Verklarung  lungere  Zeit 
nach  der  Havarie  erfolgte.  Auch  werden  erst  anderweitige  Um- 
stände geeignet  sein,  eine  solche  Verklarung  eigentlich  zu  ver- 
dächtigen, namentlich  wenn  aus  dem  Inhalte  der  Verklarung  sidl 
Lücken  in  dem  Berichte  über  das  Havarieereigniss  ergeben. 
Jedenfalls  aber  wird  man  wenigstens  eher  geneigt  sein  dürfen, 
den  Gegenbeweis  gegen  eine  solche  auch  rein  zuftJlig  der 
Journalgrundlage  ermangelnde  Verklarung  zu  versuchen  oder 
doch  eine  besondere  Controle  gerade  durch  eine  nacbtrigliche 
zweite  Abhörung  der  Schiffismannschaft,  über  das  Havarieereig* 
niss  in  einem  förmlichen  Zeugenverhöre  zu  veranstalten.  Cnd 
der  Richter  scheint  hier  nach  der  Natur  der  Sache  die  Pflicht 
SU  haben,  dieses  Zeugenverhör  so  scharf  und  speziell  als  mög- 
lich und  unter  Beobachtung  der  strengsten  juridischen  Fonnali* 
titen  zu  machen,  um  gerade  dadurch  möglichst  den  reinen  That- 
bestand  der  Havarie  zu  Tage  zu  fördern. 

G.  Auch  alle  übrigen  Belege,  welche  der  Schiffer  Ober  seine 
Gescbftftsfühmng  beibringt  und  beibringen  muss,  als  Quittungen 
Ober  Z19U-»  Lootsen-,  Hafen-,  QuarantUae- Gelder,  Veikaiib- 
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reduuinges,  AocIionspiotokoUe  etc.  können  nach  ihrer  Form 
wie  aadi  ihrem  Inhalte,  auch  nach  Zeit  und  Ort  der  Abfasaung« 
nach  Beschaffenheit  der  Person  des  Ausateliers»  Aufnehmers, 
der  etwanigen  Zeugen  etc.,  unter  Umstanden  wichtig^  Momente 
ftkr  den  Gegenbeweis  liefern,  und  zwar  sowohl  überhaupt  als 
namentlich  für  die  Grösse  des  Schadens  etc.  Doch  scheint  es, 
als  ob  sieh  hierüber  weniger  allgemeine  Grundsatze  aufstellen 
liesaen  und  dass  hier  vielmehr  Alles  auf  die  Umstände  des  be- 
sonderen Falles  ankomme.  Es  ist  hier  also  dem  Ermessen  der 
Parteien  oder  auch  des  Richters  Alles  anheimzugeben. 

D.  Für  die  anderen  zulassigen  Beweismittel  lassen  sich 
keine  besonderen  Regeln  aufstellen,  sondern  gelten  die  allge- 
meinen   prozessualischen    RechtsgrundaStze.     Namentlich   wird 

hier  l>eim  Gegenbeweise  Oberhaupt  Vieles  dem  freien  Er- 
des  Richters  ld)erlassen  bleiben.  Sodann  ist  festzuhalten, 
daaa  dieselben  Beweismittel  in  yerschiedenen  Verhältnissen  nach 
Bewandtniss  der  Umstände  Terschiedene  Resultate  in  Bezug  auf 
die  GkubwOrdigkeft  der  Verklarung  beryorbringen  können, 
samenilieh  jenachdem  der  Schiffer  und  seine  Leute  mehr  oder 
minder  gerechtfertigt  oder  verdächtig  dastehen. 

E.  Die  Wirkung  des  Gegenbeweises  muss  aber  hauptsäch- 
lich in  folgenden  bestimmt  auseinander  zu  haltenden  Fallen 
▼erschieden  sein: 

1)  Der  Beweis  des  directen  Gegentheils  von  den  in  der  Ver- 
klarung behaupteten  Thatsachen  muss  natürlich  dem  Schiffer 
jeden  auf  die  von  ihm  fälschlich  angeführten  Thatsachen 
begründeten  Anspruch  nehmen. 

2)  Der  Beweis  dagegen,  dass  die  Verklarung  keinen  vollen 
Glauben  verdiene,  kann  diese  Wirkung  nicht  unbedingt 
haben.  Wird  der  Mangel  der  Beweiskraft  durch  Umstände 
herbeigeführt,  welche  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen 
für  den  Schiffer  die  Natur  eines  Zufalles  haben,  z.  B.  wenn 
die  Schiffsmannschaft  beim  zweiten  Verhör  das  Gegentheil 
von  dem  aussagt,  was  man  bei  der  Verklarung  angegeben 
hatte,  so  mass  es  Ihm  freistehen^  die  Wahrheit  dessen,  was 
er  durch  seine  Verklarung  depontrt  hat,  anf  andere  Weise 
darznthun.  Der  bessere  Beweis  wird  hier  nie  abzuschneiden 
sein,   denn  damit,  dass  die  Verklarung  (nun   wegen  der 

V.  lalUBb^ro,  Seereoäl  II.  10 
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enfgegengesetzten  Depositionen  beim  zweiten  ZeagenTer- 
höre)  noch  nichts  oder  Yielmehr  nichts  mehr  beweiset,  ut 
noch  nicht  ausgemacht,  dass  das  Dner  wie  seile  (eben  die 
DeposHionen  des  Schiffers  in  seiner  Verklarung)  nun  auch 
unwahr  sei. 

Ist  dagegen  der  Mangel  der  Beweiskraft  der  VerklaftRig 
einer  Schuld  des  Schiffers  zuzuschreiben,  so  ist  demselben 
'  auch  dann  noch  nicht  allgemein  das  Recht  des  besseren 
Beweises  abzusprechen,  sondern  wird  hier  allemat  dito  Spe- 
zielle Natur  der  einzelnen  Handlung  zu  berücksichtigen  sein, 
die  man  dem  Schiffer  in  dieser  Betiebung  zur  Last  legt 
Erst  darnach  wird  zu  bemessen  sein,  ob  der  Gegenbei 
der  nach  Form  oder  Inhalt  mangelhaften  Verklarung 
mehr  bald  weniger  gegen  den  Schiffer  beweise  und  «b 
man  diesen  letzteren  zum  besseren  Beweise  zulassen  solle 
oder  nicht  Der  Schiffer,  welcher  z*  B.  bloss  ein  Verseilen 
in  der  Form  beging,  wird  billiger  Weise  nicht  von  der 
Befugniss  ausgeschlossen  werden,  einen  besseren  Beweis  m 
liefern  oder  die  Formalitaten  noch  naehtragllcfa  zu  erftlHeB 
etc.  Derjenige  dagegen,  der  betrikglich  hand^,  abo  b.  B. 
derjenige,  welchem  nachgewiesen  wird,  dass  er  Matrosen 
erkaufte,  Passagiere  bestach,  seine  Bücher  fillschte  etc.»  ist 
Ton  Rechtswegen  so  anzusehen,  als  ob  er  keine  Verkisnwg 
belegt  habe  und  verliert  consequenter  Weise  überall  seine 
Rechte  aus  einer  Verklarung  oder  wird  sonst  zum  Schadens- 
ersätze verpflichtet    Vergl.  Pohls  I.  c. 

Endlich  kann  es  keine, Frage  sein,  dass  den  Schif&K 
und  Ladungsinteressenten  untereinander  oder  gegen  ihre 
Versicherer  in  allen  Fallen  der  bessere  Beweis  gestattet 
werden  müsse  *•). 

%  171.    Ort  des  Beweiats. 

Die  Rechtfertigung  der  Verluste  und  Kosten,  welche  die 
gemeinschaftliche  Havarie  bilden,  und  überhaupt  die  ganae  Auf- 
machung, Berechnung  und  Verthellung  der  Havariegrosse  ge- 
schieht an  dem  Löschplätze  (Spanisches  Recht  1.  c  Art  945). 


12.  Piaatanida  1.  c.  I.  p.  13  aq. 


Kap.  ?1.  Beweis  der  HaTariegrooe.  {171.  147 

Oberhaopl  wo  die  Seiae  endigt  (Holl.  Recht  1.  c.  Art  722),  und 
iwair  in  der  Regef  auf  Ansuchen  des  Kapitains,  mit  Vorladung 
and  Anhönrog  aimoitlicher  anwesenden  Interessenten  oder  ihrer 
GofnmiBshinare.  Span.  Recht  l  c.  Art.  945.  Hoil.  Recht  Art.  724. 
Doch  versteht  sich  die  Bestimmung  des  Rolland.  Rechts  i.  c. 
Art  792  Ton  selbst;  nämlich  Torausgesetzt,  dass  nicht  die  Par- 
teien Qber  den  Ort  dieser  Aufmachung  andere  Bedingungen 
zoTor  gemacht  oder  nachtraglich  noch  andere  Bestimmungen 
getroffm  haben.  Dort  muss  denn  das  ganze  Beweisverfahren 
statlflliiden« 

Ist  der  OK  der  Löschung  oder  Beendigung  der  Reise  fDr 
die  betreffenden  Schiffs-  und  Ladnngsinteressenten  als  Ausland 
aoanseben,  so  wird  es  allerdings  fürs  Erste  darauf  ankommen, 
ob  die  Behörden  und  Gerichte  dieses  Landes  solchen  Auslandern 
in  dieser  Sache  Gehör  geben  und  Recht  sprechen  wollen.  Im 
entgegengesetzten  Falle  würden  die  Schiffs-  und  Ladungsinteres- 
senten  nur  privatim  ihre  Havariegrosse  daselbst  aufmachen  und 
abthan  können.  Wollen  sie  sich  dazu  nicht  verstehen,  so  wird 
die  Berechnung  in  dem  Hafen  der  Ladung  oder  überhaupt  in 
einem  Heimathshafen  oder  auch  wohl  am  nächsten  Platze,  wo 
die  Aufmachung  regelrecht  erfolgen  kann,  geschehen  können. 
lo  streitigen  Fallen  wird  von  der  einen  Partei  am  besten  die 
Klage  dort  erhoben,  wo  Schiff  und  Gut  oder  doch  der  grösste 
Theil  der  gegnerischen  Güter  und  Parten  sich  befinden,  sofern 
die  dortigen  Behörden  die  Klage  annehmen  wollen.  Sonst  wird 
am  zweckmSissigsten  die  Klage  am  Wohnorte  der  anderen  Partei 
zu  erheben  sein.  Das  forum  ^  contractus  conclusi  wird  nicht 
selten  rein  zufällig  sein  und  eine  Durchführung  der  Klage  da* 
selbst  schwer  werden.  Sind  viele  an  verschiedenen  Orten 
wohnende  Interessenten  vorhanden  und  sind  zufälliger  oder  ab- 
aiditlicher  Weise  die  Gegenstande  der  Havariegrosse  nicht  mehr 
beisammen  vorhanden,  so  wird  eine  Durchführung  der  Klage 
sehr  schwierig  sein.  Das  Beste  ist  dann  immer,  an  dem  Wohn- 
orte der  am  meisten  betheiligten  Personen  die  Klage  zu  erheben. 
NatQriich  wird  man  den  Schiffer  zur  Verantwortung  ziehen  und 
zur  Entschädigung  anhalten  dürfen,  wenn  durch  seine  Schuld 
den  Schiffs-  und  Ladungsinteressenten  die  Aufmachung  und 
Abthuung  der  Havariegrosse  erschwert  oder  gar  unmöglich  ge- 
macbt  wird. 

10* 
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Das  HoU.  Recht  1.  c.  Artikel  723  bestioinit  ooeb:  Bei  einer 
Einstellung  einer  Reise  innerhalb  Landes  (Holland)  oder  bei 
Strandung  von  Schiffen  allda ,  wird  die  Rechnung  und  Verthei- 
lung  der  Havariegrosse  angefertigt  an  dem  Orte,  von  wo  die 
Schiffe  innerhalb  dieses  Landes  abgegangen  sind  oder  haitett 
abgehen  müssen.  —  Femer  heisst  es  ebendaseibst  Artikel  725: 
Bei  einer  gänzlichen  Einstellung  der  Reise  unterwegs  oder  bei 
dem  Verkauf  der  Ladung  in  einem  Nothhafen,  beides  ausserhalb 
Landes  (Holland)  vorfallend,  ist  die  Forderung,  Berechnung  und 
Vertheilung  des  Schadens  zu  machen  an  dem  Orte,  wo  eine 
solche  Reiseeinstellung  oder  ein  solcher  Ladongsverkauf  statt- 
findet. —  Diese  Bestimmungen  scheinen  sachgemSss  zu  aein. 


S  172.    Fortsetzung. 

Es  ist  aber  gerecht  und  billig,  dass  die  Aufmachung  der 
Havariegrosse  i^n  der  Regel  am  Löschplatze  geschehen  soll, 
weil  dies  der  Ort  ist,  wo  der  Schiffer  die  Waaren  abliefert  and 
mithin  gerade  dort  die  Gemeinschafl  von  Schiff'  und  Ladung 
aufzuhören  im  Begriff  ist.  Ferner  Iftsst  sich  hier  eigentlich  allein 
oder  doch  am  leichtesten  der  Betrag  des  contribuirenden  Werthes 
und  des  Schadens  ausmitteln.  Endlich  sind  ja,  wenigstens  ge- 
wöhnlich, gerade  hier  die  Empftnger  der  Güter,  welche  die 
Contribution  angeht  und  welche  ja  den  Gesetzen  dieses  ihres 
Wohnortes,  des  Löschplatzes,  unterworfen,  mithin  hier  am 
besten  zu  belangen  sind. 

Es  versteht  sich  dann  von  selbst,  dass  die  Aufmachung  Tor 
der  Ablieferung  der  Waaren  geschehen  muss  oder  dass  diese 
letzteren  wenigstens  zuvor  zum  Behufe  der  HavariegrossebereGh- 
nung  abgeschätzt  werden.  In  streitigen  Fallen  ist  Deponirung 
nöthig.  Uebrigens  wird  allemal  möglichst  schnell  die  Ausladui^ 
zu  bewerkstelligen  sein,  damit  die  GQter  nicht  durch  das  zulange 
Liegen  im  Schiffe  verderben  oder  sonst  (namentlich  wenn  das 
Schiff*  bei  der  Havarie  sehr  beschädigt)  neuen  Gefahren  ausge- 
setzt werden. 

Jede  Aufmachung  an  einem  anderen  Orte  als  dem  Lösch- 
plätze nach  Verabfolgung  der  GQter  etc.  und  überhaupt  nach 
mehr  oder  weniger  grosser  Aufhebung  der  Gemeinschaft  zwisolien 
Schiff'  und  Gut  führt  zu  unendlichen  Weitläufigkeiten,  stürzt  in 
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unabaehbare  Prozesse  und  wird  nicht  selten  zu  gar  keinem 
Resultate  (bhren  können,  indem  der  Thatbestand  der  Havarie- 
grosse« ihrer  Schaden  und  Beitrage  nach  einmal  aufgehobener 
oder  auch  nur  gestörter  und  verkümmerter  Gemeinschaft  sehr 
schwer»  meist  nur  unvollkommen  und  nicht  selten  gar  nicht  mehr 
festgestellt  werden  kann»  namentlich  wenn  die  zu  belangenden 
Personen  tn  allen  Welttheilen  wohnen.  Desswegen  wird  man 
die  Pflicht  des  Kapitains  zur  gehörigen  Zeit  und  am  gehörigen 
Orte  die  Havarie  aufzumachen,  als  sehr  strenge  ansehen  müssen. 
Seine  Nachlässigkeit  und  Saumseligkeit  wird  hier  seine  Rheder 
und  Befrachter  leicht  in  grosse  Nachtheile  bringen.  Manche 
Gesetze  verpflichten  den  Schifler  ausdrücklich,  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  Aufmachung  geschehe.  Es  liegt  aber  diese  Pflicht  auch 
in  der  Natur  der  Sache  begründet.  Der  Schifler  nach  seiner 
eigenthümlichen  Stellung  gegenüber  den  Rhedern  wie  den 
Ladungsinteressenten  muss  fbr  das  bei  der  Havariegrosse  so 
wesentlich  concurrirende  gemeinschaftliche  Interesse  von  beiden 
Parteien  sorgen.  Die  Ladungsinteressenten  kann  man  zu  dieser 
Besorgung  nicht  besonders  für  verpflichtet  halten,  denn  sie  sind 
einander,  ausser  der  Leistung  ihres  Beitrages,  zu  nichts  weiter 
Terbnnden.  Die  Rheder  aber  werden  gerade  vorzugsweise  durch 
den  Schiffer  reprdsentirt.  üeberdies  ist  der  SchifTer  bei  einer 
Besobadigung  des  Schifles  (durch  Prangen,  Stranden)  jedenfalls 
derjenige,  welcher  (im  Namen  der  Rheder  allerdings)  eine  For- 
derung macht.  Bei  Beschädigung  der  Ladung  oder  beim  Werfen 
soll  aber  gerade  er  den  Eigenthümern  Ersatz  leisten,  zu  dem 
ihm  nur  alle  Interessenten  von  Schilf  und  Gut  contribuiren 
müssen.  Regt  im  letzteren  Falle  der  Schiffer  die  Aufmachung 
und  Contribution  nicht  an,  beweist  er  also  dabei  seine  Berech- 
tigung der  Werfung  etc.  eben  wegen  des  Havariegrosse -Falles 
nicht,  so  wird  man  ihn  zur  persönlichen  Haftung  für  allen  den 
Ladungsinteressenten  durch  jene  Werfung  etc.  verursachten 
Schaden  anhalten  dib^fen.  Es  tritt  dann  wenigstens  die  Pit- 
suoition  ein,  dass  der  Schifler  zu  jenen  absichtlichen  Beschä- 
digungen nicht  berechtigt  gewesen  war,  dass  der  Fall  nicht  in 
Havariegrosse  gehört  habe  etc.  Dasselbe  wird  dann  zu  sagen 
seio  von  der  Pflicht  und  Haftung  des  Schiffers  gegenüber  der 
Rhederei,  wem  der  Schifler  seholdbar  die  Aufmachung  unter- 
lasst    Vergl.  Pohls,  S.  743.    Siehe  unten  %  178  n.  XL 
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Der  LöscbpIatsE  vird  niebt  selten  der  Notbbafen  fiein  und 
dies  wird  nicht  bloss  in  dem  Falle  gescheben,  wenn  das  ScUff 
wirklich  unfikhig  geworden  ist,  seine  Reise  von  dort  aus  fortz«- 
setzen»  sondern  auch»  wenn  die  Ladungseigenthümer  oder  deren 
Beauftragte  dem  Schifler  die  Fortsetzung  der  Reise  untersagen» 
indem  sie  ihm  die  volle  oder  tbeilweise  Fracht»  nach  Maaagvlie 
einer  zu  treffenden  Vereinbarung  oder  soweit  darüber  geaelz- 
liehe  Bestimmungen  bestehen»  zahlen  und  Ober  ihre  Waareo 
anderweitig  disponiren»  also  selbige  im  Nothhafen  verftusaera 
oder  mit  anderer  besserer»  schnellerer  Gelegenheit  oder  nach 
anderen  Orten  verschicken.  In  streitigen  Fallen  wird  allerdings 
die  Aufroadiung  und  Durchführung  der  Havariegrosse  im  Noib« 
hafen  manche  Schwierigkeiten  haben»  besonders  da  Schifls-  uad 
Ladungsinteressenten  daselbst  nicht  wohnen»  auch  dort  wohl» 
nach  den  eigentbOimlichen  Gesetzen  des  Landes  nicht  beiaagl 
werden  kOnnen  etc.    Siehe  $  171  "). 

Setzt  dagegen  das  SchiiT  mit  der  Ladung  seine  Reiae 
nach  dem  Bestimmungshafen  fort^  so  tritt  das  Forum  des  Löaeh- 
platzes  ein. 

Wenn  die  Havariegrosse  sich  in  der  Nähe  des  Abgangshafens 
ereignet  oder  doch  kein  anderer  Nothhafen  in  der  Nabe  ist»  so 
wird  das  Schiff  bisweilen  geradezu  in  den  Abgangshafen  an- 
rückkebren.  Dann  muss  dort  die  Havariegrosse  auügeaiaclil 
werden.  Die  Sache  ist  dann  hier  ebenso  einfach  als  am  LOsoh- 
platze.  Die  Ladungsinteressenlen  sind  hier  natürlich  dann  regal- 
mllssig  noch  gar  nicht  die  destinirten  Empfiloger  der  Waaren, 
denn  diese  können  regelmässig  zu  der  Zeit  noch  in  keiner  Ge- 
meinschaft mit  Schiff  und  Gut  stehen»  falls, sie  nidit  iiereils 
beim  Abgange  der  Waaren  ausnahmsweise  und  aus  irgend  einem 
Grunde  als  den  Casus  tragende  Eigenthümer  angesehen  werden 
mussten»  sondern  in  der  Regel  die  Absender  oder  Befrachter  ^*>. 


13.  Benecke,  Sjntem  FV.  8.  150  und  prindples  p.  926.  verwirft  die 
Attfiaaehsng  der  Havsriegrosie  im  Zwiseheb*  oder  Nothhafen  nn- 
bedingt.  AEiini  i.  c  IV,  pag  5.  will  ae  hier  unbedingt  zvImmb. 
Auch  Pohl«  &  743  iet  «oarrer  Aaiicht 

14  Die  Hamburg.  A.  «id  H.O.  Titel  XXi.  Artiktl  13  sagt:  »Wenn 
»eineai  Sdair  oder  Lsdoag  auf  der  Hbreiia  einiger  Sehadea 
»custOot,  fo  kann  dtmelbe  m  de»  Orte,  da  die  TjBafimig  gc- 
«sehieht»   wohl  regulirt  werden.*  —   Da*  Geieti  iit  swar  etwM 
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Ab  wekbem  Orte  aber  «ueb  die  RegidiriiDg  der  HaTirie<r 
giaaee  geechebeo  »eg».  so  ist  dieselbe  nach  den  Gesatxeii 
uad  Gewobobeiten  dieses  Ortes  (siebe  j  171)  eiiuuricb* 
teo.  Weuo  aJso  s.  B.  ein  Preuss.  Schifl  yon  der  Ostsee  nadi 
Bordeaux  bestimmt»  daselbst  mit  Havariegrosse  ankommt»  so 
wird  diese  in  Bordeaia  nacb  FranxOsischen  Gesetzen  uod  Ge« 
brSucben  berechnet  und  daselbst  bezahlt  werden.  Wenn  aber 
eben  dieses  Schiff  zu  Hamburg  als  in  seinen  Hafen  einlauft  und 
daselbst  die  Gemeinschaft  von  Schiff  und  Gut  aufgehoben  wird» 
50  wird  die  Havariegrosse  zu  Hamburg  und  zwar  nach  Hamb. 
Gesetzen  und  Gebräuchen  rcgulirt  und  bezahlt.  Dieses  forum 
rei  sitae,  wie  man's  nennen  möchte  und  was  sich  vielleicht 
noch  besser  als  forum  solutae  communionis  ex  havaria  magna 
enatae  bezeichnen  lässt,  und  die  Regulirung  nach  den  Seerech- 
ten dieses  Forums  scheint  durchaus  in  der  Billigkeit  und  in 
der  Natur  der  Sache  begründet  zu  sein.  Der  Schiffer^  welcher 
Havariegrosse  hat»  darf  wohl  vorzugsweise  als  Creditor»  die 
Ladungsinteressenten  aber  dQrfen  als  Debitores  angesehen  wer- 
den und  sind  also  letztere»  welche  man  regulärer  Weise  bereits 
in  der  Person  der  Empfänger  ersehen  darf»  bei  der  Aufstellung 
eines  solchen  Forums  und  bei  der  Unterwerfung  unter  dieses 
Lokal-  und  Landesrecht  in  Bezug  auf  Havariegrosse  gerade 
ihrem  ordentlichen  Forum  und  ihren  ordentlichen  Gesetzen 
unterworfen.  Dies  wird  wenigstens  auf  den  regulären  Fall 
passen,  dass  die  Empfänger  oder  deren  Repräsentanten  an  dem 
bestiBiinten  Orte  wohnen  und  überhaupt  die  Annahme  derGQter 
sich  gefallen  lassen  oder  gefallen  lassen  müssen.    Das  ist  denn 


duakel»  dann  et  redet  Überhaupt  vem  SecichadeA»  ohm  Havaria- 
grosee  anadrücklich  zu  nennen.  Indeaeea  ist  au  aich  klar»  daM  nur 
diese  darunter  yentanden  wird.  Havarie  particulär»  oder  eigent- 
licher Schaden  für  den  Asaecuradeur^  muu  in  deawn  Forum  be- 
rechnet werden.  —  Die  Worte  dei  Oetetzei  sind  auch  mehr  im 
Sinne  einer  lex  permissiva  als  praeceptiva  abgefasst.  Indessen  wird 
CS  doch  in  Hamburg  allemal  so  wie  oben  im  Text  gesagt  mit  dem 
Formn  des  Löschplatzes  gehalten.  VergL  Kkfeker  1.  e.  mid  FiPenss. 
Allg.  Laadreeht  II.  8.  $  1846—47,  woraus  wenigstens  dem 
nack  gefolgert  werden  musi^  dass  die  Gesetse  des  OtSi  i 
smsD»  wo  die  lü^ache  anfgamaabt  wird.  Siebe  Kocb|  ^mß^ 
Recht  I.  S  444.  8.  746, 
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die  Regel  und  wQrde  man  die  anderen  PftUe  anafogiseb  enl- 
•cheiden  müssen.  Dass  aber  bei  der  Rüelikehr  von  Schiff  mnA 
Ladung  in  den  Abgangshafen  nadi  dortigen  Gesetzen  die  Con- 
tribntion  erfolgen  müsse»  ergibt  sich  von  selbst  und  sind  hier 
die  Befrachter  in  derselben  Lage,  wie  die  Empfänger  am  Lösch- 
plätze. Aber  auch  im  Nothhafen  würde  analoger  Weise  dasselbe 
statnirt  werden  müssen,  obgleich  die  Analogie  hier  ihre  Sohwierig- 
keiten  hat. 

Demnach  thut  man  noch  besser,  dieses  Forum  und  diese 
Gesetze  des  Ortes  aus  anderen  Gründen  zu  vertheidigen.  Es 
handelt  sich  bei  der  Regulirung  der  Havariegrosse  Oberhaupt 
nicht  um  die  Personen  der  Befrachter^  und  Empßinger,  sondern 
gerade  um  das  Quantum  ihrer  in  das  Schiff  geladenen  Güter, 
über  deren  Belauf  in  der  Regel  keine  Haftung  für  sje  hier  vor- 
liegt Demnach  scheint  es  billig,  dass  die  Gesetze  des  Ortes 
zur  Anwendung  kommen,  wo  sich  diese  Sachen  sammt  dem  mit 
ihnen  in  Gemeinschaft  stehenden  Schiffe  befinden.  Dazu  ist  zu 
erwägen,  dass  gerade  an  diesem  Orte,  weil  er  doch  der  nächste 
ist,  den  man  nach  dem  Seeschaden  in  der  Regel  anläuft,  es  am 
leichtesten  ist,  den  ganzen  Thatbestand  festzustellen.  Dies  wird 
aber  nur  durch  Leute  dieses  Ortes  geschehen  können  und  diese 
kennen  ordentlicher  Weise  nur  ihres  Orts  und  Landes  Gesetze 
und  Usanzen.  Demnach  ist  es  das  Beste,  dass  überall  darnach 
die  Havariegrosse  abgemacht  wird. 


Endlich  würde  das  Gegentheil,  die  Wahl  irgend  eines 
deren  Rechtes,  in  der  Durchführung  seine  grossen  Schwierig» 
keiten  haben.  Es  ist  nicht  selten,  dass  theils  die  Absender, 
theils  die  Empüknger  in  den  verschiedensten  Landern  und  oft 
sehr  weit  von  einander  wohnen.  Welches  Recht  wollte  man 
nun  zur  Anwendung  bringen?  Und  welche  Weitläufigkeiten 
würde  die  grosse  Entfernung  der  einzelnen  Ladungsinteressenten 
machen  I  Jeder  Ladungsinteressent  würde  aber  auf  das  Fonioi 
und  das  Recht  seines  Ortes  und  Landes  provociren  können  und 
würde  dann  eine  gleichförmige  und  übereinstimmende  Reguli- 
rang  unmöglich  sein,  da  es  nicht  selten  der  Fall  sein  würde, 
dass  an  den  verschiedenen  Wohnorten  der  Ladungsinteressenten 
gans  versohiedene  Gesetze  gelten.  Die  Bestimmungen  über 
Contribution  in  Havariegrosse  in  den  versdiiedenen  Seestaateo 
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weichen  ja  in  vielen  wesentlichen  Punkten  ton  einandier 
ab  "). 

Ferner  gebe  ich  in  dieser  Beziehung  noch  Folgendes  tn 
erwftgen. 

Nach  gemeinem  Giviireclit  möchte  man  leicht  zu  der  For- 
derung kommen,  dass  das  Forum  und  das  Recht  des  Ortes  zui* 
Anwendung  zu  bringen,  wo  die  Gemeinschaft  entstanden  ist, 
also  forum  contractus.  Ich  betrachte  aber  die  Gemekischafl 
nach  Havariegrosse  nur  entfernt  durch  die  Vcrbindmig  von  Schiff 
undGut  vermittelst  des  Ladens  zu  Stande  gebracht  Es  scheint 
mir  durch  das  Factum  der  Havariegrosse  noch  eine  eigen- 
thümliche»  neue  unmittelbare  Gemeinschaft  von  Schiff  und  Gut  ent- 
standen zu  sein,  welche  gewöhnlich  im  offenen  Meere  sich  macht. 
Dort  ist  das  Forum  contractus  oder  besser  communionis  inci*- 
dentis«  Dort  ist  aber  kein  Richter.  Drum  ist  es  am  natOr-* 
liebsten,  das  Recht  des  nichsten  Hafens,  wo  die  Gemeinschaft 
von  SdbxB  und  Ladung  aufgehoben  wird,  zur  Anwendung  zu 
bringen.  Wer  Waaren  in  ein  Schiff  verfadet,  contrahirt  zwar 
von  Rechtswegen  die  Verbindlichkeit,  sie  zum  allgemeinen  Besten 
im  Fall  der  Noth  zum  Opfer  zu  bringen,  und  im  Verhsltniss 
beizutragen,  wenn  dieses  Opfer  das  Eigenthum  Anderer  betrifft, 
damit  diese  dafür  entschädigt  werden.  Doch  nur  eventuelt.  Die 
Gemeinschaft  in  dieser  Beziehung  tritt  erst  mit  dem  Pactum  der 
Havariegrosse  selbst  ein. 

Durch  Vertrüge  können,  wie  bereits  $171  angedeutet,  die 
Parteien  allerdings  besondere  Bestinimungen  über  das  Forum 
uod  über  die  zur  Anwendung  zu  bringenden  Gesetze  feststellen, 
auch  durch  passende  Nebenbestimmungen  die  hier  sich  dar- 
bietenden» angedeuteten  Schwierigkeiten  heben  oder  mildern. 
Indessen  hat  letzteres  seine  grossen  Schwierigkeiten  und  wird 
demnach  die  grösste  Vorsicht  anizuwenden  sein.  Das  Forum 
and  das  Recht  des  Löschplatzes  empfehlen  sich  überhaupt  durch 
ihre  ungemeine  praktische  Bedeutung,  durch  die  Lefehtigkeit  der 
Anwendung  und  Durchführung. 

Da  übrigens  in  allen  Seestaaten  die  Aufmachung  der  Havarie- 
grosse entweder  gerichtlich  geschieht  oder  durch  einen  vom 
Staate  dazu  autorisirten  Mann  (Dispacheur,  resp.  Dispache- 


]&  Vcrgl.  Klefeker  L  e.  8.  71  und  Emerigon  L  c.  L  p.  658. 
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GoUegiom)  besoigl  wird,  90  entstehen  allerdings  &ber  RepiUroDg 
der  Havariegrosse  nicht  so  leicht  Streitigkeiten.  Sollte  indesseo 
eine  Partei,  also  der  Schiffer  oder  die  Ladungsinteresseoten  oder 
der  eine  oder  andere  von  den  letzteren  mit  der  Reguliruog  des 
Gerichts  oder  des  Dispacheurs  nicht  cufrieden  sein»  so  mass 
nothwendig  die  Besehwerde  darüber  bei  dem  Gerichte  dessfiUs 
angebracht  und  von  diesem  entschieden  werden*  Ein  solcher 
Streit  kann  v.  B.  entstehen,  wenn  der  Schiffer  glaubt,  dass  ihm 
der  Schade  nicht  hinlänglich  vergütet  wird,  oder  wenn  die  Ein- 
lader  meinen,  es  sei  ihnen  von  dem  Schaden  zu  viel  aufgebürdet 
worden. 

Wenn  nun  Schiffs-  und  Ladungsinteressenten  als  Fremde 
10  dem  Orte  zu  betrachten  sind,  wo  die  Havaricaufmachung  ge- 
scbiehl,  was  namentlich  bei  einem  Einlaufen  in  einen  Notbhafee 
leicht  der  Fall  sein  kann,  so  kann  es  wohl  geschehen,  dass  diesen 
Fremden  der  Rechtsspruch  verweigert  wird. 

So  spricht  die  Franz«  Jurisprudenz  den  Fremden  wen^tem 
im  Allgemeinen  das  Hecht  ab,  andere  Fremde  vor  Französisches 
Gerichten  zu  belangen**).  Doch  ist  die  Praxis  in  Handels*  und 
namentlich  Seesaohen  in  Frankreich  milder  und  erkennt  dis 
Reobt  der  Fremden  an*')- 

So  lange  man  aber  noch  in  Seekriegen  feindliches  Print- 
eigentbum  als  gute  Beute  ansieht,  wird  die  Aufmachung  in  eiaem 
feindlichen  Hafen  füglich  nichi  geschehen  können. 


16.  Aiudrttcklicbe  Gesetze  bestimmen  das  nicht  Der  Appelhof  it 
Colmar  fahrte  davon  als  Grund  an:  »dan  man  Unterthsn  da 
^Staats  sein  mOsse,  um  auf  den  Sehutz  seiner  Gerichte  AaMpvaA 
„zu  haben.*  Der  Spruch  des  Appelhofs  ist  Tom  30.  Deebr.  181& 
Vergl.  Sircy,  lecueU  g^^ral  des  lois  et  des  arrets  1817  II.  61  vsd 
TL  Plltter«  FiemdenMcht  (Letp.  1845)  8.  S8. 

17.  Anf  Qnmd  des  Code  de  prooedure  dv.  Art  iSO.  Veigl.  Patttr 
1.  c.  Und  das  ist  denn  als  die  Praxis  wohl  aller  d^ilisirten  Staates 
heutzutage  anzusehen. 
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Kapitel  m 
Rtsvliraiif  der  BteTartofroiie* 

g  173.    Eialeituiif  <)• 

Da  die  Bavariegrosse  zum  aUgemeinen  Beaten  ron  Sakiff 
und  Gut  gemacht  wird,  so  ist  nichts  billiger»  als  dass  alle  die- 
jenigen» deren  Bigenthum  durch  diesen  vorallteKch  den  Schiff 
oder  der  Ladung  oder  beiden  zusammen  zugefügten  Schaden 
gesichert  worden  ist»  denselben  auch  gemeinschaftlich  fiher- 
nehmen  müssen.  Placuit»  heisst  es  schon  L,  2.  S  2.  D.  ad  ieg. 
Rhod^  omnes  quorum  interfuisset  jacturam  fieri»  oenierre  oportere. 
Dieser  Grondsatz  gibt  die  allgemeinste  Regel  zur  Vertheilung 
des  Schadens  unter  die  Schiffs-  und  Ladungsinteressenten» 
oder  wie  man  es  gewöhnlich  nennt:  Ober  die  Contribution 
zur  Havariegrosse»  also  über  die  Grundsitze  in  Betreff  der  Bei- 
trags^icht  jedes  einzelnen  Interessenten  zur  Deckung  des  ge- 
meinsamen Schadens,  i^berhaupt  zur  sog.  Aufmachung,  Re- 
guli rung  der  Havariegrosse. 

Es  sind  aber  sammtliohe  BIgenthOroer  des  Schiffes  wie  der 
Güter  zur  Deckung  des  gemeinsamen  Schadens  rerbunden.    Es 
wird  aAralich  der  Schaden»  der  doch  unmittelbar  nur  die  ein- 
zelnen Interessenten  und  deren  Eigenthumsstücke  trifft  durchaus 
ak  etiia  gemeinsame  Sache»  als  eine  gemeinsame  Galamitttt  be- 
trachtet»  welche  aber  nach  einem  gewissen  Verhiltnisse  auch 
den   onmittelbar  Verletzten  triffl.    Nftmlich  es  liegt  keineswegs 
der  Gedanke  bei  der  Contribution  zum  Grande»  dass  der  Scha- 
den des  Einzelnen  diesem  von  den  übrigen  Interessenten  von 
Schiff  und  Ladung  vOllIg  vergütet  werde»  obgleich  im  Römischen 
Rechte  in  dieser  Beziehung  unklare  Begriffe  herrschen»  sondern 
Tielmehr  der»  dass  dieser  Schade  des  Einzelnen  von  allen  In- 
teressenten gemeinsam»  also  namentlich  auch  von  dem  Ver- 

t.  VergL  bfsoaders  KleMMr  L  e.  &  U. 
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letzten  nach  einer  richtigen  Proportion  mitgetragen  werde. 
Demnach  ist  die  Bestimmung  des  Römischen  Rechtes  (L  2. 
pr.  D.  1.  c.)»  dass  nur  die  geretteten  Güter  (also  die  Interes- 
senten! quorum  merces  servatae  sind)  beitragen,  wenigstens  un- 
genau. Auch  die  geworfenen  und  beschädigten  Güter  müssen 
mit  contribuiren  und  deren  Eigcnthüroer  müssen  einen  Theil 
des  Schadens  selbst  tragen,  nftmlich  als  Glieder  der,  durch  die 
Havariegrosse  unter  den  SchifTs-  und  Ladungsintercssenteo  pro 
rata  des  Werthes  ihres  Eigenthums  an  Schiff  oder  Ladung  ent- 
standenen Gemeinschaft;  nur  durch  die  verhaltnissmassigen  Bei- 
trage der  übrigen  Interessenten  können  sie  eine  EntschldlguDg 
verlangen.   Siehe  bereits  %  161.  Bd.  11.  S.  70. 

Für  das  durch  den  vorsätzlich  verursachten  Schaden  ge- 
rettete Leben  freier  Menschen  wird  allerdings  nichts  geuhlta). 
Denn  dies  ist  keiner  Schätzung  werth.  dagegen  wo  es  nodi 
Sklaven  gibt,  zieht  man  meist  diese  so  gut  wie  Sachen  w 
Ceniribution,  denn  sie  haben  einen  bestimmten  pecunüren 
Werth.  Dies  ist  auch  Englische  Praxis.  Abbott  (6)  447.  Siehe 
aber  oben  $  163  Bd.  U.  S.  82. 

Uebrigens  erkennen  zwar  alle  neueren  sowie  schon  die 
mittelalterlichen  Seerechte  obige  allgemeinen  Grundsatze  Ober 
die  Contribution  an,  dagegen  sind  sie  doch  in  der  Anwendaog 
derselben  verschieden  von  einander,  indem  sie  eines  Tfaeib 
Modificationen  der  leitenden  Grundsatze  aufstellen ,  theils  dorek 
besondere  und  an  sich  willkürliche  und  darum  mOglidier  Weise 
in  den  verschiedenen  Landern  verschiedene  und  doch  nicht  uo- 
vernünftige  positive  Zahlenbestiminungen  die  abstracten  Begrift 
4er  Praxis  auszuführen  suchen. 

Es  ist  im  Allgemeinen  gleichviel,  auf  welche  Summe  der 
Verlust  desjenigen  sich  belttufk,  der  durch  Havariegroase  gelitten 
bat. .  Allerdings  im  Asseeuranz-  und  Bodmerei- Vertrage  ist  dies 
anders,  indem  hier  in  gewissen  Fallen  gar  keine  Rücksicht  ia( 
den  Seescliaden  genommen  wird,  wenn  er  sich  nicht  anf  eine 
gewisse  Summe  belauft,  gewisse  Procente  des  Werthea  belrtgt 
Bei  der  Contribution  zur  Havariegrosse  wird  regelmässig  jeder 
Seeschaden  berechnet  und  vergütet.    Doch   enthalten  manche 


2.  L.  2.  S  2.  D.  h.  t.  Gorponim  Uberorum  aettimatio  nolla  fieri  potc^ 
Emcrigon  L  p.  643.  Abbott  (6)  S.  447. 
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PBrtioahkrrecbte  andi  in  dieser  Beiiehuog  eigettthOmlidie  Be« 
slimmQQgen  *)  und  Vertrüge  sttminUicher  LadungtiolerettMiUa 
kömen  dies  Tür  alle  insgesamint  willlidrlidi  festsetzen. 

Es  ist  nun  zoersi  zu  erOrterOy  welches  die  Gegenstände  der 
Contribtttien  sind  und  wie  der  Wertti  der  zur  Contribution  zu 
ziehenden  Gegenstande  zu  berechnen  sei.  Siehe  %  ]74-*l7& 
Sodann  ist  die  Berechnung  der  SeMchaden  an  Schiff  und  Goi 
lu  machen.  Siehe}  119 ff.;  und  endlich  ist  die  eigentliche  Auf- 
stellong  der  HaTariegrosserechnung  darzulegen. 


S  174.    EffecIeD»  frei  ▼on  Goatribtttio& «). 

Nach  den  Auseinandersetzungen  des  rorigen  $  ist  es  klar, 
dass  Alles,  was  zu  der  Zeit  des  HaTsrlegrosseereignisses  sich  am 
Bord  des  Schiffes  befand  nebst  dem  Schiffe  selbst»  zur  gemein- 
samen Deckung  des  Schadens  contribuiren  müsse ,  also  Im  All- 
gemeinen 1)  das  Schiff,  2)  die  Ladung  und  3)  die  Fracht  als 
nothwendiger  Zubehör  des  Schiffes. 

Ferner  ist  nicht  abzusehen,  warum  Geld,  edle  Metalle,  Ju- 
welen, Edelsteine  und  zwar  nach  Ihrem  wahren  Werthe  nicht 
contribuiren  sollten*).  Es  ist  auch  kein  Grund  vorhanden,  ge- 
münztes Geld  bloss  nach  seinem  Inneren  Werthe«)  contribuiren 


3.  Dai  Spanische  Recht  L  c.  Art.  965  beBtlmmt,  dwu  eine  Havarie- 
klage mehr  alt  ein  von  Hundert  des  Getammtwerths  von  Schiff 
und  Ladung  betragen  mOate,  wenn  lie  in  den  Gerichten  angenom- 
men werden  loU. 

4.  Klefeker  1.  c  S.  54.  Beneeke,  System  IV.  S.  141.  ud  prin- 
eiplet  pag.  305.  Stevens  aaaay  on  average  P.  L  oh.  L  aect.  S. 
Abbott  1.  c.  P.  III.  eh.  VIIL  n.  14.  Emerigon  1.  e.  ehap.  22. 
p.  639.  Bonlay-Paty  L  e.  IV.  p.  549.  Weijtten  1.  c  t  22. 
Piantanida  I.  c.  IL  l(jO;  betonden  Pohls  1.  c  S.  717  ff. 

5.  Dies  ist  auch  Englische  Prazk.  Abbott  (6)  IV.  9.  $  14.  S.  447: 
to  their  füll  value.  Magens  1.  c.  62.  63.  Doeh  contribuirt  mit 
Recht  dergleichen  auch  in  Englsnd  und  Frankreich  nicht,  wenn  es 
bloM  zum  Privatgebrauch  der  Passagiere  oder  Mannschaft,  nicht  als 
Handelsartikel  am  Bord  Ist.   Abbott  1.  e.    Emerigon  L  645. 

6.  Placat  Philipps  II.  Tit«  vom  Sabipbrekhighe  Art.  7.    . 
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«1  kiteti,  da  4tasMiba  fOr  Beinen  BigeiitfiüfMr  im  Wwrik  kat, 
tu  irridieii  er  es  ausgeben  kann;  und  zwar  wird  AgKch  dtr 
Werth  dieiea  gemünzten  Geldes  nach  dem  Curse  des  LöeA- 
pliliea  BU  bealioimen  sein  %  wie  ja  überhaupt  alle  GQter  nach 
dem  Marktpreise  des  Löschplatzes  regelmassig  su  eonCribairen 
hab^n.  Auch  die  Bestimmung  des  Wisby 'sehen  Seerechts 
Art  38^  dkss  GM  und  Pretiosen  nur  zur  HalAe  ihres  Wetthes 
beitMge*,  galt  nur  particularrechtlieh,  wie  nach  Klefekcr  &  90 
in  Hamburg  nach  der  Praxis;  auch  war  es  ObserTau  in 
Amsterdam*).  Uebrigens  schwebte  bei  diesen  irregulären 
Bestimmungen  wegen  der  Contribution  des  Geldes  etc.  wohl  dies 
als  Grund  vor,  daas  diese  Effecten  wegen  ihrer  Handlichkeit 
schneller  und  leichter  zu  retten  sind,  namentlich  da  sie  in  der 
Regel  der  besonderen  Obhut  des  Schiffers  übergeben  sind  und 
in  dessen  C4\|üte  lagern« 

Dagegen  I.  ist  mit  Aeoht  Alles  das,  was  die  Seeleute  oad 
Passagiere  ifon  dergleichen  Kostbarkeiten  an  ihrem  Leibe  tragen» 
also  namentlich  deren  Ringe»  Uhren,  Ketten,  Brochen  etc.,  nm 
der  Contribution  frei*),  da  hier  Ton  einer  Bergnng  durch  eine 
Opferung  zu  gemeinem  Besten  in  keiner  Weise  die  Rede  sein 
kann;  der  Träger  rettet  vielmehr  dergleichen  unmittelbar  durch 
die  Rettung  seiner  Person  und  so  gut  wie  diese  nicht  zu  con- 
tribuiren  hat,  so  auch  conseqnent  jene  einzig  durch  die  Person 
selbst  geretteten  Effecten. 


7.  Biet  itt  aufdrücklicbe  Bestimmung  dei  HoU.  EandeltgetetsbadM 
Art.  727.  Absatz  5.  Stevens  I.  c.  Art.  1.  wiU  allerdings  gemnutes 
Geld  mir  dann  contribuiren  lassen,  wenn  es  als  Fracht  geladen  sei; 
und,  sagt  er,  gäbe  es  keine  Autorität  dafür«  dass  Geld  zur  Havarie 
labten  ttOsse.  Allerdings  das  unter  den  Rriseeffecten  der  Panagieit 
mk  befindliehe  Geld  wird  in  der  Regel  nicht  contiibairen»  ancb 
nieht  was  man  selbst  rettet,  namentUeh  an  seinem  Leibe  cte. 

8.  Vergl.  Parl^  on  insurances  p.  145«  Verwer,  Nederlands  Scerccbfes 
8.  112.   Weijtsen  L  c.  g  23. 

9.  Wbby  Seerecht  !.  c  Plaeat  Phüipps  II.  l  c.  Solche  QOter  konntes 
ja  ttberhaupt  nicht  geworfen  werden.  Auch  die  Bestimmung  da 
Preuss.  Rechts  1.  c.  $  1S76:  »Hat  bei  einem  Schiffbruche  Jettüd 
«die  ihm  zugehörigen  Sachen  an  sich  genommen  und  mit  e^geacr 
•Lebensgefahr  gerettet;  w  kann  ihm  davon  kein  Beitrag  abgefordert 
«werden«,  Utat  sieh  hieber  «leben.    Stehe  n.  IV.  Mole. 
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n.  Befreit  sind  feinet*  von  der  CotitribatiOD  die  Frorision 
des  Schiffs  und  alle  Victualien,  wie  auch  nach  neuerem  Rechte 
die  Ammonition  des  ^hiftes,  Pulver,  Kugeln  etc^*).  Dodi  wird 
BMn  dies  mit  dem  neueren  Preuss.  Rechte  I.  c.  %  1872  flf.  auf 
den  Bedarf  für  Hin-  und  Rückreise  föglich  besehitnken  müssen. 
Das  Mehr  erschemt  als  reine  Waare.  Klefeker  S.  63.  Dagegen 
ist  es  völlig  einerlei,  ob  die  Protlslon  cum  allgemeinen  Gebraoeh 
oder  znm  Behuf  einselner  Persemen  eingeschifft  ist  Das  sdieiot 
schon  in  der  ParOraie  zu  liegen.  Die  cur  See  sind  alle 
gleich  reich.  Massen  doch  im  Fall  der  NoUi  die  Passagiere 
ihren  besonderen  Proviant  (gegen  Entschädigung  allerdings)  zum 
allgemeinen  Besten  hergeben  *<). 

III.  Kleider»  Gage  und  die  sog.  FQhrung,  also  noch  mehr  die 
blosse  Bagage  der  Schiffsmannschaft.  Das  Preuss.  Recht  1.  c. 
S  1874  so  unbedingt  und  ebenso  das  Franz.  Recht  1.  c.  Art.  410. 
Pardessus  I.  c.  c.  745<>).  Ebenso  die  Hamb.  Assec.  O.  XXII. 
Artikel  7.  nimmt  Provision ,  Krlegsmunition ,  der  Officiere  und 
Equipage,  Kleider,  Gage  und  Volksheuer  aus.  Die  Schwed. 
A.  O.  von  1750  nennt  nur  die  Kleider,  welche  man  gebrauchet 
und  den  Relsevorrath.  Das  Hol!.  Handelsgesetzbuch  Art  731 
erwähnt  nur  die  RIeidungsstQcke  und  Lebensmittel,  will  aber 
wohl  das  Uebrige  nicht  ausgeschlossen  haben.  Das  Spanische 
Handelsgesetzbuch  Art.  058  nimmt  aus:  Kriegs-  und  Mund- 
vorrithe  des  Schiffes,  die  bereits  getragenen,  zum  Gebrauch  des 
Kapitalns,  der  Officiere  und  des  SchifTsvolks  (sowie  Art  950  der 


10.  Wegen  Proviant  Hamb.  A.  O.  Tit.  22.  Art  7.  Hamb.  SUtut  11.  16. 
Art.  2.  L,  2.  S  )•  D.  14.  2.  Wegen  Proyiant  und  Munition:  Altes 
Pieiiaa.  Recht  1727  eap.  8.  Art  36.  Preun.  AUg.  Landrecht  II.  8. 
8  1872  C  Die  Engl  Prasii  nach  Abbott  447.  HolL  Haadelagesets. 
blieb  Art  731.  —  Orotius  istredtfetio  in  jus  belg.  III.  82.  p.  202 
(der  HoiU.  Aug.)  achloas  die  Munition  ana. 

11.  Vergl.  Siaenhart,  Ontndatxe  dea  Deuttehen  Becbta  m  SprQcb- 
wftrteni.   (2.  Anag.  Leipiig  1782.)  S.  413. 

12.  Doch  nnd  die  Beatimmungen  dea  FraniOs.  Code  nicht  aehr  geoan. 
Pardesaua  1.  c.  atellt  aber  die  obige  Anaich  t  unbedingt  auf.  In  der 
Ordonnanz  von  1681  III.  8.  Art  11  werden  lea  loyen  et  lea  hardea 
dea  mateloti  genannt. 
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am  Bord  befindlichen  AMader,  Supercargos  und  Passagiere  ^^ 
dienende  Wäsche  und  Kleidungsstücke. 

Doch  mQsseii  natQrlich  die  Seeleute  von  den  Waareo»  die 
9ie  Ober  ihre  Ffihrung  mitgenommen  haben,  contribuiren.  Oldron 
Seerecht  Art.  6  in  f.  Wisby  Art.  20.  Preuss.  Seerecht  17S7  L  e. 
Cons.  del  mare  cap.  128.  129.  Hamburg.  Statut  KVL  Artikel  7. 
«mehr  dann  seine  bescheidene  Führung"..  Das  Lobische 
Recht  IIb.  VI,  tit  2.  Art  1.  bestimmte  aber»  dass  dieses  Mehr 
über  die  Führung  nicht  contribuire,  ,»sofern  über  einen 
halben  Last  schwer  nicht  geworfen  wird'^  Das  Con- 
sulat  cap*  129  sagt:  „dass»  wenn  ein  Matrose  die  Führang  fiir 
,,sein  eigen  Geld  gekauft  hat»  indem  er  nämlich  seine  Heuer 
„noch  nicht  empfangen^  falls  dem  Schiff,  mit  welchem  er  filhrt 
„und  worin  er  die  Führung  verladen  hat,  ein  Unglück  Ober- 
,ikommt,  dieser  Matrose  gehalten  sei,  zu  dem  Werfen  yerhalt- 
„nissmässig  für  so  viel  als  die  Führung  gekostet  hat  oder  werth 
„ist,  d.  h.  zum  Belaufe  alles  Geworfenen,  beizutragen.  Wenn 
„aber  der  Schiffer  dem  Matrosen  eine  Gunst  erwiesen  und  tot 
^Antritt  der  Reise  ihm  seinen  Lohn  (ztim  Theil)  vorgeschossen 
„hätte,  so  soll  letzterer  für  die  Hälfte  der  Heuer  zu  keinem 
„Beitrage  für  die  Werfung  verpflichtet  sein.  Wenn  aber  die 
.»Führung  mehr  gekostet  hätte  als  die  halbe  Heuer  beträgt,  so 
„sind  die  Schiffsleute  schuldig,  für  das  Mehr  beizutragen,  und 
„für  80  viel,  als  die  Führung  mehr  kostet  oder  werth  isl,  als 
„die  Hälfte  des  (empfangenen?)  Heuergeldes  beträgt  und  wenn 
„der  Schiffer  die  vorbesagte  Gunst  nicht  erweisen  will  und  die 
„Schiffsleute  die  gedachte  Führung  selbst  kaufen  müssen,  so 
„Siind  sie  schuldig,  wenn  geworfen  wird,  dazu  beizutragen,  alles 
„dergestalt,  wie  oben  gesagt  worden  ist.  Jedoch  zu  welcher 
„Zcjit  auch  der  Schiffer  den  Schiffsieuten  die  Heuer 
»,gebe  und. bezahle,  so  sind  sie  von  der  Stunde  an  zu  nichts 
i^weitervegm.  ihrer  Führung  verpflichtet,  als  für  dasjenige,  wtf 
„sie  mehr  gekostet  hat}  als  die  halbe  Heuer  beträgt,  und 
„daher  ist  dieses  Kapitel  gemacht/'    Der  letzte  Absatz  scbeini 


13.  Insoweit  der  Werth  der  Sachen  einen  jeden  dieser  einielnen  Fer- 
sonen  des  Arit.  959  nicht  mehr  betritgt,  als  der  Werth  von  solcfaci^ 
wovon  der  Kapitain  keinen  Betrag  lu  geben  hat. 
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denn  aber  gerade  die  anderen  Bestimmungen  zum  Tbeil  auf- 
zuheben^^). 

Diese  Ausnahmen  zu  Gunsten  der  Equipage  sind  wohl  aus 
einem  natürh'chen  Billigkeitsgefühl  sowie  aus  der  Erwägung  her- 
yorgegangen,  dass  die  Seeleute  schon  durch  ihre  schweren 
Dienste  zur  Rettung  von  Schiff  und  Gut  genug  contribuiren. 
Auch  spricht  dafür  die  Rücksicht  darauf,  dass  sie  ihre  Gage 
nicht  versichern  dürfen  und  dass  sie  sich  bei  solcher  Begünsti- 
gung leichter  zum  Werfen  entschliessen  werden. 

Auch  das  Englische  Recht  lässt  die  Volksheuer  nicht  con- 
tribuiren, ist  aber  in  Bezug  auf  den  Sold  des  Schiffers  zweifel- 
haft.   Stevens  Art.  3, 

IV.  Häufig  werden  auch  die  Kleider  und  die  gewöhnlichen 
Reiaeeffecien  der  Passagiere  ausgenommen  **).  Siehe  die  Citate 
der  vorigen  Nummer  III.  So  das  Preuss.  Recht  1.  c.  %  1875.  70. 
Code  de  commerce  Art  419  wenigstens  nach  Pardessus  Inter- 


14.  Die  atrengen  BettimmungeB  des  Rom.  Reohti  L.  2.  S  2.  in  f.  D. 
ad  leg.  Rhod.  liad  unpraktisch.  Uebrigens  gibt  es  einen  Fall,  in 
welchem  man  bisweilen  die  Volksheuer  zur  Contribution  hat  heran- 
ziehen zu  mQtsen  geglaubt,  nllmlich  der  Fall  der  Ranzionirung  des 
Scfahres,  wo  also  Schiff  und  Gut  aus  den  H&nden  yon  Kapern  ode^ 
Conaren  losgeknuft  worden.  Auch  war  dies  früher  selbst  in  Frank- 
reich dnieh  die  Pmia  anerkannt  Pothier  1.  c.  n.  122.  Valin 
1.  e.  sor  l'art.  00.  (III.  3)»  Emerigon  L  c.  eh.  12.  &  4.  a.  7. 
Be necke,  System  IV.  143,  prindplea  306.  Stevens  1.  e.  Art  3. 
Indessen  wenn  bei  einer  aolchen  Ranzionirung  die  Summe  des 
Loskaufs  zum  Theil  auch  fQr  die  Befreiung  der  Seeleute  von 
Gefangenschaft  und  resp.  Sklayerei  gegeben  werden  mag,  so 
scheint  doch  kein  genügender  Grund  yorhanden,  desswegen  die 
Regel  der  Havariegrosse  hier  umstürzen  zu  müssen,  da  ja  bei  jeder 
gewöhnlichen  Rettung  durch  Hayariegrosse  gemeiniglich  neben  Schiff 
und  Gut  sogar  das  Leben  der  Seeleute  als  gerettet  angesehen 
werden  mnss  und  trotzdem  die  Seeleute  ihre  Volksheuer  nicht  zu 
coBtriboiren  brauchen. 

15.  Abbdtt  1.  c  P.  III.  eh.  VIII.  n.  14.  Emerigon  I.  p.  645.  Beneke, 
System  IV.  8.  144.  Das  Preuss.  Recht  1.  c.  S  1876  nimmt  auch 
Sachen  an%  die  Jemand  yon  seinem  Eigenthum  an  siok  genommen 
und  mit  eigener  Lebensgefahr  gerettet  hat.  Dies  scheint  richtig, 
ist  aber  streng  zu  interpretlren.    S.  oben  Note  9. 

▼.  KalieDbom,  Seereehl  U.  11 
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pretation,  der  aber  nur  von  Kleidern  und  Pretiosen  spridit»  die 
man  am  Leibe  tragt 

Also  alle  diese  Nf.  I  — IV.  genannten  Güter  brauchen 
nicht  zu  contribuiren,  wenn  sie  gerettet  sind;  dagegen 
wird  der  Werth  aller  dieser  geworfenen  und  be- 
schädigten Gegenstande  durch  Vertheilung  über  alle 
anderen  Güter  erstattet.  Vergl.  Holl.  Handelsgesetzbuch 
Art.  731. 

V.  Havarie-  und  Bodmereigelder.  S.  $  204.  Abschn.  Vlll. 
Auch  Schwed.  A.  u.  H.  O.  1750  sub  Abschnitt  Havarie  Art  UL 
Vergleich  der  Kopenhag.  Assec-Compagnie  Abschnitt  Havarie- 
rechnungen  Art  X.  —  S.  $  165  n.  XXV. 

Vi.  Die  Bestimmung  des  Preusa.  Allgem.  Landrechts  1.  a 
%  1872.  73,  dass  Waaren,  die  schon  vor  dem  Seeunfalle  geloat 
waren  oder  erst  nachher  eingeladen  worden  sind,  nicht 
tribuiren,  versteht  sich  überall  von  selbst 

VII.  Die  Bestimmung  des  Preuss.  Rechts  1.  c  1877, 
nicht  contribuire,  was  ein  Befrachter  durch  "taucher  fbr 
Rechnung  aus  dem  Meere  herausholen  lasst,  ist  wohl  dahin  lu 
beschränken,  dass  die  Gemeinschaft  der  Schiffs-  und  Ladungs- 
interessenten zuvor  ihre  Ansprüche  auf  Herausholung  dieser 
Xjüter  aufgegeben  haben  müsse. 

Schwer  einzusehen  ist  es,  wie  man  m  der  Behauptung  ge- 
kommen ist:  was  keine  Fradit  bezahle ,  contribnire  auch  nkhl 
zur  Havariegrosse  <*).  Zur  Aufstellung  dieser  Regel  ist  dareh- 
aus  kein  Grund  vorhanden,  da  die  allgemeine  R^el,  was  ge- 
rettet worden,  müsse  contribuiren ,  hier  ihre  volle  Anwendung 
leidet,  und  man  durch  die  Ausnahme  offenbar  gestatten  wörde, 
dass  sich  der  Eine  mit  dem  Schaden  des  Anderen  be- 
reichere: etwas  was  völlig  gegen  die  Natur  der  Havariegroose 
streitet'')* 


le.  Lftngenbeek  L  c  8.  171.    Weddercop  1.  e.  IIb.  IT.  tit.  1.  $97 
p.  171.  Stevens  1.  c  Part  I.  eh.  I.  leet.  2.  Art.  1. 

17.  Vergl,  Pohls  1.  c.  S.  719. 
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S  175.    Inibetondere  Ton  der  Contribiitioii  det  Schiffet^*). 

Obgleich  es  keinem  Zweifel  unterliegt  und  in  allen  Par- 
ticularseerechten  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  dass  das  Schiff 
zur  Contribuiion  herangezogen  werden  mOsae,  so  weichen  doch 
die  einzelnen  Gesetze  in  der  näheren  Bestimmung  der  Art  und 
Weise  von  dieser  Contribution  des  Schiffes  sehr  von  einander  ab. 

Das  Römische  Recht  sagt  nur:  Dominus  etiam  navis  pro 
portione  obligatus  est.  L.  2.  $  2.  D.  ad  leg.  Rhod.  Doch  wird 
L.  4  S  2  in  f .  eodem  die  Beschrankung  aufgestellt,  dass  die 
Summe  des  eigenen  Schadens  nicht  grösser  sein  dürfe,  als  die- 
jenige» welche  man  contribuiren  müsse,  weil  Keiner  doppelt 
verlieren  soll. 

Die  Seerechte  des  Mittelalters  und  der  neueren  Zeit  ent- 
halten aber  eigenthümliche  und  sehr  mannigfaltige  besondere 
Bestimmungen.  Das  Recht  von  Ol^ron  Artikel  8  und  noch  die 
Franz.  ordon.  des  riviäres  1615  Art  16.  17.  lassen  dem  R heder 
die  Wahl,  ob  er  von  dem  Schiffe  oder  von  der  Fracht  con- 
tribuiren wolle;  dagegen  gesteht  das  Seerecht  v.  Wisby  Art.  38, 
das  Placat  Philipps  II.  Titel  von  Schipbrekinghe  Art  6  und  die 
Verordnung  für  die  Börse  von  Antwerpen  Art  9.  dem  Eigner 
der  Ladung  diese  Wahl  zu.  Die  Rotterd.  A.  O.  Art  114  lasst 
aber  den  Schiffer  für  dasjenige ,  was  von  beiden  (Schiff  oder 
Fracht)  am  meisten  betragt,  contribuiren,  und  dies  war  über- 
haupt sehr  lange  Zeit  Holl.  Recht  Siehe  Verwer  1.  c.  annot 
118.  —  Das  Consolato  del  mare  aber  cap.  94.  96.  n.  I.  cap.  97. 
n.  1,  femer  die  Verordnung  Peters  von  Aragonien  von  1340^  die 
Usanz  von  Livomo  (nach  iüefeker  S.  66  und  Bsidasseroni  1.  c. 
S.  126),  die  Franz.  Ordonnance  1681  liv.  III.  tit  8.  Art  7.  und 
ebenso  Code  de  comm.  fr.  Art  41 T  ziehen  das  Schiff  (und  die 
Franz.  Rechte  auch  die  Fracht)  nur  zur  Hälfte  ihres  Werthes 
heran  (Code  de  comm.  k  proportion  de  leur  valeur  au  Heu  du 
dMisrgement). 

Andere  Seerechte  stimmen  zwar  darin  überein,  dass  sie  das 
Schiff  zur   Contribution   für   den   ganzen   Werth    verpflichten. 


18.  Vergl.  bet.  Pohls  1.  c.  720  ff. 
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weichen  aber  in  der  näheren  Bestimmung  dieses  Werthes  sehr 
von  einander  ab.  Das  Preuss.  Allgem.  Landrecht  II.  8.  f  1868» 
sowie  auch  schon  das  alte  Preuss.  Seerecht  von  1727  cap.  VIII. 
Art.  33,  endlich  das  Span.  Handelsgesetzbuch  Art.  955  Absatz  3 
(wie  es  dort  heisst:  in  seinem  derzeitigen  Zustande)**),  lassen 
das  Schiff  nach  seinem  wahren  Werthe,  wie  es  aus  der  See 
kommt,  also  am  L(yschplatze  contribuiren.  Dieser  Werth  ist 
nöthigenfalls,  wenn  sich  die  Interessenten  nicht  einigen  können, 
durch  Sachverständige  zu  ermitteln.  Die  Hamburg.  A.  O.  1731 
Tit  XXI.  Art  8.  bestimmt  zwar  auch  allgemein ,  dass  das  Sdiiff 
„nach  dem  wahren  Werthe  in  dem  Stande,  wie  es  aas  der  See 
„kommt",  contribuiren  solle;  doch  ist,  nach  Klefeker  I.  c.  S.  65 
Note,  zu  diesem  Werth  hinzuzurechnen  aller  Schaden,  der  in 
Hayariegrosse  vergütet  wird.  Z.  B.  das  Schiff  wäre  10,000  Thlr. 
werth  und  die  gekappten  Taue  und  geschnittenen  Segel  betrQgen 
5000  Thlr.,  so  müsste  das  Schiff  von  15,000  confaribuiren.  Es 
ist  das  zwar,  wie  wir  sogleich  zeigen  werden,  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  richtig,  indessen  ist  diese  praktische  Ansicht  schwer-^ 
lieh  aus  den  Worten  des  Gesetzes  herauszulesen,  sondern  man 
ist  damit  über  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  selbst  hinausge- 
gangen. —  Die  Schwed.  A.  und  H.  O.  1750  bestimmt,  dass 
festzuhalten:  „der  eigentliche  Werth  des  Schiffes,  in  dem  Stande, 
„in  welchem  es  aus  der  See  gekommen  und  wie  verordnete 
„Besichtigungs-  und  Taxirtmgsmänner  solchen  befanden  haben; 
„wenn  aber  das  Schiff  oder  der  grösste  Theil  davon  in  der 
„Police  zu  einem  gewissen  Werthe  eingesetzt  und  taxiri  worden 
„ist,  so  bleibt  es  bei  der  gesöhehenen  und  angenommenen 
„Taxirung."  Die  Convention  zwischen  der  Kopenhag.  A.  Comp. 
1740  (Abschnitt  Havarierechnung  Art  XI.)  bestimmt  Letzleres 
gleichfalls,  ist  aber  unvollständig,  indem  sie  nichts  Ober  den  Fall 
erwähnt,  wenn  das  Schiff  in  der  Assecuranz  nicht  taxirt  ist*«). 


19.  Vergl.  auch  Verordnung  Philipps  II..  Ordonnanz  von  BUbo«,  Oid. 
von  Portugal.  Die  Russische  Ordnung  der  HandelsachifflJut 
Hpt  12.  Art.  249  bestimmt,  dass  das  Schiff  oder  Fahrzeug,  sowie 
die  Waaren  nach  dem  Preise  geschätzt  werden  soUen,  wofür  aelhiae 
am  Anlandeorte  hätten  verkauft  werden  mögen,  abgerechnet  den 
Zoll,  die  Fracht,  die  Löschungskosten  und  die  Kosten  des  Trans- 
ports auf  dem  Zoll. 

20.  Diese  beiden  Schwedischen  und  Dänischen  Seeordnungen  sind  leider 
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Auch  nach  Englischer,  jedoch  hier  schwankender  Praxis 
kam  es  yor,  die  Taxe  in  der  Police  zum  Grunde  zu  legen, 
nachdem  aber  der  Beirag  des  theilweisen  Verlustes  davon  ab- 
gezogen worden  ist.  Siehe  Stevens  L  c  Sectio  IL  Art.  2*^. 
Abbott  aber  sagt  von  England  pag.  447.  In  this  country  the 
owners  contribute  to  the  value  of  the  ship  at  the  end  of  the 
yoyage:  vergl.  Kent  1.  c.  242. 

Diese  abweichenden  Bestimmungen  der  einzelnen  Seerechte 
zeigen  wohl  zur  Genüge  das  Schwierige  der  Lösung  dieser  Frage. 
Jedoch  scheint  sich  uns  dieselbe  in  folgender  Weise  nach  den 
Principien  des  Havariegrossinstitutes  entscheiden  zu  lassen  und 
dabei  ein  unmittelbares  Anschliessen  an  die  Praxis  der  vor- 
nehmsten Staaten  möglich  zu  sein. 

Es  ist  ein  allgemein  anerkannter  Grundsatz,  dass  in  Bezug 
auf  die  Beurtheiluog  der  zur  Contribution  zu  ziehenden  Gegenstände 
auf  den  Zeitpunkt  des  Havariegrossereignisses  selbst  gesehen 
wird  und  alle  Sachen,  die  der  Zeit  Schiff  und  Gut  constituirten» 
heranzuziehen  sind.  Bei  den  Gütern  sieht  man  dann  allerdings, 
um  deren  Werth  zu  beurtheilen,  wenigstens  regelmässig,  nach 
dem  Marktpreise  am  Löschplatze.  Siehe  $  177.  Und  dies  ist 
richtig,  denn  die  Bestimmung  der  Güter  ist  ja  in  der  Regel  die, 
dort  verkauft  zu  werden. 

Doch  lUsst  sich  dies  nicht  auf  die  Berechnung  des  zur  Con* 
iribution  zu  bringenden  Schiffs werthes  anwenden.  So  gut  näm- 
lich wie  die  geworfenen,  verkauften  Güter  zur  Contribution 
herangezogen  werden,  und  dies  keinen  anderen  Zweck  hat,  als 
dadarch  den  Gesammtwerth  der  Ladung  zur  Zeit  des  Havarie- 
groasimlaUes  möglichst  zu  gewinnen,  —  so  muss  auch  das  von 
dem  Schiffe  und  seinen  Geräthen  durch  die  Havariegrosse  Ver- 
lorene, Beschädigte  etc.  mitcontribuiren,  wenn  nicht  der  Schiffer 
zum  Nachtheil  der  Ladungsinteressenten  unbilliger  Weise  bevor- 


nicht  gehörig  genug  rubricirt  und  nach  Zahlen  abgetheilt,  um 
jeden  einzelnen  Panu«  genau  citiren  zu  können.  Der  Text  nebst 
Uebersetzung  steht  bei  Magens,  Versuch  Über  Assec.  und  die  bc- 
tfeffenden  Stellen  daselbst  6.  709  und  1059. 
21.  Magens  L  c  (siehe  Stevens  in  der  Note)  verwirft  für  die  Havarie- 
grosse  diese  Policentaxe.  Uebrigens  ist  zu  bemerken,  dass  er  bereit« 
vor  120  Jahren  schrieb. 
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zugt  werden  soll.  Es  fordert  dies  der  Grundsatz  der  Gleichheit 
Also  wenn  man  auch  füglich  den  Werth  des  Sghiffes  im  Lösch- 
platze als  ersten  Anhalt  für  die  Bestimmung  seines  Contributions- 
werthes  nehmen  mag,  so  muss  man  doch  noch  dazu  rechnen 
den  Betrag  der  dem  Schiffe  durch  die  Havariegrosse  geschehenen 
Schäden  und  Verluste.  Erst  so  erhält  man  wenigstens  an- 
näherungsweise den  Gesammtwerlh  des  Schiffes  zur  Zeit  des 
Havariegrossereignisses. 

Ueberhaupt  wird  es  principiell  nicht  leicht  bezweifelt  wer- 
den können,  dass  eigentlich  Schiff  und  Gut  contribuiren  müssen 
ganz  in  dem  Bestände,  in  welchem  sie  sich  unmittelbar  bei  dem 
Eintritte  des  Havariegrossefactums  befanden.  Freilich  dies  zu 
bestimmen,  ist  sehr  schwierig,  ja  kann  überhaupt  nur  an- 
näherungsweise geschehen.  Doch  hat  es  bei  den  Waaren 
weniger  Schwierigkeiten,  indem  dieselben  durch  den  Transport 
an  sich  nicht  so  sehr  leiden  und  also  am  Löschplatze  wesent- 
lich noch  eben  so  viel  werth  sind,  als  am  Orte  und  zur  Zeit 
des  Havariegrossefactums,  falls  nicht  besondere  Umstände  Be- 
schädigungen herbeiführten.  Freilich  ist  die  Werthberechnung  der 
im  Löschhafen  beschädigt  ankommenden,  oder  gar  geworfenen, 
im  Nothhafen  verkauften  etc.  Güter  für  die  Zeit  des  Havarie- 
grossefactums nachträglich  nicht  so  leicht  zu  beredinen  nnd 
kann  nur  annäherungsweise  richtig  aufgestellt  werden.  Es  sei 
denn,  dass  man  unbedingt  den  in  den  Facturen  angegebenen 
Preis  der  Güter  als  Norm  für  deren  Werth  annehmen  wollle; 
was  aber  nicht  praktisch  scheint,  da  hiermit  der  WillkQr  man- 
cher Spielraum  gegeben  wäre.    Siehe  §  177. 

Dagegen  ist  es  bei  dem  Schiffe  anders.  Ein  Sdiiff  nutzt 
sich  durch  jede,  einiger  Massen  lange  Reise  ab^  sei  es  am 
Rumpf,  Kiel,  Steuerruder,  sei  es  an  den  Masten,  Raaen,  sei  es 
an  den  Segeln  oder  der  Takelage.  Es  wird  also  weniger  wertb. 
Man  bezeichnet  diese  natürliche  Abnutzung  des  Schiffes  mit  dem 
Ausdrucke:  Sil  tage.  Diesen  Verlust  muss  nun  jedenfalls  ißt 
Rheder  selbst  und  allein  tragen.  Er  bekommt  durch  die  Fracht 
volle  Entschädigung  dafür. 

Es  ist  nun  klar,  dass  wenn  das  Havariegrossefactum  sich 
längere  Zeit  nach  dem  Termin  der  Abreise  zugetragen  hat»  das 
Schiff  zur  Zeit  des  Seeunfalles  bereits  durch  die  Slitage  mehr 
oder  weniger  abgenutzt  sein  musste,  besonders  je  nach  dem 
Wind  und  Wetter  der  Fahrt  günstig  waren  oder  nicht  etc.,  and 
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■Mtbui  aeia  Werih  zur  Zeit  der  Seenoth  nicht  mehr  der 
war,  welchen  das  Schiff  im  Abgangshafen  hatte.  Dazu  koDimt, 
dass  man  selten  unmittelbar  beim  Abgänge  des  Schiffes  dasselbe 
sachversUlndig  und  unter  gehöriger  Beglaubigung  der  gewissen-« 
halten  Abschätzung  taxiren  lässt  und  dass  es  in  der  Regel  sehr 
schwer,  wenn  nicht  unmöglich  sein  wird»  späterhin  diesen  Werth 
des  Schiffes  y  wie  er  unmittelbar  vor  dem  Abgange  desselben 
gewesen  sei,  festzustellen.  —  Die  Angaben  des  Werthes  in  den 
Aasecuranzpolicen  beruhen  bekanntlich  meist  nur  auf  unge- 
fahren  Abschätzungen  und  können  also  hier  nicht  zum  richtigen 
Hassstab  dienen»  obgleich  es  in  manchen  Ländern,  wie  oben 
gezeigt,  üblich  ist  **).  —  Dazu  wird  es  ungemein  schwierig  sein, 
genau  anzugeben,  wie  hoch  der  Werth  des  Slitageschadens  zur 
Zeit  der  Seenotb  gewesen  sei.  Obgleich  hier  wenigstens  eine 
ungefähre  Schätzung  durch  die  beeidigten  Zeugnisse  der 
Mannschaft,  sowie  nacli  den  Regeln  der  Erfahrung  nicht  unmög- 
lich ist  und  dazu  hier,  im  Seerecht,  wo  es  auf  Billigkeit  vor- 
zngsweise  ankommen  mag,  überall  genügen  möchte.  Hithin 
wird  man  den  zur  Contribution  zu  ziehenden  Werth  des  Schiffes 
allerdings  in  der  Weise  berechnen  können  und  dabei  zu  einem 
ziemlich  richtigen  Resultate  gelangen  müssen,  dass  man  1)  den 
Werth  des  Schiffes  beim  Abgange  aus  dem  Hafen  der  Abreise 
feststellt  und  2)  davon  die  Slitage  abzieht,  sowie,  was  sich  von 
selbst  versteht,  etwanige  particuläre  Havarie,  die  sich  vor  dem 
Uavariegrosseunfalle  ereignete.  Doch  wie  gesagt,  es  hat  diese 
Berechnung  wegen  des  meist  mangelnden  Fundamentes  des 
Schiffswertbes  bei  der  Abreise  seine  grossen,  oft  unüberwind- 
lichen Schwierigkeiten  *')• 


22.  A«oh  BeMoisB,  principfet  p«  311  iq.  mischt  die  Police  hinein. 

93.  Uebrigcna  enlKlieidct  noh  Pohls  L  c.  S.  722  für  diese  Btwchnimg 
der  Coiilribntioii  des  Schubs.  Ebenso  Stevens  L  e.  der  da  sagt: 
die  Hetbode  erweiset  sieb  auf  jeden  Faü  als  die  beste,  welche  dem 
Wevthe  des  SofaifteB  beim  Abeegdn  am  nächsten  kommt,  nachdem 
davon  der  verbrauchte  Proviant  und  Vorräthe,  ferner  die 
gewöhnliche  Abnutzung  der  Reise,  und  die  etwa  TOr  der  Havarie- 
l^ssenoth  vorgefallenen  particulärenHavarien  abgezogen  wer- 
den. Und  in  der  Note  sagt  er  zur  Vertbeidigung  dieser  Ansicht: 
Zur  Bestätigung  des  Princips,  den  Werth  des  Schiffes  darnach  an- 
zunehmen, was  es  beim  Antritt  der  Reise  werth  war,  ist  su  be- 
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Desswegen  ziehe  ich  folgende  Bestimmang  und  Berechnung 
vor,  die  sich  auch  mehr  an  die  Praxis  des  Seerechtes  in  den 
vornehmsten  Staaten  wenigstens  anschliesst  und  im  neuesten 
Holland.  Rechte  ausdrücklich  festgesetzt  ist  Das  Hamburgisdie, 
Preussische,  Spanische»  Französische,  Holländische  und  zum 
Theil  das  Schwedische  Recht  stimmen  alle  wenigstens  darin 
ttberein,  dass  sie  den  Werth  des  Schiffes  im  Löschplatze  als 
mehr  oder  weniger  ausschliessliches  Fundament  für  die  Beredi-* 
nung  der  Contribution  annehmen.  Es  scheint  dies  zweckmässig, 
denn  jedenfalls  lässt  sich  hier  der  Werth  des  Schiffes  überall 
leicht  feststellen;  sodann  ist  dies  nach  Analogie  der  Waaren, 
die  ja  auch  vorzugsweise  nach  dem  Werthe  des  Löschplatzes 
oontribuiren.  Es  kann  nun  zwar  nicht  geläugnet  werden,  dass 
hier  die  Handelsconjuncturen  des  Ortes  und  der  Zeit  den  Werth 
des  Schiffes  bald  höher,  bald  geringer  stellen  werden.  Indessen 
würde  dergleichen  Variation  auch  bei  der  Bestimmung  des  Werthes 
im  Abgangshafen  eintreten  können  und  ist  überhaupt  im  Handels- 
nnd  Seeverkehr  als  etwas  so  Natürliches  und  Unumgängliches 
zu  betrachten,  dass  man  füglich  daran  keinen  Anstoss  nehmen 
kann  für  die  Berechnung  der  Contribution  '^). 

Doch  ist  diese  Berechnung  nach  dem  Werthe  des  Schiffes 
in  seinem  Löschplatze  immer  nur  als  Fundament  zu  gebrauchen. 
Es  ist  aus  den  bereits  oben  angegebenen  Gründen  dazu  der 
Werth  von  den  Seeschäden  des  Schiffes  durch  die  Havariegrosse- 


merken, wie  ein  Rheder  sein  Schiff  abiendet,  in  der  Absicht,  dwm 
et  ihm  wieder  zurückgebracht  werden  soll.  Er  sendet  ea  nicht  aos^ 
wie  ein  Kaufmann  einen  Ballen  GQter,  um  im  Löschplatze  verkauft 
zu  werden.  Die  Summe  also,  wofür  der  Rheder  Gefahr  läuft,  ist 
der  Werth  des  Schiffes  in  dem  Hafen»  wo  es  an  Hause  gehört  und 
kein  ima^närer  Werth.  —  Das  ist  denn  auch  Nordamerika  Recht 
VergL  Kant,  commentaries  on  American  law  tom.  IIL  Part  V. 
lect  47.  n.  &  Seite  243.  The  valae  of  the  vesad  loat  ia  eatimated 
aceordhig  to  her  value  at  the  port  of  departure,  makkig  a 
reasonable  allowance  for  wear  or  tear  on  the  voyage  iip  to  die 
time  of  the  disaster. 

24.  Pohls  I.  c.  S.  723  nimmt  aber  hieran  sehr  grossen  Anstoss  und  ?«• 
wirft  vorzüglich  desshalb  die  Berechnung  des  Schiilswerthea  nach 
dem  Bestände  im  Löschhafen  Überhaupt  als  Fundament  aur  Coa* 
tribution. 
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noth  binzuzorechnen,  damit  man  den  wahren  Wertb  des  Schiffes 
zur  Zeit  der  Havariegrosse  immer  mehr  mö^fchat  auffinde. 

Slitage  wird  auch  noch  zu  berücksichtigen  sein.  Doch 
wird  man  sich  hüten  müssen,  dte  Abnutzung,  welche  unmittel- 
bar aus  Havariegrossebeschadigungen  des  Sehifles  entspringen» 
als  blosse  Slitage  zu  bezeichnen  oder  garvieUeioht  dieselbe  Ab- 
Botiong  bei  der  Aufstellung  des  Hayarie^sseschadeiis  und  nun 
wiederum  bei  Berechnung  der  Slitage  aufzustellen.  Die  Slitage 
wird  hier  natita-lich  nur  die  natürbehe  Almutzung  des  Schiffes 
von  Zeü  des  Hayarlegrossunialles  bis  zur  Zeit  der  Ankunft  im 
Löschhafen  sein  und  diese  wird  zu  dem  bisher  aufgefundenen 
Werthe  des  Schiffes  hinzugerechnet,  damit  eben  das  Mehr 
des  Werthes  herauskomme»  welchen  ctas  Schiff  lu  jener  Zeit 
hatte. 

Bndlich  moss  die  in  der  Zeit  von  dem  Havariegrossefactom 
bis  cum  £itthiufen  in  den  Löschplatz,  passirte  kleine  Havarie  be- 
rechnet und  deren  Werth  gleäclüfalls  zum  bisher  gefundenen  Facit 
des  Schiffswerthes  hinzugerechnet  werden. 

Ue  Totalsumme  gibt  annttheruogsweise  den  wahren  Werth 
des  Schiffes  zur  Zeit  der  Havariegrosse  und  .hiernach  hat  das 
SchiO  an  der  Contribution  Tbeil  zu  nehmen. 

Hiermit  stimmt  denn  auch  im  Wesentlichen  das  neueste 
Holländische  Recht  Artikel  727  überein:  „die  gemeinschaftlichen 
»•Havarien  werden  getragen:  durch  den  Werth  des  Schiffes  in 
,,dem  Zuitande,  worin  dasselbe  (natürlich  im  Löschplätze,  resp. 
„Mothbafen)  angekommen  ist,  mit  HinzufiO^ung  von  dem,  was 
»»durch  Havariegrosse  vergAtet  wird/«  '—  Die-  Zurechnung  des 
Betrages  der  -Slitage  und  der  etwanigen  particuiAren  Havarie  in 
der  Zeit  von  der  Havariegrossenoth  bis  zum  EiidaAifen  in  den 
Nothhalen  wird  nun  zwar  nidit  ausdrdokJich  erwähnt»  versteht 
sich  aber  wohl  bei  einer  genauen  Berechnung  von  selbst.  Jeden- 
falls aber  der  Werth  dar  particulüren  Havarie»  wenn  man  auch 
die  Slitage  für  zu  unbedeutend  halten  mag,  um  sie  besonders  in 
Anrechnung  zu  bringen. 

Uehrigens  sind  auch  sehriftsteUerische  AutoritUen  für  diese 
unsere  Ansicht  M).  Kiefeker  giaubl  sogar»  wie  oben  bezeichnet 


25.  Auch  Koch,  Pkum.  Recht  1.  c,  indem  er  die  Bestimmungen  des 
PreusB.  Rechts  kurz  kritiiirt,  erkürt:  das  Schiff  sollte,  nach  der 
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wurde,  die  Haiob.  A.  O.  ganz  im  Sinne  dea  neaeaten  HoUisd. 
Rechts  erklaren  zu  müssen.  Und  seine  Interpretation  würde 
auch  auf  das  Preuss.  und  auf  das  Span.  Recht  I.  c.  analog  an- 
gewandt werden  können.  D9ch  halte  ich  die  Klefeker*sche  Inter- 
pretation für  gezwungen. 

Selbst  Stevena,  indem  er  die  Verachiedenheiten  <ler  Engl. 
Praiis  kennt  und  «umfaDeklidi  bemerkt,  dasa  in  den  letzten 
dreiasig  Jahren  (also  da  Stevens  zuerst  1813  schrieb  etwa  von 
1780 — 1810)  ihm  kaum  eine  Englische  Dispache  vorgekomnen 
sei,  worin  der  dem  Schiffer  durch  Havariegrossebeitrag  ver- 
gütete Betrag  zu  dem  Werthe  des  Schiffes  in  dessen  geringerem 
Zustande  im  Löschplatze  hinzugefügt  sei,  erklart:  der  wahre 
Werth  des  Schiffes  zum  Beitrage  ist  die  Somme,  welche  sein 
Rumpf,  Masten,  Raaen,  Segel,  Takelage  und  Vorrathe  aufbringaa 
würden,  nachdem  (fie  Aufopferung  gemacht  worden  ist,  mit  Zu- 
rechnung dessen,  was  durch  Havari^osaebeitrag  vergOtel  wird. 
—  Freilich  aptieht  sich  dieser  Autor  nachher  su  Gunsten  der 
anderen  Berechnung  aus« 

Wenn  man  aber  von  dem  so  oder  so  bestimmten  Werthe 
des  Schiffes  hkaßg  wiederum  den  Betrag  der  Volksheoer  und 
der  Provision  in  Abrechnung  bringt'*),  so  ist  dies  falach. 
Die  Provision  contribuirt  überhaupt  nicht,  weil  sie  als  d^  zur 
Reise  unentbehrliche  und  Allen  gemeinschaftliche  Gut  Aller  an- 
gesehen wird.  Aber  eben  daher  kann  sie  nicht  von  den  Werthe 
des  Schiffes  al^esetzt  werden,  weil  dadurch  der  SdiiAer  die 
Vergünstigang  für  dieselbe  zweimal  geniessen  würde.  Vielmehr 
ist  selbige  nur  einfach  bei  der  Berechnung  des  SchiCfewerthes 
Oberall  nicht  mit  in  Anschlag  zu  bringen.  Vielleicht  ist  sie  aber 
aus  Billigkeitsrücksichten  von  der  zu  contribuirenden  Fracht  m 
Abzug  zu  bringen.  Siehe  darüber  §  178l  — -  Die  Volksheoer 
gehört  aber  gar  nicht  hieher,  denn  sie  ist  überhaupt  nicht  Theil 
des  Schiffes,  sondern  steckt  in  der  Fracht 


Regel,  von  der  Summe,  welehe  sich  durch  eciaen  Werth  bei  der 
Ankunft  mit  Hinsurediming  der  Sebiden  danteU^  beitragwi. 
Siehe  z.  B.  die  drittletzte  Note  von  hier.     Pohls  eifert 
—  In  England  sind  verschiedene  Berechnungen  üblich. 
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g  176.    Von  der  Contiibiitwii  der  Fracht 

Soweit  der  Schiffer  Oberhaupt  Fracht  erhält»  oamenUteh  da 
die  Fracht  dem  Schiffer  gerade  durdi  die  gemeiDschaftliche 
Opferung  erhalten  und  gewahrt  wird»  so  versteh!  es  sich  von 
selbst»  dass  dieselbe  insoweit  zur  Gontribution  mithenagezogen 
werde»  denn  diese  ist  fQgüch  auf  Alles  zu  vertheilea»  was  aus 
der  Havariegrosse  heraus  an  vermOgeiisrechtliQheu  Werthen 
mittelbar  oder  unmittelbar  gesichert  worden  ist.  Dabei  ist  nicht 
abzusehen»  warum  nicht  die  ganze  Fraehl  zur  Gonktbntion 
herangezogen  werden  solle»  soweit  sie  (Überhaupt  reine  Fracht 
für  den  Schiffer  ist»  also  aamentlich  nach  Abzug  der  Volksheuer^ 
worin  denn»  wie  dies  das  Span«  Recht  1.  c,  Art  956  und  Preuss. 
Recht  1.  c  S  1869  es  spexidl  sagt»  sowohl  der  Sold  des  Kapi- 
tains  wie  des  SohifisTolks  begriffen  ist»  was  aber  in  England 
zweifelhaft»  Stevens  L  c  Ferner  ist  darunter  nicht  bloss  die 
Löhnung  im  strengeren  Sinne»  sondern  auch  der  Unterhalt  zq 
verstehen»  wie  dies  das  Holland.  Recht  Art,  127  speziell  angiht. 
Siehe  $  175  L  f.  üeberhaupt  scheint  hier  der  ganze  Proviant  von 
der  Fracht  abgezogen  werden  zu  mOssen.  Derselbe  ist  eine 
nothwendige  Ausgabe  für  das  Ganze»  ist  aber  einzig  aus  der 
Fracht  za  decken»  so  dass  deren  Betrag  nur  soweit  als  reine» 
dem  Schiffsrheder  allein  zu  Gute  kommende  Summe  angesehen 
werden  kann»  als  auch  der  Proviant  davon  abgejsogen  ist.  Ste- 
vens I.  c.  Artikel  3  ist  freilich  dagegen»  aber  Abbott  1.  c.  P.  IV. 
e.  fi.  S  19-  S.  447  scheint  dafür.  Er  sagt  nämlich:  wages  of  the 
crew  and  other  expenses  of  the  voyage.  Stevens  will 
nämlich  den  Proviant  von  dem  ursprünglichen  Werthe  des 
Schiffes  abgezogen  wissen.  Siehe  unten  das  Citat  aus  Consulat 
c  06.  Auch  L.  2.  S  3-  D*  ad  L%-  Rhod.  Verord.  Philipps  II* 
Artikel  7. 

Uebrigens  bin  ich  geneigt,  nicht  in  allen  Fällen  den 
vollen  Sold  für  die  Reise  in  Abzog  zu  bringen»  sondern  nur 
soweit  die  Fracht  verdient  ist,  also  wenn  die  Reise  nicht  ganz 
vor  der  Havarlegroeseaufmachung  vollendet  war  und  auch  nicht 
die  ganze  Fracht  verdient  wurde,  so  ist  nur  ein  verhältniss- 
massiger Theil  des  Soldes  abzuziehen.  Vergl.  Stevens  1.  c.  Da 
aber  für  die  geworfenen  und  im  Nothhafen  verkauften»  in 
Havariegrosse  aber  ersetzten  Güter  wohl  immer  die  vpUe  Fracht 
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zu  zahlen  ist,  so  ist  dies  wiederum  zu  berQcksichtigen.  Es  ver- 
steht sich  aber  im  Allgemeinen  von  selbst,  dass  nur  die  wirk- 
lich verdiente  Fracht,  also  wenn  die  Reise  inmitten  abgebrochen 
werden  muss,  nur  pro  rata  Hineris  zu  contribuiren  bat,  wie  dies 
im  Span.  Recht  1.  c  und  Preuss.  Recht  1.  c  $  1869  ausdrOcklicfa 
gesagt  wird.  Doch  ist  dabei  wohl  vorauszusetzen,  dass  nicht  die 
Reise  naehtrftglich  vor  Aufmachung  der  Havariegrosse  vollendet 
sei;  denn  wurde  sie  dies,  so  darf  es  Oberhaupt  mit  Redit  so 
angesehen  werden,  dass  die  ganze  Fracht  Oberhaupt  erst  durch 
die  Rettung  von  Schiff  und  Gut  in  Folge  des  freiwilligen  Opfers 
in  Havariegrosse  dem  Schiffer  erworben  sei.  Demnach  scheint 
es  billig,  dass  die  ganze  Fracht,  doch  nach  Abzug  aller  durch 
die  Havariegrosse  entstandenen  ausserordentlichen  Unkosten  con- 
tribaire.  —  Wird  aber  die  äavariegrosse  vor  Vollendung  der 
Reise  aulgemacht  und  kann  das  Schiff  seine  Reise  nicht  fort- 
setsen  und  beendigen,  so  ist  es  klar,  dass  die  Fracht  nur  soweit 
sie  verdien^  also  |>ro  rata  itineris  contribuire.  Wenn  aber  auch 
das  Schiff  seine  Reise  hatte  fortsetzen  können  trotz  des  Havarie- 
grosseunfalles, nun  aber  wegen  eines  anderen  Un-  oder  Zufalles 
dies  nicht  geschieht,  oder  Oberhaupt  auch  hier  aus  irgend  einem 
Grunde  die  Aufmachung  vor  der  Vollendung  der  Reise  geschieht, 
so  kann  man  billiger  Weise  nicht  die  ganze  Fracht  contribairen 
lassen.  Siehe  das  Ende  dieses  f.  -^  Der  berOhmte  Sir  William 
Scott  entschied  bei  einem  Falle  der  als  Havariegrosse  anzu- 
sehenden WIedernehmung,  dass  die  Fracht  beitragen  mOsste, 
und  begrOndete  sein  Urtheil  so:  Wenn  ein  Anfang  der  Reise 
(zur  Zeit  der  Havarie  nämlich)  bereits  stattgefunden  hat,  und 
die  Reise  nachher  vollendet  ist:  so  gehört  die  ganze 
Fracht  mit  zu  dem  Interesse,  wofOr  Rergelohn  gegeben  ist  (und 
wovon  desshalb  zu  contribuiren  ist).  Vergleiche  Robinson's  adm. 
rep.  VI.  p.  QOb  Stevens  1.  c  Ich  glaube  in  diesen  Worten  Scott*s 
das  Fundament  wenigstens  fOr  meine  Ansicht  finden  zn 
dOrfen. 

Auch  das  Altere  (cap.  VUI.  Art.  34)  und  neuere  Preoss. 
Recht  (IL  8.  $  1869),  sowie  die  Hamb.  A.  O.  XXI.  8.  lassen 
die  Fradit  nach  Abzug  der  Volksheuer  contribuiren,  doch  zieht 
jenes  von  der  Fracht  Oberhaupt  ab:  was  die  Rheder  darans 
noch  zu  bezahlen  haben^  besonders  die  noch  rückständige 
Heuer  des  Schiffers  und  des  Volks,  ingleichen  den  Beitrag  zur 
kleinen  Havarie;  und  das  Hamb.  R.  sagt:  Volksheuer,  Lootsgeld 
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and  AJIes  was  zur  kleinee  HaTarie  gehört,  also  daa,  was  man 
gewöhnlich  mit  dem  Namen:  Hafenunkoaten  beseichnet 

Hier  iai  noch  die  Beatknoiung  des  Freuss.  Rechts,  dass  nur 
die  rückstandige  Heuer  >')  Ton  der  Fracht  in  Abzog  zu 
bringen,  naher  zu  besprechen.  Im  Falle  nämlich  eines  gänz- 
lichen Unterganges  von  Schiff  und  Ladung  wäre  überhaupt  dem 
SchiffsTolke  keine  Gage  zu  zahlen  gewesen,  und  dasjenige,  was 
dasselbe  nach  der  Havariegrosse  erhalt,  contribuirt  Oberhaupt 
nicht  Diese  Gage  steckt  also  immer  in  der  Fracht  und  wird 
die  reine  Frachtsumme  um  so  viel  geringer,  als  die  Gage  be- 
tragt Indessen  da  man  doch  nicht  sagen  kann,  dass  die  be- 
reits bezahlte  Gage  dem  Schiffer  erst  in  Folge  der  Rettung 
durch  Havariegrosse  zur  Last  gelsUen  sei  und  da  die  be- 
reits Torausbeaahlte  Gage  dem  Schiffer  selbst  nicht  im  Falle 
des  gänzlichen  Unterganges  von  Schiff  und  Gut  zurückbezahlt 
werden  würde:  so  mag  man  allerdings  diese  Gagevorschüsse  für 
so  selbstsiandig  halten,  daas  man  sie  nicht  von  der  in  Havarie- 
grosse zu  berücksichtigenden  Frachtsumme  abzieht**).  Doch 
scheint  mir  auf  der  anderen  Seite  die  Billigkeit  dafür  zu  sprechen, 
dass  man  auch  deigleich^  Vorauszahlungen  in  Abzug  bringe. 
Es  sollte  überhaupt  hier  nur  die  ganz  reine  Fracht  in  Rechnung 
gesetzt  werden.  Die  Fracht  ist  ja  lange  nicht  ein  so  sicheres 
Vermögensobjeol,  als  die  anderen  Slfecten  der  Contribution 
(Schiff,  Waaren).  Es  Ist  immer  noch  zweifelhaft,  ob  sie  znletii 
von  jedem  Schuldigen  wird  eingetrieben  werden  können,  ob 
dessen  etwanigen  Zahlungen  in  Wechsel  völlig  sich  realisiren 
lassen  werden  eta  Darum  mag-  hier  überall  die  Billigkeit  mehr 
walten,  als  bei  Berechnung  des  Werths  von  Schiff  und  Gut**). 


27.  Das  altere  Prenas.  Recht  1.  c.  iSist  die  ganze  Heuer  des  Schiffert 
und  des  Sehillkvolkt  abziehen.  Wo  die  Ansicht  gilt,  dass  die  Volks- 
hener  im  Pall  derRanzionirung  nicht  frei  von Havariegrone 
sei,  da  darf  natürlich  in  dieaem  Falle  die  Volksheuer  von  der 
Fracht  nicht  abgezogen  werden. 

28.  Dieter  Ansicht  ist  denn  auch  Pohls  L  c.  S.  726  ganz  entschieden. 
Ebenso  Stevens  I.  c.  und  Marshall,  on  insur.  p.  623. 

^.  Schiffsrheder  haben  bebsnptet,  dav,  wenn  die  Ladung  für  ihre 
Rsrhnmig  abgeladen  mid  die  Fracht  nioht  versichert  wtre,  das 
Schiff  nnd  die  Ladung  (oder  vitimthr  .die  Versicherer  deiaelben) 
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zu  zahlen  ist,  so  ist  dies  wiederum  zu  berQcksichtigen.  Es  ver- 
steht sich  aber  im  Allgemeinen  von  selbst,  dass  nur  die  wirk- 
lich verdiente  Fracht,  also  wenn  die  Reise  inmitten  abgebrochen 
werden  muss,  nur  pro  rata  itlneris  tu  contribuiren  hat,  wie  dies 
im  Span.  Recht  1.  c  und  Preuss.  Recht  L  c  S  1S69  ausdrQcklich 
gesagt  wird*  Doch  ist  dabei  wohl  vorauszusetzen,  dass  nicht  die 
Reise  naehtrttglich  vor  Aufmachung  der  Havariegrosse  vollendet 
sei;  denn  wurde  sie  dies,  so  darf  es  überhaupt  mit  Recht  so 
angesehen  werden,  dass  die  ganze  Fracht  Oberhaupt  erst  durch 
die  Rettung  von  Schiff  und  Gut  in  Folge  des  freiwilligen  Opfers 
in  Havariegrosse  dem  Schiffer  erworben  sei.  Demnach  scheint 
es  billig,  dass  die  ganze  Fracht,  doch  nach  Abzug  aller  durch 
die  Havariegrosse  entstandenen  ausserordentlichen  Unkosten  con- 
triboire.  —  Wird  aber  die  äavariegrosse  vor  Vollendung  der 
Reise  aulgemacht  und  kann  das  Schiff  seine  Reise  nicht  fort- 
setsen  und  beendigen,  so  ist  es  klar,  dass  die  Fracht  nur  soweit 
sie  verdient^  also  pro  rata  itineris  contribuire.  Wenn  aber  auch 
das  Schiff  seine  Reise  hatte  fortsetzen  können  trotz  des  Havarie- 
grosseunfalles, nun  aber  wegen  eines  anderen  Cn-  oder  Zufalles 
dies  nicht  geschieht,  •  oder  Oberhaupt  auch  hier  aus  irgend  einem 
Grunde  die  Aufniachuog  vor  der  Vollendung  der  Reise  geschieht, 
so  kann  man  billiger  Weise  nicht  die  ganze  Fracht  contribuiren 
lassen.  Siehe  das  Ende  dieses  S-  -^  Der  berühmte  Sfr  William 
Scott  entschied  bei  einem  Falle  der  als  Havariegrosse  anzu- 
sehenden Wiedemehmung,  dass  die  Fracht  beitragen  mOsste, 
und  begründete  sein  Drthell  so:  Wenn  ein  Anfang  der  Reise 
(zur  Zeit  der  Havarie  nftmtich)  bereits  stattgefunden  hat,  and 
die  Reise  nachher  vollendet  ist:  so  gehört  die  ganze 
Fracht  mit  zu  dem  Interesse,  wofür  Bergelohn  gegeben  ist  (und 
wovon  desshalb  zu  contribuiren  ist).  Vergleiche  Robinson*s  adm. 
rep.  VI.  p.  QOb  Stevens  1.  c  Ich  glaube  in  diesen  Worten  Scott's 
das  Fundament  wenigstens  für  meine  Ansicht  finden  za 
dürfen. 

Auch  das  ttltere  (cap.  VIII.  Art  34)  und  neuere  Preass. 
Recht  (II.  8.  $  1869),  sowie  die  Hamb.  A.  O.  XXI.  8.  lassen 
die  Fracht  nach  Abzug  der  Volksheuer  contribuiren,  doch  sieht 
jenes  von  der  Fracht  überhaupt  ab:  was  die  Rheder  daraus 
noch  zu  bezahlen  haben^  besonders  die  noch  rückständige 
Heuer  des  Schiffers  und  des  Volks,  ingleichen  den  Reitrag  zur 
kleinen  Havarie;  und  das  Hamb.  R.  sagt:  Volksheuer,  Lootageld 
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und  AJIes  was  zur  kleinen  HaTarie  gehört,  also  das,  was  man 
gewöhnlich  mit  dem  Namen:  Hafen  Unkosten  beieicbnet. 

Hier  ist  noch  die  Bestimmung  des  Freuss.  Rechts,  dass  nor 
die  rückständige  Heuer'')  Ton  der  Fracht  in  Abzog  zu 
bringen,  naher  zu  besprechen.  Im  Falle  nimlich  eines  gftnz- 
liehen  Unterganges  von  Schiff  und  Ladung  wäre  überhaupt  dem 
SchiflsTolke  keine  Gage  so  zahlen  gewesen,  und  dasjenige,  was 
dasselbe  nach  der  Havariegrosse  erhalt,  contribuirt  überhaupt 
nicht  Diese  Gage  steckt  also  immer  in  der  Fracht  und  wird 
die  reine  Fracbtsumme  um  so  yiei  geringer,  als  die  Gage  be- 
trägt Indessen  da  man  doch  nicht  sagen  kann,  dass  die  be- 
reits bezahlte  Gage  dem  Schiffer  erst  in  Folge  der  Rettung 
durch  Havariegrosse  zur  Last  gefallen  sei  und  da  die  be- 
reits vorausbezahlte  Gage  dem  Schiffer  selbst  nicht  im  Falle 
des  gänzlichen  Unterganges  von  Schiff  und  Gut  zurückbezahlt 
werden  würde:  so  mag  man  allerdings  diese  Gagevorschüsse  für 
so  selbststkndig  halten,  dass  man  sie  nicht  von  der  in  Havarie- 
grosse zu  berücksichtigenden  Frachtsumme  abzieht**).  Doch 
scheint  mir  auf  der  anderen  Seite  die  Billigkeit  dafür  zu  sprechen, 
dass  man  auch  dergleichen  Vorauszahlungen  in  Abzug  bringe. 
Es  sollte  überhaupt  hier  nur  die  ganz  reine  Fracht  in  Rechnung 
gesetzt  werden.  Die  Fracht  ist  ja  lange  nicht  ein  so  sicheres 
Vermögensobjed,  als  die  anderen  Effecten  der  Contributton 
(Schiff,  Waaren).  Es  ist  immer  noch  zweifelhaft,  ob  sie  znletit 
von  jedem  Schuldigen  wird  eingetrieben  werden  können,  ob 
dessen  etwanigen  Zahlungen  in  Wechsel  völlig  sich  realisiren 
lassen  werden  eta  Darum  mag-  hier  überall  die  Billigkeit  mehr 
walten,  als  bei  Berechnung  des  Werths  von  Schiff  und  Gnt**). 


27.  Das  iltere  Preusi.  Recht  L  c.  IZett  die  ganze  Heuer  des  Schiffert 
und  des  Schliftvolks  abiiehen.  Wo  die  Ansicht  gilt,  dass  die  Volks- 
hener  im  Pall  derRanzionirung  nicht  frei  ?on Havariegrosse 
sei,  da  darf  natürlich  in  diesem  Falle  die  Volksheuer  Ton  der 
Fracht  nicht  abgezogen  werden. 

28.  Dieser  Ansicht  ist  denn  auch  Pohls  l  c.  S.  726  ganz  entschieden. 
Ebenso  Stevens  1.  c.  und  Marshall,  on  insur.  p.  623. 

29.  SehlAtheder  haben  behauptet,  daM,  wenn  die  Ladung  für  ihre 
Rechnimg  abgeladen  nnd  die  Fracht  nicht  versichert  wtre,  das 
Schiff  nad  die  Ladmg  (oder  vitimehr  .die  Veisicherer  daneben) 
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Sodann  halle  ich  die  ferneren  Bestimmangen  des  Pretiss. 
und  Eugleich  des  Hamburgischen  Rechts  für  eben  so  billig,  ab 
dem  Wesen  der  Fracht  und  des  Seeverkehres  entsprediend, 
dass  von  der  Fracht  überhaupt  alle  sog.  Hafenonkosten  A- 
gezogen  werden.  Dadurch  kann  es  denn  allerdings  gesdiehen, 
dass  bei  einer  langen  und  kostspieligen  Reise  jene  AbzOge  die 
Fracht  auf  Null  redueiren  und  dass  mithin  Schiff  u.  Gut  factisch 
allein  oentribuiren.    Vergl.  Steyens  1.  c. 

Andere  Seerechte  haben  aus  denselben  Billigkeitsrücksichlen 
sogar  noch  mildere  Bestimmungen  festgesetzt  und,  wahrschein- 
lich auch  um  die  Berechnung  zu  vereinfachen,  überhaupt  nur 
die  halbe  Fracht  herangezogen  (eben  so  wie  nur  ($  175)  die 
halbe  Summe  des  SchMbwerths,  und  zwar  gewiss  aus  ahnlichen 
Gründen).  Indessen  heisst  denn  diese  exorbitante  Bestimmnng 
nichts  Andeies,  als  den  Knoten  mit  dem  Schwerte  durchhauen, 
und  dazu  scheint  kein  Grund  vorhanden;  denn  die  Schwierig- 
keiten einer  annäherungsweise  richtigen,  bilUgen  BesUmmung 
sind  nicht  so  gross,  dass  man  zu  sirieher  willkOrliehen  und 
verzweifelten  Lösung  sdireiten  müsste.  —  Schon  das  Con- 
sulat  cap.  293,  obwohl  es  cap.  96  die  Fracht  ganz  heranzieht, 
sagt:  dieses  ist  aber  so  zu  verstehen,  dass  die  Schiffer  von  be- 
sagter FracM  abziehen  und  abrechnen  die  Heuer  der  Matro- 
sen, den  Proviant  und  alle  ordentlichen  Kosten,  die  sie 
anf  gedachter  Reise  gehabt  haben^*). 


die  ganse  Havarlegrotte  beMMeii  nOMMeii.  Aber  dieses  ist  Irrig. 
Dean  einmai  hat  die  Havaviegroase  mil  der  VenioheruDg  airiili  zq 
thun  und  kann  ihr  Bettand  von  dem  Factum  der  Venichenug  oder 
Nichtvenicherung  überall  gar  nicht  abhängen.  Und  sodann  macht 
die  Fracht  einen  Beatandtheil  von  dem  Werthe  jeder  SohilEsnnter- 
nehmuDg  aus,  gleichviel  wer  Befrachter  ist.  Die  Fracht  iat  hier 
Qberall  verdient.  Wäre  dies  nicht  der  Fall,  so  mOaste  nam  mit 
gleichem  Rechte  hier  behaupten,  dass  kein  Yolkslohn  zu  sahtcn  sei, 
da  ja  sehr  bedeutungsvoll  und  mit  Recht  »die  Fracht  als  die 
Mutter  der  Gage*  bezeichnet  wird.  Vergl.  Stevens  L  e.  Art  3. 
90.  Doch  spricht  das  Consulat  cap.  96  den  Schiffer  in  dem  bestimmten 
Falle  von  der  Contribution  der  erhaltenen  Fracht  frei,  wenn  er  auf 
die  Fracht  ftr  die  geworfenen  Oftler  veraidifet  —  Pafala  relMK 
nicht  genau  genng  ttbcr  das  Consulat  und  Obenieht  dt«  i 
hang  iwisoheB  oap.  16  uimI  SiS. 
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Oebrigens  wie  schon  angedeatet,  variiren  die  einzelnen  See- 
rechte  sehr.  •—  Das  Hans.  Seer.  Tit.  VUI.  Art  3,  die  Statuta 
Genoens.  lib.  IV.  c.  16 ,  Recapilaeion  de  Leyes  de  las  Indias 
fib.  IX.  tit  39.  ley  10,  sowie  die  LQbischen  Statuten  (VI.  2. 
Art  3),  Hamb.  Statuten  (II.  16.  Art.  2)  und  endlich  die  Ver- 
ordnung Peters  von  Aragonien  1340  ziehen  unbedingt  die  ganze 
Fracht  zur  Contribution.  Doch  ist  keines  dieser  Gesetze  in  der 
Gegenwart  noch  praktisch.  Endlich  wird  unbedingt  bloss  die 
Fracht  erwähnt  in  der  Convention  der  Kopenh.  Ass.-Comp. 
1746  (Abschn.  Havarierechnung)  AH.  XI.  und  XIII.  *0* 

Nach  älterem  (Ordonn.  1681  III.  8.  Artikel  7)  und  neuerem 
(Code  d.  com.  Art  417)  Franz.  Hechte  contribuirt  nur  die  Hälfte 
der  Fradit  In  Toscana  contribuirte  wenigstens  ehemals  die 
Fracht  nur  zu  einem  Drittel.  Auch  in  Amsterdam  wurde 
nach  Gewohnheitsrecht»  indem  die  dortigen  Gesetze  Oberhaupt 
nur  wenige  Bestimmungen  über  Havariegrosse'  enthielten,  die 
Fracht  gar  nicht  zur  Contribution  gezogen,  und  in  Rotterdam 
nur,  wenn  die  Fracht  mehr  betragt,  ah  der  Werth  des  Schiffs 
ist    Klefeker  S.  68. 

Andere  ältere  Seerechte  Hessen  den  Schiffer  entweder  fOr 
das  Schiff  oder  für  die  Fracht,  nach  seiner  oder  des  Empfängers 
Wahl  beitragen"). 

Das  Nordamerikanische  Recht  charakterisirt  Kent  1.  c.  lect. 
47.  S.  243  dahin:  tfae  practice  in  this  country,  at  ieast  it  is  the 
practice  in  Boston,  to  asserUin  (he  contributory  value  of  the 
freiglil  (and  earnings)  by  deducting  ooe  third  of  the  gross 
amount    VergL  3.  liaaon's  reporls.  p.  439. 

Da  denn  die  ganze  Fracht  zu  contribniren  hat,  so  namentlich 
auch  der  Theil,  der  für  die  geworfenen  oder  ImNothhafen 
Terkauften  Güter  gezahlt  wird.  Die  meisten  Seerechte  der 
obigen  Kategorie  bestimmen  dies  ganz  ausdrQcklich  **).    Dabei 


31.  Weder  in  dem  Schwed.  Gesetzbuch,  noch  in  der  Schwed.  AM.Ofd. 
Ton  1750  wird  Oberhaupt  die  Fracht  «li  contribatiompflichtig  er- 
wähnt   Pohls  Angabe  S.  725  Note  ist  falsch. 

38.  Oliron  Setmcht  Art.  8.  Wisby  Art  38.  Plaeat  Philipps  U.  l  c. 
Art  (k  Rotterdam.  A.  O.  Art  114.  Verordnung  fikr  die  Börse 
tmk  Antwerpen  Art  9. 

33.  Oidonn.  1681  Ut.  II.  tit  X.  Art.  13.    Doch  wird  hier  und  in  den 
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ist  es  vom  rechtlichen  Standpunkte  gleichgQltig,  ob  der  De^- 
natär  der  Waaren  --«  was  aber  ursprüsglich  wohl  die  Regel 
war  *«)  —  die  Fracht  bezahle,  aus  dem  Grunde»  weil  er  ja  die 
geworfenen  Guter  (deductis  deducendls  natürlich)  aus  der  Con- 
tribution  erhalt^  und  somit  in  Havariegrosse  'wiederum  Ersatz 
empitogt,  oder  ob  die  Fracht  in  Havariegrosse  über  Alle  ver- 
theilt  wird:  was  jedenfalls  einfacher  ist,  da  diese  Vertheilung 
auch  im  ersten  Falle  zuletzt  doch  stattfinden  muss. 

Doch  versteht  es  sich,  wenn  das  Schiff  nach  der  Havarie* 
grosse  in  einem  Zwischenhafen,  an  Stelle  [der  geworfenen  oder 
verkauften  Güter,  andere  einnimmt,  dass  dann  die  Fracht  von  den 
letzteren  Gütern  (nach  Abzug  der  Kosten  sie  an  Bord  zu  bringen) 
von  der  Fracht  derjgeworfenen  oder  verkauften  abgezogen  wer- 
den müsse.  Denn  sonst  würde  der  Schiffsrheder  Gewina  von 
dem  Verluste  eines  Anderen  ziehen,  was  gegen  den  alten  Hauptr- 
rechtsgrundsatz  wäre:  Nemo  debet  locupletari  aliena  jactura  **). 

Wenn  die  Havariogrosse  in  dem  Ladungsplatze  selbst  regu* 
lirt  wird,  was  namentlich  in  dem  Falle  geschehen  wird,  wenn 
sich  der  Seeschaden  in  dessen  Nähe  zutrug  oder  doch  kein 
n&herer  oder  sicherer  Nothhafen  anzulaufen  möglich  war,  so  ist 
nicht  abzusehen»  warum  hier  nicht  eben  so  gut  die  bereits  ver- 
diente Fracht  mi(  in  Contribution  gestellt  werden  sollte.  Auch 
muss  es  gleichgültig  sejn,  ob  in  diesem  Falle  und  ob  überhaupt 
die  Fracht  im  Yoraus  bezahlt  sei««)-    Nur  ist  es  klar,  dass  so 


meiften  Seereehten    ftusdracklieh  nur  von  ^geworfeaen  Sachen 
gesprochen.    Indessen  4ile  analoge  Ausdehnung  kt  leieht 

34.  Gttidon  de  la  mer.  eh.  VI.  Art.  1  sq.  Conanlat  e.  96.  Wisby  Seer. 
Art.  35.  Rotterd.  A.  O.  Art  15& 

35.  Vergl.  Stevens  L  c.  Art.  3  in  i 

36.  Stevens  1.  e.  Art.  3.  ist  anderer  Meinung,  er  sagt:  die  Fracht  werde 
bei  einer  Vorausbezahlung  als  eine  Ausgabe  mit  in  die  Factor  ge- 
bracht und  werde  somit  zu  einem  Theile  des  Werthes  der  Ladung. 
Aber,  ist  ihm  zu  entgegnen,  nichtsdestoweniger  hat  der  Schiffer  ein 
selbststandiges  Interesse  an  dieser  Fracht  nnd  muss  sie  dmm  eon- 
feriren,  soweit  er  sie  nicht  restituiren  muss.  Auch  wird  ja  nadi 
unserer  Ansicht  der  Werth  der  in  Havariegrosse  zu  berechnenden 
Waaren  nicht  nach  der  Pactur,  sondern  nach  dem  Marktpreise  des 
LOsehpiaUes  in  Ckmtribntion  zn  bringeAi  sein.  Dtsshalb  ist  das  Auf- 
schlagen des  Facturapreises  der  Qüter  wegen  dn  VoranasaUung 
der  Fracht  hier  glelohgOltig, 
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nel  Ton  der  zu  contribuirenden  Frtchteumme  abzuziehen  ist, 
als  der  Schiffer  gesetzlich  oder  yertragsmassig  yon  dem  Voraus 
wieder  herausgeben  muss. 

Eine  namentlich  in  England  yentilirte  und  gerichtlich  ent- 
schiedene Frage  ist  die"),  wie  die  Fracht  contribuiren  müsse, 
wenn  das  Schiff,  welches  auf  eine  Hin-  und  Rückreise  so  be- 
frachtet ist,  dass  überhaupt  erst  die  Fracht  bei  Ablieferung  der 
Retourladung  im  Abgangshafen  zahlbar  ist,  schon  auf  der  Hin- 
reise eine  Havariegrosse  macht.  Der  Court  of  Kings  Bench  hat 
hier  die  ganze  bedungene  und  bezahlt  erhaltene  Fracht  bei- 
tragen lassen,  und  dem  stimmt  mit  Recht  Stevens  1.  c.  und 
Holt  I.  c  bei.  Nur  ist  eben  ganz  besonderer  Nachdruck  auf 
die  wirkliche  Zahlung  der  ganzen  bedungenen  Fracht  zu  legen: 
was  nur  dann  zur  Zeit  der  Havariegrosseregulirung  der  Fall 
sein  wird,  wenn  diese  erst  so  zu  später  Zeit  nach  der  Rück- 
kehr in  den  Abgangshafen  erfolgt  ist.  Kann  dagegen  wegen 
dieser  auf  der  Hinreise  passirten  Havariegrossenoth  die  pro- 
jectirte  Hin-  und  Rückreise  gar  nicht  weiter  fortgesetzt  werden, 
so  tragt  die  Fracht  nur  bei,  soweit  sie  etwa  nichtsdestoweniger 
nach  Gesetz  oder  Vertrag  wenigstens  theilweise  gezahlt  werden 
muss.  Kann  trotz  des  Seeonfalles  die  Reise  weiter  fortgesetzt 
werden,  erfolgt  aber  die  Aufmachung  der  Havariegrosse  in  einem 
Zwischenhafen  zu  einer  Zeit,  bevor  es  1)  ganz  sicher  ist,  ob 
überhaupt  die  ganze  Fracht  verdient  werde,  und  2)  bevor  also 
die  wirUiche  Zahlung  der  bedungenen  ganzen  Fracht  für  Hin- 
und  Rückreise  hat  erfolgen  können:  so  wftre  es  nach  meiner 
Ansicht  sehr  hart,  wenn  man  die  ganze,  möglicher  Weise  noch 
zu  verdienende  Fracht  bei.  der  Contribution  in  Anrechnung 
bringen  wollte.  Deren  Existenz  ist  ja  für  den  Schiffsrheder 
immer  nur  erst  nodi  möglich,  noch  kein  wirkliches  Vermögens- 
object  desselben.  Daher  möchte  ich  wenigstens  in  diesem  Falle, 


37.  Vergl.  Stevena,  eiui  on  average  1.  c.  Art.  3.  Abbott,  L  c.  P.  IV. 
cap.  9.  S  14.  S.  447.  Beneeke,  principlet  p.  315  sq.  Holt,  tystem 
II.  p.  197.  Pöhli,  S.  726  ff.  Der  Fall,  in  welchem  die  Frage 
diacutirt  wurde,  i$t  William  c.  London  Aworanoe-Comp.  und  steht 
in  Maule  et  Selwyn,  reports  I.  p.  318.  Vergl.  auch  Edward's  ad- 
miraltjr'vreports  p.  223. 

▼.  KaMiBkeiB  Seereehl  U.  12 
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wenn  auch  nicht  gerade  bloss  die  bis  dahin  in  dem-  Hafen  der 
Aufmachung  der  Hayariegrosse  verdiente  Fracht,  denn  dies  wäre 
zu  wenig,  da  ja  dem  SchifTer  durch  die  Bergung  in  Hayarie- 
grosse eine  Aussicht  auf  einen  bedeutenden  Gewinn  aufs^  Neue 
begründet  worden  ist;  so  doch  nur  die  ganze  Fracht  für 
die  Hinreise  in  Anrechnung  bringen**).  Darin  sehe  ich  eine 
den  eigenthömlichen  Verhältnissen  angemessene  Ausgleichung 
der  Sache.  —  Passirte  die  Havariegrossenoth  auf  der  Rückreise, 
so  würde  ich  eher  geneigt  sein,  die  ganze  Fracht  in  Contribution 
zu  bringen.  Die  dann  durch  die  Hayariegrosse  dem  Schiffer  neu 
begründete  Aussicht  auf  einen  bedeutenden  Gewinn  ist  ja  hier 
um  Vieles  sicherer,  als  im  Fall  der  auf  der  Hinreise  passirten 
Seenoth.  Indessen  möchte  ich  auch  hier  durch  eine  rein  posi- 
tive Bestimmung  der  Gefahr  Rechnung  tragen,  welche  der 
Schiffer  in  Bezug  auf  'diesen  Gewinn  immer  doch  noch  lauft 
und  desswegen  vielleicht  je  nach  den  Umständen  ein  Drittel 
oder  ein  Viertel  der  Fracht  zuvor  von  der  zur  Contribution  zu 
stellenden  Summe  abziehen« 

Dagegen  scheint  mir  in  allen  diesen  Fallen  der  Frachi- 
contribution  bei  der  bezeichneten  Frachtzahlung  für  Hin-  und 
Rückreise  (als  einer  Einheit)  von  dem  Betrage  der  zur  Contri- 
bution zu  stellenden  Frachtsumme  zuvor  erst  noch  folgender 
Abzug  gemacht  werden  zu  müssen.  Ware  namiich  das  frei- 
willige Opfer  nicht  geschehen  und  das  Schiff,  ohne  den  Be* 
Stimmungsort  zu  erreichen,  untergegangen,  so  hätte  zwar  der 
Schiffer  keine -Fracht  erhalten.  Dagegen  hat  der  Schiffer  auf 
der  anderen  Seite  auch  besondere  Unkosten  durch  das  Havarie- 
grosseereigniss  und  also  gerade  durch  seine  Rettung  gehabt. 
Dadurch  wird  seine  Fracht  vermindert  Daher  müssen  billiger 
Weise  alle  diese  in  Folge  der  Hayariegrosse  detti  Schiffer  ent- 
standenen Unkosten  zu  Gute  gehalten  und  darf  ihm  nur  aufer- 
legt werden,  mit  dem  nach  Abzug  dieser  Unkosten  verbleibenden 
Reste  der  ganzen  oder  theilweisen  Frachtsumme  zu  contri- 
buiren»*). 


38.  Vergleiche  aneb  Beneeke  1.  c.,  der  einen  ähnlichen  biOigeB  Amweg 
empfiehlt. 

39.  Pohls  1.  c.  mscht  zwsr  auch  mit  Recht  diesen  Abzug,  Ilart  aber  den 
Schifier  in  allen  Fallen  die,  freilich  wenigstens  gtgtJiibw  der  Egg- 
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S  177.    Von  der  Contribution  der  Ladung. 

Es  ist  zu  allen  Zeiten  anerkannt  worden,  dass  vorzugsweise 
die  Ladung  zur  Contribution  in  Havariegrosse  heranzuziehen 
sei.  Im  Allgemeinen  steht  fest,  dass  alle  zur  Zeit  des  Havarie- 
grossunfalles am  Bord  des  SchifTes  sich  befindlichen  Güter,  also 
die  gesammte  Ladung,  namentlich  auch  die  geworfenen,  im 
Nothhafen  verkauften,  an  Seeräuber  oder  Feinde  zum  Loskauf 
Obergebenen  Güter  contribuiren  müssen.  Die  $  174  angegebenen 
contributionsfreien  Effecten  gehören  eigentlich  nicht  zur  Ladung 
und  werden  überall  zu  contribuiren  haben,  sobald  sie  diesen 
Charakter  annehmen.  Also  werden  aus  diesem  Gesichtspunkte 
contribuiren  müssen  diejenigen  Güter,  welche  die  Passagiere 
ausser  den  gewöhnlichen  Reiseeflecten  am  Bord  haben,  ferner 
Alles,  was  die  Seeleute  ausser  ihrer  „bescheidenen"  Führung 
an  Gütern  ins  SchifT  gebracht  haben ,  ja  manche  Autoren  gehen 
soweit,  die  Führung  heranzuziehen,  falls  selbige  aus  Waaren 
Fremder  besteht*®). 

Ferner  contribuiren  auch  diejenigen  Güter,  falls  sie  näm- 
lich aus  der  Seenoth  glücklich  hervorgehen,  welche  nicht  in 
Hatariegrosse  vergütet  werden,  wenn  sie  bei  Gelegenheit  der 
Havariegrosse  geworfen  oder  beschädigt  sind,  also  namentlich 
auch  die  auf  das  Verdeck  oder  ähnlich  verpackten  Güter,  ferner 
die  über  welche  keine  Connossemente  ausgestellt  etc.  sind. 

Die  nicht  selten  aufgestellte  Regel:  Was  keine  Fracht 
zahlt,  zahlt  auch  keine  Havariegrosse,  ist  in  ihrer  ganzen 
möglichen  Ausdehnung  nicht  richtig.  Darnach  tragen  allerdings 
wie  schon  erwähnt  die  Effecten  der  Passagiere,  der  Sold  der 
Seeleute  etc.  nicht  zur  Havariegrosse  bei.  Es  werden  alle  eigent- 
lichen Güter,  die  eigentliche  Ladung,  also  namentlich  die  Waaren, 
welche  zum  Verkauf  in  das  Schiff  geladen  sind,  überall  beitragen 
müssen,  mögen  sie  nun  Fracht  zahlen  oder  nicht  Es  würde 
sehr  Gnredit  sein,  wenn  der  Schiffer  oder  Rheder  oder  sonst 


liflchen  Praxis  durch  jenen  Abzug  verminderte  ganze,  für  Hin-  und 
RQckreise  bedungene  Fracht  contribuiren. 
40.  Siehe  oben  $  174  S.  100.  die  Bestimmungen  des  Consulats. 

12* 
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Jemand  anders,  welcher  Güter  am  Bord  des  Schiffes  yerladen 
hatte,  keinen  Beitrag  zur  Contribution  geben  sollte»  bloss  weil 
er  —  was  ja  bei  dem  Einzeinrheder  selbstverständlich  immer 
der  Fall  sein  muss,  keine  Fracht  zahlen  würde  ^*). 

Es  fragt  sich  nun  weiter,  wie,  nach  welchem  Werthe 
haben  die  Güter  zu  contribuiren**).  Darüber  herrschen  in  den 
einzelnen  Particularrechten  wie  unter  den  Seerechtslehrem  sehr 
verschiedene  Ansichten. 

Dass  alle  Güter  nach  dem  allgemeinen  Werthe,  den  sie 
in  Geld  haben,  beitragen  müssen,  leuchtet  von  selbst  ein**). 
Eine  Waare  existirt  für  den  Kaufmann  uod  überhaupt  im 
Handels-  und  namentlich  Seehandelsverkehre  nur  in  ihrem  Geld- 
werthe.  Sollten  auch  unter  den  Gütern  keine  eigentlichen  Waaren 
sich  befinden  oder  überhaupt  die  ganze  Ladung  z.  B.  nur  aus 
den  Meublements,  Ackergerathschaften,  Gewehren  und  allerhand 
Apparaten  von  mehreren  Auswandererfamilien  bestehen,  so  kann 
doch  auch  hier  nur  der  allgemeine  Geldwerth  dieser  Güter  in 
Anschlag  gebracht  werden.  Ein  besonderer  Affectionswerth  ist 
aber  auch  bei  solcher  Art  Güter  nicht  zu  berücksichtigen;  bei 
eigentlichen  Waaren  ist  ein  solcher  kaum  denkbar. 

Es  ist  nun  allerdings  schwer  zu  sagen,  wie  dieser  Geld- 
werth der  Güter  zu  finden  sei,  ob  nach  dem  Facturpreise,  ob 


41.  Vergleiche  Stevens  1.  c.  Art.  1.  Emerigon  I.  639.  Abbott,  F.  III. 
c.  9.  S  14,  sowie  bereits  oben  S  174  in  f.  S.  162. 

42.  Yergl.  besonders  Pohls  L  c.  S.  728-735. 

43.  £s  haben  allerdings  einige  Autoren  (Kalmes,  principles  of  equitf 
book  I.  part  I.  c.  3.  S  2.  p.  116  sq.  und  Weskett  on  insnranoe, 
sub  voce  contribution)  die  seltsame  Behauptung  aufgestellt,  dan 
die  Waaren  nur  nach  ihrem  Gewicht,  nicht  nach  ihrem  Werthe 
contribuiren  müssten.  Es  beruht  dies  aber  'auf  einer  argen  Ver- 
wechselung. Die  Ursache  des  Seewürfe  wird  nämlich  von  den  Ver- 
tretern dieser  Ansicht  ftlschlich  in  der  Schwere  der  G&ter  geaneht: 
etwas  was  offenbar  falsch  ist,  da  der  Gnmd  des  Seevruifs  nur  in 
dem  Unfälle  der  See  gesucht  werden  muss.  Doch  abgesehen  hier- 
von, hat  diese  Ansicht  auch  die  OesetEC  und  Gebrauche  aUer  Zeiten 
und  SeevOlker  gegen  sich.  Vergl.  Pohls,  S.  729.  Abbott  1.  c 
P.  III.  c  9.  S  14.  Miliar,  on  insurance  p.  345.  Stevens,  on 
average  1.  c.  Art.  1.  Benecke,  System  IV.  112.  Benecke,  prin- 
ciples p.  293. 
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nach  dem  Marktpreise  des  Ladungs-  oder  des  Löschplatzes. 
Doch  stimmen  die  meisten  Autoren  darin  völlig  überein,  und 
scheint  dies  auch  der  leitende  Grundgedanke  in  allen  Seerechten, 
trotz  ihrer  Ton  einander  abweichenden  positiven  Bestimmungen, 
zu  sein:  dass  eigentlich  der  Geldwerth,  den  die  Güter  im  Augen- 
blicke des  Havariegrossereignisses  haben,  der  zur  Contribution 
zu  ziehende  Werth  sein  müsse:  denn  gerade  dieser  Werth  wurde 
durch  die  Bergung  in  Havariegrosse  unmittelbar  gerettet  und 
muss  demnach  zur  Vergütung  der  der  übrigen  Ladung  wie  dem 
Schiffe  dabei  entstandenen  Verluste  contribuiren.  Dies  ist  ge- 
wiss principiell  richtig  und  wird  dies  nach  den  bisherigen  Er- 
örterungen (S  173  ff.)  Jedermann  zugeben  müssen. 

Die  Behauptung  aber,  dass  die  Güter  nach  ihrem  Werthe 
im  beschädigten  Zustande  bei  der  Ankunft  im  Hafen  contribuiren 
müssten,  weil  ja  nur  dasjenige  gerettet  sei,  was  an  Ort  und 
Stelle  komme««),  ergibt  sich  augenscheinlich  als  unrichtig.  Denn 
durch  die  Bergung  in  Havariegrosse  wurde  gerettet,  was  in  dem 
Zeitpunkte  derselben  überhaupt  auf  dem  Schiffe  vorhanden  war. 
Dies  ist  der  leitende  Gedanke,  der  so  consequent  diese  ganze 
Lehre  durchdringt,  dass  selbst  die  geworfenen  etc.  Güter  als  in 
der  Weise  gerettet  anzusehen  sind,  dass  sie  zur  Contribution 
beitragen  müssen.  Jede  Beschädigung  aber  der  Waare  nach  der 
Zeit  der  Havariegrossenoth  ist  ein  blosser  Zufall  für  denjenigen, 
dem  die  Waare  gehört,  also  particuläre  Havarie.  Vergl^Pöhls 
S.  730.  Auch  sind  die  positiven  Bestimmungen  der  Seerechte 
gegen  diese  Ansicht 

Jener  wahre  Werth  der  Güter  im  Augenblicke  der  Havarie- 
grossebergung  Iftsst  sich  aber  immer  nur  annäherungsweise  be- 
stimmen. Denn  der  genaue  Preis  jenes  Ortes  und  jener  Zeit 
der  Havariegrosse  Iftsst  sich  überhaupt  nicht  ausmitteln.  Die 
Seerechte  haben  verschiedene  Wege  eingeschlagen,  ihn  an- 
näherungsweise zu  bestimmen.  Das  Römische  Recht  macht 
einen  Untersdiied  und  Iftsst  die  beitragenden  geborgenen 
Güter  nach  ihrem  Verkaufs  werthe,  die  geworfenen  aber 
nach  ihrem  Einkaufspreise,  geborgene  beschädigte  Waaren 
endlich  nach  ihrem  Werthe  im  beschädigten  Zustande  contri- 


44.  Stevens  1.  c.   Abbott  1.  e.    Pothier  1.  e.  n.  132.    Bonlay-Paty  IV. 
p.  582.   Benecke,  prmdplcs  p.  297. 
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buiren**).  Diese  Bestimmungen  ergeben  sich  nach  den  aufge- 
stellten Prineipien  als  völlig  verkehrt,  denn  sie  stQrzen  die  hier 
überall  zu  setzende  Gleichheit  der  Behandlung  aller  Ladungs- 
stücke und  aller  Ladungsinteressenten  völlig  über  den  Haufen. 
Jene  Unterscheidungen  des  Römischen  Rechtes  sind  völlig  un- 
haltbar und  unpraktisch. 

Nach  den  meisten  alten  Seerechten  contribuiren  sowohl  die 
geborgenen  wie  die  geworfenen  (und  folgeweise  gewiss  auch 
die  beschädigten)  nach  dem  Werthe,  den  die  ersteren  am  Lösch- 
platze haben  ^*).  Nach  anderen  ist  ein  Unterschied  zu  machen, 
so  dass  die  geworfenen  Güter  für  den  Werth,  den  sie  am 
Lösch  platze  gehabt  haben  würden,  falls  die  Werfung  nach 
Zurücklegung  der  Hälfte  des  VITegcs  stattgefunden  hat,  dagegen 
im  anderen  Falle  nach  dem  Werthe  des  Ladungsplatzes  con- 
tribuiren^'). Es  liegt  in  dieser  vielleicht  nach  Analogie  der  Lex 
Rhodia  gebildeten  Unterscheidung  allerdings  ein  gewisser  Sinn. 
Nur  müsste  man  sie^  was  auch  wohl  jene  Gesetze  alle  gestatten, 
überhaupt  auf  die  geworfenen  und  nicht  geworfenen  Güter 
gleichmässig  anwenden.  Doch  hat  die  Berechnung  nach  dem 
Preise  des  Ladungsortes  im  Löschplatze  nicht  selten  etwas 
schwieriges,  wenn  letzterer,  was  die  Regel,  von  ersterem  ver- 
schieden ist  und  falls  man  nicht  den  Facturapreis  unbedingt 
gelten  lassen  will.  Freilich  nach  der  hierin  allerdings  ziemlich 
vereinzelt  stehenden  Hamburg.  A.  O.  XXI.  8.  soll  „das  Gut 
„nach    der   Einkaufsrechnung   mit    den    beigefügten 


45.  L.  2.  $  4.  L.  4.  $  2.  D.  de  leg.  Rhod.  VergL  Piantanida  L  c.  U. 
p.  209.  n.  79  ff. 

46.  Ol^ron  Beer.  Art.  8.  Wisby  Art.  38.  Hani.  VIII.  Art.  1.  Verord, 
Petert  von  Aragonien  1340.  Placat  Philipps  II.  1.  c.  Art  6.  Ordon. 
1681  Art.  6  (III.  8.). 

47.  Doch  meist  nach  Abzug  und  resp.  Zuzählung  gewisser  Unkosten. 
Cons.  del  m.  c.  95.  Rotterd.  A.  O.  Art.  117.  Schwed.  Seer.  1667 
V.  10.  Abh.  3.  Schwed.  A.  O.  Art.  5.  $  2.  Convcnt  der  Kopenh. 
Ass.  Comp.  Art.  XI.  Stat.  Qenuen.  1.  IV,  c.  17.  $  si  inter  partes. 
Auch  war  früher  diese  Unterscheidung  in  England  praktisch. 
Wellwood,  abridgement  of  the  sea  laws  tit.  21.  pr.  MoUoy,  de  jure 
marit  II.  2.  5.  6.   Malyne,  lex  merc.  o.  26.   Stevens  1.  c  Art.  1. 
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»»Dnkosten  bis  an  Bord  des  Schiffe«,  jedoch  ohne  die 
,t(A8securanz-*)  Prämie'*^*),  contrtbuiren. 

DagCigen  lässt  sich  aber  viel  einwenden.  Es  gibt  zwar 
überhaopl  keinen  absoluten  Preis  einer  Waare,  sondern  dieser  ist 
nach  den  Umständen  Terschieden.  Aber  der  Preis,  zu  dem 
die  Waare  am  Abgangsorte  eingekauft  ist,  kann  sich  schon  ver- 
ändert  haben,  und  selbst  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  kann 
dieser  keinen  der  Interessenten  etwas  angehen. .  ist  der  Empfänger 
der  Waaren  Eigentbümer  derselben,  so  hatte  die  Waare  fOr  ihn 
eigentlich  nie  den  Werth  des  Abgangsortes,  sondern  galt  nur 
das,  was  sie  am  Bestimmungsorte  werth  ist:  weil  er  sie  ja  nach 
diesem  hinbefördern  lasst,  worin  nach  kaufmännischem  Brauch 
nichts  Anderes  liegen  kann,  als  dass  er  sie  nach  dortigen  Preisen 
verkaufen  wolle.  Ist  aber  auch  der  Empfänger  nur  Commissio- 
när^  so  musa  der  Verkauf  nicht  minder  als  regelmässiger  Zweck 
des  Absenders  angesehen  werden,  und  mithin  existirte  für  letzteren 
von  dem  Augenblicke  der  Verladung  an  kein  anderer  Preis,  als 
der  des  Abgangsortes  mehr.    Vergl.  Pohls  1.  c. 

Was  aber  den  zweiten  Punkt  von  der  Ualbirung  der 
Reis-e  belriflt,  so  weiss  jeder  Schififahrtskundige,  wie  schwierig 
es  überhaupt  und  wie  es  in  manchen  Fällen  sogar  unmöglich 
ist,  den  Punkt  genau  anzugeben,  wo  die  Hälfte  der  Reise  endigt 
und  wo  folglich  die  andere  anfangt  Dieses  muss  also  eine  er* 
giebige  Quelle  zu  Streitigkeiten  und  Prozessen  abgeben  und  ist 
schon  desshalb  zu  verwerfen.    Vergl.  Stevens  1.  c.  Art.  1. 

Es  will  also  scheinen,  als  ob  hier  überhaupt  der  Werth, 
den  die  Waaren  im  gesunden  Zustande  am  Löschplatze  haben 
würden,  als  das  eigentliche  Fundament  für  Bestimmung  des  zur 
Gontribution  zuzuziehenden  Güterwerthes  betrachtet  werden  müsse. 
Denn  einmal  lässt  sich  dieser  Werth  immer  am  leichtesten  be- 
stimmen;  und  sodann  ist  das  überhaupt  im  Allgemeinen  als  ihr 
vom  Zeitpunkte  der  Absendong  an  laufender  Werth  anzusehen. 
Es  kann  dann  zwar  nicht  geläugnet  werden,   dass  auch  diese 


48.  Benecke  System  IV.  Seite  132.  will  den  Facturawerth  immer  tum 
Omnde  legen,  ichmt  aber  in  seinen  principles  p.  299  von  dieser 
Ansicht  abgegangen  zn  sein.  Klefeker  1.  c.  S.  50  halt  die  Hamb. 
Satsimg  f)lr  die  bette,  doch  solle  wo  mttglich  der  Factaraweith  be- 
acbwmm  werden.  8.  eben  S  175.  S.  166. 
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Werthsbestimmung  etwas  Schwankendes  hat;  dasa  sie  namenl- 
lieh  variirt,  je  nachdem  die  Reguiirung  der  Havariegrosse  und 
die  Löschung  der  Güter  im  Nothhafen  oder  im  eigentUcben  Be- 
stimmungshafen stattfindet»  femer  dass  selbige  von  den  jedes- 
maligen Handelsconjuncturen  des  bestimmten  Loschplatzes  ab- 
hängt Doch  dergleichen  Schwankung  hegt  so  sehr  im  Wesen 
alles  Handels  und  namentlich  aller  Preise  für  Waaren»  dass 
man  darin  durchaus  nichts  Unregelmassiges,  am  wenigsten  für 
den  Seehandelsverkehr  wegen  seiner  notorisch  grösseren  Ge- 
fUirlichkeit  und  Unsicherheit  irgend  Anstössiges  finden  darf. 

Dass  aber  gerade  selbst  im  Nothhafen,  falls  dort  die 
Havariegrosse  regulirt  wird,  die  dortigen  Preise  als  Norm 
dienen  müssen,  und  dass  nicht  der  Preis  des  eigentlichen  Be- 
stimmungshafens zur  Richtschnur  genommen  werden  könne, 
scheint  am  Tage  zu  liegen.  Doch  ist  dabei  gewiss  die  Voraos- 
setzung  zu  machen,' dass  die  Reise  selbst  nicht  in  Bezug  auf  die 
Ladung  fortgesetzt,  also  letztere  auch  nicht  einmal  mit  anderer 
Gelegenheit  nach  dem  Bestimmungsorte  vor  ihrem  Verkaufe  im 
Nothhafen  gebracht  werde,  denn  sonst  ist  der  Preis  des  Be- 
stimmungshafens heranzuziehen.  Pohls  S.  733.  Werden  «aber  die 
Güter  im  Nothhafen  der  Aufmachung  verkauft,  so  ist  dieser 
Werth  zu  contribuiren.  Denn  einmal  ist  es  in  der  Regel  schwimg, 
diesen  Preis  des  vom  Nothhafen  entfernten  Bestimmungshafens 
festzustellen;  sodann  aber  liegt  es  wiederum  in  den  Handels- 
conjuncturen begründet,  dass  man  hier  im  Nothhafen,  wo  durch 
Zufall  das  ganze  betreffende  Handelsgeschäft  abgebrochen  wird, 
die  dortigen  Preise  als  die  Schlusspreise  für  dieses  Gresch&ft  und 
diese  Waaren  ansieht,  und  diese  Ansicht  ist  so  sehr  in  der 
Natur  der  Sache  begründet,  dass  hier  die  Waaren  auch  factisch 
in  der  Regel  verkauft  werden,  indem  der  Weitertransport  za 
kostspielig  ist.  —  Dabin  scheint  denn  auch  das  Hell.  Recht 
ai^  Art.  728  (Absatz  2)  analogisch  erklärt  werden  zu  dürfen. 
Ist  ausserhalb  Landes  die  Reise  gänzlich  eingestellt  oder  sind 
die  Güter  (dort)  verkauft  worden,  und  hat  die  Havarie- 
grosse an  dem  Orte  nicht  aufgemacht  werden  kön- 
nen; alsdann  wird  der  Preis,  den  die  Güter  unterwegs  werth 
gewesen  oder  am  Verkaufsorte  rein  ertragen  haben»  als  das 
beitragleistende  Kapital  angenommen.  Also  gewiss  um  so  mehr, 
wenn  die  Aufmachung  im  Nothhafen  selbst  geschieht! 
—  Unsere  Ansicht  scheint  auch  die  Kent's  und  der  NordaoMrik. 
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Praiia  zu  seiB.  In  dem  Falle  Bell  von  Smith  (bei  1.  GaiDea' 
rep.  574)  muaate  nämlich  das  Schiff  wegen  Untüchtigkeit  in 
Folge  der  Hayariegrosae  im  Nothhafen  yerkaoft  werden  und 
nach  diesem  Preise  wurde  conftribuirt   Dazu  sagt  nun  Keut  1.  c. 

S.  243. one  rule  has  been  to  take  the  value  of  the  ship 

and  cargo  at  the  port  of  necessilyor  place  where  the  ex- 
penaes  was  incuired;  and,  setzt  er  hinzu,  if  there  be  no  price 
of  ship  and  cargo  al  such  a  place  to  be  will  and  satiafactor- 
U7  ascertained,  the  partiesconcemed  maybe  foreed  to  recur 
to  the  Talue  at  the  port  and  time  of  departure  on  the  yoyage. 
—  Siehe  auch  S  178. 

Dieser  Preis  am  regelmassigen  Löschplätze  für  die  heilen , 
Waaren  ist  nun  auch  fQr  die  geworfenen,  an  Kaptoren  wegen 
Loskauf  gegebenen,  im  Nothhafen  reriLauften,  wie  für  die  be- 
schädigt angekommenen  anzunehmen.  Es  ist  kein  Grund  vor- 
banden, wesshalh  hier  ein  Unterschied  zu  machen  sei.  Alle  Güter 
soUten  ja  eigentlich  beitragen  unmittelbar  in  ihrem  Zustande 
zur  Zeit  der  Havariegrosse.  Also  ist  auch  hier  die  Gleichheit 
des  ftür  möglichst  nahe  Bestimmung  dieses  Werthes  von  uns 
gesetzten  Fundaments  f&r  alle  diese  Waaren  festzuhalten^*). 

Doch  bildet  der  Werth  im  Löschplatz,  wie  gesagt,  nur  das 
Fundament  des  zur  Gontribution  zu  stellenden  Waaren  werthes. 
Es  kann  fDglich  die  Waare  nicht  f&r  ihren  ganzen  Werth  im 
Löschhafen  beitragen,  da  ihre  Erhaltung  und  resp.  Erstattung 
dem  Eigner  nur  soweit  nützt,  als  er  sie  netto  erhalt;  denn  nur 
das  ist  als  gerettet  anzusehen,  was  durch  den  Verkauf  der 
Eigentbümer  erlösse,  d.  h.  also  nach  Abzug  derjenigen  Kosten, 
welche  erst  in  Folge  der  Rettung  der  Güter  entstanden 
sind**).  Daher  muss  man  von  jenem  Werthe  der  Waaren  in 
Abzug  bringen:  die  etwanigen  Kosten  des  Landens  und  Auf- 


49.  Etnzelne  Seerechte  bettimmexi,  daas  für  die  geworfenen  Waaren  der 
Preis  nach  den  Connouementen  und  Facturen  so  bestimmen  und 
nur  dann  nach  ihrem  wahren  Werthe  (im  Löschplatze),  wenn  sie  in 
jenen  zu  niedrig  angegeben  smd.  Vergl.  Preussische  A.  O.  1706 
XXVI.  $  235-37.  Consulat  c.  254.  Ordonn.  ltJ81  Artikel  8—10. 
(III.  8).  Der  Code  ist  Übrigens  hierin  vOllig  abweichend.  Siehe  den 
Tazt  im  Folgenden. 

Sa  VergL  deaswegen  Pohls  S.  732,  Fremerj,  todes  de  droit  commer- 
cial  p.  240  sq.;  Stevens  1.  e.  Art  1. 
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brtngens,  namentlich  auch  bei  geworfenen  oder  eroberten  und 
nachträglich  wiedergewonnenen  Gütern  die  Bergungskosten,  die 
Zölle,  den  Decort,  wo  auf  Zeit  gekauft  zu  werden  pflegt,  ja 
selbst  die  Courtage  und  Provision. 

Anderseits  möchte  ich  die  Fracht  abziehen,  denn  auch 
diese  wird  nur  gezahlt,  weil  Schiff  und  Gut  durch  die  Havarie- 
grossebergung gerettet  sind.  Sie  wftre  nicht  gezahlt,  wenn  Beides 
untergegangen  wäre.  Auch  würde  ja  sonst  die  Fracht,  da  selbige 
schon  vom  Rheder  zur  Contribution  gebracht  wird,  doppelt 
contribuiren. 

Doch  scheint  kein  Grund  vorhanden  zu  sein,  die  Asseoaranz- 
prämie  abzuziehen,  da  ja  diese  bezahlt  werden  muss,  die  Güter 
mögen  in  Gefahr  gewesen  oder  gerettet  sein  oder  nicht,  wie 
denn  überhaupt  die  Assecuranz  mit  der  Havariegrosse  gar  nichts 
zu  thun  hat 

Der  Beitrag  der  Waare  zur  Havariegrosse  darf  nicht 
abgezogen  werden,  weil  dieser  gerade  dasjenige  ist»  was  der 
Eigen  thümer  von  dem  allgemeinen  Schaden  zu  beiden  hat  und 
was  er  von  dem  ganzen  geretteten  Werthe  leiden  muss. 

Die  Kosten,  die  Waare  im  Abgangshafen  an  Bord  zu 
schaffen,  dürfen  ebenfalls  nicht  in  Abzug  kommen,  weil  sie  zur 
Zeit  der  Entstehung  der  Havari^rosse  bereits  ausgegeben  waren 
und  nicht  erst  in  Folge  der  Havariegrosse  entstanden  sind.  Wohl 
aber  Ausladungskosten. 

Endlich  kann  auch  die  particulftre  Havarie,  welche  die  Güter 
nach  dem  Havariegrossunfall  erlitten  haben,  nicht  in  Abzug  ge- 
bracht werden,  denn  auch  sie  sind  keine  Wirkung  der  Havarie- 
grosse.   Anderer  Meinung  ist  Stevens  1.  c.  Art.  1. 

War  dagegen  die  Waare  bereits  vor  der  Havariegrosse 
durch  inneren  Verderb  oder  überhaupt  durch  Havarieparticulir 
erweislich  verschlechtert,  so  muss  möglichst  gerade  dieser  ver- 
ringerte Werth  der  Waare  berücksichtigt  werden  und  wird  dies 
namentlich  bei  geworfenen ,  zum  Loskauf  gegebenen ,  im  Noth- 
hafen  verkauften  etc.  geschehen  müssen.  Demnach  ist  hier  die 
möglichst,  genaue  Schätzung  dieser  Verschlechterung  von  dem 
Werthe  dieser  Waaren  im  heilen  Zustande  am  Löschplatze  in 
Abzug  zu  bringen.  Das  Preuss.  Allg.  Landrecht  IL  8.  S  1^64 
sagt  darüber:  Sind  die  verlorenen  Waaren,  zur  Zeit  des  Havarie- 
(grosse) Unfalles,  durch  Seesturz  oder  andern  Znfali  schon  be- 
schädigt gewesen:  so  werden  sie  nur  nach  dem  Werthe,  den  sie 
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bei  dem  (Havarie-)  Verluste  wirklich  noch  hatten,  vergütet  (und 
nach  arg.  $  1880  und  1884  zur  CoDtribution  gezogen).  $  1865. 
Dieser  Werih  muss  auf  den  Grund  der  eidlichen  Angabe  des 
Schiffers  und  seiner  Leute  über  den  Zustand  der  Waaren  zur 
Zeit  des  Werfens,  durch  das  Gutachten  der  Sachverstandigen 
billig  bestimmt  werden.    Vergl.  auch  Pardessus  1.  c.  n.  747. 

Sind  aber  Güter  durch  den  Seewurf  beschädigt,  so  muss 
ihr  Werth  als  unbeschädigt  berechnet  werden,  weil  ja  dieser 
Schade  in  Havariegrosse  dem  £igner  durch  Beitrag  vergütet 
werden  muss.  Stevens  1.  c.  Art.  1.   Pothier  cout.  de  iou.  n.  132. 

Ferner  ist  wohl  die  Leckage  überall  von  dem  Contributions- 
werthe  der  Güter  in  Abzug  zu  bringen,  dagegen  wird  natürlich 
dieser  Schaden  den  Betreffenden  nicht  in  Havariegrosse  ersetzt 

Wie  sehr  diese  von  uns  aufgestellten  Ansichten  aus  der 
innersten  Natur  des  heutigen  praktischen  Seerechts  ent- 
nommen sei,  mag  man  namentlich  aus  der  Uebereinstimmung 
mit  den  particnlaren  Satzungen  der  vornehmsten  Seestealen  der 
Gegenwart  entnehmen,  wenn  selbige  auch  zum  Theil  wenigstens 
sehr  von  den  alteren  Seereehten,  derenr  Bestimmungen  oben 
bereits  speziell  angeführt  und  allerdings  zum  Theil  jetzt  noch 
praktisch  -sind,  z.  B.  in  Danemark,  Schweden,  Hamburg  eto.  ab- 
weichen. Doch  enthalten  auch  jene  neueren  Seerechte  manche 
Modificationen  des  Princips,  sowie  nicht  minder  weitere  prak- 
tische Anwendungen  und  Folgerungen  desselben  *0* 

Das  Spanische  Handelsgesetzbuch  Art  955  lasst  die  zur 
Ladung  gehörenden  Güter  nach  dem  Preise  des  Löschplatzes 
contribulren,  und  sollen  die  verlorenen  zu  eben  dem  Preise  bei- 
tragen, zu  welchem  sie  In  Havariegrosse  ersetzt  werden.  Uebri- 
gens  nach  Art.  957  hat  man  bei  der  Schätzung  der  geborgenen 
Güter  sich  nach  dem  wirklichen  Zustande,  worin  sie  bei 
der  Untersuchung  befunden  werden,  zu  richten,  und  nicht  nach 
den  Angaben  der  Connossemente ,  falls  nicht  die  Parteien  sich 


51.  Kent,  comment  on  American  law  Iect.47.  p.  242  tagt:  the  goods 
■acrificed  as  well  aa  the  gooda  laved,  are  to  be  valned  at  tbe  elear 
net  price  tbey  woald  have  yielded,  after  deducting  freight,  at  the 
port  of  diaeharge;  and  tbia  rule  ia  foimded  on  a  piain  principle 
of  eqoily.  P5hl«,  Sttvena,  Pardessua,  Abbott  stimmen  damit 
ttberein. 
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über  Letzteres  einigen.  Ferner  bestimmt  Art.  900 ,  dass  die 
geworfenen  Güter  nicht  zur  Zahlung  der  grossen 
Havarie  beitragen,  die  für  die  geretteten  Güter  aus 
einer  anderen  und  späteren  Gefahr  entsteht  Die 
Masten,  Segel,  Taue  und  sonstigen  Geräthschaften,  welche  beim 
Retten  des  Schiffes  unbrauchbar  geworden,  sind,  unter  Be- 
rücksichtigung ihrer  Abnutzung,  nach  dem  Werthe  zu  schätzen, 
den  sie  zur  Zeit  der  Havarie  hatten  (Art.  048).  Werden  die 
Gonnossemente  geworfener  oder  beschädigter  Güter  nicht  her- 
beigeschaflt^  so  tragen  einzig  und  allein  die  Bigenthümer  den 
Verlust  oder  die  Verschlechterung  derselben  (Art.  049).  —  Die 
von  den  verlorenen  Gütern  wiedererlangten  contribuiren  nach 
Abzug  der  Verschlechterung  und  der  Bergungskosten  (951),  und 
die  nach  der  Vertheilung  in  Havariegrosse  nachträglich 
erst  zurückerhaltenen  Güter  werden  nachträglich  ebenso  nach 
Verhaitniss  der  geschehenen  Vertheilung  vertheilt  Ebenso  mit 
Recht  das  Holl.  Recht  Art  739  und  Franz.  1.  c.  Art  424. 

Nach  Franz  öS.  Rechte  1.  c  Art  402.  Der  Preis  der  rer- 
lorenen  oder  beschädigten  oder  geborgenen  Güter  wird  nach 
dem  Preise  von  heilen  Gütern  der  Art  am  Löschplätze  bestimmt 
Doch  soll  dies  nicht  der  Bruttowerth,  sondern  der  gerettete 
Werth,  also  der  Nettowerth  sein,  den  der  Eigenthümer  ans 
ihrem  Werthe  durch  ihren  Verkauf  ziehen  kann;  daher  muss 
vom  Bruttoertrag  abgezogen  werden:  die  Fracht,  die  Kosten 
der  Entlöschung  etc.  und  der  Discont  **)•  Nach  Art  418  soll 
express  auf  absichtlich  falsche  höhere  oder  geringere  Angaben 
der  Gonnossemente  und  Facturen  keine  Rücksicht  bei  Schätzung 
von  verlorenen  Gütern  genommen  werden.  Nach  Art  415  wird 
Quantität  und  Qualität  der  verlorenen  Güter  durch  die  Gon- 
nossemente oder  nöthigenfalls  durch  die  Facturen  geschätzt 

Wird  die  Havarie  im  Löschplatze  aufgemacht,  so  ist  es  jetzt 
in  England  allgemeiner  Gebrauch,  den  wirklichen  Werth  der 


52.  Ebenso  zieht  Pftrdessus  n.  747  mit  Recht  die  partic.  Havarie  vor 
der  Werfung  ab.  Vergl.  Code  de  comm.  Art  304.  Ordon.  1661. 
III.  3.  Art.  aO  u.  III.  8.  Art.  6;  besonders  aber  Fremery,  ^tndca 
de  droit  commercial  p.  240  sq.  Bis  xur  Ordonnanz  unterschied 
man  in  Frankreich  in  der  Regel  so,  dass  bei  Werfung  vor  lorflclL- 
gelegter  Hälfte  der  Reise  der  Preis  des  Abgangshafens  und  im 
anderen  Falle  der  des  Löschhafens  oontribuire. 
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heilen  Ladung  nach  dem  Marktpreise  des  Loschplatzes  anza* 
nehmen  und  darnach  alle  Güter  contribuiren  zn  lassen,  nachdem 
alle  daran  haftenden  Kosten,  als:  Fracht,  Zoll  und  Ladungs- 
kosten davon  abgetrennt  sind  **).  Diese  Englische  ist  denn  auch 
die  Nordamerikanische  Praxis.  Vergl.  Kent  1.  c.  lect  47. 
n.  8.  pag.  242. 

Das  neueste  Ho  11.  Handelsgesetzbuch  Art.  727  ff.*«)  lasst 
alle  GQter  contribuiren,  die  zur  Zeit  des  Seeschadens  an  Bord 
oder  in  den  Lichtern  oder  Booten  sich  befunden  haben, 
oder  welche  vor  dem  Unfall  aus  Noth  geworfen  und  ver- 
gütet worden  sind,  oder  auch  zur  Deckung  von  Havariegrosse- 
kosten haben  verkauft  werden  müssen.  Gemünztes  Geld  con- 
tribuirt  nach  dem  Gurs  zn  Ende  der  Reise.  Die  verladenen 
Güter  werden  geschätzt  nach  ihrem  Werthe  am  Löschplatze, 
unter  Abzug  der  Fracht,  Eingangszölle  und  Entladungskosten, 
desgleichen  der  besonderen  Havarie,  die  wahrend  der  Reise 
ihnen  zur  Last  gefallen  ist  Art  729  wird  denn  dies  auch  für 
die  geworfenen  Güter  festgehalten,  wo  aber  als  der  Abzug  be- 
zeichnet wird:  Fracht,  Eingangszölle  und  gewöhnliche  Kosten. 
Die  Art  und  Beschaffenheit  des  Geworfenen  soll  nach  den  Con- 
Dossementen,  Facturen  und  anderen  Beweisen  beurtheilt  wer- 


53.  YergL  Stevens,  eisay  L  c.  Art.  L  Abbott  P.  III.  9.  S  15.  — 
SteTcai  isgt  mit  Recht:  der  Werth,  wovon  beigetragen  werden  mnsi, 
ist  der  N.etto  werth,  den  die  GQter  für  den  £mp Anger  haben, 
wenn  er  sie  in  seinen  Beiits  bekommt;  doch  bestehen  die  abzu- 
liebenden Kosten  bloss  im  Obigen,  nicht  in  der  Venicherungi* 
prämie,  «denn  diese  ist  eine  Belastung  des  Absenders 
„oder  Verkäufers  zu  Anfang  der  Reite  und  mithin  will- 
„kQrlich;  auch  nicht  die  Commission,  denn  diese  hat  nach  der 
«Ladung  und  dem  Verkauf  der  GQter  stattgefunden;  und  ein  Ver- 
«kauf  ist  in  diesem  Falle  nicht  durchaus  nothwendig**.  —  Siehe 
jedoch  oben  meine  Anseinandersetznog.  Die  Iltere  EngL  Praxis 
war  ganz  anders.  Uebrigens  ist  diese  EngL  Gesetzgebung  Qber 
Havariegrosw  vOllig  nnToUstJtndig  und  fehlt  es  sogar  an  massgeben- 
den richterliehen  Entuheidungen. 

54.  Dies  ist  unmer  zu  Terstehen,  wenn  ich  Uoss:  HolL  Recht  setze. 
Das  iltere  Holl,  Recht  ist  znm  TheU  sehr  abweichend,. selbst  noch 
der  Entwurf  ron  1826,  womach  z.  B.  Fracht  und  Schiff,  femer 
gemlnstea  Geld  nur  sur  Hilfto  contribuizen  sollen. 
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den.  Bei  unrichtigen  (zu  niedrigen)  Angaben  über  die  Waaren 
in  den  Connossementen  nach  Art  und  Qualität  soll  nach  Art  TJO 
der  wirkliche  grössere  Werth  angenommen  werden ,  falls 
sie  behalten  ankommen,  sonst  nach  den  Connossementan- 
gaben;  bei  höheren  Werthsangaben  im  Connossemente  um- 
gekehrt   S.  bereits  oben  S.  184  in  f. 

Nach  Preuss.»'')  Alig.  Landrecht  IL  8.  $  1878  ff.  mCissen 
alle  Güter  zur  Contribution  beitragen»  und  zwar  selbst  die  ge- 
worfenen wxgen  (Havariegross-)  Unglücksfällen,  die  nach  ihrer 
Werfung  während  der  Reise  sich  ereignen.  Ferner  müssen 
contribuiren  auch  die  Güter,  welche  der  Schiffer  als  Ueberfracht 
eingenommen  (§  1848),  die  auf  dem  Verdeck,  Ueberlauf,  Sdianze, 
im  Boot  verladenen  oder  an  den  Seiten  des  Schifib  angehängten 
Güter  (1849),  ferner  die  ohne  Vorwissen  des  Schiffers  oder  ohne 
Connossemente  eingeladenen  (1851),  endlich  die  Güter,  welche 
der  Eigenthümer  oder  dessen  Bevollmächtigter,  bei  entstehender 
Seegefahr  ohne  des  Schiffers  und  Schiffsvolks  Einwilligung 
wegnehmen  und  anderswohin  bringeu  lässt  ($  1852)*«). —  Doch 
sollen  umgekehrt  Beschädigungen  aller  dieser  Güter  nicht  ver- 
gütet werden. 

Der  Werth  der  Ladung  wird  nach  dem  Preise  der  behaltenen 
Güter  am  Löschplatze  zur  Zeit  der  Losung  bestimmt,  doch  sind 
davon  die  kleine  Havarie,  die  Ausladungskosten  und  andere  Un- 
gelder  abzuziehen  und  zwar  selbst  bei  verlorenen  ($  1862), 
welche  bei  wirklicher  Ankunft  solche  Ausgaben  gehabt  hatten. 
Doch  ist  nach  $  1863  überhaupt  die  Fracht,  wenn  sie  dem 
Schiffer  bezahlt  werden  muss^  nicht  abzuziehen.  Sind  die 
Waaren  vor  der  Havariegrosse  bereits  beschädigt  worden,  so 
ist  dieser  Werth  anzunehmen  und  durch  eidliche  Angaben  des 
Schiffers  und  seiner  Leute  festzustellen  ($  1864.  65).  Die  Be- 
stimmung der  Art  und  Quantität  der  verlorenen  Güter  erfolgt 
nach  der  Certepartie^  den  Connossementen,  Facturen  und  an- 


55.  Folgendes  ist  das  neueste  Preuss.  Recht.  Das  tltere  Preusi.  Recht 
weicht  von  den  folgenden  Bestimmungen  nicht  selten  ab.  UebngcBS 
ist  durch  6m  A%.  Preuss.  Landreeht  nicht  blois  das  Seereeht  von 
1727,  sondern  axMh  die  Ass.-Ordmmg  von  1766  antiqnirt. 

56.  So  schon  die  Kofietthftgener  Ats..CMsp^-OrdiHiilg  I«  a.  VIII^  15. 
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deren  bei  der  EinsehiRung  geschehenen  Declarationen  (S  1859). 
Kann  jedoch  dargeUian  werden,  dass  diese  Angaben  zu  hoch 
geweaen,  so  ist  nur  auf  die  erwiesene  Art  und  Quantität  zu 
aehen  (S  1859).  Dagegen  wird  auf  die  (blosse)  Behauptung  des 
EigenthQmerSy  dass  in  dem  verlorenen  Packe,  Fasse  etc.  mehrere 
oder  bessere  Waaren  gewesen,  als  angegeben  worden,  keine 
Rikeksicht  genommen  ($  1800).  Wegen  der  bei  einem  Seewürfe 
unrichtig  angezeigten  und  verschonten  Waaren  ist  das  Vierfache 
des  wirklichen  Werthes  zu  contribuiren  (S  1885  u.  1806).  Auch 
soll  von  Sachen,  weldie  der  Destinatar  bereits  empfangen  und 
deren  Werth  derselben  vorsätzlich  oder  aus  grobem  Ver- 
sehen zu  niedrig  angegeben  hat,  ebenfalls  das  Vierfache 
des  wirklichen  Werthes  in  Rechnung  kommen  ($  1893).  Heim- 
Ueh  eingebrachte,  imgleichen  die  in  Absicht  der  Art  oder  Quan- 
tität (aus  leichtem  Versehen)  unrichtig  declarirten  Waaren  wer- 
den aber  nur  nach  den  höchsten  zur  Losungszeit  am  Losungsorte 
geltenden  Preisen  berechnet  ($  1888).  Sodann  sind  Effecten, 
welche  keinen  gewöhnlichen  Marktpreis  haben,  nach 
ihrem  wirklichen  Wert  he  zur  Zeit  der  Losung  durch  ver- 
eidete Sachverstandige  zu  schätzen  ($  1887).  Endlich  dürfen 
Waaren,  deren  Werth,  wahrend  der  Reise,  durch  inneren  Ver- 
derb oder  andere  zur  grossen  Havarie  nicht  gehörende  DnglQcks- 
fkile,  verringert  worden,  nur  nach  demjenigen  Werthe  beitragen, 
den  sie  zur  Zeit  der  Losung  noch  wirklich  haben  ($  1886). 
Werden  aber  geworfene  oder  sonst  verunglückte  Güter  erst 
nach  geschlossener  Havarierechnung  gerettet,  so  muss  der  nach 
Abzug  der  Rei^ungs-  und  anderen  Kosten  übrigbleibende  Werth 
den  Interessenten,  nach  Verhaltniss  ihrer  Beitrage,  wieder  zu 
gute  kommen  ($  1899). 

Endlich  bestimmt  dasselbe  Preuss.  Recht  $  1855:  Schiffs- 
provislonen,  (Schiffs-)  Gerathschaften  oder  andere  zur 
eigenllichen  Ladung  nicht  gehörende  Sachen  werden  nach  dem 
gemeinen  Werthe  des  Orts,  wo  sie  wieder  angeschafft 
werden  müssen,  geschätzt;  jedoch  werden  bei  Gerathschaften 
und  solchen  Sachen,  die  durch  den  Gebrauch  abgenutzt 
werden,  nur  zwei  Dritttheile  in  Rechnung  gebracht.  —  Das 
ist  denn  auch  Englische  und  Nordamerikanische  Praxis.  Kent, 
L  c  S.  243  sagt:  As  to  losses  of  the  equipment  of  the  ship, 
such  as  masts,  cables  and  sails,  it  is  usual  to  deduct  one 
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third  from  thq  price  of  the  new  artides;   for  being  neW| 
they  will  be  of  greater  value  than  the  artides  lost*')* 

Viele  der  hier  angegebenen  Detaib  des  Preuss*  Rechts  er- 
geben sich  als  so  natürliche  Consequenzen  des  HaTarieinstitutes, 
dass  sie  Jedermann  als  genieiDrechtlich  anerkennen  wird. 

Die  Russische  Ordnung  der  Handelsschiffahrt  XII.  Art24(l 
bestimmt:  Um  die  Berechnung  wegen  Bezahlung  der  Havarie  in 
gehörige  Ordnung  zu  bringen,  muss  das  Schiff  oder  Fahrzeug, 
oder  Waare  und  Ladung,  die  Havarie  gehabt  haben  (diejenigeo 
Waaren  oder  Güter,  weiche  über  Bord  geworfen  worden,  mit- 
gerechnet) nach  dem  Preiste  geschätzt  werden,  iür  welchen 
diese  Sachen  am  Orte  der  Anlandung  oder  Ankunft  h&tten 
verkauft  werden  mögen;  abgerechnet  den  Zoll,  die  Fracht, 
die  Löschungskosten  und  die  Kosten  des  Transports  auf  den 
ZolL  Wenn  aber  Jemand  eine  Sache  unter  ihrem  wirkUchen 
Werth  angiebt,  so  stehts  einem  Anderen  (Interessenten  doch 
wohl)  frei,  diese  Sache  für  den  angegebenen  Preis  und  drei 
Procent  darüber  zu  fordern,  wofür  sie  ihm,  nach  Bezahlung  des 
Zolls,  der  Fracht,  der  Löschungskosten  und  der  Kosten  des 
Transports  auf  den  Zoll,  abgeliefert  werden  soll.  Nach  Art  251 
wird  es  nicht  in  Havariegrosse  gerechnet,  wenn  wegen  Ueber- 
ladung  des  Schiffs  Waaren  geworfen  werden;  einzig  der  Schiffer 
muss  dann  entschädigen.  Art  252.  Was  von  Gütern»  die  in  der 
Kajüte,  oder  im  Rof,  wo  sich  die  Schiffsbedienten  und  Leute 
aufhalten,  oder  zwischen  den  Decken,  oder  auf  dem  Ueberiauf, 
oder  an  einer  anderen  Stelle  des  Schiffs  (nämlich  als  ordent* 
lieh  in  dem  Räume  des  Schiffes)  verladen  sind,  geworfen  wird, 
wird  nicht  iq  Havariegrosse  vergütet  *'),  sondern  Jeder  trigt  hier 


57.  So  fast  wörtUch  auch  Abbott  1.  e.  (6)  P.  IV.  6ku  9.  $  15.  YergL 
audx  Streng  v.  Tire  Ins.  Com.  11  Johnion's  reports  323;  Simondi 
V.  White,  2  Barnw.  et  Creu.  305,  Gray  ▼.  Waku  2  Serg.  et  Ramk 
229.  257.  258. 

58.  Da«  Hell.  Recht  1.  c.  AH.  733  Itat  mit  Recht  die  aofr  Obcrver- 
deck  ohne  Kenntniw  des  Abladen  .geladenen  Gfiter  in  Haviiie- 
grosse  vergütet  werden,  obwohl  es  dea  übrigen  Interessenten  des 
Regress  an  Schiff  and  Schiffer  vorbehält  Dieser  Regreas  ttsst  ädi 
dann  analogisch  auch  auf  die,  anderswohin  als  auf  das  Oberrer 
deck  ungehörig  verladene  Güter  ausdehnen. 
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seinen  Schaden  selbst  Doch  machen  die  zur  besseren  Ver'» 
Wahrung  und  aus  anderen  Ursachen  in  der  Kajüte  gelegten 
Gelder  und  andere  kostbare  Metalle  oder  Sachen  eine  Aus- 
nahme. 

S  na    Forttetning.  Beiondere  Fille. 

I.  Die  im  vorigen  S  gegebenen  Erörterungen  bilden  gleich* 
sam  die  Regel.  Wenn  nun  aber  ansnahmsweise  nach  dem 
Havariegrossunfali  das  Schiff  weder  in  einen  fremden  Nothhafen, 
noch  an  seinen  fiestimmangsort  gelangt,  um  dort  die  HaTarle- 
grosse  so  reguliren,  sondern  in  Folge  der  Havariegross  sich  ge- 
nOthigt  sirtit,  in  seinen  Abgangshafen  wieder  einzulaufen, 
so  scheint  es  sachgeraiss,  andere  als  die  im  Yorigen  $  aufge- 
stellten Satzungen  unterzubreiten.  Man  kann  hier  füglich  nicht 
den  Werth  der  Güter  am  Bestimmungsorte  nehmen,  denn  dieser 
ist  nun  überhaupt  schwer  auszumitteln,  wenn  man  nicht  mit 
Abbott  1.  c.  Seite  449  geradezu  sagen  will,  der  Preis  im  Be- 
stimmungshafen ist  in  der  Zeit  unbekannt;  —  und  sodann  er- 
scheint dieser  in  der  Zeit  als  ein  Preis,  der  gar  nicht  mehr 
existirt,  Tdn  dem  Augenblicke  an,  wo  die  Reise  abgebrochen 
und  die  Rü^ahrt  nach  dem  Abgangshafen  eingetreten  ist  End- 
lich kann  der  Absender,  um  dessen  Person  und  das  subjecttre 
Recht,  was  er  hier  als  geltend  Terlangen  kann,  noch  besonders 
zu  berücksichtigen,  Ton  jenem  Augenblicke  an,  wo  der  Zweck 
der  Absendung,  nämlich  Verkauf  der  Waaren,  nach  der  Umkehr 
des  Schiffes  aufgehört  hat,  füglich  an  den  Waaren  kein  anderes 
Interesse  mehr  haben,  als  bis  zu  dem  Belaufe,  den  die  Waaren 
ihm  mit  allen  Unkosten  zu  stehen  kommen.  Folglich  wird  hier 
der  zu  contribuirende  Werth  der  Waaren  in  den  Facturpreisen 
der  Güter  zu  suchen  und  zu  finden  sein,  nach  Abzug  aller  bis- 
herigen Unkosten,  also  wie  man  es  auch  ausdrücken  kann,  der 
dem  Absender  kostende  Bruttowerth  der  Güter  am  Bord. 
Dies  ist  die  Ansicht  von  Pohls  und  nicht  weniger  Engl.  Praxis. 
Vergl.  Abbott  1.  c.  c,  9.  §  15.  S.  448.  49,  sowie  Stevens  1.  c.  Art  I, 
der  dies  so  bestimmt:  der  Einkaufspreis  der  Güter  bis  an  Bord 
(ohne  Versicherung)  und  zwar  der  Belauf  nicht  bloss  der  Rech- 
nungen der  Verkäufer,  sondern  auch  die  Verschiflungskosten, 

T.  Kaltenborn,  Seerecbt  11.  ^3 
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da  beides  den  Werth  ausmacht,  wovon  das  Bisico  bei  der 
Hayariegrosse  gelaufen  **). 

Dieser  von  uns  angegebene  Gontribulionsweith  wird  nun 
allerdings  gemeiniglich  mehr  oder  weniger  mit  dem  Preise  der 
'Waaren  zusammenfallen,  den  dieselbe  bei  der  RQdLkunft  des 
Schiffes  im  Abgangshafen  haben.  Doch  ist  dies  einmal  nidit 
nothwendig  der  Fall;  jene  Preise  können  auch  sehr  yariireo, 
indem  yielleicht  gerade  durch  die  Rückkehr  des  mit  Einer 
Waare  vorzugsweise  befrachteten  Schiffes  der  MariEt  mit  dieser 
Waare  überfüllt  wird  und  somit  deren  Preis  plötzlich  (Uli 
Sodann  aber  ist  dieser  mögliehe  VerkauÜBprels  des  Abgangs- 
hafens (ganz  anders  als  im  Löschungshafen)  hier  yöllig  irreie- 
vant  Eine  versandte  Waare  kann  niemals  so  angesehen 
werden,  an  dem  Abladeplatze  verkauft  zu  werden.  Namenttieh 
konnte  dieser  Werth  der  Waare  auch  nicht  im  Entfemlesten 
zur  Zeit  des  Havariegrossereignisses  selbst  als  vorhanden  ange- 
sehen werden,  und  der  Preis  dieser  Zeit  ist  doch  wenigstens 
ideell  als  Norm  anzunehmen,  um  den  praktisdi  am  besten  zur 
Anwendung  zu  bringenden  Preis  vermöge  eines  richtigen  Funda- 
mentes annäherungsweise  festzusetzen  (siehe  %  177).  —  Freilich 
möchte  man  vielleicht  aus  Billigkeitsrücksichten  einwenden, 
dass  es  hart  erscheine,  einen  anderen  Gontributionswerth  für  die 
Waaren  festzusetzen,  als  es  dem  Ablader  durch  augeoblicklicfaen 
Verkauf  wiederzuerlangen  möglich  sei.  Indessen  kann  sieh  ja 
dieser  niedrige  Preis  bald  wieder  heben.  Sodann  kann  ja  mög- 
licher Weise  der  Preis  auch  ein  höherer  sein,  namentlicb 
wenigstens  für  einen  Theil  der  geladenen  Waaren,  und  würden 
dann  die  Eigner  der  letzteren  sich  vielleicht  Ober  die  hohe  Con- 
tribution  beklagen.  Kurz  es  scheint  kein  genügender  Grand 
vorhanden,  um  das  von  uns  aufgestellte  Fundament  fbr  die  Be- 
stimmung des  Preises  auEzugebeD. 

Für  unsere  Ansicht  ist  endlich  die  positive  Bestimmung  des 
Ho  11.  Handelsgesetzbuches  Art.  728:  Wenn  die  Berechnung  und 
die  Verthellung  an  dem  Orte  angefertigt  werden  müssen,  von 
wo  die  Schiffe  aus  diesem  Lande  abgegangen  sind  oder  hätten 


59.  Er  fügt  noch  hinza:  weü  nftch  stat^fuiidenem  Seewurf  fttr  diese 
^  Summe  wieder  ihnliche  Güter  hi  das  Schiff  gebnekt  werdeu  kSo- 
nen.    Doch  das  scheint  irreleyant 
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abgehen  mQssen»  wird  der  Betrag  der  verladenen  Gfkter  nach 
dem  Werthe  bestimmt,  den  sie  zur  Zeit  der  Abladung  gehabt 
haben,  mit  den  Kosten  bis  an  Bord,  ohne  Hinzufbgung  der 
Assecuranzpr&mie;  und  im  Fall  die  Güter  beschädigt 
sind,  nach  Ihrem  wirklichen  Werthe.  —  Die  hier  beliebte 
Ausdehnung  auch  auf  den  Fall,  dass  die  Harariegross  das  be- 
reits beladene  Schiff  noch  im  Hafen  oder  auf  der  Rhede  über- 
kommt, scheint  sachgem&ss.  Ebenso,  nach  den  bisherigen  Er- 
örterungen, ist  die  Nichtheranziehung  der  Assecuranzprftmie  nur 
zu  billigen.  Endlich  versteht  es  sich  auch  von  selbst,  dass  die 
beschädigten  Güter  nur  nach  Ihrem  wirklichen  Werthe  contri- 
boiren,  falls  nur  die  Beschädigung  nicht  erst  nach  dem 
Havariegrossereigniss  als  particulare  Havarie  passirt  ist:  denn  es 
ist  immer  festzuhalten,  dass  für  die  Bestimmung  des  Werthes  aller 
zur  Contribution  Pflichtigen  Güter  die  Zeit  der  Havariegrosse- 
noth  von  Anfang  an  als  massgebend  erscheint,  indem  principiell 
fiberail  dieser  Werth  contribniren  müsste,  wenn  sich  nicht  der 
-unmittelbaren  genauen  Bestimmung  desselben  die  in  der  Praxis 
onOberwindlichen  Schwierigkeiten  entgegenstellten. 

Freilich  möchte  man  vielleicht  aus  Billigkeitsrücksrch- 
ten  von  dieser  Strenge  abweichen  und  den  ohnehin  schon  hart 
betroffenen  Eigner  der  beschädigt  ankommenden  Güter  aus  Er- 
barmen allemal  nur  zum  noch  wirklich  vorhandenen  Werthe  con- 
tribniren lassen,  wie  dies,  den  Worten  nach,  das  Hell.  Recht  aller- 
dings zu  bestimmen  scheint.  —  Jedenfalls  ist  aber  die  Leckage  vom 
Contributionswerthe  der  Güter  abzuziehen.  S.  $  177  S.  181. 

Bei  dieser  Werthsbestimmung  nach  den  Facturen  wird  auch 
gerade  am  Abgangsorte  viel  weniger  vom  Betrüge  zu  fürchten 
sein,  als  dies  geschehen  kann,  wenn  man  am  Löschplatze  den 
Pacturpreis  als  Fundament  des  Contributionswerthes  annehmen 
wollte.  Es  wird  hier  überall  leicht  im  Abgangsorte  eine  Gon- 
Irole  möglich  sein  und  dazu  ist  es  ja  sehr  leicht,  hier  durch 
Beeidigung  der  Aussteller  der  Facturen  eine  grössere  Sicherheit 
zu  erlangen,  was  natürlich  am  Löschplatze  mit  den  grössten 
Weitläufigkeiten  verbunden  ist. 

II.  Ich  bin  nun  aber  geneigt,  diese  ganze  Bestimmung  des 
eontribntionspflichtigen  Waarenwerthes  auf  Grund  der  Facturen 
mit  Zurechnung  der  Versehickungskosten  nicht  bloss  eintreten 
zu  lassen,  wenn  das  Schiff  nach  erlittener  Havariegrosse  nun 
gerade  in  den  Abgangshafen  zurückkehrt,  sondern  auch  in 

13* 
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allen  Fallen,  wo  das  Schiflf  nodi  als  im  ersten  Anfange  der 
Reise  begriOea  angesehen  werden  muss  und  selbst  wenn  ei 
dann  nur  in  einen  dem  Abgangshafen  nur  nahegelegenen  Hafen 
einzulaufen  und  dort  die  Havarie  zu  reguliren  sich  genöikigi 
gesehen  hat.  In  dieser  Ausdehnung  will  auch  Steyens  1.  c. 
Art.  1.  jedenfalls  verstanden  sein« 

Die  Voraussetzung  iat  natürlich,  dass  die  Reise  nicht  fort* 
gesetzt  werden  kann.  Doch  möchte  ich  dies  noch  dahin  be- 
schranken, nicht  mit  demselben  Schiffe,  und  möchte  ich  niebt 
absolut  den  Verkauf  der  Waaren  wie  in  einem  anderen  Notb- 
hafen  verlangen. 

Nämlich  die  Bestimmung  mancher  Seerechte,  dass  der  Ein- 
kaufspreis der  Waare  zur  Gontribution  zu  stellen  sei,  wenn  die 
Reise  vor  Vollendung  des  halben  Wegs  abgebrochen,  dagegen 
der  Marktpreis  des  Löschplatzes,  wenn  die  Abbrechung  auf  der 
zweiten  Hälfte  geschah,  hat  zwar  in  der  Anwendung  ihre  grossen 
Schwierigkeiten  und  erscheint  zugleich  als  eine  willkürliche 
Durchhauung  des  Knotens.  Indessen  liegt  doch  ein  Sinn  darin, 
wenn  man  nur  nicht  buchstäblich  an  dem  Halbiren  der  Reise 
festhalt  und  vielmehr  den  ersten  Anfang  der  Reise  fbr  die  erste 
Hälfte  setzt.    Stevens  1.  a 

£s  erscheint  dies  als  eine  billige  Hodification  des  Princips. 
Denn  erstlich  fallen  die  Schwierigkeiten  hier,  wegen  der  Nihe 
des  ursprünglichen  Abgangsortes,  weg,  welche  sich  der  Fest- 
stellung und  Controlirung  des  Facturenpreises  am  entfernten 
Löschplatze  entgegenstellen.  Sodann  aber  ist  bei  einer  eben 
erst  angefangenen  und  nun  so  schnell  abgebrochenen  Reise  die 
mit  den  geladenen  Waaren  beabsichtigte  Speculation,  deren  be- 
absichtigter Verkauf  am  Bestimmungsorte,  vom  Augenblicke  der 
Abbrechung  der  Reise  an,  billiger  Weise  nicht  mdir  zu 
berücksichtigen  und  vielmehr  eher  die  Sache  so  anzusehen,  als 
ob  keine  Speculation  wegen  des  Verkaufes  stattgefunden.  Dun. 
ist  der  Preis  des  Bestimmungsortes  füglich  nicht  anzunehmen 
und  wenn  ipan  auch  den  Preis  in  einem  entfernteren  Notb- 
hafen^sich  allenfalls  gefallen  lassen  muss  statt  des  Löschplatz- 
preises, eben  wegen  der  Schwierigkeit,  einen  •  anderen  Preis 
(entweder  des  Abgangs-  oder  des  Bestimmungshafens)  als  Fan* 
dament  zur  Coptribution  der  Waare  anzunehmen,  so  ist  diese 
Nothmassregel  hier  nicht  nothwendig,  wegen  der  Leichtig):eit, 
die  Facturenpreise  bei  der  Nahe  des  Abgangshafens  zu  bestinunen. 
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Was  nun  aber  als  der  erste  Anfang  der  Reise  noch  be- 
trachtet werden  könne,  scheint  einzig  nach  den  umstanden  des 
concreten  Falles,  nach  der  Lange  der  beabsichtigten  Reise  etc. 
beurtheilt  werden  zu  können.  Nehmen  wir  z.  R.  den  Fall  an, 
wo  ein  Yon  London  nach  Westindien  bestimmtes  Schiff 
einen  Hayariegrossfall  erleidet,  indem  in  den  Dünen  dessen 
Anker  gekappt  werden  etc.  und  das  Schiff  darauf  in  Rams- 
gate (auf  der  Insel  Thanet  bei  der  ThemsemQndung)  als 
Nothhafen  eingebracht  und  dort  die  Havariegross  regultrt  wer- 
den muss.  Dann  möchte  füglich  die  Havarie  in  London  selbst 
aufgemacht  und  abgethan  werden,  falls  sie  nicht  in  Ramsgate 
zu  regullren  und  abzuschliesseni  wäre,  aber  immer  nur  unter 
Zuziehung  der  Waare  zur  Contribution  nach  dem  Einkaufs- 
preise und  den  Verschiffungskosten.  Yergl.  Stevens  1.  c.  Ebenso 
wenn  ein  Schiff  von  Kiel  nach  Petersburg  segelte  und  wegen 
Havariegrosse  in  Eckern  forde  einlaufen  mOsste. 

HI.  üebrigens  scheint  es  angemessen,  in  den  sub  L  u.  IL 
genannten  Fallen  auch  für  das  Schiff  das  Fundament  des  Con- 
tributionswerthes  in  dem  Werthe  desselben  am  Abgangsorte  zu 
nehmen.  Die  Gründe  dazu  liegen  in  den  sub  I.  und  IL  ge- 
gebenen Erörterungen. 

IV.  Würden  in  Folge  des  Seeunfalles  oder  sonst  wie  die 
oontributionspflichtigen  Waaren  verschiedener  Ladungsinteressen- 
ten  so  vermengt,  dass  man  sie  nicht  mehr  von  einander  unter- 
scheiden könnte,  so  würde  der  Betrag  des  Beitrags  und  resp. 
der  Entschädigung,  die  jeder  derselben  gibt  und  resp.  empfängt, 
nach  den  Documenten  zu  bestimmen  sein,  die  ihre  Verladung 
conatatiren.    Pardessus  L  c  n.  747. 

V.  Die  geworfenen,  aber  nachher  geborgenen  Effecten 
contribuiren  nur  dann  zur  Deckung  der  Schaden,  welche  nach 
der  Havariegrosse  den  geretteten  Waaren  und  dem  Schiffe  zu- 
stossen,  wenn  der  zweite  Unglücksfall  als  Havariegrosse  zu  be- 
trachten ist;  denn  dann  sind  die  geworfenen  Güter  zum  zweiten 
Maie  gerettet.  Waren  sie  ndmlich  bei  dem  zweiten  Unfälle  mit 
auf  dem  Schiffe  gewesen,  so  würden  sie  gewiss  wiederum  ge- 
worfen sein,  indem  sie  als  oben  liegend  wiederum  am  meisten 
zur  Hand  waren,  also  nothwendig  wieder  zuerst  geworfen  sein 
würden.  Das  scheint  denn  die  Bestimmung  des  Preuss.  Rechts 
L  c  S  1880|  0owie  der  Convention  der  Kopenhagener  Ass.  Comp. 
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Tit  Havarie-Rechnung  UI.  2.  und  namentlich  IX.,  wo  es  mit 

strenger  Consequenz  heisst:  Die  Havarie  wird  bezahlt,  so 
oft  sie  vorfällt»  entweder  einmal  oder  mehrmals, 
wenn  schon  das  Schiff  nachher  auf  der  Reise  bliebe. 
—  Das  Spanische  Recht  i.  c  Art  960  Uksst  allerdings  die  ge- 
worfenen Güter  auch  im  Falle  einer  zweiten  Havariegrosse 
nicht  contribuiren.  Die  Ordonn.  1681  Art  17.  (lU.  8.)  und  der 
Code  de  com.  fran.  Art  424  lassen  die  geworfenen  Güter  in 
keinem  Falle  für  nachträgliche  Schaden  der  geretteten  Waaren 
contribuiren.  Siehe  auch  die  Note  62.  der  folgenden  Nr.  ^VL, 
sowie  die  Note  67.  zu  Nr.  X. 

Auch  ist  die  Bestimmung  der  Hamb.  Ass.  Ordnung  XXU. 
Art  13  und  des  Span.  Rechts  1.  c  Art  951  zu  billigen,  dass 
von  den  geworfenen  und  nachher  wiedererlangten  Gütern  nur 
die  durch  die  Werfung  entstandene  Verschlechterung  und  die 
Wiedererlangungskosten  in  die  Havariegrosse -Berechnung  mit 
aufgenommen  werden  (nämlich  in  Bezug  auf  die  Berechnung  des 
zu  vergütenden  Schadens),  und  dass  wenn  dieselben  vor  der 
Wiedererlangung  bereits  mit  zur  Havariegrosse  gerechnet  und 
ihr  Betrag  dem  Eigenthümer  bereits  ausgezahlt  gewesen  wäre, 
dieser  das  dafür  Empfangene  wieder  herausgeben  müsse,  doch 
von  letzterem  zurückbehalten  dürfe,  was  die  Verschlechterung 
und  die  Kosten  betragen.    Siehe  %  180  sub  V.  3. 

VI.  Hier  ist  noch  der  Fall  zu  berücksichtigen,  da»  nach 
glücklicher  Rettung  durch  Havariegrosse  auf  der  Weiterreise 
durch  einen  späteren  Seeunfall  Schiff  und  Ladung  untergehen 
indem  aber  Güter  geborgen  werden.  Diese  müssen  dann  den 
Schaden  der  zuerst  geworfenen  Güter  mittragen.  Hamb.  Ass.  O. 
22.  Art  10.  Mit  Recht  lässt  die  Convention  der  Kopenhagener 
A.  Comp.  (Tit  Havarierechnung  III.  1.)  den  geborgenen  Wrack 
wie  das  geborgene  Gut  hier  contribuiren.  —  ,£s  fragt  sich,  zu 
welchem  Werthe  diese  contribuiren.  Es  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  dies  principiell  richtig  der  Werth  unmittelbar 
bei  der  Havariegrossenoth  sein  müsse,  indessen  nach  Abzug  der 
Bergungskosten.  Aber  jener  Werth  lässt  sich  nicht  ausmitteln, 
denn  selbst  die  durch  die  Verklarung  der  Seeleute  in  der  Be- 
ziehung festgestellten  Annahmen  erscheinen  nicht  als  juridiacb 
bestimmt  genug;  höchstens  dass  man  die  Angaben  nach  der 
Verklarung  als  genügend  ansehen  konnte,  um  festzustellen,  ob 
die  Güter  sich  zu  jener  Zeit  im  gesunden  Zustande  befunden 
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haben  oder  nicht,  obgleich  aach  dies  nicht  selten  nngewiss  sein 
wird.  Bei  diesen  Schwierigkeiten  und  da  bei  einem  so  gine- 
lichen  Schifibruche  Oberhaupt  die  billigsten  GrandsStze  zor  An- 
wendung gebracht  werden  sollten ,  bin  ich  geneigt,  den  Werth 
derselben  als  contnbutionspflichtig  anzunehmen,  den  die  Waaren 
nach  Abzug  der  Rergungskosten,  Oberhaupt  in  ihrem  geborgenen 
Zustande  noch  haben**).  Es  ist  In  dergleichen  Bergung  von 
einigen  Waaren  eben  mehr  ein  blosser  GMcksfall  zu  suchen, 
auf  den  die  strengen  juristischen  Grundsätze  anzuwenden  man 
immer  Anstand  nehmen  mag.  Das  ist  denn  auch  die  Bestim«- 
mung  der  Ordonn.  1081  Art.  16.  (III.  8.),  des  Span.  Rechts  1.  c. 
Art  944  und  der  Preuss.  A.  O.  1766  XXVI.  $  243,  sowie  des 
Code  de  com.  fran.  Art.  424  und  des  HoilSnd.  Rechts  Art.  735, 
Schwed.  A.  O.  L  c.  Art.  V.  $  4  *>)•  In  S  177  sind  aber  beraits 
die  Bestimmungen  mehrerer  neuerer  Seerechte  angegeben,  nach 
denen  Oberhaupt  geworfene  und  nachher  wiedererlangte  Sachen 


60.  Be necke,  prindplea  p.  301  will  unbedingt  den  Werth  annehmen, 
den  die  Waare  brutto  am  Bord  kostet.  Pohls  S.735  halt  streng 
am  Princip  fest  nnd  zieht  die  Waare  nach  dem  Werthe  im  gesun- 
den Znstande  am  Bergungsorte  herbei,  falls  nicht  eine  Beschädigung 
zsr  Zeit  det  entstehenden  Hatariegross  erwiesen.  Die  Hamb.  A.  O. 
L  e.  »eht  die  Uidcosten  nnd  das  Berglohn  ab,  wahncheinlieh  vom 
Faotnrpreise  der  GOter* 

Ol.  Freilich  scheinen  mir  die  Bestimmungen  des  Franz.  Rechts  sich  zu 
widersprechen.  Denn  einmal  heisst  es  (Ord.  Artikel^  16  und  Code 
Art.  424),  dass  die  geborgenen  GQter  auch  im  Fall  des  nachträg- 
lichen Unterganges  des  Schiffes  contribuiren,  und  sodann  (Ord. 
Art.  17  nnd  Code  Art  425)  wird  ganz  allgemein  gesagt:  Les  mar- 
chandisea  (nidit  blosa  die  geworfenen »  sondern  Oberhaupt)  ne  con* 
tribnent  poiat  au  payement  du  naivire  perdu  on  r^duit  k  I'^tat 
d'iaoiafigäbilit^  (Ord.  perdu  ou  bris^,  in  der  Havariegroaaenoth?)» 
ao  dass  also  im  Falle  der  ganzliehen  Yemiehtung  und  des  Zustandes 
der  InnaTigabilitat  wenigstens  die  Waaren  nicht  mehr  contribuiren, 
sondern  nur  für  geringere  Beschädigungen  des  Schiffes,  Obgleich 
auch  in  dieser  Beziehung  Ord.  Artikel  18  und  Code  Art.  426  eine 
Beschitnkung  gemacht  wird:  Si  en  vertu  d'une  däiberation,  le 
navire  a  ^t6  ouvert  pot|r  en  extraire  les  marchandises,  elles 
eontribnent  I  la  r^paration  du  dommage  caus^  au  nayire.  VergL 
Kr.  X.  ietste  Note. 
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nur  nach  Abzug  der  Bergongskosten  und  nach  dem  Werlbe 
ihres  gegenwärtigen  Zustandes  contribuiren ;  cf.  namentlich  Span. 
Recht  1.  c.  Art.  951.    S.  %  163  n.  V. 

Das  Preuss.  Recht  1.  c  S  1886  geht  aber  aus  Rücksichten 
der  Billigkeit  so  weit  zu  bestimmen,  dass  Waaren,  deren  Werth 
während  der  Reise  (also  gleichviel  ob  vor  oder  nach  dem 
Havariegrossereignisse)  durch  inneren  Verderb  oder  an- 
dere der  grossen  Havarie  nicht  gehörende  Unglücksfiüle  ver- 
ringert worden,  nur  nach  demjenigen  Werthe  beitragen  sollen, 
den  sie  zur  Zeit  der  Losung  noch  wirklich  haben.  Vom  Stand- 
punkte der  Billigkeit  lässt  sich  fOr  diese  Bestimmung  viel  sagen. 
Auch  Stevens  J.  c.  billigt  dies.    Vergl.  auch  Pothier  1.  c.  n.  132. 

VU.  Wenn  ungeachtet  des  Werfens  von  Gütern  oder  des 
Kappens  von  Schiffsgeräthschaften  das  Schifl  in  der  Havarie* 
grosse noth  untergeht,  oder  es  trotx  der  Opfer  wegen  der  Frei- 
gabe dennoch  von  diesem  Kaper  oder  Seeräuber  genommen  wird, 
so  findet  überhaupt  keine  Vcrtheilung  zur  Vergütung  statt.  Die 
behalten  gebliebenen  oder  geborgenen  Güter  sind  nicht  ver- 
pflichtet zur  Bezahlung  oder  zur  Erstattung  von  Schaden,  wel- 
chen die  geworfenen,  beschädigten  oder  gekappten  Gegenstände 
erlitten  haben.  Holl.  Recht  1.  c.  Art.  734.  Hamb.  A.  O.  Art  9. 
Titel  22.  Schwed.  A.  0.  1.  c.  $  8.  Spanisches  Recht  1.  c  $  943. 
Franz.  Recht  1.  c.  Art.  423,  wo  es  noch  ausdrücklich  und  mit 
Recht  heisst:  les  marchandises  sauv^es  ne  sont  point  tenaes  du 
payement  ni  du  d^dommagement  de  Celles  qui  ont  ^t^  jet^es  ou 
endommag^es.   S.  %  163  n.  V. 

VIII.  Nicht  weniger  scheint  mir  aus  Gründen  der  Billig- 
keit angemessen,  wenn  das  Holland.  Recht  Art.  736  bestimmt: 
Falls  das  Schiff  und  die  Ladung  durch  Kappen  oder  anderen 
dem  Schiffe  zugefügten  Schaden  behalten  bleiben,  nachher  aber 
die  Güter  (gänzlich)  untergehen  oder  geraubt  werden,  so  kann 
der  Schiffer  von  den  Eignern,  Abladern  oder  Consignatären  sol- 
cher Güter  nicht  fordern,  dass  sie  zu  der  Havariegrossveiihei- 
lung  wegen  solchen  Kappens  oder  Schadens  beitragen  and  muss 
es  dabei  gleichgültig  sein,  ob  die  untergegangenen  Waaren  ver- 
sichert waren  oder  nicht,  denn  die  Havariegrosse  hat  überhaupt 
mit  der  Versicherung  nichts  zu  thun.  Vergl.  Pardessus  1.  c. 
743  1.  f.  —  Es  scheint  allzu  hart,  die  durch  den  Untergang  ihrer 
Güter  schon  so  sehr  hart  betroffenen  Ladungsinteressenten  noch 
zur  Contribution  fremder,  allerdings  ursprünglich  in  ihrem  eigenen 
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laleresse  mit  TorgeiMnmeiier  Besohidigoogen  tu  Terurtheilen. 
Auch  haften  füglich  die  LaduogsinteresseDten  hier  nur  mit  dem 
Bestände  ihrer  Ladung  bei  deren  Ankunft.  Freilioh  gingen 
(HoIL  Hecht  Art.  737)  die  Güter  in  jenem  Falle  durch  Schuld 
oder  Zuthun  des  AUaders  oder  Conaignatira  verloren,  ao  müaaaA 
dieae  trotzdem  zur  Havariegroaae  beitragen. 

Es  muss  überhaupt  behauptet  werden,  daaa,  wenn  die  La- 
dung aus  dem  Havariegrosaunfatle  nichts  aufl^ringen  würde 
oder  doch  wenn  die  Kosten  grösser  waren  als  der  Bruttoertrag: 
die  Ladung  überhaupt  nicht  zu  contribuiren  brauche«  wie  man 
denn  allgemein  von  Jemand  nur  fordern  kann,  dass  er  im  Ver- 
halCniss  zu  dem  erlangten  Nutzen  Zahlung  leiste.  Vergl.  Stevens 
1.  c  Art  l. 

Wenn  aber  auch  im  Allgemeinen  die  Ladungsinteressenten 
nicht  mehr  zur  Havariegross  beizutragen  verbunden  sind,  als  der 
Werth  der  Güter  bei  der  Ankunft  noch  betragt,  so  muss  man 
sie  doch  gewiss  für  verpflichtet  halten,  selbst  aus  ihrem  ander- 
weitigen Vermögen  die  Kosten  zu  bezahlen,  welche  nach  dem 
Untergang  des  Schiffes  oder  nach  der  AufbringuQg  und  Anhal- 
tung  der  Güter,  durch  den  Schiffer  redlicher  Weise  und  selbst 
ohne  Auftrag  verwendet  sind,  um  etwas  von  dem  Ver- 
lorenen zu  retten  oder  um  die  aufgebrachten  Güter 
zu  reclaroiren,  auch  sogar  dann,  wenn  der  Erfolg 
nicht  günstig  gewesen  w&re**).  Denn  es  wttre  gegen  alle 
Grundsätze  der  Billigkeit,  dass  Fremde  die  Kosten  tragen  sollten» 
welche  zu  Zwecke  unseres  Vermögens  aufgelaufen  sind,  also 
namentlich  etwa  der  Schiffer  und  die,  von  denen  er  zu  diesem 
Behufe  Geld  borgte  etc.  Der  Grundsatz  der  blossen  Haftung 
der  Ladung  muss  hier  modificirt  werden.  Es  ist  ja  in  allen 
diesen  Fallen  von  Anfang  an  zweifelhaft,  ob  der  Eigner  noch 
als  Eigner  der  Güter  zu  betrachten  sei,  also  sind  von  Anfang 
an  jene  Kosten  nicht  auf  diese  Güter  bloss  zu  fundiren.  Man 
darf  die  Voraussetzung  machen,  dass  der  Schiffer  und  durch  ihn 
Andere  selbige  füglich  nur  wegen  des  gesammten  Credites  des 
Ladungsinteressenten,  nicht  bloss  wegen  der  Ladung  aufge- 
wendet haben  '*)•    Siehe  n.  IX.,  sowie  $  163  n.  V. 


62.  So  wörüich  das  HolL  Reeht  L  c  Art  738. 

63.  Doch  könoan  Überall.  kcAna  Beigiuigtk08t«&  gafoidert  weiden  von 
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IX.  Die  ganae  Nummer  VIII.  ist  aaalogifch  nicht  auf  den 
Fall  anzuwenden,  daas  das  Schiff  nach  der  Zeit  des  Havarie- 
grossunfalles  untergeht  und  die  Waaren  allein  geborgen  sind. 
Die  Gründe  Hegen  in  den  bisherigen  Erörterungen  und  stimmen 
darin  die  Seerechte  ttberein.  Die  geborgenen  Güter  müssen 
contribuiren.  Dagegen  halten  gewiss  audi  die  Schiffsiiieder  per- 
sönlich mit  ihrem  gesammten  Vermögen  für  jene  sub  VIII.  in  f. 
angegebenen  Kosten,  sofern  sie  cum  Behufs  der  Reclame  uod 
in  ahnlichen  Fallen  zur  Rettung  des  Schift  durch  den  Schifler 
im  guten  Glauben  aufgewendet  wurden.  Die  Gründe  daftkr  sind 
dieselben  wie  dort 

X.  Die  Bestimmung  des  Preuss.  Allgem.  Landrechts  1.  c. 
S  1872  und  73  scheint  mir  wohlbegründet,  dass  alle  Waaren, 
welche  erst  nach  dem  Hafariefalle  Ober  den  Bord  des  Haupte 
Schiffes  gebracht  wurden,  sowie  diejenigen,  welche  zur  Zeit  des 
Havariegrossfereignisses  am  Bestimmungsorte  (!)  schon  vom 
Bord  des  Hauptschiffes  gebracht  waren,  nicht  zu  contribuiren 
brauchen.  Denn  nur  durch  die  ftusserliche  Gemeinschaft 
zwischen  Schiff  und  Gut  entsteht  das  ganze  Havariegrossever- 
haltniss,  und  wo  dieselbe  noch  nicht  oder  bereits  nicht  mehr 
existirt,  da  sollte  füglich  auch  von  keiner  Havariegrosse  die  Rede 
sein.  Indessen  besteht  doch  wohl  zwischen  Hauptschiff  und  Gut 
auf  der  einen  und  den  Gütern  der  Lichterschifle  auf  der  anderen 
Seite,  sofern  diese  nur  unter  den  besonderen  Befehlen  des 
Kapitains  des  Hauptschiffes  stehen,  namentlich  aber  wenn  es 
dessen  Boote,  Jollen  etc.  sind,  eine  solche  Gemeinschaft,  dass 
von  einer  Havariegrossegemeinschaft  zwischen  den  in  den  Lichter- 
schiffen  beim  Löschen  des  Hauptschiffes  transportirten  Gütern 
und  dem  Hauptschiff  mit  seinen  Gütern  geredet  werden  darf. 
Auch  findet  diese  Gemeinschaft  mit  den  Gütern  im  Bording  nur  bis 
zum  Orte  des  gewöhnlichen  und  nothwendigen  Löschplatzes  statt. 
—  Sind  die  Lichterschiffe  dem  Schiffe  und  dessen  Kapitain  fremd, 
namentlich  Eigenthum  der  Ablader  oder  Empftnger,  oder  von 
diesen  gemiethete  fremde  Fahrzeuge,  so  möchte  für  deren  La- 
dung eben  so  wenig  wie  für  diese  Lichterschiffe  selbst  eine 
Havariegrossegemeinschaft   mit  dem   Hauptschiffe   und    dessen 


Gütern  wie  von  Schiflstheilen  ttc,  die  den  Bergem  abandonnirt 
Mild*    Siehe  bereili  S  H6^  sowie  Stevens  L  e«  Art  1. 
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GMera  angeBomiiieo  werden  dOrfea*^).  Bagegea  yeralebl  sich 
¥0Q  seibst,  das«  fttr  das  Liehierschiff  und  die  darin  befiodllobeit 
Gitter  in  einem  Havariegrossefalle  eine  Coniribution  eintrete. 
Hell.  Recht  I.  c  Art.  703.  —  Aach  oontribuirt  gewisB  die  Fracht 
allemal  mit,  wenn  andi  die  meisteii  Seerechte  hier  nnr  Haupl-« 
schiff  und  Ladung  erwifchnen.  • 

Beim  Löschen  also,  nicht  beim  Laden  des  Haupt- 
schiffes nehme  ich  diese  Havariegrossegemeinschaft  fttr  die  Bor- 
dingsladung an.  So  lange  die  Güter  noch  nicht  in  das  Haupt- 
schiff geladen  sind,  kann  von  einer  Gemeinschaft  derselben  mit 
diesem  und  dessen  bereits  eingenommener  Ladung  gar  nicht  die 
Rede  sein  und  lassen  sich  demnach  füglich  noch  nicht  die 
Grundsätze  der  Havariegrosse  anwenden.  Doch  nimmt  das 
neueste  HoU.  Recht  dies  an«»).  —  S.  S  156  n.  15.  Bd.  11.  S.  64. 


IM.  Die  Copenhagener  A.  C.  O.  1.  e.  V.  llnt  Oberhaupt  Güter,  welch« 
in  Lciditenehiflen  naeh  dem  in  der  Police  benannten 
LotangtpUts,  wofern  daaelbet  das  Hauptschiff  nicht  einlaufen 
konnte  (og  aibet  icke  kand  tjdt  ind)^  geführt  werden  und  ver» 
Unglücken,  durch  alles  andere  Gut  and  Ladung  des  Schiffes  ver- 
güten. 

65.  Wenn  nämlich  des  HoU.  Recht  Art.  706  erklärt:  Güter,  die  noch 
nicht  geladen  sind«  weder  in  das  Hauptschiff  noch  in  die 
dazu  bestimmten  Fahrzeuge,  um  die  Güter  nach  dem  Schiffe 
zu  transportiren,  tragen  in  keinem  Falle  zu  der  Havariegrosse  des 
Hauptschiffes  bei:  —  so  Ilsst  es,  wenigstens  für  alle  zum  Transport 
nach  dem  Hauptschiff  bereits  in  die  Lichterschiffe  geladenen  Waaren 
die  Havariegrosse  mit  dem  Hauptschiffe  eintreten.  Das  altePrenss. 
Seereeht  1727  Kap.  VIII.  Art.  30  n.  31  enthalt  in  dieser  Beziehung 
merkwürdige  Bestimmungen:  Wenn  ehüge  Güter  mit  Bordingen 
oder  Lichtem  in  das  Schiff  oder  ans  demselben  gebracht 
werden,  und  darinnen  entweder  wegen  Untüchtigkeit  des  GeilUses 
oder  durch  Verwahrlosung  und  Untreue  der  Bordmgileute  zu  Scha- 
den kommen,  ohne  dass  desshaib  dem  Schiffsschiffer  mit  Fuge 

einige  Schuld  beigemessen  werden  müchte: so  haftet  fürs  Erste 

zwar  der  Bordingsrheder,  doch  nöthigenfalls  ist  soloher  Schaden 
vom  Hanptschiff  und  dessen  Gut  in  Havariegrosse  su  tragen  und 
Letzteres  aoU  unmer  der  FaU  sein,  wenn  die  Güter  im  Bordhig  durch 
Znlall  Teiloren  gehen  oder  beechadigt  werden.  —  Art  31.  Wenn 
an  dem  BeMlinge  Sehaden  gssdiiehei,  es  sei  suftiliger  oder  Tor- 
sütslicher  Weise,  so  dürfen  die  darin  gehtdensn  Güter  nicht 


S04  Absehn.  VII.  Von  Havarien  uild  Seeadiiden. 

Beim  Löschen  existirt  eben  bereits  die  Havariegrossegemein- 
Schaft  unter  Hauptschiff  und  sämrotifcber  Ladung  und  soll  auch 
für  die  ausgeladenen  Gttter  erst  aufhören,  iirenn  sie  aus  der 
Obhut  des  Hauptschiffes ,  aus  den  Befehlen  des  Kapitains  etc. 
und  namentlich  unter  den  Schutz  des  Bmpfilngers  und  seiner 
Beauftragten  kommen.  Daraus  wird  denn  zugleich  folgen»  dass 
auch,  wenn  wahrend  der  Reise,  also  wahrend  der  be* 
stehenden  Gemeinschaft  Ton  Schiff  und  Gut,  aus  irgend  einem 
(allgemeinen,  nur  nicht  einseftig  durch  die  besondere  Natur  der 
Waare  gebotenen)  Grande,  wenn  auch  nicht  gerade  in  einer 
Havariegrossenoth  Waaren  in  ein  kleineres  Fahrzeug  und  zwar 
hier  gewiss  gleichviel,  wem  dies  Fahrzeug  gehört,  ohne  die  Ab- 
sicht der  eigentlichen  Löschung  geladen  werden  und  nur  zur 
Rettung  des  Bordings  und  seiner  Ladung  etwas  geworfen  wer- 
den muss:  --  dass  1)  dieser  Schade  von  dem  Bording  und 
seiner  Ladung  als  grosse  Havarie  zu  tragen  sei  und  2)  dass  was 
hierzu  die  Bordingsladung  contriboirt,  billiger  Weise  vod  dem 
Hauptschiff  und  dessen  übriger  ganzen  Ladung  in  Havariegrosse 
vergütet  werde.  So  das  Preuss.  Recht  1.  c.  §  1816»  wo  aber 
der  Grund  der  Ausladung  wfthrend  der  Reise  gar  nicht  berück- 
sichtigt wird.  Dagegen  wird  man  zwischen  dem  Lichterschiffe 
selbst  und  dem  Hauptschiffe  mit  seiner  Gesammtladung  in  sol- 
chen Fallen  nur  dann  Havariegrossegemeinschaft  annehmen 
dürfen,  wenn  das  Lichterschiff  als  Zubehör  des  Hauptschiffes 
anzusehen  ist.    Kopenh.  A.  C.  0.  L  c  VIII.  2. 

Wenn  nun  aber  gerade  in  Folge  der  Havariegroase, 
also  z.  B.  zur  Erleichterung  des  Schiffes,  Güter  in  Bordinge  ge- 


oontribiiiren«  Niohtidettoweiiiger  loU,  wem  zur  Erbaitnng  dei 
Bordiog«t  und  seiner  Ladung  bei  voriiandener  Nodi  einige  Güter 
geworfen  werden  munten,  dieseir  Schade  Ton  dem  Bordinge  und 
■einer  Ladung  ab  Havarie  getragen  werden«  Soviel  aber  in  diesem 
Falle  die  Bordingaladang  contribniren  muu,  tolchet  kommt  in 
HavariegroM  über  daa  Hauptachiff,  an  welchem  der  Bording  ge- 
höret, nnd  dessen  Übriger  ganzen  Ladung.  —  Die  Bestimmung  dea 
Art.  30  tadelnd,  erklirt  sich  dieaelbe  Klefeker  (I.  e.  8.56.57 Note) 
•o:  daaa  die  Abticht  und  wirkliche  Veranstaltung,  um  das  Gnt  in 
das  Schiff  zu  laden,  ehen  so  gut  sei,  als  ob  dasselbe  sich  wiridiefa 
bereits  am  Bord  beünde,  wenigstens  im  Sinne  des  alten  ] 
Gcaetsauton. 
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bdon  wurden  9  so  ist  um  so  mehr  noeh  eine  Hayeriegreesege- 
meinschaft  xwiscben  jener  Bordingeladung  und  dem  Haüptechiffe 
samml  der  übrigen  Ladung  vorhanden«  Wird  demnach  aus  dem 
Bording  zur  Rettung  der  Ladung  etwas  ^werfen»  so  tritt  1)  für 
den  Bording  und  seine  Ladung  eine  HaTariegrosse  ein  '*),  und 
2)  so  wird  die  Contribution  der  aus  dem  HauptschMT  im  Bording 
befindlichen  Güter  vom  Hauptschiffe  und  dessen  gesammter  La* 
düng  zu  tragen  sein.  Wenn  aber  eine  solche  Bordingsladung 
auch  ohne  Werfung  zufällig,  w^en  der  Ladung  Im  Bording 
verdürbe  oder  verloren  ginge,  so  scheint  es  den  bisherigen  £r- 
<lrterungen  entsprechend,  diesen  Schaden  zur  grossen  Havarie 
des  Hauptschiffes  und  dessen  Gesammtladung  |zu  rechnen.  So 
ausdrücklich  Preuss.  Recht  1.  c  S  1812  und  Span.  Recht  I.  c. 
Art  952.  Hamb.  A.  O.  22.  Art.  11.  Ordon.  1681  Art.  19  (UL  8) 
und  Code  de  com.  fr.  Art  427  •«)•    S.  bereits  %  163  n.  III.  S.  85, 

Andererseits  bleiben  die  in  die  Bordinge  in  allen  bisher  be- 
zeichneten Fällen  geladenen  Güter  in  Gemeinschaft  mit  dem 
Hauptschiffe  und  der  übrigen  Ladung  und  tragen  zu  der  ge- 
meinschaftlichen Havarie  bei,  welche  dem  Schiffe  und  der  Ladung 
bis  zu  dem  Augenblicke  zugestossen  ist,  wo  die  Güter  am  Lösch- 
platze an  den  Consignatär  überliefert  sind.  Hollftnd.  Recht  1.  c. 
Art.  705. 

XI.  Es  liegt  (siehe  $  171  und  172)  im  Allgemeinen  dem 
Kapitain  ob,  die  Havariebeiträge  beizutreiben.  Span.  Recht  I.e. 
Artikel  972.  Preuss.  Recht  1.  c.  $  1805.  Lässt  er  sich  dabei 
Saumseligkeiten  oder  Nachlässigkeiten  zu  Schulden  kommen,  so 
wird  er  den  Eigenthümern  der  havariirten  Sachen  wegen  der 
Folgen  verantwortlich.    Auch  darf  der  Kapitain  die  Ablieferung 


66.  Freilich  das  HolL  Recht  I.  c.  Artikel  704  bestimmt,  dan  dann  ein 
Drittel  des  Schadens  durch  die  Li^terschiffe,  zwei  Drittel  dnreh 
die  m  ihrem  Bord  beAadUchen  Gilter  getragen  werden  solle.  Sodann 
sollen  aber  diese  zwei  Drittel  in  Havariegrosse  Qber  das  Hauptschiff 
und  die  gesammte  Ladung,  sowie  über  die  Frachtgelder  Yertheilt 
werden. 

67.  Doch  heust  es  dann  Ord.  Art.  20  tmd  Code  Art.  427  in  f.  weiter: 
8i  le  navire  p^rife  avec  le  reste  de  son  ehargenent,  il  n'eit  fait 
aacnne  r^pamtiin  snr  les  marohandiaea  mises  dans  les  all^et  quoi- 
qa'ellM  arrivent  k  boa  port.  EheoMO  Hamburg.  A.  O»  22.  Art  12. 
Vei^l.  oben  Nr.  VI.  totste  Note. 
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der  Güter  Terschieben,  bis  der  Beitrag  seur  Havariegrosse  betahK 
ist,  doch  ist  gewiss  die  Voraussetzung  des  Span.  Redits  I.  c. 
Art.  964  zu  machen,  falls  der  Empfänger  nteht  genügende  Bürg- 
schaft leistet.  Sodann  darf  der  Kapitain  ebensowenig  wie  wegen 
Fracht-  als  wegen  Contributionsansprüchen  die  Güter  am  Bord 
zurückbehalten,  sondern  er  darf  sie  nur  auf  dem  Kai  mit  Arrest 
belegen  oder  sicher,  am  besten  gerichtlich  deponiren.  Da  es 
aber  überall  gebräuchlich  ist,  die  Güter,  falls  nur  der  Empfänger 
im  guten  Credit  steht,  alsbald  nach  der  Ankunft  auszuliefern, 
so  kann  man  den  Schiffer  nicht  für  des  Kaufmanns  Insolvenz 
und  dessen  schnldige  Contribution  verantwortlich  machen,  wenn 
er  diesem  die  Güter  bona  fide  vor  Entrichtung  des  Beitrags  aus- 
geliefert hat  **). 

Nur  wenn  der  Schiffer  in  Bezug  auf  die  Ablieferung  ein 
grobes  Versehen  beging,  also  z.  B.  ablieferte,  als  der  Bankerut 
schon  allgemein  vermuthet  wurde  etc.,  hslte  ich  hier  den  Schiffer 
persönlich  für  verantwortlich  und  zwar  sowohl  gegenüber  den 
übrigen  Ladungsinteressenten,  als  seinen  eigenen  Rhedern. 

Die  Flüssigkeit  des  Grosshandelsverkehres,  die  Sitte  des  Credit- 
gebers,  welche  dabei  herrscht,  Ist  so  gross,  dass  der  Schiffer  hier 
überall  vertrauen  darf  und  dass,  falls  dieses  Vertrauen  ohne 
des  Schiffers  Schuld  zu  Schanden  wird,  der  Schaden  nicht  vom 
Schiffer,  als  dem  blossen  Beauftragten,  sondern  von  den  Schiffs- 
und Ladungsinteressenten,  seien  letztere  die  Ablader  oder  die 
Empfänger,  getragen  werden  muss.  Denn  das  sind  hier  die 
eigentlichen  Speculanten,  die  Trager  des  Verkehres  und  möchte 
ich  hier  analogisch  die  Regel  anwenden:  casum  sentif  dominus, 
denn  das  Fehlen  des  Credits  ist  ein  Casus,  so  lange  der  Kapi- 
tain kein  Versehen  dabei  beging.  Unserer  Meinung  ist  im 
Ganzen  Beneke  System  IV.  S.  152. 

Dass  der  Eropfilnger  eine  Havarieverschreibung  aufgestellt 
habe,  nützt  im  AUgemeinen  dem  Kapitain  wenig,  denn  durch 


Pothier,  cont.  d.  louage.  II.  $  1.  Art  4.  n.  134.  Das  ist  nach  Ste- 
veni  1.  c.  Art  1.  in  f.  Bngl.  Praxis.  Vergl.  Ordoon.  1081  Art.  21. 
(IIL  8).  PrMMs«  Becht  1.  e.  $  1805  «k  1888,  wo  aber  in  dicwr 
Betiebttng  keine  bcstkmnten  Angnben  gsmaclrt  werden  und  eher 
du  Gegentheü  bevantgületen  werden  kann.  —  P6hN  L  e.  748  ist 
anderer  Meinung. 
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diesM  Decomeot,  falb  es  ntehl  dorch  aeioe  Form  grdsaere  Beehle 
TeraetaaSt»  TerbiBdel  sich  der  EmftfiMiger  Uoaa,  das  zu  hasahlen, 
wozja  er  ausaeffdem  achon  geseidfck  verbunden  iat  **). 

Ndth^enfalla  soll  der  Kapilain  von  den  noch  nicht  abge- 
lieferton Gütern  soviel  gerichtUcb  verkaufen  iaaaen,  als  zur  Gon- 
Iribiition  und  zur  Deckung  der  durch  die  Verzögerung  der  Bei-^ 
tragszahlnng  entstandenen  Kosten  nothwendig  scheint'*).  Siehe 
bereits  $  171  und  172. 


S  179.    Werthauimittelaiig  der  contribtttiontpflichtigen  Sachen '  t), 

Die  verhaltnissmilasige  Deckung  der  durch  die  Havariegrosse 
entstandenen  Schaden  und  Kosten  soU  durch  alle  Schifls-  und 
Ladungainteressenfien  gemeinsam  bewirkt  werden.  Der  Verlust 
und  die  Ausgaben  eines  Jeden  Einzelnen  sind  mithin  von  Alien 
tnsgeaammt,  aber  auch  von  den  unmittelbar  Betroflbnen  und 
zwar  von  Jedem  im  Verhaltnias  seiner  oontributionpflichtlgen 
Sachen  zu  tragen  und  darnach  zu  bestimmen,  wie  viel  ein  Jeder 
▼on  diesen  Schlden  ibr  sich  zu  tragen  hat  und  wie  viel  die 
unmittelbar  Betroffenen  an  Entschädigungen  erhalten.  Zu  dieser 
Berechnung  und  Vertheilung  muss  man  zwei  Factoren  als  noth- 
wendig anerkennen,  1)  den  Werth  der  contributions- 
Pflichtigen  Gegenstande  und  2)  die  Grösse  des  zu  er- 
setzenden Schadens.  Erst  wenn  man  diese  Fundamente 
richtig  gesetzt  hat,  wird  man  die  aus  der  Havariegrosse  zu  ge- 
wälvende  Entschädigung  jedes  einzelnen  Verletzten  richtig  be- 
stimmen können.  Von  der  Bestimmung  der  Grösse  des  Schadens 
soll  in  $  180  gehandelt  werden. 

Hier  ist  nun  Torzugsweise  i^on  der  Werthsbestimmung  der 
zu  contribnirenden  Masse  und  jedes  einzelnen  Bestandtheilea 
derselben  zu  handeln.  Nach  $  173.  fg.  ist  klar,  dass  Schiff, 
Fracht  und  Gut  contribuiren  müssen.  Deren  Werthsbestim- 
mung scheint  nun  auf  Grundlage  der  bereits  $  175 — 178  ge- 
gebenen Erörterungen  nicht  mehr  schwierig  zu  sein.    Dort  sind 


OB.  Stevens  L  e.  Art  1.  in  f. 

70.  Span.  Recht  1.  c.  Ai(.  9W.  Prenas.  1.  c  t  189d. 

71.  Vergl.  betonden  PöhU  l  c,  S.  735-  73Q. 
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alle  $pez!enen  Factoren  der  WerihbeaUmmung  jedes  einaelnen 
contribulionspflichtigen  Gegenstandes  angegeben.  Es  soll  hier 
nur  noch  die  Ausführung  der  Berechnung  angedeutet  werden. 

Wird  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Werthes  bezweifelt, 
so  können  jedenfalls  die  Qbrigen  Interessenten ,  auf  Kosten  des 
verlierenden  Theiles,  eine  gerichtliche  Taie  durch  Tereidete 
Sachverständige  verlangen  '*). 

I.   Der  Werth  des  Schiffes. 

Es  ist  nach  $  175  allerdings  als  Regel  des  gemeinen  See- 
rechts zu  betrachten»  dass  dieser  Werth  nach  dem  Zustande 
im  /Hafen  der  Ankunft  berechnet  werde.  Die  Schätzung  ge- 
schieht hier  am  besten  durch  Sachverständige,  die  dazu  speziell 
angestellt  sind  oder  für  den  1>esonderen  Fall  vereidet  werden. 
Von  dieser  Taxsunune  sind  I)  die  oben  $  175  angegebenen 
Summen  abzuziehen  und  ist  2)  der  Betrag  einer  nadi  Entstehung 
der  Havariegrosse  (durch  particuläre  Havarie)  entstandenen  Be- 
schädigung, sowie  die  Slitage  hinzuzurechnen. 

Wo  die  Schätzung  des  Schiffes  nach  dem  Fundamente  seines 
Werthes  im  Abgangshafen  zur  Abgangszeit  geschieht,  da  ist 
die  Berechnung  schwieriger.  Siehe  %  175.  Denn  wenn  einige 
Seerechte  hier  bestimmen  '*),  dass  der  Schiffer  sein  Schiff  nach 
einem  Preise  setze  (anschlage),  wobei  dann  die  übrigen  In- 
teressenten die  Wahl  haben,  es  zu  dem  eingesetzten  Preise  zu 
behalten,  so  ist  das  nur  ein  Nothbehelf.  Aber  nach  den  bereits 
über  den  Werth  des  Schiffes  vorhandenen  gewöhnlichen  Docn- 
meoten  kann  man  sich  füglich  nicht  richten.  Der  Bielbrief 
könnte  nur  für  die  erste  Reise  des  Schiffes  entscheiden.  Auch 
der  Kaufbrief  ist  nicht  selten  ungenau  und  könnte  doch  auch 
nach  mehreren  Reisen  nichts  mehr  beweisen.  Eine  genaue 
Abschätzung  auf  Grund  einer  Besichtigung  unmittel- 
bar vor  der  Abreise  wird  gesetzlich  nirgends,  soviel  ich 
weiss,  vorgesehrieben  und  ist  nicht  üblich,  kann  also  «gewiss  nur 
selten  als  Fundament  herbeigeschaSl  werden ,  obgleich  sie  hier 


72.  VergL  Preun.  Recht  II.  8.  t  1B92. 

73.  Siehe  $  175;  besonden  Wiiby  Seer.  Art  38.  Hans.  Seer.  VIII.  3. 
Schwed.  Seerecht  V.  cap.  16.  Däniscbes  Oeset^nch  IV.  3.  Art.  10. 
Lübeck.  Stet.  VI.  2.  Art.  3.  Hamb.  SUt;  II.  10.  Art.  2. 
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am  tiA/HgßMn  ist.  Dagege»  M  die  Versidieiruiigstaie  in  der 
Segel  BOT  iB  Ptueob  uad  Bogen,  aleo  nicht  genaa  genug,  um 
ata  AnballepuDkt  dienen  au  können»  obwohl  dies  Fundament  in 
mattehen  Lftndera  nicht  biotfi  üblich,  sondern  auch  gesetalich 
angenommea  wird.  -Siehe  $  175.  Nimmt'  man  eine  oder  die 
■ädere  Wertbebestünmung  an,  so  wird  von  der  Summe  I)  die 
Slilage  wenigstens  für  die  Reise  bis  an  den  Ort  der  Hairarifr- 
groaeenoth,  2)  jede  particuläre  Havarie  tor  dem  Havariegrosse^ 
ficiom  abzuaiehen.sein* 

Deeh  gibt  ea  noch  einen  anderen  Ausweg.  Man  taxirt  das 
Schiff  nach  dem  Werthe  bei  der  Ankunft  im  Abgangshafen.  Zur 
Tusumme  rechnet  man  1)  den  Schaden  der  Havariegrosee 
aeibal»  2)  die. nach  der  Zeit  der  Havariegrosse  zugestossene 
Harvarie  und  3)  die  Slitage  wenigstena  von  Zeit  der  Havarie- 
■groasenoth  bis  zur  ZurOckkonft 

II.  Der  Werth  der  Fracht 

Dieser  ist  nach  den  Gertepartien,  Manifesten  und  Conuosse- 
menten  in  der  Regel  leicht  auszumitteln.  Sonst  ist  durch  Sach- 
verständige nöthigenfails  ein  biHiger  Durchschnittspreis  festzu- 
atellen  ($  128.  Bd.  I.).  Von  dieser  Summe  ist  abzuziehen  1)  die 
Yolksheuer  und  2)  die  etwanige  Frachtsumme,  welche  dem 
Schiffer  entgeht  von  Gütern,  die,  wenn  sie  geworfen  und  untere 
gegangen  sind,  nicht  contribuiren^  ferner  entgangene  Fracht  für 
verleckte  Güter  etc.  Dagegen  ist  die  Fracht  für  geworfene,  zum 
allgemeinen  Beaten  verkaufte,  an  Riuber  und  Kaptoren  als  Ab- 
findumgssumme  gegebene  Güter  zu  contribuiren,  denn  diese  Güter 
werden  ersetzt  und  müssen  Fracht  zahlen. 

III.  Der  Werth  der  Ladung. 

Der  Werth  der  Ladung  ist  nach  dem  Marktpreise  des  Be- 
stimmungsortes festzusetzen.  An  Europaischen  grösseren  Handels- 
plätzen ist  dieser  leicht  durch  die  Makler,  an  der  B<^rse  etc.  zu 
bestimmen.  Ist  dies  nicht  möglich,  so  wird  ein  Durchschnitts- 
preis zwischen  dem  höchsten  und  niedrigsten  überall  als  mass- 
gebend anzusehen  sein.  Am  besten^ ist  es  hier  allemal,  den 
Preis  der  Waare  im  heilen  Zustande  festzusetzen  und  darnach 
die  nach  $  177  und  178  zu  bemessenden  Abzüge  und  resp.  Zu- 
rechnungen zu  machen. 
T.  Kaltenbon,  aeereebl  U.  U 
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Der  blosse  Affectionswerth,  den  eine  Sache  gafade  fDr 
seinen  Besiteer  hat»  ist  zwar  iüer  gewiss  nie  au  berftckaichljgatL 
Dagegen  versteht  es  sieh  von  selbst,  dass  bei  Gegenständen  der 
Kunst,  bei  Antiquitäten  etc.  dieser  Kunst-  und  Antiquitäten-^ 
werth,  nicht  al»er  der  Preis,  fbr  welchen  man  rein  zufiUiig  in 
dem  entlegenen  Nothhafen  der  Aufmachung  diese  ObjecCe  (nttn- 
lieh  dann  gewiss  in  der  Regel  zu  Spottpreisen)  verkaufen  kann, 
heranzuziehen  ist.  Indessen  wenn  diese  Gegenstande  an  etnen 
solchen  Orte,  gleichviel  aus  welchem  Grunde,  also  z.  B.  gerade 
um  einer  Übermässigen  Schätzung  zu  entgehen,  oder  aus  Noth 
etc.,  sofort  wirklich  und  redlich  verkauft  werden,  so  sollte 
man  füglich  nur  den  Verkaufspreis  contribuiren  lassen.  Dafür 
scheint  die  Billigkeit  zu  sprechen,  besonders  da.  es  bekanntlieh 
oft  schwer  halt,  bei  angebotenen  Verkaufen  den  wirklichen 
Kunstwerth  einer  Sache  zu  erlangen  und  man  sich  oft  mit  < 
viel  geringeren  Preise  begnügen  muss. 


$180.    Werthausmittelung  des  in  Hsvariegrone  la  enetsenden 
Schadeas '«). 

Es  sind  hier  verschiedene  Arten  des  Schadens  und  der  Aus- 
gaben zu  unterscheiden. 

i.  Der  Schaden ,  welcher  in  Unkosten  besieht,  weiche  sonn 
allgemeinen  Besten  von  Schiff  und  Gut  aufgewendet  sind,  er- 
mittelt sich  leicht  durch  die  Quittungen,  Belege  etc.  ül>er  die 
verausgabten  Gelder  (z.  B.  extraordinäre  Lootsgelder,  Hafen- 
gelder, Reparaturausgaben  etc.)  und  sind  dabei  auch  die  Kosten 
der  Anschaffung  dieser  Gelder  mitzurechnen ,  als  Bodmerei- 
pramie,  Aufwechsel  etc. 

II.  Der  Verlust  des  Schiffers  an  Fracht  wird  in  Bezug 
auf  geworfene  Güter  bekanntlich  in  Havariegrosse  gedeckt.  In 
der  Regel  ist  dann  hier  die  ganze  Fracht  als  Entschadigtmg  zu 
zahlen  ($  176).  Indessen  wenn  die  ganze  Ladung  im  Nothhafen 
verkauft  und  somit  die  Reise  nicht  fortgesetzt^  hier  also  die 
Havariegross  regulirt  wird,  darf  man  auch  f&r  die  geworfenen 
nur  Fracht  pro  rata  illneris  zahlen,  ganz  wie  dies  dann  anch 


74.  Vergi.  bewmden  Pöhli  1.  c  739-742. 
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fikr  üe  aichtgeworfenen  geschieht  Sonst  würde  der  Schiffer 
«eh  ohae  Grund  lum  Nachtheile  der  übrigen  Interessenten  be- 
rtiehem, 

III,  JBei  der  Berechnung  des  Havariegrossschadens,  insofern 
«r  aicb  in  Verlusten  und  Beschädigungen  an  Schiflf  und  Güter 
d^cumeotirt,  ist  eine  particulare  Havarie  und  ihre  Folge  gehörig 
von  den  Seeschaden  in  Folge  der  Havariegrosse  zu  unterschei- 
den. Freilich  hangen  oft  die  Facta  des  einen  und  des  anderen 
(Jnfalles  so  Eusaanmen  und  verstricken  sich  die  Ursachen,  Wir- 
kungen und  Folgen  des  einen  und  des  anderen  Unfalles  wie 
Schadens  oft  s^  sehr,  dass  jene  an  sich  und  gemeiniglich  ein- 
fache Unterscheidung  sehr  schwierig,  ja  eine  absolute  Riditig- 
keit  dersfiben  nicht  selten  unmöglich  wird  und  man  sich  dem- 
sach  mit  einer  ungefilhren  Schätzung  begnügen  muss.  Pohls 
l  c.  741  fiMirt  z.  B.  folgenden  Fall  so  complicirter  Art  an:  Es 
ist  ein  Unwetter.  Ein  Schiff  wird  leck  (Havarieparticular) ;  die 
Gdler  werden  durch  eindringendes  Seewasser  sehr  beschädigt 
(dilo);  der  Schiffer  muss  eine  Oeffnung  in  das  Schiff  hauen,  um 
dem  Wasser  Abflass  zu  verschaffen  (Havariegross).  Um  über 
dem  Wasser  tu  Ueiben,  mu^  er  ferner  stark  prangen:  wobei 
denn  Segel  zerreissen,  Masten  brechen  und  die  Fugen  des 
£ehiflea  sich  auseiaaoder  begeben  und  durch  das  eindringende 
.Waesyar  die  Güter  sehr  beschädigt  werden  (Havariegross).  Das 
Prangen  muss  eingestellt  werden.  Nun  bricht  ein  Windstoss 
erneu  Hast  (H.particular).  Um  diesen  los  zu  werden,  muss  der 
Schiffer  Tauwerk  zerschneiden  (Havariegross).  Das  eindringende 
Waaaer  nimmt,  überhand.  Um  das  Schiff  zu  erleichtern,  werden 
Güter  geworfen  (H.gross).  Dies  ist  in  der  Nahe  des  Landes. 
Bin  Tbejl  der  Güter  wird  geborgen,  doch  ist  Alles  vom  See- 
wasser verdorben  (durch  H.gross  oder  particulär?).  Nun  wird 
das  Schiff  durch  den  Sturm  auf  einen  Strand  getrieben  (H.par- 
tiQuIar).  Davon  wird  es  aber,  trotz  bedeutender  durch  das  Ab- 
bringen bewirkter  Beschädigungen  wieder  abgebracht  (H.gross). 
JD)aMu{  erreicht  es  epdiich  seinen  Hafen«  —  Alle  diese  Ereig- 
fußae  kOosvm  das  Schiff  an  einem  Tage  betroffen  haben,  in- 
dessen, könnep  sie  auch  erst  nach  und  nach  .auf  einer  Reise  von 
mehreren  Wochen  passirt  sein. 

Wie  viel  hjer  von  den*  Beschädigungen  an  Schiff  und  Gut 
dem  Unfall  dnrch  Hav^iegroas,  wie  viel  dem  Unfall  durch 
Havarieparlicülar  ;iuzuacbreiben,  lasst  sich  in  der  Regel  durch 
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eine  eigentliche  Berechnung  nicht  geiiau  feststellen.  Es  lal  hier 
nur  eine  ungeAhre  Schätzung  möglich,  deren  annftbemiigswene 
Richtigkeit  einzig  durch  einen  gewissen  Tact  und  durch  die  Br<* 
fahrungstOchtigkeit  der  die  Havariegrosse  aufmachenden  Sach- 
verstandigen verborgt  wird.  Diese  haben  die  mannigfeltagen 
Umstände  des  besonderen  Falles  in  ihrem  inneren  und  äusseren 
Zusammenhange  möglichst  genau  zu  prQfen  und  darnach  den 
Havariegrossschaden  möglichst  richtig  zu  bestimmen»  naraentiidi 
im  Unterschiede  von  den  Verlusten  und  Beschädigungen  der 
Havarieparticulär. 

IV.  Die  Verluste  und  Beschädigungen  des  Schiffes 
werden  gewöhnlich  durch  Sachverständige»  die  dann  die  Regeln 
sub  IIL  zu  beachten  haben,  taxirt  und  nach  dieser  Taxe  ver- 
gütet. Doch  wird  dabei  überall  das,  was  z.  B.  im  Nothhafen 
wegen  Havariegross  wirklich  angeschafft  werden  musste,  um  die 
Reise  fortsetzen  zu  können,  zu  dem  Preise  zu  berechnen  sein, 
den  es  wirklich  gekostet  hat;^'^%>ch  Jbestimmen  einige  See- 
rechte (S.  191.  S  ^T7)f  dass  die  bis  zur  Havariegrossenoth  bereits 
geschehene  Abnutzung  zu  berQcksichtigen  sei  und  lassen  des»- 
halb  meist  ein  Drittel  der  ganzen  Summe  in  Abzug  bringen; 
freilich  ist  dabei  die  Voraussetzung,  dass  die  Geratiischaflen  eta 
neu  wiederangeschafll  sind  und  auf  der  anderen  Seite,  dass  das 
Schiff  selbst  und  namentlich  jene  Gegenstande  nicht  noch  nen 
waren. 

üebrigens  lässt  sich  solcher  Schaden  auch  darnach  berech- 
nen, dass  man  die  zur  Wiederherstellung  nöthige  Summe  als 
Fundament  annimmt.  Doch  ist  dann  die  bis  dahinnige  Abnutzung 
zu  berücksichtigen  und  etwa  überall  ein  Drittel  der  Kosten- 
summe abzuziehen,  falls  nicht  die  Gerftthschaften  noch  ganz  neu 
-waren  etc. 

V.  Bei  der  Ladung  ist  entweder  ganzlicher  Verlust  oder 
blosse  Beschädigung  in  Havariegrosse  eingetreten  und  darnach 
die  fintschadigungssumme  verschieden.  Quantität  und  QoaJitat 
der  geworfenen  und  sonst  abhanden  gekommenen  Waaren  wer- 
den regelmassig  durch  Vorlegung  der  Connossemente  oder 
nöthigenfalls  der  Facturen  belegt  Code  de  commerce  fr«o(. 
Art.  415. 

1)  Ganzlich  aufgeopferte,  also  geworfene,  im  Nothhafen 
verkaufte,  an  Rftuber  oder  Kaptoren  zum  Loskanf  gegebene 
Waaren  werden  überhaupt  zu  dem  Werbe  in  Havariegross 
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€netg^p  der  fQr  dieseUMOy  wenn  sie  heil  am  Löaahplatze 
avg^komaieii  wtreo»  dorl  bezabll  wird,  also  nach  dem  dor- 
ligea  Marktpreise.  Doch  darf  dieser  Wertb  aur  als  Fuoda- 
meni  dieften.  Es  darf  diesen  Ladungsinteressenten  über- 
haupt nicht  mehr  ersetzt  werden,  aJs  sie  bei  der  wirklichen 
Ankunft  ihrer  Güter  an  Wertb  gehabt  hatten.  Demnach 
sind  die  Kosten,  welche  für  die  wirkiich  angekommenen 
Güter  aufgelaufen  sind,  in  Abzug  zu  bringen,  damit 
sieh  jene  B^raohter  nicht  auf  Kosten  der  Gemeinschaft 
gruncUoa  bereicbern.,  Siebe  S  177. 78.  Erfolgt  aber  nach  dem 
bestioiBleQ  Particularrechle  die  Schätzung  der  Güter  nach 
dem  Faclurpreise,  so  ist  das  $  177  und  178  n.  I.  Gesagte  zu 
berücksichtigen. 
2)  Blosse  durch  Ha variegrossenoth  erfolgte  Beschädigungen 
der  Güter  werden  dadurch  festgestellt,  dass  man  die 
Differenz  des  Werthes,  den  diese  Güter  im  beschuldigten 
Zustande  jetzt  noch  wirklich  haben,  und  desjenigen  Werthes, 
den  sie  bei  heiler  Ankunft  jetzt  nach  dem  Marktpreise  haben 
würden,  aufsucht.  Doch  sind  jedenfalls  wiederum  von  die- 
sem Marktpreise  die  sub  I.  erwähnten  Kosten  abzuziehen, 
denn  der  Eigner  der  beschädigten  Waaren  hätte  ja  dieselben 
auch  gehabt,  wenn  die  Waaren  heil  angekommen  wären. 
Also  ist  nicht  der  Brutto-,  sondern  der  Netto  -  Marktpreis 
zu  nehmen.  Diese  Differenz  gibt  die  Grösse  des  in  Havarie- 
grosse zu  ersetzenden  Schadens  an.  Doch  sind  die  Güter 
nicht  bloss  in  Havariegrosse,  sondern  auch  vor  oder  nach  dem 
'BintritI  der  letzteren  durch  particuläre'  Havarie  beschädigt, 
go  ist  wiederum  der  Betrag  dieser  particulären  Seeschäden 
von  jener  Differenz,  wenn  man  genau  sein  will^  lo  Abzug' 
iu  bringen.  Siehe  aber  das  Ende  dieser  Nummer,  some 
oben  iii  V.  u.  Vi.  in  f.  §178'»), 

Wo  freilich  nach  den  Facturangaben,  also  im  Alig^mM«» 
nen  nach  dem  kostenden  Preise  im  Abgangshafen  die  Güter 


75.  Dm  Prem».  Recht  1.  c.  $  1860  bestimmt:  Sind  Waaren  nicht  gani 
verloren,  loiidern  nnr  beschädigt  worden,  so  werden  sie  auf  ge- 
meinschaftliche Kosten  öffentlich  verkauft,  mid  die 
daraos  gelösetea  Gelder  dem  EigenthOmer  sugestelit;  «nnerdeas 
aber  wird  denselbcB  dar  Untencfaied  des  Werthes  der  Güter  im 
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in  HaTariegrosse  gescUtst  werden  und  coniribnfreo,  da  muM 
der  Bruttowerth  zur  Berechnung  der  BesohUdigungen  zum 
Grunde  gelegt  werden,  da  ja  auch  die  geborgenen  and  ganz 
geopferten  Güter  nach  diesem  Werthe  coatrikalren  sollen. 
Siehe  jedoch  %  177  und  178  n.  I. 

Der  Werth  des  Leckageschadens  ist  Oberall  von  dem 
Havariegrossschadenswerthe  in  Abzug  zu  bringen,  denn 
er  wird  nicht  in  Havariegross  ersetzt,  obwohl  $  177  u.  178 
angedeutet  wurde,  dass  der  duroh  Leckage  entstandene 
Minderwerth  der  Güter  wenigstens  von  dem  Gontributions- 
werthe  abzuziehen  sei.  Dasselbe  mag^  von  der  doroh  Innern 
Verderb  der  Waaren  entstandenen  Verschtecblerung  über- 
haupt gelten,  wie  es  Preuss.  Becht  1.  c.  $  1886  isi 

3)  Wegen  geworfener  und  nachher  wiedererlangter  Sachen  ist 
Folgendes  zu  bemerken.  Es  ist  ihr  Werth  zur  Zeit  der 
Werfung  möglichst  genau  festzustellen  oder  wenigstens  wahr- 
scheinlich zu  machen,  dass  sie  zur  Zeit  der  Werfung  heil 
gewesen,  oder  es  ist  das  Gegentheil  zu  beweisen.  Im  ersteren 
Falle  wird  dann  ihr  Netto -Marktpreis  am  Löschplätze  ge- 
nommen und  von  diesem  der  Werth  im  Zustande  der 
Bergung,  sowie  die  Summe  der  Bergungskosten  abgezogen. 
Die  DifTerenz  gibt  den  Schaden,  der  in  Havariegrosse  zu 
ersetzen  ist.    Vergl.  auch  §  178  n.  V. 

Wegen  der  Contribution  so  geworfener  und  nach- 
traglich geretteten  Güter  siehe  $  178  sub  n.  V.  u.  VI. 

VL  Die  Kosten  der  Aufmachung  und  Begulirung  der  Ha- 
variegrosse  sind  gleichfalls  auf  die. Summe  der  ganzen  CoDtri- 
bution  zu  vertheilen,  so  dass  jeder  Interessent  im  Verhalftniss 
seines  Beitrags  zur  Totalsumme  der  Contribution  einen  Theil 
dieser  Kosten ,  wie  überhaupt  aller  anderen  Schäden  und  Ver- 
luste trl«t. 

§  181.    Aufmachnwg  der  HaTariegrosM. 

Zur  Bestimmung  1)  der  von  den  Schiffs-  und  Ladungt- 
interessenken  zu  leistenden  Contribution,  2)  der  in  Fo%e  der 
Havariegrosse  geschehenen  Verluste  der  einaelnen  Interesaenten, 
endlich  3)  der  denselben  in  flavariegroas  lu  gewahrenden  Ent- 
schädigung ist  eine  förmliche  Rechnung  autemadmiy  in  wekher 
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jene  beiden  ersten  Factoren  der  Beitrage  und  der  Schaden 
wesentlich  sind,  um  die  in  Havariegrosse  zu  zahlende  Ent- 
scbadigungssumme  der  einzelnen  Interessenten  zu  bestimmen. 
Diese  Vertheilungsrechnung  heisst  Dispache'*)  und  die  Sach- 
verständigen, weiche  dieselbe  aufmachen,  werden  Dispacheurs 
genannt. 

Es  ist  das  ein  einfaches  Reguladetriexempel.  Also  z.  B.  die 
Contributionssumme  betragt  20,000  Thaler.  Die  Summe  aller 
Schaden  und  mithin  der  Schaden  eines  jeden  einzelnen  ScbifTs- 
und  Ladungainteressenteu  ist  durch  die  Summe  aller  Havarie^ 
groasebeitrige  (Cooftribotioiien),  also  durch  die  Beitrage  jedes 
Biozelnea  and  nanentlibh  des  unmittelbar  Betroffenen  selbst  su 
tragen.  Demnach  sind  jene  5000  Schaden  auf  die  Contributions- 
summe von  20,000  zu  vertheilen,  so  dass  also  von  jeden  Vier 
Thalern  Contributionssumme  ein  Thaler  der  Schadenssumme 
getragen  werden  muss,  oder  was  dasselbe  ist,  die  Contributions- 
summe hat  25  Procent  ihres  Werthes,  also  jeder  contributions- 
Pflichtige  Interessent  hat  25  Prozent  seines  Beitrags  zur  Deckung 
des  Schadens  herzugeben  und  aus  dieser  Gesammtsumme  wird 
der  Schaden  jedes  Einzelnen  gedeckt.  Da  aber  der  Beschädigte 
selbst  zur  Deckung  mit  beigesteuert  hat  und  zwar  im  VerbttUnisa 
seioet  Beitrages  zur  Totalsumme  der  Contribution,  so  empfängt 
er  in  Wirklichkeit  so  viel  weniger  an  Entschädigung,  als  er  eben 
in  den  25  Procent  seines  Beitrags  geopfert  hat.  Der  Beschädigte 
soll  ja  von  den  Qbrigen  Interessenten  nicht  schadlos  gehalten 
werden,  sondern  es  sollen  nur  alle  Interessenten  allen  und 
jeden  Schaden  gemeinsam  tragen,  damit  er  den  einzelnen  un- 
mittelbar Betroffenen  nicht  allzu  sehr  drOcke.  Es  ist  aber  der 
grosse  Unterschied.  Der  Verletzte  zahlt  zwar,  empfängt  aber 
auch  wieder.    Der  Nichtverletzte  zahlt  nur  und  empfängt  nichts. 


75.  Am  dem  Spanischen  Deipaeho,  dem  Französ.  d^p^cbe,  promte 
cxpedition,  eine  ichleimige  Abfertigang  der  Havarien.  Die  Dit« 
pacheuiB  machen  auch  den  Seeacbaden  bei  AuecuranzAUlen  auf, 
Qint  Weytien  in  seinem  Tractat  Tan  avarijen  $  22  und  28  nennt 
die  Dispache  auch  Retule,  welcher  Name  wohl  daher  rührt,  data 
■onst  unter  die  Dispache  das  Wort  Retulit  gesetzt  wurde,  als 
Zeichen  der  geschehenen  Berechnung.  Vergl.  Langenbeck  I.  c. 
S.  192.  M. 
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i  182.    Beispiel  einer  Dispacherecbnung  '*). 

L  En&Uimg  468  HavariagrossafUleg. 

Da»  Schiff  Ali ne,  weichet  am  25,  April  nach  Martinique  gesegelt 
war,  ward  am  27.  Ton  einem  Sturme  ergriffen  und  sah  sich  genOthigt, 
Waaren  und  Schifftger&the  zu  werfen.  Um  »eine  Sch&den  aunubestem 
und  seine  Verluste  an  Sehiffsgerilthen  zu  ersetzen,  fief  es  am  26.  April 
in  Corunna  ein  und  hielt  da  bis  zum  28.  Mai  an,  an  wddiem  Tage  es 
abging,  um  seine  Reise  fortzusetzen.  Am  10.  Juii  wird  es  von  einem 
Gorsaren  angegriffen.  Nach  sweistUndigem  Gefecht,  in  welehem  der 
See^cier  P.  getödtet  und  der  Matrose  L.  eine  SchUaswnnde  erhielt, 
an  deren  Folgen  er  nach  20  Tagen  starb,  musste  sich  endlich  das  Schiff 
an  den  Corsar  ergeben.  Dieser  gab  es  wieder  gegen  ein  Lösegeld  in 
Waaren  frei.  Auf  seiner  Weiterreise  machte  am  2t.  Juni  wieder  ein 
Corsar  Jagd  auf  dasselbe.  Man  setzte  das  Boot  aus,  um  zu  retten,  was 
zu  retten  war.  Doch  abandonnirte  darauf  der  Kapitain  das  Boot  und 
setzte  alle  Segel  an,  um  durch  die  Flucht  dem  Feinde  zu  entgehen.  Der 
Wind  zerriss  ihm  zwei  Segel  und  zerbrach  einen  Mast.  Doch  gelang 
die  Flucht.  Das  Schiff  kam  nach  diesen  verschiedenen  UnfUlen  in 
Martinique  an. 

Die  Aufmachung  der  Schäden  imd  der  Contributicm  wird  nun  hier 
folgende  sein: 


n.  Anflnachnng  der  SohUan  und  Kosten  dar  HtTartagrou. 

Fnaea. 
1}  Werfung  diverser  Schiffssubehör  wllhrend  des  Sturue» 
und  Seeschäden  in  Fo^e  von  Oefi^iun^pesi,  welche,  xur 
Erleichterung  der  Werfung  in  das  Schiff .  gehaaen  wurden         5,000 
2)  Werfung  von  Sachen  des  A.,  die  abzüglich  der  schuldi- 
gen Fracht  taxirt  sind !0,OOQ 

Transport      .      .      .       12^000 


77.  Nach  Pardessus  1.  c.  749  doch  mit  einigen  Verbesserungen.  Idi 
wählte  gerade  dieses  Beispiel,  weil  es  recht  vide  Details  anschanlicfa 
macht.  Bei  Magens  (Versuch  über  Ass.,  Hav.  etc.  Abschn.  IL) 
stehen  22  Assec-  und  flavariefälle  nebst  deren  sehr  detailli|ter  Auf- 
machung, auch  noch  einige  im  Anhang;  ebenso  bei  Langenbeck 
1.  c.  8.  206  ff 
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Fraaci. 
Transport      .     .      .       15,000 

3)  Werten  Tim  9  ¥vm  Wtkn  des  B.,  die  swcr  am  Orte    • 
der  Sililadirag  IS^OSO  Frs.  Werth  gewesen,  aKer  vür  der 
HaTariegrossenoth  durch  Leeksf»  tmd  Havarie  gelitten 
hatteir  vnd  dettiiaeh  nüek)  AVtug  der'  Fnmfbit  nur  tastbrl 
werden  su    .    ' •      .      «        9,000 

4)  Der  Werth  ron  tO  Bellen  Leinwand  an  G.  gehMg,  die 
einen  Theil  seines  Gutes 'von  50  Ballte  ansmaehen  und 

die  geworfen  worden,  ntdi  Absag  der  Fraeht  taxirt  anf        4,500 

5)  Schiden;  welclre  die  Waaren  von  D.  bei  obbesagter 
Werfung  gelitten 2,500 

6)  Werfnng  von  25  Ballen  Tuch  von  E.,  die  zwar  90,000 
Frs.  nach  ihrer  wirklichen  Qualität  werth  sein  sollen, 
hier  taber  m»  nacb  der  Im  Connosaemea*  avgegehenen 
Qualitftt  f bgesch&tzt  werden 25,000 

7)  WerfoBg  von  8  Fast  Zvnker,  der  Hüfte  der  i«daiig  Ton 
16  Pasa  des  F.,  die  swarnach  der  falschca  Angmhe  im 
Connossement  einen  Werth  von  15,000  Frs.  haben  aoUcfn, 

aber  ia  Wirkfiekkeit  nur  taxirt  sind  anf  .       10,000 

8)  Werfting  von  1  Fass  Tabak,  dem  Theile  einer  Ladung 
▼on  6  Fass  des  O.,  die  auf  dem  Verdeck  lagen  und 
welches  Fass  also  ni eh t  befahlt  wird    .....  -^ 

9)  Verlust  geworfener  Kriege-  und  Mundrorrithe  .  1,bOO 

10)  Ffir  den  Maat,  welcher,  nachdem  er  zum  Theil  durch 
den  Sturm  zerbrochen  war,  dann  g&nzlich  gekappt  und 
Ober  Bord  geworfen  werden  musste,  abgeschUtzt  nach 

seinem  Werthe,  den  er  bei  dem  Bruche  hatte  . '    .  1,000 

11)  Heuer  und  Kost  der  Seeleute  wfthrend  der  Liegetags  in 
Coronpa >        1*000 

12)  75  Fass  Wein  des  B.,  .welebe  aur  AUilidiuig  dem  Cofier 
am  t(K  Juni  gegeben  ifurcleu»   abgeschätzt  nach  der  im 
Connossement  angegebenen  Qualit&ten  zum  laufenden 
Preise  in  Martinli|u»  k'  1200  Fn;  p9^  Fas^  betragend  in     '. 
Total  drtikglich  der  Fracht  k  300  Frs.  pr.  Fase    > '.      .       75,000 

13)  Gold-  und  Silberwaären  des  I.,  welche  gleichfaUi  «um 
Behttfe  der  eben  genannten  Abfindung  gegeben  wurden, 
abgeschlltxt  zu 125,000 

14)  Gage  von  dem  Seeofficier  P.,  welcher  im  Gefecht  ge- 
blieben, vom  9.  Juni  bis  24.  Juli,  an  welchem  Tage  die 
Heuer  der  ganzen  Mannschaft  erst  aufgehört  hat  Diese 

Transport     .      .      .     96^000 


ai6  Abspho,  VII.  Von  BaYtrien  ond  SossckMea 

Fraacs. 
Tnuuport     .      .     .     i69^Q0O 
Gage  kfiomt  dcMhalb  in  Ha^AmgnHSt  weil  d«r  Ka|ii« 
tain  fiDür  4an  gcbliebeiMii  P.  in  der  SfowlienM«^  tnm 
andenn  Utam  «igesMl  luift     « 225 

15)  Konten  dev  Verfiflcfiing  des  Mttr^aen  L.»  d«?  «n  Minen 
Wanden  geatorben  und  nicht  enetxt  worden  iat     •      .  200 

16)  Für  dM  Bpo^  das  am  iL  Juni  abandojnnirC  wurde .      .        VKO 

17)  Für  den  ^erbrochenen  Matt  iind  überhaupt  für  die 
Schaden  des  Prangena  bf  i  der  olmüch^  Geleg^eit  •        1,000 

18)  Rosten  der  Expertise  und  der  Taxation      .      .      .  575 

Totalverlnst     .     .      .     273,000 

ÜL  in&iiachiuig  d«r  cöBtribiUioiiBpIlichttgai  tegtutinde. 

1)  Das  Scbiff,  abgesehfttxt  tu  116,000  Francs,  contriboirt 

(nach  Franz.  Recht)  xur  Hlllft 55^000 

2)  Schuldige  FiuJit,  Bach  den  Gertepaitien  und  Gonnoase- 
menften  67»6Q0;  woron  (nach  Ff  ans.  Beeht)  die  Hiifle 
oontabuiii 28^800 

J)  Taxirte  Schaden  und  Verluste,  welche  das  SohüT  lasit 
1,  10,  11^  16,  17  der  Svhlden-Ao&iaohuMg  erlitten,  mit 
Ausnahmt;  Art.  9*  U  imd  14»  die  nicht  contribuiren  ^200 

Totalwerth  des  contributionspflft^KigeiilUwdereigenthnniB  09,000 

A):  A.  für  seine  geworienfn  Waar»|i,  abzttgjich  der  Fracht^ 

taxirt  auf       « lOfiOO 

5)  221^  Faa^  Wein  des  B.,  da  der  Rest  gewor&u» 

wurde  taxirt  tu    .......      •       S^ÖOO 

Taxation  von  9  Fass,  die  geworfen  wurden; 

siehe  Art  3.  sub  II 9,000 

31.500 
6}  40  Ballen  Leinwand  des  C,  Rest  von  50  18,000 

Taxation  der  10  über  Bord  gewor^men  Ballen 

(laut  n.  4.)     ; 4,500 

22^ 

7)  TaxaMoB  nm  25  gmmrfeiien  Bsitcii  Tneh  des 

D.  (Uut  II.  «.) 26gOOO 

Für  die  flbngen  4P  BaUs^vMft  Mcb  QuatttiU  MyOOQ 

78^000 

8)  Waaren  des  £.,  taxirt  nach  Connossementen 
and   Facturen  im  Zustande,   wie  sie  durch 
Havarie  bei  Werfung  gelitten  50,000 
Taxation  dieser  Havarie  (laut  II.  5).      .  2^500 

<MU00 
K    ".    '  Tran^ort     .     .      .     297^ 


Kflf .  VII.  RegttilnHig  de?  HaTariegrosse«  S  1^-        SKI 


Trun^vH     .     .     .    »7,800 
•)  6^  f  aM  eM%«n  Reit  der  Lailoig  voa  16  Fas^a    < 

ica  ¥.  md  naeb  der»  tob  ihm  im  Connosac- 
ment  falaeh  «Bgegebeiieii,  Iwaütwi  Qoaitil^ 

eiDgelmebt  mit IJ^OOO 

Verhiat  der  aeht  gewarfeaeii  aaafa  fhmoL  wali^ 

ren  Wefthe r     .      .      .        IftOOO 

25.000 
10)  5  Faaa  Tabak  das  O.,  m£  dem  Yerdaalr  gaMcn,  eo». 
tribdli«»»  obgleich  dem  G   flir  daa  aecbate  geworlbie 

(laat  IL  8)  vergaM  «M,  nuk  dai  Tase  ....  7,500 

It)  Beitrag  der  IMm  da»  A*  (laut  II.  12) 75^000 

12)  Weitb  der  Gold*  luul  StthMtaaieii  doi  J.  (tavt  U.  19)  129^)00 

13)  Waaffta  Ton  K.,  tazirt  a»    .     .      « 16,000 

Totaiamame  dea  contribotioiiaplliehtigen  Eigenthoma     546,000 


IT.  ProeaitbaraebitBg. 
i 

Der  9Mim  der  erlitteoen  VerUata  betiagt  323/XM)  Fra.    Die 
Taxation  aRea  Contribntioaaipflifllitign  546^600  Fol  Falf^b  aoBfribairt 
iadaa  aontribntiontpfiiahtiga  Oläact  so  50V«  winea  Werthea,  nlmlich: 
Dm  Schiff  50%  Ton    93.000» 46^5«»  Fra. 


A. 

«      UMDD.    5^080    . 

B. 

*     »1,500  .  18^750    , 

C, 

,      2%»»  .  11,250   ^ 

D. 

•    i9(OQo«aiU)oo  . 

E. 

,      «2.500.31,250    , 

F. 

,      25^000  .  12,5a>   , 

0. 

,       7,60»..    V60    . 

H. 

..      7M00.37.50B    . 

1. 

.    125,000  .  6%500   « 

K. 

,      16,000 ,    8,000    , 

TotalMimae  .  .    tISjOOO  Tn. 

Dieae  wird  natttrüah  iildit  aa  gemacht,  daaa  nun  wirklich  die  Con* 
tribtttioBaaumtoien  erat  ganz  baar  eingexahlt,  todann  die  «u  eraetxenden 
Verloate  jedea  EimelnM  abgetogen  und  xurOckbcttahlt,  die  Reatft  aber 
innebehalten  werden.  DSea  wOrde  aahr  weifRlaAg  ieia:  Vtehaehr  liaat 
liuai  ttberhaapt  nur  i/thh  'Kttit^  ätk  Contribntionaanmme,  walcha  nach 


au  AbflehifeVH.  Von  ■«?«!€•  «od  at^sdüdeii. 

Abrag  der  Jedem  in  HaTariegroae  su  gewlhrenden  Entacliidigmg 
ii«cfa  verbleiben,  von  Jedem  bear  sablen.  Wer  allerdingi  nidits  zu  er- 
setzen bekommt,  der  muH  «eine  game  ContnbgtioMnoMne  baar  ein* 
lahlen.  (Fnous.    Francs 

Dai  ScbiiT  ichaldet  Ut  MMtn  Antbeil  an  der 

GoDtribtttion 4ßJX0 

Et  kommt  ihm  au  Gnte  kiilk  Art.  1»  10^  15^ 

\%,  17.  lub  II.      •      .     .      ,      ,      .  fllfiOO 

El  sahlt  demnach  herana    .     .      .      37,000 

A.  hat  Kitf  die  dur«h  Werf^ng  erifttenen  Sehidtn 

itt  fbrdem  IQfiOO 

Sein  Antheil  an  der  Conttibition  betrifft      .         hflOO 

Er  empfingt  .      .      .        5jO0O 

B.  achnldet  Air  «etnen(A«liieü  an  der  Ctetribntion       Ifi^lfiO 
Dagegen  erhftlt  er  fttr  Harariegroea  .      •    .  «        'Q^OOQ 

Er  aabii  heraui    •     .      .        6^750 

C.  schuldet  für  Contribution 11,250 

Dagegen  kommen  ihm  iu  Havariegrosse  zu 

Gute 4,500 

Er  zahlt  heraus  .      .      .         6^750 

D.  schuldet  fllr  Contribution      .      .     .     .      .  dO,€00 
Sein  Gnühiben  in  HaTanegrosse  betrigt .  25,000 

Er  sahit  heraus  .     .             14,000 

B.  schuldet  ftlr  ConCnbution 31,250 

Dagegen  kommen  ihm  in  Hatariegross  su  Gute  2^500 

.-          Er  sahlt  brrans  ...      .       28^750 

F.  hat  beizutragen    .                 •      ...      .      .  IS^SOO 
Davon  geht  sein  Qnthaben  kt  Havariegfoss  ab  10,000 

Er  sphlt  heraus    ...         %500 

G.  hat  zu  contiibah«n  ' .  -    •   .  J 3^750 

Da  ihm  aber  niehts  in  fiavariegroesereehnung 

zu  Gute  komm^  se  beühlt  er  diesen  Bei- 
trag gans.  ,         

Er  z|üüt  heraus    .      .      .         3,7fi0 
H.  hat  fUr  Havsjrie.  zu  fordern  ,.,,    ,      ,      .      .       7^,000 
Dagegen  oontribuirt'er     .     ^      .      .      .  37.500 

Er  empfingt    .      .      .       37^500 
I.   hat  für  Havarie  zu  for^Mn  . ..    .;/.  .      .      125^000 

Dagegen  hat  er  zn  contribuiren  ....       62,500 

]Sr  empftng^  "I     I     T      6%500 

iL  hat  su  eontnbttiren 9^000 

Da  ihm  nichts  in  Havari^rom  zn  Gute  komm^ 

so  hüt  ef  dieefn  .fifitvag  .ganz  m  liefirn. 

.        .       ..    j     .  .     j  tfH^nUt  havfw    ,     .     .        8^000 


Ki|».  YIL  Mgnliraiig  499  ■tfarie^ioiMu  §  112.        SU 


Der  Wer^  der  Yerlntte  und  Hararien  von  Sachen*  welche  kciBcr 
Contribation  unterworfen  aind,  muta  ebenfalls  gani  aus  der  Oeaammt- 
matie  der  Contribution  erheben  werden.    Demnach  werden  auf  diete 
Maaie  auch  abgeiogen  und  aomit  TergQtet: 
1)  lllr  Löhniuig  der  JBquipage  Qmd  Art.  11  n.  14  aob  II.)  I»ffi5  Pn. 
2i  te  Krieg»«  md  MnndTOirath  (lalit  Art  d  «üb  IL)  .    .  1»000  .» 
3}  iflr  Szpertiie-  und  Taxationakoaten 575    „ 


fl.  SnuMTiMha  Wlodorhotaiig  der  •ffactifaB  Bdtrlgo. 

Hier  lind  also  alle  diejenigen  nicht  lu  erwlhnen,  welche  entweder 
gar  nicht!  contribniren,  oder  welche  wenigstem  mehr  empfangen,  als 
«ie  eontriboirett,  also  effectif  niiihti  contribniren. 

Das  Schiff  ffir     .      .      .  37,300  Frs. 

B M»    • 

C*      •      •      •      y      •      •  VfKO'  0 

D.     ....'.      .  Id^OiO    , 

fi 28,750    n 

F 2,500    , 

G 3,750    ^ 

K 8,000    ,       '             '     ' 

Totalanmme    .      .  107,800  Frs,        _ 


VIL 


^  A.  Ar 

.       öjOOO.Fw. 

AbB.     .,    .  i.     . 

..     ilJXO   . 

An  I 

.     «%500    . 

FOr  Munitioii      .     . 

1.000    , 

FOr  LShnnng 

.       1,225    . 

Expertnekosten  .     . 

575    , 

Totaltumme    . 

.    mjBOOTn. 

fBL  IMMfltM. 


Da  die  Summe  der  ttfecthre«  BeiMge  der  Samine  der  effe<#ren 
Ausgaben  gleich  ist,  aa  folgt  darai^i»  dass  die  gaaie  obige  Berechnung 
riditig  ist      .  .  . 


SB         1  Ab»hB.  Va  Yca  Umtnm  md  SttettHldM, : 


g  103.    Natur  4tt 

.  I.  Die  AüfmaohuDg  4ier  Dispache  darf  «war  jeder  einzelne 
Interessent  sdbsi  machen  und  oamentlloh  darnach  seine  Forde- 
rungen gegen  die  Anderen  bestimmen.  Aber  es  wird  dergleichen 
Privatrechnung  nicht  viel  helfen.  Es  würden  überall  leicht 
Streitigkeiten  entstehen.  Desshalb  ist  es  denn  durchaus  gewöhn- 
lich, die  ganze  Dispacherechnung  einem  oder  mehreren  Sach- 
yersUkndigen  aufzutragen.  Auch  gibt  es  an  vielen  Seeplätzen  in 
dieser  ßeziehuQg  «ngiestellte  Pprsopei^,  Dispacheurs.  Siebe 
S  172  i.  f.  Sie  werden  entweder  y^a  4^  Interessenten  oder  den 
Gerichten  fQr  den  einzelnen  Fall  herangezogen.  Holland.  Recht 
Art.  724. 

II.  Der  Kapitain  ist  nach,  manchen  Seerechten  verpOicbtet, 
den  HavariegrossfaN  namentlich  bei  seiner  Ankunft  sofort  den 
Gerichten  zur  Anzeige  eu  bringen  und  veranlassen  denn  diese 
wohl  die  Aufmachung.  Doch  wird  man  eine  gerichtliche  Auf- 
machung nicht  für  nothwendig  halten  dürfen.  Aber,  wohl  zu 
merken,  jede  Dfspache,  die  nicht  gerichtlich  bestätigt  ist,  ist  nur 
ein  Gutachten.  '  Die  Partelen  sind  daran  nicht  gebunden, 
sondern  können  eine  gerichtliche  Untersuchung  und  Feststellung 
der  Havariegrogwnn|iii1ii  ha  /HButegad.  Aas  Apalltoche  Recht  I.  c 
Art.  961,  das  Holl.  Recht  1.  c.  Art.  724  bestimmen  sogar  aus- 
drücklich, dass  die  Vertheilung  der  Havariegr^ss  erst  dann  in 
Kraft  tritt,  wenn  ^ie  durch  das  die-  Aufmachung  der  Havarie 
erkennende  Gericht  genehmigt  ist: 

Die  Dispache,  welche  von  Privatleuten  rein  privatim  aufge- 
macht ist,  ist  natürlich  fürs  Erste  ohne  bindende  Kraft,  es  sei 
denn,  dass  diese  Dispacheurs  aU  Scliiedsrichter  bestellt  seien 
Indessen  wenn  einmal  die  Parteien  sich  die  privatim  aufgemachte 
Dispache  haben  gefallen  lassen  und  die  Vertheilung  auf  Grund 
derselben  wirklich  erfolgt  la&i'se.kiSndOT  nun  nur  noch  gewöhn- 
liche Entschftdigungs-  oder  Delictsklagen  (wegen  betrügerischer 
Auftnadinng  «lo.)  angestellt  werden  und  zwar  erstere  gewiss 
nur  gegert  jeden  etnzehten  Interessenten  pro  rata. 

Die  durch  einen  angestellten  Dispacheur  oder  durch  ge- 
richtlich anerkannte  Sachverständige  aufgemachte  Dispache  ist 
zwar  vorläufig  für  die  Parteien  als  bindend  anzusehen.  Indessen 


kann  doch  darch  den  Widersprodi  des  eimii  öder  des  aiMteren 
kilereMealen  auoh  hier  die  wirkliche  Vertheilmig  aufgesohobcn 
werden.  NOIhigenralb  hat  sodaim  das  Gericht  Ober  die  Rieh- 
ligkeit  oder  Unriobligkeit  des  angefochtenen  Theils  der  Dis- 
pecbe  SU  entseheiden  und  ist  die  Dispache  nach  Massgahe  der 
gericbtttehen  Bnischeidung  abzuändern.  Diese  Macht  mnss  man 
dem  Richter  selbst  gegenober  Sachrerst&ndigen  beilegen.  Frei^ 
lieh  wird  der  Richter  wohlthun,  zoTor  noch  besondere  Auf- 
hlaningen  Ton  diesem  Dispacheur  oder  auch  von  einem  anderen 
Ober  solche  streitige  Punkte  su  fordern,  deren  richüge  Beur^ 
theilung  gerade  ein  sachverständiges  Drtheil  zu' verlangen  scheint. 

Hl.  Die  Dispacherechnung  muss  aufgemacht  werden  auf 
Grund  der  factischen  Ereignisse  der  Harvariegross  und  der  Do- 
caroenle,  welche  diese  Facta  bekräftigen.  Das  ist  naiAentiich 
das  Journal  und  die  Verklarung.  Beiwr  dfe  Verklarung 
bt'eldigt  ist,  aoMe  kein  Dispacheur,  mag  er  nun  roro  Geb- 
richt oder  von  den  Privaten  ernannt  sein,  auf  ihr  fassend  eine 
Diispache  anfoiaehen;  denn  vor  der  Beeidigung  bilden' die  An- 
gaben der  Verklarung  Qberall  noch  kein  von  den  Parteien  an- 
caerkcnftendes  Fundament  ft)r  die  Wahrheit  der  HavaHsgfMs^ 
ereignisse  und  fbr  die  Sicherheit  und  Richftigkeit  der  Dispache-* 
rechnung.  Kann  die  Verklarung  aus  besonderen  Gründen  nicht 
mehr  beeidigt  werden  oder  liegt  überall  keine  Verklarung  vor, 
sind  mithin  andere  Beweismittel  für  die  Havariegross  heran- 
zuziehen, so  hat  zuvor  das  Gericht  diese  letzteren  zu  prüfen, 
falls  wenigstens  nicht  alle  Interessenten  dem  Dispacheur  diese 
Befugniss  zur  Prüfung  ausdrücklich  einräumen  und  falls  nicht 
überhaupt  die  Aufmachung,  gleichviel  aus  welchem  Grunde, 
gerichtlich  gemacht  wird. 

IV.  Wesentlicher  fiestandtheil  der  Dispache  ist  die  Berech- 
nung der  Schaden  und  Kosten,  welche  in  Havariegrosae  er- 
setzt werden.  Wenn  die  einzelnen  Punkte  nicht  ganz  einfach 
sind  und  nicht  die  Richtigkeit  so  zu  sagen  in  die  Augen  springend 
ist,  so  hat  der  Dispacheur  überall  die  Motive  seiner  Berechnung 
in  der  Aufmachung  selbst  bei  jedem  einzelnen  Posten  anzugebeiv 
Auch  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  der  Dispacheur  neue  Be- 
lege fordern  müsse,  wenn  er  auf  Grund  der  bisherigen  Belege 
keine  Berechnung  aufstellen  zu  können  glaubt.  Sind  aber  keine 
weHeren  Belege  aufzutreiben,  so  wird  er  sich  mit  enier  auf 
Billigkeit  ruhenden  Wahrscheinlichkeitsrechnung  alferdings'  be- 
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gnAf^D  mfksaeii;  die  Annahme  des  Gegealheib  wlurde  zu  «n- 
nQtzen  WeiUttufigkeilen  und  doch  lulelxt  noihgedcungeii  in  den«- 
seltnen  Resultate  fahren.  Im  Zweifel  hat  freilich  das  Gericht  lu 
enticbeiden»  ob  neue  Belege  nOthig,  ob  sie  noch  Torhanden  oder 
sie  mOglicber  Weise  noch  herbelgesohafil  werden  können  etc. 
Jht  Dispacheur  hat  die  authentischen  Belege  seiner  Aüümachang 
und  Berechnung  beizulegen.  Deherhaupt  muss  er  Alles,  was 
S  180  gesagt  ist,  genau  berOcksiohftigen. 

V.  Nicht  minder  wesentlich  ist  die  fierechnung  der  oon- 
tributionspflicbtigen  Gapitalien  und  deren  Totalaumme.  Siehe 
S  179. 

.VI.  Sodann  ist  die  Procentrechnung  als  ein  nothwendiger 
Bestandtheil  zu  betrachten.    Siehe  §  181. 

VU.  Auf  Grund  dieser  Fundamente  witd  dann  die. Summe 
der  effeet Iren  Beitrage  bestimmt.  Sie  bestehen  in  den  nach 
a  VI.  gefundenen  Procenten  der  contabutiMspflichtigen  Kapi- 
talien eines  jeden  Interessenten. 

VIII«  Endlich  ist  auf  Grund  dieaer  Fundamente  die  Summe 
der  effeotiren  Ausgaben»  also  der  Gelder  zu  bereohoen»  welche 
baar  aa.  die  zur  £ntach&dlgung  berechtigten  Inlereoaenlep  aus* 
geaabli  werden  mttssen. 


g  1S4»    Bezahlung  der'  Havariegrosase  '*]. 

Der  Schiffer  ist  nach  den  meisten  Seerechten  ausdrücklich 
verpflichtet y  im  Ankunftshafen  sobald  als  möglich ,  ja  bisweilen 
unter  Bestimmung  einer  kurzen  Frist  nach  der  Ankunft,  die 
HaTariegro£iseregulirung  zu  veranlassen.    $  183  n.  II. 

Jeder  Interessent  ist  natürlich  verbunden,  seine  Beiträge  zu 
zahlen. 

Bei  einer  Beschädigung  de^  Schiffes  in  Havariegrosse  darf 
unstreitig  der  Schiffer  den  Beitrag  eines  jeden  Ladungsinteressen- 
ten einfordern. 

Nach  Römischem  Recht  hatte  der  Eigenthümer  geworfener 
GOter  gegen  die  Ladungsinteressenten  keine  directe  Klage,  son- 
dern musste  sich  an  den  Schifler  halten,  diesen  mit  der  Klage 


7&  Veigl.  bemta  oben  g  171  nod  g  178,  9  ITS  «.  XI„  aowie  POhlt 
L  <v  &  747  fl; 
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aas  dem  Miethcootracte  belangen,  und  erst  der  Schiffer  konnte 
die  Qhrigen  Ladungsinteressenten  wiederum  nnt  der  Klage  aus 
dem  Miethcontracte  heranziehen  '*).  (Auch  die  Quellen  des  See- 
rechts im  Mittelalter  scheinen  noch  der  vorliegenden  Ansicht -zu 
sein,  dass  zunächst  eine  Forderung  an  den  Schiffer  statthabe. 
Heutzutage  scheint  es  aber  nicht  zweifelhaft,  dass  die  Ladungs- 
interessenten eine  directe  Klage  gegen  einander  aus  der  Havarie- 
grossegemeinschafl  und  deren  Folgen  haben  *®). 

Nach  den  meisten  neueren  Seerechten  *^)  liegt  es  dem  Ka- 
pitain  aber  ob,  die  Havarie  beizutreiben  und  ist  dieser  wegen 
Nachlässigkeiten  allen  Interessenten  verantwortlich.  Alle  In- 
teressenten einzeln  haben  desshalb  eine  directe  Klage  gegen  den 
Kapitain,  vorbehaltlich  ihres  Regresses  gegen  jeden'  Contri- 
buenten. 

Der  Schiffer  darf  allerdings  die  Güter  zur  Sicherheit  zu- 


79.  L.  2.  pr.  D.  de  leg.  Rhod.  (14.  2.)  vergl.  mit  L.  1.  $  1.  D.  prats. 
▼erb.  (19.  5). 

80.  Daa  Uoll.  Recht  1.  c  Art.  726  lagt:   Zeigt  lidi  der  Schiffer  darin 

nachllUsig ,   so  und  die  Eigner  des  Schiffes  oder  auch 

die  der  Güter  befugt,  diese  Forderung  selbst  anzubringen;  unbe- 
schadet ihrer  Ansprache  an  den  Schiffer  wegen  Entschädigung.  — 
Das  ist  auch  im  Allgemeinen  Englische  Praxis.  Abbott  1.  c.  IV. 
c.  9.  S  17.—  Unserer  Meinung  ist  auch  Kent  1.  c.  S.  244. 

81.  Preuss.  Recht  1.  c.  §  1895.  Span.  Recht  1.  c.  Art.  962.  Holland. 
Recht  1.  c.  Art.  724  vergl.  mit  Art.  726.  In  England  ist  fUr  diese 
Harariesachen  kein  besonderes  Forum  vorhanden.  Die  Havarie- 
grosse und  ihre  Contribution  wird  gewöhnlich  privatim  abgemacht. 
Im  Streite  stellt  allerdings  jeder  einzelne  Interessent  eine  Klage 
(a  swt  in  equky  or  an  aetion  at  law)  gegen  jede  Partei  an,  auf 
Zahlung  der  effeetiven  Beitrage«  Doch  wird  ein  Court  o£  Equity 
auf  Ansuchen  des  Verlusttragenden  dem  Kapitain  es  nicht  verwehren, 
auch  die  Güter  der  anderen  Kaufleute  zu  berechnen,  wenn  er  es 
für  passend  h&lt.  Und  bei  einem  gener al  ship  (also  bei  Stück- 
gtiterbefrachtung)«  wo  immer  viele  Ablader  vorhanden  sind,  ist  es 
sogar  gewöhnlich,  dass  der  Kapitain,  vor  Ablieferung  der  GQter, 
TOrllttffg  von  den  verschiedenen  Kaufleuten  eine  Havarieverschrei- 
bnng  lieh  ausstellen  l&sst  auf  Zahlung  ihrer  Havariegrossebeitrige. 
VergL  AbboU  1.  c.  IV.  eh.  IX.  S  17  in  f.    Kent  1.  c. 

V.  KslUabon,  Beereehl  IL  15 
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rQckhalten.    Aber  er  muss  es  nicht**),  so  lange  er  keinen 
Verdacht  wogen  der  Unsicherheit  des  Empfikngers  schöpft    Die  . 
neueren  Seerechte  sprechen  immer  bloss  von  dürfen.    Siehe 
oben  S  178  n.  XI. 

Ein  Pfandrecht  begründet  aber  die  Havariegrosse  an  dem 
SchifTe  oder  an  den  Waarcn  nach  gemeinem  Rechte  nicht  **). 
Siehe  $  178  n.  XI. 

Es  müssen  allerdings  die  Ladungsinteressenten  auf  der  an- 
deren Seite  das  Recht  haben,  das  Schiff  nicht  eher  aus  den 
Hafen  zu  lassen,  als  bis  die  Rheder  ihren  Beitrag  zur  Havarie- 
gross  entrichtet  oder  dafür  hinreichende  Sicherheit  geleistet 
haben  *^).  Die  Retinirung.  kann  aber  füglich  nur  durch  Ver- 
mittelung  der  Gerichte  geschehen. 

Die  Gage  der  Seeleute  hat  ein  Vorzugsrecht  auf  Befriedigung 
aus  der  Contributionssumme  vor  allen  anderen  Forderungen  aas 
der  Havariegrosse.    Code  de  c.  fr.  Art  428. 

Es  kann  geschehen,  dass  nach  vollzogener  Contribution  und 
Zahlung  der  Dividende  einige  der  zum  Opfer  gebrachten  Gegen- 
stände (Schiffsgeräthe,  Waaren  etc.)  von  ihren  Eigenthümern 
nachträglich  wiederverlangt  werden;  dann  müssen  diese  entweder 
das,  was  sie  wirklich  als  Ersatz  aus  der  Contribution  erhielten, 
zurückerstatten,  wogegen  sie  dann  das  Gerettete  behalten  könn- 
ten, oder  besser  ($  163  n.  IV.  S.  87),  sie  müssen  dies  Gerettete 
nach  seinem  Nettowerthe  im  gegenwärtigen  Zustande  nach  Ab- 
zug des  Berglohns  etc.,  zur  nochmaligen  Contribution  stellen 
und  vertheilen  lassen.  Das  Holl.  Recht  I.  c.  Art  739  entscheidet 
sich  für  das  Erstere,  lAsst  aber  den  Wiedererwerber  zuvor  die 
Kosten  des  Berglohns  und  andere  Kosten  und  Schäden  der 
Sache  von  diesem  zurückzuerstattenden  Beitrage  abziehen. 

Der  Destinatar  ist  übrigens  an  sich  nicht  genöthlgi,  zur 
Contribution  einzutreten.  £r  ist  dies  absolut  nur,  wenn  er  be- 
reits als  EigentbQmer  der  Güter  juridisch  betrachtet  werden  dari. 


82.  Wie  dies  allerdings  Römische  Juristen  behaupteten.  L.  2.  pr.  D. 
de  lege  Rfaod.,  obgleich  die  Lesarten  dort  schwankend  sind« 

83.  Dagegen  nach  Preuss.  Recht  IL  8.  $  1898;  L  SO.  S  326;  Pmns. 
Allg.  Gerichtsordnung  L  50.  j  685.  Koch,  Preuss.  Becht  L  g  444 
S.  746    Franz.  Handelsgesetabuoh  Art  308.  429. 

84.  Vergl.  Preuss.  Recht  1.  c.  1897. 
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Die  blosee  Annahme  des  ihm  zugesandten  Goonossements  ver- 
pflichtet ihn  noch  nicht  dazu,  falls  er  in  dieser  Beziehung  nicht 
durch  eine  spezielle  Verabredung  gebunden  ist.  Wenn  er  aber 
in  Folge  des  Connossements  die  Güter  in  Empfang  genommen 
oder  sich  auch  nur  ausdrücklich  zur  Annahme  für  bereit  erklart 
hat:  so  ist  er  juridisch  für  verpflichtet  zu  halten,  in  die  Con- 
tribution  einzutreten  und  seine  ßeitrage  zu  liefern.  Wenn  der 
Destinatar  nicht  angehalten  werden  kann  (Abbott  1.  c«  S  17  der 
6.  Aufl.),  so  haftet  natürlich  allemal  der  Befrachter. 

Wenn  der  Befrachter  in  den  Fallen,  wo  ihm  dies  gestattet 
ist,  gegen  Bezahlung  eines  Theiles  oder  auch  des  Ganzen  der 
Fracht  von  dem  Frachtcontracte  einseitig  zurücktritt,  so  kann 
man  füglich  dem  Schiffer  keinen  Anspruch  für  Havariegross 
gegen  diesen  ehemaligen  Befrachter  gestatten.  Denn  diese  theil- 
weise  oder  gänzliche  Zahlung  der  Frachtsumme  befreit  überhaupt 
den  Befrachter  von  allen  weiteren  Verbindlichkeiten  aus  dem 
nunmehr  rechtlich  gel(>$ten  Frachtverhaltnisse.  Auch  hat  ja  der 
Schiffer  bereits  genügenden  Ersatz  in  der  gezahlten  Fracht  er- 
halten und  konnte  sogar  nachtraglich  noch  andere  Fracht  mit- 
nehmen. Also  von  Rechtswegen  können  Schiffer  und  Rheder 
gegen  diesen  ehemaligen  Befrachter  durchaus  keinen  Anspruch, 
namenttich  auch  nicht  aus  einer  spater  sich  ereignenden  Havarie- 
gross, mehr  haben.  Noch  weniger  die  Ladungsinteressenten,  die 
ja  erst  durch  die  wirkliche  Gemeinschaft  ihrer  Güter 
im  Schiffe  zur  Zeit  der  Havartegrosse  in  gegenseitige  Verpflich- 
tung der  Zahlung  in  Havariegross  gerathen  und  allenfalls  nur 
durch  den  Schiffer  und  Rheder  ein  Recht  gegen  jenen  dritten 
ehemaligen  Befrachter  erlangt  haben  könnten:  was  hier  aber 
eben  nicht  der  Fall  ist.  Auch  kommt  ja  hier  selbst  den  Ladungs- 
interessenten  die  von  dem  ehemaligen  Befrachter  gezahlte  Fracht 
mit  zu  Gute,  denn  auch  sie  muss  ja  contribuirt  werden. 

Freilich  anders  vielleicht  ist  es,  wenn  der  Befrachter  ohne 
alles  Recht  seine  Güter  nicht  liefert.  Dann  möchte  man  ihn 
eher  zur  Contribution  des  von  ihm  zur  Einladung  ver- 
sprochenen Waarenquantums  für  verbunden  halten:  obgleich 
mir  auch  in  solchem  Falle  der  Billigkeit  wie  dem  Rechte  völlige 
Genüge  gethan  zu  sein  scheint,  wenn  solcher  lassiger  Befrachter 
die  volle  Fracht  zahlt.  Es  triflt  ihn  dann  schon  Schaden  genug 
und  es  scheint  hart  zu  sein,   ihn  noch  wegen   des   zufälligen 
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Sehadens  der  wirklichen  Ver-  und  Befrachter  des  Schiffes  tut 
Entschädigung  heranzuziehen. 

Auch  scheint  die  ganze  Verbindlichkeit  in  HaTariegross  eine 
Realobligation  zu  sein,  die  ohne  die  verpflichtende  res,  nämlich 
Rettung  auf  Kosten  Anderer,  füglich  gar  nicht  als  vorhanden 
angenommen  werden  kann.  Sie  folgt  nicht  schon  aus  dem 
Frachtcontracte,  sondern  aus  der  Thatsache,  dass  ein  Interessent 
das  Seinige  für  die  Debrigen  hat  hingeben  mQssen.  Dieses  Alles 
findet  aber  in  dem  vorausgesetzten  Falle  überall  nicht  statt; 
denn  jener  ehemalige  Befrachter  hat  ja  überhaupt  keine  Güter 
geladen**). 

Endlich  gebe  ich  noch  Folgendes  zu  erwägen.  Da  durch 
den  Ausfall  der  von  einem  Befrachter  zu  liefernden  Waaren  das 
Schiff  weniger  beladen  ist,  ferner  da  ein  leichter  beladenes  Schiff 
die  Gefahren  der  See  in  der  Regel  eher  und  besser  zu  bestehen 
im  Stande  ist,  als  ein  schwerbeladenes,  falls  es  nur,  was  doch 
beim  Abgange  eines  Schiffes  als  eine  Pflicht  des  Kapitains  zu 
piüsumiren  ist,  gehörig,  also  namentlich  nicht  zu  leicht  beladen 
ist:  so  stehen  sich  überhaupt  Schiffs-  und  Ladungsinteressenlen 
in  Bezug  aiif  die  mögliche  Besiehung  von  allen  Havarien  gerade 
durch  den  Ausfall  von  Gütern  immer  besser  und  hiesse  es  dem- 
nach, ihnen  übermassige  Vortheile  einräumen,  wenn  man  ihnen 
nicht  bloss  die  von  jenem  ausgefallenen  Befrachter  zu  zahlende 
Fracht  in  Contributiou  bringen  wollte,  sondern  wenn  man  nun 
nochmals  diesen  Befrachter  heranziehen  wollte,  damit  er  die 
jenen  Schiffs-  und  Ladungsinteressenten  wirklich  zugestossene 
und  durch  den  Ausfall  seiner  Güter  schon  verringerte  Havarie- 
noth  mittrage  und  so  zum  zweiten  Male  diesen  Interessenten 
erleichtere. 

S  185.    Veijahning  der  Klage. 

Darüber  lasst  sich  allgemein  nur  sagen,  dass  es  angemessen 
erscheint,  eine  kurze  Frist  für  die  Verjährung  zu  setzen.  Etwas 
Näheres  lässt  sich  nur  durch  positive  Zahlenbestimmungen  an- 
deuten. Darum  scheint  es  angemessen,  einige  particularredit- 
liche  Satzungen  hier  zu  erwähnen. 


85.  Vergl.  P5hli  1.  e,  S.  479.  50. 
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SoiMild,  nach  Fraoz.  Rechle,  der  Kapitain  die  GOier  abge- 
liefert und  die  Fracht  empfangen  hat,  ohne  dass  eine  Protesta* 
tion  innerhalb  24  Stunden  insinuirt  und  binnen  Monatsfrist  nach 
ihrem  Datum  eine  gerichtliche  Klage  darauf  erfolgt  ist,  so  ist 
die  Klage  auf  Contribution,  oder  selbst  diejenige  auf  Zahlung 
der  Summen,  welche  in  Folge  >iner  bereits  regulirten  Coatribu-p 
tion  schuldig  sind,  erloschen  (Cod.  d.  c.  Art.  435.  36.  Abweisen- 
des Drtheil  12.  Jan.  1825),  es  sei  denn,  dass  der  Kapitain  einen 
Vorbehalt  gemacht  habe,  dessen  Wirkungen  aber  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  den  Gerichten  zu  erwägen  obliegt  Auch  wird  es 
hier  den  übrigen  Ladungsinteressenten  nicht  gestattet,  gegen 
diejenigen  Mitinteressenten  aufzutreten,  denen  dieser  Kapitain 
die  Güter  auf  diese  Weise  ohne  Reclamation  übergeben  hat; 
denn,  sagt  Pardessus  1.  c.  n»  750,  dies  ist  Folge  des  Grundsatzes, 
dass  er  der  Mandatar  jedes  derselben  ist  und  dass  in  Allem, 
was  er  thut,  angenommen  wird,  als  handle  er  durch  sie,  vorbe- 
haltlich doch  des  Regresses,  den  sie  gegen  den  Kapitain  selbst 
behalten,  wenn  sie  durch  dessen  Verschulden  nicht  bezahlt  sind. 

Das  Uoll.  Recht  1.  c.  Art.  744  bestimmt  nur,  dass  alle  An- 
sprüche unter  den  Interessenten  auf  eine  Vertheilung  durch 
HaTariegross  zwei  Jahre  nach  Reendigung  der  Reise  verfallen. 

Das  Span.  Recht  1.  c.  Art.  099  setzt  fest,  dass  jedes  Klag- 
recht gegen  den  Refrachter  (oder  Empfänger)  erlischt  wegen 
Zahlung  von  Havarie  oder  wegen  solcher  Kosten  im  Nothhafen, 
die  der  Ladung  zur  Last  fallen,  wenn  der  Kapitain  die  Fracht 
für  die  abgelieferten  Güter  in  Empfang  nahm,  ohne  den  gehöri- 
gen Protest  in  gesetzlicher  Form  24  Stunden  nach  der  Ueber- 
lieferung  der  Güter  zu  machen  und  (Art.  1000)  ohne  dass  nach- 
traglich auf  Grund  dieses  Protestes  vor  Ablauf  von  2  Monaten 
nach  Datirung  desselben  eine  gehörige  gerichtliche  Klage  gegen 
die  Person  anhangig  gemacht  wird,  gegen  welche  der  Protest 
aufgenommen  worden  ist. 

i  186.  HavatiegroM  und  Aiiecuranz  ••].    {$  160. 162.) 

Die  Asaecuranz  dient  überhaupt  zur  möglichsten  Schadlos- 
baltung  oder  vielmehr  zumeist  nur  zur  leichteren  Brtragung 


86.  Vergt  Klefeker,  HavaiiegiOM  L  c.  Kap.  IV.  S.  73-78. 
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aller  möglichen  Seeschaden.  Hierunter  gehört  denn  auch  der 
Schaden,  welcher  durch  Havariegrass  entsteht,  und  werden  z.  B. 
In  den  Hamburger  Policen  *')  verschiedene  Gefahren,  aus  denen 
Hayariegross  entsteht,  namentlich  angeführt  und  ist  ausserdem 
zur  grösseren  Sicherheit  für  die  Versicherten  gegen  etwa  be- 
schi^nkende  Interpretationen,  auch  noch  die  Ciausel  hinzugefügt: 
,,und  für  alle  andere  Pericula". 

Bs  entsteht  aber  die  Assecuranz  nur  durch  einen  besonderen 
Vertrag. 

Die  Havariegrossentschftdigung  findet  nur  in  Havariegrosse- 
füllen  statt  und  erfolgt  nicht  erst  wegen  eines  besonderen  Ver- 
trages, sondern  aus  der  realen  Gemeinschaft  und  aus  dem  Factum 
der  Opferung  fremden  Gutes  zum  Besten  Aller. 

Der  Schiffs-  und  Ladungsinteressent  muss  in  Havariegross 
Immer  einen  verhaltnissmassigen  Theil  des  Schadens  mittragen, 
doch  kann  er  sich  gegen  alle  Verluste  durch  Assecuranz  schützen. 

Er  kann  wenigstens  den  ganzen  Schaden,  den  er  in  Havarie- 
grosse  erleidet,  versichern,  so  dass  er  also  von  dem  Assecuradeur 
das  herausbekommt,  was  er  an  effectiven  Beiträgen  zu  zahlen 
hat,  falls  auch  seine  eigenen  Güter  durch  die  Havarienoth  selbst 
nicht  gelitten  hatten.  Aber  auch  demjenigen  Interessenten,  welcher 
eflectiv  nichts  haar  contribuirt,  sondern  wegen  seiner  geworfenen 
oder  beschädigten  Gegenstände  in  Havariegross  Entschädigung 
empfängt,  kann  die  Versicherung  seiner  Havariegrosse  zu  statten 
kommen.  Es  scheint  mir  nämlich  nichts  entgegenzustehen,  dass 
1)  auch  der  Ausfall  versichert  werde,  der  dadurch  entsteht,  dass 
jeder  einzelne  Interessent  in  Havariegrosse  einen  Theil  seines 
Schadens  tragen  muss;  sowie  2)  dass  die  ausserordentlichen 
Kosten,  welche  ein  Interessent  bei  Gelegenheit  der  Havariegross- 
regulirung  (durch  Honorar  an  Bevollmächtigte,  Briefporto,  Rei- 
sen etc.)  hat,  durch  den  Versicherer  gedeckt  werden.  Indessen 
müsste  in  der  Police  dies  ganz  ausdrücklich  erwähnt  werden; 
denn  an  sich  liegt  dergleichen  in  einer  einfachen  Versicherung 
der  Schäden  in  Havariegrosse  nicht  **)• 


87.  Siehe  die  am  Ende  der  Hamb.  Am.«  und  Hav.-Ordn.  abgedraektoi 
Foimulare  der  Policen,  welche  nach  der  geaetaUdien  VorKhrilt  dti 
Tit  1.  Art.  1.  und  Tit.  23.  Art.  4.  gebraucht  werden  mOiaen. 

88.  Das  Institut  der  Havariegrosse  scheint  überhaupt  in  seiner  Ent- 
wicklung noch  lange  ntdit  abgetddosien  tu  sein.  Betondeis  ist  dk 
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iMWfffcu^  Die  Beeatsecuiani  wird  in  dietem  Werke  nicht  ab- 
gehandelt. £•  geschieht  dies  nach  Vorgang  der  Englander  (namentlich 
Abbott's)  ttnd  deijenigen  Deutschen,  welche  über  Seerecht  systematische 
Werke  in  neuerer  Zeit  geschrieben  haben,  namentlich  Pohls  und  eben- 
so Jacobsen.  In  England  wird  die  Seeasseeuranz  Qberali  in  selbst- 
ständigen  Werken  abgehandelt  und  auch  Pohls  hat  dies  gethan.  Es 
seheint  schon  bei  dem  Umfange  und  bei  der  Wichtigkeit  dieser  Materie 
auch  eine  gesonderte  Abhandlung  zweckmassig,  wenn  auch  eine  Tren- 
nung nicht  zugleich  dnreh  die  allgemeine  Natur  der  Assecuranz  sich 
empfehle.  Die  Gefahren  der  See  sind  keineswegs  ^  die  einsigen ,  welche 
▼ersichert  zu  werden  pflegen  und  alle  Assecuranzen  (gegen  See-  wie 
andere  Gefahren)  stimmen  in  vielen  Beziehungen  überein,  so  dass  also 
die  Grundlagen  der  SeeaMecwau  im  Wesentlichen  in  den  Grundlagen 
der  Assecuranz  überhaupt  zu  suchen  sind.  Demnach  ist  ein  Werk  über 
Seeassecurans  fürs  Erste  auf  diesen  allgemeinen  Fundamenten  der  Asse- 
curanz überhaupt  aufzuerbauen  und  kann  schon  desswegen  gegenüber 
den  übrigen  Materien  des  Seerechts  eine  gewisse  selbststandige  Behand- 
Itmg  beanspruchen. 

Wenn  Zeit  und  Umstände  es  gestatten,  so  gedenke  ich  Übrigens 
bald  eine  Arbeit  über  das  Seeassecuranzrecht  diesem  Werke  über 
das  eigentliche  Seerecht  nachfolgen  zu  lassen  und  mag  man  dies  als  ' 
eine  Ergänzung»   als   einen   dritten   Band    des  jetzigen    Werkes, 
immerhin  betrachten. 


EUTariegroeae  selbst  in  der  Englischen  sowie  Nordamerikanischen 
Praxis  noch  sehr  unentwickelt,  lückenhaft,  nicht  frei  von  Wider- 
sprüchen. Dasselbe  gilt  von  den  Englischen  und  Nordamerikani- 
schen Autoren.  So  ist  Abbott  in  dieser  wichtigen  Lehre  sehr 
fragmentarisch  und  kurz,  Kent  aber  armselig.  Stevens  gibt  aller- 
dings Vielerlei,  aber  ohne  wissenschaftliche  Abrundung,  ja  ohne 
Vollständigkeit  Dazu  kommt,  daas  selbst  in  den  Englischen  Ge- 
richten im  Ganzen  wenig  HavariegrossefiUle  vorkommen  und  somit 
in  den  verschiedenen  Reports  der  seegerichtlichen  Entscheidungen 
wenige  Beispiele  vorliegen.  Der  Grund  liegt  wohl  darin,  dass 
Havariegrosaestreitigkeiten  meist  privatim  abgethan  werden.  —  Auch 
die  Franz.  Gesetzgebung  ist  in  ihren  Bestimmungen  über  Havarie- 
grosse  unvollständig  und  sind  ebenso  die  Franz.  Autoren  hierin  ohne 
grossen  Werth. 


Absclmitt  TUL 

Vm  der 


Literatur:  Pohls  1.  c.  S.  814  ff.  Abbott  I.  c.  (6)  P.  II. 
eh.  3.  S.  115-145,  bes.  124  sq.  Kent  1.  c.  P.  V.  lect  46. 
sub  1.  pag.  168—76.  Pardessus  1.  c.  n.  887—932.  Boulay- 
Paty  I.  c.  III.  p.  1  sq.  *) 

Quellen:  Ordonnance  1681  liv.  III.  tit.  V.  Code  de  commerce 
franse  liv.  IL  tit  IX.  des  contracts  ä  la  Grosse.  —  Span. 
Haudelsgesetzbuch  Art.  812— 839;  Holland.  Art  569— 501.  — 
Preuss.  Allg.  Landrecht  IL  8.  %  2359  —  2451.  —  Schwed. 
Seerecht  Abtheilung  IV.  —  Leges  Danicae,  Hb.  IV.  cap.  5. 
--  Hans.  Seerecht  Tit  VL  —  Hamb.  Stat  IL  tit  18.  in  Ver- 
bindung mit  tit.  14.  Art  7.  —  Auch  schon  Titulus  D.  (22.  2.) 
et  C.  (4.  33.)  de  nautico  foenore. 

g  187.    Einleitung. 

In  den  Befugnissen  des  Rheders  als  SchiffseigenthOmers 
liegt  vornämlich  das  Recht  der  Verftusserung  und  insbesondere 


1.  Die  Speiialliteratnr  sowohl  Über  foenns  nanticnin  als  &ber 
eigentliche  Bodmerei  liehe  in  den  folgenden  Noten.  —  Das  Jacob- 
sen'sche  Seerecht  ist  leider  in  Bezug  auf  die  Lehre  TOn  der  Bod- 
merei wie  Ton  der  Hararie  so  schwach,  dam  ich  et  kaom  habe  bc- 
nntsen  und  mithin  hier  sehr  selten  habe  ettiren  kOnnen. 
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der  Verpfftndung  des  Schiffes*  Es  liegt  darin  durchaus 
nichts  EigenthQmlicbes.  Nur  versteht  es  sich  ¥od  selbst,  dass 
ein  Hitrheder  nur  seine  Part  eigenmächtig  veraussern,  resp.  ver- 
pfänden dürfe.  Auch  die  Befugnisse  des  Uhedereidirectors 
in  dieser  Beziehung  fallen  im  Allgemeinen  mit  denen  eines  ge- 
wöhnlichen Factors  zusammen,  sind  also  ziemlich  beschrankt. 
Siehe  Bd.  I.  S  52.  Dessgleichen  die  bezüglichen  Befugnisse  des 
Schiffers,  denn  ein  Schiffer  ist  von  Anfang  an  eben  nur 
zur  Führung,  .  nicht  zur  Veräusserung  und  Verpbndung  des 
Schiffes  bestellt  und  darf  nur  in  gewissen  äussersten  Nothfilllen 
zur  Veraussernng  und  Verpfändung  des  SchiOes,  auch  ohne  aus- 
drücklichen Consens  seiner  Rheder,  doch  nur  im  Falle  von  deren 
Abwesenheit,  schreiten.    Siede  Band  I.  $  62  *). 

Ebenso  hat  der  Ladungsinteresaent»  sofern  und  soweit 
er  Eigenthümer  der  Ladung  ist,  ein  Recht,  dieselbe  zu 
veraussern  und  zu  verpfänden  und  bietet  auch  dergleichen  Be- 
fugniss  juristisch  nichts  Eigenthümliches  dar,  Der  Kapitain 
ist  in  Bezug  auf  die  Gegenstüinde  der  Ladung  von  Anfang  an 
nur  zum  Transport  derselben  verpflichtet  und  hat  nur  in  ge- 
wissen äussersten  Fallen  der  Noth,  insofern  es  zum  Wohle  des 
Ganzen  durchaus  notbwendig  ist,  also  wenn  der  Kapitain  auf 
keine  andere  Weise  Geld  aufnehmen  konnte,  auch  nicht  durch 
Bodmerei  auf  das  Schiff,  das  Recht,  die  Ladungsobjecte  zum 
Zweck  der  Fortsetzung  der  Reise  zu  veraussern  und  resp.  zu 
verpfänden.  Siehe  Band  I.  §  62.  Doch  wird  der  Kapitain  zum 
Verkauf  der  Waaren  erst  dann  schreiten  dürfen,  wenn  er  auch 
durch  BodmereiverpÄtndung  derselben  sich  nicht  Geld  verschaffen 
kann.  Z.  B.  wird  der  Kapitain  verkaufen  dürfen*,  um  die  ander- 
weitig nicht  zu  erlangenden  Gelder  zur  Bezahlung  der  Bergungs- 
kosten bei  einer  Wiedernehmung  aufzubringen.  Indessen  be- 
schränkt Kentl.  c  S.  173  dies  Recht  des  Kapitains  zum  Verkauf 
mit  Recht  auf  den  Verkauf  eines  Theils  der  Waaren.  Die 
ganze  Waare  darf  der  Kapitain  nicht  veräussern,  denn  die 
Waare  kann  füglieh  nicht  daiu  dienen,  bloss  das  Schiff  weiter 


2  Kcnt  1.  c.  174.  Tbe  matter  ii  emplojed  only  to  navigate  the 
ihip;  and  the  lale  of  it  is  manifettlj  bejond  bis  commianon,  and 
becomea  the  unauthoriied  act  of  a  lervant,  disposing  of  pro- 
perty  whieh  he  was  intrutted  onlj  to  carry  and  oonvcy. 
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zu  befördern.  Der  Verkauf  muss  überall  zum  Nutzen  des  Gan- 
zen, also  von  Schiff  und  Gut  dienen:  was  bei  einem  gänzlichen 
Verkaufe  der  Ladung  schwerlich  der  Fall  sein  wird.  Siehe  aber 
Band  II.  $  165  sub  XIII.  S.  108.  ~  Verpfänden  darf  dagegen 
der  Kapitain  sicherlich  die  ganze  Ladung,  denn  in  der  Ver- 
pfändung liegt  eben  noch  nicht  eine  völlige  Entäusserung  der 
Waare,  also  werden  die  in  Folge  solcher  Total  Verpfändung 
aufgenommenen  Gelder  immer  noch  zum  Besten  von  Schiff  und 
Gut  verwendet  werden  können.  —  Das  Recht  der  Totalver- 
pfändung  ist  denn  auch  überall  Praxis '). 

V^enn  aber  bei  der  Verpfändung  von  Schiff  und  (oder)  Gut, 
gleichviel  von  wem  sie  geschehe,  derjenige,  welcher  das  Geld 
hergibt,  die  Seegefahr  Überifiimmt  und  von  der  glücklichen 
Ankunft  des  Schiffes  und  (oder)  Gutes  die  Rbckzablung  ganz 
oder  theilweis  abhängig  gemacht  wird,  so  entstelhen  mehrere 
eigenthümliche  seerechtliche  Geschäfte,  welche  im  Folgenden 
darzustellen  sind  und  von  denen  die  Bodmerei  das  wichtigste 
ist.  Es  gehört  dahin  1)  das  Römische  foenus  nauticum  s. 
maritimum,  auch  pecunia  trajectitia  genannt  ($  188);  2)  der 
Grossavanturhandel  (S  169);  3)  der  Bielbrief,  der  übri- 
gens gleichfalls  Bodmereibrief  heisst  (J  100) ,  endlich  4)  die 
eigentliche  Bodmerei  (§  191  ff.). 


g  188.    Foenus  nantieam«). 

Darunter  ist  derjenige  Vertrag  zu  verstehen,  durch  welchen 
ein  Darlehn  in  Geldern  oder  in  Waaren  hingegeben  wird,  welche 


3.  Kent  I.  c.  173  und  die  Fälle  der  Ünglisehen  Praxii:  the  Oratitadine, 
3  Robinson,  adm.  rep.  240.  283.  The  United  Int.  Comp.  ▼.  Scott, 
1.  Jolmaon.  rep.  115'.  Freeman  ▼.  tbe  Eait  India  Gomp.,  5  Baniw. 
et  AM.  617. 

4.  Literatur:  J.  O.  Vegesmek,  de  perienli  pretio.ad  L.  ft.  D.  de 
nant  foen.  (Gienen  1678).  —  L.  Loyaon»  praet.  Felta,  de  foe- 
nore  nautico  (Argent  1700).  -  J.  Boreholten,  de  nantieo  föe- 
Bore  (Heimst  1704).  —  M.  H.  Hudtwalcker,  de  foenore  nantko 
Roman.  (Hamburg.  1810).  —  Th.  de  Cock,  disa.  de  foenore  nao- 
tico.  (Leodü  1829).  Siehe  auch  die  Literatur  in  der  Note  lu  %  190. 
Quellen:  Dig.  22.  2.  Cod.  4.  33.  Novell.  106  und  110.  —  Vergl. 
bes.  Pohls  1.  c.  S.  8l0. 
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auf  des  Gläubigers  Gefahr  Qber  See  gehen.  Der  Gl&ubiger 
übernimmt  dabei  die  Gefahr  so,  dass  alle  Ztifälle  der  See,  welche 
den  Gegenstand  des  Darlehns  bis  an  don  Ht  stimmungsort  treffen, 
von  ihm  getragen  werden  und  er  allen  Anspruch  gegen  den 
Schuldner  verliert,  wenn  und  soweit  das  Geld  oder  resp.  die 
Waaren  zur  See  untergehen.  Das  Geborgene  kommt  aber  dem 
Glaubiger  immer  zu  Gute.  Wenn  der  Schuldner  oder  dessen 
Schiffer  durch  seine  Schuld  den  Verlust  herbeiführte,  also  z.  B. 
wo  wegen  Contrebande  Confiscation  stattfand  (L.  3.  Code  1.  c.)» 
bleibt  nichtsdestoweniger  das  Darlehn  bestehen. 

Die  Gefahr  beginnt  f&r  den  Gläubiger  mit  dem  Augenblicke, 
wo  das  Schiff  unter  Segel  geht,  und  endigt  erst  mit  dem  Ende 
der  Reise,  es  sei  denn,  was  jedenfalls  erlaubt  ist,  dass  nach  den 
besonderen  Bestimmungen  des  Contractes  eine  andere  bestimmte 
Zeitdauer  f&r  das  Laufen  der  Gefahr  festgesetzt  sei.  Aach  kann 
diese  Zeit  für  Hin-  und  Herreise  bestimmt  sein« 

Das  foenus  nauücum  ist  wesentlich  nichts  als  ein  bedingtes 
Darieben. 

Wegen  der  pecunia  triyectitja  kann  man  also  wohl  an  sich 
dem  Glaubiger  kein  Pfandrecht  an  dem  Schiffe  selbst  einräumen*). 
Der  Gläubiger  hat -ein  dingliches  Recht  nur  an  dem  GeMe  oder 
an  den  dafür  gekauften  Waaren  und  propter  in  rem  Tersionem 
am  Schiffe,  wenn  etwa  das  Geld  bereits  in  dasselbe  hioeinge- 
wandt  war  durch  Benutzung  zu  Ausbesserungen  etc.,  falls  die 
Römer  schon  an  solche  Ausdehnung  des  Contraots  gedacht 
haben«  obwohl  sie  mir  thunlich  erscheint.  Doch  kann  ein 
Mehreres  und  zwar  ein  ausdrückliches  Pfandrecht  sowohl  am 
Schiffe  wie  an  allen  Gütern  von  dem  Schuldner  ausdrücklich 
eingeräumt  werden,  falls  nur  der  Schuldner  Eigenthümer  des 
Schiffes  und  d^r  Güter  ist.  Aber  die  Romischen  Reehtsquellen 
halten  sich  in  ihren  Erörterungen  hier  so  allgemein,  dass  man 
füglich  auch  den  Fair  sich  denken  darf,  wo  in  einem  fremden 
Schiffe,  das  mit  fremden  Gütern  beladen  ist,  das  von  einem 
fremden  Schuldner  geliehene  Geld  versahdt  wird,  und  dann 
kann  nun  vollends  weder  von  einer  ausdrücklichen  noch  still- 


5.  Die  L.  4.  in  f.  C.  I.  c.  beweiit  gar  nichts.  Die  MeiBten  sind  anderer 
Ansieht.  —  Unterer  Meinung  iit  aach  Koch.  Preun.  Recht  $44^ 
der  aber  aneh  das  dingliche  Recht  an  den  Waaren  IftugfnetJ 
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schweigenden  Verpftndung  dieses  dem  Schuldner  fremden  Schiffes 
und  Gutes  die  Rede  sein. 

Es  war  übrigens  nicht  selten,  dass  der  GUiubiger  einen 
Agenten  zur  Gontrole  auf  dem  Schiffe  mitreisen  liess.  L.  4. 
%  1.  D.  l  c 

Wenn  das  Geld  und  resp.  die  Waare  keiner  Gefahr,  gleich- 
viel aus  welchem  Grunde,  ausgesetzt  wird»  so  ist  von  der  pecunia 
trajectitia  nicht  die  Rede.    Arg.  L.  4.  pr.  D.  L  a 

Wegen  des  Trageos  doL  Gefahr  von  Seiten  des  Gläubigers 
darf  sich  nach  Rom.  Recht  derselbe  höhere  als  die  gewöhnlichen 
Zinsen  ausbedingen»  nämlich  centesimae  usurae,  d.  b.  1  Yon  100 
pro  Monat  =  12  pro  Jahr  •).  Diese  Zinsbeschränkung  ist  jetzt 
nicht  mehr  praktisch  gültig.  Doch  laufen  die  höheren  Zinsen 
immer  nur  für  die  Zeit,  wllhrend  welcher  das  Dartebn  der  Ge- 
fahr ausgesetzt  ist,  also  so  lange  das  Schiff  in  See  war.  L.  4. 
pr.  D.  h.  t 

Uebrigens  kann  die  Gefioihr  auch  eine  andere  sein  als  die 
Seegefahr.  Man  spricht  dann  von  einem  foenus  quasi  naoli- 
com,  nur  darf  nach  Römischem  Recht  unter  dem  Schein  der 
Gefahrsübernahme  kein  Spiel  beabsichtigt  sein.  (L.  5.  D.  1.  c) 

Dieser  ursprünglich  Römische  Gontract  kann  füglich  jelzl 
noch  in  der  Praxis  des  Seerechts  als  üblich  und  diensam  ange- 
sehen werden.  Freilich  ist  seine  Bedeutung  and  Wirksamkeit 
durch  die  Grossavanturei  und  die  Bodmerei  vielfach  in  den 
Hintergrund  geschoben. 


§  189.    Grotsavanturei. 

Der  Grossavanturvertrag  ist  ein  Darlehnsvertrag,  wo- 
bei Jemand  gegen  hohe  Zinsen  Geld  zu  einer  Seeunternehmung 
in  Waaren  in  der  Art  leiht,  dass  der  Darleiher  ein  dingliches 
Recht  an  der  Waare  hat,  aber  dafür  die  Seegefahr,  welche  die 
Waare  trifft ,    übernimmt    JOerselbe   wird    in   England    auch 


6.  In  Bezug  auf  das  Ztnimass  galten  im  alten  Rom.  Rechte  keine  Be* 
■chrankungen  und  wurde  obige  Beschrankung  auf  Beeehwarde  eini- 
ger Kaufleute  durch  nov.  106  aufgehoben,  aber  durch  nov.  110 
wiedereiogefUhrt. 
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Respondentia  genannt^),  obwohl  man  darunter  gleichfalls 
die  eigentliche  Bodmerei  auf  die  Waaren  versteht.  In  Frank- 
reich und  auch  anderwärts  nicht  selten  scheint  aber  die  Grosa- 
avantorei  mit  der  Bodmerei  zusammengeworfen  zu  werden. 
Unter  contract  k  la  grosse  versteht  man  Grossavanturei  wie 
Bodmerei. 

Nicht  gerade  nothwendig  ist  es,  dass  der  Borgende  selbst 
mit  den  Waaren  reise,  obgleich  es  regelmässig  der  Fall  Ist. 

Dieser  Vertrag  ist  nun  aus  dem  Bedürfnisse  entstanden,  zu 
Untemehmongen  In  Waaren,  zu  denen  dem  Einen  die  Geldmittel 
fehlen,  diese  von  einem  Anderen  zu  eriialten.  Das  Ziel  ist,  dass 
der  Borgende  durch  die  von  jhm  erst  in  Anregung  gebrachte 
Speculation  wegen  seiner  Mühe  gewinne  und  dass  zugleich  der 
Geldvorstrecker,  eben  weil  er  das  Geld  darleiht  und  die  Gefahr 
tragt,  einen  reichlichen  Antheil  am  Gewinne  durch  höhere  Zin-- 
sen  erhalte. 

Wesentlich  ist,  dass  der  Darleiher  die  Gefahr  Qbernehme. 
DafQr  darf  er  erstlich  höhere  Zinsen  fordern  und  ist  das  Rom. 
Zinsmass  von  12  pGt  jetzt  gewiss  nicht  mehr  als  Schranke  zu 
betrachten.  DaRlir  hat  er  sodann  ein  dingliches  Recht  an  den 
Waaren,  obgleich  es  das  Wesen  der  Grossavanturei  nicht  auf* 
heben  würde,  wenn  zugleich  der  Sdiuldner  sich  noch  persönlich 
yerpflichtete,  da  ja  ein  Theil  der  Gefahr  sehr  wohl  in  dessen 
Mangel  an  Vermögen  liegen  kann.  Nur  muss  Oberhaupt  wirk- 
lich eine  Gefahr  -vorhanden  sein ,  damit  nicht  das  Geschäft  in 
Wucher  übergehe.  Analogisch  wird  auch  eine  andere  als  die 
Seegefahr  riskirt  werden  können,  z.  B.  wenn  Waaren  durch  ge- 
filhrliche,  von  R&ubern  oder  wilden  Horden  bedrohte  Gegenden 
(In  Karavanen)  zu  Lande  transportirt  werden  oder  wenn  gerade 
bei  dem  und  durch  den  Transport  eine  Gefahr  des  inneren  Ver- 
derbs der  Waaren  zu  riskiren  ist,  z.  B.  bei  einem  Transport  von 
Früchten,  leichtverderblichen  Flüssigkeiten  durch  sehr  heisse 
oder  auch  sehr  kalte  Gegenden.  Doch  wenn  die  Tragung  einer 
bestimmten  Gefahr  verabredet  ist  oder  dies  aus  den  Dm- 
attüden  sich  so  ergibt,  so  trigt  der  Darleiher  nur  diese  Gefahr 
und  keine  andere. 

Wenn   mehrere   Personen    zur  Grossavanturei   Geld   vor- 


7.  BladcrtoAe»  eont  IIb.  IL  cap,  20 
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schiessen,  so  entsteht  unter  Ihnen  ein  Societiitsverblltniss  mit 
seinen  regelniifcssigen  Wirkungen,  oder  falls  die  versdiiedenen 
Darleiher  nicht  wussten,  dass  ihre  Gelder  gemeinschaftlich  zu 
dem  Waareneinkaufe  verwandt  wurde,  eine  communio  incidens. 
Gewinn  und  Verlust  werden  pro  Rata  getragen. 

Von  Rechtswegen  können  die  hohen  Zinsen  nur  so  lange 
laufen,  als  die  Waaren  der  übernommenen  Gefahr  ausgesetzt  sind. 

Es  scheint  nun  als  ob  dieser  ganze  Grossavanturei -Vertrag 
wesentlich  nichts  Anderes  als  eine  Art  der  pecunia  trajectitia 
sei.  Siebe  $  188.  —  Zugleich  ist  ()ie  Grossavanturei  mit  der 
Bodmerei  verwandt  und  ihr  sogar  sehr  iüinlich«  Der  Haupt- 
unterschied ist,  dass  1)  bei  der  eigentlichen  Bodmerei  nicht  bloss 
auf  die  Waaren,  sondern  auch  auf  das  Schiff  Gelder  geliehen 
werden,  2)  dass  die  Waaren  bei  der  Schliessung  der  Bodmerei 
bereits  vorhanden  sind,  3)  dass  bei  der  Bodmerei  die  Gelder 
eben  nicht  zum  Ankauf  von  Waaren,  sondern  zur  FortsetzuQg 
der  Reise  verwandt  werden»  4)  .dass  die  Bodmerei  mehr  in 
Zeiten  der  Noth  und  irregulärer  Weise  aufgenommen  vdrd, 
während  die  Grossavanturei  als  eine  regelmässige  kaufmännische 
Speculation  erscheint,  dass  endlich  5)  bei  der  Grossavanturei  der 
Nebmer  wie  der  Geber  ein  lucratives  Geschäft  zu  machen  hoffen, 
während  bei  der  Bodmerei  eigentlich  nur  der  Geber  durch  die 
Prämie  möglieber  Wei^e  profitirt,  dagegen  der  Nehmer  froh  sein 
muss,  wenn  er  durch  das  geborgte  Kapital  sich  nur  von  grösseren 
Schäden  befreit.  Indessen  macht  man  allerdings  in  dieser  Be- 
ziehung nach  der  Praxis  der  meisten  Seestaaten,  sowie  nach 
den  ausdrücklichen  Bestimmungen  der  Seerechte  keinen  Unter- 
schied zwischen  Grossavanturei  und  Bodmerei  (auf  Waaren)  und 
spricht  hier  überall  von  Bodmerei.  Sielte  {  191.  —  Auch  der 
Bielbrief  ist  verwandt  mit  der  Grossavanturei.    Siehe  {  190. 


S  190.    Der  Bielbrief. 

Unter  Bielbrief,  Beylbrief,  Bylbrief  versieht  man 
allerdings  sehr  Verschiedenes.  Einmal  bezeichnet  derselfae  ein- 
fach die  Urkunde  über  die  Erbauung  des  Schiffes.  Siebe  Bd.  I. 
S  43.  Ferner  versteht  man  auch  darunter  diejenige  Urkunde, 
durch  welche  bei  einem  über  ein  Schiff  geschlossenen  Kaufe, 
w^en  des  Preises  des  Schiffpf ,  ^qr  Sicfier^^  4?r  kjlii|tigen 
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Zahlung  dieses  creditirten  Preises,  das  SchifT  von  dem  neuen 
Eigenthümer  dem  alten  Eigenthümer  speziell  verpfändet  wird. 
Auch  diese  Art  bietet  keine  juristische  Besonderheit  dar. 

Hier  verstehen  wir  unter  Bielbrief  die  Urkunde»  die  über 
ein  Darlehn  geschlossen  wird»  welches  zum  Bau  eines  neuen 
Schiffes  oder  zur  gewöhnlichen  Ausrüstung  eines  Schiffes  unter 
Verpikndung  des  Schiffes  oder  auch  mit  der  Verbindlichkeit, 
dass  das  Schiff  nicht  eher  vom  Stapel  laufen  darf»  als  bis  die 
Vorschösse  wiederbezahlt  sind»  gegeben  wird.  Siehe  Bd.  1.  S  48 
S.  06.  Im  Falle  des  Auslaufens  vor  der  BQckzahlung  ist  die 
Bedingung  hftufig,  doch  nicht  durchaus  nothwendig»  dass  der 
Schuldner  zur  ZurOckzahiung  nur  verpflichtet  sein  solle»  wenn 
das  Schiff  wohlbehalten  ankommt»  in  welchem  Falle  dann  aller- 
dings wegen  der  Qbernommenen  Gefahr  höhere  Zinsen  stipulirt 
werden  können.  Diese  Art  Bielbrief  wird  denn  auch  Bodmerei- 
brief genannt.  In  England  heisst  der  Biel-  wie  der  eigentliche 
Bodmereibrief  boitomry  und  wird  davon  Respendentia 
(S  189  initio)  unterschieden. 

Von  zwei  wirklichen  Bielbriefen  geht  der  Iltere  dem  jüngeren 
vor»  was  bei  den  eigentlichen  im  Nothhafen  contrahirten  Bod- 
mereien umgekehrt  ist  Doch  muss  wohl  die  Forderung  aus 
dem  Bielbriefe  der  Forderung  aus  dem  jüngeren  Bödmereibriefe 
nachstehen»  sofern  nachgewiesen  wird»  dass  durch  die  Bodmerei- 
geber das  Schiff  auch  dem  Darleiher  aus  dem  Bielbriefe  erhal- 
len worden  ist 

Hier  sowohl  wie  bei  der  Grossavanturei  versteht  es  sich  von 
selbst»  dass  nur  der  totale  Untergang  des  Objeets  dem  Glau- 
biger sein  ganzes  Recht  nehmen  könne.  In  allen  Fallen»  wo 
etwas  geborgen  wird»  hat  er  gewiss  ein  Recht  darauf. 

$  lOL    Bodmeiei  im  engeren  Sinne  *). 

Der  Bodmereivertrag  ist  derjenige  Vertrag,  bei  welchem  der 
GIftnbiger  auf  ein  Schiff  (sammt  dessen  Fracht)  und  dessen 


8.  Spezialliteratur.  Siehe  auch  S  188  Note  und  die  Citate  unter 
der  Rubrik  Abtcb.  VIU.  —  J.  D.  v.  Büren»  praet.  N.  C.  Lyncker, 
diasertatio  de  bodmeria  ex  utroqne  jure  deaumta  (Jena  1679).  -* 
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Ladung  oder  auf  das  eine  oder  das  andere  ein  Darlehn  gegen 
eine  bedungene  Prämie  in  der  Art  hingibt,  dass  das  Schiff  oder 
resp.  die  Ladung  oder  beides  zugleich  verhaftet  sein  sollen,  dass 
aber,  wenn  diese  verpfändeten  Objecto  ganz  oder  theilweise  zu 
Grunde  gehen,  der  Darleiher  den*  Anspruch  auf  sein  Kapital  und 
die  Prämie  verliert,  soweit  nicht  von  diesen  Objecten  etwas  ge- 
rettet worden  ist,  und  dass  endlich  der  Schuldner  bei  glück- 
licher Ankunft  der  verpfändeten  Gegenstande  am  Bestimmungs- 
orte sowohl  das  Kapital  wie  die  bedungene  Prämie  bezahlen 
müsse« 

Nach  allen  neuereu  Seerechten  (namentlich  Englands,  Nord- 
aqierikas,  Preussens,  Frankreichs,  Spaniens,  Hollands,  Schwedens 
etc.)  wird  der  Rheder  sowie  der  Ladungseigenthümer  zwar 
vor  Allen  als  zur  Verbodmung  berechtigt  angesehen,  und  mnss 
man  diesen  Eignern  von  Rechtswegen,  ihrer  Befugniss  zur  Ver- 
ftussening  überhaupt  halben,  die  Befugniss  zur  Verpflkndung  nach 
Bodmerei  zuerkennen.  Indessen  wird  in  diesen  Seerechten  ein- 
mal zumeist  nicht  gehörig  die  eigentliche  Bodmerei  von  dem 
Bielbriefe  und  von  der  Grossavanturei  unterschieden;   sodann 


J.'Kentiler,  dita.  ezhibens  bodmeriam  (Aarel.  1683).  —  H.  Ra- 
demin,  praet.  H.  Bodiao,  de  bodmeria  (HaUe  1607).  -*  J.  Cle- 
Tic a tu«,  quaestio  de  Bova  specie  cambii  mantimi  (Venedig  1711). 
—  Willenberg,  de  bodmeria  (Ged.  1720).  —  vanEtcb»  de  con- 
tractu nautico  apud  nottrates  bodmeria  diclo.  (Lugdun.  1817.)  — 
Baldassaroni,  traltato  del  cambio  mar.  (3.  Bd.  des  Werkt  Über 
Auecuranzen).  —  Verwer,  Verhandlinge  van*t  Recht  der  HoUant- 
sehe  Bodemer^jeo  (abgedruckt  in  dessen:  Nederlantt  Seereeh- 
ten.  S;  151  ff.  der  4.  Ausg.  Amsterdam  1764  und  in  einem  Com- 
mentar  über  des  Hugo  Qrotius:  Juleitinge  tot  nederlanta  Rechts- 
geleertheit  Bd.  III.  DeelXI.  bestehend).  —  Benecke,  System  des 
Aaseeurans-  und  Bodmereiwesens  Band  IV.  S.  401  ff.,  sowie  auch 
schon  Bd.  I.  S.  86  ff.  —  Emerigon  trait^  des  assurancea  et  des 
ooBlmts  k  U  grosse.  (llarseiUe  1783)  tom  IL  —  AUaa  Park»  ^^ten 
of  marine  insurance  (London  1787.  1800  und  Öfter)  chs|».  21.  ^ 
Eulhardt,  de  credito  navali  (Qottingen  1808).  —  Eine  gute  Zer- 
gliederung des  Vertrags  gibt  Bressoies  in  der  Revue  de  l^gislation 
(Paris  1841  p.  338)  und  Ober  die  allmilige  Ausbildung  des  Ver- 
trages ist  Fremery,  4tudes  de  droit  commercial  p.  249.  278  nadi- 
suaehen. 
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wird  dodi  wiederam  ia  den  genannten  Seerechten  Torzugs- 
weise  von  der  Befugniss  des  Kapitains  zur  Aufnahme  der  Bod- 
merei gesprochen,  und  endlich  wird  der  Dnlcrschied  zwischen 
der  durch  den  Eigner  und  der  durch  den  Schifler  aufzunehmen* 
den  Bodmerei  überall  richtig  anerkannt  und  festgehalten. 

Der  Schiffer  ist  aber  nur  im  Nothhafen  oder  doch  da»  wo 
jene  Eigner  und  deren  ordentliche  Stellvertreter  nicht  anwesend 
sind  und  nicht  zur  rechten  Zeit  herangezogen  werden  können, 
zur  Aufnahme  der  Bodmerei  befugt. 

Ferner  hängt  der  volle  und  eigenthümliche  juristische  Cha- 
rakter der  Bodmerei  im  Gegensatz  von  dem  Bielbrief  und  der 
Grossavanturei  vornftmlich  von  der  Contrahirung  gerade  im  Noth- 
hafen zum  Zweck  der  Fortsetzung  der  Reise  ab.  Sodann  hat 
die  von  den  Eignern  selbst  contrahirte  Bodmerei  nur  die  Wir- 
kungen der  eigentlichen  Bodmerei,  wenn  auch  sie  im  Nothhafen 
and  zum  Zweck  der  Fortsetzung  der  Reise  verbodmeten;  sonst 
fällt  ihre  anderweitige  Contrahirung  von  Darlehen  auf  Schiff  und 
Gut  mehr  oder  weniger  theils  mit  der  Grossavanturei,  theils  mit 
dem  Bielbrief  zusammen. 

Demnach  wird  man  fOglich  die  eigentliche  Bodmerei,  vom 
wissenschaftlichen  Standpunkte  aus  und  eben  zum  Behufe  der 
Aufdeckung  des  selbststandigen  Charakters  der  Bodmerei  im 
Unterschiede  von  jenen  sehr  verwandten  seerechtUchen  Instituten 
auf  die  Verpfandung  von  Schiff  und  Gut  im  Nothhafen  und  zwar 
vorzugsweise  durch  den  Kap  itain  beziehen  dOrfen,  da  die 
Eigner  von  Schiff  und  Gut  überhaupt  selten  im  Nothhafen  Bod- 
merei aufnehmen  werden  können,  weil  weder  sie  noch  auch 
ihre  Repräsentanten  hlufig  dort  anwesend  sein  werden. 

Dieser  Nothhafen  braucht  denn  aber  nicht  immer  ein 
Zwischenhafen  zu  sein,  den  der  Schiffer  auf  der  Reise  hatte 
anlaufen  müssen,  sondern  kann  füglich  auch  der  Bestimmungs- 
hafen sein,  insoCern  der  Schiffer  zur  Rückkehr  nach  dem  Ab- 
gangshafen und  vielleicht  fürs  Erste  zur  Fahrt  nach  einem 
anderen  Bestimmungshafen  sich  genöthigt  sieht,  Geld  auf 
Bodmerei  aufzunehmen.    Siehe  S  198. 

Unbedingt  erforderlich  ist  aber  zum  Wesen  des  Bodmerei* 
contractes,  dass  das  verpfändete  Object  wirklich  der  See- 
gefahr ausgesetzt  wurde  und  dass  im  Falle  des  Unterganges 
desselben  der  Glaubiger  das  dargeliehene  Geld  verliere,  doch 
V.  Ealtenborn,  Scercchi  H.  1^ 
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Iftsst  sich  Letzteres  noch  eher  modificiren.  Wo  aber  diese  Er- 
fordernisse fehlen,  da  geht  der  Vertrag  leicht  In  ein  ander 
Geschäft  ober  und  nimmt  namenilich  leicht  die  Natur  eines 
Wuchergeschäftes  an.  Pohls  1.  c.  821.  Daher  bestimmt  mit 
Recht  das  Spanische  Handelsgesetzbuch  Art  828,  dass,  wenn  die 
Terbodmeten  Objecte  nicht  der  Gefahr  ausgesetzt  werden,  der 
Contract  nicht  in  Wirksamkeit  trete. 

Mit  Recht  erklärt  aber  das  Spanische  Recht  I.  c.  Art  827 
zugleich  den  Bodm«reicontract  fQr  null  und  nichtig,  weicherauf 
Güter  geschlossen  wurde,  die  zur  Zeit  der  Gontrahirung  bereits 
der  Gefahr  ausgesetzt  waren,  da  ja  möglicher  Weise  zu  der 
Zeit  diese  Objecte  bereits  untergegangen  sein  konnten,  man 
femer  bei  einer  Seegefahr  häufig  den  Tag  des  Unterganges  der 
einzelnen  Objecte  nicht  leicht  wird  ermitteln  können,  es  mithin 
allzu  sehr  an  den  nöthigen  sicheren  juristischen  Fundamenten 
für  die  Entstehung  eines  Bodmereirertrages  fehlt  und  der  Ver- 
trag am  Ende  hier  nichts  Anderes  als  eine  Wette  wäre. 


g  192.    Getehiehtiichet. 

Spuren  des  Institutes  der  Bodmerei  finden  sieh  schon  in 
dem  Consolato  del  mare  cap.  104— d,  sowie  im  Seerecht  too 
OUron  Art  122.  Deutlich  aber  erst  bandelt  davon  das  Wish. 
Seereeht  Art  36.  Dies  spricht  zwar  nur  von  dem  Rechte  des 
Schiffers  zur  Verftusserung  Ton  den  geladenen  Gütern,  indessen 
aus  Art  40  erhellt  schon  zur  Genüge,  dass  eine  solche  Ver- 
iusserung  auf  den  Boden  des  Schiffes  gesdiehen  konnte 
(musste?)  und  dass  der  Kaufmann  dessentwegen  —  so  rerre 
die  Bodem  so  veel  to  Lande  bringt  —  ein  Pfandrecht  am  Schiffe 
binnen  Jahr  und  Tag  hatte.  Ausführliche  Vorschriften  Ober 
Bodmerei  kommen  auch  schon  vor  in  den  Statuten  von  Marseille 
TOB  1254«). 

Die  Bestimmungen  des  genannten  Artikels  des  Wisbyschen 
Seerechts  sind  sodann  übergegangen  in  die  Hamburger  Statuten 
Yon  1497  P.  10  und  von  1603  Hb.  II.  tit  14.  Artikel  7<«).    In 


9.  Lib.  III.  cap.  V.  bei  Pardeasut,  collection,  Tol.  IV.  p.  265. 
10.  cf.  Langenbeck  1.  c.  S.  35  und  272. 
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manchen  sonst  ziemlich  amfangreichen  Seerechten  des  15.  und 
16.  Jahrhunderts  finden  sich  keine  Spuren  der  Bodmerei,  ohne 
dass  man  aber  daraus  mit  Bestimmtheit  folgern  könnte,  dass  in 
den  Landen  jener  Satzungen  zur  Zeit  von  deren  Abfassung  die 
Bodmerei  noch  nicht  herrschend  gewesen  wäre. 

Das  Wort  Bodmerei  (Bodemerei  oder  Bodmerey,  Engl, 
bottomry,  Holt,  bodemerye,  Schwedisch  Bodmeri,  Dänisch 
Bodmerie^^),  kommt  her  von  Bome,  der  Boden,  Scbiflskiel, 
bedeutet  also  ursprünglich  ein  Darlebn,  was  auf  dem  Boden 
des  SchUfes  haftet«  wofQr  der  Boden  des  Schiffes  und  da  der 
Kiel  hier  wesentlich  als  Repräsentant  des  ganzen  Seeschiffes  er- 
scheint, das  ganze  Schiff  verpfändet  ist.  Ursprünglich  bezog 
man  demnach  jedenfalls  die  Bodmerei  nur  auf  die  Verpfandung 
des  Schiffes  für  ein  darauf  genommenes  Darlehn,  und  erst 
späterhin  dehnte  man  die  Bodmerei  auch  auf  die  Verpfilndung 
der  Waaren  ans. 

Es  scheint  übrigens  keinem  Zweifel  unterworfen  werden  zu 
können  nach  den  Ausdrücken  der  alten  Seerechte^  welche  zuerst 
der  Bodmerei  gedenken,  dass  eine  Verpfandung  der  Gegenstande, 
auf  welche  das  Darlehn  gegeben  wurde,  schon  im  Mittelalter 
zur  Zeit  der  Entstehung  der  Bodmerei  stattgefunden  habe^*). 
Es  liegt  das  schon  im  Namen  der  Bodmerei  selbst  und  sodann 
heisst  es  schon  im  Wisbyschen  Seeredite  ausdrücklich,  dass  das 
Geld  auf  den  Böden  des  Schiffes  gegeben  werde  und  dass  an 
dem  Schiffe  der  Kaufmann  binnen  Jahr  und  Tag  sein  Geld 
suchen  müsse,  womit  doch  unstreitig  das  Pfandrecht  ange- 
deutet ist 


11.  Die  FraBEOsen,  Italiener  und  Spanier  kennen  das  Stammwort  aeibiC 
nicht,  aondenr  haben  für  dieaen  Begriff  andere  mehr  nmschreibende 
Worte:  contrat  ou  pret  k  la  grosse;-  cambio  maritimo;  la 
gruesa  Ventura,  welcher  Spanische  Ausdruck  wörtlich  geradezu 
Orossavanturei  ist,  worauf  auch  der  Franz.  Ausdruck  geht. 

12l  Mittermaier,  Deutsohea  Privatvecht  S  310  und  Fremery  i,  e. 
acheinen  anderer  Meinung. 
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S  193.    Allgemeine  Natur  der  Bodmerei. 

In  der  Bodmerei  finden  sich  also  nach  den  bisherigen  Er- 
örterungen vereinigt:  ein  Darlehn«  eine  Verpfändung  und 
eine  Art  von  Versicherung.  Zur  Sicherheit  des  Darlehn- 
geh  er s  dient  das  Pfandobject  und  überhaupt  die  Verpfkndaag. 
Doch  auch  zum  Besten  des  Darlehnnehmers  gereicht  diese 
Verpfändung,  denn  im  Fall  des  Unterganges  des  Pfandobjectes 
ist  er  von  aller  weiteren  Verbindlichkeit  zur  Zurückzahlung  des 
Darlehns  befreit  Die  VerpAndung  ist  aber  der  Art«  dass  da- 
durch ein  dingliches  Vorzugsrecht  nicht  bloss  gegenüber  eio^ 
fachen  obgligatorischen  Glllubigern«  sondern  in  den  meisten 
Füllen  auch  vor  den  übrigen  dinglichen  Gläubigern  in  Bezug  auf 
den  verbodmeten  Gegenstand  erworben  wird.  Demnach  sind  die 
gesetzlich  gebotenen  Förmlichkeiten  in  Bezug  auf  die  Singehong 
des  Bodraereicontractes  in  den  Particularrechten  zwar  nicht  ab 
absolut  nothwendig  angesehen  für  die  legale  Existenz  des  Con- 
tracts  unter  den  Parteien»  wohl  aber  in  Bezug  auf  Rechte,  die 
eine  oder  die  andere  Partei  gegenüber  Dritten  aus  deai  Cod- 
tracte  herleiten  will.  Doch  scheint  es  hier  allerdings  sogar  auf 
die  wörtliche  Fassung  der  betreffenden  gesetzlichen  BestimmuDgen 
der  einzelnen  Seerechte  vor  Allem  anzukomn^en»  ehe  man  im 
concreten  Falle  eine  Entscheidung  abgeben  kann.    Siehe  S  200. 

Insofern  der  Darlehngeber  die  Gefahr  einer  Sache,  die  einem 
Anderen  gehört,  gegen  eine  Entschädigung  übernimmt,  so  hat 
die  Bodmerei  eine  gewisse  Aehnlichkeit  mit  dem  Versicfaernngs- 
vertrage.  Freilich  trägt  dabei  auch  der  Darlehnempftmger  eine 
Gefahr,  denn  geht  seine  Sache  zu  Grunde,  so  geht  sie,  trotz  der 
Bodmerei,  ihm  zu  Grunde  und  er  bekommt  keine  Entschädigung 
Aber  die  Gefahr,  welche  der  Darlehn  nehmer  trägt,  ist  geringer 
als  die,  welche  der  Geber  übernimmt,  denn  letzterer  verlieft 
alle  seine  Rechtsansprüche  durch  den  Untergang  einer  fremden, 
nämlich  der  ihm  verpfändeten  Sache  (Schiff  oder  Gut),  während 
der  Nehmer  einfach  nur  die  gewöhnliche  Seegefahr  seiner  eigenen 
Sache  (Schiff  oder  Gut)  trägt  nach  der  alten  Regel:  Casom 
sentit  dominus,  dafür  aber  auch  das  entnommene  Darlehn  nicht 
wieder  zu  bezahlen  braucht  Sonst  werden  allerdings  die  See- 
gefahren in  beiden  Verträgen  gleichmässig  getragen  und  kann 
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auf  die  Damliche  Weise  in  beiden  diese  GefahrsQbernahme 
modificirt  werden.  Sodann  ist  die  Prämie  bei  der  Bodmerei  und 
bei  der  Versicherung  vorhanden  -  und  wird  deren  Höhe  durch 
die  Dauer  und  besondere  Beschaffenheit  des  Risico's,  sowie 
durch  die  Umstände  des  concreten  Falles  in  beiden  naher  be- 
stimmt Endlich  bringen  beide  Vertrage  nur  in  sofern  die 
ihnen  eigenthümlicben  Wirkungen  hervor,  als  die  verbodmeten 
oder  resp.  versicherten  Sachen  wirklich  einer  Seegefahr  aosge- 
setil  sind»  die  unter  den  nimlichen  umständen  und  unter  den 
namlieben  Ereignissen  in  beiden  anfängt  und  endigt.  Wegen 
der  Verschiedenlieiten  teider  Verträge  siehe  S  194. 

Debrigens  kann  der  Bodmerei  statt  des  Darlehns  auch  eine 
Hiethe  zum  Fundamente  dienen.   Siehe  %  105,  sowie  $201  n.  2. 

Wegen  der  Oebernahme  der  grossen  Gefahr  ist  bei  der 
Bodmerei  es  dem  Gläubiger  erlaubt,  fQr  das  vorgestreckte  Dar- 
lehn»  troti  der  Pfandstcherung,  sich  höhere  Zinsen  versprechen 
zu  lassen.  Doch  entsteht  der  Zinsanspruch  allemal  erst  durch 
ausdrfickliohe  Verabredung  und  versteht  sich  keineswegs  von 
selbst.  Die  Höhe  der  Zinsentschädigung  für  die  übernommene 
Gefahr  wird  jetzt  überall  einzig  der  Willkür  der  Parteien  über- 
lassen, welchen  hier  durch  die  Gesetze  keine  Beschränkung  auf- 
erlegt wird. 

Mithin  kann  man  die  Bodmerei  weder  als  ein  blosses 
Darlehn  ansehen,  noch  darf  man  darin  vorzugsweise  bloss  eine 
Verpfändung  erblicken,  noch  ist  sie  endlich  mit  dem  Assecuranz- 
vertage  ($  104)  zu  vermengen.  Vielmehr  ist  die  Bodmerei  ge- 
fliischter  Natur  und  ist  als  ein  eigenthümliohes,  auf  jenen  ver- 
adiiedenen  Fundamenten  sich  selbstständig  erhebendes  seerecht- 
liches  Institut  zu.  betrachten,  zur  Befriedigung  ganz  besonderer 
Bedürfnisse  des  Seeverkehres,  welche  weder  dtireh  das  «infache 
Darlehn,  noch  durch  die  blosse  Verpfändung,  noch  endlich  selbst 
durch  die  Versicherung  genügend  befriedigt  werden  können. 

Oebrigens  heisst  der  Darleiher  Bodmereigeber  oder 
Bodmereigläubiger  oder  Bodmerist,  der  Darlehnempfllnger 
aber  Bodmereinehmer  oder  Bodmereischuldner.  Die 
Zinsentsdiädigung  heisst  Bodmereiprämie  oder  schlechthin 
Prämie. 
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%  194.    Unterschied  der  Bodmerei  tob  der  AMeeomu  mud 
Peeotille  >»). 

L  Die  AebnlichlLeiten  zwischen  Bodmerei  oad  Aseeooraiii 
sind  im  yorigen  %  auseinandergesetzt  Hier  sollen  nur  nocb 
ihre  Verschiedenheiten  iLnrz  angegeben  werden. 

1)  Im  Bodmereiverträge  h'efert  der  Darleiher  yor  Bestehung 
der  Gefahr  wirklich  eine  gewisse  Summe,  in  der  Asaecuranz 
gibt  der  Versicherer  entweder  gar  nichts  oder  doch  nur, 
falls  sich  wUhrend  der  Reise  wirklich  ein  Seeschaden  zuge* 
tragen  hat,  nach  wirklicher  Bestehung  der  Gefahr. 

2)  Im  Bodmereiverträge  wird  die  Prämie  erst  naehtriglich  zu- 
gleich mit  der  Rückzahlung  des  Kapitals  bezahlt  Bei  der 
Versicherung  erfolgt  die  Zahlung  der  Prftmie  im  Voraus 
yor  aller  Gefahr;  und  sollte  wirklich  irregulirer  Weise  die 
PrAmie  nicht  sofort  bei  Eingehung  des  Vertrags  beiablt 
werden,  so  erh&lt  der  Versicherer  doch  sogleich  von  Anbog 
an  eine  sichere  Forderung,  die  er  cediren  kann;  freilich 
bringt  hier  (wie  auch  bei  der  Bodmerei,  obgleich  dort  io 
anderer  Art)  das  Ristoreo  manches  Eigenthümliche.  Ist  aber 
einmal  die  Gefahr  bestanden  worden,  so  behftlt  der  Ver- 
sicherer allemal  seine  Primie  und  kommt  ihm  diese  also 
auch  allemal  bei  Erstattung  von  Seescb&den  zu  Gate,  ja  er 
beh&lt  sie,  wenn  auch  kein  Seeschaden  wührend  des  Laufes 
der  Gefahr  auf  der  Reise  sich  zugetragen  hat.  Der  Bod- 
merist  verliert  allen  Anspruch  auf  Kapital  und  Primie  beim 
Untergänge  des  verbodmeten  Objectea,  und  hangt  auch  die 
RQcksahlung  des  Kapitals  mehr,  oder  weniger  yon  den 
Werthe  des  Erretteten  bei  partiellen  Seesch&den  ab. 


19.  Vergl.  besonders  Pardessus  1.  c.  897.  888.  889.  892.  Auch  P5hli 
I.  c  S.  830.  Kent,  comment  tom.  III.  p.  350.  van  Baerle«  de 
eontract.  auec.  et  bodm.  (Lugd.  1823).  Boulay-Paty  1.  c  m. 
pag.  M2.  Gnidon  de  la  mer,  cbap.  19.  Artikel  1.  Blaekstone, 
eomm.  II.  c  30.  vaa  Bach  1.  e.  p.  49^  Verwer  1.  e.  ad  g  1  o.  21 
(Nederlandi  Seereehten  p.  152  und  178  sq.),  welcher  erkllft:  dat 
mea  de  ttipulatie  van  de  Bodmerije  eonfondeert  met  die  van  de 
Aisecurantie,  daer  sy  aU  nacht  en  dagh  van  elkanderea 
versohillen. 


S 194.  Dnlenchied  der  Bodin.  tod  der  Assec  u.  Pacot.  %  194.    247 

3)  Wegeo  L  und  3.  ist  es  erklirlich,  dass  die  Bodmereiprämie 
immer  höher  ist,  als  die  AsaecuransprUmie. 

4)  Bei  der  Bodmerei  moss  ein  Pfand  lum  Grunde  hegen  und 
di«Dt  dies  rar  Sicherheit  des  Bodmeristen  wegen  der  Rück- 
zaUung  des  Kapitals  und  wegen  der  Primie.  Bei  der  Asse- 
oorans  ist  von  Anfang  an  keine  Verpfandung  vorhanden  und 
tritt  Oberhaupt  kein  dingliches  VerhSltniss  zur  versicherten 
Sache  hervor,  ausser  nach  wirklich  bestandener  Gefahr  und 
nach  wirklidi  erfolgten  Seeschaden,  etwa  im  Falle  des 
Abandon's.  Der  Versicherer  ist  durch  den  Vorausempfang 
der  Primie  Qbecall  schon  sehr  bevorzugt. 

5)  Dadurch  dass  der  Bodmereigeber  das  Rlsico  der  ver- 
bodmeten Gegenstande  übernimmt,  contrahirt  er,  falls  er  nur 
erst  das  Darlehn  gezahlt  hat,  weiter  keine  Verbindlichkeiten 
gegen  den  Entlehner;  vielmehr  ist  dieser  allein  jenem  nun 
zu  Verbindlichkeiten  verpflichtet,  nämlich  besonders  zur  Er- 
stattung von  Kapital  samrot  PrSmie,  wenn  nicht  das  Bod- 
mereiobject  in  der  Gefahr  untergeht.  Der  Versicherer 
macht  sich  aber  gerade  durch  das  Eingehen  des  Vertrages 
und  resp.  durch  den  Empfang  der  Prämie  auf  die  Dauer 
der  ganzen  Gefahr  dem  Versicherten  verbindlich,  ihn  für 
etwanige  Verluste  bis  zum  Belaufe  der  versicherten  Summe 
zu  entschädigen.  Der  Versicherte  hingegen  ist  während  der 
Zeit  der  Gefahr  zu  nichts  als  zur  diligentia  quam  in  suis 
rebus  adhibere  solet  in  Bezug  auf  das  versicherte  Object 
verbunden,  wozu  übrigens  auch  der  Bodmereinehmer  in 
Bezug  auf  das  verbodmete  Object  verpflichtet  ist:  und  zwar 
beide  zumeist  nur  durch  ihre  Stellvertreter  (nämlich  dar 
Rheder  in  Bezug  auf  das  versicherte  oder  resp.  verbodmete 
Schiff  durch  den  Kapitain,  der  LadungseigenthOmer  In  Be- 
zug auf  das  Gut  durch  den  Supercargo  oder  durch  den 
Kapitain). 

6)  Der  Kapitain  ist  unter  Umständen  (§108)  such  ohne  be- 
sondere Erlauboiss  und  kraft  seiner  Stellung  zu  Schiff  und 
Gut  zur  Schliessung  der  Bodmerei  berechtigt,  niemala  aber 
ohne  ausdrücklichen  besonderen  Auftrag  zur  Versicherung 
von  Schiff  und  Gut. 

7)  Bei  der  Bodmerei  muss  der  Darlebnempfiüiger  den  Be- 
weis liefern,   dass   der  verbodmete   Gegenstand   unterge- 
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gangen  <*)  oder  doch  nach  und  dnrch  Bestehung  der  Gefahr 
nur  noch  weniger  werth  sei,  als  die  Bodmereisumme  nebst 
PiHmie,  falls  er  sich  gegen  die  Klage  des  Bodmeriaten  ganz 
oder  theilweis  schützen  wilP*).  Der  Bodmmst  hat  nur, 
wenn  er  trotz  des  Unterganges  des  Objectes  seine  Forderung 
durchsetzen  will»  gegen  die  etwanige  Einrede  des  Empfkngers 
zu  beweisen,  dass  er  die  Gefdir,  in  welcher  das  Schiff' oder 
Gut  untergegangen  oder  auch  nur  verschlechtert  ist,  nicht 
zu  vertreten  gehabt  habe.  —  Bei  der  Assecuranz  muss 
der  Versicherte  seinen  Schaden  beweisen  und  hat  dann  eine 
Forderung  auf  Zahlung  gegen  den  Versicherer,  dem  seiner- 
seits allerdings  ähnliche  Einreden  wie  dem  Bodmeristen 
zustehen. 

8)  Bndlich  abgesehen  davon,  dass  die  Assecuranz  nicht  bloss 
im  Seerecht  und  zur  Sicherung  gegen  Seegefahr  vorkommt, 
wogegen  die  Verbodmung  einzig  ein  Institut  des  Seerechts 
ist  und  nur  bei  Uebernahmen  von  Seegefahr  gewöhnlich  ist, 
—  ist  der  Assecuranzvertrag  weit  verbreiteter  und  allge- 
meinerer Natur,  als  der  Bodmereicontract,  indem  jener  zur 
Sicherheit  gegen  jede  mögliche  Seegefahr  allgemein  und 
ordentlicher  Weise  von  allen  Schiffsihedem  und  Befrachtern 
fast  auf  alle  Reisen  abgeschlossen  wird,  w&hrend  die  Bod- 
merei nur  in  gewissen  besonderen  Fallen  und  zwar  die 


13.  60  ansdrOcklieh  das  Spaa.  Recht  1.  e.  Art.  8S1.  Auch  P5hlt  L  c 
8.  85^  ist  unserer  Ansioht. 

li.  Pardttras  1.  0.  n.  8B9  mit  913  yerlangt,  da»  der  Bodmereigeber  die 
glQckUehe  Ankunft  oder  jede  andere  Ursaehe  cur  EzigibifitiU  aeiaer 
Bodmereiforderung  beweise.  Er  beruft  sidi  auf  Code  d.  e.  Art  325, 
wo  aber  hierrou  nichts  steht  *£s  w&re  das  Oberhaupt  hart  Ba 
steht  jedenfalla  dem  Bodmeriaten  die  Vermuthung  sur  Seite,  daaa 
das  Schiff  wohlbehalten  angekommen  sei.  Folglieh  hat  nicht  «v 
sondern  der  Gegner  den  Beweis  zu  liefern.  Sodann  kann  jn  der 
Bodmereinehmer  und  resp»  der  Kapitain  diesen  Beweis  sehr  leidit 
f&hren  dnrch  Journal  und  Verklarung.  Wozu  drum  erat  dem  Bod- 
BBeiiatett  einen  Bew^  der  gUkkliehen  Ankunft  ablordeni,  dem 
gegenober  nun  erst  ein  Gegenbeweis  aus  jenen  Beweismitteln  in 
liefern  wUrel  Es  führt  das  nur  zu  unnOtzen  Weitlinfigkeiten»  be- 
sonders da  der  Bodmerist  zumeist  entfernt  yon  dem  Orte  der 
Bodmereianitragnng  wohnt. 
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eigentliche  Bodmerei  sogar  nur  im  Nothhafen  abgeschlossen 
wird.  Auch  die  Nothwendigkeit  der  grossen  Höhe  der 
Bodmereipramie  bindert  schon  die  Verbreitung  des  Bodmerei- 
Institutes  und  lasst  es  immer  als  Ausnahme  im  Seeverkehr 
erscheinen  **)• 

II.  Der  Bodmereivertrag  ist  ferner  nicht  zu  verwechseln  mit 
dem  Pacotillevertrage,  der  je  nachdem  die  Glauseln  des- 
selben beliebt  werden,  entweder  eine  Commission  oder  ein  Ver- 
trag auf  Verkauf  und  Wiedereinkauf  (Retouren),  auf  gemein- 
schaftlichen Gewinn  ist  Der  Darleiher  bleibt  bei  der  Pacotillc 
bis  zum  Verkauf  Eigenthümer  seiner  Güter  und  wird  durch  die 
Vermittelung  des  Pacotillenehmer  ElgenthQmer  der  durch  den 
Verkauf  der  Pacotillegüter  erlösten  Gelder  und  im  Fall  der 
Retouren  Eigenthümer  der  wieder  mit  diesen  Geldern  angekauf- 
ten neuen  Waaren.  Siehe  %  195  n.  II.  —  Auch  ist  von  be- 
sonderer üebemahme  einer  Seegefahr  nicht  die  Rede,  denn 
Nehmer  wie  Geber  der  Pacotille  tragen  die  Seegefahr  einfach 
nur  als  Eigenthümer.  Endlich  ist  auch  keine  Prämie  vorhanden, 
denn  der  Vortheil  der  beiden  Contrahenten  aus  dem  Geschäfte 
ist  entweder  nur  ein  Gewinn  aus  dem  Gommissionshandel  oder 
der  Gewinnantheil  aus  der  Sodetatsuntemehmung.  cf.  Band  I. 
S  78,  sowie  Pardessus  1.  c  n.  891. 


15.  Trotz  dieier  chirakteriitischen  Üntenchiede  zwisdien  beiden  Con- 
trseten  lind  ne  häufig  mitonsader  mehr  oder  weniger  vermengt 
worden.  Selbst  B  e  n  e  ek  e  1.  e.  itl  nieht  f^l  von  loldier  Vermengnng. 
NamentUeh  haben  rieh  Frans5sitehe  Autoren  öfter  durin  gefallen, 
die  Bodmerei  nach  dem  Matter  der  Afleecuraoi  zu  benriheilen  und 
zor  Zeit  der  Bedaction  des  Code  de  commeree  koute  man  noch 
glaaben,  da«  eben  wegen  der  Verwandtschaft  beider  Gontraete  die 
Bodmerei  und  Aatecurans  unter  Einem  Titel  abgehandelt  werden 
mÜMten.  Zwar  wurde,  aus  liemlidi  seichten  Gründen,  suletst  diese 
Verbindung  denn  doch  nicht  beliebt,  faidessen  finden  sieh  im  Code 
noch  manche  Spuren  einer  Vermengung  beider  Institute.  Ver^ 
Obaerf  aäons  des  tribunanz  I.  p.  342.  Annaljfse  raaeomi^  des  obs. 
des  tfib.  p.  81.  Boulay«Paty  III.  p.  12.  Siehe  auch  Ezpos^  de« 
motifs  der  Sitsnng  ▼.  8.  Sept.  1807  gans  im  Anfange. 
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S  195.    Sachen,  die  auf  Bodmerei  geliehen  werden  können  <•). 

L  Dies  ist  allerdings  vorzugsweise  Geld.  Doch  können 
auch  alle  anderen  Sachen,  die  nach  einem  allgemeinen  Werthe 
abgeschätzt  werden  können  und  also  mehr  oder  weniger  einen 
fungibelen  Charakter  an  sich  tragen,  auf  Bodmerei  gegeben  wer- 
den. Doch  wird  hier  immer  nur  deren  Marktpreis  am  Orte  der 
Bodmereiaufnahme  oder  ein  anderer  von  den  Parteien  festge- 
setzter Geldpreis  als  das  eigentliche  Object  des  Bodmereidarlebos 
angesehen  werden  können.  Auch  wenn  von  einem  Gläubiger 
dem  Schiffer  eine  beliebige  Sache,  ein  Pferd,  ein  Pfanddocument 
etc.  hingegeben  wQrde,  damit  der  Schiffer  diese  Sache  erst  ver- 
kaufen solle,  um  durch  den  Erlös  das  nöthige  Geld  zu  erhalten, 
würde  man  von  einer  Bodmerei  sprechen  können,  falls  nur 
jener  Gläubiger  sich  die  Verbodmung  bei  der  Hingabe  ausdrück- 
lich ausbedungen  hat. 

Am  weiugsten  läuft  es  aber  dem  Wesen  des  Bodmereicon* 
trads  zuwider,  dass  der  fiehpier  eigentliche  Wechsel  oder 
Waaren  empfikngt,  die  er  gleichfalla  erst  in  Geld  umsetxea 
muss,  um  sich  wirklich  die  Mittel  zur  Instandsetzung  des  SdiiA 
zu  verschaffen.  Aber  ich  würde  es  dem  richterlichen  Ermessen 
anheimstellen,  die  angebliche  Höhe  des  Bodmereidarlehns  in 
allen  solchen  Fällen ,  wo  vom  Bodmeristen  nicht  baares  Geld 
gegeben  ist,  zu  controliren,  um  wncherliche  Bedrückungen  mög- 
lichst abzuschneiden.  Doch  bin  ich  allerdings  nichtsdestoweniger 
der  Ansicht,  dass  der  Bichter  auf  diese  gewagten  Handels- 
apeculationen  keineswegs  schlechthin  den  gewöhnlicheii  Mass- 
slab einfacher  Geschäfte  anter  Privatleuten  anwenden  därfe. 
Der  Handelsrichter  muss  hier  den  eigentlichen  Handelsverkehr 
von  jeder  anderen  Art  des  Verkehres  unterscheiden. 

IL  Regel  ist  es  nun  .zwsr  allerdings,  dass  die  auf  Bodmerei 
geliehenen  Sachen  von  der  Art  sind,  dass  sie  vertretbar,  fun- 
^bel,  ja  gewMmlieh  verbrandibar  sind  und  das«  lier  Nehmer 
nicht  gehalten  werde,  sie  im  Natura  zu  resUtuiren.    Ferner  der 


le.  cf.  Pardetiut  1.  c.  n.  891. 
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Nehmer  wird  in  der  Regel  EigeDthQoier  der  auf  Bodmerei  ge-* 
liebenen  Sachen. 

Indessen  darf  doch  wohl  nicht  behauptet  werden,  dass  man 
einer  ConTention  keine  juristiacbe  Wirkung  beilegen  könne» 
welche  dahin  geht,  dasa  I)  Jemand  Sachen  zum  Behufe  der 
Wiederinatandaetanng  des  Schiffest  wie  z.  B.  Segel,  Taue,  Anker 
eta  bloss  zum  Gebrauch  hingibt,  und  2)  dass  der  Nehmer 
sie  in  Natura  wieder  zurückliefern  muss,  falls  sie  nicht  durch 
Seeunflille  zu  Grunde  gehen,  wobei  es  denn  yerschieden  be- 
stimmt werden  kann,  wer  die  blosse  Verschlechterung 
der  so  geborgten  Sachen  zu  tragep  habe,  ob  der  Nehmer  oder 
der  Geber«  obwohl  bei  Mangel  besonderer  Verabredung  hier  das 
Letztere  (wegen  der  BntachUdigung  durch  die  Prämie)  als  R^el 
anzusehen  ist;  3)  dass  ferner  der  Geber  eine  gewisse  Prämie 
für  den  verstatteten  Gebrauch  erhalte,  falls  die  Sachen  nicht 
zu  Grunde  gegangen  sind;  auch  würde  man  die  Zahlung  der 
Prämie  nicht  bloss  von  der  Bettung  der  Sachen,  sondern  von 
der  glücklichen  Ankunft  des  SchifTes  entweder  am  Bestimmungs- 
orte oder  auch  auf  der  Bückreise  im  Hafen  der  Bodmereiauf- 
nähme  füglich  abhängig  machen  können;  4)  dass  endlich  der 
Nehmer  zur  Sicherung  des  Zurückempfanges  seiner  Sachen  im 
Falle  glücklicher  Bückkunft  ein  Pfandrecht  an  Schiff  oder  Ladung 
oder  an  Beiden  erhalte. 

Mir  scheint  nichts  entgegen  zu  stehen,  solche  Convention 
als  eine  irreguläre  Art  der  Bodmerei  anzusehen.  Pardessos 
1.  c.  891  sieht  Mschlich  darin  nur  eine  Miethe.  Falls  man  aber 
dies  auch  annehmen  wollte,  so  ist  doch  wiederum  eine  ganz 
eigenthümliche  Art  von  Miethe  hier  vorhanden,  die  man  nicht 
anders  denn  als  Bodmereimiethe  bezeichnen  muss. 

Auch  scheint  mir  die  Irregularität,  dass  der  Bodmereinehmer 
nicht  Eigenthümer  der  zum  Gebranch  gegebenen  Sachen  hier 
werde,  nicht  der  Art  zu  sein,  dass  dadurch  die  Annahme  eines 
Bodmereivertrages  unmöglich  gemacht  würde,  da  alle  anderen 
wesentlichen  Erfordernisse  vorhanden  sind. 

I  196.   GegcnttäDde,  die  verbodmet  werden  können. 

I.  Alles  was  ganz,  oder  theil weise  durch  Seeunftiie  vor- 
derben oder  untergel^en  kann,  das  kann  (wie  Gegenstand  der 
Seeassecuranz,  so)  Gegenstand  der  Verbodmung  lejn«   Dopb  mit 
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folgender  Beschrttnkong,  namentNch  der  Versidierung  gegenOber. 
Da  nttmlich  das  Bodmereidarlehn  die  reelle  Verpfandung  oder 
Hypothesirung  der  verbodmeten  Sachen  erzeugt,  so  müssen 
diese  Sachen  verkftu flieh  sein:  was  bei  der  Versidiemng,  da 
hier  von  Anfang  an  keine  Verpftndung  vorlie)^  nicht  nothwendig 
ist  Demnach  kann  man  das  Leben  und  die  Freiheit  einer  Per- 
son zwar  versichern,  dagegen  nicht  vert)odmen.  Pardessus 
I.  c  n.  892. 

II.  Doch  ist  es  nicht  durchaus  nothwendig,  dass  die  ver~ 
bödmete  Sache  eine  körperliche  sei.  Man  könnte  fQglich 
auch  auf  eine  Forderung  auf  Bodmerei  entlehnen,  falls  nur  die- 
selbe irgend  einer  Seegefahr  ausgesetzt  würde.  Dies  ist,  freilich 
selten,  der  Fall  mit  der  (bereits  verdienten)  Fracht  oder  mit  dem 
(bereits  gemachten)  Gewinn  auf  versandte  Waaren.  Code  d.  c 
arg.  Art  320.  Pardessus  I.  c.  Siehe  auch  $  197.  IL 

IIL  Es  ist  nicht  nöthig,  dass  der  Gegenstand  der  Bodmerei 
im  Abgangshafen  schon  eingeschlOt  werde^  wenn  die  Einschiffung 
nur  an  dem  Orte  und  zu  der  Zeit  geschieht,  von  wo  der 
Geber,  in  Folge  besonderer  Verabredung,  das  Risico  auf  sich  zu 
nehmen  hat. 

IV.  Zur  Gültigkeit  des  Bodmereidarlehns  ist  auch  nicht 
nöthig,  dass  der  Geber  die  nützliche  Verwendung  der  Bodmerei- 
gelder  darthue.  Der  Nehmer  kann  seinerseits  das  Geld  verwen- 
den, wie  er  es  in  seinem  Interesse  am  zweckdienlichsten  bÜL 
Indessen  muss  der  Geber  gewiss  beweisen,  dass  im  Aogen- 
blicke,  wo  das  Risico  für  den  Geber  beginnen  soll,  Sachen  der 
angegebenen  Gattung,  auf  welche  die  Verbodmung  hat  geschehen 
sollen,  dem  Risico  wirklich  ausgesetzt  waren;  nur  darf  man 
diesen  Beweis  dem  Geber  gewiss  nicht  gegenüber  dem  Nebmer 
zumuthen,  sondern  nur  dritten  Personen,  die  aus  irgend  einem 
Grunde  auf  die  verbodmeten  Sachen  einen  Anspruch  machen. 
Der  Nehmer  würde  ja  in  allen  Fällen,  wo  der  Gegenstand  der 
Verbodmung  zu  jener  Zeit  gefehlt  hätte»  in  culpa  sich  befinden« 
ja  oft  als  ein  Betrüger  erscheinen  ^'). 

Selbst  wenn  der  Bodmerist  nur  mit  dem  Kapitain  bei  der 
eigentlichen  Bodmerei  im  Nothhafen  contrahirte,  braucht  er  die 


17.  Pardessiit  1.  c.  893.  Code  de  conu  Art.  329.    Span.  HandeligeMfi- 
buch  Art.  931.      . 
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wirkliche  VerwenduDg  der  Bodmereigelder  zum  Bestes  voa  Schifl 
und  Gut  Dicht  danuthun.  Die  schlechte  Verwendung»  der  Hiss- 
brauch mit  dem  geliehenen  Gelde  von  Seiten  des  Kapitains  kann 
den  Darleiher  seines  Rechts  an  sich  nicht  berauben.  Doch  wenn 
die  Committenten  des  Kapitains  beweisen»  dass  der  Geber  in 
Bezug  auf  das  Factum  der  NichtVerwendung  in  mala  fide  war» 
dass  er  also  um  des  Kapitains  NichtswQrdigkeit  wusste»  oder 
gar  mit  ihm  unter  einer  Decke  stak  etp.»  so  versteht  es  sich» 
dass  die  Bodmerei  ungültig  ist  Das  ist  im  Wesentlichen  auch 
£nglische  und  Nordamerikanische  Praxis**)  und  ausdrückliche 
Bestimmung  des  Preuss.  Rechts  1.  o.  S  2388»  wornach  der  Bod- 
merist  sich  nun  nur  an  den  Schiffer  halten  kann»  ja  nach  S  2389» 
im  Fall  dass  er  sich  mit  dem  Schiffer  zum  Schaden  der  Rheder 
und  Befrachter  verstand,  rouss  er  diese  als  Selbstschuldner  ent- 
schädigen und  gilt  als  Betrüger« 

V«  Dagegen  ist  durchaus  noth wendig»  dass  wenigstens  in 
Bezug  auf  die  von  dem  Kapitatn  constituirte  Bodmerei  der  Geber 
die  Nothwendigkeit  der  Darlehnsaufnahme  zum  Besten  von 
Schiff  und  Gut  beweise**), 

VL  Gegenstände  der  Verbodmung  sind  demnach  füglich 
1)  das  Schiff»  2)  die  Fracht»  3)  die  Ladung  oder 
4)  Mehrere  dieser  Gegenstände  zusammen'*). 

S  197.    Im  Eimefaien. 

I.  Verbodmung  des  Schiffs.  Vorzugsweise  darf  gegen- 
wärtig das  Schiff  verbodmet  werden.  Dies  kann  ohne  Ein- 
schränkung geschehen  und  begriff  man  dann  unter  diesem  ge- 
nerellen Ausdruck  Schiff  nicht  bloss  Rumpf»  Kiel»  sondern 
«nch  alles  Schiflfsgeräthe»  Segel,  Hasten»  Taue  etc.»  alles  Schiffs- 
cabehör»  selbst  Proviant  und  Munition  (Span.  Recht  1.  c  Art  8I& 


18.  Abbott  I.  c  S.  Id9.  Molloy»  book  II.  di.  11.  i  11.  Sir  W.  Scott 
in  the  esse  of  the  Gratitudine,  Mazzola,  3  Robinson'i»  adm.  rep.  272. 
—  Kent  L  c.  S.  172.  Bell'i  comm.  vol.  I.  529,  Note.  --  In  Besag 
auf  Schottland  im  Fall  Bojrle  v.  Adam  vor  der  Schottischen  Ad- 
miralität 1801. 

19.  Dal&r  sprachen  alle  Citate  der  vorigen  Note. 

20.  Span.  Recht  l  c.  817-19.   HoU.  574. 
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Holl.  Recht  Art.  575),  sowie  von  allen  diesen  GegensUnden  Alles 
das,  was  wtthrend  der  Reise  substituirt  wird  (Code  de  com.  fr. 
334).  Man  kann  aber  auch  diese  verschiedenen  Gegenstlnde 
getrennt  und  beschrftnknngsweise  verbodmen,  die  dann  in  sol- 
chem Falle  als  eben  so  viel  getrennte  Körper  angesehen  wer- 
den können.  Dadurch  allein,  dass  man  statt  des  Namens  Schiff 
im  Bödmereibriefe  den  Ausdruck  Kiel  oder  Rumpf  oder  Casco 
sich  bedient,  folgt  aber  nicht,  dass  nur  eine  Spezialverbodmung 
vorliege,  sondern  es  sind  diese  Ausdrücke  auf  die  Totalität  des 
Schiffes  selbst  mit  Einschluss  des  Zubehörs  und  der  Gerftthe  itt 
beziehen  **)• 

Auch  ein  ideeller  Theil  des  Schiffes  kann  verbodmet  wer- 
den, und  der  Mitrheder  kann  füglich  nur  seine  Part  verbodmen. 
Das  ganze  Schiff  kann  von  allen  Rhedern  zusammen,  sowie  von 
dem  Director  und  im  Nothhafen  vom  Kapitain  verbodmet  werden. 

Auf  die  Sdiiffspart  eines  Mitrheders  können  die  übrigen 
Rheder  oder  der  Director,  auch  wider  des  Bigenthümers  Willen, 
Bodmerei  nehmen,  wenn  derselbe  den  schuldigen  Beitrag  zor 
Ausrüstung  oder  Ausbesserung  des  SchiSk  verweigert  oder  zur 
Dngebühr  verzögert.  Preuss.  Landrecht  II.  8.  %  2368  (Schwed. 
Seerecht  IV.  2.),  sowie,  wenigstens  nach  der  erforderlidien  ge- 
richtlichen Aufforderung,  Holl.  Recht  Art  580. 

Die  Beantwortung  der  Frage,  ob  bei  einer  Gesammtver- 
bodmung  des  Schiffes  von  selbst  die  Fracht  mit  verbodmet  sei, 
siehe  sub  II. 

II.  Verbodmung  der  Fracht  Das  Verbot  der  Vert>od- 
mung  der  erst  zu  verdienenden  Fracht p  welches  das  Span. 
Recht  1.  c.  Art  819«  sowie  der  Code  de  com.  fr.  Art.  318  and 
schon  Ordon.  1681  Art  3.  (IIl.  S.)  ganz  allgemein  aufstellen  und 
das  Hol!.  Art.  578  so  modlGcirt,  dass  die  zu  verdienende  Fracht 
allein  nicht  verbodmet  werden  dürfe,  lässt  sidi  rationell  wohi 
nicht  rechtfertigen.  Der  Nehmer  soll,  nach  allen  drei  Seerechten 


21.  Doch  kommt  ei  wohl  hier  auf  den  Sprachgebrauch  jedes  Landet 
besonders  an.  Das  HolL  Recht  1.  o.  Art.  574  unterscheidet  gans 
bestimmt:  die  Bodmerei  des  jCascos  und  des  Kiels  sowohl  tou  der 
Bodmerei  der  Takelage  und  der  übrigen  SchüTsgerlthe,  als  auch 
von  der  Bodmerei  des  Kriegsgeriths  und  der  LebensmitteL  Siehe 
aber  Pardessos  1.  c  n«  758  vergl.  mit  Art  892,  sowie  Span.  Recht 
Art  818^  welches  ansdrQcklich  f&r  unsere  Anaidit  ist 
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hier  ObertU  nor  zor  Röckzahlung  des  Kapitals  und  zwar  nach 
Franz;  und  Heil.  Rechte  ohne  alle  Zinsen,  nach  Spanischem 
ohne  Prämie  verbunden  sein.  Uebrigens  erstreckt  sich  dies 
Verhol  der  drei  Seerechte  zugleich  au^die  Verbodmung  des  mit 
den  Waaren  erst  zu  machenden  Gewinnes  und  hat  resp. 
dieselben  Wirkungen.  Da  aber  die  Fracht  im  Fall  der  Lieferung 
der  Waare  bezahlt  wird,  also  existirt,  und  sie  eben  nur  im  Falle 
der  Seegefahr,  in  Bezug  auf  welche  ja  gerade  die  Bodmerei  ein- 
gegangen wird  und  welche  eben  der  Bodmerist  überall  zu  tragen 
hat,  möglicher  VITeise  ausfallen  kann:  so  kann  man  die  Fracht 
fQglich  nicht  als  etwas  so  Ungewisses  ansehen,  dass  darauf  keine 
Bodmerei  gegeben  werden  dOrfte.  Ja  ich  sehe  wirklich  keinen 
Grand  ab,  wesswegen  man  sie  nicht  auch  Tersichern  sollte,  was 
Manche  gleichfalls  behaupten*^).  Ebenso  möchte  ich  die  Aus- 
dehnung des  Verbodmungsterbotes  in  den  genannten  Seerechten 
auf  den  zu  machenden  Gewinn  als  unbegründet  ansehen, 
denn  auch  dieser  hangt  ja  wenigstens  vorzugsweise  von  dem 
glQcklichen  Bestehen  der  Seegefahr  ab.  —  la  beiden  Fallen  kann 
natQrlich  nur  eventuell  von  einer  Hypothecirung  zur  Sicherung 
des  Bodmeristen  die  Rede  sein  und  wird  man  nur  sagen  dürfen, 
dass  der  Nehmer  eben  wegen  der  geringeren  Sicherheit  des 
Nehroers,  ferner  weil  er  auch  noch  andere  als  Seegefahr  riskirt, 
nämlich  die  Schwankungen  der  Handelsconjuncturen,  hier  überall 
sich  eine  grössere  Prämie  werde  stipuliren  lassen  müssen. 

Das  Preuss.  Allgem.  L.  R.  II.  8.  §  2369  erklart  aber,  dass 
Oberhaupt  die  Bodmerei  auf  die  Fracht  allein  nicht  stattfinden 
dürfe  und  Msst  beim  Dagegenhandeln  sogar  das  Kapital  zum  Besten 
der  Seearmen  verfallen  sein. 

Nach  der  Praxis  einiger  Lander  •»)  wird,  wie  bei  der  Havarie- 
grosse, so  auch  hier,  die  Fracht  als  ein  Theil  des  Schiffes  so 


Emerigon  1.  e.  p.  474.  Baldasseroni  L  c.  tit.  IV.  p.  50. 
Nach  dem  alten  Prenss.  Seerechte  von  1727  cap.  8.  Art  0.  ganz 
auidrOcklicb  und  nach  dem  Freu».  AllgeuL  Landrecht  11.  8.  (arg. 
S  2428^  S  2309  und  J  2350)  wie  es  scheint.  Das  Span.  Recht  1.  c. 
Art  820  setzt  fest:  Nachdem  die  Fracht  verdient  ist,  kann  sowohl 
dieselbe,  wie  der  an  der  Ladung  gemachte  Gewinn  zur  Bezahlung 
dar  Darlehen  auf  Bodmerei  ezequirt  werden,  und  zwar  die  Fracht 
fftr  das  Darlehn  auf  das  Casko  und  den  Kiel  des  Schiffes,  nnd  der 
Gewinn  an  der  Ladung  für  die  anf  selbige  verbodmete  Summe. 
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angesehen,  dass  bei  einer  allgemeinen  Verbodmung  des  Schiffes 
die  Verbodmung  der  Fracht  stilischweigend  mit  inbegriffen  sein 
soll.  Nach  allgemeinen  Kechtsgründen  lasst  sich  auch  g^en 
diese  Verbindung  von  Schiff  und  Fracht  nichts  einwenden.  Da 
aber  manche  Seerechte  (siehe  jedoch  Note  23.)  die  Verbod- 
mung des  Schiffes  und  die  der  Fracht  ausdrücklich  aus- 
einander halten ,  also  hier  überall  an  eine  fundamentale 
Trennung  von  Fracht  und  Schiff  gedacht  worden  darf,  so  möchte 
ich  nach  solchen  Seerechten  die  angedeutete  still- 
schweigende MltYerbodmung  der  Fracht  wenigstens  beiweifeln. 
Namentlich  aber  scheinen  mir  die  Bestimmungen  mancher  See- 
rechte, dass  nur  ein  bestimmter  Theil  des  Schiflswerthes  ver- 
bodmet werden  dQrfe,  es  zu  rechtfertigen,  dass  man  hier  jene 
Trennung  festhalte,  da  ja  hier  der  Bodmerist  durch  das  Schiff 
selbst  von  Anfang  an  eine  viel  grössere  Sicherheit  hat,  obgleich 
gerade  das  Span.  Seerecht  (siehe  die  vorige  Note  23)  hierin  in- 
consequent  ist  Auch  in  England  und  Nordamerika  scheint 
man  nur  eine  ausdrückliche  Verbodmung  der  Fracht  anzu- 
neluneu  »*). 


Nach  Frans.  Rechte  toU  gleichfalli,  nach  Pardeinu  1.  e.  n.  92%  der 
Bodmeriit  des  Schifft  die  Fracht  der  geborgenen  Oftter  beanspmcbea 
dürfen;  Pardettoi  beruft  nch  dabei  auf  die  Analogie  der  Anecarani 
nach  Artikel  386  des  Oode  de  commerce,  wo  aber  davon  eigentlidi 
nichto  steht    Siehe  auch  Span.  Recht  1.  c.  Art  818. 

Wenn  Obrigens  durch  eine  freilieh  nur  seltene  Sttpnlatioii  die 
eme  Bodmerei  auf  das  Gaaco«  die  andere  auf  das  Zubehör  (alw 
namentlich  die  Ger&thichaften)  des  Schiffea  getrennt  geschlosKU 
wurde,  so  könnte  dann,  wexm  mau  einmal  die  Fracht  nüt  dem 
Schiffe  allemal  zugleich  als  verbodmet  ansieht,  es  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  die  Fracht  zwischen  beiden  Bodmertsten  zu  theilen 
und  dem  Geber  auf  das  Zubehör,  im  Verhaltniss  des  Werthea  dieses 
Zubehörs  zum  Casco  des  Schiffes,  ein  Theil  der  Frachtgelder  suza- 
sprechen  sei;  denn  das  Schiffszubehör  nicht  weniger  wie  das  Caaoo 
haben  die  Fracht  verdienen  helfen.  —  Ferner  wird  der  Nehmer 
selbst  die  vorausbezahlte  Fracht  an  den  Geber  überliefern  mOsaen. 
—  Doch  ist  selbstredend  Überall  zuvor  von  der  Fracht  die  VoUcs- 
heuer  nebst  den  aufgewandten  Reisekosten  abzuziehen.  Vergleiche 
Code  de  com.  fr.  Art  386  und  Pardessus  1.  c 
24^  Tergl.  Abbott  (6)  S.  129.  Gases  the  Gratitndine,  Massola,  3  Bobin 
son's  adm.  rep.  240.  Jacob«  Baer»  4  Rob,  L  c  245.  Kent  L  c.  S.  173 
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>  Dagegen  scheint  mir  der  an  der  Waare  wirklieb  gemachte 
Gewinn  ein  30  nothwendiger  Bestandiheil  der  Waare  selbst  za 
sein,  dass  der  Bodmerist  auf  die  Ladung  sich  auch  ohne  alle 
besondere  Verabredung  wird  unbedingt  an  denselben  halten 
können,  wie  überhaupt  an  den  ganzen  Erlös  des  verpfändeten 
tiutes  bis  zum  Belaufe  der  Bodmereisumme  nebst  Prämie.  Siehe 
(las  Span.  R.  in  der  Note  23. 

'  III.  Verbodmung  der  Ladung.  Entweder  kann  die 
ganze  Ladung  oder  ein  aliquoter  Theil  derselben  oder  einzelne 
Partien,  Arten  etc.  verbodmet  werden.  Oft  werden  die  Waaren 
nach  ihrer  Beschaffenheit  und  Gattung  namentlich  angef&hrt 
Doch  versteht  sich  eine  Verbodmung  der  ganzen  Ladung  regel- 
mässig wohl  schon  aus  dem  Ausdruck:  Verbodmung  der  La- 
dung oder  der  Güter  (cargaison,  chargement»  facultas).  Da- 
gegen wenn  ausdrücklich  nur  Kaufmanns-  oder  Handels- 
gtSiter  verbodmet  sind,  so  ist  natürlich  die  übrige  Ladung  frei. 
Das  Wort  Pacotille  bezeichnet  gleichfalls  nur  gewisse  Theile 
der  Ladung,  die  speziellen  Abladern  gehören  und  sind  bei  einer 
speciellen  Verbodmung  der  PacoUlle  nicht  auch  die  übrigen  Güter, 
namentlich  auch  nicht  des  Pacotilieeigenthümers  im  Schiffe  als 
verbodmet  anzusehen. 

Da  Schiff  und  Gut  nicht  als  juristische  Einheit  allgemein 
betrachtet  werden  könn^ ,  so  versteht  sich  ^ne  Geaammtver-*- 
bodmung  von  Schiff  und  Gut  nie  von  selbst,  sondern  kann  nur 
durdi  die  ausdrücUtobsten  Bestimmungen  der  Parteien  hervor- 
gehen *»). 

Das  Preuss.  Recht  S  2406  bestimmt  aber:  dass  fttr  die  vott 
Schiffer  im  Nothhafen  genommene  Bodmerei  Schiff  nnd  Ladung 
zugleich  verhaftet  rnid,  wenn  nicht  das  Gegentheil  im  Bödmerei- 
briefe festgesetzt  ist 


S5.  Vergl.  Pohls  1.  c.  820.  Die  von  Caiaregit  für  das  Gegentheil 
angcAhrte  L.  34.  D«  de  pign.  (20.  1.)  pasit  flehen  denhalb  nicht, 
weil  der  SefaiiTer  ueht  sein  Eigentbnm  verpfändet  nnd  im  Fail 
einer  VcsbodaMUig  ditrdi  den  Rheder.oder  durch  den  Ladonyi- 
eigenthtoer  der  eine  in  der  Eegel  nicht  siigleioh  EigenthQmei  v«n 
Schiff  nnd  Gut  su^mmen  ist. 

T.  Kalteahoni  Seereehl  n.  '  17        • 
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IV.  Die  Verbodmung  von  Schiff,  Fracht  und  Gat 
insgesammt  oder  doch  desEin^  mit  dem  Anderen  kann  nar 
durch  ansdrOckh'che  Verabredung  erfolgen.  Der  Bodmerist  er- 
hält dann  ein  solidarisches  an  allen  diesen  Objecten»  die  ihm 
gegenOber  ein  ungetheiltes  Ganzes  bilden.  —  Sind  dagegen  Schi^ 
Fracht  und  Gut  alle  einem  Bodmeristen  verpftndet,  aber  jedes 
dieser  Objecte  einzeln  und  besonders,  so  haftet  das  eine  nicht 
fOr  das  andere,  wenn  dieses  untei^geht,  sondern  es  bestehen 
m^rere  getrennte  Bodmereiforderungen  und  der  GUubiger  kann 
sich  an  das  einzelne  Object  nur  bis  zum  Belaufe  der  gerade 
darauf  verbodmeten  Summe  halten. 

V.  Verbodmung  eines  Werththeiles.  Im  Zweifel  ist 
allerdings  anzunehmen,  dass  der  verbodmete  Gegenstand  gaat 
hafte,  und  darf  man  in  der  Rege!  den  ganzen  Werth  des 
Gegenstandes  am  Orte  des  geschlossenen  Contractes  auf  Bod* 
merei  nehmen.  Preuss.  Recht  II.  8.  $  2374,  Holland.  Recht  arg. 
Art  576.  Es  bestimmen  aber  manche  Seerechte  noch  ausdrQck- 
lieh  und  Ist  das  als  der  Natur  der  Bodmerei  entsprechend  an- 
zusehen, dass  bei  jeder  Geldaufnahme  auf  Bodmerei  f&r  eine 
Summe,  die  den  Werth  der  haftenden  Gegenstände  übersteigt, 
der  Contract  bis  zum  Belaufe  des  Werthes  der  verbodmeten 
Gegenstnnde  als  Bodmerei  gültig  bestehen  könne,  daas  aber  der 
Ceberschuss  der  aufgenommenen  Summe  nur  als  einfaches 
Darlehn  gelte  nnd  bloss  mH  den  gesetzlichen  Zinsen  zurQekge- 
fordert  werden  könne.  So  der  Code  de  com.  Art  317  und  das 
Holl.  R.  Art.  576,  nach  welchen  Seerechten  I.  c  und  nach  Ord. 
de  la  m.  1681  Art  3.  (III.  5.)  es  auch  in  der  Willkür  des  Bod- 
meristen liegt,  im  Fall  des  Betruges  von  Seiten  des  SdülTs* 
oder  Ladungsoigenthümers  den  Vertrag  fQr  nichtig  erküren  zo 
lassen,  worunter  nach  der  Ordonnanz  zu  verstehen  ist»  dass  der 
Nehmer,  selbst  trotz  des  Unterganges  des  verbodmeten  Objedes, 
zur  Rückzahlung  der  vollen  Summe  verpflichtet  ist  Mit  diesen 
Bestimmungen  stimmt  im  Allgemeinen  das  Span«  Recht  übereia 
(Artikel  823),  verurtheilt  aber  den  betrügerischen  Nehmer  nor: 
auch  von  dem  Deberschusse  die  bedungene  Bodmereiprftmie  tu 
stillen.  Freilich  ist  dabei  die  besondere  Bestimmung  des  Span. 
Rechts  Art.  822  zu  berücksichtigen:  dass  überhaupt  nur  das  Schiff 
(das  Casco  und  der  Kiel,  wie  es  heisst)  zu  Dreiviertel  des  Werthes 
verbodmet  werden  darf,  wogegen  nach  demselben  Artikel  Güter 
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cum  vollen  Werthe  im  Hafen  der  Bodmereiaafnahme  verbodmet 
werden  dürfen  ••). 

Das  Preass.  Recht  1.  c.  f  2374  und  75  setzt  eigentlich  inraier 
nur  den  Fall  des  Betruges  voraus  und  legt  dann  den  Bodmerei* 
nehmer  auf,  den  Ueberschuss  auch  im  Fall  des  Unterganges  der 
Sache,  mit  6  Procent  Zmsen  zurückzugeben.  Siehe  Band  II. 
S  207.  sub.  III. 

Das  Engl.Becht  ist  hier  sehr  Singular  und  giH,  so  viel  ich 
weiss,  auch  in  Nordamerika.  Wenn  n&mlich  auch  die  darge- 
liehene Summe  das  Interesse  des  Nehmers  an  dem  Schiffe  und 
consequent  an  anderen  verbodmeten  Objecten  überschreitet,  so 
gilt  der  Bodmereicontract  doch,  nur  nicht  in  Bezug  auf  Engl. 
Uttterthanen  bei  Gelegenheit  von  Reisen  nach  und  von  Ost- 
indien; denn  diese  sollen  in  solchen  F&Uen  selbst  bei  dem  Unter- 
gänge des  Schiffes,  wegen  des  Ueberschusses  der  entliehenen 
Summe,  nebst  allen  anderen  Kosten,  namentlich  der  Versicherung 
—  Alles  Im  Verhftitniss  der  Summe  dieses  Ueberschusses  — 
haften;  der  Darleiher  soll  hier  allein  das  Recht  an  den  gebor- 
genen Sachen  haben,  soll  allein  das  GeM  so  hoch  versichern 
dürfen,  der  Borger  nur  bis  zum  Belaufe  seines  Interesses. 
19.  Georg  IL  c.  37.  $  5.  Abbott  (6)  1.  c.  n.  10.  S.  131.  Es  gilt 
dies  übrigens  sowohl  bei  bottomry  als  bei  respondentia. 

VI.  Nach  Preuss.  Recht  I.  c.  II.  8.  $  2376  darf  weder  der 
Rheder  noch  der  Befrachter  Bodmerei  über  Gegenstände  schlies- 
sen,  die  bereits  zu  ihrem  vollen  gemeinen  Werthe  versichert 
sind;  sie  müssen  sonst  unbedingt  das  Darlehn  zurückzahlen 


26.  MerkwQrdig  sind  die  BeatimmuDgen  dei  Schwediicben  Seerechts 

Abtheil.  IT.  c.  2: Ist  der  Schiffei  in  der  Fremde  und  kommt 

durch  allerbafid  UnglQck  von  der  See,  Feinden  oder  anderen  Zu- 
flUlen  in  grosse  Noth  und  Verlegenheit,  nnd  weiss  keinen  anderen 
AvBweg,  sieh  in  helfen,  hat  er  Maeht,  soriel  auf  Bodmerei 
av&nleiheB,  ak  dir  vierte  Theil  des  Schiffes  werth  ist;  soIlM 
aber  die  Noth  grösser  sein,  so  mag  er  auch  mehr  aufleiheni 
jedoch  ist  er  Terpflichtet,  solche  Noth  zur  Genüge  xu  beweisen, 
wenn  es  gefordert  wird.  —  Kann  nun  ein  Schiff  in  solchen  FlUen 
nichts  auf  Bodmerei  bekommen:  so  mag  er  von  dem  Oute»  da« 
er  führt,  so  viel  nehmen  und  zu  seiner  Nothdurft  verkaufen, 
als  sich  auf  den  vierten  Tbeil  des  Schifies  belaufen  kann* 
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(out  6: Procent  Zinsen).  Pardessus  L  c,  n.  80?  bftlt  dies  auch 
für  Franz.  Recht  unter  der  sehr  schwachen  Berufung  aut  Code 
de  com,  ArL  316.317  und  fügt  consequeni  hiniu,  dass  aber  der 
Werth»  den  die  Sache  über  die  Versicherungssumme  hat,  ter- 
bodmet  werden  dQrfe. 

Ich  halte .  nun  jedenfalls  diese  Bestimmungen  fOr  in  der 
Billigkeit  begründet.  Der  Nehmer  würde  sonst  gegen  die  alte 
juristisphe  Regel  ex  duabus  luerativis  oausis  zugleich  in  Bezu^ 
auf  (dasselbe  Object  privilegiret  und")  so  gegenüber  dem  Geber 
zu  sehr  im  Vortheil  sein.  Dagegen  halte  ich.  die  Ausnahme  (&r 
nothwendig  und  durch  das  Wesen  des  Seeverkehres  gerecht- 
fertigt, dass  im  Nothhafeu,  zur  Fortsetzung  der  Reise,  auch  be- 
reits versicherte  Saclien  zum  vollen  Belauf  ihres  Werthes  ver- 
bodmet werden  dürfen.  S.  S  198  n.  XIII. 

Das  Spanische,  Holl.  und  Englische  Recht  enthalten  hierüber 
nichts.    Doch  siehe  Span.  Recht  arg.  837. 

VII.  Nach  allen  Seerechten  darf  die  Volksheuer  nicht 
verbodmet  werden,  nach  Preuss,  Recht  S  2370.  71.  sogar  bei 
Verlust  des  Darluhn^  zu  Gunsten  der  Seearmen.  Hall.  Recht 
Art.  577,  wo  es  beisst:  auf  den  Sold  oder  die  Reisegelder  der 
Seeleute  oder  Matrosen  darf  kein  Geld  auf  Bodmerei  dargeliehea 
werden  und  so  wörtlich  der  Cod.  d.  a  Art.  31.9.  —  Span.  Recht 
Art.  821.  Dagegen  machte  die  Franz.  Ordon.  von  1681  Art  5. 
(III.  5.)  die  eigenthömliche  Bestimmung,  dass  die  Volksheu« 
nicht  verbodmet  werden  könne  anders  als  in  Gegenwart  und  mit 
Zustimmung  des  Kapitains,  bei  Strafe  der  Confiscatlon  und  50 
Livres  Sträle.  Auch  ist  wohl  noch  jetzt  wie  jedes  andere  Dar- 
lehn, so  auch  das  Bodmereidarlehn  eines  Seemannes  nach  FraiiL 
Rechte  gültig,  wenn  es  in  Frankreich  vom  Marineadministralor 
und  im  Auslande  vom  Coosul  legitimirt  wird  und  wenn  ihm  die 
in  der  Ordonnanz  vom  1.  Nov.  1745  begriffenen  Ursachen  zum 
Grunde  liegen,    et  Pardessus  n.  893  mit  697. 

Im  Interesse  des  Seedienates  scheint  es  mir  aber  darchaos 

'  nothwendig  lu  sein ,  dasi  der  Seemann  nicht  durch  Bodmerei- 

dariehne  sich  auf  leichte  Weise  seine  Gage  mehr  oder  weniger 


27.  S  6.  J.  de  legat  Traditum  eat,  duas  lucrativas  caosaa  in  eondeoi 
hominem  et  in  eandem  rem  concurrere  non  poete.  L.  17.  D,  de 
O.  et  A.  44.  7.    L.  4.  $  29.  D.  de  d.  m  et  bl  exe.  44.  4. 
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gtnz  forausiahreki  lassen  könne,  da  er  dann  das  Interesse  für 
die  glfickliGhe  Fahrt  mehr  oder  weniger  verlieren  muss,  denn  sein 
Lohn  ist  ja  nun  davon  nicht  mehr  abhftngig. 

Dagegen  ist  nicht  abzusehen,  warum  die  Seeleute  nicht  auf 
ihre  Führung  und  Oberhaupt  in  Bezug  auf  alle  vom  SchiCTer 
oder  Schiffsvolk  unter  Billigung  der  Gesetze  oder  mit  Bewilligung 
der  Rheder  für  eigene  Rechnung  mitgenommene  Waaren  Bod- 
merei aufnehmen  dürften.  So  ausdrücklich  Preuss.  Recht  1*  c. 
II.  8.  S  2373. 

VIU«  Für  die  von  der  RbedertM  gesohlosseoe  Bodiiierei 
haftet  in  der  Re^l  nur  das  Schiff  oder  reap.  die  :8chiftpart  des 
einzebieii  c^oirabirenden  Rheders.  Ebenso  darf  iikr  die  von 
eiaem  Befrachter  geacblosaene  Bodmerei  in  der  Regel  nur  dessen 
Aatheil  ao  der  wirklichen  Ladung  als  verhaftet  aogestehjen  wer«- 
den.    Preuss,  R.  L  c  S  2404  u.  $. 


S  196<    Bo^mereibefugsiit  det  Scbiffert. 

Naob  allen  Seerüchten  ist  zwar  der  Kapitaii  lur  Verbod<^ 
mong  von  Schiff  und  Gut  berechtigt,  indessen  gebM  diese  Be^ 
fugniaa  des  Ka|ritains  nicht  zu  seinen  regelmissigen,  aus  seiner 
beamtlicben  Stellung  überhaupt  fUessesdeO' Rechten,  sondern 
erscheint  nur  durch  gewisse  ausserordenlllche  Umstände  und 
namentlich  erst  durch  eine  gewisse  NotU wendigkeit  zur  Bod- 
mereiapfnahme.  in  jedem  einzelnen  Falle  als  gerechtfertigt  Eßi 
indessen  im  einzelqen  FsUe  der  Kapitalo  die  ihm  gegenüber  den 
Rbedem  und  Befrachtern  obliegenden  Schranken  für  die  Aus- 
üboog  dieses  singulSren  Risofals  Oberschritten,  so  ist  das  Bodmerei- 
Gesch&ft  an  sieh  Dritten  gegenüber  keineswegs  immer  als 
nichtig  zu  bezeichnen.  Es  kommt  vielmehr  auf  die  Umstünde 
des  coBcreten  Falles  an  und  wenn  der  Dritte,  mit  dem  der 
Kapitaio  Bodmerei  contrabirte,  nur  im  guten  Glauben  war  und 
die  Notbweadigkeit  der  Verwendung  nachweist,  so  bleibt  der 
Bodmereivertrag  gültig.  Doch  haben  Rheder  und  resp.  Befi^aehter 
einen  persOolicben  Anspruch  gegen  den  pflichtvergessenen  Ka-- 
pilain.    Siebe  S  IMH 

Folgemisa  sind  die  Bedingungen,  unter  weloheh  der  Bapi- 
tain  Bodmerei  schliessen  darf;  ^ 


S68  Ab8diD.VIIL  Von  der  Bodmera. 

L  Am  Wohnorte  der  Rheder  **)  und  consefueni  gewiis 
auch  da,  wo  sich  die  Geaammiheit  oder  doch  die  MajoritftI  der 
Hitrheder  oder  doch  endlich  der  dirigirende  Rheder  zuiUlig  mit 
Wissen  des  Kapitains  aufhalt ,  ist  der  Kapitain  zur  Eiogehuog 
einer  Bodmerei  nicht  berechtigt.  Kent  L  c  pag.  172  lässt  mit 
Recht  dem  Kapitain,  nämlich  doch  jedenfalls  nur  im  Auslände 
und  nicht  am  regelmässigen  Wohnorte  der  Rheüerei  die  Befug- 
niss,  wenn  bloss  die  Minorität  der  Mitrheder  zufällig  anwesend 
ist  Haben  die  Hitrheder  verschiedene  Wohnorte,  so  entscheidet 
der  Ort,  wo  der  dirigirende  Rheder  wohnt  oder  in  Ermangelung 
dessen  der  Ort,  wo  das  Schiff  zu  Hause  ist.  In  Holland  nach 
dem  Holt.  Handelsgesetzbuch  Art  579,  sowie  in  England  darf 
der  Kapitain  überhaupt  nur  im  Auslände  Bodmerei  aufoehmen, 
doch  gilt  hier  Irland  als  Ausland.  Abbotl  n.  15.  p.  134.  Diese 
Singularitäl  rechtfertigt  sich  aber  einzig  durob  die  grosse  Leich- 
tigkeit des  Verkehrs  zwischen  den  einzelnen  T^eilen  Ton  Holland 
wie  auch  von  England  **). 

Ueberhaupt  scheint  aber  hier  die  generelle  Regel  aufgestellt 
werden  zu  dürfen:  der  Kapitain  ist  zur  Bodmereiaufnahme  be- 
fugt, wo  er  aus  irgend  einem  Grunde  mit  seiner  Rhederei  sich 
nicht  in  gehörige  Verbindung  setzen'*)  kann  und  Eile  noth- 
wendigp  Gefahr  im  Verzuge  ist 

Deberall  erhalten  natürlich  auch  solche  Bodnereigebcr  ein 
PriWleg  an  der  etwanigen  Schiflliparl  des  Kapitains. 


fS.  Spanisches  Handebgesetshuch  Art.  826.  Frans.  Art  32t,  auch  9i 
Ol^ron  Seerecht  arg.  Art.  1.  Wisby.  Art  13.  Hans.  Beer.  VI.  Art  1. 
Placat  Philipps  II.  1563  Tit.  Versekerioge  Art.  Ift.  Oons.  dti  msie 
eap.  243.  Guidon  eh.  18.  Art  4.  Retterd.  A.  O.  Art.  133.  Ofdoa. 
1661  Art.  8.  (111.  5).   Preuis.  Seereeht  1727.  VII.  Azt.  3. 

29.  Ifit  Recht  sagt  Kent  1.  e.  S.  172;  dass  der  Kapitain,  wenn  nor  die 
anderen  Erfordernisse  da  sind,  sowohl  im  Bestnmnttngshafen,  wie 
in  emtm  mderen  fremden  Hafen  Bodmerei  anioehmen  dllife.  cf. 
Reade  ▼.  Commer.  losur.  Comp.  3  Johsoo»  rep.  8.  3ifi. 

30.  Dies  ist  selbst  von  Engl.  Geriehten  in  einem  Falle,  wo  ein  Spn. 
Schiff  anf  einer  Reise,  ron  Alieante  nach  London  beacimmt,  Oo- 
mnna  als  seinen  Nothhafen  angehen  und  dort,  also  in  SpaMs 
■clbst  noch»  der  Kapitam  Bodmerei  anbehmen  mosste,  i 
la  Tsabel  Royo,  1  Dodson's  adm«  rep,  273. 
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II.  Auch  wo  der  Correspondent  des  Rhedera  und  resp.  des 
Befrachters  wohnt,  darf  in  der  Regel  der  Kapitain  keine  Bod- 
merei aufnehoien.  Preuss.  Recht  I.  c.  $  8384.  Span.  Recht  I.  c. 
Art  826.  Doch  ist  wohl  vorauszusetzen,  dass  der  Correspondent 
anderweitig  dem  Kapitain  die  Mittel  zur  Fortsetzung  der  Reise 
YerschaSt  Ueberali  wird  der  Kapitain  wohlthun«  sofort  die 
elwanige  Weigerung  des  Correspondenten  und  die  dadurch  noth- 
wendige  Bodmereiaufnahnie  ofGciell,  durch  Protest,  festzusetzen 
und,  versteht  sich,  namentlich  seiner  Rhederei  und  resp.  den 
Ladungseignern  zu  melden. 

HI.  Es  muss  überall  eine  gewisse  Nothwendigkeit  zur 
Bodmereiaufuahmc  vorliegen.  Der  Kapitain  muss  ohne  Aufnahme 
der  Geldsumme  nicht  im  Stande  sein,  'die  Reise  überhaupt  fort- 
setzen zu  können.  Gleichgültig  aber  ist  es  dabei,  ob  das  Geld 
zur  Verproviantirung  oder  Reparatur  oder  Ranzionirung  des 
Schiffes,  überhaupt  zu  anderen  Zwecken  notbwendig  ist,  falls  nur 
die  Fortsetzung  der  Reise  dadurch  bedingt  wird. 

IV.  Der  Kapitain  musste  aber  namentlich  auf  keine  andere 
Weise  das  nöthige  Geld  aufnehmen  können,  denn  von  allen 
Arten  Geld  aufzunehmen,  ist  die  auf  Bodmerei  die  für  den 
Nehmer  lästigste,  schon  wegen  der  hohen  Prämie,  sowie  selbst 
schon  wegen  der  Verpfändung.  Preuss.  Landr.  II.  8.  S  1^98  ^^ 
Desswegen  soll  er  zuvor  1)  die  Befrachter,  wenn  sie  gegenwärtig 
sind,  um  Geld  ersuchen,  Consolato  cap.  104;  2)  oder  überhaupt 
von  Dritten  ohne  Bodmereiverpftlndung  zu  leihen  suchen  (Cons. 
c.  105);  3)  oder  wenn  er  kann  nach  Hause  um  Geld  schreiben 
(Wisby  Seer.  Art.  35.  40);  4)  oder  Wechsel  auf  seine  Rheder 
nehmen  (Hans.  Seer.  VI.  Art.  2),  oder  5)  eher  die  Waaren  der 
Schiffseigner  verkaufen  (Hans.  Seerecht  VI.  2.  Preuss.  1727 
1.  c.  arg.  Art.  4.  Rotterd.  A.  O.  Art  133);  6)  auch  halte  ich  den 
Schiffer  eher  zur  möglichen  einfachen  Verpfilnduug  denn  zur 
Verbodmung  für  berechtigt  wie  verpflichtet.  Das  Preuss.  Allg. 
Landrecht  $  1500.  1501  scheint  anderer  Meinung. 

V.  Auch  soll  der  Schiffer  eher  das  Schiff  als  die  Ladung 
(Verordn.  der  Antwerp.  Börse  1593  Art.  19.  Placat  Philipps  I.  c.) 
und  eher  das  eine  und  das  andere  als  Beides  verbodmen,  es  sei 
denn,  dass  er  etwa  eine  bedeutend  geringere  Prämie  zu  zahlen 
brauche,  wenn  er  Beides  zugleich  verpfändet  —  Singular  ist  die 
Bestimmung  des  Preuss.  Allgem.  Landrecbts  1.  c  $2380,  dass 
der  Schiffer  imNothhafen  die  Ladung  allein  nicht  verbodmen 
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dürfe.  Dagegen  scheint  die  Satzung  desselbigen  Preuss.  Redits 
$2406  zu  billigen,  dass  für  die  vom  Schiffer  im  Noihhafen  ge- 
schlossene Bodmerei  Schiff  und  Ladung  zugleich  rerhaftet 
sind,  wenn  nicht  das  Gegentheil  im  Bödmereibriefe  festgesetzt 
worden.  Doch  versteht  es  sich  dabei  von  selbst,  dass  die  Geld- 
aufnahme noth wendig  war  zur  Fortsetzung  der  Reise,  also  zum 
gemeinen  Besten  von  Schiff  und  Ladung. 

VL  Aeltere  und  neuere  Seerechte  schreiben  dem  Kapitain 
noch  Erfüllung  gewisser  Förmlichkeiten  bei  der  Aufnahme  vor, 
um  die  Schiffs*  und  Ladungsinteressenten  möglichst  gegen  den 
Leichtsinn,  gegen  die  Fehler  und  Schlechtigkeiten  des  Kapitains 
zu  sichern.  Die  alten  Seerechte  (Ord.  1681  Art  19  I.  c.  Placat 
Philipps  Titel  von  Schippers  Art.  12.  in  f.  Ol^ron  Seer.  Art  1.) 
fordern,  dass  der  Schiffer  zuvor  mit  seinen  Officieren  oder  auch 
mit  der  Equigage  überlege.  Das  neuere  Französ.  Recht  (Code 
Art.  234) ,  sowie  das  Spanische  Handelsgesetzbuch  Art.  644  ver- 
langen, dass  der  Kapitain  im  Inlande  sich  von  dem  Handelsge- 
richte, im  Auslande  vom  Consul  oder  in  Ermangelung  dessen 
von  der  dortigen  in  Handelssachen  erkennenden  Behörde  dazu 
autorisiren  lasse.  Das  neueste  Holland.  Recht  Art  372  mit  579, 
lyach  welchem  ja  der  Schiffer  nur  im  Auslande  verbodmen  darf, 
bestimmt,  dass  der  Schiffer  zum  Beweise  solcher  Nothwendigkeit 
eine  Erklärung  durch  die  Vornehmsten  des  Schiffsvolkes  zeich- 
nen und  sich  dann  von  dem  Consul  oder  von  der  Ortsobrigkeit 
autorisiren  lasse.  Das  Preuss.  Allg.  L.  R.  U.  8.  $  1502.  1503 
verpflichtet  den  Schiffer  vor  Aufnahme  der  Bodmerei  Seeprotest 
einzulegen,  d.  h.  er  nebst  dem  Steuermann  und  2  Schiffsleuten 
muss  vor  dem  Seegerichte  des  Ortes  den  Zustand  von  Schiff 
und  Ladung  und  die  Ursachen  desselben  eidlich  erklären  (ver- 
klären) und  darüber  ein  Instrument  errichten  lassen,  denn  sonst 
hat  der  Schiffer  die  Bodmerei,  wenn  sie  sp&ter  nicht  anerkannt 
wird,  vollständig  zu  beweisen.  Ferner  enthält  das  Preuss.  R. 
1.  c.  S  2386  die  Bestimmung,  dass,  im  Fall  der  Schiffer  in  einem 
Preuss.  Hafen  Bodmerei  schliessen  muss,  der  Geber,  bei  Ver- 
lust der  Vorrechte  aus  dem  Bodmereicontracte ,  dahin  sehen 
müsse,  dass  der  Schiffer  jene  formellen  Vorschriften  genau 
beobachte;  wogegen  bei  Schliessung  in  auswärtigen  Häfen  nach 
%  2387  die  Gesetze  des  Ortes  zur  Richtschnur  zu  nehmen  sind. 

VU.   Wie  der  Schiffer  Oberhaupt  den  Rheder  nicht   Ober 
den  Werth  des  Schiffes  in  der  Regel  verhaften  kann,  so  kaun 
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er  aoch  nicht  das  Schiff  über  den  Werth  desselben  verbodmen, 
noch  Tiel  weniger  aber  die  Ladung  über  deren  Werth.  Ordon. 
IflSl  Art.  3  I.  c.  Guidon  19.  Art.  8.  Nach  manchen  Seegesetzen 
(8.  Bd.  II.  S.  256  u.  259.  Placat  Philipps  U.  I.  c.  Rotterdam.  A.  O. 
Art.  134)  darf  aber  der  Schiffer  das  Schiff  nur  bis  zum  8.  oder 
4.  Theile  des  Werthes  verbodmen.  Es  soll  durch  diese  Schranke 
zugleich  das  Beste  des  Gebers  erreicht  werden,  zu  dessen  Sicher- 
heit es  unbedingt  dient,  wenn  sich  der  Rheder  schlechter  steht, 
falls  das  Schiff  untergeht,  als  wenn  es  nicht  untergeht  und  nun 
Im  letzteren  Falle  die  hohe  Bodmereisumme  zu  bezahlen  wäre. 

Falls  indessen  kein  Betrug  zum  Grunde  liegt,  möchte  ich 
eine  Verbodmung  Ober  den  Werth  des  verpfändeten  Objectes 
nicht  als  nichtig  betrachten.  Doch  wird  daraus  wegen  des  Plus 
kein  persöiiltdier  Anspruch  des  Gebers  gegen  die  Eigenthümer 
des  Schiffs  und  der  Ladung  begründet,  sondern  derselbe  kann, 
falb  die  verpfändete  Sache  behalten  angekommen  ist,  erstlich 
sich  an  diese  halten  und  nur  wegen  des  Restes  seiner  Forderung, 
ohne  irgend  wie  privilegirt  zu  sein  und  nach  vcrh&ltnissmässigem 
Abzug  von  der  bedungenen  Prämie,  nur  noch  aus  dem  Qbrigen 
Schiff  und  Gut  verhältnissmässige  Zahlung  nebst  gewöhnlichen 
Zinsen  verlangen.  Wird  der  verbodmete  Gegenstand  auf  der 
Weiterreise  weniger  werth  oder  geht  er  unter,  so  bleibt  nur  der 
üeberschuss  Über  den  bei  der  Bodmereiaufnahme  vorhandenen 
Werth  der  Sache  als  jene  Forderung  bestehen.  S.  $  197  n.  V, 
and  199  n.  VII 

Vill.  Bei  der  Verpfändung  der  Waaren  ist  es  Pflicht  des 
Schiffers  und  Rheders,  den  BigenthQmern  den  Werth  ihrer 
Waaren  im  Verhaltniss  der  anderen  Güter  zu  bezahlen,  im  Fall 
dass  sie  wirklich  zut  Befriedigung  des  Bodmereigebers  verwendet 
werden.    Siehe  aber  n.  IX. 

rX.  Wenn  die  Ladung  allein  öder  ein  Theil  derselben 
unterwegs  und  einzig  zu  ihrer  nothwendigeh  Erhaltung  eine 
Bodmereiaufnahnie  erheischt,  so  ist  der  Kapitain  unstreitig  dazu 
befugt.  Er  darf  aber  dann  doch  wohl  nur  in  jedem  einzelnen 
Falle  gerade  die  Güter  des  einen  Eigenthümers,  dessentwegen 
Überhaupt  die  Bodmerei  geschehen  muss,  verbodmen,  und  hat 
dieser  Eigenthümer  kein  Recht  auf  eine  Entschädigung  irgend 
einer  Art  von  Seiten  der  Rheder  oder  auch  der  übrigen  Be- 
frachter, falls  seine  Güter  zur  Befriedigung  des  bestimmten 
Bodmereigebers  diened  müssen. 


266  Abaclm.  VIII.  Von  der  Bodmerei. 

X.  Es  versteht  sieb  von  selbst  und  geetatten  es  viele  See^ 
rechte  ausdrücklich,  dass  der  Kapitain  mit  Genehmigung  der 
Rbederei  auch  am  Wohnorte  derselben  Bodmerei  aufnehmen 
dürfe.  Diese  Genehmigung  kann  auch  stillschweigend  erfolgen 
und  liegt  z.  B.  auch  in  der  Dazwischenkunft  der  Rhcder  bei  der 
Schliessung  des  Contractes  (Span.  Recht  Art  825»  Ck>de  de  com. 
Art.  321) »  selbst  wohl  da,  wo  den  Worten  des  Gesetzes  nach 
ausdrücklich  schriftlich  Genehmigung  verlangt  wird,  wie  im 
Hell.  R.  Art.  579. 

XI.  Natürlich  kann  der  Schiffer  aller  Orten  und  nicht  Mose 
im  Nothhafen  seine  eigne  Schiffspart  oder  seine  eigenen  Waaren 
selbstständig  und  völlig  frei  verbodmen. 

XII.  Es  kann  keinen  Eiofluss  auf  die  anderweitige  Bodmerei- 
befugniss  des  Kapitains  im  Nothhafen  haben,  wenn  gleich  der 
Schiffer  Theil  an  der  Rhcderei  nimmt  So  ausdrücklich  Preusa. 
Recht  1.  c.  S  2382.  Man  kann  hier  den  Schiffer  nicht  fQr  ver- 
pflichtet halten,  seine  Part  zuerst  zu  verpflinden,  denn  es  ist 
nicht  abzusehen,  wie  er  als  Schiffer  dazu  käme,  gerade  seine 
Part  zum  gemeinen  Besten  vorzugsweise  verpfilnden  zu  müssen. 
Ferner  scheint  vollends  kein  Grund  vorzuliegen,  wesshalb  der 
Schiffer  etwa  vor  Aufnahme  der  Bodmerei  seine  eigenen  Gelder 
lum  gemeinen  Besten,  gleichviel  ob  mit  oder  ohne  Bodmerei 
hergeben  müsste.  Wenigstens  wird  d esshalb,  dass  er  seine 
Gelder  m'cbt  bergab,  die  von  ihm  anderweitig  geschlossene  Bod- 
merei nicht  angefochten  werden  können,  wenn  er  sich  audi 
durch  solches  Benehmen  der  Rhederei  eben  nicht  empfehlen 
wird.  Ja  leb  glaube,  dass  man  den  Kapitain  nicht  einmal  dann 
zur  Hingabe  seiner  Gelder  für  verbunden  halten  kann,  wenn  er 
auf  jede  andere  Weise  kein  Geld  zur  Fortsetzung  der  Reise 
aufnehmen  kann,  und  zwar  um  so  weniger,  da  in  allen  solcben 
PäUen  das  fremde  Geld  in  der  Begel  gerade  wegen  der  Grösse 
des  Risico*s  nicht  beschafft  werden  kann  und  fürwahr  kein 
Grund  abzusehen  ist,  warum  nun  gerade  der  Kapitain  dieses 
höchste  Risico  übernehmen  müsste. 

Kndlich  ist  der  Kapitain  gegenüber  seinen  Rhedem  und 
Befrachtern  auch  nicht  absolut  gebunden,  jedes  Geld  Fremder, 
was  er  in  seinen  Händen  hat,  mit  oder  ohne  Bodmerei  zo 
nehmen  und  zu  verwenJen»  Vielmehr  liegt  es  durchaus  in  dem 
freien  Willen  des  Kapitains,  ob  er  die  Verantwortlichkeit  dafikr 
Obernehmen  wolle,  als  negotiormn  gestor  der  Herren   dieses 
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freoden  Geldes  dssselbe  zum  Besten  von  Schiff  und  Gul  zu 
verwenden;  denn  jedenfalls  haftet  er»  falls  diese  fremden  Herren 
die  betreffende  negotiorum  gestio  des  Kapitains  als  Bodmerei 
nicht  nacbtrftgUch  gutheissen,  denselben  piiiönlich  mit  seinem 
ganzen  Vermögen  und  kann  nur  aus  Schiff  und  Gut  sich  ent- 
schädigen. VergL  Kent  1.  c.  S.  171,  der  aber  über  die  einzelnen 
Punkte  dieser  Nummer  sich  sehr  unbestimmt  ausdrückt. 

XIII.  Namentlich  wird  die  Bodmereibefugniss  des  Schiffers 
im  Nothhafen  durch  das  allgemeine  Verbot  nicht  gehindert» 
dass  ein  bereits  zu  seinem  vollen  Werthe  versicherter  Gegen- 
stand nicht  mehr  verbodmet  werden  dürfe.  Diese  bereits  ge- 
schehene Versicherung  schneidet  nirgends  die  Möglichkeit  der 
Bodmereiaufnahme  im  Rothhafen  ab.  Preuss.  Allg.  L.  R.  U.  8. 
$2381.  Vergl.  auch  Span.  R.  1.  a  Art.  837.  Franz  Cod.  Art  331. 
Ordon.  1681  Art  18  (III.  5.)  u.  oben  S  197  n.  VI.,  sowie  %  208. 


S  199.    Wirkung  d«r  tmbefugieB  Bodmerei  de«  Schilfenu 

Der  oberste  Grundsatz  dieser  Wirkung  wurde  bereits  S  198 
initio  aufgestellt. 

I.  In  Bezug  auf  die  vorgeschriebenen  FormalitSten,  worüber 
I  200  zu  vergleichen  ist,  so  sollte  nach  allgemeinen  Rechts- 
grundsätzen der  Satz:  locus  regit  actum  für  die  im  Auslande 
geschlossene  Bodmerei  gelten.  So  Preuss.  Allg.  L.  R.  §  2387. 
Indessen  wo  die  einzelnen  Particularrechte  gerade  hIefOr  aus- 
drücklich eine  besondere  bestimmte  Form  festsetzen,  da  Ist  ohne 
deren  Anwendung  keine  Bodmerei,  sondern  nur  ein  einfaches 
Darlehen  vorhanden.  Doch  ist  wenigstens  allemal  die  etwanige 
Schiffspart  (Span.  R.  Art.  825)  oder  der  anderweitige  Antheil  des 
Kapitains  an  den  verbodmeten  Gegenständen  als  Sicherung  auch 
solcher  mangelhaften  Bodmerei  anzusehen.  Holl.  R.  Art.  579. 
Franz.  Art  SSI. 

II.  Da  der  Schiffer  am  Wohnorte  der  Rheder  oder  deren 
Correspondenten  eigentlich  keine  Bodmerei  schliessen  darf,  so 
ist  die  Bodmerei  des  Kapitains  ungültig,  wenn  nicht  die  vorge- 
sdiriebenen  besonderen  Formen  oder  Umstände  hinzutreten. 

III.  Aber  auch  wo  der  Schiffer  im  Inlande,  aber  nicht  am 
Wohnorte  der  Rheder  den  Cqntract  schliesst,  müssen  die  vor- 
geschriebenen FormaUtlit^n  ajogenvendet  werden»  w^i;i  durch 
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das  Darlehn  für  den  Geber  eine  Bodmerei  entstehen  soll.  Denn 
da  die  Bodmerei  überhaupt  ein  singulftres,  mit  eigenthOroliGhen 
Privilegien  versehenes  Institut  ist,  so  wird  man  zu  ihrer  Eiistenz 
auch  alle  jene  singul&ren  Formen  verlangen.  Auch  steht  fest, 
dass  diese  Formen  gerade  zur  Sicherung  des  abwesenden  Rheden 
dienen  sollen,  dass  man  deren  Anwendung  also  gerade  Tom 
Geber  verlangen  müsse.    S.  %  198  n.  VI. 

IV.  Wenn  der  Kapitaiu  bloss  seine  eigene  Part  oder  sein 
Eigentbum  an  der  Ladung  verpfändet,  so  besteht  natürlich  die 
Bodmerei  auf  diese  Objecto  auch  ohne  jene  Formen.  Hanseat. 
Seerecht  VI.  Art  I. 

V.  Doch  halte  ich,  weqn  nur  jene  Formalitäten  erfüllt  sind, 
und  die  Nothwendigkcit  der  Geldaufnabme  zur  Fortsetzung  dar 
Reise  von  dem  Geber  in  gehörigier  Weise  bewiesen  worden 
ist,  was  aber  durch  die  obigen  Formalititen  meist  zugleich 
mitgeschieht,  den  Geber  nicht  weiter  verpflichtet,  nachzu- 
weisen, das»  die  Gelder  auch  wirklich  zum  besagten  Zwecke 
durch  den  Schifler  verwandt  sind,  falls  nur  der  Geber  in  bona 
fide  ist.  Für  die  Schlechtigkeit  des  Schiflers  als  ihres  M&uda- 
tars  haben  füglich  die  Schiffs-  und  Ladungsinteressenten  zu 
stehen,  nicht  der  ihm  fremde  Bodmereigeber.  Die  Bodmerei 
gilt  also.  Die  Wirklichkeit  der  Verwendung  braucht  der  Geber 
nicht  darzuthun,  Preuss.  Allg.  L.  R.  $  2388  arg.  Dies  ist  Engl, 
und  Nordamerik.  fraxis'Oi  aber  die  Bedingung  ist:  Beweis  der 
Nothwendigkcit  der  Geldaufnabme  und  in  Ermangelung  dessen 
ist  die  Bodmerei  ungültig,  falls  auch  kein  Betrug  vorlag,  Abbott 
(6),  Zusatz  von  Shee  S.  340  case  the  Orelia  3  Bagg.  adm.  rep.  75. 
Um  sich  gegenüber  seiner  Rhederei  gegen  deren  persönliche 
Ansprüche  zu  schützen,  muss  aber  allerdings  der  Kapitain  die 
Wirklichkeit  der  Verwendung  der  Gelder  bellen. 

.  VI.  Wenn  aber  auch  alle  jene  Formalitaten  fehlen  und 
wenn  auch  die  Mothwendigkeit  der  Geldaufnahme  von  Bodmerei- 
geber nipht  bewiesen  wird.,  derselbe  aber  darthun  kann,  dass 
seine  Gelder  wirklich  in  das  SchifTxider  Gut  verwandt  sind,  so 
ist  allerdings  keine  Bodmerei  vorhanden,  aber  der  Geber  bat 


31.  Die  Belege  itehen  oben  $  196  n.  IV.  In  anderen  ßeerechten  finden  i 
keine  aUBdrOcklieben  Bestimmungen,  sie  scheinen  aber  alle  in  i 
Sinni  ventanden  werden  sn  mttswn.    Pardtfsnu  L  c.  a.  911  in  f 
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eine  Klage  gegen  die  BigenthQmer  dieser  Sachen  bis  zum  Be- 
laufe der  wirklich  zum  Nutzen  derselben  aufgewandten  Summe 
oebst  den  gesetzm&ssigen  Zinsen.  Doch  haben  die  EigenthQmer 
die  gewöhnUchen  Einreden  und  haften  sie  natürlich  nicht  über 
den  Werth  der  Sachen  im  gegenwärtigen  Zustande.  Vergleiche 
Pardessus  n.  011.  Die  Obligation  ist  hier  aber  keine  contractu 
liehe  für  diese  Eigenthümer,  sondern  ex  re,  so  dass  sie  nament- 
lich nicht  für  die  stipulirten  höheren  Zinsen  anfkommen. 

VII.  Im  Falle  dass  sonst  alles  Erforderliche  erfüllt  ist  und 
nur  über  den  Werth  des  verbodmeten  Gegenstandes  Bodmerei- 
gelder  aufgenommen  sind,  so  besteht  die  Bodmerei  bis  zum  Be- 
laufe jenes  Werthes.  Der  Ueberschuss  nimmt  die  Natur  eines 
einfachen  Darlehns  an,  für  welches  allein  der  SchifTer  persönlich 
sammt  den  ordentlichen  Zinsen  zu  haften  hat  und  welches  durch 
keine  Seegefahr  untergeht.   S  $  198  n.  VIL 

VIII.  Die  Rheder  können  aber  die  Zahhmg  der  aus  Grün- 
den der  Nothwendigkeit  und  unter  Beobachtung  der  gehörigen 
Formen  eingegangenen  Bodmereiverbindlichkeiten  des  Kapitains 
nicht  verweigern  unter  dem  Vorgeben,  dass  sie  das,  was  der 
Kapitain  gethan,  contestiren,  z.  B.  wenn  sie  zugegen  waren  oder 
am  Orte  des  Anlehens  einen  Correspondenten  hatten  und  nun 
der  Kapitain  sie  selbst  oder  jenen  nicht  befragt  hat/ falls  sie 
nicht  die  mala  fides  des  Gebers  in  dieser  Beziehung  be^eiseni 
Ebenso  hilft  unter  derselben  Voraussetzung  ihnen  die  Ein- 
rede nichts,  dass  sie  dem  Kapitain  ausdrücklich  verboten  tiätten^ 
Gelder  auf  Bodmerei  aufzunehmen.    Pardessus  1.  c. 

IX.  Aber  weder  die  Regclmässigkeit  der  Belege  zu  Gunsten 
der  Darleiher I  noch  ihr  guter  Glaube  hindern  die  Rheder,  das 
Verfahren  des  Kapitains  zu  untersuchen.  Dieser  muss  ihnen 
nicht  nur  über  die  Anwendung  der  Gelder  Rechnung  ablegen, 
sondern  sich  auch  über  die  Legitimität  des  Anlehens  ausweisen, 
und  da  er  die  Ortsobrigkeit  und  den  Darleiher  bintergangen 
haben  könnte,  so  würde  ihn  die  blosse  Beibringung  regelmässiger 
Belege  nicht  rechtfertigen.  Pardessus  1.  c.  In  Frankreich  und 
in  den  meisten  Ländern  kann  der  Kapitain  in  peinliche  Untere 
suchung  genommen  und  zur  Einsperrung  verurtheilt  werden, 
falls  er  ohne  Noth  Gelder  auf  Bodmerei  nahm  oder  die  aufge- 
nommenen Gelder  vergeudete.  Code  de  com.  236.  Code  crim» 
406.  408. 
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Loccenius  lib.  II.  cap.  6.  sect.  12.  f&hrt  folgenden  von 
Abbott  1.  c.  Seite  140  gebilligten  Fall  an.  Durch  seine  Nach- 
Iftssigkeit  in  Erfüllung  der  besonderen  Vorschriften  des  Landes 
(Spaniens)  hatte  ein  Kapitain  das  Schiff  in  Gefahr  des  Nehmens 
gebracht  Er  versprach  einer  einflussreichen  Person  eine  Summe 
im  Fall  der  Freigebung  und  sicherte  die  Zahlung  in  Form  eines 
Bodmereibriefes.  Dieser  Brief  wurde  von  den  Gerichten  f&r 
ungültig  erklärt  Sohiff  und  Eigner  seien  nicht  yerantwortlich 
dafür.  Ich  glaube,  dass  dies  richtig  ist,  da  hier  Oberhaupt  von 
einer  Geldzahlung  durch  einen  Bodmeristen  nicht  die  Rede  Ist 
und  jene  einflussreiche  Person  (als  etwaniger  Quasi-Bodmerist) 
mit  ihrer  Bodmereiklage  propter  turpem  causam  hätte  abgewiesen 
werden  können.  Aber  man  setze  den  Fall  so,  dass  ein  Dritter 
das  Geld  gab,  um  die  hohe  Person  abzufinden,  dass  wirklich 
das  Schiff  desshalb  freigegeben  wurde.  Ich  halte  dann  die  Bod- 
merei für  rechtsbeständig,  denn  es  sind  hier  alle  Erfordernisse 
der  Nothwendigkeit  der  Geldaufnahme  <la,  falls  nur  die  Gefahr 
der  Confiscation  gewiss  war;  und  da  sich  durch  dieses  vorge- 
streckte Geld  das  Schiff  und  resp.  Gut  gerade  aus  der  durch 
Ihren  Kapitain  verwirkten  Gefahr  befreit  haben,  also  unbedingt 
eine  in  rem  versio  vorliegt,  da  ferner  für  diesen  Geber  keine 
turpis  causa  vorhanden  ist,  endh'ch  da  dieser  Geber  wirklich 
sein  Kapital  einer  Sccgefahr  aussetzt,  so  wäre  es  hart,  ihm 
nicht  zur  Sicherhett  seiner  Forderung  die  Pfandrechte  der  Bod- 
merei zu  gewähren  und  ihn  bloss  an  den  Credit  des  schuldigen 
Schiffers  verweisen  zu  wollen.  Es  versteht  sich  aber,  dass 
Rheder  und  resp.  Ladungseigenthümer  gegen  den  Schiffer  eine 
persönliche  Klage  auf  volle  Entschädigung  haben. 

Endlich  kann  man  den  Schiffer  nicht  für  berechtigt  halten, 
sich  selbst  eine  Bodmerei  an  Schiff  und  Gut  für  von  ihm,  selbst 
aus  Gründen  der  Nothwendigkeit  hergestreckte  Gelder  zu  oon- 
stituiren;  dazu  kann  er  sich  füglich  nicht  einmal  gerichtlich 
autorisiren  lassen.  Das  Gegentheil  würde  der  Betrügerei  ThOr 
und  Thor  öffnen.  Die  Prämienbestimmung,  die  Feststellung  des 
Pactums  der  Nothwendigkeit  der  Geldaufnahme,  die  nähere  Be- 
stimmung der  Gefahr,  die  Festsetzung  der  Kapitalshöhe  etc., 
kurz  Alles  wäre  hier  der  Willkür  des  Kapitains  als  Gläubiger 
Im  höchsten  Grade  Überlassen  und  dagegen  scheint  selbst  die 
(]ontrole  durch  ein  Gericht  keine  genügende  Sicherheit  zu  ge- 
währen.   Auf  der  anderen  Seite  halte  ich  allerdings  auch  den 
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Kapitaln  rechtlich  nicht  fDr  verpflichtet,  seine  eigenen  Gelder 
sam  Besten  von  Schiff  und  Gut  herzugeben,  sondern  das  bleibt 
seinem  Gewissen  überlassen.  Aber  wenn  er  einmal  Gelder  für 
seine  Gommittenten  hergibt,  so  mag  er  deren  persönlichem 
Gredite  als  deren  Sachwalter  trauen  und  sich  allenfalls  mit  den, 
ans  der  in  rem  Versio  seiner  vorgestreckten  Gelder  ihm  er- 
wachsenden Rechten  und  Privilegien  begnügen.  Dagegen  scheint 
mir  seine  Stellung  zu  Rhedern  und  Befrachtern  es  nicht  absolut 
auszusdiliessen,  dass  er  den  Bodmereibrief  späterhin  auf  irgend 
eine  Weise  an  sich  bringe,  selbst  wenn  er,  was  freilich  Abbott 
nicht  gestattet,  noch  in  Diensten  jener  resp.  Eigenthümer  der 
verbodmeten  Güter  sich  befindet  Denn  einmal  ist  der  Bodmerei- 
brief regelmässig  als  ein  negotiables  Papier  anzusehen  und  so- 
dann kann  hier  weniger  Betrügerei  vorfallen  als  bei  ursprüng- 
licher Constituirung  der  Bodmerei  für  den  Kapitain.  Es  scheint 
zu  genügen^  dass  der  Richter  in  solchem  Falle  mit  einer  be* 
sonderen  Strenge  die  Nothwendigkeit  der  Bodmereiaufnahme 
untersuche  und  namentlich  prüfe,  ob  die  Bodmereipraraie  nicht 
Obermassig  hoch  vom  Schifler  ursprünglich  bestellt  sei,  indem 
darin  die  Vermuthung  der  Absicht  des  Betruges  von  Seiten  des 
Schiffers  begründet  werden  mag.  Siehe  Abbott  1.  c  n.  16. 
Sette  136. 

Uebrigens  ist  die  Englische  und  Nordamerikanische  Praiis 
ungemein  streng  in  Constituirung  eines  Pfandrechts  für  den 
Sebiffer  und  Kent  1.  c  Seite  166.  67.  sagt  in  dieser  Beziehung: 
The  master  confracts  upon  fhe  credit  of  tbe  owners,  and  not 
of  the  ship,  and  he  has  no  lien  on  the  ship,  freight  or 
eargo,  for  aoy  debt  of  his  own,  as  for  wages,  or  stores 
farnished,  or  repairs  done  at  his  expense,  either  at  house 
•r  on  the  voyage*  Bs  ist  aber  diese  strenge  Praxis  in  England 
mneiillieli  durch  Lord  liansfield  in  dem  Falle  Wllkins  r. 
Carmichael  (Dougl.  rep.  101)  festgestellt  S.  oben  $  80  in  f. 
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Wegen  der  vom  Kapital n  zu  beobachtenden   Förmlich- 
keiten siebe  $  198  n.  VI.  und  109. 


aa  TergL  P&hls  B.  ttStl. 
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Gewöhnlich  wird  der  Contract  schriftlich  «^geBchloasen^  docb 
würde  allenfalls  auch  eine  gehörig  bewiesene  mündliche  Verab- 
redung genügen.  Particularrechte  ••)  fordern  aber  meist  noch 
gewisse  andere  Förmlichkeiten ,  die  aber  in  Bezug  auf  die  con- 
trahirenden  Personen  selbst  eben  nur  da  nöthig  sind,  wo  sie 
gefordert  werden  und  bei  denen  zudem  die  Vermuthung  die  ist, 
dass  sie  nur  zur  Sicherheit  der  Contrabenten  dienen  sollen  und 
dass  mithin  der  Contract  bei  Mangel  der  Form  nicht  nichtig  ist, 
sondern  nur  von  einem  der  Contrabenten  angefochten  werden 
kann.  Doch  wird  Dritten  gegenüber,  die  einen  Bodmereiver- 
trag über  denselben  Gegenstand  unter  Beobachtung  aller  gesetz- 
lichen Förmlichkeiten  abgeschlossen  haben,  ein  so  formlos  ab- 
geschlossener Contract  Überall  nachstehen  müssen  und  also  selbst 
der  jüngere  im  Nothhafen  so  formlos  abgeschlossene  Vertrag 
nicht  absolut  dem  älteren  vorgehen.  Das  Gegentheil  würde  der 
Betrügerei  Thür  und  Thor  öffnen.  Indessen  möchte  ich  doch 
immer  hier  erst  die  Umstände  des  besonderen  Falles  berück- 
sichtigt wissen,  ehe  ich  dem  formlosen  Contracte  alle  Privilegien 
abspräche.  Freilich  wenn  man  überhaupt  Dritten  gegeuüber 
Rechte  aus  dem  Bodmereiverträge,  namentlich  ein  Vorzugsrecht 
auf  Befriedigung  in  Anspruch  nehmen  will,  so  werden  diese 
allerdings  rechtlich  befugt  sein,  zu  verlangen,  dass  wir  alle  ge- 
setzlichen Förmlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Contract  erfüllt 
haben;  denn  es  ist  die  Präsumtion,  dass  diese  Förmlichkeiten 
auch  zur  Sicherheit  der  Rechte  Dritter  dienen  sollen. 

Ist  das  GesfibAft  durch  ^inen  Mäkler  abgesebiossen»  so  ge- 
nügt wobl  auch  da,  wo  Schriftlicbkeii  gesetzlich  verlangt  wird, 
überall  der  Auszug  aus  i^s  Malers  jouniai,  weaigateiia  ist  dss 
Span.  1.  c.  Art.  812,  Preuss.  Recht  i.  c.  S  8391 1  obwohl  dasselbe 
sonst  so  streng  ist,  $  2390  deo  nichtschrifilich  abgescblossenea 
Bodmereiooniracl  flir  uogültig  su  erklären,  was  itma  sber 


33.  In  Frankreich  und  ähnlich  in  Spanien  vor  Notar  and  zwei  Zengen 
und  10  Tage  ■pätestent  nach  dem  Abichlutt  Eintragung  bei  dem 
Handelsgericht  Doch  trotz  det  liangeli  jener  Formen  het  der 
Geber  wenigstens  einen  persönlichen  Anspruch«  Und  nach  Span. 
Beeht  L  c  Art.  813  yerhindert  Nichteintragung  in'  das  Hypotbeken- 
buch  des  Distrietes  innerhalb  8  Tagen  nach  der  Datinnig  des 
Bodmereibriefes  nur  den  Vorzug  Tor  den  Forderungen  tos  Drittes. 
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wohl  sur  heissen  soll,  es  ist  nur  ein  einfaches  Darlehn  vorhan- 
den. Vergl  Koch  I.  c.  I.  $  447  und  Preuss.  L  R.  I.  II.  S  727"). 
Das  Span.  R.  I.  c.  entzieh!  dem  mOndlichen  Contracte  Beweis 
and  Klage.  Es  wird  aber  nach  Preuss.  R.  11.  8.  $  2392  nicht  als 
eine  schriftliche  Abfassung  angesehen,  wenn  auch,  in  der  Ab- 
sicht einen  Bodmereicontract  zu  schliessen»  ein  unausgefölltes 
Blanket  ausgestellt  und  unterschrieben  worden  ist 

Die  Urkunde  des  Bodmereicontracts  wird  gewOhniieh  mehr- 
fach ausgefertigt,  indem  der  Bodmereinehmer,  der  Bodmerist,  der 
etwa  von  dem  Nehmer  verschiedene  Eigenthümer  der  verbod- 
meten Sache,  endlich  der  Schiffer  jeder  ein  Exemplar  zu  erhal- 
ten pQegen. 

Ausser  dieser  Urkunde  ist  bei  Schliessung  der  Bodmerei  in 
den  Königl.  Landen  zur  Erwerbung  des  dinglichen  Rechts  gegen 
Dritte,  nach  Preuss.  Rechte,  die  Verzeichnung  der  Bodmerei 
auf  den  .OriginalschiiTsurkunden ,  gleich  wie  bei  anderen  Ver- 
pfändungen, noth wendig;  sowie  die  Verbodmung  von  Waaren 
nur  durch  den  Vermerk  auf  dem  Gonnossement  und  durch 
demnachstige  Aushändigung  desselben  an  den  Bodmeristen  ge- 
schehen kann,  wobei  zugleich  der  Destinatar,  als  beabsich- 
tigter Eigenthümer  oder  als  Commissionär  oder  Spediteur,  zu 
benachrichtigen  sein  wird.  Doch  hat  die  Unterlassung  dieser 
Förmlichkeiten  nur  die  Folge,  dass  die  Bodmerei  den  Verpfän- 
dungen, bei  welchen  diese  Vorschriften  beobachtet  sind,  ohne 
Rücksicht  des  Alters  nachsteht.  Preuss.  L.  R.  I.  c.  $  2408—10. 
L  20.  S  374  ff.  Mit  dieser  letzteren  Festsetzung  stimmt  auch  das 
Holl.  Recht  1.  c.  Art.  583  überein,  indem  es  verlangt,  dass  Bod- 
merei auf  Güter,  vor  Anfang  der  Reise  genommen,  sowohl 
auf  den  Gonnossementen  als  auf  den  Manifesten  verzeichnet 
werden  mass,  mit  Hinzufügung,  wem  der  Schiffer,  an  den  be- 


34.  Dm  Preou.  Recht  iit  ffeilich  hierin  sehr  streng  und  erklärt  1.  c. 
II.  8<  g  2394  sogar:  Ein  Scholdschein,  worin  bloss  allgsmein  be- 
merkt worden,  dass  die  Valuta  oder  der  Werth  auf  Bodmerei  ge- 
nommen sei,  ist  für  keinen  Bodmereibrief  zu  halten.  —  Es  wird 
nimlich  nach  $  2393  verlangt,  dass  in  dem  Briefe  die  Namen  des 
Gebers  und  des  Nebmers,  die  Benennung  des  Schiffs  und  des  Sehiffera, 
die  zu  zahlende  Summe,  die  vom  Geber  übernommene  Seegefabr 
und  die  Bestimmung  der  verbodmeten  Sache  angegeben  sei. 
T.  Ksltenborn,  Seereeht  U.  IB 
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sürointen  Ladungsplätzen,  Anzeige  von  der  behaltenen  Ankunft 
zu  machen  hat;  und  soll  in  Ermangelung  dessen  der  Consig- 
natdr,  der  im  Vertrauen  auf  das  empfangene  (nicht  mit  einem 
Bodmereivermerk  versehene)  Connossement  Wechsel  angenommen 
oder  Gelder  yorgeschossen  hat,  vor  dem  Inhaber  eines  solchen 
Bodmereibriefes  privilegirt  sein. 

Nimmt  der  Schiffer  Bodmerei,  es  sei  inner-  oder  ausser- 
halb der  Königl.  Preuss.  Lande,  so  ist  er  schuldig ,  dafür  zq 
sorgen,  dass  selbige  auf  den  Schinsurkunden,  und  wenn  Waaren 
verbodmet  werden,  auf  dem  Connossemente  gehörig  verzeichnet 
werde;  und  muss  er  im  letzteren  Falle  den  Destinatar  der  ver- 
bodmeten Waaren  sogleich  davon  benachrichtigen.  Prenss.  R. 
1.  c.  $  24t  1  ff.  Es  sind  diese  Verpflichtungen  des  Schiffers  zwar 
nicht  zu  verwerfen,  indess  doch  sehr  milde  zu  interpretiren  und 
immer  die  Voraussetzung  zu  machen:  dass  es  dem  Schiffer 
möglich  sei,  solche  Formen  zu  erfbileo,  denn  sonst  hat  deren 
Unterlassung  gewiss  nicht  die  persönliche  Haftung  des  Schiffen 
für  allen  daraus  entstehenden  Schaden  zur  Folge,  was  aber  l  c. 
$  2412  allgemein  bestimmt  wird^ 

Cebrigens  nennt  man  insbesondere  auch  ein  solches  in  Dorso 
mit  einem  Bodmereivermerk  versehenes  Connossement ,  dessen 
notirte  Ladung  also  für  die  benannte  Summe  verpfändet  ist, 
einenSeewechscI.  Vergleiche  Jacobson^  Seerecht S. 501  und 
Koch  1.  c.  S  447. 

Die  förmliche  Urkunde  über  die  Bodmereidarlebnsaufnahme 
heisst  Bodmereibrief,  dessen  öffentliche  Ausfertigung  oder 
Beglaubigung  überall  als  zweckmässig  erscheint.  Auf  ihm 
und  seinem  Inhalte  beruhen  die  Besonderheiten  des  spezielleB 
Contractes,  die  Höhe  der  Prämie,  die  besondere  Art  and 
Weise  der  Gefahr,  die  Zeit  der  Gefahr,  die  Höhe  des  Kapitals, 
die  Namen  des  Schiffs,  des  Schiffers,  des  Gebers  etc.  Diess 
muss  Alles  aus  demselben  deutlich  hervorgehen,  da  es  fOglieh 
nicht  ans  der  allgemeinen  Natur  der  Bodmerei  folgt  Die 
anderen  Bestimmungen  dagegen  lassen  sich  aus  dem  Wesen  des 
Bodmereiverhftitnisses  selbst  folgern,  auch  wenn  sie  in  die  (Jr* 
künde  nicht  ausdrücklidh  aufgenommen  sind. 
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S  201.    Beatandtheile  def  Bodmereibriefes. 

Als  regelmässige  Bestandtheile  des  Bodmereibriefes  muss 
man  demnach  ansehen**): 

1)  Die  Namen  der  Contrahenten»  des  Gebers  und  des 
Nehmers.  Doch  bin  ich  mit  Pohls  derMeinung,  dass  der  Name 
des  Gebers  nicht  absolut  nothwendig  sei  und  dass  also  ein 
Bodmereibrief  auch  auf  den  Inhaber  gestellt  werden  dürfe. 
Siebe  die  Nummer  14.  dieses  $,  sowie  unten  $  206. 

2)  Die  Angabe  der  aufgenommenen  Summe.  Ist 
bloss  der  Werth  der  verbodmeten  Gegenstände  und  keine  be- 
sondere Bodmereikapitalsumme  angegeben,  so  ist  zu  vermuthen, 
dass  letztere  die  volle  flöhe  der  ersteren  erreicht  habe.  Ist 
weder  eine  Bodmereisumme  noch  jener  Werth  angegeben  und 
besteht  die  Bodmerei  überhaupt  nur  in  darlehnsweiser  Hingabe 
Yon  fungibelen  Sachen»  so  ist  deren  allgemeiner  Werth  dem 
Bodmeristen  zu  restituiren.  Bei  einer  Verbodmung  dahin,  dass 
die  Yom  Geber  hingegebenen  Gegenstände  der  Bodmerei  in  Natura 
zu  resUUiEreB  seien,  im  Fall  der  glücklichen  Rückkunft,  liegt  der 
Bodmerei  kein  Darlehn,  sondern  eine  Miethe  zum  Grunde.  Es 
ist  dies  eine  Irregularität,  die  aber,  bei  dem  Vorhandensein  der 
sonstigen  wesentlichen  Erfordernisse,  doch  nicht  im  Stande  zu 
«ein  seheintf  die  legale  Existenz  der  Bodmerei  gänzlich  zu  ver- 
hindern.   Siehe  $  105  n.  U. 


35.  Span.  R.  1.  c.  Art.  814.  Holl.  Art.  570.  Franz.  Art.  311.  PreuM. 
AUg.  L.  R.  S  2171.  2397  ff.  %  2428  29.  Vergl.  Abbott  L  c.  n.  17. 
8.  137  wegen  England,  wo  Qbrigens  keine  gesetzlichen  Vonchriften 
bestehen.  Das  Franz.  und  Holl.  Gesetz  ist  in  seinen  dessfallsigen 
Bestimmungen  nur  enuntiativ,  das  Preuss.  (siehe  die  letzte  Note  34) 
und  Span,  dagegen  imperativ.  Im  folgenden  Texte  werden  wir  bei 
den  einzelnen  Bestandtheilen  des  Bodmereibriefes  naher  angeben, 
inwiefern  dieselben  zur  Existenz  eines  Bodmereibriefes  absolut  noth- 
wendig sind,  wie  weit  sie  in  demselben  fehlen  können  und  wie  weit 
sie  durch  Interpretation  supplirt  werden  dürfen.  Freilich  Iftsst  sich 
darüber  erst  auf  Grund  eines  concreten  Falles  ein  recht  bestimmtes 
Urtheil  Men. 

IS* 
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3)  Der  Vertrag  enthalt  zwar  häufig  die  Ibesiimmte  Angabe 
des  Werthes  der  verbodmeten  Gegenstände.  Indessen  ist  doch 
diese  Schätzung  zur  Gültigkeit  des  Bodmereicontractes  nicht  un- 
umgänglich nothwendig.  Doch  muss  der  ßodmereinehmery  wenn 
sie  nicht  gemacht  ist,  darthuii,  dass  im  Augenblicke  des  Ereig- 
nisses, das  der  Bodmerist  auf  sich  zu  nehmen  hat,  die  dem 
Risico  ausgesetzten  Gegenstände  einen  der  geh'ehenen  Summe 
wenigstens  gleichen  Werth  hatten  (Code  d.  c.  329),  wohingegen 
die  im  Contracte  notirte  Schätzung  als  exact  bis  zum  Gegenbe- 
weis präsumirt  werden  muss.  Denn  warum  hat  sich  der  Bod- 
merist dieselbe  gefallen  lassen?  Doch  schliesst  eine  solche 
Schätzungsangabe  natürlich  den  Beweis  des  Gegentheils  irgend 
einer  Art,  wenigstens  nicht  für  den  Bodmeristen,  wohl  aber  für 
den  Nehmer  aus  >  falls  er  nicht  in  Bezug  auf  die  Angabe  seine 
bona  fides  nachweist  und  nicht  ein  error  facti  proprii  vorlag. 
Sind  auch  die  Angaben  in  Betreff  der  Schätzung  durch  die  ge- 
meinsame Würderungsthätigkeit  des  Bodmeristen  und  des  Nehmers 
erfolgt,  so  scheint  mir  dem  Bodmeristen  doch  der  Beweis  des 
Irrlhums  oder  nun  gar  des  Betruges  von  Seiten  des  Nehmers 
gestattet  werden  zu  müssen;  und  auch  dem  Nehmer  oadchte  ich 
unter  den  eben  angegebenen  Modificationen  hier  den  Beweis  des 
Gegentheila  gestatten '"). 

4)  Die  Bestimmung  der  Prämie,  ohne  dass  man  aber 
verlangen  könnte,  dass  sie  ausdrücklich  als  solche  bezeichnet 
sei.  Indessen  halte  ich  die  Prämie  nicht  für  so  wesentlidi,  dass 
ohne  sie  die  Bodmerei  gar  nicht  bestehen  könnte.   S*  %  203. 

5)  Die  Benennung  des  verbodmeten  Gegenstandes. 
Dieser  mag  so  genau  als  möglich  bestimmt  werden,  damit  man 
den  Umfang  des  Pfandrechts  bestimmt  entnehmen  könne.  Aus- 
drückliche Verpfändungsclausel  ist  nicht  nothwendig,  weon  nur 
anderweitig  feststeht,  dass  der  Vertrag  eine  Bodmerei  sei;  denn 
dann  versteht  sich  diese  Verpfandung  von  selbst. 

6)  Benennung  des  Schiffes  mit  Angabe  der  etwanigen 
Klasse  oder  Matrikel  desselben.  Dies  ist  sehr  wichtig,  weil  daraus 
hervorgeht,  wie  die  Gefahr  der  See  in  Bezug  auf  den  verbod- 
meten Gegenstand  zu  tragen  ist;  denn  die  Eigenthümlichkeit 
dieser  Gefahr  hängt  doch  zum  grossen  Theile  von  der  beson- 


36.  FardeMot  1.  c.  n.  904  itellt  andere  Anüchten  auf. 
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deren  Art,  Nator  etc.  des  Schiffes  ab.  Also  wenn  auch  nicht 
das  SchifT  gerade  selbst  verbodmet  ist,  so  ist  dessen  Bezeichnung 
doch  fQr  einflussreich  genug  im  Bödmereibriefe  zu  halten. 

Namentlich  ist  aber  wohl  wegen  der  Verpfändung  der  ver- 
bodmeten Sachen  die  concrete  Bestimmung  des  Schiffes,  in  wel- 
chem, wenn  es  nicht  selbst  Gegenstand  des  Bodmereipfandes 
isty  doch  die  verbodmeten  Sachen  der  Gefahr  ausgesetzt  werden, 
in  dem  Bodmereiverträge  nothwendig.  Das  Pfandrecht  an  den 
Bodmereiobjecten  wfirde  sonst  zu  unsicher  in  seiner  Ausöbung, 
und  wenn  auch  selbst  bekanntlich  die  eventuelle  Verpfandung 
einer  zukünftigen  Sache  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsatzen 
gestattet  ist,  so  scheint  die  bei  der  Unbestimmtheit  über  das 
Schiff  vorliegende  Unsicherheit  doch  allzu  gross,  um  als  ge- 
nügender Ersatz  für  die  Uebernahme  der  enormen  Gefahr  seines 
reell  hingegebenen  Kapitales  \d  Bezug  auf  den  Bodmeristen  an- 
gesehen werden  zu  können.  Also  ,  fordern  wir  jene  concrete 
Bestimmtheit  des  Schiffes  namentlich  wegen  Aufrechterhaltung 
der  rechtlichen  Gleichheit  unter  den  Parteien  und  können  die 
Analogie  der  Versicherung  anzuwenden  uns  nicht  entschlies- 
sen,  wo  allerdings  dergleichen  Unbestimmtheit  des  Schiffes  (und 
Kapitaines)  gestattet  ist.  Aber  man  bedenke  auch,  dass  a)  der 
Versicherer  kein  Pfandrecht  an  den  versicherten  Objecten  habe, 
und  dass  b)  er  überhaupt  vor  Beendigung  der  Gefahr  nichts 
riskirt,  kein  Kapital  hingibt,  sondern  sogar  zuvor  die  Prämie  erhalt 
Unserer  Ansicht  ist  auch  Pardessus  I.  c.  905,  doch  aus  anderen 
Gründen. 

7)  Auch  wenn  der  Schiffer  nicht  selbst  Bodmerei  nimmt, 
so  ist  doch  auch  sein  Name  im  Bödmereibriefe  wenigstens 
zweckmässig.  Es  ist  aber  nicht  abzusehen,  wesshalb  nun 
der  Bodmereinehmer  gegenüber  dem  Geber  das  Recht,  den  Ka- 
pitain  zu  wechseln,  verloren  haben  sollte.  Kein  Particularrecht 
enthält  darüber  etwas  und  in  der  Natur  des  Bodmereiinstitutes 
scheint  nichts  dafür  zu  liegen^'). 

8)  Die  Zeit  der  Wiederbezahlung.  Diese  wird  in  der 
Regel  sogleich  nach  beendigter  Reise  eintreten,  doch  darf  der 
Schiffer  gewiss  überall  nach  Usanz  und  Billigkeit  eine  kurze 


37.   Unserer  Ansicfat  ist  Pardeiius  I.  c.  und  Boalay-Paty  1.  c.  p.  Ii3. 
Anderer  Memang  Pohls  1.  e.  8.  828.  29. 
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Frist  zur  Auftreibung  des  Geldes  fordern,  falls  ^uch  dergleielien 
nicht  ausdrücklich  im  Bödmereibriefe  stipulirt  war. 

9)  Uebernahme  der  Seegefahr  ist  absolut  nothwendig, 
damit  von  einer  Bodmerei  die  Rede  sein  könne.  Der  Darleiher 
muss  sie  entweder  ausdrücklich  übernehmen,  oder  es  muas  doch 
dieselbe  aus  dem  Inhalte  des  Instrumentes  deutlich  folgen.  Demi 
sonst  ist  bloss  ein  einfaches  Pfanddarlehen  vorhanden  und  es 
haftet  a)  das  Schiff  und  b)  die  Person  des  Borgers,  Abbott 
n.  17.  2.  Hagg.  adm.  rep.  57.  Atlas,  Garn.;  nur  wird  der  Darleiher, 
falls  nun  in  der  Prämie  ein  Zinswucher  liegt,  bestraft.^  Selbst 
wenn  ein  Instrument  Bodmereibrief  genannt  wird,  aber  eine  dem 
widersprechende  Ciausel  enthielte,  z.  B.  dass  das  Darlehn  40  Tage 
nach  dem  Untergange  des  Schiffes  zu  zahlen  sei,  ist  keine  fiod^ 
merei  vorhanden.  Es  haftet  der  Borger  persönlich.  Abbott  I.  c. 
unter  Berufung  auf  ein  Erkenntniss  Lord  Stowel.  Pardesaus 
1.  c.  894. 

10)  Die  ntthere  Bezeichnung  der  übernommenen 
Gefahr  durch  Angabe  der  Reise  oder  sonst.  Es  ist  nicht 
zweifelhaft,  dass  der  Bodmereigeber  die  Gefahr  nur  für  eine 
bestimmte  Zeit,  oder  für  die  ganze  Reise  und  zwar  im  letzterea 
Falle  bald  für  die  Hinreise  allein  oder  auch  für  die  Rückreise  etc. 
übernehmen  könne. 

Wenn  der  Zeitraum  nicht  genau  angegeben  ist,  während 
welchem  das  Risico  laufen  soll,  so  ist  anzunehmen,  dass  es  hin- 
sichtlich des  Schiffes  und  dessen  Zubehörs,  worunter  die  unten 
genannten  Französ.  Gesetze  ausdrücklich  verstehen:  ses  agres, 
apparaux,  armemens,  victuailles,  von  dem  Augenblicke  anAlngt, 
wo  solches  unter  Segel  gegangen  ist,  und  fortdauert,  bis  es  in 
seinem  Bestimmungsplatze  Anker  geworfen  hat  und  fest  gemacht 
ist  In  Betreff  der  Waaren  beginnt  das  Risico  zu  laufen  von 
der  Zeit  an,  wo  sie  vom  Ufer  des  Hafens,  wo  die  Absendung 
geschieht,  abgenommen  werden,  indessen  falls  sie  bei  der  Ver- 
bodmung bereits  am  Bord  sich  befanden,  von  Zeit  der  Ab- 
Schliessung  an,  und  währt  fort,  bis  sie  im  Bestimmungsplatxe 
gelöscht  sind.  Span.  Handelsgesetzbuch  Art.  835.  Holt.  Art.  585. 
Franz.  Art  328.  Ord.  1681  ArL  13. 1.  c. 

Im  Zweifel  ist  anzunehmen,  dass  der  Bodmerist  die  Gefahr 
für  die  Hin-  und  Rückreise  oder  doch  bis  zum  Orte,  wo  die 
Fracht  gezahlt  oder  wo  die  Waare  verkauft  wird  oder  wo 
das  Schiff  eigentlich  zu  Hause   ist,    tragen   müsse.     Frailich 
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kommt  hier  Allee  auf  die  DmsUlade  an  und  nementllch  auch  ist 
die  VenchiedenbeJt  der  verbodmeten  Gegenstände  zu  berOck- 
aicbtigeo  **);  auch  kann  die  Höhe  der  Prftroie  neben  anderen 
Beweismitteln  ein  unterstützendes  Argument  für  die  eine  oder 
andere  Vermutbung  sein  **)• 

11)  Die  Unterschriften  der  Gontrahenten^*). 

12)  Ort  und  Tag  des  Abschlusses.  Freilich  ist  dies 
nicht  absolut  nöthig.  Es  gilt  der  ContracC,  wenn  er  nur  sonst 
zu  Recht  besteht,  auch  ohnedem  für  die  Parteien.  Aber  Dritten, 
namentlich  aber  jüngeren  oder  alteren  Bodmeroibriefen  gegen- 
über ist  diese  Bemerkung  wichtig. 

13)  Sind  Clausein  eines^ Bodmereivertrages  auszulegen,  so 
bin  ich  allerdings  der  Ansicht  des  Pardessus  1.  c.  895  in  f.,  dass 
im  Allgemeinen  die  Auslegung  Immer  zu  Gunsten  des  Nehmers 
als  des  Schuldners  zu  machen  sei»  ganz  anders  als  im  Asse- 
coranzvertrage,  wo  der  Versicherer  als  der  (eventuelle)  Schuldner 
erscheint  und  darum  zu  seinem,  nicht  zu  des  Versicherten 
(Nehmers)  Gunsten  zu  interpretiren  ist. 

14)  Der  Bodmereibrief  kann  an  Ordre  lauten  und  ebenso 
wie  andere  Uandelspapiere  mit  den  nämlichen  Rechten  und 
Garantien  negociirt  werden.  Code  d.  e.  Art.  318  und  überhaupt 
siehe  unten  $  206. 

S  202.    Bodmerei  und  penOnliche  VerpfUchtung« 

Der  Bodmerist  ist  dadurch  genügend  gegen  das  von  ihm 
übernommene  Risico  seines  Kapitales  geschützt,  dass  er  im  Falle 
glücklicher  Ankunft  des  Objectes  ein  Pfand  daran  hat  und  dass 


38.  Nach  Preuta.  R.  II.  8.  $  2397  ff.  ist  die  Dauer  des  Risico'i  nicht 
recht  ersichtlich.  Koch,  Preussisches  Recht  S  447  verwechselt  die 
Zahlungsfrist  mit  der  abemommenen  Gefahr.  Nach  $  2400  spricht 
bei  einer  Verbodmung  auf  das  Schiff  allein  die  Vermutbung 
für  Hin-  und  Rückreise;  bei  verbodmeten  Waaren  (arg.  $  2399) 
endigt  die  Gefahr  mit  Ankunft  in  dem,  in  den  Connossementen  an- 
gegebenen Bestimmungsorte  der  Waare. 

30.  Bonli^-Paty  1.  c.  p.  61.   Pohls  S.  820. 

40.  In  dieser  Besiehung  sollen  nach  Freust.  Recht  1.  c.  $  23M  hier  dia 
BeetiBMBungcn  wie  iür  Wechsel  gelten. 
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er  namentlich  dann  eine  hohe  Zinsvergütung  bekommt,  welche 
eben  in  der  Prämie  enthalten  ist  Es  würde  anbiUig  sein  und 
würde  man  es  geradezu  als  ein  wucherliches  Geschäft  betrachten 
müssen,  wenn  im  Bodmereiverträge  stipulirt  würde,  dass  ausser- 
dem noch  der  Nehmer  sich  persönlich  mit  seinem  Vermögen 
verpflichte,  sei  es  nun  der  Kapitain  oder  sei  es  der  Rbeder 
selbst.  Eine  solche  persönliche  Verpflichtung  wird,  man  dem- 
nach, falls  sie  im  Gontractef  steht,  1)  zum  Nachtheile  des  Gebers 
wenigstens  für  nicht  vorhanden  betrachten  dürfen,  2)  wenn  man 
nicht  zugleich  den  Geber  geradezu  wegen  Wucher  bestrafe  will. 
3)  Wenn  aber  die  Pr&mie  verh&ltnissm&ssig  und  zwar  bis  zum 
Belaufe  der  gewöhnlichen»  nftmlich  kaufmännischen  Zinsen  geringer 
gestellt  ist,  so  liegt  in  dem  Geschäfte  bei  so  persönlicher  Verbind- 
lichkeit zur  Zurückzahlung  kein  Wucher,  nur  kann  man  es  dann 
eigentlich  nicht  als  eine  Bodmerei  ansehen,  da  ja  überall  keine 
Seegefahr  getragen  wird.  4)  Vielleicht  aber  darf  das  Geschäft 
trotz  einer  höheren  Prämie  als  die  gewöhnlichen  Zinsen  gelten, 
wenn  nachgewiesen  wird,  dass  auch  in  dem  persönlichen  Credite 
des  Nehmers  ein  Risico  lag,  so  dass  also  einmal  Risico  w^en 
Seegefahr  gelaufen  wird,  indem  das  Schiff  oder  Gut  ein  sicheres 
Cnterpfiind  für  den  Geber  ist,  als  der  Credit  des  Nehmers,  und 
sodann  ein  neues  Risico  existirt,  welches  eben  in  dem  Credite 
des  Nehmers  besteht. 

Dagegen  wird  man  nichts  dagegen  haben  können,  wenn  der 
Contract  so  lautet,  dass  zwar  das  Kapital  nur  nach  Massgabe  des 
verschlechterten  oder  untergegangenen  Objectes  bezahlt  werden 
solle,  dass  aber  die  nun  so  nach  Bodmerei  begründete 
Zahlungssumme  auch  aus  dem  übrigen  Vermögen  des  Nehmers 
von  dem  Bodmerlsten  nach  freier  Wahl  sofort  eingeklagt  wer- 
den dürfe.  Darin  liegt  nichts  als  eine  Erleichterung  der  Zahlung. 

Namentlich  sollte  man  die  persönliche  Verpflichtung  des 
Schiflers  bei  Contrahirung  von  Bodmerei  im  Nothhafen  allemal 
als  erpresst  oder  erschlichen  betrachten  und  zu  Gunsten  des- 
selben als  nicht  hinzugefügt  betrachten,  den  Bodmereivertrag 
indessen  aufrecht  erhalten,  dqch  unter  Umständen  denBodmeristen 
wegen  versuchten  Wuchers  bestrafen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Clausel,  welche  z«  B,  zu 
Hamburg  in  Formularen  üblich  ist  und  wornach  sich  der  Schiffer 
nur  zur  Erfüllung  des  Bodmereibriefes  persönlich  verbind- 
lich machL    Denn  darin  liegt  nicht  schlechthin  die  persönliche 
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VerpfliebftUDg  des  Schiffera  zur  RQckzahhing,  sondern  nur  dies, 
dass  der  Schiffer  f&r  die  RQckiahlong  aufkommen  wollte,  falls 
der  yerbodraete  Gegenstand  behalten  ankommt»  also  wiederum 
nichts  ab  eine  erleichterte  Zahlung  dessen»  was  einmal  nach 
Bodmerei  yerlangt  werden  kann.    Pohls  S.  832. 

Debrigens  steht  nichts  entgegen,  dass  Bodmereidarlehen, 
was  manchmal  geschieht,  einfach  durch  Wechsel  aufgenommen 
werden,  die  der  Kapitain  zu  tiunsten  des  Darleihers  auf  die 
Rhederei  zieht,  indessen  deren  Zahlung  von  der  Bedingung  einer 
glocklichen  Ankunft  abhängig  macht  Pardessus  I.  c.  910.  Abbott 
n.  17.  S.  138.  The  Augusts  1.  Dodson,  adm.  rep.  283,  the  Jane, 
ibidem  461. 

Zieht  aber  der  Schiffer  schlechthin  Wechsel  auf  den  Rheder, 
ohne  jene  Clausel,  und  lasst  auch  zugleich  das  Schiff  yerbodmet 
sein,  so  ist  nach  Engl.  Rechte  keine  Yerhypothecirung  vorhanden. 
Abbott  a  17  in  f.  Seite  139.  Gase:  3.  Vesey  et  Beames  135. 
19  Vesey  jun.  474;  ex  parte  Halkei  2  Rose  194  und  229.  Doch 
sehe  Ich  nicht  ab,  warum  nicht  eine  Hypothecirung  mit  einem 
Wechselbriefe  veitunden  sein  sollte.  Es  ist  nur  keine  Bodmerei 
aus  den  bishergenanuten  Gründen  vorhanden. 

Am  wenigsten  ist  gültig,  wenn  bisweilen  in  Bödmereibriefen 
Kapitain  oder  Hitrheder  als  Nehmer  nicht  bloss  sich  selbst, 
sondern  zugleich  ihre  Rheder  und  resp.  Mitrheder  persönlich 
mitverpOichten,  sofern  dazu  nicht  ganz  besonderer  Auftrag  vor- 
lag.  Abbott  17.  S.  139. 

In  der  Bestimmung  des  Span.  Handelsgesetzbuchs  Art.  838: 
Ein  Bürge  für  den  Bodmereicontract  ist  mit  d^m  Bodmerei- 
nehmer  verbunden**)  zu  halten,  wenn  in  das  Bürgschaftsdocu- 
raent  keine  entgegenstehende  Restriction  gesetzt  worden,  und  soll 
nach  Ablauf  der  für  die  Bürgschaft  festgesetzten  Zeit  die  Ver- 
bindlichkeit des  Bürgen  erloschen  sein,  wenn  sie  nicht  durch 
einen  anderen  Contract  erneuert  ist,  —  darf  man  die  Bürgschaft 
In  der  Regel  nur  dahin  verstehen,  dass  ich  mich  als  Bürge  zur 


41.  Das  Span.  Recht  1.  c.  tagt:  lolidariich  verbunden;  und  diese 
•oiidariicbe  Haftung,  w^ehe  aber  gegen  das  Wesen  der  BOrgiebaft 
kt,  nehmen  auch  an:  Baldasteroni  1.  c.  n.  11.  Casaregis  1.  e.  dise* 
HS.  tt.  3.  Asuni  1.  e.  Bmerigon  1.  c.  Piantanida  1.  c.  Mit  Recht 
ist  sdion  Pohls  S.  856  dagegen. 
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Zahlung  (nämlich  zur  Erleichterung  der  Ausführung  derselben) 
verpflichte,  falls  der  Gegenstand  behalten  ankommt  und  mitbin 
nun  wirklich  der  Nehmer  nach  Bodmerei  verpflichtet  ist  Denn 
eine  allgemeine  persönliche  Haftung  eines  Borgen  för  das  Dar- 
lehen würde  die  Bodmerei  aufheben.  Der  BQrge  haftet  also  nur 
dafür,  dass  der  Schuldner  in  den  rechtsbestiftndigen  Fällen  der 
Bodmerei  erfüllen  werde.  Ferner  kann  man  im  Allgemeinen 
gemeinrechtlich  den  Bürgen  nur  als  in  subaidium  haftend  an- 
sehen, nämlich  falls  der  Schuldner  die  rechtsbeständig  exiatirende 
Bodmereiforderung  nicht  erfüllt    Siehe  $  207  n.  XIV. 


S  203.    Von  der  BodmereipriUnie  «>). 

L  Siehe  bereits  die  Erörterungen  $  193  u.  201.  Die  Prämie 
ist  das  Entgeld  für  die  vom  Geber  übernommene  Gefahr. 

II.  Nach  gemeinem  Rechte  und  auch  nach  den  besonderen 
Bestimmungen  der  Particularrechte  hängt  die  Höhe  der  Prämie 
von  dem  Belieben  der  Parteien  ab**).  In  Holland  war  es  zu 
Vorwerks  und  in  Italien  zu  Baldasseroni's  Zeiten,  also  überhaupt 
im  18.  Jahrhund,  üblich,  sich  die  doppelte  Assecuranzprämte  zu 
stipuliren.    Doch  erscheint  diese  Höhe  der  Bodmereiprämie  bei 


42.  Vergl.  besonders  Pöhli  S.  832  ff.  Franzönich  profIt  maritime, 
auch  change  maridme  oder  prime  de  grosse  genannt  Enflisdi 
praemium  of  bottomry. 

43.  Die  12proc.  Zinsen  der  Römer  beim  ioenus  aauticum  sind  aati- 
quirt  Die  Zinsverbote  des  canonischen  Rechts,  die  aicb  aus- 
drücklich auch  auf  den  Fall  erstrecken,  dsss  Jemand  die  Ge£üir 
eines  zu  Schiffe  gehenden  Darlehns  Übernimmt  (Gap.  19.  X.  de 
usuris  5.  19.)  und  auf  Grund  deren  manche  ältere  Autoren,  s.  B. 
Straccha,  de  assec.  n.  26,  de  Lucca,  de  usuris  diso.  III.  n.  7. 
und  Molina,  de  justitfa  et  jure  disp.  38.  den  ganzen  Contrmet  ab 
ungültig  betrachteten,  sind  nie  recht  praktisch  geworden  und  gelten 
in  neueren  Zeiten  nicht  einmal  im  päpstlichen  Gebiete,  wie  denn  in 
cantradietona<^en  Prozessen  von  der  Rota  Floreatina,  nnd  aogar 
▼oa  der  Rota  Remana  der  CkMitract  aufrecht  erhalten  worden  ist: 
weil  derselbe  bei  den  ungewissen  Gefahren  der  See  mkät 
als  Wuchergeschäft  anzusehen  sei.  Beide  Urtheiltsprttehc  slehca  bei 
Baldasseroni  1.  c.  p.  191. 
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der  jetzt  so  niedrigen  Höhe  der  AMecuraniprftmie  zu  unbedeiH* 
tend,  um  in  der  Gegenwart  noch  irgend  als  billiges  Mass  be~ 
trachtet  werden  zu  können.  Sie  wQrde  keinen  genügenden  Er- 
satz für  die  von  dem  Bodmeristen  ttbernommene  (iefahr  seines 
reell  bereits  gezahlten  Kapitals  bilden.  Vielmehr  mögen  die 
Parteien  willkQrllch  darüber  sieh  einigen  und  wird  dabei  jeden- 
falls namentlich  die  Grösse  der  Gefahr  überhaupt^  die  Lange  und 
Geiihrlichkeit  der  Reise,  der  Zustand  des  Schiffes,  der  Mann- 
schaft, das  Vertrauen  zum  Kapitain  etc.  entscheidend  wirken. 
Anch  glaube  ich,  dass  die  nähere  Bestimmung  der  Gefahr  und 
die  darauf  gegründete  Höhe  der  Prämie  so  individuell  sei  und 
sich  so  wenig  nach  einem  allgemeinen  Massstabe  messen  lasse, 
dass  der  Richter  in  der  Regel  kein  Recht  der  Moderation  haben 
könne««). 

UI.  Wenn  späterhin,  nachdem  der  Contraet  geschlossen  ist, 
die  Gefahr  der  Sache  noch  vermehrt  wird,  so  versteht  sich  dann 
keineswegs  eine  Erhöhung  der  Prämie  von  selbst««).  Denn  im 
Allgemeiaen  ist  überhaupt  die  Prämie  als  Ersatz  für  die  Ueber^ 
nähme  jeder  bestimmten  oder  unbestimmten  Seegefahr  anzu- 
sehen. Doch  kann  Erhöhung  z.  B*  für  den  Fall  eines  inzwischen 
ausbrechen  sollenden  Krieges  besonders  verabredet  werden. 

IV.  Auch  ist  darin  kein  Wucher  zu  finden««),  wenn  stipulirt 
wird,  dass  die  Prämie  erhöht  werden  solle,  wenn  das  Schiff  bei 
einer  Verbodmung  für  die  Reise  aus  und  zu  Hause  oder  Über- 
haupt zu  einer  bestimmten  Zeit  nicht  eintrifft.  Ja  es  steht  in 
dem  Belieben  der  Parteien,  die  Prämie  überhaupt  veränderlich 
zu  machen,  so  dass  sie  nach  der  Eigenthümlichkeit  der  ein- 
tretenden Umstände  oder  nach  der  Dauer  der  Reise  oder  nach 
verschiedenen  Routen,  Anhaltepunkten  etc.  der  Reise  bald  höher 
bald  niedriger  sein  solle.  Pardessus  n.  890.  Auch  das  kann 
verabredet  werden,   dass  die  Prämie  nach  dem  Curs  der  ver- 


44.  Unserer  Aiuicht  ist  Pöhli  1.  c.  S  834;  anderer  Meinung  Targa, 
ponder.  cap.  33.  n.  19. 

45.  Die  Frage  iat  beaondert  von  Franzoien  aufgeworfen  cf.  Valin  1.  c. 
ad  Aitihel  1.  27.  (HI.  6).  Poihier  1.  c.  n  21.  22.  £aierigon  1.  c 
p.  408.    Booiay-Paty  i  c.  p.  72. 

46.  Valin  1.  e.  ad  Art  2,  (lU.  6).  Siehe  dagegen  PöhU  l  e.  Pethier 
L  c  n.  21.  BonUy-PaQr  1.  c.  61.  Emerigon  1.  c.  p«  iSß. 
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bödmeten  oder  anderen  Waaren  oder  gewisser  Papiere  ganz  oder 
theilweis  bestimml  oder  modificirt  werde. 

V.  Die  Bestimmung  der  Art  der  Prämienzahlung  ist  ver- 
schieden. Sie  besteht  h&ufig  in  15—30  Procent  der  Geldsumme, 
doch  drückt  man  dies  nicht  selten  in  einer  einfachen  runden 
Summe  aus.  1000  Thaler  werden  vorgestreckt  und  200  Thaler 
Prämie  versprochen.  .4uch  als  Vorauscahlung  und  Abzug  tod 
der  geliehenen  Summe  kommt  sie  vor  und  möchte  ich  dies  nicht 
als  wucherlich  angreifen.  Auch  kann  die  Prämie  nicht  bloss  ia 
Geld,  sondern  auch  in  Waaren  und  Aehnlichem  .bestehen,  jt 
selbst  in  einem  Antheile  an  dem  mit  dem  verbodmeten  Objecte 
zu  machenden  Gewinne.    Pardessus  n.  806. 

Vi.  Ist  keine  Bodmer^prftmie  bestimmt  im  Gontracte,  so 
kann  man  dem  Richter  nicht  gestatten,  deren  Höhe  zn  pii- 
sumiren  und  etwa  nach  einem  gewissen  Cours  festzusetzen, 
sondern  es  gilt  die  allgemeine  Regel:  wer  sich  im  Gontracte  in 
Bezug  auf  seine  Rechte  nicht  deutlich  ausgesprochen  hat,  tragt 
den  Schaden.  Der  Bodmerist  hat  also  hier  keinen  Anspruch  auf 
eine  Prämie.  Auch  nicht  einmal  gewöhnliche  Zinsen  könnten 
nach  strengem  Rechte  verlangt  werden,  doch  würde  ich  aus 
Rücksichten  der  Billigkeit  wenigstens  den  Nehmer  zur  Zahlung 
der  gewöhnlichen  Zinsen  verpflichten,  ja  zur  Zahlung  der  höch- 
sten Zinsen  y  einer  Art  von  Durchschnittspramie,  wenn  durch 
seine  Schuld  oder  Hinterlist  die  Stellung  der  Pr&mie  unterblieben 
ist.  Uebrigens  bin  ich  geneigt ,  trotz  des  blossen  liai^ls  der 
Prämie,  die  legale  Existenz  einer  Bodmerei  anzuerkennen  und 
die  daraus  entspringenden  Privilegien  zuzusprechen.  Pardessus 
1.  c  002  sieht  darin  freilich  nur  ein  gewöhnliches  Darlehen 
(doch  jedenfalls  Pfanddarlehn),  mit  Schenkung  des  Kapitals 
im  Fall  des  Eintrittes  eines  gewissen  Breignisses  und  will  die 
gewöhnlichen  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts»  nicht  der  Bod- 
merei angewendet  wissen^'). 

War  wirklich  eine  Prämie  stipulirt  und  nur  die  Erwähnung 
derselben  im  Bödmereibriefe  vergessen,  so  ist  die  anderweitig 
zu  erweisende  Prämie  zu  zahlen. 


47.  Die  Meinangen  aiud  hier  sehr  verschieden.  Pothier  1.  e.  n.  19  und 
Baldaiseroni  L  c.  p.  101  sehen  hier  ein  Gemiaeh  von  Daiiehn  md 
und  Scbeakimg.  Bonhqr-Paty  1.  c.  p.  58.  setzt  hier  eine  Dnrdi- 
aehnittaprimie  leat. 
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VII.  Die  Prlmie  taoft,  wenn  sie  nach  Zeitabschnitten  be- 
stimmt Ist,  von  dem  AugenbiiciKe  des  Anfanges  des  Risioo's,  bis 
zu  dessen  Beendigung.  Die  in  einer  Summe  stipulirte  Prämie 
kommt  aber  dem  Geber  zu,  sobald  überhaupt  die  Gefahr  be- 
gonnen hat,  selbst  wenn  die  Reise  nicht  vollendet  wurde, 
falls  nicht  das  Gegentlieil  ausdrücklich  ausgemacht  war.  Es 
wird  also  hier  bei  einer  solchen  Prämie  in  einer  Summe  nicht 
eine  Verminderung  der  Prämie  an  sich  begründet  sein,  wenn 
bei  der  Uebernahme  der  Gefahr  für  eine  Reise  hin  und  zurück, 
etwa  die  Rückreise  unterbleibt«*).  Das  Risico  ist  hier  in  dem 
Augenblicke  für  beendigt  anzusehen,  wo  es  feststeht,  dass  die 
Rückreise  nicht  gemacht  wird.    Pardessus  n.  913  in  f. 

In  der  Franz.  Praxis  gilt  zwar  jetzt  der  Satz,  dass  von  dem 
Bodmereicapitale  noch  Zinsen  von  selbst  von  dem  Zeitpunkte 
der  Beendigung  des  Risicos,  und  von  der  Prämie  von  Zeit  der 
Anstellung  der  Klage  laufen«*).  Indessen  gemeinrechtlich  sind 
hier  Oberall  nur  dann  Zinsen  tu  fordern,  wenn  sie  als  usurae 
morae  angesehen  werden  dürfen;  und  sodann  würde  die  Ver- 
zinsung der  Prikmie  Wucher  involviren,  da  dies  ein  Zins  von 
Zins  wire.  Denn  ich  halte  die  Prilmie  wenigstens  insofern  der 
Natur  der  Zinsen  tbeilhaftig,  dass  Anatocismus  auch  hier  ver- 
boten ist.  Aber  die  Vorausabziehung  der  Prämie  von  dem  Ka- 
pital halte  ich  für  erlaubt,  denn  höchstens  könnte  man  hier 
sagen,  dass  dann  überhaupt  nur  eine  Bodmerei  bis  zum  Belaufe 
der  wirklich  vom  Geber  gezahlten  Kapitalsumme  vorliege  und 
dass  für  diese  letztere  im  Falle  glücklicher  Ankunft  nun  über- 


48.  Das  PreuM.  AUg.  Landrecht  tagt  Leg  2401,  dast  Oberhaupt  die 
Bodmereliehuldzu  zahlen  sei,  wenn  ohne  entschuldbares  Hinder- 
niss  die  ROckreise  nicht  innerhalb  2  Monaten  erfolgt.  — •  Franz. 
Autoren  (Valin  sur  Art  6.  (III.  6),  Pothier  1.  c.  n.  41,  Emerigon 
1.  c.  p.  409)  sind  anderer  Meinung  auf  Grund  jenes  Artikel  tf.  der 
Orden.  1681,  der  fast  wörtlich  in  dem  Code  de  com.  Art.  356  sich 
wiederfindet  nnd  nach  welchem  der  Assecuradeur  in  solchem 
Falle  der  Unterbleibung  der  Rttekreiae  ein  Drittel  der  Primie 
leatitnirt:  was  denn  analogiach  auf  die  Bodmerei  anzuwenden  sei. 
Doch  ist  diese  Anwendung  in  den  Franz.  Gerichten  nicht  praktiadi. 
Pohls  1.  e.  836. 

49.  VergL  Pothier  1.  c.  n.  51.  Emerigon  1.  c  Pardeisua  1.  e.  Locr^ 
ad  Art.  328  de  Code  de  c.  Boulay-Paty  1.  e.  p^  80.  IN). 
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haupt  keine  Primie  zu  zahlen  sei.  Ja  selbal  das  scheint  mir 
hier  zu  gestatten,  dass  auch  noch  eine  splltere  Pitmie  Ter- 
abredet  werde.  Denn  es  ist  ja  überhaupt  deren  Höhe  anbe- 
schränkt 

VIII.  Die  ßodmereiprämie  kann  füglich  mit  der  Assecurani- 
prämie  verglichen  werden.  Beide  erscheinen  wesentlich  als 
Preis  eines  Risicos.  Doch  unterscheiden  sie  sich,  abgesehen 
davon,  dass  jene  immer  bedeutend  höher  sein  muss,  hauptsäch- 
lich dadurch,  dass  die  Assecuranzpramie  stets  zu  zahlen  ist 
welches  Ereigniss  auch  das  versicherte  Gut  triflt,  wogegen  die 
Bodmereiprämie  nur  im  Falle  behaltener  Ankunft  des  verbod- 
meten Objectes  zu  entrichten  Ist    Siehe  aber  n.  VII.  in  f. 


i  294.    Gefahr  des  Geben  «•). 

Siehe  bereits  $  201  n.  9.  10. 

L  Der  Geber  trügt  im  Allgemeinen  alle  Zufälle  der  See- 
reise, insofern  sie  sich  an  dem  verbodmeten  Gegenstande  er- 
eignen, also  nicht  bloss  die  unmittelbar  durch  Wind  und  Wetter 
erzeugten  Verluste,  sondern  auch  Verlust  durch  Plünderung, 
Krieg,  Feuer  etc.  in  der  Art,  dass  der  Untergang  des  Objectes 
ihm  seinen  Anspruch  auf  Zurückzahlung  der  hergeliebeneD 
Summe  nimmt.  Das  Charakteristische  ist  immer,  dass  der 
Untergang  oder  resp.  partielle  Verlust  durch  einen  unvorherge- 
sehenen Zufall  oder  unwiderstehliche  Gewalt  erfolgt  sei.  Hell 
Recht  Art.  583.  Doch  kann  durch  besondere  Bestimmungen  des 
Gontracts  der  Umfang  der  zu  tragenden  Gefahren  beliebig  modi- 
ficirt  oder  beschränkt  werden. 

II.  In  Bezug  auf  die  Person  des  Nchmers  und  dessen  Re- 
präsentanten, des  Schiffers  oder  des  Schiffsvolkes  (Span.  R.  832), 
muss  aber  der  Untergang  ein  rein  zufälliger  sein.  Hätte  ihn 
ein  Verseben  des  Bodmereinehmers  veranlasst,  so  kann  er  dem 
Gläubiger  sein  Recht  nicht  nehmen.  Daher  haftet  der  Geld- 
nehmer personlich  für  die  Hauptsumme  und  die  Prftinie,  wenn 
das  verpfändete  Schiff  oder  Gut  durch  Zuthun,  Betrügerei,  Mnth- 
Willen  oder  Nachlässigkeit  des  Geldnehmers  oder  dessen  Repri- 


5a  Pohls  1.  e.  S.  838  tf. 
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se&UoleQ  sich  Termiiidert,  verschtecbtert  oder  untergeht  Hdll. 
Recht  Art.  583.  Und  mit  Recht  uMi  das  HoU.  Recht  1.  a  und 
Span.  832,  sowie  Preuss.  A.  L.  R.  $  243ö  auch  den  Fall  hieher, 
wo  durch  inneren  Verderb  Schiff  oder  Gut  2u  Grunde  geht, 
denn  dem  liegt  mehr  oder  weniger  immer  eine  gewisse  Fahr- 
lässigkeit des  Nehmen  zum  Grunde,  nur  halte  ich  dafür,  dass 
einsig  durch  inneren  Verderb  der  Verlust  erfolgen  musste  und 
dass  dieser  innere  Verderb  nicht  erst  durch  die  wegen  der  ab- 
sonderlichen Gefahren  der  Reise  ülizu  lang  ausgedehnte  Zeit  des 
Transportes  erfolgt  sei,  z.  B.  wenn  die  verbodmeten,  leicht  yer- 
derblichen  Südfrüdite  statt  der  regelmässigen  Transportseit  von 
14  Tagen  etwa  8  Wochen  auf  dem  Heere  durch  Sturm  und 
Wetter  herumgetrieben  werden  und  dess wegen  erst  verderben**). 
Doch  kann  die  Verabredung  natürlich  ausdrücklich  dahin  gehen, 
dass  der  Bodmerist  die  Gefahr  des  inneren  Verderbes  allgemein 
trage. 

Wenn  namentlich  das  Schiff  gegen  des  Gebers  Willen 
Schleichhandel  treibt  und  nun  confiscirt  wird,  so  bleibt  das 
Recht  des  Gebers  bestehen;  cf.  schon  L.  3.  Cod.  de  foen.  naut. 
Span.  Recht  1.  c  Art.  833,  Schwed.  Seerecht  IV.  4.  Preuss.  Allg. 
Landrecht  $  2433. 

Uebrigens  kann  conventioneli  wie  bei  der  Assecuranz, 
so  auch  hier  die  Haftung  des  Grebers  für  die  Gefahr  auch  aus- 
gedehnt werden  zu  Gunsten  des  Nehmers  auf  die  Baraterle 
des  Schiffers,  auf  inneren  Verderb  etc.  Pardessus  I.  c.  804«  — 
Auch  wenn  durch  blossen  Absdilag  des  Preises  sieh  der  Werth 
des  verbodmeten  Gegenstandes  vermindert,  kann  sich  der  £igen- 
thümer  nicht  durch  Abtretung  desselben  befreien.  Preuss.  Recht 
L  c.  II.  8.  $2435. 

Dabei  soll  hier  noch  auf  folgende  Besonderheiten  aufmerk- 
sam gemacht  werden. 

Hat  der  Bodmerist,  vor  Schliessung  des  Contracts,  ge- 
wisse oder  auch  nur  wahrscheinliche  Nachricht,  dass  die  zu 
verbodmende  Sache  bereits  in  Sicherheit  oder  doch  die  Gefahr, 


51.  Valin  L  c.  nur  Tart  12.  (III.  5).  Emerigon  1.  c.  Boulajr-Paty  1.  c, 
p.  171.  BaldaMetOBi  1.  c.  VII.  n.  37.  p  120.  Verwer  1.  c  Aenliek.  ad 
S  1  L  &  Beneeka,  S^tam  L  o.  460.  St^maam  1.  e.  IV.  e.  7.  Roaeos 
de  navibns  n.  51.  -'Aadeier  Memang  ist  Pohls  i  c.  840. 
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fbr  welche  die  Bodmerei  ertfaeilt  werden  soll,  schon  gttnz  Qber- 
slanden  sei,  erhalten,  nnd  dies  dem  Nehraer  verschwi^en ,  so 
halte  ich  den  Contract  für  keine  Bodaierei.  Es  ist  nur  ein 
einfaches  Dariehn  vorhanden;  von  einer  Prftmie  kann  nicht  die 
Rede  sein.  Das  Preuss.  A.  L.  R.  II.  8.  $  2413 (T.  (verg).  mit  $  2025) 
geht  sogar  hier  soweit,  dem  Bodmeristen  das  Kapital  nehst 
Zinsen  vom  Tage  des  Empfanges  zu  Gunsten  der  Armenkasse 
abzusprechen. 

Verschweigt  auf  der  anderen  Seite  der  Nehm  er  Umstände, 
welche  nach  dem  vernünftigen  Ermessen  der  Sachkundigen,  auf 
den  Entschluss  des  Bodmeristen,  sich  in  den  Vertrag  einzulassen, 
hatten  nothwendig  Einfluss  haben  müssen,  so  ist  zwar  der  Ver- 
trag an  sich  in*cht  nichtig,  indessen  scheint  die  Strafe  des  Preuss. 
Rechts  1.  c.  $  2415,  vergl.  mit  $  2026,  gerechtfertigt,  dass  der 
Nehmer  überall,  auch  beim  völligen  Untergang  des  Objectes,  die 
ganze  Bodmereischuld  sammt  allen  erweislichen  Kosten  bezahle. 
Um  so  mehr  muss  dies  der  Fall  sein,  wenn  der  Nehmer  in 
<lieser  Beziehung  dem  Geber  falsche  Angaben  macht  in  Betreff 
der  Tüchtigkeit  des  Schiffes,  der  verbodmeten  Güter  etc.,  in 
Betreff  des  freien  Charakters  des  Schiffes  in  Kriegszelten. 

Endlich  ist  der  Nehmer  in  der  Person  des  Rheders  oder 
Schiffers  überall  an  sich  und  ohne  alle  besondere  Verabredung 
für  verbunden  zu  achten,  dafür  zu  sorgen,  dass  das  Schiff  zu 
der  vorhabenden  Reise  in  tüchtigen  Stand  gesetzt  und  gehörig 
ausgerüstet  werde.  Denn  sollte  auch  nur  einiger  Hassen  es 
spSiterhin  wahrscheinlich  gemacht  werden ,  dass  der  Untergang 
oder  resp.  die  Beschädigung  des  verbodmeten  Gegenstandes 
durch  die  schlechte  Ausrüstung  oder  gar  Seeuntüchtigkeit, 
Wurmstichigkeit  etc.  des  Schiffes  herbeigeführt  sei,  so  scheint 
es  mir  gerechtfertigt,  den  Nehmer  trotzdem  zur  Zahlung  der 
ganzen  Bodmereischuld  (also  incl.  der  Prämie)  zu  verurtheilen. 
Wahrscheinlichkeit  muss  hier  schon  genügen,  einmal  weil  ja  der 
Nehmer  in  mala  fide  oder  doch  in  culpa  war  und  sodann  weil 
ein  absoluter  Beweis  hier  selten  möglich  ist.  —  Aber  auch  wenn 
dem  Nehraer  in  der  Person  des  Befrachters  in  Bezug  auf  den 
Mangel  der  Ausrüstung  und  Seetüchtigkeit  des  Schiffes  irgend 
eine  Schuld  selbsteigen  oder  in  Bezug  auf  seinen  Repräsentanten 
nachgewiesen  werden  kann,  halte  ich  ihn  zur  Zahlung  seiner  gan- 
zen Bodmereischuld  überall  unbedingt  für  verpflichtet  -^  Das- 
selbe gilt,  wenn  verabredet  war,  dass  das  Schiff  anter  Gonvov 
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oder  Adaurakelnft  segeln  solle,  dies  aber  nicht  gesobdi  und 
duselbe  nun  genommen  wurde. 

III.  Bei  den  hierbei  vorkommenden  Versehen  und  Vergehen 
des  Scbirfers  wird  nur  dieser  persönlich  Terpflichtety  m'cbl 
auch  seine  Rhederei  oder  seine  Befrachter,  die  nor  mit  dem 
Schiffe  und  resp.  ihrer  Ladung  haften.  Dasselbe  gilt  Ton  den 
Eignern  der  verbodmeten  Waaren.  Mit  dem  Untergange  der 
verbodmeten  Gegenstande  werden  also  Rheder  und  Befrachter 
frei,  falls  nur  sie  selbst  keine  Verschuldung  trifll.  Dabei  scheint 
es  mir,  nach  den  oben  Band  i.  $  61,  S.  149  ff.  ausgesprochenen 
Grundsätzen,  gleichgültig  zu  sein ,  ob  der  Kapitain  oder  ob  der 
Rheder  die  Bodmerei  aufgenommen  hat**). 

IV.  Die  Gefahr  in  ihrer  Bigenthümlichkeit  bfingt  besonders 
gerade  von  der  bestimmten  Reiseroute  ab.  Wenn  also  der 
Schiffer  eigenmächtig  und  ohne  Noth  von  derselben  abweicht,  so 
schadet  der  nun  erfolgte  Verlust  dem  Bodmeristen  nicht.  Auch 
ktonte  hier  nicht  einmal  der  Beweis  des  Nehmers  genOgen, 
dass  die  Veränderung  und  auch  noch  so  geringe  Abweichung 
von  der  verabredeten  Reiseroute  keinen  Einfluss  auf  die  Gefiihr 
gehabt  habe  noch  hätte  haben  können;  denn  einmal  scheint 
letzteres  sehr  problematisch  und  sodann  ist  Oberhaupt  die  fest-- 
gesetzte  Heiseronte  fbr  etwas  so  Fundamentales  fOr  die  Bodmerei 
anzusehen,  dass  man  hier  Qberall  dem  Nehmer  auch  nidit  die 
kleinste  Willk&rlichkeit  zo  Gute  halten  darf.  Das  Gegentbeil 
fahrt  zu  einem  Heere  von  Ineonsequenzen.  Die  Grenze  lässt 
sich  dann  nicht  ziehen.    Pardessus  n.  914. 

Doch  haftet  natürlich  Rheder  und  LadungseigenthQmer  auch 
hier  nicht  persönlich,  sondern  nur  deren  Gut  und  sodann  per*« 
sönlioh  der  Schiffer.  Eine  durch  Zufall  oder  höhere  Gewalt 
herbeigeführte  Reiseänderung  gehört  zur  Seegefahr,  die  der  Geber 
tragen  muss«    HolL  R.  587.  Schwed.  Seerecht  IV.  4. 

V.  Auch  gerade  der  besondere  Zustand  des  Schifles  be- 
stimmt die  übernommene  Gefahr  eigenthümlich.    Wenn  dem- 


92.  Pohls  I.  c.  839  verpflichtet  den  Eigenthümer,  wenn  er  die  Verbod- 
mung lelbit  Yomahm  und  nun  durch  dei  Schiffen  Schuld  der 
Gegenstand  gSnzlich  unterging,  unbedingt  zur  Rüekzahlung,  ist  aber 
nicht  recht  deutlich.  Vergl.  Benecke  System  IV.  S.  472^  der  aber 
die  Analogie  mit  der  Assecurans  presst 
▼.  Kaiieabem  Seerechl  n.  1)^ 
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Ii«eb  4hne  suf&llige  Noth  derSehifler  die  f erbodmeten  Gefter 
in  ein  ander  Schiff  packt,  so  gilt  das  was  anb  IV.  geaagl  tat 
BoU.  Recht  1.  a  082,  welches  die  Verinderang  des  Schiffes  eben 
aar  im  Falle  der  unwideratehUcben  Gewalt  gestattet.  Selbst  der 
Beweis  in  solchem  Falle  der  eigenmächtigen  Veränderung  des 
Schiflfes»  dass  das  subatituirte  Schiff  eben  so  gut  oder  noch  besser 
als  das  bezeichnete  gewesen  wlkre,  genügt  hier  nicht  und  eben- 
iowenig  der  Beweis  des  Factums,  dass  beide  Schiffe,  das  be* 
seichnete  wie  das  aubstituirte  untergegangen  seien,  denn  es  liegt 
hier  Qberall  eine  eigenmächtige  Verlmderung  der  Gefahr  Tor,  die 
lieb  der  Bodmerist  nicht,  gefallen  zu  lassen  braucht 

Durch  (ausdrückliche)  Einwilligung  des  Gebers  kann  in- 
detaen  diese  Reise  oder  dies  Schiff  auch  ohne  höhere  Gewalt 
?erftndert  werden,  und  die  Bodmerei  bleibt  bestehen.  Pardessos 
n.  Ml 

V  Dasselbe  wie  von  der  Veränderung  des  Schiffes  gilt  auch 
von  der  Veränderung  der  verbodmeten  Güter,  nur  mit  der  sehr 
umfassenden  Ausnahme,  dass  funglhele  Sachen  auch  hier  so 
lange  als  vertretbar  gelten,  als  nicht  gerade  auf.  diese  bestimmte 
9pecies  contrabirt  ist  und  so  lange  die  Einladung  in  das  Schiff 
necb  nicht  erfolgt  ist 

VL  Die  Abnutzung  des  Schiffes  durch*  SUtage  trägt  der 
Bodmerist.*»),  dena  diese  muss  man  als  stillschweigend  in  der 
Uebernahme  der  Se^^fabr  mitbegriffen  betrachten. 

VIL  Geht  nun  der  verbodmete  Gegenstand  wahrend  der 
Dauer  des  übernommenen  Risioos  und  durch  einen  Zufsll  unter, 
den  der  Geber  übernommen  hat,  so  verliert  derselbe  jeden 
Anspruch  an  den  Nehmer**). 

VIII.  Wird  die  ganze  Reise  dorch  irgend  einen  Zufall, 
naiiMntlich  durch  höhere  Gewalt  völlig  verhindert  und  ist 
also  das  Schiff  gar  keiner  Seegefahr  ausgesetzt,  so  wird  dadurch 
der  Gontraot  aufgehoben.  Der  Nehmer  zahlt  das  Kapital  zurück. 


03.  So  mit  Recht  Pohls  1.  c.  841.  Anderer  Meinong  sind  PsrdesMS^ 
Bottlay-Psty  und  Benecke. 

54.  lisn  darf  sich  aber  füglich  nicht  lo  anadrackea:  der  Vertrag  werde 
dann  null  (Potbier  L  c.  n.  37)  oder  bleibe  nichtig  (Oidon.  16SI 
Art  11.  III.  ö).  Besser  Code  de  comm.  Art.  325.  Holland,  Code 
Art.  588.  Span.  Art  83h 
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zahlt  aber  keine  Prämie,  denn  dieae  soll  ja  nur  firsats  flir  die 
Seegefahr  sein  und  letztere  hat  hier  nicht  existirt  Dagegen  acheiat 
es  mir  billig,  den  Geber  zu  berechtigen,  fQr  die  Zeit  dea  ihm 
entzogenen  Kapitals  die  unter  Kaufleuten  Oblichen  Zinaen  zu 
foidero.  Das  Hol!.  Recht  I.  c.  Art.  586  billigt  ihm  ausdrOeUich 
d^  gesetzlichen  Zinsen  zu.  Es  versteht  sich,  dass  die  etwa 
yorausbezahlte  Prämie  mit  dem  Kapital  zurückzugeben  ist 

IX.  Unterbleibt  aber  die  Reise  gänzlich  durch  Schuld  des 
Gebers,  so  spreche  ich  ihm  jene  Zinsen  ab;  durch  Schuld  des 
Nehmers  oder  seines  Repräsentanten,  so  verurtheile  ich  ihn 
nichtsdestoweniger  wenn  auch  nicht  die  Prämie  zu  zahlen,  so 
doch  ausser  jenen  Zinsen  dem  Geber  noch  das  gesammte  In- 
teresse zu  leisten. 

Die  Fälle  sub  VIII.  und  IX.  sind  die  des  Ristorno.  Siehe 
S  205. 

X.  War  die  Reise  bereits  angefangen,  es  muss  aber  die- 
selbe aus  irgend  einem  Grunde  abgebrochen  werden,  z.  B.  auch 
weil  Seeräuber  oder  Kaper  das  Meer  unsicher  machen,  ao  muaa 
nichtsdestoweniger  Kapital  und  Prämie  bezahlt  werden,  denn 
das  Risico  ist  hier  angefangen,  mithin  die  Prämie  verdient  So 
auadrikklich  Holland.  Handelsgesetzbuch  Art  5S6.  cf.  Pardeasoa 
n.  913.  Es  liegt  darin,  namentlich  wenn  die  Reise  in  dem  ersten 
Anfange  abgebrochen  werden  musste,  allerdinga  einige  Barte. 
Diese  könnte  aber  einzig  dadurch  gemildert  werden,  daas  man 
«fewa  dem  Richter  nach  billiger  Berücksichtigung  der  Umstände 
dea  jedesmaligen  coocreten  Falles  das  Recht,  den  Betrag  der 
Prämie  herabzusetzen,  einräumte:  waa  allerdings  willkürlich  ist 
Indessen  allgemeine  Grundsätze  lassen  sich  hier  nicht  weiter 
aufstellen.  Dies  scheint  i^jir  selbst  von  dem  Falle  zu  gelten, 
wenn  die  Bodmereisumme  die  Seegefahr  ibr  eine  bestimmte  Zeit 
nach  dem  Gontract  zu  tragen  hatte,  denn  bei  einer  solchen 
Festsetzung  liegt  ja  nicht  die  Präsumtion  vor,  dass  während  der 
Zeit  in  jedem  Augenblicke  die  Sache  einer  Seegefahr  nach  dem 
Abschlüsse  des  Vertrages  ausgesetzt  sein  werde,  und  so  acheint 
mir  denn  kein  Grund  vorzuliegen,  um  diesen  Fall  anders  ala 
alle  Übrigen  beurtheilen  zu  müssen  **).    Also  wenn  nur  hier 


5^  Sieh»  aber  PDhU  k  e.  8i3 
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einmtl  ein  Rkieo  stattgefooden»  so  ist  auch  hier  die  Bedingong 
der  Prämie  nach  streDgem  Rechte  erfblit. 

Demnach  Ittast  sich  auch  sagen:  Eine  Gefahr  ist  für 
den  Bodmereigeber  überhaupt  nicht  vorhanden,  wenn  der 
Bodmereinebmer  die  Reise  freiwillig  aufgibt  oder  wenn  bloss 
Sachen  verladen  werden»  die  nicht  im  Gontract  als  haftend  an- 
gegeben sind,  oder  wenn  sie  fQr  eine  andere  als  die  ObereiO' 
gekonimene  Reise  expedirt  werden,  oder  wenn  das  Schiff  zu 
Hause  oder  unterwegs  oder  die  Reiseroute  eigenmächtig  geändert 
sind,  hauptsächlich  aber  wenn  das  Schiff  Überhaupt  nicht  abgeht, 
oder  wenn  die  Reise  ganz  unterbleibt. 

XI.  Bei  einem  Iheilweisen  durch  Zufall  im  obigen  Sinne 
herbeigeführten  Untergange  des  verbodmeten  Gegenstandes  (siehe 
auch  n.  XIII.)  reducirt  sich  der  Anspruch  des  Gebers  auf  den 
Werth  des  noch  erhaltenen  Theiles  und  darf  er  sich  aus  dem- 
selben, soweit  es  möglich  ist,  immer  befriedigen.  Es  ist  gleich- 
gültig, ob  die  Bodmereisumme  im  Verhältniss  zu  dem  Wertbe 
des  ganzen  heilen  Gegenstandes  hoch  oder  niedrig  war.  Bei 
einer  Verbodmung  des  ganzen  Gegenstandes  dient  der  ganze 
^haltene  Rest  zur  Befriedigung  des  Gläubigers.  War  aber  nur 
ein  Theil  eines  bestimmten  Gegenstandes,  z.  B.  von  100  Ballen 
Baumwolle  nur  bestimmte  20  Ballen,  numerirt  1—20,  verbodmet, 
^o  darf  sich  der  Bodmerist  überall  nur  nach  Verhältniss  seines 
Antheils  aus  dem  geretteten  Reste  befriedigen.  Dasselbe  gilt, 
wenn  ein  ideeller  Theil,  z.  R.  eine  Sdriflspart  oder  die  Hälfte 
der  Ladung  verbodmet  war.  Der  Geber  darf  sich  nur  pro  rata 
an  den  Rest  halten.  Sind  bestimmte  Theile  von  fungibelen 
Saehen  verbodmet,  z.  B.  jene  20  Ballen  von  100  Ballen  Baum- 
wolle, ohne  Angabe  der  bestimmten  Ballen  durch  ihre  Nummern, 
so  Ist  die  Verbodmung  eines  ideellen  Theiles  vorhanden. 

Diese  Art  von  Haftung  des  Bodmeristen  für  den  Seeschaden 
des  verbödmeten  Objectes  drückt  man  durch  die  Glausel  aus: 
Es  solle  Alles  haften,  was  der  Boden  zu  Lande  bringt; 
eder  audi:  der  Bodmereigeber  ist  frei  von  Havarie  oder  von 
Bodmerei  zahlt  man  keine  Havarie,  d«  h.  der  Bodmerei- 
geber trägt  überhaupt  den  Seesdiaden  gar  nicht,  so  lange  der 
Gegenstand  (trotz  dessen  Beschädignng)  noch  zu  seiner  Be- 
friedigung hinreicht. 

Doch  sind  zuvor  überall  erst  die  Bergungskosten  (Code 
de  com.  fr.  227),  sowie  dieHavariegroasebeiträge  der  ver- 
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bodmeton  Objecte  und  awar  bei  einer  tbeilwefsen  VerpOliidiing 
eines  Gegenstandes  Tcrhdltnissmassfg  in  Abzug  ku  bringen. 

Diese  ausgesprochenen  Grundsätze  sind  in  England,  Haoi'^ 
borg»*),  nach  der  Schwed.  Ass.-Ordnung  1750,  ferner  in  der 
allen  Amsterdamer  Ass.-Ordnung,  sowie  nach  dem  Preuss. 
Seer.  1727  (¥111.  M),  und  zum  Theil  noch  jettt  in  Holland 
(siehe  weiter  unten)  praktiseh.  Die  anderen  Seerechte  Ter-' 
wechseln  zumeist  hier  AsseoCiranz  und  Bodmerei  '  und  haben 
folgende  Bestimmungen.  Sie  lassen  den  Bodmeristen  allen  an 
dem  verbodmeten  Gegenstande  passirten  Seeschaden  und  zwar 
sowohl  die  grosse  als  die  particuläre  Havarie  verhlhltnissniässig 
mittragen,  dass  er  also  in  fthnlicher  Weise  wie  ein  Versicherer 
einsteht.  Vergl.  Span.  Handelsgesetzbuch  Art.  834,  wo  nur  in 
Bezug  auf  die  mehr  oder  weniger  durch  Schuld  des  Schiflers 
und  seiner  Leute,  sowie  des  Bodmerelnehmers,  durch  inneren 
Verderb,  bei  freiwilliger  Veränderung  des  Schiffes  entstandenen 
particulllren  Havarien  eine  Ausnahme  stattfindet  Auch  Code  de 
eom.  fran.  Ari.  330  und  zwar  sogar  ohne  jene  Beschränkungen 
ausdrOcklich  zu  machen,  die  sich  aber  von  selbst  verstehen, 
cf.  Pardessus  I.  c.  854,  der  auch  behauptet  n.  895,  dass  der 
Nehmer  sich  zwar  durch  besondere  Verabredung  von  Tragung 
der  particulftren  Havarie  befreien  dürfe  (Art  330),  nicht  aber 
der  Uavariegrosse,  nftmlich  1)  neu  dies  Folge  des  Gruadaatzea. 
yfm  der  Verpftnduog  der  verbodmeten  Sachen  sei  und  2)  weil 
ja  die  Bergung  in  Havariegrosse  zuletzt  doch  immer  einzig  dem 
Geber  zu  Gute  komme. 

Dagegen  bestimmte  die  Ordonnance  de  la  m.  1681  Art.  16. 
(III.  5):  Les  donneura  a  la  grosse  contribueroni»  a  U  d^charge 
des  preneurs,  aux  grosses  avaries --,  et  non.aux  sim- 
ples avaries  ou  dommages  particuliers  qui  jeur  pourraient  arriver, 
s'il  n'y  a  Convention  contraire;  and  diese  zwiespältige  Sataung 
ist  im  neuesten  Preuss.  Rechte  (AMg.  LR.  II.  8.  $2427 --31) 
adoptirt,  wornach  der  Bodmereigeber,  falls  er  sich  nämKch  an 
den  Werth  der  verbodmeten  Sache  hUll,  zur  Havariegrosse  coa- 


56,  Hamb.  Statuten  1663.  IF.  18.  Art.  6.  Von  Bodmerei  ist  man  nicht 
ichuldig  Harerey  zu  bezahlen.  Auch  Hamb.  Ai8.-Ordh.  DL  Art  2. 
Siehe  aueh  die  guten  Bemerkungen  Langenbecks  l.  c.  ad  Art.  6. 
der  Statuten. 
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tiibiirt:  was  niobt  eiiUDal  andera  Terabredei  werden  kann;  nidit 
aber  zur  Parlioularhatarie»  wenigstens  ist  dies  nicht  ausdrück- 
lieh  gesagt  *'> 

Das  Hoil.  Handelsgesetzbuch  scheint  nicht  recht  klar.  Zwai 
wird  Artikel  580  festgesetzt»  dass:  Bodmerei  aus  Noth  ge- 
schlösse n,  falls  nicht  das  Gegentheil  ausdrOekUch  bedungea 
worden«  k^ine  andere  Havarie  trSgt,  als  den  Schaden,  der  aus 
dem  Verluste  oder  ans  der  Verminderung  nach  Art  300  ent- 
springt» d.  h.  aus  partioularer  Havarie  des  verbodmeten  Gegen- 
standes. Daraus  würde  also  folgen»  dass  jeder  andere  Bodmerist 
die  particulikre  und  grosse  Havarie  tragen  müsse.  Indessen 
Art  600,  wo  die  Falle  der  Havariegrosse  angeführt  werden,  wird 
Sttb  n.  10  doch  nur  die  Bodmereipramie  von  Geldsummen, 
welche  zur  Deckung  von  Kosten,  die  in,  Havariegrosse  kommen^ 
au^epommen  sind»  genannt. 

Der  von  uns  aufgestellte  Satz:  von  »»Bodmerei  ist  mta 
keine  Haverei''  sdiuldig,  der  sc^ar  zur  ParOmie  geworden 
ist  **)«  scheint  nun  aus  folgenden  Gründen  richtig  und  darnach 
der  Bodmerist  sowohl  von  Tragung  der  particularen  wie  grossen 
Havarie  freizusprechen  zu  sein. 


57.  POhla  1.  c  S.  844  nnd  ndete  Autoren  mtetrpretiren  diesen  Art  16 
der  Ordonnanz  merkwQrdlg.  Vergl.  €hlidon'de  la  mer  cap.  \i- 
Art  6,  —  Wegen  4ea  neneates  Prenaa,  Beurfits  vergl.  Koch»  Preasi. 
R.  S  448.  —  Wegen  dieser  ganzen  Controv^rai^  siebe  noch  n.  XIU. 
dieaes  g,  sowie  bereits  Valin  1.  c.  zur  l'art.  16  h.  t.  Boulmj-Paty  l  c. 
p.  220.  Emerigon  1.  c.  p.  504.  Pothier  1.  c.  n.  47.  Baldasseroni  1.  c 
tit  TII.  n.  29  p.  115.  Benecke,  System  S.  463  AT.  493  ff.  Verwer 
1«  c.  Aentekeninge  S  24.  Aznni  1.  c.  I.  p.  220.  Doch  sind  die  An- 
sichten dieser  Autoren  zumeist  veraltet:  was  zum  Theil  auch  von 
der  sonst  in  Frankreich  herrschenden  Ansieht  gilt:  daas,  wenn  mir 
der  verhodmeta  Gegenstand  ganz  ankonuntt  der  BodmereiachnidDer 
peisaaUeh  haften  rnttwe^  ohsehon  der  Gegenstand  in  einem  so  ver» 
^hlashtertan.  Zuatande  ap^ekomman  is^  d^n  er  die  Bodmerei  nicht 
deckt,  ungeachtet  dies  durch  SeeunftUle  veranlasst  ist»  die  der  Bod- 
merist tragen  musste.    Siehe  n.  XIII. 

58.  Vergl.  Eisenhart»  Orundsitze  des  DenUehen  Rechts  in  SprUchwörtera 
(2.  Anfl.  Leipzig  1702)  $.  411.  Wegen  der  folgenden  Ansf&hnmg 
siehe  bereits  Langenbeck's  L  c.  verstandige  Notizen  und  Pohls 
1.  c.  844.  45. 
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Bodmereigelder  dOrfen  naob  der  Natur  des  Beeredits  keine 
Havarie  besahlen,  denn  sie  werden  überhaupt  nidit  direct  einer 
Gefahr  ausgeaetzt,  sondern  eben  das  Object,  worauf  sie  geliehen 
sind 9  und  mitlun  laufen  sie  gerade  durch  die  Gefahr  dee 
verbodmeten  Gegenstandes  selbst  ihr  volles  Risicei  denn  wird 
derselbe  unter  den  Werth  der  BodmereisumoM  durch  Seegefabr 
vermindert,  so  vermindert  sich  auch  der  Anspruch  dee  Bod-» 
merlsften  auf  Rückzahlung  seines  Darlehns  samrot  der  Prämie* 
Be  wire  allzu  hart,  wenn  man  den  Bodmerieten-  verurtheileil 
wollte,  nun  ausserdem  noch  nach  Verhftltniu  seiner  Geldsumme 
die  parliculire  Havarie  zu  tragen.  •  Also  z.  B.  ein  Schiff  M 
aO,000  Thir.  Werth.  Darauf  sind  5000  Bodmereigelder  gelieben« 
Das  Schiff  hat  für  2000  Thaler  Havarieparticul&r  erlitten.  Nuik 
würde  zwar  der  Bodmerist  seine  5000  Thlr.  zurückerhalten,  aber 
er  müsste  davon  als  Beitrag  zur  Havarie  U  von  deren  BetragCi 
d.  h.  500  Thaier  sich  abziehen  lassen.  Dies-  wäre  ein  neues 
Risico,  welches  in  der  EigenthOmlichkeit  der  Bodmerei  nicht 
begründet  scheint.  Die  Prämie  wird  nicht  ffDfr  diese  doppelte 
Gefahr  gezahlt,  sondern  einzig:  wegen  der  Möglichkeit,  dass  das 
Bodmereiobject  ganz  zu  Grunde  gehe  und  mit  ihm  auch  der 
Darlehnsanspruch  völlig  aufhöre  oder  doch  bei  blosser  Yer«* 
schlechterung  unter  dem  Werthe  des  Darlehns  dieser  Anspruch 
im  Yerhältniss  verringert  werde. 

Es  darf  aber  füglich  die  fiodmereisumme  auch  nicht  zur 
Gontribution  in  Havariegrosse  herangezogen  werden.  AUerdingik 
wird  durch  die  freiwillige  Opferung  auch  das  Beste  des  Bed- 
meristen  indirect  mitbefördert,  da  ja  derselbe  bei  dem  Dnter*i 
gange  der  Sache  sein  Darlehn  völlig  verloren  hllitte.  Allein  ein-r 
mal  steht  der  Bodmerist  mit  den  übrigen  ScbjSS'-  und  Ladunga* 
Interessenten,  mit  denen  diese  Bodmerei  nicht  ausdrücklich 
geschlossen  ist,  überhaupt  in  gar  keiner  reohtljlchen  Beziehung. 
Folglicb  ist  ihm  auch  in  Bezug  auf  sie  gar  nichts  gerettet  Der 
Hauptgrund  ist  aber  sodann  der,  dass,  wenn  man  die  Bodmerei- 
summe  contribuiren  lassen  wollte,  dasselbe  Object  zweimal 
contribuiren  würde,  einmal  in  dem  Werthe  des  Schiffes 
und  überhaupt  des  verbodmeten  Gegenstandes,  und  einmal  als 
Bodmereigeid,  welches  ja  nicht  mehr  in  Natura  existirt,  sendem 
bloss  als  Aufwendung  in  den  verbodmeten  Gegenstand  oder 
überhaupt  zum  Zweck  der  Reise  verwendet  ist  £s  kann  doch 
aber  selbstredend  dieser  Werth  nur  einmal  gerettet  Werden« 
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Pöhltf  L  e.  S.  845.    Abar  auch  die  eben  daselbst  ansgesprodhene 
Ansicht  von  Pohls,  dass  man  zwar  die  Bodmerei  von  derCon- 
tributioD  freisprechen»  dagegen  den  Bodmereigeber  ▼erpflicbten 
solle,  dem  Nehmer  den  Beitrag  desselben  zur  Havariegrosse  tu 
erstatten»  wogegen  der  Nehmer  verbunden  sein  soll,  das,  was 
er  als  Entschädigung  in  Havariegrosse  erhält,  dem  Bodmeristen 
wiederherauszugeben  **),  scheint  nicht  gebilligt  werden  zu  kön- 
nen.   Wozu  diesen  Umweg?  da  es  sich  ja  von  selbst  versteht» 
dass  der  Bodmerist  sich  an  den  verbodmeten  Gegenstand  nur 
nach  Abzug  der  Havariegrossbeitrftge  halten  darf.   Denn  nur  der 
nach  diesem  Abzüge  vorhandene  Werth  darf  als  wirklidi  be- 
halten angekommen  angesehen  werden.  Sodann  aber  führt  diese 
Ansicht  geradezu  zu  Absurditäten.  Unmöglich  kann  der  Bodmerei- 
geber den  ganzen  Antheil  an  CoDtributiony  die  den  verbodmeten 
(vegensland  trifft;   überall  tragen.    Man  nehme  z.  B.  den  Fall, 
dass  ein  Gegenstand,  der  einen  Werth  von  100,000  Fra.  hat, 
für  1000)  Francs  verbodmet  wäre.     Es  wikrde  dann  schon  eine 
Havariegrossecontribution  von  1  %  die  Forderung  des  Bodmeristen 
vdllig  absorbiren.    Dies  wäre  aber  unsinnig.     Höchstens  dürfte 
man  also  den  Bodmeristen  nur  im  Verhältniss  seiner  vorge- 
schossenen Darlehnssurome  in  jedem  einzelnen  Falle  contribuiren 
lassen  *®j.    Aber  auch   das  scheint  nach  den  bisherigen  Aus- 
einandersetzungen falsch. 

Auch  würde  die  etwanige  Bestimmung  nicht  zu  billigen  sein, 
dass  die  Bodmerei prämie  überall  zur  Contribution  in  Havarie- 
grbsse  beitragen  müsse,  soweit  sie  nämlich  wirklich  gezahlt  wird. 
D^nn  es  ist  hier  die  verpOichtende  Beziehung  des  Bodmensten 
zu  den  anderen  Ladungs-  und  Schiflsinteressentfen  als  dem 
Nehmer  selbst  nicht  abzusehen,  und  wenn  allerdings  auch  nicht 
gel&ugnet  werden  kann,  dass  die  Prftmie  durch  das  Havarie- 
grossefaotum  errettet  worden  ist,  so  geht  dies  doch  nur  den 
Nehmer  an,  der  allein,  nämlich  durch  den  verbodmeten  Gegen- 


59.  Welche  letztere  Pflicht  des  Nehmen  allerdings  feststehen  muaa,  weil 
"     ja  der  verVodlnete  Gegenstand  soweit  erhalten  ist,  als  er  in  Havarie> 

gRMB  ersetst  nvird. 

60.  Dies  verlangt  Fremery,  ^tudes  de  droit  commerdal  p.  203  gegat 
die  entgegenstehende,  eben  zu  jener  Absurdität  führende  Anaieht 

^   des  Pardetsn.  J.  e.  n.'  926. 
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stand,  nit  dem  Bodmeristen  verbanden  ist  und  der  aileiii  eben 
dMttrck  und  nidit  durch  die  Bodmereisumme  mil  den  übrigen 
Interessenten  von  Schiff  und  Gut  in  Verbindung  steht,  deifen 
▼dllige  Genüge  gethan  ist,  wenn  erst  naeh  Abzug  der  Hatarie-' 
lasten  der  Gegenstand  dem  Nehner  und  duroh  diesen  dem  Oeber 
der  Bodmerei  überantwortet  wird.  Zugleich  wäre  eine  solche 
Bestimoinng  sehr  onpraktisch,  da  in  der  Regel  nicht  dem  Bod- 
meristen,  sondern  dem  Nehmer  die  Zahlung  des  Beitrages  sur 
Last  fiele,  indem  sich  jener  nun  in  Voraussicht  dec  möglichen 
Zahlung  eines  Havariegrossebeitrags  von  der  iPrämie  nur  eine 
um  so  höhere  Prämie  würde  versprechen  lassen,  so  dass  in  allen 
Fällen,  wo  der  Gegenstand  in  einem  Zustande  nicht  unter 
dem  Werthe  der  Bodmerei  ankäme,  eigentlich  der  Nehmer  d^a 
Beitrag  von  der  Prämie  zahlen  würde:  was  jedenfalls  nicht  die 
Absicht  einer  solchen  Festsetzung  sein  soll  *^).  Siehe  auQl|t 
n.  XUI. 

XU  Ob  im  Falle  des  partiellen  Verlustes  der  Bodmevei-« 
geber  nicht  wenigstens  verbAltnissm&ssig  die  bedungene  Prämie 
fordern  kann,  ist  unter  den  älteren  Autoren  sehr  streitig.  Siehe 
Pothier  1.  c.  n.  48.  und  die  unter  der  vorigen  n.  XI.  ang^gebepea 
Schriftsteller.  Indessen  erwähnen  erstlieh  die  Partkaülarseereohte 
nichts  davon.  Ferner  kann  natürlich,  wenn  der  Werth  desi 
verbodmet«!  Gegenstandes  in  dem  Zustande  der  Verschlechterung 
nicht  einmal  die  Kapitalsumme  deckt,  selbstredend  von .  ein^ 
Befriedigung  aus  demselben  auoh  noch  in  Betreff  der  Prämie 
wegen  physischer  Unmöglichkeit  nicht  die  Rede  sein.  An  eiae 
irgend  wie  persönliche  Verpflichtung  des  Nehraers  zur  Zahlung 
der  Prämie  oder  eines  Theiles  derselben  aus  seinem  übrigen 
Vermögen  darf  aber  nach  den  bisherigen  Erörterungen  nieht 
gedacht  werden.  Also  wird  die  Sache  nur  dann  praktisch,  wenn 
trotz  des  partiellen  Unterganges  oder  resp.  der  Verschlecbte/ung 


61.  Siebe  bereite  Bd.  II.  g  165  n.  XXV.  und  XXVI.  —  Uebrigent  ver- 
stehe ich  das  Hell.  Recht  1.  c.  in  jenem  oben  genannten  Art  569 
n.  19  nicht  so,  als  ob  der  Bodmerist  in  jenem  bestimmten 
Falle  contribniren  mOsse,  sondern  mir  dahin,  dass  seine  Prämie' 
ihm  von  den  SehUTs-  untt  Ladungsinteressenten  in  Havariegrosse 
ausgezahlt  werden  uflsse,  was  sidi  dann  aber  Obeiliaiipt  voilr  der 
gauen  Bodmcicisiunme  in  jenem  bestimmten  Falle  versteht 
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to  Beteereiobjeeles  noch  so  viel  bebalteo  bleibt,  dtss  1)  das 
Kapital  daraus  vOUig  bezahlt  werdeD  kann  and  2)  auch  noch 
etwas  mehr  übrig  bleibt  Dann  aber  kann  es  keinem  Zweifel 
unterliegpen ,  dass  dieses  Mehr  bis  zur  Tölligen  Deckung  der 
Prämie  von  dem  Geber  in  Anspruch  ganommeD  werden  dari^ 
ja  dass  er  auch  noch  Ton  dem  Mehr,  soweit  es  reicht»  die  bei 
der  Abwickelung  des  GeschUfts  aufgelaufenen  Kosten  in  Abzog 
bringen  kann. 

XIII.  Es  soll  hier  nicht  die  Ansicht  maucher  älteren  Autoren 
und  bosonders  noch  neueren  Französischen  Schriftsteller  ver- 
schwiegen werden:  wornach  der  Nehmer  nur  im  Fall  glücklicher 
Ankunft  zu  zahlen  verbunden  sei  und  von  einer  glücklichen 
Ankunft  weder  im  Fall  des  Unterganges  noch  der  blossen  Ha- 
varie des  verbodmeten  Gegenstandes  die  Rede  sein  soll  In 
welchem  Zustande  aber  auch  die  verbodmeten  Sachen  an  ihrem 
Bestimmungsorte  ankommen,  so  muss  nach  derselben  (!)  An- 
aicfat  der  Nehmer  atets  Kapital  und  Prämie  bezahlen,  nur  soll  ihn 
dat  Geber,  falls  Havarien  erlitten  sind,  dafür  entschädigen.  Und 
zwar  bei  der  Havariegross  muss  der  Geber  dem  Nehmer  flkr 
das«  waa  latiterer  zur  Gontribution  zahlt**),  Entschädigung  leisten, 
wogegen  er  das  empAngt^  was  die  anderen  ContributionspOich- 
ügen  zahlen  müssen,  wobei  es  sieb  von  selbst  versteht,  dass, 
wenn  das  Darlehn  nur  für  einen  aliquoten  Theil  des  Gegen- 
standes bei  der  Bodmerei  hingegeben  ist,  aller  Schaden  nnd 
Vortbeil  aus  der  Havariegross  nur  verh&ltnissmässig  von  Geber 
umI  Nehmer  zu  tragen  ist.  Auch  bei  der  particulären  Ha- 
varie soll  dann  der  Geber  die  ganze  Summe,  filr  welche  sie  ab- 
geschtttsit  ist,  tragen.  Vei^l.  Pardessus  1.  c.  n.  020  sq.  Indessen 
diese  ganze  Ansicht  darf  nach  den  n.  XI.  dieses  %  gegebenen 
BrOrterangen  als  irrig  bezeichnet  werden. 

XIV.  Wegen  der  völligen  Willkürlichkeit  der  Prämie  in 
Bezug  auf  ihre  Höhe  einerseits  ist  es  nicht  abzusehen ,  warom 
nicht  andererseits   auch   die  vom   Bodmereigeber    zu  tragende 


63.  Und  dies  iftt  nach  Pardettiu  der  volle  Betrag  des  von  dem  Bodmem- 
gagenstandft  überhaupt  zu  leistenden  HavariegroMebeifragei^  wogegoi 
aber  schon  FrfBqieiy  poli^iart.    Siehe  oben  n.  XI.  Note  flO. 


G?IUir  ia  j«der  beliebigea  Weis«  bescbrinkft  wwrde  •*).    Nar 
darf  daria  keine  verdeokte  Entiiebuiig  dar  Gefahretragung  lie^o, 

XV.  Ceber  die  Dauer  des  Risicoa  and  ihre  PvastnntiDiM« 
in  Ermangelung  ausdrücklicher  Bestimmungen  isl  bereits  oben 
S  201.  n.  10.  u.  §  203  n.  VII.  gesprochen  worden.  Muss  das  Schiff 
in  einen  Nothhafen  einlaufen,  aa  trigt  Im  Allgemeinen  der  Bod* 
merist  auch  wahrend  des  Aufenthaltes  des  Schiffes  in  demselben 
die  Gefahr  *^),  falls  er  Iftr  die  Gefahren  der  Reise  fiberhaupt 
steht  oder  falls  bei. einer  bestimmten  Zeit  fOr  die  übßrr» 
aommene  Gefahr  die  Zeit  jenes  Aufenthfiltes  im  Nothhafen  nocli 
in  jenen  verabredeten  Zeitraum  des  Ejs.icos  hineinfallt  Endigt 
freilich  die  bestinnnte  Zeit  während  des  Aufenthaltes  im  Notb^ 
hafen,  so  trftgt  aelbstredend  der  Bodmerist  nur  bi«.  zu  dieaeof 
Augenblicke  die  Gefahr  im .  Nothhafen. 

Das  Einlsufen  in  einen  Nothhafen  in  Folge  erlittener. Saet^ 
schaden  ist  selbst  als  Se^efahr  anzusehen,  wofür  der  Geber 
haftet,  so  lange  nicht  das  Gegentheil  verabredet  worden  ist 
Zugleich  aber  istRegef:  Wenn  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  die' 
Bodmerei  gegeben  ^ird,  so  höK  nach  Ablauf  dieser  Zeit  eo  ipso 
die  Gefahr  für  den  Geber  auf  und  das  Kapital  mit  der  Prämie 
muss  zurückgezahlt  werden,  wenn  auch  das  Schiff  noch  des 
Weiteren  einer  Gefahr  ausgesetzt  bleibt  Ja  bis  zum  BelaufQ 
des  Wertbes  des  verbodmeten  Gegenstandes  beim  Ablauf  jenex 
bestimmten  Zeit  der  Verbodmung,  haftet  der  Bodmereinehmer 
selbst  persönlich  mit  seinem  übrigen  Vermögen  für  verhältniss- 
massige Rückzahlung  des  Bodipereicapitals  und  der  Prämie,  wenn 
in  einer  anderen  späteren  Gefahr  der  verbodmete  Gegenstand 
untergegangen  sein  sollte.  Vergl.  Potl^er  (contract  4  la  grosse) 
n.  36.  Uebrigens  ist  hier  namentlich  bei  älteren  Französischen 
Autoren  Manches  controvers;  cf.  Emerigon  11.517.  Boulay-Paty 
III.  201—203.    Doch  scheint  die  Sache  klar  genug  zii  sein. 


es.  Pardetsui  1.  c.  n.  805  und  914  in  f.,  sowie  POhb  8.  846  ist  mueier 
Ansieht  Emeiigon  l.  c.  p.  503  erklärt  bei  solcher  Besf^ra^nni; 
äerGe(ahr  den  Contract  für  „offenbar"  null  und  wucberlich: 
was  ich  aber  nicht  so  offenbar  finde.  Aebnüch  wie  Emerigon 
auch  Targa,  ponde.  cap.  32.  n.  17.    Boulay-Paty  1.  c.  p.  224. 

(14.  So  Pöhisl.  c.  Benecke,  Sjrstem  a.  a.  0.  S.  174  ist  anderer  Meinung 
ebenso  Baldasseroni  i.  c.  n.  42.  p.  123. 
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XVI.  TrMIt  Abrigens  den  yerbodmeten  Cregenstand  ein  Do- 
glOcksfall,  80  ist  der  Bodmereinehmer  verbunden,  dem  Geber 
•oteld  als  möglkh  dtron  Nacbrieht  tu  geben. 


S  205.    Ristonio. 

f.  Wenn  die  verbodmeten  Sachen  aus  irgend  einem 
Grunde  ganz  odef  theilweis  nicht  der  Gefahr  ausgesetzt  wer- 
den, so  kann  überhaupt  ganz  oder  doch  in  Bezug  auf  die  nicht 
der  Gefahr  exponirten  Sachen  von  Bodmerei  nicht  die  Rede  sein. 
Sobald  nun  die  Nichtaussetzung  der  Gefahr  gewiss  ist,  so  Ist  der 
Bodmereivertrag  wenigstens  insofern  und  soweit  die  Gegenstände 
der  Gefahr  nicht  ausgesetzt,  nicht  vorhanden,  da  die  Bestehung 
der  Gefahr  etwas  durchaus  Wesentliches  darin  ist. 

Es  ist  wenigstens  in  Bezug  auf  die  nicht  exponirten  Objecte 
M^l)  nur  ein  einfaches  Darlehen  mit  Pfandrecht  (siehe  n.  IIL) 
vorhanden  und  2)  kann  demnach  der  Geber  wenigstens  in  Be- 
zug auf  die  nicht  der  Gefahr  ausgesetzten  Sachen  keine  Prämie 
zu  verlangen  berechtigt  sein,  die  ja  nur  Folge  der  Gefahr  ist, 
indessen  wird  er  jedenfalls  im  Allgemeinen  zur  Zinsforderung 
befugt  sein»  da  bei  der  Stipulirung  der  Prämie  überall  die 
Präsumtion  obwaltet,  dass  das  Darlehn  nicht  ohne  Entgeld, 
also  im  Fall  des  Wegfalls  der  Gefahr  und  Prämie,  wenigstens 
mit  den  üblichen  kaufmännischen  Zinsen  sammt  allen  Kosten, 
auch  denen  der  etwanigen  Versicherung  (Preuss.  Recht  II.  8. 
jl  2418),  zu  restituiren  seL  Ja  im  Falle  der  durch  die  Schuld 
oder  den  freien  Willen  des  Nehmers,  nicht  durch  reinen  Zufall 
herbeigeführten  Rückgängigmachung  scheint  es  allgemeinen  Rechts- 
grundsätzen  entsprechend  zu  sein,  dass  der  Nehmer  dem  Geber 
Oberhaupt  das  gesammte  Interesse   prästire  **).     Siehe  S  204. 

D.  IX. 


65.  Das  Preuis.  Kecht  1.  c.  S  2419  verurtheilt  den  Nehmer»  der  blo« 
unter  Vorspiegelung  einer  zu  machenden  Reise  oder  Venendung 
den  Contract  schloss  und  nachtraglicb  aufhob,  zur  Zahlung  der  be- 
dungenen Bodmereipramie,  insoweit  selbige  die  gewöhnlichen  Zinsen 
ttbertteigt,  an  die  Schiffsarmenkasse:  eine  allerdings  etwas  sonder^ 
baie  Satzung. 
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Die  eimelBM  Fttlle  sind  mm  Theil  $  904  n.  VIII.  oAd  IX. 
angegeben.    Siehe  aber  n.  IV.  dieses  $• 

U.  Bs  versteht  sich  aber  überall  hier  von  selbst,  dass  der 
Geber,  sobald  jenes  Factum  der  Niehtaussetzang  der  Gefahr  lür 
den  irerbodoieten  G^enstand  feststeht,  also  von  einer  Bodmerei 
eigoiitiieh  nicht  mehr  die  Rede  ist,  sofort  den  Contraet  auf- 
heben und  sein  Kapital  zorOckfordern  darf.  Er  braucht  sidi 
l^eineswegs  gefallen  zu  lassen,  dass  der  Nehnier  nun  etwa  das 
Geld  als  einfaches  Darlehn  behalte.  Werden  also  sUronitliche 
Gegenstände  der  Verbodmung  nicht  eiponirt,  so  darf  der  Geber 
sein  ganzes  Kapital  zurückfordern  im  Augenblicke,  wo  jene 
Nichtaussetzung  der  Gefahr  gewiss  ist.  Wenn  dagegen  die 
Bodroereiobjecte  nur  theilweis  der  Gefahr  nicht  ausgesetzt  wer-* 
den,  so  scheint  dadurch  wegen  des  unbestimmten  alealorischeo 
Charakters  der  Bodmerei  als  eines  gewagten  Geschilftes  junstiseh 
nichts  entgegenzustehen,  dass  der  Vertrag  bis  zum  B^ufe  des 
Werthes  der  wirklich  eiponirten  Objecto  zu  Recht  bestehen 
bleibe  und  dass  ihn  der  Bodmereigeber  nidit  gänzlich  Ober  den 
Haufen  werfen  dürfe,  sondern  sich  damit  begnügen  müsse,  den 
Betrag  seines  Kapitals  nur  zum  Theil  und  zwar  im  VerhftHm'ss 
der  nicht  der  Gefahr  ausgesetzten  Gegenstande  zurückzufordern. 
Zugleich  ist  der  Geber  in  allen  Füllen  für  verpflichtet  zu 
halten,  ganz  oder  theilweis  das  Kapital  wegen  Nichteintritts  der 
Gefahr  auf  Anbieten  des  Nehmers  zurückzunehmen  und  kann 
er  sich  dessen  selbst  im  Falle  der  durch  des  Nehmers  Sohold 
eingetretenen  Nichtexponirung  der  Gefahr  nicht  weigern,  doch 
bat  er  je  nach  der  Schuld  oder  Unschuld  des  Nehmers  eine 
grössere  Schadloshaltuog  zu  fordern,  wenn  er  auch  nie  die 
Prilinie  zu  verlangen  berechtigt  sein  kann.  Siehe  n.  I.  und  IV. 
dieses  $. 

Jene  Restitution  des  Kapitals  nennt  man  nun  Ristorno 
von  dem  Italieniscben  rttornafe  (wiedergeben),  ritorno  (Zu-* 
rOckgadiM).  In  England  und  Nordamerika  heisst  es  return^  in 
Frankreich  ristourne«  Es  ist  analog  dem  Ristorno  bei  Asse- 
Guranzen,  obgleich  es  damit  doch  nur  eim'ge  Aehnlichkeit  hat» 
indem  es  dort  bedeutet  Restitution  der  bereits  von  dem  Ver- 
aicherlen gezahlten  Assecuranzprttmie,  doch  so,  dass  davon  wegen 
der  berats  gehabten  liühwaltung  des  Versicherers  und  wegen 
der  Nothwendigkeit,  (ielder  festliegen  zu  lassen,  gewöhnlich 
%  pCt.  abgeaogen  wird« 
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•  Ilk  I>eiii  Darlehitgeber  bleibt  aber  zur  Sicherung  seiner 
RDckzahlungsforderung  ein  Pfandrecht  an  den  yerbodmeteD 
Gegenständen,  denn  dies  letztere  erscheint  durch  das  Verschwin- 
den der  auszusetzenden  Gefahr  niehl  so  wesentlioh  wie  die  PrSmie 
afficirt  zu  werden  und  nicht  nothwendig,  mit  demselben  in  sich  * 
juristisch  zusammen  zu  fallen.  Anderer  Meinung  ist  Pardcssus 
).  c.  D.  «28.    Siehe  aber  n.  VIII.  dieses  $. 

'  IV.  Das  Ristomo  tritt  nun  in  verschiedenen  Fillen  ein, 
die  aber  aHe  juridisch,  gleich  gelten.  Es  erfolgt,  wenn  die  Ter- 
bodmeten  Waaren  gar  nicht  ins  SchifT  geladen  werden  oder 
wenn  ttberheiipt  die  Reise  des  Schilfes  unterbleibt^  und  letzteres 
gilt  dann  insbesondere,  wenn  das  Söhifl  oder  wenn  Schiff  and 
'Ladeng  zugleich  verbodmet  waren.  Schwierig  •  ist  bei  einer 
gleidizeitigen  Verbodmung  von  Schiff  und  Gut  in  einer  Bod- 
merei der  S^ll,  dass  zwar  das  Schiff  abgeht,  nicht  aber  die 
Ladung  od^r  doch  nur  ein  Theil  derselben.  Ist  hier  nicht  nadi 
den  besonderen  Restimmungen  des  Contractes  das  Eine  wie  das 
Andere  je  für  die  ganze  Bodmerei  und  die  ganze  Prftmie  ver- 
baftet,  so  gilt  die  Bodmerei  nur  nach  Verbiltniss  des  wiitKcb 
in  See  gegangenen  Schiffes  und  Gutes;  das  Uebrige  der  Bodmerei- 
summe  ist  nur  als  einfaches  verzinsliches  Pfand-Darlehn  an- 
zusehen, und  die  Bodmereiprämie  reducirt  sich  im  Verhiltniss. 
Die  besonderen  Wirkungen  bei  einer  Verschuldung  mögen  nach 
S  204  sub  IX.  eintreten. 

Ist  von  verbodmeter. Ladung  nur  ein  Theil  abgegangen,  so 
findet  dieselbe  Reduction  mit  denselben  Wirkungen  statt. 

Auch  ist  der  Fall,  analog  zum  Ristorno  zu  ziehen,  wo  die 
Kapitalsumme  des  Gebers,  mag  sie  nun  in  Geld  oder  in  Waaren 
oder  Materialien  bestehen,  von  dem  Geber  nicht  ganz  zu  dem 
beabsichtigten  Zwecke  verwandt  wird.  Der  Geber  muss  dea 
Uebersohuss  rarQcknehmen  und  der  Nehmer  ist  zur  Zurückgabe 
deaaelben  sogar. verpflichtet  unter  der  Voraussetzung,  dass  die 
verbodraelea  GegenstAnde^  wegen  der  Nichtaufweudung  der  gan- 
zen-Summe  oder  auch  ans  anderen  Gründen  vor  der  Abreise 
nicht  <mehr  dem  Werthe  des  ganzen  Bodmereicapitals  wenigstens 
gleichkommen.  Span/  Handelsgesetzbuch  Art  824.  Auch  glaube 
iehy  dass  hier  der  Nehmet •  zur  Zinszahlung  fQr  den  rackgezahtteo 
Ueberschuss  verpflichtet  ist  Sodann  sciieint  es  sich  von  selbit 
zu  versieben^  dass  die  Prtimie  im  Verhittniss  des  zorQdKgesaU- 
ten  Theiles  der  Kapitalsumme  sich  vermindern  mOsee, 
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Bndlkb  darf  der  Fall  bieher  gerechnet  werden,  wo  Ober- 
haupt die  Torgestreekle  Summe  sich  ata  hoher  denn  die  Ter- 
hodnMten  Gegenslinde  vor  der  Abreise  noch  erweist.  Jedenfalb 
ist  der  Geber  berechtigt,  wenigstens  den  Deberschusi  sich  zu- 
rftebtahlen  zu  lassen,  versteht  sich  mit  Zinsen  und  unter  yer- 
btitaisaiDisMger  Hinderung  der  Pr^lmie.  Im  Fall  des  Betrt^ea 
von  Seiten  des  Nehmers  wird  er  aber  befugt  gehalten  werden 
müssen,  wie  es. auch  das  Holland.  Handelsgesetzbuch  Art  570 
aosdrückJieh  erUttrt,  den  Vertrag  fOr  nichtig  erkliren  zu  lassen, 
und  spreche  ich  dann  dem  Geber  das  Recht  zu,  ausser  dem  ge-* 
sanmten  Kapital  nicht  bloss  Zinsen,  sondern  Leistung  des  ge-« 
sammten  Interesses  fordern  zu  können.  Das  Primium  ist  aber 
auch  hier  nicht  zu  zaUen. 

V.  War  das  Risico  begonnen,  so  ist  Kapital  und  Prikmie 
zu  zahlen.  Es  kann  von  einem  Ristorno  nicht  mehr  die  Rede 
sein. 

VI.  Der  Nehmer  ist  zur  sofortigen  Anzeige  von  der  ganzen 
oder  tfaeilweisen  Nichtrealisirnog  der  Bodmereibedingungen  an 
den  Geber  verbunden;  sonst  muss  er  in  allen  Pillen  dem  Gel- 
ber nidit  bloss  Zinsen  zahlen,  sondern  das  gesammte  Interesse 
leisten. 

Debrigens  wenn  auch  der  Nehmer  erst  nach  beendigter  oder 
anch  angetretener  Reise  dem  Geber  die  Anzeige  macht,  und 
nOtbigenfalls  den  Beweis  liefert:  dass  die  verbodmete  Waare  gar 
nicht  geladen»  mithin  auch  nicht  der  Seegefahr  ausgesetzt  sei: 
->  so  kann  von  einer  Prämien forderung  des  Gebers  fOgUcb 
nicht  die  Rede  tein.  Aber  in  solcher  verspäteten  Anzeige  liegt 
wobl  allemal  eine  Schuld  des  Nehmers  (oder  doch  seines  Re- 
prOeeatanteü),  der  hier  mithin  in  der  Regel  nicht  bloss  zur 
Zahlung  der  höchsten  Zinsen,  sondern  Oberhaupt  zur  Leistung 
des  gesammten  Interesses  zu  verurtheilen  ist.  Dieses  Interesse 
mag  der  Geber  beweisen  und  sollte  derselbe  darthua  können, 
dass  er  während  der  Zeit  eine  andere  vortheilbafte  Bodmerei- 
prämie  zu  verdienen  Gelegenheit  gehabt  hätte,  so  wird  die  dem- 
selben zu  leistende  Entschädigung  darnach  hoch  zu  bestimmen 
sein,  mithin  in  manchen  Fällen  der  verabredeten  Prämie  gleich- 
kommen können. 

Par  dessus  n.  931  scheint  den  betrügerischen  Nehmer  Oberall 
zm  Zahlung  der  Prämie  zu  verpflichten,  da  derselbe  gegen  die 
desafaUsige  Forderung    des   Gebers   sich   auf   seinen 
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Bfirttg  und  auf  die  dadurch  bewirkte  Aufhebung  des  Gonlimctes 
nicht  berufen  kdnne.  Doch  gesieht  er  selbst,  dass  füglich  die 
Gerichte  nur  Kafiital  und  Zinsen  auch  hier  zusprechen  Würden. 

Vll.  Es  liegt  in  der  Natur  des  Bodmereicontracts  die  recht- 
liche Forderung  des  Bodmereigebers  begründet,  dass  der  Nehnm 
tiberall  den  Beweis  liefere,  dass  jedes  dessfallsige  Risioo  im 
«Hizelnen  Falle  vom  Geber  zu  tragen  war,  also  namentlich,  dus 
das  Schiff  durch  Zufall,nieht  durch  Schuld  des  Nehmers  oder  seiner 
Bi»pr&ientanten  von  seiner  Route  abgewichen  sei,  dass  ferner 
sich  im  Schiffe  zur  Zeit  der  zu  tragenden  Gefahr,  für  seine 
Rechnung  verbodmete  Güter  bis  zum  Belaufe  des  Bodmerei- 
darlehns  auf  dem  Schiffe  befunden  haben  etc.;  oder  falls  das 
Bodmereikapital  zum  Behufe  von  Einkaufen  über  See  entliehen 
war,  dass  sich  die  bestinunte  Bodmereisumme  in  natura  auf 
dem  Sddffe  zu  jener  Zeit  befunden  habe.  Pardessus  1.  c  1^29. 
Solchen  Beweis  anzufechten  steht  natürlich  dem  Bodmereigeber 
zu.  cf.  Code  de  com.  fr.  Art  329.  Ohne  jenen  vollen  Beweis 
verliert  der  Geber  seinen  Anspruch  auf  Restitution  des 
Kapitals,  resp«  nebst  Prämie,  nicht 

VIIL  Man  spricht  auch  noch  irregulärer  Weise  dann  von 
Ristorno,  wenn  der  Geber  den  Contract  rückgangig  macht  Wird 
aber  das  Ristorno  von  dem  Geber  einseitig  und  willkürlich  aus- 
geübt, so  kann  er  natürlich  nicht  bloss  keine  Prämie  verlangen, 
sondern  nur  das  Kapital  zurückfordern,  und  spreche  ich  ihm 
nicht  bloss  Zinsen  ab,  sondern  verurtheile  ihn  auch  zur  YoUen 
Entschädigung  des  Nehmers.  Preuss.  Recht  IL  8.  %  2420.  Dies 
folgt  aus  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen.  Nicht  weniger,  dass 
dem  Geber  in  allen  Fallen  des  Ristorno,  mag  es  von  ihm  oder 
dem  Nehmer  geübt  werden,  bis  zu  seiner  Befriedigung  die  ver- 
bodmete Sache  eben  so  verhaftet  bleibt,  als  wenn  der  Cootract 
nicht  rückgangig  geworden  wäre.  Preuss.  Recht  L  c  %  2421. 
Siehe  o«  lil.  dieses  $. 

i  206.    NegoeiabUitit  des  Bodmereibriefes. 

I.  Der  Bodmereibrief  erscheint  als  ein  Vermögeasobject 
und  darum,  da  kein  besonderer  Grund  in  der  Natur  der  Bodmerei 
entgegensteht,  ganz  allgemein  als  ein  Gegenstand  des  Verkehrs, 
M  verausserlieh.  Es  verhalt  sich  aber  mit  der  Vertusser- 
lidikeit  des  Bodmereibriefes  im  allgemeinen  ganz  wie  mit  der  von 
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VenBAgeDSobjecieii  ähnlicher  Art,  Dtmeotlich  yon  obligatorischen 
Urkunden  mit  oder  ohne  Pfandrecht  Insbesondere  wird  dem- 
nach die  Oebertragung  eines  Bodmereibriefes  durch  eigentliche 
Cession  sowie  durch  Delegation  erfolgen  können.  Bei  diesen 
beiden  Veräusserungsarten  sind  dieselben  Erfordernisse  au  er- 
füllen und  werden  dieselben  Wirkungen,  Einreden  etc.  au 
gestatten  sein,  wie  sie  überhaupt  bei  Cessionen  und  Delegationen 
vorkommen  können. 

IL  Zugleich  ist  aber  wegen  des  eigenthümlichen  Charakters 
des  Bodmereibriefes,  als  eines  Handelspapieres,  derselbe 
negociabel  **).  In  Italien  regelmässig  und  anderwArts  nicht 
selten  nennt  man  sogar  den  Bodmereibrief  Seewecbsel(cam- 
b«o  maritimo  *')»  oho^  dass  sich  aber  behaupten  Hesse,  dass  der 
Bodmereibrief  im  Allgemeinen  die  Natur  eines  Wechsels  habe. 
Es  fordern  aber  einigis  Seerecbte  ganz  ausdrücklich  (Code  de 
c  (ran.  Art.  313,  Span.  Art.  815  und  Hell.  Code  Art  573)  und 
anderweitig  ist  es  weitverbreitete  Usanz,  dass  nur  die  an  Ordre 
gestellten  Bödmereibriefe  negodable  Natur  haben,  also  nament- 
lich durch  blosse  Indossemente  in  derselben  Form  wie  Wechsel- 
briefe an  Dritte  übertragen  werden  können.  Es  scheint  auch 
keine  Nothwendigkeit  vorzuliegen,  den  Bodmereibrief  an 
sich,  auch,  wenn  er  nicht  an  Ordre  gestellt  ist,  f&r  ein  ne^ 
gociaUes  Papier  zu  halten.  Denn  einmal  kann  ja  der  Zusatz :  an 
Ordre,  wenn  es  die  Parteien  wünschen,  leicht  gemacht  werden, 
und  sodann,  wenn  man  auch  von  dieser  Leichtigkeit  absehen 
wollte,  so  ist  der  Bodmereibrief  immer  nur  als  ein  seltenes  In- 
strument anzusehen,  durch  welches  der  Seeverkehr  nicht  regel- 
mässig bestimmt  wird  und  bei  weichem  jene  leichte  wechsel- 
missige  Oebertragung  nicht  als  unmittelbares  Bedürfniss  erscheint 
Anders  bei  den  Connossementen  (Bd.  I.  $  100),  obgleich  selbst 


00.  Wegen  England  vergl.  Abbott  1.  c.  n.  14,  S.  133.  Gase  llebecea, 
5  Robinson,  adm.  rep.  102. 

67.  Uebrigens  nennt  man  Seewechsel  vorangsweise  auch  die  Connoise- 
mente«  aaf  welche  Bodmereigelder  Torgestreckt  sind  und  in  deren 
Dorso  demgemUs  bemerkt  ist,  dass  sie  dem,  auf  welchen  sie  lauten 
oder  jedem  Inhaber ,  für  die  benannte  Summe  verpflUidet  sind. 
Siebe  oben  §  200  in  f. 

V.  Kslieoborn,  Seereebt  IL  2D 
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in  Bezug  auf  diese  die  Theone  wie  die  Praxis  sehr  sdiwankend 
sind.    Freilich  iSsst  sich  auf  der  andern  Seite  aas  Gründen  der 
Zweckmässigkeit  fDr  die  gegentheih'ge  Meinung  sehr  viel 
sagen.    Denn  1)  wird  dadurch  jeder  Kapitalist  leichter  zur  Hin- 
gabe Ton  Summen  auf  Bodmerei  sich  entschKessen ,  da  ja  jeder 
Bodmereibrief  an  sich  als  eine  Art  Papiergeld  selbst  erschiene; 
und  das   würde  jedenfalls  dem  Seeverkehre  heilsam  sein.    2) 
Dies  würde  namentlich  den  Bodmereinehmer  zu  Gute  kommen, 
da  dadurch  die  Hohe  der  Bodmereiprimie  sich  eher  yermindeni 
als  erhohen  werde»  falls  der  Bodmerist  seinen  Brief  auf  so  leichte 
Weise  wie  einen  Wechsel  verwerthen  könnte.    3)  Dies  w&rde 
auch  dem  Bodmereinehmer  nicht  anderweitig  schaden ,   derselbe 
wQrde  allerdings   gegenüber  dem  Indossaten  gewisse  Einreden 
verlieren ,   die  er  dem  CessionSr  entgegenstellen  könnte;   doch 
ist  dies  unbedeutend.    Bei  dem  Bodmereibrief  kommt  es  so  gnt 
als  gar  nicht  auf  die  Person  des  Gläubigers  an.    Jeder  Gllu- 
biger  kann   sich    aber  nur  an   die  verbodmete    Sache  halten. 
(Siehe  n.  III  dieses  §•)  Die  Einrede  aber,  aus  der  Lex  Anasta- 
siana,  wird  selbst  gegenüber  dem  Cessionar  bei  einer  Bodmerei- 
forderung  Überall  nicht  zu  gestatten  sein,    da  in  jeder  Bödme- 
reiforderung   überhaupt   eine   unsichere,     gewagte    Speculatioo 
liegt,   auf  welche  sicfti  die  für  den  gewöhnlichen  Verkehr  be- 
rechneten Bestimmongen  jener  Lex  nicht  anwenden  lassen,  die 
ja  im  Grosshandelsverkehre  überhaupt  kaum  respectirt  wird  **). 
lU.    Der  sogenannte   Seewechsel   oder  Bodmereibrief  wird 
zwar  durch  das  Stellen  an  Ordre  und  Indossiren  nicht  zu  einem 
wahren  Wechsel  und  kann  man   nicht  unbedingt  die  Vernich- 
tung aller  Einreden   behaupten.    Doch  jedenfalls  können  trotz 
des  an  Ordre  Stollens  oder  Indossirens  nur  diejenigen  Ein- 
reden,  welche   aus  dem    Wesen   des   Bodmereicon- 
tracts  sich  nothwendig  ergeben,  gegen  den  dritten  Inha- 
ber ebenso  wie  gegen  den  ursprünglichen  Bodmereigeber  opponirt 
werden.    Dagegen  müssen  dadurch  alle  anderen  selbstständigen 
Einreden,  welche  nicht  aus  der  Eigenthümlichkeit  des  Bodme- 
rei Verhältnisses  entspringen^  gegenüber  dem  dritten  Inhaber  als 
erloschen  angesehen  werden,  falls  sie  auch  gegen  deo  ursprüng- 
lichen Geber  das  Recht  auf  Zahlung  sistirt  oder  gemindert  oder 


68.   Pohls  l  c.  ^erlangt  allemal  das  Stellen:  an  Ordre. 
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aalisebobeD  htttlen  **).  Es  liegt  darin  allerdings  ein  starkes 
Recht  des  GIftubigers.  Doch  möchte  ich,  aus  Gründen  der 
Billigkeit  gerade  gegen  den  Bodmereigläubiger,  diesem  das«- 
aelbe  nicht  bloss  dann  einsamen,  wenn  der  Scholdner  durch 
den  Beisatz:  an  Ordre,  gleidisam  lu  Gunsten  des  Giftubigers 
auf  jene  Einrede  Terzichtet  hat;  sondern  allgemein,  da  bei  der 
Bodmerei  der  Gläubiger  an  sich  am  ungünstigsten  gestellt  Ist, 
indem  er  die  Gefahr  des  Kapitals  allein  trigt. 

IV.  Die  formellen  Erfordernisse,  wie  sie  bei  Wechseln  na- 
mentlich in  prozessualischer  Beziehung  nothwendig  sind,  müssen 
auch  bei  dem  Seewechsef  erfüllt  werden,  wenn  er  wechselahn* 
liche  Wirkungen  haben  soll.  Das  Indossement  muss  das  Be- 
kenntoiss  der  empfangenen  Valuta  enthalten.  Die  üblichen  Pro~ 
teste  müssen  Innerhalb  der  gesetzlichen  oder  usuellen  Fristen 
und  mit  den  besonders  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  erhoben 
werden  '®).  Ist  nun  das  Bodmereidarlehen  auf  eine  bestimmte 
Zelt  von  Monaten  oder  Tagen  gemacht,  oder  zu  einer  gewissen 
Zeit  zurückzuzahlen:  so  muss  der  Inhaber  des  Bodmereibriefes 
die  Zahlung  zur  angegebenen  Zeit  fordern  und  muss  im  Nicht- 
zahhingsfolle  nun  protestiren  unter  Innebaltung  der  wechsel- 
massigen Fristen  und  Formen.  Ist  aber  der  Zeitpunkt  der 
Rückzahlung  unbestimmt,  ist  also  namentlich  die  Bodmerei  für 
eine  Reise  überhaupt  geschlossen  oder  bis  auf  die  Zeit  der  Er- 
reichung einer  gewissen  Höhe  auf  der  See:  so  kann  füglich  der 
Inhaber  das  betreffende  Schlussereigniss  im  Augenblicke  wo  es 
aUtt  hatv  nicht  wissen,  um  sofort  Zahlung  zu  fordern  oder  zu 
protestiren.  Es  genügt  hier,  wenn  er  nur  sofort  es  thut,  sobald 
er  benachrichtigt  ist 


69.  Weiter  gehen:  Caaaregii  1.  c  diK.  55.  BaldaaieroDi  1.  e»  üb.  VIIL 
n.  5.  p.  134.  Emerigon  1.  c  p.  524.  Boiikj-Paty  1.  c.  p.  09. 
Unsere  Aniicht  ist  Pohls  1.  c.  849.  850 

70.  Casaregis  I.  c.  Boulay-Paty  1.  c.  p.  99.  101.  Pardessens  n.  899. 
Anderer  Meinung  ist  zum  Theil  Pohls  1.  c.  851.  Freilich  bin  auch 
ieh  der  Meinung,  dass  Unterlassung  dieser  Formen,  VersSumung 
dieseik  Fristen  den  Anspruch  des  Inhabers  nicht  ganz  aufhebt,  son- 
dern nur  ihm  die  wechselmSssigen  VortheUe  entzieht.  Doch  darf 
man  die  Beobachtung  dieser  Formen  mit  Recht  als  ein  Ent- 
geld  verlangen  fUr  die  ungemein  leicbte,  formlose  Uebertragung 
des  Bodmereibriefes  durch  Indosaenente. 

20* 
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V.  Mag  nan  aber  der  Bodmereibrief  durch  Ceasion  oder 
durch  Indoasenent  und  zwar  tituio  oneroso  oder  gratuito  gläöh- 
viel,  übertragen  seio,  so  haftet  doch  in  allen  Fallen  der  Vor* 
mann  dem  späteren  Gläubiger  nur  fOr  die  Verität,  nicht  für 
die  Realisirung  der  Bodmereiforderung,  es  sei  denn,  dast  das 
Gegentheil  ausdrücklich  bedungen  wäre.  Es  findet  also  im  All- 
gemeinen kein  Regress  statt  '*). 

Im  Fall  des  zufälligen  Untei^anges  oder  der  Versdiledite- 
rung  des  Bodmereiobjectes  durch  Seegefahr,  unter  den  Werth 
der  Bodmereisumme  nebst  Prämie,  versteht  sich  das  Nichtstattr 
finden  des  Regresses  von  selbst.  Die  Bodmereiforderung  fundirt 
ja  auf  der  Voraussetzung  der  behaltenen  Ankunft  und  es  liiesse 
das  Wesen  der  Bodmerei  über  den  Haufen  werfen,  wollte  man 
in  solchem  Falle  dem  späteren  Gläubiger  einen  Regress  gegen 
seinen  Vormann  zur  Rückzahlung  gestatten.  Wer  in  eine  Bod- 
mereiforderung eintritt,  kann  füglich  nur  mit  einem  eventuellen 
Rechte  zur  Geltendmachung  des  Anspruchs  im  Falle  glücklicher 
Ankunft  als  Gläubiger  von  Anfang  an  eingetreten  sein,  denn  er 
muss  wie  die  Rechte  so  die  Lasten  der  Bodmerei  mit  übernehmen. 

Aber  auch  wenn  der  verbodmete  Gegenstand  durch  eine, 
den  Geber  an  sich  nicht  treffende  Gefahr  untergegangen  ist,  so 
kann  sich  der  spätere  Gläubiger  nur  an  den  wirklichen  Schuld- 
ner und  dessen  anderweitiges  Vermögen  ausser  dem  verbodme- 
ten Objccte  halten,  und  hat  keinen  Regress  gegen  den  über- 
tragenden Gläubiger,  falls  auch  jener  Schuldner  insolvent  sein 
sollte.  Denn  der  allgemeine  Grundsatz,  dass  bei  Cessioneu  nur 
für  die  Verität  der  Forderung  einzustehen  sei,  muss  uro  so 
mehr  bei  Bodmerei  gelten ,  bei  welcher  ja  an  sich  die  einschla- 
genden Forderungen  einem  ganz  ausserordentlichen  Risico  aas- 
gesetzt sind.  Und  selbst  die  Uebertragnng  des  Bodmereibriefes 
durch  Indossemente  sollte  füglich  nicht  die  Wirkung  haben, 
diesen  Satz  umzustossen.  Die  Analogie  des  Wechsels  darf  nidit 
soweit  auf  diesem  sogenannten  Seewechsel  ausgedehnt  werden. 
Der  aleatorische  Charakter  des  Bodmereigeschäftes  scheint  solcher 
Ausdehnung  der  Analogie  entgegen  zu  stehen.  Es  ist  überhaupt 
in  der  Wechsel  massigen  Uebertragung  des  Bodmereibriefes  nar 
eine  Erleichterung  des  Verkehres  mit  diesen  Papieren  zu  suchen, 


71.    Pttbli  1.  c.  iit  unserer  Aniieiit. 
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Biebl  anztmehnien,  dass  dadurch  eine  besondere  strenge  Ver« 
bafkug  der  einzeioen  spateren  and  früheren  Glaubiger  nach  den 
GrondsMzen  der  eigenih'chen  Wechsel  eintreten  solle. 

DafOr  spricht  sich  denn  auch  das  Ho II.  Handelsgesetzbuch 
Art  573  aus:  ,4n  diesem  Falle  (nämlich  der  Debertragung  durch 
^Indosseraent)  tritt  der  Indossat  in  die  Stelle  des  Indossanten, 
yysowohl  fOr  den  Nutzen  als  für  den  Schaden,  ohne  dass  der 
»^Indossant  zu  einer  ferneren  oder  anderen  VerbCir- 
„gung  gehalten  ist,  als  zu  der  des  Daseins  der  Bod* 
merei""). 

Doch  hat  hin  und  wieder,  wie  z.  B.  in  Italien,  und  früher 
in  Frankreich  der  Gebrauch,  ja  im  letzteren  Lande  durch 
Code  de  com.  Art  313.  314.^  sogar  das  Gesetz  den  Regress 
eingeführt  '*);  indessen  hat  doch  Art  314  die  ausdrückliehe 
Limitation:  la  garantie  de  payement  ne  s*^tend  pas  au  profit 
OMritime^  a  moins  que  le  contraire  n*ait  ^t^  express^ment  stipuM, 
so  dass  also  der  Indossat  nur  zu  fordern  berechtigt  ist: 
das  Kapital  mit  dem  gewöhnlichen  Zins  von  demselben 
(und  zwar  nach  Pardessus  I.  c  nur  vom  Tage  des  Pro- 
testes an  gerechnet),  sowie  die  legitimen  Spesen  nebst  deren 
Zinsen,  endlich  den  Coursverlust  Freilich  scheint  diese  Be« 
cliränkung  des  franz.  Rechts  falsch  zu  sein  **).  Vielmehr 
wo  einmal  der  Regress,  gleichviel  ob  durch  Vertrag  oder  Gesetz, 
geübt  werden  darf,  da  muss  er  sich  auf  die  ganze  Bodmerei- 
summe  und  die  Prttmie  erstrecken.  Die  französischen  Gesetz- 
geber haben  selbst  Emerigons  schon  bestrittene  Behauptung, 
dass   das  Indossement  keine  Garantie   enthalte,    die  übrigens 


72.  Auch  dm  Span.  Handelsgeaettbuch  Art.  815  darf  man  in  dietem 
Sfaine  erklaren:  die  Bödmereibriefe  dOrfen,  wenn  an  Ordre  gestellt, 
dnreh  Indouirang  cedlrt  und  venegocirt  werden;  dem  Cesdonir 
werden  sodann  durch  das  Indonement  alle  Rechte  und  alles 
Riaico  des  Bodmereigebers  Übertragen.  In  dem:  „alles  Risico'' 
des  Bodmereigebers  liegt  aber  füglich  audi  die  Insolvenz  des 
Schuldners.  — 

73.  Vergl.  wegen  Italien  Casaregis  discursus  legal,  n.  55.  BaldasMroni 
L  c.  n.  5.  ^iantanida  1.  c  p.  337.  n.  119.  Wegen  Frankreich 
Emerigon  1.  c.  Boulaj-Patj  1.  e.  Pardessus  L  c. 

74.  Obgleich  dieser  firanz.  Ansicht  auch  Piantanida  ist,  der  aber  den 
Code  nidit  erwihnt. 
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richtig  ist ,   aber  sur  AuAebung  alles  Regresses  hatte  flahrea 
soileiiy  verworfen  '0.    Der  Grund:  der  Indossant  kOnne  nor  Rkr 
das  Kapital  garant  sein,  ist  unhaltbar.    Ist  er  einmal  Garant,  so 
muss  er  es  fQr  das  Ganze  sein,  also  einschliesslich  der  Prämie. 
Dass  er  dem  Regress>  fQr  eine  PiHmie  ausgesetzt  werde,  die  er 
selbst   scheinbarlich   nie   erhalten  hat,    ist  eben   nar  eia 
Schein,  denn  in  der  ihm  von  dem  Indossaten  für  den  Bödmend- 
brief  gezahlten  Summe   war   füglich  der  Preis    1)  des  Kapitals 
und  2)  der  Prämie  mitenthalten  und  jene  wurde  gerade  durch 
Beides  (natürlich  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  eigenthüm- 
liehe  concreto  Gefahr)  festgestellt.  Da  also  der  Indossant  seinem 
Käufer  die  Bodmereiforderung  ganz  übertrug,  so  übernahm  sie 
dieser  selbstredend  in  der  Absicht,  Kapital  und  Prämie  einzu- 
cassireo.    Giebt  der  Käufer  weniger   für  den  Bodmereibrief  als 
die  Summe  von  dessen  Kapital  und  Prämie  zusammen,  so  ist 
das  in  der  Billigkeit  voUkomraen  begründet ,  denn  der  Käufer 
übernimmt  ja  fbr  die  ganze  nomineTIe  Summe  erst  noch  die  lau- 
fende Gefahr  ganz  oder  theil weise  '*). 

Will  übrigens  der  Inhaber  des  Bodoiereibriefes  einen  Re- 
greas  nehmen,  so  muss  er  sieh  überall  den  Beweis  sichern,  dass 
er  die  Bezahlung  vergeblich  nachgesucht  habe.  Zu  dem  Behufe 
sind  denn  namenUich  hier  die  betreffenden  Proteste  nothwendig. 
Siehe  n.IV.  dieses  $. 

Endlich  wo  einmal  der  Regress  gegen  den  Bodmereigeber 
statt  hat,  da  muss  man  ihn  conaequent  gegen  alle  Indossatare 
zugestehen ,  wenn  der  Bodmereibrief  durch  mehrere  Hände  ge- 
gangen ist    P6hb  L  c  852. 

VI.  Es  schadet  der  Rechtsbeständigkeit  des  vom  Schiffer 
entweder  auf  das  Schiff  oder  Gut  oder  Beides  abgeschlossenen 
Bodmereicontractes  durchaus  nicht,  wenn  er  nachträglich  durch 
üebertragung  in  die  Hände  des  Ladungsempfängers  oder  Be- 
frachters kommt    Denn  falls  diese  Personen  auch  Eigenthümer 


75.  Siehe  expot^  des  motifs  zu  Livre  II  tit  1.  9.  10.  conf.  Emeriios 
L  c.  p.  5ii6.    Obuervations  de  la  cour  d'appel  de  Rhennes  I  p.  347. 

76.  Vergl.  besonders  Pohls  1.  c.  S.  851.  —  Die  oben  im  Texte  ■]lg^ 
fochtenen  Qifinde  trug  dem  franz.  gesetsgebenden  Körper  in 
der  Sitzung  ▼.  8.  Sept  1807  der  SUatsrath  Corretto  vor.  Sithe 
Expose  des  moti£i  1.  c.  und  BouUy-Paty  1.  c.  Angefochten  ist  du 
franz.  Princip  bereits  ron  Delrincourt,  institntes  II.  p.  SÜ 
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des  Bodmerciobjecies  sein  sollten,  so  muss  man  doch  nicht  von 
einer  confusio  jurium  sprechen.  Es  werden  ja  durch  den  Bod- 
mereibrief dem  Inhaber  dinglich -persönliche  Rechte  gegeben, 
und  namentlich  auch  gewisse  Ansprüche  gegen  die  Vormänner 
als  Inhaber  und  gegen  den  contrabirenden  Schifier.  Die  Frage 
wird  aber  hauptsachlich  dadurch  wichtig,  dass  nun  auch  ein 
solcher  Inhaber  das  Recht  haben  muss,  den  Bodmereibrief  weiter 
zu  i]i>ertragen.  —  Auch  ist  nicht  abzusehen,  warum  nicht  der 
Kapitain  nachträglich  rechtsbeständiger  Inhaber  eines  Bodmerei- 
briefes werden  dürfe;  Abbott  L  c.  n.  16.  S.  136  setzt  voraus, 
dass  ein  solcher  Kapitain  zuvor  aus  den  Diensten  seines  Rhe- 
ders  getreten  sei:  was  mir  aber  nicht  einmal  nothwendig  scheint 
Siebe  oben  %  199.  in  f.  Ebenso  der  Agent  des  Rheders  und 
resp.  des  Befrachters.  Auch  wird  derselbe,  sowie  auch  der  Be- 
frachter oder  Ladungsempfänger  selbst  anfänglich  Bodmerei  auf 
das  Schiff  dem  Rheder  oder  Schiffer  geben  dürfen;  Abbott  1.  c. 
verlangt  aber  in  Bezug  auf  den  Agenten,  dass  derselbe  sich  mit  eini- 
gem Grunde  weigern  konnte,  auf  blossen  Credit  Vorschüsse 
zu  leisten,  was  ich  aber  nicht  als  eine  nothwendige  Bedingung 
für  die  Rechtsbeständigkeit  einer  solchen  Bodmerei  ansehen  kann. 
Auch  Kent  I.  c,  S.  172  scheint  unserer  Meinung  zu  sein;  nur 
verlangt  er,  dass  um  Betrug  zu  vermeiden,  bei  solcher  Bodme- 
reigabe  des  RhederbevoUmächtigten  in  jedem  Falle  eine  beson- 
ders strenge  Untersuchung  über  die  Noth wendigkeit  der  Bod- 
merei gemacht  werde.  Dagegen  stimme  ich  Abbott  I.  c.  bei, 
wenn  er  verlangt,  dass  ein  solcher  Agent  keine  Gelder  von  dem 
Rheder  (oder  resp.  Befrachter  bei  Verbodmung  des  Gutes)  in 
den  Händen  haben  durfte,  als  er  mit  dem  Schiffer  die  Bod- 
merei schloss. 


S  207.    ErfülIoDg  des  Bodmereioontractes  '')• 

I.  Ist  der  verbodmete  Gegenstand  nicht  durch  eine,  den 
Bodmereigeber  treffende  Gefahr  untergegangen,  so  ist  der  Neh- 
mer verbunden,  das  aufgenommene  Kapital  mit  der  Prämie  zu 


77*  Vergl.  besonders  Pfthlt  l  e.  S.  852  C,  dem  wir  hkr  m  einigen 
Nusunein  glnalich  folgen  konnten.  Siehe  übiigena  ainaohlagende 
BcmcrkuDgeB  bereits  ^  197,  201,  203,  204  und  205. 
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bezahlen.  Dagegen  wird  der  Nehmer  durch  den  gänzlichen  Un- 
tergang jenes  Objects  von  seiner  Verbindlichkeit,  gänzlich,  durch 
einem  theilweisen  aber  nur  nach  Verhaltniss  frei. 

Im  Fall  des   totalen  Unterganges  des  Bodroereiobjectes  in 
Folge  der  von  dem  Geber  Qbernommenen  Gefahren,  kann  Qber- 
haupt  nicht  mehr  von  einer  Erfüllung  der  Bodmereiforderung 
die  Rede  sein,  und  es  kann  demnach  auch  keine  Bodmereikiage 
existiren.  Dagegen  glaube  ich,  dass  dem  Geber  sowohl  im  Falle 
der  völlig  glQcklichen  Ankunft  als  auch  der  blossen  Verschlech- 
terung  des  verbodmeten  Gegenstandes  die  Bodmereikiage  zu- 
steht '*)   und  zwar  im  ersteren  Falle  in  Bezug  auf  die  ganze 
Bodmereischuld,  im  letzteren  Falle  von  Anfang  an  nur  so  weit, 
als  der  Gegenstand  im  verschlechterten  Zustande  reicht.  Freilich 
kann  sich  in  beiden  Fallen,   wenn  nur  keine  Verschuldung  des 
Nehmers  vorliegt,   der  Geber  immer  nur  an  den  verbodmeten 
Gegenstand  selbst  zum  Behufe  der  Realisirung  seiner  Bodmerei- 
forderung  halten ,   und  in  beiden  Fallen  hat ,   unter  derselben 
Voraussetzung,  der  Nehmer  das  Recht,  sich  durch  Abandonni- 
rung  des  Gegenstandes  (sammt  dessen  Zubehör)  von  aller  wei- 
teren Verbindlichkeit  freizumachen,  (n.  VIII.  dieses  $.)  Aber  ich 
sehe  keinen  genügenden  Grund,  um  im  Falle  der  nichtbchaltenen 
Ankunft  des  Bodmereiobjectes  dem  Geber  die  Bodmereikiage  so- 
fort abzusprechen ,  und  ihm  etwa  nur  ein  Vindicationsrecbt  an 
den   verbodmeten   Gegenstanden   zuzusprechen.    Die  glQckliche 
Aukutift  des  Gegenstandes  ist  nur  Bedingung  f&r  die  Forderung 
der  ganzen  Bodmereischuld^  nicht  für  die  Existenz  einer  Bod- 
mereiforderung  überhaupt.    Ist  jene  Bedingung  nicht  erfüllt,  so 
reducirt  sich  nur  im  Verh^ltniss  der  etwa  unter  den  Werth  der 
Bodmereisumme    erfolgten   Verschlechterung    des   Objectes  die 
Grösse  der  Bodmereiforderung. 

Ein  Bodmereiobject  soll  zum  Beispiel  10,000  Thaler  weHh 
gewesen  sein.  2000  Thlr.  beträgt  die  Bodmereisumme.  Die 
Werthsrainderung  des  Objects  ist  abgeschätzt  auf  7000  llialer 
und  diese  wftre  gewiss  schon  als  sehr  bedeutend  zu  bezeichnen. 


78.  Im  Falle  des  partiellen  Schadens  schlieaaen  die  Klage  gegen  des 
Nehmer  Viele  ganzlich  aus,  namentlich  Fremerj  I.  c.  279.  Brei* 
soles  in  der  revue  de  legislation,  Paris  1841.  p.  338.  Mitter- 
maier  1.  c.  $  3\dk 
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3000  Thir.  Werth  sind  nun  noch  Qbrig  zur  Deckung  der  Bod- 
mereiforderung,  abgesehen  von  etwanigen  HaTariegrossebeilrdgen, 
yon  Bergungskosten  etc.  Es  ist  nicht  abzusehen,  warum  hier 
die  ßodmereiklage,  die  sich  fOgh'ch  Tollkommen  hier  realisiren 
l&sst,  nicht  angestellt  werden  dürfte.  Und  bin  ich  der  Meinung, 
dass  selbst  die  Bodmereiprilmie  aliemal  mitgefordert  werden 
dOrfe,  selbst  wenn  der  Gegenstand  verschlechtert  ankommt,  falls 
derselbe  nur  noch  dazu  hinreicht  und  falls  nicht  das  Gegentheii 
verabredet  ist.  Die  Pr&mie  ist  Entgeld  f&r  die  Möglichkeit,  dass 
die  Bodmereischuld  vöHig  vernichtet  werde  während  des  Laufes 
der  Gefahr,  und  die  Bedingung  für  deren  Verdienst  ist  nicht, 
dass  der  Gegenstand  ganz  behalten  ankomme;  ja  eine  solche 
Bedingung  wäre  geeignet,  den  Bodmereivertrag  und  seine  ErfQK 
lung  völlig  In  die  Willkübr  des  Nehmers  zu  setzen  und  geradezu 
Hlusorisch  zu  machen.  Eine  scheinbar  zuhllige,  geringe  Ver- 
schlechterung des  Objects  Idsst  sich,  bei  bösem  Willen  des 
Nehmers  oder  seines  Helfershelfers ,  leicht  herbeiführen ,  und 
consequent  würde  dann  allemal  die  Bodmereiklage  ausfallen  und 
die  Prämie  verloren  gehen.  Bei  grösserer  Verschlechterung  wird 
die  Klage  pro  Parte  angestellt  oder  doch  nur  pro  Parte  realisirt. 

Ebenso  verwerflich  ist  aber  die  selbst  noch  von'Tard^sus 
I.e.  und  anderen  Franzosen  festgehaltene  Ansicht,  dass  falls  der 
Gegenstand  nur  am  Bestimmungsorte  ankommt,  immer  die  ganze 
Bodmereischuld  zu  zahlen  sei,  denn  das  würde  consequent  zu 
der  Absurdität  fahren,  dass  bei  10,000  Thlr.  Bodmereischuld  und 
bei  einem  im  verschlechterten  Zustande  der  Ankunft  vorhan- 
<^nen  Werth  des  Bodmereiobjects  von  bloss  5000  Thlr.  der 
Nehmer  persönlich  zahlen  mOsste,  was  allerdings  besonders  dltere 
Autoren  behauptet  haben,  was  aber  gegen  die  ganze  Natur  der 
Bodmerei  ist.  Siehe  %  204  n.  XL  und  XIII.  Durch  das  Postulat 
(des  Pardessen  I.  c),  dass  der  Geber  den  Nehmer  wegen  der 
Havarien  zu  entschädigen  habe,  wird  diesem  principiellen  Mangel 
nicht  abgeholfen.  Siehe  $  204  n.  XI.  und  XIII.  Der  Mittelweg 
Ist  hier  der  richtige;  er  läuft  zwischen  jenen  beiden  anderen 
Ansichten,  die  als  Extreme  erscheinen. 

Die  Bodmereiklage  ist  eine  dinglich-persönliche  Klage.  Gegen 
den  Nehmer  kann  der  Geber  sie  unbedingt  anstellen,  und  zwar 
auch  wenn  durch  die  Schuld  von  jenem  die  Verschlechterung 
herbeigeführt  ist,  denn  der  letztere  war  nach  dem  Bodmerei- 
contracte  selbst  gebalten,  dergleichen  schuldbares  Benehmen  zu 
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unterlassen.  Auch  wenn  der  Nebmer  widerreobüich  die  Sache 
zurückhält,  so  genügt  die  Bodmereiklage  zur  Verfolgung.  Waram 
also  zu  anderen  Klagen  recurriren.  Ferner»  wenn  ein  Dritter 
das  Bodmereiobject  verschlechterte  oder  zurückhält  etc.»  'so  kano 
der  Bodmerist  zwar  nicht  direct  die  Bodmereiklage  gegen  diesen 
anstellen»  der  ja  mit  ihm  nicht  contrahirte;  aber  kraft  seines 
gerade  erst  durch  die  Bodmerei  erlangten  dinglichen  Rechts  an 
der  Sache»  kann  er  unmittelbar  auch  gegen  diesen  auftreten 
und  vollen  Ersatz  wegen  der  Verschlechterung  oder  Herausgabe 
der  Sache  etc.  nach  den  Umstanden  verlangen. 

Bei  unserer  Auffassung  der  Sache  kommt  e&  auch  nicht 
darauf  an»  minutiös  zu  bestimmen»  ob  ein  gänzlicher  Untergang 
oder  bloss  eine  Havarie  von  Schiff  oder  Gut  vorliege:  worüber 
man  sich  sonst  wohl,  wegen  der  verschiedenen  Wirkungen  bei 
Festhaltung  der  eben  bekämpften  Ansichten,  gestritten  hat  und 
worauf  man  auch  noch  in  England  zu  halten  scheint  Vergl. 
Abbott  1.  c.  n.  13.  S.  133.    Johson  v.  Greaves,  2  Taunt.  rep.344. 

Debrigens  von  dem  Augenblicke  an»  wo  die  Bodmereiobjecte 
durch  oder  doch  in  Folge  von  Seegefahr  in  eine»  auch  beim  Ab- 
scbluss  des  Bodmereicontractes  nicht  vorhergesehene  Lage  gera- 
then »  also  namentlich  auf  dem  Festlande  gelagert »  auf  andere 
Fahrzeuge  verpackt  und  transportirt  werden  etc.,  trikgt  der  Geber 
auch  hier  alle  Gefahr  und  vermindert  sich  der  Werth  der  Oh- 
jecte  einzig  zu  seinem  Nachtheile. 

Bndlich  stehe  ich  keinen  Augenblick  an»  zu  behaupten»  dass 
der  Nehmer  in  jedem  Falle  des  partiellen  Verlustes  alle  An- 
sprüche des  Gebers,  auf  die  Obijecte  der  Verbodmung  aufheben 
und  sich  gegen  dessen  Bodmereiklage  schützen  könne,  wenn  4r 
nur  die  Bodmereischuld  sofort  bezahlt  Bezahlt  er  nun  unbe- 
dingt die  ganze  Bodmereisumme  sammt  Pr&mie»  so  möchte  wohl 
Niemand  an  dieser  Befugniss  des  Nehmers  zweifeln.  Indessen 
ich  halte  ihn  zu  dieser  Wahl  auch  schon  dann  befugt»  wenn  er 
den»  durch  Sachverstandige  ermittelten  Werth  (nach  Abiug  aller 
Kasten  etc.)  des  Bodmereiobjectes  sofort  zahlt»  indem  mir  sein 
Eigenthumsrecht,  auch  hier  wo  wegen  der  eingetretenen  See- 
gefahr die  Bodmereischuld  zu  seinem  Gunsten  vermindert  wor- 
den ist»  immer  noch  selbst  gegenüber  dem  Pfandrecht  dei 
Bodmeristen  so  stark  zu  sein  scheint»  dass  er  durch  Befrie- 
digung der  nach  Bodmereirecht  dem  Glaubiger  noch  einzig  schul- 
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tiigeo  Summe  sich  dasselbe  erhallen  dOrfe  '*).  Siehe  n«  VIII. 
dieses  Paragraphen. 

Wird  in  England  nach  Aqknnft  des  Schiffes  die  Summe  zur 
gehörigen  Zeit  bezahlt,  so  gehört  die  Sache  vor  das  Admirali- 
Ulsgericht  Dort  muss  der  Darleiher  oder  sein  Agent  mit  den 
Instromenten  und  einer  Darlegung  der  Factaren  aHftreten  und 
Beschlag  des  Schiffes^  etc.  Terlangeo.  Es  werden  dazu  alle  In- 
teressenten vor  Gericht  geladen.  Sollte  nun  der  Verkauf  noth»^ 
wendig  erscheinen«  so  decretirt  ihn  das  Gericht  unter  Leitwig 
▼on  seinen  eigenen  Gommiasarieo  und  vertheilt  den  Belauf  unter 
die  Interessenten.  Dies  ist  denn  auch  in  anderen  Landern  das 
gewöhnliche  Verfahren.  Gf.  Abbott  I.  c.  n.  19.  S.  141. 

II.  Nach  S  194  sub  7  steht  fest,  dass  der  Nehraer  den  Be^ 
weis  des  Unterganges  fQhren,  namentUch  das  Factum  der  gerade 
den  Geber  treffenden,  den  Verlust  herbeit&hrendeo  Gefahr  dar- 
thun.  Sind  Waaren  Gegenstand  der  Verbodmung,  so  ist  hier 
bereits  das  Factum  der  wirklichen  Verladung  zu  der  Reise  und 
in  das  Schiff  des  Bodmereicontractes  von  dem  Nehmer  zu  be- 
weisen.  Span.  Handelsgesetzbuch  Art.  831.  Kann  der  Nehmer 
letzteres  gar  nicht  oder  kann  er  nur  beweisen,  dass  ein  gerln-^ 
gerer  Theil  verladen  war,  so  ist  die  Bodmerei  im  ersteren  FaHe 
ganz,  im  anderen  bis  zum  Betairfder  erwiesenen  EinladiiDg  im^ 
gültig;  und  es  muss  mithin  der  Nehraer  trotz  des  behaupteten 
Unterganges  des  Objectes  das  Kapital  oder  respective  den  Theil 
desselben,  der  auf  das  Quantum  koosrnt,  fUr  dessen  Verladung 
der  Beweis  nicht  geführt  ist,  beaahlen.  Dabei  sind  aber,  soweit 
nicht  das  Bestehen  der  Gefahr  für  das  Ganze  oder  einen  Theil 
klar  ist,  nur  gewöhnliche  Zinseif,  nicht  die  Prao^ie  zu  entrichlen; 
bei  einer  theilweisen  Aussefzung  der  Gefahr  ist  dann  die  Primie 


79.  Ich  halte  demnach  die  deaafalaigen  Bestimmungen  des  Preiua.  Alf. 
L.  R.  n.  8.  $  2427,  wonach  der  Nehmer  die  Wahl  hat,  die  Bod- 
mereitchuld  zu  bezahlen  oder  den  Gegenstand  zu  abandoDDiren, 
weder  fUr  unpraktisch  noch  unzweckmftasig  noch  ungerecht,  waa 
Benecke,  System  IV.  489  und  Mittermaier  L  c.  §  313  thun.  Doch 
ist  das  Gesetz  in  Betracht  der  zu  zahlenden  Summe  leicht  misszu- 
verstehen,  indem  man  dasselbe  auch  so  interpretiren  kann  als  ob 
der  Nehmer  hier  allemal  die  gante  anfängliche  Bahuld  an 
bezahlen  habe. 
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BUr  pro  rata  zu  zahlen.    Die  Berechnung  hat  hier  nicht  selten 
Schwierigkeiten. 

III.  Ist  die  Waare  zwar  ve^aden,  aber  hat  sie  nicht  den 
Werih»  für  welchen  sie  verbodmet  ist,  so  muss  man  zuerst  un- 
tersuchen, welche  Folge  das  Gesetz  an  solche  Verbodmung 
knOpft.  Im  Allgemeinen  ist  hier  aber,  auf  Grund  der  Bd.  II. 
S  197  sub  V.  gegebenen  Erörterungen,  festzuhalten,  dass  hier 
nur  bis  zum  Belauf  des  Werthes  des  verbodmeten  Gegenstandes 
von  Bodmerei  die  Rede  sei,  dass  der  Ueberschuss  der  vorge- 
streckten Summe  im  jeden  Falle  nebst  den  gesetzlichen  Zinsen  ete. 
zurückzuzahlen  sei,  dass  aber  auch  die  Priimte  im  Verhaltniss 
sich  vermindere  ••). 

IV.  Der  Geldnehmer  muss,  im  Fall  dem  verbodmeten  Schifle 
oder  Gut  irgend  ein  Unfall  zustOsst  oder  es  genommen  wird, 
sobald  er  sotehes  erfilhrt,  dem  Geldgeber  Mittheilung  machen. 
Holl.  Handelsgesetzbuch  Art.  500.  Auch  glaube  ich«  dass  er  sich 
schon  dadurch  von  aller  weiteren  Bodmereiverbindlichkeit  gegen 
den  Geber  freimachen  kOnne,  wenn  er  nun  diesem  den  Abandon 
erkllrt  Siebe  n.  VIII.  Doch  wird  er  sich  durch  die  Erklärung 
des  Abandon  von  folgender  Pflicht  nicht  befreien  können.  Es 
ist  der  Schiffer  und  wie  sich  von  selbst  versteht  der  Geldnehmer, 
wenn  er  sich  bei  dem  verpfändeten  Gegenstande  befindet,  allen 
•Fleiss  anzuwenden  verpflichtet,  um  denselben,  natOrlich  auf 
Kosten  des  Gegenstandes  selbst,  zu  retten.  Sind  dabei  der 
Schiffer  oder  Nehmer  saumig,  so  steht  dem  Geber  ein  Ansprueh 
auf  besondere  Entschädigung  zu  (Holl.  Recht  1.  c),  doch  gewiss 
nidit  eine  Forderung  auf  die  ganze  Bodmereisumme ,  sondern 
nur  im  Verhaltniss  der  durch  }ene^  Nachlässigkeit  entstandenen 
weiteren  Versdilechterung  des  verbodmeten  Gegenstandes.  Der 
Bodmerist  hat  überhaupt  nur  einen  Anspruch  auf  Schiff  und 
Gut  oder  resp.  deren  Trümmer  und  Deberreste.  Desshalb  steht 
ihm  aber  eine  Klage  auf  Herausgabe  gegen  den  Depositar  der 
Trümmer  so  wie  gegen  den  zu,  der  etwa  den  Erlös  davon  erho- 
ben hat. 

V.  Für  welche  Verluste  des  verbodmeten  Gegenstandes  der 
Geber  und  sein  Kapital   nicht  haften  und  in  welchen  Fallen 


80.  Siahe  $  197  sab  V.  PChls  1.  c.  iasit,  wenn  nur  ein  Riaco  aCattge- 
fanden,  immer  die  ganze  Mnue  zahlen. 
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lieuiBach  trotz  des  Unterganges  das  Kapital  zu  restitoireD,  ist 
bereits  SS  202  und  204  erörtert. 

VI.  Der  Beweis  der  Verladung  der  Waaren,  so  wie  der- 
jenige ,  dass  der  verbodmete  Cregenstand  wirklich  der  Gefahr 
ausgesetzt  worden,  endlich  der  Beweis  des  Unterganges  oder 
resp.  der  Verschlechterung  durch  die  übernommene  GeMir, 
wird  durch  die  gewöhnlichen  Beweismittel  geführt,  also  durch 
die  üblichen  Ladnngspapiere,  Verklarungen  etc. 

VII.  Schiff  und  Fracht,  sowie,  falls  dieselbe  verbodmet  ist, 
die  Waare,  sind  stUlscbweigend  speciell  für  die  Forderung  ver- 
haftet Siehe  S  107.  —  Auch  Guidon  de  la  mer  cfa.  XIX.  Art  I. 
Preuss.  Seerecht  1727.  Gap.  VII.  Art  IG.  Ord.  lOBl.  Art  7 
(III.  5).    Roll.  HandelsgeseUbuch  Art  500  und  588. 

VIIL  Der  Bodmereinehmer  kann  abandonniren,  d.  h. 
dem  Bodmeristen  die  verbodmete  und  beschädigte  oder  auch 
nicht  beschuldigte  Sache  überlassen,  so  dass  er,  falls  ihn  nur 
sonst  kein  Verschulden  trifll,  wesshalb  er  persönlich  haftet 
(Siehe  $  202),  nun  dadurch  völlig  befreit  wird;  nur  muss  er, 
wenn  der  Bodmereigeber  nach  Particnlarrecht  die  Havariegross 
mittragt,  diesem  alle  Vortbeile  aus  der  Havariegrosse  und  nicht 
weniger  aus  der  Assecurranz  mit  abtreten.  Preuss.  A.  L.  R.  IL  8, 
S  2427—2431,  wo  den  Worten  n&ch  die  Abandonnirung  nur  im 
Fall  der  Beschädigung  des  Bodmereiobjectes  stattfinden  könnte, 
siebe  auch  {  243Ö.  —  Siehe  aber  oben  Bd.  II.  S  204.  n.  XI. 

Dabei  ist  die  Bestimmung  des  Preuss.  Rechts  I.  c.  S  2428 
zu  billigen ,  dass  bei  der  Abandonnirung  des  Schiffes  auch  die 
vorhandenen  Geraithschaften,  Ammunition,  Lebensniittel  und  die 
Fracht  der  letzten  .Reise  als  mit  abgetreten  zu  halten  ist  Bei 
eingetretenem  Schiffbruch ,  sagt  mit  Recht  das  Span.  Handels^ 
gesetzbuch  Art.  836,  erhult  der  Bodmereigeber  die  Summe,  welche 
die  geretteten  Güter,  worauf  das  Darlehn  gegeben  worden,  aus- 
bringen, nachdem  davon  die  Kosten,  sie  zu  bergen,  abgesogen 
worden  sind. 

Die  n&hem  Details  Ober  die  Haftung  des  verbodmeten  Ob- 
jeetes  siehe  bereits  S  107,  namentlich  über  den  Zusammenhang 
von  Schiff,  Fracht  *V»  Lsdung. 


81.  Mit  Recht  hat  das  Engl  Admiralit&tigcricht  cntsehieden,  da«  bd 
euer  Snblocation  dei  Schiffes  ancb  die  lo  verdiente  Pracht  IQr 
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IlL  Wen  irgend  wie  in  Bezug  anf  den  Dntei^ng  oder  die 
Verschlechterung  des  verbodmeten  Gegenstandes,  eine  Verschal- 
diing  trifft,  ge^n  den  hat  der  Bodmerist  wegen  seines  Kapitals, 
in  der  Aegei  sammi  Prftmie,  einen  persönlichen  Anbruch.  Na« 
mentlich.  wird  der  Rbeder  und  bei  einer  Verbodmung  der 
V^aare  deren  Eigentbümer,  wenn  den  einen  oder  den  andern 
solche  Verschuldung  trifft,  nicht  von  der  Rückzahlung  durch 
den  Untergang  und  Abandon  befreiL  Preuss.  A.L.R.  $2433,M. 
Falls  das  verbodmete  Object  der  Gefahr  ausgesetzt  war,  kann 
in  allen  solchen  Fallen  in  der  Regel  die  Primie  mit  eingeklagt 
werden ;  sonst  nur  Zinsen  und  Kosten.  Ausser  der  Prämie  aber 
und  Überhaupt  sind  etwaige  Verzugszinsen  zu  zahlen.  Preuss.R. 
1.  c.  $  2433.  Das  Preuss  Recht  I.  c.  hat  auch  die  Bestimmung, 
dass  wenn  durch  Versehen  des  Schiffers  oder  seines  Volks  der 
Unfall  veranlasst  worden  ist«,  sich  selbst  der  Bodmereigeber 
nuf  Ladung  an  den  Schiffer,  bei  dessen  Unvermögen  aber 
an  das  Schiff  selbst  halte;  doch  ist  diese  Satzung  gewiss  da- 
bin zu  beschränken,  dass  das  Schiff  hier  nur  so  weit  hafte,  als  die 
Rhederei  für  Versehen  der  Seemannschaft  überhaupt  haftet 

X.  Ist  in  dem  Gontracte  über  den  Ort  und  die  Zeit  der 
Bezahlung  etwas  festgesetzt,  so  bleibt  es.  dabei.  Ist  dies  nicht  ge- 
sokehen,  so  muss  im  Zweifel  der  Bestimmungsort  als  d6r  Ort 
der  Bezahlung  angesehen  werden.  Daher  geschieht  diese  bei 
Bodmereien  auf  die  Reise  aus  und  zu  Hause  ($  201),  natürlich 
in  dem  Abgangsorte. 

Wo  die  Gefahr  nach  Zeitbestimmungen  übernommen  ist, 
tasst,  sieh  gewöhnlich  kein  anderer  Ort  für  die  Zahlung  denken 
$Uk  der  Bestimmungsort.  Selbst  wenn  das  Schiff  in  solchem 
Falle  in  einen  Nothhafen  ehilaufen  müsste  und  dort  die  Been- 
digung des  Rjsicos  naeh  Zeit  eintrete,  um  so  mehr  aber,  wenn 
die  .Beendigung  mitten  auf  der  See  erfolgte,  darf  doch  erst  der 
BiBstMnmungsort  als  Zahlungsort  angesehen  werden.  Denn  wenn 
auch  mit  dem  Ablauf  der  Risicozeit  allerdings  das  Geld  sogleich 
fällig  ist,  so  liegt  es  doch  in  der  Natur  der  Sache  begründet, 
dass  die  Zahlung  nur  an  dem  ordentlichen  Bestimmungsoite 


die  Bodmerei  der  urtprQngiichen  Abschlieiter  der  Certepartie  ▼er- 
hallet let.  Abbott  L  c.  B.  12  in  f.  8.  145.  Gase:  Ike  Ki«, 
WeddeU,  3  Hagg.  adm.  re^  87. 
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in  der  Regel  erfolgen  soll,  indem  in  Bezug  auf  ihn  die  Vor- 
kehrungen zur  Zahlung  bei  Schliessung  der  Bodmerei  und  bei 
Antritt  der  Reise  gemacht  werden  Isonnten  und  an  weldiem  die 
Gelder  der  Zahlung  sich  in  der  Regel  vorfinden  oder  anzuschaffen 
sind;  nicht  aber  in  dem  rein  zufälligen  Nothhafen,  wo  derglei- 
chen Zahlungsvorkehmngen  weder  im  Voraus  getroffen  werden 
konnten,  noch  anch  gewöhnlich  sp&terhin  leicht  gemacht  werden 
können.  Wird  indessen  die  Reise  im  Nothhafen  beendigt  oder 
werden  wenigstens  daselbst  die  betreffenden  Gegenstände  der 
Verbodmung  verkauft,  so  versteht  es  sich,  dass  der  Bodmerei- 
Glaubiger  auch  hier  bereits  seine  Befriedigung  fordern  kann**). 

XL  Die  Zeit  der  Auszahlung  tritt,  wenn  nicht  der  Con- 
tract  etwas  Besonderes  enthalt,  sofort  mit  der  Ankunft  am 
Zahlungsorte  ein.  Denn  die  Regel,  was  ohne  Zeitbestimmung 
zu  bezahlen  ist,  muss  sogleich  bezahlt  werden,  ist  allgemein. 
Indessen  sprechen  doch  Billigkeitsrücksichten  und  die 
Natur  des  ganzen  Seeverkehres  für  Gestattung  gewisser 
Fristen.  Der  Bodniereinehmer  nämlich,  welcher  zumeist  das 
Geld  in  einem  Zustande  der  Verlegenheit  anlieh,  ist  am  aller- 
wenigsten derjenige,  von  dem  man  erwarten  kann,  dass  er  im 
ersten  Augenblicke,  nachdem  er  ans  Land  gestiegen,  im  Stande 
sein  solle,  Geld  zu  bezahlen.  Schon  das  Römische  Recht  be- 
willigt ihm  eine  abgemessene  Frist.  L.  186.  D.  de  reg.  juris 
(50.  17)  coli.  S  27.  J.  de  inutil.  stipul.  (3.  20).  L.  35.  $  2.  D.  de 
verb.  obl.  (45.  1).  Viele  Seerechte  haben  ihm  gleichfalls  eine 
kurze  Frist,  während  welcher  er  nicht  angegriffen  werden  kann» 
gestattet,  so  das  Preuss.  Seerecht  v.  1727  (Vll.  0.)  und  Preuss. 
Allgem.  L.  R.  1.  c.  S  2308  von  acht  Tagen,  das  Wisby  Seerecht 
Art  40  von  vierzehn  Tagen,  womit  auch  noch  das  Schwedische 
Seerecht  IV.  5.  übereinstimmt;  ja  20  und  30  Tage  sind  in  der 
Praxis  usuell  vorgekommen.  —  Aber  auch  wo  dergleichen  Be- 
stimmungen nicht  bestehen,  wird  der  Richter  dem  Nehmer,  nach 


82;  £•  ■teht  nichts  entgegen,  dum  anner  der  Primie  noch  eine  Oeld- 
oder  andere  Strafe  im  Fall  der  nicht  gehörigen  Betahlnng  ttipulirt 
werde.  Dabei  versteht  et  ndi  aber  ron  aelbt^  data  der  Bodmeritt, 
faÜB  durch  seine  Scbidd  die  Betahlnng  ennangelt  oder  vert5gert 
wird,  eine  solche  Strafe  nicht  gtl^  den  Nehmer  geltend  ttmeben. 
kann.    So  Sehwed.  Seer.  IV.  0.  amdrOoklich. 
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Zeit  und  ümstttnden  und  namentlich  unter  BerOcksichtigaiig  der 
QrOsse  der  zu  zahlenden  Summen  eine  billige  Frist  zur  An- 
schaffung des  Geldes  setzen  dürfen.  Ja  da  der  Bodmereibrief 
im  Zweifel  wohl  aus  dem  Ertrage  der  Reise  (aus  der  Fracht 
sowie  bei  Verbodmung  der  Güter  aus  dem  Erlöse  derselben) 
und  aus  den  Assecuranzgeldern  bezahlt  werden  soll,  so  würde 
es  angemessen  sein,  wenn  man  dem  Rbeder,  Schiffer  oder 
Ladungsinteressent,  der  bescheinigt,  dass  er  dadurch  zur  Deckung 
der  Bodmereiforderung  in  Stand  gesetzt  sein  werde,  eine  hin- 
reichende Frist  gewährte,  binnen  deren  er  diese  Gelder,  ohne 
besondere  Schwierigkeit  eincassirt  haben  kann*'). 

Innerhalb  dieser  gesetzlichen,  usuellen,  contractlichen  Fristen 
laufen  noch  keine  Verzugszinsen  Wird  solche  Frist  durch  den 
Richter  bestimmt,  so  mag  er  nach  den  Umständen  über  die 
Zahlung  von  Verzugszinsen  erkennen;  es  lässt  sich  im  Allge- 
meinen hierüber  nicht  viel  sagen.   Siehe  unten  Note  83. 

Nichtsdestoweniger  wird  man  aber  den  Bodmereigeber  nicht 
verhindern  können,  schon  wahrend  des  Laufes  jener  Fristen 
vorlaufige  Sicherungen  seiner  Forderung  zu  machen, 
namentlich  durch  Arrestirung  des  Schiffes,  der  Fracht,  der  Güter 
etc.  Doch  geschieht  dergleichen  immer  auf  seine  Kosten,  da 
es  unbillig  sein  würde,  dieselben  dem  hier  überall  noch  nicht 
eigentlich  säumigen  Schuldner  aufzubürden. 

XII.  Da  bei  der  Negociabilitat  des  Bodmereibriefes  es  leicht 
möglich  ist,  dass  der  Schuldner  nicht  weiss,  in  wessen  Binden 
sich  derselbe  befindet:  so  ist  es  überall  als  Regel  anzusehen, 
dass  der  Inhaber  sich  mit  seiner  Zahlungsforderung  meldet 
Geschieht  dies  nicht,  so  kann  dadurch  zwar  der  Schuldner  nicht 
von  seiner  Verbindlichkeit  frei  werden,  aber  er  darf  auch  nicht 
während  der  Zeit  solcher  von  ihm  nicht  verschuldeten  Unbe- 
stimmtheit über  die  Person  des  Gläubigers  als  in  mora  befind- 
lich angesehen  werden,  und  hat  demnach  selbst  da  keine  Ver- 
zugszinsen für  diese  Zeit  zu  zahlen,  wo  solche  ipso  iure  auch 


89.  Solche  verUngerte  Priftsetiung  achlient  dann  aber  den  Lauf  vos 
Verzugasinten  nicht  aus,  sojiderA  aoll  nur  dazu  dienen»  den  Bigen- 
thQmern  gegen  den  Bodmeriaten  Qnd  detien  Pfandrecht  ihr  Etgc&- 
tbam  an  den  verbodmeten  Sachen  ni5glkhat  zu  erhalten.  EtaeheiBt 
daf&r  aber  dieselbe  billige  Rücklicht  zu  aprecben,  welche  oft  den 
Grundbesitzer  zur  Brhaltoag  seines  GrundstQckfs  gewahrt  wird. 
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dine  gerichtliche  Anmahnung  statthaben.  Die  Gefahr  des 
Geldes  bleibt  übrigens  bei  dem  Schuldner,  falls  er  es  nicht  vor- 
zieht, dasselbe  gerichtlich  zu  deponiren  **). 

Auch  kann  namentlich  der  Schiffer ,  wenn  er  ohne  seine 
Schuld  nicht  weiss,  wem  er  Anzeige  von  seiner  Ankunft  machen 
muss,  die  Güter  für  die  Destinatare  löschen,  ohne  sich  dadurch 
auf  irgend  eine  Weise  gegen  den  Inhaber  des  Bodmereibriefes, 
in  solchem  Falle,  verantwortlich  zu  machen,  falls  nicht  auf  den 
Connossementen  selbst  Bodmereinotate  stehen,  Holi.  Recht  1.  c. 
Art.  583,  oder  ihm  nicht  anderweitig  die  Verbodmung  gerade 
dieser  Güter  gehörig  bekannt  ist,  denn  dann  darf  er  sie  immer 
nur  deponiren.    Siehe  n.  XV. 

XIII.  Nicht  selten  haben  Gesetze  besondere  Verjährungs- 
fristen für  Bodmereiforderungen  festgesetzt  So  verjährt  das 
Klagerecht  aus  Bodmereidarlehnen  nach  Span.  Handelsgesetzbuch 
Art  997  in  fünf  Jahren  vom  Datum  des  Contracts  an  gerechnet, 
ebenso  nach  Hell  Handelsgesetzbuch  Artikel  743  und  nach  dem 
Franz.  Art.  432.  Nach  Prenss.  Rechte  II.  8.  $  2443-2444  ver- 
jährt das  dingliche  Recht  auf  die  verbodmete  Sache  und  der 
Vorzog  der  Forderung  in  einem  Jahre,  wogegen  dem  Bod- 
meristen  das  persönliche  Recht  gegen  den  Schuldner  bis  zum 
Ablauf  der  gewöhnlichen  Verjährungsfrist  verbleibt  Nach  dem 
Dan.  Gesetzbuch  ChrisUan's  V.  üb.  IV.  c.  5.  Art  8.  verjährt  die 
Bodmereiklage  in  sechs  Monaten. 

Wo  solche  gesetzliche  Bestimmungen  fehlen,  da  müssen 
die  gewöhjDlichen  Verjährungsfristen  für  Pfandforderungen  ein- 
treten, selbst  wenn  der  Bodmereibrief  negocirt  ist  Es  ist  die 
Analogie  des  Bodmereibriefes  mit  dem  Wechsel  nicht  so  stark, 
dasf  in  derselben  ein  triftiger  Grund  zu  suchen  wäre,  die  Ver- 
jährung des  Wechselrechts  eintreten  zu  lassen  **). 


84.  So  mit  Recht  F5hb  1.  c.  S.  855.  Ueberall  verlangen  hier  die  ge- 
wöhnlichen Zinsen  vom  Verfalltage  an  Targa,  ponderazione  cap. 
XXIII.  n.  17.  Acuni  1.  e.  I.  p.  224.  Baldasseroni  1.  c.  tit.  VIII. 
n.  6.  Benecke,  System  IV.  S.  483  scheint  zwar  die  Zinsenzahlung 
ilbeilunipt  nicht  eintreten  lassen  zu  woUen,  aber  er  drückt  sich  sehr 
unklar  und  so  darQber  aus,  als  sollte  derjenige,  der  deponirt,  Zinsen 
bezahlen,  der  andere  nicht:  was  er  offenbar  nicht  sagen  will. 

85.  So  richtig  Pohls  S   856.    Siehe  dagegen  Baldasseroni  1.  c.  p.  147. 
'    n.  la  tit.  VIII.  und  zum  Theil  Piantanida  1.  c.  p.  312  n.  14. 

V.  Kallenboni,  Seereefal  H.  21 


322  Abschu.  VIII.  Von  der  Badii|<|ir«i*     ^ 

XIV.  Siehe  bereiU  $  202  in  f.  (Bd.  U.)  wegen  der  Wirknng 
der  Bürgschaft  in  Bezug  auf  die  Erfüllung  des  Bodmereiooa- 
tractes.  Hier  ist  nur  noch  zu  erwähnen,  dass  die  Verbindüch- 
keit  des  Bürgen  crlisclit  mit  dem  Ablauf  der  etwa  für  die  Bürg* 
Schaft  festgesetzten  Frist,  ferner  mit  dem  Aufhören  der  Ver- 
bindh'chkeit  des  Schuldners,  dieses  erfolge  nun  durch  den 
Untergang  des  verbodmeten  Objects,  durch  Beiahlung,  Veijib- 
rung,  oder  auch  durch  eine  Mora  des  Gläubigers  der  Art»  dass 
gerade  durch  dieselbe  dem  Gläubiger  die  ganze  oder  theilweiüse 
Bezahlung  des  Schuldners  entgangen  ist. 

XV.  Wer  mit  Bodmerei  beschwerte  Güter  unredlicher  Weise 
gelöscht  hat,  zum  Nachtheil  des  Inhabers  des  Bodmereibriefes, 
wird  dadurch  persönlich  zur  Bezahlung  des  Bodn^reibriefes  ge- 
halten. Holl.  Recht  1.  c.  Art.  585.  Um  so  mehr  wird  man  den 
Bodmereinehmer,  welcher  die  verbodmete  Sache  vor  Befriedi- 
gung des  Gebers,  ohne  dessen  Einwilligung  veräussert  hat,  per- 
sönlich zur  Deckung  der  Bodmereiforderung  für  verbuaden  an- 
sehen. Das  Preuss.  Recht  II.  8.  $  2442  bestraft  ihn  sogar  ab 
Betrüger  und  zwar  selbst  dann  schon,  wenn  der  Nehmer  den 
Geber  auch  „auf  andere  Weise  vorsätzlich  in  Schaden 
„gebracht  hat<<.    Siehe  n.  XII.  in  f. 

XVI.  Bei  einer  Verbodmung  von  Schiff  und  Gut  zugleich 
darf  sich  der  Bodmerist  entweder  an  das  Ganze  oder  an  welchen 
Theil  er  will  halten,  bis  der  Bodmereibrief  berichtiget  ist 
Preuss  Recht  II.  8.  §  2407.  Ebenso  hat  er  bei  einer  separaten 
Verpfandung  des  ganzen  Schiffes  oder  des  ganzen  Gutes  die 
freie  Wahl,  welche  Theile  von  Schiff  oder  resp.  Gut  er  rorzugs- 
weise  zu  seiner  Befriedigung  verwenden  will.  Bei  einer  par- 
tiellen Verpfändung  einer  Schiffspart  oder  eines  GQtertheiles 
steht  ihm  natürlich  diese  freie  Wahl  nicht  zu.  VergL  Pitrdessus 
1.  c.  n.  918. 

XVil.  Sind  Schiff  und  Waaren  zugleich  ohne  weitere  Be- 
stimmung verbodmet,  so  haften  dem  Bodmeristen  die  in  Sicher- 
heit gebrachten  Waaren,  wenngleich  das  Schiff  auT  der  ROck- 
reise  verloren  gmg.  Ebendasselbe  findet  statt,  wenn  die  Waareo 
untergehen,  und  das  Schiff  gerettet  wird.  Preuss«  AIlgeoL  L.  H 
§  2402-3. 

XVIII.  Bei  ausbleibender  Zahlung  kann  der  Bodmerist 
wegen  seines  Pfandrechts  nur  für  berechtigt  gehalten  werden, 
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dm  MTentlichen  geiicbtlichen  Verkauf  der  Sache  zo  verlangen. 
PreoBS.  R.  1.  c.  %  2439. 

XIX.  Wegen  der  Befugniss  des  Bodmeriatin,  den  verbod- 
meten Gegenstand  auch  in  den  Banden  Dritter  zu  seiner  Be- 
friedigung zu  verfolgen,  l&sst  sich  allgemein  nur  soviel  sagen, 
daaa  dies  von  der  Stttrke  seines  Pfandrechts  und  von  den  be- 
sonderen Bestimmungen  der  Particularrechte**)  in  letzterer  Be-^ 
Ziehung  abhängt.  Die  Pfandrechte  an  beweglichen  Sachen,  welche 
bei  Verbodmung  von  Schifi  und  Gut  doch  nur  vorliegen,  sind 
in  den  meisten  L&ndern  nicht  so  stark,  als  die  an  unbewegt 
liclMi  Objecten.  Siehe  Bd.  1.  $  48.  Ist  auf  den  Originalschlfls- 
Urkunden  und  auf  den  Connossementen  der  Bodmereivermerk 
gehörig  gemadit  worden,  so  kann  z.  B.  nach  Preuss.  R.  (I.  c. 
IL  &  S  2440  mit  2408!.  0.  u.  I.  20.  $  HO,  301,  376)  der  Bodmerist 
sich  auch  an  den  dritten  Besitzer  der  Sache  halten;  sonst  nur 
(II.  8.  $  2441)  wenn  der  dritte  Besitzer  vor  Erlangung  seines 
BMitzea  von  dem  Bodmereianspruche  wusste  oder  doch  insoweit 
alt  der  Dritte  den  Bodmereinehmer  noch  nicht  wegen  des  Ob- 
jects  befriedigt  hat*')-  Nach  Franz.  Rechte  sind  die  Rechte  des 
Bodmeristen  in  Bezug  auf  das  Schiff  trotz  des  Verkaufs  des 
letzteren  erst  erloschen,  wenn  das  Schiff  eine  Reise  unter  dem 
Namen  des  Kftufers  gemacht  hat.  Code  de  c  Art.  193.  Wegen 
der  anderen  LUtnder  siehe  Band  I.  $  48.  Die  Rechte  des  Bod- 
meristen auf  die  Waaren  erlöschen  aber  nach  Französ.  Recht 
durch  deren  Acquisition  von  Seiten  Dritter,  die  sie  im  guten 
Glauben  vom  ersten  Käufer  nahmen.  Code  Napol^n  Art.  1141 
vergl.  mit  Art.  2119.  Pardessus  1.  c.  n.  018.  Dem  gegen  den 
Bcdnoieristen  unterliegenden  Käufer  steht  gegen  den  Verk&ufer, 


80.  Nach  Schwed.  Seer.  IV.  cap.  8.  haften  Schiff  und  Gut  als  Gegen- 
stand der  Bodmerei,  tollten  sie  auch  schon  verkauft  und 
in  anderen  Händen  sein,  dem  Bodmeristen  Jahr  und  Tag. 

87.  Das  alte  Preuss.  Seerecht  von  1727  cap.  VII.  Art  17.  bestimmt: 
Wenn  derjenige,  so  eine  mit  Bodmerei  behaftete  Sache  redlicher 
Weise  aussergerichtlich  an  sich  gebracht  hat,  deashalb  rechtlich  be- 
langet wird,  so  mag  er  sich  mit  Erlegung  des  Werthes,  den  selbige 
zur  Zeit  des  erlangten  Besitzes  erweislich  betragen  hat,  von  allem 
weiteren  Anspruch  los  machen.  Doch  bleibt  dem  Bodmerciforderer, 
wegen  des  Übrigen,  so  er  hierbei  zu  kurz  kommen  m&chte,  der 
Regreas  wider  den  Schuldner  unbenommen. 

21* 
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der  ihm  eine  Sache  geliefert  bei,  über  deren  Bigenthum  er  be- 
reits nicht  mehr  frei  YerfQgen  konnte,  die  Klage  wegen  Prellerei 
zu.  Code  penal  405.  Wegen  des  dinglichen  Rechte  des  Geben 
ist  vor  dessen  Befriedigung  der  Nehmer  zur  VerAusserung  nidit 
befugt.  Hat  der  Nehmer  in  solchen  Fällen  die  yerbodmeten 
Objecte  an  die  Dritten  verJlussert,  gleichviel  in  welcher  Absicht, 
und  unter  welchem  Titel»  so  haftet  er  persönlich  mit  seineoi 
Vermögen  nun  aus  dem  Bodmereicontracte  in  allen  Fallen  dem 
Geber  bis  zur  vollen  EntschMigung  desselben  nach  dem  Werthe 
der  Objecte  in  dem  Zustande,  welchen  sie  bis  dahin  hatten, 
wo  der  Geber  die  Gefahr  für  sie  trug.  Die  Gefahr,  wekhe 
solche  Objecte  bei  dem  Dritten  erlitten,  trftgt  der  Geber  nicht 
mehr,  sondern  fikUt  dem  Nehmer  zur  Last^  der  also  wegen 
dieser  Verschlechterung  den  Geber  allemal  aus  seinem  übrigen 
Vermögen  entschädigen  muss.  Doch  spreche  ich  ihn»  falls  er  in 
bona  fide  veräusserte,  davon  frei,  wenn  er  beweist,  dass  der 
Gegenstand  anderweitig,  wenn  er  auch  nicht  bei  dem  Dritten 
gewesen  wäre,  sich  ebenso  oder  noch  mehr  verschlechtert  haben 
würde. 

Nur  in  dem  Falle,  wenn  die  Veräusserung  zum  Besten  des 
Gebers  noth wendig  gewesen  ist  und  dies  erwiesen  wird,  so 
durfte  wie  jeder  andere  Fremde,  so  namentlich  auch  der  Nehmer 
und  dessen  Repräsentant,  resp.  der  Schitfer  etc.  als  negotiorum 
gestor  das  Object  der  Bodmerei  veiüussern  und  haftet  nun  dem 
Geber  einzig  und  allein  für  Herausgabe  des  reinen  Erlöses, 
dessen  Gefahr  aber  der  Nehmer  bis  zur  ordnungsmässigen  Ab- 
lieferung desselben  trägt. 

Nach  dem  Dan.  Gesetzbuch  Christians  V.  lib.  IV.  c  5.  Art  8 
verjährt  die  Bodmereiklage  erst  in  6  Monat  und  schadet  es  dem 
Rechte  des  Bodmeristen  nicht,  wenn  die  Sache  inzwischen  ver- 
kauft wird. 

XX.  Im  Zweifel  muss  die  Zahlung  der  Bodmereischnid  in 
der  Münze  geschehen,  die  am  Orte  und  zur 'Zeit  des  Contract- 
abschlusses  Curs  hatte  (Pardessus  1.  c.  n.  916),  falls  nicht  Ge- 
setz, Usanz  oder  Verabredung  es  anders  bestimmen.  Nach 
Preuss.  Recht  (II.  8.  $  2393  vergl.  mit  759  und  760)  sollen  hier 
die  Bestimmungen  wie  für  Wechsel  gelten. 

XXI.  Bei  einer  Verbodmung  der  in  ein  Schifl  geladenen 
Güter  (money  of  respondentia)  für  Hin-  und  Herreise,  versteht 
es  sich  wohl  von  selbst,  dass  der  Bodmerist  sich  gerade  aocfa 
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an  die  sb  ROckfracht  ankommenden  Güter  des  Nehmers  halten 
dfirfe.  Denn  abgesehen  daron,  dass  sonst  gerade  der  Nehmer 
im  Falle  der  glOckh'chen  Rückkunft,  wo  er  doch  schon  über- 
haupt profitirty  ohne  allen  Grund  gegenüber  dem  Geber  privile^ 
girt  sein  würde,  so  versteht  sich  bei  einem  solchen  Contracte 
die  Verhaftung  der  an  Stelle  der  ursprünglichen,  jedenfalls  haf- 
tenden eingeladenen  Güter  desselben  Bigenthümers  von  selbst, 
da  letztere  ]a  aus  dem  Erlöse  der  ersteren  kommen  und  also 
eine  Art  ron  in  rem  versio  Torliegt  In  England  wurde  zwar 
bisweilen  anders  entschieden;  doch  wohl  nur  aus  formellen 
Gründen,  indem  die  Güter  in  den  Fallen  nicht  direct  und  formell 
verpfändet  waren  ••). 

XXII.  Es  hat  zwar  fOglich  bei  dem  Bodmereiverträge  die 
Bedingung  der  Lex  commissoria,  dass  nämlich  das  Eigenthum 
der  verpfändeten  Sache  im  Fall  der  nicht  zur  gehörigen  Zeit 
erfolgten  Zahlung  sofort  an  den  Gläubiger  übergehe  oder  der- 
selbe doch  sofort  privatim  zum  Verkaufe  zum  Behufe  seiner 
Befriedigung  aus  dem  Erlöse  schreiten  dürfe,  nicht  die  Wirkung, 
dass  dadurch  die  Bodmerei  ungültig  werde;  aber  jedenfalls  kann 
diese  Bedingung  rechtlich  keine  Wirkung  haben.  Es  würde 
darin  eine  enorme  Harte  gegen  den  Nehmer  liegen  und  betrachte 
ich  die  Bestimmung  des  Rom.  Rechts,  welche  allerdings  sich 
bloss  auf  das  gewöhnliche  Pfandrecht  erstreckt,  hier  beim  Bod- 
mereipfand  für  vollkommen  anwendbar.  Die  Bedingung  darf 
also  nie  von  dem  Geber  erfüllt  werden.  So  ahnlich  in  England, 
wo,  da,  sagt  Abbott  1.  c.  n.  13.  Seite  133,  Hypothecirung  noch 
keine  Eigenthumsübertragung  sei,  wenigstens  der  Schiffer 
nicht  berechtigt  sein  soll,  bei  einer  Verhypothecirung  der  La- 
dung den  Darleiher  oder  dessen  Repräsentanten  zu  befugen, 
die  Güter  am  Bestimmungsorte  zu  verkaufen  und  aus  dem  Er- 
löse sich  zu  befriedigen**).  Zwar  halte  ich  diese  Bestimmung 
der  Englischen  Praxis  für  richtig.  Doch  ist  eben  das  Englische 
Recht  zu  generalisiren  und  auf  den  Rheder  wie  Schifler  zu 
bezieben. 


88.  So  tehemt  et  Abbott  1.  c.  n.  12.  S.  132.  133  anzunehmen.  Vergl. 
Blaekstone  IL  458.  and  die  Fille:  Batk  v.  Fearon  and  other,  4  East. 
repofti,  319,  iowie  GloTer  v.  Black,  3  Burr.  1394. 

89.  Vergl.  den  Fall  Johnson  v.  Greave^  2  Taunt.  rep.  344. 
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XXIll.  In  Bezug  auf  die  Haftung  Yerachiedener  Bodmerei- 
objecte  enth^llfc  das  Schwed.  Seerecht  IV.  7.  die  concrete  und 
sachgemSisse  BeBtimmuDg :  „  Hat  der  Bodmerist  sieb  einen 
y^Ueberschuss  von  mehr  Gütern,  die  vorher  schon  einem 
iiAnderen  verbodmet  waren,  zum  Unterpfand  setzen  lassen: 
„so  hat  er  doch  an  solchem  üeberschass  kein  Recht»  sofern 
),da8  andere  Pfand,  was  verloren  gegangen  ist  u.  worauf 
„die  Bodmereigefahr  eigentlich  ruhete,  für  die  ganze 
,,AnIeihe  hinlänglich  gewesen  würe.  Wenn  aber  das 
„Schiff,  worauf  die  Gefahr  stehet,  wohl  überkommt  und 
„zur  vollen  Bezahlung  nicht  hinreicht  oder  auch  untergeht, 
„nachdem  die  Bodmereigefahr  vorbei  war,  in  aolchen 
,^ftllen  jnag  man  sich  an  den  Ueberachuss  halten»  so  gut 
„man  kann". 
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1.  Wir  haben  %  107  sub  VI.  die  Verbodmung  eines  bereits 
zu  seinem  vollen  Werthe  versicherten  Gegenstandes  oder  audi 
umgekehrt  als  verboten  bezeichnen  müssen.  Holland.  Recht 
Art.  599.  Preuss,  $  2376.  Auch  ist  darin  begriffen  das  Verbot 
der  Versicherung  der  von  dem  Nehmer  entliehenen  Bodmerei- 
summe  durch  den  Nehm  er,  denn  sonst  wird  das  erste  Verbot 
illusorisch.  Siehe  Note  91  Ord.  1681  Art  16  (III.  6)  Faisons 
d^fenses  a  ceux  qui  prendront  deniers  ii  la grosse  de  les  faire, 
assurer,  ä  peine  de  nullitä  de  Tassurance  et  de  puoition  corpo* 
relle.    Vergl  Code  d.  c.  Art.  347.    Siehe  auch  Note  03. 

In  den  Franz.  Gesetzen  wird  gerade  nicht  ausdrücklich 
bloss  verboten  die  Verbodmung  der  bereits  zu  ihrem  vollen 
Werthe  versicherten  Gegenstande.  Doch  versteht  sich  das  von 
selbst,  sowie  nach  arg.  Art.  331  des  Code  und  Ordoo.  Art  18 
(IIL  5).  Siehe  Bressoles  in  der  Revue  de  legisl.  n.  3M. 
Lehrreiche  Verhandtungen  hierüber,  wie  der  Art  331  zu  Stande 
kam  und  wie  schon  Valin  und  Emerigon  sich  darüber  stritten, 
siehe  bei  Fremery,  etudes  pag.  257. 

Doch  beziehen  sich  füglich  alle  diese  Verbote  nicht  auf  die 
im  Nothhafen  geschlossene  Bodmerei.  Der  Schiffer  darf  )m 
auch  den  bereits  zu  seinem  vollen  Werthe  versicherten  Gegen- 
stand rechtsbeständig  verbodmen. 
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H.  Die  Samme,  welche  anf  Bodmerei  gegeben  ist,  kann  recht^- 
bestandlg  Tom  Geber  versichert  werden  *<^).  Die  Assecuranz 
dient  also  hier  zur  Sicherung  des  Bodmereigebers  und  scheint 
dieselbe  völlig  zu  billigen;  denn  sie  gereicht  nicht  gerade  dem 
Bodmeristen  zu  einem  wucherlichen  Gewinne,  sondern  nur  zur 
Deokung  seines  der  Gefahr  ausgesetzten  Kapitales,  indem  in 
solchen  Pllllen  die  Versicherungsprämie  der  Bodmereisumme 
tneist  bedeutend  sein  wird  und  der  Bodmerist  ja  eben  nur  etwas 
von  dem  Versicherer  erhillt,  wenn  er  aus  der  Bodmerei  Verlust 
bat.  Doch  biesse  es  den  Bodmereigeber  allzusehr  begünstigen, 
wenn  man  ihm  ausser  dem  eigentlichen  Darlehn  auch  die  Rod- 
raerefpramle  zu  versichern  gestatten  wollte,  und  billige  ich 
'demnach  ttfe  Bestimmung  der  Franz.  Ord.  1681  Art.  17.  (HI.  6). 
Defendons  aussi,  sous  pareille  peine^V  denullitö  aux  donneurs 
il  la  grosse,  de  faire  assurer,  le  pro  fit  des  sommes  qu*ils 
auront  donn^es.  Und  dieses  Verbot  wiederholt  mit  Recht  der 
Code  de  c  Art.  347.  Diese  Beschrankung  des  Pranzös.  Rechts 
ist  allerdings  von  Manchen  getadelt  **)  und  widerspricht  Ihr  das 
Holl.  H.  G.  B.  Art.  503,  indem  es  gestattet,  sowohl  die  auf 
Bodmerei  geliehenen  Gelder  als  die  Prämie  zu  ver- 
sietaerti.  Das  Span.  H.  G.  B.  Art.  848  gestattet,  ohne  nähere  Be- 
atimmung,  nur  einfach  die  Versicherung  der  auf  Bodmerei  ge- 
gebenen Summen  und  ist  mithin  in  unserem  Sinne  zu  inter- 
pretiren.  Wenn  aber  das  Preuss.  Allg.  Landrecht  II.  8.  $  1980 
bestimmt:  Bin  Bodmereigeber  kann  auf  den  Betrag  seines  Ka- 
pitals nebst  kaufminnischen  Zinsen  davon  und  der  Assecuranz- 
prftraie  Versicherung  nehmen:  —  so  scheint  sich  mir  dessen 
Zusatz  sehr  zu  empfehlen**).    Die  gewöhnlichen  Zinsen  seines 


90.  Vergl.  Benecke,  System  I.  8.  131.   Benecke,  prindplei  p.  108. 

91.  Sitht  n.  I.  dieses  $. 

98L  Dnbemad  in  der  FransQt.  Uebertetsung  Ton  Benecke's  prindplet 
tom.  U,  p.  431-44a 

03.  Pas  alte  Prenta.  SecrecUt  von  1727  Kap.  6.  Art.  12  sagt:  Von  den 
Bodmenigeldem  toll  iwf r  dem  Gläubiger  oder  Geber  derselben 
freistehen,  das  dargelehnte  Kapital  nebst  der  dem  AssUradeur 
besahlten  Prftmie,  keineswegs  aber  die  bedungene  Agio  oder 
anderen  Gewinn  Ton  der  Bodmerei,  versichem  zu  lassen;  hingegen 
■fle  Aisanms,  so  der  Sehuldener  oder  Bodmtereinelimer  Ober  das 
genommene  Geld  schliesset,  soll  von  kemer  Wirkung,  sondern  nichtig 
and  strafbar  sein. 
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Kapitals  nebst  der  Assecuranzpramie  mag  füglich  der  Bodmerei- 
geber ausser  seinem  Kapitale  noch  versichern  dürfen.  Mdbr 
aber  nicht.  Wollte  man  aber  dem  Bodmeristen  solche  Ver- 
sicherung verbieten,  so  müsste  man  füglich  auch  dem  Versicherer 
untersagen,  seine  Versicherung  sich  wieder  versichern  ui  lassen. 

III.  Wenn  nun  von  den  in  Seegefahr  befindlichen  Gc^n- 
ständen  bei  Havarien,  Schiffbrüchen  etc.  Etwas  gerettet  ist  und 
es  sich  findet,  dass  diese  Gegenstände  zugleich  veri>odmet  und 
versichert  sind,  so  ist  erstlich  darauf  zu  sehen»  ob  durch  solche 
Concurrenz  von  Bodmerei  und  Assecuranz  nicht  die  in  dieser 
Beziehung  geltenden  Verbote  (siehe  n.  I.  und  II.)  überschritten 
waren  und  bestimmen  sich  hier  die  Folgen  nach  den  Particolar- 
rechten  verschieden.  Doch  würde  ich  im  Zweifel  bei  der  bona 
fides  des  späteren  Bodmeristen  und  resp.  Versicherer  den  Nehmer 
(resp.  Versicherten)  verurtheilen,  diesem  späteren  Contrahenten 
den  vollen  Werth  des  geborgenen  Objectes  im  Zustande  der 
Bergung  (nach  Abzug  der  Kosten)  zur  Strafe  zu  gewähren,  falls 
dem  ersten  Contrahenten  Alles  zugesprochen  werden  müsste. 
Dieser  Ansicht  scheint  auch  Pohls«  Seeassecuranz  IL  641. 
zu  sein. 

Insoweit  kein  Verbot  der  Concurrenz  entgegensteht,  scheint 
mir  es  angemessen,  dass  Versicherer  und  Bodmerist  sich  nach 
Verhältniss  ihrer  Summen  in  den  Werth  des  geretteten 
Objectes  theilen.  So  Code  de  com.fr.  Art  331*^),  wo  mit  Recht 
ausdrücklich  die  Anrechnung  der  Bodmereiprämie  verboten  wird. 
Die  stillschweigende  Voraussetzung  ist  hier  gegenüber  jenen 
Verboten,  dass  beide  Summen  den  ursprünglichen  Werth  des 
Gegenstandes  im  heilen  Zustande  nicht  überschreiten.  Denn 
sonst  treten  eben  die  Bestimmungen  des  Verbots  ein.  Das 
Spanische  Recht  1.  c.  Art.  837,  welches  in  dieser  Beziehung  kein 
Verbot  enthält,  sagt:  falls  die  versicherte  Summe  den  Werth  des 
Gegenstandes  nach  Abzug  des  Bodmereidarlehnes  übersteigt,  so 
erhält  der  Versicherer  nur  den  Rest;  und  ebenso  muss  man 
noch  die  Franz.  Ord.  1681  Art,  18  (UL  5)  interpretiren:  S'il  y 
a  contrat  a  la  grosse  et  assurance  sur  on  mftme  chaigement,  le 


94.  Das  Spanische  Recht  1.  c.  Artikel  837  sagt:  nach  VerblltiiiH  dam 
retpectiven  Intereiiet,  was  sweideutig  scheint;  .doch  mit  der 

Beschränkung  oben  im  Text. 
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dOBoeur  aera  ffiUti  aia  asBureun,  tur  1^  effeU  tauv^  du 
naufraga»  poar  aoa  capital  aeolemeiil. 

Doch  mu88  man  billiger  Weise  diese  verhaltoissiiiissige  Ver* 
iheiluDg  Kwischen  Versieberer  und  Bodmeristea  mir  auf  die 
nicht  iv  Nothhafen  geaeicboeteu  Bodmereien  beliehen,  liusste 
nimlicb  der  Kapitain  aul  der  Reite  wegen  dringender  Neth  auf 
einen  Gegenstand,  der  schon  au  seinem  vollen  Werthe  venicherl 
war»  Bodmerei  aufnehmen,  so  muss  der  Bodmerist  füglich  ror 
dem  Versicherer  den  Vonuig  haben.  Denn  diese  Bodmereiauf«- 
nahme  ist  eben  bereits  eine  der  Gefahren,  welche  der  Versicherer 
tragen  muss.,  nnd  sodann  ist  gerade  erst  durch  jene  Biodmerei- 
anmme  die  Bldgijchkeit  der  Weiterreise  gegeben  und  darf  also 
gerade  jenes  Kapital  als  Drsadie,  dass  der  QegMistand  wenigstens 
noch  soweit  bebaiten  geblieben  ist»  angesehen  werden.  Der 
etwanige  Deberscbuss  gehört  erst  dem  Versicherer  **>  Die 
Bodmerei pramie  sollte  aber  auch  hier  keinen  Vorzug  vor  der 
Versicherungssumme  haben. 

Der  eben  genannte  Artikel  18.  der  Ordonnanz  in  der  Be- 
schrftnkung  auf  die  Bodmerei  im  Nothhafen  kann  für  diese  unsere 
Ansicht  herangezogen  werden. 


g  2091    Ck>iieomnt  ihehrerer  Bodmereien. 

I.  Der  Rechtsgrundsatz,  dass  das  altere  Pfandrecht  dem 
jüngeren  vorgehe,  wird  bekanntlich  schon  aus  allgemeinen  Grün- 
den in  dem  Falle  durchbrochen,  wo  nachgewiesen  wird,  dass  die 
Geldsumme  des  jüngeren  Pfandglaubigers  überhaupt  zur  Erhal- 
tung des  Pfandobjectes,  also  inclusive  zur  Erhaltung  des  alteren 
Pfandrechts  gedient  hat,  mithin  wie  es  im  Römischen  Rechte 
L.  6.  D.  (20.  4)  heisst  salvam  fecit  totius  ptgaoris  causam.  Diese 
Ausnahme  gilt  nun  bei  dem  Bodmereipfande  geradezu  als  Regel. 
Es  heisst  hier  mit  Recht**):    Die  jüngere  Bodmerei  geht 


OSi.  Gut  Breisoles  L  c  8.  303.  Siebe  saeh  Beaecke.  System  IV.  500. 
Boolay-Paly  psg.  229;  besonders  Pehls,  Seeasieeanms  IL  641. 

ML  So  Diniachss  Beebt  L  e.  Art.  4.  Sebwed.  Seeiecht  IV.  8.  Prensi. 
Seeiecbt  1727  cap.  VII.  Art  16.  Botterdsm.  A  O.  Art.  251.  Das 
Consulat  esp.  34  (alü  39)  erkennt  den  Graadsats  »och  nicht  sa. 


SSD  Absdm.  Vfll.  Von  d^r  Bodtaerä. 

der  ftlteren  vor''.  Doeh  ist  wohl  zq  merUn,  das«  diese 
Bodmereiregel  aus  jenen  allgemeinen  GrQnden  deducirt  wird  und 
dass  sie  etüsii'nur  so  lange  gilt,  als  diese  Gründe  im  spezieUeo 
Falle  ?orbandM)  sind.  Die  jüngere  Bodmerei  geht  der  IltereD 
vor,  weil,  aber  aUch  -nur  wenn  die  erstere  so  angesehen  wer- 
den mnssi  als  db  M'e  dl«  Mittel  geboten  habe  zur  Erhaltnng  des 
Schiflfira  und  überhaupt  des  Bodmereigutes  und  ohne  sie  die 
alteren  Bodmeristen  ihre  Sicherheit  völlig  würden  verloren  haben. 
Ba  ist  nothwendige  Vorausseteung,  dass  die  jüngere  Bodmerei 
mfgeiKMnmen  ist  aus  dringender  Nothwendigkeit  und  indem 
namentfMi  auf  andere  Weise  kein  Geld  auftutreiben  war.  Abbott 
I.  e.  8.  142.  la  eigentlich  bedeht  sich  di&se  Regel  nar  anf  die 
im  Notlihafen  vom  Schiffer  contrahirte  Bodmerei  •«). 

II.  Demnach  steht  allerdings  fest,  dass  die  im  Nöthhafen 
und  überhaupt  während  der  Beise  rechtsbeständig  vom  Schifler 
geschlossene  Bodmerei  unbedingt  vorgeht  der  Bodmerei,  welche 
im  Abgangshafen  zum  Behufe  der  Ausrüstung  oder  Ausbesserang 
des  Schiffes  vom  Rheder  aufgenommen  worden  ist.  Neuestes 
Roll.  B.  1.  c  Art.  581.  Span.  831.  Franz.  Art  323«*).  Preoss. 
Recht  $2445.   Engl.  Praxis.    Dasselbe  gilt  vom  Gut. 

III.  Ferner  geht  die  in  einem  zweiten  Nöthhafen  aufge- 
nommene Bodmerei  der  .im  ersten  Nöthhafen  eontrahirten  vor, 
und  so  fort  Siehe  die  Citate  der  vorigen  Nummer.  Preoss.  R. 
S  2446.    Englische  Praxis. 


.  Die  neueren  Oeciephte  steUeoi  dan  Sala  mobt  uahx  se  aUicmda  bis. 
Ja  den  meisten  alteren  Seerechten  wird  danelbe  mcht  soidrOdüick 
erwähnt. 

97.  Vergl.  besondeiTi  Fremeiy»  ^todc«  p«  854.  —  üebiigeB«  wOrde  eis 
BodmereidArlfbn,  das  der  Rheder  oder  gar  der  SohüTer  iuiteiiN|i 
für  seine  Priva'tbedQrfnisse  und  nidit  nothweodig  zar  Fortsetsusg 
der  Reise  aufgenommen,  keinen  Vorzug  gemessen  vor  der  im  Ab- 
gangshafen aufgenommenen  Bodmerei.  —  In  England  geniesst  der 
Bodmerist  bei  Darlehen  an  den  Rheder  nicht  die  Tortheilhsto 
AechfUHttfel  in  dettrAdmifalltitt^eridit,  vriei  bei  DMeben  sb  da 
Schifeh    Ahbott  l.^'e.  n:  U.  8.  t». 

9B.  Die  Ordonn.  1681  Artikel  10  (III.  5)  sagt:    Le%  dehiers  laissh  psr 

'        renouvlüem^t  oa  conti^uation  nVntreroht  point  en  coneomiici 

*tta  tos  dtniert  i^tu^Uhtfent-  fbttnds  podr  le  m^me  voyage. 


$209.  GanmWMK  ilMlir«re#9o(UMfeMi.  $100.        S3I 

IV.  Dagegon  haben  mehrere  Im  Abgaagrtiafen  zu  einer  be- 
stimmlen  Reiee  abgeschlossene  Bednereien  m  der  Rege)  sogar 
unter  sich  gleiche  Rechte,  wenn  auch  die  eine  etwas  aNer  als 
die  andere  ist  Z.  B.  das  Geld  der  ersten  Bodaerei  reieht  nicht 
air  T^en  Ausrüstung  oder  zum  Yollen  Waarenankauf;  es  muss 
noch  eine  zweite  Geldsumme  auf  Bodmerei  geoemmen  werden. 
Beide  Bodmereien  sind  hier  zu  gleichem  Zwecke  verwendet, 
beide  haben  dem  verbodmeten  Objecto  gleichen  Nutzen  gestiftet, 
und  es  scheint  der  geringe  Unterschied  der  Zeit  nicht  geeignet, 
hier  der  jüngeren  ein  Vorzugsrecht  vor  der  älteren  einzuräumen, 
da  von  ihr  nicht  gesagt  werden  kann:  salvam  fecisse  totiuspig- 
noris  causam.  Auf  der  anderen  Seite  scheint  mir  aber  auch 
jener  Unterschied  der  Zeit  nicht  den  Einfluss  haben  zu  können, 
umgekehrt  der  älteren  Bodmerei  ein  Vorzugsrecht  zu  gewähren; 
denn  beide  Bodmereien  bilden  hier  gewisser  Hassen  ein  Ganzes 
und  müssen  drum  gleiche  Rechte  haben.  Pardessus  K  c.  **) 
Das  ist  der  Grundsatz  des  Preuss.  Seerechts  von  1727***)  und 
des  Schwedischen >**).  Das  Dänische  Gesetzbuch  Christians  V. 
Hb.  IV.  cap.  5.  Art.  9.  gibt  unter  mehreren  Bylbriefen,  d.h. 
f&r  Obligationen  Über  Geld,  welches  zur  Erbauung  eines  Schiffes 
hergegeben  wurde,  dem  älteren  den  Vorzug  vor  dem  jüngeren. 
Vergl.  bereits  Bd.  I.  $  48.  S.  98. 


09.  In  Eaglaad  i.  B.  nach  dend  Palle  Exettr,  Whitford  bei  RdlnsoH, 
adm.  rep.  I.  176.  Preun.  Landrecht  1.  c.  g  2448  nur  iqiil  Thaflb 
liehe  n.  VII.  dieiet  $.  Freilich  ist  darOber  Tiel  gestritten.  Siehe 
die  von  einander  abweichenden  Meinungen  des  Emerigon  eh.  ö. 
aeet.  3.  nd  Valin  ad  Art  16.  Veigleiche  aber  schon  L.  17.  D.  de 
priviL  credit*  (49.  9). 

190.  Dodi  ist  dasselbe  cap.  VII.  Art.  16.  zu  peinlich,  wenn  es  denselben 
dareh  minutiOBe  Zeitbestimmungen  beschränkt  und  jene  Gleichheit 
nar  eintrettn  lint:  wenn  mehrere  Bödmereibriefe  an  demselben 
(hin  abgesshlossen  und  tingatens  drei  Tage  von  einander  im 
Datum  verschieden  sind.  Das  naneste  Preuss.  Recht  bist  aadsfe 
Bestimmungen.   Siehe  n.  VII.  dieses  §. 

101.  Nur  soll  nach  Schwed.  Seerechte  (IV,  cap.  8.)  der  Unterschied  der 
Zeit  dar  an  daaawlben  Orte  abgefassten  Bödmereibriefe  nur  8  oder 
10  Tage  belanfen.  *-  Aehnlish  in  Bagland,  s.  B.  m  Fallt  Betsy, 
Hai  b«  DodwBy  rep»  269. 


3»  Absch&VHL  Von  der  Bediiiera. 

V.  Ganz  'daweUie  und  ans  denariben  Gründen  (welche 
anb  IV.  angegaben  sind)  muas  gelten  von  mehreren  in  dem- 
aelhaa  NoÜihafen  abgeschlossenen  Bodmereien»  nstQriich  auf  den- 
selben. Gegenstand.  Die  neueren  Seereehte  fahren  sogar  meist 
nur  diesen  Fall  an  (HolL  Recht  Art  581  in  f.),  sind  aber  wobi 
veiter  zu  inteifretlren. 

VI.  Auch  halte  ich  die  Bestimmung  des  Französ.  1.  c,  des 
Holl.  581.  und  des  Span.  Rechts  829.  für  begründet,  dass  die 
zum  Behufe  der  letzten  Reise  des  Schiffes  aufgenommenen  Gelder 
vor  denen  der  früheren  Reise  privilegirt  sind,  selbst  wenn  von 
diesen  letzteren  (wie  es  das  Span.  R.  I.e.  ausdrucklich  sagt)*»*) 
die  Zahlungszeit  durch  einen  ausdrücklichen  Vertrag  weiter 
hinausgesetzt  wäre.  Und  consequent  ist  die  Satzung  des  Holl. 
Rechts  1.  c.  zu  billigen,  dass  die  z\im  Behufe  der  letzten  Reise 
des  Schiffes  contrahirte  Bodmerei  bei'  der  Bezahlung  den  Vor- 
rang  vor  der  Schuld  aus  noch  unbezahlten  Kaufgeldern  haben 
solle. 

Doch  scheint  festzustehen,  iß^ss  die  unterwegs  auf  die  La- 
düng  genommene  Bodmerei  nur  dann  vor  der  älteren  den  Vor^ 
zug  habe,  wenn  das  Geld  aufgenommen  werden  musste,  um  eine 
für  die  Bedürfnisse  des  Schiffes  oder  zur  Rettung  der  Ladung 
contrahirte  Schuld,  wie  z.  B.  einen  Loskauf,  eine  Goutribution 
zur  Havarie  etc.  zu  bezahlen,  nicht  wenn  bloss  neue  Einkaufe 
gemacht  und  die  Güter  bloss  vermehrt  werden  sollten.  Ebenso 
verhiü'  ee  sich  mit  den  Verbodmungen  des  Sehifies.  Par- 
dessus  i;  c. 

VIL  Wo  der  Vorzug  oder  die  Gleichheit  der  mehreren 
Bodmereien  wegen  des  Maogels  jener  eigenthOmlichen  Gründe, 
wegen  besonderer  Satzungen  der  Particuiarrechte  nicht  statt- 
haben darf,  da  sind  die  allgemeinen  Regeln  über  den  Vorzug 
der  Pfandrechte  untereinander  festzuhalten.  So  wenn  nach  Preuss. 
Allg.  Landrecht  %  2447  ff.  mehrere  zur  Ausrüstung,  Oberhaupt 
im  Abgangshafen  angenommenen  Bodmweien  mit  einander  zu- 
sammentreflfen,   so   haben  von  ihnen  diejenigen   den   Vorzug, 


IQSi  Der  CMe  de  commeree  Ann«  Art.  91$  tagt:  qnwnd  mtee  il  ■erait 
aMari  ^«'eflbft  loac  laiwlet  pur  eontinnatioii  oo  renoaveUeiBcat, 
und  aach  dies  halte  ich  flir  richtig,    cf.  Pardeams  a.  919. 


S  210.  GoncarNM  oUt  «deren  fUid^iittiBe^  S  210.       SBS 

wakhe  gehörig  auf  den  9ehjfliidocomeiiteii  und  bekügNoh  auf 
den  Connoaeementen  (meh  den  Vorschriften  des  $  2486  und  9)' 
TfimeriLt  alnd  und  zwar  folgen  dieaelben  nach  Ordnung* der 
Zeit  ihrer  Datirong;  dagegen  haben  alle  Qbrigen  (solche,  die 
we^er  förmlich  constiloirt  sind)  gleiche  RechCe,  ohne  Unter- 
schied der  Zeit  und  tbeilen  sich  ($  2446)  diese  Bodmeristen  bei 
entstehender  UnaolUnglfcbkeit  der  verbodmeten  Sachen,  nach 
Verhiltnias  ihrer  Bodmereifordernngen  an  Kapital, 
einjährigen  Zinsen  und  Kosten**'). 


i  210.   ConeurreBi  nut  anderen  Forderangen  <•«). 

1' 

Das  Recht  des  Bodmereigebers  an  den  verbodmeten  Gegen- 
atinden  ist  ein  privilegirtes«  Es  müssen  daher  alle  anderen 
Forderungen  hinter  demselben  znrOckstehen.  Oben  %  208  wurde 
bereits  von  der  Concurrena  der  Bodmerei-  mit  der  Assecuranz- 
Forderung  gesprochen.  —  Indessen  gibt  es  einige  Forderungen, 
deren  Charakter  wesentlich  der  Art  ist,  dass  ohne  ihm  Entstehung 
der  Bodmerist-  auch  nicht  zu  seiner  Forderung  gelangen  könnte, 
indem  gerade  durch  sie  oder  durd)  die  ihnen  zum  Grunde 
liegende  Thfttigkeit  der  beireffenden  Forderungsgittiibiger  der 
verbodmete  Gegenstand  dem  Bodmeristen  erhalten  ist  oder  doch 
ohne  deren  Abzug  gesetzlich  nicht  gedacht  werden  kann.  Kurz 
es  treten  hier  gewisse  Fälle  einer  analogen  Anwendung  der  in 
rem  Versio  ein.  Solche  Forderungen  müssen  demnach  analog 
aus  ähnlichen  Gründen«  aus  welichen  die  jüngere  Bodmerei  einen 
Vorzug  vor  der  älteren  hat  ($  209),  wiederum  auch  der  jüngsten 
Bodmerei  vorgehen. 

Unter  diesen  vor  der  Bodmerei  privilegirten  Forderungen 


103.  Doch  beiilt  et  g  2450  noch:  Inwiefern  dem  Einen  oder  dem  An- 
dern, wegen  erweislicher  Verwendung  zum  Betten  der 
verbodmeten  Sache,  ein  besonderes  Vorfecht  sakomme,  ist 
nach  Vonehrilt  des  BHten  Thsils  Tit.  20.  i  3ia  zu  beartheüen. 

104.  Vergleiche  betonden  P0hif,  Seerecht  S.  860.  (K),  dem  ich  hier  meist 
folgen  kann. 


kann  mm  d««n.i9i#der  selbfll  eine  beüimiilleBaiigimittmgteat*- 
•eUea  und  zYar  gMchieki  dies  wohl  «m  besten  and  ooise^ 
q^HsotesteB  Moh  dem  GeeichUpuakle;  daes  hier  diejenige 
Forderung  den  Vonug  «rhatte»  deren  Object  lanftehat  und  am 
m^iateo  cur  Erhaltung  des  verbodmeten  Schifles  oder  Gutes 
diente,  und  daaa,  bei  vorhandener  GleicMwit  in  dieser  letttereo 
Beaiebung»  die  jüngere  Forderung  der  alleren  vorgebe.  Daher 
mua$  man^  wo  alles  Uebrige  gleich  ist,  etwa  folgende  ReBien- 
folge  aufstellen. 

1)  Berglohn.  Preuss.  Seerecht  1727  cap.  X.  Art  59.  (Berge- 
gelder von  der  letzten  Reise). 

Dahin  gehont  denn  aueh.  Alles,  was  der  Schiffer  oder  eis 
Anderer  zur  Ranzionirung  des  verbodmeten  Gegenstandes 
an  Kaptoren  und  Räuber  bezahlt  hat^**}. 

2)  Lootsgeldy  Tonnengeld,  Hafenunkosten,  fir- 
baltung^r-  und  Lagerungskosten,  sowie  sndere 
noth wendige  Ausgaben  in  Bezug  auf  das  Bodmerei- 
object. 

3)  Volksb.euer^««)  von  der  letzten  Reise  und  zwar  ge- 
<   wisa  gemeihrechtlieh  mit  Btoschlnss  der  Gage  des  Schiflers, 

wie  es  das  Preussisdhe  Seerecht  von  1737  I.  c.  ausdrOcklidi 
sagt,  pafticularreohttiah,.x.'B.  in  England,  aber  blsweil^  ver- 
boten ist, 

4)  Diejenigen,  welche  nach  geschlossener  Bodmerei  und  auf 
der  ferneren  Reise  Geld  zur  Anschaffung  von  Lebens- 
mitteln oder  zur  Herstellung  des  Schiffes  hergeliehen  oder 

-     diese  Gegenstände  creditirten*^' Ol  wiewohl  haußg  nur,  wenn 


105.  So  PohU  1.  c.    Baldaaseroni  1.  c  tit.  IX.  n.  37.  p.  176. 

106.  Contolato  del  mare  csp.  34.  136.  Haniest  Seerecfat  IX.  Art  5. 
Preius.  Seerecht  1727  1.  c.  Art.  50.  Ordon.  1681  Art  16.  (I.  li) 
coli.  Art  19.'(IIL  4.)   Schwed.  Seerecht  IV.  cap.  9. 

107.  L.  6.  6.  D.  L.  a  a  qni  pot.  in  pign.  ^  L.  96.  34^  D.  de  reb. 
ancit«  Ind.  (42.  bh  --  Preuaiichea  aeeeeeht  1727  1.  o.  RofterdsBer 
Anecuranz  -  Or^niiiig  Artikel  269.  Ordonnanxe  1681  Artikel  li 
(t.  14.) 


$210.  Gonqq|||CMft,iivt,4f)<)flPPn  IMenii^     $210.       SMt 

dap  SAin*  ^ocil  kftae  Reia«.wied«Kg«iiMci|t  bat^^^.  Steher 
.    gebör^o  aucb  (Ue  Waareo,  die  zu  jener,  pben  beatievnteo 
Zeit  verkauft  werden  musaten,   um  den  BedUrJbiiaaeii  dea. 
Schifles   abzuhelfen,   sowie   was   dem  Schiffer  zu    diesem 
Zwecke  geliehen  wurde  *••). 

6)  Die  Havari^grosse,  die  seil  Sohliessttng  der  BodmeM- 
entstand  «<*)  imd  wo«  ^  dem  vertiodmeten  Oegeilatande  be- 
zahlt werden  muss;  denn  durch  ein  freiwilh'ges  Opfer  zum 
Besten  des  Ganzen  Ist  auch  der  Gegenstand  der  Bodmerei 
erhalten.  Debrigens  ist  ja  die  Hayariegross  Folge  einer 
SeegeTahr,  die  der  Bodmereigeber  tragen  muss.  Desswegen 
schon  muss  sich  derselbe  es  gefallen  lassen,  dass  sie  den 
Werth  des  Bodmereiobjects  vermindere*"). 

Es  versteht  sich  aber  von  selbst,  dass  alle  diese  1  —  5  an- 
geführten Forderungen  nur  dann  einer  Bodmerei  vorgeben  kön- 
nen, wenn  sie  jünger  als  letztere  sind.  Femer  unter  einander 
werden  diese  Forderungen  füglich  nur  nach  dem  Alter  rangiren 
können,  so  dass  also  die  jQngere  der  alteren  vorgeht.  Endlich 
wenn  sonst  Alles  gleich  ist,  so  kommt  die  Ordnung  In  Be- 
tracht, in  welcher  sie  hier  im  Texte  aufgezahlt  sind. 

Debrigens  kann  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsatzen  die 
Vorschrift  des  Holland.  Handelsgesetzsuchs  Art.  501  nur  ge- 
billigt werden,  dass  derjenige,  welcher  bei  Strandung  oder 
Schiffbruch  eines  verbodmeten  Schiffes  Schulden  bezahlt,  die 
dem  Inhaber  eines  Bodmereibriefes  vorgehen  würden,  von 
Rechtswegen  in  das  Vorrecht  des  ursprünglichen  Gläubigers  ein- 
trete. Es  ist  das  aber  auf  jegliches  Bodmerelobject,  gleichviel 
ob  Schiff  oder  Gut,  auszudehnen. 


106.  Ordon.  1Q81.  L  c.  Artikel  17.    Coniolato  del  mare  cap.  32. 

100.  Ord.  1681  1.  c.  Art  10.  Consolate  arg.  cap.  104  sq.  Goidon  de 
la  mer  eh.  18. 

110.  Altes  Fretin.  Seereeht  L  o.  Art.  59. 

lll.Fslsch  aber  neont  et  Pohls  mit  Recht,  wenn  Verwer,  Verhande- 
linge tot  Bodmer^e  i  21  ssgt^  daii  die  LadungimteretMnten  wegen 
ihrer  Forderung  ans  der  nicht  gehörigen  Lieferung  ihrer  OQter  dem 
Bodmeristen  vorgehen  mOssten. 


SH  AbMhA.VlII.  YbnderBodoMreL 

Siehe  bereits  wegen  des  ginsen  Inhalts  dieses  }  Bd.  I.  S  48 
Ober  pritUegirte  Forderungen  an  Schiffen  und  ihre  Rangordnung 
untereinander  ^>^). 


IIA  Die  Kaiierlteb  Rusb.  Ordnung  der  HaaddbHchHribrt  entfallt 
Ober  Bodmereien  ionifiat  i 


Absclmitt 

Beekto  des  Seelumdek  im  Seekriege. 


1 211.  Einleitung.  Literatur  det  VOlkeneerechts. 

I.  Der  Krieg  als  das  letzte  und  ftusserste  Rechtsmittel  zur 
Schlichtung  internationaler  Streitigkeiten  *)  hat  mannigfachen 
Einfluss  auf  bestehende  Rechtsverhältnisse ,  namentlich  auf  die 
Rechte  der  Handeltreibenden.  Doch  modißcirt  der  Land- 
krieg dieselben  lange  nicht  in  dem  Grade,  wie  dies  der  See- 
krieg bis  auf  die  neuesten  Zeiten  herab  gethan  hat  >).  Ueberhaupt 
aber  kann  ein  blosser  Landkrieg  füglich  auf  die  Rechtsver- 
hältnisse des  Seehandels  wenig  oder  gar  keinen  Einfluss 
ausüben.  Dagegen  hat  jeder  Seekrieg  nach  der  bisherigen 
Praxis  des  internationalen  Seerechts  die  regelmässigen  rechtli- 
chen Verhältnisse  des  Seehandels»  wie  sie  in  den  Friedenszeiten 
existiren,   nicht  bloss  auf  das  Stärkste  berührt  und  modificirt, 


1.  Ueber  den  principiellen  Rechttcharakter  des  Kriegs  siebe  von  Kai« 
tenborn,  Kritik  des  Völkerrechte  (Leipzig  '847),  bei.  S.  300  ff. 

&  Wegen  dieses  Unterschieds  iwiscben  Land-  und  Seekrieg  siehe 
bes.  G.  F.  V.  Martens,  essai  concernant  les  armateur  (Göttingen 
1795),  pag.  37—40;  von  Kaltenborn,  die  Kaperei  im  Seekriege 
(in  PöUtz-BQIau  Jahrbüchern  fUr  Geschichte  und  Politik  (Leipzig, 
Jahrgang  1849), Bd. n. 8. 200, sowie  von  Kaltenborn, Kriegsschiffe 
auf  neutralem  Gebiet  (Hambnrg  1850),  S.  1  ff. 

V.  Kalteoborn  Seereebt  II.  22 
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soDdern  zum  grossen   Theile   sogar  allemal   Qber  den  Haufen 
geworfen.    Jeder  Seekrieg  ist  bisher  regelmässig  ein  Raubkrieg 
gegen  feindliches  Staats- und  Priyateigenthum  zur  See  und 
somit  mehr  oder  weniger  Zerstörer  oder  doch  geflibriicher  Be- 
droher des  Seehandels  der  kriegführenden  Staaten   und  deren 
beiderseitigen  Uoterthanen  gewesen,  und  hat  ausserdem  auf  den 
Seehandel  der  neutralen  Völker  in  rechtlicher  Beziehung  be- 
deutend eingewirkt,  wie  denn  durch  den  Seekrieg  gewisse  eigen- 
thümUche  Institute  des  Seerechtes  geschaffen  sind,  die  entschie- 
denen Einfluss  auf  den  Privatseehandel  haben.    Freilich  streitet 
dergleichen  zum  Theil  gegen  die  von  uns  Bd.  I.  $  6.  dargelegten 
allgemeinen  und  wesentlichen  Grundsatze  des  Europäischen  See- 
Verkehres,  und  ist  mehr  oder  weniger  geradezu  als  Ausnahme 
von  jenen  sonst  allgemein  anerkannten  Regeln  zu  betrachten. 
Indessen  es  ist  dies  nun  einmal  bis  zur  Gegenwart  die  Praxis 
des  Seekriegsrechtes  gewesen  und  geblieben.  Mit  dem  Aasbruche 
eines  Seekrieges  wird  der  Seehandelsverkehr  unter  den  krieg- 
fOhrenden  Staaten  und  deren  beiderseitigen  Unterthanen  in  der 
Regel  völlig  abgebrochen  und  jeder  Verkehr  des  einen  krieg- 
führenden Volks  zur  See  mit  andern  nicht  am  Kriege  betheiligten 
Völkern  von   der  entgegenstehenden  feindlichen  Macht  auf  die 
gebhrlichste  Weise  bedroht,  so  dass  beide  kriegführende  Völker 
durch  den  Seekrieg  im  Wesentlichen  ihren  ganzen  Seehandels- 
yerkehr   preisgeben    oder    doch    bedeutend    beschranken   oder 
modificiren    müssen.     Denn   nicht  nur,    dass  jedes   feindliche 
Handelsschiff  so  gut  als  ein  Kriegsschiff  auf  offener  See  und  im 
feindlichen  Gebiete  der  Gefahr  der  Nehmung,  namentlich  auch 
durch  Kaper,  ausgesetzt  ist,  und  dass  kaum  die  darin  verladenen 
Güter  neutraler  Staaten  und  deren  Dnterthanen  als  gegen  feind- 
liche Behandlung  und  Nehmung  gesichert  erscheinen,   so  sind 
auch  selbst  die  neutralen  Schiffe  in  Bezug  auf  ihren  Seer^kehr 
und    nun   namentlich   in   ihrem  Seehandel  mit  den  feindlichen 
Parteien  auf  das  mannigfachste  afiicirt:  es  ist  ihnen  die  Ladung 
von  Kriegscontreband  verboten,  sie  müssen  die  Blokade  feind- 
licher Orte  r6spe<5tiren ,  ja  selbst  auf  diesen  neutralen  Schiflen 
wird  feindliches  Eigenthum  gegen  feindlichen  Angriff  noch  nicht 
als  geschützt  betrachtet.    Es  thut  hier  allerdings  eine  Reform 
sehr  noth  und  ist  dieselbe  seit  den  letzten  sieben  Deeennien  mehr 
und  mehr  angebahnt,  ohne  dass  aber,  trotz  der  ziemlich  all- 
gemeinen Anerkennung  des  Bedürfnisses  einer  solchen  Refonn 


S  211.  Eioleitang.  Literatar  des  VölkerseerechU.  %  211.     989 

oaDMDtlich  von  allen  mittleren  und  kleineren  Seemächten»  yiel 
Aassiebt   lur    baldigen    Durchführung   der   Reform    vorhanden 

Demnach  sollen  in  diesem  letzten  Abschnitte  die 
durch  den  Seekrieg  bedingten  und  begründeten 
eigenthümlichen  Verhaltnisse  des  Europaisch-Ame- 
rikaniachen  Seerechts  im  Privatverkehre  dargestellt 
werden.  Es  wird  mithin  hier  gehandelt  werden  1)  von  der 
Kaperei»  2)  von  Prisen  und  Reprisen  und  endlich  beson- 
ders 3)  von  den  Rechten  des  neutralen  See  band  eis. 

Uebrigens  gehdren  die  Materien  des  Seekriegsrechts  vor- 
zugsweise in  das  öffentliche  und  speziell  in  das  eigentliche 
Völker- Seerecht  (Bd.  1.  §2),  und  sollen  dieselben  hier  nur  i n- 
soweit  erörtert  werden^als  sie  zugleich  den  rechtlichen  Charakter 
des  Privatseeverkehres  bestimmen.  Doch  scheint  es  zu 
diesem  Behufe  nothwendig,  zuvor  einige  Grundbegriffe» 
die  allerdi  ngs  wesentlich  dem  öffentlichen  Seerechte 
angehören,  auf  denen  wir  aber  hier  zum  Theil  unsere  den  Pri- 
vatseehandel regelnde  Satzungen  auferbauen  müssen,  in  einer 
kurzen  Uebersicht  ($  212)  darzulegen,  besonders  da  deren 
Kenntniss  für  den  Privatseeverkehr  nicht  bloss  in 
Kriegs-,  sondern  auch  in  Friedenszeiten  zum  Theil 
von  Wichtigkeit  ist. 

11.  Die  Literatur  des  öffentlichen  Seerechts  anbe- 
langend, so  enthalten  die  allgemeinen  Werke  über  Völker- 
recht in  den  betreffenden  Abschnitten  eine  übersichtliche  Dar- 
stellung des  Völkerseerechts,  so  G.  F.  v.  Martcns,  droit 
des  gens  (zuerst  Götiingen  1789;  1802;  1821;  mit  Noten  von 
Pinheiro  Ferreira,  Paris  1831.);  Heffter,  Europ.  Völkerrecht 
der  Gegenwart  (Berlin  1844;  2.  Aufl.  1848);  Henry  Wheaton, 
international  law  (London  1836.  2  Bde.)  und  von  ihm  selbst 
französisch  umgearbeitet  als:  droit  international  (Leipzig  und 
Paris  1848.  2  Bde.);  Oke  Männing,  commentaries  on  the  law 
of  nations  (London  1830.);  der  Südamerikaner  Andreas  Bello, 
principios  de  derecho  de  gentes  (publ.  en  Santiago  de  Chile, 
reimpr.  Paris  1840);  der  Spanier:  Jose  Maria  de  Pando 
(t  1840),  elementos  del  derecho  intern.  (Madrid  1843).  —  Auch 


3.    Vergl.  V.  Kaltenborn;  Kaperei  imSeekriegel,  c.S.  198. 200, 209 ff. 

22* 
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schon  Vattel,  droit  des  gens  (Euerst  1758,  audi  1773,  IHS; 
zuletzt  mit  Noten  von  Pinheiro  Ferreira.  Paris  1838;  auch 
Deutsche  und  Englische  Cebersetzungen)  und  Hugo  Grotlus» 
de  jure  belli  ac  pacis  (zuerst  1625,  verbessert  1632  und  öfters). 

Sodann  sind  zu  erwfthnen:  Jouffroi;  droit  des  gens  mari- 
time (Berlin  1806);—  Nau,  Völkerseerecht  (Hamburg  1802);  — 
Holst,  Völkerseerecht  (1.  und  einziger  Band.  Hamburg 
1802);  —  Du  Rat-Lasalle,  droit  et  legislation  des  arm^es 
de  terre  et  de  mer,  besonders  1.  370  ff.;  —  Theodore  Orto- 
lan  rfegles  internationales  et  diplomatie  de  la  mer  (Paris  1845. 
2  Bde.);  Ferd.  Conte  Lucchesi-Palli,  principi  di  diritto  pabl. 
marittimo.  (Neapel  1841.);  James  Reddie,  researches  in  mari- 
time international  law.  (Edinburg  1844.  45.  2  Bde.);  Azuni, 
sistema  universale  dei  principi  de  diritto  marittimo  dell,  Europ. 
Florenz  1759,  verbessert  Triest  1796. 

Wegen  der  Literatur  des  Seerechts  siehe  bereits  Bd.  L 
S  38—40.  S.  71  ff,  sowie  die  Spezialliteratur  unten  beiden 
einzelnen  Materien. 

Der  Vorwurf  eines  nationalen  Egoismus  kann  am 
meisten  den  Schriftstellern  Ober  das  internationale  Seerecht  ge- 
macht werden,  namentlich  den  Britischen,  wahrend  sich  die 
Französischen  in  neuerer  Zeit  mehr  dem  kosmopolitisdiea 
Standpunkte  zugleich  mit  den  Deutschen,  Italienischen 
und  Scandinavischen  Schriftstellern  zugewandt  haben.  Vei^gl. 
Heffter  Völkerrecht  S  0.  S.  24  not.  2;  sowie  oben  Bd.  L  dieses 
Seerechts  S  38.  S.  71. 

S  212.    Herrschaft  über  das  Meer  «). 

Das  Meer  ist  in  der  Regel  als  keiner  Staatsherrschaft  un- 
terworfen anzusehen.  So  zweifelsohne  nicht  die  offene  See, 
denn  jede  Herrschaft  ist  illusorisch,  sobald  sie   nicht  geltend 


4.  Von  der  zahlreichen  Literatur,  ausaer  den  alteren  Scbrilten  bei  nm 
Ompteda,  Literatur  des  Völkerrechts  (  218  und  von  Kamptt, 
Neue  Literatur  des  Völkerrechts  $172,  erwähne  ich  v.  Cancrin, 
Abhandlung  vom  Wasserrecht  (Halle  1789),  Te Hegen,  dejnre  in 
mare  (Groningen  1847).  Siehe  auch  GQnther,  Volkerrecht  11. 
t  25.  Klflber,  Völkerrecht  S  190.  Heffter,  VOlkenecfat  {  13 
Ortolan,  diplomatie  de  la  mer  (Paris  1845}  L  p.  100. 


S  212.  Hemcbaft  über  das  Meer.  S  212.  341 

gemaeht  werden  kann  and  das  ist  hier  der  FalL  Dafür  ent- 
scheidet sich  denn  auch  unbedingt  die  heutige  Praxis  des 
VAlker-  und  SeerechU  *). 

Nur  derjenige  Theil  der  Seeküste,  der  vom  Lande  und  von 
den  unter  einer  Staatsherrschaft  stehenden  Inseln  kriegerisch 
und  namentlich  durch  Kanonen  vertheidigt  werden  kann,  wird 
heutzutage  unbestritten  zu  dem  Gebiete  dieses  Staates  gerechnet» 
also  namentlich  kriegerisch  zu  vertheidigende  Meerengen,  Kanäle, 
Baien,  Buchten,  Flussmündungen,  also  überhaupt  das  Küsten- 
me er  jedes  Staates.  Dabei  hat  man  seit  Bynkershoek  also 
seit  zwei  /ahrhunderten  mehr  und  mehr  und  jetzt  ziemlich  allge- 
mein in  Praxis  und  Theorie  angenommen,  dass  das  ganze  Küsten- 
meer, soweit  von  der  Küste  aus  Kanonen  vorübersegelnde  Schiffe 
erreichen  können  (quousque  mari  e  terra  imperari  potest),  zum 
Seegebiete  jedes  angrenzenden  Staates  gehöre;  denn,  sagt  man 
mit  Becht:  terrae  dominium  finitur,  ubi  finitur  armorum  vis. 
Darin  stimmen  alle  neueren  Autoren  des  Völkerrechts  überein  *) 
und  damit  stehen  denn  auch  Staatsverträge  und  andere  öffent- 
liche Urkunden  im  Einklänge  z.  B.  Art  21  des  Handelstractates 
zwischen  Frankreich  und  den  Niederlanden  von  1730,  Art.  28 
des  Vertrags  zwischen  Frankreich  und  Bussland  1787 ,  Art  25 
des  Vertrags  zwischen  England  und  Nordamerika  1794  etc 


In  froheren  Zeiten  gab  et  hierüber  in  Praxis  und  Theorie  die  hef- 
tigsten Streitigkeiten.  Spanien  und  Portugal  redamirten  sonst 
das  Eigentbum  der  von  ihnen  entdeckten  Meere.  Der  Papst  theilte 
dann  sogar  das  grosse  Weltmeer  unter  Terschiedene  Potentaten  nach 
einer  bestimmten  Linie.  Grossbrittanien  eignete  sich  die  Son- 
▼erilnetet  Ober  die  vier,  die  brittischen  Inseln  umfliessenden  Meere 
(narrow-seas)  an,  doch  ohne  genaue  Definition  der  damit  verbun- 
denen Rechte,  doch  überall  den  Flaggengruss  von  Fremden  hier 
verlangend.  Venedig  reclamirte  das  adriatiache»  Genua  das  ligu- 
risebe  Meer.  Siehe  Hugo  Grotius,  mare  liberum  (zuerst  Leyden 
1609)  gegen  und  Seiden  mare  dannum  (zuerst  London  1636)  und 
besonders  Jo.  Borough,  Imperium  maris  Britannici  (London  1686) 
für  England,  ausser  sahllosen  anderen  Streitschriften  des  17.  und 
18.  Jahrhunderts. 

Vergl.  Ortolan  1.  c  I.  180.  Wheaton ,  international  law  I.  215, 
A^mens  du  droit  intern.  1.  176;  Heffter  Lc  137;  v.  Kaltenbom, 
Kriegsschiffe  S.  8  nnd  9. 
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Diese  BestimtaiaDg  wegeri  der  Kanonensdiusswette  ist  aller- 
dings nicht  absolut,  sondern  nur  relativ.    Doch  kann  man  füg* 
lieh  annehmen,  dass  der  Punkt  der  Küste  oder  der  Klippe  oder 
Insel  an  der  Küste ,   wo  Kanonen  angebracht  sind  oder  ange- 
bracht werden  können,  auf  der  einen  Seüe  hlnlan]g1ich  bestimmt 
ist    Es  scheint  aber  nicht  nothwendig  zu  sein,   dass  non 
auch  Kanonen  immer  dort  liegen,  doch  wird  es  zweckmlssig 
sein,  gleichsam  zur  Documentirung  seines  Rechts  und  zur  Durch- 
führung in  streitigen  Fallen  Kanonen  aufzupflanzen,  wenigstens 
an  wichtigen  Punkten  ')•    Auf  der  andern  Seite  ist  es  streitig» 
wie  weit  die  Kanonenschussweite  ins  Meer  hineinreiche.  Orto- 
lan,  L  c.  I.  175  drückt  sich  darüber  relativ  aus:  la  plus  forte 
port^  du  canon,  selon  les  progr^s  communs  de  l'art,  k 
chaque  ^poque,  est  la  mellleur  mesure  universelle  k  adopter. 
Azuni  (origine  du  droit  des  gens  tom.  I.  liv.  II.  p.  58  —  61) 
nimmt  die  Länge  von  drei  Italienischen  Milliarien,  wovon  vier 
auf  eine  Deutsche  Heile  gehen,  an,  und  ahnlich  haben  sich  die 
Nordamerikaner  1793  entschieden,  indem  sie  eine  Seemeile  oder 
drei  geographische  Englische  Heilen  weit  von  der  Küste  das 
Heer  unter  ihrem  Schutz  stehend  erklarten.   Doch  wird  Art  25 
des  Vertrages  mit  England  1794  nur  von  Kanonenschussweite 
überhaupt  gesprochen,  wogegen  wiederum  in  dem  Vertrage  von 
1818  mit  England  (Art.   1),  in  Bezug  auf  die  Fischerei  obige 
Bestimmungen  ausdrücklich  anerkannt  werden,  wie  dies  auch 
in  Bezug  auf  eben  diesen  Gegenstand  in  dem  Vertrage  zwischen 
England   und  Frankreich    1S39,  Art  9  und  10  geschehen  ist 
Andere  Autoren  nehmen  ahnlich  drei  Französische  Lieues  als 
in  der  Praxis  herrschend  an  und  ist  hier  als  Beispiel  der  Friede 
zwischen  Frankreich  und  England  von  1763,  Art  5  anzuführen, 
wo  es  sich  übrigens  nicht  um  das  offene  Heer,  sondern  um  den 
Busen  St  Laurentius  handelte.    Klüber,  Völkerrecht  I.  206  und 
Härtens,  droit  des  gens  I.  p.  124  ')• 


Heff  ter  L  e.  iit  ftr  die  Nothwendigkeit  wenigstem  znr  Aufreeht- 
haltoDg  der  Neutralitat     Siehe    aber  Haute feuille   (drotti  et 
devoirt  dei  nations  neutrea«   Paris  1848.  49.  tom.   1— i.)  tan.  L 
pag.  290  und  v.  Kalteubom,  Kriegnchiift  S.  10. 
Siehe  v.  Kalte nborn,  Kriegsschiffe  S.  10  ff. 


S213.  EjgmthumsBieere.  Suiuftoll.  $213.  343 


S  213.    Bigenthnmimeere.    Sandsoll. 

Nur  so  weit,  auch  abgesehen  von  den  eigentlichen  Küsten- 
meeresstreifen,  gewisse  Meerestheile  und  namentlich  erst  deren 
geschlossener  Charakter,  deren  ausschliessliche  Beherrschung 
zur  Sicherheit  eines  Beiches  nothwendig  dienen  und  zugleich, 
wenigstens  in  gewisser  Weise  gegen  das  Einlaufen  von  fremden 
Schiffen  durch  militärische  Befestigungen  geschützt  sind  oder 
doch  leicht  geschützt  werden  kOnnen,  kann  füglich  der  einzelne 
Staat  für  befugt  gehalten  werden ,  ein  höheres  und  mehr  oder 
weniger  ausschliessliches  Becbt  über  dieselben  zu  beanspruchen, 
ja  eine  Art  wenigstens  von  Staatsobereigenthum  (imperium). 
Aus  diesem  Gesichtspunkte  lassen  sich  die,  auch  noch  in  der 
Gegenwart  von  den  einzelnen  Staaten  Europas  behaupteten 
sogenannten  Eigenthumsmeere  rechtfertigen.  Dieselben  sind  zwar 
nach  dem  Europäischen  Völker-  und  Seerecht  als  bestritten  an- 
zusehen, aber  sie  sind  factisch  vorhanden,  werden  der  Haupt- 
sache nach  überall  anerkannt  und  dürfen  demnach  als  eine  Art 
von  rechtlichen  Bestand  habend  betrachtet  werden. 
Dahin  gehören  *): 

1)  Alle  Seeeinbrüche  in  das  frühere  Landesgebiet  eines 
Staats»  so  lange  sie  zugleich  factisch  in  einer  mehr  aus- 
schliesslichen Herrschaft  behalten  werden.  Dazu  lassen  sich 
unter  andern  die  Einbrüche  der  See  in  die  Friesischen  Lande 
rechnen,  namentlich  die  holländische  Zuydersee,  de- 
ren Eigenschaft  als  Eigenthumsmeer  nicht  bestritten  wird. 

2)  Noch  viel  mehr  die  von  einem  oder  mehreren  Staatsgebie- 
ten völlig  umschlossenen,  seewärts  unzugänglichen  Binnen- 
meere. 

3)  Nach  §  212  alle  Häfen,  Buchten  und  Landungsplätze,  sie 
seien  künstliche  oder  natürliche,  als  Zugänge  des  Landes  ><»). 

4)  Der  grosse  und  kleine  Bell  von  Seiten  Däne  mark s  **). 


9.    Vergl.  bes.  Heflter,  Völkerrecht  g  75,  der  aber  die  Sache  anders 

AUffaMt. 

10.  Veigl.  Viml,  drmt  des  geat  L  23.  $290.  L.  lö.  D  de  publicanii. 

11.  DüBaniark  behauptet  aueh  die  Herrschaft  über  das  Meer  4  Meilen 
um  Island  herum  und  15  Meilen  um  Grönland.  Doch  ist  diese  Pra- 
tension  aus  den  Zeiten  datirend,  wo  besonders  Italienische  Autoren 
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5)  Das  llarmormeer  unter  Türkischer  Hoheit 

6)  Die  Meerenge  zwischen  SchoiUand  und  Irland  von  Seiten 
Grossbritaniens. 

7)  Das  grosse  und  kleine  Haff  (an  der  OdermQndung), 
ferner  das  frische  Haff^*),  sowie  das  Kurische 
Haff **),  sämnitlich  unter  Preussischer  Hoheit 

8)  Die  Meerenge  von  Messina  unter  Sicilianischer 
Hoheit  "). 

9)  Seit  der  Abtretung  Finnlands  an  Russland  durch  den  Frie- 
den von  1809,  wodurch  der  B  ethnische  Meerbusen  selbst 
als  Grenze  genommen  und  die  Inseln  darin  nach  der  Nabe 
des  Ufers  getheilt  wurden,  kann  von  der  ehemaligen  Seh  we- 
d Ischen  Hoheit  über  diesen  Ostseebusen  nicht  mehr  die 
Rede  sein. 

10)  Da  seit  dem  Frieden  ron  Adrianopel  1829  das  Schwarze 
Meer  vom  Mittelmeere  her  und  nach  demselben  geöffnet 
ist  und  nur  fremde  Kriegsschiffe  durch  den  Vertrag  zwisdien 
den  Grossmachten  und  der  Pforte  von  1841  noch  ausge- 
schlossen sind  (von  den  Dardanellen),  so  kann  füglich  nicht 
mehr  von  einer  ausschliesslichen  Hoheit  der  Türkei  die 
Rede  sein,  um  so  weniger,  da  es  seine  volle  HerrschaA 
darauf  wesentlich  an  Russland  verloren  hat  Man  mnss 
aber  sagen,  dass  Russland  und  die  Türkei  dort  als  privi- 
legirt  erscheinen,  indem  dort  allein  ihre  Kriegsschiffe  zuge- 
lassen werden.  Siehe  Note  5.  >'). 


dem  Kttatentttate   auf  50,  60,  100  Meilen  ini  Meer  hinein  eine 
Hemchaft  zusprachen. 

12.  Preuss.  Meerbusen  an  der  Ostpreuss.  KQste,  14  Meilen  lang 
und  3  Meilen  breit,  und  bei  Pillau  durch  das  Gatt  mit  dem  Meere 
in  Verbindung.  Der  lange  schmale  Streif,  welcher  ihn  vom  Meere 
trennt,  heisst  die  frische  Nehrung. 

13.  Preuss.  Meerbusen  der  Ostsee,  ebenfalls  in  der  Provhii  Ost- 
preussen,  15  Meilen  lang  und  7  Meilen  breit,  und  bei  Memel  durch 
eine  schmale  Meerenge  mit  der  Ostsee  in  Verbindung. 

14   Cussy,  dictionnaire  du  diplomate  et  du  consul.  S.  691  sab  v.  fem'- 

toire  maritime  (Leipz.  1846). 
15.  Siehe  bes.  van  Hoom,  dets,  de  navig.  in  man  n.  9«  10.  Amaterd. 

1834.  —  Auch  die  Prfttension  der  Türkei  von  einer  privAegirten 

Herrschaft  Ober  das  Aegaische  Meer  ist  wohl  jetzt  unpnktiadw 

besonders  seit  der  Restaunttion  Griechenlands. 


SS13.  BigeotlMmimneere.  Sonäzoll.  $213.  345 

Uebrigens  sind  diese  Bigentbonisnieere  namentlich  iV  Kriegs-  • 
Zeiten  wegen  der  Bestimmung  der  Ausdehnung  des  Mndlichen 
und  resp.  neutralen  Gebietes  und  wegen  der  hieraus  fliessenden 
Rechte  für  die  sich  dort  Aufhaltenden  von  Wichtigkeit  Ferner 
haben  die  Staaten  darin  das  Recht,  über  jede  Annäherung  Frem- 
der Audiunft  zu  verlangen  und  allerlei  Sicherheitsmassregeln  zu« 
ergreifen;  ferner  Friedensstörungen  zu  verhindern  und  dage- 
gen factisoh  zu  interveniren;  überhaupt  das  Recht  der  Annähe- 
rung zu  bescbrinken  und  an  Förmlichkeiten  zu  binden;  ferner 
diese  Gewässer  ausschliesslich  zum  eignen  Vortheil  z.  B.  zur 
Fischerei  zu  benutzen;  das  Recht  des  Embarge  auszuüben,  die 
dort  segelnden  Schifie  so  lange  sie  nicht  besondere  Legitimationen 
haben,  des  Schleichhandels  fiOr  verd&cbtig  zu  erklären,  endlich  auch 
gewisse  Abgaben  zu  erheben.  Siehe  den  Schluss  des  §•  etc. 

Die  natürlichen  und  nothwendigen  Verbindungs- 
strassen zwischen  den  verschiedenen  Meerestheilen  (Meerenge 
von  Giberaltar,  der  sog.  Kanal,  der  Sund,  dieHagelans- 
strasse),  durch  welche  die  Verbindung  des  einen  Seestaats 
mit  den  andern  in  den  verschiedenen  Erdtheilen  erst  ermög- 
licht wird,  gehören,  wenn  sie  auch  noch  so  eng  sind  und  in  dem 
unmittelbarsten  Bereich  eines  Küstenlandes  gelegen  sind,  dennoch 
an  sich  zu  den  freien  Gew&ssern,  hinsichtlich  deren  bloss 
die  n&mlichen  Rechte,  wie  bei  den  Küstengewassem  Oberhaupt 
(S  212),  von  den  Kihstenstaaten  beansprucht  werden  dürfen,  so- 
fern keine  grösseren  Zugeständnisse  von  Eigenthums-  oder 
Hoheitsrechten  darüber  Seitens  anderer  Mächte  gemacht  sind. 
In  letzterer  Beziehung  macht  das  Marmor meer,  wegen  der 
Eifersucht  der  Europ.  Mächte,  noch  eine  Ausnahme  (n.  5)  und 
darf  D&nemark  aus  ähnlichen  Gründen  noch  in  der  Gegenwart 
am  Sunde  einen  Zoll«  den  sog.  Sundzoll  erheben,  der  als  eine 
rein  historische  Zuflilligkeit  erscheint,  allenfalls  wenigstens 
einen  gevrissen  Sinn  hätte,  wenn  beide  Küsten  des  Sundes  den 
Dänen  gehörten ,  freilich  durch  Verträge  mehr  oder  weniger  als 
rechtsbeständig  anerkannt  ist  und  darum  füglich  nur  gegen  eine 
billige  Entschädigung  beseitigt  werden  darf.  Siehe  Band  I.  $  22. 
S.  30.  40,  wegen  des  Sundzolles  *•)• 


16.    AoifÜhrlicfa  handelt  Tom  SnndsoU:  Mteoires  da  Govt.SbMois  k 
coBsnlter  rar  1«  Band.    Stockh.  1839.  —  Repliqa«  da  Qoa? .  Da- 
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In  den  Bigenthamagewisaern  VM'Iangen  die  beftreifenden 
Steaten  von  den  fremden  Schiffen  den  Schiffagruss  ^0- 

S  214     Kttstenhandel  und  KOstenfischertL   {^  226  und  227.) 

I.  Den  KOaienhandel  **)  vindicirt  sehr  h&ufig  der  betreffende 
Staat  aich  und  seinen  Dnterthanen  allein,  so  dass  fremde  Sehiffe 
nur  durch  aasdrQclLliche  Privilegien  befugt  sind»  von  einen 
Punkte  dieser  Küste  zum  andern  Handel  zu  treiben.  Die  in 
dieser  Beziehung  gültigen  Bestimmungen  in  den  einzelnen  Staa- 
ten sind  bereits  Bd.  1.  %  10—37.  S.  2S  ff.  angegeben. 

II.  Aehnlich  wie  den  Küstenhandel  so  behalten  sich  und 
ihren  Dnterthanen  die  Staaten  regelmassig  an  den  Küsten  ihres 
Landes  und  zwar  namentlich  auch  ihrer  Kolonien  die  Fischerei 
ausschliesslich  vor.  Es  bestehen  darüber  yiele  ausdrückliche 
VertrSge  unter  den  Terschiedenen  Staaten.  Auf  offenem  Heere 
kann  zwar  Zeder  fischen  wie  er  will,  doch  massen  sich  einzehie 
Staaten  in  gewissen  Ifeerestheilen,  besonders  in  den  Heeren  des 
Nord-  und  Südpols  besondere  Rechte  an. 

Die  Staaten  haben  meist  besondre  Fischereireglements  er- 
lassen, von  denen  besonders  die  Satzungen  der  berühmten  Ha- 
rineordonnanz  Ludwigs  XIV.  1681  hervorzuheben  sind ,  so  wie 
die  Franz.  Königl.  Declaration  y.  23.  April  1726,  Franz.  Gesetze 
von  23  Hai  1792,  22.  April  1832  und  20.  luli  1836.  Pardes- 
sus  i.  c  933  ff.  wegen  Seefischerei  in  Frankreich. 

i  215.    Internationaler  Charakter  der  Seetehiffie  <•). 

Siehe  bereits  §$-44,  45.  Bd.  I.  S.  85  ff.  wegen  der  Natio- 
nalität, wegen  der  Flaggen  und  wegen  der  Papiere  der 
Schiffe. 


nois.  ibid.  1840-  —  W.  Hntt;  on  tbe  Sand^duei.  London  1838.  — 
Lemoniut,  Verhaltnisse  des  Sundzolles.  Stettin  1841.— Scherer, der 
Sundzoll.  Berlin  1845.  Neuester  Vertrag  zwischen  England  ond  Dä- 
nemark V.  1841,  in  Mnrhard  nouv.  rec  g.  IL  151. 

17.  Vergl.  Pohls,  Seerecht  S  408  vom  ScfaUftgnuw  8.  IHM  ff. 

18.  Manche  historische  Notizen  bei  Pohls  1.  c  S.  907  ff.    Ebenso  «e- 
gen  der  Fiasheiei. 

10.  Vergl.  Heffiier  1.  e.  S  78-80.  8.  144  ff.,  dem  ich  hier  laige. 
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I.  Die  Seeschiffe,  welche  die  Nationen  aus  ihren  Gewässern 
in  das  freie  Meer  entsenden»  sind  gewisser  Massen  ihre 
,,wandelnden  Gebietstheile/' wie  es  die  Französischen  Ju- 
risten ausdrOcken  **).  Selbst  in  fremden  Gewissem  reriieren 
Seeschiffe  ihre  Nationalitat  nicht,  so  lauge  sie  im  Eigenthum 
eines  Nationalen  bleiben  und  namentlich  nicht  in  das  Eigenthum 
eines  ünterthanen  des  fremden  Staats  oder  dieses  Staats  selbst 
übergehen.  Die  darauf  befindliche  Mannschaft  bildet  eine  eigen- 
thOmliehe  Genossenschaft  unter  dem  Schutze  des  Staates,  wel- 
chem das  Schiff  der  Nationalitat  nach  angehört,  und  bleibt  diese 
Mannschaft  auch  ausserhalb  des  engeren  nationalen  Wasserge- 
bietes den  Gesetzen  des  heimischen  Staates  unterworfen.  Jedes 
Ton  einem  Ünterthanen  In  der  Fremde  auf  dem  Schiff  geborene 
Kind  ist  daher  auch  Unterthan  des  schlffsherrliehen  Staats. 
Vergl.  schon  Vattel,  droit  des  gens.  I.  10.  S  216.  Doch  sind 
z.  B.  nach  Britischem  Staatsrecht  nur  die  auf  Britischen  Meeren 
Geborenen  sofort  Eingeborene.  Dabei  schadet  es  nicht,  wenn 
auch  ein  Theil  der  Mannschaft  nicht  wirklich  aus  Dnterthanen 
des  Staats,  zu  dem  das  Schiff  gehört,  besteht.  Freilich  werden 
dieselben  in  denjenigen  Ländern,  denen  sie  als  Dnterthanen  an- 
gehören, auch  als  solche  angesehen  und  behandelt,  wenn  das 
Schiff  dort  sich  aufhalt,  ohne  dass  aber  desshalb  das  Schiff  selbst 
seinen  eigenthümlichen  nationalen  Charakter  verlöre.  Doch  wird 
nach  Europ.  Völkerrecht  sowie  durch  spezielle  Staatsgesetze  und 
durch  viele  besondere  StaatsvertrSge  meist  ausdrücklich  ver- 
langt, dass  wenigstens  der  Kapitain  (und  die  Officiere)  sowie 
ein  ganz  bestimmter  Theil  der  Mannschaft  (Ht  10  aus  nationa- 
len Ünterthanen  desjenigen  Staats  bestehen,  dessen  National- 
charakter das  Schiff  behaupten  will,  bevor  das  Schiff  die  vollen 
Reehte  der  Nationalitat  dieses  Staats  beanspruchen  könne.  Die 
Details  sind  bereits  Bd.  I.  S  44.  S.  85  ff.  gegeben. 

il.  Es  liegen  aber  in  den  Befugnissen  der  Staatsgewalt  Ober 
die  eigenen  Schiffe  und  Ober  die  eigene  SehiflTahrt  etwa  fol- 
gende Hanptrechte: 
I)  Das  Recht  der  Benutzung  aller  freien  Wasserstrassen  fbr 

die  NationalschiflTahrt  und  den  Handel; 


20.  Britische  Pnblieisteii  bekämpfen  meift  dieie  Ansicht  als  eine  will- 
kOriidie  Fietion,  im  Intarasw  der  amnasaliehen  Biitiaehen  NanCra- 
tnditlilpraxis. 
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2)  das  Recht  der  Gesetzgebung  oder  GeriditsbariLeit  des  Staats 
Ober  das  Verhalten  seiner  Staatsgenossen  sowohl  in  seinen 
Eigenwassem  wie  auf  freien  Gewissem. 

3)  Das  Recht  des  Staats,  zum  Schutz  der  NationalschiflDTahrt 
Anstalten  und  Massregeln  zu  treffen,  insbesondere  auch  in 
fremden  H&fen  Consuln  (S  216.)  mit  Genehmigung  der 
dortigen  Staatsgewalt  zu  unterhalten. 

4)  Das  Recht  des  Staats,  den  Nationalschiffen  eine  eigene  F I  agge 
($44.  Bd.L)  vorzuschreiben  dieselbe  zu  schOtzen  und  in  Frie- 
denszeiten deren  Gebrauch*auf  den  Schiffen  anderer  Natio- 
nen zu  gestatten,  wodurch  diese,  zum  Theil  wenigstens, 
des  nämlichen  Schutzes  und  derselben  Freiheiten  theiihaftig 
werden.  Es  können  n&mlich  dadurch,  dass  man  einem 
fremden  Schiffe  gestattet,  unter  unseres  Staats  nationaler 
Flagge  zu  segeln,  keine  Vortheile  übertragen  werden,  welche 
herkömmlich  oder  vertragsmassig  nur  den  eigentlichen  Na- 
tionalschiffen im  Sinne  des  $  44.  Bd.  I.  zugestanden  sind, 
und  Überhaupt  darf  die  Gestattung  der  Flagge  nie  zum  Prl- 
judiz  eines  Dritten  gereichen.    Siehe  |  230. 

Zeder  unerlaubte  Gebrauch  einer  fremden  Flagge  ist  ahndungs- 
werth,  sowohl  in  Ansehung  des  Staats,  dessen  Flagge  so  ge- 
missbraucht  ist,  als  in  Ansehung  dritter  Betheiligter. 

III.   Dagegen  scheinen  nach  jetzigem  Völkerrecht  dem  Staate 
in  seinem  Gebiete  gegenQber  fremden  Schiffen,    deren  Be- 
mannung, deren  Zwecken  und  deren  Verhalten  folgende  Rechte 
eingeräumt  werden   zu  müssen,   und   dürfen   zugleich   solche 
fremde  Schiffe  gegenüber  dem  fremden  Staate,  wo  sie  sich  auf- 
halten, folgendes  beanspruchen: 
1)  Der  Staat  darf  in  Bezug  auf  den  Zugang  zu  und  den  Ver- 
kehr mit  seinem  Lande  den  fremden  Schiffen  Bedingungea 
zu  seiner  eignen  Sicherheit  und   Wohlfahrt  vorschreiben. 
Nur  darf  der   Verkehr  dadurch  nicht  unmöglich  gemacht 
werden.    Namentlich  darf  niemals  einem  in  Seegefahr  be- 
findlichen Schiffe  und  dessen  Mannschaft  die  Rettung  nach 
dem  Lande  und  die  Benutzung  der  dortigen  Hülfsanstalten, 
weder  in  Kriege  noch  in  Friedenszeiten ,   versagt  werden. 
Siehe  bereite  Bd.  L  S  6.  S.  10  ff.  >0. 


31.  Der  Sati  Heffters:  „Je  michtiger  eine  Nation  rar  See,   deilo 
„feindseliger  und  zurOckhaltender  gegen  Andere.*'*-  gilt  jetzt  adbit 


S  215.  Internationaler  Charakter  der  Seesehiffe.  $  215.      34« 

2)  Keine  Nation ,  kein  Individuum  erwirbt  jetzt  mehr  durch 
Occupation  ein  von  der  Mannschaft  yerlaasenes  Schiff  oder 
auch  nur  Theile  desselben.  Vielmehr  darf  der  EigenthQmer 
es  gegen  Erstattung  eines  Findungs-  und  Rettungslohnes 
Oberall  reclamiren.  Siehe  bereits  das  Nähere  Bd.  II.  $145  ff. 
Das  alte  Strandrecht  ist  ein  Schandrecht  und  hat  sich 
in  der  Gegenwart  überall  in  das  vernünftige  Bergnngs- 
recht  umgewandelt  '*}. 

3)  Jedes  in  das  Wassergebiet  eines  fremden  Staates  einmal 
zugelassene  Schiff  darf  sich  auch  der  Anstalten  und  Mittel 
bedienen ,  welche  zur  Sicherung  der .  Schifffahrt  und  zur 
Verbindung  mit  dem  Lande  zum  Behufe  eines  erlaubten 
Randeis  bestimmt  sind  **). 

4)  Jedes  fremde  Kauffahrteischiff,  welches  in  Hafen  oder 
andere  Eigenthumsgewttsser  kommt »  wird  der  dortigen 
Schiffahrtspolizei,  den  Schiffsabgaben,  der  Zoll- 
gesetzordnung und  der  Gerichtsbarkeit  dieser  Staa- 
ten unterworfen  •*).  Befreit  davon  sind  nur  solche  Schiffe, 
an  deren  Bord  sich  ein  fremder  Souverain  oder  dessen 
völkerrechtlicher  Stellvertreter  befindet,  doch  wohl  nur, 
wenn  sie  zu  deren  Beförderung  ausschliesslich  bestimmt 
sind.  Befreit  sind  ferner  Kriegsschiffe  fremder  Nationen, 
deren  Betreten  eines  fremden  Seegebietes  aber  besonderen 
Förmlichkeiten  unterworfen  ist,  die  ferner  keine  dauernde 
Station  dort  nehmen  dürfen  und  die  sich  namentlich  besondre 


nicht  mehr  wibedingt  von  England,  seit  dies  sein  sltes  System  durdi 
die  Navigationsacte  von  1850  so  bedeutend  modifieirte. 
5B.  Doch  wird  der  niederträchtigen  Habsucht  der  Straadbewohner  noch 
vieles  nachgesagt,  lo  noch  von  einer  Brit.  Pari.  Commisaion  von 
1843;  nnd  auch  am  Frankreich  hat  iman  noch  in  neueren  S^ten 
ähnliches  vernommen.    Siehe  Bd.  II.  %  146.  Note  12. 

23.  Jonffiroy,  droit  maritime  p.  47.  Wheaton,  intern,  law  liv.  I.  4. 
SS  13,  18.    Grotius,  de  jure  beUi  II.  2.  15. 

24.  Neuerlich  bestritten  in  der  Gazette  des  tribunaux  v.  28.  Januar 
1843.  Doch  ist  das  im  Text  Gesagte  sonst  allgemein  in  der  Theorie 
und  Praxis  anerkannt.  Wheaton  I.  c.  I.  2.  S  20.  Jouffroy  p.  28. 
Ortolan  I.  274.  Erklärung  des  Franz.  Staatsraths,  22.  November 
1806  und  Dupins  Requisitoire  in  der  Sache  des  Cario  Alberto  in 
Sirey»  recneil  gen.  des  lois  et  des  arrets  32  und  33. 


390       Ahsdin.  IX.  Rechte  des  Seehandeb  im  Seekrioge. 

VorsichUmassregeln  von  Seiten  des  fremden  Stasts  gshSea 
lassen  müssen  **).    Endlich  muss  man  wohl  dsTon  ab  be- 
freit ansehen  die  bloss  vorUbersegelnden  Schiffe,  aber  keines- 
wegs allgemein,  wie  Hefiter  1.  c  $  79  Seite  148  meint,  tUe 
diejenigen,  welche  wider  Willen  der  Führer  in  dem  frem- 
den Seegebiet  zu  landen  genöthigt  werden;  doch  scheiot  im 
letzteren   Falle  des    unfreiwilligen  Landens  allerdings  die 
Nationalehre   zu  gebieten,  die  Mannschaft  und  das  Schiff 
wieder  fortzulassen,   wenn   man  auch  sonst  ein  Interesse 
hatte,  sie  festzuhalten.   Indessen  versteht  es  sidi  von  selbst, 
dass  man  in  Kriegszeiten  g^en  Feinde  dei^leichen  Huma- 
nität nicht  zu  üben  braucht  zu  seinem  eigenen  Schaden  und 
namentlich  nicht  gegenüber  dem  Feinde  selbst,  aoch  weniger 
gegen   Verbrecher,   die   etwa  in  dem   Schiffe    sidi  befin- 
den etc.  , 
5)  Alle  Schiffe  haben  das  Recht,  von  dem  fremden  Staate  die 
Gewahrung  und  resp.  die  Ausübung  aller  der  besonderen 
Rechte  und  Privilegien  zu  verlangen,   die  ihnen  kraft  der 
zwischen  den  betreffenden  Staaten  bestehenden  Volkerver- 
trSge  zustehen. 

IV.  Gegen  fremde  Schiffe  auf  offenem  freien  Wasser 
hat  kein  Staat  irgend  ein  Recht  in  Priedenszeiten,  es  sei 
denn,  dass  der  eine  Staat  in  dieser  Beziehung  dem  anderen 
ausdrücklich  gewisse  Rechte  über  seine  Schiffe  eingeräumt  hat, 
sowie  in  dem  Falle  der  gerechten  Selbstbülfe  wider  einen  an- 
rechtmassigen Angriff  und  wegen  zugefügter  rechtswidriger  Be- 
schädigungen. Doch  wird  gegenwartig  dies  Recht  der  Selbst- 
bülfe von  einzelnen  Schiffen  und  namentlich  blossen  Kauffahrern 
selten  und  nur  im  Fall  unabwendbarer  Noth  geübt  und  in  an- 
deren Fallen  denselben  auferlegt,  lieber  einfach  gegen  zogefögle 
Verletzungen  und  Kränkungen  zu  protestiren  und  nachträglich 
durdi  das  Organ   ihres  eigenen   Staats   und   namentlich  unter 


25.  Vergl.  besonden  von  Kaltenborn.  Kriegsschiffe  I.  c.  ci|i.  VI 
S.  15  ffl  El  ist  unerhört,  ihnen  im  Fall  der  Seenoth  oder  bei  Ve^ 
folgung  durch  den  Feind  den  Zugang  und  Aufenthalt  zu  Terweigen 
oder  an  entehrende  Bedingungen,  wie  Entwaffnung,  lu  knfipfea, 
und  rechtfertigt  sich  dergleichen  nur  im  Sussersten  Falle,  wo  eine 
gewisse  Nothwendigkeit  dazu  treibt. 


S  21».  IMerntUootler  Charakter  der  Seesehiife.  $  M5.    SBl 

Vermittelang  ¥on  dessen  Gonsuln  und  anderen  diplomatischen 
Agenten  Genugthuong  und  resp.  Entschidigung  la  erlangen. 
Es  iat  diese  Besehrftnkung  am  so  mehr  lu  hilligen ,  da  in  der 
Verletsung  irgend  eines  nationalen  Schiffes  allemal  tugleich  eine 
Verlettung  dieses  nationalen  Staats  vorliegt  Doch  gestattet  das 
VOlkerreoht  gegen  Piraten  und  alle  diejenigen,  welche  sich 
grundsitxUch  dem  Rechte  und  Gesetse  entliehen,  die  SelbsthOlfe 
jeden  Grades  und  jeder  Art  aniuwenden. 

Namentlich  hat  kein  Staat  ausserhalb  seines  Wassergebietes 
und  seiner  Polizeigrenze  gegen  fremde  Nationalschiffe  ein  Recht 
sie  anzuhalten,  zu  durdisnchen  und  in  Beschlag  zu  nehmen, 
wenn  dies  auch  zu  einem  an  sich  erlaubten  und  noch  so  edlen 
Zwecke  geschehen  sollte,  wofern  nicht  ausdrücklich  und  be- 
stimmt ein  derartiges  Zugeständniss  von  einer  Nation  der  an- 
deren gemacht  ist.  Das  Gegentheil  würde  die  SouverainetAt  des 
Staats,  die  Basis  alles  internationalen  Verkehres,  in  Gefahr 
bringen  und  somit  geradezu  das  Völkerrecht  erschüttern.  Doch 
gestattet  man  in  Kriegszeiten  unter  gewissen  Formen  und  Be- 
dingungen den  Kriegsfahrzeugen  der  kriegführenden  Machte  neu- 
trale Schiffe  zu  durchsuchen,  um  sich  über  deren  nichtfeind- 
lichen Charakter  zu  vergewissern:  ein  nothbeheifliches  Zuge- 
atandniss,  ohne  welches  allerdings  ein  Seekrieg  kaum  geführt 
werden  kann.  Siehe  $  235. 

Die  Frage  vom  Durchsuchungsrecht  auch  in  Friedens- 
zelten  ist  während  des  letzten  Decenniums  viel  verhandelt  wor- 
den in  Bezug  auf  die  Unterdrückung  des  Sklavenhandels. 
Aber  so  sehr  auch  im ,  Interesse  der  Humanität  zu  wünschen 
wäre,  daas  alle  Staaten  vertragsmässig  Goncessionen  zur  Durch- 
suchung verdächtiger  Schiffe,  versteht  sich  unter  strenger  Ver- 
antwortlichkeit wegen  Missbrauchs  von  Seiten  der  Dorchsuchen- 
den,  machen  mochten,  so  kann  es  doch  nach  Europ.  Völkerrecht 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Schiffe  der  dem  Britisch- 
Französischen  Vertrag  nicht  beigetretenen  Staaten,  auch  nicht 
durchsucht  werden  dürfen  '*). 


26.  Yergl.  die  Vertrige  xwischen  Bngland  und  Fraak?eiek  90.  Novbr. 
1831  nnd  22.  Man  1833;  dem  Vertrag  25  December  1841  (ratifidrC 
19.  Februar  1841)  Ton  Oetterrelch,  Grosibritaiiien.  Preneten  und 
lUisriand  lur  Unterdrückung  des  SklaTenhaadel^  trat  Frankreiah 
nicht  bei,  schlo«  dagegen  29.  Mai  1845  mit  England  einen  Vertrag 
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Dagegen  ist  jedenblls  die  Verfolgang  eines  fremden  Sehüfei 
in  die  offene  See,  wenn  sich  die  Mannschaft  eines  Verbreeheos 
oder  auch  nur  einer  DefraudatioD,  einer  schwereren  PollieiooiH 
travention  in  dem  Land-  oder  Seegebiete  unseres  Staats  schuldig 
gemacht  hat,  erlaubt  >')•  Endlich  darf  ein  Staat,  wenn  der  Ur- 
heber oder  GebQlfe  eines  Verbrechens  auf  offener  See  oder  auch 
in  einem  anderen  fremden  Gebiete  nachher  in  sein  Territorium 
gelangt,  die  Strafgesetze  gegen  ihn  in  Anwendung  bringen,  sofern 
er  Oberhaupt  im  Auslande  begangene  Verbrechen  straft,  was 
er  aber  jedenfalls  thun  wird,  wenn  in  dem  Verin^echen  direct 
oder  indirect  zugleich  eine  Verletzung  seiner  eigenen  Würde 
oder  der  Rechte  seiner  üntertbanen  liegt;  sonst  wird  er  sich 
begnügen,  die  Verbrecher  in  Sicherheit  zu  bringen  und  ihrem 
Heimathsstaate  auszuliefern. 


S  216.    Von  den  Consiün  >•). 

I.  Zwar  haben  alle  diplomatischen  Vertreter  eines  Staats  im 
Auslande,  namentlich  die  eigentlichen  Gesandten,  das  Recht  und 


zur  beateren  Durchführung  der  bereits  in  den  Verträgen  Ton  1S31 
und  1833  festgesetzten  Bestimmungen.  Viele  Staaten  sind  diesen 
Vertragen  ausdrücklich  beigetreten  und  haben  so  die  Durchsuchung 
ihrer  Schiffe  gestattet.  —  Uebrigens  wagte  England  durch  eine 
Parlamentsacte  vom  8.  Aug.  1845  die  Brasilianischen,  beim  Sklaven- 
handel betheiligten  Schiffe  ohne  Weiteres  den  Engl.  AdmiralitSts- 
gerichten  zu  unterwerfen,  wogegen  aber  Brasilien  unter  dem  22.  Oct. 
1845  feierUch  protestirte,  indem  es  diese  Acte  als  erident  gegen 
aBen  Gebrauch,  gegen  aUe  Gerechtigkeit  and  als  eine  arge  Vtf- 
lelinng  der  Würde  md  Unabhängigkeit  des  Brasüianisdien  Staats 
erklärte.  VergL  Cossy.  dict.  du  dipl.  aob  v,  traite  des  noira.  Anck 
Nordamerika  lisat  sich  die  Durchsochung  nicht  gefallen.  VcvgL 
Wheaton,  enquiry  in  the  Talidity  of  Che  british  daim  etc.  London 
1842.  —  Einen  interessanten  Fall  findet  man  dargestellt  in:  Handels- 
gerichtliches Verfahren  und  Erkenntniss  über  die  Ham- 
burger Bark  Louise  wegen  Verdachts  der  Betheiligung  im  Sklaven- 
handel (Hamburg  1842). 

27.  Nordamerikanische  Praxis.   Wheaton,  enquiry  etc.  p.  148. 

28.  Freilich  geh(>rt  die  Lehre  von  den  Gonsuhi  vorKUgsweise  ins  Völker- 
recht.   Es  scheint  aber  iweckmAssig,  hier  eine  kune  Uebetiicht  sa 
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die  POiebt,  sich  ihrer  Nationaiscbiffe  und  deren  Manneduflen 
wftlircnd  iiirea  Aufenthaltes  im  Auslande  anzunehmen.  Doch 
Torzugswei^e  gilt  dies  von  den  Consuln,  als  einer  Art  von 
internationalen  Agenten,  die  hauptsächlich  für  die  Handels-*- 
und  besonders  auch  Seehandel  sinteressen»  mithin  auch  für 
Seeschiffe  und  deren  Mannschaften  ihres  sie  anstellenden  Staats 
im  Auslande  eingesetzt  und  angestellt  sind. 

U.  Die  heutigen  Gonsuln  und  ihre  Privilegien  unterscheiden 
sich  wesentlich  von  Ähnlichen  mittelalterlichen  Instituten,  aus 
denen  allerdings  die  consularischen  Verhältnisse  der  neueren 
Zeit  hervorgegangen  sind,  also  namentlich  von  den  mittelalter- 
lichen Handelsgerichten  für  Fremde  im  10  — 13.  Jahrhundert» 
sowie  VOR  dem  Jnstitat  der  consularischen  Jurisdiction  nach 
dem  13.  Jahrhundert  >*). 

IlL  Consularagenten  befinden  sich  hauptsächlich  in  allen 
nur  einiger  Massen  bedeutenden  Seeplatzen  aller  Staaten  und 
LUnder.  Auch  halbsouveratne  Staaten«  namentlich  \\'enn  sie  eine 
selbststandige  Flagge  führen,  entsenden  und  empfangen  Consuln 
nach  der  bisherigen  Pratis.  Zur  Einsetzung  ist  Elnverstandniss 
beider  Regierungen  nöthig  und  ist  auch  wohl  durch  besondere 
Vertrage  das  Verhaltniss  regulirt.  Die  Ernennung  erfolgt  durch 
sog.  lettres  de  provision,  also  nicht  durch  förmliche  fieglaubigungs- 


geben,  wobei  wir  uns  hauptsächlich  an  Hefiter  I.  c.  $  225  an- 
schiietten.  —  Wegen  der.  Literatur  dieser  Materie  verweise  ich  auf 
die  vom  Gesandtschaftswesen  überhaupt  handelnden  Schriften,  be- 
sonder« daa  alte  Werk  von  M.  de  Wicquefort,  Tambassadeur  et 
ies  fonctiona  (zuerst  Cöln  1679)  und  auch  das  neueste  sehr  umfang- 
reiche Werk:  A  Miruss,  £urop.  Gesandtschaftsrecht.  2  Abtheil. 
Lfip.  1847,  sowie  Cussy  dictionnaire  du  diplomate  et  du  consul. 
(Leip.  1846)  und  ganz  besonders  A.  de  Miltitz,  manuel  des  con- 
■uls  (London  u.  Berlin  1837  ff.),  sowie  Buriotti,  Guide  des  agens 
conaulaires.  1838.  Jos^  Ribeiro  dos  San  tos  et  Jose  -  Feliciano 
Caatilho  Barreto,  traiti  du  consulat.  1839.  F.  A.  de  Mensch, 
manuel  pratique  du  consulat  (Leipzig  1847),  besonders  für  Preuss. 
Consuln,  doch  auch  von  allgemeinem  Weithe. 
29«  Wegen  der  geschichtlichen  Entwickelang  siehe  Miltitz  1.  c.  F.  Borei, 
de  Tongine  et  des  fonctions  des  consuls  St.  Petersburg  1807.  Braun- 
•diweig  1812,  aueh  Leipzig  1831.  Warden,  on  tbe  origine,  noture, 
progresa  and  influence  of  consular  establishments.  Paris  1813. 
▼.  KalUnboro,  S««recht  II.  23 
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schrdben,  sondern  durch  blosse  Beslsllungsbriefe,  Patente  dei 
beauftragenden  Staats,  docli  bedarf  die  wirkliche  Ausöbung  dieser 
Vollmacht  erst  noch  der  ausdrUcklichen  oder  stilischweigendeD 
Genehmigung  der  fremden  Regierung»  die  zu  dem  Behufe  ge- 
wöhnlich ein  besonderes  sog.  Exequatur  oder  Placet  erthdtt, 
was  vorzüglich  dann  noth wendig  ist,  wenn  der  Consul  ein 
Dnterthan  des  Staats,  gegen(>ber  welchem  er  fungiren  soll,  ist, 
was  häufig  Vorkommt,  was  aber  zu  gestatten  an  und  {Qr  sich 
kein  Staat  yerpflichtet  ist.  Hit  Hinsicht  auf  ihre  grössere  oder 
geringere  Wirksamkeit  werden  übrigens  diese  Handelsagenten 
bald  mit  mehr  bald  mit  weniger  bedeutendem  Titel  angestellt; 
so  als  Generalconsuln  fikr  ein  ganzes  Land  oder  doch  f&r 
mehrere  Platze,  dann  als  Consuln  schlechthin,  oder  auch  als 
Viceconsuln  und  Beigeordnete  der  Vorhererwihnten.  Jedodi 
haben  alle  diese  Titulaturen  hidtt  immer  eine  so  bestimmte  Be- 
deutung **). 

IV.    Die  regelmassigen  Geschäfte  der  Gonsulo  erstrecken 

sich»*): 

1)  Eine  stete  Fürsorge  für  die  gehörige  Erfüllung  der  bestehen- 
den Handels*  und  SchiffahrtSTeKrSge,  sowohl  von  Seiten 
des  fremden  StaatSi  wie  auch  der  durch  den  Consul  ver- 
tretenen Nation,  demnach  sorgfiJiUige  Beseitigung  aller  etwa- 
nigen  Hindernisse  und  Störung  des  guten  Vernehmens  durch 
geeignete  Schritte  bei  den  auswärtigen  Behörden,  dessglei- 
eben  durch  Kenntnissnahme  von  den  ankommenden  National- 
schiflen,  ihren  Ladungen  und  Equipagen;  auch  üben  sie 
desshalb  gewöhnlich  die  Passpolizei. 


30.  Vergl.  Heffter  ]•  a.  $  225,  sowie  wegen  des  Inhalts  der  folgenden 
n.  IV.  besonders  $  226,  den  ich  hier  wiedergebe  mit  Minna  I.  c 
386.    Siehe  auch  Pohls,  Seerecht,  S.  1006-~10]9. 

81 .  Eine  ausführliche  Bestimmung  Über  die  Attnbntionen  nnd  Voirechte 
der  Consuln  findet  sich  in  dem  Vertrage  zwischen  Frankreich  nnd 
Spanien  vom  13.  März  1769  bei  Wenck,  codex  juris  gent  IIL  746 
und  Martens,  recueil  de  trait^s  I.  629.  Unter  den  neneren  Ver- 
tragen ist  bemerkenswerth  der  Vertrag  zwischen  Fnmkrdch  ood 
Texas.  25.  Septbr.  1839  Art.  8  — 13.  Siehe  anch  Läget  de  Podio, 
Jurisdiction  des  Consuls  de  France  k  toanger  1826  4d.  2.  Ifarseific 
1843.  Die  betreffenden  Verordnungen  anderer  Staaten  aind  bei 
Minus  1«  0.  390  na<^hgewiesen. 
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8)  Denngemist^  sind  die  GoDSulo  insbesondere  befugti  ron  allen 
im  Hafea  ihres  Ortes  ein-  und  ausgehenden  Schiffen  ihres 
Landes,  fOr  welches  sie  bestellt  sind,  Kenutniss  zu  nehmen, 
den  gesammteo  dortigen  Verkehr  der  ilinen  anvertrauten 
Nationalen  zu  beobachten  und  möglichst  zu  befördern. 

3)  Bs  haben  die  Consuln  die  Verpflichtung,  den  ankommenden 
Nationalscblflen  und  deren  Mannschaften,  Passagieren  etc. 
Schutz  and  Beistand  zu  leisten,  soweit  sie  eines  solchen 
bedOrfen  und  als  Unterthanen  jenes  vom  Consul  vertretenen 
Staats  dazu  berechtigt  sind.  Auch  steht  ihnen  wohl  zu, 
flüchtige  Matrosen  von  dem  auswärtigen  Staate  zu  recla* 
•miren,  insofern  sich  dieser  zur  Auslieferung  solcher  Perso- 

'  ncn  verpflichtet  hat  oder  doch  geneigt  findet;  namentlich 
muss  er  in  dieser  Beziehung,  dem  Schifler  behülflich  sein 
und  falls  das  Schiff  unterdessen  schon  abgesegelt  sein  sollte, 
für  sichere  Rücksendung  der  wiedererlangten  Flüchtlinge 
Sorge  tragen. 

4)  Die  Consuln  haben  das  Recht  einer  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit im  Namen  des  vertretenen  Staats,  wenigstens  zur 
Beglaubigung  der  Schißspapiere  und  Schiffahrtsacte  aller 
Art,  sofern  ihnen  in  dieser  Beziehung  nicht  ausdrücklich 
oder  obaervanzmlkssig  eine  grössere  Autorität  zugestan- 
den isL 

5)  Es  steht  ihnen  ferner  das  Recht  der  schiedsrichterlichen 
Intervention  und  Entscheidung  zu,  wenn  eine  solche  von 
den  Nationalen  in  Anspruch  genommen  wird. 

6)  Vor  Allem  haben  sie  die  Pflicht,  darauf  zu  sehen,  dass  alle 
Schiffer  ihres  Landes  sogleich  nach  ihrer  Ankunft,  sobald 
sie  für  die  Sicherheit  des  Schiffes  gesorgt  haben,  im  Gon- 
sulate  sich  melden  und  daselbst  ihre  Freipässe  und 
Schiffsrollen  vorzeigen,  den  Inhalt  ihrer  Ladung 
angeben,  von  der  Zeit  und  dem  Orte  ihrer  Abfahrt,  sowie 
von  den  auf  ihrer  Re^se  etwa  vorgekommenen  erheblichen 
Vorfällen  Anzeige  machen.  Dies  Alles  wird,  nebst  dem 
Namen  der  Schiffer  und  Schiffe,  der  Grösse  der  letzteren, 
nach  Lasten,  der  Anzahl  (auch  wohl  einem  genauen  spezi- 
Gcirten  Verzeichnisse)  der  Schiffsmannschaft  etc.  vom  Con- 
sul in  sein  Journal  verzeichnet.  Ebenso  hat  er  sich  von 
der  Richtigkeit  der  vorgelegten  Pässe  zu  überzeugen. 

23* 
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7)  Der  Gonsul  hat  ferner  den  ankommenden  Schiffern  und 
Kaufleuten,  wenn  solche  nicht  schon  Öfter  in  dem  betreffen- 
den Hafen  und  Lande  gewesen  sind  und  die  dortige  Ver- 
fassung, namentlich  in  Bezug  auf  Zoll,  Steuer,  PoHtei,  aus 
Erfahrung  bereits  kennen  gelernt  haben,  alles  daqeoige  be- 
kannt zu  machen,  was  ihnen  von  den  Gesetzen  und  Ge- 
brauchen des  Orts,  besonders  auch  von  Ein-  ond  Aus- 
fuhrverboten etc.  zu  wissen  von  Interesse  ist 
I  8)  Die   Abreise  des  Schiffes,   sowie  dessen   mitgenommene 

I  Ladung,  dessen  Bestimmungsort  etc.  muss  der  Gonsul  eben- 

falls in  seinem  Journale  verzeichnen,   und  ist  demnach 
,  der  Schiffer  gehalten ,   ihm   dies  Alles   rechtzeitig  ra 

melden. 
0)  Zugleich  Ist  der  Gonsul  verbunden,  dem  Schiffer  ein  eigen- 
händig unterzeichnetes  Certificate*)  (gewöhnlich  anenk- 
geltlich)  zu  ertheilen,  aus  welchem  erhellt:  wann  das  Schiff 
angelangt  und  die  Meldung  des  Schiffers  im  Consulate, 
sowohl  bei  seiner  Ankunft  als  bei  seiner  Abreise,  erfolgt 
sei,  von  wo  das  Schiff  gekommen  und  wohin,  sowie  i&r 
wessen  Rechnung  es  gehe,  was  an  Consulatgebührai  etc. 
entrichtet  sei. 

10)  Ausserdem  ist  er  verpflichtet,  des  Schiflers  Rechnungen  Ober 
Hafengelder,  Mäklergebähren  und  andere  die  Rheder  ond 
Befrachter  angehenden  Ausgaben  durchzugehen  und  deren 
Richtigkeit  zu  bescheinigen  (in  der  Regel  gleichfalls 
unentgeltlich). 

11)  Ferner  muss  der  Gonsul  seiner  Regierung  davon  Anze^ 
machen,  wenn  ein  Schiffer  unterUsst,  sich  bei  seiner 
Ankunft  oder  Abreise  auf  dem  Gonsulate  zu  melden. 

12)  Bei  allen  Unfällen,  welche  Schiffen  seines  Landes  in  dem 
Hafen,  wo  der  Gonsul  residirt,  oder  an  einem  anderen  Orte 
seines  Bezirkes  begegnen,  besonders  bei  Strandungen 
muss  derselbe  sich  der  Ladung  und  der  Mannschaft  mit 
Eifer  annehmen  und  namentlich  dahin  sehen,  dass  nicht 
mehr  an  Berglohn  erhoben  werde,  als  den  bestehenden 
Rechten  und  Verträgen  gemäss  ist  **).    Bei  etwanigen  Ha- 


32.  Vertrag  zwischen  Preaisen  und  Runland  1818.  Art.  IV. 

33.  Prettw.  Kablnetiordre  13.  Min  1814. 
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yarjen  mos«  er  die  erlittenen  ScbAden  und  die  zum  Besten 
des  Schiffes  und  der  Ladung  auf  der  Reise  gemachten  Ver- 
wendungen, gebrachten  Opfer  verificiren,  auch  wohl  die 
Ausbesserung  beaufsichtigen. 

13)  In  allen  Fftllen,  wo  namentlich  kein  Gericht  in  der  Ntthe 
sich  befindet,  ist  er  zur  Aufnahme  von  Protest  und 
Verklarung  Ober  alle  Vorfälle  des  Schiffes  und  der 
See  berechtigt  und  verpflichtet,  fbr  welche  dergleichen  offi- 
zielle Feststellung  üblich  ist 

14)  Der  Gonsul  muss,  wenn  Cnterthanen  seines  Landes  mit 
dortigen  Einwohnern  oder  anderen  Fremden  vor 
dortigen  Gerichtshöfen  in  Prozesse  verwickelt  werden  oder 
sonst  in  Streitigkeiten  oder 'gar  in  Gefahr  gerathen,  den- 
selben auf  alle  Weise  beistehen  und  sich  namentlich,  im 
Interesse  von  Schiff  und  Ladung  und  deren  Weiterreise, 
fQr  die  schleunige  Erledigung  der  Sache  verwenden. 

15)  Bei  T 0 d e 8 f a  1 1  e n  muss  er  sich  des  Nachlasses  an* 
nehmen. 

16)  Deber  alle  in  Folge  dieser  Befugnisse  ausgestellten  Atteste, 
Pllsse  etc.  hat  er  ein  Register  zu  führen  und  überhaupt 
seine  sämmtlichen  amtlichen  Papiere  in  einer  besonderen 
Consulatsregistratur  gehörig  aufzubewahren. 

17)  In  Kriegszeiten,  wenn  die  Macht,  von  welcher  der  Gonsul 
bestellt  ist,  neutral  bleibt,  muss  er  dafür  sorgen,  dass  die 
Ehre  und  Sicherheit  der  Flagge  seines  Landes  aufrecht  er- 
halten werde  und  die  Unterthanen  desselben  bei  ihrer  See- 
schiffahrt und  ihrem  Handel  und  ViTkehr  die  Vortheile  der 
Neutrali  tat  geniessen.  Sollte  aus  besonderen  Gründen 
ein  allgemeines  Embargo  auf  alle  dort  befindlichen  Schiffe 
gelegt  werden,  so  hat  er  davon  die  ihm  vorgesetzte  Behörde 
ungesäumt  zu  benachrichtigen,  auch,  nach  Lage  der  Um- 
stände, schon  vor  Eingang  der  Verhaltungsbefehle  die  Auf- 
hebung des  Embargo  für  die  darunter  mitbegriffenen  neu- 
tralen Schiffe  seines  Landes  zu  verlangen.  Im  Falle,  dass 
der  Ort  mit  einer  Blök  ade  bedroht  wird,  soll  er  möglichst 
dafür  thatig  sein,  dass  das  Ein-  und  Auslaufen  der  neu- 
tralen Schiffe  seines  Landes  wenigstens  zeitweilig  noch  ge- 
stattet,  dass  die  Blokade  rechtzeitig  überall  bekannt  gemacht» 
namentlich  an  den  Hafenplatzen  seines  Landes  publicirt 
werda  Im  Falle  eines  zu  befürchtenden  Bombardements 
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des  Ortes  muss  er  die  iliro  anvertrauten  Nationalen  rechte 
zeitig  benachrichtigen  und  deren  Leben  und  Eigeothom 
möglichst  in  Sicherheit  zu  bringen  suchen;  ftbrigens  soll  er 
auch  feierlichst  gegen  allen  Schaden»  der  etwa  dem  neutra- 
len Eigenthume  durch  das  Bombardement  entstehen  möchte, 
protestiren,  wenigstens  dessen  Aufschiebung  Terlangen,  bis 
das  neutrale  Eigenthum  in  Sicherheit  gebracht  sei,  nament- 
lich fordern ,  dass  die  neutralen  Schiffe  zuvor  noch  sicher 
auslaufen  dürfen  etc. 

18)  Ist  aber  sein  Sonverain  selbst  mit  derjenigen  Madit, 
bei  welcher  der  Consul  angestellt  ist,  in  Krieg  verwickelt, 
und  sollte  in  diesem  Falle  ein  freier  und  ungestörter  Fort- 
gang des  Handels  und  der  Schifbhrt  oder  doch  eines  Zweiges 
davon,  namentlich  der  Fischerei  seines  Landes  nicht  auszu- 
wirken sein,  so  muss  er  seine  BemQhungen  dabin  richten, 
dass  wenigstens  nicht  plötzlich  bei  einer  dortigen 
Kriegserklärung  oder  gar  vor  derselben  die  in  den 
dortigen  Hafen  befindlichen  Schiffe  und  Güter  der  Unter- 
thanen  seines  Landes  weggenommen,  sonderen  letzteren 
angemessene  Fristen  verstattet  werden,  das  Ihrige  in  Sicher- 
heit zu  bringen.  Uebrigens  wird  es  der  betreffenden  Re- 
gierung des  Landes  allemal  obliegen,  in  so  schwierigen 
Fallen,  wie  sie  sub  17.  und  18.  notirt  sind,  besondere 
Verhaltungsbefehle  zu  geben. 

19)  Für  die  erwähnten  Dienstleistungen  werden  den  Consuln 
von  den  in  den  Hafen  ihres  Consularbezirkes  ankommenden 
und  abgehenden  Schiffen  ihres  Landes  etc.  Consul atsge- 
bühren  bewilligt,  welche  nach  besonderen  Gonsulatstariten 
erhoben  werden.  Ob  dies  in  den  Fallen,  wo  Consuln 
als  solche  besoldet,  eine  Ausnahme  erleidet,  lasst  sich 
nur  nach  den  besonderen  Gesetzen  jedes  einzelnen  Landes 
entscheiden.    Ein  Präjudiz  findet  nicht  statte 

Uebrigens  haben  wir  alle  diese  Rechte  und  Pflichten  der 
Consuln  nur  desshalb  angeführt,  damit  man  die  denselben 
correspondirenden  Rechte  und  Pflichten  der  Schiffer 
und  übrigen  Seeleute  daraus  ersehen  möge,  denn  die 
letzteren  lassen  sich  füglich  aus  den  ersteren  unmittelbar  ent- 
nehmen. Desshalb  interessiren  uns  denn  auch  die  den  Consuln 
zustehenden,  nur  geringen  Ehrenrechte  und  PriTil^gien 
nicht  sehr;  sie  beschranken  sich  auf  eine  gewisse  DuTdrletz- 
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bar  keil  ibrer  Person»  obwohl  sie  in  der  Regel  der  peinlichen 
und  bürgerlichen  Gerichtsbarkeit  des  Landes,  wo  sie  fungiren, 
unterworfen  sind,  selbst  wenn  sie  Auslllnder  sein  sollten  und 
naaienUich  in  Bezug  auf  Handelsgeschäfte*^). 

V.  Von  einem  grösseren  Umfange  sind  die  Gerechtsame 
der  ConsuJn  in  den  muselmannischen  Staaten,  die  aber  denn  eben 
nicht  blosse  Consuln  sind  und  nicht  gerade  als  solche  höhere 
Rechte,  namentlich  volle  Civil-  und  Criminalgerichtsbarkeit  aus- 
üben» sondern  vielmehr  wegen  ihres  höheren  diplomatischen 
Charakters  so  bevorzugt  sind.  In  Bezug  auf  Handel  und  SchifT- 
fahrt  der  Nationalen  haben  aber  im  Wesentlichen  diese  Consuln 
keine  höheren  Hechte  und  Pflichten  auszuüben  und  resp.  zu  er- 
fllUao,  als  die  sub  IV.  angegebenen'*). 

$  217.    Von  der  Kaperei*«). 

Das  Institut  der  Kaperei  soll  nur  vom  privatrecht- 
lichen Standpunkte  aus  erörtert  werden,  nicht  vom  allgemein 
völkerrechtlichen  und  speziell  völkerseerechtlichen. 


94,  Vergl.  Heilter  1.  c.  $  226.  Seite  383.  Siehe  den  Vertrag  zwischen 
Frankreich  und  Spanien  1769  Art.  2.  Preuis.  AUg.  Gerichtsordnang 
1.  S.  S  65.  Aach  ist  das  allgemeine  Princip  noch  vor  Kurscin  durch 
ein  arr^  de  la  eonr  roymle  von  Aix  1843  (mitgetheilt  in  der  Gazette 
des  Tiibnnaaz  1843)  ausgesprochen. 

85.  Vm^  besonders:  Prenss.  Reglement  für  die  Consoln  18.  Septbr. 
1796  (bei  Minus  I.  a  II.  n  56.  S.  338  iT).  Preuss.  OebQhrentarif 
vom  10.  Mai  1832.  Preuss.  Rescript  v.  28.  August  1834.  —  Die 
Grossbrit.  Instructionen  von  1825,  1826,  1^29.  Siehe  bei  Miruss 
1.  e.  S  390  ein  Verzeichniss  der  Consularreglements  der  verschiedenen 
Staaten. 

36.  Literatur:  Willenberg,  de  eo  qu.  j.  est  circa  excursiones  mariti- 
mas  (Oudani  1736).  d'Abreu,  trait^  sur  les  priies  maritimes  etc. 
(Euerst  Spiinisch  Cadix  1746.  Paris  1158  und  1802).  Am  Besten 
O  F.  V.  Martens,  essai  eoncernant  les  armatenrs,  les  prises  et 
surtout  les  reprises  (Gott.  1795,  Deutsch  eod.  1.  eta.).  Auch  Valin 
ad  Ordonn.  v.  1681  und  denen  trait4  des  prises  1782.  v.  Kalten- 
born,  Geaehidite  der  Kaperei  im  Seekriege  und  Praxis  und  Reform 
der  Kupt rei  (in  Pölits  -  BOlau  Jahrb.  für  Geschichte  und  Politik. 
Jahrg.  1849.  Aug.  u.  Sept. Heft,  2  Abhandlungen.  Bd.  II.  «.  97-136 
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Zur  Betreibung  des  Seekriegs  hat  man  sich  bis  auf  die 
neueste  Zeit  nicht  bloss  der  eigentlichen  Kriegsschiffe,  sondeni 
auch  der  sog.  Kaper  bedient'^ ).  Kapereien  nennt  man  nun 
Unternehmungen  von  fremden  oder  einheimisohen  PrivatpersoneD, 
welche  in  Kriegszeiten  mit  besonderer  Genehmigung  einer 
kriegführenden  Hauptmacht  ein  oder  mehrere  Schiffe, 
auf  eigene  Kosten,  in  der  Hauptabsiebt  ausrüsten,  dem  Feinde 
an  Schiffen,  Mannschaften,  Gütern,  besonders  an  Zufuhr  Abbruch 
zu  thun  und  zugleich  denjenigen  Handel  neutraler  oder  freund- 
schaftlicher Staaten  mit  dem  Feinde  zu  verhindern,  der  im  Kriege 
als  unerlaubt  angesehen  wird,  also  gegen  Contrebande,  sowie 
gegen  Durchbrechung  der  Blokade  zu  vigiliren,  überhaupt  den 
neutralen  Verkehr,  besonders  Frachtverkehr  zur  See  zu  contro- 
llren.  Es  erscheint  demgemftss  die  Kaperei  als  ein  Geschäft  auf 
Gewinn  durch  die  zu  erobernde  Beute. 

Es  ist  selten,  dass  ein  und  dieselbe  Person  das  ihm  zuge- 
hörige Schiff  auf  eigene  Kosten  ausrüstet  und  zugleich  als  Ka- 
pitain  commandirt,  obwohl  dies  durchaus  zulässig  ist.  Gewöhn- 
lich ist  der  Unternehmer  von  dem  Kapitain  verschieden.  Auch 
existirt  in  der  Regel  nicht  bloss  ein  Unternehmer,  sondern  es 
thun  sich  Mehrere  zu  einer  Gesellschaft  zusammen  und  über- 
nehmen nach  bestimmten  Antheilen  die  Kosten  der  Lieferang 
des  Schiffes  selbst  sowie  von  dessen  kriegsmassiger  Ausrüstang. 
Unter  diesen  tritt  dann  ein  gewöhnliches  Gesellschaflsyerbaltniss 
ein  und  wird  der  gemachte  Gewinn  und  Verlust  nach  Verhalt- 
niss  der  Antheile  der  Einzelnen  vertheilt  Doch  können  auch 
besondere  Vertragsbestimmungen  über  Vertheilung  des  Gewinnes 
und  Tragung  der  Lasten  und  Verluste  festgesetzt  werden. 

Diese  Unternehmer  als  die  Rhederei  ernennen  sodann 
entweder  einen  aus  ihrer  Mitte  oder  einen  Fremden  zum  Gom- 
mandeur  des  Schiffs  und  ertheilen  ihm  besondere  Instructionen, 


and  S.  193-*228).  Pohls,  Seerecht  S.  1025  ff  Naa,  Völkerwe- 
recht  (Hamburg  1802)  S  265  ff.  Holst,  Völkerseerecht  (L  o.  eim. 
Band.  Hamburg  1802)  L  S.  184  fil  208  ff. 

31.  Kaper,  MeerschSamer,  Freibeuter;  Frans,  armateurs,  eorsaires^  bati- 
mens  ann^  en  eourse;  Englisch  privateert,  freebotters.  Wegen  des 
Unterschieds  iwischen  Kapern  und  Seeranbem  nebe  ▼•  Raltenboni 
L  c  S.  204-205. 
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» 

die  er  nicht  Qberschreiteo  darf.  Dieser  Kapilain  aber  steht  za 
jenen  Rhedern  im  Allgemeinen  wie  jeder  andere  Schiffer  zu 
seinen  Rhedern  da  Er  hat  nicht  selten  wie  Oberhaupt  die 
Mannschaft  Antheil  am  Gewinn,  auch  wohl  Verlust.  Doch  ist 
es  zulässig,  wenn  auch  nicht  ganz  gewöhnh'ch  und  rftthlich,  dem 
Schifler  und  den  Mannschaften  bloss  ein  bestimmtes  Gehalt  zu 
geben. 

Wenn  die  Kaper  nicht  selten  ?om  Staate  mancherlei  Bei- 
hülfe  an  Geld,  Naturalien,  Waffen,  Munition  geliehen  oder  gegen 
Bezahlung  erhalten,  sowie  von  manchen  Lasten  anderer  Schiffe 
befreit  werden,  so  modificirt  dies  das  Verhttltniss  in  der  Regel 
nicht  bedeutend. 

Die  staatliche  Genehmigung  erfolgt  durch  sog.  Raperbriefe 
(leltres  de  marqoe,  auch  wohl  de  commissions),  auch  Mark- 
briefe, Commisbriefe **).  Wer  sich  solche  von  befden  krieg- 
führenden Mftchten  zugleich  ausstellen  Iftsst,  gilt  als  Seeräuber. 
Ausser  dieser  Legitimation  müssen  die  Kaperunternehmer  in 
allen  Staaten  noch  Caution  stellen,  zur  Gewahr  dafür,  dass  sie 
das  Kriegs-  und  Völkerrecht  und  insbesondere  die  betreffenden 
Kaperreglements,  deren  es  in  allen  Staaten  gibt,  gewissen- 
haft beobachten  wollen.  Namentlich  soll  der  Kaper  das  neutrale 
Gebiet  respectiren  und  dort  keine  Prisen  machen.  Auch  Fischer-* 
böte  sind  meistentheils  wie  gegen  feindliche  Angriffe  überhaupt, 
so  auch  von  Seiten  der  Kaper  gesichert. 

Ferner  Ist  dem  Kaper  auferlegt,  überall  das  neutrale  wie 
feindliche  Gut  mit  Vorsicht  und  Schonung  zu  behandeln,  da 
dasselbe  nicht  unmittelbar  durch  die  Nehmung,  sondern  erst 
durch  prisengerichtliche  Zusprechung  gute  Beute  wird. 

In  der  Regel  ist  es  den  Kapern  zur  Pflicht  gemacht,  durch 
den  Schreiber,  der  hier  noch  eine  gewisse  RoUe  spielt,  über 
das  ganze  Verfahren  der  Kaperei,  namentlich  bei  einer  Nehmung 
ein  genaues  Protocoll  zu  führen  und  namentlich  ein  Inventar 
Ober  das  genommene  Schiff  aufzunehmen. 

Zumeist  dürfen  die  Kaper  nicht  zugleich  Handel  treiben 
und  drum  keine  eigentliche  Ladung  an  Bord  nehmen,  doch  wohl 
nur   desshalb,   weil   diese  sie  zu  sehr  an  der  glücklichen  und 


3B.  Nur  eine  kriegführende  Haupimmdit,  keine  blo«e  HOlüi-  oder  aUiirte 
Mfteht  darf  nadi  Vftlkeneeht  zur  Kaperei  prinlegircu- 
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schnellen  Durchfbhrung  ihrer  Unternehawigen  hiaderi«  so  dass 
siso»  wo  kein  derartiges  Verbot  exisiirt,  der  Htndel  und  die 
dessfailsige  Einnehmung  der  Ladung  den  Kapern  nicht  aa  sich 
als  verboten  angesehen  werden  darf. 

In  der  Gegenwart  ist  es  den  Kapern  meist  verboten,  ihre 
Beute  auf  der  See  wieder  frei  zu  lassen  und  dafbr  eine  Rio- 
zion,  gegen  Ausstellung  eines  Freibriefes»  anzunehmeiu 

Der  Kaper  hat  die  Prise  selbst  oder  durch  Andere  sieher 
in  einen  Hafen  seines  Souverains  aufzubringen.  Dodi  weao 
die  Nehmung  in  sehr  entlegenen  GewUssern  geschah  oder  sonst 
eine  Noth  dazu  trieb,  darf  er  die  Prise  auch  in  neutrales  Gebiet 
bringen**).  Dabei  scheint  nach  Theorie  und  Praxis  festzuMehea, 
dass  der  Neutrale  dies  gestatten  dürfe,  nicht  aber,  dass  er  es 
müsse.  Dagegen  ist  es  zweifelhaft,  ob  der  Neutrale  die  gericht- 
liche Zusprechung  ^•)  der  Prise  durch  seine  Gerichte  oder  aueh 
durch  die  betreffenden  Consuln  gestatten  dürfe,  ohne  selbst  seine 
Neutralitat  zu  verletzen.  Freilich  ermltchtigt  z.  B.  das  in  der 
vorigen  Note  erwähnte  Franz.  Decret  an  VI.  die  Franz.  Consida 
im  Auslande  dazu^*). 


39.  Hell.  Plaeat  6.  Janaar  1711.  Ron.  1787  Art  6.  Das  Brasil  Atiti 
30.  Dec.  1822  c  22.  Art.  3  gestattet  sogar  das  Aufbringen  in  frem- 
den Hafen  unbedingt.  Sonst  lies«  England  seine  Priae  ans  dem 
Mittelmecr  nach  Livomo  bringen.  Siebe  auch  v.  Kaltenborn, 
Kriegasehifie,  S.  28,  sowie  daselbst  die  unseren  Text  beslitigento 
Bestimmungen  des  Vertrags  zwischen  Frankreich  und  Nordameiiks 
1778.  Die  altere  Franz.  GeseUgebung  der  Ord.  1681  war  dagegeBi 
aber  die  Franz.  Confention  mit  den  Niederlanden  17S1,  das  Deciet 
18.  Sept.  17d3  sind  für  unsere  Ansicht  und  letzteres  erklirt  dies  für 
das  allgemeine  Völkerrecht.  Ja  den  27.  Vend.  an  VI.  erlaubte  to- 
gar  Frankreich  seinen  Consuln  die  Zusprechung  der  Prisen  im  Aai- 
lande.    Code  de  prises  par  Guichard  II.  255,  S.  unten  $  237.  238. 

40.  Hemer  1.  c.  S.  256  bestreitet  dies.   Siehe  unten  $  237.  238. 

41.  Der  Tractat  zwischen  Schweden  und  Nordamerika  vom  3.  April 
1783.  Art.  18.  n.  4,  welcher  Artikel  später  durch  den  Vertrag  tob 
1816  und  1827  wiederum  bestätigt  ist,  sagt:  Les  vaisseaux  de  goene 
et  armateurs  des  deux  nations  seront  r^ciproqnement  admis  arec 
leurs  prises»  dans  les  ports  respectifs  de  chacuie,  mais  eei 
prises  ne  poarront  y  4tr«  ddcharg^es  ni  Tandoei 
qu'apr^  qua  1&  14gitinu^  dt  la  priae  faite  |>ar  dca  bltimcBts  safdoii 
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Im  Aufbringungshafen  mnss  der  Kaper  sich  seine  Prise 
gerichtlich  zusprechen  lassen.  Die  Besatzung  feindlicher  Kriegs- 
schifle,  sowie  letztere  nebst  Munition  und  Waffen  muss  er,  doch 
meist  gegen  Entgeld  an  seinen  Souverain  ausliefern.  Von  der 
ihm  zugesprochenen  Beute  musste  er  sonst  h&ufig  einen  Th eil 
dem  Souverain  abgeben.  Werden  die  Gefangenen  ausge- 
wechselt, nicht  ausgelöst,  so  kann  auch  der  Kaper  kein 
Lösegeld  beanspruchen.    Pohls  1.  c.  S.  1035. 

Haben  mehrere  Schiffe,  seien  es  bloss  Kaper  oder  Kaper 
mit  Kriegsschiffen,  gemeinschaftlich  eine  Prise  gemacht,  so 
theilen  sie  auch  die  Beute,  doch  findet  namentlich  im  letzteren 
Falle  zufolge  der  besonderen  Bestimmungen  der  Prisenordnungen 
bisweilen  ungleiche  Vertheilung  statt  und  können  Verträge 
zwischen  mehreren  gemeinsam  operirenden  Kaperschiffen  darüber 
ganz  besondere  Bestimmungen  enthalten. 

Hit  Beendigung  des  Kriegs  hört  das  Recht  der  Kaperei  von 
selbst  auf.  Auch  wird  es  überall  so  angesehen,  als  ob  auch 
ohne  Beendigung  des  Kriegs  der  Souverain  in  jedem  Augenblicke 
den  Kaperbrief  wieder  Zurücknehmen  könne;  doch  würde  ich, 
wenn  derselbe  auf  eine  bestimmte  längere  Zeit  ausgestellt  war, 
dem  Kaper  das  Recht  zusprechen,  unter  Umstanden  eine  Ent- 
schädigung wegen  der  Ausrüstungskosten  zu  verlangen^*). 

Die  Bestimmungen  des  Preuss.  Rechts  über  Kaper  stehen 
Preuss.  Allgem.  Landrecht  I.  9.  $  205  —  219.  Uebrigens  in  den 
meisten  Staaten  wurden  die  Rechte  und  Pflichten  der  Kaper 
bisher  speziell  und  tempor&r  bei  dem  Ausbruche  eines  Seekrieges 
durch  sofort  erlassene  Kaperreglements  festgesetzt  und  auch  das 
Preuss.  Gesetz  weist  ausdrücklich  hierauf  hin. 

Siehe  bereits  oben  %  44  und  45.  Bd.  I.  S.  85  ff.  wegen  der 
Nationalitat  der  Schiffe,  wegen  Flaggen  und  Schi  ff  s- 
pap leren.    Endlich  siehe  $  220,  bes.  S  237  u.  238. 


mura  M  d^ddfe  seion  Im  lois  et  r^glemmts  ^tablii  en  Sa^de,  tont 
comme  celle  des  priset  faites  par  des  bAtiments  am^ricains  sera 
jogfe  Selon  les  lois  et  r^lements  d^ermin^s  par  les  £tat8-Unis  de 
l'Am^rique.  Siehe  unten  S  237.  238. 
43.  £me  Vertbeidigung  des  Institutes  der  Kaperei  nebst  Andeutungen 
suT  Umschaffnng  deMelbmi  in  eine  VolksWehr  zur  See,  entsprechend 
dem  Preuss.  Institute  der  sog.  Landwehr,  gibt:  v.  Kaltenborn, 
Kaperei  1.  c.  205  ff. 
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$  218.    Prisen  durch  Kjtaffahrer«*). 

Wenn  es  SDch  völkerrechtlich  den  Privaten  nicht  erliQbt 
istt  Schifle  zum  Angriff,  überhaupt  mit  der  Hauptabsicht  dei 
kriegerischen  Auftretens  gegen  den  Feind  ohne  Markbriefe 
auszurüsten,  so  steht  doch  jedem  Kauffahrer  gegen  etwanigen 
feindlichen  Angriff  das  Recht  zu  jeglicher  Vertheidiguog 
zu  und  wird  ihm  zugleich  die  Befugniss  zuerkannt ,  schon  im 
Voraus,  zur  tüchtigen  Abwehr  solcher  Angriffe  kriegsmllssig  mit 
Waffen  aller  Art,  namentlich  auch  m>t  Kanonen,  Brandraketen 
etc.  vor  dem  Auslaufen  oder  auch  w&hrend  der  Fahrt  selbst  sich 
auszurüsten. 

Indessen  steht  nach  Völkerrecht  einem  solchen  Kauffabrer 
nicht  das  Recht  zu,  das  etwa  eroberte  feindliche  Schiff  oder  Gut 
als  Beute  sich  anzueignen  und  als  gute  Prise  sich  zusprechen 
zu  lassen.  Vielmehr  fällt  Schiff  und  Gut  dem  Staate  anheim**)» 
wenn  nicht  besondere  Gesetze  eine  Ausnahme  machen.  Freilich 
halte  ich  einen  solchen  Kauffahrer  für  berechtigt,  von  dem 
Staate  zu  verlangen,  dass  dieser  ihn  bis  zum  Belaufe  des  Werthei 
des  eroberten  Schiffs  und  Guts,  wegen  aller  bei  der  Gelegeobeit 
entstandenen  Kosten  und  Schaden  vollen  Ersatz  leiste. 

Demnach  geschieht  es  h&ufig,  dass  sich  solche  Kauffahrer, 
deren  Hauptabsicht  aber  stets  friedliche  Betreibung  des  Handels 
verbleibt,  mit  sog.  Commissionsbriefen^*)  versehen,  durch 
welche  sie  ausdrücklich  ermächtigt  werden,  im  geeigneten  Falle 
sich  gegen  Angriffe  zu  vertheidigen,  ja  selbst  anzugreifen  und 
zwar  mit  der  Wirkung,  dass  die  alsdann  etwa  gewonnene 
Beute  ihnen  zufikllt  und  durch  den  Drtheilsspruch  des  Prisen- 
gerichts ihr  Eigenthum  wird. 


43.  cf.  Pohls  1.  e  8.  1088  ff.  uid  ▼.  KalteBborn,  Kaperei,  1.  e. 
Seite  2ß&. 

44.  So  in  Frankreich  u.  England,  ^fldtn  m  Holkad.  VergL  Martem, 
essai  p.  56  Note. 

45.  So  in  England  besonders.  -^  Freilieh  nennt  man  «neh  die  eigent- 
lichen Kaperbriefe  nicht  selten  CommissionsbriefB  nad  leUtere  aneh 
llarkbriefe. 
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i  219.    Von  Wiedernehmimgen  «•}. 

I.  Begriff.  —  Eine  Prise,  welche  dem  Feinde,  der  sie 
gemacht  hatte,  wieder  abgejagt  wird,  sowie  den  Act  der  Wie- 
derabjagung  selbst,  nennt  man  eine  Wiedernehmung  (franz. 
reprise  oder  recousse,  engl,  recapture,  span.  recobro, 
bell,  hernoomen  scheper»  lat.  recuperatio.  Die  Haupt- 
frage dabei  ist  die,  ob  der  Wiedernehmer  (recaptor)  gehalten 
ist,  die  wiedergenommene  Sache  (Schifl,  Gut)  dem  ersten  Eigen- 
IhQmer  derselben  zurückzugeben  oder  ob  er  sie  als  sein  (erober- 
tes) Eigenthum  ansehen  und  behalten  dürfe?  Aber  dies  ist  denn 
auch  das  eigentliche  privatseerechtliche  Interesse  in  Be- 
zug auf  die  Wiedernehmung,  und  dieses  wollen  wir  hier  einzig 
darlegen. 

IL   Vom  Beuterecht  überhaupt.  —  In  Bezug  auf  be- 
wegliche Sachen  feindlicher  Krieger  oder  des  feindlichen  Staats» 
welche  bei  einer  kriegerischen  Aflaire  sich  der  einzelne  Krieger 
oder  einzelne  kriegerische  Abtheilungen  aneignen,  spricht  man 
vom  Beuterecht.    Es  sollte  füglich  nur  dann  gellen,  wenn 
solche  Sachen  wirklich  herrenlos  geworden  sind  oder  doch  in 
dem  Augenblicke  der  Aneignung  (z.  B.  im  Gefecht  durch  den 
Tod  des  Eigenthümers  oder  auch  schon  durch  Dereliction  von 
Seiten  desselben)  factisch  in  Niemands  Eigenthum  sich  befinden 
und  nun  die  grösste  Cngewissheit  da  ist,  wer  der  Eigenthümer 
oder  dessen  Erben  seien  etc.  wie  z.  B.  bei  den  im  Gewirre  des 
Gefechts  erbeuteten  feindlichen   Sachen  der  einzelnen  Krieger 
immer  der  Fall  ist.    Indessen  ist  die  Praxis  nicht  so  ängstlich 
und  spricht  den  Beutemachern  überall  leicht  das  Eigenthum  zu, 
namentlich  an  Geld,  einzelnen  Waffen,  und  Armaturstücken,  so 
wie  Kleidern,  Kostbarkeiten  etc,  wenn  auch  feststeht,  dass  die 
einzelnen   Beutemacher  sich   nur  mit  einem  gewissen  Antheile 
begnügen  müssen,   wenn  die  erbeuteten  Objecte  der  Art  sind, 
daas  sie  zur  Kriegsausrüstung  eines  Heeres  gehören  oder  zu 


46.  Vergl.  bes.  Pohls  1.  c  1040-60.  Von  Martens,  Essai  1  40-75. 
Hefiler,  Volkerrecht  $  101,  02.  Jouffiroy,  droit  maritime  p.  313. 
▼on  Steek,  e«ai  sur  plusienTet  matiires,  n.  8.  Naa,  Volker- 
tecreeht  g  276 if.  —  Von  dem  Berglohn  bei  Wiedernehmun* 
gen  ist  bereits  %  150-152;  Bd.  I.  S.  40  ff.  gesprochen. 
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kriegerischen  Operationen  dienen  z.  B.  schweres  Gesdiatz,  ganze 
Convoy's  mit  Lebensmitteln »  Gelder,  .Muntlion  etc.,  indem  den 
Haupttheil   das  Kriegsoberhaupt    beansprucht  und  es  so  dem 
Ganzen  des  Heers  zu  Gute  kommt    Uebrigens  wird  regelmissig 
die  Beute  noch  nicht  als  völlig  gemacht  angesehen,   so  lange 
dieselbe  Kriegsaction ,  wahrend  welcher  die  Erbeutung  erfolgte, 
also   dasselbe  Gefecht  etc.,   wenigstens  fbr  den  Erbeuter  noch 
fortdauert,  natürlich  wegen  der  völligen  Dnsicherfieit  seiner  fac- 
tisch  erfolgten  Besitzergreifung.   Würde  er  also  in  der  Zeit  and 
bevor  er  die  Sache  in  Sicherheit  brachte,  dieselbe  wieder  weg- 
werfen oder  sie  ihm  vom  Feinde  wieder  abgenommen  und  nun 
wieder  vielleicht  diesem  vom  Neuen  durch  einen  Anderen  eol- 
rissen  werden,  so  ist  dieser  neue  Erwerber  gegenüber  den  frü- 
heren berechtigt.    Eine  gerichtliche  Zusprechung  der  Beute  ist 
aber  in  der  Regel  nicht  nolhwendig,  um  den  Erbeuter  zum  Ei- 
genthümer  zu   machen.    So   in   Bezug  auf  die  im  Landkriege 
gemachte  Beute.  Uebrigens  beschiünkt  sich  das  Beutemachen  an 
feindlichen  beweglichen  Sachen  im  Landkriege  auf  die  Brbeu- 
tung  von  beweglichen  Sachen  der  Krieger  im  Gefecht  and  allen- 
falls der  Bürger  bei  der  Eroberung  einer  Stadt,  eines  Dorfes 
im  Sturm  und  auf  den  speziellen  Fall ,   wo  von  dem  Oberbe- 
fehlshaber, aus  besonderen  Gründen  und  als  eine  besondere  Strafe 
oder  Rache   die   Bürger   der   Plünderung  express  preisgegeben 
werden.    Sonst  ist  im  Landkriege  das  bewegliche  Eigenthuro  des 
Feindes  so  gesichert  wie  das  unbewegliche. 

III.  Im  Seekriege  herrschen  eigenthümliche  Grundsätze. 
Alles  feindliche  Eigenthum  der  Privaten  wie  des 
Staats  sowie  auch  gewisse  neutrale  Güter  zur  See 
sind  dem  Erbeutenden  verfallen.  Doch  ist  man  see- 
rochtlich  in  sofern  strenger  als  man  zum  eigentlichen  Eigen- 
thumserwerbe  Jetzt  gewöhnlich  noch  verlangt,  dass  eine  prisen- 
gerichtliche Zusprechung  zu  Gunsten  des  Nehmers  von 
Schiff  und  (oder)  Gut  erfolgt  sei,  so  dass  also  hier  der  Nebmer 
nicht  bloss  so  lange  er  die  Beute  noch  nicht  in  Sicherheit*  ge- 
bracht hat,  sondern  so  lange  als  noch  kein  Richterspruch  erfolgt 
ist,  nicht  als  Eigenthümer  angesehen  wird.  Es  scheint  aber 
diese  Strenge  um  so  nöthig^  und  billiger  als  die  obigen  Rück- 
sichten von  der  Ungewissheit  des  ursprünglichen  Eigenthümers 
etc.,  bei  Eroberung  von  SchifT  und  Gut  hier  nidit  ziisammen- 
treffen,  indem  dcrüber  die  betreffenden  Schiffs*  und  Ladungs- 
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papiere  so  wie  Schiffer  und  Mannschaft  gen&gend  Auskunft  ge* 
ben.  Diese  strenge  Anforderung  an  den  Eigenthomserwerb  der 
Seebeute  hat  also  seinen  guten  Grund  und  erscheint  nicht  als 
etwas  Zufillliges. 

IV.  Ueberhaupt  ist  das  ganze  Beuterecht  und  namentlich 
die  niasslose  Jagd  auf  das  Eigenthum  zur  See  nicht  als  ein 
nothwendiges  Element  des  Kriegs  zu  betrachten,  denn  ein  Krieg 
lasist  sich  fQglich  auch  ohnedem  fohren;  es  bedürfte  höchstens 
einer  Beschlagnahme  und  Benutzung  und  Verwendung  ge<* 
gen  Entschädigung,  keiner  Entreissung  und  Beraubung  des 
Eigenthums.  Demnach  ist  das  Recht  der  Erbeutung  im  Seekriege 
zum  allerwenigsten  strict  zu  erklären  und  auf  das  Engste  ein- 
zuschränken. 

'  Ferner  erwäge  man,  dass  durch  blosse  Occupation  man 
nur  an  herrenlosen  Sachen  Eigenthum  sofort  und  ohne  wei- 
teren Rechtstitel  erwerbe.  Selbst  der  Franz.  Grundsatz:  En  fait 
de  meubles  la  possession  vaut  titre  (Code  ciyil  Art.  2279)  ist 
nur  mit  der  Beschränkung  zu  yerstehen ,  dass  sich  eben  kein 
Anderer  mit  einem  besseren  Rechtstitel  legitimiren  könne.  Am 
wenigsten  sollte  aber  von  der  Seebeute,  von  Schiff,  Gut,  der- 
gleichen laxe  Interpretation  gelten,  da  hier  die  EigenthOmer  mit 
ihren  besten  Rechtstiteln  überall  bekannt  sind. 

Der  Erbeuter  ergreift  zwar  mit  dem  animo  dominii  Besitz 
von  Schiff  und  Gut,  indessen  kann  er  dadurch  von  Rechtswegen 
nur  juristischer  Besitzer  werden.  Es  bedarf  noch  eines 
Titels  zum  Eigenthum.  Es  könnte  dies  die  Verjährung 
sein,  doch  würde  diese  regelmässig  zn  lang  sein,  auch  fehlt  es 
eigentlich  zur  Möglichkeit  und  zum  Rechtsbestand  der  Verjäh-- 
rung  an  der  bona  fides  und  es  wird  also  hier  immer  ein  Durch- 
hauen des  Knotens  nöthig.  So  hat  man  denn  rn  der  Praxis, 
namentlich  in  Bezug  auf  die  Wiedernehmung  eine  gewisse,  übri- 
gens sehr  kurze  Zeitdauer  des  fortgesetzten  Besitzes  als  genü- 
gend angesehen,  um  das  Eigenthum  des  Nehmers  zu  begründen, 
so  meist  24  Stunden*»).    Regelmässig  wird  erst  die  Zuspre- 


47.  Die  dessfallaigen  Bettimmungen  der  Parti cularrechte  riebe  sub  Y. 
diese«  $.  Den  Erwerb  durch  diese  Zeit  fttr  den  Nehmer  behaupten 
Y.  Steck,  essai  sur  divers  st^ett  etc.  (1791)  p.  72.  Emerigon  l  e. 
I.  494.  Piantanida  1.  c  III.  136.  Aber  schon  v.  Martern  I.  e^ 
erklärt  «ch  hier  gegen  jeden  Erwerb  durch  Veijlhrung. 
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chung  durch  ein  Prisengericht  als  der  eigentlidie  recht- 
mllssige  Erwerbttitel  fQr  das  Eigenthum  des  Nehmers  angeseheiL 
Es  findet  hier  dann  gleiehsani  ein  EigenUiumserwerb  ex  lege 
oder  besser  adjudicatione  statt <*). 

Durch  blosse  Bringung  in  Sicherheit  kann  ßglich 
für  den  Nehmer  noch  kein  Eigenthumsrecht  erworben  werden, 
denn  nirgends  erwirbt  man  dadurch,  dass  man  eine  Sache 
in  grössere  Sicherheit  gebracht  hat,  ein  grosseres  Recht  daran, 
sondern  nur  eine  breitere,  sichere«  factische  Basis  zur 
Begründung  seines  Rechts,  die  bessere  Möglichkeit  fi^ 
die  Erwerbung  des  Titels  durch  Verjährung  oder  Richterspruch. 
Freilich  ist  das  Consolato  del  mare  bereits  anderer  Meinung, 
das  juristische  mit  dem  factischen  verwechselnd.  Siebe 
n«  V.  I.  dieses  $. 

Gleichgültig  muss  es  übrigens  sein,  ob  die  Nehmung  durch 
einen  Kaper  oder  durch  ein  Kriegsschiff  geschah ^*), gleich* 
gültig  ferner,  ob  das  Schiff  und  (oder)  Gut  einem  Nationalen, 
einem  Aliirten  oder  einem  Neutralen  angehöre  **),  gleichgültig 
endlich,  ob  viel  oder  wenig  Aussicht  zur  gerichtlichen  Ver- 
urtheilung  und  Zusprechung  der  Seebeute  vorhanden  sei  oder 
nicht,  denn  im  besten  Falle  ist  hier  eben  immer  nur  eine  Aus- 
sicht vorhanden  und  eine  Aussiebt  auf  einen  Rechts- 
titei  ist  noch  kein  Rechtstitel  selbst*^). 

Endlich  kann  selbstredend  so  lange  der  Nehmer  noch  selbst 
keinen  Eigenthumstitel  erlangt  hat,  durch  dessen  Schenkung, 
Verkauf,  Tausch  kein  Eigenthum  an  der  Prise  übertragen  wer- 
den. Freilich  schon  das  Cpnsulat  zum  Tbeil  anders.  Aber  neaio 
plus  juris  in  alterum  transferre  potest  quam  quod  ipse  habet 
Siehe  n.  V.  dieses  §  sub  1. 

Zuletzt  scheint  auch  die  Ansicht  unbegründet,  dass  der  Nehroer 


48.  Ulpiani  Fragmenta  tit.  XIX.  S  l^^*  die  dcssfalliigen   Bestimmun- 
gen der  Parlicularrecbte  siehe  n   V.  dieses  $. 

49.  Doch  variiren  in  dieser  Beziehung  die  Particularrechte.    Siehe  n.  V. 
dieses  $. 

50.  Doch  variiren  mach  in  dieser  Beziehung  die  Particalarrechte.  Siehe 
n.  V.  dieses  $. 

öl.  Dodi  haben  naaDientlieh  .Englische  Gerichte  deigleiohen  VetstasK 
gemacht    Siehe  oben  g  iöO.  Bd.  II.  8.  44  Note  29. 
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im  •Augenblicke  des  Ptiedens  Eigenthum  erwerben  mOsse**), 
da  Yielmehr  durcb  den  Frieden  eine  Restitution  des  eroberten» 
erbeuteten  fremden  Bigenthums  als  begründet  regelmässig  ange- 
sdMi  werdeb  darf. 

IV.  Theorie  der  Wiedernehmung.  Wir  müssen  dem- 
nach auf  Grund  der  bisherigen  Auseinandersetzung  behaupten, 
dass  der  Wiedernehmer  in  allen  FiHlen,  wo  der  Neh- 
aer  noch  nicht  als  Tölliger  Eigenthümer  der  Prise 
angesehen  werden  konnte,  also  in  der  Regel  bevor  sie 
ihm  gerichtlich  zugesprochen  war,  nicht  für  sich,  sondern 
zu  Gunsten  des  ursprünglichen  Eigenthümers  die  See- 
beate Wieder  aufbringe,  dass  er  sie  diesem  restituiren 
müsse,  dagegen  (nach  $  150-152  Bd.  II.  S.  40  ff.,  ein  Berg- 
lohn für  seine  Mühwaltung  in  Anspruch  nehmen  dürfe. 

Hiermit  ist  nun  ^war  die  Praxis  nicht  im  entschie- 
denen Widerspruche;  vielmehr  erscheint  diese  Theorie  in 
der  heutigen  .Praxis  ein  gewisses  Fundament  zu  haben.  Doch 
enlhAU  die  Praxis  sehr  viele  Uodificationen  dieses  Grundsatzes 
und  sekr  viele  Besonderheiten  und  Eigenthümlichkeiten,  so  dass 
es  schwer  wird^  Ihren  allgemeinen  Charakter  zu  bestimmen  und 
es  Nofh  ihut  in  die  Details  einzugehen  **). 


50L  V.  liarteas,  estai  eonccmant  les  onnftteur  $  44  und  45  scheint 
das  SU  behaupte».  Siehe  n.  IV.  Note  53  dieiei  S»  Siehe  auch  unten 
tt«  y.  aub  &  in  f.  dieses  §.  die  Engliicbe  Praxis. 

53b  Hefiter  1  &  $  192  erkArt  yeraweifelt:  Ein  gemeingültiges 
Prtnoip  existirt  demnaeh  so  gut  wie  gar  nicht.  —  Treilicb 
sind  die  Theorien  Über  Wiedemebmungen  Überhaupt  und  die  An« 
•iahten  der  Theoretiker  über  das  was  allgemein  Praxis  sei,  sehr 
verschieden.  Der  gefeierte  O.  F.  v.  Martens  essai  etc.  $45  behaup* 
tete  geradem:  „Das  Recht  des  Krieges  giebt  Oberhaupt 
»^keinem  Kriegführenden  ein  Recht  des  Eigenthums  auf 
»»weggenammene  Schiffe,  weder  des  Feindes  noch  einer 
^dritten  M'acht.  Es  bleibt  daher  wahrend  des  Krie- 
Mges  das  Recht  des  ursprünglichen  EigenthÜmers  wider 
MJedermann  bei  Kräften;  auch  eine  Wiedernahme  kann 
,4hm  d«sseibe  nieht  entliehen,  vielmehr  nur  die  Ver- 
tobindlichkeit  einer  Entschädigung  und  Belohnung  des 
„Widernebmers  gegen  Rüekempfang  seines  Eigenthums 

V.  Kalieabora,  Secrccbt  H.  21 
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A.  Doch  sind  hiernach  eioEelne  Fftlie  zu  untencbeidiaii. 

Eine  Wiedernehmung  kann  geschehen  : 

1)  Durch  ein  EriegsschiOT  des  kriegfahrenden  Staats,  oder 
2)  durch  einen  Kaper.  Diese  Arten  scheinen  aber  nichts  Eige»^ 
thümliches  darzubieten.  —  3).  Durch  die  Mannschaft  des  genom- 
menen Schiffes  selbst.  Ich  glaube,  dass  diese  Manoschaft  seibft 
in  dem  Falle»  wo  die  Prise  bereits  gerichtlich  condemnirt  war, 
wegen  ihrer  dienstlichen  und  repräsentativen  Stellung  gegenöber 
den  Schiffs-   und  Ladungsinteressenten  nie  das  Recht  in  Ab- 


»,auferlegeii.  Erst  mit  dem  Friedensscbluts  wird  anter 
„den  kriegführenden  Theilen  und  deren  Alliirten  jede 
MWiedernshme  der  von  dem  einen  Theil  gegen  den  an- 
„d«rn  weggenommenen'  Schiffe' nnd  Ladungen  aaige- 
,,aohloeten;  neutnde  Mftebte,  aogar  blone  UQl&mlcbte,  dem 
Mniebl  im  Eoiegattand  befindliche  Schüfe  weggenonnnen  aind,  be- 
»»halten  dagegen  den  Aaapmch  auf  Wiedernahme  dea  tiiatdlcUicfa 
M^aUogcuenEigpentbum^  wo  sie  ihm  beikommen  kanoen,  auch  aocfa 
„femer."  —  Heffter,  Volkerrecht  S  192  UBtafBchreibt  das  mit 
Emphaie»  wie  lich  denn  Jouffroi,  droit,  mar.  p.  392  und  Li n- 
guet,  annale«  tom.  VL  104  ähnlich  amapraohen,  und  andi  ich 
möchte  namentlich  die  ersten  Satze  des  Herrn  v.  Martena  gern  im- 
terschreiben,  wenn  nur  erst  das  EuropSisch-Amerikaniache  Seekiiegi- 
recht  den  Grundsatz  aufgegeben  bitte,  dass  beim  Aosbiuebe  eiaei 
Beekri^  Kfieg  nicht  btoaa  gegCA  dos  Ceaidlicbftn  Steat,  aondem 
auch  gegen  die  PnvaAea*  weoigsteiis  gegen  daref-  E^genthnm  zur 
See  geführt  und  ao  nicbjt  von.  Anfang  an  die  rechtlicho  Möglichkeit 
der  kriegerischen  Erwerbung  des  feindlichen  Privateige&thmis  ge- 
seilt wSve.  So  lange  aber  die  Praxis  noch  diese  Hauptgrundrich- 
tung  hat,  glaube  ich,  dass  man  wenigstens  im  Verk^re  der  Stea- 
ten  unter  einander  (siehe  diesen  $  n.  IV.  sub  B.  1—4)  die  prisen- 
gerichtliche  Condemnation  eines  zur>  See  genommenen  Schub  und 
Guts  als  ein  rechtsbeatandigea  Ifittel  xur  BigenthuMdbertragmig 
von  dem  ursprünglichen  £igenthümer  auf  den  Ndimer  und  darcb 
diesen  auf  den  Wiedemehmer  ansehen  müsse.  Diaae  Wirklidd^eit 
der  Praxis  vor  Augen  habend  und  ihre  Consequensen  aich  gelsllea 
lassend,  hat  der  berühmte  Englische  Richter  Sir  Willimm  Scott 
mit  aller  KaUbütigkeit  das  Verlangen»  als  müsse  iallea  wiedereroberte 
Eigenthum  in  Kriegszeitcn  dem  Eigeathümer  ohne  Unlendütd  der 
Zeit  zurückgegeben  werden,  für  leere  Ghimire  einer  vonAadflotk- 
Uchen  Philosophie  erkl&ren  können.  VergL  v.  Härtens,  Erzäh- 
lungen merkw.  FSUe  aus  dem  Europ.  Völkerrecht  I. 
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spruflh  netmeti  kOnne,  deren  Eigentbum  zu  ihreo  eigenen  Gaor^ 
sten  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  dass  ihr  höchstens  ein  Ber^ 
gUDgiloha  zustehe.  —  4)  Durch  irgend  welche  Ttewalt  eines  dem 
Kaptor  Iremden  Landes»  wohin  das  genommene  Schiff  absicbtlieh 
odav  zuHälUgf  wider  den  Willen  des  Kaptors  gebracht  sein  kann^ 
Ick  glaube,  auch  dieser  Fall  hat  nichts  EigenthUmUches.  h^ 
5}  Lttsst  dJ9r  Kaptor  bloss  aos  Furcht  Tor  wirklich  ansegelnden 
Schiffen  oder'  aus  leerer  Furcht  oder  aus  Seenoth  die  Beute  im 
Stkhe»  so  kann  Oberhaupt  nicht  von  einer  eigentlichen  Wieder- 
nehipang  die  Rede  sein,  sondern  nur  von  einem  Finden  und 
hat>  der  Finder  (vermeintliche  Wiedernehmer)  hier  stets  nor  ein 
Berglobnzu  beanspruchen.    So  sdion  das  Consukt  cap.  287. 

B.  Ferner  ist  noch  folgende  Unterscheidung  zu  machen. 
Daa  wiedergenommene  Sebiff  oder  Gut  oder  beides  zugleich 

bann,  ehe  es  vom  ersten  Kaptor  genommen  wurde,  gehört  kaben: 
1)  Der  Regierung  oder  den  ünterthanen  des  Staats,  wozu 
auch  der  Wiedernehnie'r  gehört    Gerade  auf  diesen  Fall  schei- 
nen nun -zwar  die  all^meinen  Grundsätze  besonders  anzuwenden» 
doch  wird  es  bei  allen  derartigen  Entscheidungen  auf  die  partim 
cuAarreehtUclien    Bestimmungen    de»  Slaats  zuerst  ankommen. 
Indessen  spricht  hier  im  VerfaSiltniss  der  Bürger  des  einen  Staata- 
untereinander  vor  Allem  die  Billigkeit  dafür,  dass  der  ursprüng- 
liebe EigenthQmer  sein  Recht  gegen  den  Wiedernehmer  niemals 
verliere,  selbst  nicht  nach  erfolgter  prisengerichtlicher  Condem- 
aation,  und  dass  der  Wiedernehmer  stets  nur  ein  angemessenes 
Berglohn  beanspruchen. dürfe.  —  Dieselben  Grundsäitze  möchte 
ich'  sogar  anwenden,  wenn  2)  die  Prise  von  einem  Bundesge- 
nossen oder  auch  3)  von  einer  bloss  hülfeleistenden  Maeht  wie- 
dergenommen ist,  gerade  wegen  des  gemeinschaftlichen,  durch 
das  Kriegsverhältaiss  zwischen  den  Staaten   und  deren  beider- 
seitigen  Dntertlianen    bewirkten   Bundes;    selbst  die   prisenge- 
richtliche Zusprechung  sollte  auch  hier  das  ursprüngliche  Eigen- 
tham  nicht  verrücken  können.   —   4)  Wenn  endlich  die  Prise 
einem  neutralen  Staate  gehört  hat,  so  ist  die  Praxis  gerade  hier 
meisl  am  härtesten  und  erklürt,  dass  die  Aberkennung  des  ur- 
sprünglichen Eigenthums  durch  ein  feindliche»  Prisengericht  dem 
kriegführenden  Waedernebmer  das»  Eigeothom  gei)en  könne.  Siehe 
8ub  F. 

C.  Wenn  die  Reprise  abermate  dem  Wiedernehmer  weg- 
genommen Wird^  so  ist  das^Rteht  des  zweiten  Wiedemehniera 

2i* 
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mera  einzig  nach  dem  Hechte  des  ersten  Wiedernehmen  tu 
beortbeilen. 

D.  War  eine  Prise  Tom  Tölkerrechtlichen  Staodpankte 
aus  unrechtmissig,  so  sollte  die  Reprise  in  allen  FUlen  dem 
ursprünglichen  Eigenlhüaier  restituirt  werden ,  wenn  sie  auch 
lungere  Zeil  als  24  Stunden  in  Feindsgewall  gewesen.  Nach 
erfolgter,  aber  unrechtmässiger  CocKiemnatioa ,  ja  selbst,  weno 
in  Folge  derselben  ein  Verkauf ,  aamentiieh  an  Neutrale  statt- 
gefunden hat,  möchte  ich,  wenn  auch  für  die  Reprise  ein  be* 
sonderer  Rechtsgnind  vorlag,  nichts  desioweniger  den  Becapter 
zur  Restitution  an  den  ursprängUcben  Eigenthümer  für  verbui^ 
den  halten,  doch  gegen  ein  angemessenes  fieiglobn.  Recht  iddss 
Recht  bleiben»  auch  das  Völkerrecht,  nach  welchem  aber, 
wohl  zu  merken,  die  Nehmung  jedes  feindlichen  Privat--  und 
Kriegsschiirs  und  neutralitfttswidrigen  Eigenthums  rechtlich 
eriaubt  ist 

£,  Sie  den  Seeräubern  wieder  abgenommenen  Prisen 
sollten  füglich  immer  gegen  Berglohn  restituirt  werden.  Siehe 
aber  das  Franz.  Recht  unter  sub  V.  n.  3. 

F.  Fremde  und  Einheimische  sollten  überall  gleich  behan- 
delt werden.  Freilich  in  den  einzelnen  Staaten  sprechen  zumeist 
dip  gesetzlichen  Bestimmungen  ausdrücklich  nur  von  den  Lan- 
deskindem  und  fragt  es  sich ,  ob  die  dortigen  Juristen  immer 
geneigt  sein  werden ,  stillschweigend  auch  die  Neutralen  oder 
doch  die  Allirten  als  mitinb^rifien  und  derselben  Rechte  sich 
erfreuend  immer  annehmen  oder  vielmehr  das  Gegentheil  heraus- 
interpretiren  und  die  Fremden  Oberhaupt  ,auf  die  Verträge  und 
deren  Recht  verweisen,  endlich  in  Ermangelung  von  Vertragen 
willkürlich  behandeln  werden.  Siehe  unten  sub  V.  n*  3.  Allge- 
meine Clausein  in  Völkervertragen  über  Behandlung  der  bei- 
derseitigen Dnterthanen  nach  den  Grundsätzen  der  Reciprocitit 
können  meist  nur  strict  erkl&rt  und  spezidl  auf  die  im  Vertrage 
besonders  abgehandelten  Materien  bezogen  werden,  so 
dass  man  also  an  sieh  aus  solchen  allgemeinen  Bestimmungen 
juristisch  nicht  mit  Sicherheit  behaupten  kann,  dass  Dun  auch 
in  Bezug  auf  Wiedernehmung  sofort  eine  Reciprodtikt  gefol- 
gert werden  müsse  oder  auch  mir  dürfe.    S.  sub  B.  i.  f. 

V.  Besonderheiten  und  Hodificationen  der  Praxis. 
Bei  dem  gegenwärtigen  Standpunkte  dieser  Streitfrage  scheint 
es  genügend,  die  in  Folge  von  Gesetzen  oder  Veririgen 
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in  den  einzelnen  Staaten  hierüber  geltende  Satzun- 
gen *^)  aufzuweisen  und  ihren  regulären  oder  singulftren  Charak- 
ter anzudeuten. 
I)  Zuvor  sollen  hier  die  Bestimmungen  des  Consulats,  wel- 
ches in  cap.  287  sehr  umständlich  darüber  handelt,  ohne 
aber  doeh  die  Materie  za  erschöpfen ,    angegeben  werden. 
Die  Prise  soll  vom  Wiedernehmer  gegen  ein  Berglohn 
dem  ursprünglichen  Eigenthümer^   wenn  der  Feind  sie 
noch  nicht  an    einen   siehern  Ort  gebracht  hatte, 
zurückgegeben  werden;  ebenso,  wenn  der  Kaptor  aus  Furcht 
oderSeenoth  die  Prise  freiwillig  fahren  Ittsst  und  sich  Jemand 
'     ihter  bemSchtigt.    Wer  ein  genommenes  SchifT  ranzionirt, 
'..  mnss  es  gegen  ROckempfang  der  Baneionssumme  zurück- 
geben  Wenn  dev  Kaptor  das  Schiff  bereits  in  Sicher- 
heit gebracht  und  dort  verschenkt  oder  verkauft  hat,  so 
ist  diese  Schenkung  md  dieser  Kauf  ohne  Widerrede  gültig, 
.  sonst  aber  nicht.    Namentlich  auch  muss  das  Schiff,   wenn 
'  der  Kaptor^  bevor  er  das  Schiff  in  Sicherheit  gebracht  hat, 
.   das  Lds^kl  für  das  SöbifT  schenkt,   dagegen- das  Gut  zur 
Banzionirung  zwitigt,  zu  letzterer  Summ^  nach  VerhUltniss 
seines  Werths,  contribuiren. 
2>  In  Spanien  wird  der  Feind  nach  24  Stunden  als  Eigen- 
ihOmer    in    allen    Fällen    angesehen,    gleichviel    ob    der 
oraprüngifohe  Eigenthümer  ein  Spanier  oder  Fremder,  Un- 
terthah  einer  alliirten  od^r  neutralen  Macht  sei;   der  Wie- 
•  demehmer  '  gewinnt  alao   nach  der  Zeit  Eigenthum.    Der 
ursprtingliche  Eigenthümer  verliert  aber  überall  sein  Recht 
nicht ,    wenn    der  Kaptor  das  Schifl  freiwiUig  verlässt »»). 
So  ähnlich  das  Französische,  Dänische  und  ältere  Holländi- 
sche Recht    Uebrigen^   bestimmte  der   Vertrag  zwischen 
Spanien  und  Niederland  1050  und  Spanien  und  Oesterreich 
1725,  dass  Reprisen  unbedingt  zu  restituiren  unter  einem 
Berglohn  von  ii  und^esp.  ">^  oder  M,  je  nachdem  sie  bin- 


54.    Ein«  Kolf^e  Uebersicht  geben  r.  Märten«  I.  e.  S  60  ff.  und  Pohls 
1.  c.  8    1047  «r. 
-55.    Span.  Kaperreglement' ▼.  17711  Art.  23.  24;  von  1621  Art.  10.  De- 
elmration  voll  28.  Dee.  1624.    Dies  gilt  sogar  gegenüber  SeerKubem 
Mdiillegl..m<r  Art  9. 
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nen  24  oder  48  Stunden  oder  spiler  naoh  der  entefi  Neh* 
mung  erfolgte  **). 

3)  Das  Französische  Recht  ist  im  wesentlichen  das  Spani* 
sehe,  doch  wird  eine  den  Seeräubern  abgejagte  Prise  stels 
restituirt  Ord.  1681  Art.  8—10.  (III.  9.)  und  Arr^t  du  cod- 
seil  5.  Novbr.  1748;  15.  Juni  1779.  Uebrigens  ist  io  den 
Gesetzen  y  wo  von  Zurückgabe  der  dem  Feinde  abgeDoro- 
menen  Prise  gesprochen  wird,  nur  von  einem  Rechte 
Franzis.  Uoterthanen  die  Rede;  es  werden  die  Ailiirteo 
und  Neutralen  *')  nicht  erwähnt  Geschah  sie  nach  24 
Stunden,  so  (kUt  sie  dem  Könige  (jetzt  Fiskus)  anheim,  der 
aber  der  Equipage  des  Wiederneiimers  eine  Belohnung  gab 
und  sie  dem  uraprüoglichenEigeothQmer  meist  wiedersoheakte. 

Der  Vertrag  Frankreicha  mit  Holland  17H1  Art  1-3 
und  mit  England  1786  Art  34.  setzt  fest»  dass  die  iooer- 
halb  24  Stunden  geroachte  Reprise  vom  Kaper  gegen  Berg- 
lohn {M  Werth)  zu  restituiren^  sonst  zu  behalten  sei,  dass 
aber  Kriegsschiffe  stets  restituiren»  im  ersteren  Falle  stets 
mit  Anspruch  auf  \^o.  im  letzteren  auf  V»  vom  Werthe  der 
Reprise  als  Gratificatioii.  Der  Vertrag  mit  Nordamerika 
1778  Art  16  bestimmt  die  gänzliche  Rückgabe  der  Reprisen. 

4)  Das  neueste  Hell.  Recht  scheint  die  Restitution  aller  Re- 
prisen .gegen  das  Berglolin  nach  einer  weoliaetadan  Skala 
festzusetzen,  hat  übrigens  in  früheren  Zelten  oft  ges<^waDkl. 
Fremde  sind  nach  den  Tractaten  lu  beurtbeilen  **)• 

Wegen  der  Verträge  HoUands  siehe  bereits  n.  2u.3. 
sowie  den  Vertrag  mit  Nordantecika  v.  &  Oct  1762«  dessen 


56.  Siehe  auch  einige  Besonderheiten  in  den  Tractaten  zwischen  Spa- 
nien und  Tripolia  1784  Art  11.  13;  Spanien  und  Algier  1786  Art  4; 
Spanien  und  der  Pforte  1782  Art.  13. 

57.  Doch  halten  Franz.  Juristen  sie  nicht  für  anageschloasen  von  dem- 
selben Recht.  Emerigon,  traitl  des  asaurances  c.  XII.  teet  23; 
vergl.  Vattel,  droit  des  'gens.  liv.  Ili.  c.  14.  g  207.  Auch  tcfaeint 
die  Franz  Prazii  in  neuerer  Zeit  die  Freigebung  einer  nentnleii 
Bepriae  adoptirt  au  haben.  Sirey«.  rectieil  ghdtwi  den  1<mb  et  4» 
arrets  I.  2.  201. 

SB.   Verordnung  4.  u.  27.  Juni  1625,   11.  Mai  i6S2,    1».  i^mi  1651k* 
13.  April  1677.    Plaeat  6  Juni  1702  Art.  8.   1781  Art  7.  -  Flactt 
1793  Art.  7.  -  Plaeat  28.  JuU  1705  Art.  16i  iMgen  dar'BMricB. 
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ipedeller  Zweck  die  RQckgabe  der  Refnisen  gegfeo  eio  wech- 
gelndes  Berglohii  iiL 

5)  Wegen  der  alteren  Praxis  Englands  herrsobt  unter  den 
BngL  Juristen  selbst  Streit  *•).  Jetzt  gilt 'Folgendes:  Wird 
das  Eigenttinm  eines  Englischen  UnterChanen  vom 
Feinde  genommen  und  durch  ein  Englisches  Sehtff  wieder- 
genomnen,  so  ist  es  unbedingt  dem  ursprünglichen  Eigen- 
IbQmer  gegen  Berglohn  zu  restituiren.  Stat.  33.  Geo.  III. 
c  68.  8.  48.  Stat.  45.  Geo.  III.  c.  72.  §  7.  Stat  48.  Geo.  III. 
c  132.  War  iodeeaan  die  Prise  vom  Feinde  als  Kriegs- 
fobrzeug  oder  Kaper  ausgerüstet  gewaseo»  so  erwirbt  es 
allemal  der  .Regaplar.  r—  Auf  die  Dauer  ^es  feindlichen  Be- 
sitzes komqäi  es  nicht  'an*  War  aber  die  Prise  bereits  an 
eioiNi  Neutralen  nach  erfolgter  Condemnatian  verkauft,  so 

.  wird  difs  viellei/cht  respecUrt  **).    Für  den  Fall,  da  ein 

Engl.   SchiflT  neutrales  Eigenthum  wiedemiromt,    existirt 

.    kein  Gesetii).  doch  will  das  Admiralitätsgericht  die  Unter- 

I     tl^nen  befreundeter  Mhotite  gleich  ^  hrMischen    behandeln, 

at»er  nur,  wenn  WMere  in  dem  speoiellen  Lande  gleichfalls 

den  Landeskindern  gleich  behandelt  werden. 

Auch  ist  ausgeaprocben  9  dass  der  friede  allen  Streit 
über. das  Eigenthum  endige  und  jeden  Besitz,  der  aua  dem 
Kriege  herrührt,  gültig  mache,  so  im  Fall  Mo)y,  Eadie  bei 
Dodson,  adm.  rep.  39d. 

Die  .Vertrage  Englands  sind  bereits  notirt 

6)  Nordaxgierjka.t^t.den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  erst  die 
Adjudication  durch  ein  competentes  Gericht  dem. Kaptor  das 
Eigejithum  der  Pris^  verschalTe.  Es  giebt  daher  jede  vor 
einem   solchen   Spruch  gemachte   Reprise   gegen  Berglofan 


50.   Vergl.  Park,  systM  df  Sitsafance  c.  4.  Wesktftt,  (heory  of  insnrsn'oe 

t.  V.  rediptur^.    Hoft,  tystem  IL  p.  253.    ftobiason,  adm.  tep.  L 

p.  91.  Note  k.    Dftgegen  Molloy,  de  jnre  marit  r.  I.  §  8.    Abbott» 

trestiM  p.  456.    Nach  jenen  «oU  jede  Seepriae  rettituirt  sein»  nadi 

.    dtetcn  ntti^  wfcm  die  Mae  noch  nieht  in 'Sicherheit  gebracht  war.  — 

'. '    Vel^l.  beaonidan  wegen  England  Föhla  1.  c.  S.  tOöO. 

W:  Bin  Ordev  in  eonoeU  evUane,  V\.  Nov.  1807,  den  Verkauf  feind- 
!lielief  Schiffe  an  Nentrale  lür  iMegal^  ein  anderer,  l.Feb.  1815,  hob 
•idieiiaaf«  «upladit  wegen  Betonioj»  gegenüber  den  Fransosan  und 
den  von  diesen  verkauften  Schiffen. 
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surOck  *0*  0>^  8fl^  Aueh  f&r  DaleiibaDen  befremideter 
Mächte  nach  dem'  Grundsatze  der  ReciprociUt  und  in  Er- 
mangelung besonderer  Verträge. 

^  Der  Vertrag  mit  Preussen  1785  Art  17  und  1799 
Art.  17. 21.  stipulirt  die  Rückgabe  der  Reprisen,  wenn  sie  der 
Kaptor  noch  nicht  in  seinen  Hafen  gebracht  hatte,  und  zwar 
gegen  Berglohn  von  %  des  Werihs  an  das  wiedemehmende 
Staatsschiff»  U  an  den  desfallsigen  Kaper  **),  freilich  heisst 
es:  en  guerre  avec  un  ennemi  commun.  Siehe  uu  7. 

7)  Das  Schwedische  Seerecht  erUftrt  attadrückUch,  dass  die 
Reprise  gegen  das ,  freilich  sehr  bedeutende  Berglohn  yod 
li  des  Werths  restituirt  werden  aolle,  ohne  Dntersdiied, 
wie  lange  der  Kaptor  Herr  davon  gewesen  sei  •>).  Siehe 
bereits  oben  $  IAO— 52.  Doch  ist  hier  nur  von  Schwedin 
sehen  Dnterthanen  die  Rede,  es  werden  also  Fremde  nach 
den  Tractaten  zu  behandeln  sein. 

Nach  dem  Vertrage  mit  Nordamerika  vom  3.  April 
1783  Art.  17  u.  18 ,  welche  Artikel  sowohl  durdi  den  Ver- 
trag v.  4.  Sept.  1816  Art  12,  als  durchs  den  v.  4.  Juli  1827 
Art.  17  ausdrOckKch  bestätigt  sind,  steht  fest,  dass  wenn 
eine  von  den  beiden  Milchten  in  Krieg  verwickelt  ist,  der 
Dnterthan  der  andern  die  Reprise  gftnzlich  lurück  er- 
hftlt.  Ber  einem  gemeinschaftlichen  Kriege  beider  Michte 
gegen  Dritte  (Art  18)  solle  jede  von  einem  Staatskriegsschiff 
gemachte  Reprise,  welche  den  Unterthahen  der  einen  Macht 
gehört,  zurückgegeben  werde,  gegen  eine  Belohnung  von  M% 
des  Werths,  wenn  die  Seebeute  noch  nicht  24,  gegen  ^t, 
wenn  sie  längere  Zelt  sich  in  Feindesgewalt  befunden  hat 


61.  Act  of  eongreas  3  Wkn  1800  c.  38.  Seet  1.  2. 

62.  Diese  Bestimmungea  sind  darch  den  nennten  Vertrag  swisehcB 
Preuasen  and  Nordamerika  1828.  1..  Mai,  laut  Art  XII.  bettltigt 

63.  Scbwed«  Seerecht.  Abthl.  7.  ctp.  8  in  f-heiast:  War  einem  Sfhiffe, 
ao  Schwedisehen  Untertbanen  gehört,  coid  vom  Feinde  oder  Uober 
•chon  genommen  wäre,  zu  Hülfe  kommt,  der  sott  ton  aolcben  wie- 
dergenommenen Schiff  und  Out  *4  genlemen,  und  das  übrige  Diit- 
tel  dem  EigenthOmer  rettitutren,  es  «ei  nun  eine  lange  oder  kaiv 
Zeit  in  des  Feindes  Händen  geweaen.  —  Sidie  aber  PiMennfeL 
1788.  Art.  6.  S  3. 
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Wurde  aber  die  Prise  von  eioem  Kaper  der  einen  Macht 
gemacht',  so  braucht  dieser  sie  nur  dann  zurückzugeben 
(gegen  JA  an  Berglohn) ,  wenn  diese  noch  nicht  24  Stunden 
in  Feindes  Binden  ^gewesen  ist  v  denn  sonil  appropriirt  er 
sie  durch  die  WiedernehniuDg. 

6)  Nach  dem  Dänischen  Gesetzbuch  Christians  V.  hl).  IV. 
cap.  VII;  Art.  8.  wird  der  Captor  durch  24stQndfgen  Besitz 
Eigen thQmer  der  Prise,  so  dass  sie  nach  dieser  Zeit. der 
Recaptor  für  sich  ganz  erbeutet,  dagegen  wenn  er  sie 
froher  nahm,  xtir  HMfIfte  restitäit^fi  muss.  Doch*  ist  dilä 
nur  vom  'Dänischen  Eigenthmri  zu  verstehen.  -Die*  Dan. 
Ka^ei^erot^dnungen  des  vorigen  lahrhunderts  enthalten  nichts 
Ober  Reprisen.  Dagegen  setzt  das  neueste,'  fibrigens  nur 
temporäre  Reglement  vom  28.  lAdrz  l8jiQ  fest,  id^ss  Reprisen 
überall  restituirt ,  werdet^  und  .  zwar  weq^  sie  .  Dänisches 
Eigentbum  sipd  gegen  <i  des  Werths  an;ßprglobn»  wenn 
sie  ^ber  neutralen  BjgßnthUmern  gehört,  gegeQ  eane  ,-billige 
Belohnimg..  k 

9)  Das  Preuss.  Alfg.  Landrecht  1.  9.  $  208.  erklärt:  ,,(jüter 
,,untf  Schiffe,  welche  Von  Kapern  Cund  consequent,  von 
„Kriegsschiffen)  wegge^nomnoiei^^  werden,  siiid.erst  für  v er- 
koren.aazusehen,  iwejin  dieaeiben  in  einem  fetnd- 

.  „lidien  oder  neMtrate».Hafep  auligehraobt  werdea*'; -!-  so 
dass  also;  ptäaeageriehilflQlic  Condemiiatioa  nicht  nötbwendig 
scheini«''^—  S  209: '  ^^Snld  sie-nocb  voriher  dciroh  Kaper, 
'  „die'  unter  dem  Schutze  derjenigen  Macht,  >i(rel«her  der 
„Efgenthümer  unterworfen  ist,  oder  einer  mit  dersdblin  im 
„Runde  stehenden  Macht  Kap'^rei  treiben,  dem"  Feinde 
„wieder  abgenommen  worden»  so  müssen  sie  dem 
„Eigenthümer  für  den  dritten  Theil'  des  Werthes  verabfolgt 
„werdea'S  während  nach  $210^  cpli.  203.  Krieg^fiphiffen 
in  solchem  Falle,  „von  dem,Kri^gag^richte..^ne  nach 
,»deii  Umständen  billig  befundene  Belohnung»  welche 
^\^e  Eigenthümer  hei  der  Zurückgabe  zu  entrichten  haben, 
„ausgesetzt  werden  soll/* 

Die   hier  einscfafagehden   Vö'lkef vertrage    Preussens 
sindf  bereits  uhtei^  dert  voirigieri  'Ländern  genannt  worden. 
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tI.  BinleHung«  «^  Aiteh  diese  lüridas  aUgeineiDe  Valker- 
recht  wie  insbesondere  für  das  iftffiMillicIie  Seeeechl  -«o  wiehtige 
Materie  von  der  Neutralität  soll  hier  nur  vom  Standpunkte 
des  Prpatseerecbts  erürtert  werden.  Doch  soll  in  diesemg  der 


H,n  Litteratur:    Sammei,  da  nenttaltam  nAl  (Leipzig  I76I).  — 

.    Hoeffty  de  jure  et  o^oio  quieMendi  ,in  hello  (Lejdea  1761^  — 

J.  Bart  hol  d^   de  jure  et  officio   neutralium  (Utrecht  1764).  ^ 

H.  Cocceji,  disp.  de  jure  belli  in  amicös  (1697;  auch  in  exerdi. 

curiot.  toin.  II. j.  —  Job.  Ph.  Vogt,  Sammlung  auterL  Abhandig. 

'  .  n!  IIL  (Leipz.  176B).  —  Job.  Fried.  Scbmidlin,  de  jure  et  ohL 
gentium  mediärnm  in  hello  (Stuttg.  u.  Ulm  1780).  —  S am h aber 
taxier  &talpf)  Rechte  nhd'  Terbindli^keiten  neatfaler  Katioaen 
(^Ottrb.  1791).  —  Aug.  Hemring«,  Abhaadhiiig  über  Neatraliüi 
in  seiner  Sammlung  yon  Staatischriften  Bd.  I  (Hanfaiirg  4791).  — 
Galiani,  dei  doveri  dei  prpcipi  neutrali  verso  i  prmdpi  gnene- 
gianti  e  di  quaesti  veno  i  principi  neutrali  (Neapel  1782.  aaeh 
Deutseh  von  Cftsar,  Ü^eipc.  \1^.  —  Lampredi,  dei  commcrcio 
dei  popoli  neutrali  in  tempo  di  guerra  (Florenz  1768,  Dentadi  tob 
'    Castfr;  1700).  —   v.'Steek,  emds  mir  dhers  sejets  relaxifs  4  la 

'■'■    nayigatiott  et  an  conaneroe  peadanl  ia  gnerre  (Betiin  1705).  —  La 

.    libert^  de  la  savigation  'et  du  conmieroe  des  BaäoBs  «eatse«  pea- 

daitt  la  gu^rre  (liOndon  und  Amateirdain  178P).  —  Wajd,  treatiK 

on  the  relative  r^ht«  and  duties  of  ,beUigerai^t  and  neatial  poweta 

,  ,in  maritime  affairs  (London  ISOl,  nicht  .vollendet  und  eiaaeitig).  — 

Tetens,  Betrachtungen  Qber  die  Befugnisse  der  kri^gfUhreBdca 

Machte  und  der  Neutralen  (Kiel  1802;  Franz.  su  Kopenhagen  ISOi^ 

'  einseitig).  —  L.  Chittyi  ,pract(cal  treatise  on  the  law  of  natioas 

'relative  to  the  legal  war  on  the  commerce  of  billigerents  etneatrab 

(London  1812;  nur  Engl.  Entscheidungen).  —  Le  trait^  dTHreek^ 

'  "reelam^  par  la  Franee '  ( I/eiptig  1814;  efne  gute  Uebersicbt  der 
Streitfragen  zwischen  Frankreich  mud  England).  —  la  den  v51ker- 
. rechtlichen  Werken  von  Miartens  lib.  &  c  7,  fiaffter  S  S2, 
Wheaton  Üb.  4.  c.  3,  Klttber  $87%  Vattel,  Mably»  Gttnther. 
Paado  pag.  455^  Ballo^  Oke  Manning  pag,  166  (S21I.  n.  U.) 
ist  der  wichtigen  Materie  von  der  Neutralität  Qberall  ein  beaoadem 
Abschnitt  gewidmet,  doch  heben  natürlich  die  Autoren  viefanebr  die 
volkerrechtliche,  als  die  privatseereebtliche  Seite  hervor.  —  Khwao 
ist  in  den  allgemeinen  Werken  Über  das  Völkerseerecht  dat 
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iHgemeMie  voliLerrechtticIle  Cha^akler  der  Neiltrditit  tklierAidit^ 
lieh  dai^elegi  werden,  weil  ohne  dies  besüKiMle  ?(mcerrechtlidie 
•Fundament  die  sperieJie  Erdrterung  Ober  den  Chirakter  des 
neolralea  Privatoediandelsrerkehre»  aller  Grülndiiebkeit  und  aller 
-Sieherheit  eilnangeln  und  gleichsam  m  der  Loft  dchwebeirirürde. 
Oetmwie  das  inlernationale  Seerecht  Oberhaupt  eine  völker- 
reohUiehe  Grundlage  hat,  und  ohne  stete  Festhaitung  derselben 
seine  wahre  Natar  au  verlieren  im  Begriff  Ist,  so  ruhen  von  allen 
liaterien  4e8  Seerechls  vorzugsweise  di«  Reohtsverhfiiltnisse  des 
neutralen  Seehandels  unmittelbar  auf  volkerrechtlicher  Basis  und 
lassen  sich  ohae  dieselbe  nicht  auferbauen.  Doch  glauben  wir 
«88  mit  einer  blossen  Qbersichtlichefi  DarstellHng  des  vOlker- 
rachtlichen 'Charakters 'der  Neutralität  begnOgen  cu  können»*). 

II.  Begriff  der  Neutralität;  ••).  —  Nach  dem  reinen 
Begriffe  der  Neutralitat  w&rdeu  strict  nur  diejenigen  Mächte  fQr 
neutral  gehalten  werden  können,  welche  sich  an  einem  herr- 
schenden Kriege  gar  nicht  betheilfgen  und  wären  demnach  nur 
den  sogen.  VoIIi^eutralen  die  eigentlichen^ Rechte  der  Neutralität 
einzuräumen.  Indessen  hat  sich  die  internationale  Praxis  bei  der 
Mannigfaltigkeit  und  Eigenthiimlichkeit  der  internationalen  Ver- 
hältnisse mit  diesem  abstracten  Begriffe  nicht  begn&gen  können 
and  Hat  in  d^n  Kreis  der  Neutralität  noch  andere  Verhältnisse 
gezogep,  wo  eide  soldhe  völlige  Nichtbetheiligung  am  öbschweben- 


Naitrshlit  [vdAt'  aar  rom  tblkerreehtlietaen  Standpunkte  «rÖrteH. 
(S  811  Aj  IL)  Endfieh  H^utefeuill^,  des  dibite  tft  Atn  devoirs 
des  natiant  ncutrM  ett  temp»  degaerre  madtime.  (,toai.  1^.  Paris 
XBiUM^*)  -*  Von  Avtoren  über  efaaeliie<  Materie  sind  lieseadta  die 
fftm^in'VQn  HPbner,  JBohlagel,  Crocke,  Boroemaaa  ^te.  lu 
qenneo,  ^erep.SchrifCeir'uaten  hei  den  .«finse^ea  Uateri/H^  mwageben 
und.  —  Vergleiche  besonden  Pohls,  Seerecht,  S.  IQGOff.,  der  den 
pnvatseerecbtlichen  fiitandpunkt  besondert  festbUt! 

Fast'  in  allen  Autoren  über  NeutraliUtt  spiegelt  sich  nur  allin 

Uhr  die  fiinseitigkeit  und  der  Egoismus  ihrer  Nationalitat 

wieder,  so  dass  die  oben 'S  21t, n.  II.  I   f.  Bd  II.  S.  S4Ö  gegebene 

Bemerkung  namentlieh  hier  ihre  volle  Anwendnhg  findet: 

M.   Vergl.  deishalb  besonders  Ueffter,  Etirop,  Vttkerrecfat,  f  144  W, 

s.«24r.- 

05.  V;  KaVtebbForn,   'Kriegstelriffe  auf  neutralem   Gebiet  O^äinbnrg 
1850)  cap   IV.  ...  I     ......  ^ 
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deü  Kriege. niekt  vorhanden  ist     Mitfiiii    M    nach  posithim 
Vatkierrechi  zu  unterscheiden; 

UL  Arten  der  Neutralit&l. -:-  Demnach  sprioht  man  tos 

A.  yoUkommener  oder  strenger  Neutralitit  im  Gegensatz 
der  unvollstHndigea,  welche  innerhalb  der  Grenzen  einer 
eriaubten  UQlfe  au  Gunstea  eines  KriegfDhreoden  besteht 
und  Torbanden  ist;  1)  bei  derjenigen  Maobt,  welche  Tor 
dem  gegenw&rtigen  Kri^e  und  ohne  filnstcbi  auf  denselben 
eine  par.tlcuUre  Kri^hUlfe  oder  auch. eine  angemessene 
De(ensivhikife  dem  einen  oder  <lem  anderen  krtegBkhreadeo 

,  Theile  zugeaagt  und  aua  auch  dieser  Zusage  entsprocheo 
hat,  so  lange  in  dieser  HQlfe  keine  HauptbetheiliguDg  an 
Kriege  uqd  kein  eigentlicher  Angriff  liegt»  und  wohl  zo 
merken,  so  langq  der  andere  nicht  so  begünstigte 
Gegner  eine  solche  Neutralität  respectiren  will 
—  2)  Diese  unvoUstftndige  Neutralität  ist  auch  Yorban- 
den,  wenn  ein  Staat  aJlen  kriegführenden  Parteien  gewisse 
Begünstigungen  (doch  natürlich  abgesehen  von  Kriegshülfe, 
denn  diese  kann  man  füglich  nur  einer  Partei  gewähren), 
oder  zwar  nur  einem  Theile,  jedoch  in  Folge  früherer  Ver- 
träge oder  auch  mit  ausdrückh'cher  Genehmigung  des  an- 
deren Theiles  oder  auch  nur  vorübergehend  und  bona  fide 
im  Drange  der  Umstände,  bei  Nothständen  etc.  gewäbrt 

Die  precäre  Natur  der  unvollständigen  Neutralitat  ist 
der  Art,  dass  die  Unterthauen  einer  solchen  Mactat 

,.   nicht .  sicher  ,  aqf   Gewährui^g    aller   Rechte  der 

,. Neutralität  für  ihren. Seeh^ndelsrerkehr  rechnen 

dürfen»  ja  in  gewissen  Fällen  j^efürehten  müssen, 

•  das«  sie  jeden  Augenblick  von  der  ^inen  Kriegs- 
parlei als'Peinde  bdhandelt  und  ihre  Schiffe  und 

'     Gtkter  als  feindliche  ohn'e  Weiteres  confiscirt 
"'     werden. 

B.  Die  Neutralität  ist  ferner  1)  eine  allgemeine,  d.  b.  die 
sich  auf  den  ganzen  Staat  und  dessen  ganzes  Gebiet  er- 
streckt oder. sie  ist  2)  eine  partielle,  welche  auf  gewisse 
TheilQ  des  Staatsgebietes  oder  auf  gewisse  Personen  sieh 

t,  .  beschränkt.  Dies^  letstere  ist  derselben  precären  Natur  wie 
jene   unvollständige  (sub  A.  n.  2  in  f.)  in  Bezug  auf  dea 

_  .jieiitralen  Seeverkehrs  ja  in  der  Kegel  ist  hier  ein. solcher 
gar  nicht  gestaltet 
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C.  EiMWeh  itt  die  Neutralitftt  I)  eine  bewaffnete,  zu  demti 
Attfiteohthifltung  und  Durehfahrung  die  neutrale  Macht» 
namentlich  zugleich  mit  anderen  neutraien  IHohten«  mclbi* 
oder  Wender  sich  in  kriegerische  Bereilsohaft  setzt»  -^  oder 
2)  eiäe  unbewaffnete.  Bei  der  einen  wie  der  anderen 
haben  die  UnterthaniBfn  des  bewaffneten  neutraien  Staats  die- 
gewöhnKchen  Beehte-der  Neutralitftt  für  ihren  Seehandel  zu 
beanspruidien,  doch  ist  die  erstere  mehr  geeignet,  dieie 
Raeble  gegenüber  den  etwanigen  AusschrieitangeA  und  Ver- 
letsungen  der  kriegführenden  lAchte  zu  schützen  und  zu 

.  erhalten.    Siehe  wegen  der  bewiaffneten  Neutralitikt  dee  I& 
und  19.  Jahrhunderts  die  folgenden  S$  •«)• 

D.  Besondere,  namentlich  erst  beim  jedesmaligen  Ausbruche  ^ 
eines  Krieges  abgeschlossene  Verträge  einer  neu- 
traleri'  Macht  mit  einer  oder  ,mit  beiden  kriegführenden 
Parteien  können  die  Rechte  des  neutralen  Seehandels,  wenn 
auch  nur  (Ür  diesen  temporären  Kriegsfall,  günstiger  oder 
ungünstiger  stellen. 

IV.  GrundderNeutralitItt—  Der  Grund  der  Neu«* 
tsalitit  beruht  1)  auf  dem  einfachen  Factum  der  Nicbtbetbeiligung 
am  Kriege;  3)  auf  besonderen- Verträgen  mit  den  Kriegführen- 
den. 3)  Nach  völkerrechtlicher  Sitte  ist  aosaafamsweise  für  ge-* 
viaae  Staaten  eine  immerwfttu^nde  Neutralitftt  gesichert,  so  von 
den  Seestaaten  dem  Königreich  Belgien  durch  die  Vertrftge  von 
1831  und  1830. 

V.  Das  Ende  der  Neutralitftt  tritt  ein:  1)  durch 
Kriegserklärung  von  dem  oder  gegen  den  neutralen  Staat; 
2)  durch  factische  Kriegseröffnung,  gleichviel  welchen  Grades, 
doch  abgesehen  von  der  unvollständigen  Neutralität  (dieses  % 
n.  II.  sub  A.)  —  Der  Ablauf  einer  vertragsmässig  für  die  Neu- 
^alitSt  festgesetzten  Zeit  bringt  unmittelbar  und  von  selbst  mit 
Nothwendigkeit  noch  keinen  Kriegszustand,  wohl  aber  die  grOsste 
Unsicherheit  für  den  Seehandelsverkehr  dieses  Staats  hervor.^ 
—  Uebrigens  kann  durch  besondere  Verträge  und  Bündnisse 
oaehrerer  Staaten   untereinander   dem  einzelnen   die  Annahme 


tt7.   Vergl.  bes.  H.  M.  van  de  Poll,  de  principiii  foederis  qttod  didtur 
nentralitas  armata  (Lefden  1821). 
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wvlclie  sich  mil  N9lhweiNil|sk«it  aus  einem  Verh&ltiiiste  eigebte, 
im  er  ate  rectatsbeMoidig  anerkeoqt  uad  du  er  tbeo  dämm 
aBÜ  vott  Reohtswefen  flkr  aidi  in  geeiglieten  FftHen  zur  ScUidn 
long  seiner  Streitigkeiten  ebenso  in  Anspruch  nimmt»  wie  es  in 
den  obschwebenden -Streite  ven  Anderen  in  Anspruch  gefiommea 
wird.    Mithin  ist  Alles,  was  zu  einer  ordenitiehen  und  fiament- 
lioheuergisthen. Durchführung  des  Krieges,  zu  einem  möglichst 
«nparteiisoheo   Kampfe   unter  den  KriegfQhrenden   nothwendig 
ist,  Ton  -den  Neutralen  zu  reapeotiren  und  beziehungsweise  lu 
unterlassen.  Insofern  dann  hierhin  mgleiehr  BeschrlinkungeD  (Qr 
die  Neutralen,  namentlich  for  deren  Seehandel  li^t,  müssen  sie 
sich  dieselben  voJlslUndig  gefallen  lassen.    Es  sind  das  nicht  dis 
speaiell  Kriegführenden :»  welche  diese  Schranken  dem  neutralen 
Seeverkehre  auflegen,    sondern   es    ist   das   übertiaupt  einmal 
TOlkerreehtlioh  überall  anerkannte  Rechtsmittel  des  Kriegs  selbst, 
welches  dies  mit  Nothwendigkeit  auferlegt   Die  Neutralen  weir" 
den  einen  ßruch  des  Völkerrechts  begehen,  wenn  sie  solche  im 
Wesen  des  Krieges,   also  in  der  Natur  des  Völkerrechts  selbst 
begründeten   Beschränkungen   nicht  anerkednen  wallten.    Aber 
auch-  nur    soldie    Beschränkungen   deb    natürlichen    Freiheit 
sind  den  Neutralen  auzumuthen  und  dürfen  rechtlich  von  den 
Kriegführenden  auferlegt  wierden,  welche  nothwendig  mit  dem 
Wesen  des  Krieges  yerbunden  sind.    Fmlich  ist  die  inter- 
nationale Praxis  in  den  Seekriegen  des. Torigen  wie  dieses 
Jahrhunderts  weit  über  dieses  nothwendige  Mass  hinausgegangeD, 
und   haben  aichdie   kriegführenden  Staaten,    namentlidi  die 
grosseren  Seemächte  die  wiiULürlichsixm  Bedrückungen  des 
neutralen  Seehandels  und  sogar  die  schreiendsten  Ungerechtig- 
keiten in  dieser  Beziehung  erlaubt.   Die  Praxis  scheint  hier  noch 
vielfach  der  Rechtsbasis  zu  entbehren.    Wir  werden  dies  in  dea 
einzelnen  hier  vorkommenden  Verhältnissen  in  den   folgenden 
Paragraphen  unserer  Erörterung  aufzuweisen  haben. 

IX.  Als  die  Rechte  der  Neutralen  ergeben  sich  nach 
den  bisherigen  Erörterungen  unzweifelhaft  folgende: 
i)  Das  Recht  der  Unverletzlichkcit  des  Gebietes  und 
der  ungestörten  Ausübung  aller  Hobeitsrechte  im 
Innern  desselben.  So  ist  für  jeden  Feind  das  neutrale 
Gebiet  ein  Asyl  gegen  die  Verfolgung  der  anderen  Partei 
und  m^mentlich  scbutzt^eine  Flucht  in  neutrale  Gewässer 
auch  Kriegs-  und  Handelsschiffe  jeder  Art  Jeder  wiitiicbe 
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Kampf  der  KriegfObrenden  im  neutralen  GeMet  i^  ein 
förmlicher  Rechtsbruch. 

2)  INe  Kriegsparteien  müssen  Achtung  vor  der  Person«* 
liehkelty  vor  den  Handlungen  und  Erklärungen 
des  neutralen  Staats  haben.  Die  Präsumtion  ist 
allemal  dafQr,  dass  der  Neutrale  seine  Neutralitat  streng 
bewahre*  Namentlich  gebührt  demnach  den  von  ihm  aus- 
gestellten und  resp.  angestellten  Passen,  Papieren,  Be- 
glaubigungen, Gommissarien,  Gesandten  etc.  yon 
Seiten  der  Kriegsparteien  yoller  Glaube,  bis  zum 
Beweis  des  Gegentheils;  freilich  ist  in  der  Praiis  der  grosseren 
Seemächte  in  alteren  und  neueren  Zeiten  nicht  selten  um^ 
gekehrt  ein  förroHches  System  des  Misstrauens  gegen  alle 
Acte  der  Neutralen  herrschend  gewesen,  und  war  QberaH 
gegenüber  solchen  Neutralen  gerechtfertigt,  welche  sich,  wie 
leider  h&u6g  geschehen,  diesen  Verdacht  auf  mannigfache 
Weise,  namentlich  durch  Ausstellung  falscher  Zeugnisse, 
falscher  SchifiTspapiere  eUi.  selbst  zugezogen  hatten. 

3)  Der  Neutrale  darf  jegliche  Handlung,  namentlich 
auch  Kriegsrüstungen,  Yornehmen,  die  ihm  zur  Aufrechthal- 
tung und  Durchführung  seiner  Neutralität  nothwendig  schei- 
nen. Namentlich  darf  er  einer  feindlichen  Partei  gegen 
ofTenbares  Unrecht  von  Seiten  der  anderen  in  seinem  neu- 
tralen Gebiete  Schutz  ertheilen  und  nicht  weniger  ist  er 
befugt,  seine  eigenen  Unterthanen  überall  in  Ausübung 
ihrer  völkerrechtlichen  Befugnisse,  besonders  auch  in  Bezug 
auf  ihren  internationalen  Seeverkehr  gegen  die  Willkür  der 
Kriegführenden  zu  sichern  und  zu  schützen. 

4)  Dem  Neutralen  steht  überall  das  Recht  des  bisherigen 
freien  Verkehres,  für  sich  und  seine  Unterthanen,  zu 
Wasser  und  zu  Lande  zu,  soweit  nicht  die  Verhaltnisse 
einer  regelmässigen  Kriegführung  nothwendige  Schranken 
auflegen. 

5)  Das  Elgenthum  des  neutralen  Staats  muss  dem 
Kriegführenden  wie  überall  so  auch  in  Verbindung  mit 
feindlichen  Sachen  heilig  sein.  Freilich  wird  in  der  Praxis 
dieser  Satz  nicht  in  allen  seinen  Consequenzen  anerkannt 
Im  Seeverkehr  herrscht  zum  Theil  der  Grundsatz:  „Unfrei 
Schiff,  unfrei  Gut'«. 

V«  Eshssbsn  8««rechl  IL  ^ 
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Eine  idddre  mekr  gertehlftrUgte  AuraAoie  gtll  te  Betreff 
der  sog.  Kriegscontre  bandarlikel  (sieiefSiB),  ireldie 
ab  gute  Beute  oenfiacirt  werden  darftn.  ^  Aber  jode  iftde^> 
weitige  Beacblagfiahme»  Verweddong»  Vemicbtung  etc.  tom  neu- 
tralen Gütern  tOH  SMen  einer  Kriegapartei  kann  nur  dnrdi  die 
b Achate  Noth»  durdi  die  grdastd  Dringlichkeit  und  Dnabwend- 
barkeit  kriegeriacher  Maaaregdili  durch  Hungerancth  ete.  als 
entschuldigt  erscheinen,  und  wird  dadurch  dem  Neutralen  alle- 
sial  ein  Anspruch  auf  die  follstlndigste  Entadüdigang  nicht 
MosSy  sondern  auch  auf  eine  fOrmHche  Oenugthnung  begründet. 
Die  eigenniftchtige  Wegnahme  und  Verwendung  von  llatroaent 
welche  Ton  Kriegssthiflen  der  Kriegsparteien  (namentlich  in  den 
letiten  Seekriegen  TOn  den  Engendem)  in  eigeoen  Gewissem 
und  auf  offener  See  und  g^enOber  von  neutralen  Handels- 
achiffen  nicht  selten  ausgeübt  wurde,  seheint  ohne  Rechtsgrund 
und  nur  in  ftussersten  NothfUlen  und  Oberhaupt  *  nur  dann  in 
Stwu  entschuldbar  iii  sein«  wenn  sie  geschieht,  um  das  be- 
treffende Kriegs&chiff  wenigstens  an  einen  aicheren  Ort  beför- 
dern lu  können.    Die  Praiis  geht  aber  hierüber  weit  hinaus. 


g  221.    Neotralitlt  der  Privaten  und  ihres  Eigenthoms  •<). 

Im  Landkriege  werden  regelmässig  auch  Privaten  und 
das  Privateigenthum  des  feindlichen  Staats  nicht  als  solche  be- 
trachtet, gegen  welche  direct  Krieg  geführt  wird.  Obwohl  man 
sie  demnach  zur  Tragung  der  Lasten  des  Krieges  sofort  heran- 
zieht, wenn  man  sich  im  feindlichen  Lande  befindet,  so  sind 
doch  ihre  Personen  und  Sachen  mehr  als  neutral  zu  betrachten. 
Selten  hat  man  selbst  Cnterthanen  und  Privateigenthum  des 
feindlichen  Staats  in  dem  anderen  feindlichen  Lande  mit  Arrest 
belegt. 

Anders  ist  dies  im  Seekriege.  Feindliches  Eigenthum 
jeder  Aft,  gleichviel  ob  es  Privaten  oder  dem  Staate  selbst  an- 
gehört, wird  als  unmittelbarer  Gegenstand  der  kriegerischen  Ver- 
folgung und  fiehandliing  angesehen  und  überall  als  gute  Beute 
Confiseirt    Von  dhef  Neutralitat  auch  der  modificirtesten  Art 


Vergl.  bSSondcrt  Pohls  L  c.  8.  1077  ff. 
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kann  hier  nicht  die  Rede  sein.  Nur  wo  der  Grundsatac  aner^ 
kannt  ist,  „frei  Schiff,  frei  Gut'S  wird  wenigstens  fried- 
liches Gut  am  Bord  neutraler  Schiffe  in  der  Regel  nicht 
als  feindlich,  also  als  neutral  betrachtet  ($  234).  Debrigens 
unterwirft  man  feindliche  Unfrrthanen,  wenn  sie  nicht  kriegerisch 
gegen  die  andere  Partei  auftraten,  gewöhnlich  nicht  der  Kriegs- 
gefangenschaft, wenn  man  ihrer  auch  habhaft  wird;  vielmehr 
behält  man  nur  ihr  Schiff  und  Gut  und  lasst  sie  selbst  frei 
passiren. 

Sir  W.  Scott  in  dem  Falle  des  Hoop  (bei  Robinson,  adm« 
rep.  IL  196)  erklärte  geradezu  die  Fortsetzung  des  Seehandels 
zwischen  den  feindlichen  Nationen  und  deren  Unterthanen  unter 
einander  ohne  besondere  Erlaubniss  der  resp.  Regierungen  nach 
Englischem  wie  allgemeinem  Rechte  für  verboten.  Ebenso  schon 
Bynkershök,  quaes.  jur.  publ.  I.  cap.  3.  Valin,  com.  liv.  III. 
tit.  VI.  Art.  3.  Desselbigengleichen  ist  auch  den  Unterthanen 
einer  alliirten  Macht  aller  Scehandel  mit  dem  gemeinschaftlichen 
Staate  und  dessen  Unterthanen  verboten.  Bynkershök,  quaesL 
jur.  publ.  I.  cap.  10.  Robinson,  adm.  rep.  IV.  p.  251;  VI.  403. 
tbe  neptunus.  Vergl.  besond.  Wheaton,  droit  intern,  partie  IV. 
chap.  1.  S  14.  (Bd.  I.  S.  205.) 

Dagegen  werden  im  Land-  wie  im  Seekriege  die  Unter- 
thanen, sowie  das  Privat-  und  Staatseigenthum  eines  neutralen 
Staats  gleichfalls  als  neutral  angesehen  und  behandelt.  Doch 
gelten  folgende  besondere  Bestimmungen,  namentlich  im  See- 
kriege. Das  Privat-  und  Staatseigenthum  der  Neutralen  er- 
scheint als  feindlich:  1)  soweit  es  Contrebandartikel  ($  225) 
enthalt;  2)  soweit  in  Bezug  darauf  ein  Blokadebruch  ($  224) 
vorliegt;  3)  soweit  es  auf  feindlichen  Schiffen  sich  befindet, 
wenigstens  zum  Theil  ($234),  nämlich  wo  der  Grundsatz  gilt: 
„unfrei  Schiff,  unfrei  Gut";  4)  sofern  der  neutrale 
Charakter  von  Schiff  u.  Gut  nicht  gehörig  bewiesen  wird, 
und  hiervon  soll  in  diesem  wie  im  folgenden  Paragraphen  ge- 
handelt werden. 

Allerdings  werden  die  am  Bord  des  Schiffes  befindlichen 
Güter  immer  als  neutral  angesehen,  wenn  dargethan  wird, 
dass  sie  jetzt  im  Eigenthum  eines  Neutralen  sich  befinden,  doch 
kann  z.  B.  nach  Engl.  Rechte  der  Verkauf  in  transitu  (oben  $  50. 
Bd.  L  S.  112)  den  Nationalcharakter  nicht  verändern,  und  was 
in  Folge  eines  während  des  Kriegs  geschlossenen  Gontractes  so 

25» 
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▼erschifTl  wird,  da$s  es  unmiUelbar  bei  der  Ankunft  Eigentham 
des  Feindes  wenlen  soll,  wird  auch  während  der  Ueberfahrt 
schon  als  feindlich  angesehen.  Vergl.  Robinson,  rep.  I.  336.  107. 
HL  302  Note.  II.  13  Note.  JV.  109  IV.  207. 

Zum  neutralen  Nationalcharakter  eines  Schiffes  ist  alier 
Mancherlei  erfonJeriich  und  stimmen  darin  die  einzelnen  See- 
rechte keineswegs  überein.  Es  ist  aber  hiervon  bereits  §  44. 
Bd.  1.  S.  85->00  gehandelt.  Jedoch  ist  hier  noch  zu  bemerken, 
dass  die  Praxis  der  grösseren  Seestaaten,  namentlich  Englands, 
in  dieser  Beziehung  sehr  schwankend  gewesen  ist,  oft  geradezo 
gewechselt  hat  und  durch  besondere  Verträge  tempoiHr  zu 
Gunsten  oder  zum  Nachtheil  der  Neutralen  modificirt  ist  Doch 
ist  selbst  in  England  anerkannt,  dass  Neutrale  feindliche  Schiffe 
kaufen  dürfen,  nur  darf  einmal  der  Feind  keinerlei  Interesse 
mehr  an  dem  Schiffe  behalten'«),  sodann  muss  In  Bezug  auf 
Prisen  ein  in  Folge  ordentlicher  Condemnation  erfolgter  Ver- 
kauf vorliegen  und  zwar  in  Bezug  auf  Englische  Schiffe  eine 
Verurtheilung  durch  ein  feindliches  Prisengericht,  wo- 
gegen in  Bezug  auf  andere  schon  der  Spruch  eines  Consuls  oder 
eines  neutralen  (?)  Gerichts  genügt")»  aber  nur  in  Bezeig  auf 
Britischer  Unterthanen  Eigenthum  ^^).  Jedenfalls  condemmren 
die  Englischen  Gerichte  keine  von  Kriegsschiffen  oder  Kapern  auf- 
gebrachte Schiffe,  die  bloss  in  neutrale  Häfen  aufgebracht  sind 
und  dort  liegen,  ja  sie  betrachten  solche  Condemnation  alsNuU'^ 


70.  Im  FrU  der  sechs  Geschwister  Jobs  bei  Robinson,  adm.  rep. 
IV.  100. 

71.  Siehe  überhaupt  den  Fall  Nostra  Signora  de  los  Anjcelos,  Saragonm 
bei  Robinson  1.  c.  III  287.  —  Wegen  Consiiln:  Perseverance,  Pittor 
bei  Robinson  II.  •X]S),  nucb  I.  134,  III  %.  Wenn  die  Verurtfaeüunf 
Ton  dem  Gerichte  eines  nicht  anerkainnten  Staats  erfolgte,  so  ge- 
nügt dies  in  Bezug  auf  En^i.  Schtfie  nieht:  Fall  Thomas  M'Qimi, 
wo  ein  Gericht  auf  St.  Domingo  condemnirt  hatte.  Robinson  1. 322. 
Wenn  aber  die  Verurthfilung  sonst  von  einem  neutralen  Geridite 
erfolgte?  —SS  ^37.  2:)8.  und  %  217   Note  40.  4t. 

72.  Der  Kosmopolit,  MAttlii«on,  Robinson  1.  c.  I.  333. 

73.  Eklatant  in  dem  Falle  Iler^telder  de  Koe  (Robinson  I  119  in  Not); 
v«-rgl  auch  Carl  und  Magdalena,  Brandt  (Roh.  111.58)  und  Huliia» 
Mdl  (ihitl.  235).  Indessen  machen  doch  die  Herren  Eagllnder  m 
ihrem  Gunsten  hier  eine  Ausnahme,  indem  sie  die  Aufbringmg 
Engl.  Prisen  nach  Lissabon,  Porto,  Livorno  gestatten.  Rot».  1. 134. 
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wogegen  andere  Mächte  das  Aufbringen  nach  neutralen  Hafea 
gestatten,  so  Kussland  (Ordnung  1787),  Brasilien  (Kaper« 
reglement  1822).  Dagegen  erkennt  Nordamerika  die  Prisen- 
jnrisdiction  in  neutralen  Hafen  nicht  an,  ebensowenig  Schweden 
(Kaperverordnung  1788).    S.  S  237.  38.  und  S  217.  Note  40.  41. 

In  Frankreich  wird  überhaupt  der  Kauf  eines  feindlichen 
SchifTes  durch  Neutrale  nicht  anerkannt,  es  sei  denn,  dass  der 
Kauf  ein  Franz.  Schiir  bestraf,  welches  voiu  Feinde  Frankreichs 
gehörig  condemnirt  war'*).  Firner  bestimmt  zwar  die  wellbe- 
rDhmte  Ordonnance  von  1681:  Aucuns  vaisseaux  pris  por  capi- 
taines,  ayant  commission  ^trangere,  ne  pourront  demeurer 
plus  de  vingt-quatre  heures  dans  nos  ports  et  hivres,  s'ils  n*y 
sont  retenus  par  la  temp^te,  ou  si  la  prise  n*a  pas  ^t^  fait 
8ur  nos  ennemis,  und  difs  blieb  in  Frankreich  bis  zu  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  praktisch.  Aber  bereits  am  30.  Sept 
1781  wurde  in  Bezug  auf  die  vereinigten  Niederlande  (auf  Grund 
einer  Convention  mit  denselben  vom  27.  Mai  1781)  ein  Reglem. 
erlassen,  wonach  die  Prisen  des  einen  Staats  in  dem  Lande  des 
anderen  aufgebracht  und  verkauft  werden  durften.  Freilich  war 
dies  in  einem  gemeinsamen  Kriege  gegen  England  und  demnach 
eigentlich  noch  conform  jener  Bestimmung  der  Ordonnanz  (Inf). 
Aber  auch  gegeni'iber  Dänemark  versuchte  man  dtirch  ein  Decret 
vom  18.  Sept.  1793  dieselben  drundsatze  von  der  Aufbruigung 
der  Prisen  festzustellen;  wenigstens  wurde  der  Franz.  Minister 
des  Auswärtigen  von  dem  Nalionalconvente  aufgefordert:  chargd 
de  negocier  avec  le  gouvernement  danois,  et  d'obtenir  de  lui, 
conform^ment  au  droit  des  gens;  wie  es  ausdrücklich 
biess  und  wodurch  man  die  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen als  Ausnahmen  vom  Völkerrechte  anerkannte,  —  la  facultd 
de  faire  vendre  dans  ses  ^tats  les  prises  qui  ont  ^t^  ou  qui 
seraient  conduites  dans  ses  ports,  par  les  croiseurs  fran^ais» 
pendant  que  la  r^publique  sera  en  guerre.  Code  des  prises  par 
Gulchard  (2.  edit.  an  Vlll.  Paris)  II.  p'.  53.  85.  89.  150.  151. 
Endlich  in  einem  Gesetze  vom  8.  Flor^dl  an  VI.  AYt  5,  sowie 
vom  27.  VendAse  an  VI.  geht  Frankreich  selbst  ganz  allgemein 
von  der  Annahme  aus,  dass  völkerrechtlich  Prisen  in  allen  neu- 


74.  FranzOt.  Reglement  26.  Jaü  1778  Art.  7.    Königliche  Decltrttipa 
16.  Jan,  1780*  S.  oben  %  217.  Note  40,  41. 
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tralen  Bftfen  eine  Zuflucht  haben»  ja  es  beauftragt  sogar  seine 
Consuln  und  Yiceconsuln  mit  der  Gerichtsbarkeit  in  Prisen- 
sachen :  Les  consules,  heisst  es  Art.  5,  ou  vice-consuls  pronon- 
ceront,  comme  les  tribunaux  de  commerce,  sur  la  yalidit^  des 
prises  (Code  d.  pr.  II.  p.  255.  Art.  5),  so  dass  denn  natürlich 
auch  der  Verkauf  der  Prisen  im  neutralen  Gebiete  zu  erlau- 
ben ist "). 

Von  Theoretikern  sagt  Heffter  1.  c.  p.  256,  dass  der  Neu- 
trale eine  Ausübung  der  Prisengerichtsbarkeit  in  seinem  Gebiete 
nicht  erlauben  darf.  Dagegen  stimme  ich  Wheaton  L  c. 
n.  93.  04,  BynkershOk  quaest.  jur.  pub.  I.  c.  XV.,  sowie  Vattel 
1.  c.  lil.  T.  %  132  bei,  dass  der  Neutrale  dergleichen  ohne  Bruch 
den  Völkerrechts  gestatten  dürfe,  wenn  er  nur  unparteiisch  da- 
bei fu  Werke  geht.  —  Siehe  übrigens  bereits  oben  S  SO.  Bd.  L 
8.  109  a.  und  bes.  %  217.  Note  40.  41.  auch  S  237.  38. 

Nach  Engl.  Recht  behalten  Schifle  den  feindlichen  Charakter, 
wenn  sie  trotz  des  Verkaufs  fortwahrend  im  Handel  des  Feindes 
beschäftigt  werden'*).  In  der  Regel  soll  zwar  nach  Engl.  Rechte 
der  Verkauf  in  transitu  den  Nationalcharakter  eines  Eigenthums 
nicht  verändern  können,  doch  wird  in  Bezug  auf  Kauffahrtei- 
schiffe eine  Ausnahme  gemacht,  die  in  einen  Hafen  getrie- 
ben  wurden   und   aus  demselben   nicht  wieder   herauskommen 

können'»)- 

Nach  Schwed.  Rechte  sind  Schifle  schon  dann  ganz  Ter- 
fallen,  wenn  der  Feind  nur  einen  Theil  daran  hat  (Ordnung 
1788  Artikel  4.  S  3).  Auch  existirt  zwischen  Schweden  und 
England  ein  alter  Tractat  vom  21.  October  1661  Art  11,  der 
beiden  untersagt,  seine  Schifle  den  Feinden  des  anderen  zu 
▼erkaufen  oder  zu  leihen,  doch  entschied  mit  Recht  Sir  W. 
Scott,  dass  dies  Sdiweden  nicht  hindern  könne,  seine  Sdiifle 
nach  feindlichen  Häfen  zu  verfrachten.    Robinson  I.  c.  I.  89. 

Besondere  VölkervertrSge  oder  einseitige  Reglements  eines 


75.  Vergl.  ▼.  Kaltenbom,  Kriegsschiffe  auf  neutralem  Gebiet  (Hamborg 
1890)  6.  26.  27. 

76.  Falle:   Vigilantift,  Gerrits,  Emden,  Meyer,  Endranght,  Bonkini  bei 
Robinson  1.  c. 

77.  Sir  W.  Se«tfs  Bemerkung  in  dem  Pall:  Mhierva,  Keukel  bei  Rob. 
IV,  399.   Siehe  bereit«  oben  Bd.  I.  f  SO.  8.  110  ff. 


Sm.  BtwetoiirNatfeiialittt  {222.  »I 

Stoito  if0meii,  MmenÜkh  btlm  Ausbruch«  eiaes  Krkget,  hier*- 
Ober  noch  ganz  besondere  Bestimmungen  festsetzen»  namentlich 
temporlre  uad  werden  sich  Schiffer  und  Rheder  wie  Ladungs- 
inlMtssenteo  dafon  nfthere  Kenntaiss  allcaial  vor  der  Reise  zu 
▼erseheffen  suchen  mttssen. 


$m»    Bsvfbi  ^r  Nsfionslitlt. 

Dieser  erfolgt  hauptsächlich  durch  die  Schiffspapiere, 
sowie  durch  die  Ladungspapiere  und  ist  in  dieser  Beziehung 
bereits  §  44.  Bd.  I.  S.  85  das  in  den  einzelnen  Seeslaateu  gel«- 
tende  Recht  angegeben  und  hier  nur  noch  Folgendes  zu  be- 
merken. 

Die  Franzosen  sind  in  den  letzten  Seekriegen  am  un- 
missfgsten  in  ihren  Forderungen  In  Bezug  auf  Schiflspapiere 
gewesen,  ja  sie  haben  wegen  Hangel  eines  Papieres  condemnirt, 
was  in  England  nicht  der  Fall  ist,  Indem  man  hier  nur  besseren 
Beweis  (further  proof)  '*)  fordert,  doch  geht  durch  unneutrales 
Benehmen  das  Recht,  besseren  Beweis  zu  liefern,  rerloren,  und 
wenn  es  an  allen  Beweisen  fehlt,  wird  auch  nicht  der  fernere 
Beweis  Terstattei 

In  Bezug  auf  die  formelle  Abfassung  der  Papiere  Ussl 
man  sich  meist  mit  den  am  Orte  der  Abfassung  üblichen  For- 
men genügen,  wenn  sonst  kein  Verdacht  obwaltet.  Die  Fran- 
zosen waren  aber  hier  besonders  streng.  Officieile  Aus- 
fertigungen sind  immer  zu  empfehlen. 

Üebrigens  wird  in  der  Regel  noch  zur  besseren  Gontrole 
Ober  den  wahren  Charakter  und  über  die  Richtigkeit  der  Papiere 
der  Schiffer  und  die  Mannschaft  über  das  Bigenthum»  die  Be- 
stimmung und  die  Art  von  Schiff  und  Ladung  vernommen  und 
dabei  als  Regel  festgehalten,  dass  diese  Personen  darüber 
»aterrichtet  sein  müssen^)*  Auch  zieht  absichtliche  Ver- 


78.  So  alt  der  Kaufbrief  über  dat  SchiiT  fehlte  in  den  FUlen:  Wellraart 
Cornelia  bei  Robinson  L  132  und  Juffioy  Anna  )iei  Robim.  L  125b 
V^rgL  auch  Rob*  L  1^.  V.  372. 

70.  Sir  W.  Seott  in  dem  l^all  4m  Franklin,  Dana  bei  RoUnaon  adm. 
rep.  VI.  laO.  134. 


an       Ab8chn.nL  B«ebte  des  Seetendeli  fan  Seekriege. 

beimKchang  und  ZerstOrang  too  Papieren  meiH  en  lieh 
Gonfiscation  nach  sieh. 

Siehe  besonders  unten  $  235  vom  Durchsuchungsrechte. 

Besondere  Völkervertrige  wie  nicht  weniger  einseitige  Reg«» 
lenients  eines  Staats  können  diese  Bestimmungen  in  jedem  «n* 
leloen  Kriegsfalle  mannigfach  modi6ciren,  so  dass  sich  Schifls- 
wie  Ladungsinteressenten  über  solche  etwa  ergangenen  F^- 
Setzungen  allemal  vor  der  Reise  vergewissern  mCkssen,  um  darnach 
ihre  Massregeln  zu  treffen. 


i  223.    Rechte  des  neatralen  Seehandels  **)  flberhmpt. 

I.  Allgemeiner  Charakter.  —  Darüber  herrscht  aller- 
dings in  Praxis  und  Theorie  der  grOsste  Streit  In  der  Praxis 
hat  sich  namentlich  selbst  in  den  letzten  Seekriegen  hier  üborall 
mehr  ein  Recht  des  Stärkeren  geltend  geroadit  und  die  Recht- 
losigkeit des  Schwachem  gezeigt  Die  Schriftsteller  dienten 
aber  lumeist  dem  nationalen  Egoismus  ihres  Volkes  (Engländer, 
Franzosen)  oder  ihre  Stimmen  verhallten  ohne  Wirkung,  indea 
ihnen  nicht  die  Machtfblle  eines  grossen  Seestaates  zu  HQlfe 
kam  (Dänen,  Deutsche,  Niederländer).  Kein  Autor  kana  hier 
ganz  seine  Nationalitat  und  deren  Sonderinteressen  verilugnen. 
Vollige  Unparteilichkeit  höchst  selten.  Die  Gesetze  aber 
und  Drtheilssprüche,  nun  vor  Allem  der  mächtigeren  See- 
staaten, erscheinen  oft  als  blosse  Acte  der  Politiki  nicht  des 
Rechtes.    Siehe  Rd.  II.  S.  340  u.  370  Note. 

II.  Geschichtliche  Debersicht  —  Erst  als  seit  dem 
16.  Jahrhundert  der  Seehandel  mehr  ein  Gemeingut  aller  Euro- 
päischen Nationen  wurde,  entwickelte  sich  überhaupt  eine 


80,  Die  beete  Uebersicht  der  hier  etnaehlageDdeii  Theorie  nad  Prent 
doch  mehr  zur  Vertheidtgang  der  besonderen  Englischen  Prun 
gibt:  James  Red  die,  researches  historical  and  critical  in  maritime 
intern,  law  (Edinburg  1844.  45.  2  Bde.);  Ortolan  I.  c  p.  490; 
Heffter,  Völkerrecht  S  151—175:  Wheaton,  droit  intern.  fPartie 
IV.  chap.  I.  und  bes.  III )  Sehr  speziell  namentb'ch  in  Angabe  der 
einzelnen  historischen  Momente,  sowie  der  regelmlssigen  imd  iin- 
regelmässigen  Bestimmungen  in  den  einzelnen  Staaten  mid  aQer 
Modificationen  der  Praxis  ist  Pohl«,  Sedrecht  ,  S.  1006  £ 
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wine  wtnn  auch  schwankende  Praxis  In  dieser  Bexiehuiig.  Die- 
selbe warde  haupisllchlich  durch  die  Debermacht  Eines  See- 
Staates»  nSmlich  Englands  bestimmt,  welches  scheinbar  dem 
alten  einfachen  Rechte  froherer  Jahrhunderte  anhangend,  Ab- 
weichungen davon  nur  der  Vertrags wilikQr  zuweisend,  nicht  der 
Mittel  ermsngelte,  seine  Grundsatze  mit  Gewalt  durchzusetzen. 
Es  erhob  sich  gegen  diese  Debermaclit  namentlich  in  den  oft-^ 
maligen  Kriegen  Englands  mit  Spsnien  und  Frankreich  im  17. 
Jahrbandert  eine  Reaction.  Ludwig  XIV.  proklamirte  haupt- 
alcblich  aus  diesem  Gesichtspunkte  seine  berühmten  ordonnances 
de  la  marine  1681,  für  die  Handels-  und  von  1689  fOr  die 
Kriegsmarine.  Die  Grundsatze  dieser  Franz.  Gesetzgebung  fanden 
in  vielen  einzelnen  Punkten,  namentlich  bei  den  kleineren  und 
mittleren  Seemächten  Beifall,  ohne  aber  doch  das  Englische  und 
somit  das  herrschende  System  In  der  Behandlung  des  neutralen 
Seebandeis  wesentlich  modiCciren  zu  können.  Compacter  wurde 
dann  diese  Reaction  gegen  das  Ende  des  18.  Jshrhunderts  wah- 
rend des  Nordamerikanischen  und  Französischen  Revolutions- 
krieges. Die  grosse  Kaiserin,  Gatbarina  von  Russland, 
stellte  sieh  an  die  Spitze,  schuf  im  Bündnisse  mit  Niederland, 
Preossen,  Schweden,  Danemark,  Portugal,  Oesterreich  und  Neapel 
die  sogenannte  bewaffnete  Neutralitat  1780  und  edirte  ihren 
Seecodex  (Russisch  Kaiserl.  Ordnung  der  Schifffahrt) 
1781,  gerade  hundert  Jahre  nach  der  Schöpfung  der  berühmten 
Frans.  Ordonnance  von  1681.  Indessen  vermochte  man  doch 
gegen  Englands  PrStensionen  nichts  durchzusetzen,  besonders 
da  seit  1783  die  bewaffnete  Neutralitat  in  Abkommen  gerieth 
aod  da  die  sogenannte  zweite  bewaflhete  Neutralitat,  welche 
18M  Russland  mit  Schweden,  Danemark  und  Preussen  zu  Stande 
brachte,  sehr  bald  von  Russland  durch  eine  Seeconvention  mit 
England  iiti  Jahre  1801  wieder  aufgegeben  und  vergeblich 
1807  wieder  aufzufrischen  versucht  wurde.  Freilich  waren  diese 
B<»mübungen  der  mittleren  Seemächte  zu  Gunsten  des  neutralen 
Seehandels  nicht  vergeblich.  England  machte  wirklich  einige 
Goncessionen ,  namentlich  durch  die  Convention  mit  Russiand 
1801.  *Xf  Juni  (Martens,  recueil  VII.  260),  welcher  nachher 
auch  Danemark  23.  Dec.  1801  und.  Schweden  ^•Ao  März  1802 
beigetreten  sind  und  in  deren  Bestimmungen  Heffter  1.  c.  mit 
Recht  gewisser  Massen  das  bisherige  Britische  Ultimatum  er- 
blickt   Es  wurden  seitdem  Oberhaupt  die  Neutralen  im  Ganzen 
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miMer,  billiger  ond  gereohler  babanddi.  l>ooh  cid  priaei« 
pieiier  Umschwung  vermochte  niohi  berbeigefohrt  m 
werden.  Die  Nap<»leoni8che  Contineniaisperre  war 
dann  eine  natürliche  Reaotion  gegen  das  Englische  Syateoi,  war 
aber  nichts  als  ein  Extrem,  den  Neutralen  ebenso  lästig  als  die 
Englischen  Pratensionen,  wo  nioht  fiel  Iftstiger,  und  hatte  gereds 
Eur  Folge,  dass  die  leitenden  Principien  in  Bexug  auf  die  B%^ 
handlung  dea  neutralen  Seehandeis  nur  noch  anbestimntar 
wurden.  Bis  auf  die  Gegenwart  bat  sieh  diese  Unsicherheit  nnd 
Unbestimmtheit  der  Praxis  erlialten.  Ein  gesehlosseBea 
Ton  Grundsätzen  nach  einem  leitenden  Principe  hat  sie 
nicht  zur  Herrschaft  erheben  könne«  ond  derjenige,  welcher 
die  Prsxis  des  positiven  Seereehts  darateikn  und  nicht  eine  ab«- 
stracte,  unpralitiBche  Theorie  atiteellett  will,  muss  sich  beschei- 
den,  nur  diese  nwd  jene,  in  den  DetaHs  meist  sich  enlgegsA» 
gesetzte  Satzungen  als  in  der  Praiis  mehr  oder  weniger  aaer-- 
kannt  darzulegen ;  ein  gescbloiaenes  System  kann  und  darf  er 
nicht  geben  wollen«  Es  gilt  nur  soviel  allgemein,  daae  der 
neutrale  Seehandel  trotz  des  Krieges  nicht  aufgehe« 
ben  Ist,  wenn  auch  die  KriegfOhrenden  auf  alle  Weiae  ihnsi 
beschranken  sich  erlauben.  Doch  werden  diese  alierdiega  sehr 
willkürlichen  Schranken  regelmlssig  nur  dem  Handel  der  Neu- 
tralen mit  den  kriegführenden  Landern  aeferlegt  Dagegen  int 
der  Seehandel  des  neutralen  Staats  und  seiner  Unterthanen  in* 
nerhalb  seines  eigenen  Seegebietes  sowie  mit  andern  neutralen 
L&ndem  durch  einen  Krieg  anderer  Mechte  keinerlei  Beschrifr» 
kungen  unterworfen,  abgesehen  vom  Durchsuehuaga» 
recht  wahrend  der  Passage  neutraler  Handelsschiffe  auf  offener 
See  oder  im  feindlichen  Gebiet  durch  die  kriegihbrende  Ifeeht^*). 

Die  Schranke  wird  hauptsächlich  dem  Handel  der  Neutralen 
mit  den  Kriegführenden  gesetzt  und  erscheint  gerechtfertigt,  so 
lange  sie  durch  die  Nothwendfgkeit  einer  ordentlichen  and 
energischen  Kriegführung  geboten  wird.  Freilich  Ist  es  wiederom 
unendlich  schwer,  diese  Grenze  der  Nothwendigkeit  zu  ziehen, 
und  sodann  ist  festzuhalten,  dass  hier  überhaupt  in  vielen  FUlen 


81.  Vergl.  Wheston,  histoire  du  droit  des  gens  (ed.  II.  Leipzig  1818 
2  volt.)  II.  §  9  ff.  pag.  76  ff.  Auch  Kiaber,  droit  des  geas  $910 
bis  909  giebt  rme  tninmariBehe  tJebenicht. 
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eine  Colliston  Ton  Rediten  stattfindet,  die  nur  durch  Opfer  ton 
der  einen  oder  andren  Seite  zu  heben  ist:  es  coli id Iren  die 
Rechte  der  Neutralen  und  ihrer  Souverainetat  und  Neutra-- 
litat  mit  den  Rechten  der  Kriegführenden  und  ihrer 
Souverainetat  und  Kriegseigenschaft.  Die  Möglichkeit  solcher 
Collisionen  ist  unmittelbar  mit  der  Existenz  des  Krieges  als 
eines  Ausnahmezustandes  mit  seinen  Zufälligkeiten, 
Leidenschaften  und  Nothrücksichten  gegeben,  und 
der  Neutrale  wie  der  Kriegführende  möge  sich  hQten,  diese 
CoUfsionen  zu  pressen,  in  jeder  Noibmassregei  des  Augenblicks 
sogleich  einen  schandlichen  Rechtsbruch  zu  erblicken,  sondern 
mOge  überall  den  Verhaltnissen  Rechnung  tragen,  die  Leiden 
und  Drangsale  des  Krieges  im  Auge  behalten,  die  Onsicherheit 
und  Zweifelhaftigkelt  des  Kriegszustandes  als  eines  Zustandes 
der  oflTenbaren  Gewalt,  wenn  schon  mit  dem  Ziele  des  Rechts 
und  der  rechtlichen  Ausgleichung,  sich  vergegenwärtigen,  damit 
nicht  die  Kriegsflamme  sich  noch  weiter  verbreite,  sondern  da- 
mit das  Ziel  des  Krieges,  der  Friede,  möglichst  bald  wieder- 
kehre. Daraus  folgt  aber  keineswegs,  dass  nicht  der  neutrale 
Staat  jede  Kränkung  und  Verletzung  der  Rechte  seiner 
Cnterthanen,  namentlich  in  ihrem  Seehandel,  mögen  diese 
Rechte  auch  immerhin  zweifelhaft  und  bestritten  sein,  in  jedem 
einzelnen  Falle  mit  aller  Energie  verfolge  und  nicht  bloss 
auf  formelle  Genugthuung  seiner  dabei  verletzten  eignen  Würde, 
sondern  auch  auf  volle  materielle  Entschädigung 
seiner  Unterthanen  dringe;  der  neutrale  Staat  soll  nur 
nicht  in  jedem  einzelnen  Falle  einer  solchen ,  oft  durch  Noth 
und  die  Gewalt  der  Umstände  herbeigeführten  Kränkung  sofort 
einen  vollendeten  Rechtsbruch  und  somit  einen  Grund  zur  krie- 
gerischen Einmischung  erblicken. 

111.  Specieile  Materien.  —  Da  nun  im  Allgemeinen 
trotE  jener  Unbestimmtheit  der  Praxis,  wenigstens  das  Recht  des 
Handels  der  Neutralen  selbst  mit  den  Kriegführenden  nicht  be- 
stritten wird,  sondern  nur  die  Begrenzung  desselben  und  deren 
nähere  Bezeichnungen,  Festsetzungen  und  Modifibationen  con- 
trovers  sind ,  so  scheint  es  haupC^ächlicfi  auf  die  Untersuchung 
folgender  Punkte  anzukommen,  die  sich  mehr  oder  weniger  aus 
einer    Collision   den   Rechte   der    Kriegführenden   mit   dem 
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Handel   der  Neutralen,   wenigstens   ihrem   Fundamente  nach, 
erklaren  ••). 

1)  Welche  Rechte  stehen  den  Kriegführenden  gegen  den  Neu« 
tralen  im  Falle  einer  Blokade  feindlicher  Gebiete  oder 
Gebietsthelle  zu? 

2)  Welche  Art  von  Handel  kann  ein  kriegf&hrender  Theil 
den  neutralen  Staaten  oder  deren  Dnterthanen  mit  dem 
Feinde  untersagen? 

3)  Welche  Rechte  hat  ein  kriegfbhrender  Theil  auf  feind- 
liche Güter  am  Bord  neutraler  Schiffe  sowie  umge- 
kehrt auf  neutrale  GQter  am  Bord  feindlicher 
Schiffe? 

4)  Welche  formalen  Rechte  stehen  den  kriegfbhrendett 
Staaten  gegen  die  Neutralen  lur  Handhabung  und  Voll- 
streckung ihrer  materiellen  Rechte  zu? 

Von  allen  diesen  Fragen  soll  in  den  folgenden  Para- 
graphen speciell  gehandelt  werden. 

IV.  Literatur  dieser  Materie.  «-  Allgemeine  Er- 
örterungen finden  sich  fast  in  allen  seerechtlichen  und  völ- 
kerrechtlichen Werken,  namentlich  am  besten  in  den«  in  der 
Note  80.  dieses  S  angegebenen  Werken.  Die  Special lite- 
ratur  besteht  grösstenthetls  ans  Gelegeiiheits-  und  Parteischrif- 
ten und  sind  darin  bald  die  Rechte  der  Neutralen,  bald  die  der 
KriegfQhrenden  meist  einseitig  von  einem  besonderen  nationalen 
und  staatlichen  Standpunkte  erörtert  Eine  Debersicht  folgt  unten 
in  der  Note  •*). 


82.  Vergl.  Heffter,  Völkerrecht  f  IS». 

83.  VergL  HeffCer  1.  c.  f  153  Ztitati  und  v.  Kämpft,  litcrator  des 
VOikerrechti  $  257.  —  Die  frObeiten  Bemerkangen  finden  Mch  be- 
reite bei  Alb.  Gentilit,  de  jare  beUi  I.  21,  aodMin  Hugo  Grotiu% 
de  jure  belli  IIL  1.  5.  9.  4.  12.  13.  H.  Cocce ji,  de  jure  beUi  is 
amicot  (ezerc.  cur.  II.  p.  19.).  Bynkerthök,  quaest  jur.  publ  I. 
cap.  10  tq.  —  HiemlchsC  in  den  Streitechriften,  welche  sich  auf  die 
Praxis  Grossbritaniens  in  den  Seekriegen  vor  dem  Pariser  uod 
Uuberteburger  Frieden  (1763)  bezogen»  dargelegt  im:  Disco nrie 
on  the  conduct  of  Great  -  Britain  in  respect  to  neutral 
nations  dnriog  the  present  war.  by  Charles  Jenkinson  (nsck- 
herigem  Lord  Liverpool).  London  1767.  (2.  Aufl.  17H  3.  18PI); 
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todtnn  die  bei  Kempts  K  c  n,  17—21  erwlhnten  Staate'  und 
PrivatechrifCrii»  welche  die  Streitigkeiten  Oroiibritanient  und 
Prenssens  (im  Jahre  1752}  betrafen;  femer  im  Allgemeinen  die  Schrift 
det  Spaniers  D.  Carlos  Ab  reu,  tratado  jurid.  poL  sobre  las  presas 
marit.  Cadix  1746;  Französisch  175S  u.  1802;  vomttmlich  auch  die 
Schrift  des  Dftnisehen  Publieisten  Martin  HQbner,  de  lasaisie 
des  bfttimens  neutres  ete,  (Haag  1759,  auch  Deutsch  ibid.  1789)  zu 
Gunsten  der  Neutralen.  Ueber  HQbner's  System  vergl.  Wheaton« 
hbtoire  du  droit  des  gens,  period.  II.  $  12  (ed.  II.  tom.  I.  p  273ff.)« 
Dasselbe  fand  Nachhall  in  Job.  Ehrenreich  de  Behmer,  obsenra- 
tions  du  droit  de  la  nature  et  des  gens  touchant  la  capture  et  la 
d^tentions  des  vaisseaux  et  effeto  neutres.  Hamburg  1771. 

Noch  lebhafter  wurde  der  Kampf  wlhrend  des  Nordamerikani- 
schen Befreiungskrieges.  Hauptwerke  aus  dieser  Zeit  sind,  im  Geiste 
der  bewaffneten  Neutralitat  und  noch  darüber  hinaus:  Galiani, 
dei  doveri  etc.  und  Lampredi,  del  commercio  etc.  (siehe  bereite 
t  220  Note  64).  —  In  Deutechland:  Totze,  la  libert6  de  la 
navigation.    London  und  Amsterdam  1780. 

Aus  der  Zeit  der  Frans  Revolution  stammen:  de  Steck,  essais. 
1799  —  Azuui,  sistema  dei  princtpti  del  diritto  maritt  (Siehe  oben 
S  211  n.  II.)  ->  BQsch,  Bestreben  der  Völker,  einander  im  See- 
handel wehe  zu  thun.  Hamburg  IbOO.  —  Schlegel,  sur  la  visite 
des  bAtimens  neutres  (Kopenhagen  1800)  und  die  Gegenschriften 
der  Englischen  Publieisten  Alexan.  Croke  und  Roh.  Ward  (siehe 
S  220.  Note  64).  —  Rayneval,  de  la  libert^  de  mer  (Paris 
1801  }•  -*  Tetena^  sur  les  droite  r6ci|lroques  des  puissanoes  billig,  et 
neutres  (Kopenhagen  1805,  zuerst  Deutsch  1802).  —  Jouffroy,  le 
droit  des  gens  maritime  (Berlin  1806).  —  Rechte  der  Neutra- 
lität, in  besonderer  Beziehung  auf  die  Dllnische  Schiffahrt; 
aus  dem  FranzIVsischen  des  Bürgers  Berryer  und  zur  Vertheidiguug 
gegen  die  FranzOs.  Kaper  (Altona  1798)  —  C  F.  v.  Schmidt- 
Phiseldek,  Darstellung  des  Dftnischen  Neutralitlltssystems 
während  des  letzteren  Seekrieges,  mit  authentischen  Belegen  und 
Aktenstücken  (Kopenhagen  1802,  vier  Hefte)  ^  Zuletzt  noch  und 
zwar  recht  Qbersichtlich:  (Biedermann)  manuel  diplomatique  sur 
le  demier  ^tat  de  la  controverse  concernant  les  droite  des  neutres 
(Leipzig  1814}.  —  Vergleiche  übrigens  wegen  dieser  Literatur  noch 
Jacobsen,  Seerecht,  Seite  521  ff.,  sowie  besonders  das  erst  vor 
Kurzem  erschienene  kritisch  -  historische  Werk  von  Red  die  (siehe 
die  erste  Note  dieses  $),  welches  die  Praxis  und  Theorie  in  allen 
Details  in  dieser  Beziehung  speziell  erdrtert  und  kritisirt. 
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L  Die  Blokade  ist  die  theilweise  oder  gänzliche  Spemmg 
von  feindlichen  Hafen,  Flussmündungen,  Festungen,  ja  ganzen 
Rüsten  und  Linderstrecken  gegen  den  Verkehr,  durch  eine 
Kriegspartei*  Dieselbe  erscheint  als  ein  regelmissiges  Mittel  zar 
energischen  KriegsfOhrung,  namentlich  zur  See,  und  mit  Aner- 
kennung des  Krieges  Überhaupt  müssen  desshalb  die  Neatraien 
auch  die  Blokade  respectiren,  sowie  sich  die  daraus  entstehen- 
den Beschrankungen  ihres  Verkehres  gefallen  lassen.  Das  neu- 
trale SchiiT,  welches  bei  Durchbrediung  der  Blokade  betroffen 
wird,  darf  nach  Völkerrecht  mit  Beschlag  belegt  und  in  der 
Regel  confiscirt  werden. 

IL  Doch  veriangte  Sir  W.  Scott»»)  mit  Recht  folgende 
drei  Erfordernisse  zur  Begründung  einer  solchen  Verurtheilung: 
1)  Die  £iistenz  einer  completen  Blokade;  2)  Kenntniss  der 
Blokade  von  Seiten  der  zu  verurtheilenden  Person;  3)  einen 
Act  zum  ßebufe  der  Durchbrechung  der  Blokade  durch  Aas- 
oder Einlaufen  in  den  blokirten  Ort.  Doch  ist  hier  im  Einzel- 
nen Vieles  bestritten  und  sollen  diese  Streitpunkte  sogleich 
erörtert  werden. 

III.  Es  ist  nämlich  bestritten,  wann  eher  eine  Blokade  für 
wirklich,  für  complet  zu  halten  sei.  Doch  ist  das  Englische 
Princip  nach  der  Natur  der  Sache  allgemein  zu  billigen,  dassan 


84.  Recht  übersichtlich  ist  Heffter  1.  c.  S  154  ff.  Detaillirte  Angaben 
Über  die  Irregularitäten  der  Praxis,  namentlich  in  den  letzten  See- 
kriegen gibt  Pohls,  Seerecht  S.  1142  ff.  Vergl.  schon  H.  Grotins 
IJI.  c.  5.  Bynkershök  1.  c.  Nau,  Völkerseerecht,  $  20O  ff. 
Jouffroy,  droit  mar.  pag.  159.  Jacobsen,  Seerecht  S.  677. 
Wheaton,  droit  intern.  II.  172.  O.  Manning  p.  219.  Pando 
497.  Ortolan,  II.  287.  Siehe  auch  Wheaton,  histoire  fom.  I. 
p.  182  ff. 

85.  Dieser  weltberilhmte  Englische  Admiralitatsriebttr»  der  Veikfladfer, 
ja  vielfach  der  Schöpfer  der  EngL  Seerechtspraxis,  in  dem  Falle 
der  Betsey  bei  Robinson,  adm.  rep..  I.  92.  Vergl.  aocfa  Wbeaton 
droit  intern.  II.  174. 
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4ittk  Oito  tiM  Maehl  4tati»Airt  sein  müsse  *^,  die  hinreicht 
Ütte  BkAade  geltend  zu  machen,  d.  h.  die  eine  gehörige  roili« 
ttrisebe  Bereitsohaft  hat,  Kauffahrer  vom  Einlaufen  abiuhalten  •^. 
Weiter  möchte  ich  nicht  gehen  und  negativ  die  Sache  zugleich 
dahin  bestimmen:  die  Macht  ist«  eben  gegenüber  neutralen  Kauf** 
(ahrem  gross  genug,  wenn  sie  die  gegnerische  Kriegspartei  nicht 
so  vertreiben  vermag.  Dasa  in  jedem  Augenblicke  jeder  Punkt 
der  blokirten  Gegend  von  den  blokirenden  Fahrzeugen  beherrscht 
werden  müsse,  ist  nicht  höthig.  Ja  selbst  zeitweilige  kurze 
Bntfernung  der  Macht  durch  höhere  Gewalt  der  Natur  oder 
SleAiente  lasst  dach  Englischem  Rechte  an  sich  die  filokade  nicht 
unterbrechen  **),  wohl  aber  Wenn  die  Entfernung  durch  Nach^ 
iMsfgkeit  oder  Unachtsamkeit  des  Commandeurs  geschah  **). 

Strengere  Anforderungen  zu  machen  scheint  gegen  das 
Wesen  des  Kriegs.  Auch  ist  ja  zU  bedenken ,  dass  eigentlich 
die  kriegerische  Massregel  der  Blokade  nur  gegen  den  Feind 
gerichtet  ist^  und  dass  sie  demnach  von  Anfang  an  nach  Kriegs^ 
recht  rechtsbeständig  sein  muss,  wenn  dieser  Gegner  sie  nicht 
beseitigen  kann.  Wenn  letzteres  nicht  der  Fall  ist,  so  kann 
man  die  Blokade  nicht  für  incomplet  erklären,  weil  es  z.  B.  bei 
Nebel  oder  zur  Nachtzeit  oder  auch  sonst  wegen  der  geringen 
Anzahl  der  SchiiTe,  wenigstens  für  einzelne  Schiffe  der  Neutra*^ 
ItOy  möglich  ist,,  sich  durchzuschleichen. 


86.  Die  Macht  kann  in  vor  dem  Platze  stationirten  Kriegsschiffen  oder 
in  Baterien»  welehe  man  am  Lande  errichtet  hat,  bestehen. 

67«  So  tat  im  Allgemeinen  die  Engl.  Praxis  in  den  Fällen  dea  Hcntrik 
nndlfaria^  Baar;  dea  Mercur,  Oerdea;  dea  Stert,  Johnson;  dea 
Prederic  Moltke,  Boyaea,  sammtlich  bei  Rob.  1.  c.  tom.  I.  et  IV. 

M.  Moltke,  Bojsen  bei  Robinson  I,  c.  I.  86;  the  Columbia,  ibidem 
I.  td4.    Wheaton,  droit  intern.  IL  175. 

M.  Maria  Schröder,  Green  wo  Id  bei  Rob.  1.  c.  III.  147.  Zur  Unter- 
stOtcung  des  Note  1—3  Gesagten  kann  noch  auf  die  Englischen 
Bridamngvn  bei  der  Blokade  der  Deutsehen  Seehafen  im  letzten 
Dentaehen  und  DSnisehen  Kriege  wegen  Schleswig « Holstein  durch 
die  Dftnen  hingewiesen  werden;  sie  stimmen  vOUig  hiermit  ttberein. 
Hil^  stellten  <Ue  Dttnen  meist  nur  ein  Kriegsschiff  vor  die  Mündung 
des  Flusaea  Und  die  Blokade  wurde  re^itctirt  und  konnte  mit  Fug 
«nd  Reabt  bei  der  llotoriachtn  OhnmadU  der  Dtutecheft  KQsten- 
▼ertheidigung  als  yOUig  genOgcnd  sngessiiSn  Weidet. 
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Spezielle  VerMge  kOnneik  dies  modlfidren.  So  Teriaagt  im 
HandelstracUt  zwischen  Spanien  und  Oesterreieh  1.  Mai  ITH^ 
Prei]s<)en  und  Danemark  1818,  Dänemark  und  Sicilien  1748  and 
Dänemark  und  Frankreich  1742  zwei  SchUTe  ataUonirC,  dagegen 
der  Tracial  zwischen  Holland  und  Sicilien  1753  sechs  SdiiBe, 
wogegen  sich  andere  Vertrage  in  der  Regel  allgemeiner  aot- 
drücken  und  von  einer  angemessenen  Macht  oder  auch  tob 
einer  der  Macht  des  Feindes  im  blokirten  Platze  an- 
gemessenen Maclit  reden  **). 

In  welcher  Nahe  sich  die  blokirende  Macht  bei 
dem  blokirten  Platze  befinden  mOsse,  wird  tod  den  Ud- 
standen  abhängen.  Es  scheint  Oberall  zu  genügen ,  wenn  lie 
dergestalt  stationirt  ist,  dass  sie  den  Zugang  gehörig  beobaehtea 
und  den  sich  nähernden  aus-  und  einlaufenden  Schiffen  oik 
einiger  Wahrscheinlichkeit  den  Weg  verlegen  kann.  Vergleiche 
Hefller  I.  c.  pag.  270.  Auch  in  dieser  Beziehung  enthalten  die 
Verträge  manchmal,  doch  nur  vage  Bestimmungen. 

IV.  Eine  wirkliche  Blokade  existirt  aber  nur, 
wenn  sie  von  der  competenten  Autorität,  also  von  dem 
Souverain  declarirt  ist.  Doch  steht  wohl  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  und  nach  Englischem  Rechte  **)  ausdrücklich  fest, 
dass  ein  Commandeur  die  einmal  deciarirte  Blokade  ausdehoen 
könne,  namentlich  auf  einem  sehr  entlegenen  Kriegsschao- 
platze.     Ueberhaupt   scheint   es    in    der  Hachtbefugniss  eines 


90.  Trftctet  zwischen  RonlAud  und  Sicilien  1787:  zwischen  Scbwedei 
und  Ruttland  1801.  Amerik»  und  Branlien  182a  —  Die  bewiftele 
Neutralitat  vor  IbOO  lictt  dciyenigen  Hafen  alt  blokirt  gdtcn:  ob 
il  y  a  par  la  dispotition  de  la  puitsance  qui  TatCaque  a?ee  dei 
vaisseaox  arr^t^  «t  suffisammcDt  proches  ua  danger  ^ideit 
d'entrer.  Martens,  rec  VII.  176.  Die  Runiach-Engliache  GoBTfi- 
tion  vom  Juni  1801  «etite  an  die  Stelle  des  et  ein  »u.  —  D» 
Preussische  Allgem.  Landrecbt  I.  9.  $  219  sagt:  FQr  eingeacUoMi 
( ==.  blokirt)  ist  ein  Hafen  zu  halten«  wenn  derselbe  durcb  eine  feiad- 
liehe  Landbaterte  oder  durch  Kriegaschiffe»  die  Tor  den  Hafca 
•tationirt  sind«  gesperrt  ist. 

91.  Nach  Engl.  Rechte  darf  der  Commandeur  die  Blokade  in  Enropi 
nicht  auadehnen,  so  im  Fall  Henrik  und  Maria,  Baar  bei  Robifla 
1.  148;  wohl  aber  an  weiter  entfernten  PlSCien,  so  im  Fall  Balk^ 
Coffin,  Bob.  VLatM. 
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höchst  ooromandirenden  Kmgsfeldherm  zu  liegen,  dergleichen 
Blokadeo  besonders  in  entfernlen  Weltgegenden  selbslsttndig  zi;i 
erklären. 

V.  Die  Blokade  sollte  ferner  den  neutralen  Mächten 
in  gehöriger  Weise  notificirt  sein,  und  zwar  rügte  man  Franz. 
Seits  bei  dem  Blokadedecret  der  Republik  Chili  v.  18^,  dass 
blosse  Bekanntmachungen  in  den  verschiedenen  Häfen  durch  den 
kriegführenden  Theil  und  nicht  officiell  den  neutralen  Mächten 
oder  doch  durch  die  Kriegsfahrzeuge  den  einzelnen  Schiffen 
selbst  gemacht  seien.  Doch  wird  überall  jede  anderweitige 
sichere  Kenntniss  des  Neutralen  von  der  Existenz  der  Blokade 
nach  der  Praxis  als  genügend  angesehen,  um  darauf  wenigstens 
die  Absicht  eines  Biokadebruches  zu  begründen.  War  die 
Blokade  der  Begier ung  des  Neutralen  offiziell  angezeigt,  so  kann 
sich  wenigstens  in  der  Regel  der  Neutrale  mit  Unkenntniss  nicht 
entschuldigen,  wenn  auch  seine  Regierung  keine  Bekanntmachung 
erlassen  hatte  *>). 

Hatte  das  Schiff  noch  nicht  Kunde  von  dem  Factum  der 
Blokade  und  musste  es  sie  nach  dem  Vorigen  nicht  haben,  so 
kann  ihm  weiter  nichts  passiren,  als  dass  es  von  dem  Blokade- 
commando  zurückgewiesen  wird.  War  das  Schiff  unterwegs  von 
Kapern  oder  Kriegsschiffen  bereits  gewarnt,  was  z.  B.  von  Eng- 
ländern auf  den  Schiffspapieren  mit  „warned  off"  ootirt  wird, 
so  muss  es  seine  Fahrt  nach  dem  Blokadeorte  aufgeben. 

VI.  Von  Rechtswegen  sollte  nun  nie  die  blosse  entfernte 
Absicht  **),  also  namentlich  die  Fahrt  nach  dem  Orte  hin,  oder 


92.  So  Praxifl  in  England:  Neptunns,  Hempel  bei  B^binson  IL  110. 
Welwaart  van  Pillau,  Botter  ibidem  p.  130.  Dr.  Croke  im  Fall 
Carlotta,  Carcalho  bei  Stewart,  viceadm.  rep.  p.  539.  Doch  nimmt 
man  es  mit  entfernten  Staaten,  n«menüich  Amerikas  nicht  so  genau. 
Siehe  Robinson  L  92.  II.  109. 

93.  Aetus  aliquis,  non  solum  consilinm.  Vergl.  Vattel  III.  177.  Auch 
wollte  dies  die  bewaffnete  Neutralität  von  1800  durchsetzen:  que 
tont  batiment  naviguant  vers  un  port  bloqu^  ne  pourra  dtre  regard6 
comme  contrevenient,  que  lorsqu'  apr^s  avoir  ^t^  ayerti  par  le  com- 
mandant..  du  blocus.de  T^tat  du  port,  il  tAchera  d'y  p^ntoer  en 
employant  la  force  ou  la  rase.  Doch  hat  dies  schon  die  Seecon- 
ventipn  mit  Orossbiitanien  1801  wieder  ausgelOaeht. 

f.  Eaiteiibom,  Seerechl  11.  36 
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fittti  girt^  bloM  dte  dühth  did  fidiffliipftpi^re  «dmmeftWrto  AImM« 
ddhitl  ku  tersegeirt,  Mi  dn  Hgenlltchef  BlokftdebfutA  angeMlMi 
werden»  selbst  wenn  dem  Schifler,  gleichviel  in  weichet  Wetoe, 
die  Bilstenk  der  Bloksde  bekannt  wBf.  Es  soltte  hier  fbglicii 
ittmer  eine  btechwefde  bei  der  Keglening  des  Nenlrtleik  und 
efn  sofortiges  Abweiset  ststtrihden.  Frellidi  ist  die  Praxis  tM 
Itivhger  gewesen.  Aber  »elbst  nach  deitt  Kriegsreehl  ond  sefneii 
Itrengen  Grund^tzeit  scheint  hier  nur  dann  ein  ftfokadebruch 
ürtd  somit  die  Befiigniss  tut  Ctmflscation  torzniiegett,  wmü 
Wlrklieh  ein  reeller  Versuch  gemacht  Ist»  die  milittrlsche  Openh- 
tiort  der  Blokade  dem  RrfegfohrendeA  zu  verkfhnmem.  Alm 
Möchte  ith  stets  dem  ynlefv^gs  noch  nicht  Yon  KriegssdiHfeii 
Mer  Rsperh  getvamtert  neutralen  SchlBb  erlauben,  die  Höhe  des 
blokirten  Bafen«  zu  auchen  tmd  dort  sich  erst  abweisen  so 
lassen;  doch  darf  es  dabet  auch  nicht  den  entferntesten  dfreden 
Verbuch  tat  l^urdibrechung  t»der  Dtirchschieichnng  mathen, 
denn  sonst  mag  es  dor  Kriegführende  mit  Recht  eonftsdrefl» 
ebenso  t^ie  Ji«des  bereits  fn  der  bezeichneten  Art  gewarnte  Schiff. 
Dagegen  kOttt^n  die  entfernteren  anderweftigen  PrasnYntfonen 
nicht  geiiligen  ^).  Es  Ist  hier  von  den  Kriegltlhrenden  überall 
die  alte  Juristische  Regel  zu  Gunsten  der  Neutralen  festzn- 
liaiten:  quilibet  piraesUmitur  bonits  donec  probetur  conlrariofia. 
ble  Absicht  konnte  ftliglich  immer  nur  iKtn^.  zu  untersuchen, 
ob  die  filokade  nicht  wieder  aufgehoben  sei«').  So 
n^us»  ich  es  mit  tieOter  I.  c.  flkr  eine  UuUlligkeit  halten,  z.  B. 


94.  Die  blosse  Kenntniu  der  Blokade  and  der  Cours  dabin,  faUs  die 
Schüc  aAcht  vor  «iaeir  VevMgnng  oder  Tor  den  Blokadfpe- 
schwader  uaikehiea»  genttgk  tnr  V^ervrtbrüuiif  nsch  de«  filokade- 
eiUct  der  Geoeralstaatea  von  HoUasd  Itt^,  Wflehca  eine  der  wich- 
tigirten  «ad  ailealeo  Urkuade«  über  das  £«ro|»  fitokaderedit  ist 
und  von  Bynkershök,  quaest.  juris  publ.  I.  11.  «omomlirt  ist 
BynkersbOk  aagt  dort»  das«  das  aUsunabe  Herantegela  mt  dsa 
Biokadegeacbinader  bis  cor  Evident  die  AWcbt  de«  Blokadebmcbf« 
darJegea  kOone,  ausser  im  Fall  der  auveiHen  Neth  des  »«itraleB 
Schiffes,    Whestoo  droit  iatem.  U.  1B2. 

Oj»  Bs  kUngt  dies  «alt.  aber  die  Bilfigkeit  «ckeiat  de«  smn  Oivade  m 
lieg«».  Biebe  bereila  Band  I  S  7<^  8-  K^  n.  die  AasiebM  Gla»- 
bors  und  laeoteen's,  wdcbi  kier  sehr  diiemiHMi.  «t  Fakls, 
a  180.  «1. 
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tf»  aiehl  sofoii^e  BiahaMen  des  Laufes  eines  Scbifles  auf  ge* 
scheheneo  Anruf  durch  ein  Blokadeschiff  für  den  Valien  Beweis 
eines  beabsichtigten  effeetiven  Biudringens  in  den  bl<Airten  Ort 
zu  erklären  ••). 

In  England  genügt  aber  zur  Verurtheilung  die  blosse  Ver-* 
segelung  nach  einem  wissentlich  blokirten  Orte,  ja  selbsi  wenn 
das  Schiff  beim  Blokadegeschwader  schon  vorbeigesegelt  ist  oder 
gar  auf  dem  Rückwege  sich  beßndet  oder  an  die  Küste  eines 
Kriegführenden  verschlagen  wird  *'). 

Neuere  Vertrage  sind  hierin  viel  billiger  und  nachsichtiger 
und  gestatten  das  Herankommen  bis  zum  Blokadegeschwader^ 
wenn  die  SchilTe  besonders  aus  weiter  Ferne  kommen.  £s  ist 
darnach  ein  filokadebruch  erst  anzunehmen,  wenn  das  Schifl*  das 
Einlaufen  versuchte,  nachdem  es  zurückgewiesen  war.  So  die 
Nord-  und  Südamerikanischen  VertrSge  von  IS24,  25,  31,  32,  36. 
Vergl.  auch  den  von  den  Hansestädten  mit  Mexico  geschlossenen 
Vertrag  vom  15.  Sept.  1828.  ArL  20.  Ja  Amerika  mit  Schweden 
(Tractat  1816  Art.  13  und  1827  Art.  18),  sowie  mit  Preussen 
(Tractat  1828  Art.  13)  setzt  fest,  dass  ein  erster  Versuch,  in 
den  blokirten  Hafen  einzulaufen,  nicht  Captur  und  Condemna- 
tion  nach  sich  ziehen  solle,  wenn  der  Schiffer  nicht  unterwegs 
habe  erfahren  kdnnen  und  müssen,  dass  die  Blokade  (die 
iHkmtich  zur  Zoit  der  Abreise  existtrte)  fortbestehe;  versucht 
er  aber,  nachdem  er  einmal  zurückgewiesen,  während  dersel- 
ben Reise  und  der  Dauer  derselben  Blokade,  einzulaufen,  so 
Terftllt  das  Schiff,  doch  scheint  nach  den  Worten  der  Tractaten 
allemal  dem  Captor  die  Last  des  Beweises  obzuliegen.  Pohls 
1159.  Auch  reden  Dänemark  (Ordnung  wegen  der  SchilTahrt 
im  Kriege  4.  Mai  1803  Art.  15)  und  Schweden  (Reglem.  für 
die  Scliiffahrt  im  Kriege  21.  Juni  1801  Artikel  II)  wenigstens 
enunciativ  davon,  dass  ihre  Schiffer  nicht  in  blokirte  Hafen  ein- 
laufen sollen,  nachdem  sie  von  dem  Commandanten  des  Blokade- 
geschwaders  zurückgewiesen  worden,  ja  Schweden  sagt:  förm- 
lich zurückgewiesen.    Pohls  1.  c. 


06.  Doch  mutite  dies  noch  an  dtm  Bloksdedecret  der  Republik  Chili 

183B  getadelt  werdeo. 
97.  Dafon  zeugen  die  EngHtchen  Prncngeriehtatntacheidungea.    Siehe 

betottden  J acobsen,  Seerecht  682.  687. 698.  OrtoUn  L  c  II.  320. 

Aber,  sagt  Hefiler  L  c,  welch  ein  Recht!  — 
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VII.  Uebrigens  ist  nach  der  Pratis  das  Auslaufen  ans 
einem  Hafen  nicht  weniger  ein  Blokadebruch  wie  das  Ein- 
laufen;  nur  muss  man  wohl  als  Regel  festsetzen,  dass  in  dem 
blokirten  Platze  selbst  die  Blokade  notorisch  war,  ja  von  Rechts- 
wegen sollte  zuvor  immer  eine  Notification  gerade  in  dem 
blokirten  Orte,  namentlich  den  neutralen  Consuln  gemacht  und 
ein  Termin  zum  Auslaufen  gesetzt  werden,  was  denn  auch 
hilufig  geschieht,  z.  B.  im  letzten  Dänisch  -  Deutschen  Kriege 
1848. 

Die  Engländer  gestatten  mit  Recht  das  Auslaufen,  wenn 
das  Schiff  vor  dem  Anfang  der  Blokade  eine  Ladung  eingenom- 
men hatte**).  Ueberhaupt  aber  wird  man  das  Herauskommen 
des  Neutralen  aus  einem  blokirten  Orte  von  Rechtswegen  nur 
im  äussersten  Falle  als  Blokadebruch  erklären  dürfen  und  sollte 
dabei  alle  besonderen  Zwecke  und  Umstände  in  jedem  einzelnen 
Falle  zuvor  in  Erwägung  ziehen.   Es  scheint  doch  zu  hart,  dass 
der  Neutrale  von  dem  RriegfQhrenden   überall   zum  StUlitegen 
mit  seinem  Schilfe   verdammt  werde,   und   scheint  dies   dazu 
durchaus  nicht  durch  die  Natur  und  das  Ziel  der  Blokade  ge- 
boten.   Demnach  wird  man  jedenfalls  überall   nachsichtig  sein 
müssen,   wenn  offenbar  die  Zwecke  der  Blokade  nicht  gestört 
werden,  wenn  das  Schiff  bona  fidc  vor  Eröffnung  der  Blokade 
sich  in  den  abgesperrten  Ort  begeben  hatte  und  sein  Wieder- 
auslaufen keine  Verbindung  mit  den  Feinden  zum  Zweck  hat 
Man  sollte  nur  in  dem  offenbaren  Falle  eines  solchen  Zweckes 
feindselig  gegen  dasselbe  verfahren,  bei  blossem  Verdacht  höch- 
stens   temporäre   Beschlagnahme    ohne    ConfiscaUon    eintreten 
lassen. 

Wenn  ein  neutraler  Kauffahrer  in  einem  blokirten  Hafen 
seine  Ladung  einem  anderen  neutralen  Schiffe  übergibt  und  nun 
mit  Ballast  aussegelt,  so  hat  man  entschieden,  dass  keine  Blokade- 
verletzung  stattfinde.     The  vrouw  Judith  bei  Robinson  L  I50l 


98.  Boysen,  Frederik  Moltke,  bei  Robinien  L  86,  Judith,  Volkert« 
ibid.  ISO,  Neptun,  Hempel  ibid.  IL  110,  Comet,  Mix  bei  Edward, 
rep.  33.  Ebenso  der  Handelitractat  iwitchen  Mexico  und  den 
Hanieatildten  vom  15.  Septemb.  1828.  Heffter  ist  unaerer  AmicJit. 
Natürlich  muss  um  lo  mehr  ein  bloM  mit  Ballaat  beladenes  Fahr* 
zeug  in  solchem  Falle  auslaufen  dQrfen.  Vergl.  0.  Manning  328.. 
Jacobsen  697. 
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cf.  Wheaton  1.  c.  II.  183.  Ich  möchte  dies  eben  auf  alle  Fftlle 
ausdehnen,  wo  der  Neutrale  mit  Ballast  hcraussegelt,  aber  dem 
Blokadegeschwader  eine  genaue  Visitirung  gestatten,  ob  keine 
wichtigen  Kriegsdepeschen  etc.  sich  am  Bord  befinden.  --  Auch 
Ist  entschieden,  dass  wenn  vor  der  Blokade  ein  Neutraler  die 
ihm  eigenthümlich  angehOrigen  Waaren  in  den  Ort  hinein- 
brachte, dort  aber  nicht  verkaufte,  er  mit  selbigen  wieder  aus  dem 
Blokadeplatze  heraussegeln  dürfe  noch  während  der  Blokade. 
The  Potsdam  bei  Robinson  IV.  89.  und  Olivera,  Union  ins.  Comp, 
bei  Wheaton,  rcports  III.  183. 

VIII.  Man  verletzt  die  Seeblokade  nicht  dadurch,  dass  man 
in  den  blokirten  Hafen  schickt  oder  daraus  bezieht  Waaren  von 
der  Binnenseite  her  auf  Flüssen,  Canftlen  oder  mit  Landfracht, 
denn  die  rechtliche  Eiistenz  [einer  Seeblokade  erstreckt  sich 
factisch  nicht  auf  die  Absperrung  des  Landverkehrs,  und  kann 
mithin  auch  rechtlich  denselben  nicht  verbieten.  Dagegen  dürfen 
auch  dergleichen  Transporte  nicht  einmal  temporar  in  den  Be* 
reich  des  Blokadegesch waders  kommen,  oder  gar  mitten  durch 
dasselbe  weiter  transportirt  werden.  Vergl.  Wheaton,  droit 
intern.  II.  184.  und  The  Cornet  bei  Edwards,  adm.  rep.  p.  32; 
auch  Robinson  1.  c.  III.  297.  IV.  6d.  the  Stert.  Siehe  unten 
Note  111.  n.  15. 

IX.  Höhere  Gewalt  entschuldigt  selbst  in  England 
jede  Durchbrechung  der  Blokade.  Wenn  also  ein  Schiff 
durch  Sturm  in  den  blokirten  Fluss  hineingeworfen  wird  oder 
wenn  es  eine  Havarie  in  die  ganzliche  Unmöglichkeit  setzt,  einen 
anderen  Hafen  zu  suchen,  so  kann  man  die  Folgen  des  Blokade-- 
bruches  nicht  eintreten  lassen.  Doch  halte  ich  den  ßlokade- 
commandanten  im  Fall  der  Havarie  des  neutralen  Schiffes  für  be- 
fugty  dessen  Ladung,  soweit  es  ohne  Gefahr  des  Schiffs  möglich  ist, 
mit  Beschlag  zu  belegen  und  in  seine  Schiffe  zu  verpacken, 
damit  dadurch  nicht  der  Feind  unterstützt  werde,  denn  ohne 
diese  Befugniss  könnte  man  die  Blokirung  und  deren  ganze  Ab- 
sicht leicht  zu  nichte  machen.  Auch  wird  der  neutrale  Schiffer 
in  allen  solchen  Noth^lllen  möglichst  zuvor  dem  Commandeur 
der  blokirenden  Schiffe  Anzeige  machen  müssen.  Hangel  an 
Proviant  kann  nur  dann  zu  solchen  Nothfikllen  gerechnet  wer- 
den, wenn  In  der  Nähe  nichts  aufzutreiben  und^  namentlich 
wenn  auch  das  Blokadegeschwader  nichts  davon  abgeben  kann, 
damit  der  Neutrale  die  Reise  weiter  fortsetzen  könne.    Das- 
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selbe    gilt    voii   dem    Falle,    wo   der   Schiffer   einen   Lootsoo 
Sttcbt«*).    S.  unten  Note  III.  n.  13. 

X.  Ist  eine  Blokade  einmal  aufgehoben»  so  kann  audi 
selbst  ein  beabsichtigter  Blokadebruch ,  wo  derselbe  sonsi  be- 
straft wird,  nicht  ferner  geahndet  werden.  Denn  das  vermeinl* 
liehe  Delict,  wie  Sir  W.  Scott  sagte,  ist  ein  unraöglicbes, 
körperloses  geworden  und  gewissermassen  ein  Schleier  darüber 
geworfen.  Heffter  1.  &  Jacobsen  709.  Auch  ist  im  Allgemeinen 
der  Grundsatz  festzuhalten,  dass  eine  bloss  factische  Blokade  so 
gut  wie  eine  notiGcirte  factisch,  d.  h,  durch  Entfernung  des 
Blokadegeschwaders  aufhöre  und  dass  es  auch  in  Bezug  auf 
letztere  nicht  erst  eines  förmlichen  Widerrufs  bedUrfe*^*). 

Ferner  kann  die  Erneuerung  einer  einmal  aufgehobenen 
Blokade  nicht  präsumirt,  sondern  rouss  vielmehr  erwiesen 
werden  ••*). 

Ist  das  Factum  der  Blokade  erwiesen,  so  liegt  der 
Beweis,  dass  sie  aufgehört  habe,  demjenigen  ob,  der  das  Ein- 
und  Auslaufen  dadurch  reditfertigen  will  <^*).    Vergl.  Pohls  1.  q. 

XI.  Man  sollte  wegen  eines  Blokadebruches  immer 
nur  das  Schiff  verantwortlich  machen,  wenn  sich  nicht  auf 
irgend  eine  Weise  ergibt,  dass  der  Ablader  oder  Eigen thümer 
der  Göter  um  denselben  gewusst  oder  ihn  mit  beabsichtigt  liaba^ 
Doch  findet  man  diese  billige  und  so  natDrllche  Rncksieht  bis 
jetzt  in  Prisengerichten  so  gut  als  gar  nicht,  sondern  prSsumirt 
auch  von  Seiten  der  Ladungstnteressenten  immer  Schuld  and 
eonfiscirt  in  der  Regel  Schiff  und  Gut  Doch  ISsst  man  in  dem 
Engl.  AdmiraiiUktsgeriGhte ,  wenn   die  Ladung  reclamiri  wird* 


99.  Alle  diese  Falle  erkennt  die  Englische  Praxis  an,  verlangt  aber  im 

AUgemeinrn:  an  imperative  and  overruling  compiiliiaii. 

Vergl.  Pohls  1.  e.  IIHS.    Robinion  V.  27.  IL  14.  VI.  dO.  101, 

183;  Edward«,  rep.  198. 
160.  In  England  ist  man  xum  Theil  strenger,  rergl.  Neptan,  Korp  iMft 

Robinson  1.  c.  I.  170,  Vroir  Johanna,  Ockhen,  Robinson  II.  IQB. 
101.  So  in  England:  Hoffnung,  Schmidt  bei  Robinson  VI.  112.  conf. 

Triheten,  Wallen  ibid   p.  67. 
103.  So  in  j^ngland.    Vergl.  Sir  W.  Scott  in  den  in  der  vorletzten  Kote 

genannten  Pillen,  sowie  Dr.  Groke  Orion,  Jnbiu,  bei  Sttwart 

vice-adm.  rep,  407. 
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4»ni  Radamtnten  den  Bew^jß  seiner  Un^hqM  ntch*^)^  und  wjrd 
«o««i  da.  xiQ  der  S^hifler  41«  ß|ok«dQ  n^r  ^^nh  die  Benachr. 
ViclUigiiQg  durpk  de«  Cpmuiandav^ten  der»^*lben  (pd?r  übt^rbaupt 
w^hl  der  Cpii9<?quen4  n?cb  Mnterwega  er^U  erfuhr,  überhaupt 
nur  das  Schifl  afficirt  und  die  Mdung  er$t  dann,  wena  dv^m 
Sifner  deraelben  nachgewiesen  wird,  4^99  er  uvn  die  beah^ich- 
Ugte  V?r|eUung  wuasle»»*).    V^r^l.  PöhU  I.  C  8.  1163. 

Pobrigens  aind  fast  Kt'ine  Ge^;^(ie  vprhandeni  welphe  Be* 
iMlPCnuogen  ober  die  Verlegung  d«^  Blo^ade  und  deren  Wir- 
kungen enthaltenf  Plur  ftu^$iland  stellt,  Qb^leiQh  nicht  eigeut-r 
Uob  a"a«;bliwliGh  (pr  den  Fall  eine»  Blp.ji^adebrMchea,  dje  Qonr 
QaoabiliMkt  von  SchiiT  und  l^adung  au(  ><»•).  NiQbUde^toweni^er 
ia(  die  Praxis  in  Beiiug  anf  die  Confi^putiangwi^is. 

XII-***J  Selbst  in  den  hij^h^r  gescbilderleii  weitesten  firenr 
Z^  ist  die  Seepraxis  einzelner  lUkchle»  namentliph  Fr»inkreichf| 
U9d  Englands  in  den  letzten  Sef^kriegen  nicht  stehen  gehütrben^ 
aoodera  man  hat  das  ßloKaderecht  auf  die  nna^lp^este  Weise 
«uaged^hnt.  Man  ha(  weit  aiiagedebnte  KMen  a^hqn  dadMr9li 
in  ßlokadezustand  erklären  zu  dürfen  geglaubt,  dass  nian^jedt 
J^ufuhr  dahin  und  Yon  dorther  unt^raagte»  eiRige  ^jenzer  in  d^r 
Nahe  derselben  aufstellte  nt\d  dami^  eine  ^otificati^n  an  dje 
Neiitrali^n  verhai|<l<  Eine  aolch^  versnehte  4b$pefr|ing  ver^ucht^ 
schon  Schweden  I5Q0  gegen  Russland,  Holland  1652  g^gcn 
ISnglandt  Beide  in  Uenieinschaft  1689  gegen  Frankreich ^*0. 
fiann  1793  die  Cgalitjon  ge^en  Frankreich,  indem  aie  freiliqh 
erklMe;  gegen  Fran|ireich  k^nne  jn  ^eineip  damaligen  Zustande 
das  ordi^n^ljclie  VOlHerrecht  njcht  an^wand^  werden.  1708  er- 
klärte England  alle  Häfen  und  Wassermundungen  Belgiens  ftlr 
blokirt  «••). 

Zwar  hat  man  überall  solche  Massregeln  als  ausser- 
ordentliehe  beitMineli  abet  ait  eben  do«h  aagtwaadi  zum 


toa  Msria  fisfavödtr,  Ortenwold  bat  BAbiBio«  III.  147;  4donif, 
6otttek«lk  ibid.  V.^{  Ak^mdew,  Agit  ib.  IV.  W.  ^K^angei 
Ltdtt  bei  Idwar^t  rtp.  99.  -rr  S.  Hüten  N»te  111  »«  9*  ft. 

101.  Mcrcariuip  Oerdt s  bei  Kobiatpa  I.  80. 

105.  RussitebfB  Manifest  1.  Mai  1772. 

106.  Wegen  dieser  ((anien  Niji^iiner  fergl  Hefter  1.  c.  ^  167. 
107^  Pu^ont,  CQTps  4|plpmatiau^  VII.  2.  p.  S^. 

108.  Nao»  Völkerseeredbt  g  20d- 13;  siebe  aach  Qf^^aa  L  e.  IL  K& 
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grossen  Nachtheil  der  Neutralen.  Ja  man  ging  so  weit,  dass 
man  ganze  Länder  und  Inseln  ohne  alle  Mittel  eines  effec- 
tiven  Blokadeznstandes  dennoch  für  biokirt  erkürte  und 
gegen  die  Contravenienten,  denen  man  beikommen  konnte,  die 
Nachthelle  der  wirklichen  Blokade  eintreten  Hess  ***). 

Dieser  blocus  sur  papier  *^®)  war  eine  Frucht  des 
Französisch  -  Englischen  Krieges  und  als  das  Hauptmittel  des 
Continentalsystemes  zur  Reaction  gegen  die  Britische  Ueber- 
macht  und  Ueberhebung.  Doch  sind  diese .  Maximen  von  allen 
Nationen  und  wohl  von  den  sie  Gebenden  selbst  einzig  als  Ex- 
treme, als  Einseitigkeiten  und  ganz  ausserordentliche  und  exor- 
bitante Massregeln  erkannt  und  auch  wohl  proclamirt  worden, 
geboten  oder  doch  veranlasst  durch  die  gewaltigen  Störme  der 
Zeit  am  Ausgang  des  vorigen  und  am  Anfang  dieses  Jahrhunderts. 
HolTentlich  werden  einzelne  Mächte,  und  wären  es  die  gross- 
artigsten, nicht  wieder  im  Stande  sein,  so  die  einfachen  Grund- 
sätze des  Blokaderechts  ins  Masslose  auszudehnen  und  die 
Blokade  zur  Vernichtung  des  neutralen  Handels,  nicht  zur  Ite- 
kämpfung  des  feindlichen  Gegners  zu  benutzen.  Die  ver- 
einigte Macht  aller  übrigen  Seestaaten  wird  hier  immer  im 
Stande  sein,  die  UebermQthigen  zu  brechen  und  den  Grund- 
sätzen des  Völkerrechts  im  Seeverkehre  ihre  Geltung  zu  ver- 
schaffen. 

Der  blocus  sur  papier  erscheint  als  eine  blosse  Chimäre, 
als  ein  Hirngespinst  und  hat  überhaupt  nur  da  einen  Schein 
von  Existenz  erlangen  können,  wo  die  Neutralen  so  wenig  ihre 
eigene  Macht  und  ihren  Beruf  im  Geiste  des  Völkerrechts  be- 


109.  Bin  Engl.  Priienriehttr  James  Mariot  hsUe  1780  den  Mutii  bei 
dem  Auispruch  eines  Urtheili  gegen  HoU.  neutrale  Schiffe  zo  er^ 
klaren:  ^^^nn  ihr  gefasst  werdet,  so  seit  ihr  biokirt: 
„Grossbritanien  scbliesst,  wegen  seiner  insnlarisehen  Lage(!), 
„alle  Häfen  von  Spanien  nnd  Frankreich.  Es  hat  ein  Recht,  sich 
„diese  Lage  als  ein  Geschenk  der  Vorsehung  lu  Nutze  m  maehea.* 
V.  Martens,  Erzählungen  von  Fallen  ans  dem  V&lkerrrdite  IL 
Seite  35. 

110.  Napoleon  erklärte  ohne  Schiffe  (!)  die  Britischen  Inseh  gzu 
Wasser  und  zu  Land^  in  Blokadesustand.  Decret  von  Mailand 
17.  Dec.  1807. 
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griffen,  um  sich  zu  einigen  und  mit  leichter  Mühe  ein  solches 
Blendwerk  der  Macht  zu  Schanden  zu  machen. 

Dagegen  ist  die  Blokade  ganzer  Küsten,  Lander  und 
Inseln  an  sich  nicht  gegen  alles  Völkerrecht,  vorausgesetzt, 
dass  sie  eben  nicht  bloss  auf  dem  Papiere  stehe,  dass  ihr  also 
eine  den  Umständen,  überhaupt  nach  n.III.  dieses  $,  angemessene 
Seemacht  zur  Seite  stehe  und  wirklich  an  jenen  Küsten  etc. 
aufgestellt  sei,  dass  namentlich  diese  Blokadefahrzeugc  von  der 
feindlichen  Gegenpartei  notorisch  nicht  yertrieben  werden  kön- 
nen und  dass  endlich  dies  ausserste  Mittel  zur  energischen 
Durchführung  mit  einer  gewissen  Nothwendigkeit  gefordert  wird. 
Demnach  Ist  eine  solche  ausgedehnte  Blokade  der  Regel  nach 
zu  Anfange  eines  Seekrieges  selten  gerechtfertigt»  wohl  aber 
bei  langwieriger  Ausdehnung  desselben,  wenn  kein  ander  Mittel 
zur  baldigen  Beendigung  desselben  vorzuliegen  scheint.  Sie 
rechtfertigt  sich  dann  durch  ihr  Ziel,  den  Frieden,  gerade 
gegenüber  und  zu  Gunsten  der  Neutralen. 

Hinsichtlich  der  Zeit,  wahrend  welcher  eine  bloss  factische 
Blokade  den  Neutralen  bekannt  sein  müsse,  scheint  es  im  All- 
gemeinen überall  auf  die  Umstände  anzukommen.  Genaue  Be- 
stimmungen existiren  darüber  nicht.  Man  sieht  in  England  mit 
Recht  dabei  auf  die  Entfernung  des  Hafens,  von  dem  der  Neu- 
trale auslief,  von  dem  Blokadeorte. 

Manche  haben  in  allen  Fällen  der  bloss  factischen,  nicht 
notificirten  Blokade  nicht  die  vollen  Wirkungen  des  gewöhn- 
lichen Blokaderechts  gegen  Neutrale  eintreten  lassen  wollen. 
Indessen  das  ist  frommer  Wunsch.  Namentlich  darf  selbst  in 
solchem  Falle  der  Neutrale  nicht  immer  erst  bis  zur  Höhe  des 
blokirten  Hafens  steuern.  Siehe  oben  in  diesem  §,  sowie  be- 
reits S  71.  Band  I.  S.  184.  Note,  sowie  die  folgende  Note  dieses 
S  284. 

Wegen  der  Verpflichtung  der  Schiffs-  und  Ladungseigen- 
thfimer  durch  den  Schiffer  im  Fall  eines  Blokadebruches  siehe 
besonders  Wheaton,  reports  vol.  II.  appendix  p.  36—40. 

Es  scheint  angemessen,  wegen  einiger  wichtiger  Haupt- 
punkte in  dieser  so  streitigen  Materie  hier  noch  einige  Eng- 
lische Prisengerichtsentscheidungen  in  der  Note  folgen  zu 
lassen,  und  zwar  gerade  der  Engländer,  da  diese  bisher  gewesen 
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sind  und  wohl  noch  Unge  im  Seekriegsracht  toamgidieiid  im 
werden  ***). 


1  tl .  Nämlich  t)  Blptse  Notorietit  und  selbst  da^  Vermuthen  des  SrhiAnt 
Ton  einer  bloss  fKCtischen,  nicht  noti6drten  Blokade,  wrnn  Dicht 
bereits  ein  nach  Zeit  und  Umstlnden,  Qbrigens  nach  VerbUlnlBi 
der  Entfernung,  nach  Datls,  wie  8ir  W.  Scott  selbst  sagte»  vc»» 
•ehiedener  Zeitraum  in  Betug  nuf  di«  Dnuer  der  Blokade  var* 
strichen  istp  begründet  allerdinga  «n  sich  noeh  nieht  Gantsentm. 
Indessen  S9II  sieb  der  K^pitaia  luvor  bei  4»n  Coneul  oder  ttmf^ 
Gerichten  erkundigen»  und  als  diaa  picht  gcachcbcPt  M  v^nir^eUli 
Scott  das  Schwed.  Schif  TuteU,  Kap  Reinst rpck,  wclcbei  in 
Bordeaus  vpn  einer  Blokade  St.  Luc^r  rrf^rcQ  iit^tt^,  besolden 
da  der  Kapitain  die  Existenz  derselben  vop  seinem  Corresponden- 
ten  sicher  erfahren  hatte.  J^cobsen  677  —  80.  —  2)  Blosses  Vor- 
schützen von  Unwissenheit  über  die  Existeni  der  notiflcirtrn  Blo- 
kade schützt  nicht.  Neptnn,  Kap.  Hempel  bei  Robinson  II  114 
—  3)  Es  ist  nicht  erlaubt,  auf  der  Hdbe  des  blokirtw  Hafens  «Wr 
die  Fortdsiffr  einer  bekanpten  Blokade  ^^  Ort  p^  Stelle  oüt 
«einem  Schiff«  erst  ]SrHModis;MDgep  ^p^u^iebep.  ?all  des  4^qirrib« 
gibiffs«  Betsey,  Kapi  Gpodbuei  Posten,  Kap.  HjrlL  Jacobsen 
6b4  ff.  —  4)  §cbon  auf  dem  Anfang  eiqes  Verse^eln  nach  eineoi 
bloHirlen  Hafen  haftet  Confiscation.  ^acQbsen  087.  —  5]  Unrich- 
tige Nachrichten  Ober  das  NiehtTorhandensem  nnd  nameBllifh 
über  die  Aufhebung  der  Blokade  durch  offidelle  Fer 
Kriegführenden,  ahio  namentlich  dureb  die  Olficiere, 
Confiscatioa  cns.  Septt  im  fall  lies  ^eptfP»  R*p-  Hemp^t 
Jacobien  1.  c  —  0;  Dpeb  entKbuldiyt  im  Fall  &  «beq  nur  da? 
Jrrthum  Ober  4)9  Tbatsache»  pirbl  ^\P  fcl«cbe  Apale|npg  oder  wif 
Scott  es  nennt  Suspepdirung  ejnes  Gesetzes  (des  Kaperre^lenenta 
etc.)  So  condemnirte  Scott  dei)  Courier,  Kap.  Erick|  welcher  aa- 
geblicb  von  Pillau  nach  Colberg  und  dann  nach  England  bestiaimt 
war,  aber  in  See,  fürchtend,  dass  er  nicht  mich  dem  enleB  Be- 
stimmungsorte segeln  dürfe,  desshalb  bei  einem  EngÜchen  Ofirtor 
anfragte,  der  ihm  die  Brlaubnias  gi^b  8fPtf  bieU  diefa  ^rianboiaa 
gegen  die  Engl.  Ordre  vom  7.  Jf^au^  lü07  und  c^wl^B^nirte;  4fp 
irrige  Auslegung  de^  Brit.  Offipierf  ]^{}pne  das  Qfseta  dei  fallea 
^icht  verändern.  —  7)  Uebrtgens  räumte  Scott  im  Fall  anb  6.  ex- 
press  ein,  dass  der  Qfficier  der  Blokade  Eriaubnias  zum  Aus-  n&d 
Einsegeln  rechtsheständig  geben  dürfe.  —  S)  Wenn  dann  wegea 
Gestattung  des  Aiw-  nnd  Einlaufens  in  einen  und  rcap.  ans  ciaaM 
biokirten  Orte  Ungewißheit  Ober  die  femeea  Daner  dar  Rlaha^t 
enuteht»  so  hat  die  EngL  Admiralität  (Scott)  iwar  das  »Schiff« 
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Jonffrow  Maria  Sehr  Oder»  Kap.  Grönwild  frelgetprochen: 
4tB9  90\cb$  Nachrichten,  daw  eina  BiakaUa  aufgehoben,  wQrdcn 
hfgierlf  verbreitet  nad  es  würden  hier  sonst  geradezu  dem 
Bigentbum  unsohuldigcr  Personen  Fallstricke  gelegt 
und  die  Ehre  unseres  eigenen  Landes  (Englands)  werde 
dufch  solche  Unachtaamkelt  gef&hrdet.  Aber  trotzdem 
▼emrtheilte  Scott  den  gr^aite n  Theil  der  Ladung  dieses  Schiffes,  denn 
nachdem  die  Blokade  notificirt  gewesen,  h&tten  die  Kaufleute  ent- 
weder eine  Licens  von  den  Kriegführenden  sich  erbitten  oder  sie 
hitien  Ordres  zur  Verachiffnng  ihrer  OOter  nur  con- 
dittonell  geben  sollen,  nlimlieh  auf  den  Fall,  dasa  die  Blokade 
aufgehoben  sei,  weil  eine  unbedingte  Ordre  wS^hrend  der 
Daner  dar  Blokade  bei  ihrer  Vollziehung  als  ein 
Bruch  angesehen  werden  mQsse.  Jacobsen  550.  689.  697. 
Dagegen  wurden  im  Fall  des  Schiffes  Neptun.  Ksp.  Kuyp, 
GQterp  lu  deren  Verschiffung  schon  Tor  der  Blokade  Ordre  ge- 
geben war,  welche  for  der  Verschiffung  nach  der  Bekanntschaft 
att  der  Blokade  nicht  hatte  wiederrufen  werden  k&nnen,  freige- 
geben. Jacobsen  698.  ^  9)  Ebenso  in  dem  Falle  des  Nordam. 
Merciar,  Kap.  Gerd  es.  Wegen  entscbnldbarer  Unwissenheit  von 
dar  Existens  der  Blokade  wurde  der  Kapitain  vor  dem  Texel  nur 
abgtwteaen,  snelite  aber  dnrch  die  Vliepaasage  in  die  Sadersee  zu 
segeln.  Das  IScbiff  wurde  condemnirt,  nicht  aber  die  Ladung«  da 
deren  Interessenten  in  Amerika  nichts  von  der  Blokade  hätten 
vrissen  kOnnen  und  in  Blokadeaachen,  anders  als  im  Falle  der 
Aiaeeuranz  und  der  Zölle,  der  Kapitain  zwar  als  Agent  von  dem 
Bigcnthümer  des  Schiffes,  der  durch  des  Kapitains  Contracte  wie 
durch  dessen  Missverhalten  verbindlich  werde,  nicht  aber  als  Be- 
voUmllchltigter  von  dem  Eigenthümer  der  Ladung  gelten  könne, 
wofbm  er  nickt  ausdrücklich  dazu  bestimmt  sei.  Jaechsen  S.  699. 
Siehe  auch  in  letzteren  Beeiehung^n  ganz  ähnliches  Raisonnement 
Scotts  im  Fall  der  Imina,  Vroom.  Jacobsen  70ä.  —  10)  Wenn 
ein  Schiff  ohne  Erlaubniss  aus  einem  blokirten  Hafen  aegelt ,  so 
kBrt  erst  mit  der  Vollendung  seiner  ganzen  Reise  es  auf,  confia* 
eabel  lu  sein.  Scott  im  Falle  der  Welvaart  van  Pillaw,  Kapitain 
Böteber.  Jacobs  690—11)  Doch  wurde  das  Schifi  Conferenz- 
rath  Baor  von  Scott  freigesprochen,  trotzdem  dasa  das  Brechen 
der  Blokade  in  der  Certepartie  festgesetzt  war,  weil,  ehe  daa  Schiff 
absegelte,  die  Blokade  bereits  aufgehoben  war.  denn  es  liege  hier 
kein  corpus  delicti  mehr  vor.  Robinson  VL  363.  —  12)  In  dem 
Falle  des  Schiffes  Henricus  wurde  erkannt,  dun  die  Erlaubniss, 
eine  Ladung  in  eine«  blokirten  Ort  etnbTingen  zu  dOHien,  auch 
die  Erlaubnisa  In  sieh  aehliesae,  mit  einer  anderen  Ladung  wieder 
hemsinsegelB.    Jaeobaen  669.   —   19)  Neutrale   Schiffer   dürfen 
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flberbaupt  einem  blokirten  Hafen  nicht  lu  nahe  kommtn,  et  an 
denn  um  Lootten  einiunehmen  oder  ant  irgend  einer  anderen 
dringenden  Ursache  in  NotbfUlen.  Es  wird  damit  sehr  streng  ge- 
nommen. Nur  der  Fall  der  inssertten  Notii  entadinldige  ein 
Steuern  auf  einen  blokirten  Hafen.  Sir  W.  Scott  im  Fall  de» 
Schilfes  Friedrich  Moltke.  Doch  dttrfe  auch  ein  solches  Schif 
seinen  Curs  nicht  der  Art  verfolgen ,  dass  die  blokirendcn  Fahr- 
senge  dadurch,  um  es  n&mlich  ansuhalten»  unter  die  Kanonen  der 
feindlichen  Baterien  gebracht  wQrden.  Drum  condemnirt  das  LQ- 
bische  Schiff  die  gute  Erwartung,  Kap.  Yay.  Siehe  auch  Fall 
Nentralitlit,  Kap.  Deverwer  bei  Robinson  VI.  35.  Das  Schiff 
ging  f  on  Bordeaux  mit  8  anderen  Schiflen  nach  Emden  und  wurde 
in  der  Gegend  von  dem  blokirten  Ostende  (auf  der  Rhede)  ange- 
halten. Der  Kapitain  entachuldigte  sich  damit,  dass  er  auf  der 
Insel  Wight  erfahren,  [die  Ems  sei  toU  Eis  und  er  desshälb  einen 
Lootsen  fttr  Vliesingen  bei  Ostende  habe  ~ suchen  wollen.  Da  aber 
iwei  sachverstindige  Seeleute  ans  dem  Trinity-Hoase  erkUrtea, 
dass  keine  nautiichen  Gründe  Ar  den  Kapitain  vorhanden  ge- 
wesen, in  die  Flanderschen  Binke  bei  Ostende  lu  gehen,  ao  wurde 
das  Schiff  condemnirt.  et  Jaeobsen  69b.  700.  701.  Das  Amerik. 
Schiff  Elisabeth,  Kap.  NotcU,  war  von  Baltimore  nadi  T9n- 
ning  bestimmt,  segelte  aber  im  December  1809  aus  Termeintiicher 
Noth  nadi  dem  blokirten  Hafen  Emden,  weil  schon  viele  Ameri- 
kanischen, nach  Tönning  bestimmten  Schiffe,  bei  Helgoland  lagen, 
ohne  Eyderlootsen  bekommen  zu  kOnnen.  Doch  weder  dieser 
Umstand,  noch  dass  der  Kapitain  seinen  Compass  und  seinen 
Steuermann  verloren  hatte  und  seine  Mannschaft  erschöpft  war, 
wurde  für  eine  gültige  Entschuldigung  gehalten.  Edward  lep.  D. 
179.  In  dem  Fall  des  Amerikanischen,  nach  Tönning  beatimmtefi, 
aber  dicht  beim  Texel  in  Blokadenihe  genommenen  Jamea  Cook, 
Kap.  Jongain  äusserte  aber  Sir  W.  Scott:  dass  was  die  That- 
sache  Ober  einen  absichtlichen  Bruch  einer  Blokade 
betreffe,  die  Aussagen  der  gemeinen  Matrosen  mehr 
Glauben  verdienen,  als  diejenigen  des  Schiffers  und 
des  Steuermannes,  deren  Aussagen  allerdings  in  anderen  Sachen 
den  übrigen  vorgezogen  würden.  Edwards  IL  261.  Jaeobsen  710- 
^  14)  Ausserhalb  Europa's  könne  auch  ein  Officier,  nicht  bloss 
der  Souverain  eine  Blokade  verhftngen.  Sir  W.  Scott  io  Fall 
RoUa.  Goffin.  Robinson  VI.  365.  —  15)  Bei  mehreren  Ladungen» 
die  von  Tönning  wihrend  der  Elbblokade  verschifft  wurden,  kam 
es  im  Verhör  heraus,  dass  die  Waaren  von  den  blokirten  Orten 
Hamburg  und  Bremen  über  die  Watten  nach  Tönning  gesandt, 
auf  der  Eyder,  ohne  daas  sie  gelöscht  und  ohne  dam  EiafnhfioD 
dafür  bezahlt  sei»  verladen  waren.    Diese  Ladungen  wurden  von 
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S  22&.    Kriegfcontrebuidc « >  >). 

I.  PositiTe  Anerkennung.  —  Seit  mehr  als  drei  Jahr- 
hunderten haben  sich  alle  Europäischen  Seemilchte  und  zwar 
meist  ausdrücklich  das  Zugeständniss  gemacht,  dass  jede  im 
Kriege  begriffene  Macht  die  Neutralen  an  derZufuhr 
der  sog.  Kriegscontrebande  ^^*)  hindern  und  dafür, 
wenigstens  die  unmittelbar  dabei  Betroffenen  namentlich  durch 
Confiscation  der  Güter,  bestrafen  dürfe.  Eine  unge- 
heure Zahl  Yon  Handels-  und  SchiffahrtsTerträgen  aus 
dem  I6.~10.  Jahrhundert^**)  gibt  Zeugniss  davon  und  man  be- 
trachtet überall,  auch  ohne  die  Existenz  besonderer  Verträge, 
dieses  als  eine  schon  an  sich  feststehende  Befugniss  aller  Rrieg- 


wegen  gebrochener  Blokade  condemnirt,  weil  man  aimahm,  daat 
ne  ans  den  blokirten  Hifcn  Tenchiflt  seien  und  ihre  Seereite  nicht 
von  TOnning,  tondem  von  Hamburg  und  Bremen  begonnen  habe. 
Falle:  Charlotte  Sophie,  Möller;  Maria,  Munsen;  Elisabeth, 
Steg;  Schiff  Marquis  de  Somerveles;  Brig  Phoebe  (nach  der 
Autorit&t  des  Prl^udicats  Lisette)  cf.  Robinson  VI.  201.387.303. 
Acton  p.  46.  67.    Jacobsen  707  ff. 

112.  Vergl.  bes.  Heffter  1.  c.  i  158—161;  Wheaton,  droit  intern. 
n.  138  ff.  (Partie  IV.  chap.  III.  S  21  ff);  —  Pohls,  Seerecht 
S.  1096—1112.  —  Sodann  auch  schon  BynkershOk,  quaest.  jur. 
pnbl.  L  c  cap.  10;  Heineccius,  resp.  Kessler,  de  navibus  ob 
merdum  illic.  veetnram  commissis  (Halle  1721.  1740).  v.  Justi, 
histor.  und  Jurist.  Schriften  I.  141;  Robert  Ward,  essay  of  Con- 
traband (London  1801);  v.  Steck,  Handels-  und  Schiffahrttver- 
trage  p.  190;  essais  v.  1785  p.  68;  Nau,  Völkerseerecht  $  153  ff. 
und  192  ff.  Oke  Manning  p.  281.  Pando  1.  c.  p.  486.  Orto- 
lan  II.  154.  Auch  Wheaton,  histoire  des  progr^  du  droit  des 
gens  (ed.  11.  Leipi.  1846  2  toms)  periode  I.  S  15.  tom.  I.  169  ff. . 

113.  Contrebande  von  contra  band  um  i  e.  bannum.  Contrabannum 
heisst  daher  schon  im  Mittelalter  eine  verbotene  und  desshalb  ver- 
fallene Waare.    Carpentier,  glossar.  nov.  I.  coli.  1123. 

114.  Eine  Uebersicht  derselben  gibt  Nau,  Völkerseerecht  S  156,  PohU 
L  c  bes.  1104—6  in  den  Noten,  und  in  Bexug  auf  neuere  wenig- 
stens Heffter  L  e.  {,  bes.  p.  279  Note. 
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f&hrenden.    Die  Staaten  haben  daher  in  dieser  Beziehung  selbst 
Gesetze  erlassen***). 

IL  Begriff.  —  Man  versteht  aber  unter  Kriegscontre- 
bände  solche  Güter,  durch  deren  Zusendung  Ton 
Seiten  der  Neutralen  oder  deren  Dnterthainen  an 
eine  Kriegspartei  diesen  mehr  oder  weniger  eine 
directe  oder  auch  nur  indirecte  Kriegshülfe  ge- 
währt wird.  Dies  ist  freilich  eine  zieuilich  relative  Bestim- 
mung, indessen  ist  sie  doch  unmittelbar  aus  dem  wirklicheo 
Leben  der  Praxis  entnommen.  Es  ist  nämlich  nach  der  Praxis 
bis  jetzt  sehr  streitig,  welche  Artikel  unter  den  Begriff  der 
Kriegscontrebande  im  Allgemeinen  und  abgesehen  von  besonderen 
Bestimmungen  eines  speziellen  Vertrages  zu  ziehen  seien.  Das 
steht  freilich  nach  Völkerrecht  überall  fest,  dass  Waffen  und 
Kriegs m Unit ion  unstreitig  Kriegscontrebande  sind.  Alle 
übrigen  Artikel  sind  streitig***)  und  glaube  ich,  dass 
abgesehen  von  besonderen  Verträgen,  es  hier  allemal  erst  auf 
die  Umst&nde  des  concreten  Kriegsfalles  ankomme,  ehe  man 
noch  anderweitige  Artikel,  ausser  Waffen  und  Kriegsmunition 
dahin  rechnen  könne,  dass  aber,  sofern  darin  nach  den  Um- 
ständen eine  Kriegshülfe  liegt,  jedenfalls  hier  Contrebande  vor- 
banden sei.  Alles  was  dem  Feinde  im  Angrifle  oder  in  der 
Verttieidigung  nützlich  sein  kann,  alles  was  of  military  use  sein 
kann,  wird  dadurch  unter  Umständen  Contrebande.  Das  ist 
entschieden  Englische  Praxis  und  wenn  man  auch  dies  f&r  die 


115.  Ausser  vielen  anderfn  Staatsgesetxgpbungen  ist  hier  namentlidi 
hinzuweisen  auf  die  Bestimmungen  in  der  FrAnzÖs.  OrdoBiuuict 
\m\  (III.  9.)  und  im  Preusk  Allg.  Landrecbt  IL  8.  S  2(m  i. 
coli,  mit  L  9«  S  216  fr.  Uebrigens  enthalt  das  Preiias.  Recht  Lc 
IL  8.  S  2039  folgende  concrete  Bestimmung:  Jede  Lad<mg  einet 
neutralen  Schiffes,  die  in  einen  belagerten,  blokirten  oder  nahe 
eingescblosiCDen  Ort  gebracht  werden  soll,  ist  fdr  verbotene 
Gut  (i.  e.  Kriegscontrebande)  zu  halten.  Doch  spricht  das  Gesetz 
dies  nur  aus  in  Bezug  auf  die  Verhältnisse  des  Teraichertm  tsai 
Versicherer,  sowie  Auch  wohl  Überhaupt  der  Schiffs-  nnd  L&doiigB- 
interessenten  untereinander. 

116.  Doch  rechnet  England  ausser  Waffen  und  KfiegsmanüSM  woA 
andere  Artikel  zn  der  sog.  nicfatstreitigen  KriegscontrcbaBde.  Sifli« 
die  folgende  Note. 
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!^tr»1«ii  ^6hf  tünbillig  finden  nag,  Ja  wenn  fesbteht,  dass  m 
tihsn  Zeilen  bis  2Uf  Gegenwart  gegen  diese  Ausdehnung  von 
ehl2elnen  Machten  protesftirt  ist;  so  Scheint  doch  der  Ausnahme- 
Charakter*  des  Krieges  dies  zu  rechtfertigen»  und  wenn  dies  auch 
tielleicht  nicht  der  Fall  wäre,  so  ist  es  nun  einmal  Praxis  und 
jeder  Staat  darf  wenigstens  eine  solche  Ausdehnung  der  KHegs- 
oofitrAande  feststellen,  soweit  ihm  nicht  durch  besondere  Ver- 
trag« die  Hände  gebunden  sind.  Doch  würde  ich  in  Bezug 
auf  diese  streitigen  Artikel  jedem  Staate  erst  dann  das 
Reetit  lur  Confiscation  einräumen,  wenn  er  die  darüber 
triierall  herrschenden  Zweifel  beseitigt,  wenn  er  vor  dem  Aus« 
bniohe  oder  während  4es  Krieges  den  Neutralen  seine  Ansicht 
prociamirt  und  so  dieselben  gleichsam  erst  in  maiam  fidem  ver- 
aetzt  hat:  sonst  möchte  ich  ihn  >nur  zur  TorlSufigen  Beschlag- 
nahme för  berechtigt  halten. 

III.  Streitige  Artikel.  —  Diese  Artikel  sind  bald  mehr 
bald  weniger  streitig  gewesen.  Bis  ins  vorige  Jahrhundert 
namentlich  war  man  streng  darin.  Doch  sc!!on  die  auf  Grund 
aoiKie  Oberhaupt  viele  nach  der  Zeit  des  Dtrechter  Vertrages 
abgeschlossenen  Vertrage  sind  milder,  und  die  bewaffnete  Neu- 
tralität und  namentlich  Russland  setzten,  besonders  gegenüber 
England,  gewisse  Milderungen  durch,  ohne  dass  man  aber  mit 
Bestimmtheit  sagen  könnte,  dass  nun  auch  die  Praxis  der  Gegen- 
wart bei  dem  Ausbruche  eines  grösseren  Seekrieges  ebenso  milde 
•ein'wi'irde;  denti  es  wäre  möglich  und  sogar  wahrscheinlich, 
dass  die  kriegführenden  Seemädite  alle  jene  Miideruiigen  für 
aicbts  Anderes  denn  fiW*  zeitweiJi^e  Zugeständnisse, 
für  Acte  der  NachBicät  und  nicht  für  rechtliche  Verpflich- 
tungen erklären  möchten.  England  namentlich  hat  die  Sache 
imner  so  angeaaben  **')  und  dasselbe  wird  als  bierin  tonan- 


in.  England  eilciart  aber,  abgesehen  ?on  besonderen  Vertragen,  sogar: 
1)  iSr  Artikel,  die  per  se  Contrebande  sin.l:  Waffen,  Kriegsge- 
fäthe,  Munition,  sowie  Schi ffsui asten  (W.  Scott  in  dem  Falle 
der:  Emden,  Jacobs  bei  Robinson  I.  20),  Pech  und  Tbeer 
(Sarah  Catharina,  GOrgensen  ibid.  I  241 ;  der  junge  Tobias  Hilken 
ibid.  329;  Neutralhat  Barnin  fbid.  295),  Segeltuch  (Neptun» 
Lampe  bei  Rob.  III.  106),  Anker  ijunge  Margarethe,  Ülaussen 
ibid.  L  I04jy  und  2)  eist  dit  andern  Artikel  für  solche,  die  durch 
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gebende  Macht  immer  Nachahmer  fioden,  da  der  Vortheii  und 
das  Interesse  die  Kriegführenden  schon  von  selbst  dazu  treibt. 
Und  ausserdem  will  es  scheinen,  als  ob  in  der  Zusendung  man- 
cher dieser  Artikel  unter  Umständen  allerdings  die  Gewäh- 
rung einer  mehr  oder  weniger  directen  Kriegshülfe  und  darum 
ein  Grund  zur  Annahme  Ton  Contrebande  vorhanden  sei. 

Indessen  hat  man  doch  auf  der  anderen  Seite  and  zwar 
selbst  in  England  diese  streitigen  Artikel  nicht  zur  Contrebande 
in  dem  Falle  gerechnet,  wenn  sie  1)  mehr  noch  oder  gar  bloss 
aus  rohem  Material  (selbst  Schiffsbauholz,  Hanf  etc.)  bestanden, 
2)  zugleich  die  Landesproducte  des  Staates  waren,  dem  das 
Schiff  angehört  und  3)  noch  das  Eigenthum  eines  Kaufmanns 
(Bürgers)  des  neutralen  Landes  sind***).  Ja  zu  Gunsten  da* 
Hansestädte  wurde  von  England  das  Princip  aufgestellt,  dass  sie 
solche  Producte  der  Nachbarschaft,  mit  der  sie  gewöhalidi 
handelten,  nach  feindlichen  Hafen  verführen  konnten,  doch  müsse 
der  Reclamant  den  Beweis  führen  **•). 

Ja  man  ist  selbst  in  England  so  billig  gewesen,  Artikel, 
welche  an  sich  und  im  Allgemeinen  für  streitige  oder  nicht 
streitige  Contrebande  gelten,  nicht  darunter  im  speziellen  Falle 
zu  rechnen,  wenn  aus  ihrer  besonderen  Qualität  und  Verarbei- 
tung hervorgeht,  dass  sie  nicht  zu  kriegerischen  Zwecken  ver- 


Umstände  Contrebande  werden,  uSmlich  entweder  dureb  be- 
sondere Tractate  oder  durch  ihre  Bestimmong. 

118.  So  in  dem  Falle  des  Apollo,  Böttcher  wegen  Ruaaiaefaen  Hanfes, 
Christiana,  Maria,  Keherock  wegen  Schwedischen  Pecikes  vod 
Theeres.   S.  Bobinson  1.  c.  IV.  165.  166. 

119.  Fall  Evert,  Everts,  von  LObeck  nach  Hambnrg  mit  Hanf  bela- 
den, wo  aber  der  Beweis  fehlte  und  daher  das  Princip  nicht  an- 
gewendet werden  konnte.  S.  Robinaon  I.  c.  355.  POhU  L  c.  IllO, 
der  auch  anfuhrt:  Aehnlich  hatte  schon  der  court  of  appeal  1781 
über  eine  Ladung  Sehiflfbauhols  von  Danzig  abgeladen  ge^proebea. 
Das  AdmiralitaUgericht  hatte  die  Ladung  condenmirt,  aber  du 
Appellationsgericht  gab  sie  frei,  weil  das  Holz  Polnisches  Eigenthna 
war,  zu  dessen  Verführung  Danzig  (damals)  für  befugt  m  eracktea 
war;  in  dem  Falle  der  Juffrow  Wobetha  bei  Robinson  1.  c^  l^ 
Note  d. 
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wendbar  sind,  so  in  Bezug  auf  Hanf  nnd  auch  vielleicht  des 
Kupfers"«). 

Wir  wollen  nun  einige  wichtigere  Artikel,  welche  zu  der 
streitigen  Gontrebande  gehören,  also  erst  entweder  ausdrück- 
lich durch  Vertrage  oder  unter  solchen  Umstanden  als 
Kriegscontrebande  behandelt  werden,  unter  welchen  in  ihrer 
Zusendung  eine  Kriegshülfe  zu  liegen  scheint:  was  allerdings 
relativ  ist,  —  hier  aufzahlen"*): 

1)  Lebensmittel,  doch  namentlich  nur  in  älteren  Verträgen. 
So  nahmen  die  Engländer  schon  1589  viele  Hanseatische 
Schiffe,  mit  Getreide  und  Schiffbaumaterialien  nach  Por- 
tugal (damals  dem  Feinde  Englands)  beladen,  weg.  Ferner 
Vertrag  zwischen  Schweden  und  Niederland  1614.  Art  5; 
England  und  Portugal  1642  Art.  10;  Spanien  u.  Hansa  1647 
Art.  3  (doch  beide  letzteren  nur  bedingungsweise);  England 
und  Schweden  1661  Art  11.  und  1803  Art.  1.  Die  General- 
staaten erlangten  1741  von  Schweden  die  Zurücknahme 
eines  darauf  bezüglichen  Verbots.  Frankreich  zählte  Lebens- 
mittel nie  zur  Gontrebande,  Grossbritanien  nur  unter  ver- 
meintlich ausserordentlichen  umständen.  Vergl.  Heffter  1.  c. 
S.  280  Note. 

2)  Geld,  doch  nur  in  älteren  Verträgen,  so  zwischen  Schwe- 
den und  Holland  1614  Art.  5;  England  und  Schweden  1661 
Art.  11.    Vergl.  Jouffroy  l  c.  136  ff. 

3)  Pferde,  in  sehr  vielen  älteren  und  neueren  Verträgen; 
ebenso  meist  Pferdezeug*'*). 


120.  Wegen  Hanf:  Gute  Geftellscbaft  Michael,  Kolzenberg  bei  Hob. 
I.  c.  IV.  91.    Wegen  Kupfer:  Charlotte,  Focks  ibid.  V.  277. 

121.  Vergl.  besonder!  wegen  der  folgenden  Angaben  die  speziellen  Be- 
merkungen Ton  Pohls  1.  c. 

122.  Frankreich  und  Niederiand  1646  Artikel  1.  Spanien  und  Holland 
1650  Art  6.  Frankreich  und  Hansestädte  1655  Art.  1.  2.  Frank- 
reich und  England  1655  Art.  15.  Frankreich  und  Spanien  1659 
Art.  12.  England  und  Schweden  1661  Art.  11.  Frankreich  und 
Holland  1662  Art.  28.  England  und  Holland  1668  Art.  3.  Frank- 
reich und  England  1713  Art.  19.  20.  Frankreich  und  Hamburg 
1769  Art.  15.  Schweden  und  Amerika  1783  Art.  9.  Frankreich 
und  England  1786  Art.  22.    Russland  und  SiciUen  1787  Art.  23. 

▼.  laltiBbon,  Seereclil  II.  ^ 
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4)  Menschen ***)»  oüliidlch  jetzt  gewiss  nur« 
Kriegsdienste,  auf  dem  Lande  oder  in  der  Flotte  verwandt 
werden  sollen,  auch  sprecheu  die  Vertrüge  meist  nar  Ton 
troupes,  so  dass  also  einzelne  Personen  unbeschadet 
transportirt  werden  zu  dürfen  scheinen. 

5)  Schiffe.  Doch  redet  der  Vertrag  zwischen  England  uod 
Schweden  1661  Art.  11.  nur  von  Kriegsschiffen  und  auch 
dieses  Vertrages  Art  11.  Dedaration  v.  1803  spricht  Art  1. 
nur  von  vaisseaux  de  guerre  ou  de  garde. 

6)  Tauwerk,  Schiflfsmaterial  und  Segeltuch,  Hanf,  Tbeer,  Eisen, 
geschlagenes  Kupfer  et  tout  ce  qui  peut  ^tre  d*une 
utilitö  directe  pour  l'^quipement  des  vaisseaux,  except^ 
le  fer  en  barres  et  le  sapin  debit^  en  planches  **^). 

7)  Uebrigens  erklären  die  in  Folge  des  Utrechter  Vertrages 
abgeschlossenen  Vcrtr&ge  nur  Waffen,  Kriegsmunition, 
worunter  aber  Salpeter,  ferner  Pferde  mit  ihrem  Zeuge,  für 
Gontrebande,  schliessen  dagegen  ausdrücklich  aus:  Leinen, 
Seide,  Baumwolle  etc.,  Tuch,  Kleider,  gemünztes  und  un- 
gemünztes  Metall,  Ofenkohlen,  Getreide  und  Gemüse  aller 
Art,  ferner  Tabak,  Gewürz,  alles  was  zur  Ernährung  des 
Menschen  dient,  alle  Arten  Wolle,  Hanf,  Flachs,  Pech,  Tau- 
werk und  Schiffstaue,  Segel,  Segeltuch,  Anker,  Masten, 
Planken  und  alles  Schiffsbaumaterial.  Ueberhaupt  ist  nichts 
Gontrebande,  was  noch  nicht  die  Form  eines  Kriegswerk' 
Zeuges  angenommen  oder  was  nicht  ausdrücklieh  für  Contre- 


Dänemark  und  Genua  1789  Art.  6.  Spanien  und  Amerika  1795 
Art.  16.  Schweden  nnd  England  1803  Art.  1.  BrMfllen  o.  Haine- 
stftdte  1827  Art.  10.  BrasiUen  und  Nordunerika  182S  Art.  16. 
Nordamerika  und  Columbien  1834  Art  14.  Nordamerika  und 
Centnüamerika  1825  Art  16.  17. 

123.  Vertrag  iwiichen  Schweden  und  Holland  1614  Art.  5.  Holland 
und  Frankreich  1616  Art  1.  Holland  und  Spanien  1650  Art  6. 
Frankreich  und  Hansestädten  1655  Art.  1.  2.  England  n.  Sdiwr- 
den  1661  Art  11.  1803  Art.  I.  Holland  u.  Frankreich  1662  ArtSB. 
England  und  Holland  1674  Art.  3.  England  und  Frankreich  1677 
Art  4. 

124.  Frankreich  und  Hansestädte  1655  1.  c.  England  und  NordaMrika 
1794  Art  18. 
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bmdci  erUirt  sei  ***).  Indessen  es  kann  dies  schon  dess- 
balb  nicbl  als  die  allgemeine  Praxis  angesehen  werden^  weil 
neuere  und  strengere  Veririlge  vorliegen.  Denn  wenn 
schon : 
8)  in  den  sub  7*  Note  125  angeführten  und  bis  gegen  den 
Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  abgeschlossenen  Verträgen  die 
Principien  des  Utrechter  Vertrags  im  Wesentlichen  festge- 
halten wurden  und  auch  die  bewaffnete  Neutralität 
sieh  gegenüber  Frankreich  und  England  gerade  auf  alle 
diese  VerMge  bezog  und  Russland,  welches  mit  Frankreich 
keinen  Tractat  hatte ,  erklarte,  seinen  Englischen  Vertrag 
auch  auf  Frankreich  ausdehnen  zu  wollen  <**);  ferner  wenn 
schon  die  sog.  zweite  bewaffnete  NeutraKtät**')  ausdrück- 
lich nur  solche  Sachen  als  Contrebande  spezificirt,  die  man 
als  unmittelbare  Kriegsgerftthschaften  betrachten  kann,  frei- 
lich aber  auch  dahin  rechnet:  Feuersteine,  Schwefel,  Sal- 
peter, S&ttel,  Zftume:  •—  so  ist  doch  bekanntlich  diese  be- 
waffnete Nentralit&t  noch  im  Anfange  dieses  Jahrhunderts 
wieder  in  Abkommen  gerathen  und  es  fragt  sich  sehr,  ob 
deren  Grundsätze  noch  praktisch  sind.  Zwar  hat  England 
1801  den  Russen  im  Ganzen  dieselben  Principien  anerken- 
nen müssen,  zwar  beschränken  einzelne  Particulargesetze"*) 


125.  TracUt  zwischen  Frankreich  und  England  1713  Art.  19.  20,  sowie 
die  anderen  auf  Grund  und  zum  Theil  als  Anhänge  des  Utrechter 
Vertrag«  abgeicblossenen  Handels  -  Tractate  dieser  Mächte  mit 
Spanien,  HoUand  1713,  womit  principieU  Ubereinttimmen  die  Ver- 
träge zwischen  England  und  Schweden  1720.  Oesterreich  und 
Spanien  1725  Art.  7.  England  und  Bussland  1734.  Frankreich  und 
Holland  1739.  Frankreich  und  Dänemark  1742.  D&nemark  imd 
Spanien  1742.  Dänemark  und  SidUen  1748.  Sidlien  und  Holland 
1753.   Rassland  und  England  1766. 

126.  Erste  bewaffhete  Nentralitilt  9.  Juli  1780  Art.  2.  3.  Dazu  gehörte 
aber  auch  Dänemark,  das  aber  nichtsdestoweniger  am  4.  Juli  1780 
eine  Dedaration  seines  Vertrags  mit  England  von  1670  dahin 
aieh  gelaUen  lieas»  dass  Kupfer  in  Platten,  Schiffsbauhote  (mit  Aus- 
nahme des  FOhmen  Holzes)  und  anderes  Schiffsmaterial,  Segel,, 
Hanf»  Taue,  Tbeer  fttr  Contrebande  gelten  sollten.    Pohls  1.  c. 

121.  Convention  zur  Herstellung  der  bewaffbeten  Neatralit&t  1800. 
128.  Z.  B.  daa  Preuss.  AUg.  Landrechl  II.  8.  S  2094  ff.  zXhH  (doch 
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gemftas  diesen  Principien  die  Zahl  der  Gontrebandartikel: 
indessen  es  sind  in  neueren  Zeiten,  oben  bereits  angefahrte 
Vertrage  abgeschlossen ,  welche  diesen  GrundsStien  nicht 
entsprechen. 

IV.  Selbst  von  den  für  Contrcband  erklärten 
Artikeln  darf  eine  solche  Quantität  am  Bord  jedes 
Schiffes  sich  befinden»  als  zu  dessen  und  der  Equipage  Gebrauche 
erforderlich  ist  »»•). 

V.  Der  neutrale  Staat  verletzt  der  Strenge  nach  seine 
Neutralitat,  wenn  er  überhaupt  die  Ausfuhr  In  Contrebandartikeln 
an  die  kriegführenden  Partei  sich  selbst  erlaubt  oder  seinen 
Unterthanen  oder  dem  Feinde  gestattet  Der  Kriegführende 
kann  darin  stets  einen  Bruch  des  Völkerrechts  erblicken»  mag 
nun  die  andere  Kriegspartei  direct  oder  durch  ihre  Ontertbanen 
Gontrebandartikel  aus  dem  neutralen  Gebiete  holen  **•)  oder 
mag  der  Neutrale  direct  oder  <iurch  seine  Unterthanen  soldie 
der  Gegenpartei  direct  oder  an  deren  Unterthanen  zuführen. 
Indessen  wird  doch  nach  positivem  Volkerrecht  und 
wenigstens  nach  dem  Rechte  der  Tractaten  überall  nur 
von   Zufuhr  gesprochen  und  selbst  der  neutrale  Staat  madit 


nur  in  Beiug  auf  Versicherungen  oder  doch  überhaupt  in  Bemg 
auf  die  Ladung«-  und  Schiffiiinteressenten  untereinander)  sar 
Contrebande  nur  die  Kriegftmunition  und  Waffen,  was  aehr  detail- 
lirt  spezificirt  wird  und  wohin  auch  Zelte  gehören.  Sodann  aber 
heisit  es  g  2036  ausdrOcklichf  ^Masten,  Scbiffhoh»  Taue,  Segel- 
ntnch,  Hanf,  Pech,  Korn  und  andere  Materialien,  die  in 
nKriegabedQrfnisse  verwandelt  werden  kOnnen,  imgtei- 
„chen  Pferde,  gehören  nicht  unter  die  verbotenen  GOter.^  Siehe 
auch  Dan.  Prisenreglement  1810.  Art.  13. 

I2d.  Dies  ist  in  vielen  Vertragen  anerkannt  und  versteht  sich  von  fdbst. 
So  in  der  Convention  1800.  Tractat  swischen  Russland  n.  Prsnk- 
reich  1786  Art.  2!).  England  und  Russland  1797  Art  11.  Rom- 
land  und  Portugal  1798  Art.  23.  Preusaen  und  Nordamerika  1799 
Art.  13.  Preussen  und  D&nemark  1818  Art  21.  Siehe  auch  DiiL 
Prisenregl.  1810  Art  13. 

130.*  N au  8  194  erblickt  in  GesUttung  des  Handels  mit  Ktiegieo&tre- 
bände,  insoweit  sie  bloss  voi^  den  Kriegführenden  abgeholt  werdes. 
keine  Verletzung  der  Neutralitat  und  verlangt  nur  beider  Kriegi- 
parteien  gleiche  Behandlung.  Ebenso  Lampredi  1.  e.  g  8.  PaUi 
aber  scheint  unserer  Aniioht 


S225.   Kriegsoontrebande.   $225.  421 

sich  vielleicht  erst  durch  deren  Gestaitung  überhaupt  uach  posi- 
tiveoi  Völkerrecht  verantwortlich  oder  doch  erst  in  einem  ge- 
wissen höheren  Grade,  so  dass  die  Kriegführenden  darin  eine 
wirkliche  Verletzung  der  Neutralitiit  sehen  dürfen. 

Dagegen  ist  für  den  neutralen  Privatmann  der  blosse 
Verkauf  von  Contrebandartikeln»  gleichviel  an  wen,  also  selbst 
an  eine  der  kri^führenden  Mächte  ^s^)  direct,  auf  neutralem 
Gebiete  nicht  geeignet,  ihn  der  kriegführenden  Gegenpartei  nach 
Völkerrecht  verantwortlich  zu  machen,  ihn  etwa  tn  belangen 
und  Confiscation  der  Güter  zu  verlangen.  Vielmehr  ist  der 
Privatmann  in  dieser  Beziehung  nur  seinem  (neutralen)  Staate 
verantwortlich;  die  kriegführende  Gegenpartei  kann  nur  an 
diesen  sich  halten  und  überhaupt  nur  von  diesem  Genug« 
tbuung  verlangen,  die  niemals  auf  einen  Anspruch  an  die  be- 
treffenden Verkaufsartikel  nach  Völkerrecht  sich  erstrecken  kann. 
0er  Verkauf  an  und  für  sich  kann  zwar  von  einem  neutralen 
Staate  selbst  seinen  Angehörigen  untersagt  werden^'');  allein 
durch  die  Uebersch reitung  dieses  Verbotes  macht  man  sich  nur 
dem  eigenen  Staate  verantwortlich;  der  Kriegführende  hat  selbst 
keine  Befugniss,  solche  Contraventlon  an  dem  Privatmanne  zu 
ahnden.    Heffler  1.  c.  %  161  S.  281. 

Ueberhaupt  genügt  in  Bezug  auf  den  Privatmann  und 
dessen  Eigen th um  kein  blosser  Verkauf  der  Contrebande  an 
die  Feinde,  um  ihn  wegen  Contrebande  straffädlig  zu  machen, 
sondern  es  muss  auch  wenigstens  ein  Versuch  der  Zufüh- 
rung an  den  Feind  hinzukommen  und  eine  Betretung 
auf  der  Zufuhr  stattgefunden  haben.  Daher  heisst  es  in  allen 
Tractaten:  die  Zufuhr  der  Contrebande  zum  Feinde  sei 
verboten;  in  keinem  Tractat  wird  der  Verkauf  solcher  Waaren 


131.  Der  directe  Verkauf  auch  im  neutralen  Gebiete  an  die  krieg- 
führende Macht  als  solche  soll  aber  nach  Pohls  I.  c.  S.  1O06 
Meinung  den  neutralen  Charakter  des  Privatmanns  vernichten. 

132.  Doch  ist  dies  überhaupt  selten  geschehen,  indem  man  dergleichen 
blossen  Verkauf  auf  neutralem  Gebiete  fUr  völlig  erlaubt  hielt. 
Doch  eriiess  Venedig  1779  ein  solches  Verbot,  Neapel  1778,  Genua 
1779^  Papst  1779.  Das  Gegentheil  erklärte  Toskana  im  August 
1778  und  seihst  Venedig  machte  zeitweilig  Remonstrationen  gegen 
Einsprüche  Frankreichs.    Siehe  Nau  L  c.  S  193. 
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auf  neutralem  Gebiete  gehindert.  Höchetens  würde  dardi  ein 
offenliundiges  Gestalten  eines  solchen  Handels  auf  seinem  Ge- 
biete der  neutrale  Staat  als  solcher  in  gewisser  Weise  seme 
Neutralitüit  verletzen.    Siehe  oben. 

Ferner  ist  allgemein  der  Grundsats  recipirt,  dass  die  Schuld 
des  Privatmannes  gegenüber  den  vOlkerreditlichen  Ansprüchen 
des  Kriegführenden  mit  Beendigung  der  Reise  Oberhaupt 
getilgt  sei,  so  dass  also  der  Kriegführende,  wegen  GontrebaDd- 
bandel  in  der  Hinreiseladung»  den  neutralen  Schiffer  non  nicht 
auf  der  Rückreise  bestrafen  darf.  Indessen  hat  die  neuere 
Britische  Praxis  diesen  Grundsatz  in  einzelnen  F&llen***)  aldit 
mehr  gelten  lassen  wollen.  Jacobson  1.  c.  422.  23.  Heffter 
S  161.  S.  281.  -  8.  unten  %  232. 

VI.  **^)  Die  Folge  der  Betretung  mit  Contrebande  ist  nach 
uraltem  Herkommen,  welches  sich  wohl  ganz  oder  zum  Theil 
auf  die  Lehre  der  alten  Civilisten  und  auf  das  Römische  Recht 
gründet,  die  Wegnahme  der  verbotenen  Gegenstftnde 
und  Confiscation  im  Wege  der  Prisenjustiz. 

Die  Transportmittel  und  namentlich  die  Schiffe  wer- 
den regelmässig  nur  dann  als  verfallen  angesehen  und  erklärt, 
wenn  der  Schiffseigenthümer  von  dem  verbotenen  Handel 
Kenntoiss  gehabt  hat^^*).  Doch  hat  die  Praxis  nicht  immer 
diesen  Unterschied  gemacht^'*). 

Auch  ist  in  vielen  Vertriigen  sogar  noch  ausdrücklich  die 
ConGscation  der  Schiffe  ausgeschlossen  <*0»  sowie  dem  SchiSH 


133.  Bei  Golonialreisen,  in  welchen  Contrebandartikel  unter  falaeheii 
Ausdariningen  anf  neutrale  HSfen  direct  nach  feindlichen  Hkfea 
gebracht  wurden.  Fall:  Nancy,  Knutton  bei  Robinion  I.  c  III.  126. 
In  dieser  RQckiicht  aind  die  Verkaufwechnungen  wichtig  und  wer 
mit  anderen  in  fremden  Colonien  zusammen  in  ein  Schiff  abladet, 
hat  sich  wohl  Über  diesen  Punkt  lu  vergewissem,  um  keinen 
Aufenthalt  durch  Aufbringungen  zu  leiden.    Jacobaen  1.  c. 

134.  Vergleiche  wegen  dieser  ganzen  Nummer  Heffter  1.  o.  $  161. 
S.  281.  82. 

135.  So  schon  L.  11.  J  2.  D.  de  publlcanii.  Jacobaen  1.  e.  Seit»  611 
O.  Manning  1.  e.  p.  909,  der  sich  dabei  anf  die  » hohen*  Aoto- 
ritaten  des  Bynkershök  und  W.  Scott  beruft.    Pando  496. 

136.  Wegen  Frankreich  Jacobsen  S.  656.    Ortolan  p.  180. 

137.  S.  ▼.  Steck,  Handelsvertrag  6.  206.  209. 


$225.   Kriegscontrebande.    $225.  423 

fübrer  die  Befugniss  crtheilt,  durch  sofortige  Herausgabe  der 
verbotenen  Waare  sich  von  jeder  Wegführung  und  Störung 
seiner  Fahrt  zu  befreien  <**), 

Eine  sonstige  Bestrafung  der  Gontrebandcführer  ist  wenig- 
stens völkerrechtlich  nicht  hergebracht. 

Der  Vertrag  zwischen  Nordamerika  und  Preussen  1799,  so- 
wie 1828  setzt  übrigens  fest,  dass  auch  bei  eigentlicher  Contre- 
bände  inrnier  nur  als  Strafe  die  blosse  Wegnahme  gegen  Ver- 
gütung eintreten  solle.    Siehe  n.  VII. 

VII."*)  In  Betreff  solcher  Artikel,  welche  nicht  unter  den 
strengen  Begriff  der  (sog.  unstreitigen)  Contrebande  oder  doch 
nicht  zu  den  vertragsmässig  dahin  gezählten  Artikeln  gehören, 
erlaubt  man  sich  zwar  nicht  immer  dieselbe  Strenge,  wie  bei 
der  eigentlichen  Contrebande,  wohl  aber  ein  eigenmächtiges 
Vorkaufsrecht  (le  droit  de  pr^emtidn),  indem  nämlich  die 
dem  Feinde  bestimmten  Waaren  zwar  weggenommen, 
jedoch  dem  Eigenthümer  vergütet  werden***). 

Freilich  Ittsst  sich  dies  nur  aus  Gründen  der  Noth  recht- 
fertigen ^*0-    '^uch  sollte  füglich  die  Vergütigung  das  volle  In- 


13S.  Dies  i«t  namentlich  von  Nordamerika  stipulirt  in  neueren  Ver- 
tragen mit  Columbien  1824  Art.  16,  mit  Centralamerika  1825  Art  18, 
mit  Brasilien  1828  Art.  18,  mit  Mexico  1831 ,  mit  Venezuela  1836. 

139.  VergL  bei.  Heffter  1.  c,  auch  Pohl«  I.  c.  1127  ff.  Oke  Manning 
8.313. 

140.  Schon  in  der  Siteren  Franz.  Praxis  bestand  ein  solcher  Gebrauch, 
ja  er  vertrat  selbst  bei  eigentlicher  Contrebande  zeitweilig  die 
Stelle  der  Gonfiscation.  Franz.  Ordonnance  1584  Art.  69.  Grotius 
de  jnr«  belli  III.  I.  5.  n.  6.  In  der  spateren  Zeit  ist  er  auf  ge- 
wisse» mehr  streitige  Oontrebandsartikel  (namentlich  Lebensmittel) 
in  verschiedener  Ausdehnung,  bald  mtid  bald  streng  beschrankt 
worden.   Jacobsen  636.   Jouffroy  134.   Hefiter  282. 

141.  Die  Ausdehmwg  des  Rechts  unbestimmt.  Siehe  auch  Frans ös. 
Gesetz  9.  Mai  1793  Art.  23,  wo  Lebensmittel  notirt  werden; 
auch  Franz.  Gesetz  27.  Juli  1793.  In  dem  Falle  der  trois  fr^res, 
Holby-Houge  (arr^t^  du  comit^  de  salut  public.  8.  frimaire  an  3, 
siebe  diese  Gesetze  und  Gerichtssprache  bei  le  Bean,  Cede  des 
prises  IIL  337.  359.  485)  wurde  das  Vorkaufsrecht  auf  alle  neu- 
ttvlen  Waaren  ausgedehnt,  welche  der  PranzOs,  Republik  ntttten 
konnten.    Vergl.  Pohls  1.  c. 
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teresse  des  Neutralen  ao  den  weggenommenen  Waaren  mit  an- 
fassen, namentlich  insofern  der  Neutrale  den  eigentlichen  Desti- 
nataren yerantwortlich  sein  sollte  etc.  Allein  die  Praxis  der 
Einzelstaaten  befolgt  dies  nicht  *«*). 

VI  11.  Dagegen  wird,  wenigstens  von  England  und  Amerika, 
jede  directe  Zufuhr  von  Bedürfnissen  einer  feind- 
lichen Land-  oder  Schiffsmacht:  —  etwas,  was  übrigens  • 
sehr  weit  sich  ausdehnen  lässt,  —  nach  einem  feindlichen 
Hafen,  auch  wenn  diese  Artikel  nicht  zu  eigentlicher  Contre- 
bande  zu  rechnen  sind,  nach  den  Grundsätzen  derContre- 
bände  behandelt  und  selbst  mit  Confiscation  des  Schiffes 
bestraft  »♦•). 

Und  eben  so  streng  ist  man  in  der  Regel  in  Behandlung 
der  neutralen  Schiffe,  an  deren  Bord  sich  Spione,  Agenten  oder 
Staats-  und  Kriegs-Depeschen  des  Feindes  befinden. 

IX.  Analog  der  Contrebande  wird  es  angesehen,  doch  ge- 
wöhnlich mit  Confiscation  des  Schiffes  bestraft,  wenn 

1)  feindliche  See-  oder  Landsoldaten  oder  auch  nur  Hilitar- 
beamten  oder  Matrosen  der  feindlichen  Kriegsflotte  am  Bord 
sind,  ja  selbst  wenn  Matrosen  der  Handelsflotte,  ersichtlich 
zur  Kriegshülfe  bestimmt,  transportirt  werden.  So  wurde 
in  England  das  Amerik.  Schiff  Friendship,  Kap.  Callend 
condemnirt  (Jacobsen  667),  ebenso  das  Amerikan.  Schiff 
Oronzebe,  Kap.  Brewster  (Jacobsen  669),  den  27.  Septbr. 
1807  durch  S.  W.  Scott 

2)  Ferner  wenn  feindliche  Depeschen  am  Bord  sind,  selbst 
wenn  sie  von  einer  feindlichen  Behörde  aufgezwungen  sein 
sollten.  Doch  wäre  es  gewiss  hart,  wenn  man  das  Schiff 
condemniren  wollte,  falls  der  Schiffer  nichts  davon  wusste 
oder  Schiff  und  Ladung  verurtheilen  wollte,  wenn  ohne 
des  Schiffers  und  der  Ladungsinteressenten  Wissen  ein  un- 
verdächtiger Passagier  solche  Depeschen  mitgenommen  hatte. 
Auch  in  England  macht  nur  die  trügliche  Verführung  feind- 
licher Depeschen  condemnabel.    Bremer  Schiff  Atalanta, 


142.  Und  W.  Scott  sucht  diese  Praxis  lophiatiscb  zu  rechtfertigen.  Oke 
Manning  317.    He£fler  1.  c. 

143.  cf.  Heffter  S  162.  S.  263!  O.  Manning  p.  289.  Wheatoa  UL  droit 
intern,  IL  165. 
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Kap.  Klein  4.  März  1808  von  Scott  condemnirt  auf  Grund 
eines  Prftjadtcats  der  Lords  im  Fair  des  Schifis  Conslitu- 
tion,  Kap.  Täte  vom  14.  Juli  1802.  Robinson  VI.  458. 
Doch  wurde  im  Fall  der  Amerik.  Schiffe  Susanna  1.  April 
1808  und  Hope  9.  April  1808  wenigstens  die  Ladung  frei- 
gesprochen» weil  deren  Agenten  nicht  Theil  an  Verführung 
der  Depeschen  hatten.  Uebrigens  die  Depeschen  eines 
feindlichen  y,Gesandten''  im  neutralen  Gebiete  und 
von  daher  selbst  an  seine  Regierung  machen  zwar  das  neu- 
trale Schiff  in  England  nach  Scott's  Entscheidung  nicht 
conßscabel,  berechtigen  aber  Kreuzer  zur  Aufbringung,  da- 
mit dieser  spezielle  Charakter  von  den  Gerichten  untersucht 
werde:  wobei  denn  der  Neutrale  die  Kosten  und  den  Auf- 
enthalt als  selbstverschuldet  zu  tragen  hat.  Fall  des  Amerik. 
Schifles  Karolina,  Kap.  Doah  bei  Robinson  VL  470.  Auch 
dem  Kaptor  mussten  hier  seine  Kosten  vergütet  werden; 
ebenso  im  Fall  des  Amerik.  Schiffes  Maddison,  Kap.  Frost 
13.  Mai  1810  (bei  Edwards,  rep.  IL  227);  ebenso  in  dem 
Falle  des  Schifles  Rapid,  Kap.  Flemming,  welches  Depeschen 
eines  feindlichen  (Holl.)  Agenten  an  einen  Tönniger  Kauf- 
mann unter  Couvert  in  dem  neutralen  Newyork  an  Bord 
nahm,  wobei  Scott  sagte:  dass  wenn  die  Reise  in  einem 
neutralen  Hafen  beginne  und  in  einem  neutralen  Hafen 
endigen  soll  oder  wie  in  dem  vorliegenden  Falle,  in  einem 
Hafen,  der,  obgleich  nicht  neutral,  doch  allen  Neutralen  ge- 
öffnet sei, die  gewöhnliche  Strenge  nicht  anzu- 
wenden sei.  Es  erfolgte  Freigabe  gegen  Kostenersatz  an 
den  Kaptor  (Edwards,  rep.  IL  228).  Dabei  wurde  von  Scott 
urgirt,  dass  der  Schiffer  zur  grössten  Behutsamkeit,  in  Be- 
zug auf  die  Annahme  von  Briefen  aus  dem  feindlichen  Lande 
verbunden  sei  und  dass  er  nachträglich  mit  Unwissenheit 
bei  Vorhandensein  von  Depeschen  sich  nicht  entschuldigen 
könne. 

X.  Endlich  können  Kriegführende,  ohne  bestehende  Ver- 
träge, neutrale  Nationen  nicht  hindern,  durch  ihre  Schiffe,  welche 
Convoy  haben,  Kriegsmunition  und  Kriegscontrebandwaaren  aller 
Art  nach  ihren  eigenen  Besitzungen  zu  bringen,  wenn  näm- 
lich die  Kriegsparteien  von  der  Aufrichtigkeit  und  fortdauernden 
Freundschaft  solcher  Neutralen  überzeugt  sind,  Nau  1.  c.  $  196. 


IM       Abschn.  DL  Aeehle  des  Seehandd»  im  Seekriege. 


%  826.    Cabotage  der  Neutralen  an  feindlichen  Ktttten  <««). 

Der  Handel  von  Hafen  zu  Hafen  oder  längs  den  Kosten 
eines  Staates,  also  die  Gabotage  oder  der  Küstenhandel  ist 
bekanntlich  regelmassig  iu  Friedenszeiten  allen  Fremden 
untersagt  ***)•  Wenn  nun  eine  Regierung  während  eines 
Seekrieges  dieses  Verbot  aufhebt  und  ein  Neutraler  sich  in 
diesen  Küstenhandcl  einiftsst,  so  sehen  darin  die  Engländer  eine 
Verletzung  der  Neutralität.  Das  scheint  zu  weit  gegangen.  Da 
sie  aber  jetzt  nicht  mehr  wie  sonst  SchiiT  und  Gut,  sondern  nur 
die  feindliche  Ladung  condemniren  und  dazu  nur  noch  das 
Schiff  der  Fracht  für  verlustig  erklären*^*):  so  liegt  darin,  dass 
dieser  Küstenhandel  nur  dann  naeh  Völkerrecht  verboten  zu 
halten  sei,  wenn  die  Ladung  feindliches  Eigenthum  ist,  wogegen 
der  Küstenhandel  mit  Waaren  der  Neutralen  am  Bord  der  neu- 
tralen Schiffe  zu  gestatten  sei.  In  dieser  Beschränkung  halte  ich 
jenes  Englische  Recht  für  richtig  und  das  ist  denn  auch  die 
Praxis  anderer  Seestaaten,  obwohl  man  bisweilen  noch  veriangt 
hat,  dass  die  Handelsartikel  gerade  aus  dem  Heimathslande 
des  neutralen  Schiffes  herstammen  müssten.  Selbst  in  der,  in 
Vielen  Handelsverträgen  befindlichen  Stipulation:  de  navigner 
librement  de  port  en  port  et  sur  les  cdtes  des  nations  en  guerre 
scheint  nicht  die  Concession  zu  liegen,  dass  der  Küstenhandel 
eben  auch  mit  feindlichen  Gütern  am  Bord  getrieben  werden 
dürfe. 

Allerdings  liegt  darin  fbr  die  Neutralen  ein  gewisser  Vor- 
theil,  der  ihnen  in  Folge  des  Krieges  erwächst  Aber  es  wäre 
hart  und  erscheint  als  eine  grenzenlose  Anmassung  der  Krie^ 
Parteien,  wenn  sie  den  Neutralen  das  Recht  zu  solchen  kleinen 


144.  P5hU  S.  1137.  Hemer  $  162.  S.  283.  84.  JouiTroy  188  ff.  Siebe 
bereite  oben  S  214.  Bd.  II.  S.  346. 

145^  In  Bezug  auf  die  einzelnen  Seestaaten  siebe  die  ipeiieUen  Angaben 
oben  S  19-37.  Bd.  I.  S.  28  ff. 

146.  Rebecca,  Moore  bei  Robinson  II.  101  Note,  Emanuel  Soderstrom 
ibid.  I.  296.  Vergl.  Johanna  Thilen,  Osterlo  ibid.  VI.  72.  Podi 
wnrde  in  dem  Kriege  gegen  Frankreich  das  strenge  Utere  Frineip 
wieder  hefgettellt.    Ordre  in  covncii  7.  Jannar  1807. 
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Vottheilen  abspvechen,  den  Neotralen,  die  ja  durch  den  ihnen 
an  sich  fremden  Krieg,  also  durch  die  Facta  der  Kriegibbrenden, 
io  ao  vieler  Beaehung  Nachtbeiie  erleiden.  Die  GrOade  für  die 
Fmjheil  des  Handels  mit  den  feindlichen  Kolonien  lassen  sich 
auch  hier  für  unsere  Ansicht  geltend  machen.  Siehe  S  287  i.  f. 
Uebrtgens  Tariiren  die  Bestimmungen  der  einxeineR  Vertrftge 
sehr«  Manche  Vertrage  schKessen  diesen  KOstenhandel  auch 
ganz  aus.  Skhe  O.  Manuiog  p.  109.  1608  aber  schon  gestattete 
Eo^nd  den  Niederlandern  den  Handel  von  einem  Hafen  des 
Feindes  nach  dem  anderen  und  gestand  dies  noch  1786  Frank- 
reich, sowie  1801  in  der  Seeconvention  Art  3.  n.  1.  den  drei 
Nordischen  Seemächten  zu.  Ferner  die  Utrechter  Tractatea 
alipuUrten  express .  solchen  Handel  und  ebenso  wollte  ihn  die 
bewaSnete  Neutralitat  selbst  in  der  Convention  1780  Art  3,  so^ 
wie  von  1800  Art.  3.  n.  1.  geschützt  wissen  ««')• 


S  227.    Handel  mit  den  feindlichen  Kolonien  <«•). 

Bekanntlich  ist  der  Handel  mit  den  Kolonien  eines  Staats 
in  der  Regel  den  Fremden  in  Friedenszeiten  verboten  oder  dodi 
ungemehi  erschwert.  S.  %  22-37.  In  Kriegszeiten  wird  nicht  selten 
dieser  Kolonialhandel  den  Neutralen  freigegeben.  Es  frftgt  sich» 
ob  die  gegnerische  Krtegspartei  nun  ein  Recht  habe,  ihn  den 
Neutralen  zu  untersagen.    Insofern  in  solcher  Handelseröflnung 


147.  Ebenso  Tractat  zwischen  Frankreich  und  Holland  1739  Art.  14. 
Frankreich  und  Danemark  1742  Art.  20.  Amerika  mit  Frank- 
reieh  1778  Art.  23,  mit  Holland  1782  Art  10,  mit  Schweden  1783 
Art.  7  (cf.  Tractat  1816  Art.  12),  mit  Prensaen  1785  Art  12,  mit 
Spanien  1795  Art  Id,  mit  Brasilien  1828  Art  14.  Dänemark 
mit  Pveaaun  1818  Art  17,  mit  Rvailatid  1782  Art  17,  Frankreich 
mit  Hamburg  1780  arg.  Art  2.  etc. 

148.  Pohls  1130  ff.  Hemer  1.  c.  S.  284.  85.  Jouffroy  199.  O.  Manning 
195.  Pando  547—556.  —  Die  Spezialliteratur  besteht  in  vielen 
einzehien  Partei«  and  Streitschriften,  die  meist  nur  temporSres 
Interesse  haben;  siehe  dieselben  bei  Pohls  S.  1133  Note  3.  Vergl. 
besonders  Hühner  (de  la  saisie  etc.)  I.  p.  73  sq.  Auch  rapport 
address^  k  l'Empereur  Napoleon  10.  Mars  1812  bei  de  Härtens, 
recneU  snppL  Y.  p.  530.  —  S.  bereits  Bd.  L  i  22-37. 
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eio  UoMier  Voriheil  für  die  Neutralen  iiegl,  steht  es  den 
KriegfUireoden  nicht  ko»  ein  solches  Verbot  m  erlassen.  Wohl 
aber  in  soweit^  als  unter  sokfaen  Handel  ein  Handel  des  feind- 
lichen Landes  selbst  liegt.  Also  insoweit  Eigenthiun  des  Feindes 
und  seiner  Dnterthanen  durch  den  Colonialhandel  auf  neutralen 
Schiflen  befördert  werden  soll,  steht  der  gegnerischen  Kriegs- 
partei  ein  Verbietungsrecht  zu.  Dagegen  wenn  das  Kolonialgnt 
berdU  neutrales  Eigenthum  in  den  neutralen  Schiffen  ist,  so 
ist  ein  solches  Verbot  nicht  gerechtfertigt  Wenn  indirect  In 
Gestettung  dieses  Handels  zugleich  auch  ein  Vortheil  für  die 
feindliche  Macht  als  Beherrscherin  der  Kolonie  liegt,  so  muss 
sich  das  der  kriegerische  Gegner  gefallen  lassen  ^**). 

England  hat  freilich  den  Kolonialhandel,  sofern  er  den 
Neutralen  erst  für  den  Kriegsfall  eröffnet  worden  war,  den  Neu- 
tralen verboten  und  deren  darin  begriffene  Schiffe  aufgebraehL 
So  schon  im  siebenjährigen  Kriege,  doch  noch  nicht  mit  voller 
Strenge,  die  erst  sp&ter  eintrat.  Indessen  bestimmte  die  Engt 
Instruction  vom  8.  Januar  1704  namentlich  zu  Gunsten  Nord- 
amerikas, dass  nur  die  Schiffe  aufgebracht  werden  sollten,  die 
von  den  feindUchen  Kolonien  mit  deren  Producten 
nach  einem  Europäischen  Hafen  gingen;  und  die  Instruc- 
tion vom  25.  Januar  1788  und  29.  Juni  1803  milderte  dies  noch 
dahin,  dass  nur  solche  Schiffe  aufzubringen,  welche  mit  Pro- 
ducten der  Kolonien  (nämlich  damals  Frankreichs,  Spaniens 
und  Hollands)  beladen,  direct  von  diesen  Kolonien  nach 
einem  Europ.  Hafen  gingen,  der  nicht  entweder  zu  England 
oder  zu  dem  Lande  gehörte,  in  welchem  der  Neutrale  zu 
Hause  war,  und  dabei  ist  es  seitdem  geblieben.  Und  zwar 
interpretirt  das  Admiralitatsgericht  das  Princip  so,  dass  der  neu- 
trale Kaufmann  nach  seinem  Wohnorte  die  Producte  der 
feindlichen  Kolonien  auch  in  fremden  neutralen  Schiffen 
beziehen  könne  **<^);  nur  dürfe  das  Geschäft  kein  solches  sein, 
welches  offenbar  in  der  Absicht  gemacht  werde,  um  den  feind- 


149.  HQbner  (de  la  saisie  des  bAtimens  neutres),  «onst  ein  so  giuMCi 
Vertheidiger  der  Neutralen,   ipricbt  ihnen  das  Recht  lu 
Kolonialhandel  ab. 

150.  Rqtalie  und  Betty,  Oebhardt.   Bobinsoa  II.  343. 


$»&  Lioetiieii.  «SM.  4» 

liehen  Handel  gegen  die  BnglJBcbe  Macht  zu  beBobtttien'<*^« 
Ferner  wenn  dann  einmal  und  aufrichtig,  d.  h»  nidit  bloaa 
21»  Sohein  in  das  neutrale  Land  eingefikhrt  tat,  so  steht  nun 
nichls  im  Wege,  solche  Güter  frei  wieder  austufBhreu,  und  zwar 
jetzt  selbst  nach  dem  Lande  des  Feindes,  in  dessen  Kolon^n  sie 
producirt  sind>»>).    Vergl.  Pohls  I.  c.  1136.  S7. 


g  228.    Liceatent»«). 

I.  Die  Stockung  des  Handels  durch  den  Krieg  drückt  haupt- 
sachlich die  eigenen  Unterthanen  der  Kriegsmächte,  sowie  diese 
Kriegsmächte  und  ihre  Finanzquelten.  Demnach  schlössen  schon 
in  alteren  Zeiten  bisweilen  die  Kriegsmächte  besondere 
Verträge  untereinander  dahin  ab,  dass  trotz  dejs  unter 
ihnen  obschwebenden  Krieges,  ihre  beiderseitigen  Unter- 
thanen miteinander  fort  band  ein  dürfen  (z.  B.  Holland  und 
Sdiweden  im  Tractat  26.  Nov.  1675,  sowie  Frankreich  u.  Hol- 
land 1653),  oder  dass  wenigstens  theii weise  die  Schiffahrt  für 
frei  erklärt  wurde,  z.  B.  Fischerei  (Tractat  zwischen  Karl  V« 
und  Franz  I.  1521  den  2.  Oct,  Frankreich  und  Holland  17.  Aug. 
1675),  oder  gewisse  Handels wege  ofTen  blieben  (Conven- 
tion zwischen  Frankreich  und  Holland  25.  Oct.  1675). 

n.  In  neueren  Zeiten  hat  man  sich  noch  anders  geholfen. 
Man  hat  nämlich  entweder  die  eigenen  Unterthanen  oder  auch 
die  Neutralen  oder  wohl  gar  die  feindlichen  Unterthanen  in  ge- 
wisser Weise  von  den  gewissen  gewöhnlichen  Folgen  der  See^ 
handelsstoekung  im  Kriege  dispensirt. 

So  bestimmte  England  durch  eine  Parlamentsacte  27.  Juni 
1805  verschiedene  Häfen  der  Westindischen  Inseln  zu  Freihäfen 
in  dem  Sinne,  dass  durch  das  Medium  dieser  Häfen  der  Handel 
mit  den  Kolonien  der  Feinde  betrieben  werden  durfte.    Das 


151.  Rendftborg,  Styeborg  u.  a.  Schiffe  13.  Aug.  1803.   Siehe  Robinson 

IV.  121  sq.  VI.  p.  IX. 
lÄÄ.  William,  Tntfy.  Robinson  V.  385  sq. 
153.  S.  bes.  Pohls  S.  1139-1142.  Auch  Jacobsen  423  ff.  719-31.   Oka 

Manning  p.  123.   Wheaton,  droit  intern,  lib,  tV,  eh.  h  $  2SL  23. 

(tom.  I.  338-34). 
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9Miii  a»  Geo.  UI.  c.  96  gestettele  die  noMir  Sptttefaer  Wolfc 
auf  oeutraten  S<di]ffen  nach  England  eta 

lU.  Voo  dieaea  Tenehiedenen  Diapensationen  Bind  atit 
den  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Licenzen  am  hinfig- 
sten  und  belieblealen  gewerden,  l^esonders  seit  dem  Continental- 
system,  seit  1807  and  1808^*«). 

1)  Die  Licenz  wird  von  dem  Souvcrain  oder  dessen  dazu  be- 
auftragten Beamten  ertheilt  ***).  • 

2)  Sie  ist  als  ein  Privileg  streng  zu  interpreliren  und  seine 
Bedingungen  genau  zu  erfüllen.  Es  ist  regelmassig  an  die 
Person  gebunden.  Namentlich  sind  alle  einzelnen  Bestim- 
mungen wie  die  Art  des  Handels»  ob  Eiportation,  Importa- 
tion  gestattet  sei,  der  Güter,  des  Transportmittels ,  die  eia* 
zelnen  Hand^sartikel,  sowie  der  etwa  vorgeschriebene  Weg, 
ob  für  Hin-  und  (oder)  Rückreise,  von  welchem  Datum  aot 
ob  Schiff  und.Ladung,  oder  das  eine  oder  das  andere  privi- 
legirt  seien,  die  einzelnen  angegebenen  Handelspunkte,  die 
etwa  bestimmte  Zeit,  ob  mit  Ballast  oder  mit  Ladung,  mög- 
lichst genau  zu  beobachten,  da  jede  Abweichung  hiervon 
unter  Umständen  leicht  die  Vernichtung  des  Privilegs  be- 
wirkt. Denu^  wohl  zu  merken,  es  muss  überall  so  ange- 
gesehen  werden,  dass  der  nächste  Zweck  der  Ueeni 
der  Nutzen  dessen  ist,  der  sie  ertheilt  hat  Dem- 
nach liegt  auch  dem  Inhaber  der  Licenz  der  Beweis  ob, 
dass  er  selbiger  gemäss  gehandelt  habe  ^**).  Nur  der  Fall 
höherer  Gewalt  rechtfertigt  Abweichungen. 

3)  Der  Inhalt  der  Licenz  ist  irgend  eine  Handelsbegfinsti- 
gung,  die  sehr  verschieden  sein  kann.    Siehe  n.  2. 

4)  Wenn  sich  ein  Unterthan  der  einen  feindlichen  Macht  von 
der  Gegenpartei  eine  Licenz  ertbeilen  lässt,  so  bedarf  er  so 

.  deren  Ausübung  der  besonderen  Genehmigung  seines  eige- 
nen Staats,  sonst  ist  sein  ganzes  Verfahren  illegal  und  ein 


154.  Doch  nicht  erst  seitdem.    Siebe  schon  Statut  48.  Geo.  IIL  c.  153 
$  15.  16;  45  Georg  III.  34. 

155.  Das  Französ.  Decret  25.,  Juni  1810  wollte,  dass  jede  Licenz  vob 
Kaiser  unterzeichnet  würde. 

196.  Die  sirengen  Aeuaurnngen  S.  W.  Scotts  siehe  bei  Robinson  II.  116. 
IV.  II.    racobien  S,  427  ff. 


S888.  liMliMit.  S9B8.  m 

Yeirath  gegen  8ein«ii  SouveraiD.  Und  gill  dasselbe  wena 
die  Licenz  auch  nur  die  Fahrt  in  das  Gebiet  des  Aliiirtea 
jenes  Feindes  oder  in  einen  neutralea  Hafen  gestattet. 
Daliei  ist  es  gleichgültig,  ob  die  Licenz  unentgelUidi  ertheilt 
war  oder  nicht.  Denn  immer  ist  nach  n.  2  i.  f.  der  Haupt- 
zweck der  Lioenz  der  Vortheil  des  selbige  Ertheilenden; 
und  der  Kriegsfall  eines  Staats  nimmt  dessen  Untertbanen 
das  Recht  in  solche  Beziehung  zum  Feinde,  ohne  besondere 
Erlaubniss  seines  Souverainsy  zu  treten  **'> 
5)  Nach  n.  2  in  f.  muss  ferner  die  Annahme  einer  sol- 
chen Licenz  aus  den  Händen  einer  Kriegspartei 
fOr  den  Neutralen  eine  Verletzung  der  Neutralität 
herbeiziehen.  Trotzdem  ist  es  aber  sehr  gewöhnlich, 
dass  sich  Neutrale  solche  Licenzen  ertheilen  lassen.  Aber 
der  Feind  darf  sie  nicht  am  Bord  finden,  da  daraus  eine 
Condemnation  erfolgen  kann.  Dess wegen  pflegt  sie  mit 
Yieler  Kunst  verborgen  zu  werden,  so  dass  sie  also  nament- 
lich nicht  in  die  gewMnliche  blecherne  Büchse  der  Schifls- 
papiere  gesteckt  wird.  Uebrigens  nahm  man  zwar  anfkngs 
in  Dänemark  an,  dass  die  Anwesenheit  einer  Englischen 
Licenz  am  Bord  eines  neutralen  ScbifTs  präjudicire,  weil 
eine  Clausel  die  Rückkehr  nach  England  oder 
das  Anlaufen  in  England  zur  Pflicht  machte.  Allefif 
sowie  die  Englischen  Appellationsgerichte  schon  früher 
entschieden  haben,  dass  die  bei  den  Surinamreisen  gegebenen 
Helländischen  Verpllichtungsacten  mit  den  Retouren  nach 
Amsterdam  kommen  zu  wollen,  nicht  als  condusiye  Beweise 
der  wirklichen  Instruction  der  Partei  angesehen  werden 
sollten  (Robinson  1.  c.  VL  68):  so  etablirte  auch  das  Dan. 
Appellationsgericht  in  Hinsicht  der  Englischen  Licenzen 
(im  Fall  der  Speeulation,  Kap.  Claussen)  ein  gleiches  Prlncip. 
laoobsen  424.  Ergibt  sich  übrigens  nachträglich,  dass  das 
mit  der  Licenz  tersehene  Schiff  kein  neutrales,  sondern  ein 
feindliches  oder  auch  nur  eigen  nationales  ist,  so  schützt  die 


157.  Wheaton  U  a.:  Craaeh'i  teportt  voL  III.  p.  18r  thb  #idia,  p.  203 
the  AnroMi;  WbiatMi»  Spotte  II.  143  tira  AiitOAtplV:  KX)  tfaa 
CaWonla, 
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Lieeiiz  nichl  gegen  die  ConfiscalioQ  dordi  deo  die  Lioenz 
ertheilthabenden  Staat  i**). 

6)  Je  Dach  der  Art  der  Abweichung  von  den  BesUmmnDgen 
der  Licenz  wird  entweder  das  Schiff  oder  die  Ladung  oder 
Theüe  der  letzteren  oder  auch  wohl  Schiff  und  Gut  confis- 
cirt  werden  dürfen.  Indessen  scheint  hier  Alles  auf  die 
Unfttande  anzukommen. 

7)  Dass  ein  Schiff  von  beiden  Kriegsparteiea  Licenzen  an- 
nehme, kann  die  Verletzung  der  Neutralität  nicht  gut  machen, 
weil  dann  beide  hintergangen  sind  ■**).  Stehe  auch  den  fol- 
genden §  229. 


S  229.    Vom  Neutralitiren««o).   (s.  $  50.  Note  17.) 

Da  der  feindliche  Handel  von  den  beiderseitigen  Kri^s- 
parteien  verfolgt  wird  und  feindliche  Schiffe  und  Güter  somit 
bei  ihrem  Handel,  wenn  sie  vom  Feinde  ertappt  werden»  stets 
der  Confiscation  ausgesetzt  sind,  so  suchte  man  dieser  Gefihr 
durch  das  sog«  Neutralisiren  zu  entgehen,  dessen  Absicht 
dahin  gebt:  den  feindlichen  Handel  unter  der  Maske 
der  Neutralität  zu  betreiben,  indem  man  durch  falsche 
Papi^e,  durch  Scheinkftufe  und  Meineide,  Oberhaupt  durch 
schändliche  Mittel  entweder  das  feindliche  Schiff  oder  die  feind- 
liche Ladung  für  neutral  ausgibt,  während  der  wahre  Charakter, 
der  wahre  Eigenthümer  feindlich  bleibt.  Falsche  Papiere, 
Documente,  Eide  können  nicht  im  Stande  sein,  solchem  nentra- 


lö8k  RobiiMon  IL  162  Fall  Hoffnung,  Behrens,  wo  W.  Scott  dtf 
Princip  wenigstens  Andeutete.  Dagegen  ist  im  Fall  dei  joagcn 
Ahrend,  Kno wies  bei  Robinson  V.  U.  dM  Eigenthnm  confticirt 
worden,  weil  man  fand,  daas^  das  Schiff  kein  neutrales, 
sondern  ein  Englisches  sei. 
15d.  Viele  Entscheidungen  in  Licenzsachen  stehen  bei  Jacobsen  1.  c 
160.  Vergl.  bes.  Pohls  1.  c.  1184  ff.;  Jacobsen  1.  c  48.  442.  447  ff.; 
auch  Manches  in  War  in  degnise  or  the  frands  of  neutral  flags 
(London  1805)  und  in  Brown,  the  mysteries  of  nentralisa- 
tion;  or  the  britiah  naty  tindieated  froni  de  chaiges  of  hu«tice 
and  oppreuion  towards  neutral  flagt  (London  1806).  Mittel  da- 
gegen gibt  an  Jacobsen  1.  c.  und  in  der  Minenra  Ton  1797. 
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lisirten  Schiff  und  Gut  eiaen  neuen  völkerrechtlichen  Charakter 
zu  begründen  und  es  gegen  feindliche  Behandlung  und  Condemr 
nation  zu  schützen.  Ein  Gericht  darf  solches  Gewebe  von  Pr&- 
Taricationen  und  Fälschungen  zerreissen.  Sir  W.  Scott  im  Fall 
der  Rosalia  und  Betty,  sowie  im  Fall  des  Odin,  Kap.  Hals. 

Es  liegt  im  sogen.  Neutralisiren  ein  Bruch  der  Neutralität, 
sofern  an  diesem  Scheingeschäft  der  neutrale  Staat  direct 
oder  durch  seine  BehOrcfen:  was  fast  immer  nothwendig  ist, 
Aiitheil  nimmt.  Aber  auch  ohnedem  muss  der  Kriegführende 
das  Recht  haben,  solches  Neutralisiren  zu  ahnden  und  zum 
wenigsten  Schiff  und  Gut  zu  confisciren.  Ja  der  neutrale  Staat 
sollte  sich  nicht  nur  jeder  Theilnahme  an  solchem  Neutralisiren 
enthalten,  sondern  auch  die  dabei  Thätigen  bestrafen.  Denn 
dieselben  schänden  seinen  neutralen  Staatscharakter.  Es  ist 
eine  Neutralisirung  ohne  Meineid  kaum  möglich,  und 
selbst  da,  wo  derjenige,  welcher  als  Hauptuntemehmer  oder 
Agent  dieses  Geschäft  betreibt,  nicht  gerade  des  Meineides  be- 
schuldigt werden  kann,  weil  etwa,  wie  dies  vorgekommen  ist, 
die  Beamten  des  neutralen  Staats  ihm  den  Eid  erliessen  und 
demungeachtet  dessen  Ableistung  attestirten,  liegt  das  schwere 
Verbrechen  des  verletzten  Amtseides  vor. 

Nichtsdestoweniger  ist  das  Neutralisiren  zu  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  gegenüber  den  ungeheuren  Bedrückungen  der  Eng- 
länder an  der  Tagesordnung  gewesen  **^).  Indessen  war  eben 
diese  zeitweilige  Praxis  verwerflich  und  haben  namentlich  die 
Engländer  stets  condemnirt. 


161.  Von  der  Groatartigkeit  des  Neutraliurens  und  von  der  Gerechtig- 
keit der  deMfallngen  Englischen  Beschwerden  macht  man  sieh 
einen  Begriff,  wenn  man  hört,  daaa  das  damalige  (bis  1807)  Preuss. 
Ottfriesland,  weichet  eigentlich  etwa  100—150  eigene  Schiffe  hatte, 
nominell  in  den  damaligen  Kriegen  2000—9000  unter  Preussiicher 
Flagge  in  Fahrt  hatte.  Emden  war  ein  Hauptaitz.  Es  geschah 
denn  aber  auch,  dais  die  Prisengerichte  den  Ausfertigungen  sol- 
cher neutralen  Beamten  keinen  Glauben  mehr  schenkten.  —  Ein 
unbedeutender  Schuster  in  der  ostfriesischen  Stadt  Norden 
machte  mit  dem  Neutralisiren  solche  Geschäfte,  dass  150  Schiffe 
auf  seinen  Namen  fuhren. 

▼.  KaUeabortt  Seereehi  H.  28 
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%  290«    Segeln  unter  fremder  Flagge  **^ 

Im  Allgemeinen  h&ngt  der  Rationalcharakter  eines  ScfailTes 
▼on  dem  Nationalcharakter  seines  Eigenthümers  ab  und  letzterer 
Wird  durch  dessen  Üomicil  regelmässig  begründet,  wenn  auch 
meist  noch  andere  Anforderungen  nothwendig  erfüllt  werden 
müssen,  damit  eid  Schiff  als  vollnafional  erscheine.  Siehe  %  221 
und  222,  auch  schon  %  44. 

Wenn  indessen  ein  Schiff  auch  nur  unter  der  Flagge  und 
mit  dem  Passe  eines  fremden  Staats  segelt,  so  muss  man  es 
doch  schon  in  gewisser  Weise  als  den  Nationalcharakter  des 
Ltlndes  an  sich  tragend  betrachten,  unter  dessen  Flagge  dasselbe 
fthrt. .  Jedenfalls  hat  es  sich  des  besonderen  Schutzes  dieses 
Staates  zu  erfreuen  und  nimmt  Antheil  an  dessen  PriTilegien 
in  der  Fremde,  soweit  nicht  durch  besondere  Vertrage  —  was 
allerdings  nicht  selten  der  Fall  ist  ($  44.  Bd.  I.)  —  solche  Rechte 
liür  den  Tollnationalen  Schiffen  zustehen.  Denn  sonst  gOt  ein 
solches  Schiff  als  Theil  der  Marine  des  Staats,  dessen  Flagge  es 
mtgt  und  wird  in  allen  Beziehungen  als  das  Schiff  dieses  Landes 
betrachtet,  falls  nicht  die  Landesgesetze  selbst  in  dieser  Be- 
ziehung Ausnahmen  aufstellen,  was  allerdings  nicht  selten  ist 
CS  44.  Bd.  L).   S.  bereits  S  215.  sub  U.  4. 

Wenn  auch  in  Friedenszeiten  die  Ladung  an  Bord  ge- 
Bleicht  und  registrirt  ist  als  fremdländisches  Eigenthum,  ebenso 
wie  das  Schiff,  in  der  Absicht,  fremden  Zöllen  zu  entgehen,  so 
verändert  doch  die  Fahrt  unter  der  fremdländischen  Flagge  uüd 
unter  dem  fremdländischen  Passe  den  wahren  Charakter  der  La- 
dung nicht  Man  macht  hier  Dämlich  einen  Unlersohied  zwi- 
9chen  dem  Schiff«,  welches  durch  den  ihm  Ton  der  fremden 
RegieruDg  yerliehenen  NatiomifcharriLter  gMohsaiii  an  dis  Land 


Ittt  liTheaton,  droit  intern.  Partie  IV.  eh.  I.  S  22  (tom.  I.  p,  932.  33). 
Jacöbten,  Seerecbt  S.  449.  450.  Dieter  Seerechtslehrer  Jacobaen 
hat  übrigens  noch  ein  ander  Werk:  Handbuch  des  praktbchcm 
Seerechtt  der  Engländer  n.  Franzosen  (Hamburg  1803— &  2  Bde.) 
geschrieben,  das  aber  in  aeinen  aügemeinen  ICaterien  in  dea 
späteren  Werke  von  1815  TSllig  benutat  ist  nnd  Qbrigens 
nur  Engl,  nnd  Frans.  FrisengeiiefataentseheidwigaB  enAält 
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gefesselt  ist,  und  den  Waaren,  deren  Charakter  nicht  ebenso 
▼on  der  Autorität  des  Staats  abhangt.  Sir  W.  Scott  sagte  in 
dieser  Beziehung:  Es  ist  ausgemacht,  dass  mehrere  Nationen 
einen  Unterschied  zwischen  Schiffen  und  Waaren  gemacht  haben 
und  die  Regel  des  Englischen  Admiralitatsgerichts  ist  diese,  dass 
Flagge  undPass  conclusiv  sind  über  die  Nationalität  des 
Schiffes,  einerlei  welches  auch  der  Nationalcharakter  des 
Rheders  von  demselben  sein  mag,  und  umgekehrt  nützt  auch 
der  neutrale  Charakter  des  Rheders  dem  Schiffe  nichts,  wenn 
es  unter  feindlicher  Flagge  und  mit  feindlichem  Passe  segelt. 
Allein  Waaren,  die  auf  keine  so  förmliche  Weise  durch 
I>ocumente  von  Einem  zum  Andern  übergehen,  haben  eine 
losere  Verbindung  mit  dem  Lande  selbst,  und  im  Allgemeinen 
keinen  Charakter,  der  von  demjenigen  der  Person,  welcher  sie 
angehören,  verschieden  ist*«*). 

In  Kriegszeiten  gelten  freilich  oft  strengere  Grundsatze. 
Aber  wenn  die  Transaction  bereits  in  Friedenszeiten  und  ohne 
Erwartung  eines  bestimmten  Krieges  stattgefunden  hatte,  so 
muss  die  Ladung,  wenn  sie  nicht  derselben  Nationalitat  wie 
das  condemnable  feindliche  Schiff  angehört,  nicht  mitcondemnirt 
werden.  Beim  Ausbruche  des  Krieges  1803  kamen  z.  B.  Danische 
(sowie  Schwedische  und  Preussische)  unter  Hollandischer  (und 
Französischer)  Flagge  und  Pass  aus  den  Französ.  Kolonien  in 
Amerika.  Nun  haUe  in  dem  Hollandischen  Schiffe  Vrcede,  Kap. 
Scholtys  ein  Altonaer  Antheil  an  Schiff  und  Ladung.  Sir 
W.  Scott  verurtheilte  nur  den  ersteren,  gab  dagegen  den  zwei- 
ten frei. 

Wenn  nun  aber  beim  Ausbruche  eines  Krieges  ein  Schiff 
unter  Flagge  und  Pass  des  Feindes  segelt,  so  haftet  diese  Natio- 
nalität so  sehr  an  ihm,  dass  es  von  der  anderen  Kriegspartei 
condemnirt  wird,  wenn  auch  bewiesen  wird,  dass  trotz  des 
Passes  und  der  Flagge  das  Schiff  ausschliessliches  EigenUium 
von  Neutralen  sei,  und  noch  vielmehr  wenn  Neutrale  nur  einen 
Antheil  daran  haben.  Gegen  die  Angabe  durch  Pass  und  Flagge 
wird  in  England  überhaupt  kein  Gegenbeweis  zugelassen  ^**). 


163.  Robinson'i  adm.  rep.  vol.  Lp.  1.  the  Vigiiantia  vol.  V.  p.  161  the 
VTOW  Anna  Gatharina.  —   Dodson's  adm.  rep.  I.  131  the  tuccets. 

164.  So  warde  da»  Altonaer  Schiff  Oelbaum,  Kap.  Flindt,  weichet 


436        Abschn.  IX.  Rechte  des  Seebandels  im  Seekriege. 

Wesn  in  Kriegszeiten  die  eine  Partei  unter  neutraler 
Flagge  und  mit  neutralem  Pass  segelt,  so  schützt  dies  allein  sie 
nicht  gegen  Aufbringung  von  Schiff  und  Gut  durch  die  Kreuzer 
der  Gegenpartei  und  gegen  Condemnation  durch  das  Prisenge- 
richt, um  so  weniger,  da  selbst  das  sog.  Neutral isiren  ($  229) 
diesen  Schutz  nicht  verschaffen  kann. 


S  231.    Beiondere  Arten  de«  neutralen  Verkehr«. 

I.  Wenn  Manche  den  allgemeinen  Grundsatz***)  aufgestellt 
haben,  dass,  abgesehen  von  allen  anderen  Beschränkungen,  die 
an  sich  der  Krieg  dem  neutralen  Handel  von  Rechtswegen  auf- 
lege, ihnen  im  Kriege  jede  neue  Art  des  Handels  untersagt  sei, 
welche  sie  im  Frieden  nicht  bereits  betrieben,  so  ist  dieser  Satz 
zwar,  namentlich  in  Englischen  Prisengerichten ,  nicht  selten 
massgebend  gewesen,  indessen  er  gilt  doch  nicht  unbedingt  in 
der  Praxis,  selbst  nicht  in  der  Englischen.  Ausnahmen  wurden 
namentlich  bereits  S  226.  227.  angegeben. 

n.***)  Zu  den  erlaubten  und  von  den  Kriegfährenden  nicht 
zu  verhindernden  Handelsgeschäften  der  Neutralen  gehören: 

1)  Assecurationen  feindlicher  Dnterthanen,  Schiffe  u.  Waaren '*0* 

2)  Desgleichen  jeder  directe  oder  indirecte  Handel  mit  Dnter- 
thanen der  Kriegführenden,  dessen  Gegenstände  keine  Contre- 
bandartikel  sind  und  so  lange  das  Eigenthum  der  Waaren, 
welche  etwa  in  die  Hände  des  Feindes  gerathen,  noch  nicht 
an  die  andere  feindliche  Partei  unwiderruflich  Übergegangen 
ist  oder  resp.  so  lange,  namentlich  bei  Rückladungen,  der 
feindliche  Dnterthan  deßniUv  nicht  mehr  als  Eigenthümer 
angesehen  werden  kann. 


beim  Ausbruche  de«  Krieges  unter  Holl.  Flagge  segelte,  von  dem 
Oberadmiralicatsgericht  in  England  condemnirt,  obwohl  festoUnd, 
dats  es  ausschliessliches  Dänische«  Eigenthum  war.  JaootneB, 
Seerecht  S.  450.  51. 

165.  Schon  Pohls  1.  c.  1096  bekämpft  diesen  Satz,  sowie  Nau,  Völker- 
seerecht  §  197—  199. 

166.  Vergl.  wegen  dieser  Nummer  Heffter  S  163  S.  285  ff. 

167.  J.  J.  Moser,  Versuch  Über  das  Europ.  Völkerrecht  X.  9M, 


S  231.  Besondere  Arten  des  neutralen  Handels.  $  231.    437 

3)  Insbesondere  nicht  bloss  jeder  Eigenliandel  nach  einem 
kriegrührenden  Staate,  bei  welchem  eine  Uebertragung  des 
Eigenthums  erst  eventuell  mit  einem  dort  gesuchten  An- 
käufer vor  sich  geht,  als  auch  ein  Commissi onshandel 
dahin,  wenngleich  der  Commissionär  darauf  schon  einen 
Theil  des  Werthes  avancirt  haben  sollte,  denn  der  Com- 
mittent  bleibt  noch  immer  Eigenthümer  der  Waare***),  und 
man  würde  geradezu  den  in  neuerer  Zeit  gewöhnlichsten 
Handelsverkehr  aufheben,  wollte  man  diese  Art  des  Ver- 
kehrs den  Neutralen  versagen^**).  Die  Praxis  ist  nicht 
selten  streng  in  ihren  Ansichten  wegen  Uebertragung  des 
Eigenthumes.    Siehe  unten  n.  5. 

4)  Bedenklicher  erscheint  der  active  Commissionshandel  aus 
einem  feindlichen  Lande  nach  einem  neutralen,  wo  der 
Absender  selbst  noch  Eigenthümer  verbleibt,  weil  dann  nach 
der  bisherigen  Praxis  der  andere  kriegführende  Staat  die 
Waare  selbst  noch  als  feindliches  Eigenthum  behandeln 
kann;  billiger  Weise  sollte  freilich  die  Condemnation  wenig- 
stens nur  gegen  Erstattung  der  darauf  von  dem  neutralen 
Commissionär  erweislich  gemachten  Vorschüsse  erfolgen 
dürfen. 

5)  Bei  directem  Verkauf  zwischen  Personen  eines  kriegführen- 
den und  eines  neutralen  Landes  wird  es  auf  die  unter 
den  Interessenten  entscheidenden  Privatrechts- 
normen  ankommen,  in  wiefern  die  Waare  bis  zur  Abliefe- 
rung noch  Eigenthum  des  Verkäufers  bleibt,  und  wird  darnach 
für  die  gegnerische  Kriegspartei  die  Eigenschaft  einer  feind- 
lichen oder  neutralen  Waare  zu  bestimmen  sein.  Freilich 
ist  die  Kriegspraxis  hier  meist  sehr  hart  gewesen^'®).  — 
Dabei  fragt  es  sich  namentlich,  ob  die  Prisengerichte  sich 


168.  Mittermaier,  Onmdatze  des  Deutschen  PrivatrechU  (  552. 

109.  Vergl.  die  richtigen  Bemerkungen  Jouffro/s  I.  c.  p.  185.  Heffter 
1.  c.  286  will,  da»  ein  activer  Speditionshandel  aus  neutralem 
Lande  nach  feindlichem  Lande,  so  weit  nicht  die  Grundsätze  des 
Blocaderechta  oder  der  Contrebande  entgegenstehen,  niemals  dem 
neutralen  Absender  sein  Eigenthum  gef&hrden  «sollte. 

170.  Vergeblich  verlangt  Jouffroy  p.  184  auch  hier  gftnzlicbe  Freiheit 
der  neutralen  Waare. 
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gedrungen  f&hlen  werden,  eine  BigenthamsQbertragung, 
welche  nach  kaufmannischer  Usanz  genQgt,  i&r  vollgültig 
zur  Anwendung  der  Condemnation  anzusehen  und  ob  sie 
nicht  vielmehr  alle  Requisite  der  Eigenthumsübertragung 
nach  den  strengen  juristischen  Regeln  verlangen  werden. 
Siehe  bereits  $  111,  S  öO  n.  2.  Band  I.  Seite  111.  Note  15. 
&  309  ff. 
6)  Sogar  Schiffe  muss  ein  Neutraler  in  einem  kriegfiUiren- 
den  Staate  ankaufen  und  frei  abführen  ktonen,  ohne  dass 
der  Feind  darauf  Anspruch  machen  darf,  wenn  nur  der 
Kauf  selbst  bona  fide  geschah  und  kein  blosses  Scheinge- 
scbäft  ist:  welche  Voraussetzung  von  allen  Fallen  dieses 
neutralen  Verkehrs  allgemein  gemacht  werden  muss.  — 
—  Freilich  ist  gerade  in  Bezug  auf  den  Ankauf  von  SchifTen 
die  Englische  und  Französische  Praxis  meist  sehr  streng 
gewesen.  So  verbot,  wenigstens  zeitweilig,  z.  B.  England 
durch  Cabinetsordre  11.  Nov.  1807  den  neutralen  Ankauf 
von  fremden  Schiffen.  Wegen  Frankreich  s.Bd.I.S50.S.112. 
Der  Ankauf  eines  feindlichen  Schiffes  in  einem  blidürteo 
Hafen  wird  immer  als  nichtig  angesehen,  gleichviel  durch 
welche  Fonds  der  Ankauf  gemacht  ist^^^.  Dagegen  wurde 
der  Ankauf  eines  neutralen  Schiffes  von  einem  Neutralen 
in  einem  blokirten  Hafen  von  Sir  W.  Scott  als  gültig  an- 
gesehen*'').   Vergl.  Jacobsen  I.  c.  694.  95. 

S  232.  Dauer  des  Strafrechts  der  Kriegführenden. 

I.  In  der  Regel  sind  alle  völkerrechtlichen  Fehler  und  Ver- 
gehen eines  neatralen  Schiffes  durch  Beendigung  derselben  Reise 
gesühnt,  mag  der  Schiffer  Contrebande  oder  überhaupt  feind- 
liches Gut  transportirt  oder  die  Blokade  durchbrochen  haben 
oder  auf  falsche  Papiere  gesegelt  sein  oder  mag  der  Ankauf  des 
feindlichen  Schiffs  ursprünglich  auf  der  ersten  Reise  noch  nicht 
recbtsbest&ndig   neutrales   Eigenthum   erwirkt   haben  etc.  ^'*) 


171.  W.  Scott  im  Fall  des  Schiffes  General  Hamilton,  Kap.  Flion  bei 
Robinson  VI.  62. 

172.  Im  FaU:  Potadam,  Gerts. 

173.  S.  u.  A.  den  FaU  des  Schiffes  Randers-Rye  bei  RobiasoB  TL  36& 
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Doch  miisi  die  Betoe  ordentlicher  Weise  geendet  mä  nicht  in 
Folge  einer  Hcjverie  abgebrochen  oder  duKoh  Umvelter  6tc.  nur 
zeitweitig  nnterbrochen  sein  oder  gar  erst  in  dem  AbbccNshen 
der  fte49^  im  dar  Veränderung  der  ReiaenMite  das  Fetgebea  des 
Schiffe  Ij^gA»,  denn  sonst  ikvin  daa  Schiff  /noeh  condenniii 
werden  >'^).  Veisl.  Jacobsen  «03  AT.  —  S.  bereite f226.MIL 482. 


174.  fiamilient  Flimi  bei  RobiMon  VI.  62.  Mk  Reeht  ^rartheiMe  aber 
Bctott  Au  Altoncer  Sobif  Ghristiaiisborg«  Kap.  vaa  dar  Weyde 
Cbc^  Robiasoa  VI.  37%  welqfaes  in  Folge  eiaer  Eaglisebiii  UfiMS 
▼.  7.  Janoar  1807  ans  Holland,  namlicfa  von  ^ottei^aip»  tnot^der 
Blokadc^  liach  einem  neatralen  Hafen  anigehgn  dnsfte^  atmlich 
nach  Smyraa,  indessen  wegen  angeblicher  Noth  in  Alicante 
(einem  damals  feindlichen  Orte)  einlief,  dort  seine  Ladung  ver- 
kaufte nnd  mit  Retouren  auf  Kopenhagen  versegelte.  Denn  1)  er- 
gaben Jonmal,  Anaaagen  nnd  Reparaturreehnnngen  nicht  die  Noth- 
wendigkeit  des  Anlaufens  det  feindlichen  Hafeni,  das  Ansegeln  war 
trealos  and  deatwegtn  schon  <yoademnailion  gerechtfertigt.  2)  Von 
Tilgung  des  VcrgeheBs  duash  Vollendung  der  Reise  konnte  nidit 
die  Rede  sein,  da  ja  gwi^e  erst  die  AbbmehuQg  «dar  niaprUngU* 
eben  Reise  und  ausserdem  die  Retouren  aus  dem  feindliehen 
Orte ,  jedes  für  sich ,  ein  völkerrechtliches  Vergehen  enthielten. 
Überhaupt  aber  nur  von  einer  Reise  die  Rede  sein  konnte,  näm- 
lich der  nach  Smyma,  die  nur  durch  erwiesene  Nothwendigkeit 
entschnldbar  hatte  abgebrochen  werden  kOnnen.  Doch  dr&ekte 
sieh  Seott  in  letiteser  Besiehung  so  aus:  der  Theorie  nach  mag 
man  nkbt  «weiter  als  bis  au  der  Anmitleljbaren  Reise  gehen 
dürfen;  aber  wir  mOasen  wissen,  dass  man  in  der  Praxis  weiter 
gegaagen  ist,  nlmlich  su  der  unmiStelhar  fo^gei^den  Reihe,  welche 
4is  .Qcli^nbeit  an  die  Ha«d  i^ab,  das  QqsejU  au  aiawingen. 

In  Bezug  auf  Billokad^bruch  spedell  siehe  Jlobinson,  adm« 
rep.  II.  128  the  Welvaart  van  PUlaw;  VT.  387  the  Lisette,  sowie 
Wheaton,  droit  intern.  II.  184.  85  (partie  IV.  3  $28  inf,]^  schon 
Bynkershoek  (Quaest.  jur.  pub.  IIb.  I.  cap.  2)^  auf  den  man  sich 
im  J^all  .des  Qxhitkß  Wabsaxt  .vanj^av  auadrOcUich  berief,  sagt: 
wenn  ein  Engländer  aus  Flandern  nach  Dänemark  bestimmt^  von 
einem  HoUlnder  in  einen  Englischen  Hafen  gejagt  w&re  und  nun 
von  dort  aus  seine  Reise  welter  fortsetzte,  so  scheint  es  mir,  als 
ob  er,  bevor  er  seinen  Bestimmungshafen  erreicht  hat,  auf  der 
ganzen  Reise  noch  wegen  des  ursprünglichen  Verbiechens  ertappt 
«erden  dUrfe.  Auch  sei  es  einerlei,  wohin  sich  das  Schiff  geflOchtet 
habe,  ob  in  sMuen  n€iiti;|dP9  Jfßtta  oder  in  irgend  einen  anderen» 
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II.  Billiger  Weise  sollte  mit  dem  Eintritte  des  Friedens 
jede  weitere  Aufbringung  und  Bestrafung  der  Neutralen  wie  auch 
der  bisherigen  Feinde  sofort  gänzlich  sistirt  werden,  so  dass  na- 
mentlich auch  alle  schwebende  Processe  niederzuschlagen  und 
die  noch  nicht  verurtheilten  Prisen  sftmmtlich  freizusinrecben 
wftren;  denn  der  aufbringende  und  verurtheilende  Staat  leitet 
sein  Strafrecht  nur  aus  seinem  Kriegscharakter,  nicht  aus  seiner 
Souverainetät  her.  Dieser  Kriegscharakter  ist  etwas  Vorüber- 
gehendes und  kann  dem  Staate  nur  so  lange  dersdbe  Krieg 
fohrte,  Ausnahmsrechte  verschafTen.  Dies  Strafrecht  über  Fremde 
ausserhalb  seines  Gebietes  ist  das  singularste  Privilegium,  was 
nach  Völkerrecht  ein  Staat  haben  kann  und  demnach  auf  das 
strengste  zu  interpretiren ,  sowie  auf  die  engsten  Grenzen,  na- 
mentlich auch  der  Zeit  nach  zu  beschränken,  so  dass,  da  im  Au- 
genblicke des  Friedensschlusses  der  Kriegscharakter  aufhört,  der 
bisherige  kriegführende  Staat  auch  alle  Befugniss  zur  Fortsetzung 
seines  Strafamts  verliert.  Die  Praxis  ist  bisher  meist  anderer 
Meinung  gewesen.  Ueber  die  Behandlung  der  noch  nicht  coa- 
ddmnirten  feindlichen  Prisen^  pflegt  im  Friedensschlüsse  eine 
besondere,  milde  Bestimmung  enthalten  zu  sein. 


i  233.  Embargo  1 7»). 

I.  Embargo  *'*)  ist  die  technische  Benennung  für  das 
Anhalten  von  Schiffen  und  deren  (so  wie  anderer)  Güter  im 
Hafen  oder  sonst  im  Lande.  Das  Embargo  erfolgt  durch  Ver- 
fügung des  Souverains  des  Hafens,  und  kann  dreierlei  Art  sein, 
indem  es  1)  als  eine  Massregel  gegen  einen  Feind,  gegen  dessen 
Schiffe  und  Cnterthanen  (siehe  n.  II.)}  2)  oder  als  eine  blosse 


■0  lange  dies  eben  nicht  der  Hafen  war,  woselbst  teine  Reite  es* 
digen  sollte.    Es  ist  immer  noch  dieselbe  Reise. 

175.  Schriften  bei  v.  Kampts,  Literatur  des  VölkerrechU  (276.  Siehe 
aber  bes.  de  R^al,  science  du  gouvemement,  V.  630.  Jonffroy 
1.  c.  S  31.  Nau  1.  c  S  258  ff.  Pohls  1.  c.  1164  ff.  Jacobsen 
1.  c.  529  ff.  sowie  die  neueste  Specialschrift:  Karseboom,  dena- 
vium  detentione,  quae  vulgo  didtur  Embargo  (Amsterdam  1840). 

176.  Embargo  von  dem  Span,  embargarss  anhalten. 
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Ifassregel  der  Vorsicht  (siehe  n.  III.),  oder  3)  als  ein  Gewalt- 
streich gegen  neutrale  und  inländische  Schiffe  zur  Verstärkung 
der  eigenen  Kriegsmarine  erscheint  (siehe  n.  IV.). 

II.  Im  engeren  Sinne  und  vorzugsweise  ist  das  Embargo 
der  Vorläufer  des  Krieges,  ein  Anfang  feindlicher  Behandlung, 
wobei  es  unter  Umständen  zweifelhaft  sein  kann,  ob  es  als 
blosse  Repressalie  oder  bereits  als  wirklicher  Anfang  des 
Krieges  auftrete.  Löset  sich  nämlich,  sagt  Sir  W.  Scott  (bei 
Robinson  V.  246),  der  unter  den  Staaten  obschwebende  Streit 
noch  vor  förmlichen  Ausbruch  des  Kriegs  durch  einen  Vertrag, 
so  wird  die  Anhaltung  ein  blosses  Civilembargo,  denn  dann 
bleibt  es  eine  blosse  vorläufige  Beschlagnahme;  es  erfolgt  keine 
fernere  Disposition  über  die  Schiffe,  und  mit  Lösung  des  Streites 
wird  alles  restituirt.  Dagegen  wenn  das  Embargo  entweder  von 
Anfang  an  den  Charakter  des  Kriegsbeginnes  hat  oder  doch 
nachträglich  annimmt,  so  kann  man  nicht  bei  der  vorläufigen 
Beschlagnahme  stehen  bleiben.  Das  Embargo  nimmt  wirklich 
einen  feindlichen  Charakter  an  und  es  erfolgt  in  der  Regel  Con- 
fiscation.  Zu  beiden  Arten  der  Ausübung  des  Embargo  hat  nach 
Völkerrecht  jeder  Staat  die  Befugniss.  Dabei  kann  man  abstract 
von  dem  Staate  nicht  verlangen,  dass  er  zuvor  das  Embargo  an- 
kündige, dass  er  warne  etc.  Es  kommt  alles  auf  die  Umstände 
an  und  in  vielen  Fällen  würde  in  der  Regel  gerade  eine  solche 
Verwarnung  die  ganze  Massregel  des  Embargo  vereiteln.  Freilich 
haben  sich  viele  Staaten  gegenseitig  durch  Verträge  zugesichert, 
dass  ihre  Unterthanen  beim  Ausbruche  eines  Krieges  noch  in- 
nerhalb d,  oder  9,  oder  11,  oder  12  oder  gar  24  Monate  noch 
frei  abziehen  können.  Indessen  wird  sich  unter  Umständen  hieran 
kein  Staat  kehren ,  wie  es  denn  die  Erfahrung  immer  gezeigt 
hat  *"). 

Indessen  steht  doch  fest,  dass  in  allen  christlichen  Staaten 
diejenigen  Fremden,  welche  in  unserm  Staate  bereits  Untertha- 


177.  Nau  1.  e.  $  258  sowie  Pohls  S.  1165  giebt  diese  zahlreiehen  Ver- 
t^e  an.  Der  Tractat  zwischen  Danemark  und  Preoven  1818.  art. 
28  stipiilirt  1  Jahr,  der  zwischen  Holland  und  Mexico  1827  art.  12, 
6  Monat  und  retp.  1  Jahr.  —  Solche  Tractaten  legen  unmög- 
liche Bedingungen  auf. 
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neimchte  erwx>rben  k^bon,  m  Bazng  auf  ihr  BigeallMiiB  doidi- 
aus  fiieber  eiiid. 

Nicht  selten  besieht  auch  beim  Ausbracbe  des  wifkUcheo 
Krieges  ^aß  Embargo  nur  in  vorULufiger  Beschlagnahme,  b»  der 
Staat  Yon  fiebandlung  seiner  in  den  feindlidien  mCea  Jbefind- 
licben  Schiffe  und  Güter  Nachricht  erhält  «'•).  Nach  der  Art 
dieser  Nachricht  hebt  er  dann  entweder  ganz  das  Embargo  auf, 
oder  er  steigert  es  zur  wirklichen  Gonfiscation. 

III.  Piß  zweite  Art  des  Embargo,  welche  darin  bestdit,  dass 
eine  Regierung  ihrer  Untertiianen  Schiffe  im  Hafen  zorfickhllt, 
um  sie  picht  der  Gefahr  des  Krieiges  und  den  Chikanen  der 
Kaptorea  auszusetzen,  yieileicbt  so  lange,  bis  sie  unter  Cooroy 
aussegeln  k^innen,  ist  seltener. 

lY.  Die  letzte  Ajrt  des  Embargo  besteht  darin,  dass  ein 
Staat  alle  brauchbaren  Schiffe  der  Cntertbanen,  der  Fremden, 
der  Neutralen  und  Bundesgenossen  in  seinen  H&fen  anhilt,  um 
sie  zu  einem  bestimmten  Zwecke  in  Kriegszeiten  zu  verwenden. 
Dies  RecbA  des  Embargo  stebjt  *'*)  njaob  positivem  Völkerrecht 
jedem  Staate  ^u  und  ist  nicht  selten  ausgeübt  worden  ^*<0*  I^^ 
Zweck  kann  verschieden  sejLn»  entweder  um  Transportscbifle  zu 
erhalten  oddr  im  die  Schiffe  kriegamdssig  einzurichten  oder  um 
Munition,  Mannschaften,  Vorrathe  etc.  zu  gewinnen.  Dabei  ist 
wohl  unstreütig  die  vollste  Ent Schädigung  wegen  des  ge- 
sammlen  Jlnteresses  dem  Neutrale^  iß  allen  Fällon  zu  gewähren, 
wie  dies  1718  und  1732  die  Spanier  im  vollsten  iKrade  thaten, 
dagegen  nicht  Ffiankceicbi»  J^ifi  <es  /remde  und  itigene  ^chiflb  zum 


178.  So  «1^  ach^  die  fiqgliifi^e  MiHEQa^Chsrtii  axt  AI:  Ompt»  mer- 
catoret  —  ai  sint  de  terra  contra  not  gwerrina,  et  ai  talei  iiweniaii" 
tur  in  terra  nostra  in  prindpio  gwerrae,  attachiantnr  aiBe  damBO 
corpomm  et  rerum,  donec  sdatur  a  nobit  vel  Capitali 
quomodo  mercatores  terrae  nottrae  traetentar^quitane 
in  terra  contra  nos  gwerrina,  et  li  nostri  salvi  liat,  alii  aalvi  wal  ia 
terra  noatra.  Vide  Jacobaen  S.  d31.  32. 

179.  R^,  «fliattce  du  giMW.  JV.  chap.  £  lotzter  Abacbnitt 

180.  £a  ist  «ehr  alt.  Daa  angariace  aavem  dea  Rdm.  Rtthta  0«.4  D. 
de  veteaama  49. 18)  bedeutet  aehon  AebnUches;  anfmiarfi  im  4r~ 
9^ca  sc  Zwang.  Das  Lnngob.  Lehnrecbi  (IL  iead.  t6)  lablt 
gleichfalja  zu  den  Regalien:  angariae, 
et  naviam  praeatationea. 
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Transport  von  Truppen  für  den  Ritter  von  Si.  Georg  nach  Eng- 
land 1708  verwandte  ^^O* 

Viele  Staaten  haben  ihre  Unterthanen  durch  besondere  Ve  r- 
träkge  gegen  dieses  Embargo  zu  schützen  oder  ihnen  doch  eine 
Entschädigung  zu  verschaffen  gesucht.  Diese  Verträge  siehe  bei 
Nau  1.  c  S  260  und  mit  detaillirten  Angaben  ihres  Inhaltes  bei 
Pi^hls  1.  c  1160.  70. 

Dahin  gehört  denn  auch  das  Matrosenpressen,  was  sich 
die  Kri^führenden  in  ihren  eigenen  sowie  in  feindlichen  Häfen 
und  auf  offener  See  gegen  neutrale,  einheimische  und  feindliche 
Schiffe  erlauben,  um  ihre  Kriegsmarine  zu  ergänzen.  Es  recht- 
fertigt sich  dergleichen  selbstredend  nur  im  Falle  der  äussersten 
Noth.  Indessen  herrscht  notorisch  das  Matrosenpressen  in  der 
Praxis  und  selbst  die  vielen  Verträge  haben  bis  jetzt  wenig  da- 
gegen geschützt. 


I  234.    Beschrftnkongen  des  neutralen  Seefrachtrerkebn  i**}, 

L   An  sich  und  abgesehen  von  den  bisherigen  Beschrän- 
kungen ist  zwar  im  Ganzen  der  Frachtverkehr  der  Neutralen 


181.  Als  dte  Gesandten  von  Schweden,  Dänemark  und  Holland  nach 
aufgehobenen  BeschlHg  Entschädigungen  verlangten,  antwortete 
Louis  XIV.:  er  habe  sich  nur  des  Rechts  bedient,  welches  alle  Sou- 
▼eraine  in  denen  von  ihnen  abhängigen  Häfen  hätten  und  er  wäre 
nicht  schuldig,  wegen  der  Zeit,  so  lange  sich  die  Schiffe  hätten 
aufhalten  müssen,  eine  Entschädigung  zu  geben,  da  man  ihnen 
ausserdem  in  den  Staaten  des  Königreichs  nichts  Nachtheiliges  zu- 
gefügt hätte.  Nau  1.  c.  $  260. 

182.  Hef fter  $  164—166  S.  286  ff.  Pohls  S.  1112-28.  O.  Manning 
203—280.  Wheaton,  droit  intern,  partie  IV.  chap.  3  $  19—23 
(II.  p.  100-138).  Pando  472  —  84.  Ortolan  II.  74.  Nau 
$  175  ff.  u.  S  187  ff.  sowie  die  betreffenden  Abschnitte  der  bereits 
S  220  Note  angegebenen  Schriften;  besonders  auch:  Le  trait^ 
d'Utrecht  redam^  par  la  France  ou  coup  d'oeil  sar  le  systime 
maritime  de  Napoleon  Bonaparte.  (Leips:  1814)  pag.  26  sq.  Siehe 
auch  Wheaton,  histoire  du  droit  des  gens  (2.  ed.  Leips.  1846) 
an  m.  O.,  bes.  periode  2.  $  10,  12;  periode  3.  %  13,  14,  15,  18; 
penod.  4—10,  (tom.  II.  31—106)  sowie  M.  Furneaux,  abridged 
history  on  the  principal  treatises  of  peace  with  reference  to 
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nach  neutralen  wie  feindlichen  Gebieten  frei.  Indessen  wird  doch 
diese  Freiheit  noch  durch  zwei  Schranken  eingeengt,  Ober  deren 
Mass  man  allerdings  bis  zur  Gegenwart  in  Theorie  wie  nun  be- 
sonders in  Praiis  nicht  einig  geworden  ist  Es  entstehen  hier 
die  beiden  völkerseerechtlichen  Cardinalfragen:  I)  Ober  die 
Behandlung  von  feindlichen  Gütern  auf  neutralen 
Schiffen  und  2)  über  die  Behandlung  neutraler»  an 
sich  unverbotener  Güter  auf  feindlichen  Schiffen 
durch  die  Kriegsmächte. 

Es  haben  sich  hierüber  seit  dem  Mittelalter  neben  einan- 
der stehende  und  sich  vielfach  widerstrebende  Sy- 
steme gebildet,  ohne  dass  man  jetzt  schon  sagen 
könnte,  dass  Eines  derselben  schon  zur  Ausschlies- 
sung der  andern  in  der  Praxis  gelangt  wäre  oder  sich 
nur  in  der  Theorie  zur  ausschliesslichen  Herrschaft 
erhoben  hatte.  Vielmehr  stehen  die  verschiedenen  Systeme 
noch  neben  einander  und  durchkreuzen  und  bekämpfen  sich  ge- 
genseitig, indem  jedes  in  Theorie  und  Praxis  seine  mlchtigea 
Vertreter  und  Vertheidiger  findet ,  ja  indem  in  der  Praxis  die 
Staaten  zu  verschiedenen  Zeiten  nicht  bloss,  sondern  nicht  selten 
gleichzeitig  das  eine  wie  das  andere  Princip,  je  nach  den  Um- 
standen als  für  ihr  Benehmen  leitend  erkllirt  und  geübt  haben. 
Siehe  n.  11— V. 

II.  Das  eine  System  besteht  in  der  Maxime:  feindliches 
Gut,  wo  es  sich  findet,  auch  auf  neutralen  Schiffen,  wird  con- 
fiscirt;  dagegen  ist  neutrales  EigenUium  auch  in  feindlichen 
Schiffen  gesichert,  abgesehen  von  Contrebande.  Dem  entspricht 
die  Parömie:  «,Frei  Schiff,  unfrei  Gut''  auf  der  einen  und: 
„Unfrei  Schiff,  frei  Gut'*  auf  der  andern  Seite.  * 

Der  Satz,  welcher  allerdings  auf  dem  Grundsatze  der  Ge- 
rechtigkeit: suum  cuique,  ruht,  ist  zuerst  im  Consolato  de 


the  queition  of  the  neutral  flag  proteeting  ths  propcrty 
of  the  enemy  (London  1837).  Fr.  X.  v.  Moihamm,  Ober  dk 
neuesten  Aniicbten,  nach  welchen  die  auf  neutralen  SdufTen  ge- 
ladenen Gttter  behandelt  werden  (Landthut  1808).  Ferd.  Conte 
T  uceheti-Palli  principi  di  dirittu  publ.  marittimo  (Neapel  1911). 
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Mare  c  276  ***)  und  galt  überhaupt  im  Mittelalter  und  zwar 
bis  zum  17.  Jahrhundert  fast  unumschränkt.  Besonders  haben 
die  grossen  Italienischen  Freistaaten  diesen  Satz  zur  Anerken- 
nung gebracht  Bereits  1221  wird  er  anerkannt  im  Vertrage  zwi- 
schen Pisa  und  Arles  sowie  1351  in  den  Tractaten  K.Eduards UI. 
von  England  mit  den  Seestädten  Biscaya's  und  Kastiliens,  fer- 
ner in  dem  Vertrage  K.  Heinrichs  IV.  von  England  mit  Jo- 
hann Herzog  von  Burgund  von  1406,  sowie  in  dem  Vertrage 
Englands  mit  Genua  von  1460,  und  der  betreffende  Artikel 
dieses  letzteren  Vertrages  wurde  vielfach  in  spätere  Verträge 
aufgenommen;  Tractat  zwischen  Eduard  IV.  v.  England  und 
dem  Herzog  v.  Bretagne  s.  1476,  zwischen  Heinrich  VII.  von 
England  und  demselben  1486,  zwischen  Heinrich  VII.  von 
England  und  Philipp  v.  Oesterreich  1405,  zwischen  England 
und  Dänemark  1609.  Ferner  in  den  Schreiben  Ludwigs  XI.  v. 
Frankreich  an  den  König  von  Sicilien  (bei  Leibnitz,  Codex  jur« 
gent.  prod.  n.  XVIII)  wird  dieser  Satz  als  ein  usus  in  hoc  oc- 
cidentali  mari  indelibiliter  observatus  erklärt,  und  Grotius  (de 
jur  bell.)  führt  bereits  vom  Jahre  1438  eine  Niederländische 
Entscheidung  für  die  Freiheit  der  neutralen  Waaren  auf  feind- 
lichen Schiffen  an.  Endlich  haben  sich  die  hedeutensten  Publi- 
cisten  bis  in  das  18.  Jahrhundert  hinein  dafür  erklärt,  wie 
Gentilis,  Hisp.  advoc.  1.27,  Grotius,  Loccenius,  Vattel, 
Heineccius,  Bynkershoek,  Jacobson  (Seerecht  546.  47), 
Robinson,  ja  selbst  Wheaton  eta  für  dessen  Anerkennung 
entschieden. 

Desshalb  betrachten  denn  jetzt  Grossbritanien  und  ein- 
zelne andere  Staaten  diesen  Satz  als  die  eigentliche  Regel  des 
Völkerrechts  "*),  wovon  nur  durch  Vertrag  eine  Abweichung 


183.  Alii  273  oder  261  und  in  der  Pardeitutchen  Aiugsbe  eap.  231.  cf. 
Pardessni  coUectioii  des  loii  marit  tom.  II.  p.  303;  Engel- 
brecht, corp.  jur.  nant.  S.  337. 

184.  Wegen  dieser  Behauptung  berufen  sich  die  Englander  hauptsäch- 
lich auf  die  Anerkennung  dieses  Satzes  im  Consulat  1.  c.  Aber 
das  Consulat  ist  ja  kein  Normgebendes  Gesetz  für  das  internatio- 
nale Verhalten  der  Staaten,  und  wenn  die  Staaten  in  ihrer  frQheren 
Vereinzelung  die  Grundsätze  des  Consulats  anwandten,  so  geschah 
dies  nicht  in  der  Ueberzeugung  von  einer  rechtlichen  Verpflich- 
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begründel  oder  wie  die  Englinder  sagen:  wogegen  nur  dnreh 
Vertrag  priTilegiri  wird.  Namentlich  hat  aoeh  Spanien  die 
GrondsItKe  des  Consulats  von  jeher  wenigstens  als  Regel  be- 
folgt tind  besonders  m  seinem  neuesten  Kaperreglement  1780 
festgehalten ,  wenn  es  auch  durch  die  in  diesem  §  genannten 
VeKrttge  mit  andern  Staaten  nicht  selten  sein  System  modifi- 
cirt  hat. 

III.  Nur  zeitweilig  hat  dann  ein  ganz  anderes  System  ge- 
herrscht, was  aber  eigentlich  nur  von  Frankreich  und  znm 
Theil  Spanien  adoptirt  wurde.  Darnach  hiess  es  in  Frankreich 
seit  circa  1400:  Feindliches  Schiff  wird  mit  allen  da- 
rauf befindlichen  selbst  neutralen  Gütern  confis- 
cirt,  --  eine  Maxime,  welche  man  nach  dem  Vorgänge  Ton 
Demornac  auf  eine  vermeintliche  Analogie  des  ROm.  Rechts 
stützte  — ,  und  sogar  ferner:  Neutrales  Schiff  verfallt, 
wenn  es  feindliche  Güter  geladen  hat  ***).  Erst  in  dem 
Dtrechter  Tractate  liess  Frankreich  diese  Strenge  fahren,  doch 
nur  zum  Schein,  denn  der  Vertrag  mit  den  Hansestädten  1716, 
so  wie  1760  föhrte  das  alte  strenge  System  zum  Theil  zurück, 
von  welchem  die  Hansestädte  erst  im  Vertrage  1789  sich  be- 
freien konnten.  Doch  wurde  bereits  21.  Oct.  1744  zu  Gunsten 
der  Dttnen,  Niederiftnder  und  Schweden  in  einem  Ge- 
setze, die  Freiheit  der  neutralen  Schiffahrt  ausgespro- 
chen und  der  Tractat  mit  Nordamerika  vom  23.  Juli  1778  und 
zum  Theil  das  Prisenreglement  v.  26.  Juli  1778  art  1.  bewilligte 
den  Neutralen,  frei  Schiff,  frei  Gut,  also  unbeschränkte  Freiheit 
des  Handels  mit  Ausnahme  der  Contrebtnde  *"*),  doch  wurde 


tung,  londern  nach  politischer  Wahl,  wovon  kein  Staat  wieder  ab- 
zugehen gehindert  iit.  Heffter  1.  c. 

185.  Ordon.  7.  Dec  1400.  Art  3,  Reglern.  1543.  Art.  42.  Bdit  du  moii 
de  mait  1584.  art.  69.  Dedaration  du  moii  de  fevr.  1650.  art  6. 
Ordon.  de  la  marine  1681.  art.  7.  tit  det  priies.  Arr^  du  con- 
■eil  V.  26.  Oct,  1692,  durch  weichet  das  Schiff  St  Jean  Bap- 
tiste  desshalb  remrtheilt  wurde,  sowie  v.  23.  Joli  1704. 

186.  Doch  ist  daa  Reglement  nicht  bestimmt  und  detaiUirt  genug  in 
Bezug  auf  unsere  Frage,  wurde  aber  so  interpretirt.  Auch  wider- 
sprach daa  Franx,  Regl.  vielfach  den  Bestimmungen  des  Vertrag«« 
mit  Din«nark.  Siehe  Henninga,  Sammlung  von  Staatsschriftea 
Tbl.  II.  S.  119. 
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wioU  dadondi  der  alle  Grandsate:  Unfrei  Sdiiff,  unfrei  Gut  nicht 
aalgehoben.  Indessen  wurde  9.  Mai  1793,  weil  England  die 
neutrale  Flagge  nicht  respeetirte,  das  Reglement  wieder  aufge- 
hoben,  doch  nicht  das  alte  strenge  Recht,  sondern  das  Princip 
des  Consulats  (siehe  n.  II.)  eingeführt  und  demnach  nur  die 
feindliche  Ladung  confisclrt,  das  Schiff  aber  freigegeben  und 
dem  Schiffer  die  Fracht  bezahlt,  sowie  eine  Entschädigung  fOr 
den  Aufenthalt  bewilligt.  —  Entsetzlich  hart  war  das  Dccret  y.  29. 
Rivosa  1798.  —  Sodann  trat  noch  mancher  Wechsel  ein ,  bis  zuletzt 
1812  Napoleon  den  Grundsatz:  frei  Schiff,  frei  Gut,  als 
einen  immer  (!)  von  Frankreich  befolgten  prociamirte  <*')• 

Es  ist  nach  dem  bisherigen  bei  dem  fortwahrenden  Schwan- 
ken der  Franzosen  nach  Massgabe  ihres  momentanen  In- 
teresses***), kaum  möglich,  anzugeben,  wasihr  System  sei  <**). 

IV.  Seit  dem  17.  Jahrhundert  hat  sich  mehr  und  mehr  ein 
anderes  System  geltend  gemacht,  das  vorzQglich  in  neueren 
Zeiten  unter  den  mittleren  und  namentlich  nördlichen  Seemach- 
ten zu  einer  gewissen  Herrschaft  gelangt  ist,  ohne  dass  man 
aber  auch  dies  als  die  allgemein  gültige  Satzung  des  Völker- 


187.  Memoire  tiir  let  principet  et  lei  loix  de  la  nentralit^  k  Paris  1812 
im  Momteur  Tom  8.  Msi  1812. 

188.  Freilich  lieven  sich  hier  Oberhaupt  sehr  häufig  die  Staaten  elaag 
durch  ihr  einleitiget  Interene  bestimmen,  Jenkinson,  dieeoars 
lur  la  eonduite  du  gouv.  1757. 

18ft  Doch  haben  ue  in  folgenden  Traetaten  den  Grundaatz,  daai  die 
Flagge  dai  Gut  decke,  anerkannt:  mit  Spanien  1059,  im 
Utrechter  Traetat,  im  Aachener,  im  Pariser  Frieden  1703;  mit 
England  1007.  sowie  zu  Utrecht  1713,  Aachen  1748,  Paris  1703, 
sowie  auch  1780;  mit  Holland  zu  Nimwegen  MHB,  zu  Ryawik 
1097,  Aaehen  1748;  mit  D&nemark  im  Traetat  1742  Art.  28;  mit 
Nordamerika  im  Traetat  1778;  mit  Rusifand  1787;  mit 
Bambnrg  1789.  Aber  selbst  nach  dem  Traetat  Frankreichs  mit 
Tczas  1839  26.Sept  Art.  IV.  gilt  zwar  der  Satz:  Frei  Schiff, 
frei  Gnt,  abir  anefa  eben  so  sehr:  Unfrei  Sohiff,  unfrei 
Out,  nnd  nur  dann  findet  eine  Ausnahme  statte  wenn  die  Ladung 
von  MUtrskn  OBtem  in  feindlicfae  Schiflb:  avant  la  d^daration 
de  goem  oa  avant  qu'on  eOt  connaissance  de  cette  d^daration 
d ans  1«  p ort  i^oit  le  navire  est  parti,  erfolgt  iit  ~  Einige  von 
stinem  aUgemeinen  Pifaeipe  abweidieadb  Vertrtge  Frankreichs 
stehe  sttb  n.  lY.  dieses  ). 
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rechts  ansehen  dürfte,  besonders  da  die  bedeotendsle  See-« 
macht,  England,  vielfach  dagegen  gekämpft  und  Frankreich 
nicht  bloss,  sondern  selbst  Russland  schwankend  gewesen  sind. 

Der  Hauptsatz  ist  hier  der,  dass  die  neutrale  Flagge 
auch  die  feindliche  Ladung  schütze,  und  legt  sich  nieder 
in  der  Parömie:  Frei  Schiff,  frei  Gut  (le  pavilion  couvre  U 
cargaison),  während  man  in  Betreff  der  neutralen  Güter 
auf  feindlichen  Schiffen  (siehe  desswegen  besonders  n.  V. 
dieses  S)  schwankt  und  bald  mit  richtiger  Consequenz  auch 
hier  die  Freiheit  des  neutralen  Guts  verlangt:  Unfrei 
Schiff,  frei  Gut,  oder  sich  die  Confiscation  von  solchem  neu- 
tralen Gut  gefallen  lässt:  Unfrei  Schiff,  unfrei  Gut  (li 
robe  d*ennemi  confisque  celle  d*ami)^*^). 

Zuerst  wurden  dahin:  frei  Schiff,  frei  Gut,  verschiedene 
Verträge  mit  der  Ottomanischen  Pforte,  so  von  Frankreich 
1604^*0»  von  den  Niederländern  1612  abgeschlossen.  Ebenso 
der  Vertrag  zwischen  England  und  Portugal  1642  Art.  11  und 
1654  Art  23;  zwischen  England  und  Frankreich  1655  Art  25; 
England  und  Schweden  1656  Artikel  2;  England  and  den 
V.  Niederlanden  1668  Art  10.  u.  1674  Art  6.  7;  England  und 
Frankreich  1677  Art  6;  ferner  zwischen  Frankreich  und  den 
Hansestädten  1655  Art  2.  3;  Portugal  und  Niederland  1661 
Art  12;  Frankreich  und  Niederland  1662  Art  35;  Schweden  und 
Niederland  1675  Art.  6.  Sodann  gründen  sich  namentlich  die 
neueren  Verträge  der  Europ.  Mächte  (besonders  Englands, 
Dänemarks,  Schwedens,  Frankreichs,  Niederlands)  mit  den  Nord- 


190.  Alles  zuaammengefust  liegt  in  der  Franz.  Parttmie:  le  navire  tenvre 
et  (pü)  confiique  la  cargaiton,  je  nachdem  man  et  oder  ou  setzt 

101.  Flauan,  diplom.  Fran«.  II.  226.  Nach  diesem  Vertrage  Frank- 
reichs mit  der  Pforte  Art.  10.  wird  1)  frei  Schiff,  frei  Gut,  aner- 
kannt, und  2)  qu'ils  (les  sigets  de  la  France)  ne  puissent  ^tce  pris 
sous  ce  pretezte  (nämlich  dass  sie  sich  aal  feindlichen  Sdüifoi 
befanden),  ni  leurs  facult^  confisqu^s,  k  mnins  qtt'ils  ne  soicttt 
trouy^s  sur  vaisseauz  en  cpurses  etc.,  also  findet  keine  Confiscation 
statt,  wenn  sich  neutrale  QUter  auf  feindlichen  Kauffahrem  befin- 
den, mithin  ist  wenigstens  die  Regel:  Unfrei  Schiff,  frei  Gnt.  Hefter 
1.  c.  S  166  Note  berichtet  hierQber  falsch,  wie  er  denn  Qberhanpt 
das  Französ.  System,  namentlich  das  ältere,  sowie  die  Tiellachen 
Schwankungen  desselben  nicht  recht  anümt. 
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afrikanischen  Staaten  Algier,  Tunis  und  Tripolis  auf  den  Grund- 
satz: dass  das  Schiff  die  Ladung  decke. 

Aber  es  ist  wohl  zu  merken,  dass  bei  ausbrechenden  Kriegen 
die  Seemächte  od  gegen  die  Bestimmungen  dieser  Tractate  han- 
delten, namenthch  wenn  dieselben  mehr  als  Abweichungen  ihres 
eigentlichen  Systemes  in  dieser  Beziehung  erschienen,  nament- 
lich Frankreich  (siehe  n.  III),  Spanien,  welches  überall 
nur  dann  die  neutralen  Schifle  schonen  wollte,  wenn  die  Eng- 
lander (in  den  betreffenden  Kriegen)  ein  Gleiches  Ihäten  *•"), 
England,  gegen  welches  namentlich  seit  dem  Kriege  von  1778, 
aber  auch  schon  in  froheren  Zeiten  grosse  Beschwerden  er- 
hoben wurden"*). 

Im  Ganzen  haben  aber  Frankreich  wenigstens  in  neueren 
Zeiten  mehr  oder  weniger,  sodann  namentlich  die  V.  Nieder- 
lande vielfach  auf  die  Herrschafl  des  Princips  von  der  Freiheit 
des  neutralen  Handels,  besonders  durch  vertragsmässiges  Zuge- 
standniss,  hingearbeitet.  Auch  England  hat  vielfach  hierin 
Concessionen  gemacht  in  den  bereits  angegebenen  Verträgen. 
Sodann  wurde  wenigstens  der  Grundsatz:  frei  Schiff,  frei 
Gut  von  der  sog.  bewaffneten  Neutralitat  von  1780  und 
zwar  nicht  bloss  gegen  die  ihr  beitretenden  Nationen,  sondern 
zo  Gunsten  aller  Nationen  oder  doch  derjenigen  anerkannt, 
weiche  kein   entgegengesetztes    Princip    aufstellen   würden^**)* 


192.  Henningi  1.  c.  S  37  u.  38.  In  zweifelhaften  Fällen  erklärten  die 
Span.  Gerichtshofe,  dass  das  Interesse  Spaniens,  seinen  Feinden 
aÜen  möglichen  Abbruch  zu  tbun,  der  Sicherheit  der  neutralen 
Schiffahrt  vorzuziehen  sei.   Nau  §180. 

1^.  Englische  Instruction  der  Kriegsschiffe  1776,  Raperreglement  1777, 
Kaperinstruction  1778,  sowie  gegen  Spanien  1780.  In  den  llamb. 
Adresscomtoir-Nachrichten  von  1779  werden  mehrere  Confiscations* 
fUlIe  angeführt,  unter  anderen  die  der  Ladung  des  Danischen 
Schiffes  les  quatres  frires  gegen  den  Vertrag  mit  DÄnemaik. 
Von  den  Grundsätzen,  nach  denen  solche  Falle  England  zu  ent- 
scheiden beliebte,  finden  sich  schon  Spuren  in  den  Lawa,  ordi* 
nances  and  institutions  of  the  admiralty  etc.  (London  17-16.  2  vol.) 
Vergl.  Nau  $  180  m  f. 

IM.  Siehe  Erklärung  der  Kaiserin  von  Russland  an  die  Höfe  von 
London,  Versailles  und  Madrid  26.  Febr.  1780.—  Jene  vom 

V.  Kaluabon,  Seerechl  II.  ^ 
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Es  änderte  auch  demgeinäss  Grosshritanien  zim  Theil 
Kaperinstructionen  uod  bewies  sich  nachgiebiger  gegen  die  Neu- 
tralen. Aber  mit  dem  Ausbruch  des  neuen  Fraazös.  Seekriegs 
fanden  die  Neutralen  wieder  gleiche  Beschwernisse.  Der  Dia. 
und  Schwedische  Handel  wurde  sehr  gehindert  und  die  beiden 
Souveraine  dieser  Reiche  fanden  anfangs  bei  Russlaod  keine 
Neigung  zur  Wiederherstellung  der  Convention  von  1780.  Erst 
als  der  Kaiser  von  Russland  seine  gegen  Frankreich  abge- 
schickten Truppen  zurückgezogen  hatte,  kam  den  16.  Dee.  l^4M 
dieConvention  zur  Herstellung  der  bewaffneten  Neu- 
tralität zwischen  Russland,  Danemark,  Schweden  and 
18.  Dec.  Preussen  zu  Stande,  welche  den  Grundsatz  von  1780 
wiederholt  Aber  England  arbeitete  dem  mit  aller  Macht  entgegen, 
nachdem  es  bereits  1794  mit  Nordamerika  einen  Trtctat  abge- 
schlossen, in  welchem  das  feindliche  Eigentham  am  Bord 
neutraler  Schiffe  als  gute  Prise  erklart  wurde,  wogegen  sich 
der  Tractat  zwischen  Nordamerika  u.  Preussen**')  1790  Art.  12 
in  dieser  Beziehung  in  vorsichtiger  Absicht  unbestimml 
ausdrückt.  Und  der  Tractat  zwischen  Grosshritanien 
RuBsland  von  1801  stürzte  das  System  der  bewaffneten  Neu- 
tralität über  den  Haufen,  denn  dort  wird  Art.  3.  das  feind- 
liche Eigenthum  auf  neutralen  Schiffen  gleichfalls 


König  von  Dänemark  an  dieielben  Höfe  8.  Juli  1790.  —  Die 
Convention  zwischen  Rutaland  u.  D&nemark  inr  Sidiennf 
der  neutralen  Schiffahrt  und  Handlung  9.  Juli  1780,  dic«eibe 
Convention  zwischen  Russland  und  Preussen  8.  ICai  1781. 
Russland  und  Schweden  1.  August  1780,  Rnasland  n.  Por- 
tugal 1782  13.  Juli,  Russland  und  Oesterreich  9.  Oct  1781. 
Sicilien  trat  den  10.  Febr.  1783  bei  und  durch  die  Congrcssade 
von  1781  Nordamerika.  Auch  ist  eine  Bestätigung  denelbcB 
Grundsätze  zu  finden  in  den  Tractaten  Rnsslands  mit  Dänemark 
8.  Oct  1782  Art.  17,  mit  Frankreich  11.  Januar  1787  Art.  27,  wd 
mit  Neapel  17.  Januar  1787  Art.  18.  Vergleiche  Nau  L  c.  |  181 
Wheatouy  histoire,  period.  III.  $  15. 
195.  Artikel  12  des  Vertrags  dieser  heiden  Machte  von  1785  erkürt: 
Frei  Schiff,  frei  Out;  ohne  die  Maxime  unfrei  Schlug  unfrei  Out 
Siehe  bei  Wheaton  droit  intern.  II.  117  ft.  die  detailürte  Conei* 
pondenz  zwischen  Preussen  und  Nordamerika  vor  Eingehmg  des 
neuen  Vertrages  von  1709. 
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fQr  gute  Prise  erklärt,  wenn  auch  mil  Ausnahme  des  Falles» 
wo  die  Neutralen  die  Producte  oder  Fabrikate  des  feindlichen 
Landes  schon  erworben  hatten  und  Plr  ihre  eigene  Rechnung 
Iransportirten:  welchem  Traetate  Danemark  und  Schweden 
bald  beilraten.  Zwar  ist  dieser  Tractat  für  Russland  wohl  als 
aimuUirt  anzusehen;  es  Ternichtete  dieses  Reich  die  Seeconven-* 
lion  von  1801  und  prociamirte  1807  allerdings  wieder  das  Princip 
der  bewaffneten  Neutralitat.  Aber  nichtsdestoweniger  muss  man 
behaupten,  dass  seit  dem  ersten  Jahre  dieses  Jahrhunderts  das 
System  dieser  bewaffneten  Neutralitat  nicht  mehr  in  entschiedener 
Wirksaaikeit  verblieben  ist,  wenn  man  auch  dreist  behaupten 
darf,  dass  seit  fast  200  Jahren  die  Praxis  der  Mittelseemachte 
sich  bestimmt  zu  jenen  Principien  von  der  Freiheit  der  neutralen 
Fahrt  hingeneigt  hat.  Die  ungeheuem  Ausnahmezustande  in  den 
Seekriegen  dieses  Jahrhunderts,  die  Napoleoniache  Continental* 
sperre,  das  Englische  Biokirungssystem  etc.  waren  zwar  bloss 
S&trene  und  einzig  Massregeln  der  Verzweiflung;  sie  können 
nirgends  ab  eine  wirkliche  Praiis  des  Seerechts  erscheinen; 
aber  sie  haben  doch  dazu  gedient,  die  Entstehung  einer  be- 
stimmten allgemeinen  Rechtspraxis  zu  verhindern.  Es  gibt 
noch  keine  allgemeine  Praxis  in  diesem  Zweige  des 
Seeverkehres. 

Nordamerika  ist  zwar  im  Allgemeinen  geneigt  geweseut 
die  Freiheit  der  neutralen  Schiffahrt  anzuerkennen,  doch  in 
neuester  Zeit  mit  dem  Vorbehalte,  dass  dies  Recht  nur  bei 
Kriegen  gegen  solche  Gegner  gelten  sollte,  welche  jenes  System 
gleichfalls  beobachteten***). 

Preussen  erklärt  feindliches  Eigenthum  in  neutralen 
Schiffen  gesetzmttssig  für  frei  und  sanctionirte  dies  Princip  durch 
seinen  Beitritt  zur  bewaffheten  Neutralitat  von  1780  und  1800 
und  durch  seinen  Tractat  mit  D&nemark  1818***). 

Die  drei  nordischen  Machte  haben  übrigens  auch  in 


IM.  So  die  schon  erwähnten  Vevtriige  mit  den  Central-  und  SQdamerik. 

Staaten  aeit  18SM,  mit  Premsen  1818.   Siehe  Wheaton,  hiatoire  L  e. 
If7.  8.  aneh  Prenas.  Dedaration  etc.  30.  April  1780.    Fernere  Erkl. 

a.  Nov.  1781.    Nahexe  firlSat.  8.  Dec.  1781  Art.  4.    P^reon.  Allg. 

Landredit  L  9.  %  813. 
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ihren  neuesten  Kaperrerordnungen  die  Gnindsitte  der  bewaff- 
neten Neutralität  festgehalten  ***). 

V.  Neutrale  Güter  auf  feindlichen  Schiffen  werdea 
schon  nach  dem  Consulat  c.  273.  n.  3. 4.  nicht  eonfisciri,  sondern 
gegen  ein  angemessenes  Lösegeld  (selbst  auf  Credit)  freigeiassen 
und  nur  dann  nach  dem  Hafen  aufgebracht»  wenn  der  BefradHer 
nicht  sofort  zahlen  kann  oder  nicht  als  zahlungsikhig  bekannt 
ist  oder  sich  nicht  ranzioniren  will,  in  welchem  Fall  d)er  der 
Befrachter  dem  Kaptor  ausser  dem  Lösegeld  die  Fracht  sa 
zahlen  hat,  als  ob  die  Ladung  an  dem  Bestimmungsort  geiUrt 
wäre.  Dieser  Grundsatz  galt  Oberhaupt  in  den  alteren  Zeiten. 
Femer  Autoritäten  wie  Vattel  und  Lampredi  sind  dafbr  gewesen. 
Doch  wich  man  in  den  FranzOs.  Ordonnanzen  von  1538,  1543 
und  1584  davon  ab  und  erklarte  neutrale  Güter  am  feindücfaen 
Bord  für  gute  Prise.  Zwar  bestimmte  die  FranzOs.  Dedaration 
1650  das  Gegentheily  aber  die  Marineordonnanz  von  1681  f&hrie 
das  alte  strenge  Recht  wieder  ein.  Pothier,  de  la  propiiet^ 
n.  06  und  Vaiin,  comment  sur  Tord.  de  la  mar.  liv.  IIL  ÜL  8. 
des  prises  Art«  7.  Dasselbe  strenge  Prindp  wurde  bereits  im 
17.  Jahrhundert  yielfach  in  Vertragen  festgesetzt,  indem 
mit  dem  Schiffe  die  ganze  Ladung  für  confiscirbar  erklärt, 
Unterschied  ob  sie  ganz  oder  theilweis  neutral  sei.  So  Tradat 
zwischen  Spanien  und  Holland  1650  Art.  13,  England  und  Por- 
tugal 1654  Art.  23,  der  Pyrenftische  Friedenstractat  1659  Art  19, 
der  Vertrag  zwischen  Portugal  und  den  V.  Niederlanden  1661 
Art.  24*"). 


loa  Rnis.  Reglement  1787  und  Dedar.  6.  Mai  1789.  —  Daniiehts 
Regl.  18.  Marx  1810  Art.  8.  0.  -  Schwed.  BegL  21.  Jan.  1801» 
wobei  jedoch  Schweden  leine  Unterthanen  hinaichtlieh  Eng- 
lands, auf  seinen  Tractat  mit  diesem  Lande  Ton  1661  Art  11 
Terweist,  nach  welchem  feindliches  Eigenthum  am  Bord  nentraler 
Schiffe  confiscirt  wird. 

199.  Ebenso  nach  Tractat  Spaniens  mit  Portugal  1778  ai^.  Art.  9, 
Frankreichs  mit  Dänemark  1742  Art  28,  mit  HoDand  1739 
Art  23;  Hollands  mit  Sicilien  1753  Art.  28,  mit  Amerika  1782 
Art.  9.  11.  12,  Englands  mit  Frankreich  1667  Art  8^  mit  HoK 
land  1674  Art.  8;  Dänemarks  mit  SiciUen  1748  Art  16.  2D^  nü 
Genua  1789  Art.  5.  9;  Nordamerikas  mit  Colnmbien  1824  Alt  13i. 
mit  BrasUien  1828  Art.  15^  mit  Centralamerika  1826  Art,  15.  Siebe 
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Dpeb  mnderte  man  häufig  dioM  Strrage  dahin,  dass  man 
die  8«hon  Tor  bekannt  gewordener  Eriegserkl&rung  auf  feind- 
liche Schiffe  geladenen  neutralen  Güter  Ton  der  Confiscation 
hefreite.  So  im  Tractat  zwischen  England  und  Holland  1674 
▲rt  8|  zwiadien  Frankreich  und  Nordamerika  1778.  Art  14, 
zwiacben  Großsbritanien  und  Frankreich  1786  Art.  29,  Nord- 
amerika und  Holland  1782  Artikel  12.  Auch  sind  nicht  selten 
Termine  festgesetzt,  nach  deren  Ablauf  angenommen  werden 
soll,  dass  der  Neutrale  die  Kriegserklärung  gewusst  habe  >o«). 

Die  bewaffnete  Neutralität  stellt  nur  den  Grundsatz 
auf:  frei  Schiff,  frei  Gut,  ohne  über  die  hier  erörterte  Frage 
zu  entscheiden  *®0.  An  sich  kann  es  wohl  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  aus  der  vertragsmässigen  Sanction  des  einen 
Grundsatzes:  frei  Schiff,  frei  Gut,  noch  keineswegs  von 
selbst  auch  die  Adoption  des  anderen  Satzes:  unfrei  Schiff, 
unfrei  Gut,  also  ConGscation  der  neutralen  Waaren  auf  feind- 
lichen Schiffen  folge,  sowenig  als  dieses  im  umgekehrten  Falle 
zulässig  sein  würde.    Doch  hat  sich  Nordamerika *<»*)   diesen 


,  Bttch  Dln.  Priienregl.  1810  Art.  8.  9.  —  Doch  enthalten  manche 
dieser  Verträge  die  oben  im  Texte  genannte  Milderung*  Nord- 
amerika knttpft  in  diesen  Vertragen  an  die  Herrschaft  des 
Grundsatzes:  frei  Schiff,  frei  Gut,  die  Bedingung,  dass  um- 
gekehrt die  feindliche  Flagge  das  Gut  confiscabel  mache. 
Siehe  auch  die  folg.  Noten. 

900.  Siehe  diese  Vertragsieitbestimmungen  bei  Pohls  1.  c.  Seite  1126. 
Note  5. 

901.  Auch  die  Vertrigt  der  Nordischen  Machte  ron  1601  mit  England 
lassen  dies  unentschieden,  obwohl  sie  den  Grundsatz  feststellen, 
dass  fetndliehes  Eigenthum  in  neutralen  Schiffen  nicht  frei  sei. 
Ebenso  im  Tractat  Spaniens  mit  Amerika  1795.  1810;  Frank- 
reichs mit  HoUand  1678  Art.  22,  mit  England  1786  Art.  20,  mit 
Rnssland  1787  Art.  27,  mit  Hamburg  1780  Art.  2;  Prenssens  mit 
Nordamerika  1785  Art  12,  mit  Danemark  1818;  Rnsslands  mit 
Dänemark  1782  Art  17,  mit  Sicilien  1787  Art.  18,  mit  Schweden 
1801  Art.  21;  Amerika's  mit  Schweden  1783  Art.  7.  So  auch 
Franz.  Reglem.  26.  Juni  1778  Art  1.  Preuss.  Erläuterung  8.  Dec 
1781  Art  4.  Wegen  Amerika's  siehe  die  vorletzte  sowie  die  folgende 
Note. 

203.  Doeh  ist  es  in  Nordamerika  in  einer  Entscheidung  ausgesprochen, 
dass  die  Ladung  ihren  neutralen  Charakter  nicht  verliere  dadnrcb. 
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ZuBimmenbang  zwisdiea  beiden  Satiea  fai  den  in  der  Note 
199.  genannten  Vertragen  stipuliren  lassen^  und  es  ist  in  ftkrdi- 
ten,  dass  man  da,  wo  das  nationale  Interesse  albusebr  spricht, 
in  den  Prisengerichten  nur  allzuleicbt  das  Eine  aus  dem  Andeni 
folgern  werde.  Freilieb  scheint  sonst  die  Sache  sehr  klar.  DenB 
wenn  man  auch  wirklich  einräumt,  dass  der  Kri^fbbrende 
feindliches  Gut,  wo  er  es  findet,  confisciren  darf,  so  darf  er  dies 
doch  gewiss  nie  mit  Verletzung  der  Rechte  Dritter,  hier  der 
Neutralen  und  ihres  Eigenthumes  thun.    Hefller  1.  c 

England,  welches  den  Satz,  dass  das  Schiff  die  Ladung 
decke,  eigentlich  nie  angenommen,  befolgt  consequent  den 
Grundsatz,  dass  neutrales  Eigenthum  am  Bord  eines  feind- 
lichen Handelsschiffes  nicht  confiscabel  sei;  doch  folgt  die 
Ladung  dem  Schiffe,  wenn  dieses  auf  einem  Betrüge  ertappt  ist 
und  beide  denselben  EigenthUmer  haben*®').  Der  Raptor  er-- 
halt  aber  nur  dann  Fracht  vom  neutralen  Gute,  wenn  er  es 
wirklich  an  den  Bestimmungsort,  mag  dies  nun  der  nominelle 
oder  der  reelle,  zuletzt  doch  vom  Eigner  beabsichtigte  sein, 
brachte  "«). 

VI.  Der  Theorie  nach  kann  allerdings  ein  Streit  sein,  ob 
die  neutrale  Flagge  das  feindliche  Gut  decke.  Denn 
es  collidiren  hier  die  Souverainetttts-  und  Schutzredite  der 
neutralen  Staaten  mit  den  Souverainetätsrechten  und  Privi- 
legien der  kriegführenden  Mächte.  Dess wegen  mag  man 
die  Frage  hier  so  oder  so  entscheiden  und  nach  den  beson- 
deren Umständen  mag  der  neutrale  oder  der  kriegführende 
Staat  Recht  haben,  wenn  auch  ttberbaupl  nur  im  ansserstea 
Falle  dem  Kriegführenden  ein  Recht  zustehen  sollte,  die  Schutz- 


datt  sie  in  einem  feindlichen  Schiffe  venebifft  wurde;  jedoch  wv 
Amerika  danuüi  nicht  kriegführende  Macht  vsd  dann  möchte  die 
Amicht  der  Gerichtili5fe  eben  wegen  jener  neueren  Vertiige  mA 
geändert  haben.  Fall  der  Nereide.  Siehe  Phillipa,  treatiie  ob 
the  law  of  iaturance  p.  147.  —  Wheaton  L  c  erkttrt  uA  achr 
energitch  für  untere  Ansicht:   Unfrei  Schift  frei  Gut 

203.  Donna  Marianna.  Dodson,  reports  p.  94. 

S04.  Fortuna,  Tadsen  bei  Robins.,  reports  IV.  378 sq.  Diana,  Rnakc 
ibid.  V.  07. 
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rechte  soQverainer  Staaten  zu  beeinträchtigen,  soweit  dadurch 
nicht  eine  gewtaae  Kriegshülfe  gewahrt  wird.  Jeden- 
falla  verlangt  aber  die  Majestät  der  neutralen  Souverainetilt,  dass 
ier  KriegfCriireBde  das  ieiodliche  Gut  in  neutralen  Schiffen  un- 
angetastet lasse»  wenn  diese  unter  Conroy***)  des  neutralen 
Staate  segeln»  ebenso  wie  feindliche  Güter  im  neutralen  Gebiete 
xweifelaohne  gegen  alle  feindlichen  Angriffe  gescbotst  sind.  Nur 
Kriegseontrebande  können  hier  eine  Ausoabme  machen »  denn 
in  deren  Zusendung  liegt  ein  Bruch  des  neutralen  Charakters 
selbst 

Dagegen  kann  es  theoretisch  kaum  einaa  Zweifel  unter- 
liegen» dass  neutrales  Gut  überall  neutrales  bleiben 
mllisse»  wo  es  sich  auch  6ndet»  selbst  auf  feindlichen  Schiffen» 
falls  es  nur  nicht  Contreband  Ist.  Schiff  und  Ladung  bilden 
keine  solche  juristische  Einheit»  dass  überall  das  eine  das 
Schicksal  des  anderen  leiden  müsste.  IMe  Freiheit  wie  die  Con- 
fiacatioA  des  Einen  und  des  Anderen  hängt  Ton  anderen»  bis- 
weilen sehr  verschiedenen  Gr&nden  ab.  Selbst  das  am  Bord 
eines  feindlichen  bewaffneten  Schiffes  befindliche  neu- 
trale Eigenthum  sollte  frei  sein'**). 

Wegen  der  Wirkungen  des  Segeins  eines  neutralen  Schiffes 
unter  feindlichem  Convoy  siebe  %  236. 


205.  Doch  wohl  nur  bei  einem  Convoy  durch  StaitskriegsschifTe,  nicht 
durch  Kaper.  Siehe  $  236.  —  Nau  I.  c.  J  186  will  den  Krieg- 
fUbrenden  einxig  dasBecht  lassen»  zwar  nicht  feindliches  Privat- 
aber  doch  feindliches  StaatseigeBtham  auf  neoftralen,  ohne  Con- 
voy sagefaiden  neutralen  Schiffen  gegen  Zahlung  der  Fracht  so 
tov&Kmn, 

206.  So  entschied  man  auch,  wenigstens  in  Bezog  auf  die  neutralen 
Guter  in  einem  feindlichen  bewaflheten  Kauffahrteischiffe»  in  Nord- 
amerika (Cranch's  reporU  IX.  p.  388  the  Nereide),  sowie  in  einem 
neuen  1818  enischicdenen  Falle.  Wheaton,  droit  intern.  II.  106 
191  (part  IV.  1.$22.31),  wogegen  S.W.Scott  gerade  mit  Bezug 
auf  die  Nordamerik  Entscheidung  im  Fall  der  Nereide  die  ent- 
gegengcaetitc  Ansicht  aufstellte.  Dodson's  adm.  rep.  I.  p.  443  the 
Tannv. 
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I.  Begriff.  —  Voo  dem  Durchsachungsrechte  (droit 
de  Visite  et  de  recherche)  eur  Unterdrückung  des  Sklaytohandeb 
ist^  bereits  oben  S  ^15  Bd.  II.  S.  351  gesprochen.  Bier  soll  nur 
noch  von  dem  Rechte  der  Kriegführenden  lar  Darchsodraiig 
neutraler  Schiffe  während  eines  Krieges  gehandelt  werden.  I>a8 
Recht  heisst  auch  Untersuchungs-  oder  Visitalioos- 
recht. 

II.  Begründung.  —  Seit  alten  Zeiten  und  schon  Im  Con- 
sulat  steht  das  auch  nach  heutigem  positiven  Völkerrecht  od-- 
zweifelhafte  Recht  der  Kriegführenden  Mitchte  fest,  darch  ihre 
Kriegsschifle  und  Kaper  neutrale  Schiffe  auf  offener  See  and  in 
den  Gewässern  der  beiden  Kriegsparteien  zu  untersuchen,  an 
sich  über  den  neutralen  und  völkerrechtsgemissen 
Charakter  derselben  zu  vergewissern.  Da  aber  ohne 
dasselbe  ein  Seekrieg  kaum  mit  einigem  Nachdruck  geführt  wer- 
den könnte,  indem  einfach  durch  das  Aufziehen  einer  falschen 
neutralen  Flagge  sich  die  feindlichen  Schiffe  gegen  alle  kriegeri- 
schen Massregelo  des  Gegners  schützen  möchten,  so  scheint  das 
Durchsuchungsrecht  zugleich  in  der  Natur  des  internatio- 
nalen Rechtslebens  begründet  Alle  Glieder  des  Europ.- 
Amerikanischen  Staatensystems  erkennen  den  Krieg  als  das 
letzte  Rechtsmittel  zur  Schlichtung  völkerrechtlicher  Streitigkei- 
ten an;  sie  müssen  damit  zugleich  die  einzelnen  nothwendigen 
Massregeln  desselben  sich  gefallen  lassen.  Eine  dieser  für  den 
Seekrieg  nothwendigen  Massregeln  ist  aber  das  Durcbsuchungs- 
recht'<^*).  Jeder  Staat,  der  überhaupt  den  Kri^  völkerreditlich 
anerkennt,  muss  auch  dies  Durchsuchungsrecht  anerkennen. 


207.  Pohls  1.  e.  1171  ff.  Heffter  $167  fi.  OrtoUn  II.  20i  ff.  Oke 
Manningd50ff.  Fand o  549  ff.  Nau  $  163  ff.  and  $  214  ft 
Wheaton  droit  intern,  ptrt.  IV.  ch  IIL  S  29.  (IL  185  ff.) 

208.  Naturrecbtlich  suchen  das  Recht  zu  Tertbeidigen  Vattel,  droit 
des  gens  IL  8.  $  114.  Chitty,  treatise  p.  190.  Galiani  1.  e.  I. 
c.  10.  S  5.  Lampredi  1.  c.  $  12.  Azuni  L  c.  IL  c  3.  Art.  4. 
Hubner,  de  la  saisie  des  bat.  nent.  I.  227.  Tetens  L  c  128. 
Naa  1.  c  S  163.  auch  Wheaton  1.  e.  de  Martena,  drcdt  des 
gens  S  317.  321.   KlOber,  droit  des  gens  $293.—  Dagegen  mni 
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In  der  Praxis  ist  denn,  auch  einzig  Streit  über  die  Aoa- 
fübrung  und  Ausdehnung  dieses  Rechts. 

HI.  Räumliche  Schranken.  —  Das  Reckt  darf  selbst* 
redend  nur  in  den  Gewässern  der  Kriegführenden  sowie  auf 
«offener  See  geübt  werden.  xUnstattbaft  ist  dessen  Ausübung  wie 
überhaupt  jede  andere  kriegeriseke  oder  auch  nur  polizeiliche 
Handlung  von  Seiten  der  Kriegführenden  im  Gebiete  neutraler 
oder  befreundeter  Staaten»  ja  selbst  der  Bundesgenossen,  wofern 
di^se  nicht  ausdrücklich  oder  stillschweigend  die  Erlsubniss  oder 
Genehmigung  ertheilen  *^*). 

Die  im  eiemten  Gebiete  wie  überhaupt  alle  unter  Krankung 
der  Neutralität  gemachten  Prisen  müssen  doch  nur  auf  Recla« 
mation  des  gekrankten  neutralen  Staates,  wieder  herausgegeben 
werden;  denn  ohne  diese  Reclamation  erscheinen  sie  als  gute 
Beute»"). 

Kaper  dürfen  nach  dem  gewöhnlichen  Gebrauche  der  See- 
Staaten  nicht  in  die  Flüsse  des  Feindes  innerhalb  der  durch 
Seeftonnen  bezeichneten  Grenzen  eindringen  und  Schiffe  angrei- 
feni  widrigenfalls  sie  als  Seeräuber  behandelt  werden»**). 

IV.  Alle  Kauffahrteischiffe  sind  der  Durchsuchung 
unterworfen,  nicht  aber  Kriegsschiffe,  sowie  auch  wohl  nicht 
andere  Staatsschiffe,  deren  unverAnglicher  Charakter  in  die 
Augen  springt  Die  blosse  Kriegsflagge  kann  aber  noch 
kein  Schiff  zum  Kriegsschlfle  machen**»). 


Pohls  1.  c.  1172.  Bornemsnn,  orer  de  bragetige  ViilUtion  af 
•kibe,  og  conToyen  (Kopenhagen  1801 ;  aach  Deutsch).  Rayneval, 
de  la  Ubert^  dei  men.  I.  p.  II.  eh.  16.  p.  154.  —  Bet.  gut  rer- 
tfaeidigt  es  Sir  W.  Scott  im  FaU  der  Maria  hei  Robhuon,  rep. 
1.860. 
aoe.   Heffter  1.  e.  S.  2»5.   Jacobien,  585. 

210.  Heffter  1.  c.  Jacobsen  584.  v.  Kalt enborn»  Kriegsicbiffe  auf 
neutralem  Gebiet  (Hamburg  1850)  8  37.  Wbeaton,  droit  intern. 
II.  88.  89.  RobintOD,  adm.  rep.  III.  Gas  de  TEtrutco;  Wbeaton« 
reporU  III.  447.  tbe  Anne. 

211.  Heffter  1.  c.   v.  Martens,  enai  conc.  les  armatenn  g  18. 
lli»  Vergl.  Verhandlangcn   darflber  bei  ▼.  Martens,  Enahlnngen 

merkw.  FStte  etc.  II.  S.  1,  sowie  O.  Manning  p.  370.    Pando 
56i.  Heffter  205.  96.  Not«. 
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y.  Hur  4k  BefcAIAfifher  der  bewffflneterf  Land-  und  See- 
macht und  insbesondere  die  PQhrer  der  Kriegsschiffe  and 
Kaper  der  inegflkbrenden  mcble,  warbrend  der  Dauer 
des  Krieges,  dürfen  das  Recht  aueObeii;  doch  ist  in  VerMgen 
bisweilen  aaf  den  Gebrauch  der  Keper  gegen  einselne  Slaele« 
verzichtet,  wie  dies  in  den  Vertragen  Gressbritaniens  auf  dea 
nordischen  Machten  von  1801  m  Besug  aof  convoyirte 
der  Fall  war. 

VI.  Spezieller  Zweck  ist Pesisteliung  der  t6Hig 
letzten  Neutralität  wie  nach  den  allgemeine»  Gniodsaizeo  des 
positiven  Völkerrechts,  so  nach  den  besonderen  Vettitgen  der 
darcbsiichenden  Kriegspartei  mit  dem  neutralen  Staate.  Abo 
wird  durchsucht:  1)  um  die  Neutralität  des  Schiffes  selbst  fesl-> 
aostellen;  2)  der  Ladung;  3)  um  das  Dasein  von  Contrebaod- 
artikel  aufzudecken;  4)  um  etwaniger  Verletzung  der  Blokade  zu 
ttberf&hren;  &)  um  etwanige  gänzliche  oder  auch  nur  theilweise 
Ladung  von  feindlichem  Eigenthum  zu  entdecken»  aeweü  niobl 
der  Satz  unter  den  beiden  Machten  gilt:  Frei  Schiff,  frei 
Gut;  6)  um  das  Vorhandensein  feindlicher  Personen»  Depesdica 
etc.  darzulegen. 

VU.  Demnach  soll  durch  die  Untersuchung  erautidt 
werden:  1)  die  Nationalität  des  Schiffes;  2)  die  Beschaffeiilieit, 
Herkunft,  Bestimmung,  sowie  der  spezielle  Eigenthumsobarakter 
der  Ladung;  3)  die  Nationalität  der  Bemannung,  wofern  nicht 
etwa  diese  vertragsmässig  durch  die  Nationalität  des  Schiffes 
gedeckt  wird,  wie  z.  B.  Frankreich  dergleichen  Verträge  ond  iwar 
zuletzt  mit  Teias  1830  abgeschlossen  hat;  4)  die  Reise,  der  Cun 
des  Schiffes. 

VlIL  Das  gewöhnliche  Verfahren  der  Auhaltung  und 
Untersuchung  ist  nach  der  Mehrzahl  der  hierüber  geachloateneD 
Verträge,  weiche  sich  vorzüglich  dem  Pyrenäischen  Frieden 
zwischen  Spanien  und  Frankreich  von  1659  Art.  11  als  Mtiaier 
angeschlossen  haben,  folgendes'*'): 


813.  Heflfter  1.  e.  297.  POhU  S.  1175.  y.  Härtens  I.  c.  S».  21.  Nament- 
lich stimmen  damit  die  Utrechter  Verträge  Oberein,  sowie  die 
Übrigen  Vertrtge  des  IR.  und  19.  Jshrfaanderts.  Siehe  t.  B.  Ver- 
trag zwischen  Amerika  u.  PreMsen  1785  n,  179^  Art.  U.  Pnnk- 
rtieb  und  Enghmd  1786  (1787)  Artikel  31.  Rusdsnd  nnd 
1787  Art.  20.   Rnssland  und  PoiSagal  1787  Art.  ». 


S  235.  IhitdMebiiogiredit  gtgeo  Mutrale Schiff^ .  %m.     «^ 

Ber  knegfbbreode  Theil  gibi  den  lu  durehsuchenden  Sckiflb 
em  Zeichen,  Signal,  seinen  Lauf  iniiezubalten  (coup  d'assurance, 
aemoBce).  Das  Signal  besieht  entweder  in  einem  blinden  Ka* 
noiieiisehiiss,  im  Aubiehen  einer  Flagge^  im  Zurufen  oder  wie 
es  sonst  möglich  ist  Darauf  nähert  sich  das  Durchsuchungs* 
sohiff  auf  ganze  oder  (nach  besonderen  Verträgen)  halbe  Ka- 
MMienschussweite  und  sendet  von  da  eine  Schaluppe  mit  ge* 
lioger  Zahl  yob  Leuten  (zwei,  drei,  vier  etc.)  an  Bord  des  frem^ 
den  Schiffes  oder  man  begnügt  sich  auch  bisweilen»  den  fremden 
ScUffer  mit  den  Seebriefen  zu  sich  kommen  zu  lassen. 

IX.  Der  fremde  Schiffer  muss  durch  die  Schiffspapiere 
sich  in  Betreff  des  n.  VI.  und  VII.  Gesagten  ausweisen.  Wegen 
dieser  Papiere  siebe  bereits  oben  $  222  Bd.  II.  S.  991 ,  sowie 
S  45  Bd.  I.  S.  90  ff.*>«)  Es  sind  aber  von  wesentlicher  Wich- 
tigkeit folgende  Papiere:  1)  die  etwanigen  Ursprongscertlflcale 
Ober  Schiff  und  Gut;  2)  die  Connossemente  und  Certepartien ; 
3)  das  Schiffsmannschafts -Verzeichniss;  4)  das  Beisejournal; 
S)  möglichst  genaue  and  offlclelle  Beweise  über  den  neutralen 
Charakter  des  Eigenthums  an  Schiff  und  Gut;  6)  die  Pässe  und 
7)  etwanige  anderweitigen  Certificate  über  die  Reise,  den  Curs 
des  Schiffes. 

Wegen  der  Nothwendigkeit  des  einen  oder  anderen  Papiere^ 
kommt  es  zuförderst  auf  die  speziellen  Verträge  an.  Freilich 
sind  die  Staaten,  besonders  die  grössern,  meist  sehr  willkürlich, 
ja  masslos  in  ihren  dessfallsigen  Forderungen  gewesen.  Siehe 
oben  S  222  und  ganz  besonders  &  45* 

Indessen  wenn  in  Verträgen  nichts  Genaueres  festgesetzt 
ist,  was  für  Papiere  vorgelegt  werden  soHeo  und  Ton  welcher 
Beechaffenbeit  sie  sein  müssen:  so  oAtspricht  es  nicht  bloss  der 


Spanien  1705  Art.  18.  Amerika  und  Frankreich  1800  Artikel  19. 
Amerika  nnd  Schweden  1816  (ratificirt  1818)  arg.  Art.  12.  Preuasen 
und  Dänemark  1818  Art.  10.  —  Merkwürdiger  Weise  enthalten  die 
beiden  CoBTeationen  der  bewaffneten  Neutralitat  von  1780  und 
1800«  abgesehen  Tom  Convoy  (liehe  S  236)  keine  Bestimmungen 
bierttber*  nnd  salbet  die  RniBiscb-Enf^iscbe  Convention  1801  Art.  4, 
spricht  diieet  nur  von  convo^rten  Schiffen. 
St4.  Siebe  aneb  Jarobsen,  Seerecbt  8.  22.  67.  87.  410  ff.,  der  auch 
VonicbtsmasBregeUi  angiebt.  Pando  666. 
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Billigkeit,  sondern  auch  edion  allen  temOnftigen  Anlordeniii- 
gen  des  strengen  Rechts:  dass  die  Papiere  genügen, 
dnrcb  welche  man,  nach  allgemeinen  Rechtsgmndsatzen ,  die 
genügende  Deberzeugung  von  der  DnTerlInglichkeit  der  Neoir»* 
litat  Yon  Schiff  und  Gut  sich  zu  verschaffen  vermag  *<*>.  Aof 
subtile  Beweisgründe  sollte  es  nie  ankommen;  am  wenigslen 
der  zulUlige  Mangel  des  einen  oder  des  anderen  Papiers 
eine  Schuld  begründen.  Freilich  die  Praxis,  wie  gesagt, 
hierin  meist  sehr  streng  und  sogar  peinlich.  Siehe  oben  $ 
und  45.  In  der  Regel  kann ,  dies  ist  grundsätzlich  festzuhalleii, 
nach  Billigkeit  und  Recht  nicht  verlangt  werden«  dass  ein  Frem- 
der, hier  das  fremde  Schiff,  alle  Rechtsformen  und  Förmlich- 
keiten gerade  unseres  Staats,  hier  des  kriegführenden,  in  Betreff 
der  Beweise  über  Schiff  und  Gut  erfüllt  habe  und  alle  einzelne 
Documente  desshalb  wie  die  Unterthanen  herbeischaffe.  Der 
Fremde  muss  hier  überall  billig  und  nach  allgemeinen  Recht»- 
grundsatzen  beurtheilt  und  behandelt  werden. 

X.  Erst  wenn  sich  aus  den  Papieren  selbst  oder  aoadem 
Verhalten  des  Schiffes  oder  der  Mannschaft  der  Verdacht  einer 
Unrichtigkeit  in  der  einen  oder  anderen  Hinsicht  ergiebl,  daif 
der  Untersuchung  eine  weitere  und  schärfere  Ausdehnung  gege- 
ben und  Schiff  und  Ladung  selbst  durchsucht  werden. 

XL  Wenn  sich  aber  auf  das  Signal  das  fremde  Schiff  an- 
zuhalten weigerte  oder  wenn  es  gar  z.  B.  durch  Aufstecken  aller 
Segel  etc.  augenscheinlich  zum  Entfliehen  sich  anschickte,  so 
hat  der  Durchsuchende  das  Recht,  augenbh'cklich  Gewall  anm* 
wenden.  Doch  wird  in  der  Regel  erst  nur  ein  scharfer  Sdinas 
in  die  Segel  und  Masten  des  reniUrenden  Fahrzeuges  gesdiiAl 
und  erst  dann,  wenn  es  auch  hierauf  nicht  anhält,  auf  das  Schiff 
selbst  geschossen. 


SI5.  Vergleiche  Hefter  L  c.  Besonders  hat  sich  die  Frsnsesitche 
Prisenpraxis  neuerer  Zeit  unter  dem  Einfluae  der  noblea  uad 
billigen  Reqaiiitorieii  von  Portalis  in  diesen  Temilnftigen  GmiiA- 
Atzen  bekannt  Arges  ist  dagegen  der  Englischen  Priaeii. 
praxis  in  dieser  Beziehung  nachzusagen.  Siehe  t.  Martens  1.  c. 
i  21.  Entscheidungen  von  PortaUs  stehen  auch  in  (Jaeobaui) 
Sntscheidangen  der  Pariser  und  Londoner  Prisengerichte  (1808 
Aitona). 


S  2M.  Sebute  dotth  Gonvoy.  S  S38.  4H 

XII.'  Findet  der  Durcbsacher  AlleB  in  Ordnung  der  Art, 
er  da$  Schiff  nicht  geradezu  aufbringen  zu  dürfen  gläubig 
80  muss  er  das  Schiff  ungehindert  weitersegeln  lassen  und  darf 
ihin  in  der  Regel  keinen  besonderen  Curs  vorschreiben***). 


S  836.    Schau  durch  Cobtoj  *^^). 

1.  Begriff.  —  Gontoy  besteht  in  Schutz  ron  Kauffahrtei* 
schiffen  durch  sie  begleitende  Kriegsschiffe.  Bs  erfolgt  derselbe 
in  der  Regel  gegen  Seerüuber  und  gegen  Feinde.  Wenn  aber 
in  einem  Kriege  die  Neutralen  ihre  Handelsschiffe  unter  Gosvoy 
segeln  lassen,  so  hat  dies  namentlich  den  Zweck,  diese  SoUffe 
möglichst  gegen  alle  Beschwerlichkeiten  des  Durchsachungs- 
redites  sowie  auch  namentlich  überhaupt  gegen  die  Uebergriffe 
der  Kaper  zu  sichern ;  freilich  Ist  das  Recht  der  Befreiung  der  unter 
neutralem  Gonvoy  segelnden  neutralen  Kauffahrer  von  der  Durch- 
suchung (S  2S5)  bis  jetzt  keineswegs  so  aUgemein  anerkannt^ 


216.  Utrechter  Tractaten  Oberhaupt  und  namentlich  zwischen  England 
und  Frankreich  11.  April  1713  Art.  24.  und  viele  andere  Vertriga 
aus  dem  vorigen  und  dieiem  Jahrhmidert. 

217.  P5hl8  1.  c.  1197—1219.  wo  «ch  viele  geschichtliche  Erörterungen 
aus  den  letzten  Seekriegen  finden.  Jouffro7  237ir.  Nangl69if. 
Heffter  $  170.  Wheaton,  droit  intern,  part.  IV.  1.  $  29.  30; 
bes.  32.  (II.  pag.  185  ff.  192  ff.)  Wheaton,  hntoira  IL  76-ML 
O.  Manning  395.  Ortolan  II.  216  sq.  --  Siehe  andi  beniti 
oben  S  70.  Bd.  I.  182. 

Speiialsehriften:  Die  Streitigkeiten  Engbmda  mit  Schwe- 
den nnd  Dänemark  1798  — 1800  riefen  folgende  Schriften  hervor: 
J.  F.  W.  Schlegel,  snr  la  visite  des  vaisseaoz  neutres  sous  convoi» 
trad.  du  danois  par  Mr.  de  Jnge  (Kopenhagen  1800,  I^ond.  1801), 
worin  hauptsachlich  Sir  W.  Scotts  dessfailsige  Entscheidung  (bei 
Robinson,  adm.  report.  I.  340  the  Maria)  angegriffen  wurde, 
wahrend  selbige  einen  Vertbeidiger  fand  ia  A.  Croke,  remarks 
on  Mr.  Schlegels  werk  upon  the  Visitation  etc.  (London  1801).  — 
Bornemann,  Over  de  brugelige  Visitation  af  neutrale  Skibe  og 
Convojrea  (Kopenhagen  1801,  auch  Deutsch  Leipzig  1801).  Siehe 
auch  sahon  Hag.  Orotias,  Inleyding  tot  holland.  Rechtsgelerd- 
heit,  book  lU.  22.  p.  201  fi*. 


j 
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viass  es  als  ein  unbestrittenes  nnd  sich  Ton  selbst  yetstehendes 
Itecht  in  der  Praxis  Yon  jedem  einzelnen  Staate  beanspradit 
werden  dürfte. 

II.  Bisherige  Uebung*«*).  —  Die  Königin  Christine 
von  Schweden,  durch  die  Convoyinstruction  vom  16.  Augost 
1053,  stellte  zuerst  den  Grundsatz  auf,  dass  die  Coramandanten 
des  Convoys  die  Durchsuchung  der  unter  ihrem  Schutz  segeln- 
den SchiflTe  nicht  leiden  sollten. 

1654  10.  Aug.  erklärten  die  Generalstaaten  v.  Holland, 
dass  wenigstens  die  Staatsschifle,  nicht  aber  die  KaufEahrer  des 
Convoy's  von  der  Durchsuchung  frei  sein  sollten  und  1656  3.  Sep. 
inslruirten  die  Amsterd.  u.  Rotterd.  Admiralität  ihreii  Com- 
masdeur  Ruyter  dahin,  dass  er  den  Englischen  Rriegsschifiee 
nur  gestatten  solle,   mit  den  unter  seinem  Schutz   befiodüchen 
Schißen  höflich  zu  sprechen,  dagegen  solle  er  jede  weitere  Unter* 
suchuRg abweisen :  was  zwar  die  (venera lg taaten  oussbilligten, 
doch  Ruyter  fast  ebenso  instruirten.    Auch  blieb  Holland  im 
Ganten  bei  dem  Satze  stehen,  dass  Gonvoy  von  Durefasuohoag 
frei  sei,  wie  denn  noch  1762  der  Hell.  Kapitain  Dedel  eine 
Engh'sche  Fregatte  mit  Gewalt  zurückwies  und  desshalb  in  einer 
Resolution  20.  Sep.  1702  die  Billigung  der  Generalstaaten  erhielt 
Dasselbe  Princip  wollte  1779  der  HolK  Admiral  Byland  mit 
Gewalt  durchsetzen,  indessen  wurde  sein  Gonvoy  von  den  Eng- 
ländern aufgebracht***).    Dennoch   stellten  1781  26.  Januar  in 
einem  Placat  die  Generalstaaten  von  Holland  gesetzlich  das 
Prindp  auf,  dass  ihre  eigenen  Kaper  und  Kriegsschiffe  keine 
Durchsuchung  von  den  unter  Gonvoy  segelnden  neutralen  Schiffen 
voniehmen  dürften,  wenn  der  Gonvnandaat  des  Gonvoy  das 
Nichtvorhandensein  von  Gontrebande  in  den  Schiffen  ganz  be- 
stimmt versichere.  Aehnliche  Bestimmungen  eathallefi  das  Ross. 
Reglement  1787  Art.  13;  das  Schwedische  1768  Art.  I.  SS; 
das  Dan.  4.  Mai  1803  Art  17;   indessen  beschrankte  ein  neues 
Schwedisches  Reglement  21.  Juni  1804  dies  dahin,  dass  sich  die 
Schwedischen  Schiffe  unter  Gonvoy  die  Durchsuchung  nur  durch 
Staatsschifle,  nicht  durch  Kaper  gefallen  zu  lassen  brauchten. 


218.  Vergl.  bei.  Pohls  1.  e.  S.  1109  ff. 

219.  V.  Martena,  Enahlnngea  merkwardiger  Pille  aut  dem  VMk«nfclit 
II.  15. 
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Beionders  aber  wurde  die  Fnge  auf  Veraolftfsmg  der  Wi^ 
derseizung  voa  Danischen  und  Schwedischen  Conroys  gegea 
Englische  Durchsachaog  in  den  Jahren  n98--1800  angeregt. 
1798  nanilich  brachten  die  Engländer  2wei  Schwedische  Kobk 
vois  '*%  die  eine  unter  Graf  Wrangel,  die  andre  oftter  Baro« 
Cederström»  auf  und  condemnirten  sie.  1799  dagegen  setcte  der 
Danische  Kapitain  van  Dockum  im  Mittelmeere  die  Befrei-» 
ung  seines  Convoj  gegen  die  Durchsuchung  der  Engländer  glück- 
lich mit  Gewalt  durch  **^),  wogegen  im  Sommer  1800  der  Dä- 
nische Kapitain  Krabbe  im  Kanal,  doch  nach  einem  heftigen 
Kampfe  mit  dem  ganzen  ConYoy  (1  Fregatte,  Freya,  und  Kaufi- 
fahrern)  von  den  Englandern  aufgebracht  wurde  (durch  4 
Fregatten,  1  Brig  und  1  Luppen).  Doch  gab  England  nach  einem 
heftigen  Notenwechsel  Alles  wieder  heraus»  wogegen  freilich 
Danemark  seine  Convoys  suspendirte,  und  indem  die  Ent- 
scheidung der  Rechtsfrage  ausgesetzt  blieb  **'). 

In  Verträgen  wird  der  Fall  des  Convoy  und  seiner  Wirkun* 
gen  erst  spät  ErwlJmung  gethan.  Die  erste  bewaiinate  Neu- 
tralitat 1780  enthält  noch  nichts  davon.  Aber  bereits  der  Trak- 
tat zwischen  Rusaland  und  Dänemark  v.  a  Oct  1782  art.  i8t 
19  setzt  fest,  dass  die  Erklärung  des  Commandeurs  des  Gontoys 
Yon  dem  Nichtvorhandensein  der  Gontrebande  überall  genCkgen 
und  gegen  Durchsuchung  von  Kapern  wie  von  Kriegsschiflen 
schützen  müsse,  und  dasselbe  stipulirte  seitdem  Russland  mit 
Oesterreich  1.  Nov.  1785  art  13,  mit  Frankreich  U.  Jan.  1787 
art  31,  mit  Portugal  9.  Dea  1787  art  25.  26  und  16.  Dec.  1798 
art  2^  mit  Sicilien  5.  Jan.  1787  art.  20.  21  und  mit  Schweden 


220.  Wheaton,  droit  int. IV.  3. 227.  v.  Martens,  Erzahlnsgen  1.299. 
Jftcobsen,  Seerecht  577.  Fall  Maria,  Paulsen  bei  Robinson  I. 
310.  Auch  nicht  zu  Gunsten  der  HanatatiseheB  Ladmigsinteret- 
senten  machte  Scott  eine  Ausnahme.  Fall  £lsab«,  Maas,  bei 
Robinson  V.  173,  in  welchem  letztem  Falle  übrigens  entschieden 
wurde ,  dass  der  Staat  das  Recht  habe,  ans  politischen  OrQnden 
eine  durch  die  Frisenacte  an  sich  begründete  Beute  frei  zorflckzu- 
geben.    Robinson  V.  18.    Jacobsen  541.  555. 

221.  Doch  veranlasste  dies  zwischen  dem  Englischen  und  Dänischen 
Kabinette  einen  NotenwechaeL 

222.  Das  Ende,  war  die  vorläufige  Konvention  zwischen  England  und 
Dänemark,  29.  Aug.  1800. 
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1.  Man  1801  ert  24;  ferner  Preussen  mit  Nordamerika  1785 
art  14,  179»  art.  14  mid  1828,  sowie  mit  DSnemark  1818  ari  19; 
sowie  ferner  Nordamerika  mit  Holtand  1782  art  10,  mit 
Schweden  1783  art.  12,  sowie  mit  den  südamerikanischen  Staa- 
ten ,  namUch  mit  Columbia  1824  art.  20,  mit  Centralamerika 
1825  art  22  ond  mit  Brasilien  1828  art.  22,  endlich  Frank- 
reich mit  Texas  1839  art.  5  ><*). 

Gerade  veranlasst  durch  die  Englische  Behandlang  der  Da- 
nisdien  Fregatte  Freya  und  deren  Convoy  lud  dann  Russland 
die  Nordischen  Machte  zur  Aufrechthaltung  der  Rechte  der  Neu- 
tralen von  Neuem  ein  und  die  Convention  zur  sogenannten 
Herstellung  der  bewaffneten  Neutralität,  Decbr.  1800,  zwischen 
Schweden,  Danemark,  Russland,  der  einige  Tage  spater 
auch  Preussen  beitrat,  setzte  fest:  dass  die  Erklärung  des, 
das  convoyirende  Kriegsschiff  commandirenden  Of- 
ficiers,  dass  die  neutralen  Schiffe  keine  Contrebande 
am  Bord  hstten,  gegen  Durchsuchung  schätzen  mOsse« 

Da  zeigte  sieh  endlich  England  nachgiebiger,  wusste  aber  so 
glOcklich  zu  unterhandeln,  dass  dieser  Satz  durch  die  Russisch- 
Englische  Convention  v.  5.  Juni  1801  art.  4,  der  auch  Schweden 
and  Danemark  beitraten,  dahin  modificirt  wurde:  dass  Schiffe 
unter  Convoy  zwar  von  Kapern  gar  nicht  angehalten 
und  untersucht  werden  dürfen***),  wohl  aber,  wenig- 
stens in  gewisser  Welse,  von  Kriegsschiffen.  Es  sen- 
det nämlich  das  Schiff  der  kriegführenden  Macht  eine  Schaluppe 
an  Bord  des  convoyirenden  und  die  Officiere  legitimiren 
sich  gegenseitig  gegen  einander.  Findet  sich  Alles  in 
Ordnung,  so  darf  weiter  nicht  visitirt  werden     Dazu  ist 


223«  In  dieiem  Artikel  V.  des  Vertragt  zwischen  Frankreich  und  Tezas 
heisst  es:  La  visite  ne  sers  permtse  qn'k  bord  des  bttiments  qm 
narigüeraient  sans  convoi;  il  suffira,  lorsqn'ils  seront  conroyi^ 
que  le  commandant  da  convoi  d^clare,  verbalement  et 
sur  sa  parole  d'honnenr,  que  les  navires  plae^s  sons  sm 
protection  et  sous  son  escorte  appartiennent  k  P^tat 
dont  11  arbore  le  paTillon,  et  qu'il  d Velare,  lorsqae  lei 
nayires  seront  destin^s  ponr  un  port  ennemi,  qu'ili 
n'ont  pas  de  eontrebande  de  gnerre. 

SM.  Vielmehr  dürfen  Kaper  mit  Gewalt  zurückgewiesen  werden. 


i  236.  Schuis  durch  Gonvor.  $  280.  465 

nur  eltt  Recht  y<Nrhandea,  wenn  ein  motif  valable  de  aus— 
picion  Torhanden  ist 

England  hat  demnach  bis  jetzt  nicht  das  Principe 
sondern  nur  eine  Milderung  der  strengeren  Visita- 
tion der  convoyirten  Schiffe  bewilligt^  nämlich  zeitweilig; 
denn  England  wird  sich  gewiss  nicht  mehr  durch  die  Bestim- 
mungen jener  Seeconvention  von  1801 ,  nach  den  Ereignissen 
und  Seekriegen  der  spateren  Jatire  bis  1814,  vertragsmassig  hier 
gebunden  halten. 

III.  **»)  Wiewohl  nun  kein  allgemeines  gleiches  Einver-' 
stindniss  der  Machte  über  den  Grundsatz  besteht  und  gar  viele 
der  ihn  unbedingt  oder  modificirt  festsetzenden  .Verträge  im 
Laufe  des  jetzigen  Jahrhunderts  wieder  gelOset  sind:  so  schein! 
doch  der  Schutz  gegen  Durchsuchung  neutraler  SchifTe  durch 
Gonvoy  so  sehr  in  der  Natur  des  internationalen  Rechtslebens 
im  Allgemeinen,  besonders  aber  so  sehr  in  der  Souverainetat 
jedes  neutralen  Staates,  in  der  neutralen  WUrde,  Ehre,  Maje- 
stät und  Glaubwürdigkeit  begründet,  dass  es  nur  als  eine 
selbstsüchtige  und  völlig  ungerechtfertigte  Anmassung  der  grös- 
seren Seestaaten  und  namentlich  Englands  erscheint,  wenn  sie 
den  Schutz  durch  Convoy  nicht  respectiren,  wenn  sie  den  ge- 
wissenhaften Aussagen  der  Kriegsbefehlshaber  der  neutralen 
Machte  keinen  Glauben  schenken  wollen:  was  mir  immer  als 
eine  solche  Beleidigung  des  neutralen  Staats  erscheinen 
mag,  dass  desshalb  überall  ein  kriegerisches  (Auftreten  des 
neutralen  gerechtfertigt  ist.    Siehe  aber  n.  IV. 

Mit  Recht  sagt  Nau  1.  c:  Da  Convoy  die  offene  Garantie 
der  Regierung  sei,  so  könne  die  Uebereinkunft  für  keinen  Theil 
ungerecht  sein,  dass  nSmlich  alle  Schiffe  aller  Nationen,  welche 
unter  Bedeckung  eines  bewaffneten  Fahrzeuges  ihrer  Regie- 
rung passiren,  durch  die  Aussage  des  Chefs  des  convoyirenden 
Kriegsschiffes,  dass  keine  Contrebande  am  Bord  des  Schiffes 
seien,  von  aller  Untersuchung  befreit  seien. 

Debrigens  nur  Kriegsschiffe,    nicht  Kaper ''*)  scheinen 


225.  Vergl.  Heffter  1.  c  S  170  in  f.;  aach  Nan  S  171. 

226.  Dies  ist  möglich  in  dem  Falle,  da»  ein  Staat  zwar  mit  einem  an- 
dern Staate  (Amerika  mit  Frankreich)  Krieg  fllhrt  und  gegen  diesen 

▼.  KiUenborn,  Seerech  i  H.  30 
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mir 9  nach  der  bisherigen  Binricbtung  der  letitem,  ahBeeorte 
eines  Gonvoy  die  gehörige  Garantie  darzubieten  und  einen  hin* 
langliGhen  die  Majestät  und  Glaubwürdigkeit  des  neutralen  Staats 
reprasentirenden  Charakter  an  sidi  zu  tragen,  um  das  Recht  der 
conToyirten  Fahrzeuge  auszuschliessen. 

IV.  Doch  versteht  es  sich  von  selbst ,  dass  der  neutrale 
Staat  die  unter  Convoy  zu  stellenden  Handelsschiffe  vor  der  Ah- 
segelung  der  genauesten  offidellen  Inspection  unterwerfen  oad 
die  Fuhrer  der  Bedeckung  mit  authentischen  L^iÜimationen  ver- 
sehen müsse. 

V.  Auch  können  füglich  nur  diejenigen  Schiffe  auf  die 
Befreiung  von  der  Durchsuchung  Anspruch  machen,  weldie  aus- 
drücklich und  bestimmt,  nach  geschehener  officieller  Inspectioo, 
von  der  absendenden  Staatsgewalt  die  Brlaubniss  unter  den 
Convoy  segeln  zu  können  erhalten  haben,  nicht  diejenigen, 
welche  sich  dem  Convoy  eigenmflchttg  oder  erst  unterw^  zo- 
fidlig  angeschlossen  haben  **')• 

VI.  Selbst  diejenigen  Schiffe,  welche  unterwegs  von  der  Be- 
deckung sich  trennen  oder  abgetrennt  werden,  können  sich  auf 
das  Recht  der  Befreiung  nidit  berufen.  Doch  wird  eine  zuMlige 
zeitweilige  Trennung  auf  offener  See  In  der  Regel  nichts  andern 
und  auch  nicht  einmal  Verdacht  begründen  können.  Dagegen  ist 
eine  dauernde  Abtrennung  ganz  besonders  geeignet,  bei  dem- 
nttchstiger  Betretung  durch  die  Kriegführenden  solche  Schiffe  als 
besonders  verdachtig  zu  behandeln,  namentlich,  wenn  sie  In  der 
Nahe  verdachtiger  Küsten ,  Inseln  oder  auch  auf  einer  in  jener 
Zeit  von  verdachtigen  oder  gar  feindlichen  Kauffahrem  frequen- 
tirten  Passage  betroffen  werden  oder  gar  keine  durdi  höhere 
Gewalt  erweislich  bewirkte  Deviation  vorliegt  etc. 

VII.  Endlich  kann  füglich  eine  Verification  der  Sdiifle  ver- 


Kaperbriefe  gibt,  aber  gegenüber  einem  dritten  Staate  (DinemarkjL 
welcher  wieder  mit  emem  anderen  Staate  (England)  Krieg  AUut, 
neutral  ist.  So  im  Jahre  1807.  Siehe  n.  VIII.  dieses  S- 
227.  Heffter,  1.  c.  $  170,  der  mit  Recht  erkllrt;  dass  aber  Ton  ciaen 
Recht  auf  Oonflscation  solcher  eigenmächtig  oder  taflBig  nnter 
den  Convoi  gdLommenen  Sehifie  nicht  die  Rede  aem  kann,  sob- 
dera  nur  von  einer  Darchsudiung  derselbett.  Ortolan  l.e.Ii2S7 
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??.l^^''^"'  ^®""  ^'^  ''"■'^*'  ^"''"  ^^«''  absichtUch  mit  anderen 
Schiffen  «usammengerathen  oder  vermengt  worden  sind  "•). 

Vin.  Das  freiwillige  Segeln  eines  neutralen  Schif- 
fes unter  feindlichem  Convoy  scheint  aber  demselben  un- 
bedingt emen  feindlichen  Charakter  zu  geben,  das  neutrale  Schiff 
mnss  hier  dass  Schicksal  der  feindlichen  Schiffe  theilen,  denn  es 
hat  durch  seinen  eigenen  Fehler  seinen  neutralen  Charakter 
verloren  "•).   S.  $  237.  Note  235. 

Als  in  dem  Dänisch- Englischen  Kriege  von  1807  einige  Dä- 
nische Briggs  bei  Norwegen  einen  ganzen  Convoy  des  Feindes 
nahmen,  so  waren  darunter  viele  Nordamerikanische  Schiffe,  von 
denen  einige  aus  der  Ostsee  direct  nach  Amerika  bestimmt 
waren.  Die  Amerikaner  behaupteten  nun,  dass  sie  sich  ihres 
Kriegstandes  mit  Prankreich  wegen  und  nicht  aus  irgend  einer 
Böcksicht  gegen  Dänemark,  unter  den  Convoy  eines  Kriegfüh- 
renden begeben  hätten.  Jacobsenl.  c.  will  aber  auch  hier 
mit  Recht  die  Regel  festhalten"«),  denn  es  findet  hier,  trotz 
obiger  Einrede,  immer  eine  Verietzung  der  reinen  Neutralität  statt 
Sir  W.  Scott  verurtheilte  in  den  oben  genannten  Schwedischen 
Convoyfällen  auch  die  Hanseatischen  Ladungsinteressenten,  in- 
dem man  annehmen  müsse,  dass  diesen  die  Instructionen  des 
Convoyföhrers  wegen  des  beabsichtigten  Widerstandes  bekannt 
waren.  Um  so  mehr  muss  also  die  Condemnation  erfolgen,  wo 
dieser  Widerstand  von  Seiten  eines  feindlichen  Covoi  sich  überall 
von  selbst  versteht.  Durch  das  Eintreten  in  eine  solche  Con- 
voygemeinschaft  unter  einer  feindlichen  Flagge  begibt  man  sich 


228.  Vergl.  Heffter  $  170  in  t  Ortolan  IL  231. 

229.  Namentlich  streng  ist  Oke  Manning  369.  Wheaton,  droit  int. 
IL  192.  (Partie  IV.  c.  3.  S  31  in  f.)  Wheaton,  reportes  IL  409. 
the  Atalanta.  Jacabien,  Seerecht  140.  141.  Mit  Recht  unter- 
schieden die  Nordamerikanischen  Gerichte  bestimmt  1)  zwischen 
dem  Falle,  wo  bloss  neutrale  Güter  am  Bord  eines  feindlichen 
Kriegsschiffes  sich  befinden,  2)  von  dem  Falle,  wo  ein  neutrales 
Schiff  unter  feindlichem  Convoy  segelt.  Wheaton,  droit  intern.  1.  c. 
und  oben  $  234  in  f. 

330.  Wenn  auch,  setzt  er  hinzu,  der  K5nig  v. Dänemark, ans  Freund- 
schaft für  die  V.  St.  V.  Nordamerika,  in  Folge  der  ministeriellen 
Verwendung  einige  der  Schiffe  oder  deren  Ertrag  restituiren  würde. 
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gegenOber  dem  KriegfQhrenden  in  eine  kriegerische  SteHung, 
und  gerade  dadurch»  dass  neutrale  Schiffe  an  dem  Conyoyioge 
theilnehmen,  gewinnt  der  Gonvoy  an  einen  gewissen  grösseren 
kriegerischen  Charakter.  Schon  durch  die  grosse  Anzahl  der 
Schiffe  lasst  sich  die  andere  Kriegspartei  abschrecken  von  Ver* 
folgung  etc.  Kurz  es  liegt  hier  mehr  oder  weniger  eine 
unmittelbare  Theilnahme  an  einem  feindlichen  Ma- 
növer vor. 

Damit  stimmt  denn  auch  das  Dänische  Prisenreglement 
von  1810  Oberein,    indem    es    für   gute  Prisen  erklärt:   „les 
vaisseaux  qui  malgr^  que  leurs  pavillona  fussent  oonsid^r^ 
comme  neutres  aussi  bien  pour  la  Grand-Bretagne 
que  pour  les  puissances  en  guerre  avec  cette  nation» 
se  sont  servi  de  convois  anglais,  soit  dans  rAtlantique,  soit  dans 
la  Baltique.''    In  den  Nordamerikanischen  Beschwerden  wegen 
jener  Capturen  durch  Dänemark  werden  zwar  diese  Bestimmun- 
gen der  Dänischen  Verordnung  als  einseitige  Bestimmungen  ge- 
gen das  bisherige  Völkerrecht  bezeichnet  und  Wheaton  (droit 
intern.  II.  192—204;  pariie  IV.  3.  S  32)  sucht  weiUäo^  das 
vermeintliche  Unrecht  Dänemarks  zu  beweisen  **^).    Aber  der 
Nordamerikanische  Patriotismus  Hess  hier  in  egoistischer  Weise 
das  allgemeine  Recht  vor  dem  individuellen  Interesse  hintenan- 
setzen,  und  nach  langen  Unterhandlungen  ist  es  den  Nordameri- 
kanern ,   nämlich  erst  im  Jahre  1830 ,    einzig  möglidi  gewesen, 
von  dem  Dänischen  Kabinete  eine  ganz  allgemeine  Entschädi- 
gungssumme zu  Gunsten  der  reclamirenden  EigenthQmer  zu  er- 
langen» indem  dabei  die  Vertheilung  dem  Nordamerikanischen 
Staate  allein  überlassen  wurde.    Man  sieht,  Dänemark  erkannte 
die  Nordamerikanische  Prätension  nicht  als  rechtsbeständig  an 
und  gab  sein  eignes  strenges,  aber  gerechtes  Princip  durchaus 
nicht  auf,  wie  es  denn  in  dieser  Convention  express  heisst,  dass 
cette  Convention  fut  d^clar^e  n'avoir  d*autre  object  que  de  mettre 
fin  k  toutes  r^clamations,  et  ne  pouvoir  £tre  jamais  in- 
voqu^e  par  la  suite  par  l'une  ou  l'autre  des  partie 
comme  un  pr^c^dent  ou  une  rägle  pour  ravenir*'***)- 


S31.  Auch  Ortolan  11.  233-37  ist  müder  Auieht;  ebenso  Hefter  S  Hl 

Note,  doeh  ohne  RQcktielit  anf  den  bestunmten  Fall. 
232.  Wheaton  on  comte  de  Schimmelmann  1328.     de  Martern, 
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ZufliIIigea  und  zwar  zeitweiliges  durch  die  umstände  gebo- 
tenes oder  gar  mit  Gewalt  erzwungenes  Segeln  unter  feindlichem 
Conyoy,  kann  aber  füglich  dieselbe  Wirkung  nicht  haben,  recht- 
fertigt aber  jedenfalls  die  Aufbringung  und  vorläufige  Beschlag- 
nahme, denn  der  Neutrale  wird  sich  auch  in  solchem  Falle 
allemal  erst  Tor  dem  Prisengerichte  zu  rechtfertigen  haben.  Sir 
W.  Scott  erklarte  das  Segeln  unter  Convoy,  im  Falle  es  durch 
eine  unvorhergesehene  Verlegenheit,  die  ein  Schiff  auf 
der  See  überfUlt,  erfolge,  für  keinen  Grund  zur  Gondemna- 
tion  des  einzelnen  neutralen  Schiffes  und  dessen  Ladung,  selbst 
wenn  der  Gonvoy  wegen  Widersetzung  gegen  die  Durchsuchung 
aufgebracht  worden  war.    Fall  Elsabe  bei  Robinson  V.  173. 


S  237.    Anfbringang  und  Betehlagnahme  **•). 

I.    Bei  der  Durchsuchung  setzt  sich  jedes  Schiff  der  Be- 
schlagnahme  und  Wegführung  (Aufbringung)  aus: 
1)  Wenn  es  sich  der  Untersuchung  thätlich  wiedersetzt  oder 
auch  nur  zu  widersetzen  Anstalt  trifft  ***).  Franz.  OrdoaiL 


Bonvean  reeoeil  tom.  VIII.  350.  EUiot,  American  diplomatie  eodo 
voL  I.  453.  —  Freilleh  liegt  in  dem  Vorbehalt  zagleicb,  da«  andi 
die  Nordamerikaner  ihr  vermeintliehea  Recht  niefat  aufgegeben 
haben. 

233.  Heffter  1.  e.  g  171.  8.  301  —303.  PfthU  1.  e.  1176  if.  Nan 
g  166.  167. 

S34.  Doch  war  Sir  W.  Scott  in  dem  Falle  der  Spaniichen  Schüfe  La 
puiinima  Coneeption  nnd  8t  Juan  Baptiita  (bei  Robinton  V.  33}» 
welche  behaupteten,  sie  hatten  die  Englischen  Schüfe  für  Barba- 
retken  gehalten,  hatten  bloia  deiahalb  die  Bote  nicht  an  Bord 
kommen  lassen  nnd  hatten  nach  Rückkehr  der  sich  damit  be- 
gnügenden Bote,  einfach  nur  Yertucht  zn  entfliehen,  —  so  billig 
zu  erklaren:  er  glanbe  nicht,  dast  ein  blosser  Versuch 
vor  der  Besitzergreifung  zu  entfliehen,  je  so  angese- 
hen werden  kOnne,  als  folge  darauf  eine  Oondemna- 
t  i  o  n.  Femer  auch  wenn  die  Spanier  die  Erklärung  der  Englander,  dan 
England  zwar  mit  Frankreich  und  Holland ,  nicht  aber  mit  Spa- 
nien in  Krieg  Tcrwickelt  sei,  bezweifelt,  also  aus  Furcht  vor  einem 
▼ermeintlichen  feindlichen  Kreuzer  geflohen  waren,  so  läge  immer 
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de  ].  m.  1681.  art.  12  tit.  des  prises.  Dan.  Prisenregl.  1810. 
art.  11.  Schwed.  Regl.  I78S.  I.  $  6.  Span.  Ordonnani 
1718.  art.  13. 

2)  Das  Recht  der  Sicherung  gegen  Durchsuchung  durch  Gonroy 
ist  noch  so  precär  und  namentlich  von  England,  ausser  in  Folge 
besonderer  Verträge ,  so  wenig  anerkannt ,  dass  bisher  im 
Fall  eines  Widerstandes  das  Geleitsschiff  sammt  dem  gan- 
zen Convoyzuge  aufgebracht  worden  ist  Siehe  $  230  n.  IL 
in  med.  bes.  die  Noten. 

Auch  das  Segeln  eines  neutralen  Schiffes  unter  einen 
feindlichen  Convoy  (S  236  n.  VUI.)  ist  immer  Yerd&ditig 
und  begründet  in  der  Regel  Con6scation  *'*). 

8)  Wenn  das  Schiff  oder  die  Ladung  sich  nicht  sofort  als 
neutral  legitimiren  kann.  Siehe  S  234. 

4)  Wenn  es  sich  im  Fall  eines  offenbaren  Zuwiderhan- 
delns gegen  die  Rechte  eines  KriegfCkhrenden  in 
Betreff  einer  Blök  ade  ($  224)  oder  wegen  Zuführung  ver- 
botener Waaren  oder  feindlicher  Güter  (s.  aber  $  234], 
Mannschaften  und  Depeschen  befindet  ($  225). 

Indessen  wenn  das  Schiff  nicht  selbst  oder  die  ganze  La- 
dung des  Schiffes  der  Confiscation  unterworfen  ist,  also  wenn 
nur  ein  Theil  der  Ladung  unter  die  verbotenen  Waaren  gehört 
oder  feindliches  Gut  ist,  so  soll  in  der  Regel  der  Kaper  und 
resp.  das  Kriegsschiff  der  durchsuchenden  Macht  sidi  mit  der 
Wegnahme  dieser  Güter  begnügen  und  das  Schiff  ungestört 
weitersegeln  lassen,  falls  die  Schiffe  der  Kaptoren  ohne  Be- 
schwerde diese  Güter  fassen  können  und  falls  nicht  anderwei- 
tiger Verdacht  einer  Confiscation  auch  der  Übrigen  Ladung  oder 
des  Schiffes  vorliegt.  Na  u  $  167.  Siehe  n.  IL  u.  $  225,  bes.  n.  IX. 

5)  Selbst  wenn  sich  auch  nur  begründeter  Verdacht  einer 
oder  der  anderen  Unrichtigkeit  ergiebt;  also  insbesondere: 


ein  entschuldbarer  Irrthum  vor.  Die  Kaptoren  hatten  alao  ihre 
Beschuldigung  nicht  gehörig  dargethan.  Jacobaen  1.  c.  579.  80. 
743.  Acton  rep.  II.  31  the  Topax,  Capt  NichoU. 
235.  Siehe  bereits  oben  S  236  n.  VlIL  So  strenger  Meinung  ist  auch 
O.  Manuing.  Einen  absoluten  Gonfiscationagrund  will 
darin  nicht  sehen  Heffter  und  ähnlich  Wheaton  1.  c  und  Ortolan 
11.  233-37. 
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0)  Wenn  sich  keioe  oder  doppelte  oder  uDTollsttndige 
Scbiffspapiere»  z.  B.  auch  am  Bord  des  GonYoyschiffs 
iD  deo  Htadeo  des  Commaodeurs,  yorfindeo,  oder  wenn 
der  Kaper  fceiue  Markbriefe  hat***)>  oder 

7)  wena  der  Schiffer  oder  gar  der  GommaDdeur  de^  Coovoys 
die  Scbiffspapiere  ganz  oder  Iheilweis  yernichtet,  ge- 
schehe es  durch  Verbreimen,  Zerreissen,  Ueberbord werfen 
etc.  Mag  sie  Tor  oder  bei  oder  nach  der  Kaptur  geschehen 
sein»  iouner  ist  sie  im  höchsten  Grade  Verdacht  erregend 
und  strafbar  y  so  dass  die  Prisenreglements  die  Strafe  der 
Gonfiscation  des  Schiffes  und  der  Ladung  darauf  setzen  und 
zwar  in  der  Regel  ohne  zu  untersuehen»  ob  das  vernichtete 


236.  Die  Wirkung  ist  in   den  Yenchiedenen  Staaten  Yenchieden,  die 
«  deMwegen  meitt  ihre  Unterthanen  streng  Terwarnen.    Aufbringung 
ist  in  den  Fallen  sub  ö.  und  H.  überall  gerechtfertigt.    Doch  er- 
klftien  die  Rnss«  a.  Dan.  Gesetze  falsche  oder  doppelte  Papiere 
(wenigstens  nicht  aasdrücklicb)  nicht  gerade  fQr  einen  Grund  zur 
Gondtmnalion  (Haas.  KaperregL  1787  Art  6.    D&n.  Prisenreglem. 
1810  Art.  13.  lit  b.)»  wohl  aber  die  Ho  IL  Ordnung  26.  Jan.  1781 
Artikel  5.  und  vielleicht  auch  Frankreich  (Arr^t^  du  directoire 
fzecntif,  12  Vent.  an  5.  Art.  5).   —    In  England   sind  £slsehe 
Papiere  nicht  unbedingt  ein  Grund  zur  Gondemnation;   aber  sie 
machen  das  Eigenthum  de^enigen,   der  in  culpa  ist,  verdaditi^ 
und  werden  zu  einem  Gondemnationsgrunde»  sobald   die  Trans- 
action  selbst  betrügerisch  ist  (Calypso,  Speck  bei  Robinson  IL 
154).    Ueberhaupt  nimmt  m  England  jeder  Betrug  das  Recht  auf 
besseren  Beweis   {nnt:  Eenrom,   Fronien;   Calypso,  Speck; 
Carolina,  Hartmann;  Bemstorf,  Velmcr;  Nancy,  Knudsen, 
simmtlich  bei  Robinson,  adm.  rep.),  und  in  dem  Viceadmiraütats- 
gericfate  zu  Halifax  ist  sogar  einem  Reclamanten,  der  in  einer 
Sache  meineidig  befunden  worden,  in  einer  anderen  Sache  das 
Recht  auf  besseren  Beweis  abgesprochen  worden  (Thrse  Brothers, 
Fitch  bei  Stewart,  Yieeadm.  rep.  99)  und  es  ist  diese  Entscheidung 
(▼.  9.  Mai  1807)  im  AppeUatorio  am  30.  Noy.  1808  bestätigt.  — 
Femer  nnss  man  es  in  der  Ordnung  finden,   dass  in  England  daa 
'  Admiraliatsgerieht  Attestationen  Yon  notoriieh  leichtfertigen  und 
gewissenlosen  Magistraten,  wenigstens  wenn  sonst  Verdacht  ob- 
wnitite,  nicht  beachtet  hat,  namentUch  ging  es  in  den  letzten 
grossen  Seekriegen  den  Emdenar  Bürgerbriefen  so.  Emden  war 
berüchtigt.    Doch  sagte  S,  W.  Scott  höflich  nur:  Der  Magistrat 
YQn  Emden  lasse  sich  leicht  tauschen.    Siehe  Pohls  L  c.  1182. 
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Papier  einen  Aufechloss  gegeben  beben  wOrde»  der  dn 
Eigenthum  feindlich  macht  oder  nicht  So  in  Frankrdch 
und  Spanien***).  Doch  isi  nach  dem  Dan.  Prisenregiement 
1810  Art  12.  Note  c.  in  der  Vernichtung  der  Papi»e  nor 
einfaqh  ein  Grund  zur  Aufbringung  yorhanden,  und  in  Eng- 
land verliert  der  Schiffer  nnd  wenn  er  darum  wussle,  auch 
der  Eigner  der  Ladung»  dadurch  das  Recht»  ferneren  Be- 
weis zu  führen  und  allen  Anspruch  auf  die  Fracht»  doch  ist 
die  Vernichtung  an  sich  kein  hinreichender  Grund  zur  Gon- 
demnation,  wenn  nur  sonst  der  neutrale  und  unfeindliche 
Charakter  klar  ist»«).    S.  auch  $  238. 

Auch  die  Verheimlichung  der  Papiere  ist  rer- 
dächtig*'*),  kann  aber  natürlich  nicht  die  Wirkung  der 
Vernichtung  haben ,  indem  noch  immer  die  Möglichkeit  die 
Papiere  herbeizuschafTen  da  ist,  falls  sie  nur  noch  nach- 
träglich herbeigeschafft  werden  und  unter  Umständen  und 
zu  einer  Zeit,  ehe  sie  gefälscht  oder  vertauscht  oder  theil- 
weis  zerstört  werden  konnten. 

Neutrale  Staaten  haben  noch  dazu  ihren  Schiffern  in 
Kriegszeiten  ausdrücklich  streng  die  Vernichtung  der  Papiere 
untersagt  und  sich  auch  wohl  gegenüber  anderen  Staaten 
durch  Vertrage  zu  solcher  Dntersagung  verpfliditet **«). 


237.  Span.  Regl.  1.  Juli  1779  Art.  Ift.  Spaa^  Ordon.  13.  HIr  1780 
Art  8.  Franz.  Regl.  1778  Art  3»  doch  iit  nach  einem  Briefe  dn 
Königs  Yon  Frankreich  an  den  Admiral  y.  13.  Dec.  1779  ei  dem 
Admiral  überlassen,  in  Fallen,  wo  die  Temichtcten  Papio«  keinen 
Beweit  des  feindlichen  Eigenthnms  oder  der  feindlichen  (T6I]De^ 
rechtswidrigen)  Bestimninng  hatten  liefern  können,  die  An- 
wendung des  Gesetzes  zn  modificiren«  Pohls  1.  c.  1179. 

238.  Two  Brothen^  M'Clonsky  bei  Robinson»  rep.  1. 131*  RishigSiiii, 
Wilkye  ibid.  II.  106b  Himter,  Rogers  bei  Dodacm,  adm.  rep. 
4S0.  Pohls  1.  e. 

239«  Namentlich  nnterscbeiden  die  Engllnder  von  der  Vemiehtmig  der 
Papiere  (spoliation  of  papers)  noch  die  Verkeim liehnng  de^ 
selben  (auppression  of  papert)  nnd  liegt  auch  in  letzteren  an  dcii 
kein  Grund  zur  Condemnation  vor.  Goneordia,  Wise  nnd  PoOj, 
Catky  bei  Robinson  II.  36i. 

MO.  Oesterr.  Verordnung  7.  Aug.  1803  Art.  3.  Din.  Ordnung  4. Mai 
1803  Art.  17.  Schwed.  Regl.  21.  Januar  1804  $  9.   Hamb.  BegL 


SS37,  AülbringuDg  und  Besdilagnahme.  S2S7.         47JI 

8)  Wenn  anderweitige,  bestimmte  Dmstftnde  auf  eiae  yölker- 
rechtswidrige  Simulation  schliessen  lassen.    Dahin 

9)  gehört  schon  das  Steuern  eines  falschen  Curses» 
wenigstens  in  sofern  die  Deviation  irgend  wesentlich  er- 
scheint und  ihre  durch  höhere  Gewalt  entstandene  Noth- 
wendiglLeit  nicht  iLlar  am  Tage  liegt,  was  durch  das  Journal 
und  durch  die  Aussagen  der  Equipage  gehörig  bewiesen 
werden  darf.  Auch  der  Einwand  einer  alternativen  und 
unfeindlichen  Bestimmung,  falls  letztere  aus  den  Papieren 
sich  ergiebt,  schützt  gegen  Aufbringung  oder  doch  nachtrag- 
lich gegen  Condemnation.  Es  muss  in  der  Deviation 
der  Verdacht  eines  völkerrechtswidrigen  Handelns  liegen, 
wenn  sie  zur  Condemnation  einen  Grund  abgeben  solP^^. 
Doch  wird  überall  von  keiner  Entschädigung  wegen  der 
Aufbringung  dem  Neutralen  gewahrt  werden  müssen,  wenn 
auch  nur  im  Entferntesten  durch  seine  Schuld  ein  Verdacht 
vorlag  und  desshalb  die  Aufbringung  erfolgte,  falls  sich  auch 
nachtraglich  ergeben  sollte,  dass  kein  Grund  zur  Condem- 
nation vorliegt. 

Namentlich  ist  Grund  zur  Aufbringung,  wenn  ein  Schiff 
nach  einem  blokirten  Orte  zusegelt,  wahrend  seine  Clarlrung 
nach  einem  anderen  Hafen  lautet.  Doch  condemniren  selbst 
in  solchem  Falle  die  Englander  wenigstens  die  Ladung 
nicht,  wenn  es  aus  den  Papieren,  die  zur  Zeit  der 
Kaptur  sich  an  Bord  befanden,  erhellt,  dass  der 
Ladangseigner  keine  Absicht  eines  Betruges  hatte  haben 
können***). 


18.  8ep.  1778  Art  15.  Preuts.  Dedaration  30.  April  1781  Art  a. 
—  Traetat  zwischen  Frankreich  und  Hamburg  1769  Art.  18,  wo 
aasdrQcklich  Confiication  von  Schiff  nnd  Ladung  als  Strafe  fettgc- 
letet  ist;  zwiachen  Rutiland  nnd  Frankreich  1787  Art.  31;  Portu- 
gal nnd  Rnaaland  1787  Art  25;  Rnialand  nnd  Sicilien  1787  Art.  20. 
Schweden  und  Ruialand  1801  Art  29.  Preuiaen  und  Danemark 
1818  Art.  19  etc.   Pöhla  L  e. 

911.  Hefiter  L  e.  Jonflroy  307.  Es  kommt  hier  Vielea  auf  die  Um- 
stände an  nnd  ist  man  selbst  in  England  hier  billig  gewesen.  Sir 
W.  Scott  in:  Coneordia,  Wiae  bei  Robinson  II.  12a  165. 

M2.  Exchange,  Ledet  bei  Edwards  adm.  rep.  43. 


4T|      Ali^Q.  IV.  ReeU«  dn  SmIüaMs  im  fioekrieg». 

10)  Deberall  wo  ein  Neutralisiren  Torzaliegm sebeii^  Siehe 

$229. 

11)  Endlich  ist  jedes  feindliche  Schiff  der  Aufbringung  wAer- 
werfen,  wenn  eg  auch  unter  neutraler  Flagge  a^eü  Siebe 
S  230. 

IL   Folgen. 

1)  Nach  n.  I.  aub  4.  kann  sich  Im  Fall  der  Contrebande  und 
ähnlicher  Contraventionen,  wobei  nicht  Schiff  und  die  fibrige 
Ladung  verwirkt  sind,  das  angehaltene  Schiff  durch  Aus- 
lieferung der  verbotenen  Artikel,  sofern  sie  der  Nehmer  in 
sein  Schiff  aufnehmen  kann,  von  allen  weiteren  Folgen  be- 
freien. Der  Nehmer  muss  ihm  ober  die  Auslieferung  einen 
Empfangsschein  ausstellen.  Doch  darf  der  Fall  der  Contre- 
bande nicht  der  Art  sein,  dass  sie  eben,  wenigstens  nach 
dem  Rechte  des  Staats  des  Nehmers,  die  Verurtbeiiung  des 
ganzen  Schiffes  nach  sich  zieht  *«<).  S.  bes.  $  225  n.  IX. 

Doch  scheint  es,  dass  selbst  In  diesem  Falle  der  Kaptor 
nicht  nur  das  Urtheil  des  competenten  Riditers  erwarten 
müsse,  ehe  er  mit  diesen  Waaren  als  mit  seinem  Eigenthom 
verfUthrt,  sondern  auch,  dass  wenn  dieses  Urtheil  die  Waaren 
für  frei  erklärt,  dieselben  den  Eigenthümern  zurQckgegeben 
werden  müssen ;  denn  die  Abtretung  von  Seiten  des  Schiffers 
konnte  hier  Oberall  nur  bedingt  sein  und  konnte  nicht 
die  Eigenschaft  eines  Lösegeldes  (siebe  n.  2)  haben. 
Freilich  weiss  ich  kein  Beispiel  eines  solchen  Falles  in  der 
Praxis,  indem  sich  ein  Schiffer  nicht  leicht  zur  Abtretung 
entschliessen  wird ,  wenn  er  nicht  die  Nehmung  ganz  be- 
stimmt gerechtfertigt  glaubt.    Martens  I.  c.  $  24. 

2)  Auch  in  den  Fallen,  wo  das  ganze  Schiff  oder  die  ganze 
Ladung,  namentlich  wegen  ihres  Charakters  als  feindlichen 
GuteSi  aufzubringen  ist,  pflegte  man  seit  dem  Ende  des  17. 
Jahrhunderts  zu  gestatten,  dass  der  Kaper  und  lesp^  das 


243.  V.  Martens,  Kaper  $  24.  Pohls  1.  e.  1195.  S.  Tractat  twiiefani 
Frankreich  und  Spanien  1739.  Frankreich  und  Dänemark  1742. 
Boasland  nna  Danemark  1782.  Amerika  und  Schweden  1781, 
BnaalaDd  und  Sicilien  1787.  Ramland  und  Portugal  1798.  Aamka 
und  Preoiaen  1799.  RoiSland  and  Sdbweden  1801.  PreotaeB  nad 
Danemark  1818.   Siehe  auch  Rum,  Regl  1787  Art  12. 
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Kriegsschiff  gegen  ein  Lösegeld  das  Schiff  ungehindert  wieder 
fahren  lasse.  Es  ist  das  die  sog.  Ranzionirung  feind- 
licher Güter  ***).  Doch  ist  dies  als  eine  Ausnahme  zu  be- 
trachten; denn  jede  kriegführende  Macht  ist  wesentlich  da- 
bei interessirt,  dass  nicht  bloss  der  Kaper  gegenüber  dem 
Feinde  profitire,  sondern  dass  der  Feind  durch  die  Weg- 
nahme seiner  Schiffe  und  Güter  geschwächt  und  so  zum 
Frieden  geneigter  gemacht  werde.  Auch  verbieten  England 
(19  Georg  III,  7.  sect  11  (1779)  und  22  Georg  III.  25.  sect 
1-3.  1782.  43  Georg  III.  160,  sowie  45  Georg  lU.  72)  und 
Schweden  (Regl.  1788  Art.  IL  S  7.)  die  Freilassung  von 
Prisen  auf  offener  See  gegen  Ranzion  ausdrücklich  und  wie 
es  scheint  implicite  Russ*  Regl.  1787  Art.  8;  Dihn.  1810 
Art.  16,  Niederl."»)  Ordonnanz  7781  arg.  Art.  12.  —  Die 
Span.  Verordnung  von  1779  Art.  44  erlaubt  den  Kapern 
dergleichen  Lösegeld  zu  nehmen,  wenn  sie  schon  3  Prisen 
gemacht  haben,  verbietet  es  aber  in  den  übrigen  Fällen  auf 
offener  See.  In  Frankreich  waren  diese  Ranzionirungen, 
durch  die  Ordonnanz  von  1681  tit.  des  prises  Art.  19  ge- 
duldet, in  dem  Falle,  dass  die  Prise  dem  Kaptor  lästig 
wurde,  nachmals  auf  mannigfache  Weise  eingeschränkt, 
namentlich  durch  Verordnung  li.  Oct.  1780  dahin,  dass  nur 
die  in  der  Irländischen  See  und  den  Kanälen  von  Bj^istol, 
St.  Georg  und  Nordwestlich  von  Schottland  gemachten  Prisen 
losgekauft  werden  könnten,  endlich  durch  Ordonnanz  30.  Aug. 
1782,  wenigstens  in  Bezug  auf  feindliche  Schiffe 
und  Ladungen«  ganz  abgeschafft,  aber  zur  Zeit  der  Re- 
publik wieder  gestattet  (Arr^tö  du  gouv.  2  prair.  au  II. 
tit.  I.  c.  5).  —Vielleicht  versteht  sich  aber  die  Rechtsbe- 
ständigkeit der ,  Ranzionirung,  wenigstens  gegenüber  dem 
Staate  des  Nehmers,  wenn  die  Prise  dem  Kaptor  lästig 
wird,  d.  fa.  wenn  er  selbst  ohne  grosse  eigene  Gefahr  sie 


244.  V.  Martens  1.  c.  S  23.   POhU  1195.  96.  —  S.  auch  S  217.  S.  362. 

a45>  VergL  auch  ichon  Niederl.  Placat  2.  Juni  1689,  12.  Januar  1690, 
28.  Juni  1692.  —  Wenn  auch  Geaetse  in  ihren  betreifenden  Ver- 
boten nur  von  Kaputoren  der  Kaper  auadrücklich  iprechen,  lo 
darf  man  das  Verbot  anch  wohl  immer  auf  Kriegsschiffe  aus- 
dehnen. 
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nicht  weiter  transportiren  kann.  —  Man  behalt  gewdhn- 
lichy  wenn  die  Ranzionssamme  nicht  haar  bezahlt  wird, 
2,  3  etc.  Geissein  am  Bord  des  Kaptors  zurück.  —  Dodi  wird 
diese  Ranzionirung  immer  ungerechtfertigt  sein,  wenn  sie 
erst  geschieht  in  dem  Augenblicke ,  wo  der  Nehmer  die 
Prise  aus  Furcht  Tor  einem  bereits  heransegelnden 
Feinde  fahren  lassen  will,  denn  es  fehlt  hier  das  factisdie 
Fundament  der  Nehmung  und  ihrer  Wirkungen,  oimlicfa 
die  physische  Kriegsfaerrschaft  über  das  Schiff. 
3)  Wenn  die  Falle  von  2.  u.  3.  sub  II.  nicht  vorhanden  sind, 
so  muss  der  Kaptor  regelmassig  die  Prise  in  einen  Hafen 
seines  Landes  bringen  und  dort  von  einem  oompetenten 
Gerichte  verurtheilen  lassen.  Nur  in  NothfUlen  darf  er 
sie  In  neutrales  Gebiet  bringen  und  nur  wenige  Staaten 
gestatten ,  dass  die  Prise  dort  von  dem  Gonsul  des  Staats 
des  Nehmers  oder  von  einem  neutralen  Gerichte  oder  aas 
der  Feme,  wahrend  die  Prise  im  neutralen  Hafen  Terbleibt, 
von  dem  Prisengerichte  des  Staats  des  Nehmers  condemnirt 
werden  dürfe.  In  der  Regel  wird  Condemnation  durch  ein 
Prisengericht  des  nehmenden  Staats  verlangt;  aber,  wenn 
diese  erfolgt  ist,  so  steht  dem  Verkauf  der  Prise  selbst  im 
neutralen  Gebiete  und  an  Neutrale  in  der  Regel  nichts  ent- 
gegen <«*).  Siehe  wegen  der  Details  bereits  oben  S  217 
und  221.  Bd.  IL  S.  362.  388. 

Der  Kaper  muss  ferner  nach  manchen  Kaperordnongen 
möglichst  seine  Prise  in  den  Hafen,  wo  er  seinen  Markbrief 
erhalten,  einbringen. 

Debrigens  braucht  der  Kaptor  seine  Prise  nicht  selbst 
aufzubringen,  sondern  er  kann  dies  auch  durch  ein  ander 


216.  Denn  wenn  anch  bisweilen  der  Ankanf  von  Sehiffen  der  cinea 
Kriegspartei  wahrend  dea  Krieges  den  Neutralen  verboten  iit,  lo 
pflegt  dai  nicht  auf  eondemnirte  Schiffe  bezogen  zn  werden.  So 
als  England  11.  Noy.  1807  den  neutralen  Ankauf  FranzOa.  Sduft 
wahrend  einet  Kriegs  verboten  hatte,  so  fand  doch  S.  W.  Seott, 
als  das  von  den  Franzosen  zu  Hamburg  eondemnirte  Nordamcnk. 
Schiff  Lucy  von  dem  Nordamerik.  Eigenthttmer  wiedergekaoft  war, 
das  Gesetz  nicht  anwendbar,  da  die  Franzosen  gleichfalls  den  An- 
kauf von  Französischen  Prisenschiffen  In  England  den  Neutraka 
gestatteten.   Edward«  rep.  I.  123,    S.  Bd.  1.  S.  112  II.  3S9. 
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Schiff  bewerkstelligen  lassen  oder  dadurch»  dass  er  einen 
Theil  seiner  Leute  auf  die  Prise  setzt  und  selbige  durch 
diese  vor  das  Gericht  fahren  lasst*^')*  1)<><^1^  oi^uss  der 
Kaptor  jedenfalls  seine  Prise  sicher  stellen.  Selbst 
S*  W.  Scott  sagte  in  dieser  Beziehung*^*):  Wir  sehen 
nicht  ein,  dass  der  neutrale  Kapitain  oder  seine  Leute  die 
Pflicht  hatten,  fQr  einen  Kaptor  ein  Schiff  in  einen  Hafen 
hineinzusteuern.  Sie  sind  den  Kaptoren  zu  keinem  Dienste 
verpflichtet  und  sind,  was  ihr  Betragen  betrifll,  noch  immer 
als  ihrem  Rheder  verantwortlich  zu  erachten.  £s  ist  so- 
wohl die  Pflicht  wie  das  Interesse  der  Kaptoren, 
eine  sichere  Kaptur  zu  machen.  Wenn  sie  dies,  aus 
Begierde  andere  Prisen  zu  machen,  vernachlässigen,  oder 
weil  sie  die  Starke  am  Bord  der  Prise  schon  für  hinreichend 
halten,  so  ist  dies  ausschliesslich  für  ihre  eigene  Gefahr. 
Im  vorliegenden  Falle  erfüllt  der  Kapitain  eine 
Pflicht,  von  derScott  erachtet,  dass  er  sie  seinen 
Rhedem  schuldig  ist  Er  will  nicht  gegen  ihr  Interesse 
handeln«  allein  er  will  auch  nicht  versuchen,  ihr  Interesse 
durch  eine  Gewaltthat  von  seiner  Seite  oder  von  Seiten 
seiner  Leute  zu  verfechten.  Man  sieht  weder  dass  er,  noch 
dass  seine  Leute  Widerstand  geleistet  haben.  —  Ceber  die 
Wirkung  eines  etwanigen  Versprechens  des  Kapitains  und 
seiner  Leute,  das  Schiff  nach  Malta  zu  bringen,  wollte  sich 
hier  Scott  nicht  weiter  äussern.  —  Dagegen  wurde  das 
Schiff  Franklin,  Kap.  Forsyth,  deren  Mannschaft  nach 
Ueberw&ltigong  der  vom  Kaptor  auf  das  Schiff  gesetzten 


247.  V.  Märten^  Kaper  S  25  in  f. 

24gb  Nimlieh  in  dem  Falle  dea  Amerik.  Schiffea  Penaylvania,  Kap. 
M.  Pheraon.  Diea  legelte  von  Trieat  naeh  Kanton,  wurde  aber 
noch  im  Mittelmeere  von  einem  Englischen  Kreuzer  genommen, 
der  indeiaen  nur  3  Mann  daranf  setzte,  die  das  Schiff  nach  Malta 
bringen  soUten«  Dieselben  konnten  nicht  slenem  und  überliessen 
dem  Amerikaner  das  Steuer,  der  aber  nicht  nach  Malta  ateuem 
wollte,  sondern  seinen  alten  Curs  steuerte.  Hierauf  kamen  andere 
Englander  und  brachten  das  Schiff  nach  Malta,  wo  es  wegen  des 
Betragens  des  Amerik.  Kapitains  condemnirt  wurde;  wo- 
gegen es  die  Lords  den  28.  Juni  1809  frei  sprachen,  unter  Ver« 
gleichung  der  Kosten.   Jacobsen  741. 
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Leute,  ihren  alten  Cars  fortsetzte,  Ton  den  Lords  in  der 
Appellatfonsinstanz,  doch  erst  nach  langen  Debatten,  Ter- 
nrtheilt  25.  Juni  I81I««»). 

flL**®)  Die  Behandlung  der  Prise  durch  den 
Kaptor  betreffend,  so  darf  er  bei  Verdacht  der  Contrebande 
die  Ladung  untersuchen,  doch  darf  er  nichts  eigenmichtig  Ihuo, 
vielmehr  hat  er  den  Schiffer  zuzuziehen.  Dieser,  der  wohlthut, 
seine  Leute  zuzuziehen,  rouss  ihm  die  Luken  und  verschlos- 
senen Behälter  öffnen,  und  ihm  liegt  die  Sorge  ob,  sie  io 
Gegenwart  des  Kaptors  wieder  zu  verschiiessen.  Insbesondere 
ist  sowohl  in  Gesetzen  wie  in  V^erträgen  den  Kaptoren  unter- 
sagt, die  Luken  oder  Emballagen  der  Waaren  gewaltsam  zu 
Oflnen  oder  Schiffer  und  SchifTsvolk  zu  iusultiren.  Guter  oder 
Papiere  zu  entwenden,  oder  Gewalt  irgend  einer  Art  zu  ge- 
brauchen, bei  schweren  Strafen  und  unter  Schadenersatz.  So- 
dann hat  sich  der  Kaptor  der  Papiere  zu  bemächtigen »  im  Bei- 
sein des  Schiffers  ein  Verzeichniss  darüber  anzufertigen,  sie  in 
ein  Behältniss  zu  verschiiessen  und  sie  selbst  zu  versiegeln, 
sowie  durch  den  Schiffer  versiegeln  zu  lassen.  Ebenso  hat 
er  die  Luken  wieder  zu  schliessen«  sicli  die  Schlösse!  zu 
den  Koffern  und  Kasten  ausliefern  zu  lassen  und  auch  sie  zu 
versiegeln.  Ueber  das  Ganze  ist  möglichst  auf  der  Stelle  ein 
Protokoll  aufzunehmen.    S.  $  217. 

In  solchem  Zustande  des  Schiffes  hat  er  dann  dahin  zu 
sorgen,  dass  es  tüchtig  geführt  werde.-  Zu  seiner  Sicherheit 
kann  er  zwar  einige  Mannschaften  der  Prise  an  seinen  Bord  neh- 
men, doch  muss  er  wieder  andere  nöthige  Mannschall  auf  die 
Prise  setzen.  Endlich  hat  er  die  Prise  in  einen  Hafen  seines 
Landes  aufzuhringen.    (Siehe  n.  IL  2  u.3) 

IV.^^0  Die  Pflichten  des  Rapitains  der  Prise  bei 
Aufbringungen  betreffend,  so  ei^eben  sie  sich  zum  ThetI 
ans  n.  III. 


249.  Acton,  reporU  I.  73.  und  II,  111.    Jacobsen  S.  742.  743. 

250.  Vergleiche  besonders  Pohls  I.  c.  1194.  95.   Die  Bestimmangca  der 
einzelnen  Prisen-  und  Kaperreglements  und  Instructionen, 
der  verschiedenen  zahlreichen  Vertrage  unter  den  Staaten  i 
hierin  zum  Theil  wörtlich  Oberein. 

251.  Vergl  bes.  Jacobsen  1,  c.  146  ff. 
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-1)  Der  Schlflier  muss  auf  das  Genaueste  das  ganze  Benehmen 
des  Kaptors  controliren  und  möglichst  sich  darüber  auch 
des  Zeugnisses  seiner  eigenen  Equipage  vergewissern. 

2)  Er  muss  fOr  gehörige  Versiegelung  der  Papiere ,  SchlQssel 
etc.  sorgen,  sowie  Alles  aufwenden,  dass  das  Schiff  und  die 
Ladung  im  besten  Stande  bleiben.  Möglichst  muss  er  suchen, 
am  Bord  seines  Schiffes  zu  bleiben. 

3)  Nach  seiner  Ankunft  im  Hafen  muss  er  sich  nach  einem 
ehrlichen  Correspondenten  oder  Rathgeber  umsehen  und  so 
schleunig  als  möglich  von  Allem  seiner  Rhederei  Nachricht 
geben. 

4)  Er  muss  sich  und  seine  Leute  möglichst  genau  mit  den 
Prisengesetzen,  die  er  übertreten  haben  soll,  sowie  über- 
haupt mit  den  Rechten  und  Gebrauchen,  besonders  mit  den 
prozessualischen  Formen,  den  nöthigen  Beweismitteln  etc. 
bekannt  machen,  damit  er  und  seine  Leute  im  Allgemeinen 
wissen,  worüber  sie  vor  Gericht  befragt  werden. 

5)  Er  muss  daraaf  dringen,  dass  nach  jedem  Verhör  ihm  und 
resp.  seinen  Leuten  das  Protokoll  vorgelesen,  resp.  verdol- 
metscht werde,  and  kein  Protokoll  unterschreiben^  dessen 
Inhalt  mit  seinen  Aussagen  nicht  übereinstimmt' 

0)  Ueberhaupt  moss  er  das  Interesse  sammtlieher  Schiffs-  und 
LadQDgsinteressenten  mit  Einschluss  der  Assecuradeurs  in 
jeder  Beziehung  zu  wahren  suchen  und  sie  von  jedem  wich- 
tigen Acte  in  Kenntniss  setzen. 

7)  Den  Advocaten,  den  sich  der  Schiffer  w&hlt  und  in  der 
Regel  sofort,  auch  ohne  erst  seiner  Rheder  Befehl  abzu- 
warten, wählen  muss,  hat  der  Schiffer  auf  das  Genaueste 
zu  unterrichten  und  muss  sich  von  ihm  vorsichtiger  Weise 
die  Verflieidigungsschriften  vor  der  Einreichung  vorlesen 
oder  die  mündlichen  Vorbringungen  desselben  zuvor  an- 
geben lassen;  denn  nur  zu  häufig  entstehen  entweder  aus 
Unkunde  oder  Irrthum  oder  Missverstündnissen  der  Advo- 
caten hier  Fehler  und  erwachsen  daraus  die  grössten  Schä- 
den. Bei  Uebersetzungen  seiner  Papiere,  sowie  wenn  er 
gar  der  Sprache  des  Landes  nicht  machtig  ist,  muss  der 
Kapitain  gewissenhafte  Uebersetzer  herbeiziehen. 

8)  Namentlich  muss  er  sich  mit  der  Dauer  der  gerichtlichen 
Fristen  und  Dilationen  genau  bekannt  machen  und,  etwa 
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unter  AssisteoE  seinea  Goneuls  oder  GeModten,  «o(  Be- 
schleunigung des  Prozesses  antragen. 
9)  Soweit  nicht  der  Staat  desNehniers  sich  ausschliesslich 
die  Sorge  für  das  genommene  Schiff  und  Gut  Torbehllt»  hat 
der  Kapitain  auch  dafür  noch  im  Hafen  der  Prise  möglichst 
zu  sorgen.  Namentlich  muss  er»  wenn  das  Schiff  schadhaft 
ist,  darauf  sehen,  dass  die  Beschädigung  durch  Vernachlässi- 
gung nicht  zu  bedeutend  werde»  sowie  von  den  Behörden 
fordern,  dass  die  etwa  leicht  dem  Verderben  ausgesetzte 
Ladung  möglichst  bald  verkauft  werde. 

V.  Ausgenommen  von  der  Beschlagnahme  und 
Confiscation  feindlicher  Güter  pOegen  in  der  Praxis  der  vor- 
nehmsten Staaten  zu  sein: 

1)  Die  Fahrzeuge  und  Gerftthschaften  der  Fischer  an  den 
Küsten.  In  Frankreich  haben  sich  die  Gerichte  dem  Her- 
kommen gemäss  (Ortolan,  H.  49)  sehr  bestimmt  selbst  da- 
hin ausgesprochen,  dass  nicht  einmal  zur  Ausübung  von 
Repressalien  Fischerböte  des  Feindes  als  gute  Prise  be- 
handelt werden  dürften.  Sirey,  recueil  gen.  L  2.  S.  331. 
Merlin,  repertoire  univers.  sub  v.  prise  maritime. 

2)  Ebenso  in  der  Regel  schiflbrüchige  und  verschlagene  Güter, 
aus,  wie  man  in  Frankreich  sagt,  respect  pour  le  malheor. 
Sirey  1.  c  296.  Heffler  $  137.  Jaoobsen  551.  So  wurde  das 
P  reu  SS.  Schiff  Diana,  Kap.  Zieske,  welches  in  Frankreich 
in  Seenoth  auf  den  Strand  lief,  zwar  in  der  unteren  In- 
stanz als  Prise  condemnirt,  namentlich  weil  die  Papiere 
mangelhaft  waren,  indessen  im  Prisenconseil  freigesprodien 
13.  Vent.  an  9:  wobei  sich  der  Vertheidiger  namentlich  auf 
den  von  Raynal  erzahlten  Fall  der  Englischen  Fr^tte 
Eh'sabetb,  Kap.  Edward,  berief,  die,  um  dem  Untergänge  ra 
entgehen,  in  den  feindlichen  Hafen  Havannah  einlief,  wo 
ihr  aber  der  Span.  Gouverneur  unter  diesen  Umstanden 
allen  Beistand  leistete  und  selbige,  nachdem  der  Orcan 
vorüber  war,  frei  wieder  absegeln  liess. 

3)  Wenigstens  die  Engl.  Gerichte  sind  sehr  billig  in  Hinsidit 
der  Privatpacotillen  (S  78  Bd.  I.  206)  und  haben  sie 
selbst  den  feindlichen  Kapitainen,  z.  B.  beim  Ausbmcbe 
des  Dänischen  Krieges  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  restj- 
tuirt.     Nur  dann,   wenn   die  Schiffsführer  Theil  an 
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Betrug  der  Partei,  z.  B.  durch  Meineid  etc.  genommen,  con- 
demniren  die  Engländer  auch  Privatpacotille. 

Ueberdies  ist  es  in  den  Englischen  Gerichten  ange- 
nommen,   dass  auch  alles  andere  Eigenthum  unter  dem 
Werthe  von  100  Pfd.  Sterling  nicht  förmlich  braucht  recla- 
mirl  zu  werden.   In  dem  Falle  Mercurius,  Kap.  Jonassen 
(bei  Robinson  V.  127)  wollte  man  sogar  diese  Regel  über 
diese  Summe  ausgedehnt  wissen;    es  wurde  dies  aber  ab- 
geschlagen.   Vergl.  Jacobsen  556. 
VI.  Im  Fall  dass  auch  nur  das  Schilf  oder  nur  die  Ladung 
oder  nur  ein  Theil  derselben  freigesprochen,  braucht  der  Kaptor 
nie  Kosten  zu  tragen,   denn  er  war  überall  in  seinem  Rechte 
gewesen.     Im   Fall   das  Schiff  sammt  Ladung  trotz  der  Auf- 
bringnng  nachtraglich  vor  Gericht  freigesprochen  wird,  so  fragt 
es  sich,  wer  die  Kosten  zu  tragen  habe.   Nach  allgemeinen 
Grundsätzen  und  insbesondere  auch  nach  der  Englischen  Praxis 
muss  darüber  folgendes  feststehen.     Haben  die  Schiffs-   und 
Ladungsinteressenten,  resp.  der  Schiffer  die  Aufbringung  irgend 
verschuldet,  also  durch  Ungenauigkeit  oder  Mangelhaftigkeit 
der  Papiere,  durch  ein  verdachtiges  Benehmen  irgend  einer  Art 
oder  auch  nur  durch  ihr  verdächtiges,  gewissenloses,  betrügeri- 
sches Benehmen  auf  früheren   Reisen,  oder  z.  B.  wegen  be- 
trügerischer Gorrespondenz  am  Bord  in  Betreff  einer  auch  nur  zu- 
künftigen Reise***)  wegen  der  obschwebenden  Verdacht  er- 
regt, so  muss  man  sie  von  Rechtswegen  zur  alleinigen  Tragung 
aller  Kosten,  Schäden,  Verluste  der  Aufbringung  verurtheilen.  Die 
Kaptoren  aber  haben  gewiss  nur  dann  diese  Kosten  zu  erstatten, 
wenn  sie  irgend  wie  unregelmässig,  nachlassig,  pflichtvergessen 
verfahren  sind.    Geschah  aber  die  nachträglich  ungerechtfertigte 
Aufbringung  auch  nur  durch  Zufall,  in  Folge  der  Verkettung 
von   Umständen,  Kriegsbegebenheiten,   wegen   der  notorischen 
Gewissenlosigkeit   der   officiellen   Aussteller    der   quästionirten 
Papiere  etc.,  so  heisst  es  auch  hier  Casum  sentit  dominus  und 
von  einer  Verpflichtung  der  Kaptoren  zur  Entschädigung  kann 
nicht  die  Rede  sein.  Der  Kaptor  hat  ein  Recht  zur  Aufbringung 
und  nur  bei  ungerechter  Ausübung  desselben   braucht   er  für 


^2    Scott  im  Fall  der  ElixR  et  Katy  bei  RobLoson  VL  113. 
Y.  KaUenborn  Scereelii  U.  31 
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Kosten  und  Schäden  zu  haften.  Nahm  er  im  guten  Glauben 
(bona  fide)  die  Prise  in  Besitz  und  konnte  er,  nach  dem  Urtheil 
der  Gerichte  nach  den  Umständen  sich  für  berechtigt  halten,  so 
ist  er  für  keine  Zufälle  verantwortlich  ***). 

Auch  muss  der  Kaptor  seine  Prise  sicher  machen.  Wenn 
also  das  Schiff  oder  die  Ladung  durch  die  Schuld  des  von  ihm 
auf  die  Prise  gesetzten  Prisenmeisters  verloren  geht,  so  muss 
er,  falls  Schiff  und  Ladung  sich  nachträglich  als  ungerecht  auf- 
gebracht erweisen.  Beides  ersetzen  und  falls  auch  nur  das  Schiff 
frei,  wohl  aber  die  Ladung  sich  nachträglich  conßscabel  erweist, 
wem'gstens  das  Schiff  ersetzen  ***). 


253.  Demnach  forderte  vergeblich  ein  Hamburger,   welcher  Eigenthum 
am  Bord  des  Schiffes  Nicolai  et  Jan  gehabt  hatte,  EntschldiguDg 
von  dem  ursprünglichen  Kaptor.    Das  Sclüff  war  nebst  vielen  an- 
deren bei  der  Einnahme  von  St.  Eustatius  den  Eogl&ndem  in  die 
Hände  gefallen  und  zur  Adjudication  nach  Europa  geschickt,  aber 
unterwegs  von  den  Franzosen  genommen.    Der  Hamburger  «nnie 
aber  an  die  Franzosen  (gegenüber  Hamburg  damals  neutral)  ver- 
wiesen.   Es  war  das  Engl.  Gericht  in  Betreff  der  Verantwortliefa- 
keit  des  Ksptors  der  Meinung,  dass  unter  den  zweifelhaften 
Umständen,  in  welche  die  St.  Eustatins-FäUe  verwickelt  gewesen 
wären,  und  unter  dem  grossen  Drange  wichtiger  Ange- 
legenheiten, in  welchen  die  Commandeure  sich  befunden  hätten, 
sie  nicht  die  Discretion  überschritten  hätten,  die  durch  die  Nalnr 
ihres  Commandos  ihnen  nothwendig  obgelegen.    Jacobsen  567.  — 
Femer  das  Amerikanische  Schiff  Betsej,  Kapitain  Mnrphj  war 
wegen  Verletzung  einer  angeblichen  Blokade  von  Guadelonpe, 
bei  einer  Englischen  Eroberung  dieser  Insel  genommen  and  hier- 
auf von   den  Franzosen   wiedergenommen   und  oondemnirt    Da 
späterhin  die  Lords  of  Appeal  entschieden  hatten,  dasa  keine  Blo- 
kade von  Guadeloupe  existirt  habe,  so  forderten  die  Ameiikaaer 
Restitution  in  England.    Indessen  sprach  Scott  die  Kaptoren  vom 
Schadenersatze  frei,  weil  das  Schiff  zu  einer  Zeit  nach  Gua- 
deloupe gesegelt  war,   in  welcher  die  Insel  schon  von  den  Eng- 
ländern bedroht   war  und  die  Entscheidung  über  die  Blokade 
damals  von  einer  grosseren  Subtilität  einer  gesetzliehen  Unler- 
suchung  abgehangen,  als  man  von  Militairpersonen,   die  mit  der 
Ausführung  eines  kühnen  Unternehmens  beschäftigt  waren,  erwar- 
ten konnte.    Jacobsen  568. 

254.  So  im  Fall  des  Altonaer  Schifles  der  Mohr,  Kapitain  Heimer, 
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Sind  nach  der  Aufbringung  yom  Kaptor  Waaren  der  Prise 
unter  gerichtlicher  Autorität  oder  auch  nur  aus  Gründen  der 
Noth  gelöscht,  und  haben  die  Kaptoren  nur  sonst  die  gehörige 
Sorgfalt  angewandt,  so  kann  man  sie  für  die  zufälligen  Verluste 
dabei  an  den  Waaren,  z.  B.  wegen  Diebstahls  in  den  Lager-* 
hausern  nicht  verantwortlich  machen.  Vergl.  Sir  W.  Scott  bei 
Robinson  IV.  353  im  Fall  der  Maria,  Kapitain  Yörtz,  sowie 
Vrouw  Johanna. 

VlI.  War  der  Schiffer  Schuld  an  der  Aufbringung,  so  haftet 
er  den  Schiffs-  und  Ladungsinteressenten;  traf  bloss  den  Rheder 
die  Schuld,  so  muss  dieser  die  Ladungsinteressenten  schadlos 
halten,  und  lag  die  Schuld  an  den  Ladungsinteressenten,  so  sind 
diese  der  Rhederei  zur  Entschädigung  verbunden. 

VIIL  Ucbrigcns  sollte  der  in  der  Engl.  Praxis  anerkannte 
Grundsatz,  dass  wegen  der  blossen  Schuld  des  Schiffers  zwar 
das  Schiff,  nicht  aber  die  Ladung  in  Prisensachen  verfallen 
könne,  allgemein  gelten.  Siehe  bereits  oben  Note  II L  n.  9.  und 
Bd.  IL  S.  409. 

Das  Verhallniss  des  Schiflers  zur  Rhederei  ist  allerdings  so 
enger  Art  und  erscheint  der  Schiffer  als  ein  so  unmittelbarer 
Repräsentant  der  Rhederei,  dass  man  diese  für  die  Schuld  ihres 
Bevollmächtigten,  nämlich  des  Schiffers  verantwortlich  machen 
darf,  obwohl  auch  hier  in  vielen  Fällen  besondere  Umstände  für 
das  Gegentheil  sprechen  mögen.  Dagegen  steht  der  Schiffer 
nicht  in  so  engem  beamtlichen  Verhältniss  zu  den  Befrachtern, 
die  ja  mit  dem  Schiffer  eigentlich  erst  durch  die  Rhederei  in 
Verbindung  stehen,  falls  sie  ihm  nicht  eine  singulare  Stellung, 
nämlich  durch  Uebertragung  der  Supercargogeschäfte  an  den 
Schiffer,  eingeräumt  haben.  Durch  den  Supercargo  werden  aber 
jedenfalls  die  Befrachter  ganz  in  derselben  Weise  verantwortlich 
wie  die  Rheder  durch  den  Schiffer;  denn  der  Supercargo  ist  der 
directe  Bevollmächtigte  der  Befrachter. 


welches,  von  Havannah  nach  Altona  znrttckkehrend ,  von  2  Engl. 
Fregatten  wegen  verdächtiger  Ladung  aufgebracht  und  durch 
Schuld  des  Prisenmeisters  verloren  ging.  Die  Fregattenkapitaine 
mussten  den  Werth  des  Schiffes  (2284  Pfd.)  und  die  Fracht  (2608 Pfd.) 
bezahlen.  Vergl.  auch  den  FaU  des  Amerik.  Schiffes  Enterp rize, 
Kap.  St.  Barbe,  wo  aber  der  Amerikaner,  wegen  Versäumniss  der 
Reclamation,  nur  eine  Pauschsumme  erhielt.    Jacobsen  570—72. 
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S  238.    Prisengeriehtsbarkeit  *•»}. 

I.  Begriff.  —-  Der  Kaptor  muss  nadi  der  Aufbringung  die 
Prise  vor  ein  competentcs  (lericht  bringen,  welches  über  das 
Benehmen  des  Kaptors,  wie  über  die  Schuld  oder  Nichtschuld 
der  Prise,  also  über  die  Rcchtsbestdndigkeit  der  Nchmung  nach 
Völkerrecht  zu  entscheiden  hat.  Ein  soIclu*s  Gericht  belsst 
Prise ngericht.  Bevor  ein  solches  dem  Kaptor  seine  Beute 
nicht  förmlich  zugesprochen  hat,  darf  er  über  dieselbe  in  keiner 
Weise  disponiren. 


255.  Heffter  $  272l  73.  Pohls  1219  ff.  v.  Marte&s,  über  Kaper 
S  26  ff.  Jacobten.  Seerecht,  bes.  637  ff.  547  ff.  557  ff.  Nau, 
VOlkeraeerecht  S  214  ff.;  auch  Schmelzing,  Europ.  Völkemckt 
CRudolfltadt  1818-20.  3  TheUe)  Thi.  III.  $  543.  bringt  manches 
Gute  und  Wurm,  in  Rottecks  Staatslexicon  sub  ?.  Prise. 

Von  Spezialschriften  erwähne  ich  nur:  Trait^  sur  les  prises 
maritimes.  (Paris  1802  2  vols.)  Code  des  prises  maritimes  par 
G.(uichar(l).  Paris  an  VII.  2  toms;  edit.  IL  an  VIII  Noa?eau 
Code  des  prises  Paris  an  IX.  4  toms  par  Lebeau.  Codes  des 
prises  par  Dufriche  -  Foulaines.  Paris  an  XIII.  (1804)  2  toms. 
Merkwürdige  Entscheidungen  der  Londoner  und  Pariser  Prisen- 
gerichte (von  Jacobsen).  Altona  1802.  Jacobsen,  Beitrtge  su 
dem  Prisenrecht  der  Engländer  etc.  Altona  1808.  Jacobsen,  Be- 
merkungen über  das  Dänische  Prisenrecht.  Altona  1809.  Ferner 
die  verschiedenen  Reports  of  court  of  admirally  und  vice-admiralty 
Englands  (siehe  Bd.  1.  §  27.  Note  57.  S.  50.  51),  sowie  Coliectanea 
maritima,  beinga  collection  of  public  instrumenta  tending  to  illnf- 
tratc  the  history  and  practice  of  Prizelaws,  by  Robinson  (Lond. 
1801).  A  treatise  on  the  civil  laws  and  on  the  law«  of  the  admi- 
ralty,  by  Arthur  Brown  (London  1802.  2  Bde.).  FormnlaK  in- 
strumcntomm  or  a  formnlary  of  authentick  in^trnments»  writa  and 
Standing  Orders  used  in  the  high  oourt  of  admiralty  etc.  by  James 
Marriot  (London  1802);  auch  schon  Laws,  ordinanoes  and  in- 
stitutions  of  the  admiralty  of  Great-Britain,  civil  and  militaiy 
(London  1746  2  Thle.).  Endlich  folgende  swei  Bücher,  die  sieb 
(wenigstens  1815)  am  Bord  jedes  Engl.  Kriegssdiiffea  befinden: 
Regulation  and  Instructions  to  bis  Miyesty's  ship  at  sea,  estab.  by 
his  Migesty  in  Council  (London  1808)  und  vorsOglich:  CoUedioB 
of  the  Statutes  relating  to  the  admiralty,  navy,  shipping  and  nsvi- 
gation,  down  to  the  15tb.  of  George  III.  (Lond.  1812). 
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II.  Zuständigkeit. 
I)  Wenn  auch  in  einigen  iilloren  Verträgen  die  neutralen  Ver- 
ietzer  der  völkerscerochtlichen  Verpflichtungen  gegen  die 
Kriegfribrendcn  den  Gerichten  ihrer,  also  der  neutralen 
Staaten  zur  Untersuchung  und  Bestrafung  überliefert  werden 
sollen**«),  so  ist  es  doch  in  der  Gegenwart  allgemeine 
Praxis,  dass  über  die  den  Feinden  oder  den  Neu- 
tralen abgejagten  Prisen  die  Gerichte  des  Kap- 
tors, also  des  kriegführenden  Staats  selbst  zu 
entscheiden  haben,  wenn  auch  seit  der  Mitte  des  vori- 
gen Jahrhunderts  manche  Publicisten,  nicht  die  Staaten 
selbst»*'),  dagegen  vielerlei  Bedenken  erhoben,  ja  dies 
Kecht  den  Kriegführenden  zum  Theil  völlig  abgesprochen 
haben  "•). 


2r%,  Tractat  zwischen  England  und  Dänemark  21.  Juli  1670  Artikel  3, 
welcher  Artikel  bei  Nau  $  214  abgedruckt  ist. 

257.  Nur  KOnig  Friedrich  II.  v.  Preussen  stellte  das  Recht  Eng- 
lands in  Zweifel,  eine  Jurisdiction  Über  Neutrale  oder  deren  Schiff 
und  Guter  auszuüben,  welche  nicht  an  einem  der  Brit.  Herrschaft 
unterworfenen  Orte,  sondern  auf  offener  See  angehalten  waren. 
Er  ergriff,  wegen  der  Aufbringung  und  Verurtheilung  neutraler 
Preussischer  Schiffe  durch  Engl«  Gerichte,  selbst  Repressalien  da- 
gegen, indem  er  Engl.  Fonds  in  Bezug  auf  Schlesien  in  Beschlag 
nahm.  Die  Englische  Regierung  Hess  sich  unterm  18.  Jan.  1753 
Ton  angesehenen  Rechtsgelehrten  (darunter  Wm.  Murray>  nachmals 
Lord  Mansfield)  einen  Bericht  erstatten,  der  zu  seiner  Zeit  für  ein 
Meisterwerk  galt,  die  ununterbrochene  Gewohnheit  aller  Europ. 
Völker  in  der  Sache  nachwies  und  sich  insbesondere  auch  auf  den 
Preuss.  Autor  Heineccius  berief,  indessen  doch  nicht  in  Abrede 
stellte,  dass  eine  neutrale  Regierung  gegen  offenbares,  ihren 
Untertbanen  widerfahrenes  Unrecht  (was  aber  hier  nicht  vor- 
liege) Beschwerde  zu  erheben.  Montesquieu  in  einem  Briefe 
6.  Dec  1753  (Oeuvres  tom.  8.  let.  45.  pag.  136  der  ZweibrQckener 
Ausg.  1784),  nennt  diese  Britische  Vertheidigung:  une  r^ponae 
Sans  replique.  Indessen  setzte  doch  Friedrich  II.  im  Vertrage 
von  Westminster  IG.  Jan.  1756  in  runder  Summe  eine  Entschlldi- 

.gung  von  20,(X)0  Pfd.  durch,  ohne  dass  aber  eine  weitere  Unter- 
suchung der  einzelnen  Ansprüche  stattfand.  Nau,  Seerecht  $215, 
wo  auch  die  betreffenden  Streitschriften  notirt  sind,  und  besond. 
Ch,  de  Martens,  causes  c^l^bres  du  droit  des  gens.  II.  1—88. 

258.  Die  Utrechter  Verträge  und  die  sogen,  bewaffnete  Neutralität  er- 
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2)  Diese  Praxis  scheint  aber  nach  dem  Wesen  des  heuti- 
gen Völkerrechts,  namentlich  Völkerseerecfals,  ge- 
reclitfertigty  wenn  sich  auch  vom  idealen  Standpunkte  Vieles 
dagegen  sagen  Idsst.  Dass  dem  Kriegibhrenden  solche  Juris- 
diction über  wirklich  feindliche  Prisen  zustehe,  liegt 
unmittelbar  im  Wesen  des  Kriegs  und  speziell  des  Seekriegs 
begründet,  nach  dessen  allgemein  anerkannter  Satzung  feind- 
liches Eigenthum  zur  See  dem  Erobernden  verfallen  soll, 
kaum  dass  es  auf  neutralen  Schiffen  geschützt  ist.  Da  aber 
die  Aufbringung  auch  neutraler  Schiffe  nur  dann  ge- 
schieht, wenn  sie  mehr  oder  weniger  eines  Bruches  der 
Neutralität,  also  einer  Verletzung  der  Rechte  des  Krieg- 
führenden verdächtig  sind,  so  scheint  schon  desshalb  gerecht- 
fertigt, dass  sie  analog  den  Feinden  selbst  behandelt  wer- 
den. Dazu  sollen  ja  Aufbringungen  vorzugsweise  im  feind- 
lichen Gebiete  geschehen,  wo  der  Kriegführende,  nämlich 
in  dem  seinigen  kraft  der  Souverainetät,  eine  wahre,  und  io 
dem  gegnerischen  kraft  des  Kriegsrechts,  eine  analoge  Juris- 
diction ausüben  darf.  Aber  auch  auf  offener  See,  welche 
ja  vorzugsweise  der  Kriegsschauplatz  ist,  den  zu  respectiren 
die  Neutralen  verpflichtet  sind,  kann  die  Fiction,  dass  die 
neutralen  Privatschiflc,  und  von  diesen  ist  ja  allein  die  Rede, 
hier  die  souveraine   Stellung    ihres  Staates    repraseutircn, 


kennen  das  Recht  an.  Ebenso  sehr  viele  andere  VertrSge,  P6Us 
1226-27.  Besonders  bestritt  der  Dftne  HQbner  (de  la  smisie  des 
bätlm.  neutres)  das  Recht  entschieden.  Modificirt  Galtani  (1.  c 
lib.  I.  cap.  IX.  S  8.)  und  ziemlich  unbestimmt  ▼.  Steck  (essais. 
1794  chap.  XIII.),  dem  Tetens  (Betrachtungen  Ober  die  gegen- 
seitigen Befugnisse  der  Kriegführenden.  Abschn.  VI.  §  3j  zum  Theil 
beistimmt.  Dagegen  suchte  namentlich  L  a  m  p  r  e  d  i  (1.  c.  S  14) 
das  bestrittene  Recht  zu  vertheidigen.  Vergl.  Pohls  1.  c.  1220  ff., 
der  gleichfalls  die  Praxis  anerkennt.  Heffter  1.  c  und  Warm 
I.  c.  sind  neuerlich  heftige  Gegner  der  Praxis,  wahrend  Nau  I.e. 
sie  bereits  zu  stützen  suchte  unter  Widerlegung  einiger  GrQnde 
dagegen.  —  Wir  kOnnen  uns  hier  nicht  in  die  Details  einlassen, 
indem  eine  weitere  principielle  Begründung  in  das  5ffentliche. 
nicht  in  das  Privatseerecht  gehört.  Wir  können  und  wollen  hier 
nur  das  Fundament  unserer  Erörterungen  andeuten  und  möglicbit 
sich^stellen. 
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nicht  so  stark  sein,  dass  nicht  der  Kriegrühreude  sie  hier 
wegen  Verletzung  seiner  Kriegsrechte  aufbringen  und  dem- 
gemäss  verurtheilen  könne.  Endlich  ist  es  ein  allgemeiner 
Grundsatz,  dass  jeder  Staat  die  gegen  ihn  von  fremden 
Privaten  verübten  Vergebungen,  sobald  er  dieselben  in  seine 
Gewalt  bekommt,  selbst  ahnden  darf.  Es  verletzt  aber  der 
Neutrale  durch  unneutralcs  Verhalten  nicht  bloss  im  Allge- 
meinen das  Völkerrecht,  sondern  speziell  das  internationale 
Recht  des  Kriegführenden. 

Demnach  scheint  hier  überall  nach  juristischer  Analogie 
ein  forum  arresti  s.  deprchensionis  und  zwar  eine 
gewisse  criminelle  Jurisdiction,  die  sich  aber  innerhalb  der 
Schranken  des  Kriegsrechts  hält  und  dazu  nicht  die  Personen 
als  solche  straft,  sondern  sich  mit  Confiscation  des  Eigen- 
thums  begnügt,  gerechtfertigt. 
3)  Dagegen  wird  in  der  Regel  den  Kriegführenden  das  Recht 
abgesprochen,  im  neutralen  Gebiete  durch  ihre  Gonsuln***) 
oder  auch  durch  neutrale  Gerichte  *'®)  sich  die  Prise  zu- 


259,  In  England  erkennt  man  keine  Entscheidung  eines  Consuls  als 
gültig  an  und  überträgt  daher  ein  in  Folge  derselben  geschehener 
Kauf  kein  Eigenthum.  Robinson  IV.  53.  Siehe  aber  bereits  oben 
wegen  Frankreich,  obgleich  Sir  W.  Scott  erkl&rte:  Die  An- 
massung  des  Französ.  Consuls  in  Bergen,  dort  auf  neutralem  Ge- 
biete eine  Prisengerichtsbarkeit  zu  üben,  sei  unerhört  und  ohne 
Beispiel  und  sei  ein  solches  Schiff  für  nicht  condemnirt  zu  achten 
(Flad,  Oyen,  17.  Januar  1799  bei  Robinson  I.  141).  Doch  nahm 
1787  Russland  ein  gleiches  Recht  für  seine  Consuln  in  Anspruch 
und  nach  Galiani  (II.  171)  früher  die  Englischen  Consuln  in 
Livomo.    S.  §  217.  Note  40.  41  und  §  221.  Note  70  sq. 

260.  Einen  Bruch  der  Neutralität  sieht  in  dieser  Erlaubniss  Heff^er  1.  c. 
S  147  S.  256.  Wheaton,  intern,  law  II.  94.  Ortolan  1.  c.  II.  266. 
Pando  467.  cf.  auch  Pohls  1225.  Der  Tractat  aber  zw.  Schweden 
und  Sicilien  1742  Art.  28,  zwischen  D&nemark  und  Sicilien  1748 
Art.  33,  zwischen  Dänemark  und  Genua  1756  Art.  30  ISsst  den 
Neutralen  die  Wahl,  ob  sie  die  Prise  in  ihren  Häfen  aufnehmen 
und  darüber  entscheiden  wollen  oder  nicht;  wogegen  schon  der 
Vertrag  zwischen  England  und  Spanien  1604  und  1630  und  neuer- 
lich der  Vertrag  zwischen  Preussen  und  Nordamerika  1799  Art.  19 
den  Neutralen  das  Recht  absprechen.  Endlich  sagt  zwar  Black- 
stone (comment.  III.  106)»  freilich  im  Völkerrecht  eben  keine 


486       Absehn«  IX,  Rechte  des  Seehandels  im  Seekriege. 

eprecbeif  zu  lassen.  Ja  es  ist  wohl  geradezu  und  wie  t« 
scheint  mit  Recht  als  ein  Bruch  der  Neutralitat  angesehen 
worden,  wenn  ein  neutraler  Staat  das  Eine  oder  das  AiKiere 
gestattet,  wenn  man  auch  hierin  die  Praxis  noch  nicht 
eigentlich  als  feststehend  ansehen  darf. 

4)  Ferner  ist  in  der  Praxis  anerkannt,  dass  wenn  der  krieg- 
führende Staat  durch  seinen  Kaptor  bei  der  Aufbringung 
selbst  das  Völkerrecht  verletzt  hat,  also  namentlich  wenn 
die  Nehmung  eines  feindlichen  und  neutralen  Schifles  im 
neutralen  Gebiete  oder  unter  Missbrauch  dieses  neutralen 
Gebietes,  z.  B.  indem  der  Kaptor  dort  auflauerte  oder  rüstete, 
von  Seiten  des  Kaptors  gesdiah,  der  neutrale  Staat,  aber 
auch  nur  dieser,  nicht  der  unmittelbar  betroffene  fremde 
oder  heimische  Eigner  noch  auch  der  feindliche  Staat, 
die  ganze  Rechtsbeständigkeit  der  Nehmung  anfediten 
könne.  Freilich  scheint  dies  hart,  da  was  an  einem 
principiellen  Hangel  leidet,  nie  zu  Gunsten  dessen,  der  den 
Mangel  hervorgerufen,  Recht  sein  sollte.  Jedenfalls  ist  ein 
neutraler  Staat  es  seiner  WQrde  schuldig,  hier  immer  die 
prisengerichtliche  Condemnation  wegen  Verletzung  seiner 
Neutralität  anzufechten.  Allerdings  mQsste  das  PrisengericbC 
allemal  erst  untersuchen,  ob  nicht  der  Act  der  Nehmong, 
ganz  abgesehen  von  dem  Charakter  des  genommenen  Schifles 
und  Gutes,  ein  völkerrechtswidriger  sei.    S.  $  245  sub  lli. 

5)  Sodann  scheint  festzustehen,  dass  wenn  das  genommene  Gut 
noch  vor  der  Zusprechung  der  Prise  an  den  Kaptor,  in  das 
Gebiet  desjenigen  Staats  kommt,  welchem  auch  der  Eigen- 
thümer  angehört,  dieser  neutrale  Staat  allein  zu  entscheiden 


Autorität:  ,Im  Falle  des  Krieges  zwiiclien  unserer  Nation  md 
^einer  anderen,  oder  zwischen  zwei  anderen  Nationen  hat 
ndas  Admiralitatsgericht  eine  unbestrittene  und  ausichliess- 
gliche  Gerichtsbarkeit  über  Prisen,  die  zur  See  genommen  und 
«in  unsere  Hafen  gebracht  sind,  nach  dem  VGlkerrcchte  tu  ent- 
scheiden.** Aber  es  ist  kein  Beispiel  bekannt,  dass  die  Engliaehc 
Admiralität  von  dieser  ausgedehnten  Jurisdiction  in  den  letzten 
Jahrhunderten  Gebrauch  gemacht  hatte,  und  Sir  W.  Scott  llognct 
wenigstens  bei  Gelegenheit  eines  ähnlichen  FaUes  (bei  Robinson 
IV.  57)  gerade  die  Competenz  des  neutralen  Staats.  VergL  aBcb 
Robinson  1. 65  the  Santa  Cruz.  S.  $  217  Note  40.  41.  $  221  N.  70  tq. 
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habe,  ob  und  wie  sein  ünterthan  bestraft  werde.  Der 
Kriegfbhrende  kann  hier  nur  auf  diplomatischem  Wege 
direet  durch  den  neutralen  Staat  Genugthuung  erhalten.  Hit 
seinem  Strafrecht  hat  es  an  der  Grenze  des  neutralen  und 
nun  yollends  des  feindlichen  gegnerischen  Gebietes  ein  Ende. 
So  Pohls  I.e.  1225.  Schroetzing  III.  314.  BynkershOk 
(quaest  jur.  publ.  I.  17).  Auch  Ludwig  XIV.  behauptete 
dieses  Recht  und  Valin  suchte  es  zu  begründen.  Noch 
mehr  muss  dies  gelten  —  und  Wheaton  (intern,  law  U.  92) 
will,  in  Uebereinstimmung  mit  der  Nordamcrik.  Praxis,  das- 
selbe sogar  nur  in  dieser  Beschränkung  gelten  lassen,  —  wenn 
in  die  Gewalt  des  neutralen  Staats  eine  Prise  kommt,  die 
unter  Verletzung  seiner  Neutralität  genommen  ist. 

6)  Dagegen  hat  man  in  der  Praxis  wohl  den  Grundsatz  aufge-  ^ 
stellt,  dass  der  Kaptor  durch  Aufbringung  der  Prise  in  einen 
neutralen  Hafen  so  weit  privilegirt  sei,  dass  wenigstens 
das  Prisengericht  seines  Landes,  indem  der  Consul  die  Acten 
an  dasselbe  einsendet,  auch  aus  der  Ferne  her  über  die  im 
neutralen  Gebiet  befindliche  Prise  entscheiden  könne.  Schmel- 
zing  1.  c.  Lampredi  L  $  34.  Azuni  II.  cap.  4.  Art.  3.  S  11- 
V.  Härtens,  über  Kaper  §  36  <•>). 


261.  Vielleicht  erkennt  man  dies  auch  in  £  n  g  1  a  n  d  an.  So  im 
Fall  dei  Hendrick  et  Maria,  Kap.  Baar  (bei  Robinson  IV.  43), 
wobei  zwar  S.  W.  Scott  das  Princip  für  unrichtig  erklärte,  in- 
dessen-doch  das  Schiff  freisprach.  £s  war  namüch  an  Danische 
Kanflente  ein  vormals  Engl.  Schiff,  welches  von  einem  Hollind. 
Kaper  genommen,  nach  Norwegen  aufgebracht,  und  wahrend  es 
dort  liegen  blieb,  in  Haag  condemnirt  war,  hierauf  m  Offentr 
lieber  Auction  in  Norwegen  verkauft  worden;  und  nun  wurde  es 
von  dem  Engl.  Eigenthümer  bei  einer  Engl.  Aufbringung,  indeu 
wie  gesagt  vergeblich,  vindieirt.  Ebenso  zwei  andere  Entschei- 
dungen, nämlich  Über  den:  glücklichen  Peter  und  dem 
jonge  Jan,  wobei  aber  Sir  W.  Grant  7,  August  1807  sagte* 
es  werde  aber  doch  dies  Princip  ernstlich  in  lieber* 
legung  zu  nehmen  sein  (Robinson,  VI.  140),  so  dass  also 
doch  in  England  die  Sache  nicht  so  bestimmt  mehr  ist,  beson- 
ders da  die  Adn^raiitat  schon  die  Condemnation  über  das. Hell. 
Schiff  Hers tel der,  Kap.  dcKoe,  welches  Englander  nach  Nor- 
wegen aufgebracht  hatten,  wiederaufhob,  als  sie  naehtriglich  in 


4W       Abschu.  IIL  Rechle  des  Seehaodels  im  Seekri^e. 

7)  Selbsl  an  die  prisengerichUiche  Eotecheidung  letzter  Instanz 
ist  nur  der  Kaptor  gebunden,  der  ja  überall  sein  Redit  nar 
von  seinem  Staate  herleitet,  nicht  aber  der  Neutrale.  Viel- 
mehr wenn  dieser  glaubt,  dass  die  Verurthetlung  dem 
Vöikerredite  im  Aligemeinen  oder  den  besonderen  Ver- 
tragen zwischen  seinem  und  dem  kriegführende  Staate  nicht 
gemäss  sei,  so  kann  er  sich  bei  seiner  eigenen  Regierung 
beschweren  und  diese  hat  das  Recht,  von  dem  Kri^uhren- 
den  Genugthuung  zu  verlangen  dafür,  dass  sich  derselbe 
bei  der  Ausübung  seiner  Prisengerichtsbarkeit  nicht  inner- 
halb der  internationalen  Schranken  gehalten  hat:  was  überall 
zuvor  bewiesen  werden  muss.  Freilich  wird  darüber 
zwischen  beiden  Regierungen  nicht  selten  eine  streitige  An- 
sicht herrschen  und  kann  hier  in  letzter  Instanz  solche  Ver- 
handlung zwischen  Staat  und  Staat  nur  durch  Krieg  abge- 
ihan  werden,  wenn  Vergleich  und  Vermittelung  nichts  helfen. 

111.  Diese  Gerichte  sind  gewöhnlich  Spezial- 
commissionen;  sie  werden  entweder  zu  diesem  Zwecke  für  die 
Dauer  eines  Krieges  speziell  eingesetzt,  oder  es  wird  einem 
schon  bestehenden  Gerichtshofe  die  Cognition  in  Prisensachen 
zugewiesen.  In  Spanien  legt  die  Ordonnanz  L  Juli  1779  die 
Jurisdiction  erster  Instanz  in  Prisensachen  dem  Marineminister, 
in  appellatorio  dem  Kriegsrath  bei.  —  In  Frankreich  hat  viel 
Wechsel  auch  hier  stattgefunden,  bis  durch  Arr^tö  6  germ.  an  8 
und  2  prairia!  an  11  in  Paris  ein  Prisenconseil  eingesetzt  wurde, 
von  welchem  keine  Appellation  stattfindet;  er  besteht  aus  einem 
Präsidenten,  8  ordentlichen  Mitgliedern,  einem  Regierungscom- 
missar  und  einem  Unterbcamten.  --  In  Holland  gehören  die 
Prisensachen  nach  Instruction  13.  Jan.  1781  und  Prisenr^ement 
26.  Jan.  1781  vor  den  Admiralitätsrath,  von  welchen  das  Rechts- 
mittel der  Revision  statt  hat.  —  In  England  ist  in  Prisensachen 
competent  das  Admiralitätsgericht  (s.  Note  276)  und  in  den  Colo- 
nien  die  Viceadmiralitätsgcrichte;  dort  findet  Appellation  an  die 
Lords  of  appeal,  hier  an  das  Adrairalitätsgericht  statt.  —  In 
Dänemark  waren  in  den  letzten  Kriegen  verschiedene  Prisen- 


Erfahrang  brachte,  dass  das  Schiff  nicht  nach  England  aa^ge- 
bracbt,  londem  in  Norwegen  geblieben  war  (RobiiiMm  I-  119). 
Jacobsen  33.  34.  ödO. 
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gerichte  in  den  verschiedenen  Districten  eingesetzt.  —  In  Nord* 
anierika  bilden  die  Districtsgerichte  die  erste,  die  Circuitgerichte 
die  zweite  Instanz.  —  In  Schweden  steht  die  erste  Instanz 
dem  AdmiralitAtsgericht  oder  Dntergericht  der  Flotte  oder  wo 
solches  nicht  existirt,  dem  Magistrat  zu.    cf.  Pohls  1228—30. 

'  IV.  Norm  der  Entscheidung.  —  Diese  ist  nicht  etwa 
irgend  ein  Landesgesetz,  sondern  einzig  und  allein  das  Völker- 
recht**^), in  seinen  allgemeinen  Grundsätzen  oder  sofern 
es  durch  Vertrage  mit  anderen  (hier  mit  den  neutralen) 
Staaten  näher  bestimmt  und  modificirt  ist.  Dies  Ist  der  Haupt*- 
gesichtspunkt.  Freilich  sind  vorzugsweise  und  direct  die  Prisen- 
reglements, Kaperordnungen  und  ähnliche  Festsetzungen  des 
nehmenden  Staats  von  dem  Prisenrichter  zu  berücksichtigen; 
doch  einmal  enthalten  dieselben  meist  nicht  viele  Bestimmungen 
Ober  das  materielle  Recht  und  wo  dies  der  Fall  ist,  da  ist 
wenigstens  als  Regel  festzuhalten,  dass  „die  Reglements  aus 
„dem  Völkerrecht  entspringen  müssen,  nicht  das 
„Völkerrecht  aus  den  Reglements",  wie  der  berühmte 
Portalis  als  Präsident  des  Französ.  Prisenconseils  sagte**'). 
Allerdings  werden  diese  positiven  Satzungen  eines  bestimmten 
Staats  bei  der  Eiasticität  und  nicht  selten  Unbestimmtheit  des 
Völkerreshts,  vielfach  Modificationcn  des  allgemeinen  Völker- 
rechts enthalten,  ja  nach  der  Ansicht  anderer  Staaten  und  deren 
Publicisten  auch  wohl  im  einzelnen  Falle  dem  Völkerrecht  wider- 
sprechende Satzungen.  Aber  es  ist  dies  immer  nur  Ausnahme. 
Und  sodann  ist  festzuhalten,  was  Portalis  1.  c.  gleichfalls  erklärt, 
dass  jedenfalls  diese  Reglements  eben  nach  dem  allgemeinen 
Gesichtspunkte  des  Völkerrechts  zu  interpretiren  sind.  Schon 
jene  Britische  Denkschrift  1753  an  König  Friedrich  II.  von 
Preussen  (siehe  Note  257)  hob  ausdrücklich  hervor,  dass  man 
niemals  daran  gedacht  habe,  dass  Englische  Landesgesetze 


262.  Verzweifelt  ist  die  Ansicht  Heflfters  i.  c.  §  139,  dass  in  der  Prascis 
die  Prisengerichte  allein  nach  den  Gesetzen  und  Reg- 
lements ihres  Staats  erkennen.  Als  Regel  kann  dies  nicht 
angesehen  werden,  wenn  auch  die  Praxis  zum  Theil  mangel- 
haft war. 

263.  Fall  des  Amerik.  Schiffes  le  Statira  in  einer  Entscheidung  vom 
6  Thermtd.  an.  8.  Vergl.  Wheaton,  histoire  du  droit  des  gens 
I.  151.  52. 
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in  solchen  Fällen  massgebend  sein  könnten*««),  und  spater 
sprach  sich  Sir  W.  Grant  als  Appellationsrichter  mit  Ent- 
schiedenheit dahin  aus,  es  könne  keinem  Staate  in  den  Sinn 
kommen,  durch  seine  spexiellen  Prisenreglements  anderen  Staaten 
Gesetze  zur  Nachachtung,  vorzuschreiben;  er  selbst  wolle  bei 
dieser  Erörterung  hiermit  nur  das  Völkerrecht,  so  wie  er  es 
verstehe,  erlautem,  um  den  Neutralen  einen  Wink  und  seinen 
eigenen  Seegerichten  einen  Hassstab  der  Auslegung  zu  geben*«*). 
Indessen  erklärte  doch  Sir  W.  Scott  7.  Dec.  1798:  An  die 
Grundsätze  des  conventionelleii  Völkerrechts  ist  man  nur 
durch  eine  Reciprocität  der  Praxis  bei  anderen  Na- 
tionen gebunden;  denn  durch  den  Umstand,  dass  eine  andere 
Regel  bei  anderen  Nationen  herrscht,  würde  es  nicht  bloss  ge- 
setzlich, sondern  nothwendig  werden,  gegen  die  anders  handeln- 
den Nationen  eine  andere  Regel  zu  befolgen***).  —  Und  dies 
scheint  aus  praktischem  Gesichtspunkte  sich  zu  billigen. 


264.  Cb.  de  MarteDs  causet  c^l^btes  du  droit  des  gens  II.  fiS. 

2r)5.  Grant  bei  MarahaU,  on  iiiattraiice  I.  425.  Vergl.  Wlieaton  I.  r. 
und  Wurm,  Staatslexicon  1.  c. 

266.  Es  war  nämlich  das  Portug.  Schiff  Santa  Cruz  tou  Fraaiosea 
genommen  und  nach  24  Stunden  von  Engländern  wiedergenom- 
men, die  mit  den  Portugiesen  alliirt  waren.  England  gab  nua 
eigenes  und  bis  auf  den  Fall  des  St  Jago  alliirtes  wiederge- 
nommenes Eigenthum  surOck,  aber  in  der  Entscheidung  dieses 
Falles  sagte  Sir  W.  Scott  wie  pben  im  Text  angeführt  ist  imd 
nUirt  dann  unmittelbar  weiter  fort:  z.  B.  herrscht  eme  Regel  bei 
anderen  Nationeu,  dass  der  unmittelbare  Beaits  und  selbst  der 
Act  der  Kaptur  den  ersten  Eigenthttmer  seines  Redits  beraubt; 
hier  wQrde  es  widersinnig  von  Grossbritanien  gehandelt  sein, 
gegen  sie  nach  einem  liberalen  Grundsatz  zu  yerfahien»  und  es 
als  eine  allgemeine  Regel  festzusetzen,  dass  eine  EinbringuBg 
infra  praesidia  ~  obgleich  wahrscheinlich  die  wahre  Regel  — 
bei  allen  RecapturlUllen  für  nothwendig  gehalten  werden  soUte, 
um  den  ursprünglichen  Eigenthdmer  seines  Rechts  zu  berauben, 
denn  die  Befolgung  einer  solchen  Regel  wOrde  eine 
grobe  Ungerechtigkeit  gegen  EngL  Unterthanen  sein, 
und  eine  Regel,  woraus  grobe  Ungerechtigkeit  entspringt,  kann 
nie  die  wahre  Gesetzesregel  zwbchen  unabhängigen  Nationen  sein. 
Es  kann  von  keinem  Lande  verlangt  werden,  sieh 
Selbst    zum    Märtyrer    zu    machen    von    specnlativer 
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Jedenfalls  sind  aber  Prisengesetze,  die  hart  an  sich  sind 
und  als  priYilegia  odiosa  für  den  Neutralen  erscheinen,  restric- 
tive  und  zu  Gunsten  des  Neutralen  zu  interpreti'ren.  Portalis  im 
Fall  des  Republlcain. 

V.  Verfahren.  -•  Darüber  steht  nach  allgemeinem  Völker- 
recht und  auch  nach  den  Verträgen  nur  so  viel  fest,  dass  ein 
ordentliches  gerichtliches  Verfahren  stattGnden,  dass  dasselbe 
gleichförmig,  schleunig  und  legal  sein  müsse.  Das  Uebrige, 
namentlich  die  besonderen  Formen  hangen  durchaus  yon  der 
Willkür  des  Staats  ab.  Nur  dies  pflegt,  was  sich  aber  von  selbst 
▼ersteht,  in  Verträgen  noch  besonders  stipulirt  zu  sein,  dass  die 
Entscheidung  unparteiischen  Personen  übertragen  werde. 

Demnach  können  hier  in  den  verschiedenen  Staaten  manche 
Verschiedenheiten  herrschen.  Doch  stimmen  die  meisten  Länder 
•n  Folgendem  überein. 

Sobald  die  Prise  im  Hafen  angelangt  ist,  so  muss  der  Kaptor 
oder  Führer  der  Prise  vor  dem  Admiralitäts-  oder  anderen 
competenten  Gerichte  erscheinen,  diesem  sowohl  die  gegen  den 
Feind  etwa  gemachten  Gefangenen,  als  auch  alle  Papiere,  die  er 
auf  der  Prise  gefunden  hat  und  die  zur  Erläuterung  der  Sache 


Zweckmäasigkeifc,  wäre  lelbige  anch  auf  klare  Grundsätze 
begründet.  Wo  also  theoretische  Zweckmässigkeit  auf 
der  einen,  und  wahre  praktische  Justiz  auf  der  anderen 
Seite  ist,  da  muss  die  Regel  den  substantiellen  Rechts  für 
die  wahre  Regel  des  Völkerrechts  gehalten  werden.  — 
Dies  ist  das  Gesetz  Englands.  Indem  es  eine  liberale  Regel 
bei  wiedergenommenem  Eigenthum  seiner  Nation,  nämlich  Re- 
stitution gegen  Berglobn,  angenommen,  gewährt  es  die  Wohlthat 
dieser  Regel  seinen  Alliirten,  bis  es  erhellt,  dass  diese 
gegen  Brit.  Eigenthum  nach  einer  weniger  liberalen  Regel  ver* 
fahren.  In  diesem  Falle  nimmt  es  diese  Regel  an  und  misst  sie 
nach  dem  Masse  ihrer  eigenen  Justiz.  Ich  bin  aber  der 
Meinung,  dass  das  Princip  der  Reciprocität  auf  keine 
Weise  bloss  auf  Recapturfälle  bezogen  wird.  Man  findet  es 
wirksam  bei  anderen  Fällen  des  Seerechts.  —  Bei  dem  Ausbruche 
eines  Krieges  ist  es  die  beständige  Gewohnheit  dieses 
'  Landes,  Eigenthum,  welches  vor  Ausbruch  des  Krieges  ange- 
halten ist,  zu  condemniren,  weun  der  Feind  es  condemnirt,  und 
es  zurückzugeben,  wenn  er  es  suHIckgibt.    Rob.  I.  08.   Jacobteu 
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dienen  können,  überliefern  oder  eidlich  erh&rten,  dass  er  kdne 
gefunden  habe.  Dabei  bat  er  vorläu6g  die  Umstände  der  Neh- 
mung anzuzeigen  und  seineu  Anspruch  auf  Schiff  oder  Ladang 
zu  erkennen  zu  geben.  Alsdann  verfügt  sich  der  Riditer  auf 
das  genommene  Schiff,  um  in  Gegenwart  lieider  Parteien  ein 
Protokoll  über  die  Papiere,  über  die  Ladung  etc.  zu  entwerfen, 
ein  Inventar  aufzunehmen  und  sodann  Alles  gehörig  zu  ver- 
siegeln. 

Der  Kaptor  übergiebt  sodann  gewöhnlich  eine  Speciea  Facti, 
aus  welcher  sich  der  ganze  Hergang  der  Nehmung  ond  der 
Grund  seiner  Ansprüche  ergibt.  ]|}er  Richter  aber  stellt  eine 
summarische  Untersuchung  an  und  kann  sowohl  die  etwanlgen 
Gefangenen  und  Passagiere,  als  auch  die  Mannschaft  des  Kapers 
wie  der  Prise  verhören.  Ergibt  sich  nun  aus  den  Papieren  wie 
aus  diesen  Verhören  unzweifelhaft  die  Ungerechtigkeit  der  Neh- 
mung, so  muss  er,  falls  sich  seine  Gerichtsbarkeit  soweit  er- 
streckt, sofort  die  Loslassung  erkennen. 

Dagegen  wenn  ebenso  unzweifelhaft  Schiff  und  (oder)  Ladung 
als  gute  Prise  sich  ergeben,  entweder  weil  sie  als  feindlich  er- 
scheinen oder  weil  binnen  einem  festgesetzten  Termine  sidi  Nie- 
mand mit  Gegenansprüchen  gemeldet  hat,  so  wird  die  Prise 
condemnirt.  Ist  irgend  etwas  zweifelhaft  oder  erscheinen  Re- 
clamanten  (siehe  n.  VI.),  so  muss  zur  zuvorigen  Aufklärung 
der  Sache  ein  entsprechendes  Verfahren  eingeleitet  werden  *•')• 

VI.  Reclameprozess  in  erster  Instanz*»»). —  Wenn 
sich  Jemand  (Reclamant)  mit  Ansprüchen  meldet,  wie  dies 
gemeiniglich  zu  geschehen  pflegt,  wenn  die  Prise  nicht  dem 
Feinde  gehört,  und  beide  Theile  können  sich  nicht  in  Güte 
vergleichen,  so  muss  ein  förmliches  Verfahren  veranlasst 
werden.  Der  Prozess  zieht  sich  dann  gewöhnlich  sehr  in  die 
Länge,  und  da  solcher  Aufschub  der  Ladung  sehr  nachthefllg 
werden  könnte,  wenn  diese  in  leicht  verderblichen  Waaren  be- 
steht, so  muss  der  Richter,  schon  auf  Ansuchen  einer  Partei 
oder  auch  aus  eigener  Bewegung  solche  Waaren  ausladen  und 
in  öffentliche  Packräume  bringen,  ja  selbst,  unter  Umslandea, 
diesen  Theil  der  Ladung  öffentlich  verkaufen   lassen.    Der 


267.  Vergl.  y.  Martens,  über  Kaper  %  26.    Pohls  1.  c.  1232. 

268.  Vergl.  v.  Martens  1.  c.  $  27. 
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Erlös  sowie  die  übrige  Ladung  ist  in  sichere  Verwahrung,  nach 
einem  aufgenommenen  Inventar,  zu  bringen.  Die  weiteren  Pro- 
zessforroen  sind  in  den  verschiedenen  Staaten  verschieden,  in-* 
dessen  doch  meist  die  gewöhnlichen  des  Landes***). 


269.  Nnch  den  £ngl.  Parlamentsacten  seit  17-10,  bcs,  durch  die  Acte 
19.  Geo.  in.  07.  ft.  17.  18—27,  ist  das  Verfahren  so:  Der  Richter 
aoU  binnen  5  Tagen  von  Zeit  der  ersten  Anzeige  Dessen,  der  die 
Prise  eingebracht  hat,   das  erste  gerichtliche  Verhör  des  Schift- 
volks, des  Kaptors  und  der  Prise  beendigen,  uQd  dann  inner* 
halb  3  Tagen  durch  öffentlichen  Anschlag  alle  Diejenigen  vorladen 
lassen,  welche  einen  Anspruch  an  die  Prise  zu  machen  hatten. 
Wenn   alsdann  binnen  20  Tagen  sich  Niemand  mit  Ansprüchen 
meldet  oder  wenn  ein  solcher  Rcclamant  nicht  binnen  5  Tagen 
gebührende  Bürgschaft  leistet,  dass  er  das  Doppelte  der  Prozess- 
kosten bezahlen  wolle,  falls  die  Prise  für  verfallen  erklirt  werden 
würde,   so  sollen  die  Admiraiitatsrichter  auf  vorbesagtes  Verhör 
in  Zusammenstellung  mit  den  Seebriefen  unmittelbar  zur  Abfassung 
eines  absolutorischen  oder  condemnatorischen  Erkenntnisses  sehrei- 
ten.   Meldet  sich  aber  ein  Reclamant  in  gehöriger  Zeit,  leistet  er 
genügende  Bürgschaft  und  ist  es  nicht  nötäig,  erst  sehr  entfernte 
Zeugen  abhören  zu  lassen,  so  soll  der  Richter  die  vorgeschlagenen, 
in  der  Nähe  sich   befindenden  Zeugen  innerhalb   10  Tagen  ver- 
hören lassen'  und  dann  ein  Urtheil  sprechen.   Wenn  indessen  dem 
Richter   der  Fall  selbst  zweifelhaft  erschemt  und  er  für  nöthig 
findet,  den  Parteien  ein  ordentliches  Verfahren  gegen  einander  zu 
gestatten,  sowie  auf  Begehren  der  Partei  die  von  derselben  vor- 
geschlagenen Zeugen  abhören  zu  lassen:  so  soll  er  zur  Schätzung 
der  Prise  durch  Sachverständige,    welche   von  den  Parteien  er- 
nannt und  von  den  Gerichten  bestätigt  sind,  schreiten:  zu  wel- 
chem Zweck  die  Ladung  nach  vorheriger  Aufnahme  eines  Inven- 
tars, wenn  der  Richter  es  für  nöthig  findet,  in  einen  öffentlichen 
Packraum  ausgeladen  werden  soll.    Alsdann  soll  man  von  dem 
Reclamanten  hinreichende  Bürgschaft  begehren,  das«  er 
im  Gondemnationsfall  den  ganzen  Werth  denKaptoren 
bezahlen  wolle,  und  von  den  Kaptoren  Bürgschaft  wegen  der 
Kosten  verlangen,  wenn  vorgangig  durch  ein  Zwlschennrtheil  die 
Prise  dem  Reclamanten  ausgeliefert  werden  soll.  •—   Wenn  hin- 
gegen der  Reclamant  eine  solche  Bürgschaft  verweigert,  so  soll 
der  Richter  dahin  von  dem  Kaptor  Bürgschaft  verlangen,  dass  er 
daa  volle  Taxatum  der  Prise  dem  EigenthOmer  herausgeben  wolle, 
wenn  die  Prise  für  frei  erklärt  werden  sollte,  und  nun  soll  dem 
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VIL  BeweisUsf «).  Nach  allgemeinen,  sdbsl  in  ( 
prozesat  deaaen  Analogie  hier  atattfinden  möchte,  gQltigen  Rechte- 
grandaitzen  würde  man  vom  rationellen  Standponkte 
aua  dem  Kaptor  den  Beweis  auflegen  mQssen,  dass  das  Schiff 
oder  die  Ladung  als  gute  Prise  zu  betrachten  sei.  Denn  eines 
Theils  erscheint  der  Kaptor  als  Kläger  im  Gericht  und  begehrt, 
daas  seine  Prise  als  eine  gute  Nehmung  verurtheilt  werde;  folg- 
lich muss  er  den  Grund  seiner  Klage  erweisen,  denn  das  Fac- 
tum der  blossen  Aufbringung  kann  noch  nicht  zu  seinen  Gunsten 
entscheiden  und  kann  dabei  keine  Präsumtion  fär  die  Rechts- 
beaUndigkeit  derselben  angenommen  werden.  Anda«n  Theils 
ist  der  Beweis,  dass  das  Schiff  nicht  als  gute  Prise  zu  betrach- 
ten sei,  ein  negativer  Beweis,  welchen  der  R^el  nadi  Nie- 
mand zu  übernehmen  schuldig  ist 

Nichtsdestoweniger  wird  in  allen  Prisengerichten 
dem  Reclamanteu  der  Beweis  der  Unschuld  aufge- 
bürdet"»), 

VIII.  Beweismittel.  —  In  Hinsicht  der  Beweismittel 
selbst  scheint  es  dem  Rechte  und  der  Billigkeit  angemessen, 
daas  man  alle  diejenigen  zulassen  sollte,  welche  der  Beklagte, 
dem  hier  ja  schon  durch  die  AufbQrdung  des  Beweises  zu  viel 
geschieht,  überhaupt  beibringen  kann,  ohne  Unterschied,  ob  er 
sie  zur  Zeit  der  Durchsuchung  dem  Kaptor  vorlegen  könne 
oder  nicht.  Denn  wenn  auch  gleich  dem  Kaptor  aus  dem  Hangel 
des  einen  oder  des  anderen  Beweisstückes  ein  gegründeter  Ver- 
dacht und  ein  Recht  zur  Aufbringung  entstehen  kann,  so  ist  es 
doch  allen  Grundsätzen  des  Rechts  zuwiderlaufend,    dass  die 


Kftptor  die  Prise  vorgangig  ausgeantwortet  werden.  W^ea  der 
Appellation  siehe  unten  n.  IX«  dieses  {.  —  VergL  v.  M  artest 
L  c.  S  27.  Note. 

270.  Veigl.  bes.  t.  Martens  1.  c.  w^en  n.  VII.,  VIII.  imd  DL;  aacb 
P5hls  1.  G. 

871.  Pohls  L  c.  1233.  34.  stellt  folgende  leine  Unterscheidung  anf: 
Bind  des  Neutralen  Papiere  in  völliger  Ordnung,  so  ist  es  des 
Kmpton  Sache,  dariutbun,  dass  Jener  damoch  in  einem  Skgafea 
Handel  begriffen  war.  Shid  aher  Schiff  und  Ladung  ntdit  ge- 
hörig docnmentirt,  so  muss  man  dem  Neutralen  Gelegenheit  ge- 
ben, seine  Unschuld  dennoch,  wenn  er  kann,  su  beweisen« 
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Prisengerichte  aaf  blossen  Verdacht  hin  und  nicht  nach  der 
erwiesenen  Wahrheit  condemniren.  Jeder  Richter  muss 
dem  Beklagten  die  Wahl  der  Mittel  seiner  Vertheidigung  über- 
lassen. Wenn  dann  durch  die  Papiere  bei  der  Durchsuchung 
die  Unsdiuld  nicht  klar  erwiesen  werden  könnte,  sondern  dies 
erst  durch  nachtragliche  Beweismittel  dargethan  würde,  so  er- 
wiese sich  zwar  die  Aufbringung  als  gerechtfertigt  und  müsste 
man  demnach  den  Reclamantea  zur  Deckung  aller  Kosten  ver- 
urtheilen  *'*);  aber  die  Condemnation  als  gute  Prise  erscheint 
hier  überall  als  ein  schreiendes  Unrecht    S.  $  237  sub  1.  6.  7. 

Dessenungeachtet  werden  In  Frankreich  sowie  in  Schwe- 
den und  wie  es  scheint,  in  Russland  nur  solche  Documente 
zugelassen,  die  schon  bei  der  Nehmung  am  Bord  befindlich 
waren  >'>).  Die  Danische  Verordnung  1710  Art.  9.  10.  war 
auch  so  streng,  doch  wurde  dies  gemildert  durch  Verordnung 
1711  Art  10>'«)  und  das  Prisenregl.  1810  Art  27.  überlässt  es 
wenigstens  dem  Ermessen  des  Admiralitätsgerichts,  ob  und  wie 
weit  es  den  Parteien  besseren  Beweis  nachlassen  wolle.  In 
Spanien  lässt  man  fernere  Beweismittel  nur  dann  zu,  wenn  der 
Genommene  beweisen  kann,  dass  er  sie  ohne  seine  Schuld  nicht 
mitgenommen  oder  er  sie  durch  ein  unvermeidliches  Unglück 
verloren  habe.    Span.  Regl.  1779  Art  16. 

In  England  lässt  man  im  Allgemeinen  besseren  Beweis 
zu ;  nur  darf  dann  kein  Betrug  und  überhaupt  kein  völkerrechts- 
widriges Betragen  schon  vorliegen*'*).    S.  $  237  sub  I.  6.  7. 


272.  So  Engl.  Präzis.  Siebe  auch  in  Note  274  die  Bestimmung  der 
Dan.  Verordnung  1711  Art  10. 

273.  FransOs.  Reglement  26.  Juni  1778,  obwohl  nach  dem  Vertrage 
Frankreichs  mit  England  1786  Art  33.  wenigstens  Englische 
Prisen  in  Frankreich  das  Recht  des  besseren  Beweises  zusteht. 
Schwed.  Regl.  1715  Art.  7. 

274.  Dieser  Art  10.  bestimmt,  dass  wenn  die  Befreiung  der  Prise  aus 
anderen  OrQnden  als  denen,  welche  sich  auf  dem  Schiffe  zur  Zeit 
der  Nehmung  befinden,  hervorgeht,  der  Kaptor  von  Erstattung 
der  Kosten  frei  sein  sollte:  woraus  denn  die  Gestattung  des 
ferneren  Beweises  erhellt 

275.  Eine  Menge  von  Entscheidungen  finden  sich  hierüber  in  den 
Reportssammlungen   von  Robinson,   Edwards  und  Dodson, 

V.  Kaileiihorn,  S«erecbt  II.  32 
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IX.  Appellationsinstanz.--  Es  steht  zwar  jeder  Partei 
frei,  zu  appelliren  und  Revision  nachzusuchen  und  sind  bereits 
oben  n.  III.  die  betreffenden  Behörden  der  Appellation  f&r  die 
einzelnen  Staaten  angegeben.  Aber  diese  Appellation  oder  Re- 
vision hat  in  der  Regel  keinen  Suspensiveffect  Vielmehr 
wenn  der  Kaptor  nur  nach  Fallung  des  ersten  UKheils  ge- 
nügende Bürgschaft  stellt  oder  doch  seine  Kaperkaution  bis 
zum  Werthe  der  Prise  erhöht,  so  kann  er  sofort  die  Abtretmig 
derselben  erlangen,  wogegen  die  Reclamanten,  bei  einem 
freisprechenden  Urtheile  erster  Instanz,  gleichfalls  gegen  Bürg- 
schaft, die  Ausantwortung  der  Prise  verlangen  können. 

In  den  V.  Niederlanden  mosste  sonst  die  Appellation 
von  den  Einwohnern  in  2  Monat,  von  Fremden  in  4  angebracht 
werden.  In  England  steht  jeder  Partei  frei,  innerhalb  15  Tagen 
an  Gommissarien  zu  appelliren,  welche  der  König  zu  dem  Ende 
aus  seinem  geheimen  Rath,  unter  dem  grossen  Reichssi^el, 
ernennt,  doch  muss  die  Partei  gehörige  Bürgschaft  leisten,  dass 


deren  Benotzung  wie  in  jeder  anderen  Beziebnng,  so  namentlidi 
anefa  hier  erleichtert  wird  durch:  Green,  digested  index  of  tbe 
cases  etc.  oontained  in  the  reporti  of  Robinton,  Edwards  and 
Dodaon  (London  1818);  siehe  bes.  die  Rubriken  evidence  nad 
further  proof.  Falle,  wo  in  England  fernerer  Beweis  verweigert 
wird,  gibt  zahlreich  an  auch  Jacobsen,  Seerecht  556  ff  z.  B. 
1)  wenn  durch  einen  iUr  falsch  gehaltenen  Reclam  feindliches 
Interesse  mit  neutralem  Termischt  wird:  Eenrom  bei  Hob.  IL 
15.  und  Rosalie  nnd  Betty  ibid.  IL  359.  —  2)  Durch  fakdie 
Papiere,  die  eine  Bestimmung  von  einem  feindlichen  Hafen  nach 
einem  anderen  verheimlichen:  Jouffrjouw  Anna  ibid.  I.  126; 
VroQw  Hermina  ibid.  I.  165  etc.  —  3)  Als  durch  ähnliche 
tauschende  Umstände  Thatsacben  der  ausgehenden  Reise  nach 
feindlichen  Besitzungen  in  Ostindien  verheimlicht  waren.  Rosalie 
und  Betty  1.  c  —  4)  Wenn  nach  fremden  Kolonien  Artikel  mit 
einer  verheimlichten  Bestimmung  ausgegangen  waren,  die  filr 
Contreband  gehalten  werden,  so  wird  in  Hinsicht  der  Retouren 
dafQr  kein  weiterer  Beweis  gestattet;  Nancy,  Robinson  IIL  123 
—  5)  Bei  Unterschlagung  von  Papieren,  die  das  Eigenthum  des 
Kapitains  betreffen,  wobei  aber  die  Ladungseigenthtlmer  nicht 
gefährdet  werden;  tbe  rising  Sun  ibidem  II,  108.  —  6)  Weui 
ein  Schiff  in  feindlichen  Landern  gekauft  und  unter  Ldtnng  de« 
vorigen  EigenthQmers  gelassen  ist;  Jemmy  bei  Robiosoa  IIL  31. 
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sie  die  Berufung  fortsetzen  und  falls  das  erste  Urtheil  be- 
stätigt wQrde,  das  Dreifache  der  Appellationskosten  bezahlen 
wolle.    Stat.  Georg  III.  c.  67.    v.  Härtens  S  27  Note'^*). 

Prisengerichte  müssen  ihre  Entscheidungen  wieder  aufheben, 
wenn  es  sich  nachtraglich  ergibt,   dass  letztere  auf  IrrthQmern  • 
beruhten.    Dies  haben  denn  auch  die  Pariser   und   Londoner 
Prisengerichte  gethan.    Jacobson  549  IT. 

X.  Prozess  Über  einen  Theii  der  Ladung*'*).  — 
Die  bisherigen  Auseinandersetzungen  beziehen  sich  nicht  ganz 
auf  den  Fall,  wo  die  Neutralität  des  Schiffs  anerkannt  und  nur 
die  Ladung  oder  ein  Theil  derselben  yon  dem  Kaptor  in  An- 
spruch genommen  wird,  entweder  weil  er  sie  für  Contrebande 
halt,  oder  weil  sie  feindliches  Gut  ist  (wo  nämlich  der  Satz: 
frei  Schiff,  frei  Gut  nicht  gilt).  Hier  muss  es  dem  ge- 
nommenen Schiffe  freistehen,  wenn  es  den  streitigen  Theil  der 


271).  lieber  die  Unvollkommenheit  des  EAgl.  Admiralitatsgerichtes  alt 
Priscngericht  klagt  BUsch  (Darstellung  der  Handlung.  3.  Aufl. 
Hamburg  1806.  Bd.  II.  S.  617,  sowie  in  seiner  Schrift:  Bestreben 
der  Volker,  im  Seehandel  sich  recht  wehe  zu  thun.  Hamburg 
1S0O.  Kap.  III.  S  3-17.)  sehr  und  sagt  im  ersten  Werke  1.  c: 
„Bei  deni  AUen  ist  seine  (Englands)  Jadicatnr  in  Seesachen 
«äusserst  mangelhaft.  Der  Gerichtshof,  welchen  sie  (die  Eng- 
»Under)  mit  dem  Namen  des  high  Court  of  Admiralty 
«beehren,  besteht  nur  ans  einem  einzelnen  Richter  nebsl 
«einem  oder  swei  Schreibern,  und  das  gerichtliche  Verfahren  in 
«Seesachen  ist  so  willkürlich,  als  eben  dieses  Volk  in  der 
«CiTil-  und  Kriminaljustiz  strengen  (formellen)  Regeln  und 
«Gesetzen  unterworfen  ist.  Wenn  die  Gerichte  anderer  Staaten 
«auch  in  der  Absicht  zahlreich  besetzt  sind,  damit  man  mehrere 
«RecfatshAndel  zugleich  zur  Relation  an  mehrere  Bfitglieder,  und 
«zur  Entscheidung  an  Klassen  derselben  oder  sog.  Senate  geben» 
«und  diese  beschleunigen  kOnne:  so  hat  dieser  Mann  so 
«wenig  Zeit,  aber  auch  so  wenig  Eile,  und  macht 
«zwischen  seinen  Sitzungen  so  5ftere  und  so  lange 
«Ferien,  dass  auch  in  den  klarsten  Sachen  die  Ent- 
«scheidung  Monate,  ja  zuweilen  Jahre  lang  ausbleibt, 
«und  die  Kosten  des  mit  seiner  Besatzung  anfgehal- 
«tenen  Schiffes  in  die  Tausende  anlaufen.^  Dazu  gibt 
ilfnn  Bttsch  in  der  anderen  Schrift  1.  c.  viele  Belege. 

277.   Vergl.  besonders  von  Martens  1.  c.  %  29. 

32» 
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Ladung  gelöscht  hat»  mit  dem  Ueberreste  seiner  Ladung  fortzu- 
segelu,  ohne  das  Ende  des  Prozesses  abzuwarten,  in  Ansehung 
dessen  es  genug  ist,  dass  der  Schiffer  einen  Procurator  bestellt 
JSs  ist  nun  zwar  dieser  Grundsatz  nicht  ausdrucklich  in  den 
Prisenverordnungen  der  einzelneu  Staaten  berijhrt,  aber  er  fliesst 
aus  der  Natur  der  Sache,  sowie  daraus,  dass  sich  in  den  ge- 
nannten Fallen  der  Schiffer  schon  bei  der  Nehmung  selbst  durch 
Ueberlieferung  der  streitigen  Güter  au  den  Kaptor  (falls  dieser 
sie  bergen  kann)  befreien  darf  (siehe  oben  $  237  sub  IL  1.)*  und 
ist  endlich  in  sehr  vielen  Vertragen  festgesetzt. 

Aehnlich  sollte  es  gehalten  werden,  wenn,  ohnerachtet  der 
auf  das  Schiff  gemachten  Ansprüche,  die  Ladung  für  frei  aner- 
kannt würde.  Freilidi  wo  der  Satz:  Unfrei  Schiff,  unfrei 
Gut  gilt,  kann  davon  nicht  die  Rede  sein. 

XI.  Kosten.  —  Im  Fall  der  Nehmer  oder  der  Reclamant 
unterliegen,  so  muss  der  Eine  oder  resp.  der  Andere  die  Kosten 
aus  den  geleisteten  Bürgschaften  bezahlen.  Ebenso  wenn  der 
Reclamant  zwar  freigesprochen,  aber  gerade  doch  in  die  Kosten 
verurtheilt  wird.  Hierüber  ist  bereits  $  237  sub  VL  nachzu- 
sehen. Die  Neutralen  haben  in  den  letzten  Seekriegen  besonders 
oft  Veranlassung  gehabt,  sich  über  die  ungeheure  Last  der  auf- 
laufenden Kosten  in  Prisensachen,  besonders  gegenüber  Eng- 
land, zu  beschweren*'*). 

Doch  hat  sich  in  den  letzten  Kriegen  in  dem  Falle  der  ohne 
Grund  erfolgten  Aufbringung  England,  wie  billig,  am  geneigtesten 
gezeigt,  den  Kaptor  zur  vollen  Entschädigung  zu  verurtheilen; 
der  Eigner  soll  alle  Rosten  und  Schadenersatz  mit  Inbegriff  des 
Liegegeldes  (demurrage)  erhalten.  Auch  niuss  der  Kaptor  in 
England,  mit  Recht,  wegen  des  Schadens  aufkommen,  der  dem 
Eigner  durch  des  Kaptors  Schuld  und  Leichtsinn  oder  Unge- 
schicklichkeit zugestossen  ist*'*).  —  In  Schweden  ist  es  ge- 


2QB.  Worüber  Busch,  Bestreben  der  Völker,  einander  in  ihrem  See- 
handel recht  wehe  su  thun  (Hamburg  1800),  viele  Beaehwerden 
und  Extmpel  ansuführen  weiss. 

279.  Vergleiche  die  Falle:  Corier  Maritimo  bei  Robinson,  rep. 
I.  287;  Sally  ibid.  II.  228;  Zee  Star  ibid.  IV.  71.  Triton 
ibid.  VI.  78.  Madonna  del  Burso  ibid.  VL  169.  Peacock 
ibid.  185;  femer  Wilhelmsberg  bei  Robinson  V.  143.  Waa- 
hington  ibid.  VI.  275;  Nemesis  bei  Edwards»  adm.  rep.  dOl 
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setzlich  ausgesprochen,  dass  die  Krone  für  den  Befehrshaber 
ihrer  Schiffe  aufkomme»  dass  aber  die  ganze  Flotte,  zu  der  er 
gehört,  ihr  dafür  haftet  «••).  Indessen  ist  man  bis  jetet  nicht  in 
allen  Ländern  Immer  so  gerecht  und  billig  gewesen;  kaum  dass 
durch  diplomatische  Vermittelung  eine  kargliche  Entschi- 
digung  bewilligt  wird,  wenn  der  Kaptor  zum  Schadensersatz  un- 
fähig ist 

XII.  Ueberhaupt  kann  durch  diplomatische  Vermittelung  seines 
Staats  der  Reclamant  selbst  gegen  das  Erkenntniss  der  Appellations- 
instanz noch  auftreten;  doch  zieht  sich  dann  gewöhnlich  die 
Sache  sehr  lang  hin  und  entscheiden  Gründe  der  Politik',  nicht 
des  Rechts.  Höchstens  dass  eine  kloine  Pauschsumme  als  eine 
Entschädigung  und  Abfindung  erlangt  wird.  Siehe  bereits  oben 
S  236  in  f.  und  %  238  Note  257. 

XIII.  Analogisch  ist  die  Prisengerichtsbarkeit  auch  auf  die 
im  Sklavenhandel  betroffenen  Schiffe  in  neueren  Zelten  durch 
besondere  Verträge  (s.  oben  §  215  i.  f.)  angewandt  worden. 
Indessen  ist  über  die  Art  und  Grenze  dieser  Anwendung  noch 
grosser  Streit*»*). 


Principe,  Athonelante  bei  Edwards  1.  c.  70.  William  bei 
Robinion  VI.  316.  Portsmouth  ibid.  317.  Art  0.  Thamet 
ibid.  V.  345.    cf.  PöhU  1239.  S.  bereite  $237  sab  II.  3. 

280.  Schwedisches  Reglement  1788  Art.  1.  S  11.  Dasselbe  ist  stipulirl 
in  dem  Trsctat  zwischen  Schweden  und  RussUnd  1801  Art.  30. 

281.  Vergl.  besondeis  die  Erörterungen  bei  Gelegenheit  der  Hamlk 
Bark  Louise  in:  Handelsgerichtliches  Verfahren  und  Erkennt- 
niss aber  die  Hamb.  Bark  Louise  wegen  Verdachts  der  Betheili- 
gung im  Sklavenhandel  (Hamburg  1842). 


^gsta»3&^igEgsi£8* 


Notiz  ««geu  der  Gitete. 


Notiz  wegen  der  Citate. 

Wenn  kein  bcMndere«  einielne»  LuidetgewU  angegeben  tat,  so  Ut 
untwdemAuidruAe:  Preu»»itchei  Becbt  oderNeueete»  Preui». 
Recht  rtets  da«  Allgemeine  Pteu«».  Landrecht  und  iwar  m 
der  Regel  Theil  II.  Titel  8.  zu  veratehen;  femer  unter  Holl&nd. 
oder  NeueitemHolUnd.  Recht  ateta  daa  Handelage»et«bne|i 
von  1838  (Wetboek  ran  Koophandel):  ferner  unter  Frant»»iachem 
oder  Neneatcm  Frana.  Recht  der  Code  de  commerce;  ferner  uBtor 
Spaniachem  oder  Neueatem  SpanUchen  Recht  daa  SP»"«»«««« 
Handelageaetibuch  von  1829  (gültig  aeit  1.  Januar  18»;  CMigo 
de  Comercio).  -  Unter  Schwed.  Recht  Ut  daa  Schwed.  Se««|^ 
von  1667.  unter  Dlni.chem  Recht  daa  D»n.  Geaetabuch  168» 
(Legea  Danicae)  und  «war  in  der  R«gel  Buch  IV.  lu  veratehen,  welchea 
in  9  Kapiteln  daa  Seerecht  abhandelt.  w    •  v» 

Da«  Citat  Pardeaaua  ohne  HiniufUgung  eme«  Werkea  beaieht 
«ch  in  den  ersten  35  $§  auf  deaaen  Collection  de  loi«  maritim«», 
aplter  aber  auf  Tome  troi.i<me  von  dewm  «»«•'•  ^*  f'«" 
commercial  (Mit.  III.  Pari.  1825).  welcher  d«  Seerecht  unter  den 
Rubriken  (=  Paragraph  oder  Nummer)  596-965  abhandelt  -  Dk 
?;rwei«ngen  auf  Abbott  (treatiae  of  the  Uw  reUJve  to  merchj^ 
d.ip.  and  «iamen)  beaiehen  «ch  regelmta«  auf  d«  6  A««.  von  1840 
«.d  nur  wo  e.  auadrttckUcL  geaagt.  auf  d.e  8.  von  1847  -  D-  Crtat 
J.cob.en  ohne  Zu«itz  bezieht  «ch  ateta  auf  de«en  S*"««»«»  '?» 
1815  -  Da«  CiUt  Ptthl«  ohne  Zuaate  auf  deaaen  Seerecht  («TheUe 
LT kurchla^enden  Seitenzahlen),  welchea  zugleich  den  dritten  Theü 
von  dessen  Handelsrecht  bildet 

SrCitat  Kent  bezieht  «ch  auf  deaaen  CommenUr^e.  on  amencan 
law  S  AuJ.  Newyork  1832)  tom.  III.  oder  Part  V„  worm  vorzugawe^ 
d"  Seerecht  abgehandelt  wird.  -  Daa  «ft  B * »« « "' '  fj^^J^^ 
«.ht  «ich  auf  Benecke'.  Sy.tem  dea  A-ekuranz-  "«^  f»*"«'*^^ 
Samburg  1805-1821.  6  Bde.).  wovon  jetzt  eme  neu*  Auagabe  bewrgt 
Srd  du7ch  Vincent  Nolte;  da.  CiUt  Benecke.  P™«P^  ««^ 
Jenecke'.  treatiae  on  the  principle.  of  indemmty  -  »«-^^^ 
/t  A^^  \fi^\  -  Unter  Harten«,  recucil  de  trait^t  iii,  wenn 
£St.d?^^üch  d^^Geglncü  geUgt  ia,  -i«  «-'^^.^J'Jj^'^i 
vMtrlKce  de.  («tcren)  G.  F.  v.  Märten«,  fortgeaetat  von  Saalfeld  und 
M^Jb ard  ««  ver.ih.n.  nicht  die  neuere  .««ügüche,  ttbng«»  «m 


S04  Notiz  wegen  der  GiUte. 

Handgebrauch  ganz  Tortreffliche,  mit  sehr  flbenichtUehen  Regntera  ver- 
sehene von  Charles  de  Martens  et  Ferd.  de  Cassy.  Reciieü  ma- 
nuel  et  pratique  de  trait^,  Conventions  etc.  depnis  1700—1846  (5  toms. 
Leipzig  1846-49). 

Wo  sonst  der  ROrte  wegen  ein  Schriftsteller  bloss  mit  Namen  and 
Angabe  einer  Seiten-  oder  Paragraphenzahl  angeführt  ist»  dm  wird  man 
das  bezeichnete  Werk  leicht  in  den  Literaturangaben»  weldie  aicii  filr 
jede  Materie  unter  den  betreffenden  Abschnitten»  Kapiteln  oder 
Paragraphen  als  Rubrik  oder  in  der  ersten  Note  finden»  auf- 
suchen können  oder  bei  Hauptwerken  eines  Autors  Band  I.  g  38  ff.  in 
der  Literatur  des  Privatsaerechts,  sowie  Band  H.  $  211  in  der 
Literatur  des  öffentlichen  Seerechts. 

Das  Citat  bei  den  im  Register  verzeichneten  Autoren  be- 
zieht sich  auf  den  Ort»  wo  die  in  diesem  Seerecht  dtirten  Werke  der- 
selben dem  Titel  nach  voUstftndig  angefahrt  smd. 

Es  ist  zwar  im  Werke  selbst  bei  allen  einzelnen  Materien  auf  Pa- 
rallelstellen aufmerksam  gemacht  und  namentlich  auf  controverse  Fragen 
(z.B.  in  Bezug  auf  die  F&lle,  welche  bald  zur  Havariegroase»  bald  zur 
Havarieparticulftr  gerechnet  werden)  hingewiesen.  Indessen  moss  za 
diesem  Behufe  von  dem  Leser  lieber  noch  das  Register  zu  Rathe  ge- 
sogen werden. 


Aeglster. 


Die  Rö  mite  he  Zahl  beiieht  sich  auf  den  Band. 
Die  Deutsche  Zahl  auf  die  Seite  des  Bandes. 
Der  Lateinische  Buchstabe  n.  auf  die  Noten. 

Uebrigens  möge  man  das  Register  besonders  zum  Nachschisgen 
von  Parallelstellen  und  Controversen  (namentlich  z.B.  in  Bezug 
auf  die  Tielfach  bestrittenen  Fälle  der  grossen  und  der  particuliren 
Havarie)  benutzen.  Zur  Verrollstllndigung  der  Angaben  flber  manche 
llltere  Autoren  der  einzelnen  seerechtlichen  Materien  mOgen  die 
Literaturangaben  in  der  jedesmaligen  ersten  Note  und  in  den  Ru- 
briken der  einzehien  Abschnitte  und  Kapitel,  sowie  zum  Theil  der 
Paragraphen  nachgesehen  werden. 

^  Abbott  (Lord  Tenterdcn)  I.  5  n. 

48  n.  51  n. 

Abbrechend.  Reise  L  211.213.  IL 
291.  Eittfluss  auf  die  Gage  s.  Gage 
u.  Reise,  auf  die  Fracht  s.  Praeht 

Abbringungskosten  IL 96. 99. 

Abfindung  s.  Ranzionining. 

Abkürzung  der  Reise  L  214. 

Abren  IL  397. 

Accord  s.  Ranzionining. 

Acton  1.  50  n. 

Admiralschaft  I.  182.  wegen 
Bergung  IL  38  mit  45.  Rotten 
inHavariegross  IL  123. 11.95. 121. 

Aeg&isches  Meer  IL  344  n. 

Alewyn  IL  19  n. 


Abandon,  bei  Bodmereien  durch 
den  Nehmer  IL  316.  317.  bei 
Leckage  strict  1. 373.  beim  Schiff- 
bruch durch  die  Mannschaft  IL 
19.  20.  Havariegrossfall  IL  127. 
gegenüber  dem  Versicherer  IL 
31.  65.  gegenüber  dem  Berger 
IL  36. 

Ablader  L  294  und  L  244  mit  IL 
335  ff.  353  sub  IL  Begründung 
der  Rechte  u.  Pflichten  des  Ab- 
laders (Destinat&rs,  Correspon- 
denten)  I.  278  ff.  Stellung  bei  der 
Fautfracht  L  353  ff. 
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Albertazzi.  —  Befrachter. 


AlbertazEi  L  02  n. 

Alleinrlieder  I.  129. 

Alton«  L  39. 

Amalfi  I.  63  n. 

Amsterdam,  Seerechtsge  wobn- 
heiten  I.  20.  Atsecuranzordnung 
IL  2.  u.  II.  Addend. 

Aneona  I.  61  n. 

Anker  I.  82. 

Ankergeld  I.  9ö. 

An-  und  Uebersegelung  IL  5  ff. 
Unterscheidungen  IL  5.  Wirkun- 
gen IL  7.  Art  der  Repartttion 
dabei  IL  10.  Verhaftung  für  den 
Schaden  IL  13  mit  IL  122.  Be- 
weis dabei  U.  15.  Analoge  Fülle 
IL  17.  Havariegron  IL  122  mit 
126  n.  2. 

Appenrade  I.  35  n. 

Aragonisches  Seerecht  I.  64  n. 

Arndt  L  42. 

Arrest  L  95  ff. 

Assecurans  u.  HaTarie  11.68  im 
Unterschied  von  Havariegrosse 
IL  74  229  u.  IL  156.  von  Bod- 
merei IL  246  u.  IL  156.  Warum 
die  Assecurans  in  diesem  Werke 
nicht  abgehandelt  IL  231.  Asse- 
curanztaxe  IL  209.  Assecurans- 
prilmie  IL  183.  Der  Director 
ist  znt  Versicherung  des  Schiffes 
nicht  befngt  I.  125.  Interesse  der 
Venicherer  ▼.  Schiffer  wafarzu- 
nehmtf  I.  167.  ihr  Interesse  bei 
Strandimg  11.31.  s.  Bodmerei  u. 

Assisse n  des  Königreichs  Jerusa- 
lem L  17. 

Aufbringung  von  Schiffen  bes. 
IL  469  ff:  Pflichten  des  Kapiteins 
dabei  1. 185.  IL  478  ff.  Pflichten 
de8KaptorsIL476ff.  Anfbringang 
durch  Kaper  IL  362.  in  nentrale 
H&fen  IL  362.  63  mit  IL  388487. 


von  England  sonst  nach  liromo, 
Lissabon,  Porto  IL  388  m.  mit 
362  n.  u.  487. 

AnsrQster  I.  107  n.  venehieden 
vom  eigentlichen  Rheder  1. 137  n. 
und  108. 109.  153.  ist  nicht  selien 
der  KapiUin  1. 109.  BefraefatoBg 
an  einen  AnsrUster  I.  241  snb  VL 
mit  153.  persönliche  Verpflich- 
tung des  blossen  Auarfisters  ibid. 

Ausrüstung  des  Schiffes^  Pflich- 
ten des  Kapitains  I.  161.  gegen- 
aber  dem  Befrachter  I.  256  ff. 

Auswandererschiff  I.  229  233. 
236. 

Azuni  L  13.  73   iL  340. 

B. 

Baakengelder  L  94. 

Bajot  L  13 

Baldasseroni  IL  240  n. 

Baraterie  L  223. 

Barchholz  L  8L 

BeauBsant  L  47  n. 

Becane  I.  46.  n. 

Befrachter,  Begriff  L  243  darf 
jeder  sein  I.  244  sub  III.  ancfa 
der  Mitrheder  I.  240.  ancfa  der 
Director  ibid.  auch  der  Kapitain 
L  241  sub  VU.  auch  ein  sos». 
AusrOster  L  241  sab  VI.  Pflidit 
zur  Lieferang  der  Ladung  I.  2B5. 
I  282  sub  L,  L  349  sub  IL 
L  350  sub  IV.  wenn  er  am 
Wohnort  der  Rhederei  mit  dem 
Schiffer  contrahirt  I.  245  sab  V. 
Rechte  in  Bezug  auf  die  GrBsae 
und  Trichtigkeit  des  Sckiffea  L 
254  ff  I.  283.  84.  in  Benig  auf 
die  Ausrüstung  und  Seetflebtig- 
keit  L  256  ff  in  Besag  auf  Ort 
der  Ladung  u.  Löscbnng  1. 257  ff. 
in  Bezug  auf  Megetage  i  259. 


Befrachter.  —  Bergung. 


&n 


in  Bezug  «uf  uchgem&nes  Ein- 
und  Altaiaden  I.  862  und  I.  338 
in  f.  in  Betug  auf  die  Kosten 
des  Ladens  und  Löschens  I.  271 
sab  III.  namentlich  durch  Lichter- 
sdiiflfe  I.  338  sttb  3  n.  4.  und  II. 
64  sub  1&  audi  II.  85  u.  202  ff. 
Rechte  bei  Gans«  oder  Theilbe- 
fraehtuttg  I.  253.  Rechte  in  Be- 
äug auf  den  Gurs  des  Schiffes  I. 
271  sab  II.  in  Besug  auf  die  Ab- 
gaben I.  271  sub  IV.  bei  Stück- 
gttterfracht  I.  273  ff.  und  282 
Sttb  II.  Recht  in  Bexug  auf  die 
Identität  des  Schiffes  I.  254. 
Redite  bei  Connossementen  und 
deren  Uebertragungen  s.  Con- 
nossement.  Rechte  u.  Pflichten 
bei  Zurücknahme  der  Güter  I. 
299.  Pflicht  bei  nicht  Tpllstandi- 
ger  Lieferung  der  Ladung  1. 349 
Sttb  II.  bei  Lieferung  nicht  lur 
gehörigen  Zeit  I.  349  sub  III. 
Haftung  über  den  Werth  der 
Ladung  IL  201.  Pflicht  bei  Lie- 
ferung der  Ladung  durch  den 
Correspondenten  I.  3öO>ub  IV. 
Pflicht  znr  Benachrichtigung  des 
Schiffers  I.  350  sub  V.  tar  rich- 
tigen Angabe  der  Ladung  I.  351 
Sttb  IX.  Recht  sur  Aftenrer- 
miethung  I.  350  aub  VI.  Pflicht 
dem  Schiffe  und  der  übrigen 
Ladung  keine  Gefahr  su  bereiten 
I.  351  sub  VII.  u.  IX.  Besiebung 
sum  Schiffer  1. 350  sub  VIL  VIII. 
IX.  Sorge  für  einen  gehörigen 
Empfänger  I.  351  aub  X.  bei 
Rttekfiracht  I.  352  aub  XII.  Ein- 
fluas  höherer  Gewalt  und  Zufalls 
I.  187  ff.  277.  78.  362  ff.  Schuld 
dea  Befrachters  bei  Aufhebung 
des  Contraeta  L  360.  Schuld  dea 
Schiffers  L  362  mit  333.  Müdere 


Behandlung  deaselben  gegenüber 
dem  Befrachter  I.  277.  7a 
Befrachtung  siehe  auch  Fraefat- 
contract.  Bd'rachtong  auf  eigene 
Rechnung  des  Rheders  I.  910 
sub  L  L  253.  derMitrhederL940 
Sttb  II.  Befrachtung  des  Schiffes 
I.  239.  darch  den  Eigenrheder 
I.  210  sub  I.  durch  Mitrtieder 
I.  240  sub  II.  durch  dea  dirigi- 
renden  Rheder  I.  240  sub  IIL 
244  sub  IV.  245  sub  IV.  durch 
Fremde  ibidem  sub  IV.  sum  La- 
gern ibidem  aub  V.  eines  nicht 
auagerflateten  Sehiffea  I.  241  anb 

VI.  an  den  Kapitain  L  241  aub 

VII.  244  sub  V.  zum  Fiacbfang 
I.  241  aub  VIII.  in  Kriegazeiten 
ata  Tranaportachiff  242  aub  IX. 
zur  Kaperei  I.  241  attb  X.  sur 
Beförderung  von  Paaaagiercn  I. 
241  aub  XI.  zum  eigentlidien 
Gütertranaport  I.  241.  42.  allge- 
meine Grundaatze  über  Befrach- 
tung I.  243  ff.  Aftervermiethung 
I.  246  aub  Vni.   Schriftlichkeit 

I.  247.  durch  M&kler  L  247  sub 

II.  Totalbefrachtung  1.248.  Tfaeil- 
weise  Befrachtung  I.  249.  Stttck- 
güterbef rachtung  1. 250  bes.  273  ff. 
durch  Certepartie  I.  250  ff. 

▼.  Behmer  IL  397. 

Belgien  II.  in  Addendis. 

Belt,  grosser,  kleiner  II.  343. 

Benecke  II.  240  n.  und  ganz  bes. 
IL  503. 

Bergttng  II  30  ff.  Geschichtliche 
Notizen  und  particularrechtliche 
Bestimmungen  IL  25  ff.  Vdlkev- 
vertrage  in  Bezug  auf  Bergung 
IL  49.  Rechte  und  Pflichten  der 
Berger  II.  38  ff.  Bergpflicht  nnd 
Berglobn  der  Mannschaft  IL  32. 
33.  mit  L  203  u.  218. 332.  Berg- 
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Besehlagnthme.  —  Bodmerei. 


lohn  Air  Mensdienleben  IL  37. 
GemeiDBcbaftliche  Bergung  II. 
S5  (T.  38  mit  45.  durch  Staats- 
lehiffe  II.  35.  FraehtanreehBung 
IL  36.  H5he  des  Berglohos  IL 
33.  34.  38  mit  IL  28  ff.  und  45. 
Berglohn  nicht  Ober  den  Werth 
des  Geborgenen  II.  36.  Reten- 
tionsrecht wegen  Berglohn  IL  36. 
39«  Verhaftung  des  geborgenen 
OntsIL36.39.  Voraugsreehtdes 
besitzenden  Bergers  for  spiteren 
II.  40.  Wiederaufgeben  des  Ge- 
borgenen IL  39. 40.  Stellung  des 
Versicherers  IL  31  Fall  dass  der 
Schiffer  ein  Qbermteiges  Berg- 
lohn Tersprocben  IL  35.  Gage 
und  Tagelohn  IL  33.  —  Berg- 
lohn in  KriegsfUlen  IL  40  ff. 
Randonirung  IL  41  ff.  (s.  Ran- 
sionimng).  Wiedemehmimg  IL 
42  ff.  (siehe  diesen  Artikel).  Ana- 
loge FftUe  (£.  B.  bei  Meuterey) 
IL  40  i.  f.  Wiedemehmung  durch 
die  Mannschaft  od.  durch  Fremde 
IL  45.  Voraussetzung  letzteren 
Falles  ibid.  Zuf^Uliges  Erscheinen 
ohne  Thitigkeit  ibid.  Neutrales 
Bigenthum  IL  44.  Grösse  des 
Berglohns  fDr  Wiedemehmer  IL 
45.  CkmeinschaftUche  Wieder- 
nehmung  IL  45.  Particularrechte 
in  Bezug  auf  Wiedemehmung  IL 
45  ff.  Unterschied  zwischen  Ka- 
pern u.  Kriegsschiffen  dabei  ibid. 
und  IL  368.  Berglohn  an  Kriegs- 
sdiiffe  und  Kaper  Hayariegresse 
IL  IIA.  S.  auch  Wiedemehmung. 

Beschlagnahme  y.Schiffen  durch 
Kriegführende  IL  469  ff. 

Bestidter  L  83. 

Beuterecht  IL  365. 

Biedermann  11.  397. 

Bielbrief,  Bjlbrief  L  85.  98  mit 


48.  IL  234.  238.  in  Bezug  auf 
Werthausmittelung  IL  908.  siehe 
auch  Schiflbpapiere. 

Bilboa  L  65. 

Blackstone  L  15n.  49n.  IL487n. 

Blokade  L  184  n.  bes.  H.  30881 
Begriff  IL  398.  BrfordcratBse  ibid. 
399  in  f.  409.  Gomplete  BL  IL 
398  ff.  Kurie  Enlfernung  des  Ge- 
schwaders IL  399.  Nihe  de«  Ge- 
schwaders IL  400.  Dedaratioa 
der  Bl.  IL  400,  Notifieation  «nd 
factische  Blokade  II.  410.  Ab- 
sieht des  Blokadebmchs  401  i  f. 
Auslaufen  IL  404.  Landtrans- 
port  II.  405.  Durchbrechung 
wegen  höherer  Gewalt  IL  405. 
Aufhebung  der  Blokade  II.  406. 
Braeuerang  nicht  piisumirt  ibid. 
Haftung  d.  Ladnngsinteresaenten. 
IL  4  n .  483.  Ausserordenttiehe  Ant- 
dehnung  der  Bl.  IL  407.  bloens 
sur  papier  IL  408.  Blokade 
ganzer  Kosten  IL  409.  Engliwbe 
Entscheidungen  in Blokadesachea 
IL  410-13. 

Boden,  Bodem  IL  242.  243. 

Bodmerei  L98.  IL 232 ff.  Name 
IL  54.  56.  242  43.  Allgemeine 
Begründung  IL  232.  VeitoM- 
rungs-  u.  VerpAndungabefugniH 
in  Betreff  Ton  Schiff  o.  Gut  der 
Eigner  IL  232  de«  Rhoderd- 
directors  II.  233  ibid.  ndt  L  1^. 
des  Kapitains  IL  233  nait  IL  261 
und  I.  157.  Der  Kapitain  darf 
nicht  die  ganze  Ladung  ▼«ikan- 
fen,  wohl  aber  verpflbiden  IL  231. 
der  Kreis  der  hier  einschlagen- 
den Verhiltnisse  IL  234.  Foenns 
nauticum  n.  234.  GrossaTantoici 
IL  236  ff  und  239  in  f.  deren 
Verwandtschaft  mit  Bodmeni 
IL  238.  Bielbrief  IL  238  ff.  mit 
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L  96.  Bodmerei  im  engeren 
Sione  II.  239  ff.  sie  ist  bes.  die 
des  Kapitains  im  Nothhafen  II. 
241  mit  261  ff.  Nothhafen  ist  nicht 
Moas  Zwischenhafen  II.  241. 
Wirkliche  Aussetzung  der  Seege- 
fahr II.  241  ff.  Verbot  der  Bod- 
mereischliessung  zu  einer  Zelt, 
wo  die  Sachen  bereits  der  Ge- 
fahr ezponirt  II.  242.  Allgememe 
Natur  der  Bodmerei  IL  244  ff. 
Historisches  II.  242  ff.  Name  II. 
243.  Pfandrecht  dabei  schon  im 
Mittelalter  ibid.  Bodmerei  fthn- 
lich  der  Versicherung  II.  244. 
245.  verschieden  davon  II.  246  ff 
mit  252.  von  PacotiUe  IL  249. 
Gegenstände,  die  auf  Bodmerei 
geliehen  werden  können  IL  250ff. 
mit  281.  Gegenstftnde,  die  ver- 
bodmet werden  können  II.  251  ff. 
verkäufl.  Sachen  IL  252.  körper- 
liche ibid.  noch  nicht  eingeschiffte 
ibid.  vom  Beweis  der  wirklichen 
Verwendung  des  Darlehns  IL 
252  sub  IV.  mit  268  sub  V.  der 
Nolhwendigkeit  der  Bodmerei- 
aufnähme  IL  253  sub  V.  mit  261 
und  268  sub  V.  Fall  der  in  rem 
veraio  IL  268.  69. 
BodmereiaufdasSchiff  IL  253. 
Schiil8part254.  auf  die  Fr a oh t 
IL  254  ff.  auf  die  zu  verdienende 
IL  255.  auf  den  zu  machenden 
Gewinn  iL  255.  auf  Fracht  allein 
verboten  IL  255.  Ist  mit  dem 
Schiff  an  sich  zugleich  die  Fracht 
verbodmet?  IL  255.  56.  Verbod- 
mnng  der  Ladung  257  ff.  der 
Pacotille  ibid.  Ladung  u.  Schiff 
Einheit?  IL  257  ff.  mit  26  L  Ver- 
bodmung von  Schiff,  Gut  und 
Fracht  zugleich  IL  258.  Ver- 
bodmung eines  Werththeile«  ibid. 


Verbodmung  ttber  den  Werth 
des  Gegenstandes  IL  258  fl.  264 
und  65,  sowie  269  sub  VII.  303 
init.  und  316  sub  III.    Verbod- 
mung    zum    vollen  Werth  ver- 
sicherter Objecte  und  umgekehrt 
verboten  II,  259  snb  VI.  mit  329. 
27  und  267  sub  XIIL  im  Noth- 
hafen erlaubt  IL  267  und  329. 
Versicherung  der  Bodmereigekler 
nebst   Zinsen  IL   326.  27.    der 
Primie  ibid.    Verbot  der   Ver- 
bodmung der  Volksheuer  IL  260. 
Verbodmung  der  sog.  FQhraiur 
IL  261. 
Bodmereibefugniss  des  Schif- 
fers im  Allgemeinen  IL  233  mit 
IL  261  ff,  und  L  151.  157.   bei 
Anwesenheit   aller   oder  einiger 
Rheder  IL  2ü2  mit  266  sab  X. 
und  267  sub  IL  des  Correspon- 
deuten  IL  263  mit  269  sub  VIII. 
Nothwendigkeit     der     Geldauf- 
nahme IL  253  sub  V.  263  snb 
IIL  Unmöglichkeit  leichter  Gel- 
der aufzunehmen  IL  263  snb  IV. 
auf  Schiff  und  (oder)  Gut  IL 
263  in  f.    Förmlichkeiten  dabei 
IL  264  mit  271  ff.  Vermerk  auf 
den  Schiffsnrkunden  und   Con- 
nossementen  IL  273.  74.    Bod- 
mereiaufnahme  z.  Besten  bloss 
des   Schiffes   oder  bloss   eines 
GUtertheüs  IL  265  in  f.    Ver- 
bodmung der  Part  und   Güter 
des  Kapitains  IL  266  mit  268 
sub  IV.    Fall  dau  der  Schiffer 
selbst  Mitrheder  ibid.  sab  XIL 
Gelder  des  Kapitains  ibid.   Gel- 
der Fremder   in  des  Kapitaina 
Händen  II  266. 67.  Verbodmung 
versiclierten  Guts  im  Nothhafen 
IL  267.    Unterlassung  der  Förm- 
lichkeiten IL  267. 68  mit  271.  72. 
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Vefbodviung  bereit!  venicbeTter 
Objecte  II.  267  rab  XIII.  Ver- 
bodmwig  Ober  den  Werth  II. 
260  mit  258.  264.  65. 316  tub  III. 
AnfeebtuQg  durch  die  Rbeder 
IL  260.  UnterMiohangtrecht  der 
Rheder  II.  269  i  f.  VerbodmoDg 
renirMcbt  durch  Schuld  des 
Schiffers  II.  2f70.  Bodmerei  ftlr 
eigene  Gelder  des  Kspitsins  II. 
270.  Ankauf  des  Bodmereibriefes 
dnrch  den  Kapitain  IL  271  mit 
31  !•  Constitairung  von  Pfand- 
wehten für  den  Kapitain  IL  270. 
Persönliche  Haftung  des  Schiffers 
II.  2B». 

Bodmereibrief  IL  274  in  f.  Be- 
staadtfaeae  desselben  IL  275  ff. 
nothwendige  IL  275  n.  und  iwar 
Name  der  Contrahenten  IL  275. 
Angabe  der  Summe  ibidem,  des 
Wertha  der  Objecte  IL  276  init. 
Pr&mienbestimmung  IL  2768ub4. 
Benennung  des  Objects  ibidem 
sub  5.  des  Schiffes  ibidem  snb  6. 
Name  des  Schiffers  IL  277.  Zeit 
der  Wiederbezahlung  IL  277.  78. 
Seege£shrUberaahme  II.  278.  Art 
der  Gefahr  IL  278  sab  10.  Unter- 
schriften IL  279.  Ort  und  Tag 
des  Abschlusses  ibid.  Interpreta-- 
tion  SU  Gunsten  des  Nehmers 
ibid.  Bodmereibrief  an  Ordre  IL 
279  sub  14  mit  305  ff.  Bodmerei- 
brief ist  yerftusserlich  IL  304  i.  f. 
durch  Gession  und  Delegation 
IL  305  init  ist  negociabel  IL 
305 sub  IL  8.  Bodmereibrief- 
Negoeiabilitftt 

Bodmereibrief-Negociabili* 
t&t,  bes.  IL  304  ff.  nicht  an 
Ordre  gestellter  Briefe  11.305. 
306.  Indossirung  nicht  an  Ordre 
gestellter  Briefe  IL  305  ff.   See- 


Wechsel  IL  306  mit  274.  Efairede 
aus  der  Lex  Anaslaaiana  IL  306 
in  med.  Andere  Einreden  bd 
Stellung  an  Ordre  oder  Indoni- 
rung  des  Bodmeretbriefes  II.  306 
sab  IIL  Analogie  des  Wecfaseb 
ibid.  Beobachtung  der  Weciisel- 
f^rmlichkeiten  IL  307  sab  IT. 
Eriction  IL  306  ff.  322.  323  ff. 
Blosse  Haftung  für  die  Veritit 
der  Bodmereiforderung  IL  308. 
namentlich  bei  lufiUUgem  Unter- 
gang ibid.  aber  aaeh  bei  Unter- 
gang, den  an  sieh  der  Geber 
nicht  tragen  müsste,  hafitet  nur 
der  Schuldige  IL  308  in  f.  und 
findet  allgemein  kein  Regress 
statt  ibid.  doch  partieulam^t- 
Uch  IL  309  ff.  Nihere  Charak- 
teristik dieses  (particolarrechlü- 
chen)  Regremes  309.  310.  Ankanf 
des  Bodmereibriefes  dnrch  die 
EigenthUmer  des  rerbodmeten 
Schiffes  und  Guts  II.  310  sob  VL 
durch  den  Sdiiffer  II.  311  mit 
271.  durch  den  Agenten  des 
Rheders  und  Befrachters  ibideoL 
Fall  wo  der  Schuldner  wegen  der 
Vemegocirung  des  Bodmerei- 
briefes nicht  weiss,  an  wen  er 
zahlen  soU  IL  320.  21. 
Bodmerei  -  Concurrenz  mit 
Assecu  ranz  II.  326  C  Ver- 
bot der  Verbodmung  der  zum 
vollen  Werthe  versicherten  Ob- 
jecte und  umgekehrt  II.  250  sab 
VI.  mit  326  und  267  sab  XIII. 
im  Nothhalen  erlaubt  IL  267  sab 
XIII.  mit  329.  Venichemng  der 
Bodmereigelder  nebst  Zinsen  etc. 
IL  326.  27.  der  Pilmie  ibidem. 
Theilung  des  Obiecta  zwisches 
Bodmeristen  und  Versicheier  II. 
328.  Wenn  der  sp&tere  Bodmerist 
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retp.  Verncherer  in  mala  fide  war 
ibidem.  —  Concurrenz  mehrerer 
Bodmereien  untereinander 
II.  320  ff.  die  jüngere  gebt  der 
Alteren  nur  unter  der  Voraus- 
aetiung:  takam  fecittc  pignoris 
cauaam,  yor  II.  329. 30.  nament- 
lich die  im  Nothhafen  getchlos- 

'  tene  II.  330  sub  II.  die  im  zwei- 
ten Nothhafen  geschlossene  ibid. 
sub  III.  Concurrenz  mehrerer 
im  Abgangshafen  geschlossenen 
Bodmereien  IL  331.  mehrerer 
in  demselben  Nothhafen  ge- 
schlossenen II  331  init.  die  zum 
Behttfe  der  letzten  Reise  aufge- 
nommenen Gelder  gehen  denen 
wegen  einer  früheren  vor  II.  331 
sub  VI,  die  unterwegs  aufge- 
nommene Bodmerei  geht  nicht 
schlechthin  vor  II.  332  sub  VI. 
in  f.  In  £r?nangelnng  eines  Vor- 
zugsrecht finden  die  Regeln  der 
Concurrenz  von  mehreren  Pfand- 
rechten Überhaupt  statt  II.  332. 
333.  —  Concurrenz  der  Bodmerei 
mit  anderen  Forderungen 
IL  333  ff.  Vorzug  des  Berglohns 
IL  334«  des  Loots-,  Tonnen-, 
Hafengeldes  etc.  II.  334.  der 
Volkiheuer  ibid.  gewisser  nach 
der  Zeit  der  Bodmerei  unter- 
wegs aufgenommener  Gelder  IL 
334  i.  f.  Vorzug  der  Havarie- 
grosse  IL  335  Concurrenz  dieser 
privilegirten  Forderungen  unter- 
einander IL  335. 

Bodmerei -Erfttllung,  bes.  IL 
311  ff.  Befreiung  des  Nehmers 
im  Fall  des  ganzlichen  Unter- 
gangs IL  312.  13.  Die  Bodmem- 
klage  steht  zu  im  Fall  völlig 
glücklicher  Ankunft  wie  der  Ver- 
schlechterung  des  Bodmeretob- 


jeetes    IL  312.    313.  314    Die 
ganze  Bodmereischuld  ist  nur  im 
VerhUtniss  des  Wertfas  des  be- 
haltenen Objects  zu  zahlen  IL 
313.  nicht  weil  der  Qegeutänd 
überhaupt  angekommen  ibidem. 
Natur  u.  Ausdehnung  der  B.kUge 
IL  313.  14.    Der  Nehmer  kann 
auch  im  Fall  des  partiellen  Ver- 
lustes  durch  sofortige  Zahlung 
der  (ganzen)  Schuld  das  Bod- 
mereiobject  sich  erhalten  IL  314 
in  f.  Verfahren  IL  315  init  Fall 
der  gftnzlichen  oder  theilweisen 
Nichtaussetzung   der  Oe&hr  IL 
315  mit  241.  42.  300  sub  I.  mit 
302     Der  Nehmer  muss  jeden 
Unglücksfall  dem  Geber  anzeigen 
IL  316  sub  IV.  303  sub  VI.  Haf- 
tung  zur  Sorge  fttr  das  Bodmerei- 
object  auch  im  Fall  des  Aban- 
dons IL  316,  doch  nur  zur  UOhe 
des  Werths  zu  jener  Zeit  ibidem. 
Haftung  trotz  des  Unterganges 
IL  316  sub  V.   Beweis  des  Neh- 
mers vom  Bestehen  und  Nicht- 
bestehen der  Gefahr  IL  247. 48. 
304  sub  VIL  3lösub  IL  Beweis- 
mittel dabei  317  suc  VL   Schiff, 
Fracht,  Gut  speziell  verpfiladet 
IL  317  sub  VIL  und  VIIL  Inf. 
Abandon  von  Seiten  des  Neh- 
mers IL  317  sub  VIIL    Abtre- 
tung  der  Vortheile  aus  Havarie- 
grosse und  Assecurans  ibid.  Der 
Abandon  des  Schiffs  umfasst  auch 
Gerftthe,  Ammunition,  Fracht  etCt 
ibid.    Verhaftung  dessen,  dnrch 
dessen  Schuld  das  Object  unter- 
gegangen IL  318  mit  IL  286  sub 
IL  und  288.  Mttnisorte  der  Zah- 
lung IL  324.    Ort  der  Zahlimg 
IL  318  sub  X.     Zeit  der  Aus- 
zahlung   IL  319.    Billige   Frist 


511 


BodmereiförmUchkeiten.  —  Bodmereigefahr. 


ttberall  II.  319.  Venugninaen, 
namendich  innerhalb  dieier  Fris- 
ten 11. 390.  Voriiufige  Steherung 
dea  Gaben  durch  Arresdrang  11. 
no.  Verbindlichkeiten,  Zintfor- 
denng,  Qelahtatragangy  Deponi- 
mng  im  Fall,  wo  der  Schuldner 
wagen  der  Negodabilittt  des 
Bodmereibriefs  nicht  weiaa,  in 
weaaen  Hinden  derselbe  etc.  II. 
390.  321.  LOschungsrecht  oder 
res|>.  Deponiningsrecbt  des  Schif- 
fers in  diesem  Falle  II.  321  init. 
Wirkung  unredlicher  Löschung 
IL  382  sttb  XV.  Veijahrungs- 
friatea  für  Bodmereiforderungen 
IL  391.  Haftung  des  Bargen  IL 
318  inir.  mit  28L  82.  Haftung 
der  eimelnen  Bodmereiobjecte 
IL  388  mit  317  u.  380  init.  Bei 
ausbleibender  Zahlung  kann  der 
Bodmerfst  nur  auf  gerichtlichen 
Verkauf  antragen  IL  322  in  f. 
Wirkung  der  lex  commissoria  IL 
325  sob  XXII.  Recht  des  Bod- 
meristen,  das  Object  auch  in  den 
Hinden  Dritter  zu  yerfolgen  IL 
383.  Beim  Untergang  des  Schiffs 
auf  der  RQckreise  haften  die  be- 
reits in  Sicherheit  gebrachten 
Waaren  der  Hinreise  IL  322  sub 
XVII.  Bei  einer  Verbodmung 
der  Güter  für  Hin-  und  RQck- 
reise kann  sich  Ton  selbst  der 
Bodmeriat  an  die  ROckfracht  hal- 
ten IL  381.  25. 
BodmereifOrmlichkeiten  IL 
871  mit  264.  Unterlassung  der- 
selben IL  267. 68.27  L  72.  Makler- 
abschlttss  ersetzt  Schriftlichkeit 
IL  272  i.  f  MOndUcher  Abschluss 
IL  273  init.  Vermerk  auf  den 
Schiflburkunden  und  Connosse- 
meuten    wegen    de«    dinglichen 


Rechts  n.  273.  74  mit  381  init 
Seewechael  IL  272.  306. 

Bodmereigeber  IL  845. 

Bodmereigefahr,  deren  Ueber- 
nahme  für  den  Geber  BOthwend^ 
IL  878  sub  9.  Nihere  Betekh- 
nung  derselben  IL  878  snb  10. 
Beginn  und  Dauer  des  Riairom 
IL  278  mit  299.  Dauer  dea  Rn- 
eos  im  Nothhafen  IL  899  mit  11. 
314.  Für  Hin-  und  Rückreiae  IL 
878  in  f.  Im  Allgemeinen  sind 
es  alle  ZufUle  und  unwideiatth- 
liche  Gewalt  IL  286.  Reiner 
Zufall  in  Besug  auf  den  Nekmer 
und  die  Seelente  IL  286  sub  II. 
mit  288  und  218.  Inneier  Ver- 
derb IL  287  init  FaUdesSehleidi- 
handeis  ibid.  in  med.  Coafcn- 
tionelle  Ausdehnung  u.  Beaduln- 
kung  der  Gefahr  IL  887  mit  898 
i.  f.  Fall,  dass  der  Geber  beim 
Abschluss  weiss,  dass  die  Sadie 
bereits  in  Sicherheit  ganz  oder 
zum  TheU  sei  IL  887  88.  Fall, 
dass  der  Nehmer  Umstinde  ver- 
schweigt IL  288.  TQehtigkett  des 
Schiffes  U.  287.  PenOnlicbe  Haf- 
tung des  Schiffbrs  IL  289.  Inne- 
haltung  der  Reiseroate  II.  289 
sub  IV:  mit  291.  92.  Idcsititit 
des  Schiffes  IL  876  sub  6  mit 
289.  90.  SUtage  tilgt  der  Bod- 
merist  U.  290  sab  VI.  Der  zn- 
fJUlige  Untergang  befreit  den 
Nehmer  IL  290  sub  VIL  mit 
311  ff.  Völlige  zufiUlige  Verhin- 
derung der  Reise  IL  290  in  f. 
Durch  Schuld  des  Gebers  oder 
Nehmers  oder  seines  Reprftsen- 
tanten  IL  291  sub  IX.  und  292 
init.  Abbrechung  der  bereits  be- 
gonnenen Reise  IL  891.  Fall 
der  Niehtverladung  der  Bodmerei- 
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ilJKUi  n.  2M  mit.  Tfieilwdaer 
zuflUIiger  Untergang  II.  292.  Bei 
Verbödmnng  eines  ideellen  Theili 
II.  292.  Bodmerei  zahlt  keine 
Harerei ,  doch  Bergungskosten 
abzuziehen  IL  292  i.  f.  and  zwar 
Verschiedenheit  der  Particular- 
rechte  hierin  II.  293.  94.  Recht- 
fertigung des  Satzes:  Bodmerei 
zahlt  keine  Havarie  II.  122. 294. 
weder  bei  Havarieparticulftr  II* 
995,  noch  bei  Havariegrosse  II. 
995. 96.  auch  nicht  die  Bodmerei- 
p  r8mi e  II.  296  mit  298  sub  XIII. 
PrSmie  im  Fall  des  partiellen 
Veriustes  II.  297.  98.  Benach- 
riehtigung  der  Tlnglückaf^lle  an 
den  Qeber  II.  300  init  Bei  Weg- 
fall aller  Gefahr  ist  keine  Bod- 
merei  vorhanden  II.  300  sub  I. 
mit  241-  242  und  302.  Wirkung 
des  theilweisen  Wegfalls  ibid.  mit 
Pristirung  des  gesammten  In- 
teresses II,  30a  in  f.  Fall,  dass 
der  Nehmer  iiicht  die  gan2e  ge- 
liehene Summe  aufwendet  II.  302. 
Der  Kehmer  muss  dem  Geber 
die  gXnziiche  oder  theilweise  Nich  t- 
realisirung  des  Vertrags  stetä  so- 
fort anzeigen  II.  303  sub  VI. 
Wirkung  der  Anzeige  nach  vol- 
lendeter oder  angetretener  Reise 
ibid.  Der  Nehmer  muss  beweisen, 
dass  das  Risico  ganz  odeir  theil- 
weis  vorhanden  oder  nicht  vor- 
handen gewesen  11.  247.  48.  304 
sub  VII,  mit  315  sub  IL  Beweis- 
mittel dabei  11.316  sub  A^.  Der 
Geber  trlgt  die  Gefahr  des  Ob- 
jects,  wenn  es  in  Folge  einer 
Seesefahr  ausgeladen,  gelagert  etc. 
werden  muss  II.  314  in  med. 
Durch  Erklärung  des  Abandon 
i.  Kaheaborn  Seerecbl  U. 


befreit  sich  der  Nehmer  ii.  sein 
Repräsentant  nicht  von  der  vor- 
I&ufigeu  weiteren  Sorge  für  das 
Object  II.  316  sub  IV.  Hohe 
der  Haftung  wegen  Nachlftssig- 
keit  hiebei  ibid.  Haftung  dessen, 
der  den  Untergang  verschuldet 
n.  318  mit  286  sub  II.  und  288. 

Bodmereihaftungn.279ir.mit 
300  ff.  auch  personliche  Haf- 
tung II.  280.  81  mit  299  u.  289 
u.  zwar  zur  blossen  Erfüllung 
II.  280.  81.  Wechaelbrief  dabei 
II.  281.  Bargschaft  dabei  II. 
281.  82  mit  322  init.  persönliche 
Haftung  des  Schiffers  II.  289  mit 
II.  286  sub  II.  Haftung  für  Sorge 
um  das  Bodmereiobject  auch  im 
Fall  des  Abandons  IL  316.  doch 
nur  zur  HOhe  des  Werths  zu 
jener  Zdt  ibid.  Haftung  dessen, 
der  den  Untergang  verschuldet 
IL  318  mit  286  sub  21.  und  288. 
Fall  wo  der  Schuldner  (Schiffer) 
nicht  weiss,  in  wessen  HSnden 
der  Bodmereibrief  II.  320.  21. 
Fall  dass  der  Nehmer  den  Gegen- 
stand eigenmächtig  ver&ussert  II. 
322  sub  V.  Verjährung  II.  321. 
Recht  des  Bodmeristen,  den  Ge- 
genstand auch  bei  Dritten  zu 
verfolgen  It.  323.  —  Siehe  auch 
Bodmereiconcurrenz ,  B.prämie, 
B.erfUUung. 

Bodmereimiethe  II.  245.  251. 
275. 

Bodmereinehmer  II.  245. 

Bodmereiprämie,  bes.  IL  282ff. 
255.  303.  deren  Zinsennatur  II. 
245.  Bestimmung  derselben  im 
Bödmereibriefe  II.  276.  Die  Höhe 
steht  im  Belieben  der  Parteien 
II.  282  in  f.  Bei  Vermehrung 
33 
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der  GeMur  keina  BiiiOlHmg  IT. 

283  sab  III.  Nlhere  BMktnmung 
■ach  dem  Eintritt  gewiner  Er- 
eignine  II»  2B3  i«  f.  oder  nach 
dem  Cim  Ton  Waaren  oder 
Papieren  IL  283. 84.  Bettimmung 
in  runden  Summen  oder  Pro- 
oenten  IL  284  aub  V.  Yoraue- 
xahlnng  ibid.  mit  285  in  f.  Dia 
Prilmie  mute  bedungen  sein  II. 

284  sub  VI.  Bei  ihrer  Ermimge- 
Inng  verstehen  sich  Zinsen  nicht 
immer  von  selbst  ibid.  mit  300 
sub  L  doch  ist  eine  Bodmerei 
vorhanden,  keine  Schenkung  od. 
blosses  Darlehn  ibidem  mit  300 
snb  L  Die  stipulirte  aber  nicht 
bestimmte  Priünie  kann  ander- 
weitig bewiesen  werden  IL  284 
in  f.  Die  in  einer  Summe  be- ^ 
stehende  Pr&mie  ist  nach  ein- 
maligem Beginn  der  Gefahr  stets 
gans  am  sahlen  II.  2B5  sub  VII. 
mit  291  sub  X.  und  303  sub  V. 
Einfluss  des  Nichteintrittes  der 
EQckreise  ibid.  Zinsen  von  der 
Pribnie  und  von  den  Bodmerei- 
geldem  U.  285  in  med.  VerhUt- 
niss  sur  Assecuranzprimie  IL  286 
sab  VIU.  WegfaU  der  PriUnie 
IL  288  init.  Von  Bodmerei- 
primie  keine  Havarie  IL  122. 
294.  206  in  f.  mit  298.  Prftmie 
im  Fall  des  partiellen  Verlustes 
IL  297.  98,  sowie  im  FaU  des 
ginzlichen  oder  theilweisen  Nicht- 
eintretens der  Gefahr  IL  300  sub 
L  mit  302.  315  u.  241.  42.  Fall 
dass  der  Nehmer  nicht  die  ganze 
geliehene  Summe  aufwendet  II. 
302  in  f.  FaU  der  Verbodmung 
fiber  den  Werth  des  Objects  IL 
253  ff.  264.  65.  269.  303.  ai6 
sub  lU.    Der  Nehmer  muss  die 


ginrii^e  oder  iMimmm  Nid«- 
realisirung  dem  Geber  sofort  sa- 
teigeut  sonst  haftet  er  in  totsn 
n.  303  sub  VI.  mit  316  sab  IV. 
Wirkung  dieser  Anzeige  erst  nach 
beendigter  od.  angetretener  BciK 
ibid.  Der  Nehmer  mnsi  bewei- 
sen» dass  das  Risieo  gsas  oder 
theilweis  nicht  vorhanden  gewe- 
sen IL  247.4a  304  8ubVIL315 
sub  IL  Beweismittel  dabei  11. 
317  sub  VI.  FaU  dssa  der  Geber 
den  Gontract  einseitig  rüdsgiag^ 
macht  IL  304  sub  VIU.  Oft  der 
Zahlung  IL  318  sub  X«  Zeit  der 
Zahlung  U.  319.  BUlige  Fritfcn 
aberaU  ibid.  VorÜnl&ge  Skbe- 
rungen  des  Gebers  durch  Anes- 
tirong  IL  320.  B&rgMfaaH  U. 
322  mit  281.  82.  MOnnorie  der 
Zahliwg  n.  324.  VajihrunglL 
323.24. 
Bodmerei  -  Ristorno,  bea.  IL 
300  ff.  Name  u.  Begriff  II.  301 
in  t  Ginslicfaer  oder  tlicilwdser 
Nichteintritt  der  G«£ahr  IL  W 
sub  L  mit  302  0.  24K42L  JPUe 
des  Bistomo  IL  290  aub  TIIL 
und  291  sub  IX.  mit302sobIV. 
Der  Geber  kann  sofort  das  Ka- 
pital zurQckfordem  II.  301  snb 
II.  Der  Geber  hat  ein  Pfand- 
recht II.  302  init  mit  300  anb  L 
und  304  sub  VIII.  FaU  wo  die 
Bodmereisomme  nicht  ganz  auf- 
gewandt wird  II.  302  in  £  FaU 
wo  dieselbe  hftber  ab  der  Werth 
der  Olgecte  war  11.  303  init 
Sobald  die  Gefishr  begonnen«  ist 
von  Ristorno  nicht  mehr  die  Rede 
U.  303  sub  V.  Der  Nehmer  nuns 
dem  Geber  die  glnzÜche  oder 
theUweise  Nid&trealinning  dw 
Bodmereibedingungen  sofort  sa* 
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n.  ans  snh  Tl.  mit  316 
nib  IV.  Wirkung  der  Aazeige 
nach  beendigter  od.  begonnener 
Reite  ibid.  Der  Nebmer  muis 
den  Beweil  führen,  daai  das  Ri- 
aico  ggnx  oder  tbeilweis  nicht 
vorbanden  gewesen  II.  304  rab 
Vll.  mit  315.  16.  FaU  daas  der 
Geber  den  Contract  einseitig 
roekgingig  macht  JI.304  subVIII. 

J«  H.  Böhmer  IL  55. 

Hone  I.  31  n. 

Boot  L  82.  n.  81.  86  init.  96. 189. 

Bootsmann»  Hochbootsmann  I. 
142. 

Bordarsen  I.  223  n. 

Bor  ding  s.  Lichterschiffe. 

Boi^el  IL  353  n. 

Borntmann  IL  457  n. 

Bothniseber  Meerbusen  IL  344. 

Bonrher  L  47  n* 

Boniay-Paty  L  47  n. 

B  oy  ^  L  166  in  f.  Boyengelder  L  94. 

Brake,  Freihafen  L  37. 

Brasilianisches  Seerechts-  nnd 
Schi£ffahrls8]rstem  L  68. 

Brarard-Veyri^res  I.  75. 

Bressoles  IL  240  n. 

Bremen,  Seerecht  u.  Schiffahrts- 
sjfstem  L  28w  IL  Addend. 

Brindisi,  Freihafen  I.  64. 

Brockes  I.  22. 

Brorson  L  38  n. 

Brown  L  55  n.  IL  432.  n.  484n. 

Brunsh&user  Zoll  L  36. 

Bürgschaft  bei  Bodmerei  IL  281. 

BUsch  I.  77.  IL  499  u.  Addend. 

Bugsiergelder  I.  94. 

Bursotti  IL  353  n. 

Bjnkershök  L  76. 

O. 

Cabotaga  oder  KOstenhandel  in 
Preussen  I.  32.   in  Mecklenburg 


L  34.  m  Hannofer  L  36.  Olden- 
burg 1. 37.  Rosslaad  L  42.  Schwe- 
den I.  43  init.  Frankreich  I.  48. 
Oesterreich  1.  50  init.  Kircben- 
sUat  L  50.  Neapel  L  64.  Spanien 
I.  67.  Portugal  I.  68.  Brasilien 
L  69.  Türkei  1. 70,  —  inFriedena- 
Zeiten  regelmüasig  nur  National^ 
schiffen  gestattet  IL  346.  Wirkung 
der  ausnahmsweisen  Gestattuiif 
in  Kriegsseiten  IL  426. 

Cajate  L  156.  238.  260.  H.  158. 
192. 

Camphell,  reports  L  263  n. 

T.  Cancrin  II.  19  n, 

Capmany  L  14.  26  n. 

Oargadeur  L  141.  346.  oft  der 
Schiffer  I.  145.  163. 

Cargo  L  83. 

Casaregis  I.  73. 

Casco  L  83.  U.  253.  54.  55  n. 

Castilho-Barreto  II.  353  n. 

Caatilianische  Seerechte L 65 n. 

Gatharina,  Kaiserin  v.  Busiland 
U.  393  mit  L  42. 

Certepartie  od.  Cbartepartie, 
deren  Natur  I.  250.  251  ff.  Er- 
fordernisse I.  251.  Gedruckte 
Formulare  L  253.  Nähere  ein- 
zelne Bestimmungen  darin  Aber 
Befrachtungsweise  I.  253  ff.  über 
Grösse,  Trllehtigkeit  des  Schiffes 
I.  254  ffl  über  Seetüchtigkeit  u. 
Ausrüstung  1.  256.  über  Ort  der 
Ladung  und  Löschung  I.  257. 
über  Liegetage  1. 259  ff.  Fracht- 
bestimmung  I.  265.  Anderweitige 
Bestimmungen  in  der  Certepartie 
I.  270  ff.  Ausfertigung  der  Certe- 
partie I.  272.  73.  über  strengere 
Pflichten  des  Schiffers  wegen  der 
Ladung  I.  270  sub  I.  über  den 
Cura  des  Schiffes  I.  271  sub  II. 
über  die  Kosten  und   Ort   det 
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Am*  u.  Einladens  ibid.  lub  III. 
über  Ein-  and  Attsklarining  ibid. 
8ub  IV.   Bei  Stückgütern  ist  die 

0.  nicht  ObUch  I.  250.  Beweii- 
kraft  der  Certepartie  bei  See- 
•chaden  11.  140. 

Cetarini  L  60  n. 

Chitty  IL  378  n. 

Olarirung  I.  167.  271.  328.  337. 

Gleirac  I.  14.  26. 

de  Cock  IL  234  n. 

Colbert  L  45. 

C  o  m  m  is  -  oder  Gommiaaionibriefe 
U.  361.  304. 

Commodore  L  138  n. 

Concurrens  und  Collision  der 
leerechtlichen  Quellen  I.  16.  der 
Asaeenranz  und  HaTariegrone  IL 
68.  74.  329.  der  Anecuranz  und 
Bodmerei  IL  326.  C.  mehrerer 
Bodmereien  unter  tich  IL  229 
mit  246.  der  Bodmerei  mit  an- 
deren Forderungen  II.  333.  Con- 
currenz  mehrerer  Forderungen 
an  Schiff  und  Gut  überhaupt  I. 
97  ff. 

Condemnation  L  114  IL  484ff. 
Rechte  der  Gl&ubiger  L  114. 

ConnoBsement  L  285  ff.  Name 

1.  285  n.  Definition  I.  286  init 
299.  Unterschied  von  Recief 
L  286.  Stellung  zur  Certe- 
partie I.  286.  87.  297.  Cob- 
nossement nicht  absolut  noth- 
wendig  L  287.  fehlt  in  man- 
chen Seehandelsarten  und  in  an» 
deren  Fallen  I.  287  in  f.  Form 
und  B  e  w  e  i  s  kraft  des  Connosse- 
ments  I.  288  ff.  Schrifüichkeit 
ohne  Öffentliche  Ausfertigung  I. 
288.  Uebereinstimmung  mehrerer 
Exemplare  I.  288.  89.  Zahl  der 
Exemplare  und  der  empfangen- 
den Personen  I.  288.  89.  Frist 


fllr  die  ünteneicfaiivBg  L  VL 
Unterzeichnung  vor  EimiBfaBe 
der  Ladvng  I.  290  inü.  o.  Rote 
13.  Wer  unterzeichnet?  L  2» 
und  291  init.  auch  I.  296  aob  9. 
Formulare  I.  290  :VerpfliclitiiBg 
des  Verfrachters  durch  die  Unter- 
schrift des  Schiffers  L  291.  Ab- 
weichungen der  Counosaement- 
ezemplare  I.  291.92.  Beweakiaft 
übereinstimmender  Szemplaxe  I. 
292.  namentL  gegen  Dritte  L  299. 
Notate  des  Schiffers  auf  dem  €. 
L  293.  Rückgabe  des  Rtckh  l 
293  in  f.  Beweisknfl  des  C  in 
Seeschaden  IL  140.  182  C  188. 
190.  212  ff.  Omer  ohne  Oon- 
nossement  I.  287  und  IL  81. 190. 
Connossement,  Inhalt,  Wesen 
desselben  L  294  ff.  Name  des 
Schiffes,  Schiffers  etc.  L  294. 
Waarenyerzeichniss  I.  294.  Name 
des  Befrachters  I.  295.  Adresse 
des  Empfängers  L  295.  Bestim- 
mungsort I.  295.  Veipllichla]^ 
des  Schiffers  I.  295  in  f.  n.  205 
sub8.  L302.  FrachOiesCimmaBg 
I.  296.  Verhaftung  des  Stifts 
ibid.  Untersdirift  des  Scfaü&is 
ibid.  Formel  bei  Rristenz  meh- 
rerer Exemplare  L  296  sab  9. 
Nebenbestimmungen  I.  296  sab 
10  u.  297  i.  f.  Er^knzung  dnrdi 
Certepartie  1.297.  Connossemente 
im  FaO  der  Zuracknahme  der 
Güter  L  299.  Wesen  des  Con- 
nossements  L  299.  Es  dient  zur 
Legitimirung  des  Empfingen  der 
Güter  299  i.  f.  300  in  med.  Stel- 
lung des  Kapitains  durch  das 
Connossement  zun  Ahlader  und 
zum  Destinatar  L  302  IL  ima 
Repräsentanten  des  Destinatlff 
L  308  in  med« 


ConnofsemMMbtttragapgen.  -<  GonToy. 


m 


CoADoiiementübortragungen 
I.  300^902.  306  ff.  durch  In- 
dofsement,  durch  blosse  AusfaSn- 
dignng  I«  901.  bei  C  an  Ordre  n. 
ohnedem  möglich  ibid.  u.  I.  306. 
3Q7init  315.  Uebertragung  durch 
Cession  und  anderweitig  I.  304. 
306.  315.  Einreden  L  304  in  f. 
Uebergang  der  Rechte  des  Be- 
frachters auf  den  Destinatftr  I. 
am.  301.  303,  bes.  305.  Verhält- 
nia  des  Schiffers  zum  Ablader 
I.  300.  302.  3.  bes.  304.  316  sub 
IV.  in  f.  306.  9.  325  sab  III. 
zum  Destinatllr  I.  300.  303.  bes. 
305.  306.  9.  325  sub  III.  316 
sub  IV.  in  f. 

Gonnossementsübertragungs- 
Wirkungen  I.  307  ff.  sehr  be- 
stritten I.  307.  Wirkung  im  All- 
gemeinen 307.  8.  Ob  symbo- 
lische od.  vorläufige  Ueber- 
tragung des  Besitzes  ed.  Eigeur 
thums  I.  306.  Welche  Rechte 
der  Empflbiger  des  Connosse- 
menls  erhalte  I.  309.  verschieden 
als  Spediteur,  Agent,  Commissio- 
när,  alsKäuferl.c.  DerKHufer 
erwirbt  dadurch  kaufminni- 
sches  Eigenthum  I.  309.  310. 
319.  Natur  des  sog.  kaufmUnni- 
sehen  Eigenthums  I.  110.  111  n. 
15.  Befugnisse  daraus  I  309.  10. 
Kauf  und  Tausch  als  Grand  der 
Uebertragung  gleich  I.  310.  Fall 
des  bedingungsweisen  Verkaufs 
I.  310.  Der  Inhaber  des  Gon- 
nossements  kann  nie  mehr  Rechte 
an  den  GUtein  haben  ab  der 
Autor  I.  310  sub  I.    Fall,   dass 

.  der  bloMe  GommissionSr  seine 
dessfallsigen  Befugnisse  über- 
schreitet I.  311.  EinlÖsuDgsrecht 
des  wahren  Eigenthümers  I.  310. 


dll.  315  und  ^16.  Concuncni 
mehrerer  Gonnossementinhaber 
I.  311  sub  IL  auch  I.  325  sub 
III.  und  I.  292.  u.  zwar  Befug- 
niss  des  Rapitains  dabei  I.  325 
sub  III.  und  302.  303,  sowie  316 
sub  IV.  in  f.  Der  Inhaber  kraft 
Eigenthumsanspruch  geht  vor 
und  bei  mehreren  der  Art  ent- 
■eheidet  das  Alter  1. 312  sub  II.  L 
Wer  den  Kaufpreis  bezahlt  hat 
I.  312  in  f.  Bei  Gompensation 
I.  313  init.  Bei  Acceptation  von 
Wechseln  ibid.  Bei  blossem  Vor- 
schuss  auf  die  Waare  I.  313  sub3. 
Wenn  der  Inhaber  des  ersten 
Gonnossem.  bereits  voller  Eigen- 
thümer  der  Gilter  geworden  I. 
313  sub  4,  so  kann  der  Absender 
durch  ein  zweites  G.  keine  Rechte 
mehr  vergeben  ibid.  Insbesondere 
Wirkung  der  Uebertragung  bei 
G.  nicht  an  Ordre  I.  315  sub 
III.  1.  an  Ordre  I.  315. 16.  Vin- 
dicationsrecht  des  EigenthOmers 
im  Fall  des  Bankerats  des  In- 
habers des  G.  I.  316  mit  97—106. 
Siehe  Stoppage  in  transitu. 

Gonsignation,  dem  Schiffer  eine 
machen  I.  207. 

Gonsolato  del  mare  I.  22  ff. 
und  63.  IL  445  n. 

Gonsuln,  ihre  Rechte  u.  Pflichten 
IL  352  ff.  deren  zweifelhafte  Ge- 
richtsbarkeit in  Prisensachen  II. 
362  mit  IL  388  ff.  u.  487. 

Gontrebande  L  163.  249.  257. 
351  mit  349.  361.  IL  287.  413ff 
8.  Kriegscontrebande. 

Gontribution  s.  Havariegrosse- 
Gontribution. 

Gonvoy  u.  Admiralschaft  I.  182. 
Gonvoy  schätze  gegen  Durch- 
suchung IL  461  ff.   Segeln  unter 
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Correspondent  -«  EInmMter. 


feindlichem  Codtoj  I.  183.  333^ 

II.  4A7.  Kottrn  in  Havariegro«e 

II.  123.  II  95.  121. 
Correspondent  I.  350  lub  IV. 
Cortica  I.  61  n. 
Cranch  I.  57. 
Croke  I.  51  n.  IL  397.  401  n. 

406  n.  461  n. 
Cromwell  I.  51. 
Cropp  u.  Heiase  I.  146 n.  389 n. 
Curs,  Schiffers  Pflicht  dabei  I.  165. 

271.  II.  289.  473. 
de  Cussy  I.  226  n.    siehe  auch 

Martens  u.  Gossy,  sowie  recaeil. 

D. 

Dftpemark  I.  37.  IL  343  fl. 

Damme,  Seerecht  von,  I.  19. 

Dampfschiffe  L  81. 

Deck,  Verdeck  L  82  init.  wo  aber 
ftlschlich  Dock  steht;  s.  Verdeck. 

Delvincourt  II.  310n. 

Demurrage  I.  264  n. 

Destinatar»  Empfänger  I.  278ff. 
Begriff  I.  278.  Rechte  nnd  deren 
Erwerb  I.  279.  Pflichten  I.  280. 
352subXI.  bei  Connossementen 
überhaupt  L  302.  u.  zwar  lieber- 
gang  der  Rechte  und  Pflichten 
des  Befrachters  gegen  den  De- 
Btinat&r  auf  den  Schiffer  I.  304  ff. 
Hechte  beim  Stoppage  in  tran- 
situ  I.  307  ff.  bes.  322.  Doch 
sind  hier  seine  Rechte  yerscbie- 
den  je  nachdem  er  bloss  als 
Ageot,  Spediteur  oder  Eigen- 
thUmer  gegenüber  dem  Befrachter 
auftritt  1.  c.  siehe  Connoste- 
ment, Stoppage  in  trän  situ, 
Schiffer,  Befrachter,  Ver- 
frachter. 

Deutsches  Seerecht  I.  2  n.  6 
init.  9. 10.  Vorwort  IIL IV.  Nord- 


dentsffaei  L  9.    SOddentscto  L 

10.  und  Vorwort  mit  57  n.  «nd 
32  n. 

Dias  de  Roman  L  26  n. 
Director,  dirigirenderRheder 

I.  123  ff.   seine  Sfeliuog  L  IM. 

■eine  Befhgnisw  L   124  ff.  143. 

210.  241.  zom  Verkan^  zurVeat. 

Setzung  einer  neuen  Reise,  rar 

Versicherung  nicht  befngt  L  125. 

Verhaftung  der  Rhederd  1. 1f7  £ 
Dispache,  Dispacheur  IL  151 

154.  215  n.  Natur  der  Dispaehe 

11.  2£!  ff,  Beispiel  einer  Dis- 
pacherechnung IL  216  AT.  XtBK 
IL  215  n.  Kosten  der  Anf- 
machung  II.  214. 

Docks  L  102. 
Dodson  L  50  n. 
Dreimaster  I.  81. 
Dreyer  IL  19  n. 
Duchten  L  82. 
Durchsüchungarecht    L    182. 

IL   351.   456.     Schutz  dagt^en 

durch  Gonfoy  IL  461.  zur  Unter. 

drückung  des  Sklareniianddb  IL 

351. 

Edelsteine  s.  KleiBodien. 
Edwards  L  50  n. 
Eigenthumsmeere    II.  343  ff 

Falsche  Ausdehnung  II.  345  mit 

341  n. 

Eigenthnmsübertragungen, 
nach  kauf  minnischer  Aniicbt 
L  110  ff,  111  n  308  ff.  314  init 
319.  juristisch  L  111  n.  308ff 
314.  319.  Erfordernisse  in  Pri- 
sengerichten I.  111  n.  mit  IL 
362.  388-99  sowie  IL  492  K 

Eisenhart  IL  297  n. 

Einmaster  L  8L 


Embargo.  —  Formelo. 
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Embargo   I.  M5.  383.  D.  IR 

440  ff. 
Emden  IL  433  n.  471  s. 
Emerigoa  II.  240  n. 
Enchvyten,     Seereehttgewohn- 

heiten  I.  90. 
Eng6lbrecbt  I.  14.  77. 
£  B  gl  i  ■  cb  e  8  Seerechtn.  Scbiftihrti- 

lyttem  I.  48  ff.  auch  ü.  3d3. 
Entwurf  eines  Preninschen  Bee- 

reehti  I.  32  n.   eines  NiederlUn- 

dis<sben  r.  1826  I.  41  mit  132  n. 

eines  Oesterreiebisehen  1. 59  n« 
Eqntpage  I.  137.   siebe  Scbifi- 

Ünder. 
Eseaten  II.  116. 
Enlbardt  II.  240 n. 
Enropiisehes  oder  Enroirtüseh* 

Amerikauisebes  Seerecbt  1. 45. 
ETiotionsletstong  I.  113.   bei ' 

Bodmerei  U.  306.  322.  323  ff. 
Bztralootsgeld  II.  103. 

P. 

Faotureny  deren  Beweiskraft  bei 
Seesofalden  II.  140.  166. 182  83. 
188  ff.  190  ft.  198  ff.  212  ff. 

Falk  L  35  n. 

Fautfracht  1. 892 ff.  im  Fall  der 
Befragter  am  Ladongsorte  die 
Ladung  nicht  liefert  1. 302  sub  I. 
im  Fall  der  Ablader  am  dritten 
Orte  nicht  Uefert  I.  353  sab  IL 
Protest  des  Schiffers  354  ff.  Der 
Schiffer  muss  die  Liegezeit  ab- 
warten I.  355  sab  1.  Der  Schiffer 
mass  keine  andere  Fracht  erbal» 
ten  kSnnen  I.  357  sub  2.  sonst 
Abzttge  L  357.  Fall  dass  der  Ab- 
lader nur  sn  geringerem  Fracht- 
preise liefert  I.  358.  Wenn  das 
Sdnff  auf  der  Rückreise  unter- 
ging  L  358^    Bcrfwhnang  der 


Fantfracht  I.  358. 99.  Die  Faut- 
fracht geniesst  die  Privilegien  der 
Fracht  I.  379. 

Ferreira-Borges  I.  68  n. 

Ferrettus  L  72. 

Fenersbrunst  auf  derRhede  IL 
126.  im  Schiffe  U,  125. 

Fischerei  IL  346  mit  345.  429. 
an  den  KQsten  in  Kriegsseiten 
IL  346.  480.  Befrachtung  tum 
Fischfang  L  194.  214. 

Flaggen  der  Schiffe  L  90.  Segehi 
unter  fremder  Flagge  IL  348  u. 
434  ff. 

Flensburg  L  35  n. 

Flintberg  L  43  n. 

Florenz  L  62  n. 

Flotson  II.  24  n. 

Formeln,  Clausein,  ParO- 
mien,  Sprüchwörter:  das 
Schiff  haftet  für  die  Waare  und 
die  Waare  für  das  Schiff  I.  98. 
376.  Fracht  ist  die  Mutter  der 
Gage  I.  217  n.  Gewicht  und  In- 
halt unbekannt  L  268. 341.  Wenn 
Gott  eine  glückliche  Reise  gibt 
und  Aehnliehes  I.  188.  295.  Ge- 
fahren der  See  I.  188.  Wenn 
einem  Connossement  Genüge 
gethan,  so  sind  die  anderen  ohne 
Werth  I.  296.  nach  Massgahe 
meiner  Certepartie  I.  297.  Hand 
muss  Hand  wahren  und  wo  du 
deinen  Glauben  gelassen  hast^ 
mnsst  du  ihn  wiedersnchen  I. 
311.  frei  von  Beschädigung  I. 
342.  hei  yon  Leckage  I.  342. 
375.  frei  Ton  Bruch  I.  375.  frei 
▼on  Havarie  IL  85. 86.  von  Bod- 
merei  zahlt  man  keine  Haverei 
II.  294  die  auf  einem  Schiffe 
zur  See  sind,  shid  alle  gleich 
reich  IL  10.  Frei  Schiff,  frei 
Gut  L  364.  IL  387,  447  ff.  453  ff. 


Foenus.  --  Frachtcontradsaiifliebang. 


Unfrei  Sehifl^  anfrei  Gat  0. 38&. 
387,  sowie  IL  446,  Frei  Schiff, 
unfrei  Gut  II.  444.  Die  Flagge 
deckt  das  Schiff  II.  449.  Der 
Verkäufer  mun  daa  Schiff  frei  auf 
allenH&fep  u.Str5menliefemI.l  13. 

Foenus  nauticum  oder  peconia 
triU«etitia  IL  234  ff.  Heutige  An- 
wendung II.  236.  Beginn  der 
Gefahr  II.  235.  Der  Gl&ubiger 
hat  kein  Pfandrecht  am  Schiffe 
IL  235.  Foenus  quasi  naut.  II. 
236.  Bestehen  der  Gefahr  ist 
nothwendig  II.  236. 

Französisches  Seerecht  u.  Schiff- 
fahrtssystem 1. 44  ff.  IL  446  u.  Add. 

Fracht  L  243.  351  subX.  Durch- 
schnittsfracht, höchste  Fracht  I. 
245.  266.  in  der  Certepartie  L 
252  aub  5.  Frachtbestimmung 
I.  265  ff.  Die  Kaplaken  sind 
Accessorium  der  Fracht  I.  .268 
sub  IV.    Gratification.   Gratiale 

I,  269.  Fautfracht  I.  352  ff 
Frachtzahiung  I.  370  ff  380.  81. 
Frachtzahiung,  wenn  der  ,  Con- 
tract  rUcki^Hngig  wird  I.  380. 
Frachtzahlung  im  Fali  der  höheren 
Gewalt  I.  381  ff.  mit  I.  187.  im 
Fall  der  Leckage  I.  373  ff.  Zeit 
der   ßezalUung   I.  375.     Rechte 

.  der  Fracht  I.  376.  Fracht  con- 
tribuirt  in  HavariegrossefttUen 

II.  108.  IL  171  ff  IL  209  ff  IL 
210  ff.  siehe  auch  Havariegrosse- 
Contribution  und  HavariegrOsse- 
Werthausmitteluag.  Fracht  in 
Prisensachen  IL  454.  Fracht  bei 
der  Bodmerei  IL  254  sub  IL 
Fracht  ist  Mutter  der  Gage  I. 
217  n.  StUckgUterbefrachtung  L 
273  ff.  Rückfracht  I.  352  sub 
XII.  Siehe  auch  Befrachter, 
Verfrachter. 


FraehteoBtract  l.  239  ff.  Natu 
desselben  I.  243  ff.  bes.  246  snb 
VII.  L  277  aub  I.  und  L  » 
sub  VII.  Befiigntis  de»  Rbedcn 
L  240  sub  I-IIL  des  Diiectois 
L  240  sub  IL  IIL  214  snb  IV. 
des  Schiffers  I.  244  sab  V.  Be- 
fugniss  zur  Aftervermiethung  L 
246  sub  VIII.  Schliewmg  des 
Frachtcontractea  L  247  iL  imt 
Schriflüchkeit  I.  247  snb  I.  dni^ 
Bläkler  I.  247  aub  U.  Arten  dea 
Frachtcontractea  L  248  ff.  Gani- 
befrachtung  und  deren  Arten  L 

248  sub  L  und  IL  TheilweiK 
Befrachtung  und  deren  Aitca  I. 

249  sub  III.  StQckgaterbefrieh- 
tung  I.  250.  bes.  273  fil  durdi 
Certepartie  I.  250  ff. 

Frachtcontracts  -  Aufhebang 
im  Allgemeinen  I.  359. 60!,  sowie 
schon  187^89.  durch  Schuld  des 
Befrachters L360 ff.  durch  Schuld 
des  Schiffers  I.  362.  durch  Zu- 
fall oder  höhere  Gewalt  im  All- 
gemeinen  L  187 --Sa  I.  962  ff 
und  zwar  yor  dem  B^tnn  da 
Reise  I.  365  sub  I.  n&mltdt  ia 
Betreff  des  Schiffes  ibid.  aub  I.  L 
in  Betreff  der  Ladung  L  366  sab 
I.  2.  gemeinsam  in  Betreff  Toa 
Schiff  und  Ladung  I  366  aub  LI. 
Wenn  bei  Befrachtung  auf  Hin- 
und  Rückrnse  der  Zufall  erst 
auf  der   Rückreise   passift  I. 

367  sub  IL  Zufall  wihrend 
der  Reise  in  Betreff  des  Schiftes 
I.  367  sub  HL  1  in  Betreff  der 
Ladung  L  367  sub  IIL  2.  ge- 
meinsam in  Betreff  yon  Schiff 
und  Ladung  I.  368  sub  III.  3. 
Bei    blosser  Verzögerang  L 

368  in  f.  Der  Schiffer  mnss  Er- 
satsfracht  aanelunen  L  369. 


frachtzahluiig. 
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Frachtxfthlung  im  Allgemeinen 
1. 370.  sie  fentebt  tich  von  selbst 
L  265.  Der  Kapitnin,  kann  sie 
nicht  erlassen  I.96&*  namentlich 
anch  nicht  bei  Fautfracht  I.  365. 
höchste  Fra^t  u«  laufende  Fracht 
L  266.372.  Httha  wenn  sie  nicht 
stipulirt  ibid.  Fracht  en  blocq 
ibid.  n.  372.  iBr  Hin-  n.  KQck- 
reise  ibid.  mit  367.  bei  nonats- 
weiser  Befraobtung  h  266.  67. 
373.  nach  liass,  ZaU,  Gewicht 
II.  267.  371.  die  Qoantitit,  die 
Qewiobtsp  und  liassart  des.La- 
dmigsplatzes  maaffebrnd  I.  267. 
ZuaaUs  Gewicht  unbd&annt  I. 
268b  371.  .nach  ansgeliefertem 
Gewicht  ibidem.  Einsehluss  des 
Gewichts  der  Fustage  ibid-  Ueber- 
und  Untergewicht  I.  371.  K^p- 
laken  I.  268-70.  Oratiale»  Pri- 
mage  I.  269.  Kpsten  des  Aua- 
und  Einladens  II.  271.  338.  bei 
StUqkgatern  Zahlung  der  gan- 
zen oder  keiner,  oder  der  halben 
Fkmcbt  Wege«  ZurQcknabme  dar 
Güter  I.  274,  75.  76.  u.  Zahlung 
troU  Nicfatliefsrnng  L  276.  Ein- 
flo«  der  Verindenuig  des  La^ 
dungs-  oder  Löschplatses  1. 258. 
59.  wegen  Fraobtanafall  nach  Ab- 
wartung  der  Li^etage  I.  262. 
63  mit  368.  Fall  dass  die  Liege- 
tage der  Ladmig  Qbersebrittoi 
I.  249  mit  262.  63  und  349.  Be- 
sondere  EntschlLdigung  wegen  der 
Liegetage  I.  262  in  t  Fall  dass 
der  Empfinger  die  Güter  nicht 
annimmt  1. 344.  oder  nicht  Fracht 
sahlt  ].  343.  44.  351.  bei  Yer- 
ladnng  anfr  Verdeck  L  344  mit 
331.  .wenn  Beschidigong  yer- 
muthet  I.  344.45.  FaUda«  die 
Güter  an  einem  anderen  als  dem 


BmUmmwigacnrte.  ««geladeii  L 
345.  46.  Dev  Schiffer  darf  die 
Güter  nicht  am  Barä  netiairen 
wegen  Pracht  1. 344. 376.  IL  206. 
■  Wenn  der  Befrachter  aUuiWtnig 
liefert»  wegen  BaUaatkoataK  L 
349.  Wenn  die  Angabe  im  Oon- 
BOsseaiNit  hoher  «la  die  wirk- 
liche Lieferung  L  349.  Fall  der 
Fautfracht  1.  357.  im  FaU  hier 
das  Schiff  auf  der  BOi^niee 
lUiterging  I.  358.  FaU  daas  die 
Frwht  nur  tbeilweis.FMilfincht 
ist  L  358.  Der  Befrackt«?  darf 
andere  Güter  liefern  I.  361.  Fall 
dass  der  Schiffer  anderweitige 
Fracht  erUUt,  namentlich  hdbere 
L  357.  58.  361.  39.  H6be  and 
•  Berechnung  )d«a  Fantfracthtan- 
apnichs  überhaupt  I.  358.  59. 
FaU  der  Aufbebung  duai^  Schuld 
de$  BefraahleraL  3ia  61.  durch 
Schuld  des  Schiffer*  362.  durch 
höhere  Gewalt  X  187.  362  ff. 
381—83  n.  VI.  und  swar  für 
Schiff  aUein  I.  365.  fü?  daa.Gut 
aUein  I..366;  für  Schiff  und  Gut 
ansammen  I.  396.  snb  3.  Eiaflms 
der  hüheran  Gewalt  feul  Hin-  u. 
Rückreise  etc.  367«  ZttfaU  wib- 
rend  der  Reise  J.,367  sub  IIL 
für  Schiff  allein  ibid;  für  Ladung 
allein  ibidem.  Ilr  Beidea  I.  368. 
Blosse  Verzögerungen  der  Reise 
I.  368  n.  Der  Desti&atlr  lahlt 
erst,  weil  er  die  Güter  ange- 
nommen L  370.  Fall  das  Trans- 
ports lebendiger  Thiaie  und 
Sklaten  I.  371.  72.  unterwegs 
geborene  L  372  mit  I.  231.  Paa- 
sagieigelAEahlnng  I.  231  ff.  Ver- 
ladung Ton  mehr ,  Güten  alt 
▼erabttdet  L  372..  Fall  der  n- 
fUligen  Bescbidigung  yon  Gütern 


FracfatfibrI.  ~  GhshoS 


.  L  IIS.  FftDderL«dlcag«I.3MfC 
ZoMli:  frei  Ton  Leckage,  frei 
?cmBrMliL374(.  Zeit  der  Fracht- 
tahlaag  I.  375.  76.  Rechte  der 
Fvadit  I.  476  ff.  Terhaftmg  des 
Sduffa  Ittr  das  Gut  umd  umge- 
kehrt 316i  Camionaleistung  I. 
376.  FaU  dass  der  Sckübrllher- 
liefert  ohue  Zahlimg  I.  376  ff. 
378  iBit  iL  m.  und  twar  Par- 
tiaolaiwchte  L  377.  Die  Rechte 
dar  Fracht  hahen  auch  Kaplaken, 
Havarie,  Frimage,  Kflhlgeld,  Un- 
kosten  I  378.  «henso  FautAmeht 
370.  Fraehtsahhmg  wenn  der 
CMtraot  rttekgingig  wird  I.  380. 
Fracht  fUr  «hgelislbrte  Güter  I. 
381,  filr  geworfene  und  im  Noth- 
halsn  iwrkaulte  OUtor  I.  38S  mit 
IL  108.  176.  311  213.  Ufer  ge- 
borgene Gitter  L  363.  Frmcht- 
ahing  bei  Hävariegraase  II.  186. 
188.  100. 19L  Piüditsahlung  bei 
Raasionirung  I.  383b 

FrachtfahTt  I.  242. 

Fredanbergi.  43. 

Freibeuter  IL  360  n« 

Frei  Behifl,  fr^i  GutIL433ff. 
Unfrei  Schuld  unfrai  Gut  IL  385. 
aiehe  Formeln. 

Fteih&fen,  Brake  L  37.  Mar- 
aeUle  L  47«.  Genua  I.  61.  Li- 
▼omo  L  61  Messina  L  64.  Brin- 
did  ibid. 

Fremde  IL  40.  154.  460.  487. 

Fremery  IL  240  n. 

Fret,  Affr6tement  L  243  n. 

Ftthrung  der  Seiileute  L  205.  221. 
frei  fon  Contribution  in  Havarie- 
gross  IL  IdO.  160. 162. 170.  darf 
verbodmet  werden  tl.  261. 

Fum-eaux  IL  443  n. 

Pi49tage  L  288*  340.  »74. 


Gage,  Volksheuer  L  907  iE  2n£ 
frei  T.  Govttnbutiini  U.  161.  aaek 
bei  Ranäontnnig  11. 161  n.  Gage- 
ansprOche  von  Mheren  Reisen 
L  220.  BmünasderVeilnderang 
des  Schiflbrs  L  200.  der  Reise 
ibid.  des  Schifles  ibid.  Handgeld 
L  190  mit  210  and  t06  n.  Ter- 
bot  der  Verbodmung  und  Ver- 
sieherang  I.  216.  217.  U.  26a 
Rechte  der  Gage  207  ff.  217  £ 
Verbesserung  L203.  vreg.frllhefer 
Reisen  I.  220.  Hin-  und  Wkk- 
leise  I.  210.  Riaflona  eines  Em- 
bargos, Handeisverbots  I.  lOd. 
siehe  Sehifter  und  SehtWrindec 
und  Havarie  grosse. 

Galeere  L  81. 

Galiani  IL  378  n. 

Garnirung  I.  162.  257.  2^. 

Gatt  IL  344  n. 

Geburten  auf  Sdnffen  L  \7S  u. 
aSL  auch  235. 

Geld  s.  Kkinodien;  wegen HSar- 
sorle  n.  324.  eontribuirt  aseh 
GeMweith,  Ourswerth  «le  IL  UL 
2S0.  Beweis  vemuslmgter  Gdder 
IL  210. 

Genua  L  61.  H.  341  n. 

Geriehtsgebraueh  L  90  mit  L 
5.6. 

G-ese tse  der  eimeinen Staaten  aber 
Seerecfat  I.  SB  ff.  Bedeutung  für 
das  allgemeine  Seerecbt  I.  7—10 
mit  40  n.  und  Voiwort  des  Orts 
der  Aaftnachung  IL  151  ff 

•Gewohnheitsrecht,  Uaans  L 
7.  a  14.  15.  16.  48  ff  des  Oite 
der  Aitfmaekung  H.  151  ff. 

Giberaltar,  Meerenge  IL  34Sl 

OlaahoffL  184  n. 


Gold.  ^  fllavariegrosse. 


00 Id  >.  Kleinodien. 

Oothland  I.  SD. 

Graab  1.  77. 

Qrkgkt  l  41  tt. 

Gratiale,  Gnitifieation  I.  2119. 

Greene  L  50  n. 

Greilieh  IL  19  o. 

Griechenland  II.  000  in  Add. 

Oroddeck  I.  32  n. 

Grönland  11.  343  n. 

Grosaavantnrei  II.  230  fl.  039 
in  f.  eine  Art  der  peennia  Ira- 
jeetilia  I.  238.  TerwandtBchaft 
mit  Bodmerei  I.  238  mit  234. 

Grotiut,  Hugo  tl.  340  nnd  IL 
240  n.  40t  n. 

Gronlt  L  13.  75. 

G  r  nn  d  r  e  c  ht  oderGmndmliTreelit 
IL  23.  24. 

Grnndafttxe  des  Seereehta  L  4  ff. 
mit  Vorwort. 

GQntbeT  IL  340  n. 

Guiehard  ü.  389. 

Gnidon  de  la  m«r  I.  26. 


Haderaleben  L  36  n. 

Hafen,  Abgangshafen  IL  150.193. 

208.  , 

Hafen-   oder  ReTier^kosten 

IL  57.     Was   dahin   gehdit  IL 

58  ff. 
Haffs,   die   an  der  Ostsee  sind 

Eigenthamsmeere  IL  344. 
Hagemeister  I.  43. 
Haiti  IL  in  Add. 
Halbirung  der  Reise  IL  ISfiL  163. 
▼  an  Hall  L  140  n. 
Hamburg,   Seerecht  nnd  Sohiff- 

lihrtHystem  I.  28. 
Handelsraeht,   Bedehttng  tum 

SMNcht  L  1.  Ok  78. 


Handgeld  für  Soeieiits  I.  199. 
19«  n. 

HannöTeraehes  Seeredit  nnd 
Sehiffahrtssystem  1. 30.  v.  IL  Add. 

Hanseatisches Seereeht,  altes I, 
27.  neues  H.  Seerecht  n.  Sdiiff- 
fabrtstyatem  I.  28  ff. 

Hantefeniile  IL  348  n.  379  n. 

Havarie,  Begrifi;  Name^Abatam- 
mnng  IL  51  ff.  Bintheilnng  IL 
57.  C]ausel:  frei  von  Havarie 
U«  €5.  vom  Beweia  der  fleesehi- 
den  IL  129  ff  s.  anch  HaTsrie- 
grossebeweis. 

Havariegrosae  IL  05,  bea.  H. 
70  ff.  allgememer  Charakter  der 
HaTartegross  IL  700:  OeseWeht- 
lieher  nnd  poütischer  Charakter 
n.  72 ff.  Brfordemiase  H.  70ff 
FfUehten  des  Sduffin*  dabei  U. 
91  mit  70  ff.  77  ff^.  Ladwig  anf 
Verdeck,  Schaue,  Boot,  Ueber- 
lauf  IL  81.  85.  80.  90.  97.  125. 
179.  190  mit  L  331.  344. 

Havariegrosse;  einaelncFtlle 
IL  92  ff.  Insbesondere  Seewurf 
H.  77  ff.  iL  92  ff.  Der  Sehaden 
durch  Seewurf  II.  94.  95.  Be- 
schftdiguttg  beim  Seewurf  IL  95. 
Ueberhaui>t  freiwillige  Beaehftdi- 
gung  snr  Rettung  von  Schiff  u. 
Gut  IL  95.  90.  vom  Kappen  des 
Boots  IL  90.  97.  Stranden  IL 
97.  Abbrii^ngskosten  IL  99. 
Prangen  H.  101.  BialanfSBn  m 
einen  Nothhafen  H.  102  ff.  auch 
IL  07.  Unkosten  im  Nothhafen 
IL  103  ff.  Liehterschiflb  IL  84. 
85. 103. 202-205  mit  L  271  sub 
HL  257  -  50.  338.  Reparatur- 
kosten  im  Nothhafen  IL  100. 
Verkauf  von  Glltem  im  Neth- 
hafm  IL  107.  Frucht  Ür  iwr- 
kaufta  und  gewoifuM  GOter  U. 


OM 


HsTiricgfosse. 


106  ff.  Lohn  für  W*0ert«ipiiai- 
pen  IL  110.  lUnnoniningtlunteii 
II.  110  ff.  BMofaftdigimg  uHd 
Kotten  hti  Vertfaeidigiiiig  gegen 
Feinde  «.  Seeitaber  IL  113-lA. 
md  IL  12L  Bntechidigwig  und 
AudOenng  der  im  DiemC  des 
SeliilGM  und  der  Ladung  Abge- 
■andten  U.  115.  Bergloim  bei 
Wwdenehimingen  IL  116.  Re- 
damekoeten  II.  117-121.  FaU 
einer  anaiergew5hnUeken  Qiuian- 
tine  IL  121*  Koiten,  weichte  in 
unmittelbarer  Verbindung  mit 
der  Haemriegrove^  steben,  i.  B. 
die  der  Auiknaehttttg  U^  191. 122. 

I  Bodmereipitmie  in  gewinen  <FiI' 
len  IL  122.  Kotlen  4er  Admiral- 
adiaft  und  dea.  GoDToy  II.  123. 
Beaehftdigung  bei  Lttsohung  eines 
im  Schiffii  suftHig  ansgebrochenen 
Feuers  II.  125b  Analogie  einer 
Fenersbrunat  auf  ehier  Bbede  u. 
fthnlidie  Auidebnung  der  Hafiarie- 
gr#aM  IL  m.  127.  Niektei- 
aehöpfuttg  der  hieher  gehöiigen 

.  FiUeundAeusaerungen  derPar- 
tieuiaraeereohte  darOber  in  einer 
allgemeinen :Glan«l  IL  187.  Fall 
der  freiwilligen  BMchidigung  auf 
Veranlaarangdeainneren  Verderbs 
oder  der  Scbnld  der  Mannsfihaft 
etc.  U.  128.  auch  IL  75.^  aub  I. 
78  sub  IIL  05  sub  17.  .  Ausdeh- 
nung  der  F&Ue  4«rck  VeiMge 
der  Parteien  IL  128.  12d. 

Hatariegroase  u.  Aaseeuram 
IL  22»  ff. 

Ha^ariegroase;  AnCmaahung 
deraelben  IL  214  ff.  Ort  der  Auf- 

<  machung  IL  146  ff.  im  Lösch- 
plätze IL  148.  168  ff.  185.  im 
Notfahsfoi  IL  150.  laa  17&  184. 

.  im  Ahgaagshafim  IL  150.ft  176. 


103  ff.  107  sab  HL  AMioge  An- 
dehnung  des  Abgangshafens  IL 
105  sub  IL  107  sub  lU.  Ma» 
gebende  Oesetse  und  Gewöhn^ 
heiten  sind  die  des  Orts  der  Auf- 
machung IL  151  ff. 

Havariegrosse;  Beispiel  einer 
Berechnung  IL  216  il.  sidie  aneh 
Dispache. 

Havariegrosse;  Beweis  II. 
120  ff.  namenCtidi  durch  Ver- 
klarung IL  136  ff.  Bcw^akraft 
der  Verklarung  IL  137  ff.  Oegea- 
beweis  gegen  Verklanukg  II.  14f  ff 

.  Beweis  des  Bigeathnms  und  der 
Grosse  des  Schadena  IL  19  ff 
Ort  des  Beweises  sowie  des  Fra^ 
MMses  Oberiiaupt  U.  140  ff.  der 
LOschpIats  als  dieser  OrtU.  14a 
168  ff.  185.  der  Nothafen  U. 
150. 168. 176.  184.  der  Abgangs- 
hafen  L  150  ff.  176.  103  ff.  Ana- 
logie  des  Abgangshafens  II.  195. 
107.  Ifastgebende  Qewtaa  und 
Usansen  am  Orte  der  Aufmachung 
IL  151. 

Havariegrossr^  Bezahlsag 
derselben  IL  224  ff.  Rechte  der 
Interessenten  11.225  ff.  Fflichtea 

.  dea  Schiffen  IL  225.  Vonugs- 
reehte  II.  226.  Pfandrechte  II. 
226.  des  Destinatftra  Pflichten  IL 

.  226.  Pflicht  des  Befraehteis»  der 
vom  Frachtcontract  zurQd^tre- 
ten  IL  227  ff.    Klage  D.  224. 


Havariegroases  Sachen  frei 
von  Contribution  II.  157  ff. 
mufih  IL  170.  fUachlieh  IL  157. 
58.  Mit  Recht:  Sachen  am  Leibe 
der  Seeleute  und  Passagiere  11. 
158.  Provision  und  Ammunitios 

. .  U.  150.  Kleider.  Gage»  FOhrog 
der  SeeleuCi  IL  ISO !(  G^iu 


HkfwtegitMW9. 


SB 


FiiJl  der  Bantioiiinmg  IT.  161  n. 
Kleider  und  Reiteeiceten  der 
Pamgiere  II.  161  ff.  Alle  diese 
Saehen  werden  aber  niebtidcato- 
weniger  eraetit  II.  169L  Frei 
Ton  Contrilmtion  diid  ferner 
HaTarie  -  und  Bodmereigelder 
II.  162.  Vor  dem  Havariegr<m- 
unfall  gelöste  oder  ep&ter  erat 
geladene  GHller  II.  162.  in  Be- 
treff des  durch  Taucher  Oerette- 
ten  II.  162. 

Hatariegrosie;  Contributibn 
dei  Schiffet  II.  163  ff.  Nach 
welchem  Werth  hat  daa  Schiff 
in  contribuiren?  II.  163  ff.  in  den 
einselnen  Staaten  veraehieden  II. 
163  ff.  Principielle  OmndAtze 
165  in  med.  166  ff.  Thtinlidikeit 
der  Werthaannahme  auf  dem 
Fundament  dea  Werthea  im  Ab- 
gangahafen  II.  166  ff.  aiehe  aber 
II.  197  aub  III.  Beaaeres  Funda- 
ment ist  aber  der  Werth  im 
LOadipIatse  II.  168  ff.,  womit 
auch  Autoren  u.  Particularreehte 
flbereinatimmen  IL  169  ff. 

HaTariegrosse;  Gontribution 
der  Fracht  II.  171.  der  ganzen 
Fracht  n.  171.  Abtug  des  Soldes 
II.  171  ff.  des  rttckstlndigen  II. 
173.  Absug  der  Hafenunkosten 
und  Aehnliches  II.  174.  bloss  die 
halbe  Fracht  II.  175.  Andere 
particulftre  EigenthOmlichkeiten 
II.  175  in  med.  Fracht  für  ge- 
worfene und  im  Nothhafen  ver- 
kaufte outer  II.  175  ff.  ffir  im 
Nothhafen  oder  Zwischenhafen 
f&r  diese  neugeladento  Güter  II. 

176.  Bei  Aufmachung  im  La- 
dungsplatze selbst  IL   176. 

177.  Fracht  für  Hin-  und  Rflck- 
reise  U.  177.  178. 


HaTariegroMff;  OoBftribiition 
der  Ladung  IL  179ff-  alle  am 
Bord  lor  Zeit  das  Havariegroa»- 
unIsUes  befindlichen  Ollter  U. 
179.  auch  die  geworfenen«  im 
Nbthhafeu  verkaufeen,  aA  Kap- 
toren  cum  Loakauf  gegebanen 
n.  179.  geworfene  und  wieder 
geborgene  Oilter  contriboiren 
nach  manchen  Seerechlen  eigan- 
thftmlich  II.  199.  200.  auch  schon 
II.  SB  ff.  —  Die  contribntiMs- 
lireien  Eflfeeten  (IL  157  ff.)  ge- 
h5ren  eigentlich  nicht  rar  La- 
dung n.  179.  Bescheidmie  Ffth- 
rang  IL  179.  Auch  die  Qttter 
contribwisn»  welche  geworfen 
nidit  ersetzt  werden,  behallsn 
IL  179.  Falsch:  Was  keine  Fracht 
zahla,  contribuire  nicht  U.  162. 
179.  Die  GOter  contriUren  nur 
nadi  ihfam  Galdwerthe  U.  180. 
AflbetionBwerth  li.  180.  Filaah- 
liah  nach  dem  Werthe  im  be- 
schtdigtenZnataadelL  181.  Nach 
dem  wahren  Werthe  im  Atigen- 
blick  des  Havaiiegroasotifallta  II. 
181.  Dessen  Auamittelmig  mittelst 
eines  Fundamentes  II«  181.  Bö- 
misdies  Recht  IL  181.  182.  An- 
dere Particularreehte»  besonders 
Utere  IL  182.  Einkaufepreis  ^ 
-Fundament  IL  182.  183.  Unter 
Halbirung  der  Reise  IL  183. 
Werth  im  gesunden  Zustande 
der  GOter  am  Lösehplatze  als 
Fundament  U.  183.  184.  185.  u. 
zwar  selbst  im  NolUiafen  II.  184. 
selbst  für  geworfene  elo.  11. 185. 
Abzttge  fon  diesem  Pundamen- 
talwerdk  n.  185. 186. 187.  Ueber- 
einstimmung  mit  den  neneren 
PartiouUrrechten  II.  187  —  103, 
Dies  ist  die  Begel  IL  193.    Xi 


HayariegrotML  '^  Hmwffpparticalftr. 


imdlibMttdtNiinute 
u.  loa  ff;  majick: 

HaTari^grusi«,  Gontribation 
der    Ladung,    besondere 
FftUe  II.  Itöfl.  Bei  Anhneehuog 
im    Abgangehafen    IL    l^. 
Fiwdnwiit  itfc  der  Pae(arcii|H»is 
IL.I03I&  EbcMO  bei  Aufnachtttg 
in  det  N&he  dei  Abga&gtbafens 
durch  Abbreehnng  der  Reite  IL 
I1I&  flL   bei  yemengBog  ooBtri- 
batknMpÜebtiger  Sachen  IL  197 
■nb  IV.    bei   geworleDen,  aber 
nachher  geborgenen  Effecten  IL 
IfT  enb  V.   Wenn  sich  die  Ha- 
varie niehfinak  nrtrftgt  ibidem. 
Wenn    daa  Sehiff  «ad  Qui  in 
einer  ep&teren  Gefahr  unter- 
gehen, doch  unler  Rettnng  Ton 
QHtem  IL  10B  enb  VI.  ntt  IL 
90.  Wenn  trote  des  Optoam  du 
Sehiff  in  d»r  Havarieffroemoth 
untetgeht  oder  genommen  wird 
IL  iOO  Bub  VIL  ¥IIL   Im  FaU 
der  Wiederft«i«Mrdung   IL  90. 
Im  Fall  dee  nachlriglichen  (gftni- 
licben)  Untorganget  der  Oater 
IL  900  sttb  VIII.    Im  Fall  des 
nach  tri  glichen   Unterganges 
des  Schiflin  unter  Bl^ttung  der 
Gtler  IL  a02  eub  IX.  mit  IL  90. 
In  Betreff  der  vor  Aufmachung 
•Mgeladenen  Gitter  IL  90  in  f. 
im  Fnll  der  Bergung  von  6tUtem 
Moh  abgethnner  Anfmachnng 
U.  87.  996.  in  Betreff  der  erst 
naehtr&glieh  geladeiien  oder 
bereiti  tu»  Zeit  der  Havarie  aus- 
geladenen Qttter  IL  202  sub  X. 
In  Betreff  der  Ladung  in  Liehter- 
eehiffen  beim  LOachen»  nicht  beim 
Laden  IL  909  —  5  sub  X.  mit 
U.  64.  S5.  95.  98.  103.  189  u^d 
L  23L  9aL  338. 


Havnriegroaae*Ro^UrnngE 
155  iL  Fundanmnt  IL  155.  F4 
dasa  nach  abgethaner  Regn- 
lirang  noch  gerettete  Sachen  an- 
kommen  II.  87.  2Sß.  Klage  ia 
Besug  auf  BeguUmng  IL  221  £ 
Retentionsrecht,  kein  Pfandrecht 
IL  225.  226.  Veijihnmg  der 
Klage  IL  228.  29. 

Havariegross-Vetechreibnng 
11.296. 

HwTariegrosse;  Werthaus- 
mittelung  der  contribn- 
tionspfiichtigen  SnchealL 
207  ff.  insbesondere  dea  Sdufis 
IL  208.  der  Fracht  IL  209.  der 
Udung  IL  209  ff. 

Havariegrosse  ;  Werthaas- 
mittelnng  des  Schadens  U. 

210  ff.  b«i  aufgelaufenen  Un- 
kosten IL  210  sub  L  bei  Ver- 
lust an  Fracht  ibidem  sab  IL 
Scheidung  der  particnlftren  von 
den  grossen  Havarieschäden  IL 

211  sub  HL  Beech&digunten  am 
Schiff  IL  212  sab  IV.  an  der 
Ladung  IL  212  ff.  sab  V.  a&- 
trefi  der  Kosten  der  AufknafduiBg 
IL  2U  sub  VI. 

Havarieordinftr  oder  nncigent- 
liehe  Havarie  IL  57  ff. 

HaTarieparticuUr  H.  60  C 
Beweis  U.  129  ff.  siehe  auch 
Havariegrosse  -  Beweis.  Einselne 
F&Ue  der  particul&ren  Havarie 
U.  61  ff.  und  zwar  innerer  Ver- 
derb U.  61  snb  1.  65  sab  17  mit 
II.  128.  Berglohn  u,  Bergonga- 
kosten  IL  61  sub  2  vergL  mit 
IL  116  in  f.  Specification  ein- 
seiner  Beschädigungen  am  Schiff 
U.  61  i.  f.  Ausgaben  zur  Deckung 
jener  Verluste  u.  Beschädigungen 
IL  62  lub  4.   Kost  u«  Unterhalt 


Heller.  -^  KaneL 


80. 


dir  BeMtiiuig  bei  Avflnsinguiigiii 
II.  62  tnb  5  0.  64  sob  13.  ¥ergl. 
aber  mit  II.  111  subXXI.  Kotten 
im  Noibhaftti  II.  63  sab  6.  vergk 
aber  mit  IL  te2ff.  Koalen  wegen 
irregnIKren  Weitertrawparti  der 
Gitter  aoC  andesen  Scbiffen  IL 
63  snb  7.  Gewiaie  Quarantibte- 
koaten  II.  63  nib  8.  vergL  ab^r 
mit  II.  121  anb  XXIII.  Wegen 
Verk&ttfen  im  Notbbafea  IL  63 
anb  9.  vergL  mit  IL  107.  Scbft- 
den  durah  Nachlteigkeit  der 
Seelente  IL  63  inb  10.  dnreh 
AuMgaln  wid  Zuaamraenatoaae» 
IL  63  in  £.  Plünderung  durch 
Kaper  und  Seeiinber  IL  64  anb 
IS  mt  IL  110  in  f.  bU  116. 
Strandung  in  der  btoaien  Ab- 
aicht,  Leben  und  Fieibeit  au 
retten  U.  64  aub  14.  Li^terlohn 
n.  64.  85.  aub  15  und  16  mit  L 
338.  L  271  anb  UI.  und  957-5«. 
aowie  IL  106. 912-5.  FaU  dw 
die  gemeitachaftliehe  Gefahr  ftr 
Schiff  und  Gnt  und  die  Opferung 
dnreh  Schuld  der  Seeleute  ge- 
aebah  IL  65  aub  17.  tergl.  aber 
mit  0.  76.  128. 

HeffterL4n.  IL339. 

H»inecaiua  L  76  n.  und  II.  000. 

Heiae  und  Cropp  L  146n.  mitl. 
350  n. 

Helling  L  102. 

Hennings  IL  378  n. 

EenernL  103.  siehe  SohiUdnder 
«nd  Schiffer. 

Holcombe  L  57. 

HoU&ndisehes  Secreehtu^Sohiff- 
fahrtsigFatem  L  41.  IL  Add. 

Holst  L  77.  IL  340. 

HoUteiniaoheaSeereditL34.40. 

Holt  L.56  n. 

HpIUus  L  308  n. 


▼  an  Heovm  IL344  n. 
Hoyelainua  I.  38  n. 
Btbner  IL  307. 
HQlfawissenacfaaften  dea 

reehia  I.  7a 
Hndtwaioker  U.  234  n. 
Htttt  IL  346  n. 


Jacobaen  L  51  n.  L  77  mit  II. 

434  n.  und  484  n. 
Janaaean  oder  Jfiaseau  L  46  n. 
Jenkinaon,  Charlca  II.  386. 
Jeruaalem,  Aasiaien  dea  König- 

rdcha  I.  17. 
Jetson  IL  24  n. 
Indossirung  a.  unter  Connoaw*. 

nent  und  Bodmerei. 
Inhols  L  81. 

Innerer  Verderb  a.  Verdarb. 
Internationaler  Charakter  der 

Seeachiffe  IL  346  ff.  des  Seeiecttta 

L  Iff. 
Johnaon,  repoits  H.  102  n. 
Jorio  L  63.    - 
Jenffroy  I.  75.  U.  340. 
Journal  siehe  Sdüffigournal  «nd 

Sdiifipapicce,  bea.  I.  169  ff. 
laland  L  41  n.  aowie  IL  343  n. 
Italieniachea  Seeracht  L  22  ff. 

51  ff 
Jfitiache  Lov  L  35. 


Kaimes  IL  180  n. 

Kajate  a.  GqOtc. 

▼.  Kaltenborn  L  71  n.  und  U. 

337. 
Kamin  L  40. 
▼.  KamptK  I.  34  n. 
Kanal  iwischen  Euglattd  o.  Frank« 

imehn.  345^ 


KtnonensdilHfwtite.  -^  Krieg88eeredit 


KanoBenaeliliftwcil«  li.  84h  ' 

Kaperei  I.  IM.  912.  iL  369  £ 
Unteraehied  von  SeeiSaberei  II. 
aiOii.  Beohtferügung  Q.  Reform 
denelben  IL  361  n.  AufbriMgong 
der  Priwn  In  ntentvale  HUen  IL 
360mit388.  Raniionining  oft  ver- 
boten II.  362. 475.  Ramdonsgelder 
in  HfeveriegroMe  IL  HO  ff.  aber 
wenn  der  Kaper  die  Ranxion 
sieht  fallt*  IL  200.  ihnen  ge- 
machte Vertpffeehimgcii  IL  111. 
112.  PlUnderang  in  Havariepar- 
ticnür  IL  64  mit  IL  113.  Neh- 
mang  dnrch  Kaper  oder  Kriega- 
adiiffe  IL  45  ff.  IL  366.  455-466. 

Kaperbriefe  L  861.  364. 

Kapitaiti  a.  Sehiier. 

Kaplaken  L  206  «11  anch  U6. 
165.  378.  IL  54.  96.  sind  ein 
Aceeawitiam  der  Fradit  I.  288.. 
378.  haben  die  Redite  der  Fracht 
L878. 

Kappen  IL  17.  80.  85.  86.  12L 
125.  126.  288.  9il. 

Karseboom  IL  440  n.      > 

Katie  u.  Hunde  am  Bord  L  271.' 
aob  L  328.  381.  332. 

Kaufbrief  bei  Schiefen  L  110  if. 
gehört  lu  den  8chiffi^}apier6B  I. 
80  ff.  ist  nothwendig  ibidem  in^ 
Betug  auf  die  Werthausmittelnng 
IL  208. 

Kent  L  57. 

Kiel  L  81.  IL  166.  243.  253.  254. 
255  n. 

Kielholen  L  223  n.  , 

Kirchenstaatliehei  Seereefat  u. 
Schiffahrtiayetein  I.  60i 

Kleidungssttteke  der  Seeleute 
IL  159  mit  162.  der  Pamagiere 
IL  161. 

Klefeker  U.  2  n. 

Kleinodien»  Silber.  Gold,  Geld, 


Ringe»  Uhren,  Ferien,  Bdebteibe, 
Kostbarkeiten  L  18a  359.  IT.  82L 
83.  157.  158.  am  Leibe  IL  83. 

Klflber  U.  340  n.  mit  381  n« 

Kniphanaen  I.  37. 

Koch  L84  n. 

Koje,  Kiste,  Koffer  der  Seeleute 
1.206. 

Kolberg  1.  40. 

Kolonialhandel,  gewöhnlich  den 
Nationalaehiffen  vorbehalten  II. 
346.  wegen  D&nemark  I.  39.  Eng- 
land I.  54.   in  Kriegsceiten  II. 

Kopenhagen,  Aateenruiiord- 
nung  IL  2. 

Kostbarkeiten  s.  Kleinodien. 

Krieg,  juridischer  Charakter  des- 
selben IL  337  mit  386.  Vater- 
schied  vom  Land»  mid  SedEtieg 
ibid.  mit  IL  386  ff.  ZnfUligkQten 
des  Kriegs  IL  385. 

Kri  egscontreb  and  e  (siehe  aadi 
Contrebande)' 0.  41t  ff.  Pomtive 
Anerkennung  Ih  413»  Regriff 
414.  tulstreitige  Artikel  ü.  4t4 
mit  415  n.  streitige  Artikel  H. 
415  ff.  AufidLhlung  deraelbca  im 
Einzelnen  U.  417  ff.  Nicht  der 
Handel  Oberhaupt,  soaden  die 
Zufuhr  an  den  Feind  damit 
verboten  IL  414  423.42«.  Strafe 
IL  422.  Particulftre  Bestimmun- 
gen IL  417  ff.  Analoge  FlBe  H. 
424. 

Krlegaaehif^e  L80'n.81  n.  und 
im  fremden  Seegebiet  n.  348.  50. 
Strafen  darauf  I.  223.  frei  von 
Burehauchung  IL  236.  Nehmung 
durch  Kriegsschiffe  oder  Knper 
n.  45  ff.  368. 

Kriegsschiffe  od.  Kaper  IL  455 
456  ff.  461  ff:  475  n.  n.465.466i 

Kriegsseerecht  L3.u«n.337£ 


KOUgeld.  -  Luken. 


SM 


Kfiklgeia  I.  978  mit  164.  270.  71 

middSt. 
Kastenfischereill.  340.4:29.480. 
Küttenhandel  s.  Gabotage. 
Küstenmeere  II.  341.  42. 
Kvricke  I.  27  n. 

L. 

Ladebuch,  Ladeschein,  Mani- 
fest, Recief  1.  169.  170  n.  284. 
327.  Recief  negotiabel  I.  285. 

Ladung  und  Löschung,  Ort 
derselben  I.  257  ff.  Veränderung 
desselben  durch  den  Befrachter 
I.  258.  durch  Zufall  I.  259.  siehe 
auch  Liegetage.  Kosten  des 
Ein-  und  Ausladens  l.  271  sub  ^ 
III.  wenn  Lichtenchiffe  noth- 
wendig  I.  338  sub  4  und  II.  64 
sub  15,  auch  II.  85.  202  ff.  Das 
Schiff  deckt  im  Kriege  die  La- 
dung oder  nicht  II.  449  ff. 

Lagan  II.  24  n.  mit  23. 

Laganum  II.  23. 

Lampredi  II.  376  n. 

Lange  I.  14. 

Langenbeek  I.  28  n. 

Law  es  L  239. 

Leckage  L  339  sub  8a.  bes.  I. 
373  ff.  bei  Hayariegrosse  IL  186 
und  II.  219  sub  III.  2. 

Lemonius  IL  346  n. 

LEstocq  I.  22.  31  n. 

Leuchtthurmgelder  I.  95.  als 
Havarieordin&r  II.  58. 

▼  an  Leeuwen  II.  2  n. 

Lex  mercatoria  I.  15  n.  I.  49  n. 

Lex  Rhodia  II.  73  mit  I.  17. 

Licenzen  IL  429. 

Lichterschiffe,  Bordings II. 64. 
*85.  95.  98.  103.  189.  202-205 


mit  L  271  sub  III.  257-^299. 
338, 

Liegetage  L  259  fl.  der  Ladung 
I.  259.  der  Löschung  I.  260. 201. 
Ueberliegetage  I.  260.  263.  261 
Dauer  der  Liegetage  L26J.  Ur- 
sache derselben  I.  262.  Liege- 
und  resp.  Ueberliegegeld  h  264. 
Liege-  und  Ueberliegetage  bei 
der  Fautfracht  I.  353,  356  ff. 

Literatur  des  Seerechts  L  71  ff. 
wegen  der  einzelnen  Länder  I. 
78.  insbesondere  des  öffentlichen 
SeerechCs  II.  340.  des  Völker- 
rechte II.  339  mit  L  71  n.  und 
I.  4  n.  Literatur  über  Havarie 
und  Seeschäden  II.  1  u.2  über 
foenus  nauticum  II.  234  n.  über 
Bodmerei  II.  239  n.  aber  ^e 
Neutralität  II.  378  n,  mit  396  n. 
über  Consuln  11.  353  n.  Ausser- 
dem siehe  die  Literatur-Angaben 
in  den  Rubriken  jedes  Abschnitta, 
rebp.  Kapitels  etc. 

Livorno  L  62.  IL  362  n.  388  a. 

Loccenius  I.  76. 

Lösegeld  s   Ranzionirung. 

Lootaen  I  225  ff.  Pflicht  znr 
Annahme  des  Lootsen  I.  164. 
Versehen  der  Lootwn  I.  188. 

Loptsengelder  I.  94.  226.  bei 
Havarieordinär  II.  58.  beiHavarie- 
gross  als  Eztralootsgeld  II.  103. 

Locr^,  ^prit  de  Code  de  com- 
merce I.  151  n. 

Lttcchesi-Palli  I.  74   II.  340. 

Lübeckisches  Seerecht  u, Schiff- 
fahrtesystem I.  28.  u.  II.  Add. 

Ludwig  XIV.  von  Frankreich  I. 
45  und  IL  393. 

Luken  I.  331  mit  164.  270.  271. 
378.  II.  125.  478. 


V.  KallenborDi  Seereobl  II. 
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Häbibrief.  -  Naeblus. 


M. 

Mlhlbrief  I.  84. 

Makler  bei  Abscblietsung  von 
Fracbtcontracten  I.  247.  272. 
Schlussnote  und  Manifest  des 
MttklerH  I.  24h  mit  272.  Schiffs- 
mllkler- Dolmetscher  I.  247  n. 
Wirkun(c,  wenn  der  Schiffer  durch 
den  Mäkler  seine  Papiere  be- 
sorgen Ittsst  I.  346.  Abscbluss 
des  Bodmereibriefes  durch  Mttkler 
II.  272. 

MageUnstrasse  II.  345. 

Magens  II.  165  n. 

Mailand  I.  59. 

Majorka  I.  24  und  55  n. 

Malta  II.  in  Add. 

Manifest  I.  248.  284.  327.  auch 
wegen  der  Mäkler  I.  248. 

Manning,  Oke  II.  339. 

Mariot  II.  40. 

Markbriefe  II.  361.  364. 

Marmormeer  II.  344. 

Marseille  I.  25.  44.  Freihafen  L 
47  n. 

Marshall,  the  law  of  Insurance 
(London  18(j2  u.  öfter)  Jl.  173  n. 

O.  F.  V.  Marteus  I.  132  n.  IL 
«S39.  II.  359  n.  auch  I.  307  n. 
408  n.  500.  Ch.  de  Martens  et 
Ferd.  de  Cussy,  recueil  de  trait^ 
I.  34  mit  40. 

Maryille  oderMerville  I.  46n. 

Masten  I.  81.  Kappen  IL  95. 
96.  217. 

Maules   et   Sclvyn,   reports   IL 

101  n. 
Mecklenburg,  Seerecht u. Schiff- 
fahrtssystem I.  34. 
Meer,  *See    L    In.     Eigenthum 
daran    IL  340  ff.     Eigenthums- 
meere  IL  343  ff.    Rechte  darin 


n.  345  346.  RQatenmefK  IL 
341.  42.  Leere  Herrsebsftq>f|. 
teasioncn  IL  340  in  f.  341  b. 
345.  Hoheitsrechte  über  die  eigc- 
nen  Schiffe  in  unseren  u.  fremden 
Gewässern  IL  347  348.  Ober 
fremde  Schiffe  in  unseren  Ge- 
wässern IL  348  sub  IIL  Recht 
der  Nacheile  in  die  offrne  See 
IL  352.  über  fremde  Sehiffe  snf 
offener  See  in  Friedensseiten  II. 
350.  51.  52  in  Kriegsseiten  351. 
Schiffsgruss  IL  346  init. 

Meerschäumer  II.  360  n. 

Meerenge  i wischen  SchottluM) 
und  Irland  II.  344.  von  Mesnos 
ibid.    von  Giberaltar  II.  345. 

Memel  IL  344  n. 

F.  A.  V.  Mensch  11   353  n. 

Messina  L  14.  Meerenge iitEigea- 
thumsmeer  IL  344. 

Messbrief  L  85  init. 

Mexico  IL  in  Add. 

Meyer  L  14. 

Miliar  IL  55. 

V.  MiltitE  IL  353  n. 

Miruss  I.  30  n.  und  IL  353  n. 

Mitrheder  L  108,  bes.  L  116  £ 
143.  240.   siehe  auch  RhedereL 

Mittelalterliche  Seerechte  I. 
15,  bes.  17  ff.  ihre  Stellnog  lam 
heutigen  Seerecht  I.  15  ff. 

Mittermaier  I.  14. 

Mo  de  na  IL  in  Add. 

Montpellier  I.  44. 

Molloy  L  75. 

Munition,  Mundvorrath  siehe 
Proviant  und  Schiffskinder. 

Murhard  IL  346  n.  mit  IL  Add. 
Musterrolle  L  193. 

N. 

Nachlass  der  Seeleute  L  178^ 
Passagiere  L  235. 


NachYwUanuigi  —  Neutraler  Seehandel. 


«Sl 


NaehTerklarnng  II.  138.  39. 

Napoleon,  Kmiier  I.  45.46. 
Napoleonitcbe  ContiiieatalBpem 
11.394. 

NatioBaleharakter  u.  National- 
eigenthum  der  Schiffe  im  Allge- 
meinen und  nach  den  Erfbrder» 

.  niisen  der  einzelnen  Staaten  I. 
85  ff.  und  II.  346  ff.  391.  yergl. 
mit  wegen  Hamburg  I.  28.  30. 
Bremen  I.  30.  Lübeck  L  30. 
PreoBsen  I.  33.  Danemark  und 
Schleswig .  Holstein  I.  39.  40. 
HoUand  I.  41.  Runland  I.  42. 
Schweden  und  Norwegen  I.  42. 
43.  Frankreich  I.  4&  Enfi^and 
I.  54.  Oesterreich  1. 59.  Kirchen- 
Staat  I.  60.  Sardinien  I.  61.  62. 
Neapel  I.  64  ff.  Spanien  I.  07. 
Portugal  I.  68.  Brasilien  I.  69. 
TOrkei  I.  10.  Beweis  der  Natio- 
nalität II.  391.  Internationaler 
Charakter  der  Seesch^e  II.  346ff. 
Erwahnimg  darSchiffsnationalitat 
in  der  Certepartie  I.  252.  253. 
Strenge  vor  Prisengerichten  I. 
85  ff  I.  HO  ff  170.  71.  II.346ff 
388-.*39L 

Narrow-Seas  II.  341  n. 

Natur r recht,  Verhaitniss  zum 
Seerecht  I.  2.  8.  15.  49  n.  zur 
sog.  Natur  der  Sache  I.  8. 14  i.  f. 
15  n.  49  n.  zur  sog.  lex  merca- 
toria  I.  15  n.  49  n.* 

Nau  I.  77.  IL  340. 

Nauticum  foenns  siehe  foenns 
nauticum. 

Neale  L  55  n. 

Neapolitanisches  Seerecht  und 
Schiffahrtasystem  I.  62.  IL  Add. 

Negociabilitat  des  B«ciefs  I. 
285.  siehe  auch  Connossement 
und  Bodmerei-Negodabilitat. 


Nehmung  s.  Wiadernehrnwig. 

Nehrung  IL  344  n. 

Neutraler  Seehandel  und  sein 
Recht  IL  392  ff.  Allgemeiner 
Charakter  IL  338. 392.  Geechioht- 
licber  UeberbUck  IL  392  —  95. 
Precare  Natur  IL  394. 95.  Ueber- 
fticht  der  einzelnen  Materien  IL 
395.  96.  Literatur  IL  396.  397. 
Falle  der  Biokade  IL  396  ff.  s. 
Biokaie.  —  Cabotage  an  femd- 
Uchen  Küsten  IL  346,  sowie  IL 
426.  siehe  Cabotage.  Handel  mit 
feindlichen  Kolonien  11.346^  so- 
wie IL  427.  siehe  Kolonialhandel. 
Licenzen  IL  429.  eiche  Lioenzen. 
Segeln  unter  fremder  Flagge  II. 
434.  siehe  diesen  Artikel.  Neu- 
tralisiren  IL  432.  siehe  diesen 
Artikel.  BeRondere  Arten  dei 
neutralen  Verkehres  IL  436  ff. 
Dauer  des  S  traf  rech  ts  der 
kriegführenden  Machte  II.  438. 
Kriegscontrebande  IL  400:  siehe 
diesen  Artikel.  Embargo  IL  440. 
8.  diesen  Artikel.  Durchtndiimgt- 
recht  IL  456.  siehe  diesen  Art 
Schutz  durch  Coafoy  IL  461. 
Art  und  Falle  der  Aufbringung 
u.  Beschlagnahme  IL  409.  Prisen- 
gerichubarkeit  IL  489.  s.  diesen 
Artikel,  insbesondere  neutraler 
Frachtrerkehr  IL  443ff.  FreiSchiff, 
frei  Out  IL  448  ff.  Unfrei  Schiff, 
unfrei  Out  IL  446  ff  Unfrei  Schiff, 
frei  Out  IL  444  ff  Französisches 
schwankendes  System  IL  447. 
Englisches  System  IL  444  ff.  Con- 
soiato  del  mare  IL  444.  System 
der  bewafiheten  Neutralitat  IL 
449  ff.  dessen  jetzige  Ottltigkeit 
IL  450  ff.  heutige  Praxis  D. 
451  ff. 
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NeiilrtlinfeB.  —  PasngBgeld. 


NcatrftiUirea  1«  US  a.  bet.  II. 
432. 

N«ntralitftt»  in  wie  fem  sie  hier 
Abgehandelt  IL  378.  Literatur 
378  n.  Begriff  II.  379.  prectre 
Ji^atnr  der  uafoUitftodigea  Nea- 
tralit&t  II.  380.  aUgemeine  and 
partieUe  NentralitlLt  ibidem  in  f. 
bewaffiiete  K  U.  381  mit  393. 
449  ff.  4M.  Besondere  Yer- 
tritge  ttber  Nevtralitkt  11.  381. 
•ab  D.  390.  91.  Grund  der  N. 
ibid.  tab  IV.  Ende  der  N.  ibid. 
•ab  V.  Idee  und  Zweck  der  N. 
U.  38iL  Bedingangen  der  N. 
388.  Pflichten  der  Neutralen  II. 
383.  Rechte  deiielben  IL  384. 
HeutraliUU  der  Privaten  u.  ihres 
Eigenthnms  IL  386^  aamentlich 
im  Seekriege  IL386--91.  Beweis 
der  (neutralen)  Nationalitftt  1.  85. 
IL39L4Ö9.  Ausübung  derPriaen- 
gcrichtsbarkeit  im  neutralen  Ge- 
biet durch  Consuln  L  113  n.  IL 
388  ff*  mit  362,  sowie  II.  487  fr. 
neutrale  Prisengerichtibarkeit  I. 
113  n.  IL  388  ff.  mit  362,  sowie 
II.  487  ff.  Verkauf  feindl.  Schiffe 
an  Neutrale  L  112,  namentlich 
der  Art,  dass  die  Schiffe  im  feind- 

.  liehen  Handel  beschäftigt  bleiben 
U.  390.  Verkauf  in  transitu  IL 
390  mit  L  112  ff.  Fall  dass  der 
Feind  Eigenthumstheile  an  Schif- 
fen hat  IL  390.  Verletuing  der 
Neutralität  bei  Prisen  IL  457. 488. 

Niederland  siehe  Holland. 

Kolis  und  Nolissement  L  243  n. 

Nordamerikanisches  Seerecht 
und  Schiffahrtssystem  L  56. 

Norden  in  Ostfriesland  II.  433  n. 

Norwegisches  Seerecht  I.  44. 

Nothhafen,  Anlaufen  desselben 
I.  165.  auch  155.  167.  333.  U. 


i7  £  in  Besng  aof  Havaiiegrame 
U.  102  ff.  Aufmacbaag  denelboi 
im  Nothbafen  II.  lUi  tes  mit 
176. 184.  in  Beang  auf  Bodmerei 
IL  241  ff.  siehe  nach  Havarie- 
grosrm  aad  Bodmerd. 
Nothiecht  IL  82. 


Oeffeatliches  Seer.Ld.  IL  339. 

Oehlrieh  L  209  n. 

O  e  s  t  e  r  r  ei  eh  is  ch  es  Seaicdit  L  57. 

Oldenburg  L  37. 

Ol4ron,   rooles  d'  L  IS.  2L  4i. 

Oleron,  Olyron,  Leyron  I.  18  a. 

Seerecht  dieser  Insel  L  44. 
Olonne,  as  et  coatumea  d'  L44. 
T.  Ompteda  I.  71  n. 
Ordonnance  de  la  marine  1681 

L  45.  IL  393. 
Orlolan  L  75. 

P. 

Paeotille,  Natnr  des  Vertrags  L 

206  ff.  Unterschied  Ton  Bodmerei 

IL  249^    Tor  Priseogericbtea  H. 

480.   keia  Gonnossement  I.  287. 

PacotiUe  des  Supercargo  L  348. 

dem  Schiffer  eine  ConaignaiioB 

machen  I.  207. 
Pando  IL  339. 
Pardessus  L  14.  47. 
Park,  Allan.  IL  340  n. 
Parker  L  55  n. 
Parma  IL  in  Add. 
Parömien  a.  Formeia. 
Patt,  Schifispart  I.  109  b. 
Partioularrechte  I.  7—10  mit 

49  n.  und  Vorwort 
Paaaagegeld  n.231  ff.  Recbt  des 

Schifiers  daiaaf  L  156.23a  kcia 


Passagiere.  **  Qaellen. 


5SS 


PiMSligegeld   für  dii  imtftiragt 

geborene  Kind  Oder  Thier  1. 372 

mit  231. 
Passagiere  I.    141.  22B  IT.  MX 

842.   beim  Bergen  II.  39. 
Pattyn  I.  74. 
Peckias  L  76. 
Peeania  (nuectitia  siehe  focmi 

BantleiiBi. 
Penterbalken  IL  06. 
Perlen  s.  Kleinodien. 
Persenninge  I.  331. 
Pesario  I.  60n. 
Piantanida  I.  74. 
Pillan  II.  351  n. 
Pilot  I.  825  s.  Lootae. 
Pinheiro-Ferreira  II.  330.  340. 
Piraten  s,  SeerSuber. 
Pisa  L  62  n. 

Pohls  I.  78  itnd  II.  2tt.  n.  Add. 
Polen  II.  in  Add. 
▼.  d.  Poll  II.  381  n. 
Police  dp  eargaison  I.  285. 
Pommerschet     (Schwtdisehca) 

Seerecht  I.  31. 
Porten  I.  82. 

Portugisi8ehea8eer.I.d7.II.Ad. 
?othier  I.  230. 

Praejndieien^preeedeBts  1.50.36. 
Prtmie»   Priaage  I.  156.  378.  s. 

auch  BodmereipiUmiew 
Prangen  II.  80.  101.  »1.  218. 

Name  II.  101  u. 
Praaea  I.  6t  n. 
Preis  a.  Werth. 
Pretiosen  s.  Kleinodien. 
Pre usaisches  Seereeht  n.  Sehiif- 

fahrtasystem  I.  30  ff.  II.  Add. 
Priaage  I.  156. 
Prise,  unter  Verletanng  der  Nen* 

traliat  II.  457.488.  der  Staat  darf 

aieste  ts  restituiren  11.363. 463n. 

s.  Wiedemehmung.    Allgemeine 

Natur  IL  362  mit  366  ff.   vom 


Benteredit  Oberhaupt  IX.  365. 
Wegen  Reprisen  siehe  Wieder- 
nehmung.  Prisen  durch  Kauf* 
fahrer  ohne  Ksperbriefe  IL  364. 
Der  Kaptor  muss  die  Prise  sieher 
machen  II.  477.  482. 

Prisengerieht  L  110—114.  273 
init.  IL  484  fl. 

Prisengericbtsbarkelt  der 
Neutralen  IL  388  ff.  mit  IL  362 
und  L  113  n.  sowie  IL  487  ff.  der 
Gonsuln  I  113  n.  IL  388  ff.  mit 
362,  sowie  IL  487  ff.  der  Krieg- 
iUhrenden  iL  388  mit  362,  sowie 
IL484ff  Normend. Entscheidung 
IL40I  Verfahren  11.493.  Reclamie- 
protfess  in  erster  Instans  IL  404^ 
BeweUlast  IL  496.  Beweismittel 
ibid.  Appellation  iL  496.  Proaesa 
Ober  einen  Theil  d.  Ladung  IL 400« 
Kosten  ibid.  beim  Sklarenhandel 
IL  501.  Diplomatie  IL  500. 

Privatseereoht  L  3.  4.  IL  339. 

Privilegien  segelfertiger  Schub 
I.  95. 

Privilegirte  Forderaigen  an 
Schiffen  L  97. 

Proteat  L  175.  Prolest  wegem 
Hangel  an  Fradit  L  354.  andl 
I.  343.  380.  siehe  Verklarung. 

Proviant,  Mund-,  Kriegsvorratii 
I.  82.  155.  162.  165.  IL  84.  93. 
105.  114.  159.  162.  167  n.  170. 
174  191. 

Th.  Patter  IL  154  a. 

Q. 

Quarantäne  IL  63 mit  181.  sosh 
L  186. 

Quellen  des  Seereehta  L  13  C 
im  Allgemeinen  L  14.  des  Hittel- 
alters L  17.  der  einiehMni  See« 
Staaten  in  der  Gegenwart  L  28ff. 
Sammelwerke  mid  Ueboiifliilni 
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Ramponirtes  Gut.  —  Rh  ödische  Seegesetze. 


dieser  QneUen  I.  13.  14.    Sicfte 
«teil  Naturrecht  u.  lex  mercatorU. 
Quittung  I.  342. 

R. 

Ramponirtes  Gut  I.  162. 

Ran  lionirung,  Losegeld  11.41 .475. 
wegen  gefangener  Seeleute  1. 204 
mit  II.  115.  116.  FaU  dass  diä 
Rantion  nicht  gehalten  wird  Tl. 
200*  Kosten  der  Ranzion  von 
Schiff  und  Out  in  Havariegrosse 
II.  110  ff.  115  ff.  Kapern  in  der 
Regel  verhoten  II  362;  sowie  II. 
475.  Volksheuer  soll  hier  in 
HaTaricgrosse  contribuiren  II. 
161  n.  wegen  Fraohtzahlung  1.383. 

Raum  I.  82.  IL  125.  192. 

Rayneval  IL  307. 

Reale  I.  59  n. 

Recepisse  I.  284  in  f. 

Recief  I.  284.  327,  negodablea 
Papier  I.  285. 

Reclamekosten  IL  117.  499. 

Recueil  de  trait^s  L  34  init.  u. 
40.  IL  Addenda. 

Reddie  L  75.  76.  IL 340.  392 n. 

Beeves  I.  56  n. 

R  e  g  i  st  r  t  rung  derSchiffeI.85ff. 

Regulirung  der  Havariegrosse 
II.  155  il.  siehe  Havariegrosse- 
Regulimngi 

Reise,  Ver&nderung  der  Reise 
beim  Heuercontract  I.  200.  Ab- 
brechen und  Einstellen  dabei  L' 
211  ff.  Kurze  Verzögerung  I. 
199.  Aufschieben  1.214.  Abkürzen 
L  214.  Veri&ngem  I  215.  Hin. 
und  Rückreise  I.  219.  IL  177. 
OageansprQche  aus  früheren  Rei* 
len  L  220.  Abbrechen  der  Reise 
bei  Passagier-  und  Auswanderer- 
sohifien  L  232. 233.  Verlängerung 
der  R«iie  bei  Befrachtong  L  249. 


Ende  der  Reise  1. 185.  Halbinag 
der  Reise  II.  183. 

Reisejonrnals.  SchifEgoamaL 

Reparatur  a.  Verzimmerung. 

Reports,  Englische  L  50.  L  57 
mit  I.  263  n.  IL  101  n.  IL  192  n. 
und  325  n.  484  n. 

Reprise  s.  Wiedemehmung. 

Respondentia  I.  98.  IL  2)7. 
239. 

RetentionsreehtauaHaTBiie 
IL  206.  225  ff.  wegen  Fradit, 
doch  dürfen  die  Güter  dabei 
nicht  am  Bord  zurückbehalten 
bleiben  I.  344.376.  Fall  dass« 
der  Schiffer  nicht  ausübt  I.  378 
in  f.  mit  IL  206. 

Retouren  machen  bei  Paootille 
L  297. 

R  e  t  u  1  e  •  Dispache  IL  215  n. 

Rheder,  Begriff,  Name,  ver- 
schiedene  Bedeutungen  I.  107. 
108.  Haftung  mit  dem  Sdiiff  L 
128  ff.  190  ff.  IL  88.202. 

Rhederbrief  L  117.  Mangel 
desselben  I.  118.  zu  den  Schüft- 
papieren  I.  »90  ff.  mit  IL  459. 

Rhederei,  Begriff  I.  107  ff. 
Constituining  des  VrrhBltniwrf 
I.  109  ff.  Verhiltniss  unter  lit^ 
rhedem  I.  117  ;ff.  mit  I.  128  ff. 
143.  240.  Verhaftung  der  Rhe- 
derei an  sich  und  dnrdi  ihre 
Repräsentanten  I.  128  ff.  L  190ff. 
IL  88.  203.  Stellung  tum  diri- 
girenden  Rheder  I.  123  ff  210. 
244.  245.  246.  Befreiung  dea 
Rheders  von  seiner  Verbindfidi- 
keit  I.  187  ff  siehe  Veiihu^ter, 
Schiff,  Schiffer  etc. 

Rhedereidirector  oder dki- 
girender  Rheder  (siehe  dieaen)  I. 
123  ff.  143. 

Rhodische  Seegeaetse  L  17. 


Ribeiro.  —  Schiffe. 
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Ribeiro  dos  Santot  11.  353 n. 

Richebourg  I.  46  n. 

Riga  I.  42. 

Bimini  I.  60 n. 

Risico  8.  Bodmereigefahr. 

R  i  8 1  o  r  n  o  II-  301  s.  Bodmerei- 
RisCorno. 

Robinson  I.  50  n. 

RoGCQs  h  72. 

Romisches  Recht  I.  8.  15.  17. 
Vorwort  V.  filr  das  Deutsche 
Seereeht  I.  8  n. 

Rof  II.  102. 

Rooles  d'OI^ron  L  18. 

Rostock  I.  34.  40. 

Rothe  Tonne  I.  209. 

Rotterdam,  Assec  -  Ordnung 
II.  2. 

Ruderschiffe  I.  81. 

Rumpf  I.  82.  n.  254. 

Russisches  Seerecht  u.  Schiff- 
fahrtssystem I.  42  mit  I.  85  ff. 
II.  303.  und  Add. 


▼.  Sahme  I.  3t  n. 

Saint-Joseph  I.  14.  IL  Add. 

Sanfourche-Laporte  I.  47  n. 

Sardinisches  Seerecht  I.  61. 

Schanze  II.  81.190. 

Scheiterung  II.  20 n.  Tcrgl.  mit 
SchilTbruch  etc.  ibid. 

Scherer  I.  40.  II.  346  n. 

Schiffahrts-,  Handels-,  Zoll- 
System  Hamburgs  I.  29  mit  36. 
Lübecks  I.  29  mit44init.  Preus- 
sens  I.  32  ff.  Mecklenburgs  I.  34. 
Hannovers  I.  36.  Oldenburgs  I. 
37.  D&nemark  -  Schleswig  -  Hol- 
stein L  38  -  40.  Holland  I.  41. 
Russland  I.  42.  Schweden  und 
Norwegen  I.  42  ff.    Frankreieh 


L  47  ff.  England  L  51  ff.  Nord- 
amerika  I.  56.  Oesterreich  I. 
59  ff.  Kirchenstaat  I.  60.  Sar- 
dinien  I.  61.  Toskana  I.  62. 
Neapel  und  Sicilien  I.  64.  Spa- 
nien I.  66  ff.  Portugal  I.  68. 
Brasilien  I.  69.    Türkei  I.  70. 

Schiffbau  L  83  ff  85. 

Schiffbruch  (Strandung,  Ber- 
gung) II.  18  ff  Begriff  u.  Arten 
des  Schiffbruchs  II  18-23.  Ha- 
▼arieparticul&r  II.  61.  in  Besag 
auf  Auswandererschiffe  I.  233. 
Bergungspflicht  der  Seeleute  L 
233. 

Schiffe,  Begriff  u.  Arten  I.  80£ 
Zubehör  L  81  mit  II.  253.  54. 
55.  zu  den  Mobilien  I.  82.  Schiff- 
bau l.  83.  85.  Schiffe  im  frem- 
den Seegebiete  IL  347-349. 
Hoheitsrecht  des  Staats  Qber  seine  , 
Schiffe  II.  347.  auf  offener  See 
IL  348  ff.  Verfolgung  fremder 
Schiffe  wegen  Vergehen  in  die 
offene  See  IL  352  init.  inter- 
nationaler Charakter  der  Schüfo 
II.  346.  Nationalität  I.  85  ff. 
Beweis  der  Nationalitat  IL  85  ff. 
90  ff.  IL  391.  Papiere  L  90.  U. 
459.  Abgaben  1.  94.  Name  1. 83. 
Privilegien  segelfertiger  Schiffe 
I.  95.  Prtvilegirte  Forderungen 
an  Schiffen  I.  97.  Erwerb  von 
Schiffen  I  109  ff.  durch  Erbauung 
I.  109.  durch  Kauf  L  110.  ver- 
schiedene  Wirkungen  des  Ver- 
kaufs I.  Hin.  Kauf  in  traasitu 
L  112  u  n.  387  i.  f.  freiwilliger, 
gezwungener  Verkauf  L  98— 1 10. 
1 19ff.  Kauf  i.Knegszeiten  bisweilen 
verboten  I.  112  mit  11.389.  be- 
sondere Erfordernisse  gegenüber 
Prisengerichten  I.  111.  112.  114. 
U.  387-90.   Wirkung  des  neu* 
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Schiffer. 


traleii  Kaafi  einet  feindl  chtn 
Sebiffet,  dM  im  feindlichen  Ver- 
kehr beM^iftiKt  bleibe  I.  113  a. 
II.  390.  Feindlicher  Antheil  am 
Schiffe  11.  300.  Verkauf  der  Priie 
nach  pritengerichtliehem  £r- 
kenntniM  I  112.  II.  36^,  388. 
Verkauf  der  Pri«e  nach  eomula* 
riicher  Znaprechung  I.  118.  II. 
363.  388.  487.  durch  neutrale 
Gerichte  I.  1 14.  Evictionileittung 
I.  113.  Erwerb  durch  Tauaoh» 
Schenkung,  Erbgimg,  Gondem- 
nation«  Confiacationl.  114.  Rechte 
der  Ollttbiger  bei  Condemnation 
der  Priae  ibid.  durch  Veijihrung 
I.  115.  Verttuasernng  durch  Mit- 
rhederbeMshlua  1.  II».  Verpftn- 
dnngabefügniss  II.  232  ff.  Ver- 
tonerunga-  und  VerpDlndaugi- 
BefugniH  dea  Schii&ra  II.  233 
und  I.  156  ff.  mit  II.  108.  Ver- 
Undemng  des  Schiffet  ducch  den 
Schiffer  L  178  tub  10.  u.  I.  200. 
380.  333.  Vcrtheidigung  dea 
Schiffea  I.  181.  198  mit  IL  liaff. 
115  ff.  VenimmeruDg  I  lä4.  Id5. 
187.  333  ff.  II.  108.  Verbodmung 
deaSchi£feaIL233.353.  HaTarie- 
groaae  dea  Schiffet  II.  183  ff. 
»8  ff.  212  ff.  —  Siehe  Schiffer» 
Bodmerei»  Hafariegrotte. 
8aiiiff«r  oder  Kapitaan  I.  136, 
bea.  138  ff.  Verhttltnits  aur  Rhe- 
derei  1. 141  ff.  und  iwar  Begrün- 
dmg  dietea  Verh&ltnistet  L  142  fi. 
Ntetf  detielben  I.  144  ff.  Ver- 
pflichtang  der  Rhederei  durch 
den  Sehiffer  I.  146  ff.  Umfang 
dmer  -Verpflichtung  I.  149  ff. 
Hechte  dea  Schiffera  im  AUge- 
meiiien  I.  155  ff.  Ditpotiüout- 
hefttgnitt  dea  Schiffers  Über  Schiff 
imdQntl.  156  ff.  I.  167  sab  18. 


II.  833.  Redit  aar  Aatbetattimg, 
Verfrachtung  dea  Schiffea  I,  167 
sub  18  und  I.  244  anb  V.  Beeht 
der  Kapitainagage  I.  156.  221. 
II.  161.271.  Rechte  n.  Pflichten 
in  Betreff  der  Mannacfaaf^  L  164 
aub  4.  I.  165  tub  5.  I.  223-81. 
Repritentant  der  ganaen  Hann- 
schaft  1.  190.  Haftung  dea  Sehif. 
fort  I.  191.  Stralrecfat  dea  Schif- 
fera  1. 104  tub  5.  I.  197.  223.  24. 
Pflichten  dea  Schiffers  vor  der 
Reiae  161  ff.  w&hrend  derReiM 
I.  164  ff.  Schiffera  SteUnng  nt 
den  Paaaagieren  I.  228  ff.  in  Be* 
lug  auf  Pastag^eld  231  ff.  bea. 
237  ff.  Stellung  xum  Lootaen  1. 
225  ff.  Pflichten  beim  Schiffbrach 
und  Bergung  II.  21  ff.  32  ff.  mit 

I.  208.  332.  Pflichten  nach  Be- 
endigung der  Reite  L  185  ff. 
inabeaondere  Pflichten  Tor  der 
Reiae  in  Betreff  der  Ladnng  I. 
2B0  ff.  329  ff.  in  Betreff  dei 
Manifeites  I.  284.  327.  in  Betreff 
der  Clarirnng  I.  ffiS.  337.  der 
Schiffer  kann  Befraditer  sein  I. 
241  tub  VII.  Pflicht  awn  Gen- 
▼oy  I.  184  mit  182.  bei  Gon- 
notaementübertragungen  I.  327. 
besondere  Pflichten  in  Betreff  der 
Ladung  w&hrend  der  Rette  I. 
331  £  nach  Beendigung  der  Reiae 

II.  335.  Bodmeieibefagunt  des 
Schiffers  L  151.  157.  II.  233. 
201  ff.  Unbefugte  Bodmerei  dea 
Schiffera  IL  267  ff  Pflichten  bei 
der  Harariegroate  II.  7L  78.91. 
205  ff .  aub  X.  225  ff.  Befngniat 
und  Pflicht  dea  Schiffers  in  Be- 
treff ihm  nicht  dcchunrter,  ?cr- 
ladener  QQter  I.  248  tnb  III. 
Verantwortliehkeit  wegen  dobu 
L  187,   Bmflosa  höherer  Gewalt 


SoUfTer. 
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auf  die  Stellung  des  Schüfen  I. 
187  ff.  Befreiung  des  Sobiffera 
mid  Rhedera  von  ihrer  Verbind- 
liehkeit  I.  187  ff.  Retentionsrecht 
wegen  HsTarie  11.206. 225.  wegen 
Fraeht  I.  344  mit  376  ff.  wenn 
es  der  Schiffer  nicht  ausübt  I. 
178.  Siebe  auch  besonders  unter 
Ckmnossement  und  Stoppage  in 
transitu,  sowie  Bodmerei  und 
HaTarie. 

Schiffer,  seine  Befugniss  ttber 
Schiff  nnd  Gut  1.  156 ff.  mit 
II.  233.  sur  Versicherung  U.  247. 

Schiffer;  seine  besonderen 
Pflichten  vor  der  Reise,  mehe 
schon  unter  Schiffe  I.  161  ff.  I. 
280  ff.  I.  229  ff.  Sorge  iür  tüch- 
tige Seeleute  I.  161.  für  See- 
tttchtigkeit  des  Schiffes  I.  162. 
S80  sub  I.  für  sachgemftsse  La- 
dung, Garnirung,  Stauung  1. 162. 
981  snb  IIL  zur  Verfrachtung 
I.  163  sub  4.  Sorge  für  Papiere 
I.  163.  Aufenthalt  iam  Bord  I. 
163.  Sorge  iÜr  die  Abgaben  L 
163.  Haftung  für  sachgemisse 
Aus-  und  Einladung  I.  282  L 
338  in  f.  Pflicht  zur  Annahme 
der  Güter  I.  282  ff.  und  zwar  in 
Betreff  der  Zeit  I.  282.  bei  Stück- 
gutem  I.  283  sub  11.  Manifest, 
Ladeschein  I.  284.  327.  in  Be- 
treff der  Connossemente  I.  285  ff. 
Pflicht  zur  Sttuberuttg  des  Schifies 
von  Ratten  etc.  I.  329.  331.  32. 
Befugniss  für  eigene  Rechnung 
oder  ohne  Fracht  Güter  einzu- 
nehmen I.  329.  Haftung  wenn 
der  Schiffer  Güter  liegen  Iftsst  I. 
330.  Verantwortlichkeit  wegen 
Lagerung  auf  dem  Verdeck  etc. 
i.  331  und  344  sub  14.  FaU,  wo 
der  Sehüfer  die  Ladung  erst  am 


dritten  Orte  einnehmen  und  dort 
erst  hinsegeln  soll  1.  335. 
Schiffer;  seine  besonderen 
Pflichten  wahrend  der  Reise, 
siehe  schon  unter  Schiffer,  so- 
wie 1.  164  ff  L  331  ff.  Er  soU 
den  Wind  nicht  verliegen  I.  164. 
Lootsen  nehmen  1. 164.  das  Schiff 
nicht  Terlassen  ibid.  Aufsicht  u. 
Sorge  über  Schiff,  Ladung,  Mann- 
schaft I.   164  sub  4.  5.   L  331. 

I.  165  sub  7.  soll  den  Curs 
festhalten,  doch  darf  er  Noth- 
hafen  «uchen  und  wegen  Gon- 
Toy  abweisen  I.  165.332.  Schiffs- 
rath  I.  165  sab  8.  Beobachtung 
der  Hafenorduungen  1. 166.  Boye 
ibid.  Benachrichtigung  an  die 
Rheder  I.  167.  Befehle  darf  er 
in  der  Regel  nur  vom  dirigiren- 
den  Rbeder  annehmen  I.  167. 
Recht  zur  Ausbesserung,  Ver- 
frachtung des  Schiffes,  Ernennung 
neuer  Mannschaften,  Veiftusse- 
rung  etc.   I.  167  sub  18  und  I. 

332  ff»  Miethung  eine«  anderen 
Schiffes  L  168  sub  19  u.  I.  329. 

333  fL  darf  in  der  Regel  keinen 
Stellvertreter  sich  setzen  1.  68 
sub  20.  Notarielle  und  beamt- 
liche Functionen  L  168  sub  21. 
Haftung  wegen  Versehen  I.  169. 
Journal  I.  169.  Verklarung  oder 
Seeprotest  1.  171  und  172  ff.  ein- 
facher Protest  I.  175.  Pflichten 
bei  Geburts-  und  SterbeflUlen  I. 
177.  Httlfeleistung  an  andere 
Schiffe  1.  180.  Vertheidignng  des 
Schiffes  1.  181.  Convoy  u.  Ad- 
miralschaft  L  182.  183.  333.  II. 
461.    in  Kriegsflillen  L  183.  333. 

II.  478.  Pflicht  bei  Aufhaltung 
auf  der  Reise  I.  332  ff.  Pflicht 
bei  Aufbringungeii  1.333.  IL  478. 
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^  Siehe  aneh  Gonnotieineiit, 
Bodmerei,  HaTarie  etc. 
Schiffer;  hesondere  Pflich* 
ten  nach  Beendignng  derReiie 
I.  185  ff.  nnd  335  ff.  Reipeeti- 
rang   der  Hafenordnung  etc.  I. 

185.  337   tub  2.    Verklanmg  I. 

186.  Reisebericht  I.  186.  Rech- 
nungslegung 1. 187.  Fall,  wo  der 
Schiffer  die  Ladung  cnt  am 
dritten  Orte  einnehmen  soll  I. 
335  ff.  Pflichten  am  eigentlichen 
Löschplatze  l.  336  sub  II.  Fall, 
wenn  der  Schiffer  aus  besonderen 
OrQnden  nicht  an  den  regel- 
mlssigen  Ausladeplati  gelangen 
kann  I.  337  sub  3.  und  twar 
insbesondere  Lichterkosten  I.  338 
sub  4  u.  II.  64  sub  15.  Abgabe 
der  Outer  an  den  richtigen 
Empftnger  I.  338  sub  5.  Haf- 
tung für  saohgem&sse  Löschung 
I.  338  in  f.  Guter. Ablieferung 
im  Zustande  des  Empfanges  I. 
339  sub  7.  und  swar  in  Betreff 
einer  bestimmten  Quantität 
der  Güter  L  339.  bei  Ladung 
ohne  Inhaltsangabe  I.  340  sub  h. 
bei  fungibelen  Sachen  ibidem 
sub  c.  in  Betreff  der  Qualität 
L  340  d-e.  Haftung  für  die 
äussere  Beschaffenheit  derFusUge 
I.  340  sub  f.  Einrede  der  Nicht- 
yerladung  I.  341  sub  g.  Glausel: 
Gewicht  und  Inhalt  unbe- 
kannt L  341  sub  h.  Glausel: 
frei  V.  Beschlldigung ;  frei 
von  Leckage  L  342  init.  Ver- 
mehrung und  Zuwachs  der  La- 
dung I.  342  sub  9.  Quittung, 
reine  Quittung  bei  der  Abgabe 
der  Guter  I.  342  sub  10.  Beweu 
der  EuflIIligen  Beschädigung,  der 
Werfung,  der  Uebergabe  an  See- 


ritther  etc.  L  343.  Verwcigemiig 
der  Empfangnahme  1. 343  sub  12. 
ZurQckhalten  der  GOter  am  Bord 
für  Fracht,  Unkosten,  Havarie- 
grosse  verhoten  I.  344  aub  15l 
dagegen  Deponimng  erlanht  ibid. 
Vermuthung  einer  Beschidi- 
gong  der  Güter  I.  344  anb  16. 
Fall,  wo  der  Schiffer  aua  Noth 
Guter  an  einem  anderen  als  dem 
Bestimmungsorte  löschte  1,  345 
sub  17.  Zuziehung  eines  Mftkicn 
wegen  der  Schiffspapiere  I.  346. 
Wirkung  f&r  den  Schiffer  ibid. 
—  Siehe  auch  Connoasement, 
Stoppage  in  transito,  Bod- 
merei, Havarie. 

Schiffsbuch,  unterschieden  vom 
Journal  L  169.  170  n. 

Schiffsfreunde,  Sdiiilspartaer 
L  116. 

Schiffsgeistlicher  f.  141. 

Schiffsger&the,  ihre  Eraelzn&g 
in  Havariegross  II.  191.  192. 
212. 

Schiffsgruss  IL  346  init.  auch 
IL  114. 

Schiffsjournal,  Journal,  Beise- 
joumal,  gehört  zu  den  Schift- 
papieren I  90  ff.  IL  459.  Wesen 
desselben  IL  129  ff.  223.  gesell- 
liehe  Bestimmungen  der  eimelaen 
Staaten  darUber  ibidem  und  1. 
170 n.  Unterschied  vom  Lade- 
buch I.  169.  vom  Scfaifisbueh 
I.  169.  Einrichtung  I.  170.  171. 
Grundlage  und  Controle  der 
Verklarung  oder  des  Seepro- 
testes I.  171.  172.  176.  II.  136. 
und  hes.  beim  Gegenbeweis  gegen 
Verklarung  IL  142  ff. 

Schiffsjunge  L  140. 

Schiffsleuchte  L  166. 

Schiffsmakler  s.  MaUer. 


Schiffsiiiftkler-Dolmetseher.  ~  Schiffsschreiber. 
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Sehiffim&kler  -  Dolmetscher 
I.  247  n. 

Sehiffikinder,  Schiffimann- 
■  ehaft,  SchiffiTolk,  See- 
leute,  Equipage  I.  136  it. 
VerpfUehtmig  der  Rheder  durch 
die  SehiilnnaiiiiMhAft  I.  190  ff. 
Stelhmg  lam  Schiffer  I.  100. 
Piiehten  der  einielnen  Pertonen 
I.  137  ff.  mit  197.  Pflichten  im 
Allgemeinen  I  196  ff  Annahme 
det  Schifhrolki  I.  193.  Dauer 
des  Contracts  1. 199  ff.  bei  Reiae- 
hindemiMen  n.  Zftgemngen  ibid. 
Rechte  de«  Schiffarolki  im  All- 
gemeinen I.  202  ff.  insbeaondtre 
in  Bexug  auf  Logii  I.  202,  auf 
die  Kott  L  203.  VerbesMrung 
namentlich  bei  der  Bergung  I. 
203  sub  3  mit  II.  33.  bei  Krank- 
heit und  Verwundung  im  Dienat 
I.  204  mit  II.  113.  bei  Gefangen- 
nehmung I.  204  lub  5  mit  II. 
115.  bei  TodesfUlen  I.  205. 
Rechte  m  Betreff  der  sogenann- 
ten Fahrung  I.  205  «üb  7.  Recht 
der  Pacotille  I.  206  ff.  von  der 
Volkahener  I.  207  ff.  und  «war 
bei  Vermtethung  auf  Antheil  an 
dem  Gewmn  oder  der  Fracht  I. 
288  «üb  I.  bei  Monatsaold  oder 
aon«t  be«ttmmten Summen  (Gage) 
L  206  sub  IL  bei  freiwilligen 
Abbrechungen  der  Reise  I.  211 
«ttb  1.  bei  unfreiwilligen  I.  213 
anb  2.  bei  freiwilligen  AbkOr- 
snngen  I.  214  sub  3.  bei  Auf- 
schiebungen der  Reise  I.  214 
sub  4.  bei  schuldbaren  Verlftnge- 
rungen  I.  215  sub  5.  Zeit  der 
Ansiahlung  der  Gage  I.  216 
sub  6.  Verbot  der  Versicherung 
und  Verbodmung  der  Gage  I. 
216  sub  7.  II.  260.  Plinlcgiruag 


der  Gageforderungen  I.  97  ff. 
auch  95  ff.  Verhaftung  ron  Schiff 
und  Fracht  für  die  Gage  I.  217  ff. 
Personliche  Haftung  der  Rheder 
dafür  I.  220.  Die  Kapitainsgagc 
I.  256.  221.  IL  271.  Einige  be- 
sondere PriTÜegien  des  Schiffs- 
yolks  L  221  ft.  Verbrechen  der 
Seeleute  I.  222  ff.  Insbesondere 
Baraterie  I.  223.  EigenthQmliche 
Strafen  der  Seeleute  I.  223  n. 
Strafbefugnis«  des  Schiffen  L 
223.  224.  auch  I.  164  sub  5. 
Sorge  des  Schiffers  für  die  Mann- 
schaft I.  164  sub  4.  165  sub  7. 
Handgeld,  Draufgeld  auf  die 
Gage  I.  199  mit  196  n.  219. 
Bxtrabelohnungen  der  Seeleute 
bei  Bergung  L  208  sub  I.  in  f. 
218.  Pflichten  bei  Schiffbruch 
und  Bergung  IL  21  ff.  32  ff.  auch 
L  298.  332.  Lohn-  und  Unter- 
halt, Verpflegung  der  Mannschaft 
in  Bezug  auf  Havariegrosse  11. 
105.  114.  117.  170.  172.173.174 
mit  IL  162.  Kleidungsstücke  der 
Seeleute  ebenso  IL  159  mit  162. 
Wegen  Verwundung,  Gefangen- 
schaft, Geissein  ebenso  IL  113. 
115.  Gage  frei  von  Contribution 
IL  161. 

Schiffsofficiere  1.137  ff.  Schif- 
fer oder  Kapitaitt  L  138.  übrige 
Officiere  L  139  ff.  Mehr  zufUlige 
Personen  auf  Schiffen  I.  141.  s. 
Schiffer« 

Schiffspapicre  L  90  ff.  IL  346. 
391.459.471.s.auchSchiffiB}oumal. 

Schiffspartner  L  116. 

Schiffsrath  L  156.  165.  bei  Ha- 
Tariegross  IL  78  ff.  83.  bei  Bod- 
merei  IL  264. 

Schiffsschreiber  L  141  mit  IL  361. 
auch  IL  81  mit  83. 


540 


SohiffiuioimemittlB.  —  SetechideiL 


Schiffsiimmermann  I.  142. 

Schifffxubehör  I.  Öl.  II.  255 n. 

Schiff  und  Fracht  haften  für 
Gage  I.  217  £  Schiff  und  Fracht 
hei  Bodmerei  II.  2Jtö. 

S  c  h  i  f  f  u.  L  B  d  u  n  g  keine  juriattaeh« 
Einheit  II  10.455.  bei  d.  Bodmerei 
II.  257.  bei  Havariegroue  II. 
10.  70.  7ti.  88.  202 ff.  Verhaftung 
beider  gegenseitig  I.  98. 

Schlegel  IL  397. 

Schleichhandel  II.  287. 

Sehlussnote  I.  272. 

Schmidt. Phiaeldeek  II.  307. 

Seh  out  oder  Wasaersehont 
I.  195  n. 

Sebriftlichkeit  des  Frachtcon- 
tracia  I.  247.  bei  Verladung  mf 
dai  Oberverdeck  I.  331  mit  344. 
bei  Bodmerei  II.  272. 

Schuback  II.  19  n. 

Schumacher  IL  41.  66. 

Schwärzet  Meer  IL  344. 

Schwedisches  Seerecht  u.  Schsff- 
fahrtasystem  I.  42.  Schwediaehe 
Aaaecnrantordnung  II.  2. 

Schwedisch  -  Pommeraches 
Seerecht  I.  31. 

Scott,  Sir  WiUiam  L  50  n.  IL 
398  n.  492. 

See,  Meer  L  1  n.  a.  Meer. 

Seeceremoniel  L  333.  IL  114« 
346. 

SeeeinbrQche  IL  343. 

See  fand  oder  Seetriften  IL  25. 

Seegefahr  a.  Bodmereigefahr  a. 
Havariegrosse. 

Seehandel,  Fundament  I.  10  fl. 
mit  IL  337.  38.  in  Kriegazeiten 
IL  337  ff.  Rechte  des  neutralen 
Seehandels  im  Allgemeinen  IL 
392  ff.  Vom  neutralen  Fracht- 
verkehr IL  443.  Frei  Schiff,  frei 
Gut  IL  447  ff.  Unfrei  Schiff,  un- 


fiti  Gmt  IL  445.  UalM 
frei  Gut  IL  444.  S.  ancli  Ncn- 
tralitit  und  neutraler  SeehandaL 
Seekrieg,  Gbarakln  IL  937  iL 
Stekriegirecht  II.  337  C 
Seeprotcat  a.  Verklarung. 
Scerftuber,  ihre  Verklufe  L  114 
in  f.  Verth«idiguiig  gcsen  äe 
L  181.  198.  RansioniruBg  v«m 
ihnen  II  4L  44.  UO  475.  mm 
aie  die  Ranaion  nicht  bauen  IL 
200.  ihnen  gemachte  Verspre- 
chungen IL  11L  112.  aegebcne 
Geisaeln  iL  113.  Plftn^enng  n. 
Beacbftdigungen  von  Schiff  and 
Gut  durch  sie  IL  123  C  ak  IL 
64.  in  Beiug  auf  Repiiaai  II. 
372.  Unterschied  von  Kapen 
II  360  n. 
See  recht,  dessen  Bedentsngl.l. 
Eintheilungen  I  2.  dna  prakli«ditt 
Europ.  -  Amerik.  I.  4  —  6.  Ent- 
wicklung der  Gmndaitie  L6*-8 
mit  14  — 17,  aowie  I.  48  ff.  Oe- 
wohnheitareeht,  Uaaat  ilmU«i. 
Völkervertfige  ibid.  Ludeige- 
setze  ibid.  Naturrecht  fiiidam. 
Völkerrecht  ibidem.  Veiliiltflbi 
lum  Hiindels-  und  Völkerrecht 
I.  L  7.  9.  7a  Phüoaopbie  des 
'Seereehu  L  2.  Deutncbee  See- 
recht  I.  2  n.  9.  10.  nneb  6  init. 
Vorwort  IIL  IV.  Nonldett«acfaes 
und  Saddeutschea  L  9.  KL  57 
mit  32  nebst  Vorwort  lU.  IV. 
Beittcksidit^ng  der  Partioolar- 
aeerechte.  I  9  mit  14.  16.  Fvn- 
dament  dea  Seeverkehxa  I.  10  ff. 
Quellen  den  Seerechta  I.  13  ff. 
Literatur  dea  Seerechts  L  71  ff. 
n.  339.  Bedeutung  der  mittel- 
alteriidien  Seeredite  für  die 
jetmge  Praxis  L  15  ff. 
eeach&den  IL  1  ff.  bea.  II.  10. 
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8ee«BtAc]itigkrit  I.  IM.  161. 
161  165.  188.  955.  S56.  SMl  II. 
82.  288. 

Seeverkehr,  Fundameiit  det- 
■elben  I.  10  ff.  mit  if.  992  ff. 
auch  II.  283  ff. 

Seewurf  II.  71—73.  72 ff.  78-88. 
92ff.  Werfen  ist  nicht  Dereliction 
II.  87.  ■.  Havariegrone. 

Segel  I.  82.  Hartsegeln,  Sehwer- 
segeln  II.  101.  s.  Prangen. 

Segelschiffe  I.  81. 

SverHikerreeht  oder  Vftlkersee- 
recht  I.  3.  4.  II.  339.  40. 

Setssehiffer  I.  138  n. 

SeTillal.  65. 

Sicilianisches  oder  Neapoli- 
tanisches Seerecht  und  Schiff- 
fabrtssystem  I.  62. 

Silber  s.  Kleinodien. 

Silva  Lishoa  I.  67. 

Sirey  11.  374  n. 

Sklaven,  Fracht  fttr  unterwegs 
gestorbene  I.  371.  dürfen  nicht 
geworfen  werden  II.  82.  contri- 
buiren  aber  nach  ihrem  Geld- 
werthe  II.  156.  Fall,  dass  ein 
Seemann   ki  Sklaverei   gerathen 

I.  204  mit  IL  115.  116. 
Sklavenhandel,  Durchsuchungs- 

recht  sur  Unterdrückung  des- 
selben II.  351  mit  501.  Volker- 
vertrAge  in  dieser  Beriehung  II. 

351  n.  Brasilianischer  Protest  II. 

352  n.  Nordamerikas  Weigerung 

II.  352  n.  Analoge  Anwendung 
der  Prisengerichtsbarkeit  If .  501. 
Fall  der  Hamburger  Bark  Louise 
IL  352  n.  501. 

Slitage  IL  166.  160.  209. 
Soetbeer  I.  17  init.  auch  L36n. 
Spanisches  Seerecht  und  Schiff- 

fahrssystem  I.  64. 
frpill«  h  H^ 


8pr0ehw6rter  s.  Formeln. 

Staatsseereeht  L  3. 

Stader  ZoU  I.  36. 

Stauung  L  162.  257.  281. 

S  t  a  V  e  r n ,  Seerechtsgewohnheiten 
1.2. 

▼.  Steck  IL  378  n.  397.  413  n. 

Sterbefille  auf  Schiffen  L  178 
mit  205  und  168. 

Steuer  oder  Ruder  des  Schiffes 
L  81. 

Steuermann  L  139.  284.  327. 

Stevens  IL  97  n.  mit  101  n. 

Stewart  L  51  n. 

Stoppage  in  transitu  I.  316ff. 
Name  I.  316  n.  Begriff  u.  Grund 
L  317.  Das  Recht  ist  nur  dem 
absendenden  Eigenthttmer  zn- 
stftndig  L  317  mit  L  323  init. 
und  324  sub  X.  Recht  des  Schif- 
fers dabei  I.  323  sub  IX.  mit 
325  in  f.  326  ff.  Recht  des  ab- 
sendenden  Nichteigenthamers  da- 
zu I.  324  sub  X.  Der  Absender 
braucht  selbst  nicht  wieder  wirk- 
lichen Besitz  zu  erlangen  I.  325 
in  med.  In  welcher  Form  muss 
der  Absender  das  Recht  ausüben 
I.  326.  327.  nicht  bloss  Engl. 
Institut  316.  317.  321  init.  Be- 
schrilnkung  und  Rechtfertigung 
L  317  in  f,  bis  321.  Bankerut 
des  Destinatars  I.  317  in  f.  und 
322  sub  V.  mit  324.  325.  keine 
Besitzergreifung  desselben  darf 
vorüegen  I.  319.  320.  322  sub  VL 
mit  324.  325.  Das  Recht  gehin- 
dert durch  Zahlung  und  Gom- 
pensation  I.  321  sub  I.  nicht 
durch  gegebenen  Credit  ibidem. 
Einfluas  theilweiser  Zahlung  L 
321  sub  II.  mit  313  sub  3.  des 
Wechselaccepts  L  322  sub  IIL 
Eiüfluss  einer  Bedingung  L  322 
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Slory.  -*i  Unmea, 


■üb  IV«  Binfluit  der  an4«rwei- 
tigen  Uebcrtraguag  de«  C.  durch 
den  Dettinat&r  I.  318  a.322uf. 
AttsdrQcklicker  Vorbehalt  des 
Stoppagerechte  I.  324  tub  I.  Er- 
klärung des  Ausdruckes  in  trän- 
situ  ibid.  sub  II.  bei  Lagerung 
der  Guter  ibidem,  beim  Weiter- 
transport EU  Wasser  oder  zu 
Lande  I.  224.  325.  FaU,  dass 
der  Destinatar  das  ganze  Schiff 
gechartert  hatte  1. 325.  FaU  einaa 
Connossements  nicht  an  Ordre 
I.  326  in  f.  Uebertragungsf o  r  m 
des  Absenders  gleichgtUüg  I.  326. 
,     327. 

Story  I.  57. 

Stracha  I.  72. 

Strafen  für  Seelente  I  223.  Straf- 
recht des  Kapitains  I.  t(>4  sub  5. 
I.  197  und  I.  223.  224.  Strafe 
des  filokadebruches  II.  406.  der 
ContrebandeII.420ff.  des  Wider- 
Stands  gegen  Durchsuchung  II. 
460.69.  d.UnredUchkeit  in  Prisen- 
sachen II.  472. 496  ff.  des  Segeins 
unter  feiudU  Convoy  II.  467.  Dauer 
des  StrafrechU  der  Kriegführen- 
den II.  438.  Strafe  des  Neutra- 
lisirens  II.  432. 

Strandrecht  im  Allgemeinen  IL 

23.  Darin  begriffene  Befugnisse 

24.  Geschichte  des  Strandrechts 
IL  25  ff.  heutige  Praxis  IL  30, 
Bergung  IL  31.  s.  auch  Bergung. 

Strandung  IL  18  ff.  in  Havarie- 
particulär  11.61.  in  Havariegrosse 
IL  97.  Kosten  der  Abbringung 
IL  99  in  f. 

StUckgüterbefrachtungL249. 
250.  273  ff  282. 

Stypmann  I.  77. 

Suddeutsches  Seerecht  L  9.  10. 
57  mit  32  n.  sowie  Vorwort  IV. 


SttndtollL3QCl»S.  IL  346. 
Supercargo  L  14L  346  ft  oft 

der  Schiffer  L  145.  163. 
Sarland  L  77. 
Simons  L  56  b. 

T, 

Takel  L  82. 
Targa  I«  73. 
Taucher  IL  162. 
Tellegen  IL  340  n. 
Tenterden,  Lord  s.  Abbott  aii4 

I.  48  n.  sowie  I.  5. 
Testamente  auf  Schiffen  L  176 

mit  168.  221  in  f. 
Tetens.IL  378  n. 
Thöl  L  2  n.  71  n.  285  n. 
TonnengelderI.94.rotbtToiM 

I.  209. 
Tonnies  IL  2n.  und  74. 
Toskanisches  Seerecht  L  6i 
Totze  11.397. 
Trani  L  63  n. 
Transportschiff  L  212. 
Triest  L  58. 
Trollope  L  56  n. 
Türkisches  Seeneht  L  69. 


U, 

Ueberladen  L  154.  163.  D.  76b. 
Ueberlanf  IL8L190  mit  L  331. 
Uebersegelung  II.  4.  siehe  As- 

aegelung. 
Unfrei  Schiff,  frei  Gut  U. 

444  ff. 
Unfrei  Schiff,  unfrei  Out  IL 

444  ff.  freiSdiiff.  freiGatn  444ff. 
Unkosten    oder    kleine  Harsiie 

IL  57.  103.  173  li.  I.  378. 
Uhren  s.  Kleinodien. 
Usancen  siehe  Gewohnheitvwbl 


Valia.  *-  y^rUaruDg. 
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V. 

Valin  I.  75.  II.  359  n. 

Vattel  II.  340  init. 

Venetianiscbeg  Seerecht  I.  57  d. 
58  n.  II.  341  D.  und  Addenda. 

Verbrechen  der  Seeleute  I.222ff. 
£igenthUmJiche  Strafen  I.  223. 
Strafrecht  des  Kapitaini  I.  164 
8ub  5  mit  I.  223.  224. 

Verdeck,  Deck,  Oberverdeck  I. 
82.  h  331  mit  344.  II.  81.  85. 
96.  97.  125.  179.  190. 

Verderb,  innerer  Verderb  I.  259. 
340.  344.  373.  bei  Havariegroise 
II.  104.  200.  bei  Havariepart, 
n.  61.  bei  Bodmerei  IL  287.  ■. 
Leckage. 

Verfrachter  I.  243.  Befreiung 
von  seiner  Verbindlichkeit  1. 187ff. 
277.  78.  Wer  es  sein  könne  I. 
^3  sub  II.  Der  Director  I.  244. 
sub  IV.  2^15  sub  VI.  Der  Schiffer 
I.  244  sub  V.  I.  329.  Der  Vcr- 
frachter  darf  in  der  Regel  daa 
Schiff  nicht  Sindern  I.  254.  haftet 
für  freie  Benutzung  des  Schiffes  I. 
271  sub  IV.  für  Grösse,  Trttch- 
tigkeit  und  andere  Eigenschaften 
des  Schiffes  I.  254  ff  I.  283.  84. 
für  Ausrüstung  und  Seetüchtig- 
keit I.  256  ff.  Pflichten  in  Be- 
treff  des  Orts  der  Ladung  und 
Löschung  1.  257  ff.  in  Betreff  der 
Ladungsannabmezeit  I.  282.  der 
Liegefeit  I.  259  ff.  Er  hat  An- 
spruch auf  Fracht,  selbst  wenn 
der  Schiffer  umsonst  zu  liefern 
versprach  I.  265  sub  2.  3.  Pflicht 
wegen  des  Curses  I.  270  sub  II. 
und  332.'  wegen  der  Ein-  und 
Ausladekosten  I.  271  sub  III. 
wegen  StückgUterfracht  1. 273  ff. 


Piliehten  gegenOber  dem  Be- 
frachter bei  Aufhaltungen  des 
Schiffes  durch  Schuld  etc.  I. 
332  ff.  Einfluss  der  höheren  Ge- 
walt L  187  ff.  362  ff.  der  Schuld 
des  Schiffers  I.  362.  des  Be- 
frachters 360.  B«tentionsrecht 
wegen  Havarie  II.  206.  225  ff. 
wegen  Fracht  I  344  mit  376  ff. 
wenn  es  der  Schiffer  nicht  ausübt 
I.  378  mit  II.  206.  Siehe  auch 
Befrachter,  Fracht,  Frachtcon- 
tract,  Schiffer. 

Verjährung  beim  Schiffserwerb 
I.  115.  bei  Havariegrosse  II.  228. 
bei  Bodmerei  II.  321. 

Verkauf,  namentlich  in  transitu 
etc.  von  Schiffen  siehe  Schiffe, 
von  Gutem  s.  Connossement  u. 
Stoppage  in. transitu.  Verkäufe 
yon  Seeräubern  I.  114  in  f. 
Kautelen  des  Kaufbriefes  I.  1 1  i  n. 
Verschiedene  Formen  und  ver- 
schiedene Wirkungen  des  Ver- 
kaufs bei  Kaufleuten,  bei  Juristen, 
vor  Prisengerichten  I.  111  n.  mit 
L  309.  314.  vor  Prisengerichten 
I.  98  ff.  110  ff.  273.  II.  362.  388. 
bei  gestrandeten  Gütern  II.  31. 
Verkaufsrecht  des  Schiffers  in 
Bezug  auf  Schiff  und  Gut  IL 
233  und  I.  156  ff.  mit  IL  108. 
Rechte  der  Gläubiger  bei  Prisen- 
gerichtlicher  Condemnation  I. 
114.  Verkauf  während  eines 
Krieges  durch  Feinde  I.  112. 
namentlich  wenn  das  Schiff  im 
feindlichen  Handel  beschäftigt 
bleibt  I.  113.  II.  390.  Verkauf 
im  neutralen  Gebiet  IL  383.  388. 

Verklarung,  Seeprotest  I. 
156.  171.  bes.  172  ff  343.  Wesen 
IL  92.  129  ff  223.  Beweis  bei 
Seeschäden,   bes.   Havariegrosac 
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Versicberttiig.  ^  Wiedernehmung. 


n.  l»ff.  136  ff.  BeiMiikriAII. 
137.  GegenliewcU  gegeniHeielbe 
II.  14t  ff.  Nachverklanmg  IL 
138  139.  Wegen  der  Spezialien 
i.  HaTariegroisebeweii. 

Veriichernng  ■.  Atseearans. 

Ter  wer  I.  14.  IL  240  n. 

Versimmerung  deaSehiflfet  durch 
den  Schiffer  I.  155.  102.  167  i.  f. 
332.  IL  333.  durch  den  Direetor 
L  124.  125.  im  Nothhtfen  bei 
HaTariegrott  IL  lOG. 

Vinnins  L  127  n. 

VOlkerteerecht  oder  sog.  See> 
Völkerrecht  1.  3  ff.  IL  330.  340. 

Völkerrecht  L  7.  9. 11.  14.  71  n. 
78.  IL  337  ff.  Literatur  dessel- 
ben IL  339  mit  L  71  n.  und  I. 
4  n.  Verschiedenheit  der  Onand- 
sätse  im  Landkriege  n.  im  See- 
kriege IL  337.  Reciprodt&t  II.  492. 

Völkervertrftge,  Stellung  im 
Seerecht  L  6.  I.  79  n.  IL  112. 
II.  339.  379.  Sammlungen,  re- 
cueils  de  trait^i  1.  34  init.  u.  40. 
nnd  die  grössere  Sammlung  von 
dem  (Alteren)  G.  F.  v.  Härtens, 
recueil  de  trait^s  IL  503. 

Volksheuer  I.  207  ff.  s.  Schiffer 
und  Schiffskinder,  Gage. 

Volkslogis  L  202. 

Volksrolle  L  94. 

Vorkaufsrecht  der  MitrhederL 
110.  119  fr.   im  Kriege  iL  423. 


Wanten  L  82. 
Ward  IL  378  n.  413  n. 
Warden  IL  353  n. 
Wasserschout  L  195  ff. 
Wedderkop  I.  76  mit  132  n. 
Wegorst  L  38  n. 


WenckIL354n 

Werfen  s.  SeewnrL 

Werften  L  82.  Werftengelder 
L9Ö. 

Werfgeld  IL  72. 

Werth;  Werthavamittelang; 
Geldwerth  der  Oater  bei  Oon- 
tributionll  180.81.  desSduffei 
IL  208  mit  163  ff.  und  212.  der 
Ladung  IL  209  mk  179  ff.  193  ff. 
und  212  ff  der  Pracht  IL  209 
mit  171  ff.  und  210  ff.  Affectiona- 
werth  IL  180.  210.  Kanat-  and 
Antiquitltenwerth  IL  210.  Werth 
bei  Verbodmni^  IL  2ä8.  261. 
205.  269  aub  VIL  303  init  316 
sub  IIL  Einkaufspreis  II.  181. 
182.  Marktpreis  IL  165.  181 
nach  Facturen  IL  140.  166.  183. 
188.  189.  196.  Werth  der  Scbifi- 
gerttthe  IL  191.  192.212.  Werth 
tktxAk  der  Versicheruagvtaie  IL 
209.  nach  dem  Bielbrief  IL  fßß. 
nach  dem  Kaufbriefe  IL  206* 

Wesket  IL  180  n. 

Westeapelle,  Seerecht  von  1. 19. 

Westerveen  L  7^  aach  73. 

Weytsen  IL  2n. 

Wheaton  I.  4  und  57.  IL  339. 

Wicquefort  IL  353. 

Wiedernehmung  IL  365  ff.  in 
Betreff  des  Berglohns  IL  40  ff. 
45  ff.  siehe  auch  Bergung.  — 
Begriff  der  Wiedemehmung  IL 
42.  365.  vom  Beuterecht  Ober- 
haupt ibid.  Prisen  im  Seekriege 
IL  366.  Charakter  n.  Wbkmig 
der  Brbeutung  Oberhaupt  IL  367. 
Veri&hrung  IL  367  i.  f.  24atQn. 
diger  Besitz  ibid.  prisengeridit- 
liehe  Condemnation  IL  368  init. 
Blosse  Bringung  in  Sicherlieit 
11.368.  gleichgQltig  ob  die  Prise 
durch  Kaper  oder  KriegaacbUfe 


WilUnsoQ.  ^  Zwischenhafen. 
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gemacht  aei  IL  368  mit  II.  45  ff. 
und  373  ff.  gleichf ültig,  ob  viel 
oder  wenig  Ansticht  auf  Ver- 
nrtbeilung  vorbanden  war  bei  der 
Reprise  II.  368  mit  II.  44  und 
47  n.  Wirkung  des  Friedens- 
Schlusses  bei  Prisen  II.  368  in  f. 
Theorie  der  Wiedemehmung  II. 
369  ff.  Verzweifelte  Ansichten 
mancher  Autoren  II.  369  n.  Un* 
bestimmtfaeit  der  Praxis  II.  369 
mit  372  sub  V.  Verschiedenheit 
der  PaUe  II.  370  ff.  Wieder- 
nehmung  durch  Kriegsschiffe  od. 
Kaper  II.  370.  durch  die  Mann- 
schaft des  Schiffes  selbst  II.  370 
sub  3.  durch  eine  dem  Kaper 
fremde  Gewalt  IL  37L  Fall  des 
blossen  Auffindens  einer  verlas- 
senen Prise  II.  371.  Fall,  dass 
die  Prise  der  Nation  des  Wieder^ 
nehmers  ingehört  II.  371  sub  B. 
oder  einem  Bundesgenossen  ibid. 
oder  einer  hQlfeleistenden  Macht 
ibid.  oder  einem  neutralen  Staate 
IL  371  sub  B.  i.  f.  mit  372  sub  F. 
Fall  der  sweiten  Wiedemehmung 
IL  371  sub  C.  Fall,  dass  die 
Prise  völkerrechtswidrig  war 


n.  372  mit  457.  488.  Prise  eines 
Seeräubers  IL  372.  sub  £.  Be- 
stimmungen des  Consulats  IL 
373.  Spanisches  RechtIL  373. 
Frans.  Recht  IL  374.  J^ngL 
Recht  II,  375.  Nordamerik. 
Recht  IL  375,  Schwedisches 
Recht  IL  376.  Danisches 
Recht  IL  377.  Preuss.  Recht 
II  377. 

Wilkinson  L  56  n. 
-Windvieringe  IL  96. 

Wisbysches  Seerecht  I  SO.  in 
Holland  I.  4L 

Wodarch  IL  19  n. 

Wohlinstruirte  Schiffer,  der  (ein 
Buch)  L  77. 

Wrack  L  125.  158.  IL  24.  36. 

Z. 

Zoll;  Brunshauser  od.  Stader 
Zoll  L36  95.  Sundioll  L  39. 
95.  IL  345. 

Zusammenstossen  der  Schiffe 
siehe  Ansegelung. 

Zuydersee  IL  343. 

Zweimaster  I.  81. 

Zwischenhafen  IL  176.  211. 


V.  lalleabom,  Seerechi  ü. 
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Addenda  et  Corrlgenda. 

Bd.  I.  S.  5.  Z.  21.  1.  Tenterden  «t.  Tmterdfn.  —  S.  U.  Z.  5.  L 
tterile  it.  »tcUe.  —  S.  42.  Z.  11.  1.  Peter  L  st  Peter  IL  —  S.  42. 
Z.  12.  1.  1781  »t  1782.  —  S.  46.  Note  51.  Z.  6.  L  Commeat«tor  it. 
Commeular.  —  S.  82.  Z.  1.  1.  Decke  tt.  Docke.  —  8.  98.  leiste  Zeüe 
der  Note  1.  1826  »t.  1828.  —  S.  144.  Z.  2  in  §  59.  L  SchiflBdierr  (Bheder) 
at  Schiffer.  ~  S.  25W.  letite  Z.  in  8  94.  l.  S  97.  at.  7.  —  S.  2S5.  Z,  I& 
l  S  121  tt  112.  -  S.  324.  1.  8  113a.  at.  t  113. 

Bd.  II.  S.240.  Note  Z.6.1.  Bald  aase  roni  st.  Baldaaaarom. 

In  Bezug  auf  die  Quellen  des  Seerechts  der  ein- 
zelnen Staaten  gebe  ich  noch  folgenden  Nachtrag  ad  S  '^  ^ 
Bd.  I.  S.  30  fT.  und  zwar: 

Ad  8  19.  In  Bremen  gilt  die  Amaterdamer  Asaecnranzordnong 
▼on  1744,  die  abrigena  1756  u  1775  zu  Amsterdam  revidirt  iat  (Deatadi 
Ton  Engelbrecht  1789),  vergl.  Bd.  IL  S.  2.  Siebe  Gerber,  Deuticbci 
Privatrecbt  (2.  Aufl.  Jena  1850)  S.  456  Note. 

Ad.  S  20.  Die  Satzungen  des  Preussiscben  Allgemeinen  Land- 
rechts 1794  gelten  auch  zum  Tbeil  in  Hannover  (a.  8  ^I  *ub  III.j, 
nttmlich  in  Ostfriesland  sowie  in  den  übrigen,  wenigstena  au  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  kurze  Zeit  lang  Preussisch  gewesenen  LandeatbeÜen 
Hannovers,  namentlich  in  den  Amtsbezirken  Hildesheim,  Verden, 
Hoya,  Diepholz,  Osnabrück  und  Lingen,  zufolge  einer  die  Gel- 
tung des  Preussiscben  Rechts  bestUtigende  Verordnung  Georga  IV.  vom 
23.  Juli  1822.  Vergl.  Antoine  de  Saint-Joseph,  concordanoe  entre 
les  codea  de  commerce  ^trangera  et  le  c  d.  c  fnn^,  (6dit  nngm.  Pads 
1851  in  4.)  pag.  279. 

Uebrigens  ist  in  Bezug  auf  die  letzte  Ausfeilung  der  Handels- 
und  insbesondere  aeerechtlichen  Bestimmungen  dea  Prcuaaiaehen 
Allg.  Landrechts  von  dem,  bei  der  Abfassung  ao  thfttigen  Groaskanzler 
von  Carmer  der  berühmte  Kenner  des  Handels,  der  Hamburger  Busch 
herangezogen  worden,  welcher  in  Verbindung  mit  den  Hambnrgen 
G.  H.  Sieveking  und  U.  Moller,  aowie  mit  dem  Lübecker  J.  E 
Gftdertz  eine*  Kritik  dea  Gesetzentvmrfa  auaarbeitete  und  dem  Gross- 
kanzler einsandte.  Vergl.  Busch,  Darstellung  der  Handlang  (Ansg. 
▼.  Norrmann,  Hamburg  1806)  L  605  ff,;  aowie  Beader»  Handdnccht 
L32. 
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Ad  §  26.  Der  Napoleonische  Code  de  commerce  frangais 
iit  mit  der  Kaiaeneit  in  den  wieder  von  Frankreich  1814  unabhängigen 
Lindem  snm  Theil  beibehaltea,  und  gilt  jetzt  in  Rheinbaiern, 
RheinpreuBsen^  Baden  (in  einer  Umarbeitung  von  1809),  Luxen- 
burg,  Parma,  Modena,  Lucca  (wo  noch  eine  Verordnung  v9m 
6.  Mai  1840  die  fortdauernde  Gültigkeit  des  Code  de  c.  fr.  anerkannte), 
Kirchenstaat  (in  einer  Ueberarbeitung  von  1821;  s.  S^)*  Toskana 
(s.  §  32),  Sicilien  und  Neapel  (s.  S  33),  Sardinien  (wo  zwar  nach 
der  Restauration  1814  der  Franz.  Code  (mit  Ausnahme  fQr  Genua) 
abgescha£f^,  indessen  1843  1.  Juli  in  einer  guten  Ueberarbeitung  unter 
Benutzung  der  neueren  Französischen  Gesetze  von  1817,  1833,  1838  und 
1841,  sowie  namentlich  der  Urtheile  des  Franz.  Cassationshofes  wieder- 
anfgelebt  ist;  siehe  $31),  in  Belgien  (wo  er  fortdauernd  trotz  aller 
politischen  WechselfÜlle  des  Landes  in  Gültigkeit  geblieben  ist), 
Griechenland  (in  einer  treuen  Nachbildung  1.  Mai  1835),  in  Haiti 
(seit  1828),  im  Lombardisch- Vene tianischen  Königreich  (s.  aber 
S  29),  Krakau  (seit  1808  bis  jetzt),  Königreich  Polen  (für  welches 
wenigstens  1812  eine  fast  wörtliche  offizielle  Uebersttzung  gemacht 
wurde;  doch  scheint  dort  das  Franz.  Recht  nicht  mehr  zu  gelten),  auf 
den  Jonischen  Inseln  (in  einer  Ueberarbeitung  von  1841). 

Die  neueren  HandelsgesetzbQcher  Hollands  (s.  S  23),  Spaniens 
(i.  S  34)  und  Portugals  (s.  $  35)  lehnen  sich  zwar  vorzugsweise  an 
den  Code  de  com.  fr.  an,  sind  jedoch  in  vieler  Hinsicht  selbststftndige 
Arbeiten.  Der  Portugisische  C6digo  1833  ist  wesentlich  eine  Umarbei- 
tung des  Niederlandischen  Gesetzentwurfes  von  1826. 

In  Mexico  und  in  einigen  Südamerikanischen  Staaten  gilt 
jetzt  noch  die  Ordonnanz  von  Bilboa  (s.  $  34). 

Was  in  Malta  in  Bezug  auf  den  Handel  Rechtens  ist,  beruht  zum 
gronen  Theil  auf  Usanz  und  war  oft  schwer  anzugeben,  bis  1841  von 
einigen  Juristen  eine  Sammlung  erschien  unter  dem  Titel:  Compen- 
dio  di  Diritto  eommerciale  maltese  (Malta  1841). 

Vergl.  Oberhaupt  A.  de  Saint -Joseph  1.  c.  p.  XIII.  und  unter 
den  Rubriken  der  einzelnen  Lander  p.  137  ff. 


Druck  fon  i.  Drcger  in  Berlin,  Adlentr.  9. 
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